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Vorrede«* 


Während  einer  längeren  wissenscbaftUchen  Laoibabn  pflegen 
raam-hfachc  vereinzelte  Abhandlungen  zu  entstehen,  bald  aus  inneren 
bald  aus  äusseren  Gründen.  Ausgedehnt  über  eine  Reibe  von  Jahren 
▼eröffenUicht  an  verschiedenen,  nicht  immer  leicht  znglnglichen  Orten, 
woU  ancli  namenloe  erschienen,  entschwinden  solche  kleinere  Arbeiten 
leicht  wieder  dem  GedSehtnlsse  and  Gebranche. 

Die  meisten  Erzeugnisse  dieser  Art  verdienen  allerdings  kein 
anderes  Loos.   Vorübergehenden  Bedürfnissen  entsprossen,  haben  sie 
ihren  Zweck  längst  erfttllt;  and  in  einer  Vorkehmng  za  bleibender 
Anfbewahrnng  konnte  nnr  eine  Anmassong  von  Seiten  desVerfiusers 
und  eine  Besehwerde  für  die  ohnedoa  alba  angeschwellte  Literatur 
erblickt  werden.  Es  giebt  jedoch  Ausnahmen.   Auch  kürzere  Arbeiten 
mOgen  über  den  Tag  ihrer  Erscheinung  hinaoaBedeutang  haben,  und 
nicfat  alle  fereinselte  Abhandlnngen  sind  nor  flOchtig  aasgearbeitet 
Namentllcb  werden  nicht  selten  wichtige  FMgen  in  dieser  Weise  aus- 
fOhrl icher  erörtert,  als  in  einem  Systeme  möglich  ist,  oder  von  Solchen, 
welche  ein  ganzes  System  nicht  unternehmen.   Arbeiten  der  letzteren 
Art  der  Vergessenheit  au  entieissen  und  sie  zogftogiicher  zu  machen, 
ist  ein  natfirlicher  Wunsch  des  VetliuserB,  and  dieser  Terdient  nur 
dann  einen  Tadel,  wenn  er  sidi  in  der  Würdigung  der  Bedeutung  urrt 
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Mir  selbst  steht  natürlich  kein  Urtheil  darüber  zu,  ob  ich  bei 
dem  Entschlösse,  einen  Tbeil  der  Yon  mir  im  Laufe  der  Zeit  ver- 
fustea  einsdnenAiiflBätze  zn.  einem  grosseren  Ganzen  zu  vereinigen, 
in  einen  solchen  tadelnswerthen  Irrthum  veHkllen  bin.  Nur  sei  mir 
gestattet,  zur  näheren  Rozeichnunp;  der  SammluDg,  deren  erster  Band 
hier  voi gelegt  wird,  Einiges  zu  bemerken: 

Ich  tbeile  lieinesvegs  lauter  bereits  ?erl^ffentlichte  Arbeiten  mit 
Wohl  die  Hälfte  des  jetzt  Vorgelegten  erscheint  hier  zum  erstenmale. 
Dirae  letzteren  Abhandlungen  lagen  theils  seit  längerer  oder  kürzurer 
Zeit  abgeschlossen  im  Pulte,  eiuer  passenden  Gekpcnlieit  zur  Ver- 
dffentlichiing  wartend;  theils  habe  ich  sie  erst  jetzt  entworfen,  wenn 
ich  ntoüich  nach  geschehener  Zusammänstellung  des  Vorhandenen 
glaubte  eine  Lflcke  ausfdUen  zu. sollen.  Bei  dta  frOher- bereits  ge- 
druckten Aufsätzen  ist  der  Ort  der  Veröffentlichung  immer  angegeben; 
die  mit  keiner  solchen  Nachweisung  versehenen  sind  also  neu. 

Auch  die  früher  bereits  gedruckten  Abhandlungen  sind  jedoch 
nicht  in  ihrer  ursprflngüchen  Gestalt  wiedergegeben,  sondern  simmt- 
lich  neu  bearbeitet.  Es  findet  jedoch  ein  grosser  Unterschied  hiebei 
statt.  Bei  einzelneu  Arbeiten  fand  ich  keinen  Grund  zu  einer  wesent- 
lichen Aenderufigi  solche  sind  dann  nur  in  der  Form  verbessert  und 
etwa  ergänzt,  wenn  ein  Punkt  übersehen  worden  war,  oder  wo  eine 
.spätere  Thatsache  beziehnnpweise  literarische  Erscheinung  Berttck* 
sichtigung  verlangte.  Andere  Abhandlungen  sind  dagegen  gänzlich 
umgestaltet,  und  zwar  nicht  blos  ausgedehnt  oder  abgekürzt,  sondern 
auch  in  Beziehung  auf  den  Inhalt  verändert  Mehr  als  Eine  dersel- 
ben ist  auf  diese  Weise  ein  völlig  verschiedenes  Werk  geworden.  — 
Dass  gegen  ein  solches  Verfahren  EinwendunifeD  gemacht  werden 
können,  ist  mir  keineswegs  entgangen.  Wenn  eine  Arbeit  in  ihrer 
früheren  Gestalt  Berflcksichtigung  gefunden  hat,  (sei  es  nun  Zustim- 
mung sei  es  Widerspruch J  so  psssen  die  darüber  gemachten  Bemer- 
kungen  sowie  etwaige  Anführungen  nicht  auf  die  jetzlge-BeschaffiBnhdt 
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Sodann  macht  die  Umarbeitung  auch  an  Solche,  welche  sich  bereits 
mit  der  ersten  DarateUang  bekannt  gemacht  hatten,  den  Anspruch 
auf  nochmalige  BerOcksicbtignog.  Dennoch  habe  ich  geglaubt  nicht 
anders  verfahren  su  können  und  zu  sollen.  Es  schien  mir  nämlich 
nicht  bloss  mein  Recht,  sondern  auch  meine  Ptiicht  zu  sein,  einen 
der  öÖentÜcben  Beachtung  nochmals  vorgelegten  G^enstand  &o  gut 
zu  erörtern,  als  ich  es  eben  jeUt  vermag;  und  fiir  vflUig  verkehrt 
bitte  ich  es  gehalten,  wenn  ich  nut  Bewusstsein  UnvolDcommenes 
oder  gar  Unrichtiges  mm  «weitenmale  verbreitet  hätte,  bloss  weil 
ich  es  früher  nicht  besser  verstand.  Sprechen  doch  dieselben  Gründe, 
«eiche  gegen  die  Umgestaltung  einer  einzelnen  Abhandlung  angefahrt 
werden  mOgen,  auch  gegen  die  Herausgabe  verlMisserter  neuer  Anf- 
ligen  eines  Buchest  So  lange  ein  SchriftsteUer  lebt,  darf  und  soll 
er  an  seinen  Eiv-euj^nibten  bessern;  eine  andere  Frage  ist  freilich, 
ob  sich  Leser  finden ,  welchen  der  Mühe  werth  ist,  sich  mit  dem 
ümgestalteten  noch  einmal  zu  befassen. 

Die  Abhandlungen  folgen  sich  nicht  nach  der  Zeitfolge  ihrer 
Erscheinung,  somtorn  shid  nach  Gegensttaden  zusammengestdlt.  Ich 
wollte  durch  diese  Anordnung  nicht  etwa  bloss  das  Auffinden  erleich- 

I 

tem,  sondern  namentlich  auch  das  in  Verbindung  bringen,  was  ich 
aber  einzelne  Fragen  derselben  Wissenschaft  gearbeitet  habe.  Ent- 
steht auch  durch  eine  solche  Nebeneinanderstellung  kein  Sjistem,  so 
tritt  doch  der,  wie  ich  mir  wenigstens  schmeichle,  folgerichtig  durch- 
gehende Grundgedanke  deutlicher  hervor,  und  es  stützen  sich  die 
verschiedenen  Anwendungen  desselben  gegenseitig. 

Sfimntliche  Abhandlungen  beschäftigen  sich  ausschliesslich  mit 
theoretischen  Staatswissenschaften;  kritische  und  literargeschicht- 
liehe  Arbeiten  sind  ganz  ausgeschieden.  Was  ich  von  früheren  Ver- 
suchen letzterer  Art  glaubt  ein  bleibenderer  Stelle  verwenden  zu  können, 
bat  in  meiner  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften  eine 
Stelle  gefimden.  Der  jetzt  veröffentlichte  erste  Bend  enthalt  Abband- 
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lungen  ans  dem  OffentUclien  Rechte  —  Staatsrecht  und  Völkerrecht;  — 

der  Politik  im  weitesten  Siime  de^  Wortes  wird  die  Fortsetzung 
gewidmet  sein. 

Heidelberg,  30,  November  1859. 

]t  MoM.  ' 
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VL  Von  falscher  Bildung  der  vertretenden  Versammlungen ,  S.  405.  — 
Die  thatsächlich  Lestrlicnde  Bildung,  S.  400.  Kritik  der- 
selben, S.  408.  insbesondere:  mangelhafte  Keuntoiss  der 
HitgUeder,  S.  409;  schwacher  Eifer,  &  411;  keine  Yerhllt- 
nissmässigkeit,  S.  412.  Vorschläge  zur  Besserung  •  Allgemeine 
Grundsätze,  S.  HC.  Dreierlei  Arten  von  Vertretung,  S.  417. 
Bestimmung  der  Gesammt- Vertretung,  daa.^  der  zusammeu- 
geseisten  Vertretung,  8.  418;  der  Landesvertretung,  das. 
Vn.  Widerlegnag  der  Einwendungen  gegen  das  parlamentarische 
System.,  8.  419. 

Vm.  Nähere  Aiisrnhmng  der  dreifachen  Vertretung,  8.  486.  Wider» 

Icguiig  von  Einwt  iultingen.  S.  489. 

IX.  Kritik  auiUr weitiger  VerbesserunsvorschlAge :  Lord  Brougham, 

das.;  Stahl,  8.  446:  Lerita,  8.  447;  Winter,  8.  449. 

X.  Untersochnng  d«r  oonstiL  Znitkade  in  Norwegen,  8. 463;  Eng> 

land,  das.;  Belgien,  8.  456;  der  Vereinigten  Staaten,  das. 

XL  SeUnss,  S.  467. 
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n.  Bedit  «ul  Fttllllk  dir  nprlaentetiT«!!  SemokimtieL 

Biiihttende  BemoiEiugai,  S.  461. 

1.  Die  BesMUmig  der  «nsabeiideD  Gewalt  in  d«r  reprBseatatiTeii  De- 

molaratie. 

Besondt  ff  Schwierigkeit  der  Aufgabe  für  die  r.  D.,  8. 467.  MQglich- 
kt'itcu  der  Losung,  S.  470.  —  Ausühiiiiff  der  RpfnVrungsgesch&fle 
durch  die  v.  Versammlung,  S.  471 ;  durch  ein  Dircctoriom,  S.479; 
durah  einen  Einsäen,  S.  484. 

2.  Die  W^rentwidcUuig  des  denioknitischen  Princips  im  uordameri- 

sehen  Staatereeht 

Ifothweadiginit  wtm  Torkehnuigen  nur  VerliiBdenniK  einer  scbld- 

UchcD  Entwicklung  des  spocifisrhon  Stiuifsginlaiikcns ,  S.  493. 
NichtberflckMchtigung  dieser  ForderuQg  in  den  Demokratieen, 
S.  491. 

Betraditang  der  nordwerflraniachwi  Zustande,  S.  601.  BleigeDde 

Weiterentwicklung  des  demokratischen  Principes  daselbst,  S.  506. 
Beispiele:  Verhandlungen  der  verfasstinggebendou  Versunimlnng 
von  Califomien,  S.  512;  der  verfassnugsbesseruden  Versaiumlung 
von  Meeeachniette,  8.  618. 

3.  Bemerkungen  aber  die  französische  Yeriassang  von  1848. 

Bedentttttf  dieser  Terfassung,  S.  586.  —  Die  Beatimmungen  Über  das 
frz.  Staatsbürgerrecht ,  S.  537.  Die  gesetzgebende  Gewalt,  8. 55 1 . 
Die  Stellung  des  Präsidenten ,  8.  664.  Der  StaattfericlltsllO^ 
8.  660.  Der  Staatsrath,  S.  564. 

m.  YdlkiRNht 

1.  IMe  Pflege  der  internationalen  Gem^schaft  als  An^be  des  Y6lker> 
rechtes. 

Mbfljwendigbeit  einer  Materialkritik  des  V.R.s,  S.  579.  Bessere 
Erörterung  der  Lehre  von  der  internationalen  Gemeinschaft, 
S.  580.  —  Feststellung  der  Aufgabe,  S.  581.  —  Gegensatz  von 
Someriaitit  und  Geaeinsdiaft,  S.  687.  ^  AUffemeine  Gnuid> 
Sätze  der  intern.  Gemeinschaft,  S.  593.  —  Die  einzelnen  Be- 
ziehnngen  derselben :  Beseitigung  von  Missverst&ndnissen ,  S.  ö99. 
Förderung  der  staatlichen  Zwecke:  Rechtsgesetzgebung, 
&602;  Becihtsbeii6rden,  S.604;  PriventivjvstiB,  8. 605;  wieder- 
herstellende  Rechtspflege:  Strafsachen,  S.  609;  bürgerliche 
Rechtspflege,  S.  010;  Vollziifr .  S  G12.  GeKensfilnde  polizei- 
licher fttrsorge:  Auswanderung,  S.  615;  ansteckende  Krank- 
heiten, das.;  Lebensmittel,  8.  616;  geistiges  Leben,  dss.; 
Gewerbe,  8.  617;  Handel,  S.  Gl 8.  —  Förderung  ge  Seil- 
schaft !irh  f  T  Zwecke:  Allgcmeirn  Gi  iml^ützf' ,  R  '>2l.  Ins- 
besondere von  Kirchen,  S.624;  Gemeinden,  das.;  Adelsvereine, 
8.  626;  ZOnften,  dss.  —  FBrderang  der  ZveiA»  Einadaer, 
8i  686» 
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2.  Die  TOlkerreditlidi«  Lehr«  wm  Atfhb, 

.Bedentaag  «BeNrldie,  B.637.  LitmUir,  8w6S9,  AmaerlL  Fc«tf 

Stellung  der  Frage,  8.  640. 
Der  tbats&chlicbe  gegenwärtige  Zustand.  -  Das 
positive  Recht  der  bedeatendsten  Staaten :  Grundsätze  and  Be- 
straAug  reehtswidrifer  Ihndlungen ,  S.  648;  and  Analieferung 
von  Verbrechern,  S.  649.  —  Stand  der  Lehre:  Annchten  aber 
den  Umfang  der  Recbtsaufgal  f  n  Ur  Staaten  Qbprhaupt,  S.  fifil; 
die  Yorbcugungsmaassregcbi  zum  Schutze  fremder  Staaten,  S.  671 ; 
Ton  der  Bestrafung  einer  Verletzung  fremder  Staaten,  S.  672; 
yerpflichttmg  m  Ansli«feraiig,  B.  676. 

DieLehre.  —  Schwierigkeit  derselben ,  8.  r>80.  Die  kosmopoliti- 
sche Auffassung,  S.  »V^l.  Die  sclbstsnclitiKC  AufTiissung,  S.  7W. 
i<'olgea  der  bisher  erOrterteu  Ansichten,  S.  702.  Das  TcmuttelAde 
System,  S.  710. 

Kritik  tind  Torsehligei.  —  Beortheilaog  der  winenachaft- 

lichen  Auf'^itellungen.  Territorialprincip :  Sir  G.  C.  Lewis,  S.  731 ; 
Princip  der  sittlichen  Pflicht.  Provö  Kluit,  8.7«');  Miirqnardscn, 
&  737;  mehrere  gleich  hoch  gestellte  Grundsätze:  Bemcr  und 
Arnold,  8.  789.  —  Kritik  des  positiven  Bechtes.  AvimU, 
S.  742;  Bestraloiig  dgeaer  8tMt«uigiM«er  wegen  ebcs  in 
Auslande  begangenen  Vorbrecbfris ,  S.  74 1 ;  Rpstrafung  eines 
Ausländers  wegen  eines  im  Auslande  gegen  das  Ausland  be- 
guugenen  Verbrechens,  S.  750;  das  Asylrecht  und  die  Auslieferung : 
D«B  engliBeh-aiBerilcuijieli«  l^jvtenit  8.  758;  TergldehuDgoi  des 
belgischen  und  französischen  Systems,  S.  754;  die  deatfcheii 
Staaten,  S.  75G.   Vorschlag  zu  einem  Coogresse,  &  758. 

3.  Ueber  völkerrechtswidrige  Kriegsmittol.  ' 

flothwendigkcit  einer  neuen  Roglung  der  Lehre,  S.  765.  —  Verwen- 
dung barbarischer  Kriegsvölker,  S.  770.  —  Verleitung  feindlicher 
Soldaten  nnTrenbrndie,  8. 772.  —  Ametttong  vonEmpOmngen 
in  FriedeMgeblet,  8.  776. 
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Der  Qedanka  der  EeprAsentation  im  VerhAltnisie  m  der 

geeammten  Staatenwelt 

L 

Begriffibeitimmang. 

'  Zb  aUffi  Zetteii  and  uf  den  Tenchiedeniten  Gesittigimgastiifeii  der 

Yölkcr  hat  es  GemcmweseQ  gegeben,  in  weldien  die  Entscheidang  aUgemeiner 
Angelegenheiten  bei  der  Gesammtheit  der  versammelten  freien  Borger  war. 
Ebenso  sindStanfcn  niclit  sclton  gewesen,  in  welchen  die  T/eitnng  der  öffentlichen 
Geschäfte  einer  kleineren  Anzahl  aus  eigenem  Hechte  zustand,  sei  es  dass 
sie  diese«?  anf  gütlichen  Auftrag,  sei  es  dass  sie  es  auf  Eroberung  oder  anf 
gesellschaJÜRue  Stellung  gründeten.  Dagegen  ist  es  ein  vcrhältnissniässig 
neuer  Gedanke,  einer  Minderzahl  das  Recht  einzuräumen,  im  Namen  und 
im  Aoftrag  derGeMxanitlieit,  aonüt  einer  Seita  mitBecliteerwerbnng  andern 
Sdta  mit  Terpflichtang  Ar  dieidbe,  Öffentliche  Gesebftfte  au  besorgen. 

Unawdfeniaft  ist  ea  bei  der  weitTerbroiteten  Anwendung,  midie  dieaer 
Gedanke  gefanden  hat,  nisaenaehafUiche  Nothwendigkeit,  den  Kern  desiä- 
ben  vom  Standponete  des  Rechtes ,  der  Sittlichkeit  und  der  Zweckmiaaig- 
keit  zn  nntcrsnchen;  und  man  darf  es  wohl  auffalleml  6nden,  dass  nur 
sehr  selten  ti(  f  in  den  Gegenstand  eingedrungen  wird.  Sollte  der  häufige 
und  unbeanstandete  Gebrauch  von  Stellvertretung  in  den  Vorkomninissen 
des  bürgerlichen  Lebens  der  Grund  sein,  warum  man  ein  ähnliclies  Ver- 
hältniss  in  staatlichen  Geschäften  als  sich  ebenfalls  von  selbst  verstehend 
betrachtete:  so  wäie  diess  wenigstens  ein  vorsclmeller  ScUubs.  Es^gt  an  si<  h 
gar  «obl  möglich,  das«  eic^  im  Privatredite  ein  Yerbtitniss  4^^^^ 
vnd  nothwendig  erweisen  Usst,  gegen  denen  Anwendung,  im  ^^atsleben 
gOllige  Einwendungen  gemacht  werden  Id^nnen. ,  Die  Frage  mnsB  abo  jeden 
Fallee  in  Beöehung  auf  die  Staatsgefichlfte  besondera  untermicht  werden. 
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Die  ^siehten  der  Wenigca,  welche  sich  mit  der  inneren  Berechtigung 
der  Stellvertretuiig  im  Staate  beschftftigt  haben,  sind  sehr  auseinander  ge- 
gangen. Wlihrend  ein  bedeutender  Hann  in  der  Bestellung  von  Tertretem 
tiefe  Unsittlicbheit  vnd  Verbll  der  staatsbflrgerlichai  Geslnninig  erblii^ 
-erkennt  ein  Anderer  in  derselben  Einnchtnng  eine  nothwendige  Eiftllnng 
T<m  Pflichten. 

Bekannt  ist  einer  Seits  der  bcft Ausfall  J.  J.  Roasseau's  auf  die 
Vertretung  «Sobald,  sagt  er,  der  öffentliche  Dienst  aufhört  die  haupt- 
sächliche Beschilftipiiif,'  der  Hflrger  zu  sein,  diese  lieher  mit  ihrem  Beutel 
als  mit  ihrer  Person  btzahlt  ii,  ist  der  Staat  seinem  Untergänge  nahe.  Muss 
man  zum  Kampfo  gehen,  /ableu  sie  Soldaten  und  bleiben  zu  Hause.  Soll 
mau  sich  m  den  Kalb  begeben,  so  eriieaueu  sie  Abgeordnete  und  bleiben 
zu  Hause.  Aus  Tnighcit  und  mit  Geld  haben  sie  dann  Söldner  um  das 
Vaterland  m.  nnteijochen  nnd  Stellvertreter  um  es  zu  Terkaafien.  ....  Die 
Staatsgewalt  (sooTeraindt^)  kann  nicht  reprftsentirt  werden,  und  zwar  aus 
demselben  Gründet  vamm  sie  nidit  veriassert  werden  kann:  sie  beruht 
wesentlich  in  dem  allgemeinen  Willen,  und  dieser  kann  nicht  repnsentirt 
sein.  Er  ist  er  selbst,  oder  er  ist  ein  anderer;  es  giebt  kein  Drittes.  Die 
Abgeordneten  des  Volkes  sind  also  nicht  seine  Vertreter,  sondern  nur  seine 
Beauftragte  (commissaires) ;  sie  können  keinen  schliesslichen  Entscheid  geben. 
Jcdo<;  Gesetz,  welches  das  Volk  nicht  gutgeheissen  hat,  ist  ungfiltig;  es  ist 
gar  kein  Gesetz.»- 

Guizüt  dagegen  fuhrt  in  seiner  «Ge^srhichte  der  repräsentativen  Re- 
gierung» in  geistreicher  und  schlagemh-r  \V(  ise  aus  *) ,  dass  allerdings  ilie 
Repräsentation  rechtlich  nicht  auf  eine  angeborene  Selbstständigkeit  und 
Unabhängigkeit  jedes  einzelnen  Menschen  gestellt  werdoi  könne.  Die  in- 
nabme  einer  solchen  Freiheit  und  Gleichheit  Aller  fthre  entweder,  mit 
Rousseau,  za  der  rechtlichen  -und  selbst  sittlichen  Unmflglichkdt,  einen 
Stellvertreter  zur  Aussprechnng  des  Willens  und  zur  Selbstbeschr&nknng 
der  Fr^eit  zu  bestellen,  ja  sie  gehe  selbst  noch  flbtf  dn  von  Boussean 
gezogenen  Schlussfolgerungen  hinaus  und  mache  jegliche  Ordnung  der  bOr^ 
gerlichen  und  staatlichen  Gesellschaft  unmögUch.  Oder  aber,  es  könne  nur 
mittelst  einer  Reihe  von  Folgewidrigkeiten  die  Ernennung  eines  Sf  ellvcrtreters 
zur  Ausübung  des  Willens  Anderer  vertheidigt  werden;  wobei  man  nur  wieder 
die  Wahl  zwischen  zwei  gleich  üb(  hi  Einrichtungen  habe,  nämlich  zwibcheu 
einer  unbedingte  n  und  fast  >ldaviacb«.u  Abhängigkeit  des  Stellvertreters,  welcher 
nur  die  ihm  von  seinen  eiuiielnen  Gewaltgebem  ertheilten  Aufträge  zu  voll- 
ziehen habe,  oder  m  einer  TOllst&ndigen  und  alleSelbststindigkeit  nnd  Freiheit 
des  Volkes  aufiiebenden  Heirsehalt  des  Abgeordneten.  Guisot^s  eigene  Lehre 

t)  Dm  watat  McUl,  lU, 

s)  S.  M.  1^  1«.  V«riMaa.  (Brliudflr  Aaa«.  vw  ISSI,  8.  St  n.  4r.) 


Digitized  by  Google 


in  der  Staateowell.  5 

aber  gebt  dabin,  dass  nit-lit  der  nunsrhÜLhe  Wille,  sondern  die  höheren 
Gesetze  der  Vernunft,  Gerechtigkeit  und  Sittlichkeit  Recht  zu  madicu  befugt 
seicu,  und  da^j-  zu  dem  Ende  die  unter  dt  u  Menschen  zerstreuten  und  un- 
gleich vertheilteu  Veruuültekuicute  gebauiüicU  und  lur  uffeutlichen  II» mm  lial't 
gebracht  werdeu  iuOssen.  Das  beste  Mittel  hierzu  sei  nun  über  eine  Wahl 
von  Stellvertretero  aus  der  gerammten  Volksmenge. 

Es  ist  Wold,  hei  aller  Achtaug  gegen  diese  Denlier,  erhabt,  beiden 
Ansciiaiiimgen  knne  GrOnde  «aitgegenzoBtellen.  ^ti8seaa*8  Yernitlieilimg 
der  Volksvertretang  beruht  theoretisch  auf  einer  Ungst  als  onriebtis  *Ber- 
kunten  Anfiiassting  der  Staatsgewalt  und  des  TerhAltnisses  des  Volkes  m 
ihr;  practisch  aber  auf  einer  Voraussetzung  rfiumlich  und  wirtbschaitlich 
Insserht  besehrJlukter  VerhältuisHe ,   wie  sie  in  den  meisten  Staaten  der 
Neuzeit  nicht  bestehen.    (Tiiizot's  Beweis  der  Xothwendigkeit  einer  Vertre- 
tung aber  ist  nicht  nur  allzukünstlicb,  «sondern  auch  mehreren  eutschiedcnen 
Einwendungen  bloßgestellt.    Kinnial  ist  es  wohl,  nach  den  rechtsphilosophi- 
nkü  BcgritTcü  der  unendlichen  Mehrzahl,  eine  verkehrte  Rehauptuug,  daas 
der  menschliche  Wille  kein  (wohl  bemerkt  äusserliches)  Recht  machen  könne. 
Sodann  ist  es  ein  fünkekider  aber  unklarer  Gedanke,  dass  die  weit  und 
breit,  Jedoch  in  angleichen!  Maasse  zerstreuten  Bradistttcke  von  Vemonft 
geeanniDdt  werden  mflssen  cur  Eisengang  nnantastbarer  Gesetze.  Endlich 
ist  TW  einem  solchoi  Sanunlongsbedflribisse  m  derThatsadie  der  «irkücben 
Zosanmienbringnttg  mittelst  einer  Wahl  einzelner  MBnner  aus  dem  V(dke 
ein  gar  weiter  Sprung.   Wo  ist  irgend  eijic  Sicherheit,  dass  diese  Gewildt«! 
gerade  die  Trflger  der  Vernunftbruchstürke  seien? 

GlQcklicherweise  lässt  sich  ein  anderer  Weg  zur  B^Ondong  des  Re- 
präsentativsystemes  einschlagen.  Es  i*it  nicht  nur  möglich,  ?*ondem  sogar 
weit  zweckmflssiüf r  die  Fr;u:e,  was  Kcprftsentation  sei  und  wie  sich  der 
Gedanke  zu  ti u  ruf  n-  hlithea  Eimichtuugeu  übeihaui>t  verhalte,  viel  ein- 
facher zu  fassen  und  unmittelbar  aus  dem  Lehen  zu  beantworten. 

Ohne  Besorgniss  vor  Widerspruch  kOimen  zwei  That&achen  nicht  nur 
als  richtig,  sondern  anch  als  In  den  verschiedensten  Veihtltnissen  und  Mo* 
difikationen  Toricommend  angenommen  werden.  Einmal,  dass  sehr  hftafig 
ein  Mensch  eines  Rechtes  oder  dnes  Interesses  tiberall  nicht  selbst  warten 
kann  und  daher  damit  snfrieden  sein  muss,  wenn  ein  Anderer  die  Besorgung 
auf  Terstftndige  und  redliche  Weise  flbentimmt  Zweitens,  dass  es  flOr  eine 
grossere  Aniahl  von  Menschen,  welche  ein  gemeinschaftliches  Recht  oder 
Interesse  besitzen,  eine  schwere  Autgabe  ist,  die  Wahrung  und  Austlbung 
ihres  Anspruches  gegenüber  von  einf  ni  Dritten  anf  wirk«nme  Weise  selbst 
zu  besorgen.  Bleiben  sie  nämlich  bei  solchem  Unternt  lunen  vtrein/elt,  «0 
haben  sie  nicht  blos  in  dieser  Zersplitternng  nur  »in«'  prrinfyp  Macht,  sun- 
dem  es  ist  auch  höchst  wahrscheinlich,  dass  sie,  uji(«r  sich  verschiedener 
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Mfiirang,  gegenseitig  ihre  AhHchfen  selbst  darcbkrcnzcn  und  verhindern; 
ein  Zusammentritt  Aller  zu  einer  grmfTtisolmftliclicn  Vorsammlnng  ab^r  i^t 
schwerfällig,  mannchfach  störend  und  hcdonklicli.  ja  so?ai-  hei  ciaer  grossen 
Menge  von  Thfiliichinfrn  und  einer  heduultndeii  räumlichen  Entfernung  der- 
selben von  eiaauder  geradezu  uumogiich.  Diese  beiden  Tbatsachcn  sind  nun 
die  Veranlassung,  das»  in  einer  QBZtthligen  Menge  von  FttOen  des  tAglichea 
borgerlichen  Lebens  Yartretangra  von  Rechten  und  Interessen  darch  Andere 
als  die  Eigenthflmer  selbA,  und  namentiüGb  durch  eine  kleinere  Annhl  an 
der  Stelle  nUreicher  Betheiligter  vorkonunen.  Jeder  Yormiind  oder  Yer- 
«alter,  und  Jedin'  Ansidiiiie  fon  GISnbigem  oder  Actionären  ist  ein  Beweis 
von  der  rechtlieben  Thunlit  h1<cit  und  von  der  thatsächlichen  Nothwendigkeit 
einer  Stellvertretung.  Kein  Civilrecht  kann  es  unterlassen,  das  Bestellen  von 
Caraforen ,  Mandataren  u.  8.  w.  anzuerkennen  und  die  BecbUvu'bält&is&e 
dersi^lben  zu  bestimmen. 

Kanu  nun  über  auch  bei  üfl'eatli  eben  Hechten  und  Interessen,  welche 
im  Besitze  Vieler  sind,  eine  gleiche  Vorkehrung  stjitttiuden V  Die  beiden 
Thatsachen  b&ufiger  persönlicher  Uo&higkdt  cor  eigenen  Handbabong  nnd 
grosser  Beschwerliebkeit  gemeinscbaftlicher  Geltendmachnng  von  Seiten  Tieltf 
sind  natfirlidi  auch  hier  vorhanden;  darans  folgt  denn  aber,  wenn  die 
Rechte  nicht  verlor»  gehen  oder  mindestens  nntdoe  sein  sollen,  dasBedflrfiiiss 
einer  Abblllfe.  Kann  nun  anch  nicht  behauptet  werden,  dass  eine  Stell- 
vertretung der  persönlich  Unfähigen  oder  allzu  Zahlreichen  das  eimdge 
denkbare  Mittel  zur  Recht swahrung  sei ,  so  ist  sie  doch  unleugbar  ein  an 
sich  brauchbares  Ausknnffsmittel.  Die  Frage  ist  nur,  ob  in  dem  Wesen 
der  üflFentlichen  Rechte  d(  s  Bürper««,  also  in  einem  Ansprüche  auf  irgend 
einen  staatlichen  Einflii'^s,  (ine  /in nlckweisung  oder  wenigstens  eine  Ab- 
mahnung vor  eiiKr  Yeitrttiing  begrliadet  ist?  Hier  liegt  denn  aber  keine 
Ursache  zu  einer  Bejahung  vor.  —  Vom  rechtlichen  Standpuncte  aus 
bat  die  Sache  bei  allgemeinen,  d.  b.  einer  grösseren  Anzahl  von  Personal 
zustehenden,  Befugnissen  nicht  den  aundeslen  Anstand.  Bei  einer  so  weit 
ansgedehnten  Theibahnie,  wie  sie  bei  allgemeinen  staatsbfirgertichen  Rechten 
oder  auch  selbst  bei  den  Befugnisse  einzelner  Klassen  stattfindet,  kann 
von  ganz  persönlichen  Eigenschaften  als  Bedingungen  der  Ausftbung  nicht  die 
Rede  sein ;  solche  Eigenschaften  aber,  welche  bei  den  vielen  ursprünglich  Be- 
rechtigten etwa  vorhanden  sein  müssen,  las^sen  sich  auch  hei  Vertretern  finden. 
Dass  ein  rein  persönliches  Privilegium  nicht  durch  einen  Andern  mag  aus- 
geübt werden,  eben  weil  es  nur  dieser  Person  pe^elKn  ist,  ist  richtig:  allein 
die  Befähigung  zur  Vertretung  eines  Rechtes,  web  hes  dem  Uebemehmenden 
auch  schon  selbst  zusteht,  ist  nicht  zu  beanstanden.  Auch  wird  die  Stellnug 
des  Verpflichteten,  also  des  Staat.soberhauptcs  in  der  Monarchie  und  des 
eimselnen  ünterthanen  in  der  Demokratie,  rechtUeb  in  keiner  Weise  ver> 
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Sadert  xaoA  irenchüinii^,  «eun  die  Einhaltung  seiner  Ldstong  nicht  ton 
dtta  unmittelbar  Berechtigten  selbst,  sondern  von  einem  BeToIlmächtigten, 
and  nicht  Ton  allen  Berechtigten  eiudn,  sondern  je  von  venigen  Stellvcr- 
tretern  verlangt  wird,  beziohnngsweise  die  Vornahme  gemeinschaftlicher 
Handlungen  dnrvh  letztprr  erfolgt.    Der  Verpflichtete  kann  nur  v.  rlaiigrn, 
dass  er  nicht  ubrr  das  lcst!;tt'hcnde  ^Faass  seiner  Vorplüchtnng  hinaus  in 
Anspruch  genommen,  und  d,i-<  ci-  dureli  die  Leistung  an  die  dieselbe  in 
Empfang  nebmcudf  Person  wirkliih  liWrirt  werde:  nun  aber  l<ann,  selbst- 
redend, dn  Vertreter  nicht  weiter  verlangen  als  sein  Gewaltgcber  oder 
Mondel,  nnd  ist  dne  Leistung  an  einen  gesetzlich  bestellten  Yertreter  tqU- 
k<Mmnen  genllgend  nr  ErfiUlang  der  Terpfiichtang.  Wae  aber  die  Ein- 
wendung betrifil,  dass  dn  Stellvertreter  nur  Eine  Stimme  abgeben  und  nur 
in  Einer  Richtang  handebi  kflnne,  wlhrend  doch  nach  aller  WahracbeinlicUntil 
die  verschiedensten  Hdnungen  und  Absichten  bei  den  Vielen  von  ihm  ver> 
irelenen  bestehen,  und  dass  somit  eine  gOttige  GeschAftsf&knmg  des  Einen 
far  die  Vielen   nieht  stattfinden  könne:   ?n  ist  dir<is  aus  zwei  Gründen 
nnftifhhahig.    Einmal  kann  gar  wohl  die  GesamnUlK  it  der  Vertretenen  zu 
riim^t*'n  des  gempinf:cliaftlichen  Geschäftsführers  verzichten  auf  jeden  eigenen 
Wüleu  und  sidi  zum  Voraus  tinbedingt  einverstanden  erklären  mit  dessen 
Handlungen;  ein  Fall,  welcher  bekanntlich  im  Privatleben  sehr  häutig  vor- 
kommt, aber  auch  in  Beziehung  auf  öffentlkhe  Verhältnisse  ohne  allen  Anstand 
eintreten  mag.  Sodann  nnd  hanptsSiMch  aber  handdt  es  sich  bei  dem  6e- 
dantoi,  die  staatsreditlichen  Befbgnisse  der  einzdnen  Borger  durch  verhalte 
idsandssig  Wenige  wahren  and  ttben  au  lassen,  nidit  davon,  jeder  sabjectiven 
Anncht  Geltung  an  versdiaffenf  (was  ja  gar  nicht  möglidi  ist,  sdbst  wenn 
die  Einzelnen  selbst  zusammentreten  zu  enier  Versammlung,)  sondern  viel- 
mehr von  der  Herstellung  des.  otyectiven  Rechtes.   Hierzu  ibi  dann  aber 
ein  richtig  gewählter  Vertreter  ganz  befähigt,  und  mit  der  Err(  i<  hnng  dieses 
Zweckes  die  Forderung  des  Rechtes  befriedigt »).  —  Es  gehörte  J.  J.  Rousseau's 
ganzer  verkehrler  Scharfsinn  daztJ,  um  eine  sittliche  Unm(tglirhkeit  in  der 
Vertretung  staatlicher  Rechte  zu  linden.    Die  Uchertragung  einer  Handlung 
an  einen  Anderen  kann  doch  nur  in  den  zwei  Fällen  unsittlich  sein,  wenn 
es  ans  dncu  an  nnd  ftr  aieh  verwerflichen  Beweggrande  geschieht,  oder  wenn 
voraaadchtllch  ein  ntttdicher  Zwedc  dadnrdi  verhindert  oder  gdkhrdet  ist 
Beide«  findet  aber  hier  nicht  statt  Die  Gründe  ißt  Uebertragung  dlTent- 
licher  Becfate  an  Yertreter  sind  keineswegs  nothwoidig  Feigst  und 


1)  Uit  Recht  hebt  Sorla  di  Grltpaa,  PhUotoplito  da  droit  pnbUo.  Bnis.,  |SM,  Bd.  IX, 
IM  tg.  diMen  Punkt  hervor.  Kar  M  ea  ntcbt  genm.  wmii  «r  mnlinint,  dl«  BMbtfntlKunK 
«iner  Vertretung  Vieler  Uvk«  >«  ilt.'spn  (JcItemlmarhiiiiK  dis  h  I !  j;  e  ii  c  i in- n  IntereBBes. 
Siebt  voo  lotermM  handelt  es  «ich,  sondern  von  dem  Secbtssustiuide,  welcher  den  Vortreteni 
sMMbt  md  ttb«r  dan  Uiuhh  da  Bickta  varianawi  ktanM^  ■Jt4eiM»Hantillitaaihr«B«fiieBllM 
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Beqneiiiliclikeit,  ivie  Rooeseaa  anniiDiiit,  imd  der  Erfolg  iit  itfcbta  mniger,  als 
Terrätb  am  Yaterlande ;  Tielmehr  ist  die  BcsteUmg  von  Yertvetem  in  den 

meisten  Fällen  eine  Kothwendigkcit,  wenn  nicht  das  Recht  selbst  'nutzlos 
bleiben  soll,  and  leisten  die  Vertreter  erfahrungsgemäss  grosse  Dienste. 
Ja,  noch  mrhr.  Worin  auch  etwa  in  pinzelnon  Fallen  dir  TTandliabnng  der 
öffpntlichf>n  Rechte  durch  die  Gcsanimthcit  (h  r  Befugten  moglieh  wäre,  würde 
es  sich  immer  fragen,  ob  nielit  diese  Resehiiftignng  mit  der  Erreichung 
wesentlicher  Lebenszwecke  unvereinbar,  i.  B.  alJzu  zeitraubend,  sei,  und 
mQsste  im  Falle  einer  Bejahung  dieser  Frage  die  eigene  Wartung  der  Rechte 
sogar  als  nnTemflnlUg,  folglich  nnsktlidi  beseliget  werden.  —  Was  endlicb 
die  Zweckmässigkeit  einer  Yertretimg  betrifft,  so  hSngt  freUi<^  fon 
der  Einrichtniig  imElnseliwai  an  viel  ab,  als  dass  ein  dnrchaos  nfiiiassgebeii^ 
des  Urfheil  gcfiUIt  werden  könnte.  Allein  so  viel  ist  jeden  Falk»  gewiss, 
dass,  wenn  nur  eine  Wahl  zwiscben  gSnslicher  Unmöglichkeit  einer  eigenen 
und  unmittelbaren  Handhalmng  voü  Rechten  und  der  Uebertragung  derselbOB 
an  einzelne  Stellvertreter  besteht,  nicht  der  mindeste  Zweifel  über  die  Zweck- 
mässigkeit der  Ictzteron  Maassrrpel  obwalten  kann.  Eine  solche  Unmög- 
lichkeit hegt  aber,  wie  bereits  niehrl'arh  angctleutd  worden  ist,  gar 
nicht  selten  vor.  Die  Aufgabe  kann  also  nicht  sein,  die  etwaigen  Nachtheile 
einer  Uebertragung  iui  Gegensatze  gegen  eigene  Rechtsübung  in  abstracto 
zu  erörtern,  sondern  vielmehr  nur,  solche  Älittel  im  Emzelnen  auizuhuden, 
wdebe  Yortheile  stt  Tersidiem,  Missstüudc  aber  abzuwenden  geeignet  sind. 
Da.bei  ist  dann  wohl  sn  bemerken,  dass  die  Art  des  Rechtes  und  Interesses 
keinen  Unterschied  in  der  Rathlichkeit  einer  Vertretung  macht.  MOgen 
die  in  Frage  stellenden  B^ugnisse  und  Anqirttehe  unmittelbar  oder  nur 
mittelbar  auf  die  Entscheidung  einer  staatlichen  Angelegenheit  einwhto; 
mögen  sie  in  der  Thcilnahme  an  einer  Handlung,  in  einer  Ueberwachung 
derselben  oder  gar  in  einem  selbstständigen  Auftreten  bestehen;  ist  von 
einem  Bcschlnj^se  oder  nur  von  einem  Rathe  und  einer  Bitte  die  Rede; 
habe  eudüch  das  gesammte  V'olk  ein  solelics  Recht  oder  nur  dieser  oder 
jener  Thcil  de^«elben:  immerhin  ist  eine  Stellvertretung  an  sich  möglich. 

Somit  ist  die  Anwendung  des  Gedanken.s  einer  Vertretung  aneli  auf 
öffentliche  Rechte  im  Allgemeinen  vcrtheidigbar ,  und  es  kann  sich  uuu  von 
einer  näheren  Erörterung  handeln. 

Bierzu  ist  aber  tot  Allem  nOthig,  den  Begriff  der  Repräsen- 
tation genau  festzustellen. 

Die  yerschiedenen  ooncrsten  Anwendungen  der  Vertretung  haben  nkht 
selten  allsuenge,  einzelne  unrichtige  Theorieen  sogar  ftlsche  Bestimmungen 
b(  rl>eigcffihrt.  Wird  denn  aber  der  Gedanke  in  seiner  ganzen  Anwend- 
barkeit und  ohne  vorgefasste  Absicht  ins  Auge  gefasst,  80  ergibt  sich,  dass 
die  Repräsentation  oder  Vertretung  Im  staatlichen  Sinne  di^emge  Einrichtung 
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ist,  vermöfifp  wclchrr  der  cinrm  Thrill  oder  der  npsammthoit  der  Untcrthanen 
jm«tehondf  p]iiifluss  anf  Staatsgcsdiilfte  (iuirh  eine  klMncrc  Anzahl  aus  der 
Milte  <1«T  lietht'iligti'ii,  in  ihrem  Nanieu  und  verptlicbtcad  für  .sie  besorgt  wü'cL 
NiUibstehende  Benierkiuigeii  reehtfertippn  die  einzelnen  Alcrkniale: 
Absichtlich  ist  der  Ausdruck  Eioflusä  auf  8taatsgoschfifte  gebraucht, 
mä  mM  efeim  «Anthcil»  aa  solchen,  oder  derglewb«!.  Allerdings  ist  es 
denkbar,  dus  den  Untertlumen  nach  den  Bestfanmongen  einer  ooneretiai 
StaatBordniing  andi  eine  fSnnliche  Theilnahme  an  gevrissen  Handlinigen  der 
Staatsgewalt  snit^t,  so^dass  sie  als  nothwendig  Htthandelnde  erscfaeineB 
imd  dann  auch  ihre  SteUvertreter  eine  Cetebe  SteOnng  einnehmoi.  Allein 
ein  80  weit  gehendes  Becht  ist  keineswegs  anl^edingt  unentbchilieh  rar  Er- 
reichung notzlicber  Folgen,  and  es  ist  ein  solches  aach  keineswegs  immer 
thatsächlicb  bei  Vertretungen  vorhanden.  Vielmehr  mag  es  je  nach  den 
Verhältnissen  gar  wohl  für  genügend  erachtet  werden,  einen  beabsichtigten 
N  hutz  üdcr  Vortheil  schon  dnrch  einen  entferatereu  uud  weniger  zwinp:t'"(l'^n 
iiiülluss  der  Bürger  zu  erreichen,  z.  B.  durch  KathschlS^e,  VorstiiluDgi n 
imd  Beschweret^;  oder  aber  kann  eine  (Dontrole  nach  geschehener  Handlung 
ab  das  ricbtige  Mittd  snr  Anfrechtfflrhaltnng  einer  Reehtabestunainng  er- 
Mhelnen.  In  allen  diesen  Fallen  ist  BeprBsratation  eben&lls  mAi^idi,  and 
es  nmss  dalier  B^ff  and  Wort  «itspreehend  weit  genommen  werden. 

Ebenso  svad  mit  Vorbedacht  als  Gegenstand  des  ünterthanenehiflasses 
«Staatsgeschäfte»  im  Allgemeinen  erwähnt,  nicht  aber  bestimmte  einzelne 
Gattungen  derselben  hervorgehoben.  Immerhin  mögen  Erfahrung  und  Nach- 
denken zeigen,  dass  ein  Einfluss  von  Unterthancn  bei  gewissen  Gattimgen 
von  öffentlichen  Angelegenheiten  vorzugsweise  an  der  Stelle  ist,  weil  gerade 
bei  ihnen  Re<ht  oder  Interesse  am  leichtesten  verkannt  nnd  hintangesetzt 
wird;  so  z.  B.  bei  der  Ge.sit/gebung,  bei  der  Ausmessung  der  Staatslasten, 
bei  der  Feststellung  der  öffentlichen  Ausgaben:  allein  nichts  hindert,  auch 
noch  andere  Handlongeu  md  Aufgaben  der  Staatsgewalt  in  den  Bereich 
des  Einilnsses  der  Untertbaaen  so  liehen  oder  die  obenerwähnten  onberook- 
siehtigt  ra  lassen,  and  es  sind  in  der  That  in  manchen  Staaten  nodi 
viele  weitere  Gegenstände  anfisenommen  worden,  wahrend  eine  bestimmte 
Einwiilcnng  gerade  anf  die  one  oder  ^  andere  der  oben  genannten  Tor^ 
hommnisse  fllr  aberflossig  oder  unralassig  erachtet  wmde.  Namentlidi 
ist  es  wesentlich  verfehlt,  wenn  der  ganie  Zweck  der'  Bepräsentation 
auf  eine  Tlieilnahme  an  der  Geset7gebung  gestellt  und  zu  dem  Ende 
bfhanptet  wird,  dass  ein  freier  Mann  nur  solehon  Gesetzen  gehorchen 
könne,  welchen  er  unmittelbar  oder  mittelbar  zngestiiiinit  habe.  Abgesehen 
von  diesem  letzten  durchaus  wilikttrUchen  Sat/e  ist  kein  Grund  einzusehen, 
»iirum  das  Volk  gerade  bei  der  Gesetzgebung  ein» n  Kmtlusb  auistlbeu  und 
abo  anch  seiner  Repräsentation  ein  solcher  zustehen  mUsse,  Es  lässt  sich 
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gar  wohl  denken,  dass  durch  eine  andere  Einrichtang  für  die  Umsichtigkeit 
and  Gerfchliglieit  der  Gesetze  gesorgt  ist,  oder  dass  ein,  p;leicbgfl!tig  jetzt 
ob  gerechtfertigtes  oder  ungerechtfertigtes,  Vertrauen  in  das  Staatsoberhaupt 
oder  einen  sonstigeo  Gesetageber  jede  wettere  ffebermeliiing  als  flberflüssig 
endieiiieii  lisit,  dennocli  aber  ein  Einftias  toh  Unterthaaeii  in  anderen 
BfHdehnngen  beatelü  vnd  bienn  eine  BeprUentation  vorhanden  ist.  Uan 
erinnere  sieb  nnr  an  so  manche  mittelalterliche  Stflndevemminlnngai,  wdchett 
namentlidi  bei  gewQluiIidiäi  Geaetien  lieineriei  Theilnahme  zastaod.  Eine 
Glelchstelliing  der  Repräsentation  mit  gesetzgebender  Gewalt  ist  also  einer 
Seits  ungerechtfertigte  BeBchrftnknng  de«  fiegriffs,  anderer  Seits  vnbeviesene 
Voran<;setzxinf^. 

Wenn  ferner  oben  angenommen  ist ,  dass  der  von  der  Repräsentation 
vertretene  Eiutiuss  der  «GcsammtUcit  oder  einem  Theile-  dtr  Staatsbürger 
zastehcn  könne,  so  ist  eine  solche  mögliche  Beschcänknng  gerechtfertigt 
sowohl  durch  Theorie  als  durch  die  ausgedehnteste  Erfahrung.  Schon  in 
Besiehnng  anf  Bechte  ist  es  keineswegs  nndenlcbar,  dass  nur  ein  Theil  des 
YoUces  bei  einer  Ueberwacbnng  oder  sonstigen  Schntaonaassregel  beUteitigt 
ist  80  2.  B.,  wo  eine  Abtheilnng  in  Stande  besteht,  oder  wo  es  sich  von 
den  Bedrten  besUnunter  BesitaUassen  handelt,  wo  den  Einwohnern  eines 
Theiles  des  Staatsgebietes  besondere  Vorzüge  zugesichert  sind  n.  s.  w.  Und 
noch  angenscheinlieher  liegt  es  vor  in  Beziehung  auf  Interessen,  welche 
natürlich  und  überall  nach  den  Terschiedcuen  Klassen  der  Gesdlscliaft,  nach 
Örtlich keiton ,  selbft  nach  Abstammung,  sehr  von  einander  abweichen,  nnd 
wo  sogar  regelmässig  von  einer  gleichmässigcn  Erstreckimg  tiber  die  gau2e 
Bevölkerung  nicht  die  Rede  ist.  In  allen  diesen  Füllen  kann  aber  eine 
Repräsentation  der  Bctheiligtcn  bei  einschlagenden  Staatsgeschäiten  gar  wohl 
bestehen;  Ja  es  ist  sogar  eine,  wdter  nuten  ansfllhriich  sn  besprechende, 
.Anschannng,  dass  jede  Tolksvertretnng  am  zweckmftsslgsten  ans  den  Bepri> 
sentanten  der  versebiedenen  gesellschafUichen  Kreise  znsammengesetst  werde, 
nnd  dann  andi  in  der  Begel'  nnr  in  dies«  eii)zdnen  BestandUleQ 
anftrete.  Es  darf  also  schon  begrifflich  die  Repräsentation  nicht  blos  als 
eine  Stellvertretnng  der  Gesammtheit  aufgefasst  werden.  Und  noch  weniger 
ist  es  möglich,  wenn  die  Erfahrung  berücksichtigt  wird.  Die  Vertretung 
des  gesammten  Volkes  ist  eine  verhiHtni«smnssig  ganz  neue  Kinrichtung, 
wenigstens  in  den  meisten  Staaten.  Jalirhunderte  laug  sind  in  der  Kegel 
nui-  einzelne  Stände  vertreten  gewesen,  welche  Macht  genug  besassen,  ihren 
Rechten  und  Interessen  eine  solche  Lierücksichtigung  zu  verschafTen.  Wie 
man  nun  auch  einen  solchen  Znstand  aus  dem  Oesichtspuncte  des  Rechtes 
nnd  der  ZwecknUkssigkeit  betrachte  mag,  immerhin  Ut  die  Thatsadie  einer 
sokbeoi  beschrankten  Vertretong  idd»t  in  Abrede  am  sidien,  nnd  sie  darf 
also  aneh  bm  der  Feststellnng  des  Begriifo  nicht  Obersehen  werden. 
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Nicht  anmittelbar  einicnchtend  mag  die  Bestimmang  sein,  dass  die  Ver- 
treter aus  der  Mitte  der  «Betheiligten»  hcrvorzagehen  haben;  ps  Iflsst  sich  je- 
doch, wo  nicht  die  anbedingte  Nothwfndigkeit.  so  doch  die  grosse  Rftthlichkeit 
gcuilgt  nd  n  n  lis.t  isen.  —  Dass  die  zur  Veilrftnng  liestimmte  kloinere  Anzahl 
aus  der  Zahi  dt-r  Staatsangehörigen  zu  uthiueii  sei,  ver&teht  bich  von  selbst, 
da  dem  Staate  gar  nicht  Verbundene  aach  nicht  organisch  mit  der  Besor- 
gung von  SteatsangelegenheitcD  betnwt  tmn  kOimeii;  alldn  omierivii  wire 
et  denkbar,  dass  die  Tertretcr  eiii€(  ficehtes  oder  eiiws  IhteresBes  niclit 
peraftnlicb  bei  dem  von  ihften  za  beeorgend«!  Geschlfte  betheäigt  wlreD. 
Wollte  mid  konnte  man  sich  dabei  anch  nicht  anf  die  BeatimmnngflB  dee 
btTgeriicben  Rechtes  bernfen,  nach  iretcben  Mandatare  bei  der  von  ihnen 
n  vfiftretenden  Sache  kefaieswegs  seihst  bctheiligt  zu  sein  brauchen;  und 
hielte  man  vielmehr  den  Gesichtsimrn  t  fest,  dass  Repräsentanten  in  staatlicher 
Aiit:t  U g.^iilirit  ihren  Auftrag  durch  das  Gesetz,  wcmischon  unter  vermitteln- 
di  r  >Iitv\ir!;uiip  von  Privatpfrsonen,  erhalten:  so  wäre  doch  wohl  auch  hier 
kein  ^»lugeuder  reclitÜLhcr  (irund  einer  perFönlirheu  Verbindung  aufzufinden. 
Aach  ferne  Stehenden  könnte  an  und  für  sich  eine  Zuständigkeit  zur  Vor- 
Bahme  eines  Geschäftes  mit  der  ( olge  einer  Verpflichtung  beziehungsweise 
dner  Berechtigang  flbertngen  sein.*  Dennoch  sind  naebsteboide  Yeran- 
Isssongen  «nr  Anfstellang  der  Forderang  einer  personlichen  BetbeOigimg 
der  Rcprüentanten  vorhanden.  Bei  den  in  Frage  stehenden  Öffentlichen 
Auidlaogen  bedarf  es  vor  Allem  einer  genauen  Eenntniss  der  Yttrhiltnisse 
and  Wflttscbe,  so  wie  eines  aufrichtigen  and  nachhaltigen  Eifers  fBr  das* 
Beste  der  Betheiligten. .  Das  eine  tmd  das  andere  kann  nnn  vemflnfUgerweise 
bei  Scldipn  vorausgesetzt  werden,  deren  eigene  Angelegenheit  geordnet  werden 
soll,  namtntlich  wenn  nicht  sämtliche  zufallig  Betheiligtc  oder  die  nächsten 
Besten  ans  denselben  zu  der  schützenden  ThärigUeit  aufgefordert  werden, 
sondcni  ausgewählte  Männer.  Bei  Frenideii  dagegt  n  ist  gleiche  Befähigung, 
wenn  auch  uicht  undenkbar,  so  doch  psychologibch  wtnigcr  wahischein- 
Keb.  Und  da  es  den  zur  Vertretung  Berufenen  in  keinem  Falle  verwehrt 
ist,  sich  des  Ratbes  Solcher  sn  bedienen,  in  deren  KemiCoiss  und  Eifer  sie 
Tertraaen  haben,  obgleich  dieselben  der  Sache  persönlich  fremd  sind,  so 
ist  es  eittfiuhe  Forderang  der  Klnghdt,  die  Vertreter  nur  ans  der  Mitte, 
der  Betheiljgten  selbst  za  nehmen.  Sind  also  nur  beaUmmte  Klassen 
ra  einer  Repräsentation  bereditigt,  80  maas  diese  ledi^idi  ans  Genossen 
bestehen;  bei  einer  Vertretung  des  gesammten  Volkes  dagegen  pningt 
es  im  Allgemeinen  Staatsbürger  zu  sein,  und  dürfen  namentlich  die  Wahl- 
bezirke nicht  an  Bewohner  der  Örtlichkeit  gebunden  sein,  da  diese  Ein- 
theilungen  des  Gebiete«!  nur  zur  Erleichterung  und  gleichmässigen  Ver- 
theilung  der  Kiiioiinungen,  nicht  aber  zur  Ilervoibringung  einer Hosaik  von 
iiitUchen  Interei>sen  und  Berühmtheiten  bestimmt  sind. 
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Sehr  absichtlich  ist  es  geschehen,  wenn  in  der  Begriffsbestimmong  die 
Bezeichnung  der  Repräsentanten  niclit  ansdrflcklic'li  als  fine  -  Wahl»  ange- 
geben, somit  ftJr  die  Art  ihrrr  Hervorhebung  ans  der  Menge  der  Bethciligten 
völlig  freier  Spielraum  an  lassen  ward.    In  dem  Begriffe  piner  Repräsentation 
liegen  zwingende  Bestimmungen  über  die  Bezeichnung  ilirer  einzclueu  Mit- 
glieder keineswegs;  vielmehr  geben  die  YerhaltniBse  der  einzelnen  Gattung 
von  YertTetong  dna  Nähere  tn  die  Hand.  Die'  naiHi'liche  Tertretnng  ver- 
schiedener Kreise  der  Bevölkerung  kann  eine  sehr  .vmcfaiedene  sein.  Anch 
ist  eine  Wahl  dnrefaans  kerne  nothwendige  Bedingong  dnr  Bnuchbarkeit 
imd  Bereehtigong,  sondem  nnr  Aberhanpt  eines  der  anwmdbaren  IGttel. 
Es  giebt  noeh  eine  ganze  Beihe  andierer  Möglichkeiten  Vertreter  su  be- 
zeiclmen,  und  mehrerm  derselben  stehen  sogar  Vorztige  zur  Seite,  wcleho 
denen  einer  Ernennung  durch  Wahl  ganz  ebenbürtig  sind.   Wenn  z.  B.  eine 
'/n  einer  Repräsentation  berechtigte  Genossenschaft  oder  Korporation  schon 
dureli  ihre  pewAhnliche  Einrichtung  taugliche  Organe  hat,  so  ist  kein  Grund 
einzusehen ,  warum  dieselben  nicht  auch  den  der  (i<'nossenschaft  zustehenden 
EinflusE  auf  Staat sgeschöfte  sollten  ausüben  können.   Femer  ist  es  gar 
wohl  möglich,  dass  die  Inhaber  bestimmter  Aemtcr  mit  Angelegenheiten, 
vdchen  eine  Yertretung  gegeben  seiff  soll,  hinreichend  vertraot  mid  zb 
Reicher  Zeit  nach  ihrer  gansen  Stellung  nnbefangen  nnd  nnabhfijigig  genug 
rind,-  nm  als  dKe  natariiehen  oder  wenigstens  als  sehr  brandlbare  Yertretnr 
sn  «rscheinen.    Sogar  eine  Ernennung  durch  das  Staatsoberlianpt  kann 
m^ficherwase  BeprtMutanten  schaffoi,  vdcbe  nach  gdstigen  nnd  sitt- 
Uchen  Eigenschaften  als  befähigt  erkannt  werden  müssen,  (obgleich  aller- 
dings im  Ganzen  und  als  Regel  diese  Art  von  Bezeichnung  nicht  zu  empfehlen 
ipt.  dn  die  von  der  Regiernng  Ernannten  leicht  der  Unbefangenheit  und 
UnabhUngigkeit  ermangeln  worden.)    Kndlieh  halten  sich  wohl  bei  einer 
erblichen  Bereclitignng  zur  Vertretnng  die  Gründe  für  und  v,uh:r  so  ziemlich 
die  Wage,  indem  einer  Seits  die  Möglichkeit  einer  geringeren  Bewilligung 
nnd  Thcilnahme,  anderer  Scitß  die  Unabhängigkeit  von  jeder  Art  von  Com- 
mittcnten  und  von  angenbliddich  strftmaider  Heinong  in  Betrachtung  kommt, 
mt  Einem  Worte,  nichts  ist  unrichtiger,  als  ReprIsentatiMi  und  Wahl 
als  mupertrennlich  verbundene  Einriditnngen,  die  letztere  ak  dm  einagen 
achten  Weg  m  jener  annmehmen.  —  Alkin  selbst  venn  die  Wahl  das 
b^ebte,  und  anter  gegebenen  UnutJüid«i  vielleicht  nothwendige,  Hittd  ist, 
so  erfordert  noch  die  sehr  h&ufig  verbreitete  Ansicht,  dass  jeder  bei  den 
zu  vertretenden  Rechten  oder  Interessen  irgendwie  Betheiligte  auch  noth- 
wcndigerweise  einen  Antheil  an  der  Bezeiehnnng  der  Repräsentanten  zu 
nehmen  habe,  mit  anderen  Worten,  das?  ein  allgemeines  Wahlrecht  schon 
der  Natnr  der  Sache  nacli  gefordert  werden  könne,  eine  entschiedene  Be- 
richtigung.  Die  Auigabe  einer  Kepribeatatiou  ist,  wie  bemerkt,  Ausübung 
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von  Einfln^'j  nnf  bestimmte  St-aatsgp«chüftf  ziir  Walinmg  gewisser  Rechte 
fhlor  Interessen.    Jeder  bei  Hicsen  l{ecliten  uiiil  Iiit<  res>eii  Betheiligte  soll 
allerdings,  und  "wird  aucli  wohl  thatsächlich ,  aus  der  Vortretung  für  sich 
aiid  für  seine  besonderen  VeriuÜtuisse  einen  Vortheil  ziehen.    Allein  mit 
dieflcm  Ansprüche  hängt  Theiliuhme  an  der  Bezeichnung  der  Beprilsentanten 
logiseh  dnrcbaiu  nfaiht  nsamineii;  somdeni  es  nnus  fietmclir  Tentiadiger- 
ireiae  das  Haiqitgevicfat  daranf  gdegt  werden,  diM  die  n  Miluliedeni  der 
BqnisentatioD  BMtiinmten  ToUkomnien  tani^cli  aerai  nr  Besorgung  der 
ihneii  flbertngenen  Gesdiftfte.  Werden  sie  dnrch  Wahl  beseidnet,  so  hAngt 
die  Erreichung  dieser  Fordennig  mitfichst  von  der  Einsicht  ond  dem  reinen 
Willen  der  Wähler  ab;  dass  abiv  diese  Eigenschaften  gerade  bei  Allen 
vorhanden  seien,  welche  bei  den  zn  vertretenden  Rechten  bcthciligt  <;ind  und 
welche  «omit  Nutzen  ziehen  solli  ii  von  dei-  Wirksamkeit  der  Repräsentation, 
isi  nirht  nur  nicht  voratiHzusetzen.  sondern  im  Gegentheüe  nnwahrscheinlich. 
Dj  nun  aber  eine  Heimiselumg  schlechter  Wähler  offenbar  eine  trefalir  für  das 
Ergtbiiiaä  der  Wahl  ist,  i>ü  fragt  es  sich  bei  jeder  einzelnen  Gattung  von 
WabJeiif  wie  weit  unter  den  Retheiligten  bei  den  zu  vertheidigenden 
ileebten  die  wahrschdnliehe  Tauglichkeit  aum  Wfthler  Tefhreitet  ist  Eine 
aflfemdne  Wahrschdnliclikeit  kann  bei  klcinmn  Wahlfcorporatioiien  Tor^ 
banden  sein,  namentlich  wenn  das  Vorhandensein  gewisser  fiigensdiaften 
sdion  Bedingung  der  Anftiahme  in  die  Genossenschaft  ist;  nnd  dann  ist 
allerdings  auch  ein  allgemeines  Wahlrecht  gerechte  Forderung.  ASkSsk 
eine  solche  Annahme  ist  onferstHndig  bei  der  Gesammtheit  aller  ROrgmr, 
und  es  muss  daher  einem  Ansprache  auf  ein  unbeschrankt  allgemeines 
Wahlrecht   entschieden   entgegengetreten   werden.     Die   grosse  Aufgabe 
der  Staatsknnst  i^t  hier,  die  wahrscheinlich  Tauglichen,  diese  dann  aber 
freilich  auch  sünuntlich,  au&ufinden.    Nur  in  der  repriLsentativen  Demo- 
kratie verhält  sich  die  Sache  anders.   In  dieser  Staatsform  hat  die  Re- 
pnaoitation  m  regieren  an  der  Stelle  des  som  Znsammentiitte  in  EKner 
Tcrsamndnng  allsa  aaUreidien  oder  ans  andern  Grfinden  nicht  befUtigten 
oder  willigen  Volkes.  Hier  soll  atoo  das  einielne  Mitglied  der  Beprlsentation 
nicht  hioe  anf  gerechte  nnd  gedeiUche  Zostände  gewisser  VerbBltnisae  hin- 
wirkm«  sondern  es  bat  in  der  That  an  der  Stelle  einer  gewissen  An2ahl 
sriner  zom  Mitregieren  an  sich  vollständig  berechtigten  Mitbürger  deren  Recht 
MjiTnQben:  nnd  dass  hier  dann  auch  Jeder  an  der  Wahl  des  ftir  ihn  Handeln- 
den Antheii  nimmt,  ist  nicht  mehr  als  recht  und  billig.  Ob  die  Folgen  eines 
solchen  allgemeinen  demokratischen  Wahlrechtes  günstig  sein  werden,  steht 
freihch  dahin i  allein  diess  ist,  wenn  einmal  die  Volkshcrrschaft  besteht  ond 
so  lange  sie  bestehen  soll,  keine  der  Erörterung  offene  Frage.   Mit  der 
innahme  der  allgemeinen  Begienmgsberechtigung  sind  aneb  die  Folgen 
fegebeo. 
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Dass  die  Handinngen  einer  Reprüsentation  »verpflichtend«  für  die  G-e- 
sammtheit  der  YtTtretciieu  sind,  versteht  sich  von  selbst.    Ilätte  doch  sonst 
die  ganze  Eimichtmig  kdnen  Siim  und  Nutzen.  Nidit  diess  also  ist  noch 
naher  zn  heqipecto.  Wohl  «her  ist  es  dne  wichtige»  sich  dsrsn  knapfende 
Fmgo,  oh  die  Beprlsratirtai  die  Befagniss  haben  Mdkn,  auf  die  Hsodr 
longsireiM  der  BeprisentatioD  einen  tmraittelhareB,  mehr  oder  weniger 
xvidgeDdea  Eininss  »nsniflhen?  Andi  hier  entsdieidet  nkht  sowohl  das 
Recht,  als  die  ZwedcmSssigkeit,  da  in  dem  Begriffe  der  BeprftseutatioD  an 
sich  eine  Bestimmong  nicht  liegt.   Die  Grtlnde  ftlr  die  Zulassung  einer  Ein- 
wirknog  beruhon  auf  der  Möglichkeit,  da>^  die  Repräsentanten  ontwtdcr 
ihre  PHiolit  mit  Bt-wnsst^oin  vor^iiumeu,  oder  aber  dass  es  ilinr-n  an  richtiger 
Kenniüi-s  der  Sachlage  und  der  Wön^che  der  zu  Veilretendeu  lehleu  kounte. 
Gegen  ciüe  zwingende  Kuiwirkaug  wird  lUgigtu,  uud  wohl  mit  grösserem 
Rechte,  geltend  gemacht,  dass  bei  bindenden  Yorschriflen  Ober  Handeln 
und  Untertaasen  sowohl  die  Berathimgen  unter  den  MitgUedern  Beprir 
aentfttion  selbst,  als  die  ihnen  tob  der  Begiening  gegebenen  E^lintenisgen 
tmd  etwaigen  Widerlegiingen  ganz  sweclc-  und  wirkoogslos  wlreo;  dass 
möglicherweise  Solche,  welche  mwollkimiinen  nnd  selbst  fhlschlich  von  der 
wirUicbeii  Lage  der  Dinge  unterrichtet  seien,  die  Handlungsweiso  za  bestimmen 
hüten;  dass  das  Urtheil  vor  der  Erörterung  gefällt  wflrde;  dass  endlich 
bei  wesentlich  unter  sich  abweichenden  Aufträgen  an  v(  r?chiedenp  Abtheilungen 
der  Kpprfl!?cntirteu  entweder  Beschlfls'^c  gar  nicht  gefasst  werden  könnten, 
oder  doch  schliesslich  gegen  das  Verlangen  der  Kepräseutirten  gehandelt 
werden  niüsste.    Das  Gewicht  der  lel/teren  Gründe  ist  allgeuitin  als  so 
bedeutend  erkannt  worden,  dass  äünuntlichen  neueren  Verfassungen  das 
Terbot  ^terimlit  ist,  den  Mitgliedern  der  repräsentativ«!  Körperschaft» 
'  bindende  Anftrige  m  geben,  sie  vielmehr  nach  eigenem  besten  Wissen 
nnd  Gewissen  nnd  nadi  Befhnd  der  Umstftode  sich  sn  bvidimen  haben 
sollen.  —  Wenn  dem  aber  so  ist,  so  ftJgt  allerdings  Zwmerlei  weiter  daraus. 
Mner  Seita,  dass  das  Verbot  einer  zwingenden  Einwirkung  auch  nicht  auf  * 
mittelbare  Weise  umgangen  werden  darf,  also  z.  B.  durch  Misstrauens- 
adre  sen,  Aufforderung  die  Stelle  niederztüegen ,  u.  dgl.,  oder  von  Seiten 
der  Kepräsentanton  durch  bindende  Versprechen  vor  der  Wahl  oder  zum 
Behnfe  der^  Uieii.  Anderer  Seits,  dass  bei  sfinuntlichen  au?  Wahlen  henor- 
gegaugeiien  Keprä>entaliunen  Neuwahlen  in  nicht  allzu  grusscu  Zwischen- 
räumen vorgenommen  werden  müssen ,  daanit  ein  euLachiedener  Widerspruch 
zwischen  der  ^aclmnnng  ud  Handlungsweise  .der  Vertretraden  nnd  Ter- 
tretenm  in  billiger  Zeit  nnd  vor  dem  Eintritte  einer  nnhdllMffen  V^ 
atimmong  gegen  die  ganze  Staatseiurichtung  eine  Losung  finde  durch  die 
Beamchmmg  eines  neaen,  voraassichtlich  mehr  im  Sinne  der  WAhkr  sidi 
benehmenden  Hit  gliedes. 
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Soweit  die  nähere  trörtcnuig  und  Rechtfei'tigoug  des  aufgesttlltpn 
Begriffen  der  Keprasentation.  Z\sei  weitere  Bemerkungen  werden  aber  dazu 
beitragen,  das  Yerhältiiiss  noch  unzweideutiger  in  das  richtige  Licht  zu 
setzen. 

Vorerst  ist  darauf  anfinerkaun  m  machen,  dass  der  Gedanke  der  Bc- 
priwntalioii  sieht  Uoi  bei  aUgemeinen,  daa  beisst  «ich  auf  den  gaaaeii 
Staat  Iwdebcadeii  GascUileii,  Anwendimg  aieidem  kann;  ^dmehr  uiehtB 
leielrter  ist,  ais  dieselbe  Einridttmig  auch  bei  btos  Ertlichen  oder  sonst 
besonderen  0esehiften  n  benutzen.  Es  kau  nnsw^felhaft,  wenn 
eine  einzelne  Provinz  oder  selbst  ein  Bezirk  besondere  Rechte  und  biteresseo 
hat,  deren  Vertretung  gegenüber  von  den  betreffenden  örtlichen  Behörden 
durch  eine  Repräsentation  des  bethfüigten  Landstriches  besorgt  werden. 
Ebenso  ist  bei  der  Verwaltung  der  einzelnen  Gemeinde  eine  Repräsentation 
gar  wohl  möglich,  wenn  entweder  die  Einwohnerzuhl  allzu  gross  ist,  um 
m  einer  Ver&aiümiung  einberufen  zu  werden,  oder  wenn  man  ihr  die  Mühe 
aad  den  Zeitrarlust  allgemeiner  Zusammentritte  ersparen  will.  Endlich  lässt 
sieb  selbst  bei  efudnen  Qattimgen  von  Offw^ftftff*  dna  Tcftaratimg  der  Be- 
tbeiligten  gegenflber  von  der  StaatsregiemnK  denken.  Möglich  irtren  a.  B. 
Vertreter  dar  SiaateglAiibiger  gegentlber  von  der  StaatSBcbnldenkaase;  es 
könnten  bei  einer  AbAnderang  der  GfondlastenverliAltaiSBe  oder  zur  Be- 
st  itigtiiig  von  Tlörigkeitszustäuden  Repräsentanten  der  Bttechtigten  oder  der 
Pflichtigen,  vielleicht  beider,  mit  Nataen  einberufen  werden ;  unter  Umstfinden 
kötuitcii  Vertreter  kirchlicher  Genossenscliaftcn  nicht  blos  im  Innern  der 
Vereine  selbst,  sondern  auch  gegenübi-r  von  der  Regierung  sehr  an  der 
Steile  «ein,  u.  s.  w.  In  allen  diesen  Fallen  würde  der  Zweck,  einen  gesetz- 
lichen EiiiÜUis  auf  Staatsgeschäfte  von  Seiten  der  Betheiligten  möglich  zu 
machen,  in  geordneter  und  wirksamer  Weise  erreicht,  und  es  ist  nicht  zu  ! 
sagen,  ob  nicht  eine  bedentenie  Entwidtelmg  derStaatsverhUtnisse  in  tUeser 
Biebtang  liegt 

Zweitens  aber  ist  eine  Yerwanmng  nothweadig  vor  einer  Terweehs- 
Inng  der  Bcgi^iBentatioin  mit  einigen  wenig«'  oder  mdir  fthnlichen  Einridi- 

tnngen,  welche  aber  doch  eine  verschiedene  Bedeutung  im  Staatsleben  haben. 

Dergleichen  sind  mehrere  nicht  Mos  denldbar  sondern  selbst  ausgeführt.  —  | 

Einmal  gehört  hieher  die  schon  in  mehreren  Staaten  und  zu  sehr  verschie-  I 

dfn»>Ti  Zeiten  beliebte  Ernennung  vun  einzelnen  Beamten,  welchen  der  . 

Nhutz  von  Volksrechten  gegenüber  von  Kegierung'slichörden  übertragen  ist. 

So  albO  die  spartanischen  Ephoren;  die  römischen  Volkstribunen,  bestellt 

zum  Schutze  der  Ticbs  gegeu  den  patrizischen  Senat;  der  Justiza  major 

TOD  Aragon,  welcher  denAnItrag  liatte,  die  königlichen  Btllia  nflberwaciien 

aad  Veiietsoagen  der  gesanmiten  Landesrechte  an  verhflten;  endlich  etwa, 

litcilidi  mit  der  JWodifikation  einer  Überwachung  von  gesetdicher  Privat- 
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gewalt,  dift  früheren  östt  rn  ii  hij^clu  n  ruterthansadvoknten  oder  die  rngli<chen 
SklavenprocuratorcMi  in  West indien.  Hier  ist  denn  ülierall  kehw  Kopräsen- 
tation,  sondern  eine  durcli  «las  Gesetz  bestimmte  ^uitlicl»e  Stelluug  und  Auf- 
gabe. Es  sind  nicht  etwa  <  inzeine  Wenige  aus  der  Gesammtzahl  der  Be- 
theiligten ausgeschieden  worden,  weil  die  letzteren  allzu  zahlreich  gewesen 
waren,  um  einen  ihnen  gQbahrenden  I3iiiiU8  «if  StBategeadiftfte  nuiaflbeii; 
Bondern  es  war  eine  sdbststSndige  Einrichtmig,  atterdings  besttnunt  war 
Yertheidigiiiig  von  Bechten,  «Hein  nicht  dnreb  die  Betheiligten,  sondeni 
mittelst  eines  eigenen  Theils  des  Stnetsorganisnins.  Es  «er  eine  Wache, 
bestellt  ZOT  Beobachtong  und  Beschränkung  einer  bestimmten  Gewalt :  alldn 
nicht  gezogen  aus  der  Zahl  der  Bedrohten,  ja  sogar  mit  Rechten  versehen, 
welche  diesen  letzteren  selbst  nicht  zustanden.  Solche  Tribunale  sind  so 
wenig  eine  Form  der  Repräsentation,  dass  sie  im  Gegcntheile  möglicherweise 
neben  einer  solchen  bestehen  könnten  zur  AusOhnn^  vnn  Rcchti  n,  welche 
letzterer  nicht  zustunden,  oder  ^ii  dt  rt  n  Handhabung  Me  nicht  für  tauglich 
erachtet  wäre.  —  Ebenso  wenig  ist  von  Repräsentation  da  die  Rede,  wo 
ein  Mitregieruugsrecht  einzelner  hervorragender  Staatstl^biehmw  be- 
steht,  so  &  B.  bei  grossen  Baronen,  den  Hftnptem  der  Kirche,  den  Jetzigen 
Standesherren.  Diese  sind  nicht  ^llvertreter  einer  grossen  Menge,  ma 
einen  dieser  zastehendoi  Einflnss  znr  Geltung  so  bringen;  sondern  sie  flben 
ein  ihn»  selbst  zustehendes  Recht  aas,  nnd  würden  es  ^^eicht  s^t  Ar 
einen  grossen  Schnnpf  halten,  dieser  Menge  zugereclinet  zu  werd^  oder  als 
beauftrng:t  mit  deren  Angelegenheiten  zu  gelten.  Die  fränkischen  Märzfelder, 
die  Parlamente  der  nonnannischen  Barone,  dio  Reichstage  der  säch-^isdicn 
Kaiser  warrn  keine  r( inasontativen  Versammlungen,  sondern  Zusammen- 
kflnftc  lauter  aus  eigenem  Kcc  hte  Krscheinender  und  Mifrcgierender.  Mög- 
lich allt-rdinKs,  dass  auch  sokhc  ihre  eigene  Kt;cbte  wahrende  und  ausübende 
Magnaten  etwas  zum  allgemeinen  Nutzen  Gereichendes  von  der  Regierang 
verlangen:  allein  diess  geschieht  ans  richtiger  Einsicht  in  die  Zwecke  des 
Staates,  ans  Ifitleiden,  oder  in  wohlferstandenon  eigenem  Torfheile;  keines» 
wegs  in  l^iellTertretnng  nnd  Auftrag.  Wenn  aber  Berechtigungen  diesw 
Art,  sei  es  als  gescfaiclitliclie  Beste  sei  es  ans  poUtisdien  Gründen  neu 
erriditet,  neboi  den  Beprisentativrerfeesnngea  mancher  LBnd^  hestelient 
sogar  mitten  in  dieselben  hineingestellt  und  mit  ihnen  za  einem  Ganzen 
verbunden  sind :  so  mag  sich  etwa  das  eigenthümliche  Wesen  dieser  Selbst- 
berechtigung nicht  von:ug'?wei<:e  herausstellen  und  selbst  bei  unklarer 
Auffassung  verwischen;  allein  fnr  nine  scharfe  rechtliche  und  politische 
Auffassung  bleibt  es  doch  immer  in  seiner  Eigenthümlichkeit  bestehen.  — 
Endlich  muss  der  Gedanke  an  Repräsentation  ferne  gehalten  werden,  wo 
nur  eine  Abtheilang  von  Geschäften  zwischen  einem  Ausschüsse  imd 
derOesammthsit  derBefechtigten  stattfindet.  Wenn  z.  B.  der  venetianische 
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Senat  Hechte  ausübte,  welche  der  gi-o^-  t  ii  Versammlung  derNobili  niditm- 
standen,  so  geschah  dies  nicht  in  Beanftraguog  der  letzteren,  sondern  in 
Folge  einer  durch  das  Gesetz  gegebenen  Stellung.  Und  eben  so  ist,  wo  ein 
engerer  und  ein  grosser  Anssohnss  in  der  Genieiude  besteht  und  jener  eigene 
Rechte  aosflbt,  er  nicht  etwa  Ilcpriisentant  sondern  durcli  dm  Gesetz  selbst- 
stfindig  bestellt.  Bei  einer  solchen  Einriebtang  hat  jede  Abtheilung  ihr  be- 
aaDdem  Becht,  «delies  tie  «tom  auch  aellMt  anattbt.  Die'  grössere  Berech- 
tigung, fPdche  etwa  der  weniger  nUreichen  Ahkfadlniig  mstebt,  ist  keine 
Uehertragnng  von  den  Tielen,  sondern  eine  dorch  ^  Gesets  munftteifaar 
gesteUte  Aufgabe;  md  Mn«  wie  natttrüch,  die  innn'halh  der  Znstlndigheit 
TOrgenomineuen  Handlungen  der  kleineren  Behörde  auch  die  grössere  binden, 
80  ist  dies  nicht  desshalb  der  Fall,  weil  diese  letztere  einen  Auftrag  dam 
gegeben  liat,  iMUideni  weil  sie  in  dieser  Beziehung  nnteigeordnet  ist 


TL 

Es  isl  sehr  begreiflieh,  Ams  die  ReprSsentation  TerhUtnissnifissig  erst 
qiit  in  derGesdüfifate  der  staatlichen Eänriehtnngen  erscheint;  aber  eben  so 
bsgreifiieli,  daas  sie  eine  inuner  steigende  Wichtigkeit  erhielt  und  jetat  &st 
grössere  Bedeutong  hat;  als  alle  andere  Theile  des  Staatslebens.  Um  eine 
Befniaeirtation  möglich  zu  machen,  ist,  wie  sich  aus  dem  Vorstehenden  er- 
gibt, rweicrlei  nothwendig.  Einmal  mnss  einer  grösseren  An/ahl  ein  be- 
stimmter Kintiuss  auf  staatliche  Angelegenheiten  zustehen,  ohne  da-  <  tlorh  der- 
selben unmittelbar  eine  Stelle  in  der  Regierung  eingeräumt  wäre.  Zwcitius  aber 
muss  diese  zum  Einflüsse  gelaugte  Menge  mit  einer  blos  durch  Stellvertreter 
anaznabeuden  Wirkung  zuMeden  sein,  sei  es  nun  wegen  offenbarei  Unmög- 
UcUkeit  einer  Ersoheinang  mit  gesammter  Hand,  sei  es  weil  ihr  mehr  an  dem 
Srfbiga  als  an  dw  eigenen  Theihiahne  g^tegm  ist.  Es  hat  nnn'aber  lange 
«daaertk  ehe  dieae  beiden  Yorbediiunuuraii  M»intH««i»M|iiaiinffi>ii  ■huL 

bk  den  aaiatischep  and  afrikamschen  Thecdmitleen  nnd  Dospotieen  war 
und  ist  noch  jetzt,  wie  kann  erst  bemerkt  zu  werden  braucht,  too  einem 
Rechte  der  Dntwrthaiwsi  an  Staatsangelegenheiten  Antheil  zn  nehmen  gar 
hehie  Rede. 

An  der  anderen  Bedintrnng  fehlte  es  dagegen  in  den  Staaten  des  klas- 
sischen Alterthumes.  Allerdiiig  war  hier  entschiedene,  wo  nicht  ausschliess- 
liche, Thcilname  bald  der  aristokratischen  Klassen,  bald  selbst  der  Gesamrat- 
h^  der  Baiger  vorbanden ;  allein  weder  Griechen  noch  Römer  begriffen  ein 
stsstüches  onr  durch  einen  Stell««rtreter  aosgeflbtes  Becht.  Jeder  Bflrger 
vir  M  nnmittelbor  mit  dem  Staate  ?crbnnden,  nahm  so  vollständig  Theil  an 
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dem  öffentlichen  Lcbrn,  «rin  Begriff  von  Freiheit  fiel  so  ganz  znspnimrn  mit 
dem  fiucs  Antheiles  au  den  öffentlichen  Geschäften,  dass  gar  kein  Plata  för 
eine  Mittelsperson  war.  lu  dvm  Vorschlage,  durch  eiiiiielne  Wenige  ans  der 
eigenen  Mitte  politische  Rechte  ausüben  zu  lassen ,  hatten  diese  Völlier  &o 
wenig  ein  Recht  erblickt,  dast  eine  aoldie  Einrichtimg  vietanehr  einem  voll- 
ttfindigen  Verloste,  fronidit  einem  sfilimahlf  chen  Hohne  gldch  erachtet  worden 
nflre.  Ueberdiess  bestanden  in  dieser  Zeit  nnd  in  diesen  Landern  nnr  Stadt- 
Ter&ssnnifen,  «o  also  die  eigene  Ansttbnng  der  anstehenden  Bechte,  irie 
gross  oder  klein  diese  nnn  sein  mochten,  der  versammelten  Menge  nicht  un- 
möglich war. 

Aach  im  germanischen  Mittelalter  ist  die  Repräsentation  keineswegs 
sogleich  hfiTorgctrfttni .  und  nichts  kann  irriger  sein ,  al«  dieselbe  auf  die 
Zusttljuif  der  Deutschen  noch  in  ihrer  Heimalh  oder  auch  auf  die  Gestaltungen 
d«r  iu  den  eruherteu  römischen  Provinzen  entstandenen  Reiche  zurückzu- 
ftihieu.  Der  bekannte  Satz  Montesquiea's,  dass  die  repräsentative  Hegi  ruag 
in  den  deutschen  Wäldern  gefunden  worden  sei,  ist  unrichtig,  wie  bu  luauchc 
seiner  glitaemden  Behauptungen.  In  den  dentschei^  WHdeni  wmrmi  nur  all- 
gemeine Yersammlnngwi  simmtlicher  freien  flttnner,  aber  keine  Znsammen- 
tritte  Ton  Abgeordneten.  Und  ebenso  waren  anf  den  MnUschenMan-  and 
Maifeldem  xwar  wohl  yersammlongen  der  sAmmitliehen  weltlichen  nnd  geiai- 
liehen  Gro>sen,  sowie  des  gesammteo  znr  Waffenschau  einberufenen  nnd  denBe- 
schKiKsen  de<  Königs  und  seiner  Yasallcn  zustimmenden  Heeres;  aber  nirgends 
Reprä>(  iitunten.  Die  iirht  germanischen  Einrichtungen  der  Angflsarb^on 
kannten  in  der  Witlenagemote  keinerlei  gewählte  Vertreter,  sondern  nur 
eiüzehi  und  im  eigenen  Rechte  Erscheinende.  Auch  noch  weit  später  zeigt 
d(  r  L(henstaat  in  seiner  Blüthe  lediglich  die  persönliche  Theilnahme 
dir  grossen  liaronc  sowie  der  Bischöfe  und  Aebte.  So  die  Rciclistagc  der 
dentsdien  Kaiser  bis  zun  Untergange  der  Hohenstanfen;  so  die  Parlamente 
der  normannischen  Barone  nach  der  Erobemng,  oder  die  der  franittwischen 
Könige  nnter  den  ersten  Capetingeni.  Selbst  im  Kleinen  seigt  steh  die  nim- 
liehe  Erscheinung.  Als  die  allmllig  sich  blhiende  Landeshoheit  in  den  ein> 
seinen  deutschen  Territorien  eben&Us  Berathnngen  der  bedeutmidstim  Landes- 
angehörigen  herbeifiUirte ,  waren  zunächst  nur  die  einzehien  Lehensmanneo 
in  eigenem  Rechte  anwesend.  —  Erst  als  ungefälir  im  13ten  Jahrhundert 
die  Städte  sich  eniporarbeitcten  zu  einer  wiiihschaftlichcn  Bedeutung  und 
dadurch  zu  Macht  als  Corjiorfitioiien  und  zu  Berechtigung  der  Einzelnen  trat 
Repräsentation  ins  Li-biii ,  und  zwar  last  gleichzeitig  tiberall  in  ^en  euro- 
päischen Reichen.  Jetzt  nämlicb  waren  die  beiden  Bedingungen  vorhanden : 
ein  nicht  abniweisendcrEinlnss,  nnd  dlelTothwendigkeit,  wohl  noch  der  voll- 
kommen freie  Wille,-  die  neue  Stellnng  nur  durch  Vertreter  gdtend  an  madien. 
Hit  der  wechselnden  Bedeutung  nerst  des  Mittelstandes  der  Stadtebftrgn', 
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im  aber  «nch  der  frei  «erdendtn  Bifwotaner  des  fladMn  Landei  stieg  imd 

Id  entsprechend  die  Bedentang  and  Ansdehnmig  der  BeprleetttatiOft  bis 

it  ihrer  jetzigen  Wichtigkeit  und  Verbreitiuig. 

Im  üebrigen  <^iiid  z\Yci  wesentlich  verschiedene  Arten  von  fieafltaiDg 
derselben  wohl  zn  nnterschcidon. 

Die  eine  Hälfte  der  in  der  Geschichte  anfgetreteneu  staatlichen  Re- 
präsentation ist  in  Monarohieen  vorliandtu  gewesen ,  nnd  besteht  noch 
in  solchen.  Ihr  Zweck  ist  Schutz  gegen  etwaigen  Süssbraucb  der  für&tlichen 
Ocwsll;  und  Ue  naehen  die  Anqirflclie  der  gesammteB  unter  dem  gemeinen 
Beeilte  des  Landes  stehend«  BeTMkerong  geltend,  sei  es  neben  den  Organen 
bevorrcehleter  Stinde,  sei  es  allein  stehend.  X>iese  Gattung  der  Beprftsen- 
tatioB  hat  in  England  begonnen  anter  Heinrich  m.,  snnieliBl  mit  Einbe- 
rafang  einiger  Vertreter  der  kleineren  Ritterschaft  in  jeder  Grafschaft,  und 
{ftst  unmittelbar  darauf  durch  Zuziehung  der  Abgeordneten  einzelner  Städte; 
m  Frankreich  mit  der  Zuziehung  do«  drittem  Standes  zu  den  Reichstagen 
unter  Pliilipp  A  iLnivf;  in  Dcnt^hland  mit  der  Zulassung  von  Städteabgeord- 
neten zum  Roiclisiitge  in  der  zweiten  Hälfte  des  13ten  Jahrhunderts.  Zuerst 
weit  zurückstehend  gegen  die  inuchtigru,  aus  eigenem  Rechte  theilnehmcnden 
ind  persOnlieh  anwesenden  Stande,  bat  sich  die  Repräsentation  in  der  Mo> 
narchie,  freUieh  in  sehr  vendiiedenem  Gange  in  den  einaelnen  Lindem,  mehr 
Md  mehr  eriidben,  bis  sie  jetst  an  innerer  nnd  in  derBegd  anch  aalnaserer 
IBedetttnng  mit  über  ibiisn  hoehlRhxenden  nnd  aniftnglich  tief  anf  sie  herab- 
sehenden ars|inin|^hen  Genossen  steht.  In  England  ist  das  mlchtigc  Unter- 
faans  Mhe  gross  geworden  durch  di<>  glackliche  Verbindung  der  Abgeord- 
neten des  ritterlichen  Grafsrhaftsadels  mit  den  Stiidtebürgern.  In  Frankreich 
war  zwar  der  dritte  Stand  der  Maeht  und  dem  Hoclnnnthe  dei-  Geistlichkeit 
nnd  de?  Adels  nicht  gewachsen  gewesen  und  hatte  sich  einer  äiisserlicli  und 
sachlich  1k Ii' l  ienen  Stellung  fügen  nidssen,  ja  es  hatte  am  Eude  sogar  das 
keine  Befachraukung  und  keinen  Rath  mehr  ertragende  Kuuigthuni,  fast  wäh- 
rend anwar  Jahrinmdeffte,  die  allgemainen  BäiAsstftDdc  ganx  fa«Mitigt  ond 
nur  in  einniaen  Prorlnsen  noch^nren  von  örtlichem  Hechte  nnd  dann  anch 
«QU  YeitNtnig  fibrig  gelassen:  allein  die  nBlterschtttande  ümwahmng  von 
1789  heb  pUHdich  die  Beprtaentation  aaf  eine  froher  gar  nicht  gekannte 
Btthe,  anf  welcher  sie  sich  denn  aaeh,  freUieh  mit  abwechsehiden  Schieksafam 
md  namentlich  im  gegenwärtigen  Augenblicke  sehr  verdunkelt,  gehalten  hat. 
Von  Frankreich  aber  ans  ist  die  Volksvertretung ,  bald  bleibend  bald  nur 
als  vorQbergehende  Erscheinung,  in  a!le  europäischen  Monarchieen.  mit  ein- 
ziger Auanahme  Russlauds,  eingezogen.  Namentlich  in  Deutschland,  wo  auf 
dcTO  Rifjchctflffe  die  Städte  nur  eine  kUmmeriiche  Stellung  errungen  hatten, 
ond  wo  auch  in  den  einzelnen  Territorien,  etwa  mit  Ansnahme  von  Sachsen, 
ÜMirlen^OTg  vsn^  W«M*«"»^h«lgi     »i^iMHifaitiiin  m  keiner  gMsaenBedflntmng 
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gplangte,  an  den  moisten  Orten  sogar  wieder  verkommen  war.  nach  in  Dputsch- 
land  hat  sie  iu  Folgi'  der  französischen  Vorgänge  neue  Wurzel  gescblagen  tind 
nimmt  jetzt,  um  die  Mitte  dc%  19ten  Jahrhunderts,  eine  buchst  einflussreiche 
Stellnng  im  Staatsleben  ein.  Hat  sie  auch  im  Gcsammtorganismus  des  Bundes 
sich  nicht  festzusetzen  vermoebt,  ist  sie  zunächst  in  Oesterreich  nur  verheissen 
ahvr  nicht  ausgeführt,  und  liat  jle  lellwt  in  cimelmn  Iddnmii  ftMlea  aielit 
selten  noch  mn  Anerkennung  ihrer  Rechte  und  ihrer  Bedeotong  nt  ringen:  so 
ist  doch  alte  WahnchainUdikeltitieht  tllr  einabersMliget  ZorOckgelien,  M»d«» 
im  CtegentlieUe  Ar  Befestiging  und  Amdeiinnng.  Eben«»  besteht  sie,  «d 
soweit  zu  venniitlj  II  auf  festen  Grundlagen,  in  Belgien  and  Holland,  in  den 
drei  skandinavischen  Reichen,  in  Piemont,  und  selbst  in  Spanien  und  Por- 
tugal, sowie  in  dem  noch  halborientalischen  Griechenland.  Auch  ausserhalb 
Fiirnpa  s  bat  sie,  wenigsteus  zunächst  noch,  nämlich  so  lange  die  encrliRfben 
Kolonieeu  dem  Mutterlaiule  gehorchen  und  Brasilien  monarchisch  regiert  wird, 
eine  weite  Verbreitung  erhalten. 

Eine  wesentlich  hiem  Tersehiedeiie  Art  der  Repräsentation  ist  diejenige, 
dindi  ivdche  i)i  ViMta  SiMftm  der  Neueit  eine  Volker  cgitrun g  ver» 
mittelt  wird,  tili^ter  grMseren,  mn  TheÜe  selbst  (dtemlsBigenf  Annffthmiir 
der  nenmn  Staatäi  ist  an  eine  Leitnig  div  StanlsgeadiiftA  dardi  «lneailgo> 
meiqe  BttrgerfCTsaminlmig  gar  nidit  an  denken,  mit  Anmakme  dniger  Ideiner 
schweizerischer  EDrtenlSndchen.  So  ist  denn  die  Reprlsentation  auch  anf 
diese  Staatsart  augewendet  worden.  Dass  hierin  eine  grosse  Abschwachimg 
'  tlor  Rechte  des  einzelnen  Börgers  liegt,  i«t  üUerdinps  unverkennbar;  auch 
zeigen  sich  allmälig  mancherlei  UcbelstÄudc  im  Parteiwesen  und  in  den  re- 
gierenden repräscntativcu  Körperschaften,  welche  frflher  ganz  unbekannt 
waren  und  deren  Tragweite  und  vollständige  Enuvickelung  sich  noch  nicht 
berechnen  lässt:  allein  nicht  nur  ist  augenscheinlich  eine  Wahl  von  Stellver* 
treteam  niuiUebertragung  der  Regiemngsredite  aa  dieselben  die  einzige  Hftg' 
liehkeit  einer  TerstAndigen  Staateordnong,  wenn  einmal  f&rstücbe  Gewalt 
nicht  bestehen  s(^;  sondern  es  ist  auch  noch  dorch  die  Anwendung  d«r  Be« 
priacntation  anf  die  unmittelbare  Begientog  ein  widrti^  Problem  der  Staate- 
kmst  gelöst  worden,  nämlich  die  Errichtung  grosser  demokratischer  Bandes- 
Staaten.  Diese  demokratische  Anweuduug  des  Gedankens  der  Stellvertretung 
ist  viel  nener  als  die  zum  Schutze  der  Bürgerreclite  in  der  Monarchie.  Die 
ersten,  freilich  nicht  ganz  klaren,  Anfänge  wurden  in  den  vereinigten  Nieder- 
landen gemacht  Eine  viel  bezeichnendere,  wenn  auch  nicht  lange  dauernde, 
Anweuiiuiig  erfolgte  in  England,  als  das  lange  Parüument  Karl  L  die  Krone 
entrissen  hatte.  Allein  die  rechte  Bedeutung  und  einen  weltgeschichtUcheii 
Anfiiehwung  nahm  die  demokntiseheReprissntafion  etat  doreh  die  Empörung 
der  englischen  Eetonieen  in  Nordamerika,  ffierbcnatrt  nicht  nur  mrBegierang 
der  einzelnen  aus  den  Kolomeen  entstandenen  Staaten,  sondern  aocb  mt  BUdong 
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dneB  grossen  demokratischen  Bundesreiches  ward  sie  fnr  UnjtHi^^vv^bljt'^ 
in  anAcren   Ländern  nnd  Welttheilen,  zum  Ideale  einer  Staa^fe^«^richtung.  ^ 
Eine  Zeitlang  schien  sie  durch  den  Sieg,  welchen  sie  in  Frankrcic'K^^tffpuin^^fl 
httte.  zu  grosser  Zukunft  auch  in  Euroi>a  berufen,  und  rin"  emizc  R(*lh*»v(% 
ephemeren  Töchter-Republiken  in  Holland,  in  der  Schweiz,  in  Italien  ordneten 
och  nach  diesem  Grundsätze.   Allein  als  in  Frankreich  die  repräsentative 
DoMhntie  ytm  dem  SoldateakiiMr  viedor  «nterdrlefct  ward,  erioaehen  auch 
dteKifhahmimgen  von  selbst,  so  dass  jetst,  Daebdem  ein  neues  Aii£Backem  in 
Frankreich  ein  gUMM  Ende  durch  Prfttorianer  erUtten  hat,  in  nnserem 
WeltÜMile  mur  noch  die  Sehweia  sowohl  im  Gänsen  wie  in  ihrai  btaptsftGh- 
üduten  einzekien  Theilen  als  repräsentative  Demokratie  eingerichtet  ist 
Daffecen  hat  sich  mit  einiger  Ausnahme  von  Brasilien  und  zun&chst  noch 
der  im  Besitze  europäischer  Mächte  befindlichen  Kolonieen,  die  Repräsentation 
als  Form  der  Volksregiening  tlber  die  ganze  westliche  Halbkugel  ausgebreitet. 
Ob  überall  zum  Glücke,  und  ob  in  den  chonialigen  spanischen  Besitzungen  mit 
geiiöriger  Vorbereitung,  ist  freilich  eine  andere  Frage. 

Es  ist  dem  Menschen  nicht  gegeben,  i«  dla  Zntattft  an  bUeken,  nnd 
aadi  die  Lebren  der  GescUdite  geben  nnr  Anbaltsponkte  za  mehr  oder 
weniger  wafarscheinUehen  Vermathnngen.  Dennoch  ist  es  wohl  nicht  allsn 
kftbn  voraaasnsafea,  dass  die  BegienrngsanwendoDg  der  Reprlsentatioai  in 
ikren  beiden  Gattungen  noch  lange  nicht  ihre  weiteate  Ansdebnnng  er- 
reicht hat,  nnd  also  w»eh  viel  weniger  ihrem  Erlöschen  entgegengeht  Viel- 
mehr scheint  ihr,  wenn  auch  Europa  eine  grössere  Stätte  nicht  gewfthren 
sollte,  eine  dem  Umfange  und  der  Bedeutung  nach  höchst  beträchtliche  Aus- 
dehnung mittelst  der  englischen  Kolonieen  bevorzustehen.  Namentlich  ist 
wohl  kaum  ein  gerechter  Zweifel,  dass  die  europäische  Bevölkerung,  welche 
den  fünften  Welttheil  sich  anzueignen  begonnen  hat,  nur  in  dieser  Form  zur 
Unabhängigkeit  Torscfareiten  «ad  misere  Gedttigndg  nnr  «nter  den  Mod»- 
Utlten,  weldie  dnreh  efaae  solche  Begiemngsform  herrorgenifen  werden,  fest- 
haltcB  und  weiter  verbreiten  wird. 


Bedeutung  der  BeprIiSBtstioiL 

Durch  eine  repräsentative  Einrichtung  ist  Zweierlei  möglich  gemacht. 
Einmal  überhaupt  die  Theilnahme  Vieler  an  den  Staatsangelegenheiten  ohne 
eine  allgemeine  Versammlung  derselben,  und  selbst  in  solchen  Fällen,  in 
welchen  die  allzu  grosse  Zahl  eine  gemeinsohaffliiteBeCheiUgung  in  anderer 
Weise  verUnden  wtrde.  Zweitens  die  MOgüeUieit,  die  bei  einem  Rechte 
oder  einem  Interesse  Betheiligten  bei  nichtigen  Gebanmgen  mit  demselben 


Digitized  by  Google 


22  Der  Gfdankp  der  Repräsentation 

zn  vernehmen,  und  denselben  eine  Scbatzeiurichtaag  gegen  etwaige  Missbrftache 
oder  Missvcrstilndnisso  zii  gewahren. 

Die  \  eitiniguijg  dici^er  beiden  Mögiichkeitta  gj  wührt  mauchfachen 
Mvtien,  and  die  Repräsentation  gestattet  den  Staaten  neuerer  Zeit  Eiiip 
riditnngen,  welche  dme  lie  «UHuftlirbar  «rflren. 

Tor  Allan  kann  niinlich  die  EinKnltaing  der  Staatanvecke  mmIi  in 
Bezieliiing  anf  Boiche  Tbdie  des  Volkes  aichergeetdlt  werden,  welche  Mmit 
jeglicher  Macht  entbehren,  ihre  Forderangen  geltend  in  machen.  DieGelUir 
einer  Yemachlässignng  von  Rechten  and  Interessen  ist  da  nicht  gross,  wo 
die  Betheiligten  inderXiSgc  sind,  persönlich  und  selbststiindig  ihre  Ansprache 
geltend  zu  machen,  und  zn  dorn  Ende  etwa  an  bestimmten  Repieiungshand- 
langenAnthoil  nehmen.  Wohl  abtr  it-t  es  möglich,  dass  noch  so  begründete 
Ermahnungen  un  die  Autgabeu  des  Staates  und  der  Refjieruug  unbeachtet 
bltibcu,  wtuu  eine  grosse  Menge  von  liUri^eru  in  uiitergt  ordneten  Verhält- 
nissen und  in  verschiedenen  Theilen  des  Landen  zu  bitten  oder  zu  fordern 
hat  TheOs  wird  sidi  der  Elnirhie  achenen,  mit  einmn  Geaadie  herforaip 
treten,  bei  deaaen-  Gewährung  er  nur  in  einer  kaum  bemerkbaren  Weise 
betheaigt  i8t,*<aj^ien  Betrcibiing  doch  ihm  alleiii  snr  Last  fiele,  vieDeieht 
sogar  ünnmwihiiilWdBpitea  bereitete.  Theib  koonte  gir  leicht  solehen  Ehi- 
zelncn  die  Zustflndi^oeit  cur  Betreibung  bestritten  werden;  and  in  jedem 
Falle  hat  ihr  Auftreten  nur  ein  geringes  Gewicht.  Theils  endlich  ist  es  sogar 
denkbar,  ja  wahisclieinlich,  du^s  der  Eiii/elno  nicht  mit  sJlmmtlichen  Be- 
ziehungen der  .Uigelogenheiten  in  allen  Theilm  d('s  L;uid<'^  und  in  verschiedenen 
Scluchten  der  Gesellschaft  vollständig  bekantit  i^i.  so  «lavs  -eine  Bemühungen 
entweder  t-iuem  sehr  scheinbaren  N'orwurie  von  mangrlhalter  Bcgi'üuduug 
und  Einseitigkdt  bloss  liegen,  oder  aber,  wenn  sie  auäuahmsweise  erfolgreich 
shid,  wirUich  Sdmden  stifkoi  kdnnen.  Dem  Allem  hilft  ehie  StdlTertretnng 
ab,  wekhe  im  Namen  ADer  at  sprechen  und  an  henddn  lierechtlgt  ist,  daa 
ganse  Gewicht  der  Unter  ihr  stehenden  Menge  in  die  Wagsehaale  1^,  in 
ümr  Mitte  aber  die  Elemente  einer  omlassenden  Ksnntniss  der  Angd^enheit 
besitzt.  Allerdings  setzt  die  ganze  Einrichtnqg  sdion  eine  wenigstens  be- 
ginnende Bedeutung  der  zu  Vertretenden  voraus,  weil  man  ihnen  sonst  auch 
diese  nicht  einräumt;  allein  es  liegt  in  der  Natur  der  Sache,  und  ist  auch 
durch  die  Geschichte  hinreichend  bewiesen,  dass  wenn  er-?t  einmal  das  ge- 
meinschaftliche geordnete  Handeln  erreicht  i*t.  sieh  da^  Fürtschreitt  n  der 
Bedeutsamkeit  und  die  inuner  wirksamere  Geltendmachung  dt  r  gemeinschaft- 
lichen Rechte  und  Interesse  so  wie  Qberhaupt  der  gesammtcn  Stellung  von 
selbst  erglebt  So  kommen  Bestandtheile  des  YoUn  im  Staatsleben  m  der 
ihnen  gebflhrenden  Geltang,  ohne  daas  eine  wesentliche  Aendenmg  in  den 
angemeinen  Gmndlagen  oder  Regirnngsformen  nOthig  wAre. 

Als  ehi  iweiler  bedeotender  Yoiiheil  darf  es  angesehen  werden,  dass 
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dnrch  repräsentative  KöiTJerschaften  Nachrichtpn  ftber  die  ZnstSndp  dps  T,andes 
Qod  Volkes  zur  Kenntaiss  der  höv-hstcn  Staatübebördcu  gelungen  können, 
Kelche  auf  aindere  "Weise  kaum  zu  erhalten  wftren.  Wenn  nftmlich  auch  eioe 
Begierong  ihre  Pflicht  erftUt  und  itdi  ngfUaMi^  und  umfangreich  fiher 
i»  ttotrtcMicben  YerhUtiiiBce,  Aber  die  Wirkmigeii  der  Oesetse  und  aber 
die  StimnmuBen  der  UntertbBiien  m  unterrichten  eaeht,  so  gesebieht  dien 
M  nur  durch  ihre  Beemten.  Selbst  bei  einer  (in  der  Tbat  nicht  immer 
maeanfletaenden)  vollkonunenen  GeiriBsenhaftigkeit  der  Berichtenden  liefern 
ditse  immer  nur  Anschanangen  von  der  einen  Seite,  nämlich  von  der 
der  Befehlenden;  und  nnr  nnvol!  tnndig,  vielleicht  gar  nicht,  komnit  die 
Anffa^sung  dvr  Gehorchenden,  somit  unter  Umstanden  der  Leidendrri.  hier- 
durch zur  Kenutniss.  Die  ganzt!  und  volle  Wahrheit  erscheint  nur,  wenn 
auch  diese  sich  aassprcchcu.  Hierzu  ist  aber  eine  Veranlassung  und  Auf- 
uoDterung,  wohl  selbst  ein  besonderer  Schatz,  nöthig,  was  Alles  dem  Ein- 
ictan  abgeht,  bei  einer  Yertretong  aber  vorhanden  ist  AUerdinga  leistet 
iäm  freie  Fresse  grosse  Dienste  in  vorliegender  Besiefanng;  allein  theils  ist 
«s  docb'  nnr  nftllig,  ob  and  wie  weit  die  Freese  sieb  mit  einer  Angelegenheit 
bssdillligt;  Ibeils  ist  das  Mitgethellte  keineswegs  immer  suTerlflasig,  imd  erhalt  * 
desshalb  auch  das  Bichtige  olt  keine  Bnnchtnng;  thoüs  und  haupt^blich' 
erfordert  die  AnfrechterhÄltnng  der  Pressfreiheit  kräftige  Einrichtungen,  ru 
deren  Schutz  denn  eben  eine  Repräsentation  wieder  sehr  wesentlich  wo  nicht 
anbediiitrt  nothwendig  ist. 

Drittens  ist  auf  die  Beiziehimg  von  nnverwendeten  Krüften  grosses  Ge- 
wicht zu  legen.  Wie  bemülit  immer  das  Staatsoberhaupt  beiu  mag,  tüchtige 
Mauucr  zur  Besetzung  der  öffentlichen  Aemter  za  gewinnen;  nimmermehr 
wird  ihm  doch  gelingen,  nHe  irnYolke  voriit»fa»en  Taleito  nndGesäumngen 
faa  Stnatsdienate  antermbriimen,  nnd  zwar  ans  verschiedenen  Ursachen. 
Sdmn  die  &üü  der  Aemter  wird  an  solcher  Antagmig  nicht  gross  geni^ 
sein.  Ein  Theil  der  Befthigten  wird  keine  Lnst  tragen  in  Dienste  an  treten. 
Bildlich  kann  nnd  wird  es  sich  oft  genug  begeben ,  dass  ein  an  sich  zur  Be- 
sorgung von  Staatsgeschäften  ganz  befähigter  und  williger  Mann  aus  irgend 
einem  Gmnde  keinen  Beifall  findet  und  gar  nicht  oder  nnr  anf  einer  «nhe- 
deutenden  St^^llc  vi  nvendet  wird.  Eine  Rciiräseiitutiun  nun  ist  für  vii  lc 
«solcher  brach  iiegwider  Brauchbarkeiten  eine  vortrefflieht  (Jrl<  c«  iilu-it  sich 
nützlich  zu  macheu.  Es  mag  freilich  auch  sein,  dass  sich  unruhige  Köpfe, 
Solche,  welche  sich  überschiitzen  oder  denen  ein  unverdienter  örtUcher  Ruf 
zur  Seite  steht,  mit  eindrängen;  und  es  wllre  tböficht,  zu  längnen,  dass 
MsBsehen  diesw  Art  in  einor  dnlhissreidien  Stellang  vielisch  scbadoi  können: 
allein  der  Nntsen  ist  dodi  erihhmngsgemllas  weit  ttb«rwiegend,  und  schon 
wiederholte  Haie  war  bei  besonders  gOnstigen  Veranlassungen  Gelegenheit 
n  stamiendor  Ueberaengnng«  wekbe  Menge  von  bisher  nnverwendeten  Talenten 
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darcb  eine  ReprääeotatioQ  au  das  Tageslicht  gezogen  werden  kftim.  So  z.  B. 
in  der  grossen  verluranggdiaidefi  ycmnmiliiiig  in  FtuäatäA  mi  itt  dm 
deutschen  Pariuuente  in  Frankfurt 

Ton  grOBsem  Werth«  itt  sodann  in  mandier  Zelt,  dass  demokratiadie 
Bestrebungen  in  dner  ReprAsentation  nnd  darcb  dieselbe  Befriedigang  anf 
geset/lichem  Wege  finden  Iiöimen  and  ohne  der  Monarchie  gefährlich  zu  sein. 
SoUhe  Neigung^  sind  mit  innerer  Nothwendigkeit  immer  and  flberall  vor- 
handen, da  es  niomals  an  Mensrhen  fohlt,  welchen  das  ansfchliessliche  Ge- 
horehcn  lästif;  und  die  Bevorzugung  höherer  Stünde  und  geseilsehaftlirhf^r 
Stallungen  widrig  ist.  Von  Zeit  zu  Zeit  greift  diese  Gt'sinnung  sogar  weit 
nnd  breit  um  sich  und  ist  besonders  lebendig.  Die  einem  Keprilsentanten 
zustehende  Möglichkeit,  seine  sobjectiven  Anschauungen  und  Plane  in  staat- 
lidieningclegeuheitcn  geltend  n  naebeo,  das  Recht,  Jeden  beliebigen  Tadel 
ölfentlidi  ansavspredMn,  die  Oelegenbeit,  die  BoUe  des  Oebotehenden  mit 
der  des  Beslinunenden  und  Verlangenden  wenigstens  anf  einige  Zelt  m  wr- 
tnoacfaen,  gewAhrt  nnn  eine  natOxlicbe,  nnd  dotk  bei  'dner  woUerwogaien 
repMaentativen  Eiuriditmig  niebt  gelUirlicbe  Zdriedenstellong  solcher  Nei* 
kgungen  und  Gelüste.  Und  wenn  der  Repräsentation  die  Folge  gegeben  ist, 
dass  die  wirkliche  Leitung  der  Staatsgeschäfte  den  hervorragendsten  Männern 
auj<  ihrer  Mif*'^  i'i'^'^rtragen  wird,  so  liegt  sogar  in  der  Einrichtung  selbst  für 
jeden  irgendsMf  Eiirgeizigen  und  liervorragt  nden  eine  dringende  Mahnung, 
im  Widcrsiniiche  «egeii  das  He^tehcnde,  in  den  Bestrebungen  nach  Gewalt- 
beschraiikuug  und  in  den  Verbesserungsforderungen  nicht  allzu  weit  zu  geben, 
damit  nidit  eine  apllere  «gene  Theilnahme  an  der  Regierung  entweder  nn> 
möglich  werde  oder  nar  mittelst  Folgewidrigkeit  nnd  Yerläugnung  der  Ter- 
gangmbeit  ttbemommeit  werden  kOnne.  Es  soll  nicht  gesagt  s^,  dass  diese 
Bttcksicht  inuner  wirken  mttsse  and  inuner  gewirkt  habe;  allein  das  Betspiel 
von  England  zeigt  doch,  wie  sehr  da,  wo  ebie  rqpfisentative  Einricbtong 
voUkonunen  in  das  Blut  übergegangen  bt  nnd  allgemein  verstanden  wird,  • 
die&er  selbstgescbaffene  Dämpfer  wirkt. 

Endlich  ist  es  eine  Sache  von  der  höchsten,  selbst  weltgeschichtbchen 
Bedeutung,  dass  durch  die  Anwciidiuig  des  Gedankens  der  Repräsentation 
fine  Volkslierrscbaft  auch  bei  /ahlreichen  Völkern  und  in  weit  ausgedehnten 
Gebieten  muglicb  geworden  ibl.  Die  Meinungen  Uber  die  Zulrägiichkeit  dieser 
^aatsart  filr  die  höhere  mensdilidie  Bildung  nnd  Aber  ihre  Anwendbazkeit 
in  Terwickelten  nnd  altbegrOndeten  gesellscbaftüchen  Zuständen  mögen  sehr 
abweiebend  von  einander  sdn:  allein  sdbst  ein  entschiedener  Gegner  der 
Einihbrong  einer  dnnobratisdien  Terüusong  in  seinem  eigenen  Yatertamde 
mnss  doch  die  Berechtigung  einer  solchen  B^erungsform  an  sich  soeben, 
ja  sogar  die  aussvchliessliche  Möglichkeit  dieser  Staatsform  in  bestimmten  Qe* 
»ittigongszaatänden  nnd  bei  gewissen  geschichtlichen  Vorgängen.  Kann  es 
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^^irohl  keinem  vernflnftigen  Zweifol  untciliegeü,  dass  ein  dem  KoloTiisations- 
TOWitnissf'  pntwach-'encs  Volk,  welches  an^  vielen,  strenprr  Ordii  inL;  undünter- 
ufirfis^eit  uiigtjNs  ohiifen,  in  halbwilder  und  frotzifjcr  Selbst  stau  digkeit  heran- 
|ewac\isenen  und  jeder  PietM  gegen  ein  geschichtliches  Uemchergeschlecht 
barea  Elementen  besteht ,  gar  keiue  andere  Staatsart  erträgt.  Solcher  balb- 
iHtipr  YftUnr  gibt  ei  un  aber  bereits  nuacbe,  und  Um  2Ud  nird  Bub 
lUer  mcMcmcher  WabnclieinUclikelt  noch  bedeatend  wachten.  DieMOgUch- 
keit  einer  für  de  passenden,  die  Emmgenscbaften  des  Rechtsstaates  'nnd  der 
toberen  GMittigmig  in  Anssidit  stellende  Ordnung  ist  also  m  der  bflchstm 
Bedeutung  fllr  die  ganze  Geschichte  des  MenschengeschlechteB. 

EndUdi  ist  noch  der  f&r  die  gesäumte  Stutenbildang  sehr  wichtige 
Punkt  hervorznheben,  dass  durch  die  Anwendtmg  repräsentativer  Einri(;htungen 
die  Bildung  von  Bundesstaten  sehr  erleichtert  und  venollkommt  worden  ist. 
Indem  nilmlieh  mittelst  piner  Kepräseotatiou  sowohl  der  gesamnitea  Be- 
völkerung des  grossen  Ganzen,  als  jedem  einzelnen  beitretenden  Staate 
m  Terhältnissmä&öiger  EinÜuss  auf  die  Bunde&augelegeoheiteu  möglich  ge» 
■Bdii  nM,  iBt  dio  Aifttellung  einer  einheitUSief^^Bii^.  ImI  organisiiten 
Oentralgewalt  ansfUirbor.  Durch  Theibiahnie  an  denlllpUfcirtallyen  Kteper- 
sebaftm  des  GesanuDtstaates  ist  die  gerechte  Forderang  anf  Efaiflnse  woA 
Debenradnmg  Miedigt  und  der  einaeliie  Staat  tob  völliger  Niohtbemdc- 
sichtigung  gesichert ;  dann  kann  aber  auch  ohne  Nei4,  und  Geftkhr  die  handelnde 
Regierung  selbststlndiger  gestellt  nnd ,  wenn  man  es  passend  findet,  4puia 
Wenigen  und  sogar  einem  Einzelnen  übertragen  werden.  Die  grosse 
Schwierigkeit,  um  nicht  ?n  «a?en  T'nniftelicbkeit ,  durch  einen  blossen 
(resandteucongreüä  eine  verständige  Bundesleitung  zu  bewerkstelligen,  iut 
durch  Repräsentation  beseitigt.  Allerdings  ist  dieser  (xedanke  bis  jetzt  nur 
in  demokratischen  Bundesstaaten  wirklich  ausgetüiiri;  allem  der  Beweis  ist 
labieawegs  geliefiort,  das«  nidit  aieb  bei  gntam  WBm  eb»«  BaMiUcb 
BodlfiGirte,  Anwendung  ^uf  einen  ans  Fflrstenthflmerti  znsammenges^zten 
Bundesstaat  m  machen  sei.  Diess  ist  nun  aber  nidil  blos  Ittr  solche  YOUnr, 
mhte  aebon  Jetst  in  der  Lage  nnd,  nur  in  einer  tftditiganBandeaverCuBang 
ihr  Wohl  und  vielleicht  ihre  Unabbln^l^eit  an  beweib8tellige&,  von  der 
höchsten  Bedeutung;  sondern  es  liegt  auch,  wenn  nicht  Alles  trtlgt,  in  dieser 
Richtung  noch  eine  grosse  Zukunft  fQr  weitere  Gestaltungen.  Offenbar  streiten 
fcich  in  der  itaägen  Entwicklung  der  Staaten  nnd  der  Gnsittigang  zwei 
mächtige  Gattungen  vDn  Kticksichten  um  den  Vorrang.  Einer  Seits  ist  durch 
das  übermässige  Anwuchsen  einiger  Staaten  und  durch  ihre  immer  noch  sich 
steigernde  Machtentwickiung  das  Dasein  kleinerer  Staaten  schon  aus  Gründen 
dv  Siflbflriiett  nid  SdbrteAaKang  ein  peinliehea  md  MBidiefes  geworden, 
ad  dringt  eine  gnsaere  Nothwendigkeit  zn  grossen  und  also  mächtigen  Ge- 
Stauungen.  Auch  erfordern  im  Innen  Staatdeben  die  sieb  nach  Z|hl 
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und  Umfang  stets  mehrenden  Fordeningen  nach  Unterstützung  der  Lebens- 
zweckp  des  Volks  höchst  bedeutenHo  Mittel,  nicht  selten  dip  entsprechenden 
Anstalten  eint;  grosse  räumliche  Ausdehnung  zu  ihrem  Gedeihen.  Anderer 
Seits  «i  hreckt  mit  Reclit  der  Aiil)li<  k  von  Gcistt^averödung  und  von  hftufiger 
(»achUibtr  Veniachlästiigung  der  Provinzen  eines  grossen  centrali^irten  Staates 
vor  ein  einem  wlelMB  Zutand«  zorftdL  Der  Besiti  nhlrdcher,  fnemi  wäun 
kleinerer,  Mittelpankfe  too  ThflUgkeit  mid  Sorgbit  ist  ein  nnechfitzb«rer  >?or- 
tlieO  ftr  gleiclinlnig»  TeAreitong  Ton  Bildnng  imd  StMtahalfe,  so  nie  ftr 
die  Benahroiig  bereditigt^  Stammenigeiitiisnilidikeiteii.  Aach  ist  die,  dnreb 
leidige  Erfahrung  sattBmi  enriesene ,  Herbeiführung  jfther  und  hftnflger  Um- 
wälzungen durch  eine  allverschlingende  Hauptstadt  ein  Grund  lu  eiflstcm 
Bedenken.  Nur  eine  Bundeseinrichtung  kann  beiden  Arten  von  Forderungen 
gerecht  werden;  denn  nur  sie  kann  Eiiih'  it  und  Macht  mit  Verschiedenheit 
und  Selbstständigkeit  der  Theile  verbinden.  Eine  tüchtige  Bundesverfassung 
aber  ist  wieder  wo  nicht  bedingt  so  do(!h  sehr  erleichtert  durch  Repräsentation. 
Gerade  lu  solcher  Beziehung  iät  diese  jedoch  noch  in  ihren  ersten  Anfängen ;  es 
ist  dehMT  fnlmeheinlicli,  dais  sie  ftr  kttnilige  GeMMechtaf  eine  nodi  idk 
endlidi  grAisere  Bedentniig  erlangt,  ale  sie  ftr  die  Lebenden  Bchon  hnt 
Mfl^ifih,  dMS  der  reprisentttiTC  Bnndesitaat  die  Bettnugsarclie  lu  den 
StintsnAtiien  ist«  an  «eichen  die  Gegenwart  so  schwer  leidet. 

I?. 

ABWMidiiag  in  venoUedenen  Sweeken. 

Es  ergibt  sich  schon  aus  dem  im  Vorstehenden  Entwickelten ,  dass  die 
Repräsentation  zwei  wesentlich  verschiedenen  Zwecken  beuützt  werden 
kann.  I  im  i  l  unmittelbar  zui-  Regierung.  Zweitens  aber  nur  zum  Schutze 
der  Begit  itiu  gegenüber  von  der  Regierung.  Je  nach  dem  einen  oder  nach 
den  andern  Zwecke  ist  der  UmCang  der  ihr  eittnuinmiatden  Berechtigung 
verschieden  vnd  erfordert  sie  aaeb  vereekiedeoe  Einriehtnngen. 

In  dnn  ersten  Falle  ist  ne  eine  wesentlich  demokratisdie  Anstalt  and 
hat  die  Angabe,  den  sftnuntliehen  stinnnfthigen  Borgern  einea  wenigstens 
nittelbaren  Einfluss  auf  dieFtlhning  der  Staatsgeschäfte  zu  gewähren.  Hier 
ist  denn  der  Umfang  der  der  Repräsentation  einztiräumenden  Rechte  ledig- 
lich bestimmt  durch  den  Staatsziseck  selbst.  So  w*^it  Hir'*er  geht  und  so 
weit  zu  seiner  Erreichung  Anstalten  vorhanden  sind,  kann  die  Thätigkeit  der 
Repräsentation  zum  mindesten  auch  gehen,  und  zwar  nicht  etwa  blos  insofernc 
eine  öffentliche  Angelegenheit  sich  retiectirt  auf  das  Recht  und  das  Wohl 
des  Einzelnen,  sondern  auch  als  freie  und  aellMkstlndige  Ordnung  des 
Nödiigsn.  Dabei  ist  es  aUerdmgs  möglich,  dass  die  Repräsenlatioii  nidit 
alle  Begiemng^eschtfte  selbBt  vonhamt  Efaie  neben  ihr  stehende  in 
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anderer  Weise  gebildete ,  aber  immerhin  ancli  luis  dem  grsammtcn  Volke 
henorgeliondr  Rf  hördp  i>^t  obeiifalls  dcnldiar.  In  diesem  Falle  ist  eine  der 
düppilien  huit'liabuog  der  Staatsgewalt  eotsprechende  Organit>ation  der  Ge- 
schäfte nothweodig;  und  zwar  mag  die«e  wieder  iu  doppelter  Weise  eing^- 
richtei  weiden.  Entweder  uftmlich  kann  eine  Abtheilong  der  Geschäfte 
iwiaehett  bdto  BegittUigttiiataUen  atattfoiea,  so  etw»  die  Bepfi- 
MUeÜQii  <lie  Gcaet^gebm«,  die  Finanmi,  vielleicht  die  Acmteriiewtmig 
Int;  die  eadexe  Gevilt  dagegen  die  PoliaeiTerwelting,  du  Heenreiett,  die 
aosvirtigai  Angelegenheiten,  n.  b.  w.  Oder  .aber  es  liann  anch  «n 
fsmmeniiiiken  beider  Gew^ten  angeordnet  sein,  wo  denn  einer  Seits  Aber 
die  Initiative  anderer  Seits  flher  die  Ausführung  des  gemeiniiGhalUidi  Be* 
splilopsenen  nähere  Bestimmungen  getroffen  sein  mössen. 

In  d'-m  auderu  Falle  bandelt  es  sich  nur  von  t  iner  Anstalt  /m  1!« 
sduiiikuug  der  monarchischen  Allgewalt,  um  den  Rechten  und  Interessen  der 
Unterthanen  im  Ganzen  oder  wenigstens  einzelner  Abtbeiluugen  einen  Schutz 
ztt  gewäliren ,  und  es  mag  das  Wesen  der  Vertretung  als  erhaltend  belehnet 
«erden.  Hier  ist  denn  der  Umfang  der  ftr  die  Beprftsentation  m  wr- 
isagenden  Hechle  ein  weil  geringerer.  Wo  keine  Bedrohmig  ist,  ist  aoeh 
kein  Gmnd  snm  SdintBen;  und  da  die  snr  ErreichMg  der  Staatscwecke 
dienende  Kraft  der  Begiernng  nicht  nnnOthig  geschwftcht  werden  darf,  anch 
ca  tböricht  und  verdMhlieh  wäre  die  Zeit  mil  nutzlosen  Streitigkeiten 
swischen  der  Staatsgewalt  und  der  Reprftsentation  aassafüllen:  so  ist  eine 
genaue  Bezeichnung  deijenigen  Regierungshandlungen  nothwendig,  welche 
Oberhaupt  controlirt  werden  dürfen.  Es  ist  also  vorerst  zu  entscheiden,  ob 
nur  Rechte  oder  ob  auch  Interessen  der  Bürger  Gegenstand  der  repräsentativen 
Thätigkeit  sein  sollen;  sodiuio  niuss  bestimmt  werden,  ob  alle  möglicher- 
weise von  der  Regierung  verletzbaren  Rechte  in  Schutz  genommen  werden 
kflonen,  oder  anr  eiudne  bestinmUe.  9MA  dleaes  aber  fest,  so  kann  nnd 
nuMS  darüber Vorfcefanmg  getiolfen  werden,  bei  welchen  F&Uen  die  Thitig- 
keil  der  Bqnisentation  schal  als  ehie  voibengende  anftritt,  so  dass  olme 
deren  Keiuriniss  nnd  Mitwifkang  die  betreffende  Begierengshandlnng  gar  nldit 
fotgenommen  werden  darf,  über  die  mitbcscblossene  dagegen  aber  auch, 
wie  natürlich,  <;p!lter  keine  Beschwerde  zulässig  ist,  welche  ja  die  eigene 
Handlung  angriffe.  Liese  Vorbeugungsrechte  einer  Repräsentation  sind  denn 
nur  Ausnahmen,  da  dieseÜ)e  in  Her  Monarchie  nicht  regieren,  sondern  vielmehr 
dem  Staatsoberhaopte  die  Leitung  der  Geschäfte  bleibtn  soll.  In  allen 
andern  nicht  unter  diese  beschränkte  Zahl  gehürigtu  Fällen  von  Rechts- 
schutz ist  dieser  auf  nachkommende  Beschwerde  und  etwuige  Klage  beschränkt. 
Der  in  Frage  stdiendeUntersdiied  swrisdiett  den  Befbgnissen  der  BeprSsentatkin 
ist  jedoch  nidit  ans  obersten  Rechtsgrundsätzen  zn  entnehmen,  sondern  viel- 
mehr nur  nach  ZwecknisaigkeitBrackBichten  festmstellen. 
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Die  mesentliche  Yerscbiedenhiit  dieser  beideo  Anwendungen  der  Re- 
prü.sontation  veranlasst  denn  natürlich  auch  oino  Verschiedenheit  iii  den 
Maassregeln ,  weldie  die  Staatskuust  zur  Erziclung  einer  möglichst  untadel- 
haften  Wirksamkeit  der  Einrichtung  anzurathon  hat.  —  Bei  einer  regieren- 
den Rc'pribeutatioü  handelt  es  sich  vor  Allem  davon,  fftr  eine  persönliche 
Tüchtigkeit  der  Mitglieder  zu  »orgen,    indem   sonst  bei  der  uhuediess 
aehmifllligen  Einrlditiiiig  dM  flbte  Loftang  der  Staatsai^legeabeiteii  im- 
vermeidUch  ist  Da  nun,  zum  offenbaren  Ifoehüieile  des  Ergebnisses,  ia 
einer  Demokratie  das  aetive  WaUrecht  nicM;  beselurliikt  werden  Inim;  so 
bleibt  nur  das  UHtel  übrig,  die  Bedtagimgen  der  WflUbarkeit  so  festm- 
sttiten,  dasB  nur  Mlnner  'nm  reiferem  Alter  nnd  UrUieile,  im  gesicbeiter 
wirthsdialUiciier  Lage  and  von  einiger  in  Geschäften  bereits  erlangten  Kennt- 
niss  gewählt  werden  können.   An  einer  solchen  Beschränkung  des  passiven 
Wahlrechtes  Anstand  m  nehmeb,  wäre  ein  grosser  Fehler.   Das  Recht  des 
Bürgers  einer  Demokratie,  sich  bei  den  öffentlichen  Geschäften  zu  betheiligen, 
ist  nicht  gleichbedeutend  mit  einer  Beftigrni«s,  auch  offenbar  Genu  in^  häd- 
liches  und  Widersinniges  nacii  Laune  zu  vollbringen,  tKiudern  besteht  viel- 
mebr  in  dem  gleichen  Antheile  Aller  an  gesetzlich  und  yemOnfUg  geordneten 
Handhingen«  Also  mögen  immerhin  AUe  wlhlen,  aber  sie  sollen  nur  Solche 
wihlen  können,  von  welchen  eine  gnte  LeUnng  des  Staats  venillnitigvwelse 
erwartet  werden  kann.  Anch  ist  durch  strenge  Ordnung  sowohl  bei  dem 
WahlgesehUte  als  bei  den  Yerhandlnngen  der  repriksentatiTen  VerBammlnng 
selbst  für  vollständigen  Schutz  jeder  Meinung  zu  sorgen,  damit  nicht  roho 
Gewalt  von  Factionen  oder  Pöbelhaufen  an  die  Stelle  der  wirklichen  Meinung 
der  Mehrheit  trete.    Wenn  hier  nicht  die  rechten  Mittel  gefunden  und  die 
gefundenen  mit  Krust  und  Bürgemmth  geliandhaht  werdfTi .       geht  die 
Regierungsform,  aut  weiche  so  grosses  Vertrauen  gesetzt,  worden  ist,  und 
welche  al^  ein  Wendepunkt  iu  der  Geschichte  der  Menschheit  erscheinen 
wollte,  mhmlos  wieder  zu  Grunde.   Zeigt  doch  schon  itzt  die  Erfahrung 
Nordamerika*8,  dass  es  nach  Yerlassen  der  richli|«n  Grandsttie  wstAndiger 
Yaterlandsliebe  nnd  staatsmänniseher  Einsieht  schwer  ist,  sieh  gegen  dema- 
gogisehe  Rtnke  nnd  einsiditsloses  Dringen  der  Menge  nach  immer  schranken- 
loserer Willkflr  zn  behaopten.  Sie  seigt  abe^  anch,  dass  in  solchem  FaDe 
eine  repräsentative  Regieroag  keineswegs  ein  Ideal  hoher  Gesinnung ,  Staat- 
Uoher  Weisheit  oder  auch  nur  einfacher  Plhrbarkeit  und  Unbestechlidiktit 
ist.  —  Leichter  sind,  soweit  von  Grundsätzen  die  Rede  ist,  die  Bestimmungen 
Ober  eine  zweckmässige  active  und  passive  Wahlberechtigung  in  der  re- 
präsentativen Monarchie  zu  treffen,  wenn  man  nur  au  der  Auffassung  festhält, 
dass  es  sich  nicht  von  der  Ausübung  eines  Allen  gleichmässig  zustehenden 
Rechtes,  sondern  davon  bändelt,  taugliche  Mitglieder  für  die  Repräsentation 
so  gewinnen.  Und  wenn  denn  anch  hier  in  der  Wbkliehkeit  gar  manchiach 

Digitized  by  Google 


in  4er  Sfautenwelt.  29 

|e{eUt  -wird,  so  ist  tlie<?s  durch  den  Mang«!  cinpr  richtipen  Unterschoidting 
iviKhen    oinor  rogicrcndon  uud  nncr  nur  coiitrüliroiidcn  Repräs(  nt  iri  n 
venchuldet,  sowiü  durch  geiLuikeulosc  Nachahmung  der  üi  repraaeutativtu 
SOMlBMtieen ,  und  wenigstens  lUEnUfke  litt  Recht,  aufgeiteUteBTorgänge. 
Ote  Seliwierii^eit  einer  den  Fcrdenuigen  der  Sttatakimat  entspreeheiideD 
Einklitang  liegt  in  der  repriseKtativen  Monarchie  ganz  wo  anders.  Es  ist 
alBlich  daftr  n  BOigsn,  dasa  kein  imaiif  lOsIicher  DiulinuiB  zwischen 
Begierung  und  YoJkcfertretnng  bestehe.  Mit  dem  blossen  Yerhindem  einer 
fon  der  Begionmg  Torgeschlag^enen  Maassregel  ist  es  natOrjicb  in  allen 
jenf^n  Fällen  nicht  getban .  welcho  durchaus  irgend  oinc  Handlung  der 
Staats?pwnlt  rrfordem.    Auch  kann  es  auf  die  Dauer  nur  zu  einer  tiefen 
ZerruUiHiL'    Ii  .s  ganzen  Staatsieben»  fülireu,  wenn  die  Regierung  und  die 
kepräsfiitaüüu  wesentlich  verschiedene  Aaffassongiu  von  der  dem  Staate  zu 
gebenden  Richtang  haben.  Die  Möglichkeit  einer  HQlfe  aber  ist  eine  ver- 
schiedene, je  nachdem  ei  «ich  Ton  ganz  mtbhftngig  stehenden  Staaten 
bindnlt,  oder  m  soleben,  welcbe  einer  Rnndesgewnlt  W^fewdne^  sind. 
WUmnd  nindich  bei  letitereii  eine  allen  BedOrlDiseen  nnd  fonehteA  For- 
darangSA  entqnneheade  «hiedsEiditatiche  Einrichtong  nicht  nnmO^ch  ist, 
bleibt  bei  ganz  unabhängigen  Gewalten  nnjr  die  Wahl  zwischen  einen  fort 
nnd  fort  in  Thätigkeit  erhaltenen  Systeme  der  Gewinnung  einer  Regierongs* 
nu^orität  in  der  Versammlung  und  dem  sogenannten  parlameutariscben 
Systeme,  d.  h.  einer  Leitung  der  Staatsgescliäfte  nach  den  Ansichten  der 
jeweU  in  der  Repräsentation  vorhandenen  Mehrheit,   sonnt   auch  einer 
Aeuderuug  der  Per&oueu  nnd  der  Moas^iregeln  bei  einer  Umgestaltung  dieser 
Mehrheit  Leider  haben  beide  Möglichkeiten  ihre  entschiedenen  Schatten- 
leiten,  nnd  steht  der  ErgrsUiing  des  im  Garnen  besseren,  nttmlidi  des 
pnrinnentansdien,  Systemes  die  entschiedene  persönliche  Ahneigang  der 
meinten  Stantsobcrhinpter  entgegen.  Dnss  hier  die  schmeho  Seite  der 
g^uMii  neiRfsentntifen  Einrichtong  li«gt,  nnd  dase  die  ihm  desshilb  hflniig 
fgmmhim  Vorwürfe  nicht  unbegrOndet  sind,  kann  eine  unbefangene  Be- 
ortheflnng  nicht  in  Abrede  ziehen;  und  es  ist  daher  wohl  auch  keine  allzu 
kflhne  Vermnthung.  dass  «ifh  mit  der  Zeit  au  diesem  Mangel  das  Bedtlrf- 
niss  nach  einem  andern  .Staat sgedauken  knüpfen  wird,  es  mflsste  denn  sein, 
dasE  ein  ganz  genügendes  AbhtÜfemittel  gefunden  wQrde. 

Doch,  dem  mag  sein  wie  ihm  will,  zunächst  besteht  noch  die  Keprä- 
sentntion  nicht  nor  in  praktischer  Ansttbung ,  sondern  anoh  noch  als  diejenige 
Form  des  staatlichen  ZosammenlebcnB,  weiche  dem  Ideale  nlher  kommt,  als 
irgmd  eine  der  forangegMigenen.  Es  ist  somit  schliesslich  ancb  noch  der 
Fknge  PttH'*«"C  m  schenken,  bei  «ekhen  Arten  von  Staaten  dieselbe  Aber^ 
hanpt  Anwendung  erleide?  Hier  leuchtet  denn  allerdings  dn,  dass  theils 
fsnse  Stnatsi^ttaogeb,  theils  wenigstens  einselne  Formen  einer  Oattuni 
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dazu  nicht  passen.  Bleibt  nämlich  anch,  als  uiiscrrr  panzon  Lebensauffassung 
fremd  und  wahrscheinlich  nie  wiederkehrfinl,  ih  r  Staat  nach  antiker  Gestaltnng 
gany  ausser  FraRo:  und  wird  ferner  die  Theokratie  bei  Seite  gelassen,  da 
eine  Kegieruug  nach  tuunittellwreD  götfcUelwii  Geboten  ftaA  dar  einten  Be- 
dingung ihrer  Möglidikeit,  desGlaulm»  tn  eine  BolclieLeitnng  der  menBcb- 
lidien  Sehidcsal«,  entbdurt:  so  bleibeii  doeb  selbst  unter  den  mit  den  gegen- 
wflrtigeD  Anacbemingen  nnd  Gerittigiuigsstiifen  Terträglieben  Staatsarten 
oiMicbe  mn  der  BenQtzong  einer  Repräsentation  entschieden  aosgrachlossen. 
Vor  Allfm  jene  Staaten ,  in  w*  Irhen  die  fürstliche  Autorität  so  hoch  gestellt 
wird,  dass  jegliihor,  auch  noch  so  gr^ftTrltcher,  Widi^rspnich  als  nnzulAssig 
und  verbrcc)u'ri'^''h  erscheint.    Hier  i^f  ein  unve»*<;r>!;nl;rli*  r  iiusserer  Wider- 
siiruch  lind  eine  innere  Unmöglichkeit;  und  /war.  «oiii  Ijcmt'rkt .  nicht  l)Ios 
in  Betreff  oinor  Anwfiitlung  der  Repräsentation  auf  Uen  gfsauiuiteu  Staat, 
sondern  auch  für  untergeordnete  Kreise  desselben.  Auch  nur  eine  Proviuzial- 
odcr  Gemeinde-Yertretung  ist  in  einer  onbescbrlnliteii  llonftrebie  dnrcbai» 
folgewidrig,  nnd  übenfiess  ans  Staatfltdngbeitsgrttnden  idcht  rathsam,  des 
sdüinunen  Beispieles  uregen.  Sodann  ist  dieAnwendnng  derVoIkavertretnng 
nidit  vertriglicb  mit  der  Aristokratie.  Allerdings  niebt  iregen  eines  grand- 
lAtdichen  Widerspruches,  wohl  aber  wegen  der  Bedenklichkeit  der  Folgen. 
Es  entstände  die  offSenbarste  Gefahr.  das<!  ^ich  der  durch  eine  Reprä- 
sentation gegeben«'  nnd  anerkannte  demokratische  Einflnss  bald  in  einen 
uhruhigen  Nebi-ubtihler  und  mit  der  Zeit  in  einen  tödtliclien  Feind  ver- 
wandeln konnte.    Die  ilusj^ere  Er^cheintmg  einer  regierend«  n  und  einer 
ttberwacheuden  Vcrsamiuluiig  ist  allzufllmlich .  als  dass  nickt  unwülkürlicb 
Vergleichungen  ihrer  Tüchtigkeit,  ihrer  Sorge  für  das  Volkswohl  und  ihres 
Zusammenhanges  mit  dem  ToBn  entstehen  sonten;  diese  Oegoiflberstellangen 
aber  würden  um  so  weniger  Immer  nun  Tortheile  der  auf  eigenes  Recht  zur 
Begisrang  lidi  Stfttmden  ans&llen,  als  eine  Beberrschnng  dnrdi  eine  Antahl 
In  allen  flbrigen LehensTerhIltniBBen  liemlidinahe  Stehender  am  schwersten 
ertr:)gen  mrd  nnd  den  Neid  am  empfindlichsten  reizt.   Endlich  noch  ist 
kein  BcdUrfniss,  zn  einer  Repräsentation  zu  greifen,  in  jenen  (freilich  seltenen) 
kleinen  Staaten  vorhanden,  deren  geringe  Bedürfnisse  und  wenig  zalilreiehe 
Geschäfte  mögliclierweiee  durch  die  versammelten  BfUger  selbst  erledigt 
werden  können.   Zwar  ist  keine  Unverträglichkeit  des  Gedankens  der  Ver- 
tretung mit  einem  solchen  Zustande;  und  es  mag  sogar  sein,  dass  manche 
Angelegenheit  in  dem  Bathssaale  besser  behandelt  würde,  als  in  der  offenen 
YollBSfersaiumlang:  allein  es  behUt  bei  der  Abwesenheit  einer  inesefen 
Hothwoidigkeit  der  Stolz  des  freimi  Hannes,  eigene  Rechte  selbst  a  wahren, 
begreiflicherweise  die  Oberhand.  ^  Dagegen  steht  theofvtisdi  einer  Ein- 
fthrottg  von  repriMotativer  Einriditnng  nichts  im  Wege  hi  einer  Patriarchie, 
wo  gar  wohl  Abgeordnete  des  Stammes  mit  dem  Haapte  die  wichtigeren  . 
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AügtUgonheiten  bcratboii  könnon.   Ferner  zeipt  -chon  dif  Erluhruiig ,  dass 
der  Uasherrliche  Staat  gar  wohl  eine  RoiirasciitaLiüii ,  sei  es  einzelaer 
ElMwa,  sei  ea  selbst  der  Gcsammtbeit«  erirftgt.  Nur  kann  uUcrdings  bier 
aidii  via  tSatet  gnmdattdieheii  Thfilnuhme  «a  den  StaatsangelcgenheiUni 
inAUs^mdneo  die  Bede  sein,  als  welche  niclit  Sache  der  LaadeMogehdrigen 
wodem  mr  des  Landesberrn  sind;  mahl  aber  van  einer  Beechützong  der 
öBtelnen  mit  dem  Landeshem  Terabredeten  Gerechttame.  Vor  Allem  aber 
nnd  d^e  Einherrscbaften  des  neozcitigen  Rechteslaate';  ^owie  die  Volk^rr- 
Schäften  mit  nmiiangreicherem  Gebiete  oder  grof«s<»r  iie\ulkpnjng  diejenigen 
staatlichen  Formen,  in  welchen  die  Rcpräsonta'ion  Anwendung  findet,  und 
fär  die  sie  selbst  zur  Notbwcudigkeit  geworden  jst.    Das  Voi  langen  nach 
Rechtsschutz  und  nach  Förderung  der  Interessen  ist  in  GesittigungszustÄnden, 
ffir  welche  diese  Staatsformeu  passen,  weit  verbreitet  und  auf  die  Dauer 
anvideiatehUcb;  allgemeine  Tenammltmgen  der  BflrgeTf  oder  anoli  nnr 
fieiser  bethdligter  Abtheilnngen  denelben,  sind  ans  pliysiscliai  Qrtnden 
innOglieli,  mit  der  Monardde  «herdless  politiseh  kanm  TertrSgfich;  das 
fieseta  der  ArheitatheUnng  macht  sieb  anch  hinsichtlich  der  Besorgung  ge> 
■  nansclialllicber  Fordenmgen  geltend^  die  Einsicht  ist  gross  genag,  van 
eine  Zufriedenstellung  mit  dem  Beschränktem  erträglich  zu  finden,  wo  das 
Wtitoro  nicht  erreicht  werden  kann:  diess  sind  denn  aber  gerade  die  ße- 
diiigtnigt'U  einer  Vertretung  durch  Wenige  aus  der  Mitte  der  Uethciligten. 
Dd  nun  aber  bciiuhe  alle  Volker  eutüpiiiscber  Gesittiguug  Hieb  iu  &ok'ben 
Zuständen  betinden,  somit  fast. drei  Welttbeilc  dem  Gedanken  und  selbst 
dem  BedOrfnissc  der  Repräsentation  zugänzlich  smd:  so  ist  aadk  das  Feld 
der  Anwendung  in  der  Gegenwart  and,  soweit  wir  m  benrtheilen  imstande 
sind,  in  der  Znknnft  nnermesslich.  Es  mag  sein,  dass  mweUen  in  ein«n 
lande  and  selbst  in  weiteran  Umfimge  während  eines  Zeitabiehaittn  das 
Vertrank  hi  die  ReprftsentatiT- Einriebtangen  sieh  mindert,  oder  dass  es 
einer  glücklichen  Gewaltberrschaft  gelingt,  die  Anwendung  derselben  zurOck- 
zudrängüu  und  selbst  ganz  aufzuheben:  solche  Schwankungen  sind  aber  nur 
vorübergebend.  So  lange  diese  Staat sfonn  die  Bedürfnisse  der  Völker  we  nig- 
stens leidlich  befriedigt,  und  so  lauge  kein  anderer  zufriedeustellendorer 
Gedanke  aulgc-lunden  ist,  wird  die  Vertretung  immer  wieder  verlangt  und 
eiugefährt  werden. 


G^enttber  von  einer  solclien  Erscbeinnng  von  weltgesehiclitUcher  Be> 
itffffyiig  isi  denn  niytflrlicb  aocb  die  AaSgßlbe  der  Wissenschaft  eine  sehr 
gcoise.  ^  hat  das  Wesen  der  Repräsentation  und  ihi-e  allgemeinen  Eigen- 
schaften, die  guten  sowohl  als  die  misslicbcn,  m  ergründen;  sie  soll  die 
eiaielnen  schwierigen  und  wichtigen  Fragen  grttndUcb  ontmucben  und 
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bpfrii'digpndcr  Lösung  bringen;  sie  mass  endlich  die  Anwendung  des  Systemcs 
im  einzelnen  Lande  schildern  und  mit  dem  ganzen  Organismas  desselben  in 
Verbindung  bringen.  —  Dieser  Ruf  ist  denn  nun  nicht  angehört  verhallt. 
Das  Bedflrfhiss  fllr  das  Leben  war  zu  dringend  und  die  Aussicht  auf 
Erwerbong  eines  Verdienstes  zu  lockend,  als  dass  nicht  schon  vielfache 
Versuche  za  einer  Bearbeitung  des  repräsentativen  Systemes  gemacht  worden 
wftren  '),  sei  es  als  allgemeine  Lehre,  sei  es  in  bestinunter  Anwendung  auf 
einzelne  Staaten.  Dennoch  bleibt  immerhin  eine  manchfache  Möglidikeit 
n  Nachträgen  und  m  Richtigstellungen.  Noch  sind  niclit  sämmtliche  all- 
gemeiiiB  Gesichtspunkte  vollständig  und  zutreffend  eröilertf  nicht  alle  besonderen 
Fragen  endgültig  erledigt.  Die  nachstehenden  Arbeiten  sind  dam  bestimmt, 
wenigstens  einen  Xheil  dieser  Lacken  ansnilUten. 


1^  8.  flbor  die  T.itfmhir  doi  allgemeinen  eonstitiirinnellai  MmImmMm  Belao  OmWcIllW 
tuui  Litontor  der  BUaUwiMWsntfih>ft«m,  Bd.  I,  8.  3IC7  ig. 
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2. 

Ueber  die  verschiedene  Auffassung  des  repräsentativen 
Sy Stemel  in  England,  Fraxikieicli  und  BeutBchland  'j. 

Es  wftrde  von  sehr  oberflächlicher  Kenntniss  und  von  geringem  Nach- 
denken  zeugen,  wenn  man  die  Ausbildung  und  die  ^Yirkuugen  des  Systemes 
der  Volksvertretung  als  gleichiniissig  in  den  verschiedenen  Staaten  vor  sich 
gegantfcn  annähme.  Dum  konnte  in  der  That  gar  nicht  sein.  Ist  es  doch 
nicht  nur  niöglicii ,  sondern  sogar  nothweudig ,  dass  sich  ein  und  derselbe 
Gedanke  auf  verschiedene  Weise  organisch  entwickelt,  je  nachdem  er  einen 
Stoff  zu  beleben  hat.  Sollte  auch  der  Zweck  im  Wesentlichen  der  gleiche 
bleiben,  so  entsteht  doch  eine  mehr  oder  weniger  bedeutende  Abweichung 
in  der  Gestaltung  und  in  Beziehung  auf  die  Folgen,  wenn  in  dem  einen 
Falle  ein  gewisses  Element  bewaders  ergriffen  und  in  den  Vordergrund 
gedrängt  >\ird.  welches  in  einem  andern  Falle  gar  nicht  vorhanden,  viel- 
leicht gar  durch  ein  zweites  in  jener  Yerbindtmg  wiederum  fehltndcs  Mo- 
ment ersetzt  ist.  Dazu  kommen  noch  verschiedenartige  geschichtliche  An- 
knQpfungen,  tmgleiche  äussere  Schicksale,  mftchtige  Persönlichkeiten.  Gar 
nicbt  zu  reden  von  möglichen  absichtlichen  Verdrehungen  und  Ablenkungen. 

Beweise  dieser  Sätze  begegnen  uns,  wohin  wir  den  Blick  wenden.  Man 
nehme  nur  den  grossen  Grundgedanken  der  christlichen  Religion.  Wie 
wesentlich  verschieden  hat  er  sich  entwickelt  in  den  unter  sich  abweichen- 
den Medien  theil?i  der  Jahrhunderte  thi  ils  der  gleichzcitigf  n  Völker.  Oder 
den  germanischen  Gedanken  des  Werthes  der  Frau  in  seinen  so  bedeutenden 
Abschaffungen  bei  dem  spanischen,  dem  französischen,  dem  englischen  und 
dem  deutschen  Volke,  bei  demselben  Volke  in  den  verschiedenen  Ständen. 
Ferner  die  Sklaverei  in  ihrer  Auffassung  bei  den  Orientalen,  bei  den  an- 
tiken Völkern  und  in  den  europäischen  Kolonieen.  Die  Kolonisation  selbst, 
Je  nachdem  EnÜedignng  einer  ttberschtwigen  Bevölkerung,  Gewinnung  von  . 


I)  Diese  ÄbhMuUuiiK  ervchien  ihmX  In  der  TübiiMfer  i^oiticlir.  L  StMOswIttk,  Bd.  JIL  Hier 
tat  de  BMiaftMtoA  m^fewrlieltet ,  munentlldi  bedentend  •birekttnt,  da  ei  pe«Miid  tneUen,  di« 

Vorschlü^r  zur  V«rbe»isi?run<f  «le«  ropriteentufivin  f;).>(i  iii.s  nu  Einem  Orte  BB  vereinlgOD.  Ali 
«otdier  aber  war  die  AbhandliiDK  Mr.  lo  diese»  Bundes  aogesei^rt. 

r.  Vöhl,  MMimlit.  Rd.  I.  9 
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BdhBtoffen,  Handel,  Eneogang  tropischer  Ptodocte,  Gfftndong  eiiur  inlliU- 
risdien  Stellung  oder  Aaedelunuig  einer  Bellgioii  der  nftcbste  Zweck  war. 
Die  Idee  dw  Batriareiiie  bei  dam.  ambisdiai  Staaune  und  im  chiaeBlidimi 
Beiehe,  n.  8.  w. 

Diesem  Schicksale  ^  in  ?erschiedcnen  Zostsnden  wesentlich  anders  anf- 
geüasst  und  in  bedeutend  abweichenden  Richtungen  durchgefahrt  worden  zn 
sein,  ist  denn,  wie  gesagt,  auch  der  Gedanke  der  Volksvertretung  im 
Rechtsstaate  der  Jetztzeit  nicht  entgangen.  Sieht  man  auch  ganz  ab  von 
der  Anwendung  der  Repräsentation  in  der  Demokratie,  wo  dieselbe  schon 
rechtlich  zu  einem  ganz  andern  Organismus  wird:  so  findet  sich  auch  in 
den  Fürst cntbümern  eine  wesentlich  verschiedene  Gebahrung. 

Zum  Verstündnisse  dieser  Erscheiiunii:  ist  es  nicht  nothwuidi^' ,  tief 
in  die  Geschichte  der  Anstalt  i  iii/udriugeii ;  und  es  wäre  uij«  rtlih;i^ ,  und 
lolglich  nur  storeude  Gelehrsunikeit ,  zum  Zwucke  der  gegenwärligt  n  Be- 
trachtungen die  Geschichte  der  geniianischcn  Volksversammlungen  und  di.s 
Ursprunges,  Verlaufes  und  Unterganges  der  mittclalterliciien  Siaiide  zü 
entwickeln.  Gibt  doch  Jeder  zu,  dass  sich  in  England  aus  diesen  Einrich- 
tungen im  Laufe  der  Jahrhunderte  nnd  unter  schweren  Umwiüzungeu  der 
Gedanke  einer  allgemeinen  Volksvertretung  gegenüber  von  dem  Forsten  zum 
Schutze  der  Rechte  nnd  der  Vortheile  der  Gesammtheit  sowie  der  Einzelnen 
entwickelt  hat;  dass  letzterer  Gedanke  von  andern  Völkern,  und  selbst  in 
andern  Welttheilen,  auigefasst  und  in  jedem  Lande  dem  sonstigen  Organis- 
mus angcpasst  worden  ist;  dass  endlich  die  noch  weitere  Einföhrung  und 
▼Ollstfindige  Ausbddnnp  oder  die  Wiedererlangung  des  Grundsatzes  der 
Volksvertretung  der  Angelpunkt  ist,  um  welchen  sich  die  Staatskunst  und 
vielleicht  das  Schicksal  eines  bedeutenden  Theiles  der  europäischen  Staaten 
«ach  jetzt  noch  dreht  Es  i^t  ^^omit  als  unbestritten  anzunehmen,  dass  nicht 
nur  die  geschichtliche  Unterlage  die  nämliche  ist  für  alle  europäische  Staa- 
ten ,  welche  jetzt  Volksvertretung  besitzen ,  näuüicU  die  germanische  Theil- 
nahme  der  Vollberechtigten  an  den  auch  sie  betreflfenden  öffentlichen  An- 
gelegenheiten ;  sondern  auch ,  dass  die  sünmitlichen  jetzigen  repräsentativen 
Verfassungen  in  unmittelbarer  oder  mittelbarer  Abstammung  dem  britischen 
Parliamcntc,  als  gemcinsomeni  Muster,  entnournien  sind,  und  zwar  alle  in 
Folge  desselben  Bedürüiisses,  dem  erwachten  slaatsbüi'gerlicben  Grefflhle 
und  der  verbreiteteren  Einsicht  in  staatlichen  Dingen  den  gebührenden  und 
gesetzlichen  Kinfluss  zu  gewähren.  Allein  el>en  «o  klar  liegt  thatsächlich 
vor,  dass  trotz  dieser  gleichen  geschichtlichen  Abstammung  dennoch  sehr  ver- 
schiedene Ausbilduiigt  n  der  Repräsentation  sich  entwickelt  haben.  Und  zwar 
sind  nielit  etwa  bios  Formen  und  minder  wesentliche  Theile  abweichend 
bestimmt;  sondern  eine  irgend  aufmerksame  Bttraclitung  zeigt  alsbald,  dass 
bicb  der  innerste  Geist  der  Anstalt  in  England  selbst,  in  Frankreich 
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und  endlich  in  den  zahlreichen  deul^chen  repräsentativen  Staaten 
in  dreifacher  Kichtung  und  \Virivung  entwickelt  hat.  i>cssen  sich  voll- 
kommen be>\us>^l  zu  sein,  ist  aber  durchans  nothwcndig,  wenn  nicht  grobe 
Verstösse  in  Beurtheilung  der  Ereignisst»  und,  was  noch  schlimmer  wäre, 
ganz  falsche  Aii>iehten  über  etwa  wüuschenswerthe  Verbcssernngen  eintreten 
sollen.  Daher  denn  nachstehender  Versuch  einer  klaren  Vcrgegenwärtigang 
dieser  Verschiedenheiten. 

In  ?Jngland,  also  in  dem  MutterUnde  der  i:4iurichtung ,  treten  drei 
charakteristische  Grundzüge  entgegen. 

Der  erste  besteht  darin,  dass  der  Heischesat^,  die  Regierung  iuü!>se 
lediglich  der  Ausdruck  der  im  Parliameiite  herrsclu  nden  M<  lir/ahl  sein,  seit 
der  Revolution* von  1688  .'illmühlig  einen  entschiVdruen  und  auch  gar  nicht 
mehr  bestrittenen  Sieg  errungen  hat.    Das  Ministerium  ist  eigentlich  nichts 
anders,  als  ein  gemeinschaftlicher  Ausschuss  aus  den  beiden  Häusern,  zii- 
sammengesetzt  aus  den  hervorragendsten  und  eintlussreiclisten  Mitgliedern 
der  Majorität;  niemals  aber  eine  dem  Parlianiente  gegenüberstellende,  ihm 
vielleicht  sogar  feindliche  Gewalt,  entsprossen  aus  dem  Einzelwillen  imd  * 
den  persönlichen  Ansichten  des  Fürsten.    Mit  einem  entschiedenen  Wechsel 
der  Majorität  wechselt  auch  das  Ministerium,  und  so  bleibt  immer  Einklang 
2\^ischen  den  entscheidenden  Staatsgewalten,  wenn  schon,  natürlich,  der 
Kampf  zwischen  der  Mehrzahl  nnd  der  Minderzahl  ein  heftiger  sein  kann. 
Unltagbar  ist  freilich,  dass  bei  diesem  Systeme  der  persönliche  Einflnss 
des  Fürsten  kein  entscheidender  ist,  und  dass  letzterer  sogar  oft  lange 
Zeit  von  Ministem  aBi|id>eii  sein  kann,  welche  seiner  eigenen  politischen 
Meinung  nkht  angehören,  ihm  vielleicbt  auch  menschlich  nicht  angenehm 
and  beqaeni  ond.  Bennoch  ist  es  unpassend,  hier  von  einem  venetiani- 
lohen  Doge  zu  reden.   Auch  in  der  jetzigen  Gestaltung  der  Dinge  bleibt 
fftr  einen  Regenten  von  Geist,  Willenskraft  und  Liebe  zum  Guten  eine 
königliche  Stellung;  nnd  die  «kaiserliche  Ki-one»  von  Grossbritannien  nnd 
Irland  hat  wahrlich  die  Vergleichung  mit  keiner  andern  zu  scheuen. 

Ein  zweiter  bezeichnender  Zog  der  englischen  Auffassung  des^Parlin» 
ment»  ist  die  Einrichtung,  welcher  gemäss  die  volksvertittende  Vcrsamm- 
long  kehMSwep  blos  die  negative  Kolle  einer  Vertheidignng  verletzter  und 
bedrohter  VoIkofMdlte  und  einer  Abwehr  nngesetzlichcr  Gewalt  oder  unge- 
schickter Begiming  hat,  sondern  vielmehr  einen  bedeutenden  Theil  der 
Verwaltung  des  Staates  nnmittelbar  und  positiv  besorgt.  Nicht  nur  hat  da.s 
Oberhaus  eine  weit  ausgedehnte  Gerichtsbarkeit  in  letzter  Instanz;  sondern 
es  wird  Oberhaupt  eine  grosse  Anzahl  von  Geschäften  von  den  beiden  Häu- 
sern mittelst  öffentlicher  und  Privat -Bills,  ferner  durch  Enqueten  geordnet, 
welche  in  allen  übrigen  Staaten  als  Aufgabe  der  Regierung  betrachtet  wer- 
<ko.  Es  mag  jetzt  mumtersodit  bleiben,  in  wie  ferne  das  Verwalten  mittelst 
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m  zahlreicher  und  in  schwerfilUigen  Formen  sich  bewegender  Versammlungen 
bc<iuem  und  in  jeder  Beziehung  nvpckmässig  ist:  allein  so  viel  ist  gewis«;, 
diiK--;  in  dieser  Ausdehnung  der  parlamentarischen  Zuständigkeit  ein  weiterer 
Gniud  liegt,  warum  in  England  der,  anderwärts  so  bemerkliche  uud  stö- 
rende, Zwiespalt  zwischen  Repirrniig  und  Kammern  unbekannt  ist.  Was  das 
Parliament  selbst  besorgt ,  kann  ihm  keine  VeraolassaDg  za  einer  Seklitt- 
long  oder  gar  Bekämpfung  der  Regierung  geben. 

Der  dritte  charakteristische  Grandzng  des  repräsentativen  Wesens  in 
England  ist,  dass  sich  das  Parliament,  und  somit  auch  die  Regierung, 
wesentlich  auf  die  rorhenschendcn  Elemente  im  staatlichen  und  gesellschaft- 
lichen Leben  des  Landes  stützt ,  damit  aber  nicht  blos  auf  geschichtlichem 
Boden  steht,  sondern  in  der  That  der  Ausdruck  der  Wirklichkeit  ist.  —  In 
der  Hauptsache  ist  diese  Grundlage  auch  jetzt  noch  die  Aristokratie,  allerdings 
in  dem  Sinne  und  in  der  Entwicklung,  welche  dieser  Theil  der  Gesellschaft 
in  England  hat.  Das  Land  besitzt  allerdings  einen  zahlreicheren  und  tflch- 
tigeren  Mittelstand,  als  irgend  ein  anderer  europäischer  Staat;  nii^ends  ist 
sich  der  einzelne  Bftrger  so  bestimmt  seiner  Rechte  bewusst  und  so  gewöhnt, 
denselben  Geltung  zu  verschaffen,  als  eben  hier;  die  Öffentliche  Meinung 
wird  durch  Presse ,  Vereine  und  Versammlungen  in  regstem  Leben  und  in 
oft  unwiderstehlicher  Kraft  erhalten:  allein  das  Land  ist  wesentlich  aristo- 
krati&ch  durch  Gesetz  und  durch  Sitte.  Das  Gnmdeigenthum  ist  in  verhftlt- 
nissmässig  sehr  wenigen  H&nden;  das  Erstgebitftnecht  wird  ganz  allgemein 
geachtet,  dadurch  aber  die  Zusanmmihaltung  nnermessUdier  Reichthflmer 
und  beherrschenden  erblichen  EinfliuseB  auf  die  Umgebungen  weit  und  breit 
gesichert  ;  die  Verwaltung  eines  grossen  Theiles  der  inner«n  and  tftglicheB 
Angelegenheiten  geschieht  ohne  Entgelt  von  Freiwilligen,  somit  blos  von 
den  Reichen;  die  gesellschaftliche  Stellung  der  Yoniehmen  ist  hoch  und 
vom  ganzen  Volke  unbestritten  anerkannt  und  angestaunt.  Diese  Aristo» 
kratie  aber  ist  sehr  allgemein  fOr  die  öffentlichen  Geschäfte  gebildet;  niid 
zwar  weniger  durch  peinliche  Fachstudien,  als  rinrch  allgemeine  mensch- 
liche Cultnr,  durch  vornehmen  Sinn  und  durc:h  Theilnahmc  am  öffentUdieii 
Leben  von  Jagend  an.  Sie  bat  sowohl  die  Einsicht  als  die  Oesiimiing  zu 
fester  Regierung,  und  es  wird  ihr  diess  t<m  allen  Seiten  zugestanden.  Auf 
dieses  mftditige  Regieningselement  nnn  ist  das  Parliament  fest  gegründet, 
and  zwar  nicht  etwa  blos  im  Oberhause,  sondern  eben  so  sehr  im  soge- 
nannten Hanse  der  Gemeinen.  Die  überwiegende  Zalü  auch  der  Mitglieder 
des  letztere  gehOrt  den  vornehmen  und  reichen  Ständen  an ,  wie  diess  schon 
durch  die  grossen  Kosten  der  Wahlen  und  durch  die  Unentgeltlichkcit  der 
Leistungen  imParliameute  bedingt  ist,  und  sie  wird  %uch  durch  den  Kinflnss 
dieser  Klassen  gewählt.  Dadurch  erh&lt  denn  die  Stuatsleitung  eine  grani- 
tene Unterlage,  auf  welcher  sie  ihren  Heb^l  mit  Sicherheit  ansetzen  kann»  — 
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Allein  England  ii.u  nat  ächtor  Staatsweisheit  den  Thatsachen  Recliuting 
getragen  und  neben  den  aristokratischen  BestujKiLhcilen  des  Volkslebens 
auch  andern  wichtigen  gesellschaftlichen  Gestaltungen  nnd  Kräften  einen 
Antheil  an  der  Vertretung  nnd  Regierung  dc^  Landes  tiügeräunit,  sobald 
deren  weitere  An<(sehliessang  der  Sachlage  entschieden  nidit  mehr  ange- 
messen gewesen  wurp,  vielmehr  denselben  eine  Stellung  ausserhalb  der 
gesetzlichen  Leitung  der  öffentlichen  Ajngelegenheiten  uud  vielleiclit  seihst 
eine  feindselige  Haltung  zu  derselben  gegeben  hfttte.  Wie  seiner  Zuit  im 
13.  Jahriiuudert  diejenigen  städtischen  Korporationen ,  welche  sich  zu  einiger 
Bedeutung  erhoben  hatten,  neben  dem  Lehenadel  mm  Tarliamente  einberufen 
wurden,  so  hat  die  Hefürinbiil  von  1832  dm  waltig  herangewat  h^tnen 
Interessen  des  Gewerbe-  und  Handelsleben>  einen  weitem  Antheil  an  der 
Vertretung  eingeräumt,  und  zwar  mit  directer  Verkürzung  der  Ari?>toivratie. 
Und  da  die??e  Berüekaichügung  den  wahren  Verhältnissen  iiucb  nic  ht  ganz 
m  entsprechen  seheint,  so  sind  schon  itzt  wieder,  und  zwar  von  allen 
politischen  Parteien  wenn  schon  in  abweichendem  Maasse,  neue  Plane  zu 
weiterer  Ausdehiiüiig  «Ii  s  KinHussef«  der  ge werbenden  Klassen  im  Gange.  Ob 
die^e  Aenderuugen  niclit  auch  ihre  Nachtheile  haben  werden,  namentlich 
durch  eine  unklarere  und  vcrwirkcltere  Stellung  der  Parteien,  steht  aller- 
dings dahin;  allein  weit  überwiegeud  ist  jeden  Falls  der  Vortheil,  du>s  das 
Parliament  fortwährend  auf  den  thatsnchlichen  Zuständen  des  Landes  ruht 
und  dadurch  immer  Herr  der  Ereignisse  bleibt. 

Aus  diesen  Gmndzflgen  i«?t  das  Büd  des  grossaiHgen  rei)r!'lsr.iitiitiven 
Staatslebens  Englands  zusammengesetzt.  Wir  sehen  eine  ausge^puoclieue 
Parteiherr  Schaft ,  bei  weicher  die  Regierung  und  die  Mehrheit  der  Volks- 
vertretung immer  tibereiustimmeu ,  weil  die  Leitun??  der  öffentlichen  Ange- 
legenheiten augenblicklich  und  ohne  alle  Unordnuji^'  von  den  bisherigen 
Inhabfrn  inf  die  schon  zum  Voraus  anerkannten  Führer  der  (»egner  uber- 
L't  ht ,  sobald  die  letzteren  die  Stimmenmehrheit  gewinnen.  Wir  sehen  unter 
ilir'-en  Parteien  Ik  ttiuM  s  Hingen  um  die  Leitung,  allein  niemals  ein  An- 
kämpfen gegen  die  btaatsg 'w.ili  nli  he,  niemals  ein  Bemühen,  diese  in 
ihrem  Principe  unmöglich  vm  hkh  heu  und  ihr  die  nöthigen  Regierungsmittel 
zu  verweigern.  Würde  doch  jede  Partii  im  eigenen  Fleische  wflthen,  wenn 
sie  Fordeningen  steUte  uud  Handlungen  begienge,  welche  ihr  seihst,  die  ja 
jeden  Tag  seli»  t  zur  Regierung  gelangen  kann,  Verlegenheiten  bereiten 
oder  sie  zu  einem  hiiiinflichen  und  sie  verderbenden  Widerspruche  mit 
ihrer  eigenen  Verjrnngenheit  bringen  würde.  Wir  sehen  am  Staatsruder 
ein  Anzahl  hochgestellter,  welterfahrener  und  tolzer  Männer,  welche  unter 
sich  in  ;'wei  Parteien  zerfallen  mit  verschiedenen  Ansichten  nml  Ucber- 
liefeningen  hinsichtlich  des  Maasses  einzelner  öffentlicher  Froli  ii  n  und 
gewieeer  B^erongsgrandsAtze,  die  aber  in  allen  Hauptsachen  des  Staat* 
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Wäm  Lebeu  weBentiich  tiMreinatimsieiit  ao  daas  selbst  ein  Uebotgsng  dar 
Henachaft  von  den  einen  auf  die  anderen  verhflltnissmftssig  geringe  Wirknngen 
ftof  die  Ldtuug  des  Staalsscliiires  «ir  Folge  bal.  Wir  sehen,  dass  das 
staallidie  Leben  auf  den  Üuttsidilicb  überwiegenden  Elementen  des 
YolksziistandeB  at^r  raht,  nnd  daaa  seinit  nOtbigen  Falles  aar  Mieder^ 
schlagimg  von  AnÜN^tungeu  ansserbalb  des  ErelBes  der  nebenbaUerischen 
Parteieiif  wie  z.  'B.  von  Ghartaamos  oder  omwAIzeriscben  YerschwOningen, 
Kraft  im  Ueberflnsse  vorhanden  isU. .  Wir  sehen  endlich  eine  Oeset^bting, 
ifeiehe  nicht  nnr  alle  BeohlgwiH ,  «iyselnen  Borgers  Ungst  anonnmndi^  an- 
eritanat  hat  nnd  kräftig  schlttd^  aa^m^  sokhe  auf  der  BUdnngsstufe  gefordert 
vMrden,  deren  staatlieher  Anadmek  eine  Verfiissong  mit  Yolksvertr^tong  ist; 
sondern  die  aoch  jene  ullgemeinen  IMnrifMnngen  und  Haassregeln  nngeat^ 
^dciben  Iftsst,  deren  Bpiel  an  dein  Gedeihen  dieser  Staatsart  nothsnendlg 
ist  und  für  dieselbe  die  liebenslnft -bereitet,  wie  z.  B.  Pressfreiheit,  Volks- 
versammiimgen,  onabhftngigBte  CiemeindeveriassiiDg.  IMess  Alles  aber  ist 
organisch  so  einem  Ganzen  venmehsen,  dessen  einzelne  Theile  slob  gegen- 
seitig tragen  und  sehtttzen,  welches  in  seinem  Innern  keine  WiderHUidie 
noch  zersetzende  Krfifte  birgt ,  ond  welches  daher  auch  die  sittlich  sovpU 
als  sathlich  riesenhaften  Er&lge  eraeagt,  welche  von  andern^  Völkei«  iiH 
Bewunderung  und  Neid  angestaunt  werden. 

Wesentlich  verschieden  hierrou  war  die  Gestaltung,  weiche  das  re* 
präsent ative  System  iu  Frankreich  gewann.  Dasselbe  bat  manch^iei 
Thascn  durchlaufen.  Wenn  auch  ein  Zurückgehen  auf  die  alten  £tats  g^^raox 
aun  richtigen  Verständnisse  der  in  der  kaum  abgelaufenen  Zeit  eingeführt 
gewesenen  Enrichtungen  nicht  erforderlicli  ist,  da  der  Versnclj,  die  ständische 
Verfassung  im  Jahre  17^^9  neu  m  hek  heii,  an  di-n  Auffassungen  und  Leiden- 
schaften der  Zeit  im  Allgemeinen  und  an  dem  Selbstgefühle  der  Abgeordneten 
des  dritten  Standes  insbesondere  scheiterte,  ond  ganz  neue  Wege  nach 
allgemeinen  theoretischen  Lehren  eingeschlagen  wurden :  so  kann  doch  nicht 
ttbcrsehen  Werden,  dass  innerhalb  siebenzig  Jahren  vier  ganz  verschiedene 
Anwendungen  von  den  Grundgedanken  der  Repräsentation  gemacht  wurden, 
einige  derselben  sogar  zu  verschicdencnmalen.  Die  Verfassung  von  1791 
beseitigte  zwar  das  Königthuni  noch  nicht  völlig;  allein  auf  der  Grundlage 
der  Gewaltentheilung  crriclitct  und  von  ^lisstrauen  gegen  die  fürstliche 
Gewalt  erfüllt,  Hess  sie  dieser  nur  engen  lUuni,  während  sie  der  Volks- 
vertretung die  hanpL-^aclilicliste  Macht  im  Staate  lutheilie.  Anwendungen 
der  Repräsentation  auf  die  Demokratie,  also  mit  gäui^licher  Beseitigung  einer 
fttrstlichen  Gewalt,  u.acliten  die  thatsÄchlichen  Zustltode  des  Conventes,  die 
(allerdings  nie  ins  Lehen  getretene)  Verfassung  '»un  1793,  sowie  die  Directorial- 
veffassung;  und  eine  Erneuerung  desselben  Gedankens  wurde  während  der 
BepnbUk  von  1Ö48  bis  lööl  versucht.  Eine  dritte,  freilich  kaum  mehr  als 
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schembare,  Handhabang  der  Repräsentation  war  während  des  ersten  Kaiser- 
reichs ,  und  bildet  itzt  wieder  unter  dem  zweiten  Kaiscrthum  die  Verfassung 
Frankreichs.  Endlich  aber  wurde  unter  der  Restauration  und  unter  dem  Juli- 
Königthume  einer  in  sich  begründeten  Staatsgewalt  die  Volksvertretung  als 
beobachtende,  beschränkcude  und  nur  in  einzelnen  Ausnahfflsf^len  mitwirkende 
Gewalt  gegenübergestellt. 

So  belehrend  nun  auch  eine  nähere  Prtlfung  und  Gegeneinanderstellung 
dieser  verschiedenen  Verwendungen  der  nämlichen  Grundeinrichtnng  und 
i)irer  Folgen  wäre,  so  können  doch  zum  Bchufe  des  gerade  itzt  vorliegt ndeu 
Zweckes  —  nilmlich  einer  Vergleichung  der  verschiedenen  Auffassungen  des 
Repräsentativsystemes  in  einer  Monarchie  —  lediglich  nur  die  Vcrfassuiigs- 
zustände  von  1814—1^*48  dienen.  Die  repräsentative  Demokratie, 
gleichgülLig  ob  als  allgenuinc  regierende  Giwalt  während  des  Convents, 
otifi  als  gesetzgebender  Köri»er  uuLi  i  ilrui  iiii  rctorium  und  der  Republik 
von  1848,  gehört  einer  ganz  andern  StaatsuiL  an  und  ruht  auf  einem 
wesentlich  verschiedenen  rechtlichen  Gruntic  Die  Abgeordneten  -  Kammern 
der  beiden  Kaiserreiche,  um  \on  den  SenatCJi  gar  nicht  zu  reden,  sind  nur 
Scheingestaitungen,  welche  keine  wirkliche  Bedeutung  haben  sollen  und 
auch  keine  haben.  Es  wäre  fast  ein  Spott  auf  die  Volksvertretung,  sie 
emstlieh  als  eine  Auffassung  derselben  zu  besprechen  und  wirkliche  üand- 
habuugen  derselben  gegenüberzustellen.  Eine  solche  parlawientarische  Stellung 
der  Repräsentation  ist  allerdings  lu  lücscm  Aiigenblickc  beseitigt  und  wird 
mit  amtlichem  Grimme  und  Holme  verfolgt.  Aber  nicht  nur  ist  es  mehr 
als  wahrscheinlich,  dass  das  so  veränderliche  Volk  zu  einer  wenigstens 
ähnlichen  Einrichtung  früher  oder  später  als  zu  einem  Gesittiguiigshcdürfnisse 
zurückkebnni  wird,  sondern  es  ist  jeden  Falls  der  Mühr  wurth  näher  ins 
Auge  zu  fassen,  wa^  während  eines  volle»  Menschcnalter^  bcbtaud  und 
Qberdiess  weit  über  die  Gränzen  Frankreichs  hinaus  \uliach  wirkte.  — 
Eine  Zusammenfassung  der  Repräsentation  unter  der  Restauration  und 
unter  der  Julinionarcliie  ist  al)or  wohl  gestattet.  Zwar  beruhte  in  diesen 
beuiea  Zuständen  das  Königthum  auf  einer  wesentlich  verschiedenen  Grund- 
lage; allein  die  Volk.«^u  rtretung  war  im  Ganzen  nach  Auffassung  und  äusserer 
Gestaltung  die  nämliche.  Die  Beseitigung  der  ErWi  hlv  it  fiir  lUe  Pairie 
macht  zwar  einen  bedeutenden  Unterschied;  allein  es  isi  dwh  nur  ein  ein- 
lelner  Zug  in  dem  Bilde,  welcher  abgesondert  gewürdigt  werden  l^aun. 

Die  wichtigsten  Eigenthümüchkeiten  dieser  Auffassung  und  BenüLzuiig 
der  Itepräsentation  sind  denn  nun  aber  nachstehende: 

Vor  Allem  fällt  m  liit  AuL'en ,  dass  —  wie  es  denn  freilich  nach  den 
vorangegangenen  Um\val/  uuL,'f  ti  alles  Bestehenden  in  Staat  und  Gesellschaft 
gar  nicht  anders  sein  konnte  —  da-  ö}steni  der  französischen  Volksver- 
tretuB^  nicht  auf  geschichtlichen  Grundlagen  erbaut  war,  sondern  auf  rechts- 
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philosophischen  Lehren.  Von  Anfang  an  war  eine  scharfe  Trennung  und 
wesentliche  Gegeneinanderstellung  der  Rcgierimg  und  der  Volksvertreter 
als  Gnmdgcdnnke  aufgestellt.  Ersterer  Wieb  die  ganze  unmittelbar  ins 
Leben  einpcrcifi-ude  öffentlicho  G^ewalt ;  letztere  hatten  lediglich  (iie  Art  der 
AusfQhrung  zu  überwarlim  nrni  die  Boluirden  im  rechten  Geleise  zu  erhalten. 
Hierdnreli  wurden  denn  die  Hechte  der  Kegierniip  wefientbch  positiver,  die 
der  Kanimein  nur  negativer  Art;  und  es  entstand  überdiess  die  bchwierige 
Aufgabe,  zwei  von  einander  unabhilu'jiL'e  und  in  ihrem  Principe  verschieden- 
artige Gewalten,  welche  keinen  gcuiemsclialtlichen  Höheren  über  sich  er- 
kannten, vereinigt  und  im  Streben  nach  gleichem  Ziele  zu  erhalten.  Die 
praktischen  Folgen  aber,  welche  sich  auf  dieser  Grundla^'c  entwickelten, 
waren  doppelter  An.  —  Zunächst  war  der  Thfitigkeit>kreis  der  fi-auzüsischen 
Kammern  ein  wesentlich  geringerer,  als  der  des  erij^li  i  Ih  n  Parliamentcs.  In 
Frankreich  war  keine  Spur  von  einer  Thcilnahme  der  KeprJisentalion  an 
der  Verwaltung.  Diese  blieb  vollstilndig  in  den  Hflnden  der  Regierung,  die 
Volksvertreter  aber  warteten  ab,  bis  eine  Regierungsbandlung  ihnen  einen 
GiTind  zu  einer  RcschwerfU'  oder  wenigsten«;  Erörterung  gab;  und  selbst 
ihre  Thoilnahnie  an  dpr  Gesetzgebung  und  an  der  Regelung  des  jährlichen 
Staatsliaushaltes  war  nur  eine  vorbeugende  und  überwachende.  Wie  wenig 
es  in  ihrem  Geiste  und  in  der  eigenen  Auffassung  ihrer  Stellung  lag ,  positiv 
einzugreifen  und  selbst  leitend  aufzutreten .  beweist  am  besten  der  kaum 
nenncnswerthe  Gebrauch,  welchen  sie  von  dem,  ihnen  wenigstens  seit  der 
Julirevolution  zustehenden,  Rechte  der  gesetzgeberischen  Initiative  machten. 
Damit  ist  freilich  nicht  gesagt ,  dass  die  Kammern  nur  einen  geringen  Ein- 
fluss  gehabt  haben;  es  ist  nicht  einmal  gesagt,  dass  nicht  das  einzelne  Mit- 
glied gar  Manches  vou  der  Regierung  fftr  sich  und  seine  Anhänger  und 
Wähler  zu  erlangen  im  Stande  gewe^^en  sei.  Allein  eine  Solidaritflt  der 
Regierung  uud  der  Stände  in  allen  irgend  bedeutenden  Staatsmaassregeln  war 
nicht  vorhanden,  die  Stellung  der  volksvertreteuden  Gewalt  zur  Regienmg 
und  zur  öffentlichen  Meinung  also  eine  von  der  in  England  bestehenden 
ganz  verschiedene.  Auch  darf  nicht  ganz  übersehen  werden,  dass  aus  der 
beschränkteren  Zuständigkeit  eine  eigenthümlichc  Geschäftsbchandlung  in  den 
Kammern  hervorgieng.  Von  einer  Erledigung  zahlreicher  untergeordneter 
Angelegenheiten  in  kleineren  Ausschüssen,  wie  solche  in  England  stattfindet, 
war  in  Frankreich  nie  die  Rede.  Die  Berichte  der  ronimissionen  waren 
immer  nur  die  Unterlage  ft\r  eine  aasfBhrliche  und  in  der  Sache  selbst  ent- 
scheidende Verhandlung  in  den  Kammern  selbst;  und  auch  die  Besprechungen 
nnd  Bc«chlü-ise  in  den  vollen  Versammlungen  wurden  durch  die  geringere 
Zahl  der  zu  erledigenden  Aufgaben  bedingt.  Das  engUsche  Parliamentsrait^ 
gliod  ist  durch  die  Masse  d(^r  Geschätle  in  der  Regel  zu  gedrängten,  nur 
auf  die  Sache  eiogehendeu  Erörterungen  genöthigt ;  die  französischen  Kammern 
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dagegen  konnten  Uber  ihre  Aufgaben  ^^irli  in  nn^^fnlirlichen  und  schönen 
Reden,  in  allpemeinon  GrTui'l^iit/on.  in  Lürni^tficken  für  das  Publicum  ergehen. 
(Wobei  freilich  die  Wirkuji^:  Jri  Im  iiiorscitigen  Volkseigonthdmlichkeit  auch 
nicM  grlriiiLrnct  5;pin  soll.)  —  Zweitens  abrr  gieng  in  Frankreich  aus  der 
scharfen  Spaltung  von  Regieningsgewalt  und  von  Volksvertretung  die  sehr 
vcit  gehende  und  in  seinen  Folgen  sehr  schädliche  fJeniühung  der  Regienmg 
um  den  Ausfall  der  Wahlen  hervor.  Natürlich  nnisste  auch  in  Frankreich 
ein  Ministerium  die  Stimmenmehrheit  in  den  Kammern  haben,  um  bestehen 
zu  können;  und  allerdings  war  es  kaum  möglich  (wenn  schon  nicht  ohne 
Beispiel) ,  dass  die  Miiysterieu  anders  als  mit  l)edeutenden  KammermitgUedern 
hesetzt  wurden.  Allein  ein  völliges  Aufgehen  der  Regierung  in  der  parla- 
mentarischen Btajoritflt  fand  doch  nicht  statt,  und  konnte  auch  in  der  That 
grundsätzlich  unter  den  gegebenen  Umständen  nicht  stattfinden  bei  dem  m 
Könige  verkörperten  selbstständigen  Leben  der  Hegiemug.  Die  Notbwesdig- 
keit  einer  Mehrheit  führte  also  za  dem  Bestreben  einer  Gewinnmg  zahl- 
reicher Mitglieder  in  beiden  Häusern.  So  bildete  sich  denn  der  grosse  Unter- 
schied zwischen  den  französischen  und  esghschen  Wahlen  und  Pairsemennon- 
?en,  <!Owie  zwischen  einer  fransOatschen  und  euglischen  Majorität.  In  Eng- 
land sind  jeneWahleo  und  Ernenniingai  lediglich  Puteisache ;  in  Frankreich 
wurde  auch  im  Interesse  der  Regiemng,  als  einer  von  den  Kammern  ver- 
schiedenen Gewalt ,  auf  die  Emennungen  zu  Abgeordneten  und  Pairs  lebhaft 
eingewirkte  Während  also  dort  allerdings  die  am  Knder  befindliche  Partei 
dch  bemOht,  so  viele  ihrer  Anhänger,  ab  sie  Temug,  in  das  Unterhaus  zu 
bringen,  nnd  sie  au(h.  siltene  Fälle  abgerechnet,  nur  ms  ihrer  l'artei 
Pairs  ernennt,  durch  Beides  eine  möglichst  lange  Daoer  ihrer  Herrscbafti 
d.  h.  ihres  Stimmenttbergewichtes ,  ersti*ebend;  giengen  in  Frankreich  neben 
den  Bemflbongen  der  Parteien  offene  Anstrengungen  dahin.  Mrtnner  in  die 
jbnnnem  zu  bringen ,  welclie  dem  Principe  der  Regienmg  als  solchor  geneigt 
seien.  Hierzu  wurden  aber  nicht  sowol  entschiedene  Parteimänner  gesucht, 
pondern  im  Gegentheile  Solche,  welche  unter  allem  Wechsel  der  Verhältnisse, 
der  Parteien  und  selbst  der  Ministerien  auf  Seite  der  Staatsgewalt  standen. 
In  England  gehen  die  Umtriebe,  Bestechungsversuche  nnd  Rinke  immer  von 
selbststflndigen  Einzelnen  oder  von  organisirten  Parteileitungen  ans,  niemals 
von  Beamten,  als  solchen;  in  Frankreich  war  das  letztere  im  hAohst^i 
Grade  der  Fall.  Die  ganze  Regiernngsmaschine  ^^-^rd^  in  Bewegtmg  gesetzt, 
von  der  Regiemng  den  Wählern  Wohl  nnd  Wehe  in  Aussicht  gestellt,  bei 
den  Gewählten  seihst  jede  Art  von  Gewinnungsversuch  gemacht.  Nattürüdl 
hatte  diess  aber  wieder  grossen  Einfluss  auf  die  Beurtheüung  der  Kammer- 
niehrheiten  in  der  öfentlichen  Meinung.  In  England  ist  die  ministerielle 
Mehrheit  die  stolz  herrschende,  zum  tapfer  ermngenen  Siege  gelangte  Partei} 
mit  ihren  FQbrem  an  der  Spitae.  ifier  ist  von  einer  levis  notae  maeola, 


Dlgitlzed  by  Google 


42        üebcr  die  Tenchiedese  Auffassung  des  repräsentatiTen  Systemes 

ZU  der  Mcgorität  zn  gehören  und  desshalb  auf  Seiten  des  Ministerioms  zu 
stehen,  aach  bei  den  erbittertsten  Gegnern  keine  Rede.  Hass  und  Kampf 
ist  da;  aber  keine  Verdächtigung  der  Gesinnung,  keine  Verachtung.  Mini- 
steriell sein ,  heisst  hier  nur ,  dem  eben  jetzt  im  Vortheile  befindlichen  Heere 
angehören;  keineswegs  aber,  sich  verkauft  haben  oder  zur  Unterstützung 
jedes  beliebigen  Gewalthabers  bereit  sein.  Es  ist  eine  Ehre  und  ein  Glück, 
nicht  blo8  ein  Eutschluss  und  eine  Berechnung.  Und  geht  die  Mehrheit 
wieder  verloren,  so  wandert  die  ganze  Partei  auf  die  Oppositionsbänke, 
dorthin  begleitet  von  dem  ganzen  Theile  des  Volks ,  dessen  Ausdruck  sie  ist 
Anders  war  es  in  Frankreich.  Allerdings  gab  es  auch  hier  eine  grössere  oder 
kleinere  Anzahl  von  Männern,  welche  mit  dem  jeweiligen  Ministerium  in 
staatlichen  Ansichten  und  Absichten  persönlich  verbunden  waren,  welche  es  aus 
üeberzeugung  oder  wenigstens  aus  gemeinschaftlichem  Interesse  stützten,  und 
welche  mit  seinem  Rücktritte  aufhörten,  ministeheil  zu  sein.  Allein  die 
Mehrzahl  der  ministeriellen  Anhänger  war  für  die  Regierung,  als  solche, 
und  gegen  jede  Opposition,  als  solche.  Wenn  also  auch  die  leitenden 
Männer  und  selbst  die  Grundsätze  der  Regierung  wechselten,  so  blieben  sie 
doch  ministeriell,  d.  h.  sie  waren  far  die  Regierung,  welcher  Art  diese  auch 
sei.  Ein  neues  Ministerium  fand  somit  eine  wohlgeordnete  Schaar  zu  seiner 
Unterstützung  bereit,  obgleich  es  von  derselben  bis  zum  Tage  zuvor  bekämpft 
worden  war.  Höchstens  machte  ein  Theil  derselben  eine  Viertelswendung 
rechts  oder  links.  Diese  Art  von  Mini>terialismus  hatte  aber  gar  üble  Folgen, 
und  zwar  nach  zwei  Seiten  hin.  Einmal  konnten  die  von  der  Regierung 
zur  Erlangung  und  Bewahrung  einer  Mehrheit  anzuwendenden  Mittel  nicht 
anders,  als  ihrem  eigenen  sittlichen  und  staatlichen  Ansehen  empfindlich  schaden. 
Es  war,  mochte  man  es  noch  so  sehr  zu  verschleiern  suchen,  doch  nichts 
anders  als  Bestechung,  theils  der  Wähler,  theils  der  Gewählten  oder  in  die 
Pairskammer  Ernannten.  Dass  ein  dringendes  politisches  Bedürfiiiss  dazu  vor- 
lag, kam  in  der  Beurtheilung  der  Menge  nicht  in  Betracht,  und  die  der 
Regierung  grundsätzlich  entgegenstehenden  zahlreichen  und  leidenschaftlichen 
Parteien  erhoben  ohnediess  bittere  Beschwerden  und  sprachen  giftigen  Tadel 
aus.  Dringend  erschien  den  Meisten  der  Verdacht ,  dass  die  Regierung  bewusst 
schlechte  Absichten  habe  und  in  anti nationalem  Sinne  handle,  weil  sie  sich 
um  solchen  Preis  Unterstützung  verschaffen  müsse;  und  als  sehr  schwach 
musste  ihre  Wurzlung  in  den  wirklichen  Zuständen  des  Landes  sich  darstellen, 
wenn  ihr  die  natürlichen  Aeusserungen  des  Volksgeistes  keine  Stütze  gewährten. 
Auch  ist  gar  nicht  zu  läugnen,  dass  in  nur  allzu  vielen  einzelnen  Fällen  die 
zur  Gewinnung  einer  Wahl  benützten  Zugestündnisse  nicht  im  allgemeinen 
Nutzen  lagen ,  und  dass  unwürdige  Menschen  belohnt  und  in  bedeutende  Stellen 
gebracht  wurden,  wo  sie  dann  weiter  schadeten.  Diess  Alles  war  aber  um 
so  schlimmer,  als  auch  das  Ansehen  der  Repräsentation  ebenso  empfindlich 
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litt,  and  so  eine  zweite  StQtze  der  staatlichen  Ordnang  im  Herzen  getroffen 
wurde.  Da  unlflugbar  die  Haltung  Vieler  unter  den  unbedingten  Regierangs- 
freunden in  den  Kammern  nicht  Ueberzeugung  sondern  persönliche  Berechnung 
war,  und  da  auch  die  öffentliche  Meinung,  freilich  ohne  tiefere  Einsicht,  den 
Maassstab  des  englischen  Gebahrens  seinem  Urtheile  zu  Grunde  legte,  so 
wurden  die  Mehrheiten  regelmässig  das  Ziel  bitterer  Angriffe.  Die  Erwerbung  . 
solcher  Unterstützer  war  durch  nicht  eben  löbliche  Mittel  gelungen;  ihre  Be- 
kämpfung, damit  aber  auch  die  Bekämpfung  der  Regierung,  nmchte  also  von 
vorne  herein  Anspruch  auf  Selbstständigkeit  und  Uneigonntltzigkeit  In  der 
Opposition  sein,  konnte  und  wollte  in  Frankreich  entweder  so  viel  heissen, 
dass  man  der  bestehenden  Staatsgewalt  grundsätzlich  zuwider  sei,  oder  aber 
dass  man  sich  sittlich  mit  ihr  nicht  vertriigen  kömie.  Es  war  ein  System 
oder  ein  edler  Charakterzug;  nicht  aber  ein  Beweis  von  einer  erlittenen 
Niederlage. 

Ein  zweiter  sehr  bezeichnender  Zug  der  französischen  repräsentativen 
Zustände  war  die  ängstliche  Bemühung,  sowohl  das  active  als  das  passive 
Wahlrecht  auf  die  möglichst  kleine  Anzahl,  und  namentlich  lediglich  aaf 
die  Bemittelteren  zu  beschränken.  Ein  für  die  wirthschaftlichen  Verhält- 
nisse des  Landes  hoher  Census  schloss  die  unendliche  Mehrzahl  des  Volkes 
von  jedem  Antheile  an  der  Wahl  des  Abgeordneten  und  noch  weit  mehr  von 
einem  Sitze  in  der  Kammer  aus.  Die  Verweigerung  einer  Entschädigung  fOr 
die  Mitglieder  der  Kammern  trug  noch  Weiteres  bei  zur  Beschränkung  der 
Uebemahme  einer  Abgeordnetenstelle  auf  einen  engen  Kreis.  Ist  es  nun  auch 
unzweifelhaft  ein  ganz  falscher  Gedanke,  als  bestehe  ein  angeborenes  allge- 
meines Wahlrecht  in  der  repräsentativen  Monai'chie,  und  handelt  es  sich 
vielmehr  verständigerweise  nur  darum,  sowohl  das  Recht  zu  wählen  als  das 
gewählt  zu  werden  nur  Solchen  zu  übertragen,  von  welchen  ein  guter  Ge- 
brauch erwartet  werden  kann:  so  wai*  doch  in  Frankreich  die  Beschränkung 
viel  zu  weit  getrieben,  selbst  noch  während  der  Julimonarchie,  unter  welcher 
eine  Herabsetzung  des  Census  eingetreten  war.  Die  Zahl  der  ausgeschlossenen 
Tauglichen  war  unverhältnissmässig  grösser ,  als  die  der  zugelassenen.  Ueber 
die  nachtheiligen  Folgen  dieser  Einrichtung  kann  kein  Zweifel  sein.  —  Zu- 
nächst war  sie  ein  beständig  bereiter  und  auch  beständig  benützter  Gegen- 
stand von  Beschwerden  und  von  Umtrieben.  Nicht  ohne  Schein  gab  sie 
Veranlassung  zu  der  Darstellung,  dass  die  Nation  im  grossen  Ganzen  ausge- 
schlossen sei  von  der  Vertretung  und  nur  die  Rechte  und  Interessen  eines 
kleinen  Theils  berücksichtigt  werden.  Eine  solche  Ansicht,  gleichgültig  ob 
begründet  oder  nicht,  konnte  aber  einer  festen  Bewurzlung  des  ganzen 
Regierungssystemes  nur  hinderlich  sein.  —  Ein  zweiter,  wie  der  Erfolg  zeigte, 
sehr  bedeutender  Nachtheil  war  es,  dass  die  im  Volke  wirklich  vorhandenen 
politischen  Parteien  sich  nur  sehr  unvollkonmien ,  wenn  überhaupt,  in  den 
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Kammern,  selbst  in  der  der  Abgeordneten,  nhspiegelten.  EigeiUhch  waren 
es  doch  nur  die  in  dem  reicbereu  Bürger^taud  vurhandeucn  Meinungsabschat- 
tangen,  welche  in  der  Abgeordneteiikammer  vertreten  waren,  und  diese 
entsprachen  dem  Zustande  der  ganzen  Gesellschaft  keineswegs.  In  der 
Pairskammer  aber  waren  zwar  verschiedene  Niederschläge  früherer  nnd 
gegenwärtiger  Zustande,  allein  theils  ohne  Zusauimeiiliaitg  uat  »lern  Volke, 
theils  aussei  uunierischem  Verhältnisse  mit  der  Wirklichkeit.  So  kam  es 
denn,  dass  sich  mächtige  Meinungen  ganz  ausserhalb  des  oKi/iellen  staat- 
lichen Lebens  und  Treibens  befSanden  und  sich  also  auch  nicht  als  parla- 
mentarische Parteien  organisirt^n ,  sondern  in  offenen  und  geheimen  Ver- 
bindungen, welche  allem  Bestehenden  feindselig  waren,  ihre  Zwecke  verfolgten. 
In  wie  weit  eine  Tbdhiahnie  an  den  Verfassungseinru  ht  nagen  des  Landes 
nnd  die  Möglichkeit  eines  geset^lirhen  Einflusses  mittelst  derselben  die  re- 
volutionüren  Bestandtheile  versöhnt  und  allmiihlig  zu  möglichen  Factoren 
einer  geordneten  Regierung  gemacht  haben  würde ,  ist  freilich  schwer  m 
sagen;  die  Stellung  howohl  der  Restauration  als  des  JuliköuigthunH'.>»  wäre 
immer  eine  schwierige  gewesen :  allein  es  darf  doch  angenumraeu  werden, 
dass  ein  Theil  der  mit  den  thatsächlichen  VerhÄltnissen  Unzufriedenen 
sich  den  grossen  in  den  Kammern  gehörig  vertretenen  Parteien  aufrichtig 
angeschlu^sen  hatte,  wodurch  denn  einmal  die  Zahl  und  die  Bedentang 
der  ganz  aussen  Stehenden  vermindert  und  die  der  Theihiehmer ,  und 
somit  auch  nöthigenfalls  Vertheidiger,  der  gesetdichen  Ordnung  gesteigert 
worden  wiire.  Die  Regierungen  hätten  ohne  Zweifel  mehr  in  den  Kammern, 
aber  weniger  ausserhalb  derselben  zu  kämpfen  gehabt;  ihr  Sturz  kam  aber 
von  Aussen.  —  Endlich  glauben  wir  uns  nicht  zu  irren,  wenn  wir  m  der 
besproi'iienen  Anlage  der  Volksvertretung  den  Irrten  Ttrimd  der  ver- 
derblichen Nebenbuhlerei  von  Männern  linden,  welche  im  Grunde  dieselbe 
Farbe  trugen.  In  allen  Landen  spitzen  sich  die  parlamentarischen  Kämpfe 
der  Parteien  leicht  in  einen  Zweikampf  d«  i-  ^  t  liechter  zu;  und  es  liegt 
diese  auch  in  der  Natur  der  Sache,  bobiiM  jrdr  der  beiden  Parteien  cmt  n 
durchaus  (i)H>i  i  igi  nden  Mann  bositzt,  der  sich  dann  mit  m  im  nn  kubüiligen 
Gegner  mi^  t  und  des  Sieg!  -  wegen  messen  mnss.  Solche  (ri  l'ik  r  sind  die 
personitidrten  Piiacipien,  welche  sich  «egenüberstehen  und  deren  jedes  das 
andere  besiegen  möchte,  um  ein  anderes  System  einzuführen.  Allein  nicht 
davon  ist  jetzt  die  Rede,  sondern  davon,  dass  in  Frankreich  fast  unincr  das 
widrige  und  für  die  Staatsleitnng  im  höchsten  Grade  nachtheilige  Schau» 
spiel  bitterer  Feindschaften  und  offener  Spaltungen  im  lioo^se  der  grossen 
Mehrzahl,  welche  dem  herrschenden  Staatss^  steme  ergeben  w^r ,  stattfand. 
Während  die  dem  Grandsatze  des  Bestehenden  widerspreclu  ri  lon  Parteien 
viel  zu  schwach  in  don  Kainiiu ui  vertreten  waren,  um  zu  einem  ernstlichen 
Kampfe  henuszuforderu  und  die  AnhlUiger  der  gesetaUcben  Yer^&ssiuag  zu 
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eiaci  discipiiiiirten  mul  nachhaltigen  Einheit  uülhigen.  zerfleischte  «•ich  die 
Mehrheit  unter  sich.  Und  weil  kaum  ein  uennenswcrtln  r  rntcrschied  in  den 
Ansichten  uüd  Absichten  bestand,  hO  trat  die  Gehässigkeit  der  Kigeii-ncht  und 
die  üier  nach  persönlichpni  Vurtheilc  um  so  greller  henor.  80  fehlte  i's  an 
sittlicher  und  staatlicher  Haltung';  der  Ehrgeiz  befehdete  den  Gendssen,  weil 
es  au  eiuem  sra  fürchtenden  Feiude  fehlte.  Dadnrcfi  ;th(>r  ward  unendlich  ge- 
•ichadet  W.'iliri  Ii  i  die  Gebildeten  aller  Erdstricln  *i(  ti  grossen  Prinzipien- 
lüiuiptVii  Uli  englischen  Parlianiente  mit  lautloser  Siiannung  zuhören,  unter 
sich  /war  gt'theilt  in  der  Bevor/ugung  der,  einen  oder  des»  andern  Gruiid- 
<«t/«"»,  aher  in  allgemeiner  Auerkenmuig  der  beiderseitifff  n  ehrenhaften  und 
geisu-^gru  in  Gegner:  erweckten  die  beständig  wiederkehrenden  p«M>ön- 
lichen  Angriffe  von  Chateaubriand,  Deserre,  Villcle,  Martignac,  von  Latitte, 
Tliiers,  Mole.  Guizot  nur  Bcdanem  und  Widerwjihn.  Der  Stumpfeste  be- 
gnti.  dass  es  sich  hier  nur  um  Eigensucht,  nicht  um  einen  Grundsatz  han- 
deile. In  diesem  Fehler  ist  nun  aber  ein  Hauptgrund  des  Untergan d<'r 
Julimonarchie  zu  suchen.  Dem  persönlichen  GelUste  wurde  nicht  nur  die 
kostbare  Zeit  zum  Opfer  gebracht,  welche  so  nothwendigerweise  zur  Ver- 
besserung der  Gcaetzgcbung  und  dei'  Verwaltung,  der  geistigen  und  der 
materielieu  Interessen  des  Landes,  damit  aber  mr  Bclestigung  des  Regie- 
rungsprincipes  hätte  rm gewendet  werden  sollen;  sondern  es  nOtzen  auch 
diese  Schauspiele,  nauiüntlich  in  Verbindung  mit  den  Regierungsbemühungen 
um  eine  Mehrheit,  die  Grundlagen  des  Staatssystenies  allmählig  voliig  ab. 
Missachtung  wurde  der  schlimmste,  wennschon  nur  langsam  K^dtende  Feind 
der  Regierung  Und  gegenüber  von  ent.s<  hieden  feindseligen  Parteien  waren 
diese  fectiö««  n  K  mipfe  ein  Bürgerkrieg  mit  allen  seinen  Folgen  Wie  viel 
gQnstiger  für  i-  rankreich  wäre  gewesen ,  wenn  anstatt  einer  im  Innern 
s>ich  selbst  zerreisseuden  Kegieruiigsmehrheit  und  der  dem  i/an/en  (iedanken 
des  bestehenden  Staates  feindseligen,  bouiit  tan/  ausser  ileiu  regelmässigen 
Spiele  des  t onstilutionelien  Organismus  stehenden,  Menge  auch  hier  mehrere 
mit  dem  ohfrsten  Principe  grundsätzlich  einverstandene,  allein  (Iber  dessen 
Anwendung  unter  sich  verschiedene,  schai-f  gezeichnete  Parteien  bestanden 
und  sich  mit  Theilnahme  der  Nation  um  den  Sieg  ihrer  Ansichten  ge>tnften 
hätten.  Es  war  der  Streit  der  Blauen  und  der  Grünen  in  der  Kcmibahn 
oder  der  Hader  tibcr  dogmatische  Spitsfiodigkeiton ,  während  die  Barbaren 
an  die  Thore  pochten. 

Endich  ist  noch  v'mvr  diitten  Eii^'^nthümiichkeit  des  französischen  re- 
präsentativen Systemes  Erwähntuig  zu  itiun ,  welche  nach  verschiedeneu 
Seiten  hin  bedentcüd  wirkte ,  hier  Gutes  dort  Nachtheiliges  mit  sich  füh- 
rend. Es  ist  dies  die  Abwesenheit  jedes  aristoki'atischen  Elementes  im  Lande 
und  Volke,  sowie  jeder  kuii  1  itiveu  Ordnung  und  Selbstäudigkeit.  Die 
Gleichheit  hat  in  Frankreich  aubcdingt  den  Hieg^errungen  und  die  immer 
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weitor  gtiieudp  Centralisation  drr  Verwaltung  hat  alle  örtlichen  und  gesell- 
srhaftlichen  selbständigen  Gestaltungen  zu  Staub  zeruialt.  Ein  zahlreicher, 
aiieii)  durchaus  atomistischir  Mittelstand  ist  das  Werk  und  der  Ausdruck  dieses 
Zustandes.  Die  Restauration  suchte  nun  Vernichtetes  vi,  u  dtT  zu  erbauen. 
Abgestorbenes  zabeleben  und  fiel,  indem  sie  sicli  aut  Plnuitome  stützte.  Die 
Julimonarchie  war  allerdings  einsichtiger  und  ualuw,  aus  dem  Willen  jenes 
Mittelstauties  hervorgegangen,  in  ihm  ihren  Standpunkt  un(i  suchte  in  ihm 
Halt-  Sie  war  ofi'en  die  Regierung  des  gemeinen  Rechtes.  Allein  der  Er- 
folg hat  gezeigt ,  dass  dies  uiclit  gentigte ,  dass  ein  Sandhaufen  keine 
Grundlage  giebL.  Ihre  bestimmte  Stellung  war  allerdings  einer  Seits  ein 
VortUeil.  welcher  manche  MissstAnde  aufwog.  Die  x\nfgabe  der  Regierung 
und  der  Kammern  war  durch  die  klare  Gestaltung  der  Verhiiltuisse  und 
durch  die  uicbt  zu  verkeimende  Hinweisung  auf  ein  l>^«^timmte  Richtung 
ausserordentlich  vereinfacht.  Bevorzugte  Sonderintercssen  bestanden  nicht; 
es  war  also  auch  nicht  mit  Vertretern  derselben  zu  rechnen.  Eine  Zulrieden- 
st^Uung  derjenigen,  deren  guter  Wille  bei  den  bestehenden  Wahlsystemen 
zunächst  allein  von  prakti.M  her  Bedeutung  für  die  Stfiat«gewaltea  schieil, 
Hess  sich  leicht  bewerkstelligen,  weil  sie  sich  über  das,  Via«  ihnen  fromine, 
ganz  deutlich  waren,  und  weil  auf  anderweitige  Wftnsche  keme  Rücksicht 
geuommen  zu  werden  brauchte.  Die  Regicrunp  knin  niemals  in  die  falsche 
LfSge,  sich  tuivvcder  durch  Lnterstuizuug  Wuingtir,  welche  aber  eine  bedeu- 
tende Stellung  hatten,  bei  der  Menge  verhasst  zu  machen,  odesr  durch  För- 
derung der  allgemeinen  Interessen  nch  einen  unüberwindlichen  Widerstand 
Uber  den  Hals  zu  ziehen.  Davon  gar  nicht  zu  reden,  dass  diese  Zustilnde, 
vitlclie  m  vielen  Ländini  les  Festlandes  erst  noch  erstrebt  werden  wollen, 
einer  einflussreichen  Partei  im  Auslände  als  befriedigend,  ja  Ixineidenswerth 
erbchieuen,  was  Frankreich  eine  mächtige  Handhabe  in  üeiueii  Beziehungen 
zu  fremden  Staaten  gab.  Aber  diese  duxxhgängige  Abneigung  gegen  alle  Ari- 
stoki  aiii  luiiJ  gegen  jede  korporative  Selbständigkeit  hatte  auch  ihre  grossen 
Schatti  n^citt  ii.  Zunächst  war  von  einem  für  d&&  Bestehende  eintretenden 
Eintiusse  cmer  über  da'^  Hache  Land  verbreiteten  und  hier  durch  freiwillige 
und  wohlthätige  Besorgung  öffentlicher  Angelegenheiten  einer  angeselienen 
und  beliebten  Ari^tokratio  'zur  keine  Rede.  Es  fehlte  völlig  an  den  Tan- 
seiKlen  von  kleinen  WKl,  i  ^uuld^iJuuk^  ;ä  gegen  eine  sei  es  plötzlich  einbrechende 
sei  CS  langsam  umerwühleude  revolutionäre  Richtung.  Die  Masse  der  Be- 
völkeriiiig  war  lediglich  an  die  Regieruügsbeamtcn  gew  iesen,  welche  aber  einen 
ähnlicht  ii  tiatüi'lirlK  II  und  täglich  wirkenden  Einflus.>  um  w(  ]i]i^(  r  hatten, 
als  ihr  eigener  Mangel  an  aller  Selbstiindigkeit  sie  verdorben  und  in  sittliche 
Missachtung  gebracht  hatte.  Die  zu  gleichmässigem  Staub  zerriebene  Masse 
bot  allerdings  der  Regierung  keinen  unbe»iueni<?n  Widerstand,  aber  an  Ii  eben 
SO  wenig  einen  Halt.  Sodann  war  die  Vernichtcmg  alles  eigenen  und  im  ge* 
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set/lu  li  umschrielM'inn  Kreise  selb^tüiKÜg  wirkenden  korporativen  Lebens,  sei  es 
liua  ijii  provinziellen,  sei  ei>  in  örtlichen,  s«  i  es  in  gewerblichen  oder  welcherlei 
sonstigen  gesellschaftlichen  Verhältnissen,  ein  grosses  Unheil.  Theils  in 
der  eben  angedeuteten  Beziehung,  indem  i  iner  von  irgend  einem  Mittelpunkte 
ausgehenden  Bewegung  nirgends  ein  Damm  entgegenstand,  sie  nicht  einmal 
iiaeli  besonderen  Beziehungen  anfgefaHst,  niodiflcirt  und  dadurch  in  ihrer  All- 
gewalt grbioi  lii  n  wurde.  The  ils  abei-  weil  die  Müsse  des  Volks  jeder  eigenen 
Besorgaug  .seiner  AngeleKenheiten,  jeder  geui'dnet«ii  r.irteiung  innerhalb  des 
Gesetzes  und  dadurch  jeder  selbstiindigen  Auffassung  auch  der  allgemeinen 
staatlichen  t  ragen  ganz  entwOhnt  war.  Die  Erziehung  zu  geineinsani  nütz- 
licher Wirksamkeit,  die  Bildung  des  Charakters  zur  gesinnungsvollen  Fest- 
baRaug  des  für  gut  und  nöthig  Emchteten,  die  Ueboiig  d(;s  täglichen  Lebens  in 
gcmcinschaftlicheiii  und  dadurch  bedeutendem  Auftreten  fehlte  vollstiindig.  Der 
Einzelne,  welcher  der  Staatsgewalt  gegenüber  systematisch  isolirt  und  macht- 
los gemacht  worden  ^ar,  beiand  sich  duit;  natürlich  auch  ganz  in  demselben 
Zustande  und  Gefühle  der  per^^önlichen  Schwäche  gegenüber  von  einem 
Sturme  oder  einer  Ver.^chwoi  utig  \m der  die  Regierung.  So  fand  dtuii  lu  I  l  aiik- 
reich  die  re5Jiaseiiijti\e  ihiiiigluit  lu  einem  vereinzelten  politischen  Vereine 
suil,  vuüireüd  m  hiigiaud  das  Parlianieut  die  KorporntH  n  der  Korporationen, 
sein  Gebahrcn  nur  die  oberste  Spitze  der  Selbstregicruug  in  den  kleineren 
Kreisen  des  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Lebens  ist.  Kndlich  war  die 
Abneigung  gegen  alle  rechliiche  Bevorzu^nnu'  iiinl  aristokratisch«'  Bedeutung 
Schuld  daran,  dass  der  Paii'skammer  in  i  raukieicli  keine  feste  und  wohl- 
tliäüge  Stellung  gegeben  werden  konnte.  Die  Rcstaurat  n  n  versuciue  es  zwar, 
and  die  IJestandtheile  ihrer  erblichen  Pairskamiiier  Hart  n  in  der  Tliat.  an 
sich  iucüt  zu  verachten.  Aus  diu  Resten  der  alten  Geschlechter  und  den  be- 
deutensten  Mauiiern  der  Kevoluiiuu  und  des  Kaiserthumes  konnte  eine  ein- 
di  ikArnachende  Versammluug  gebildet  werde,  der  es  auch  am  Üiiuhle  ihrer 
Wurde  uiul  liuer  PÜicht  nicht  gebrach.  Allein  sie  war  doch  noch  zu  neu, 
hauptsÄchlich  aber  zu  fi  i  Hidartig  in  dein  gauztu  übrigen  Gebäude  des  Staates 
und  der  Geseilaclialt  .  dass  sie  hatte  einen  wirklichen  Eintluss  ausüben, 
einen  verUi.sslichen  Daiiiiu  wider  wilde  Wogen  oder  Treibsand  bilden  können. 
Unter  der  Julimonarchie  wai  al*ti  nicht  einmal  so  viel  möglich.  Der  Hass 
gegen  alle  erbliche  Bevorrechtung  war  so  gross,  dass  die  Erblichkeit  aufge- 
geben werden  musste  und  mau  ein  Oberhaus  aus  blos  lebenslänglichen, 
willkürlich  vom  Könige  ernannten  Äiitgiiiüti  n  einsetzte.  Offenbar  war  dies 
das  Verkehrteste,  was  geschehen  konnte.  Hatte  man  sicii  bei  einer  wii'küch 
unvermeidlichen  Aufhebung  der  Krblichkdt  der  Pairie  diuu  eiitschliessen 
können,  einen  Waiilsenat  an  die  Stelle  zu  setzen,  etwa  in  der  belgischen 
Weise,  so  wäre  wenigstens  Folgerichtigkeit  und  Verstärkung  des  represen- 
tativeu  Elementct»  gewouueu  worden,  und  Nieumnd  kami  sagen,  ob  sich  nicht 
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eine  «okdie  Tersammliuig  eine  giacklielieWirlEBamkeit  bitte  enSig«i  iBfigcn. 
AUeiB  selbst  ein  Anfäuger  in  Btaatlicheii  Dingen  miisi  einselMi»,  dass  eiiiw 
Seits  der  Regierang  durch  eine  lediglich  vom  Staataoberhsopte  anagdiauto 
Zasunmensetzuiig  der  Pairskammer  ein  angebohrlicher  formeUer  Einflott  auf 
die  YoIksTertrctung  eingeräumt  wurde;  aber  auch,  dass  andererseits  ffir  die 
Befestigung  des  Königthumes  dnrcfa  eine  solche  Versammlung  von  R^enmgB» 
mAnnem  nicht  das  Mindeste  in  der  Wirklichkeit  gewonnen  sein  konnte.  You 
einem  sitthchen  Halte  durch  dieselbe  war  keine  Rede.  Es  bestimd  einfach 
neben  der  Versammlung  der  Volksvertreter  ein  grosser  Staatsrath  mit  onge- 
fÄhr  gleichen  Rechten,  welcher  aber  durch  ungesctdiche  Uebergriflfe  der 
Deputirten-Kammer  (wie  z.  B.  bei  der  Vcrwilliguug  des  Budgets)  und  dorch 
eine  gewaltthätigc  öffentliche  Meinung  von  jeder  Gehcndiimchung  seiner  Stel* 
lang  abgehalten  war.  Diese  Gestaltung  der  Pairie  mag  als  ein  Beispiel  vou 
schlauer  Ausbeutung  einer  unüberlegten  Volksleidcuschart  aufgeführt  werden, 
and  ihi'e  Instandbringung  würde  auch  bei  einem  weniger  geistreichen  oBd 
lebensgewandten  Volke  zum  Erstaunen  berechtigen:  allein  das  repräsentative 
System  ist  dadarch  im  Grunde  verdorben  und  die  Regierung  nicht  im  Min- 
desten befestigt  wok'den. 

Bedarf  es  nun  aber  nach  dieser  Hoi  vorhebung  der  Einzelnheitcn  noch 
einer  besonderen  Zusammenfassung  zu  einem  Bilde  ?  Wir  glauben  nicht; 
denn  Jedem  müssen  bei  einigem  Ucberdenken  die  guten  und  die  schlimmen 
Seiten  der  französischen  repräsentativen  Zustände,  wie  sie  iu  der  parla- 
mentarischen Zeit  von  1Ö14  bis  1848  bestanden,  selbst  einleuchten.  Ist  es 
doch  unverkennbar,  dass  hier  ein  staatliches  System,  welches  auf  der  Bil- 
dungsstufe des  betreffenden  Volkes  als  nothwendi^  erschien  und  mit  dem- 
selben übereinstimmte,  offen  angenommen  und  im  Wesentlichen  durchgeführt 
war;  dass  der  auf  die  öffentlichen  Angelegenheiten  eingeräumte  Eintliiss  wenig- 
stens einen  bestimmten  beachtenswert hen  Theil  der  Bürger  /ufriedeustellte; 
dass  l^erlei  Ueberreste  früherer  Zustande  vorhanden  waren,  welche  zu 
falschen  Schritten,  zu  halben  Massrtgein  oiler  zn  Unterlassungen  nüthigen 
konnten;  endlich,  dass  die  staatlichen  Fragen  mit  voller  Freiheit,  gläuzcud 
and  mächtig  behandelt  wurden.  Allein  eben  so  nnlängbar  ist  auch,  dass 
die  scharfe  theoretische  Sdieidung  der  Regienmg  und  der  Volksvertretung 
und  das  daraus  hervorgehende  selbstäugigc  Leben,  ja  mit  allen  Mitteln  er- 
strebte Uebergewicht  der  Regierung  einen  Dualismus  erzeugte,  welcher  nnr 
mittelst  Verfälschung  und  Verführung  des  repräsentativen  Fk  nientes  praktisch 
ausgeglichen  wurde;  dass  die  Theilnabme  an  der  Vertretung  viel  zu  enge  bc- 
gränzt  wai';  dass  der  3Iangel  an  jeder  selbständig lu  giatlisclidiüicheu  Ge- 
staltung im  gau^^u  Volke  der  Repräsentation  Stütze  und  Vorübung  entzog; 
dass  ans  diesen  and  aus  anderen  Gründen  eine  tüchtige  und  innerhalb  des 
Oedankeos  der  Verfassung  stehende  Parteibildung  schwierig,   wo  nicht 
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tUTDÖglich  war;  rndlich  dass  offciilturc  Fehler  in  den  Einrichtungrn  uiui 
in  dem  Verhalten  der  Einzelnen  begangen  wurden.  Jedem  nuiss  also  auch 
einleachten,  dass  der  Gedanke  der  Vulksvertretung  in  Frankreich  eine 
EntWickelung  erhielt,  welche  wesentlich  verschieden  ^^ar  von  den  englischen 
Zuständen,  und  dass  nur  Mangel  an  Kenntniss  oder  Nachdenken  das  über 
das  Staatsreclit  und  die  innere  Politik  eines  dieser  Länder  zu  fällende  Urtheil 
ohne  Weiteres  auch  auf  das  andere  übertragen,  die  dem  einen  geltende 
Pruplitzeihimg  aueli  auf  da«?  andere  anwendlmr  erachtet  werden  durfte. 

Verschieden  «sowohl  von  dt  u  eaglisühea  als  von  den  französischen  Zn- 
ständen  ist  wiedeiiim  die  Gestaltung,  welche  das  repräsentative  System  iu 
Deutschland  [gewonnen  hat.  Mag  immerhi«  auch  hier  die  englische  Ver- 
fassung der  eutferute  geschichtliche  Ausgangspunkt  sein;  und  mag  femer 
noch  weit  näher  und  nachweisbarer  die  fraiuüsische  Charte  vom  Jahre  1814 
ein  Muster  abgegeben  haben,  nach  welchem  die  deutschen  Conntitutionen 
seit  dem  Jahre  löiö  gebildet  wurden:  so  haben  doch  hier  wieder  die  ver- 
schiedenen geschichtlichen  Grundlagen  nnd  höchst  fühlbare  äussere  Ein- 
wirkungen ein  eigenthtlraliches  Krgebniss  hervorgebracht.  liei  dessen  näherer 
Untersuchung  glauben  wir  aber  allerdings  die  sämmtlichen  c(jnstitutionellen 
Verfassungen  deutscher  Staaten  von  Preusseii  bis  zn  den  reussischen  Landen 
als  ein  gleichförmiges  Ganzes  betrachten  und  bebandeln  zu  können,  weil  bei 
aller  Verschiedeuhcit  in  den  Eiüi:elnh<'itt'n  doch  im  Grossen  dieselben  Grund- 
gedanken vorliegen  nnd  die?5elben  Scliit  ksale  die  Einfflhrung  des  Buchstabens 
in  das  Leben  betroffen  haben,  desshalb  also  auch  vtmi  höheren  Staiiil]iu:ikte 
aus  nur  verschiedene  Spielarten  derselben  Gattung  erkannt  werden  können. 
Nur  jene  wenigen  Gnmdgesetze  mtlssen  wir  natürlich,  ab  völlig  tremdartig 
nnd  unserer  Staat>lurm  gar  nicht  angehörig,  entfernt  halten,  welche  dem 
alten  stiludischen  Typus  getreu  geblieben  sind.  Es  sind  hierher  jedoch  blos 
die  mecklenburgischen  Einriditungen  zu  zählen,  da  Oester«?ich  der  Zeit  gar 
keine  stiüidiH  hen  Verfassungen  hat.  Irren  wir  uns  nun  aber  nicht  gänzlich, 
so  suid  es  drei  wesentliche  Elemente,  welche  die  Eigenthümlichkeit  der 
repräsentativen  deutschen  Verfassungen  bilden,  nilmlich;  die  Annahme  der 
fipanzösischcn  Lehre  von  der  scharfen  Trennung  <ler  fürstlichen  Gewalt  und 
der  Volksvertretung;  die  Aufnahme  fremdartiger  Ueberreste  früherer  Zu- 
stande :  endlich  der  Mangel  an  melireren  äusseren  Bedingungen  einer  loige- 
hchügen  und  krattigen  Entwickcluüg. 

Wir  betrachten  jedes  dieser  drei  Elemente  ausführlicher,  wie  solches  die 
unuulteibarc  Wichtigkeit  der  Frage  verlangt. 

Ueber  die  Thatsache  der  allgemeiuen  Annahme  des  französischen  Dog- 
nta's  von  der  scliarfen  Trennung  der  liegienmgsgewalt  und  des  Rechtes  der 
Ständeversauiiiiiungca  kann  kein  Zweifel  obwalten.   In  den  s&mmtlichen  sei 
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1815  enUtandenen  deatschen  Yerb88QiigiDrk!iiide&  ist  4ie  Yeramgnog  der 
gwmwitMi  Staatsgewalt  in  den  Hioden  des  FOrsteB,  so  «le  die  Besdirlnknag 
der  Stlnde  auf  Beschwerden  nach  vollzogener  Haadhing  und  auf  aaanaluBa- 
weiae  Zostinuaniig  zn  Gesetzen «  Stenenuulagen  und  etwa  Vertragen  mit  den 
wuweidentigsten  Worten  nnigespf  odien.  Ton  einem  poeitiven  Mitregieren, 
namentlicli  von  einer  Tlieilnahne  der  Stande  an  der  Yerwaltmig,  ist  niiiendB 
die  Bede,  and  jeder  Yeisnch  m  einem  sddien  Eingriffe  in  die  AntUehen 
Rechte  würde  om  so  mehr  nüt  Entschiedenheit  ond  Entrostung  zorttckgewieaeii 
werden,  als  ancb  die  Grondgesetae  des  Bnndes  die  wesentUcbe  Handhahimg 
der  Staatsgewalt  durch  die  nulnarehischen  Bandesglieder  ^pnd  die  nnr  con- 
trolirende  SteUong  der  Stftnde  rar  allgemeinfln  Yorschrift  erheben.  Selbst 
Bokhe  Staaten,  welche  in  filteren  Zeiten  wt^rfmd  der  Daner  fendatettedischer 
Einriehtangen  eine  Besorgung  gewisser  Stfatsgeschfifte  durch  ständische  Ane* 
schftise  oder  gemeinschalUiehe  herr-  nnd  landschaftliche  Behörden  gekannt 
hatten,  in  welchen  vielleicht  eine  eigene  ständische  Stenenrerwaltong  o.  dgl* 
eingeCBhrt  gewesen  war,  haben  alle  derartigen  Einrichtongen  als  nnvertrtg- 
Uch  mit  dem  reprisenintiv'en  Princi|ie  angegeben.  Die  Yerwaltnng  der 
wftrttenibergiachflD  Staatsschnld  durch  die  Stinde  nnd  die  Trennnng  dpr 
hannOver*schen  Eassenferwaltongen  machen  hier  die  einzige  (allerdings  la 
Kaebahnmngen  kanm  ao&rdemde)  Ananafame  von  dem  aligemein  aügcaoap-, 
menen  Grondiatze.  Selbst  in  den,  itzt  zom  grOssten  Theile  wieder  fw- 
echwnndenen,  sttmuischen  Aenderungeu  der  Jahre  1848  ond  49  war  eine 
Abweichong  von  dieser  Grandanschammg  nicht  zu  bemerken;  es  handelte  sich 
m  dner  Ansdehnong  der  staatsbflrgerkichen  Freiheit,  nicht  von  einer  wesent- 
lich verschiedenen  Stellnng  der  Yertretongen.  —  Was  nnn  aber  die  Folgen 
dieses  Zostandes  betrifit,  so  sind  sie  awar  natttriicfa  im  Gaaaen  dieselben  wie 
infVankreicb ;  jedoidi  haben  sie  Mi  theilweise  aaeb  anders  entwickelt,  sowohl 
in  Folge  der  kleineren  Yerfatttnisse  der  deutschen  Staaten,  als  wegen  der 
noch  manchfach  nnvoUkommenen  Anerfcennnng  des  reprftsentativen  Prindpes 
von  Seiten  der  Begierongen.  Wie  in  Frankreich  findet  demnach  auch  in 
den  dentschen  coostitotioaeUen  Staaten  eine  sowohl  gmndsttsBche  als  that- 
sicfaliche  GegenOberstellang  derBegiernng  und  der  StAnde  statt  Keineswegs 
vereinigt  sich  in  den  Ministerien  der  Wilte  des  Staatsoherhaoptes  ond  die  geseti» 
lieh  dnich  die  Yolksvertrcter  aaagedrttckte  vondegende  Heinnng  des  Landes, 
wie  diese  im  engUscben  Parliamente  der  Fall  ist;  soDdan  beide  alebeo  ein- 
andw  als  verschiedene,  von  einander  ganz  anabhängige  Gewalten,  am  nicht  n 
sagen  als  natflrliche  Gegner,  gespannt  gegenttber.  Der  fcnne  Anlanf  m 
parlamentarischen  Ministerien  im  Mftn  1848  bat  bald  wieder  dem  froheren 
Gebshren  weichen  nflssen,  ond  es  gilt  die  knne  Zeit  ihrer  Daner  in  den 
Begiernngskreiaen  als  ein  Zustand  nnertrfiglicher  Unteijoehong  anter  eine 
demagogische  Gewalt  Somit  war  von  Anflug  an,  und  ist  itat  wieder,  anch 
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in  Dentocbland  der  nnglflcklichc  Dualisnmg  zwischen  Regierung  und  Volk. 
Ja  er  tritt  bei  uns  in  mehr  als  Einer  Beziehung  noch  schroffer  hervor  nnd 
hat  mehre  eigenthftiiilichA  Nacbtheile,  als  diess  seiner  Zeit  in  Fnuücreieli 
der  Fall  war. 

£inmal  aindich  ist  in  den  dentis niir>n  constitutionellen  Staaten  noch  weit 
weniger  von  einem  Hervorgehen  des  Ministeriums  an%  der  jeweil  in  der 
Mehrheit  befindlichen  Partei  die  Rede.  Die  Minister  sind  lediglich  der  Aus- 
dmck  des  persönlichen  Willens  des  Stuatsoberhauptes  und  nicht  die  Führer 
einer  parlamentarischen  Schaar .  ^vie  dii^s  der  Reihe  nach  fast  in  allen 
deutschen  Staateft  oüm  und  zum  Theile  mitH<rfm  ausgesprochen  wordrii  ist. 
Die  Minister  werden  desshalb  auch  fast  gar  nie  ans  der  Mitte  der  Stände 
genonunen,  sondern  aus  den  oberen  Staatsdlenem.  Die  nAchste  Folge  hiefon 
ist  Mangel  an  einer  politischen  Homogenität  der  Ministerien  nnd  an  ein«ni 
hestimmten  Programme  derselben.  Es  sind  unter  sich  unverbnndene ,  ss- 
weilen sogar  einander  abgeneigte,  ni  verschiedenen  Zeiten  und  aus  ver- 
sdiiedenen  Ursachen  ins  Amt  gekommene  Beamte ,  deren  jeder  der  Träger 
demjenigen  Theiles  des  BegierungswiUens  ist,  welcher  ihm  durch  persönliches 
Tertranen  des  Forsten  übergeben  wurde,  hk  Deutschland  sind  prindpieU 
Mnister,  aber  keine  IWsterien;  nnd  wenn  jene,  bei  der  gemeinschafUichoi 
Quelle  ihrer  Stellung  und  bei  dian  für  Alle  gleichmftsag  geltenden  person- 
lichen Gebote  des  Fürsten,  auch  ungefähr  dieselbe  Richtung  einhalten,  so  ist 
diess  eine  Folge  der  persönlichen  Verhiltnisse,  nicht  eines  gleichen  politischen 
Gedankens.  Selbst  in  Preussen  kann  ein  wesentlidi  Tmchiedener  Znstand 
nicht  zugegeben  werden.  Desshalb  ist  denn  aber  auch  einerseits  der  Kampf 
der  Begierungea  gegen  die  Stände  weit  kraftloser,  als  er  bei  geschlossenen, 
einen  bestimmten  staatlichen  Gedanken  vertretenden  Ministerien  sein  konnte; 
andererseits  wird,  nnnOthiger-  und  schftdlicherweise,  ein  von  Sdten  der 
Ifinister  aoegeHbter  Widerspruch  gegen  einen  Yolkswnnsch  von  der  öffent- 
liehen  Meinung  immer  sogleich  auf  die  Person  des  Forsten  znrOckgefOhrt. 
Was  also  bei  dieser  Gestaltung  der  Dinge  von  den  Fürsten  an  persönlichem 
Einaelneinflass  anf  die  öffentlichen  Dinge  gewonnen  wird,  diess,  und  wohl 
noch  weit  mehr,  geht  anf  der  andern  Seite  vertoren  an  Beliebtheit  nnd  viel- 
leicht an  2Snknnft.  Auch  darf  nicht  ans  den  Augen  gelassen  werden,  dass 
die  beslindige  Bekftmpfung  derTolksvertreler  durch  Beamte,  als  solche,  die 
Yerwaltnngsorgane  der  Regierang  nothwendig  In  eine  fislache  Stellung  bringt 
md  sie  in  der  öffsntlidien  Hüeinnng  abnotzt  Wo  die  Minister  ans  den 
Kammemugoritflten  hemwgehen,  wie  in  England,  wo  sie  also  ein  bestimmtet 
p(ditisdies  System  vorstellen  und  vertretoi:  da  kann  nnd  wird  ebenfalls 
heftiger  Kampf  sein.  Allefai  einmal  geht  er  gegen  einen  objectiven  Grund- 
sats,  den  man  zu  entfernen  sacht,  nie  aber,  anch  nicht  indirekt,  gegen  die 
Person  der  Fürsten;  nnd  zweitens  aetxt  er  die  Staatsdiener  keiner  Anfeindung 
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nnd  Verachtung  aas»  iudem  nicht  sie,  als  solche,  sondern  die  l<'Qhrer  der 
Partei  voraustehen,  diese  abor  nidit  eine  abertragene  Meinong,  sondern  ihre 
eigensten  Gmndsütze  vertkeidigen.  Wir  bezweifeln,  ob  dieser  bedeutende 
Nacbtbeil  von  Denjenigen,  welche  ?or  den  parlamentarischen  Parteiregienmgen 
einen  so  lebhaften  Absehen  vorgeben,  in  ihrer  gaozeo  Bedentnng  gehörig 
erwogen  wird. 

Eine  zweite  nothwendige  Folge  der  grundsätzlichen  Gegenüberstellung 
von  Regierung  und  Ständen  in  den  deutschen  Staaten  ist  die  bestftndige 
systematische  Kritik  der  ganzen  Verwaltung  von  Seiten  der  Kammern.  Dazu 
sind  sie  durch  ihre  ganze  jetzige  Stellung  berufen;  dies  erwartet  das  Volle 
TOD  ihnen;  dadurch  verschaffen  sie  sich  zunächst  noch  einige  Bedeutung. 
Und  zwar  sind,  wie  in  Frankreich,  die  Antwort  auf  die  Thronrede  und  die 
Verwillignng  dos  Budgets  die  Uauptschlachtfelder.  Doch  besteht  in  sofeme 
ein  wesentlicher  Unterschied,  als  in  einem  mächtigen,  in  seinem  Gange  nur 
von  sich  selbst  Gesetze  aimehmenden  Reiche  hauptsächlich  grosso  Fragen 
der  äussern  und  innero  Politik  erörtert  werden,  w&brend  sich  in  deu  kleinen 
deutschen  Staaten  Angriffe  und  Aeuderungsvorschlflge  um  die  letzten  Einzeln- 
heiten  der  Verwaltung  drehen.  Im  Ganzen  kann  man  diess  nicht  tadeln, 
weil  hochfliegende  Keden  and  scharfsinnige  Grundsätze  über  Gegenstände, 
welche  zu  ändern  ausser  unserer  Macht  liegt,  überflfissig  und  lächerlich  sind, 
nnd  grosse  Politik  kleinen  Kammern  schlecht  ansteht;  weil  in  wenig  zahl- 
reichen und  aus  sehr  bescbrftnkten  Gebieten  stammenden  Versammlungen 
es  leicht  an  Männeni  von  weiterem  Gesichtskreise  fehlt;  weil  endlich  in 
kleinen  Verhaltnissen  die  Verbesserung  auch  eines  kleinen  Fehlers  immerhin 
von  Werth  ist.  Allein  Zweierlei  lÄsst  sich  doch  nicht  läuguen.  Einmal, 
dass  eine  in  solche  Einzelnheiten  eingehende  Kritik  oft  die  darauf  verwendete 
Zeit  der  Stände  nnd  der  Regierung  schon  dem  Geldanfwandc  nach  nicht  wertb 
ist.  Zweitens,  dass  durch  solches  Meistern  an  Kleinigkeiten  das  Verwalten 
znr  peinlichen  Schwierigkeit  gemacht  wird,  und  zwar  zum  offenbaren  Nach- 
theile der  Sache,  indem  eine  jede,  auch  noch  so  TeraQnfti^r,  Abweichong 
vom  Bnclistaben  der  Etatsposition  oder  des  Gesetzes  alsbald  Vei  druss  zu 
machen  droht  und  daher  in  den  meisten  Fällen  unterlassen  wird.  Durch 
eine  kleinliche  Ki'itik  wird  nothwendig  auch  die  Verwaltung  Ueinlteh;  und 
flberdiess  geht  der  Haaptiweck  der  ständischen  Ueb^'wachung  verloren.  Ist 
es  doch  namlieh  einleuchtend,  dass  anch  in  onbedentenden  Staaten  nur 
durch  einen  gerechten  und  mit  Beweisen  belegten  Angriff  auf  ein  schAdliches 
Begierungssystem  oder  auf  einen  unflUiigen  und  bOswilUgen  Mann  gründlich 
geholfen  werden  kann.  Preossen  allein  wAre  gross  genug  imd  uueh  durch 
seine  allgemeine  Machtstellung  beittiigt,  um  einer  Bekftmpfong  des  Begiemngs* 
systemes  in  bedeutenderem  Maassstabe  Baum  zu  gewihren;  allein  noch  iat» 
wie  ee  scheint,  die  politische  Durchbildung  der  Nation,  und  somit  auch  der 
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Kammern,  nicht  auf  den  hierzu  nöthigen  Standpunkt  gelangt.  Ks  fehlt  noch 
an  dem  Selhstgefühlc  iin<l  Selbst verti*auen.  Dass  zu  ilereu  Weckuug  die 
traarige  ßegieningüweise,  welche  als  Reaction  auf  die  Ueberstürzungen  and 
auf  die  Schwäche  von  1848  folgte,  nichts  beigetragen  hat,  Versteht  eich  von 
selbst :  allein  es  ist  ungerecht,  nur  ihr  diü  Schuld  beizulegen. 

Fiii'    dritte  Folge  der  Spaltung  der  Staat>gcwalt  in  Regierungen  und 
Stiliidcver>aiiitij];ii)gen  i«t  das  grosse  Bestreben  der  ersteren  nach  Einflusa 
anf  die  Zuaamniensct/ung  der  volksvcrtietenden  Körper.    Diess  fand  aller- 
dings auch  in  l-'rankmch  statt ,  wie  wir  bereits  bemerkt  haben ;  allein  in 
Deutschland  geht  die  Erscheinung  oft  noch  viel  weiter.    Schon  die  Ver- 
fessrnigsnrkundcn  enthalten  in  der  Regel  Bestimmungen  za  diesem  Zwecke.  • 
So  werrlen  in  mehreren  Stauten  die  Mitglieder  der  Pairskammeni ,  deren  Er- 
nennung der  Regienmg  zusteht,  nicht  erblich ,  ja  nicht  einmal  lebenslänglich 
ernannt,  sondern  nur  je  auf  Einen  Landtag,  damit  nur  ja  kein  selböt^tändiger 
Misston  vorkomme.   In  anderen  Fällen  sitzen  sogar  in  der  Abgeordneten* 
kanuner  Manner  durch  Ernennung  der  Regierung.   Allein  die  Hauptsache 
ist  die  Einwirkung  der  Regierungsgewalt  auf  die  Wahlen.   Nur  allza  oft 
erhalten  die  Beamten  den  Befehl ,  die  Wahlen  in  ihren  Bczii  keu  auf  Männer 
zu  richten ,  welche  TOransslchtlich  im  Sinne  der  Regierung  stimmen  werden ; 
namentlich  werden  hierzu  Staatsdiener  bezeichnet,  als  welche  theils  durch 
eigene  Ueberamgung  und  Gewohnheit,  theils  durch  manchfache  Befflrchtungs- 
und  Hoffnnngsgründe  abhängiger  zu  sein  seheinen.  Zor  Durchsetzung  solcher 
Wahlen  wird  dann  der  ganze  Regiemng«»niechanismus  angewendet.  Der 
Auftrag  läuft  durch  alle  Grade  und  Zweige  der  Dienslhierarchie ,  damit 
Jeder  in  seinem  Kreise  wirke,  der  Eine  bewerkstellige  was  der  Andere  etwa 
nicht  vermöge.   Zuweilen  wird  der  Zweck  noch  rflckuchtsloser  Tcrfblgt,  um 
das  mildeste  Wort  zu  gebrauchen.   Die  Beamten  werden,  wenn  es  nicht 
durch  das  Gesetz  ausdrücklich  untersagt  ist,  nidit  nor  als  Wahlkandidaten 
in  ihren  eigenen  Bezirken  aufgestellt,  sondern  auch  wohl  noch,  zu  weiterer 
Einschflchterung,  als  Wahlcommissäre.    Eine  den  natürlichen  Verhältnissen 
widersprechende  Eintheilnng  der  Wahlkreise  soll  ktUistliche  Mehrheiten 
schaffen  n.  s.  w.   An  Erfolgen  kann  es  natflrlich  nicht  fehlen,  namentlich 
nicht  in  denjenigen  Staaten,  welche  einer  grossen  Anzahl  von  Bürgern  das 
Wahlrecht  einräumen,  in  welchen  also  dasselbe  in  tiefere  Schichten  der 
Einsicht  and  des  YermOgens  hinabreicht.  Wir  wissen  kaum  einen  deutschen 
Staat  za  nennen,  in  welchem  nicht  zu  dieser  oder  jener  Zeit,  in  grösserem 
oder  geringerem  UmÜMige  Beschwerde  Aber  unzurcchtfertigende  Beeinflussung 
der  Wahlen  geführt,  mm  Theile  haarstrinbende  Beispiele  aufgeführt  worden 
waren.  Nor  in  grosseren  Stftdten,  gegenüber  von  organii>irten  religiösen 
Parteien,  im  Zosammenstosse  mit  einer  übermächtigen  Localillustration, 
endlich  in  ansBergewöhiUicb  ao^eregteii  Zeiten  pflogt  der  Begiemngskandidat 
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trotz  solcher  Einschüchterangs-  oder  Taschenspielermittekhcn  dcu  Kürzeni 
m  ziolii'ii.    An  j<ichercn  Majoritättn  in  den  Abgeordnetf  nk;anmern  fehlt  et 
daher  in  der  Ilegel  nicht;  und  somit  auch  nicht  an  t  lut-r  Umgehung  des 
im  Gruudsutzc  liegenden  I>iiali>uiu3  und  an  einer  Milderung  der  Ueber^^atlmng 
bis  zum  Erträglichen.    Aber  freilich  fehlt  eü>  auch  nicht  au  Nachtheilen, 
und  zwar  nicht  blos  für  das  Volk  (was  keines  Beweises  bedarf),  sondern 
namentlich  auch  für  die  Kegienmgen.  —  Vorerst  können  die  sich  iiuver- 
naeidlich  wiederholenden  KIu^mh  über  gewaltthätigc  oder  sonst  nn>eraut wort- 
liche Einmischungen  in  die  Wahlen  nii  ht  anders  als  einen  schlechten  Eindruck 
hinsichtlich  der  (lewissenhafligkcit  und  der  Verfassungsgesiunung  der  ober- 
sten Gewalten  hinterlassen.  Sie  leiden  empfindlieh  nn  sittlicher  Achtung  und 
das  ohnedem  in  der  itzigcn  Zeit  nicht  eben  vorherrschende  Gefühl  der  PieUit 
gegen  die  Triiger  der  Macht  wird  noch  weiter  abgeschwächt.    Die  tiefer 
liegenden  Gründe  solciier  Kinniischnnjren  <?ind  der  Menge  unver>tiüidlich, 
nnd  es  sieht  diese  nur  die  uilt  u  iRgaukii,  allerdings  nichts  weniger  als  löb- 
lichen Handinngen.  —  Sodaan  wird  auch  das  Verliautu  in  die  auf  solche 
Weise  gebildeten  Standeversamnihaigen  sehr  beeinträchtigt,  und  ^war  theils 
m  deren  eigenem  Scha<ltii,   theib  aber  auch  zu  dem  der  Regierungen. 
Dif  uidäugbare  Verfälschung  der  Vertretung  lässt  nicht  nur  bei  den  ein- 
zeliieu  materiellen  Fragen  die  Ueberzeugiuig  nicht  aui kommen,  es  müsse 
das  Gejichehemie  tiuch  da?  Reste  sein,  weil  es  sonst  die  Zustimmung  der 
frei  gewühlten  Vertreter  nicht  erhalten  haben  wtti*de;  sondern  es  entsteht 
auch  im  All^''  nieiiu  n  und  iu  den  gesummten  staatsbürgerlichen  Bezichangen 
das  Verlangen  naih  weiteren  und  anderen  Einrichtungen.    Wahrt  nd  die 
Einführung  der  Volksvertretung  eine  Sättigung  der  staatlichen  Bedürfnisse 
zur  Folge  haben  sollte,  erzeugt  das  jetzige  VerUuluu  bei  den  Wahlen  uui" 
allzu  häufig  öino  fortwährende  Gereiztheit  und  Veräuderungslust.  —  Eine 
weitere  üble  Folge  1«=! ,  dass  sieii  durch  solche  Beherrschungen  der  Wahlen 
die  unteren  Organe  der  Hegieruugeu  auf  das  eiiiiJiiadlichste  abntltzen.  Sie 
treten  den  Wünschen  ihrer  Untergebenen  entgegen,  und  verlieren  dadurch 
an  Beüel'theit;  sie  gebrauchen,  wenigstens  zuweilen,  anlöbliche  Mittel,  und 
bOssen  also  unheilbar  ihre  persönliche  Achtung  ein;  nicht  selten  wird  ange- 
nommen, dass  sie  nicht  einmal  ihrer  eigeufui  Ueberzengung,  sondern  nur 
einem  Befehle  folgen,  sie  können  daher  auch  künftig  nicht  verlangen,  dass 
mau  ilirc  Darstellungen  und  Forderungen  als  wahr  und  redlich  gemeint 
erkenne ;  sie  treteu  nicht  auf  als  unparteiische  Organe  des  Gesetzes,  als 
st'lb>t>tiUidige  und  kräftige  Männer,  sondern  es  bleibt  ihnen  uui*  die  traurige 
gloria  ob«seqnii,  diess  aber  muss  sie  für  immer  tief  stellen  in  den  Augen 
unabhängiger  uud  ehrenhafter  Untergebener.  Mit  Einem  Worte,  sie  kommen 
in  eine  feilsche,  sie  leicht  sittlich  und  staatlich  verzehrende  Lage.  Der 
Schadeu  hiervon  trifft  aber  nicht  blos  sie,  sondern  auch  die  Regierung  und 
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den  Stant     Womit  will  man  denn  rf^deren,  womit  persönlichpn  und  silt- 
lidien  i^jutluss  austlben.  wenn  dio  Organe  der  Reihe  nach  verbraucht  werden 
•d\<  wiUeulose  Automaten,  falls  sie  nicht  frar  als  Schergen  fremden  Grolles 
und  Unrechtes  erscheinen  V   Sind  die  Regierungen  so  nherreich  an  Kraft 
und  an  SttttJsen.  um  die  am  hflnfigsten  in  Anspruch  zu  nehmenden  se1b<;t 
allmälig  zu  anterhöhlen?   Können  nnd  werden  keine  Zeiten  der  Nolh  und 
der  Gefahr  kommen,  in  welchen  ein  dorch  ehrenwerthe  Per<!<^nlirhkeit  und 
durch  lang  erprobtes  rechtliches  nnd  gesetzliches  Wirken  erworbener  Ein- 
flnss  der  unteren  Beamten  sehr  erspriesslich  wäre?   In  der  That,  ein 
Staatsmann  sollte  weiter  sehen.  —  Endlich  noch  ist  zu  beklagen,  dass 
durch  die  Regienmgseinmischnng  in  die  Wahlen  die  Ausbildung  des  Staats- 
borgerlichen  Sinnes  nnd  Bewnsstseins  gestört  wird.   Ein  Bflrger,  der  nicht 
einmal  seinen  Vertreter  frei  wAhlen  darf,  kann  sich  nicht  als  berechtigtes, 
somit  aach  nicht  als  verantwortlichem  Mitglied  des  Staates  fllhlen.  Wer 
immer  wieder  den  Sinn  des  Gesetzes  beugen  sieht  nur  Gewinnung  von  Vor-* 
tbeilen ,  vermag  nicht  in  AnhingUdilieit  an  dasselbe  nnd  in  nauUcher  aber^ 
i^iiiabischer  Scheu  vor  demielbeD  za  erstarken.    Nichts  kann  non  alMr 
i^p^brlicher  ftlr  die  Regietungen  selbst  sein,  als  ein  Hangel  an  Hechts- 
gefilhl  bei  dem  Volke.  Dass  auch  in  der  Zukunft  Schoo*«  «ehwere  Anfechtungen 
der  jetzigen  staatlichen  nnd  gesellschaftlichen  Zustände  liegen,  wird  kelat 
Veratftndiger  in  Abrede  adeben.   Eine  Rettang  ist  aber  dann,  wenn  der 
Stnmn  hereinbricht,  nur  für  solche  Staaten  und  Regierungen  zu  erwarten, 
welche  von  einem  tüchtigen,  mit  seinem  Rechte  bdcannten,  mit  demselben 
asfriedenen,  anf  dasselbe  stolzen  Volke  getrag^  «erden.  Wer  sieb  lediglidi 
auf  einen  zusammenregierten,  willen-  ond  kraftlosen  Haufen  nnd  auf  vtr* 
hrauchte  und  verhasste  Beamte  stützen  kann,  der  wird  selbst  auf  den  grossen 
Sehntthnnfen  fallen.  Die  sichernden  Brandmauern  werden  dann  nicht  da 
zi  suchen  sein,  wo  man  nach  Belieben  in  das  Gebäude  der  Gesetze  Löcher 
zum  Ein-  nnd  Ausschhipfen  schlug;  wo  man  einriss,  was  zu  hoch  und  m 
fest  zu  werdcTi  -  hie!^:  ^vo  man  keine  festen  Verbindungen  znliess,  sondern 
nur  einen  zwischen  Papiorhogeo  zur  Lage  einer  Mauer  emporgehaltenen 
Sandhaufen:  sondern  da,  wo  anf  der  festen  Grundiai    dt  r  Verfassung  mit 
fölgerichtigem  nnd  nachhaltigem  Eifer  eine  nndorchbrechliche  Abwehr  gcgeA 
Unrecht  nnd  WiUkfir,  auch  gegen  die  eigene,  errichtet  worde.  —  Allerdings 
ist  das  Gebahren  mit  den  Wahlen  lange  nicht  das  einzige,  und  auch  leider 
nielA  rinmnl  das  bedeutendste  llindemiss  einer  krftftlgen  Entwicklung  des 
Sinnes  für  Recht  nnd  Gesetz  im  deutschen  Volke:  allein  es  tragt  entschieden 
nit  daza  bei,  nnd  ist  ancb  in  sofeme  ein  Unglück. 

Als  eine  zweite  Eigenthümlichkeit  der  deutschen  Gestaltung  des  repri> 
sentativen  Staate«,  ist  die  Aufnahme  fremdartiger  üeberreste 
früherer  2astAade,  phen  bezeichnet  worden,  AUerding«  haben  tbeüs 
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die  VerändtTungen,  welche  mehrere  Staaten  im  Jahre  1848  in  dieser  Be- 
ziehung eintreten  lies^en ,  theils  naDit  urUch  auch  die  prenssische  Verfassung 
diese  Verhältnisse  zurückgedrängt;  dennocli  i^t  noch  genug  von  denselben 
übrig  geblieben,  um  bemerkenswert iie  Wirkungen  zu  erzeugen.  Und  zwar 
sind  solche  Reste  Älterer  Einrichtungen  in  beiden  Kaiumern  vorhanden. 
—  Ein  Blick  auf  die  Zusammensetzungen  der  ersten  Kammern  z«gt,  wie 
zahlreich  und  nicht  selten  höchst  wunderbar  die  Einschiebungcn  ^ind,  welche 
die  hier  beabsichtigte  Vertretun*i  durcb  vorzugsweise  selbstständige  Staats- 
bürger erhalten  hat.  Ueberall  tinden  sich  die  Stande'^herren ,  also  eine 
Mittelklasse  zwischen  Fürsten  und  Unterthanen;  überall  Abgeordnete  des 
höheren  und  niederen  Adels,  wohl  geradezu  d^r  ehemaligen  Reichs-  oder 
Territorial-Ritter-^chaften .  welchen,  wenn  hoii  in  niederem  Grade,  ähnliche 
Ansprüche  und  Erinnerungen  ankleben ;  fast  überall  sind  geistliche  Würden- 
träger beider  Kirchen,  zum  Theüe  'oir:ir  abgeschwächt  und  verwandelt  in 
'blosse  weltliche  Verwalter  ehemaliger  Stifter  und  Klostergüter;  ferner  Stell- 
vertreter der  Hofh^^chulen  oder  Beamte  derselben.  In  Preussen  namentlich 
sind  den  Vertretern  einer  blosen  Rangstufe  des  Adels  Stellen  eingeräumt.  — 
Und  eben  solche  Mischungen  haben  auch  einzelne  Abgeordnetenkammern 
erhalten.  Zum  Theile  ist  die  alte  Eintheilung  der  ständischen  Körperschaften 
in  verschiedene  berechtigte  Volksklassen,  als  da  sind  Stadtbürger,  Landleutc, 
Geistliche,  beibehalten  worden ;  zum  Theile  sind  Vertreter  des  geschichtlichen 
oder  des  begüterten  Adels,  höhere  Geistliche  u.  s.  w.  denselben  zugetheilt, 
und  ist  also  mehr  oder  weniger  von  dem  einfachen  Grundsätze  der  Vertretung 
der  Gesammtheit  als  solcher  abgewichen.  Ausserdem  aber  sind  auch  noch 
nicht  selten  in  den  Verwaltungsformen  und  in  den  materiellen  Bestimmungen 
der  Giimdgesetze  viele  Ueberreste  früherer  StaatseinrichtTingen  und  ünter- 
thanenverhältnisse  bestehen  geblieben.  Der  constitutionelle  Grundgedanke  des 
Staatsbürgers  hat  sich  keineswegs  ganz  durchgearbeitet;  und  während  in  ein- 
zelnen Beziehungen,  namentlich  wo  es  sich  von  Pflichten  handelt,  dem  Ge* 
danken  des  neuzeitlichen  Staates  Rechnung  getragen  ist,  wird  in  aod^ 
Beziehungen  mit  ällg•^tIicher  Z&higkeit  und  ganz  in  patzimonialem  Sinne  regiert. 

Die  Folgen  dieser  Zost&ade  aind  denn  aber  Terschiedener  nod  ver- 
wickelter Art. 

Vorerst  sichern  allerdings  die  zaerel  genannten  anomalen  Bestandtheile 
der  Ständeversammlungen  den  Regierungen  einflussreiche  Anhänger  in  allen 
ihren  Bestrebungen  gegen  etwaige  demokratische  Gelflste.  Mdgen  auch 
diese  Verbündeten,  wie  sogleich  näher  anzugeben  ist,  keiaeiwegs  in  jeder 
Beziehung  bequem  und  getreu  sein ;  gegen  die  Ausdehnongen  de^  Grundaatwa 
der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  des  blos  verfassungsmässigen  Gehorsams, 
des  Associationsrcchtes  und  älmlicher  Richtungen  der  volksthOmlichen  Ansicht 
vom  Staatsleben  stehen  sie  fest  auf  Seiten  der  Begiernngen,  qad  nrar  m 
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60  fester,  als  sie  selbst  bei  der  Erhaltang  von  Bevorzugunei u  Ittheiligt 
Bind.  T)ah(r  ist  es  denn  in  DeutscblRTifl  leicht  geworden,  die  logischen 
und  die  praktischen  Folgesätze  der  allgomoinon  Bestinunangen  der  Verfas- 
sungsurkunden über  die  btaatsbürgi  ilichcn  Rechte  schon  im  Schoosse  der 
geset'grlirmlen  Versammlaugen  nn-der  zu  halten.  Die  con^rrvative  Rieh- 
tuag  hat  da  lurih  in  Deutschland  eine  ganz  nnd^Te  BcHeutnitf;  iThalten,  als 
5ic  in  Kiit'lifid,  Frankreich.  Belgien  oder  Ilolland  1  r^it/t  Wahrend  sie 
nämlich  in  diesen  Stnntfn  du  ganz  berechtigte  und  in  jedem  öffentlichen 
Wesen  nothwendige  Aufgabe  hat  oder  hatte,  die  bereits  bestehende  Entwicklnng 
der  Gni-ndL'f '^etze  festzuhalten  und  nur  Ueherstilrzungen  mittelst  neuerungs- 
gttchtiger  und  noch  unerprobter  Versuche  zu  verhindern,  geht  sie  in  Deutsch- 
land dahin,  che  vollständige  Dnrrhbildong  der  'm  den  Grundgesetzen  bereite 
ausgesprochenen  Normen  zurüctvzuhalten. 

Andererseits  aber  fmiich  stehen  diese  Ueberreste  eines  im  Ganzen  ver- 
schwundenen staatlichen  Zustandes  auch  den  Kegierungen  vielfach  und  unüber- 
windlich im  Wege.  Namentlich  die  ersten  Kammern,  deren  Kern  zuweilen 
ans  Standesherren  besteht,  und  za  deren  Umwandlang  durch  nene  Ernen- 
nungen die  Regierungen  gar  nicht  das  Recht  haben,  sind  eine  Bfacht,  welche 
in  unzähligen  Fällen  Regiemngsplane  gehindert  oder  verkrflppelt  haben. 
Wenn  es  sich  nämlich  trifft,  dass  entweder  eine  Regierung  Oberhaupt  von 
.  dnan  TolksthQmlichen  Geiste  belebt  ist  und  in  Folge  dessen  das  Wesen 
des  constitutionellen  Staates  entwickeln,  insbesondere  die  allgemeinen  staats- 
bflii^erlichen  Rechte  kräftigen  will;  oder  wenn  sich  wenigstens  bei  einer 
Veinaltng  die  gleichmachende  Neigung  des  französischen  Regiernngt- 
Byttemes  regt:  so  sind  jene  aus  Bevorzugten  bestehende  Bestandtheile  der 
Kammern  ein  höchst  bedeutendes  Hindemiss.  Es  begiebt  sich  nicht  selten, 
dasB  die  Begienmgen  selbst  von  ihnen  ah  in  umwiüzeriscbem  Beginnen 
vnd  in  demagogischem  Unrechte  begriffen  hart  angelassen  werden,  und  mm 
dtweder  bei  ihren  regelmässigen  Gegnern  Untersttttzung  suchen  oder  einen 
auf  Zufriedeitttellang  oder  auf  Machtausdehnung  berechneten  Plan  fiabren 
iMaen  nOssen.  Zur  Beaeitigong  dieser  selbstsüchtigen  Widerstrebungen  ist 
dann  wohl  den  Forsten  das  Recht  eingeriUunt,  Mitglieder  der  ersten  Kam- 
mern auf  Lebenslang,  manchmal  sogar  nur  je  f^)r  einen  Landtag  zu  ernen- 
nen. Allein  dieses,  vom  Standpunkte  der  Volksvertretung  ohnedem  sehr 
bedenkliche,  Mittel  reicht  bei  weitem  nicht  aus.  Theils  ist  die  Zahl  der 
so  m  Ernennenden  auf  ein  unbedeutendes  Verhältoiss  za  der  Gesammtzn- 
mmmensetzung  der  Kammera  besdirftnkt ,  theils  kann  es ,  wenn  nicht  jedes 
Vertranen  in  die  Repräsentation  verschwinden  soll,  nicht  in  gehöriger  Aus- 
detnwng  gebraucht  werden.  —  Aus  diesen  beiden  sich  oft  und  wunderlich 
dnrcfakreozenden  StrOmoi^n  entsteht  dann  aber  ein  vielfaches  Beharren  bei 
AUbm  und  bei  Dingen,  welche  in  den  Gran4gedaak«n  dea  repräsentativen 
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Reclitsstandes  nicht  passen.  Wer  irgend  die  innere  Geschichte  der  dent- 
schen  coastitutionellen  Staaten  kennt,  ^vini  Fälle  in  Meflge  an;:ufuhrcn 
wissen,  in  welchen  entweder  die  Regi(riiiigeu  Verlaugeu  des  Volkes  und 
Be&chlQsse  der  zweiten  Kammern  durch  die  ersten  Kammern  beseitigten, 
oder  wo  sie  selbst  von  den  falscb-conservativcu  Bestandtheiien  der  ersten 
Kammern  gehindert  ¥mrden,  Fordemngen  des  Staates  der  Neuzeit  nnd  Qnmd- 
s&tzen  der  VerfassungsurKuiide  gerecht  zu  \Miden. 

Eine  dritte  Folge,  und  /war  diese  zurun  h^t  zu  bezit  hen  anf  die  üebw- 
reste  der  frtiheren  Verwaltun^^^wt  ise.  ist  d(  r  Mantrei  an  einem  zuverlässigen 
mit  Sicherheit  erkennbaren  pöliliscbcü  Siuiie  dt.s  Volkes.  Bald  bricht  eiB 
lebendiges,  fast  stürmisches  Bcwusstsein  staatsbürgerlicher  Rechte  hervor; 
der  Kandidat  der  äussersten  Widerspruchspartei  ist  der  M^Tin  der  Menge; 
nur  der  gegen  die  Reprierung  oder  einj^plne  Organe  dtisolbeu  derb  Auf- 
tretende gilt  für  gesinnungsvoll  und  als  ehilich.  Bald  aber  lässt  sich  die- 
selbe Revolkf  riiiig  auf  eine  fast  knabenlialte  Weise  einschüchUiru,  übertiitsst 
in  Lfivaliiat  b( /t  ugungen,  gehorcht  dem  Zügel  des  tagiithen  amtlichen  Rei- 
ters mjl  i)lindem  Gehorsame.  "Wie  keine  Harmonie  in  dem  Gesetze  und 
Befehle,  so  ist  auch  keine  Einheit  des  staatsbürgerliclien  Bewnsstseins. 

Unzweifelhaft  sind  diese  Zustände  im  Ganzen  sehr  nachtheilig.  Mag 
auch  dann  und  wann  eine  üebereilnng  und  Ueberstürznng  durch  jene  Macht 
überst  indi^'i  r  Soiidei Interessen  verhütf^t  werden,  so  ist  es  doch  nnlSugbar 
ein  grossf  1  Fehler,  wenn  eine  Verfassung,  wtdihi'  sie  nun  auch  sei,  sich 
nicht  luigerichtig  entwickeln  kann,  wenn  das  oäeutiiche  Leben  in  seinem 
Schoosse  anoigaiiiaebe  Bestandtheile  hat  Nur  die  Uebei nnstiniinung  aller 
Kinnchlungen  und  Gesetze  gibt  du'  lu  x  häte  bummo  der  möglichen  Kraft;  und 
nur  die  Erreichün?  a!l*^r  nnr  11711  nd  dun  liführbareu  i'  ülgesätze  der  gegebenen 
Rechte  erzeugt  Zutried»'nhi  it.  Zu  dieser  Gleichförmigkeit  aber  kann  es  in 
den  dentschen  constitutiuiiellen  Staaten  nicht  kommen.  Selbst  bei  dem  besten 
Willen  der  Regierungen  ist  es  nicht  möglich;  und  von  einer  aümähligen 
Hindrängnng  NichtwüHger  ist  ohnedem,  da  sie  solche  Bundesgenossen  in 
der  Repräsentation  ^elbi<l  iiabeu,  keine  Rede,  irgend  eine  Entschädignng 
für  diesen  grossen  Uebelstaud  ist  aber  nirgends  zu  tinden.  Man  si  richi 
zwar  von  geschichtlicher  Entwicklung  und  Anknüpfung,  und  berühmt  sich 
einer  Verbes-cning  der  geistlosen  arithmetischen  und  atoinisti?ch<^n  Auf- 
fiftssnng;  allem  dioss  ist,  in  solcher  Auffassiinp'.  eitel  TSiischuni,'  mid  Wort- 
klang. Es  ist  vor  Allem  nöthig,  sich  über  den  Begntf  du  gi  schichtlichen 
Entwicklung  deutlich  zu  werden.  Nichts  kann  allerdings  riclitiger  sein,  als 
dass  jede  Staatsgestaltung  die  sämintiichen  thatsÄchlich  vorhandenen  Ver- 
hältnisse umfassen  und  dieselben  in  ihren  Organismus  aufnehmen  muss. 
Diess  ist  Pflicht  pppen  die  bestehenden  Rechte  und  Interessen,  und  ist  ein© 
unverbradtUche  KlugUettsregel.  Ebenso  kann  man  gerne  zugeben.,  daas  ei 
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üuUlos  ja  naclithoili^  is,t ,  wpnn  gleichgültige  aber  gewohnte  ForiiKu  und 
Sitten  ohne  Xutkv\(  lull u'krit  und  nur  der  Xuchahiunngs-  oder  Gleiclimacliungs- 
sncht  \^egon  zersti  it  umi  niclit  \ieiniehr  in  üoue  daza  taugliche  Zustände 
aufgenouimt'ii  ^^trden.  Ferner  gibt  der  einfache  praktische  Verstand  au 
(he  Hand,  dass  es  zuträglicher  und  leichter  i<!t,  eine  ber<  it^^  im  Keime  be- 
stehende, vielleicht  gur  aus  der  innersten  Kigenthflmlichkeit  des  Volkes  her- 
vor^ pressende  '\nstalt  weiter  aas  sich  selbst  zu  entwirkeln ,  als  sie  durch 
eine  iienuie  und  an  sich  nicht  bessere  zu  ersetzen.  Kndlich  wird  kein 
Staatsmann  hestrf^itf^n ,  dass  es  thurit  lit  i«t .  eine  theoretische  FolpiTUug 
mit  Mnlic  1111(1  grgen  Widerstreben  durchzutühren ,  wenn  hedenteude  V.vri<^- 
msse  eine  bestimnjte  Einrichtung  ins  Leben  gerufen  haben,  welche  denn 
do<  h  als  das  Erzengniss  der  Nothwendigkeit  sicherlich  auch  für  berechtigt 
gehalten  werden  muss.  So  weit  also  ist  geschichthclic  Entwickelang  and 
Anknüpfung  trut  htuI  ndthwendip.  Allein  es  kann  von  ihr  nicht  die  Pedc 
sein,  wo  eineui  ueueu  Maats-Orundgedanken  innerlich  widersprechende  Theile 
beigemischt  sind.  Ein  Zusammenwerfen  nicht  zusammengehöriger,  sich  gegen- 
seitig auflösender  und  hindernder  Elemente  i«^  keine  geschichtliche  Ent- 
wicklang, son<lern  eine  Wiederaufliebung  des  kaum  eben  Gewollten,  Nur 
der  mag  Solches  läugnen,  welcher  blos  Eine  bestimmte,  durch  alle  Bildungs- 
stufen und  Lebensansichten  durchlaufende  Grundansicht  des  Staates  annimmt, 
dem  also  alle  noch  so  verschiedenen  Einrichtungen  und  ße«;trebungeu  nur 
Moditicationen  desselben  Gedankens  sind,  welche  sich  ohne  bedeutende  Hin- 
dernisse und  ohne  innern  Widerspruih  mit  einander  vertaaschen  und  ver- 
binden lassen.  Wer  aber  jede  Staatsgattni^  and  selbst  jede  gesonderte 
Staatsart  als  ein  organisches,  wesentlich  eigenthttmliches  Ganzes  erkennt| 
der  muss  auch  da,  wo  durch  irgend  ein  Ereigniss  zwei  wesentlich  Ter»^d> 
dene  Verfassungen  in  demselben  Lande  aufeinander  gefolgt  sind,  eine  reiiis 
Durchführung  des  neuen  jetzt  nun  einmal  Bestehenden  und  allein  Berechtigtem 
verlangen;  und  der  kann  es  nicht  als  eine  natargemässe  VerknOpfong,  son« 
dern  vielmehr  als  eine  Verderbong  erkennen,  wenn  widerspftnstige  Rainen 
des  frtihem  in  seinem  Wesen  verlassenen  Zastandes  in  das  jetzige  Staats- 
leben heremragen.  Dass  aber  die  alte  ständische  Verfassung  and  der  re- 
präsentative Rechtsstaat  wesentlich  verschiedene  StafttimedMiken  rind,  nwit 
doch  wohl  nicht  erst  noch  einmal  gezeigt  werden. 

Die  dritte  EigenthOmlichkeit  der  deutschen  repräsentativen  Zustände  ist 
endlich  dcrMangel  gewisser  äusserer  Bedingungen  einer  freiem 
Entwicklung,  nemlich  eine  mächtige  öffentliche  Meinung,  einar  freiem 
Fresse  und  einer  \ölligen  äussern  Unabhängigkeit  des  Staates. 

Was  die  Nothwendigkeit  einer  Eindruck  machenden  imd  kräftigen  öf- 
fentlichen Meinung  betrifiTt,  so  muss  Jedem  einleuchten,  dass  an  sick 
die  melerielton  Kräfte  urEnreichomg  dee  Zweckes  der  cooslitmioiielkm  Bim- 
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berr';cbaft  «ehr  nnplr  ich  vertheilt  sind  ZTsischm  (I  mh  Fürsten  und  (kr  volks- 
vpilr*  ft  ii'h  n  Vorsaniniiniig.  Jeiirr  ist  im  Besitze  der  pnnzrn  Stiutt^gewalt ; 
alle  Orprane  dessolbon  ?ind  von  ihm  bestellt  und  lifincrn  fnt  lir  oder  weniger 
von  ihm  ab;  erbat  allein  die  Vollziehung  des  gcmeinschaitlich  Beschlossenen ; 
itir  lim  spricht  dir- Gewohnhei  des  GehorsiiTTT^.  die  hohe  gesellschaftlich r  Stel- 
lung, die  Leichtigkeit  der  Erwerbung  persönlicher  Beliebtheit.  Auf  Seiten 
der  Stände  ist  rtnr  rb=  Recht  des  freien  Wortes  und  der  Weigerung  bei 
unbegründeten  Zuinuthungcn;  vielleicht  die  Möglichkeit  einer  Klage  in  ftn^- 
scrsten  Filllcn.  Hier  kann  denn  ein  Gleichgewicht  nur  bestehen,  wenn  hinter 
den  Stünden  eine  mächtige  öffentliche  Meinung  ist,  auf  welche  ^ir  '=^irh  stützen 
können,  von  der  sie  selbst  gehoben  und  ermuntert  werden;  die  ihren  Wurtrn 
Narbdruck.  Nachhall  und  Nachhalt  gibt.  Eine  solche  gewaltige  öffentliche 
Meinung  ist  nun  aber  nur  möglich  in  einem  grossen  Lande  und  bei  freier 
Presse;  also  unter  Bedingungen,  welche  in  einem  Tbeile  von  Deutschland 
immer  fehlen  müssen ,  oder  wenigstens  thatsflchlich  mehr  oder  weniger  ge- 
fehlt haben.  Wie  kann  in  den  vielen  kleinen  und  selbst  in  den  mittlem 
Staaten  von  einer  mächtig(^  öffentlichen  Meinung  die  Rede  sein?  Auch  bei 
den  wichtigsten  Fragen,  deren  Aufwerfung  in  England  Millionen  in  die  le- 
bendigste Bewegung  setzen,  deren  Behandlung  nicht  nur  im  Lande  selbst, 
sondei-n  von  der  ganzen  gebildeten  "Welt  mit  ängstlicher  Spannung  verfolgt 
werden  würde,  ja  für  die  wir  selbst  in  Feuer  gerathen  würden,  wenn  wir 
Yon  ihnen,  als  im  fremden  Lande  bestehend,  hörten,  ist  bei  uns  nur  eine 
Terhfiltnissm&ssig  schwache  Regung  der  öffentlichen  Meinung  zu  bemerken. 
In  dem  zunächst  betheiligten  Lande  ist  es  ein  Sturm  in  einem  Glase  Wasser ; 
ausserhalb  desselben  hört  man  davon  nur  Weniges,  UnvoUstflndiges.  Man 
kennt  Verhältnisse  und  Personen  nicht,  hat  keinen  unmittelbaren  Nutzen 
oder  Nachtheil  von  der  Entscheidung,  man  betrachtet  es  als  etwas  Fremdes. 
So  stehen  die  Vorkämpfer  ziemlich  allein,  unnntei-stfltzt ,  damit  aber  auch 
weit  leichter  besiegt.  Und  selbst,  wenn  dieselbe  Frage  durch  alle  deutsche 
Kammern  die  Runde  macht,  so  geschiebt  es  zu  Terschiedenen  Zäten;  die 
Bruchstücke  der  öffentlichen  Meinung  entstehen  und  wachsen  nur  verein* 
sdt,  also  schwach  und  unmächtig.  Nur  in  PreilBBen  sind  die  Elemente  zu 
einer  Eindruck  machenden  öffentlichen  Meinung  vorhanden;  und  wenn  sich 
in  diesem  grössten  der  deutschen  Staaten  das  constitntionelle  Leben  wird 
mehr  befestigt  und  ausgebildet  haben,  so  mnss  hieraus  auch  eine  bedeutende 
Wirkung  entstehen,  zunächst  für  das  Land  selbst,  dann  aber  auch  mittel- 
bar ÜAr  die  übrigen  Tbeile  Deutschlands.  Zunächst  aber  ist  noch  wenig  zu 
spüren.  Und  nur  als  ein  kleiner  Ersatz  einer  weitverbreiteten  und  dadurch 
mächtigen  Beschäftigung  des  Volkes  mit  den  öffentlichen  Angelegenheiten 
kann  es  betrachtet  werden,  dass  bei  der  grossen  Zahl  der  über  Deutsch* 
iaod  nrstreoten  StAndevemamdongen  immer  die  eine  oder  die  andere  etwas 
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bedeutonciere  versairtmclt  ist.  und  tUss  auf  dieie  Weise,  da  ioch  gcwühnlich 
irKend  ein  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  ziehender  Uegeiistand  in  einer 
solvhrTi  Vorsammlnng  verhandelt  wird,  die  Theiliiahme  au  öffentliclit-n  An- 
gt'legenlieit«»n  nie  ganz  aufhöil.  Die  Rache  hat  otieubar  zwei  Seiten.  Weiiii 
nämlich  tuuh  einer  Seits  ein  Vortheil  zugegeben  werden  kann,  so  ist  e« 
(loch  aul  der  andern  Seite  zweifelhaft,  oh  nicht  die  Gewohnheit,  sich  fort 
und  fort  mit  den  in  fremden  Staaten  obschwebeiideii  Fragen  zu  heschAf- 
ügen,  daran  gewohnt  nlle  Staat.*?angelegenheiteii ,  nu<{  so  auch  die  eigenen, 
als  einen  Gegenstand  massiger  Neugierde  zu  beü'achten.  Der  Deutsche  ibt 
ohnedem  zu  kosmopolitischem  und  vagem  Antheünehmen  imr  allzusehr  ge- 
neigt ;  eine  Zersplittenmg  der  AafiuerkBamkeit  auf  vaterländische  Ziut&iide 
ihut  ihm  daher  nicht  gut. 

Wie  dem  nun  aber  sein  mag,  in  jedem  Falle  fehlt  es  an  der  zweiten 
Bedingung  des  Gedeihens  der  constitutionellen  Einrichtungen,  an  der  vollen 
Pressfreiheit.  Eine  solche  ist  Deutsehland  fast  seit  der  Gründung  der 
neuen  Verfassungen  versagt,  diesen  dadurch  aber  die  Lebenslust  entzogen 
gewesen.  Fesslung  der  Presse  war  während  dreissig  Jahren  eine  der  Haupt- 
aufgabe des  deutschen  Bundes;  und  wenn  dies»  denn  auch  in  dem  letzten 
Jahrzehnte  besser  geworden  ist  (alsbald  auch  mit  fühlbarem  Einflüsse  auf  die 
staatliche  Ausbildung  der  Nation),  so  fehlt  doch  immer  noch  viel  zum  Be- 
sitze des  richtigen  gesetzlichen  Maasses  der  freien  Gedankenausseruug.  Bei 
eiikem  Systeme  von  Concessionen ,  Entziehungen,  Cautioneu,  Postdebitver- 
Weigerungen,  willkürlichen  Verboten  missliebiger  auslfindischer  Blätter;  poli- 
zeilichen Beschlagnahmen  tmd  langsam  nachhinkender  gerichtlicher  Entschei- 
dungen kann  eine  grossartige  Tagespresse  nicht  entstehen  und  nicht  bestehen. 
Und  wenn  auch  in  Zeiten  grosser  Aufregung  diese  Schranken  zeitweise  durch- 
brochen werden,  oder  vielmehr  ihre  Aufrechterhaltung  nicht  rathsam  erscheint : 
so  werden  die  Zügel  alsbald  wieder  angezogen,  wenn  wieder  der  Muth  zu- 
rückkehrt. Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  Frage  über  die  Pressfreiheit  im 
Allgemeinen  und  in  den  deutschen  Verhältnissen  insbesondere  zu  erörtern; 
allein  es  bedarf  dessen  auch  in  der  That  nicht  zum  Nachweise  des  aufge- 
stellten Satzes,  dass  es  an  eiTur  nothwendigen  Bedingung  freier  und  kräf- 
tiger Entfaltung  der  Volksvertictung  fehle.  Dass  eine  freie  Presse  bienn 
nOtbig  sei,  gehört  zu  den  Elementarsätzen  der  Staatslehre. 

Endlich  ist  es  auch  nicht  schwer  zu  zeigen,  dass  nur  in  einem  völlig 
selbstständigen  und  somit  vereinzelt  stehenden  Staate  die  inneren  Kämpfe 
zwischen  Regiemngsgewalt  und  Volksforderungen  zu  einem  beruhigenden, 
weil  den  wirklichen  VerhälUlissen  entsprechenden,  Ziele  kommen  können. 
Ist  es  nämlich,  wie  soeben  angedeutet  vrarde,  schon  an  sich  sehr  schwer 
und  in  der  Begel  das  Werk  vieler  Jahre  und  immer  wieder  erneuter  Kämpfe, 
Fordemagen  Ton  der  Volksseite  unmiwundeiie  Anerkeiuiiiiig  und  Darchflüi« 
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niö|-']i(  liki'it  dn  ein.  wo  die  Regierung,  wnn  sie  selbst  nicht  mehr  im 
Stiiiidf'  ist  den  Widerspruch  mit  irgend  einem  Erfolge  weiter  foi't'.usitzrTi. 
und  wenn  sie  sich  also  in  einem  selliststcindigen  Staate  m  r-iner  EinrUnniunc: 
entscbliessen  mtlsste,  nnn  erst  sich  auf  einen  noch  testcren  Boden  und  in 
eine  ^nm  nnnnprt  iiluii  e  Stellung,  nftmlich  anf  die  Unterstützung  fremder 
Rf  frif  riuigen ,  vielleicht  sogar  auf  ein  förmliche«  Verbot  der  inneren  An- 
strebungen von  Seiten  derselben,  znrQckziclien  kann.  Im  Angenblicke  des 
Sieges  «:tösst  unter  solchon  TTn^stiinden  die  Volksvertretung  auf  Gegner, 
welchen  sie  gar  nichts  anhaV^n,  ]iiit  denen  sie  nicht  einmal  in  Erörterniiu^oii 
eingehen  kaiin ,  und  welche  kurzweg  ihre  Uebermacht  in  die  Wagschale 
werfen.  Allerdings  werden  in  solchem  Falle  die  Wtinschc  und  Forderungen 
nicht  aofg-^gehen:  es  tritt  keineswegs  das  Bewusstsein  ein,  dass  etwas  an 
sich  UnTiHij^'lu lu  s  oder  Unrechtliches  verfolgt  wtu  ii  ii  sei;  allein  ein  Ergeb- 
niss  wird  nicht  erreicht,  der  Wunsch  bleibt  un<  i  fulU  ,  das  Grebände  unaus- 
geführt. Dass  diess  nun  aber  der  Zustand  in  Deutschland,  wenigstens  fftr 
die  kleineren  und  mittleren  Staaten,  sei,  wer  wagt  es  zu  Ißugnen  ?  Die  beiden 
grossen  Staaten  fragen  allerdings  wenig  nach  den  Bestimmungen  des  Bundes 
hinsichtlich  des  Verfassungslcbriis,  und  es  liegt  auch  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  ihren  Regienuigt  n  ci*  r  Bund  keine  Hülle  schaffen  könnte,  wenn 
sie  selbst  die  Macht  zum  Widei  -tamlf^  verloren  hätten.  Auch  noch  Bayern 
setzt  seinen  Stolz  darein,  den  Buudesbestimmmigen  gelegentlich  Geliorsam 
zu  versagen.  Allein  hmsichtlich  der  kleineren  Staaten  hat  sich  der  Bund 
von  den  ersten  Jahren  seines  Bestehens  die  Autgabe  gestellt,  die  Entwick- 
lung des  constitutionellen  Geistes  zu  unterdrücken,  so  bald  ihm  dieser  die 
nach  Belieben  in  den  Bnndesgesetzen  enge  fit -leckte  Grenze  zu  übt  r'^chreiten 
drohte.  Die  Uebereiustimmung  hierzu  war  immer  eine  fast  allgemeine.  Die 
beiden  gro'jsen  Staaten  vermieden  durch  das  Niederhalten  der  Verfassungs- 
eiitwicl<lnnp:  in  den  kleinern  ein  übles  Beispiel  für  ihre  eigenen  Länder; 
überdiess  verbanden  'io  sich  die  Regierungen  derselben  in  leichter  Weise. 
Die  ninflchst  Betheiiigten  aber  erwiesen  sich  begreiflicherweise  gegenseitig 
den  Dienst.  An  Belegen  fehlt  es  wahrlich  niiht.  Schon  die  Schlussakte 
von  1820  enthält  sehr  weit  gehende  Besclii  ankunpcn,  neben  deren  Satzungen 
die  repräsentativen  Verfassungen  nur  durch  eine  hiXL>  Auslegung  und  ge- 
legentlichen offenbaren  Ungehorsam  bestehen  kounieii.  Dir  geheimen  Be- 
schlüsse von  1834  aber  gar  hätten  geradezu  das  coTT^titutioneile  System  auf- 
gehoben, wenn  der  Muth  sie  zu  veröffentlichen  und  darnach  zu  handeln  nnfra- 
bringen  gewesen  witre.  Und  wie  der  Bund  Folgerungen  zieht  ans  dt m  von  ihm 
als  unerlas^bar  .^ufgcstt  Uten  mönarrhisrhpn  Principe  hat  die  allgemeine  Auf- 
hebung der  Grumii  i  cht'^ ,  die  Exekution  in  Knrhessen ,  die  unmittelbare 
WiederbeseitiguQg  mancher  einseiBeii  Verfassung  hinreichend  bewiesen.  Von 
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den,  man  darf  es  wohl  ohne  ücbertrcibnncr  «n2»'n,  unzähligen  Hinweisungcn 
der  Landesregierutigeu  auf  den  Willeu  iuhI  luf  die  Verbote  des  Bundes, 
m  ■welchen  iii  jedem  Falle  eiiic  Verlegfuiieit  gegeiulbcr  von  den  Ständen 
aUbaid  gegriffen  ward,  gar  nicht  zu  reden.  einem  klrincrn  Staate, 
welcher  sich  um  dv  Bc  Liilu-e  der  Bmidesversniümlung  zu  bt-küinniem  hat, 
ist  somit  ^^cltüll  11  des  Verhältnisses  zu  dieser  Gewalt  eine  consequente 
und  freie  Entwicklung  des  Gedankens  der  Volksvcrtxetuag  ausser  Frage.  — 
Und  man  winde  nicht  etwa  ein,  es  sei  dicss  einr  anvermeidlicbe  Folge  einer 
Bundeseinriclituug ,  in  welcher  eine  von  der  Richtung  der  Gesammtheit  we- 
>euliich  abweichende  EntwirKliing  des  einzelnen  Gliederstautes  nicht  geduldet 
werden  könne.  Dif^s  ist  gun/  richtig;  allein  es  kann  aus  dieser  Nothwen- 
dii:ki  it  einer  Uebereiu>timniun2  zwischen  der  Gesanimtoi  linuug  und  den  Ein- 
zeln veiiassungen  eben  so  gut  folgen,  dass  die  Einrichtaiigi'u  der  Gesammt- 
beil  nach  denen  der  Glieder  getroffen  werden  müssen,  als  das  Umgekehrte. 
Jenes  ist  sogar  das  Naturgeinüssei  F' .  wrim  dio  Theile  zu  der  Zeit  schon 
rorhanden  sind,  als  der  sie  nrnfa -  onde  ürgam-mus  geschaffen  wird.  Und 
wenn,  wie  diess  im  deutscheu  iiunde  der  FaH  ist,  liii  eiiizeineu  Stauen 
die  Einrichtung  einer  landsUiadischen  Verfassung  sogar  als  Verptiichtung 
vorgeschi  it  ht'u  i<=t,  so  ist  diess  ein  weiterer  logischer  Grnnd  für  eine  al!ge- 
meine  coustituljoiielle  Einrichtung  des  gcsammten  I )eutschiands.  So  viel  aber 
ist  jeden  Falles  uub* -ireitbar ,  dass  in  der  ganzen  Geschichte  der  Staaten 
kein  zweites  Beispiel  einer  Emrichtung  vorliegt,  welche  e?  fi:ier  Anzalü  von 
Verptiichtetcn  gestattete,  sich  lediglich  durch  eine  Vi  rabredung  unter  sick 
und  ohne  Theilnalime  der  Berechtigten,  von  der  Einhaitung  ihrer  Verj^flich- 
tong  nach  Belieben ,  ganz  oder  theilweise  zu  befreien.  —  Dieses  Verhalten 
des  Bundes  zu  den  repräsentativen  Verfassungen  i^t  um  so  mehr  zn  be- 
klagen, als  es  bei  ein- ni  aufrichtigen  Wohlwollen  iiLgcii  dieselben  möglich 
gewesen  wäre,  mittelst  einer  Bundeseinrichtung  eine  grosse  Lttcke  in  dem 
Systeme  auszufüllen,  für  welche  sich  bis  itzt  in  den  einzeln  stehenden  con- 
Btitutionellen  Staaten  kein  gesetzliches  Mittel  gcfuiKkn  hat,  und  welche  nur 
durch  die  pariajuentansche  liaudluibung  in  einigen  Staaten  thatsächln  h  be- 
seitigt, oder  richtiger  gesprochen,  unigangen  wird.  Es  könnte  nämlich  in 
einem  Bunde  der  Duahsnius  zwischen  Eegierung  und  Ständen  durch  eine 
grosse  gerichtliche  Behörde,  welcher  eine  Entscheidung  der  Streitigkeiten 
zwischen  denselben  zustände,  nnstiiadiich  gemacht  werden.  Nun  hat  zwar 
allerdings  der  deutsche  Bund  durch  das  Schiedsgericht  diesen  Bedtlrfnissen 
abhelfen  wollen :  allein  diese  Einrichtung  ist  so  kleinlich  und  tic)sst  so  wenig 
Vertrauen  ein,  dass  sie  bekanntlich  gar  nie  in  Wirksamkeit  getreten  ist  und 
als  rin  völlig  todtgeboruer  Gedanke  betrachtet  werden  muss.  Es  sind  somit 
nur  die  2tftcbih<üe  des  Verfa&ltiUMe»  der  einzelnen  Veriassang  m  der  Bande»* 
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gewalt  vorhanden ,  nicbt  aber  anch  die  (kraus  zu  joßhenden  Vortheiie  ge- 

WOUDon  worden. 

Ist  uuu  aber  diess  die  Beschaffenheit  des  deutschen  repräsentativen 
Stoatswescns ,  so  lässt  sich  auch  sicherlich  nicht  in  Abrede  ziehen,  da^s 
sich  dasselbe  in  manchen  wichtigen  Punkten  anders  gestaltet  hat  als  in 
Frankreich  oder  gar  in  England.  Das  straffe  (legenüberstelien  der  Regie- 
rungen, als  solcher,  und  der  Stünde;  der  Mangel  an  innerem  Zusammen- 
hange und  an  staatlichen  Gedanken  in  den  Ministerien :  die  ins  Kleinste 
gehenden  Kritiken  und  Ersparnissbemühungen  der  Kammern  ;  die  so  tief- 
greifenden Regierungseinfltlsse  auf  die  persönliche  Besetzung  der  ständischen 
Bünkc;  die  vielerlei  Ueberreste  ganz  anderer^  in  der  üauptsache  abge- 
storbener, Zustände;  die  Schwäche  und  Enge  der  öffentlichen  Meinung:  die 
Unsicherheit  der  staatsbürgerlichen  Ansichten;  der  Mangel  einer  Befriedi- 
gung mit  den  so  gestalteten  Zustünden;  die  Eingriffe  der  Bundesgewalt: 
diess  Alles  i^t  Deutschland  cipi  lUhilmiich.  Ks  ist  keine  Spur  von  einer 
englischen  Parteiregieruug ;  kerne  Si>ur  von  einer  Besorgung  der  höchsten 
Vcrwaltongsgeschäfte  durch  die  Kammern ;  ei*st  ein  Anlang  von  einer  Durch- 
lühi-ung  der  staatsbflrgerlichen  Freiheit  in  allen  Lebenskreisen  und  Theilcü 
des  Staatäoi^anisums.  Eben  so  wenig  kennen  wir  die  gewaltige  Macht  d*T 
Öffentlichen  Meinung,  wie  sie  in  Frankreich  vor  ib46  war,  das  unantastbare 
Gefühl  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze,  die  bis  zur  Leidenschaft  gehende 
Theiluahme  an  allgemeinen  staatlichen  und  völkerrechtlichen  Fragen,  an  der 
Ehre  und  dem  Einflüsse  des  Landes.  Ist  diess  nun  aber  unsere  Schuld? 
Sind  wir  weniger  llLhig,  den  Gedanken  der  Volksvertretung  voUstilndig  auf- 
zufassen und  kr&ftig  zu  handhaben?  Sicherlich  nein!  Ein  Blick  auf  die 
Landkarte  zeigt,  wo  die  Ursache  unseres  Zustaudes,  unserer  Staatsauffassung, 
unseres  bürgerlichen  Gefühles  liegt.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  aber 
freilich  auch  höchst  unbillig,  wenn  Fremde  auf  unsere  constitutionelle  Ent- 
wickeluDg  und  Leistung  missachteud  und  spottend  blicken.  Hätten  die 
Engländer,  die  Holländer,  die  Belgier  das  erreicht,  was  sie  besitzen,  wenn 
nicht  ihre  Kämpfe  lediglich  innerhalb  ihrer  Gränzen  und  mit  den  Mitteln, 
welche  eine  kräftige  öffentliche  Meinung  gegen  eine,  zwar  auch  starke,  allein 
doch  allein  stehende  Re^erung  aufzubringen  wusste,  mm  Ziele  geführt 
worden  wären?  Und  ist  es  nicht  offenbar  Unverstand  oder  feiger  Hohn, 
wenn  anch  anter  uns  Manche  sind,  welche  über  die  verhältnissmässig  ge- 
ringe Errungenschaft  des  deutschen  constitntionellen  Lebens  spotten,  mit 
weiser  Miene  hinzeigen  auf  jene  Staaten  V  Allerdings  ist  der  Erfolg  bis  jetzt 
ein  geringerer,  als  er  sein  könnte  und  sollte;  allerdings  ist  die  ganze  Ein- 
richtung  in  Deutschland  eine  manchfach  verkümmerte  und  fruchtarme;  aller- 
dings ist  diess  zu  beklagen,  und  zwar  keineswegs  blos  für  das  Volk,  sondern 
eben  »o  sehr  and  vieUeicht  sogar  oocb  mehr  im  8chli688Uche&  Interesse  der 
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Kegieruugeu ;  allein  nian  sucln  nur  uicht  die  Schuld  in  unserer  I'nfidiigktil 
nDd  Unwflrdii^keit,  duui  wertr  nicht  einen  Stein  auf  die  Anstalt  an  sich. 
Unter  nn  li  ren  äusseren  Unistäiiden  wäre  es  wahrlich  auch  in  DeutsrlUand 
anders.  Dass  es  au  deu  geistigen  Kräften  dazu  nicht  fehlt,  hat  das  Frank- 
furter Parlament,  bei  allen  politischen  Fehlem  and  bei  gänzlichem  Misslinizen 
seiner  Aufgalfi ,  luiireirhend  gezeigt,  und  würde  sich,  so  ist  mit  Bestimmthoii 
a  hoffen ,  auch  bei  einer  jeden  spi^teren  Gelegenheit  heraossteUen. 
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Zn  den  «chwierigsten  Fragen  im  Staat9rechtc  (yehören  ohne  Zweifel 
diejenigen,  wclclie  sich  auf  den  blos  verfassungsmässigen  Gehorsam, 
sei  es  der  einfachen  Bürger  sei  es  der  Behörden,  beziehen.  Leicht  koiuint 
hier  die  Logik  zu  SaUen,  welchr  praktisch  sehr  gefährlich  erscheinen;  und 
manchen  umsichtigen  Staatsmann  will  es  bedünken,  (Uiss  man  im  Eifer  für 
äussersten  Kechtsschut/  die  Ordnung,  ja  die  Möglichkeit  des  Stnntes  'im 
subjectiven  Ansichten  und  vielleicht  blossen  Vorwänden  der  Einzelnen  preis- 
gebe. Es  ist  daher  auch  zu  allen  Zeiten  darüber  theoretischer  Streit  ge- 
wesen; und  im  pmktischen  Leben  ist  ohnedem  die  Behaudlung  und  die 
Lösung  der  einschlägigen  Fragen  abweichend  und  unsicher. 

Strenge  genommen  sind  in  der  Frage,  ob  eine  Verpflichtung  zum  Ge- 
horsam gegen  eine  formell  gültig  erlassene  aber  dem  Inhalte  nach  mit 
einem  höherem  Cnl)ote  im  Widerspruche  stehende  Staatsanordnung  bestehe, 
drei  wesentlich  verschiedene  Fälle  enthalfeu.  Es  ist  nümlich  zu  untf^r'^chciden 
der  Fall  1)  eines  mit  einem  göttlichen  Gebote  oder  einer  Forderung  der  ab- 
soluten Vernunft  im  Widerspruche  stehenden  Verfnssungsgesptzf^s; 
2)  eines  mit  der  positiven  Verfassnnj:^  des  Staates  nicht  zu  vereinbarenden, 
im  üebrigeu  formell  tadellosen  einlachen  Gesetzes;  3)  einer  gegen  ein 
Geset2  Terstossenden  Verordnung  der  Staatsgewalt.  Die  Verschiedenheit 
dieser  drei  Fälle  ist  aber  durch(?o!iend.  Ver<^rhi(  den  i«t  uändich  im  ailge- 
meiuen  Staatsrechte  der  Ausgangspunkt  srur  Beurtheilung  der  Gründe  für 
und  gegen  die  Rechtsverbindlichkeit  einer  jeden  dieser  drei  Arten  von  Vor- 
schriften; verschieden  ist  der  Stand  der  Doctriu;  verschieden  die  positive 
Geset^gebong  der  einzelnen  Staaten;  verschieden  die  Bedeutong  and  die 


I)  Die  Giuodluce  ikuct  Abluwdltuif  ist  zu  finden  in  der  Kjritischtti  ZeiUcbrift  für  B«elUi- 
BDd  iMineattieh  enreiteit 
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ELäufigkeit  de?  Vorküinmons  der  drei  Frageu  im  prakunlun  Leben.  Und 
auch  darin  liegt  «'ndlidi  imch  v'm  Unterschied,  dass  bei  d<Mi  beiden  letzte» 
Fällen  nntersoliied*  Ii  vx  rüt  ii  kann,  und  vielleicht  ninss,  /wischen  den  für 
die  einfacliea  Bürger,  für  die  Verwaltnnjijsheamten  und  für  die  Kichter  !*ieh 
herausstellenden  Ergebnissen :  während  in  dem  ersten  Falle  von  einem  Unter- 
schiede in  dieser  Richtung  nicht  die  Rede  ist,  da  das  Verhält  uii>b  zuGottts 
und  der  Vernunft  (Ii  hnt  für  alle  Menschen  dasselbe  ist.  Die,  nur  alku 
häuhge,  Nichtbeachtung  dieser  VerschiedenUeitcn  ist  natürlich  eine  reiche 
Quelle  von  Streit  und  von  Irrthnm 

Es  ist  uivht  die  Absiciit,  im  Nachstehenden  alle  (h-ei  Fidle  einlässlich 
EU  besprechen.  Allein  einige  allgemeiue  Bemerkungen  über  jeden  derselben 
scheinen  doch  am  Platze,  um  den  relativ* n  \\  i  iib  inid  die  Stelluntr  der 
besoiidcrn  Frage  /u  bczeichneu,  welche  der  (iegeuätaud  der  beabsichtigten 
Erörterungen  sein  wiid. 

Was  nun,  zuerst,  die  Frage  über  div  Uechtsverbindiichkeit  eines  Ver- 
fassung s  -  Gesetzes  betrifft .  welches  angeblich  mit  einem  h ö  h  e  r  n ,  die 
Menschen  unbedingt  verplUcliieuden  (i«liote  im  Widersprache  steht,  so  ist 
sehr  begreiflich,  dass  die  iiositiven  Gesef/gebungen  keine  nej>tinnnungen 
hierüber  zu  enthalten  pflegen.  Sie  können  unmöglich  selbst  von  der  An- 
nahme ausgehen,  dass  sie,  und  zwar  schon  in  ihren  Grundlagen,  unv(  reinbar 
seien  mit  einer  höhereu  Welt-  und  Pflicht- Anffaspimg.  Die  Verfassung 
eines  jeden  Staates  mnss  ja  die  Ueberzeugung  haben,  dass  sie  der  richtige 
Ausdruck  der  Lebensansicht  des  concreten  Volkes  sei;  dann  aber  ist  ein 
Widerspruch  dfr  niigeuommenen  Art  unmöglich.  Allein  dennoch  wird  die 
Beantwortung  der  Frage  weder  der  Wissenschaft .  noch  immer  dem  Leben 
erspart,  denn  es  ist  ja  thatsiichlirh  immer  möglich,  dass  die  Verfassung 
einet»  Staates  nun  eben  nicht  im  Finklange  mit  den  genannten  Geboten 
steht.  So  finden  ^vir  denn  auch  in  allen  Systemen  des  allgemeinen  Staats- 
rechtes eine  Erörterung  der  beiden  Trobleme,  was  zu  geschehen  habe,  wenn 
ein  Staatisgesetz  den  Geboten  Gottes  zuwiderlaufe ,  und  ob  ein  Volk  berechtigt 
sei,  eine  seinen  vernünftigen  Lebenszwecken  widersprechende  Verfassung, 
im  Nothfalle  mit  Gewalt,  zu  beseitigen?  Dass  die  Antworten  sehr  verschieden 
ausfallt  II  je  nach  dem  allgemeinen  religiösen  und  staatlichen  Standpunkte 
der  EttUicheidendeJi,  imd  dass  oameatlkh  iu  der  Kegel  Di^eoigen,  weiche 


1)  80  vemisrlit  r.  B.  Zöpfl,  D.  Stiiats:. .  Iit  4t<«  Aufl.,  Bil.  II.,  8.  631.  Note  7.  dio  SchriHen 
Ober  die  (MUUgkeit  g csoUwldriser  Vorordnan^u  und  Teiftuno^widricw  OmoUs  ruU«tiadif . 
Dto  von  IlmangvfBlvlMbdfftoeliaiiSeliilllitaUar  1i8bii0b  saralditTaMlifedfliierllriBaiirlbor 
die  ersT-  r,  i  Vagre  sein  1.^  fti  -  V--rf  L'rU.  ihres  Vaterlandisi,  in  Art.  107,  d.  n  Kichtern  ilio  An- 
wendnoK  fwetswidilfw  Amreodangeii  «uidntekUoli  ant«ra«gt.  Auch  hAbea  ate  «leb  Uuu- 
•ÄeMleh  mir  mit  der  «wetten  Frage  beeehilUgt.  Du  nlmlklie  Ist  der  Fkll  bei  dem  Vetfieaer 
gecT' 'nw-irtl<c«"r  ZeUen,  welcher  Aberdie«B  rtch  nicht  für,  son  i  rn  «on  dif  Anwendi)urkeit  ver- 
fjuMuaga widriger  ütüMtM  ftnuidiiiuU«)!  MMgteyiocbea  bat,  und  der  somU  IkUdx  einfoorduet  iat« 
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die  reli^ösen  Gubotu  den  Verfassungsbcstimmangen  vorgehen  lasson,  ein 
Recht  zu  ci::*'m  Ungchorsini  au^  absoloteu  Vernimftgrttuden  nicht  iiit  iuiim  ii, 
und  unigokehrt,  kauii  iiiclit  auftallen,  ist  aber  hier  nicht  weiter  zu  erörtern. 
Von  der  höchsten  Hodfutiuig  ist  es  aber  natürlich,  wenn  die  Frage  im 
wirklichen  Leben  aultritt,  entweder  weil  in  einem  bestimmten  Falle  das 
bestehende  Vcrfassongsgesetz  von  der  (rewalt  aufrecht  erlialteii  werden  will 
gegen  eine  verl)reitete  Ueberzeugnng  von  seiner  Unvernünftigkeit  nnd  Un- 
sittüchkcit,  oder  der  gewaltige  Satz  herantritt,  dass  mau  Gott  melir  gehorchen 
mtlsse  als  den  Menschen.  Es  sind  dies  die  tragischen  Zustände,  in  welchen 
zur  Abwendung  eines  dem  Gewissen  unerträglichen  Zwanges  oder  einer  mit 
veniünltiger  Einsicht  unvereinbaren  äusseren  Gestaltung  nur  die  Wahl  bleibt 
zwischen  Anfgebuug  der  SSitÜichkeit  in  ihrem  innersten  Kerne  oder  einem 
Kampfe  mit  der  Gewalt;  und  wo  bei  dtm  letzteren  leicht  genide  für  die 
Besten,  weil  tflr  die  Grewissenhafteu  und  Ueberzeugungstreaen ,  das  Leben 
und  die  höchsten  Güter  desselben  zu  Grunde  gehen.  Und  es  ist  wahrlich 
kein  Vorzug  unserer  Zeit,  dass  es  gerade  ihr  an  Beispielen  solchen  Wider- 
spruches so  wenig  fehlt.  Allerdings  sind  dieselben  meistens  Fälle  Yon  Un- 
vereinbarkeit der  bestehenden  Verfassungen  mit  Venmnftftberzeagiuig^; 
allein  es  treten  doch  auch  immer  wieder  Ereignisse  ein,  in  welchen  einer 
grösseren  oder  kleineren  Anzahl  von  Menschen  Gottes  Gebot  als  unvereinbar 
mit  dem  obersten  Gesetze  des  Staates  erscheint.  So  sehen  wir  z.  B.  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordameri(ca  durch  eine  bedeutende  Frage  dieser 
Art  bcw^y  indem  ein  Theil  der  nördlichen  Bevölkerung  dem,  allerdings 
materiell  ganz  verfaasungsmissigen,  tiesetse  Aber  die  Ausliefemog  flflchtiger 
Sklaven  den  Gehorsam  verveigeni  zu  mflssen  glaubt,  weil  es  gegen  ein 
»höheres«  Gesetz  Verstösse,  als  die  Vetfusang  selbst  sei.  So  widersetzen 
sich  einzelne  kleine  Seelen  dem  Verfassungsgebote  allgemeiner  Wehrpflicht 
aus  religiöser  Ceberzcugung.  So  hat  allmftlig  in  einaelnen  dentschen  Staaten 
bei  manchen  eifrigen  Katholiken  die  Ucberzengung  um  sich  gegriffen,  datt 
die  in  den  Verfassungsnrknndeu  bestimmten  jiira  circa  tatsn  der  Regierungen 
gegen  kirclilicbe,  somit  am  Ende  göttliche,  Anordnung  sei.  —  ^ni  eine  all- 
gemein angenommene  LOsong  dieser  Frage  ist  wohl  nie  zu  rechnen,  weil 
immer  selbst  unter  gewissenhaften  nnd  ruhig  überlegenden  Männern  der 
eine  die  nftchste  Pflicht  in  der  Erhaltung  der  staatlichen  Ordnung,  als  der 
Bedingung  jeder  mensclüicheu  Entwicklung,  erblicken  wird,  der  andere  da- 
gegen die  Erfüllung  der  von  ihm  erkannten  sittlichen  und  götUidien  Gebote 
allen  sonstigen  BAcksichten  vorsetzen  zu  müssen  glaubt. 

Es  ist  schwer  zu  salben,  warum  die  zweite  Frage,  nämlich  die  über  die 
Becbtsgftltigkeit  eines  materiell  verfassungswidrigen  Gesetzes, 
lange  eine  bei  weitem  geringere  Aufmerksamkeit  auf  sich  zog.  Gcwöhnlidi 
wurde  sie  mit  dem  einlachen  Satze »  den  Niemand  beeweifelt}  der  aber  auch 
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Terteasgnriilriger  Oetttee.  ^ 

keine  der  Schwierigkeiten  löst,  abgefertigt,  dass  die  Gesetze  verf.issuiigs- 
gemass  Bein  soUeu.  Sicherlich:  allein  was  ist  Rechtens,  wenn  sie  es  lücht 
sind?  Bis  vor  Karzera  sprachen  sich  fast  nur  die  amerikanischen  Staatsrechts- 

lohrer,  z.  B.  die  VoHasser  des  Föderalisten.  Stnry  nnd  Kent,  an??- 
fährhchcr  in  der  Sache  aus,  da^  veranlasst  tlinvii  i  nif  U^  i  imniti' Einrichtung 
ihres  Vaterlandes,  von  welcher  weiter  unten  die  Hede  sein  ^uni.    Erst  all- 
iDftUg  ist  auch  in  pjiropa,  namentlich  in  BeliLrien  und  Deutschland,  die  Re- 
dentnng  der  Fni^'e  nillier  ^;etreten  und  halten  sich  itzt  Stimmen,  freiüch  in 
gerade  culgegenpesetzter  Richtung,  hören  lassen  ');  doch  fehlt  noch  viel, 
dass  der  ganze  Gegenstand  vollst-lndig  nach  allen  Seiten  durchgearheitet  sei. 
Jeden  FAiU  >  kann  weder  Scli.  i  ln  it  noch  TTnwichtigkeit  des  Vorhsiltnisses  die 
Veranlassung  eines  Stillsi  liHiignis  o<h^r  einer  geringeren  Beaciitung  sein. 
Und  völlig  unrichtig  i»f  es  namentlich,  wenn  seihst  von  Solchen,  welche  dem 
Gegenstände  ihre  Aufmerk-amkeit  znwenden     die  Ansieht  ansgcsprochen 
trird ,  es  sei  ühcrhaupt  die  Frage  nur  in  denjenigen  constitutionellen  Staaten 
denkbar,  in  welchen  eine  systematische  Verfassungsuekunde  als  höheres  Ge- 
setz bestehe,  nach  welchem  sich  dann  die  gewöhnliche  Gesetzg( Ihh  i:  i^rund- 
sätzlich  zn  richten  habe.    Wenn  nämlich  auch  i)ei  dieser  Einrichtung  die 
Frage  besonders  scharf  gestellt    ist,    und  sich  hier  zur  Erkennung  der 
Thatsache  einer  Verfassungswidrigkeit  eines  Gesetzes  besonders  deutlich» 
Merkmale  finden:  so  hat  doch  jeder  Staat  eine  Verfassung,  d.  h.  eine 
Feststellnng  de^  Zweckes  nnd  der  Regicrungsforni ,  nnd  es  kann  also  auch 
hier  ein  Gr«^t/  formeH  tadellos,  dem  Inhalte  nach  verfassnngswidrig  sein. 
Niemand  wird  2.  B.  im  Einste  behaupten,  dass  dn^  englische  Parliament 
bei  seiner  sogenannten  Allma'cht  und  bei  dem  Mangel  einer  Vi>rfassnngs- 
Urknnde  niemah  eni  mit  dem  Geiste  der  Verfessung  im  Widerspruche 
stehendes  Gesetz  m  erlassen  vermöchte,   dessen  Verbindlichkeit  für  die 
ünterthanen  in  Zweifel  gestellt  werdr^n  k<^nnte.    Wie  etwa,  wenit  dn^sn||>o, 
seine  eigene  Aufhebung  und  die  Einführung  der  onbeschränkten  Einherr- 
schaft beschlösse?  Es  ist  in  solchen  Staaten  \nelleicht  bestreitbarer,  dass  im 
concreten  Falle  ein  den  Grundlagen  de«?  Striats  zuwiderlaufendes  Gesetz 
vorliege;  allein  an  sich  kann  es  stattfinden.  —  Ist  nun  aber  Hie  Mög- 
lichkeit eines  solchen  Verhältnisses  zugegeben,  so  ist  auch  die  Art  und  die 
Wichtigkeit  der  sich  anknftpfenden  Folgerungen  von  seihst  klar.  Man  steigt 
allerdings  hier  nicht  bis  zu  den  let.zten  Grflnden  des  menschlichen  Handelns 
and  bis  zu  der  innersten  Bedeutung  des  Staates  hinauf:  allein  es  muss 
dodi  entschieden  werden,  ob  nach  Forderangen  des  Bechtes  und  der  Staats- 


11  Die  Streitschrift*'!!  hel<rJ«t'her  Rechtsgelehrter  werden  nntpn,  8.  78  nÄhrr  bflsprorhen 
««vdm;  ▼<»  Deotiehen  h«t  sich  Votiert  (io  der  Hb.  Zeitschr.  fllr  8(.-W.,  Bd.  X,  8.  S38 
mm  41«  G<Ot|irii«lt  ▼trtMM«ng*irfdnfr«rOMetie  iHiiKei|ic««4ieB  t  Bliinti«hll,  jUlf.  Stantfr-R, 
Mt        Bd.  I.,  8. 4»     ■»•r  f«r  «Mdb«. 
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TO  Heber  die  leehtliebe  Bedentnag 

kln^idl  dier  Gmiitels  det  Um  TBrlMBungsnlesiitii  G6iiQMMii  wtA  Mai 
Mine  Anwendnag  findet  Es  kiim,  ans  theoratlsofaeii  vnd  praktitehm  Ott»* 
den,  Bkfet  iweÜUfaaft  gekneii  seiii,  ob  «in  dit  Gnudlagen  de«  ooncvelcB 
Staates  verletiender  Akt  der  geMt^gebenden  Gewalt  ans  formellen  Grtndm 
gilt,  oder  dnrcb  die  blosse  Gcnisit  der  liOgik  beseitigt  Bierden  kam,  and 
ob  eine  solcbe  Entscbeidung  der  snbjectiTen  Ueberzengnng  eiiiea  jeden  Ein* 
seinen,  sei  es  Borgers  sei  es  Beamten,  nistobt,  oder  aar  bestiamlen  Aften 
der  Letzteren  und  in  gewissen  Schranken;  oder  dl»  es  im  Begriffe  derSlaala- 
gewalt  liegt,  dass  ein  solcher  Widersprach  zwischen  Yerfassnng  ond  Gesett 
zon&chst  ertragen  werden  raoss,  nnd  nur  etwa  aaf  mittelbarem  Wege, 
uamcntlich  durch  eine  nachhaltige  und  kr&ftige  öffentliche  Meinung,  welche 
bestimmend  auf  Regierung  uud  Stände  einwirkt,  eine  Verbesserung  herbeige» 
fuhrt  w^en  kann?  Es  ist  also  hier  der  Standpunkt  für  die  Untersnchung 
immerhin  noch  ein  hinreichend  hoher,  denn  es  ist  einer  Seits  der  der  Ein- 
heit des  Staatsgedankens,  der  Sicherung  des  Borgers  gegen  Verfälschung 
seiner  Ansprüche  auf  «den  einmal  festgestellten  Zweck,  der  Unterwerfung 
jeder  Willkür  unter  ein  höchstes  Gesetz;  auf  der  andern  Seite  der  Stand- 
punkt der  Notbwendigkeit  eines  unwiderstehlichen  einlieitlichen  Willens,  der 
Uebereinstimmung  der  Staatsorgane  unter  sich,  des  Segens  einer  sichereo 
iDrdnung.  Dass  es  aber  an  Fällen  der  Anwendung  nicht  fehlt,  dafür  sorgt 
in  jedem  Staate  bald  mehr  bald  weniger  augenblicklicher  Drang  der  Um- 
stände, Irrthum  des  Urtheils,  Gewaltthfitigkeit  und  Selbstsucht.  Wenn  wir 
auch  nicht  weiter  bücken,  als  um  uns  her,  so  finden  wir  fast  in  allen 
deutschen  Staaten  (auch  abgesehen  von  solchen  Acten  der  obersten  Gewalt, 
welche  schon  in  formeller  Beziehung  in  Frage  gestellt  werden  kömien)  ent- 
weder eben  jetzt  oder  doch  in  kurzer  Vergangenheit  wichtige  Gesetze  hin- 
sichtlich ihrer  Verfassungsmässigkeit  in  Frage  gestellt. 

Am  häufigsten  natürlich  sind  die  Fälle,  in  welchen,  gkichgUltiR  ob 
mit  Recht  oder  Unrecht,  ein  Widerspruch  zwischen  einer  Verfuguug 
des  Staatsoberhauptes  und  einem  Gesetze  behauptet  wird.  Theils 
müssen  Regierungsverordnungen  fort  und  fort  erlassen  werden,  und  ist  also 
schon  die  Möglichkeit  eines  unabsichtlichen  Fehlers  grösser ;  theils  aber  steht 
das  starre  Gesetz  der  subjectiven  Willkür,  der  selbstsüchtigen  Gewaltanwen- 
dung, wohl  auch  der  Lust,  ciutii  au  bidi  erlaubten  Zweck  auf  leichteste 
Weise  zu  erreichen,  Laulig  im  Wepe.  Es  wäre  thöiicbt,  die  Bedeutinig  -olcher 
Gesetzesübertretungen  desslialb  /u  miii  i liiitzt  ii,  wn!  sie  nicht  ilic  hoL-li-tcü 
IiiU'rf?;^  Ii  fies  Menschen,  nicht  tiiiuiiii  den  Bestand  der  coiicrctuu  St^ak-auf- 
lassung  iu  Frage  hlellen.  sondern  nur  in  der  Ausfüla  uiig  das  Gesetz  bei  Seite 
lassen,  auch  eben  so  leiclit  d  r  zurückgenommen  werden  können,  als  sie 
gegeben  wurden.  Dem  steht  ^cg^ nüber  theils  die  liauiigkeit  und  Leichtigkeit 
der  Begehung  des  Fehlers;  theils  der  grossere  aubjectivc  Reiz  zui  Yurmümie; 
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iMibiBrHiiitäMii,dMiifMtii«liBfc  ftr  daiLAn  cbAYerlBUnng  derGrsndBfttse 
ii  dir  AmrendoDg  oicbt  viel  beiaer  ist,  «to  gtudielier  Mangel  denelbea. 
DNI  MAft  dttr  Stndimnkl,  w«kl«r  «nr  liditlgtB  Eatickidiiiig  dar  Frage 
tter  dea  Yonog  der  ibrmeUen  oder  der  iMterielleB  Oesetzmftssigkeit  in  diesem 
Trito  dttOMbniiB  Ist,  zeigt  die  Bedeotaag  der  AngelegeiUieit  Es  handelt 
siA  lilwlifh  Jiier  wesentlich  von  der  Wahnmg  der  hargcrUehen  Freiheit  und 
des  iodtvidMÜtB  Reehles  im  Gegensatae  mit  der  SteUong  des  SCaaüoher^ 
hfloptes  m  seinen  Beamten  vni  mit*  der  Bathsamkeit  einer  Beaditong  der 
thatsäcMichoi  Zostinda.  —  Die  tAgUche  Anwendbarkeit  dleter  Friie  nag 
daim  auch  Ursache  sein ,  dass  es  hier  allerdings  weder  an  gesetodiehen  Be- 
stinimongen ,  noch  tm  theoretischen  tlntersuchongen  fehlt  Aber  freilieh  Ist 
die  Uebereinstimmting  sowohl  der  einen  als  der  andern  anter  sieh  nnd  mit 
einander  nicht  gross.  Was  in  England  und  in  Nordamerika  kein  Ifensch, 
welcher  staatlichen  Ansicht  er  sonst  auch  sein  nu^,  bezweifelt;  was  in 
Belgien  die  Yerfassang  nnbedenklich  den  Gerichten  als  Pflicht  vorschreibt: 
ist  in  Hessen  mit  Zustimmung  des  Bandes  als  Verbrechen  erklärt ,  in  Han- 
loyer  nnd  selbst  in  Prea^sen  ansdrOcklich  nicht  nur  den  Verwaltungsbe- 
hörden sondern  auch  den  Gerichten  untersagt  >) ;  und  die  Ansicht ,  v  eiche 
seiner  Zeit  bei  den  Juliordonanzen  die  französischen  Gerichte  unter  aJlge- 
meinem  Beifall  befolgten,  wird  in  Deutschlaiui  von  uarabafttn  Mimneni  als 
der  Untergang  ulier  Ordnung  erklilrt  Dass  aber  dieser  Widerstreit  im  Leben 
Uber  Tauäeuile  Schweres  verimogeu  kanu,  beUart  luclit  erat  des  Beweises. 


1)  S.  Pmom.  Vatf-Urfc.,  Ait  KW;  od  Haaaorarlidw  ytntüau^  r«m  11.  Aug.  18&&, 
V«,  m,  |.  i.  (b«i  Zachariä,  D^^utschc  V<MfHs<iim|jweseUe.  Erst«  FortMtz.,  8.  S8.) 

i)  £•  tot  nicht  uiuere  Abaidit,  dieae  Fnge  hier  MHfUMUch  M  erörtern.  Du  in  der 
Sache  la  Sageude  ict  lingst  von  Andeni  Tor)retraK«n ;  and  d»  die  BntMheidaDff  eines  Jeden 
Einzelnen  tür  die  eine  oder  flir  tlie  imdi-ri:  Meinun;?  8chlii-i»llch  doch  nicht  durch  die  loffitcbe 
Beveiafllhntn«  beettwH  »u  werden  «cbeintt  (welche nniaiivlNwr  ff«gen  die  ffericblUche  Anwend- 
barkeit ceaetawidriffer  B«0ahl«  •nafült,)  aondem  dvnii  dl«  allirenieino  poiitiache Ricbttin«, 
■■■imifllrh  durch  di«  mehr  der  Macht  der  8tiuiti(rewalt  oder  mehr  der  (gesetzlichen  Freiheit  Btt> 
fewend«te  Neignni;  dea  Betreffenden :  so  ist  aocJi  nicht  an  erwarten,  dAss  durch  eine  frirtfresetate 
AbwAirua«  der  Gründe  und  Oofrenirrttnde  eine  grössere  Einhelligkeit  der  Heinnngen  enielt  wurde. 
HedMi  diber  nur  einige  abtrerlMene  Bemerkungen  votg^ßtgL  —  Vorerst  mag  denn  damuf  uufk 
merfcMm  geoMcht  sein,  daas  der  Streit  ttber  die  Frage  immer  noch  fortgeht.  F  ü  r  die  Anwendung 
ge^^widriger  aber  fomeU  tadeOoaer  Verordnungen  haben  sich  bis  itst  hauptsMchlich  atisgeajiro- 
ehen:  Weber,  IJnde,  atabel,  Stahl,  Zöpfl,  Held,  BtMhof,  ifrKei)  dieselbe  aber:  C.  8.  Za- 
ehariä.  C.  (i.  Wächter,  PfsUTer,  Jordan,  Puchta,  Beaclei,  Wcishaar,  üoUey,  Rejrscher.  R.  Mohl, 
Bluntachli.  H.  A-  ZachariX.  Zweitens  Ut  su  bemerken,  dm»  die  urspiUngiich  siemUch  verwirrte 
md  «un  Tb<.-ile  lÄndr  jin  i-IeincnUnitem  Begriffen  dea  consUtntioneltan  fltularMlkta  iMtV' 
sprechend«^  liewclsfühning  fitr  die  Gültijfkelt  jresetrwidrisrT  Vt-nn!nnniff!T>  allmählii?  nnf 
swei  8it«e  xurncligciUbrt  worden  ist:  auf  die  lieliauptang  .  üm^n  nur  die  Stande  cur  PrttAtng 
•M  AnfSschtufig  der  Eaglaniigahandlnngen  bestimmt  seien,  nicht  abar  MMlh  dl»8lMiilMMMaB; 
Sn<lnnn  Hilf  »-tn«»  Warnnng  ror  der  Anarchl«',  welche  nothwendigcrweisp  fnt«»f>hfTt  TniK-^f.  ivfnn 
etn  I  hcii  lier  (i^richt«  eine  Nonn  hefolRe ,  ein  anderer  aUer  aic  ala  iui«iiltig  betracbtc.  Auf 
dies«'  Wi'lüc,  ist  die  PrUfting  dm  StandeH  dar  Frage  sehr  erleichtert.  Die  WealgstM  wer* 
den  »Ich  mn  .vnhl  bei  ehrlichtT  Unterauchnni:  dvr  logischen  Elnaicht  rntzldicn  k«nn«n,  dass 
der  crttgeaMiiiite  Gmnd  eine  reine  peUUu  iinucipii  ist,  indem  es  sieb  ja  eben  t'rii|^ ,  ob  *"t«?r 
den  Stioden,  (denen  natürlich  Niemand  das  Rticht  tnd  die  Pfllekt  «inar  Uebsrwadniv  der 

BiitnntihMiHiiufiwi  bMMle^)  oUbt  «wb  wotk  «dm  ThailMtear  im  9ntmm  la  dl«  Irfift 
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7d*  'Ueber  dl«  nabtlielie  Bitaitiiflg 

Bei  diesem  theils  mangelhaften,  theils  wenigstens  nnsicbeni  Stande 
der  Doctrin,  und  bei  der  grossen  und  vielseitigen  praktischen  Wichtigkeit 
der  Fragen  ist  unzweifelhaft  jeder  neue  Beitrag  zur  Erörtcnnif:  1»  rt  chtigt; 
doppelt,  wenn  er  einen  der  noch  weniger  behandelten  runkle  auiiiininit.  Eine 
richtige  und  nützliche  Ordnung  der  vorliegenden  Probleme  ist  schwierig; 
aik'Ui  sie  kann  nicht  unmugln  h  sein  Und  ist  nur  erst  die  Lehre  festgestellt, 
so  wird  sie  auch  die  Austibung  ulinialiiig  beherrschen.  Entgegenstehendes 
Misstrauen  wird  sich  beruhigen,  wenn  es  sieht,  diiss  sichere  Anhaltspunkt« 
un(i  bestimmte  Gränzen  gewonnen  werden  können ;  unlautere  Selbstsucht  aber 
kann  sich  auf  die  Daner  der  NS  ahrheit  gegeutiiirr  nicht  behaopten. 

AI-  ein  besonders  passender  Gegenstand  bolcher  näherer  Untersuchung 
erscheint  denn  alier  die  /^seite  der  oben  aufgestellten  Fragen,  nflmlich: 
welche  rechtliche  Bedeutung  einem  zwar  formell  richtig  er- 
lasssenen  aber  materiell  ve^fassuIl^'^^^'idrigeB  Gesetze  in 
einem  constitutionellen  Staate  zukonimeV 

Da  sich  sowohl  dio  Feinheiten  rlrr  Üezichurigen  als  die  Schwierigkeiten 
der  Lösung  deutlicher  in  einem  concrcldi  Falle  erkennen  lassen,  als  in 
einer  abstract  theoretischen  Auseinandersetzung:  so  ist  es  wohl  nicht  ang9> 
eignet,  zuerst  genauere  Mittheilung  zu  machen  von  einer  Verhandlung  ttber 
die  vorliegende  Frage,  welche  sich  vor  emigen  Jahren  zwischen  zwei  bedeu- 
tenden belgischen  Rechtsgelehrten,  Verhaegen  und  Faider,  auf  der  Grund- 
lage der  positiTeD  Geeetzgebuog  oiulEiiiriGlitiiiig  ihres  Landes  erhoben  hat 

knmniPTi  können.  4ie  rechtliche  Gül(i<fkeit  eine«  RegierungsaetM  «um  BelrafB  des  eigenen  Han- 
dels zu  antenuchen.  Die  Antwort  auf  diese  Frage  tat  dann  aber  aas  den  allgemeineo  Satteo 
Mmt  dM  WcMB  AerStMlietwalt  und  Ober  den  verfkuungsiDissigen  Ckhoraain  der  UntathaM* 
SU  schöpfen.  Hinsichtlich  de«  andrm  r,rundeH  wird  es  sich  davon  handeln,  ob  nicht  die  Rechts- 
onaicherheit  weit  bed«itender  ist ,  wenn  Oeeetse  doreh  an  und  (ttr  tkih  nngfUtictt  Befehle  be- 
MMtt  wwtai  Mtamm;  oad  nkfel  ebwkMVt  Um  sog«iiaaal»  AmKUe  wMwMIdi  gar 
nicht  Tcrschlf^den  int  von  der  tX^Mch  vorkommendfn  und  ohne  weitere«  Unheil  verlaufenden 
abweichenden  Auslegung  eines  Gesetze«  durah  verschiedene  Gerichte.  —  Diitteos  sei  darauf 
snAimlnMB  gewiaelit,  An«  dfe  inll  vtaler  BidieriMlC  lieliwpleto  «iBBlInttBigtt  Vtt^weiauig  de« 
Pn'iftinfr^rfr'hfr^  durch  <Mr  fiPiitselK'ii  neriiht.:^  ledl^'-llnh  nicht  besteht.  Die  entachlpilrnptfTi  Rf;- 
weise  des Gegentfaeils  sind u.  A.  su  ersehen  in  Beuffert's  Arcblv  (Br Entiobeidmifen  oberster 
fleridito,  Bd«  IV,  S«  SM  Hf-  -~  ftidWclt  hnulitot  wobl  «eltat  ilMdleh  USdem  UnkveraSifMi 
ein,  wie  jc&nzlich  veriiehrt  der  von  H  Bisch  off  (D.  Viert  elj. -Schrift,  1857.  H.  3.  8.  U8  fg.) 
gemachte  Versuch  ist,  die  ganae  Frage  durch  eine  UinwetsonK  auf  das  Recht  der  Begiemngaa, . 
In  NflttflUleo  pioflioitodM  Oe«et«e  nnd  Verardnunffen  mit  eigentlich  gesüilMMni  lidudte  in 
erlassen,  su  beseitigen.  Hiermit  wird  Ja  die  Frage  gar  nicht  einmal  bertthrt.  D&m  ein  prorl- 
■ortidte»  Qesets,  wenn  e«  wirklich  unter  den  Voranssetsungen  der  Veirftisung  erlassen  worden 
Ht,  volle  reditticlie  Gültigkeit  hat,  nnd  somit  auch  von  den  Gerichten  beaehtet  weide«  moM, 
hertnitet  Niemand ;  die  Frage  ist  aber  die,  ob  die  Gerichte  befligt  sind  su  prAfen,  in  wie  tm» 
Im  ooncreten  Falle  flnn  YcmrdnunR  g-f^lti^  it;t ,  aIao  auch  In  wie  ferne  Jene  VoranssetsitiigeB 
▼orfaanden  sind,  und  ob  sie  also  den  frsgliibcn  Befehl  als  verfeisungsmissig  in  erkennen  haben? 
Heber  diese  Frage  glflM  MtfltVcii  dl«  «Ugemelne  AMriMnnmg  dflt  MMtlMlkmklttl  kfllMiM 
Antwort,  und  so  ist  man  gar  nicht  vom  Flecke  gekonmten. 

1)  Die  Bwlsehen  den  beiden  Gegnern  gewechselten  Schriften  sind : 
Verhangen.       Des  lois  eonatltntioneilefl.  Bnub  1860. 

Fnider,  Ch.,  Etüde  fmr  1  .ipplicHtlnn  den  Mi  flOIWMilttlWlOilM,  (In  dlOB BnlMta d« l'Aen» 
dtaale  rogr.  de  Belgique,  Bd.  XVU.) 
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Hi(^ran  knüpfen  f?ich  dann  Iriclit  die  allgemeinen  Sätzp  an,  welche  fttr  Wissen- 
schaft und  Lehm  üIk  i  hijinu  mui  überall  in  Anspruch  (fonommen  werden 
BttsseD.    Der  besonder*  Streitfall  liofort  Gedaaken,  und  dient  zur  Probe. 

Zur  Verdentlichuüg  des  Stau ipunktes  der  Streitenden  ist  vor  Allein 
zu  bemerktü.  (l.!---  die  Erörteruugeii  bicli  so  wenig  etwa  auf  die  rTpsammtheit 
der  oben  auseiiuinderKesetzten  drei  Fragen  bezogen,  da&>  sie  im  hl  f  inmal  die 
rechtlicbf  llrdi  ut  inig  verfassuiiL'>-widriger  Gf  -ct/e  in  ihn-r  uzen  Ausdehnung 
amfossen.  Sie  betreffen  viehuchr  lediglieh  die  Frage:  ob  die  Ger i eh te  ein 
»erfessnngswidriges  G«'setz  anzuwenden  haben?  lieber  die  Bedeutung  ( mes 
«snlehen  Gesetzes  tur  den  Bftrger  oder  für  den  Verwaltongsbeamten 
wurde  gar  uiebt  verhandelt. 

Sodann  ist  niitzutheilen,  dass  der  Streit  zunächst  dadurch  hervorge- 
nfta  wurde,  dass  die  belgischen  Gerichte  in  den  Entscheidungsgrttnden  zu 
eioer  Reihe  von  Urtheilen  ansdrOcklich  den  Satz  anfsteUten ,  es  stehe  ihnen 
die  Beiseitesetzung  eines  formell  galtigen  Gesetzes  wegen  angeblich  verfu- 
sungswidrigen  Inhaltes  nicht  zu.  Diese  Jurispindenz  nun  griff  Verhaegen 
als  eine  inige  an,  der  Generaiadvokat  Faider  aber  bemflhte  sich,  sie  auf- 
recht zu  erhalten,  als  an  sich  rechtlich  begrflndet  und  als  noUiwendig  ttar 
Beehtssicherheit  und  ftr  die  Ordnung  im  Staate. 

bdUch  wird  es  ooeli  nr  leiehteni  Einiicht  in  die  beiderMitige  B«weia- 
fthiiing  dieMB,  wom  denetben  noch  eine  wOrtliclie  Angabe  der  einieUagen- 
dn  Beetinumingen  der  belgiaehen  VeriiMMnngSQrkande  vorangeaendet  werden. 
^  Eine  ansdrUckliche  Beetinuniing  darttber,  weiche  reeiittiehe  Folgen 
die  Erlassong  eines  mit  der  Verfikssong  in  Widersinwcbe  beUddlidien  Geeeties 
baben  solle,  ist  in  der  belgiscben  Yerftssnnf  niebt  entbatten.  Dagegen  be- 
iflbnn  den  ChMenstand.  mittelbar  oder  nonitteibnr.  wafihrtffhwidft  Artikel: 
Art  S6.  Alle  Gewalten  baben  ibre  QoeUe  im  Volke.  Sie  werden  anf  eine 
der  Yerftssong  gemlase  Weise  gettbt  —  Art  38.  ,  Eine  anthentiscbe  Er^ 
kttroqg  der  Gesetse  Onterp.  per  voie  d*antorit6)  kann  mr  von  der  geseli- 
gebeoden  Gewalt  gegeben  werden.  Art  88.  Der  Kflnig  hat  mir  diejenigen 
Rechte,  welche  ihm  anadrflcUieb  dnrch  die  Yerfiwsnng  nnd  dncb  besonders, 
hl  üebereinstinainng  nnt  der  Tetfiumng  eriassene  Gesetie  abertragen  sind. 
^  Art.  107.  Die*Geiiohte  aller  Gride  werden  (sollen)  die  allgemeinen,  pro- 
finaleUen  und  Ortlioben  YenKdaengen  nnd  Verfügungen  (antt6s  et  r^le- 
mens)  nnr  in  so  weit  anwoden,  alssiedenGesetaen  gemlea  sind. Art  180. 
Die  Yerfitfsang  kann  weder  imGanan  noch  tbeilweise  suqwndirt  wurden.  — 

▼•rhsevM,  B.,  UMm  a  Mr.  F.  mr  im  mmmo  teto  tooebon  taMMtf« i  L««  Uc  «l«. 

Brnx.,  lfC)t. 

Faid  er,  Ch.,  NouveUe  Made  rar  Tupplioitioa  etc.  Britz.,  1851. 
▼•TbfttccB,  B..  4mMrm  wawdoi «.  L  lola  inwiiiIHnlloMUM.  Bin.,  US», 

Vnbedeatcnil  'i"'.  nnr  kr.rrr  T'r'l.rrsii'M  iih>  r  •Vir  Vf>rhAndIltQg  te  dM  M  Cbap  «MUiOUBMI 

fitadM  du  droit  pat>lic  |^      Verbaegoo.  Bnui.,        S.  l—W. 
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Art.  131.  Die  gcsetzgebeDde  Oewalt  hat  das  Recht,  zo  erkiäreo,  dass  be- 
stimmte,  von  ihr  bezeichnete  Bestimroangen  der  Verfftssung  revidirt  werden 
sollten.  (Folgen  dann  die  formelleo  VorschrifteD  für  eine  Yer&s8ang&- 
Änderung.) 

Die  von  den  boidm  Gegnern  aufgestellten  Ansichten  sind  nicht  etwa  bloss 
in  Ein2eliilitiltni  vi f^i  hiedcn ,  sondern  vielmehr  einander  geradezu  entgegen- 
gesetzt. Darüber  sind  .^it  nämlich  zrsar  einverstanden,  da&s  ein  schon  for- 
mell nicht  verfassungsmässiges  (z.B.  ein  nur  Ton  Einer  Kammer  beschlosse- 
nes, oder  ein  vom  Konicre  nicht  gntgeheissenes ,  oder  ein  nicht  verkündetes) 
Gesetz  gar  keine  rechthche  Bedeutung  habo .  p^ar  kein  Gresetz  sei.  Allein 
Verhaetirn  tindot  in  der  Vci-fassunps-Urkmuk  drn  Beweis,  dass  ein  zwar 
in  der  Form  tadelloses  allein  seinem  Inhalte  nach  verfassungswidriges  Ge- 
setz für  die  Gerichte  des  Landrs  keinerlei  Verbindlichkeit  habe;  somit 
zwar  allerdings  von  ihnen  nicht  etwa  ein  für  allemal  für  aufgehoben  erklärt 
werden  könne ,  —  weil  sie  keine  allgieiiieinen  Normen  zo  eriMum  halm,  — 
wohl  aber  in  jedem  einzelnen  Falle,  wo  es  sachlich  zur  Anwendung  su  ^f'W'W*** 
hfttte,  als  ungültig  bei  Seite  gesetzt  werden  müsse.  Sein  Gegner  dag^gm 
ist  der  Ansicht,  dass  den  Gerichten  kein  Urtheil  zustehe  Iber  die  von  der 
gesetcgebenden  Gewalt  in  der  vorgeschriebenen  Form  erlnsenen  Gesetze; 
sondern  dass  sie  dieselben,  wie  sie  eben  seien,  annwenden,  die  Wiederbe» 
seÜdgltBg  sachlich  tadelnswert  her  Best  immungen  Aber  den  Faotoren  der  gih 
setzgebenden  Gewalt  allein  zu  überlassen  haben. 

Die  beiderseitige  fieweisflkhning  aber  ist,  in  mOgfichsler  Twmm^ 
dringnag,  nachstehende: 

Veihaflieii  gehl  vm  dem  Satse  ans,  in  Belgien  habe  das  Volk  diei 
TöUig  ^ohstohende  Gemüten  bestellt  Hierans  adiliea8t.er  denn,  daas  üa 
ijebteriicba  Gemalt  von  der  geseingebenden  heine  Yorscbriften  ansanebniea 
habe  im  Bereiche  ihres  Terhssangsniftssigen  Anftngea.  Dieser  Anftrag  be- 
stehe aber  in  der  Anwendnag  der  Gesetse  auf  den  eiMBinenBechtstsll;  jedoeb 
naMrlidi  nnr  gflltiger  Oeeetse.  Kieht  ferfusongnalflflige  Gesetae  seiea 
gar  keine  Gesetse,  dem  die  Gewalten  darÜen  nur  in  der  too  der  Verfimaang 
TorgesdiriebeBeo  Art  ansgeftbt  werden,  nnd  ehi  auf  Teifimongswidrige  Art 
M  Stande  gekommenes  Gosels  habe  somit  gar  keine  Bedbntong.  Ansser 
dieser  aaf  das  allgemebm  System  der  belgisehen  yerftasung  gesUttiteB  Ans* 
ftthnrng  wird  dann  aber  aaoh  eine  Beihe  von  Beweisen  beigebncbt,  welche  ' 
dorch  logische  SchMsse  ans  einaeinen  Artikdn  der  Yerfcsanngsorknnde  ge- 
wonnen sind.  Und  swar  sind  dieser  mittelbaren  Beweise  xweierld.  Theils 
wird  aas  dem  Malte  einiger  Artikel  ein  poeltifer  «nterstataeader  Sdhlass 
gesogen;  theils  aber  soll  gezeigt  werden,  dass  andere  Artikel,  welcha  man 
etwa  als  Beleg  ftr  die  gegentheilige  Mebmng  anführen  mfiofate,  bd  rfehtiger 
Anstegong  diesen  Sinn  nicht  haben.  Die  positiTen  nnterstdtsenden  Beweise 
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sind  aber  nachstehend«.  Zuerst  findet  Verhaegen  in  Art.  130,  welcher 
die  auch  nur  tbeilweise  Suspension  der  Verfassiing  untersagt,  in  so  ferne 
eine  unbedingte  Ungültigkeit  verfassungswidriger  Gesetze,  als  deren  Inhalt 
nichts  sei  sls  eine  Suspension  der  Ver&ssang  auf  unbestimmte  Zeit.  SodM 
schliesst  er  ans  den  in  Art.  131  genau  bestimmten  Fonnan  eine  VerfiassiBgt» 
Änderung  rbmtif .  dass  keine  andne  Art  einer  Aendrmng  möglich  tei;  im 
aber  indere  offenbar  ein  verfassungswidriges  Gesetz  die  Verfassnng  Wenn 
fodttm,  in  Art.  78,  dem  Könige  jedes  andere  Recht,  als  die  durch  die  Ver- 
frssung  v«riich6BeD,  ahgeipioclMii  werde:  so  könne  er  doch  unmöflhck  du 
Beeilt  lutben,  zu  einen  terfiMDgiwIdiigen  GeeeCie  eeine  Znetlmmiing  n 
geben.  Eifie  Zurttckweieiing  dnreh  rkhtiiere  Andegnng  erkllt  dagegen  die 
Beaehnng  auf  Artikel  3B  and  107.  Wenn  niinlieb  der  erslere  der  «esete- 
fsbenden  Gewali  dae  Bedit  der  antlieBtiflehen  Anslegong  der  Geeelie  ver- 
leihe, fo  folge  nicht  darani,  daes  ein  m  ihr  eilaaeenea  Yerftaenngtwidrlges 
Geaeti  ehie  erlanbte  Analegnng  aeL  Tiehnehr  veretehe  ea  atdi  von  aelbat, 
daee  sieh  die  Analegong  inneihalb  der  Yeilaaauig  m  halten  habe,  da  aonet 
eine  parUunentarieche  Albnacht  hettiade,  an  deren  Yerleihnng  daa  helgiaehe 
Voilh  bei  Grflnding  der  Terftainng  nicht  entfient  gedacht  habe.  Wae  aber 
den  Art  107  betrelfo,  weichte  den  Gerichten  nur  eine  mchtbeachtnng  der 
geeetiwidrigen  Yerordnnngen  gestatte,  so  dflrie  kcineawegs  durch  ein 
argttnwntmn  a  contrario  gesdüoeaen  werden,  daaa  sie  also  alle  Geaetie, 
welahee  auch  deren  Jnhalt  sei,  anaiwenden  haben;  riefanehr  mOase  dnreh  ehi 
ariiDDentnm  a  Jbrtiori  gesehloaaen  werden,  daaa  verihaaangawidrige  Gesetae 
nodi  weniger  anl  Anwendbarkeit  Anapmch  machen  können.  ^  Die  gerne 
Beweiafllhrnng  aber  whrd  abgerandet,  theils  dnreh  die  Znradcweiaang  der 
Fareht  tot  einer,  ana  der  Ifichtanwendnng  von  Geietaen  entstehenden  An* 
arehie;  theila  durch  die  AafsteUung  einer  Beihe  von  Fallen,  in  welchen  tieh 
angeblieh  ana  dem  entgegengesetaten  Frindp  nnlödiche  Schwierigkeften  ent- 
wiekehL  Endlich  aind  ala  inaeere  Anctorititen  beigezogen  daa  Beiapiel  der 
YereiDigten  Staaten  von  Nordamerika,  we  «her  daa  Beeht  der  Gerichte  aar 
Ißchtanwendang  verbeanngawidriger  Geaetae  gar  kein  ZweiM  bestehe,  nnd 
die  Namen  bekamilier  SchriftateUer,  weleha  theoietifleh  dieselbe  Heining 
theilen. 

Faider  dagegen  ist  zunächst  der  Ansicht,  dass  eigentlich  der  Streit 
eil)  zienilich  mtlssiger  sei,  indem  verfassungswidrige  Gesetze  nothwendig  eine 
grosse  Seltenheit  in  einem  constitutionellcn  Lande  seien.  Die  dreitheilige  Zu- 
sammensetzung der  gesetzgebenden  Gewalt,  die  Widerspruchsparthei  in  deren 
Mitte,  die  Gewalt  der  Presse,  der  Öffentlichen  Meinung  und  der  Petitionen,  die 
Oeffentliciikeit  der  Sitzungen  seien  gtiiugende  Sichtiuiigbmittel.  Allein,  wenn 
die  Frage  dann  doch  aufgeworfen  werden  wolle,  so  sei,  und  zwar  mit  den 
eigenen  Bestimmungen  der  belgischen  Yerfasäung^  gegen  das  angebliche 
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Recht  der  Gerichte  zu  entscheiden,  ein  Recht  welches  diese  nie  in  Anspmch 
jfenommen  IuiIhmi.  —  Was  smnächst  die  allgemeinen  Grimdc  betreffe,  so  sei 
die  Rehflnjftuiig,  dass  in  Belgien  drei  gleichgestellte  Gewalten  bestehen, 
geiadr/u  iini  i(  litiL'.  Die  Verfasfting  sage  hievon  kein  Wort.  Nur  getrennt 
seieu  die  Uewalti n  ;  allein  damit  sei  eine  natürliche  lieber-  und  Unterordnung 
derselben  gar  wohl  vereinbar.  Die  verfassungsmässige  Aufgabe  der  Gerichte 
«sei  nur  di«*  Kntscheidnng  der  einzelnen  Rechtsfnllf,  und  zwar,  was  politische 
Rechte  hrtn  ife,  nur  soweit  die  Gesetze  si*:  iiiuen  zuweisen,  und  in  allen 
Fällen  nur  nach  den  ihnen  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  ftbergebenen  Ge- 
setzen. Von  einem  Auftrage  der  Gerichte,  die  Yeri'assung  zu  schützen  (wozu 
andere  Mittel  bestimmt  seien) ,  oder  von  einem  Rechte ,  Urtheile  über  die 
Gesetze  zu  fallen,  sei  in  der  Verfassung  nirgends  die  Bede;  die  verschiedraeii 
Gewalten  dürfen  aber  nur  nach  Vorschrift  der  Verfassung  angewendet  werden. 
Dass  ein  Tjerfassungswidriges  Gesetz  gar  kein  Gesetz  sei ,  sei  lediglich  eine 
petitio  principii.  Namentlich  Bher  müsse  Tom  allgemeinen  Standpunlcte  aas 
die  grosse  Gefährlichkeit  der  gegnerischen  Ldire  hervorgehoben  werden. 
Wenn  es  jedem  Gerichte,  das  in  letzter  Instanz  spreche,  (ond  faierao  gehOre 
selbst  unter  Umständen  der  einselne  Friedensrichter,)  gestettet  wftre,  einem 
Gesetze  die  VolMelinng  ni  verweigeni,  so  sei  Icein  Recht  vnd  kdne  Ordnnng 
sicher.  D»  aber  Jeder  andere  gleiehgeordnete  Richter  in  seinon  Sprengel 
demselben  Oesetae  Ter&ssnngsmtssif^eit  mgestehen  könne,  so  sei  ttberdiesa 
eine  wahre  jüiarebie  die  Folge.  Es  sei  vollkonunen  unmöglich  annmehmen, 
dass  dieselbe  Yerlkssang,  welche  aur  Sehallbng  des  Rechts  dnrch  Oesets  ein 
Znsanunenwirken  aUer  drei,  so  gewichtigen,  Factoren  der  geaeCmebenden 
Macht  flir  nOthjg  erachtet  habe,  der  richterlichen  Gewalt,  welche  im  direetan 
Gefensatae  hiennit  nie  vereinigt  sondern  immer  nor  ▼ereinselt  wirken  fcOnne, 
eine  Belogniss  lorBeiseiteselanng  der  anf  SoJche  Weise  entstandenen  Geset» 
habe  geben  wollen.  In  Besiehnng  anf  die  ans  den  ännlnen  Artikeln  des 
Clnndgesetees  gesogenen,  theils  mittelbarett  theils  nnmittelbaiea,  Beweia» 
titie  aber  sei  m  seigen,  einer  Seite,  dass  die  Art.  180,  181  nnd  78  das 
ym  Yerhaegen  Behaoptete  nicht  enthalten;  inderer  fleita,  dass  Art  107 
mittelbar,  Art.  98  aber  namittelbar  das  Gegeatheil  vorschreiben.  Weonnflm- 
lich  behanplet  werden  wolle,  dass  ein  Terfassnngswidriges  Gesets  die  Yer- 
fiusong  snspendire,  so  heisse  dies  dem  BegrUfe  Saspension  Gewalt  aatfaan, 
indem  vielmehr  nnllngbar  dleTerfiMsong  eben  dnrdi  daa  ikagliche  Geeets  in 
eine  Ihltif^t  komme.  Sodann  sei  es  ein  willkmiieher  Znsats,  wenn  die 
der  gesetzgebenden  Gewalt  übertragene  Ansleguug  derGesetie  anf  dieGnmd- 
lage  der  YerCusong  beschrlnkt  werden  woUe;  die  Gesetzgebung  «aei  hierin 
gaas  nnheschrteht  (sonvenln).  Endlich  könne  nicht  gesagt  werden,  der 
Kftnig  ttbersehreite  seine  Bedite,  wenn  er  einem  verfimsungswidrigen  Gesetie 
aastinime;  die  Yerftasnng  sei  dnroh  Einhalten  ihrer  (formellen)  Yorsdiriften 
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gewahrt.  Sei  aber  auf  diese  Weise  nichts  erwiesen ,  so  follen  die  Gegenbe- 
weise um  80  schwerer  ins  Gewicht,  Die  in  Art.  107  den  Gerichten  gegebene 
Weisung,  gesetzwidrige  V e  r  ü  r  (1  n  u  n  K  0  n  nicht  zu  hciichtcn,  sei  die  Grenze, 
keineswegs  der  Anfang  des  Nichtanwendungsrechtes.  I);i  die  Gerichte  hin-' 
sichtlich  der  Gesetze  nicht  auch  entbunden  seien,  so  verstehe  sich  die  Ver- 
pflichtung zur  ^Uiwendung  eigentlich  schon  von  selbst.  Ks  komme  aber  noch 
die  Geschichte  der  Entstehung  des  Aitikcls  du/,u,  wo  sich  aus  den  Verhutid- 
luiigen  des  Kongresses  aut  ilis  unzweideutigste  ergebe,  dass  nur  die  Bei- 
seitesetzung von  Verordnungen  habe  beschlossen  werden  wollen;  und 
zwar  aus  der  besonderen  Veranlassung  eines  vielfachen  holliindischen  Miss- 
branches.  An  Gesetze  habe,  nachweisbar,  Niemand  dabei  gedacht.  Dazu 
komme  dajin ,  als  directer  Beweio  der  Unterwerfung  der  Gerichte  unter  ein 
angeblieh  verfassungswidriges  Gesetz,  dass  in  Art.  24  die  Ausl^nng  der 
Gesetze  ausschliessend  der  gesetzgebenden  G«walt  übertragen  sei,  somit  eine 
von  ihr  ausgehende  Auslegung  unbedingten  Gehoriani  von  Allen,  also  auch 
von  den  Gerichten,  fordere.  Die  angebliche  Verfassunt^Mwdrigkeit  des  Ge- 
setzes 6ei  aber  uichtä»  audereb,  als»  eine  Auslegung.  (  Letzteres  ist  nicht  mit 
deutlichen  Worten  gesagt,  allein  unzweifelhaft  gemeint  )  k'suini  bemerkt  zu 
werden  braucht ,  dass  der  Casuistik  dc^  Gegners  ebentalls  spitzige  Falle  ent- 
gegengesetzt werden,  welche  die  Unmöglichkeit  einer  DurchfOhruug  seines 
Satzes  beweisen  sollen;  und  dass  gegen  seine  Auctoritäten  das  Gewicht  wi- 
dersprechender Namen  gesetzt  wird.  Das  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten . 
aber  wird  durch  die  Bemerkung  beseitigt,  dass  dort  die  Verfassungen  aus- 
drticklich  den  Qenchteii  die  authentische  Auslegung  zuweisen,  welche  in 
Belgien,  wie  gezeigt,  nur  der  geeetzgebenden  Gewalt  gebfihre. 

Das  Ergebniss  des  fßMtßa,  mit  ungewöhnlicher  Begabung  ge- 
flUurteB,  Streitae  ist  nnn  aber  wohl  fikr  den  anbefitngeneii  Beortheiler  ein 
doppeltes. 

Was  das  positive  belgische  Staatsrecht  betrifft,  so  muss  die  Annf.haimiig 
Faider's ,  welcher  sich  aadi  die  belgischen  Gerichte  selbst  anschliessen ,  als 
die  richtige  betrachtet  werden.  So  lange  die  italge  Gerichtsordnung  des 
Laadea  bestellt,  ist  eine  Nichtanwendung  eines  Gesetzes  wegen  aagebücher 
VerfjueuigswidiiglEeit  eine  praktische  ünmögUdikeit. 

Weniger  befriedigend  nndabacUlesseiid  sind  die  Ansfikhmngen  der  beiden 
Gegner  Ar  die  Lehre  im  Allgemeinen  and  als  Beitrag  zn  dem  constitotioneUen 
Staatsrechte  aberhanpt.  Tkeila  war  es  an  sich  nicht  ilire  Absicht,  eine  nm- 
fimoide  theoretische  Untersoehnng  anwstellen;  theUs  haben  sieh,'  wie 
diese  so  leicht  m  gehen  pflegt,  die  Streitenden  zu  manchen  nnhaltbaren  und 
Bophisüacben  Behauptungen  verflibren  lassen.  Es  bleibt  also  ftr  einen  all- 
gemeinen  Zweck  Manche  m  berichtigen  and  Anderes  selbststftndig  n  be- 
gründen and  so  entwickeln  flbrig.  Fassend  nnd  g^gen  die  Vorgiager  g«- 
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reclit  erscheint  es  daher,  zuerst  diejenigen,  theils  negativen,  theils  poflitiven 
SStze  von  theoretischer  Bedeutung  hervorzuheben,  welche  dorch  die  Streit- 
verliaiidlangen  gewonnen  worden  sind,  dann  aber  die  Frage  in  ihrer  ganzen 
'Tragweite  ins  Auge  zu  fassen  und  wo  möglich  eine  vollstäüdige  und  unan- 
greifbare Aiin\  (trt  zu  geben. 

Beginnt  man  mit  den  durch  den  Streit  gewonnenen  negativen  Sfltren, 
so  küüii  man  nicht  umhin  Faider  zimigeben,  dass  die  Lehre  von  der  Gewalt- 
ertheilang  in  keiner  Weise  von  Bedeutung  für  die  GOltigkeit  oder  Ungültig- 
keit eines  verfassungswidrigen  Gesetzes  ist.  Nicht  nur  enthält  schon  die 
belgische  Verfassung  ki  iiii  vw-  !.'-  ili  u  Gruudsatz  einer  völligen  Gleichberech- 
tigung derselben,  sondern  /  ilill  sie  vielmehr  imr  auf,  und  weist  jeder  ihre 
Aulgabo  iiü^itiv  nnd  ohne  Vergieichuug  mit  den  beiden  andern  an,  womit 
denn  gar  ^^(>bl  verträglich  ist,  dass  eine  dieser  Aufgaben  die  andere  bedingt, 
eine  der  Gewalten  der  andern  vorgelit;  sondern  es  hat  tilx  rhaiipt  und  im 
Allgemeinen  die  Wissenschaft  über  wenige  Sätze  so  entschiedeu  den  Stab 
jrebrochcn ,  als  über  die  Tiieoric  der  gegenseitigen  Unabhängigkeit  der  ein- 
/rliifu  Gtvialtcn.  Dieselbe  ist  itzt  fast  ausnahmslos  als  eine  durchaus  ver- 
kehrte und  das  eigentlidiste  Wesen  des  Staatsorganismos  verkeuiiende 
erklärt. 

Sodann  hat  Faider  vollkommen  Recht,  wenn  er  den  auf  die  Unver- 
bindlichkcit  der  gesetzwidrigen  Verordnungen  gesttit/tcn  Schluss  vom 
Kleineren  aufs  Grössere  für  einen  logischen  Fehler  erklärt  und  ihm  keine 
unmittelbare  Beweiskraft  für  eine  Ungültigkeit  verfassungswidriger 
Gesetze  zuerkennt.  Wie  immer  ea  sich  mit  Jenen  Verordnungen  verhalten 
mag,  80  ist  es  gar  wohl  möglich,  dass  aus  ganz  verständigen  Gründen  etwae 
anderes  von  Befehlen  der  Regierung  als  von  Acten  der  gesetzgebenden  Ge- 
müt gilt,  und  dass  also  die  Anwendbarkeit  oder  Unanweadbarkeit  jeier  Art 
von  befehlenden  Normen  besonders  zu  erweisen  ist. 

Ebenso  ist  zuzugeben,  dass  etwaige  Verfassaagsbestimmangen  über  die 
authentische  Ausiegnng  der  Gesetze  zu  der  vorliegenden  Streitfrage 
in  keiner  Art  von  Beziehmiig  stehen.  Wenn  die  Ver&ssungen  gewöhnlich, 
woU  ziemlich  ilberflttaaigerweiae,  noch  besonders  bestimmen,  dass  die  Gewalt, 
welche  die  Geietae  madie,  sie  auch  allein  authentisch,  d.  h.  dnrch  eine 
nene  «Ugoneine,  ebenlUls  als  Gesets  gtftige  Regel,  m  interpretinn  habe: 
so  ist  in  der  Thal  nicht  abmsehen,  wie  diese  Bestimmimg  über  einen  TheO 
des  Oetet^ehonganchts  irgend  von  Eminss  anf  Beantwortung  der  IVago 
sein  soll:  al^  ein  vertesnagswidriges  Geseti  reditlich  anwendbar  s^?  Es 
wird  ja  fai  jenen  Eiklinmgen  dee  GrondgesetieB  gar  nichts  anderes  nnd 
weiteres  bestimmt,  als  dass  eine  antfaentisch«  Anslegimg  nicht  von  Einem 
der  Fsalcren  der  gesetigebenden  Gewalt,  z.  B.  dem  Kfinige  allehi  oder  gar 
von  irgend  einem  Dritten,  gegeben  werden  kOnne.  Will  man  hiervon  noch 
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die  Anwcnduiig  machc  ji ,  dass  also  auch  den  Gerichteu  keine  authentische 
Auslegung  zustehe :  so  steht  denn  lediglich  nichts  im  Wege ;  allein  es  wird 
auch  durch  diesen,  sich  p:  \  i  »n  selbst  verstehenden,  Satz  nicht  dasBOndcste 
gewonnen  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  imFaUe  des  Widerspruches  eines 
Gesetzes  mit  der  Verfassong  erstcrcs  oder  letztere  vorgehe  ?  Dass  diese  Frage 
flberhaapt  nicht  durch  eine  Bestimmung  Ober  authentische  Erklärung  erledigt 
ist,  geht  schon  daraus  hervor,  dass  sie  in  voller  8tai  ke  auch  hinsi(  liiln  l» 
eines  Auslej^nuigbgesetzes  8ell>bt  mr  Sprache  kommen  kaini.  Audi  lüusb  noch 
bedacht  wurden,  dass  gar  wohl  verfassungswidrige  Gesetze  denkbar  sind, 
wt'klit'  iü  keiner  Weise  als  authentische  Auslegungen  bezeichnet  werden 
kuuin  II  (wie  z.  B.  einfache  Aufhebungen  eines  Artikels  der  Verfasgungs- 
Urkunde  i  mid  dass  somit  jen«  Art  von  Amleguog  die  vorliegende  Frage 
Bicbt  eininai  deckt. 

Plndlii  ii  muss(mit  Verhaegen)  anerkannt  werden,  dass  der  Satz,  die  Gericht« 
seien  nicht  dazu  berufen,  über  die  Gesetze  za  ortheilen,  sondern  sie  anzuwen- 
den, in  der  vorliegenden  Frage  nickte  entscheidet.  Er  ist  zwar  in  einem 
gewissen  äinne  ganz  richtig ;  allein  er  will  hier  in  einer  Art  bentttzt  werden, 
welche  mit  den  unbestrittensten  Elementarsfttzen  der  Bechtsanweudunf  im 
Widen|>rache  steht,  and  welche  die  nothwendige  Thiltigkiit  der  Gerichte 
ganz  Temichten  wOrde.  Allerdings  sind  die  Gerichte  nicht  dazu  berufen, 
i'h^c  Kritik  Ober  den  Inhalt  der  Gesetze  in  der  Weise  abzugeben,  dass  sie 
in  einer  allgemeinen  Erklärung,  nnd  vielleicht  gar  ohne  bt  «^^oDdere  Yeran- 
lauwig  dorch  einen  bestinunlen  JBeehtMtreit ,  nän  über  den  Werth  derselben 
aBBq>rächen.  Es  sttkt  ibnen  ferner  entschieden  nicht  zu,  ein  Gesetz  Ükr 
'  iDinnell  an^gehobcn  tn  eildAren  weg^  angebUch  iditechten  Inhaltes.  Dien 
ist  Sache  der  geeet^benden  CtevnlL  Dagegen  aller  ist  es  in  nlle  Wege 
ihre  Seche,  darObar  n  ortfaeilan,  ob  ein  angeAlhrtes  Qeeeti  wirkUch  eines 
sei,  nnd  ob  md  nie  es  im  einielnen  Bechtastreite  Anwendung  finde.  Sie 
sollen  die  eiinelnen  thatsflcMichen  Fille  nntar  das  Qeaels  bringen;  natftriieh 
aber  nicM  onter  ein  Geseti  Obeshaiipt,  sondem  aater  das  liclitige.  Sie 
haben  also  «nter  den  Ctesetien  die  nfithig»  Wahl  m  treffen,  and  haben  das 
Beobt  QBd  die  Fflieltti  an  eridiren,  ob  ein  von  einer  Parthie  angefilbrtea 
Qeseti  «iridich  ftr  den  Fail  pasit  oder  nicht  Wenn  ncbrero  Gesetae  anter 
aidi  inWiderspnwbe  sind  —  m»  freiUeh  nieht  «ein  eoltte,  aber  eben  ist  — 
bnbcB  sie  nach  Begeln  der  Bechtsirissenscbaft  m  entscbdden,  wekshea  im 
concreten  Falle  voigeht,  also  die  Ansnahme  der  Bogel,  daa  nenere  dem 
Uferen  Oeeetae  o.  s.  w.  Gar  nichts  anderes  geschieht  nnn,  wann  in  einem 
Bechtefalle  die  Furage  entsteht,  ob  eine  Yearschrift  der  Terfmungsnikimde, 
oder  oh  ein  daaut  im  Wider^mehe  beindlicha«  qpiteres  Gesets  Amraiidnng 
an  finden  habe?  Wenn  hier  nun  das  Gericht,  wie  es  nach  Qmndsfltsen  der 
Logik  nnd  des  Staatsrechtes  thnn  mnss,  den  Sats  der  Yerfimnng  aU  den 
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hohen,  docch  etbien  niedem  Act  ^  BBOhtsofinuflii  gar  nietat  anlutbtrai 
uid  angetasteten,  Tonteht:  80  nrÜMilt  es  MA  «mt  dieses  Gesetz,  noeb 
weniger  spricht  er  eine  Anfhebiuig  desselben  am,  sondern  er  erUfirt  nnr, 
dass  es  in  diesem  Falle  Wegen  Zoflanunenstosses  ndt  einem  höhen  Gesetie 

keine  Auwendung  tinde.  Es  ist  hier  von  gar  keinem  Uebcrgrcifen  in  eine 
iinclere  Sphäre,  von  einer  poUtiscfaen  Handlottg,  Oberhanpi  m  etwas  Unge- 
Mühnlichom  die  Rede;  es  wird  nur  ein  logischer  Sdiloss  gemacht,  wie  der 

Richter  tilglith  gleiche  und  ähnliche  macht.  Weiche  Folgen  daraus  entstehen, 
diess  geht  deu  Richter  zunächst  nichts  an;  da  m^en  Die  zusehen,  welche 
die  Gesetze  zu  niacheu,  und  also  auch  in  Uebereinstimmung  zu  bringen 
haben. 

Die  als  festgestellt  ans  dem  Streite  hervorgehcxidea  positiven  Sätze 
sind  dagegen  nachstehende  beide: 

Einmal  muss  (mit  Vcrhae^jcn)  behauptet  werden ,  dass  ein  verfassungs- 
widriges Gesetz  gar  kein  Gesetz  ist,  d.  h.  f(ir  Niemand  Kcchtsvcrbindlichkeit 
hat.  Jede  Gewalt  darf  nur  auf  verfassuiig>innssige  Weise  ausgeübt  werden ; 
wenn  sie  diwe  Vorschrift  verletzt,  begeht  sie  sulbst  Unrecht,  erzeugt  aber 
kein  Recht  uii  ubjectiven  Sinne.  Eine  blosse  pctitio  principii  ist  es,  die 
Forderung  der  Verfn^stingsmässigkeit  bei  Gesetzen  auf  die  äussere  Form  zn 
beschrftnken.  Handelt  es  siili  doch  im  Gegentheile  hauptsächlich  um  deji 
Inhalt.  Welchen  Nutzen  für  die  l^'estigkcit  der  Staatseinrichtungen  und  für 
die  Reehtp  der  Bürger  hftttc  der  blosse  Schein  der  Einhaltung  bei  wirklicher 
Verletzung  der  Grundlagen  des  Zusaniinenlebens? 

Zweitens  aber  ist,  auf  der  andern  Seite,  nicht  zu  verkennen,  dass  es  Faider 
gelungen  ist,  für  den  i<'ail  verschiedener  Entscheidungen  Aber  die  angebliche  * 
Verfassungswidrigkeit  eines  Gesetzes  eine  grosse  Rechtsunsicherheit  nachzuwei- 
sen. Wenn  nun  aber  eine  noch  so  riditige  Kette  von  Schlüssen  die  Auflösung  des 
Staates  oder  die  Unmöglidikeit  einer  seiner  nothwendigsten  Leistungen  her- 
beiflUiren  würde,  so  kann  es  vernünftigerweise  nicht  heissen:  fiat  eiyilogimuiB, 
pereat  mnndus!  sondern  es  hat  nicht  bloss  der  Staatsmann,  sondern  andh 
jeder  verstindige  einüache  Bürger  nur  die  Wahl ,  entweder  der  Schlnasfoige 
an  jener  Stelle  die  Spitze  abzubrechen,  wo  sie  anfängt  gefiUulich  zu  werden, 
oder  aber  den  obersten  Satz  zu  ftnden  und  dann  also  auch  zu  anderen  Fol- 
genngen  so  gelangen.  wftre  rnivemOnftig,  der  Theorie  die  WirJüichhsit 
sn  oplsra,  und  ein  Grundsatz,  welcher  die  Grundlage  des  ganien  ZnsanrnMii- 
lebens,  die  Beohtssicherheit,  tief  und  unbestimait  mil  erscbttton  kftnnte^ 
darf  nicbt  ngdaasen  werden,  welcherlei  Yordersltse  aacb  Ar  ihn  sprechen. 
Man  kann  somit  npr  einTcrstanden  damit  sein,  dass  den  Gerichten  ein  itocfaft 
zur  NiehtamrandnBg  ebes  Gesetaes  wegen  sachlicher  TerftsaongsnidriflMt 
nicht  sostehen  kann,  so  lange  nicht  ftr  eine  schliesslich  mtscheidende  Ein- 
lichtong  zur  Beseitigung  von  Widersprochen  unter  deuBeibeo  getroffen  ist, 
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Aber  eben  so  einleuchtend  ist  freilich,  dass  diese  Einrnunning  keine  end- 
gültige Beantwortung  der  Frage  ist,  sondern  vielmehr  nur  ein  vorüber- 
gehendes Kotbmittel  und  eine  dringende  Anfforderung  zur  Herstellung  des 
an  sich  richtigen  und  die  Ziebang  xiditiger  Folgemogea  möglich  macbendea 

Zastandes. 

Diess  denn  der  ins  den  Strdtscbnfteii  der  belgischen  Staatsmfinner  at 
itelieiide  Gewinn.  —  So  wiebtig  nun  aber  Auch  einige  dieser  Sätie  sind ,  so 
gcoflgen  sie  doch  keinesnegt  zur  Aufbanang  rinpr  den  ganzen  Gegenstand 
«mfassenden  Lehre  nnd  zur  abschüeseenden  Erledigang  aller  Zweifel  und 
EinwendQngen.  Es  bedarf  noch  einer  zusammenhäng^den Entwicklang,  einer 
ffföitiven  Beweisfuhrang  and  der  Berflcksichtignng  mehrerer  ganz  übergange- 
ner Seiten  der  Frage.  Einen  Yersach  hierfii  sollen  non  nacbatebende  £r- 
Orteningen  liefern* 

Vor  Allem  let  denn  zn  erinnern,  dies  <Se  CHllUgkeit  materiell  ver- 
Cusongswidriger  Geseti»  der  eigentUeho  Gegenstand  des  Streites  nnd  der 
UntersDcinng  ist  Dass  sdion  formell  gegen  Yerüusnngsbestimmnngen 
anstossende  nnd  deren  Bedingungen  nicht  erfUlende  Befehle  kehie  Gflltigkeit 
hshen,  ist  kanm  von  irgend  Jemand  in  Zweifel  gesogen.  Solche  VerOffent» 
Ubhnngen  bestehen  Ja  nicht  einmal  dem  flnssem  Scheine  nach  als  Gesetze.  — 
Die  Frage  aber,  ob  Gesetne  der  ersteren  Art,  trotz  flirer  inneren  SIftngel, 
befolgt  werden  mfissen,  ist,  wie  bereits  Eingangs  bemerkt,  in  dreifecher 
Bcsidnmg  sn  beantworten:  hinsichtlich  der  Gerichte,  der  Verwaltungsbe- 
hörden, endlich  der  einzebien  Bürger. 

t  Ein&ch  liegt  die  Sache  bei  den  Gerichten.-  Für  sie  ist  Zu- 
standi^eit  zu  emer  üntersodtung  des  materiellen  Inhaltes  der  Gesetze  und 
der  daraus  hervongebenden  YerbssongsmBssigkeit  oderTer&ssnogswidrigkeit 
anbedingt  zu  beanspruchen.  Die  Beweisführung  ist  in  der  Hauptsache  oben, 
S.  79  u.  fg.,  bereits  kurz  angegeben  und  namentlich  bemerkt  worden:  es  sei 
allerdings  nicht  Aufgabe  der  Gerichte,  eine  Kritik  der  Gesetzgebung  zu 
aben,  sondern  nnr  die  bestehenden  Gesetze  anzuwenden;  allein  diese  Anwen- 
dung könne  nur  stattfinden  bei  gültigen  Gesetzen,  und  ein  der  Verfessung 
dem  Inhalte  nach  widersprechendes  Gesetz  sei  selbstredend  kein  gültiges. 
Es  könne  also  allerdings  der  Richter,  da  ihm  keine  gesetzgebende  Gewalt 
zustehe,  ein  solches  verfassungswidriges  Gesetz  nicht  ein  für  ailemale  auf- 
heben;  wohl  aber  könne  und  dürfe  er  es  im  einzelnen  Falle  nicht  auwenden, 
und  zwar  wegen  seiiiir  Ungültigkeit.  —  Es  ist  nun  aber  wohi  iucht  unpas- 
send, einzflae  Giitdcr  dieser  Beweisführuuf,'  n^ilier  zu  biprüiiden. 

Die  ganze  Argumentation  berulit,  vvie  man  sitht,  luiigüch  auf  dem 
Satze,  dass  die  Vorschriften  einer  Verfassungsuikuude  lu  ler  einer  ihr  aus- 
drOcklich  gleichgestellten  Bestimmung)  eine  höhere  Gattung  von  befehlenden 
T.  Mobl,  euataredit.  Bd.].  ..  0 
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Normen  seien,  als  ein  gewöhnliches  Gesetz,  und  dass  sie  auch  von  dem  letzteren 
weder  stilhchweigeud  noch  ausdrücklich  geändert  werden  können. 

Dieser  Satz  ist  allerdings  nicht  an  und  für  sich  und  absolut  gültig,  und 
er  darf  nicht  als  ein  Axiom  des  constitutionellen  Staatsrechtes  in  Anspruch 
genommen  werden.  Es  kann  zwar  unzweifelhaft  so  angeordnet  sein;  es  ist 
aber  auch  möglich ,  dass  in  einem  bestimmten  Staate  grundsätzlich  unter  den 
verschiedenen  Anordnungen  der  gesetzgebenden  Gewalt  kein  Unterschied  ge- 
macht ist,  vielmehr  letzterer  zu  jeder  Zeit  und  wenn  sie  auch  nur  in  ihren 
gewöhnlichen  Formen  handelt,  rechtliche  Allmacht  beigelegt  wird.  Und  ob 
das  eine  oder  das  ander^  gilt,  ist  lediglich  eine  that&ächliche  Frage.  Allein 
dennoch  kann  der  Satz  unbedenklich  der  rechtlichen  Erörterung  dieser  und 
jeder  anderen  Frage  des  constitutionellen  Staatsrechtes  (mit  einziger  Aus- 
nahme von  England)  zu  Grunde  gelegt  werden.  Es  ist  nämlich  die  thatsÄch 
lich2  E.itscht.'idung,  seitdem  schriftliche  Verfassungsurkundcu  in  Amerika  und 
sfätcr  auf  dem  europäischen  Festlande  bestehen,  zu  Gunsten  der  höheren 
Gültigkeit  der  Verfassungsurknnden  ausgefallen;  und  zwar  ganz  unwandelbar 
und  ausnahmclos.  Einmal  sind  schon  überhaupt  die  Verfassungsurkunden  nur 
zu  dem  Zwecke  abgefasst  worden,  um  durch  ihre  Satzungen  eine  festere, 
unantastbarere  und  über  die  Veränderlichkeit  und  Laune  der  gewöhnlichen 
gesetzgebenden  Gewalt  erhobene  Grundlage  für  das  Staatsleben  zu  erhalten. 
Selbst  also,  wenn  keine  ausdrückliche  Erkläi'ung  über  das  Verhältniss  von 
Verfassungsbestinnuung  und  gewöhnlichem  Gesetz  gegeben  wäre,  so  würde 
sich  die  Unterordnung  des  letzteren  unter  elie  erstere  von  selbst  verstehen. 
Es  ist  aber ,  zweitens ,  .  zum  Uebertlusse  eine  ausdrückliche  Bestimmung 
erlassen.  Die  Veriassungsurkunden  enthalten  sämmtlich  besondere  Vor- 
schriften darüber,  auf  welche,  namhaft  erschwerte,  Weise  Abänderungen 
ihrer  selbst  vorgenommen  werden  können.  Diess  hcisst  nun  doch  nichts 
anderes,  als  dass  eine  Bestimmung  der  Verfassungsurkunde  durch  ein  ge- 
wöhnliches Gesetz  nicht  gültig  aufgehoben  oder  geändert  werden  könne.  Ist 
dem  aber  also,  so  nmss  natürlich  auch  das  durch  einen  unmächtigen  Angriff 
wirkungslos  angefochtene  Verfassungsgesetz  im  vorkonmicnden  einzelnen  Falle 
als  die  zu  bdulgende  Norm  betrachtet  werden,  und  nicht  das  von  Haas  aus 
wirkungslose  Gesetz.  —  Diess  ist  denn  auch  das  allgemeine  Rechtsbewusst- 
8ein  der  ganzen  Zeit.  Was  in  den  Verfassungsurkunden  verzeichnet  ist,  soll 
unantastbar  sein  und  unter  allen  Umständen  befolgt,  nicht  nach  Belieben 
in  späteren  Gesetzen  verändert,  gedeutelt,  aufgehoben  werden.  Nicht  bloss 
w\g(n  ihres  nützliciien  Inhaltes,  sondern  selbst  ohne  einen  solchen,  werden 
sie  als  die  Grundlage  des  Staatsgeläudes  geachtet  und  fast  über  ein  mensch- 
liches Werk  hinaus  als  heilig  betrachtet.  Und  wehe  in  der  That  Dem,  wer 
hieran  rüttelt  I  Bei  einer  Erschütterung  der  Verfassung  und  der  Ueberzeu- 


gong,  dass  sie  allem  andern  Wollen  vorgehe,  stehen  nicht  bloss  die  Rechte 
der  Borger,  sondern  auch  die  der  Krone  auf  dem  Spiele 

Die  gegen  diese  Aufichauuug  vorgebrachten  Einwendoiigen  siDd  denn 
aber  folgende  ») : 

l.  Die  Lehre,  nach  welcher  die  richterliche  Gewalt  in  gleicher  Höhe 
mit  der  gesetzgebenden  stehe  und  derselben  gleichberechtigt  erscheine,  sei 
vchon  hingst  und  allgemein  als  eine  falsche " erkannt.  Der  Richter  sei  \iel- 
mehr  der  gesetzgebenden  Gewalt  untergeordnet,  wie  jedes  andere  Glied  des 
Staats  und  Begierongsorganismos.  ^  Biess  ist  gini  riohlig,  berObrt  aber 


1)  Et  ist  in  der  TtuU  kanm  bKj^reifllch  ,  wie  in»  rechtliche  VerbiltnlM  dar  mamw  Vat* 
tunngtgtattM  n  den  prewöhoUchen  OeMtsen  ond  der  Grund  der  den  enteren  beigelegten 
höhem  Bedeutung  bejuwtandet  werden  mag.  $o  klar  liegt  die  OeJscUicbte  vor  und  ao  uiuwei- 
deotig  sind  die  dgenen  ErklAmngen  dicHcr  Urkunden.  Dennoch  hat  reMdOBlre  SophteKk  $nA 
hieran  zu  riitfrln  jtpwhkI;  und  zwar  hat  II.  HIschof  diese  Aufgabe  Ubemonimon.  —  F^mmal 
naioUcb  »teilt  dicdor  Junge  äcbrülatdler  Od  der  D.  VierteU.-tichr.,  U.  3,  S.  I6i>  lg.)  die  KeluMip- 
mg  auf,  daM  dl«  AaeifcaBmoff  «faMr  waModlcben  Yfliaciiladenliatt  twtodiea  eomtltotloiw!leni 
■id  gewöhnlichem  Gesetze  dem  UMHHUWldHchen  Prineiiie  din-ct  widerstrebe.  Eine  solche  Ver- 
•Aledeoheit  könne  nur  auf  einer  Vacfeebledenheit  der  Auctohtui  beruhen,  aus  weicker  die  beiden 
Arten  der  Oeaetse  abatammen;  non  sei  es  aber  lediglich  eine  verwerfliebe  Anaebaanng  der  BeTO> 
lution,  dass  das  eonstlfiiirendc  Oesetz  vom  si  ir. ,  liin-Mi  Volke  «Hein  hii«;:i  Iie  und  deuhalb  von 
Jedem  späteren  Gesetze  geachtet  werden  nilbcu.  Hitrr  ist  um  ^e^  zunächst  offenkundig  an* 
wtHir,  daas  die  VerlkaBiuigaMrkunden  deadialb  a!«  dne  h<ihm%«wbig  von  Geaetaen  betraehtet 
and  behandelt  werden,  weil  nie  .il»  ein  .VuafloM'i  d«  r  Volk.^snaveHinctät  ■mroeahon  werden.  Sie 
lind  als  ein  höheres  Gesetz  uierkanot,  weil  sie  hier^j^  von  dur  zustehenden  geaetsgebenden 
flewalt  etKBrt  rind;  gleichgültig,  ^elelie  tte^  letrtM«^  Ist,  MIh  nnr  m  einer  aolcben  Er* 
kttninir  befbgt  war.  Selbst  octroii-te  VerfauunKage«ctzfl  sind  unbiilntten  aia  kficbstes  Geaeta 
deaLandaa  baCrachtet,  flüla  nnr  unzweifelhaft  derR<igent  zur  Zeit  üerOctrolmng  unbexehränkter 
Oeaettgebar  war.  Sodann  Ist  nicht  elntoseken,  in  wie  ferne  die  staatliche  Stellung  eir.e«  Fürsten 
anrerelnbar  Mtal  SOU  mit  dem  Vorhanden-soin  gewisser,  nur  unter  erschwerten  Badbigiuifaa 
abänderbarer,  namentlich  durch  gewöhnliche  Gesetze  nicht  zu  beseitigender  Satzungen.  Nur 
wenn  man  das  monarchische  Princip  flir  gleichbedeutend  setzt  mit  unbeschrünkter  Gewalt,  Un* 
gilandenheit  dnroh  Versprechen  und  Keebüosigkeit  (]<-r  Bürger,  kann  man  ein«  aoldie  BntMWf 
tung  aiif-ttellen.  Endlich  verdient  die  nicht  selten  und  auih  liier  nnyrfwendete  Unart,  Jeden  bei 
irgend  einer  Bewelsfllhnmg  nnbequemeu  Satz  Air  eine  Au»K*-'burt  der  Revolution  zu  erklären, 
iaadt-aAMr  Dm«ali«B,«alAa  ibi  für  richtig  anerkennen,  zwar  niolit  aa  wldailetaB  aber  doeh 
zu  verdächtigen,  die  schärfste  wi^aenj^ihartlichc  und  sittliche  Rüge.  —  An  einem  andern  Orte 
(Uiulsterteraotwortlkhkeit  und  Staatägcrichtsböfe  in  Deutschland.  Glessen,  8.  AI  tg.) 

•MM  donalbaaTettea«r  IMflCndaailaa  atf :  „Dia  VeiUadliaUBall  dtrMaoMD  «aaOeaataKebara 
ad  dessbalb  von  ihrem  Inhalte  nicht  abhän?iR,  well  sein  Wille  der  hdchato  Im  Staate  soK  Tn 
diaaam  Sinne  müsse  also  das  Gesetz  allmächtig,  und  sein  Widersprach  gegen  die yerfkssung  stets  nur 
<ta  aahatalMMr  gwaant  werden,  wiU  dar  Oaeatanalier  aalbat  aarBaatbrnunag  daa  Degtlfta  m 
Verfassungsmässigkeit  die  Bef\i(?ni»s  habe."  Hier  ist  denn  nun,  zimädist,  kinr,  dass  der  Wil'e 
des  Geeetigebera  keineswegs  unbedingt  der  höchste  im  Staate  Ist.  Wenn  die  Gültigkeit  seiner 
Veiaehriiten  wf  wefclifartlMdllaha  Welae  Ton  der  ErflUlong  beatliiiMter  Bedingungen  abhängig 
gemacht  ist,  so  miissen  diese  ein>{(jhaltcn  werden,  oder  es  hat  die  fragliehe  Norm  keine  ver- 
pflichtende Kraft  £ine  solche  Bedingung  Ist  denn  nun  aber  die  Elnhaltnng  der  Verfkasnng  bei 
gawSkaUAao  Aeten  der  Oeaetzgebung.  Und  -waa,  sweltena,  dH  Reeht  dea  Oeaetagabara  ba* 
trUR,  den  Begriff  der  VorfassungsmäsAiKkeit  festzustellen,  oder,  deutlicher  gesprochen,  eine 
Norm  als  Verfkssungsgesetz  zu  erklären:  so  besteht  daiaelbe  allerdings,  allein  ebanfkUa  wieder 
«iter  Elnhaltnng  bestimmter  Bedingnngen.  Dieee  dod  an  M  alnam  alafluliaB  Oeaataa  aalbal« 
redend  nicht  erfüllt;  also  kann  dasselbe  auch  nicht  als  Verfizssungsgesetz  gelten,  besiehnnga- 
weise  bestehende  Verfaasungsbestimmungen  gültig  abändern.  Diese  Sätze  gehören  so  sehr  den 
aiemaniarrt en  Lehren  der  juristischen  Logik  an,  daas  man  sich  Ikat  scheuet,  sie  auszusprechen. 

1}  TgL  Blaatachll,  allgan.  ataataneht  tta  Aufl.,  8.  4M  n.  ft. 
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die  Frage  gar  nicht,  von  welcher  es  sieh  handelt.  Jeder  gibt  allerdings  so, 
dass  der  Bicfater  einem  materiell  Teriusangsmftssigen  Gesetze  zn  gehorchen 
habe,  ob  ihm-  der  Inhalt  desselben  gefkUo  oder  nicht  Allehn  da  eben  so 
wenig  irgend  Jemand  laugnet,  dass  ein  schon  formell  nngaitiges  Gesets  kei- 
nerlei rechtiicbe  Bedeutung  habe  und  anch  von  dem  Richter  nicht  beobaditet 
weirden  dttiie:  so  ergibt  sich  hieraus  uniweifelhaft,  dass  der  .Bidifcer  ideht 
aller  und  jeder  Handhing  des  Gesettgebers,  wie  sie  anch  immer  aefik  mflge, 
Gehorsam  schulde,  sondern  dass  doch  ein  Unli^rschied  möglich  und  also  eine 
Utttei*sucbuug  auzostellen  sei.  Wenn  aber  kmner  Hand  behanptet  wird,  dass 
jcdcu  Falles  bei  einem  matertell  verfassungswidrigen,  äusserlich  jedoch  an- 
antaslbaren  Gesetze  fflr  den  Richter  eine  Verpfiichtiiug  zur  Anwendung  be- 
stehe, so  ist  diess  eine  reine  petitio  principii;  und  iioth  dazu  eiue  schon 
fiuf  dtu  ersten  Anblick  als  unrichtig  zu  erkennende,  indem  es  doch  klar 
iit,  dass  wenn  cm  Befehl  schon  eines  Formfehlers  luthL  beuchtet  zu 

>vt.rdtu  brauciit,  diebs  doppelt  nicht  ätattünden  kann  bei  einem  rechtswidrigen 
luhiiltc. 

2.  Die  Gerichte  werden,  falls  ihnen  ein  üutersuchungsrecht  in  Betreff 
der  GUltig'.cit  der  Gesetze  eiiigeiiuimt  werde,  zwar  uicht  grundsätzlich,  ^vokl 
aber  thatsüchlich  über  die  \  olKavertrctuug  gestellt.  Nun  seien  sie  abtr 
nur  ein  cinzeiueij  üigau  des  Staatskürpers ,  während  die  Repräsentation  das 
ganze  Volk  bedeute,  und  der  Theil  dürfe  nicht  höher  gestellt  werden  als  das 
Ganze.  —  Diess  Alles  i^t  schief.  Es  ist  gar  nicht  davon  die  Kede,  die  Ge- 
richte über  die  Gesclzirrbung,  ein  Thcil  des  Organismus  tlber  diesen  selbst 
zu  stelkn;  sondern  es  handelt  sich  lediglich  davon,  ob  die  Gerichte  l)efugt 
sind,  den  über  ihr  Recht  streitenden  Bürgern  eine  verfassungswidrige  Ent- 
scheidung aufzudringen,  oder  eiue  Strafe  zu  erkennen,  obgleich  diess  das 
oberste  GcsUz  des  Landes  ausdrücklich  oder  in  seinen  Folgerungen  verboten 
hat?  Eine  Bejahung  dieser  Frage  ist  nun  aber  voUkonunen  unvereinbar 
mit  dem  Begi  itfe  der  Verfassung  und  der  oben  geltend  gemachten  Verschieden- 
heit der  gesetzlichen  Bestimmung  im  constitutionellen  Staate.  Ob  bei  einer 
solchen  ausnahmsweise  Nichtbeachtung  eines  Befehles  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt ein  Tadel  auf  diese  fUlt  wogen  eines  von  ihr  begangenen  Fehlers,  kann 
nicht  weiter  ui Betrachtung  kommen;  trfigt  sie  doch  die  Schuld  selbst  daran. 
Auch  die  gesetzgebende  Gewalt  ist  keine  heilige  und  unfehlbare  Person ;  sod- 
d:rn  sie  steht,  wie  Alles  im  Staate,  unter  dem  Begriffe  des  Hechtes  ond  nnter 
den  Forderungen  der  Logik. 

3.  Die  Bewahrung  der  VerfiissQngsmlUsigkeit  der  Gesetze  sei  derYolfcs- 
Vertretung  übertragen,  und  nur  ihr  alleh);  wenn  sie  zugestimmt  habe,  so 
sei  Uebcreinstimmung  aller  berechtigten  Factoren  des  Staatswillens  vorhanden, 
und  es  habe  somit  Jeder,  Bürger  oder  Beamter,  za  gehorchen,  —  Unzweifel- 
haft richtig  ist,  dass  die  Stäudeversammlung  den  Aujlrag  hat,  die  Ver&ssang 
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zu  wahren  liat:  rlionNO  i^t  klar,  dnf?  für       wrnn  sie  zu  eim  m  Antrntrc  odf  r 
einer  Handlnn;,'  r|cr  U'tztorn  znm'?-tinuiit  hat.  von  «'inrr  Ros<  liwt  vde,  Anklage 
ond  Verantwortlichkeit  thv  Rathi:i'l»t'r  des  Fürstni  nicht  mehr  die  Rodo 
seiu  kann.    Allein  hieraus  folgt  keineswegs,  das-?  wenn  dir  Ständeversamm- 
lung  'selbst  freien  die  Verfassung  handelt,  die*ss  zum  Hechte  wird;  noch  duss, 
wpun  sie  ilire  rthilil  vrr<::iiimt.  jrdes  selbst«iti1ndige  Recht  im  ganzen  Volke 
damit  anch  erlöscht.   Vielmehr  wird  eine  sachlich  verfassungswidrige  Hand- 
lung durch  eine  stilndische  Zustimmung  keineswegs  eine  verfassungsmässige; 
and  ein  Gesetz,  welches  gegen  ein  klares  Gebot  der  Verfassung  vcrstö-st, 
irird  dnrch  eine,  gleichgültig  jetzt  ob  unbedachte  oder  mitschuldige,  Mit- 
wirkung der  Volksvertr(»tung  nimmermehr  in  logischen  Einklang  mit  dem 
Grundgesetze  gebracht.   Die  Stände  haben  ihre  Pflicht  nicht  gethan;  allein 
damit  sind  die  Grundgesetze  des  Staates  keineswegs  nufgehoben  oder  ihrer 
aUgemeinen  Folgen  beraubt.   Die  verpflichtende  Kraft  derselben  besteht  un- 
iDgetastet  Hlr  Jedermann  fort.   Auch  der  Ridit«  r  bestreitet  den  Factorcn 
der  Cresetsgebaog  das  Recht  keineswegs,  die  Verfassung  auf  gesetzlichem 
Wege  m  ttidem,  wie  oft  und  in  welcher  Besiehung  sie  solches  far  gut  finden 
mögen;  and  er  gehorcht  anch,  wenn  es  Yorscbriftmässig  geschah,  alsbald 
und  nnweigerlicb,  das  bdsst  er  wendet  die  der  veränderten  Verfassung  ent- 
sprechenden Gesetze  flbendl  an,  wo  es  die  Sachlage  erfordert:  allein  so  lango 
die  Yerftsanng  rechtlich  nicht  abgeändert  ist,  bestehen  fttr  ihn  die  nrsprOng- 
liehen  Bestimnmngen  derselben  m  Becht,  nnd  er  nniss  sie  anwenden  nach 
leinem  Eide.  Er  will  dabei  keineswegs  als  eine  das  Volk  schätzende  Er* 
ginzongs*  oder  Reyisions-Gewiüt  auftreten  an  der  Stelle  der  ihrer  Verpflich* 
tuig  nicht  nachkonnnenden  StflndeTersammlnng,  (als  wozn  ihn  die  Verfassang 
allerdingB  nicht  benifk;)  sondern  er  ei*kennt  nur  etwas  nicht  als  Gesetz  an, 
was  als  Bokhes  nicht  besteht  Welche  Folgen  es  hat,  wenn  desshalb  eine 
gewisse  Absieht  anderer  Organe  des  Staatswillens  nicht  aasgefhhrt  wei'den 
kann,  hat  nicht  er  za  bedenken;  anch  soll  er  sicherlich  nicht  nach  einem 
etwaigen  politischen  Urtheile  handeb  oder  etwa  Gewinn  für  die  Volksrachto 
sn  erschleichen  suchen.  Aach  wenn  das  verfkssangswidrige  Gesetz  eine  Aas- 
dehnung  staatsbflrgerUcher  Befognisse  zun  Gegenstande  and  Zwecke  hätte, 
mflsste  er  ihre  Anwendnng  Terweigern,  so  weit  diess  seines  Amtes  ist.  Wordo 
es  üeh  MUch  treffen,  dass  dnrdi  die  Haitang  der  Richter  eine  Berechtigung 
der  BArger  einen  Schutz  erhielte,  so  wäre  diess  kein  Unglück  und  sicher  kein 
Grund  anders  zu  haadebi. 

4.  ZnrBenrtbeilung  der  Verfhssnngsmassigkeit  oder  Yerfassongswidrig* 
keit  eines  Gesetzes  seien  die  gewöhnlich  docli  nur  im  Privatrechte  ausgebil- 
deten Richter  nicht  befähigt,  sondern  es  sei  diess  eine  politische  Frage,  deren 
Beurtheiluug  nur  Staatsmännern  zukomme.  —  Nichts  weniger.  Bie  Btur- 
Uieümig  der  Vcrfasäuugi>mü>i^igkeit  eines  Gesetzes  i^t  eiufach  eine  Aufgabe 
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der  juristischen  Logik.  Warum  zii  ilii-rr  Lüüung  recbtsgelebrtf  Richter  nidit 
Eollten  hefiihigt  sein ,  ist  iü  der  i  bat  nicht  einzusehen.  Entscheidungen 
darüber,  ob  und  in  wie  weit  eine  gesetzliche  Norm  mit  einer  andern  übcr- 
einstimnii  oder  durch  sie  im  besonderen  iullt   ;nis{j;pscblossen  ist,  hin»!  ein 
tägliches  Geschiifl  der  Gerichte.    Gegenstand  und  Inhalt  der  in  ein  rieiitiges 
Verhftltniss  zu  einander  zu  briugcudeu  Normen  thut  aber  dabei  gar  nichtt» 
zur  Sache,  erschwert  sogar  nicht  einmal  die  YornahTne  der  logischen  Schln«:?- 
folgt riinp.    Wenn  irgend  etwas,  so  wird  miin  sogar  behaupten  müssen,  dass 
die  Beurtheilung  der  Verfassungsmässigkeit  eines  Gesetzes  eine  weit  ein- 
fachere Denkoperation  ist,  als  sie  bei  mancher  antieren  Collision  Ton  Ge- 
setzen vorgenommen  werden  muss.   Dass  die  Richter  nur  im  Privatrechte, 
und  nicht  auch  im  öffentlichen  Rechte  ihres  Vaterlandes  ausgebildet  seien, 
i6t  ttberdiess  lediglich  eine  unerwiesene  und  mit  den  Studienvorschrifteu  und 
Prüfungsordnungen  im  Widerspruche  stehende  Annahme   Sollte  dem  aber 
ivirklich  in  einem  bestimmten  Lande  so  sein ,  so  folgt  daraus  nur ,  dass  hier 
ein  wesentlicher  Mangel  in  der  wissenschaftlichen  Erziehung  der  einheimiscbra 
BechtsgelehrtCD  stattfindet,  und  denigrmuss  schleunigst  eine  Verbesserung 
vorgenommen  werden  muss ;  wahrlich  aber  nicht,  dass  allgemeine  GroBdsätse 
nicht  gelten  und  rechtlich  nothwendige  Schlassfolgentngen  nicht  gezogen  werden 
dflr&n.  £s  sind  in  der  That  mehr  als  auflUlende  Sätse,  dass  ein  imglUtigei 
Gesetz  gelte,  weil  derBichter  persönlich  einer  Einsicht  in  die  merita  cansae 
entbehre;  nnd  dass  bei  schwieriger  Anslegong  dem  Richter  das  Recht  hieim 
genommen  und  irgend  einer  (nichl  einmal  wesentlich  rechtsgelehrten)  Behörde 
flbertragen  werden  mllssel  yertheidignngen  solcher  ijl  beweisen  eine  schwache 
Sache. 

S.  Es  fthre  nnmittelbar  zur  Anarchie,  wenn  ein  Gesetz  von  einem  Or- 
gane des  Staates  nach  snl^ektiTer  Üeberseagnng  ftr  anwendbar,  von  einem 
andern  dagegen  als  ongOltig  betrachtet  nnd  behandelt  werden  kOnne.  —  Hier 
ist  denn  ni  nnterscheiden: 

a)  Es  entsteht  Verwirrung imd Rechtsonsicherheit  wegen  Yerscbieden- 
beit  der  Auslegung  unter  den.  Gerichten  selbst  Diese  kann  allerdings  nicht 
geduldet  werden;  und  wtre  hiergegen  kein  Mittel  an  finden,  so  mflsste  man 
sich  sogar  gegen  die  Anwendbarkeit  der  ganzen  Lehre  erUflren  wegen  der 
nnertrflgUchen  Absurdität  ihrer  Folgen ;  möchte  auch  die  logische  Beweis- 
fthrung  noch  so  tadellos  erscheinen.  Wir  selbst  besinnen  uns  keinen  Angen* 
blick  eiunräomen,  dass  in  allen  solchen  Lftndero,  in  welchen  kehie  genügende 
Yorkehmng  gegen  den  Eintritt  einer  solchen  Redits?erwirrung  getroffen  ist,  ' 
den  Gerichten  Torläufig  die  Beurtheilung  der  Ver&ssnngsmissi|^eit  der 
Gesetze  nicht  zustehen  kann.  Eine  feste  Rechtsordnung  ist  die  erste  Forde» 
ning  in  jedem  Staate;  alles  Weitere  kommt  erst  nach  ihr.  Ein  Triumph 
wegen  dieser  Einräumung  käme  jedoch  zu  frühe.  Es  ist  nämlich  bereits  oben, 


Digitized  by  Google 


verfkMttngBwfdi^  Oetctse  37 

8.  92,  angedeutet  ^rordeu,  dass  Mittel  zur  Bcscitigocg  des  Ucbclstandes  gc- 
tttäei  werden  kOmieiL  Wo  wnentlidt  eine  Staatsanvaltselwft  be&teht, 
bat  CS  nicht  den  mindesten  jinstand,  eine  Bcstinwimig  za  treffen,  nacb  ircl> 
dier  alle  Bichlenprilche,  in  «elchai  ein  Gesetz  wegen  angeblicher  Vcr^ 
famnigswidrigkeit  keine  Anwendung  erleidet,  vor  eine  böhere  Instanz,  sehliess- 
Ucb  vor  das  oberste  Oerieht  ab  Cassationsbof  sn  bringen  nnd  von  diesem 
hier  ob  er  oincu  Spmeb  zn  veranlassen.  Wenn  denn  nun  noeb  weiter  ge- 
sclzlicb  angeordnet  wird,  (was  ebenfalls  keiner  Schwierigkeit  unterlirfjr.)  rTass 
dieses  Unheil  künftig  als  Gemeinbescheid  massgebend  für  sümmtlichc  Ge- 
richte de«  Staates  sei,  so  ist  damit  jede  Verwirrung  im  Rcchlc  beseitigt. 
Aber  aocb  da,  wo  die  Gerichtsordnung  pine  Staat«nnwaltschfift  mit  der  Be- 
fugniss  einer  Berufung  an  die  huhern  Gorichtc  \vii;rn  Nichlbeachtung  der 
Gesetze  in  unterer  Instanz  nicht  kennt,  lässt  sich  uohl  eine  gcnügciidf  Aus- 
kunft treffen.  Entweder  mag,  ausnahmsweise,  Uciu  Ku  hler  selbst  die  Pflicbt 
auferlegt  werden,  dass  er  seine  Zweifel  über  die  Yerfassaugsmässigkeit  eines 
Geseties  vnd  somit  aber  dessen  Anwendbarkeit  im  einzelnen  Falle,  dem 
obersten  Oeriobte  zur  Entsdieidong  Tor  Fflllmig  seines  Urtbeiles  vorlegt; 
oder  aber  kann,  wenn  dieser  Eingriff  in  die  Selbstständigkeit  der  unteren 
Ingtanam  nicbt  rttUieh  erscbeint,  der  unterliegenden  Parthei  überlassen 
werden,  die  Frage  im  der  Berufung  hOber  hinanfzutreiben,  wobei  es 
nichts  Weiteres  bedarf,  als  dass  in  solchen  Füllen  die  Bescbrfinkucg  der 
Appollaljilität,  in  Beziehung  auf  di  u  "Worth  des  Streitobjektes  u.  dergl.,  allge- 
mein beseitigt  wird.  Man  wird  so  ziemlich  sicher  sein  können ,  dass  kein 
Unterliegender  die  Anwendung  dieses  Rechtsmittels  unterhhst;  und  sollte  dem 
etwa  in  einzelnen  Fällen  so  sein,  so  sind  diese  als  freiwillige  Verzichte  zu 
betrachten,  und  von  einer  allgemeinen  Rechtsunsicherheit  und  Anarchie  ist 
dann  so  weni^'  aie  Rede,  als  überhaupt  in  allen  Fallen,  in  welchen  ein 
BOiger  nicht  aut  seinem  strtngeu  Rechte  beharrt,  sondein  freiwillig  sich  in 
irgend  ein  Abkommen  fügt.  Die  ganze  Einwendung  bat  also  lediglicb  nur 
die  Bedentang,  dnss  es  fär  eine  Pflicht  jedes  Staates  erklärt  werden  nmss, 
irgend  eine  gentigrade,  mit  seiner  Gericbtsordnnng  im  Einklänge  stehende 
Tortolmuig  znr  Beseitigung  sacUicb  versebiedener  richterlicber  Aussprache 
zu  treffen,  damit  ein  Zustand  aufhöre,  in  welchem  aus  praktisch  onbeseitig- 
baren  Gründen  togiscb  riditige  ißrundsÄtze,  welche  obcrdiess  von  Nutzen 
fbr  die  Yer£usQng  des  Staates  sind,  nicht  zur  Ausifihrung  gebracht  werden 
können. 

b)  I)pr  andere  mögliche  Fall  ist  der,  dass  die  siimmtlichcn  Gerichte, 
etwa  unter  L.  ituQg  des  obersten  Gerichtshofes  ein  Gesetz  ei  n st  i  m  ni  i  g 
wegen  anj^eblichf  r  Verfassungswidrigktit  nicht  zur  Anwendung  bringi  n.  Dass 
ein  solcher  Zwiespalt  auf  die  Dauer  nicht  bestehen  kann,  unterliegt  keiudn 
Zweifta;  er  wtu-de  das  Verti-aucn  der  Bürger  in  Gesetz-  und  Bechlsordaung 
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enchflitern  und  vielleidit  so  vidiigenVerluindliingeii  zvischen  denGeiidrten 
und  den  Faktoren  der  Gesetzgebung  fftbren.  GlackUdierweise  isl  hier  die 
Hälfe  klar  vorgeieichnet  Entweder  nOmUeh  delit  die  GesetigelmDg  ein, 
dofiB  de  in  der  Tbat  einen  Fehler  begangen  hat,  oder  dass  die  Sache  weit- 
greifender Hassrcgeln  nicht  werth  ist:  dann  findert  sie  das  verfiissongawidrige 
Gesetz  ab;  oder  aber  sie  erachtet  den  materieUen  Inhalt  nnd  den  Zweck  des- 
selben fOr  widitig  genug,  um  znr  Rettung  desselben  eine  Ver&ssongsinderang 
oder  ein  fdmdiches  Terfiissnngsgesetz  anzuordnen,  in  welchem  Falle  die  Ge- 
richte natürlich  gehorchen  müssen.  —  Wollte  man  hiergegen  geltend  machen, 
dass  auf  jene  Nachgiebigkeit  der  Gesets^ebnng  keineswegs  sehr  zu  rechnen 
sein  werde,  bei  der  Anwendung  einer  Verfassuiigsiiiideiuiig  aber  der  ganze 
Streit  nur  (  in  blos.'jcs  Scheingefecht  sei,  indem  die  Oerichte  höchstens  wäh- 
rend euiigt  i  Zeit  die  Ausführung  des  von  ihiicii  Ijeanstandeteii  Gesetzes  hin- 
auszuschieben verinügen :  so  wäre  doppeltes  darauf  zu  erwidern.  Einmal  muss 
doch  angenommen  werden,  dass  die  (»csetzgebung  einer  einstimmigen  Ansicht 
der  Gerielite  über  die  Verfassungswidrigkeit  eines  Gesetzes  ernsthafte  Rech« 
nung  tragen,  und  nicht  bloss  aus  Hechthaberei  oder  Aerger  ihren,  vielleicht 
früher  von  ihr  aus  dem  jetzt  geltend  gemachten  Gesichtspunkte  gar  nicht 
betrachteten,  Beschluss  aufrecht  erhalten  werde,  und  zwar  gar  durch  eine 
Aenderung  an  der  Verfassung.  In  einem  solchen ,  begreiflicherweise  grosses 
Aufsehen  machenden  Falle  werden  die  Gründe  und  Gegengründe  von  allen 
Seiten  erörtert  und  beleuchtet  werden,  und  die  üflfentliche  Meinung,  welche 
auch  die  Factoren  der  Gesetzgebung  zu  beachten  alle  Ursache  haben,  wird 
gebieterisch  Nachgiebigkeit  auf  der  Seite  verlangen,  gegen  welche  das  Ur- 
theil  ausfüllt.  Sodann  aber  ist  jeden  Falles  eine  Yerfassungsveränderung 
keine  so  einfache  Sache.  Abgesehen  davon,  dass  Veränderungen  an  dem 
Grundgesetze  schon  aus  allgemeinen  politischen  Gründen  für  die  Meisten 
etwas  sehr  Bedenkliches  haben ,  und  selbst  bei  an  nnd  für  sich  zureichenden 
Gründen  vermieden  zu  werden  pflegen,  ist  auch  die  Zustandebringung  einer 
Acnd'^nir)^  in  den  meisten  Staaten  sehr  erschwert'  Leicht  kann  es  sich  also 
begeben«  dass  die  zur  Yertheidigung  des  verfasanngswidrigen  Gesetzes  ent- 
schlossene Zahl  nicht  genügt,  um  eine  Yerfassnngsfindenmg  durchzusetzen. 
In  dem  letzteren  Falle  bleibt  es  dann  einüsch  bei  der  Nichtanwendong  dnrch 
die  Gerichte  in  jedem  einzelnen  Falle,  und  es  ist  auch  hier  dann  von 
Anarchie  keine  Bede. 

6.  Indessen  aber,  wird  femer  noch  eingewendet,  sei  jedenMs  bis  za 
irgend  einem' Austrage  der  Sache  Ungehorsam,  üngewissheit  mid  mannig- 
fecher  Schaden  vorhanden.  —  Unzvrdfelhaft.  AUein  die  Frage  ist,  oh  nicht 
diese  Uebelstlnde  weit  niedriger  anzuschlagen  smd,  als  die  Möglichkeit  einer 
DnrchlOcherang  derYeriassnng  durch  ungerechtfertigte  Gesetzgebung?  Diese 
entschieden  zu  bgahen,  darf  man  keinen  Anstand  nehmen.  In  der  Handhabung 
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der  Bccliticmliiiiiig  dn*  ZweckmBsri^eit  den  Yonog  vor  dm  Reckte  zu 
geben,  ist  «n  imd  filr  sich  vidersinnig;  and  es  lisst  sidi  flberdieas,  veun 
damit  eimnal  der  AaUkog  gemacht  ist,  gar  nicht  ahsehen,  wohin  es 
fthxen  und  was  schliesslich  vom  Bechte  flbrig  bleiben  mrd.  Soviel  ist 
Jedenfidla  gewisa,  dass,  wenn  in  Einem  Falle  die  Abstnfnng  der  Nonnen 
md  die  wibediogte  Unterordniuig  der  niedrigeren  nnter  die  höheren  nkiht 
eingehalten  wird,  wedor  Grand  noch  MrigliVhkeit  vorbanden  ist,  ^ie  in  aji> 
deren  Fällen  zn  vertheidigen ,  nnd  die  Gnmdtsätie  Ober  das  richtige  Ver> 
bältni^is  der  Gesetze  unter  sioh  und  ihre  Fflgnng  zu  einem  folgerichtigen 
Ganzen  aufrecht  zu  erlialteu.  Dann  wird  numentiich  auch  die  Aiiweiidbar- 
keit  gesetzwidriger  Verordnung«*»  und  die  Ik'^eitifrnDj^  älterer,  an  sich  gül- 
tigf T.  (ri  setze  durch  solche  auftauchen,  und  die  Logik  Derjenigen  zu  Ehren 
kommen,  welche  diess  jetzt  sclion  verlangen.  Damit  hat  denn  nber  jede 
Sicherheit  der  Rechtsordnung  und  jede  Bedeutung  der  Verfassung  ftlr  die- 
selbe vdllig  ein  Ende.  Die  in  Frage  stehenden  Uebel  können  unter  Um- 
stinden  bedeutend  sein;  alldn  die  nichate  Folge  ist  doch  wohl  nnr  die, 
daas  ftr  mflgüchst  schnelle  Herbeifthning  eines  schliesslicfaen  Entscheides 
gesoi^  vrerdut  mnsa.  Base  von  einer  Unmöglichkeit  zn  bestehen  und  von 
einer  ünertrtgliehkeit  der  Zustande  nldit  gesprochen  wwden  kann,  beweist 
das  Beiapael  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerihn  am  besten.  Doit 
besteht  das  Beeht  der  Gerichte ,  verfassungswidrige  Gesetze  im  Kreise  ihrer 
Tbfitigkeit  nicht  in  Anwendung  zu  bringen ,  seit  vollen  70  Jahren ,  und  es 
ist  dasselbe  schon  in  sehr  vielen  Fallen  wirklich  zur  Anwendung  gekommen; 
n>n  einer  Anarchie,  oder  (5berhaupt  von  grossen  Uehelstünden ,  welche  nu« 
dieser  Uebung  entstünden ,  weiss  aber  Niemand  etwas.  Im  Gegentheiie  sind 
die  Menschen  dort  so  verstockt,  gerade  in  diesem  Schatze  durch  die  Ge- 
richte eine  grosse  weitere  Sicheri»teiluiig  der  Verfassung  im  Ganzen  und 
der  B«chte  des  Einzelnen  im  Besonderen  zu  finden.  Am  wenigsten  kann 
endlich 

7.  mit  Blnntschli  ein  Grund  gegen  die  Aufstellung  des  stricten  Rechts- 
gnndsatxes  darin  gefunden  werden,  dass  bei  den  gesetzgebenden  K<irper> 
Schäften  ein  lebendiges  Gefthl  ihrer  Pflichten  gegen  die  Terfiusnng  vorans- 
gssetzt  nnd  von  ihnen  die  hestSndige  Einhaltung  ihrer  Schranken  g^offlt 
■erden  dlirfe.  —  Unzweifelhaft  wird  von  Seiten  einer  verfhssungsgetreuen 
Gcsetigebong,  wenigstens  absichtlich,  keine  BeeintrAchtigang  der  Terüsssung 
ilattflnden.  Allein  bei  richtigem  Vcrhalti  n  tritt  auch  kein  Zusammenstoss 
'^'t  der  Anschauung  und  mit  der  Pflicht  der  Gericlite  ein,  und  der  aufge- 
'kllte  theoretische  Satz  bleibt  lediglich  auf  wissenschaftlichem  Felde  und  ohne 
Anwendung,  also  auch  ohne  deidibaren  Nachtheil  im  Leben.    Es  muss  doch 
atnr  auch  ein  gegentheiliges  Verhalten  und  eine.  Täuschung  jenes  gut- 
i&uUugen  Vertrauens  als  eine  MögiicUicit  in's  Auge  gefasst  werden.  Wober 
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soll  dann  Ilüljf  konimcn,  wenn  man  nicht  wagt,  ans  nnTweifelhaften  Vorder- 
Käthen  logisch  unanfechtbare  SchlO'^^o  m  zidun?  Ob  nnn  gar  nirmals.  mit 
oder  ohne  Absicht,  das  Vertranen  in  die  Terfassnngsmnssigrc  Gesinnung  einer 
gesetzgebenden  Gewalt  getäuscht  worden  ist ,  diess  mag  die  Gt  schichte ,  bis 
in  die  neueste  Zeit  herunter,  beantworten.  Hatte  es  nicht  z.  B.  Preussen 
sehr  wohlgethan,  wenn  in  Art.  106  seiner  Verfassung« -Urkunde  gerade  das 
Gegenthcil  von  dessen  itzigeii  Inhalte  angeordnet  gewesen  and  solches  be> 
folgt  worden  wäre? 

II.  Auf  den  ersten  Anblick  sclirint  dieselbe  Schlnssfolgenmg,  welche  bei 
den  Gerichten  entscheidet,  bei  den  Verwaltungsbehörden  ebenfUls  statt* 
finden  zn  mflssen.  Auch  sie,  sollte  man  glauben ,  haben  nur  gültige  Gesetae 
an  Tollziehett,  and  nicht  schon  solche,  welche  sich  blos  dafür  ausgeben.  Den- 
noch wäre  diese  Ansieht  eine  onrichtige,  und  es  verhalten  sich  die  Hechte 
und  Pflichten  der  terwaltongsbeaittten  zn  der  vorliegenden  Frage  wesentlich 
anders,  als  die  der  Richter. 

Es  ist  nämlicb  zn  bedenicen,  dass  die  Aufgabe  der  Verwaltang  nldit  so* 
wolü  darin  besteht,  die  gegebenen  Gesetze  anf  einzelne  Fftlle  anzuwenden, 
als  dafls  ihr  die  Ansfilbning  eines  ganzen  Syatemes  von  Bicbtnngen  ui 
Anstalten  zor  Erreiebnng  des  Staatazweckes  obliegt  Hierzu  ist  denn  nsa 
aber  einheitlicher  Befehl  vnd  strenge  Leitang  von  oben,  somit  Gehorsam  bd 
den  Untergeordneten  notbwendig.  Wenn  den  Terwaltungsbeamten  gestattet 
wäre,  eine  von  der  des  Staatsoberhauptes  oder  der  von  ihm  gesetzten  obcr> 
flten  Behörden  abweichende  subjektive  Abweichung  zur  Geltung  zu  bringen, 
so  könnte  die  ganze  Thttigkeit  des  Staates  gelflhmt  werden  und  wOfde 
jeden  Falles  unberechenbare  Yerwirrung  ond  Unsicherheit  in  weiten  Kreisen 
entstehen;  die  oberste  Gewalt  wäre  in  die  Unmöglicbkelt  versetzt,  ihre  Plane 
dnrcbzuibhren  und  auf  das  Eintreten  der  Yollziebung  ihrer  Maassregeln  zu 
rechnen.  Von  weldien  Folgen ,  selbst  vielleicht  fttr  den  Bestand  de8«6taatea 
oder  filr  das  Leben  der  Barger ,  diess  a.  B.  in  auswärtigen  Angelegenheiten 
oder  bei  Gesundheitsmaassregeln  sein  könnte,  bedarf  nicht  erst  eines  Ksch- 
weises.  Die  ganze  Stellung  des  Yerwaltungsbeamten  ist  eine  wesentlich  ge- 
horchende ,  auch  was  den  Inhalt  der  ihm  ertheilten  Befehle  betrifft;  und  diess 
zwar  im  Interesse  der  Erreichung  des  Staatszweckes  selbst. 

Der  Fall  eines  Zweifels  über  die  Verfassungs  -  und  Gesetzmässigkeit 
eines  erhaltenen  Befehles  kommt  denn  nun  allerdings  einem  Verwaltungsbe- 
amten häufiger  vor.  In  der  Verwaltung  brgiebt  es  sich  nämlich,  und  zwar 
keineswegs  ganz  selten,  dass  nur  die  Alternative  ist,  entweder  mit  vi  lltin 
Bewusstsein  und  mit  der  ganzen  Einsicht  in  die  Verantwortlichkeit  foiiüill 
gesetzwidrige  Handlungen  vorzunclmion,  selbst  gegen  die  Verfassung  zu  Ver- 
stössen, oder  eine  für  wnthit?  erarhtcte  Maas^-regel  zu  unterlassen.  Hier  un- 
bedingt fhr  die  Eijüuütuug  des  lormalen  Bechts  zu  entscheiden,  gienge  gegen 
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den  gesaadcn  Menschenverstand  und  gegen  den  Staatszweck.    Der  FalJ  ist 
ein  izixm  anderer,  als  bei  der  Aufrcohterlialtnng  des  Gesetzes  in  der  Rechts- 
ordnung.  Im  Gebiete  <ios  Rechtes  thnt  vor  Allem  die  unbedingte  Gewiss- 
heil  ooth,  dass  das,  was  als  Recht  erklärt  ist,  auch  wirklich  als  solches 
gehalten  wird.   Ob  und  welcherlei  Unzutrilglichkcitcn  sich  daraas  ergeben 
mögen,  iit  Nebensache,  and  awar  am  fo  m^,  als  es  sfeh  ünmer  mr  tod 
eüueloen  YerhJUtnisBen,  nicht  aber  von  allgemeinen  Maassregeln  handelt 
Bei  der  Terwaltnng  dagegen  ist  die  Erretchong  bestinunter  sacUicber  Zn- 
stlade  die  Aufgabe.  Wenn  es  sich  also  seigt,  dass  eines  der  regelmAssigen 
stt  Erreiehnng  eines  solebeo  Zifecks  bestimmten  Mittel  in  einem  ooncreten 
Falle  ansnahmsweise  denselben  nicht  nur  nicht  fördert  ,  sondern  ihm  sogar 
entschieden  im  Wege  '?teht:  so  ist  es  allerdings  Sache  der  üeberlegung,  ob 
die  Nichterreichung  der  Aufgabe  oder  die  Bciseitsetznng  des  Mittels  der  klei- 
nere Ui'lulstanfl  i'=;t.    Zn  diesen  Mitteln  geliDren  denn  nnn  namentlich  auch 
die  versciiied'Tir'Ti  Artt'n  von  allgemeinen  befebbnden  Normen,  Ton  der  Ver- 
fa?<?nng!übe«Jtimmuug  herab  bis  zn  der  einfachen  Verordnnntr.  Sie  haben  keine 
Bedtutmm  an  sich,  sondern  nur  in  so  ferne  ^^ie  die  Verwirklicliuug  der 
SUiatsauigube  sichern;  und  es  tritt,  Venn  ihre  Allgemeinheit  im  Wege  steht, 
Äe  oben  gestellte  Frage  in  den  Vordergrund.   Ob  nun  die  Verletzung  der 
Begd  das  geringere  öder  das  grossere  Uebel  sei,  konmit  anf  die  TerhSlt- 
Bisse  des  einaeben  Falles,  namentlich  anf  die  Grösse  des  in  Frage  stehenden 
Kntsena  und  auf  die  innere  Bedentnng  der  Norm  an,  and  £e  ^tsehddnng 
bann  gegen  die  starre  ElnhAlttmg  der  allgemeinen  Torschrift  anslallen.  Pflicht 
der  leitenden  Behörde  ist  es  dann,  in  diesem  Sinne  zn  handetai  vnd  anzn- 
erdnen.  —  Naturiich  soll  damit  nicht  gesagt  sein ,  dass  Gesetzes  -  und  Ter^ 
fassongsverletsongen  rein  in  das  Belieben  der  Verwaltnngsbehörden  gestdlt 
seien;  Tielmehr  sind  dieselben  selbstredend  verantwortlich  dafar.   Nicht  nur 
bh  ibt  der  Bruch  immer  formale?  Unrccbt;  sondern  es  ist  anch  gar  kein  un- 
bedeutender sachlicher  Nachtbfil  für  den  Staat,  wenn  eine  gesetzliche  Norm 
offen  missaehtet  wird,  f-ei  der  Gmnd  welcher  er  wolle.    Es  ist  also  auch 
immer  in  das  wohlerwogene  und  gewissenhafte  Ermessen  des  zur  Wahrung 
der  Verfassung  Berufenen  gestellt,  ob  sie  bei  völliger  Unmöglichkeit  der 
Qes^iesfOllziehung  Straflosigkeit ,  bei  überwiegendem  Nutzen  wenigstens  Ver-  , 
seihbarkeit  annehmen  können  ond  «ollen.  Mit  anden  Worten,  es  ist  flache 
der  ToDtsTertretang  in  jedem  ebiselnen  Falle  zu  prüfen,  ob  die  Verwaltung  bei 
«inen  Gesetses-  und  Teriassongsbnidie  in  gutem  Olanben  handelte,  ond  oh 
dw  beabsichtigte  Nntiea  eine  Terletzung  der  regehnftsiogen  Ordnung  flhenriegt 
oder  nicht.  Im  Teneinangsfidle  hat  sie  eine  Verw  ahrung  einzulegen  oder  gar 
«iae  Klage  anzusteUen ,  bei  Bejahung  dagegen  eine  Bill  ol  indemnity  m  be- 
willigen.   Nur  ist  dabei  zu  bemerken,  dass,  wie  immer  dieses  Urlheil  aus- 
hdlen  ond  was  dessen  Folge  fikr  den  Leictatsiunigeu  und  Gewissenloseu  o^er 
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für  den  muthip;cn  nnd  pflichtgetrcucn  Utbertreter  sein  mag,  jeden  Talle«; 
nur  die  obersten  Anordnendt  n  und  nidit  dif  unteren  Vollziehenden  die  Ent- 
»cheiduiijL'  ftber  Kinlialti'n  üucr  iJci^citMt/uiiß  der  allpreraeinen  Normoii  m 
treffen  liaheii,  uiid  mir  jene  zur  Verantwortung  gezogen  werden  köniKni. 
wenn  nicht  <Ue  Einheit  der  Staatsgewalt  und  die  Kraft  zur  Durchlührung 
der  Staatszwecke  vernichtet  sein  soll 

Ist  dem  mm  sdion  so  bei  einlacben  Befeblea  der  Torgeietzten  oder  bei 
gesetzwidrigen  Verordniuigeii,  m  kann  von  einem  Becbte  nnd  einer  Pfliebt 
der  Venfdtnngsbeamten,  einem  verftssongswidrigen  Qesetn  die  Anwendung 
zn  yersagen,  noch  weniger  die  Rede  sein.  Hier  ist  selbst  die  Frage,  ob  nicht 
die  Yolksvertretang  die  Terletnmg  zu  einer  Yeruitwortnng  geeignel  finden 
ItOnnte,  bereits  entscbieden  m  Gnnsten  des  die  Yolkdebnng  befehlenden 
Vorgesetsten;  die  Repräsentation  stimmt  ja  ausdtilcklich  der  Handlungs- 
weise zo,  und  esj  steht  nicht  einmal  die  Möglichkeit  in  Aussicht,  das^s  die 
ertheiltc  Anwei^nnp  wieder  /nrnekt^enommen  werden  niflp<?te.  Hat  daher 
auch  eine  Norm  soklier  Art  an  sich  lilr  den  Verwaltunj^vlieanitm ,  so  wenig 
ali»  für  einen  son>ti^'eii  Staatsangehörigen,  eine  rechtliehe  Bedeutung,  so  ist 
er  doch  in  keiner  Beziehung  in  der  Lage,  derselbe  den  Gehorsam  zu  ver- 
weigern. Sie  ist  für  ihn  voUziebbar,  weil  seine  vorgesetzte  BehOrde  sie 
ihm  erüfifnet  hat. 

Diess  haben  denn  nun  auch  <He  neneren  Terfiusangen,  iirenigstens  die 
des  Festlandes,  selbst  anerkannt.  Sie  erküren,  znm  Tbeile  mit  ansdrBck- 
lieben  Worten,  daas  die  Pflicht  des  bloss  verfassungsmässigen  Gehorsam 
sich  in  der  StaatsTerwattong  nicht  auf  die  Untergeerdneten  besiehe, 
sondern  diese  die  ihnen  von  den  regelmassigen  nnd  znstftndigen  Yorgesetzten 
ertheilten  Dienstbefehle  ra  heiblgen  haben,  die  Yerantwortliehkeit  für  letctere 
aber  ansschliesslich  eben  diese  Oberen  treffe.  Höchstens  wird  in  einigen 
Yor&ssongen  die,  an  sich  sehr  wenig  wirksame,  Bestimmnug  beigeftigt,  dass 
der  untergeordnete  Verwaltungsbeamte,  welchem  ein  seiner  Meinung  nach 
gesetz-  oder  vcrfa^sungcwidriger  Befehl  ?tipelio .  vor  Allein  eine  Vo]  trl- 
lung  bei  dem  Vorgesetzten  m  machen,  bei  Beharren  desselben  aber  zu  ge- 
horchen habe. 

Dass  die  Befolgung  dieser  Vorsehrift  die  Verwaltung  in  Widersprach 
mit  den  Gericliteii  bttzen  kann,  und  dass  ein  solcher  Zustand  sein  jn'osses 
Bedenken  hat,  unterliegt  freilich  keinem  Zweifel.  Allein  uichtü  wäre  un- 
richtiger, als  hierans  einiin  Schlnss  rttekwarts  vu^k  anf  eine  Gdiorsams» 
Pflicht,  der  hi  ihrem  Amte  vom  Befehle  Yorgesetzter  wnabhftngigcn,  Qeridite 


1)  I«  wto  ftni«  df «  CMi«fwnM|Hndit  4«  l7iKcrsa«HbMlM  andh  An«  QiiaM  kat,  t.  B.  tai 

FaUe  der  AnordntitiK  vinr-  ~i  r  ii-  iv  -i  ^''-rhrrthen«  oder  eine«  In  die  nnitlii  ^ir  ZusfSndlgkeit  kai 
nicht  (dnschU«enden  AiUUugus,  kjum  hier  --  «Jj  die  Uaoptf^e  nicltt  berukrend  —  fUglich 
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zn  machen.  Vielmehr  tritt  im  Gegcntbcile  das  dcu  Gericbtrn  zustehende  Recht 
der  IQebtbefolguDg  In  ein«  um  so  entschiedenere  Bedeutung  und  ist  um  so 
fMter  n  halten.  Wirkt  dann  dodi  die  Vefletmiig  der  Terfkasang  migttane 
nicbt  in  alkn  Theileo  des  Staatslebeaa,  and  wird  tSaB  nieht  aa  fiber- 
sdiende  Hahnong  gegeben,  die  ganze  Angelegenheit  nochmals  einer  erufe» 
haften  Prfliong  m  nnteniehea  ond  dnreb  eine  allseitige  Bflckliehr  aar  Ter- 
bssnng  die  Behörden  desStaatea  wieder  nnter  sich  in  EfnUang  an  bringen. 

m.  Was  endlich  das  Verhalten  einfacher  Borger  zu  Terfassungs- 
iridrigen  Gesetzen  betrifft,  so  finden  unzweifelhaft  die  Grundsätze  über  den 
blos  vci-fassang?!mas«!igen  GehorsaTii  hipr  ihro  volle  Anwcndang.  Für  den 
eiiuelncn  Staatsgenosseu  ist  die  Verlassuug  die  oberste,  allen  andern  Be- 
fehlen und  Anordnnnpen  vorgehende  Noi-in.  welcher  er  unbedingten  Gebor» 
saiü  scbultiig  ist;  die  Gesetze  haben  fnr  ihn  nur  in  so  ferne  Göltigkeit,  als 
sie  vcrfasbungsgemäss  sind;  die  ^irurdnungen  eudlich,  wtiiii  und  soweit 
ihnen  Gesetzmässigkeit  zukoiuiut  Die  Anmuthung,  einem  ver£u&äuugswidrigen 
Gesetze  zu  gehorchen,  ist  für  ihn  ein  Widerspruch  au  sich;  und  dass  der 
Bsiger  nicht  bloa  die  Form,  sondern  aneb  den  Inhalt  der  Gesetze  einer  PrO- 
laag  za  lintefziehen,  nach  dem  Ergebnisse  derselben  aber  za  bandeb  be- 
reditigt  trt,  ergibt  sich  ehifiusb  darans,  dass  er  ein  Becht  nicht  blos  auf 
die  Form,  sondern  aneb  anf  den  Inhalt  der  Ver&ssang  bat 

Hiergegen  will  denn  nnn  freilich  eingewendet  werden,  dass  in  einem 
Staate  mit  Volksvertretung  das  gesammte  Volk,  also  auch  der  einaelne  fiftr* 
gtr,  seine  Rechte  gegenüber  von  der  Regierung  an  seine  Repr.lsentiniten 
abgetreten  habe  und  sich  dem  fügen  müsse,  was  diese  in  Staatssiaheu  be- 
schliessen.  Dieser  Satz  ist  jedoch  in  solcher  Ausdehnung  nicht  richtig;  es 
ninss  vielmehr  ein  Unterschied  gemacht  werden.  D:i!>s  in  einem  Staate,  wel- 
i  htri'inc  V()lk?<v(  rtrt  tung  hat .  diese  allein  berechtigt  üt,  gemeinschaftlich 
iiiit  der  Regierung  gewisse  allgemeine  Maassregeln  vorzunehmen,  und  dass 
fcit*  durch  ihre  üuudlungeu  die  Gcbummtbeit  der  BUrger  uud  jtdtu  iüiiuclueu 
derselben  bindet,  unterliegt  keinem  Zweifel  Allein  diese  Berechtigung  einer 
aad  diese  Yerpffichtang  anderer  Seits  findet  doch  nor  statt,  ineofene  sieb 
die  TolksTcrtretong  in  ihrer  ZnsUndigkeit  hftlt.  Eine  Handlung,  za  welcher 
sie  selbst  kein  Becbt  bat,  kann  aneb  kein  Becht  nnd  keine  BeebtspDicht 
icbaffen,  sondern  ist  von  Hanse  ans  nichtig  nnd  ohne  alle  Folgen.  Die  Zn- 
■tindigkeit  der  Yolksvertretnng  aber  wird  zonAcbst  bestimmt  dnrcb  die  ans- 
drficklichen  Satzungen  der  Verfassung;  nnd  sollten  diese  etwa  schweigen, 
durch  das  Wesen  und  den  Zweck  der  ganzen  Einrichtung.  Da  nun  aber 
klbstredend  keine  einzige  Verfassungsurkunde  besteht,  in  weicher  der  Stunde- 
Tmammlung  das  Recht  einer  Mitwirkung  zu  verfassungswidrigen  Gesetzen 
aosdrücklirb  eingoräumt  ist;  und  da  es  eben  so  unzweifelhaft  nicht  siillsi  inM  i- 
geud  in  dem  Wesen  der  Einrichtung  liegt,  die  Verfassung  auf  venaäfciuig^. 
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widrigem  Wege  zu  iadern:  so  kaan  aotth  Ton  einer  (Jcberlassong  einer  aol- 
chen  BfefagrtM  dnreli  dta  Volk  wai  m  einer  VerpHicbtiuig  za  gehorchea. 
Illr  dieaee  nkiht  die  Rede  sein.  Es  stellt  eise  der  einzelne  Bürger  im  Falle 
etaes  verfiMnngsiridrigeB  Gesetzes  dnfiMli  einem  Unredite  gf^enttber,  a 
welchem  sncnstimmca  er  Ziemend  das  Bedit  gegeben  hat,  noch  ancli  mir 
geben  tonnte.  Wenn  mm  si^er  imin  Reehtsverstlndiger  behaupten  kann, 
dass  die  Rechte  des  Staatseberhauptes  durch  eine  verfassungswidrige  Hand- 
lung der  Ständeversammlung  gültig  beschränkt  und  gekränkt  werden  können, 
so  sollte  Iblgf'riohtigpr  Weiso  auch  keiner  den  Sut/  ftufsl»  llcn,  dass  die  Rechte 
der  IJürgi  r  durch  eine  Handlung  solcher  Art  aufg«  hoben  werden.  Es  bleibt 
eben  iu  diesem  Fallo  Alles  beim  Alton .  d.  h.  beim  blos  vcrfassungsniAssigen 
Ciehorsam.  Dio  cigcnthflmlichpn  Ausniiiiinshf"!timmungen  für  Verwaltungs- 
beanite  aber  habta  natürlich  ki  iuorlci  Btdt  utung  fflr  Nicht beanite .  sondern 
sind  als  Ausnahmen  einschrünkeud  £ü  erklären,  d.  b.  nur  von  jenen  lieauiteu 
and  filr  sie  in  Auspmcb  zn  nehmen. 

Ebenso  wenig  ist  die  Einwendung  durchgreifend,  dass  die  Anerkennung 
einee  Bechtes  Ar  jeden  einseinen  UntertlHmen,  einem  Gesetze  nicht  zu  ge- 
horchen weil  dasselbe  nach  seiner  snbjektiTen  Ansicht  verfossnngswi^gen 
Inhaltes  sei,  zur  Anarchie  ffthre,  indem  keineswegs  etwa  blos  bm  wirklich 
Terikssungswidrigen  Gesetzen  Ungehorsam  vorkommen  kOime  und  vorkonmen 
werde,  sondern  auch,  sei  es  ans  Unverstand  sei  es  aus  bösem  Willen,  bei 
den  niitadelbaftesten  Anordnungen.  Hier  waltt  r  « iu  groln  s  Mi^-bverstfindniss 
ob.  Das  Recht  des  einzelnen  Büi^ers  anf  blos  verfassungsmässigen  G(  hor- 
sam  ist  keineswegs  gleichbedeutend  mit  einem  Rechte,  naeh  Brliihni  und 
ungestraft  auch  gültige  Gesetze  ni(ht  /u  ht  folgen,  blos  weil  er  dieselben  für 
ungültig  hält  oder  diess  wenigsten?  biliauidet.  Vielmehr  bleibt  ein  Jeder 
ßämmtlichen  gültigen  Gesetzen  unterworfen  und  hat  er  die  ganze  Schwere 
der  Straigcualt  des  Staates,  sowie  dessen  Recht  und  Macht  eine  unmittel- 
bare Befolgung  der  Befehle  zo  erzwingen,  zu  befahren,  wenn  er  unbefugt 
den  Gehorsam  verweigert.  Hichls  ist  begreiflicher,  als  dass  die  Regierung 
den  ftemUch  ansgesprocbeoen  Ungehorsam  eines  Bftigers  gegen  ein  GeseU 
Dicht  rahig  htamimmt,  sondern  ihn  deeshalb  zur  yerantwortnng  sieht  Sache 
des  eine  Nichtbefbignng  in  Ansprach  Nehmenden  ist  es  um,  zn  erweisen, 
dass  er  im  Bedile,  das  hdsst,  dass  das  hi  Frage  stehende  Gesetz  ein  ver* 
fassnngswidrigcs  ist.  Kann  er  diesen  Beweis  nicht  zur  Ueberzeogung  der 
richtenden  BehArde  liefern,  so  wird  er  nicht  nur  zum  Gehorsame  angehalten, 
sondern  auch  wegen  seiner  Wider&it^lichkcit  gestraft.  Von  Anarchie  ist 
nlf^o  hier  so  wenig  die  Rede,  als  in  allen  andern  F;\lh  n  von  Ungehorsam 
gegen  die  Gesetze,  welohp  der  Staat  durch  seine  Macht  und  durch  sein  Straf- 
rt'tht  wieder  zur  Ordiiuug  bringt;  im  Gegentheile  wird  das  Ansehen  des 
Staates  durch  einen  solchen  Vorgang  gekräftigt  und  werden  die  Untcrtbancn 
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von  Gdfliten  n  uigereditfiertigteiii  Ungehorsame  geheilt  werdeiL  Wem 
aber  der  Biebter  tdrUicb  die  Yerlaasiiiigswidrigkeit  des  in  Frage  stehenden 
Gflsettts  anerkennen  ransB,  nnd  wenn  er  also  in  Befidgnng  der  oben  anfge- 
sfeeüten  Lehre  den  Ai^eachnldigten  straflos  erliUrt  wegen  Kichtheacbtnng 
eines  rechtlich  gar  nicht  vorhandenen.  Qesetses;  so  ist  «nch  hier  wieder,  wie 
diese  sattsam  bereits  ao^geführt  ist,  noch  lange  keine  Anarchie  vorhanden, 
soodoa  vielmehr  im  Gr^rntheUe  Aofrechterhaltung  des  Hechtes  in  einzelnen 
Fällen,  in  welchen  es  bcdioht  war,  and  Zarückweisang  von  Beamten  in  dia 
Schranken  ihrer  Zui^t<indigkeit ,  was  ebenfalls  kein  Unglftck,  sondern  im 
Gegentheile  eine  Wohlthat  für  InV-^i^r  xnv]  ?t.iat  ibt. 

Dass  unter  solchen  Umständen  der  Eiitschluss  des  einzelnen  Uatertha- 
nen,  sich  auf  seinen  blos  verfassungsmässigen  Gi  horsam  zu  berufen  nnd  einem 
von  ihm  für  verfassungswidrig  gehalteneu  Gesetze  den  Gehorsam  zu  ver- 
velgem,  fOr  ihn  persönlich  nichts  weniger  als  unbedenklich  ist,  und  leicht, 
sei  es  bei  eigener  &lscher  BeortheUimg  des  Gesetzes  ^  es  bei  einem  im- 
riehtigea  Verfiduen  des  Bicbters,  zu  sehr  schweren  Folgen  fbr  den  keck 
Veraagehenden  iQhien  kann,  bedarf  keines  Beweises.  Es  gehftrt  daher  jeden 
Falles  grosse  Ycrfuenngstreae  tmd  entschieden»  Math  dain,  sich  allen  die- 
sen Gefiahren  aasnsetzen;  nnd  es  ist  keineswegs  zn  erwarten,  dass  die  Fftlle 
sehr  häufig  sein  werden,  in  welchen  das  Recht  im  constitutloneUen  Staate  to 
sehr  auf  die  Spitze  gestellt  wird.  (Was  demi,  gelegentlich  grsugt,  auch  die 
Besorgnisse  der  Aug^tmänner  j-chr  zu  mindern  geeignet  srin  dürfte.)  Wo  aber 
immer  die  Achtung  vor  der  Verfassung  des  Landen  und  das  Bewusstsein 
des  staatsbürgerlichem  Rechtes  so  weit  getrieben  wiid  und  der  Einzelne  so 
opferbereit  ist,  kann  es  uur  als  ein  erfreuliches  Zeichen  staatlicher  Durch- 
bilduiig  und  männlicher  Gesinnung  betrachtet  werden.  Fast  mocUlt  man  so 
weit  gebeu  zu  beUaupteu,  dass  selbst  ein  Mis^riff  von  Seiten  eines  Borgers 
nicht  viel  weniger  erfreulich  sei,  indem  ehur  Sdts  die  Gesinnung  sich  als 
die  nbnliehe  erweise,  auf  der  anders  Seite  die  Staatsgewalt  durch  Aufrecht- 
eihaltimg  ihres  Bechtes,  snm  mindesten  gesagt,  nichts  verliere. 
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Vdber  die  Bamtnmgr  der  etändiechen  Terhandliiiiflreit  nir 

Auslegung  von  Gesetzen. 

Unter  den  manchfachen  Folgen,  welche  die  Thoilnahmo  der  Stnnfiever- 
sammlungen  an  der  Gesetzgebung  erzeugt ,  ist  kt  iue  der  uiibedeutendsteD 
die  Jedem  eröffnete  aktcnmässige  Einsicht  iu  die  Geschichte  der  Gesctzcs- 
erzeuguug  und  die  Aufhäufung  höchst  zahlreicher  und  umfassender  MaterU* 
Ifen  zur  Auslegung.  In  den  consUtutiouellen  Staaten  treten  uns  die  neuen 
Geset»  nicht  «mrendwos,  beroito  vollendet  and  gldchsun  gewappnet  eufp 
gegen,  wie  eine  IGnerra  ans  einein  Jnpitersbanpte;  sondeni  wir  irobnen 
ihrer  BUdnng  von  dem  ersten  YorscUage  an  durch  alle  Stadien  md  Schidc- 
nle  der  Entwickelong  bei ,  genau  ontenichtet  Aber  die  .  allgemeinen  Absiditen 
und  Uber  die  Begrfindnngen  der  einsehien  Sfttn.  Und  nenn  denn  endlich 
das  Qesetz  zur  Nachachtnng  und  Anwendung  bdcannt  gemadit  ist,  wenn  es 
somit  genau  und  richtig  verstanden  werden  muss:  so  liegen  neben  dem 
kahlen  Tixtc  des  Gesctiblattes  noch  kleine  Berge  von  erlautenidc  n  Urkun- 
den. Da  sind:  der  erste  Entwurf  der  Regierung,  begleitet  mit  Motiven 
und  Einfühningsvortrao; :  der  Hauptbericht  der  zur  Begutachtung  gewählten 
stänciisclieii  Conimission ;  die  Protokolle  über  die  Verhaadiuiigeu,  mit  den 
Acubseruugiu  und  Anträgen  der  StÄndenülglicdcr ,  den  Erklärungen  der 
Regierungs-Commissiün ,  dm  licschlQssen  der  Kanimer;  die  Alittheilungeu 
aber  das  Geschehene  an  die  andere  Kammer;  von  dieser  wieder  die  Pro- 
tokolle; häufig  RadiiosBemngen  und  OegeBTOrschUge  deneto,  mit  den 
dadurch  weiter  herrorgenifenen  Berichten,  Yerhanülnngen  und  Beschlossen; 
SchbuserkUlmngen  an  die  Begicrang;  leiste  Antworten  derselben;  vleUcicfat 
noch  Vcrhaodlangen  Aber  die  fonnelle  Bedaktion,  Beschwerden  Ober  FeUer 
in  derselben,  nachträgliche  ErUatmmgen.  In  allen  dieeen  Aktenstflcken 
aber  sind  Nachrichten  enthalten  Uber  die  Absichten  und  A"«^^^**^  der 
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Fictoren  der  Gesetzgebung  an<^  einzelner  ibror  Mitglieder,  Krläuterongen, 
yenrabnmgen,  Yoranssetangen.  Kurz,  wenn  bei  den  anf  andere  Weise 
»  Stande  gdunnmaien  nnd  nur  fn  ihrer  Endabfossnng  beliaonten  Gesetzen 
nicht  Betten  über  ünbd[anntseliaft  mit  dem  Willm  des  Gesettgebm  geldagt 
werden  an»»,  ist  hier  des  Guten  beinahe  xa  viel 

Und  smir  ist  kein  Tbeil  der  Geseta^^bong  nnd  des  Bedites,  weldier 
durch  diesen  Zustand  nicht  berührt  würde.  Unser  Zeitalter  ist  ein  gcset^- 
reiches.  Wenn  eine  ständische  Verfitösuttg  auch  nui*  erst  einige  Jahrzehende 
besteht,  so  sind  doch  immer  schon,  aasscr  den  nöthigen Fiuan^gesptzon,  neue 
Xorinen  über  straCrcilitlirhe  und  über  civilrccbtliehe  Materien,  über  ge- 
richtliches und  ausscrgehchtlichcs  Verfahren  pegebt  n;  das  otfcotliibe  Recht 
pflegt  ohnediess  eine  Umwandlung  erhalten  lu  haben,  und  auch  an  der 
PoUzeigesetzgebnng  wird  viel  zugesetzt,  verbessert  und  vtrbüicrt.  Isicht 
selten  sind  ganze  Gesetzbücher  das  Ergcbniss  dieser  Thutiglieit. 

£s  int  somit  nidit  tfmUA  n  verwnndem,  dass  schon  iriederbolte  Ver- 
suche gemacht  rnffden  sind,  das  Yerfa&ttniss  der  oben  anfjsefUhrteii  Uate- 
lialien  nun  Texte  det  Gesetae  und  die  Art  und  Weise  ihrer  Yerwendong 
am  Behaie  der  Auslegung  wissenschaftlieh  genau  zu  bestimmen;  als  es 
vielmehr  Staunen  erregen  mnss,  dass  eine  in  diesem  Grade  prahtisch  ^ch- 
tige  Frage  so  spät  die  gehörige  Anfinerksamkeit  auf  sich  sog!  Wenn  aber 
fon  denjenigen  Rechtsgelehrten,  welche  sich  bis  Je  t/t  über  diesen  Gegen- 
stand äusserten,  sehr  divergirende  Ansichten  geltend  gemacht  werden,  so 
dass,  je  nachdem  die  eine  oder  die  andere  als  die  richtige  angesehen  und 
«agewendet  wird ,  auch  wesentlich  verschiedene ,  tief  iu's  Leben  eingreifende 
Ergebnisse  folgen:  so  scheint  es  sehr  an  der  Zeit  m  sein,  dickem  Wider- 
streite der  Meinungen  wo  möglich  ein  Ende  zu  uiatlitu  uud  der  richtigen 
Lehre  die  allgemeine  Anerkcrjüuug  zu  vcrschafFen.  Es  handelt  sich  hier 
lüuixlic  herweise  von  Leben,  Freiheit  und  Kluc,  von  deu  btuul^burgti liehen 
Rethteu  und  ihren  Garauticen,  von  Thronfolge  recht  und  Thronfolgcorduuog, 
Ober  weldm  so  oder  aodws  entschieden  werdcm  mm»,  Je  nachdem  diese 
oder  jene  Anwendung  von  den  Auslegangsmittcln  gemacht  wird.  Die  zur 
RntscheiduDg  zu  bringenden  Fragen  aber  sind  doch  nicht  so  verwickelt, 
dass  mdit  eine  gemekiscbaftliche  Uebelrzeugung  sollte  zu  Stande  xa  bxin- 
gen  sein. 

Die  im  Folgenden  versuchte  Ansfthmng  ist  bestimmt,  zu  dieser  Yer^ 
siidfnng  beizutragen  *). 


1)  Die  rornPK.'nae  Abhandlnng  enchten  luewt  Im  AroblT«  4««  GrimimilreohU, 
^  Stück  i  und  3.  Sic  wird  hier  im  Wesentlichen  unverindert  gegeban,  dft  dl«  MUgiamilllMi 
Aukrhtea  aueh  itxt  ooch,  n«cb  wiederholter  FriifunK.  die  UeberJteugWf  4M  TarfMMl  tdsA} 
iMh  sind  manchfache  Zusätze  nnd  «ilkistt  Modiflcattooea  beigefügt 

T.  Mobt,  öUMUrevbI.  Bd.  L  ^ 
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03ge&w&rtiger  Stand  der  Ansiciitea. 

Das  Ycvdicnst  der  ersten  Anregung  nicht  nur,  sondern  auch  einer  rIs- 
bfüdigen  Foraittlinuig  TOn  Lehrsätzen  hat  sich  C.  G.  v.  achter  in  seinem 
Commcutar.  de  lege  Saxon.  VIII.  Febr.  1834,  (Lips.,  Iö35,)  und  darnach  in 
seinen  «Abhandlungen  air>  dem  Strnfrccht»  (Leipzig,  1835),  erworben.  Seit 
dem  dadurch  rjr'^'tbonen  An^tn^Nt-  hat  eluf  bedeutende  Anziihl  von  Rechts- 
gelehrten  Ibiil»  ia  eigenen  Schriften .  theils  geU-gentlieh  sieb  mit  der  Fiage 
bcicliäftigt,  bald  ganz  zustimimnd,  bald  nur  zum  Thcile.  bald  endlich  eut- 
schitdeii  Widerspruch  einlcgtud.  So  haben  sich  dtuu  drei  \on  einander 
wesentlich  verschiedene  Ansichten  gebildet,  von  welchen  die  erste  den  biüimU- 
liclien  Aeusscran^n  der  gesetzgebenden  Faetoren  eine,  näher  bestimmte, 
Bedeutung  beimisst,  die  zweite  nur  einigen  derselben  eine  soldie  einrinmt, 
i'inc  dritte  endlich  gar  keinen  Wertb  anf  sie  legen  «iU.  —  Es  sind  von 
jeder  dieser  Ansichten  nachstehend  die  Sfttee,  deroi  Begründung,  endüch 
die  Aubängcr  aufzuführen 

L  Wachtcr's  Ansicht  geht  Ton  dem  allgemeinen  Satze  ans,  dass  die 
ein  Gesetz  anblendende  Behörde  den  uaehweii>baren  Sinn  des  Gesetzes  sn 
befolgen  habe ,  und  dass  sie  desshalb  auch  die  Worte  des  Gesetzes  in  dem 
von  dem  Urluber  nachgewiesenerniassrn  damit  verbundenen  Sinne  anwenden 
müsse,  unbekümmert  darum,  ob  etwa  diese  Worte  mehr  oder  weniger  aus- 
drücken.  als  dip'itn  Sinn.    Ah  der  nachweisbare  Sinn  erscheint  ihm  aber: 
1)  diij  ni|,'o,  Ube:r  welchen  sicn  H'  gicruiip  nnd  Stände  förmlich 
veruiibaren,  z.  B.  durch  au'-drücklichtn  Au   j  i  uh  ein«»r  Voraus- 
setzung von  der  einen  und  iben  so  au'^dnu  kliclic  Zustiiiiimnig  zu 
derselben  von  der  andern  Seite.    Gleicbgebteiii  einer  ausdrücklichen 


1)  Wenn  tanNaAttebenden  nnr  dcotsehe  Seehtwelehrte  nureflllirt  Warden,  noKOMlii^ 
iyp\l,  so  weit  dem  Verf.  bekannt  igt,  kein  fIrauEösIwher  oder  cn(rl!«cher  Rechlagelehiter 
»Ich  m  l  der  toi  liegenden  Frage  niihor  befttwt  hat.  Selbst  In  den  Monofcraphicen  fibor  Oesetses- 
•n<9lc;;un{;  von  M  al  I  h  er  do  Chaseat,  (Traitv  de  rinterprdtatioii  des  lois.  Fmis.  1H2'2).  und 
Ton  K.  Lieber,  (Legal  and  political  hermeoenliea,  Boslou,  1H39),  wird  der  Oegenetiind  ffaas 
fibennnir«n>  t7nd  wenn  tlcli  In  dem,  maniliflult  bcmerkenswerthen,  Werk«  J.  P.  Blihep^ 
Cc>mniont,iric.s  <  n  tlif  irim'nul  law,  E<1.  ?,  ni,>«:t.,  IftM,  8-  P«.  plne  Ansicht  ans^csprochen  findet: 
•0  i«t  dieselbe  so  durcbaiu  olme  nalieic  UtgrVinäanK  oder  AusfUhrunff  apodictisch  hinbestellt, 
dnit  e*  ffcnSRt,  el«  M  derjenigen  dcutsthen  Auffacsui;^,  mit  welcher  rie  etofflich  ziuatnmm- 
füllt,  kurs  anzudihrcn.  Am  me'.slep  djüf  man  eicb  noch  wnndern,  das«  auch  in  den  beiden 
klasslM'hcn  Werken  älter  parUinentarleehet  Verfahre«  von  May  (Law,  Privileges,  procedin^  of 
FnVanient.  K*l.  i,  Lomi.,  I8ä5,)  und  CushinK  i  i  it  nts  of  the  law  and  iimrtii.e  of  lLxisl»tive 
MiembUae.  Baal.,  l^)  der  Oeseaitand  gnr  nicht  erwiUmt  iat  Zwar  bescblftigcn  sich  dieielbea 
nur  mit  VerfMIgnnir  ron  Oeeetien  bh  n  ttrer  FranoilRellen,  vad  nickt  mtt  ftier  «pMeNn  Am« 
li  ^tii iilU-'.n  1-5  wäre  doih  rcicMifliP  Oftepfuheif  gewesen,  sich  Über  dlo  refhtHcho  Bcdentnnf 
best  aunter  Arten  von  Aeua»erunRen  und  Mitibeiluni(i>n  austnsprechen ,  i.  B.  der  Motive,  der 
EridKnuBca  *»  Bcfr:enu«  «dar  «laM  HmW  an  dae  Mtaa  tttr  den  Hb  «*»er  Bctfi» 

■  nwtB  a« 
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ZosÜmmang  ist  Stillsebwcigen,  weun  sieb  der  andere  Tbcil  aasdrOck* 
lieh  über  den  Sinn  crklärtt' .  rU  n  er  einer  Stelle  ztisclircibe; 
ij  der  m  dt'ü  K i* g  i  e r uii g -  M u t iven  oder  in  den  Erklarangen 
der  Regierangs-Commission  angegebene  Sinn,  faUs  die  frag- 
Udie  Stelle  des  Gesetzes  nach  dem  von  der  Segiemog  ttbergebeuen 
Entinifie  nnverindert  Ton  den  Standen  tagmooimen  «nrde ; 

5)  der  in  dem  ständischen  Commissions<Be richte  ansgedrdckte, 
wenn  T<m  dieser  Commission  eine  Aendemng  oder  ein  Znsatx  ywgt' 
gehingen,  diese  aber  von  den  Kammern  nnd  von  der  Begiemng 
dorchans  angenommen  und  in  das  Gesetz  eingeschaltet  worden; 

4)  der  von  einem  pinxelnen  Ständeraitgliede  ausgesprochene, 
wenn  dasselbe  einen  Vorscblag  uiacbte.  ^vclchcr,  unverändert  von  der 
Regierung  und  von  beiden  Kaniniern  angenommen .  in  das  Gesetz 
flberging.  Eine  Ausnahme  von  diesem  Sat/;e  voll  nur  dauü  eintreten, 
wenn  die  Kammern  ^war  den  Antrag,  mj  wie  er  gestellt  wurde,  an- 
genommen, allein  deiuselbcn  ein  anderes  Motiv  in  ihrer  amtlichen 
Lriiliiiung  an  die  Rcgicruug  imLcriegt  hüben,  dem  auf  solche  Weise 
hegrOndeten  Antnme  aber  einihch  von  der  Regierung  zugestimmt 
wurde.  Im  Uebrigen  ist  Öxsa  nnr  nur  Unterstfltsung  ihrer  Abstim- 
mnngen  abgegebenoi  Aevsscnmgen  nnd  Motivirongen  der  einzelnen 
Kanunemitglieder  kein  Werth  für  die  Aoslegong  des  Gesetzes  ein- 
geHlnmt; 

6)  der  gemeinschaftlich  von  der  Einen  Kammer  nnd  von 

der  Regierang  anerkannte  Sinn  einer  Stelle,  Ms  die  andere 
Kammer  ohne  Widersprach  gegen  diese  Aoslegöng  die  Stelle  an- 
nahm; 

6)  der  von  Einer  Kammer  gefasste  und  von  der  Regierung  nicht 

widersprochene  Beschluss,  dass  ein  von  der  Regierung  vorgescbla-  I 
gener  oder  auf  andere  Weise  in  Antrag  gebrachter  Satz  desshalb 
wegzulassen  sei,  weil  er  sich  von  selbst  verstehe.  Selbst  wenn  theo- 
retisch diese  Ansiebt  bestritten  werden  könnte ,  sei  sie  Jetzt  als  der 
Wille  des  Gesetzgriiers  ananseheB. 
Angefügt  werden  noch  xwd  wichtige  Sfttze.  Einmal,  dass  gelegent- 
liebe,  aber  in  kein  Gesets  angenommene,  Aenssenmgen  aber  den  Sinn  nnd 
die  Anwendung  ehnes  bereits  bestehenden  Gesetzes,  seien  sdche  non 
in  den  Hotfven  der  Begierong  oder  in  den  Berathnngen  nnd  selbst  den 
BeschlAssen  der  Kammer  enthalten,  keine  zwingende  Auslegangsnormen  för 
die  auweiidende  Behörde  seien,  weil  ein  bestehendes  Gesetz  nur  durch  ein 
gehörig  promulgirtcs  Geset;;  oder  durch  GewohnheitTecht,  nicht  aber  durch 
einiache   i>taudiscbe  Beschlösse  oder  durch  Bemerkungen  der  Regit. rung 
abgUndert  werden  könne.  Zweitens,  dass  eine  von  der  Kegierong  zwar 
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formell  richtig  bekannt  prni;i<  htc,  allein  von  der  gemeinschaftlichen  Ueberein- 
kimll  nut  den  Ständen  materiell  abiivi'ichende  Gesetzesstelle  keine  zwingende 
Kraft  habe,  sondern  von  den  anwendenden  Behörden  als  nicht  vorhanden 
zu  betrachten  sei,  bis  ein  späteres  Gesetz  die  nöthige  Verbesserung  habe 
eintreten  lassen.   Uebrigens  werden  hier  einige  Ausnahmen  gestaltet 

Diese  Aaiidit  lud  baU  vidftdieii  BdJUL  Wflrtlidi  nahiii  eto  Hepp 
auf  in  selneo  Commentar  des  vrflrttemlKi'gisclieii  8tn%eietdNic]ie8  den 
Tex  tbertmg  sie,  mit  weiter  aufBhreiideti  Bemerkungen  begleitet,  in*i 
HoHlndisdie  ^;  in  einer  eigienen  Dissertation  iriederliolte,  lianm  in  andere 
Worte  gefesst,  die  wesentUclisten  Pankte  derselben  Scliletter  ^;  ond 
andi  der  Verfasser  der  gegenwartigeD  Banerirnngm  nddoss  sicii,  mebr  nur 
in  antergeordneten  PonlUcn  Modifieationen  verlangend,  denselben  an 
Ktnere,  aber  bündige,  Zostimmungen  gaben  ab  Gross  *)  und  Zehnt- 
ner  ond  auch  die  ganz  allgemeine  Billigung  der  Verwendung  ständi- 
scher Verhandlungen  zur  Au!'!f'gting  der  Gesetze,  wie  sie  Hartitzsch  *), 
Pfeiffer  *}  and  Pözl     aussprachen,  ist  «olü  liierher  m  zählen 


1)  8.  WXchtst,  D«  itgi  BaMoiw  d.  TIIL  u.  Febr.  a.  1834  lata  ComiBflBt^  Lip«.  iBSö, 
a.  M— «7;  Der«.,  JlUniSIllivn  an  dm  WnünMc,  Leipz.,  ms,,  Bd.  I,  8.  Der«., 
Hanl;  ;i  Ii  ilcs  wiirltb.  Privat  rechts.  Shitt».,  IM,  Bd.  II,  1,  S.  147-I.i<i;  Uortt.,  Uclicr  GeaoliM 
und  UediUanaloirie  Im  Btiafkrechte,  im  Aroh.  d.  Crim.-RechU,  ISM,  8.  413  tg.  und  535  tg. 

«>  a.  Oannalitr,  Bd.  I,  a.  41  %.  Di*  «ioile«,  «un  ifdrtl«»,  ModiSadlMi,  welch«  te 
Note  S9,  8.  43  gemacht  Ist,  wird  später  Ihre  Bei-ttckRlchtl^rniig  finden.  Koch  mng  vergll'  hfn 
werden  die  Abbtmdluog  deiutelben  Verfassers:  die  Analogie  in  den  verschiedcuen  Kichtun^en 
Ihrer  Anire^lMAdt nf d«m CMdcto dM StnftMblM,  In  Aztah. te Crim^EMtati,  1M6,  tkmfh 

8)  B.  Vftil  H«l  et  den  Tex,  Bydra^en,  1»36. 

i)  R.  Sehl  tt  j  r,  n  i,  Milisidiis  interpretatlonis  le^^am  ex  Iii,  quu  In  •  oraitHs  acta 
■ant,  potendl«.  Ups.,  luäy.  Der  Verfasser  atelU  folgende  SJUm  miA  Zoent  seien  yleicUaiitaiide 
BridSrnnven  Mder  KanuMni  n  beiebteB,  nli  HiBtaiiMtiaiit  der  etwa  vm  eimelaeii  JOtgHe- 
dem  oder  <>c1)i<it  von  CornmiBRlonrn  geäusserten  abweichenden  Ansichten.  An  Bedctitttn?  Btehea 
denselbeo  gleich  die  von  der  8t«jitsre9ierang  oder  in  ihrem  Namen  gegebenen,  von  den  Kam- 
mern aber  ntdlt  wldersprochenen  Erlillrungen.  Ihnen  suniUshBt  kommen  einseitige,  von  der 
müden  gfiT**tr  nicht  wldevq^lieiie,  £rlüintas«ii  Biaer  Kenimer.  iOenwf  folgen  die  tob 
dea  OoanBbMoaea  tnwtdenproelien  TorgetawAten  KrUntenrngen.  Badlich  aelea  tfe  aieht  ntt 

aodern  vertausrlitru  },l,,'.\vf  r'wir.^  .  In/.rln.'ii  Ar/r-iKs'eners  zu  I)cai'hten. 

6)  8.  meine  Verantworülchiteit  der  Minister.  Tttb.,  tm.  8.  17«  f.,  und  mein  Btaa»- 
iMht  des  K.  WBrttaBihecv.  t.  Aal.,  Tttlk,  MilN  S.  101  ^.  la  wie  ferne  schoa  Ii  dlicen  8chrif- 
ten  n-imonfUch  !n  der  letrtcm,  Abweichungen  von  Wächter*»  Ansicht  vorltoaiineD,  nad  welolM 
andere  n»ch  weiteres  Nachdeolieu  hat  auflitellen  Uit^en,  wird  sich  unten  von  idbet  ergebea. 

8)  8.  Criminalgeselshach  fBr  das  K.  Sachsen,  IKiri,  8.  IV  fg. 

f)  In  Ton  J^fmmmn  ond  NSilaer,  Seittchiift  fOr  deotadwe  Strafrerfldirea,  Bd.  I, 
■.dIS*. 

8)  8.  »eine  Aii^pal     Ji  s  sSchsIschen  Criminftl-Oi  >irtzbnr!ir s ,  l8iO,  8i  ▼  Ik^ 
t)  8.  Dessen  pralitisehe  AosflUinuigeo,  Bd.  VI,  iMi,  &.  m  ^. 
m  8.  D«e««a  Lehrlmeh  de«  iMTerieebda  ▼wlhuimHriiti  t.  Ml.,  lObidmi,  US«, 

&  SS 

tl)  Kicht  mit  Bestimmtheit  mag  da^ccgen  die  Zustlmmnog  jener  Schriftsidtar  tn  Aaepradk 
geooiBmen  werden,  welche  «war  die  Wichtigkeit  der  gtändigchen  Vorhaudhmgen  für  die  Aus- 
Vtgng  «oeikeanen,  aileia  aaadrttekUch  bemerken,  dJM  die  Art  der  Anwendung  noch  «ehr  be- 
rtitttaa  iaL  So  s.  B.  ZaebaTil»  dcatadiet  StaidmeU»  I.  AaB^  CHML,  tSBS,  S.  IL  «id  rea 
Iteaaa»  OtMliiMht  dar  pHineriiehea  MobmcM«»  Lelpt.»  issd»  Bd.  L  fr  n.  ' 
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n.  Eine  zweite  Klasse  bilden  diejenigen  l^prht-^gelehrten,  welche  der 
bisher  besprochenen  Theorie  nar  zum  T heile  beistimmen,  wesentliche 
Paukte  derselben  in  Abrede  ziehend.  Es  sind  hier  zu  nennen:  Krug,  Mil- 
h  a  n  s  p  r  nnd  M  i  1 1  e  r  ni  a  i  e  r.  Dieselben  sind  übrigens  wieder  unter  sich 
bedeut^'nd  verschiedener  Ansicht. 

1)  Krug  ')  stellt  die  Grandlage,  von  weldier  Wftehter  «vd  seine 
AohflQger  ausgehen ,  wenigstens  «iin  Ihdle  in  Abrede.  Er  ist  nlmlich  der 
Keinang,  dass  mir  bei  einem  an  sich  anklaren  Gesetze  von  einer  kttnst- 
Uduu  Amdeguig  die  Rede  sein  kSmie;  nidit  aber  auch  da,  wo  die  Worte 
dse  Gesetma  nnzifeideiitig  lanteo.  Li  dem  letzten  FaUe  kOone  ninllich 
nrisdieii  Wort  mid  Gedanken  keine  Verschiedenheit  aagammmen,  mid  mtase 
vielmehr  davon  an^^angen  werden,  der  Gesetzgeber  habe  in  dem  Aagen- 
blicke,  als  er  das  Gesetz  gegeben,  auch  den  an  sich  unrichtigen  Gedanken  wirk- 
lich gehabt,  was  immer  er  vorher  oder  nachher  gedacht  und  gewollt  haben 
mö^e.  Auch  könne  der  Btlrger  unmöglich  auf  den  Gedanken  kommen ,  dass 
der  Gesetzgeber  etwas  Anderes  für  ihn  habe  bestimmen  wollen,  die 
deutlichen  Wortt-  liesageu.  Endlich  sei  nicht  der  Wille  des  GesoLiigebers 
an  sich,  sondern  nur  der  in  der  Form  des  Gesetzes  anspedrückte  und  be- 
kannt gemachte  Wille  das  Gesetz,  d.  h.  befehleudc  Norm.  Üei  zweideutiger 
Fassung  sei  dies  anders;  hier  sehe  Jeder  die  Kotbwendigkeit  einer  Ausie- 
gong  ein,  and  mflese  sidi  diese,  wie  sie  nadi  dem  Regeln  der  UTissoudiaft 
lante,  geftDen  lassen.  In  diesem  mOgm  denn  ancb  mitcr  anderen  ge- 
schichtlichen und  logischen  Httlfemitteln  Landtagsverhandlnngen  zur  Ans- 
legnng  angewendet  werden.  Darftber,  wie  die  Landtagsierhandlnngen  am 
paBsenden  Orte  in  gebrandmi  seien,  werden  dann  anailthrlidie  Bsfefai  vnr» 
getragen,  weiehe  im  Wesentlichen  mit  den  unten  vertretenen  Anfirtd- 
Inngen  flbereinstinmien  ').  —  Somit  bestreitet  denn  Krug  nicht  sowohl  die 
behauptete  Art  der  Anwendung,  ab  das  Recht  dam  ftberhanpt  in  einer 
gewissen  Reihe  von  Fällen. 

2)  Milhauser  scheint  die  Wächter"<^rhp  T-ehre  an  nnd  für  sich  als 
richtig  anzuerkennen  »);  allein  er  rftumt  eine  Anwendbarkeit  der  ständi- 
schen Verhandlungen  zur  Gesetze sauslegung  nur  för  den  FalJ  ein,  wenn  der 
Smn  der  Worte  zweifelhaft  sei,  oder  der  zunächst  klare  Sinn  im  Yergleiche 
nüt  andern  Stellen  des  Gesetzes  eine  Locke  oder  einen  Widerspruch  zeige. 
Kunentlieh  sei  die  Niehtanwendbarkeit  dann  an  behaupten ,  wenn  das  Pro- 


1)  Dteur  nvMmiMttf  «iMdUK  Htoe  Aaridil  nanl  ta  im  JaMMMMn  fir  tidw. 

teiafrtclit,  Hl!  I  Il.  ft  2       2\~  fg  ;  weiter  Mu^efUhrt  hat  er  sie  In  seinen  „Onmdl&tzeQ 

4e  gc*Mi^"f''trtr  Asweadun^  «af  die  oeoerea  deatscbea  Suai^eMstzbüchAr,**  L«ip* 

?>  AHcrdinr«  «Ind  nicht  ODbedeateude  Ahwelchnniren  im  Elnialaw»  eioOw  wmtM^ 
nitu,  K>  weit  ea  noUii^  erschien,  besonders  berüelfUiebU^t  werden. 

0  Mllh*u»r,  DM  aUiHnnM  ««  K.  ladiMB,  B4.  |,  ISSS^  S.  U,  M«  k. 


Digitized  by  Google 


102         li9\tt!t  die  BcflOttOAg  der  llndstf ndisdwii  Ycilitndliii^ 

sralglrte  mit  dem  xwtschen  Regierung  und  Stladen  Tenbredeten  nidtt  ftber« 
efnstimme.  IHeB  könne  (Ür  die  Stinde  ein  Gmnd  aein,  den  Ifiniiter  tbt- 
«ntwortlich  tn  machen;  gebe  aber  dem  An$lrger  nicht  das  Becht,  an  di^ 
Stelle  dea  Bekanntgemacbten  daa  Bekanntzmnacfaende  in  setsen. 

3)  Anders  Mittermaier  Er  apricht  sich  Aber  die  so  eben  er> 
«ahnte  Frage  nicht  aus;  wohl  aber  lieht  er  seiner  Seits  den  Werth  der 
verschiedenen  durch  die  Verhau dlangen  zTrischen  Regicmrg  nnd  Stünden  rn 
Tage  geförderten  Acusseiningen  für  eine  Auslegung  der  Gesetze  thcilweise 
in  Abrede.  Er  ■will  nämlich  2war  dem  Richter  posfnttf'n,  «ie  als  wichtige 
Materialien  zu  benutzen  und  geeignet  zu  prtlfen;  allem  er  rathet,  denselben 
nicht  unbedingt  zu  folgen,  sondern  bei  der  Auslegung  die  allgemeinen  Re- 
geln im  Aüge  zu  behalten.  Den  Einzelnen  aber  bemerkt  er  über  die  ver- 
schiedenen Alten  dieser  Erklärungen  Folgendes: 

a)  IHe  Regierungs-Motive  oiflialten  irichtige  IbteriaHen  Er- 
kenotniss  des  richtigen  Sinnes;  aUein  sie  seien  nnr  mit  grosser  Tor- 
sidtt  za  benotzen,  da  sie  h&ofig  nnr  die  individoene  Ansicht  ihres 
Redaktears,  nicht  aber  die  wohlgeprttite  Ansicht  der  Regierang  en|p 
halten.  Aach  darauf,  dass  denselben  in  den  Eammem  siebt  wider* 
sprochen  worden  sei,  könne  deren  positive  Zustimmung  nicht  ge* 
schlössen  werden,  weil  der  Widerspruch  fhr  flberflOssig  erachtet,  oder 
durch  Zufall  und  im  Geschäftsdrange  unterlassen  worden  sein  könne. 

b)  Die  in  den  Commissions-Berichten  enthaltenen  Satze  können 
60  wenig  als  die  Ueberzeugung  der  drei  Factoren,  oder  auch  nur 
der  betreffenden  Knnimer  erachtet  werden,  das«?  sie  vielmehr  häufig 
nicht  einmal  den  Sinn  der  Mthrheit  der  Comniission  enthalten,  SOUr 
dorn  nur  eine  individuolle  Ansicht  des  Berichterstatters. 

c)  Die  Begründungen  von  Anträgen  durch  die  sie  veran- 
lassenden Kammermitglicder  seien  nur  als  die  einzelne  Ueber- 
leugung  derselben  m  betrachlen,  znwdlen  seUnt  mnr  als  ein  vorga- 
schobener  Verwand.  Der  Antrag  könne  ans  sehr  maebiedenen, 
selbst  widersprecbendea  Grflnden  angenommoi  worden  sein;  und  Still* 
Bchweigen  Aber  die  Hotifirung  des  Antragstellers  bewdse  lediglidi 
keine  Billigung  tod  Seiten  der  Kammer. 

^  Wichtiger  seien  die  Erklärungen  der  Regierungs-Commission, 
allein  doch  auch  nur,  wenn  sie  amtliche  Mittheilungen  im  Auftrag 
des  Regenten  machen,  welche  dann  nattlrlich  die  Ansicht  der  Regie- 
rung enthalion:  allein  die  im  Laufe  der  Debatten  erfolgenden  Ant- 
worten, welche  ohne  spociollt!  Instruktion  ertheilt  werden,  seieil 
ebenfalls  nur  als  individuelle  Ansicht,  wohl  sogar  als  eine  absieht» 


t)  a.  Dm«M  frü^iJ^ci>t;t£^-cba&g  iB  iliMr  FonbUdnag.  Bettr.  1.  Ueidalb.,  mi,  8.  m  tg. 
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lldM  A««rd«liimg  vor  der  Wahrkeit  zu  betracliteii.  Kameotlieh  sei 
6»  Richter  nicht  gehnnden  dorch  die  Erklärung  eines  gegen  die 
Anihahne  einer  Bestinunong  sich  desskalb,  ireil  es  sich  von  selbst 
fentehe,  eildarenden  Regiemngs-CommissArs.  Ancb  hier  liege  nnr 

individnelle  Ansicht  und  keine  anthcntische  Erklärung*  vor. 
e)  Nicht  bindend  für  die  nu-^lrgende  Beliörde  scim  die  Entschei- 
dungen einzelner  Fülle,  welche  als  Beispirlc  oder  Antworten 
auf  dringende  Fragen  von  irgend  einer  Sr ito  ererben  \vcrdcn.  Thcils 
seien  sio  nicht  selten  absichtlich  ansgf'H  linmckt  und  übertrieben, 
theils  nur  die,  nicht  einmal  ruhig  iiberligte,  Ansieht  eines  Einzelnen. 
Regeln  Über  die  empfohlene  vorsichtige  Benutzung  einiger  dieser  Arten 
TOD  Acussci  ungeu  sind  nicht  gegeben.  Und  da  auch  die  gewöhnliche  Tiicorie 
der  Gesetsesanslegung  von  dieiei  Etmebdieiten  tnd  Feinheiten  der  Erfor^ 
idumf  der  mtjo  jtegis  schweigt:  so  scheint  dem  Takte  und  der  Personen- 
kmtaiss  diMi  AnsiigeiideB  die  Wflrdignng  in  Jedem  einzelnen  Falle  ttber- 
hsieD  ncrden  sn  sfollan.   Jeden  Falles  ergibt  sich  flbrigens,  dass  eine 
fnaae  Kenatnisa  «nd  richtige  WOrdignng  der  landstSndlsehen  Yerhaod- 
lügai  als  nothwendig  fhr  ihn  erachtet  wird. 

m.  Den  bisher  aufgeführten  Ansichten  insgesammt  treten  nnn  aber, 
aswiit  sie  den  ständischen  Verhandlungen  eine  Bedeutung  für  elic  GMetaeS" 
erkl&mng  beilegen,  entschieden  entgegen  Schüler  »),  der  Amerikaner 
Bishop  vorzüglich  ahm-  Scbaffrath  in  einer  der  Frage  ausdrücklich 
gewidmeten  Schrift  *).  Wührend  dw  Er>tgenannte  sich  zunflchs^t  nur  da- 
gegen erklürt,  dass  mündliche  Versicherungen  und  Versprechen  der  Regierungs- 
Commissiou  über  den  zweifelhaften  Sinn  einer  Geseztesstello  als  verbindlich 
aozaerkenneu  seien,  und  er  nur  wegen  seiner,  freilich  mehr  ang( deuteten 
ab  anafthriidi  entwiokdten,  BegrOndang  dieses  Satzes  zu  den  entschiedenen 
Osgnem  einer  prindpaien  Benatznng  der  ständischen  Schritten  zn  rechnen 
ist;  Biahop  aber  mit  swar  sehr  bestimmten  abor  kaom  gehörig  erwogenen 
mi  jeden  Falles  gans  onmotirirten  Worten  ansspricht,  «dass.  man  weder  n 
ntenoeben  habe,  wekshen  Sinn  einadne  Oesetigeber  mit  bestimmten  Worten 
fttUnda,  noch  dio-Prolokotle  der  Tcrsamminng,  die  Ansschnssbericbte  oder 
die  gehaltenen  Reden  8i  Batbe  ziehen  dOrfe,  sondern  lediglich  die  Worte 
io  dem  Liebte  allen  umgebenden  Verhältnisse  (?)  beachten  soll.*  unifasst 
Schafirath  die  ganze  Fr&fSß,  sie  nach  allen  Seiten  beleuchtend.  Die  Ton 
ihm  airfgesteUte  Theocie  ist  aber  folgende: 


1)  8.  Schalet,  B4lila«iDtBMilheilinff  taCMialMlfMM^  Jeai, 
m,  a.  »«M. 

fl)  Blibop,  J.     OonmmlHles  m  fb«  erinbul  law.  I.  B.     BoiL,  iSiS,  8.  M. 

a  S  sr  hxfrrath,  Tbeoria  der  AusS  ;rnn)r  constltntintu'Mrr  n,'>.<tcc  oacll  COOltUlltioadltai 
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Gesetz  för  die  UnUithancn  ist  mr  der  fünnlidi  und  vorgeschriebener- 
massrn  ausgesprochene  und  erklärte  Wille  des  Gesetzgebers;  nicht  aber 
auch  eine  blosse  Absicht  desselbin.  Der  Wille  der  gesetzgebenden  Gewalt 
kann  aber  »nr  ncdrflekUch  jerUirt  «erden,  niclit  etwa  tmtik  dmtih  epn» 
cbende  Handlingeii  «id  S6fal1ISBe  ans  demadbak.  Bewnden  ist  die»  der 
Fall  bei  VersaaunhiBgen,  welche  nur  anf  ansdrücklicbe  Fnge»  ducb  Ab- 
atbnmtmg  und  Beadilnsa  der  einidnen  Pemnen  lich  ansspredicn  können, 
nicht  aber  ttiUechv^gend,  als  woza  sie,  bei  ilaer  Tieliahl,  phytisch  nn- 
fthig  sind.  Anch  echrcibe»  die  ainmtlicbai  VofiiB»iingen  audrflcldidi  Zo- 
etimnmng,  Abstinunong,  UnterBcfarift,  Bekanntmachung  der  versdiiedenen 
Factoren  der  Gesetzgebung  zo,  somit  lauter  ausdrückliche  Eiklilmngen.  Ein 
Gesetz  ist  der  vollständige  Wille  des  Gesetzgebers,  und  bedarf  daher  keiner 
Tr.atoric'lkn  Ergflnrtirg  an?;  andoni  Schriften;  nur  die  im  Gesetze  selbst  zo 
Bcliöpfonde  Erklärung  gilt,  nicbt  aber  am  Ii  andere  Erklärungen  ausserhalb 
des  Gesetzes.  Das  Gesetz  mus  ferner  an  und  für  sith  verständlich  sein, 
nicht  erst  durch  andere  Hülfsmittel;  denn  nur  das  Gesetz  wird  allen  Unter- 
thaueii  /uganglith,  und  nur  das  Gesetz  sind  sie  m  kennen  schuldig.  Daher 
darf  denn  auch  die  Auslegung  nur  aus  dem  Gcbclze  selbst  schöpfen.  Andm 
Erklärungen  der  gesetzgebenden  Gewalt  können  nur  etwa  den  schon  rid^ 
gefondenen  Sinn  bestätigen,  nicht  aber  selbst  nachweisen;  namentlich  haben 
die  landstandischen  Schrüten  Tenchiedener  Alt  den  letzteren  Zweck  gar 
nicbt,  indem  ihnen  nur  eine  politische  Absicht  zu  Grunde  liegt,  nBmiidi 
die  Ueberredong  der  (Ibrigen  Factoren,  und  sie  oft  nicht  einmal  die  wahre 
Ansidkt  des  Ansetellers  enthalten.  Eine  Yennuthang  der  Uebereinstinimnng 
in  den  Motiven  ist  eine  UoBse  Fiction;  nicbt  ther  die  Motive,  nor  Aber 
die  Worte  des  Gesetzesentwnrfs  wird  abgestimmt.  —  Was  nnn  aber  die 
Auslegung  der  Gesetze  betrifft,  so  hat  man  vor  Allem  den  wahren  und 
den  wirklichen,  nicht  blos  den  möglichen  u.  s.  w.  Willen  des  Gesetzgebers 
zu  erfurscben.  Sodann  ab»  r  i'-t  es  nicht  dieser  Wille  an  sich ,  welcher  aus- 
gelegt werden  soll,  sondern  die  in  den  Worten  des  Gesetzes  be&tehende 
Erklännuz  desselben.  Nur  die  Worte  sind  Gegenstand  und  Bedingung  der 
Auslegung ,  denn  es  genügt  nicht ,  da-s  die  gesetzgebende  Gewalt  ihren 
Willen  bat  aussprechen  wollen,  darüber  berathen  hat,  sondern  es  handeil 
sich  Ton  der  Ansftbnuig,  d.  b.  der  wirklich  ausgesprochenen  Erklärong. 
60  buige  der  Wille  nicht  in  gehöriger  Form  ansgesprocben  ist,  ist  er  anch 
nicht  Gesetz,  somit  anch  nicht  als  solches  aasmlegen.  Zweifel  aber, 
welche  nur  durch  die  Beachtung  anderweitiger  Schriften  nnd  Bechtsgeschflfte, 
Dicht  aber  dorch  die  Worte  des  Gesetzes  selbst,  entotehen,  sind  nicht  Zwei« 
fei  und  Ungewisshdten  hinsichtlich  des  Gesetaes«  Ist  das  Gesetz  an  sieh 
unvollständig  oder  nicht  verständlich,  so  ist  es  auch  einer  Auslegung  nicht 
Ahig,  somit  auch  nicht  bedOrftig.  Der  Ausleger  darf  keinen  WiUen  In  das 
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Gtsets  hineintragen.    Die  ständischen  Terhandlungen  sind  ttbcrdiess  von 
diesem  ganz  vprsphirdcn,  piiul  hftoroponp  Gpscliftfte.   Nnr  die  Worte  des 
Gesetze?  selh-^t  ^ind  unmittelbare  Quellen  dor  Anslrpunp,  dir  weiteren  Schriften 
End  Verliandluugcu  nur  Beweismittel  und  Bestatigunfien  für  die  anf  dem  rich- 
tigen "Wege  gefundenen  Ergebnisse;  ?=ie  ^ind  mittelbare,  peeunditre.  zrifiillige 
Quellen.    Soll  ausser  dem  Gesetze  anch  noch  etwas  Anderes  den  Willen  des 
Gesetzgebers  enthalten,  so  muss  es  anch  als  Gesetz  bekannt  gemacht  sein. 
Der  Hauptfehler  ^  der  gewöhnlichen  (Wachter'schen)  Anslegnngsmethode  ist, 
dasa  etwas,  was  gar  nicht  Gesets  ist,  sogar  noch  Ober  dieaes  gesteIH  wird. 
Daher  kann  denn  nanentlidi  anch  nm  einer  Anfhebnng  einer  Stelle  im  Oe- 
Betze  dnrch  dergleichen  inaserUefae  Mittel  nicht  die  Bede  aeln;  eine  solche 
Ist  nnr  dnreh  eine  andere  Gesetwastdle  erlaubt,  ao  daaa  daa  Geieta  wieder 
ndt  aich  in  UehereinatinuBiing  gebracht  wird.  Dem  gemftsa  ist  denn  daa 
£rgebnlsa:  dass  die  aSrnrntUehen  landatliidiflchen  Schriften  and  Yerhandlungen 
als  Quellen  der  Anslegmig  nicht  anwendbar  sind .  $o  oft  sie  mit  dem  Wort- 
verstande  oder  den;,  quantitativen  und  qualitativen,  Sinn  des  Gesetze«;  nicht 
übereinstimmen;  daj?egen  mögen  sie  gebraucht  werden  als  formelle  Hülfs- 
und  Beweismittel ,  namentlich  zur  griTnmatikalische'n  n^rr  deciaratorischen 
Auslegosg  uml  zur  Aufklärung  von  Dunkelheiten  des  Ausdi-uckes. 

8. 

Featatellnng  der  Streitpunkte. 

Aua  dem  Vorntehendten  ergibt  sieh,  daaa  es  sich  nieht  etwn  bloa  fon 
einer  Bfeinungsverschiedenheit  Aber  dnzdne  Scblnssfolgemngen  od^  unter- 
geordnete Fragen  handelt,  sondern  daaa  der  Gegenstand  bis  in  seine  letzten 
Grundlagen  streitig  ist.  Es  ist  daher  auch,  soll  ein  TerstAndniss  ozielt 
werden,  uolhwendig,  nicht>>  in  der  Untersuchung  vorauszusetzen,  sondern 
eine  Prflfmig  dei-  ersten  Begriffe  vorzunehmen,  nnd  erst  nach  deren  Fest- 
stellung zu  der,  verhiUtnissmflssig  leicliteren  sowohl  ah  unbedeutenderen, 
Erörtenii  ir  dt  r  Kmzelntrageu  überzugehen.  Die  Endergebnisse  können 
nicht  dieselben  sein,  je  nachdem  man,  mit  Wftchter,  die  Ansfindigmachung 
des  b*>ab5ie)»f igten  Willens  des  Gesetzgebers  als  Recht  und  Ziel  der  Aus- 
legung üjuiininjt,  oder,  in  Uebercinstimmung  mit  Schaffrath,  das  Wort  des 
bekannt  gemachten  Gesetzes  ala  dieGrenae  der  Anslcguugserlanbnisa  ansieht. 

Tor  Altan  muss  daher  die  Frage  untersucht  werden,  ob  der  Ausleger 
den  Sinn  «^ines  bestimmten  Qesetiea  nur  aus  den  formell  promulgirten 
Worten  desselben  und  denen  ändert  Gesetae  anzufinden  berechtigt  und 
icrpilichtet  ist;  oder  ob  er  auch  noch  anderweitige  Mittel  gebrauchen  darf, 
am  den  ei^-<;ntlichen ,  im  fraglichen  Gesetze  aber  nicht  vollkommen  auage- 
drlckten,  Willen  dM  Gcaetagebera  aü&nfindenV 


10$  üeber  die  Benutzung  <ler  ständischen  Verhanflltingen 

Eine  zwci'to,  jedoch  allerdings  minder  eingreifende,  Tro^^  ist  sodailBt 
ob  eine  Untersuchunp  der  Irtztangrdenteten  Art  Im  alkn  Arfrn  von  Ge- 
setzen stattzofindeD  hat ;  oder  aber  nur  bei  soli  hon,  welche  die  Mangelhaftig- 
keit ihrer  Abfassnng  sehoii  an  der  Stirno  tragen,  dagegen  nicht  bei  den  Ge- 
setzen, welche  den  Unterthaiirn  ah  iinzweifelhaft  und  klar  erscheinen  mQssen? 

Erst  wenn  die  Antwort  auf  diese  beiden  Fragen  dahin  ausfallen  sollte, 
dass  allerdings  ausser  den  Tcxtesworteu  auch  noch  weitere  Auslegungs- 
qnell«!!  benotilw  seicD,  ktim  Tim  «incm  Foctedireitea  m  der  weiteren 
Frage  die  Bede  Min:  ob  die  fittndischen  Yerbandlnoeen  ond  Sdiriften  eia 
geeignetes  Mittel  snr  Anffindong  des  mAren  Willens  des  Gesetsgebers  sind» 
oder  ob  etw«  dieselben  sBmmtUcb  nor  nnsichem  und  sweifeihaften,  sonit 
9n  einer  Terllssigen  Oesetsesanslegnng  und  -Anwendung  nubnosiUMfea  Steflf 
sn  die  Band  geben  kOnnai? 

Ware  auch  diese  Frage  im  Allgemeinen  an  Gnasten  der  stündiscfaea 
Schriften  und  Verhandlungen  beantwortet,  so  wflrde  es  sich  dann  scbliesa? 
lieh  von  einer  genauen,  absoluten  und  relativen,  Würdigung  der  verschie- 
denen Arten  von  Aeusserungen  handeln,  wobei  sich  daim  ergeben  wOrdOi 
in  wie  fern  die  bis  itzt  ai^gestellten  Sätze  richtig  sind. 

& 

flfnd  Oaaota»  Uoa  wa»  aiah  aelbat,  oder  SBob  ina  iBdarai  Qndlaii 

avaanlegenf 

üeber  diese  Frage  sind,  wie  bemerkt,  ganz  entgegengesetzte  Ansichten 
aufgestellt.  Nach  der  einen  Meinung,  welche  man  wohl  als  die  gegenwärtig 
gemeinbin  angenommene  bezeichnen  darf,  hat  der  Wille  des  Gest t;!gebers, 
wie  immer  er  aufgefunden  «ein  mag.  aa  die  Stelle  der  bekannt  g( machten 
Worte  zu  treten,  und  ist  er  von  den  Unterthanen  m  befolgen.  Die  entgegen- 
stehende, von  Wenigen  g*th(ilie,  Ansicht  aber  glaui*t  den  Willen  des  Ge- 
setzgebers lediglich  iu  den  promulgirten  Worten  erkennen  zu  dürfen  — 
Es  ist  notbwendig,  zuerst  an  unlerMiehen,  in  wie  ferne  etwa  die  eine  oder 
die  andere  dieser  Theorien  die  Wahrheit  Terkennt  oder  wenigstens  das 
richtige  Uaass  nicht  halt,  and  erst  dann  die  als  gültig  erscheinenden  Grand- 
sAtze  selbst  sn  formnliren.  Altein  noch  m  einer  s<ddien  Kritik  bedarf  es 
bestimmter  Anhaltspnnkte.  Und  somit  beginnen  wir 
aofenstellett,  g^;en  welche  wohl  ?on  keiner  Seite  her  etwas  wird  eingewendet 


1)  Die  oben  uif^efiUul«  mittlere  Ausloht  iat  Uer,  bei  der  Ectfrtenias  der  eUgemeiaen 
Freine,  ob  anmor  den  Werten  der  Oeeetie  «MMh  «ndere  AwleBiuucsnüttel  taMMis  eelea,  nleSi 

benoniliT»  IU  lierjicksichtigen.  lieber  dle-iu  !illn:em..ine  Kru;re  ist  sie  im  Wescntlicbea  elnver- 
•tenden  mit  der  newöbnUdieii  MeinunK.  Ihre  VerKhledenb&t  von  dieser  beirtllt  ent  dne  Ein- 
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«erdcB  k<iiineB,  and  tob  wtkhen  aas  doch  zvr  Wuhrlieit  gel^^,.weraeir.^ 

-••  3.  ' 

1)  Es  gehört  zu  dem  Begriffe  eines  Gesetzes,  dass  es  ^eT;aun(  ge- 
macht ist.    So  hinge  die  vom  Gesetzgeber  gewollte  Hestimnui^j^  ^fw^^nocb 
in  seiner  Absicht  liegt,  aber  den  Unterthanen  nicht  mitgetbeiH, ^ide,  ist  ^"^^^ 
der  verbindende  Act  der  Gesetzgebung  noch  nicht  beendigt.       Ns^!')  ^^^^^^'^^ 

2)  Diese  Bekanntmacbiing  mass  auf  die  herkömmliche  (mfei ; - 
tlüAti  genauer  beittannt  ist,  auf  ^  gesettliche  Weise  geschehen, 
neu  rie  eis  eilblgt  boQ  betnektet  «erden  kflimeB.  Der  Uitertbui  iet 
iSerdf»8t  wteldig,  dfe  simmtUdien  Gesetie  n  kenneii;  allefai  es  kann  ika 
üiMs  vttniBftigerweiM,  and  anck  naek  den  poeititeii  Beitiiainiuigea  der 
mtbUn.  Staaten,  nur  dann  mgenrntkel  werden,  nenn  Üt  Bekasatmaehmg 
Mf  eine  bestimmte,  sicker  erkennbare  nnd  nidit  m  obettefceade  Wetaa  ge- 
lebeken  ist.  IHcbt  selten  sind  bestiismte  Formen  fQr  diese  Bekanntmachnng 
TOrgeschrieben ,  wie  z.  B.  eine  bestimmte  Uebersckrift  oder  Berufung,  die 
Unterzeichnung  eines  Ministers  n.  dcrgl. ;  auch  diese  Formen  mtlssrn  beob- 
achtet sein,  wenn  die  Bekanntmachung  als  eine  ricbtige  und  beacbtenswertlie 
gelten  soll. 

3)  Der  Unterthan  hat  den  wahren  Sinn  des  Gesetzes,  und  nur  den 
wahren  Sinn  desselben,  zu  kenneu  und  zu  beobachten.  Die  Behauptung  des 
entgegeogesetzten  Satzes  enthält  eine  AbsorditAt.  Zar  Erkennung  dieses 
wabren  Sinnee  dient  aber  die  Anslegung,  deren  somit  Jedes,  aoeb  daa  gam 
iAlerioa  abgefrsste,  Gesell  bedarf;  nnd  zwar  MnroU  ftr  aidi  allein,  als  in 
Znamnwnkange  mit  dem  gesammten  Beditsqrstema. 

4)  Dia  Worte  des  Gefeties  sind  die  Form,  in  wekker  der  Geeels- 
geber  seinen  Willen  verkörpert,  nickt  aber  dieser  selbst  Diese  Form  kann 
bei  nngescbickter  Handbabong  der  Sprachregeln  oder  nachlässiger  Bertek- 
siebtigung  des  lubaftee,  mangelhaft  sein,  okne  dass  dar  Willo  des  Geseti- 
gebers  diesen  Fehler  nrsprQnglich  theilt. 

Tritt  man  nnn  von  diesem  Standpunkte  den  beiden  eotgegengesetiten 
Theorieen  näher ,  so  findet  sieh ,  dass 

die  gemeine  Meinung  nicht  sowohl  einen  Beweis  der  von  ihr  an- 
genoninunen  Sätze  liefert,  oder  audi  nur  dieselben  bestimmt  aufstellt, 
ordnet  und  begrenzt,  als  vielmehr  die  Bekanntschaft  mit  ihnen  and 
ihre  Wahrheit  als  sich  von  selbst  verstehend  Tonuusetxt.  Erst  ans 
den  Sätzen,  welcke  sie  MnsiciktHfth  der  eiBgphwm  von  ibr  als  ralAssig 
erachteten  Qaelle  anlMH,  eigibi  sieb  die  Bedeatang  und  derUm&ng 
der  Lekn  vollständig.  Da  nvn  wiiUiek,  wie  sieb  anten  das  Weitere 
ergeben  wird,  diese  Ansiebt  in  der  Hauptsache  ricbtig  ist,  so  mag 
^»iwi  anck  Uer,  mr  Termeidttng  von  Wiederholungen,  eine  solche 

nnterlassen  werden.   Allein  nicht  ftbergaagtB 
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werden  darf,  dass  eine  nähere  Betraclitnng  anf  mehrere,  keineswegs 
nnbedeutoiide  Ausstclhingm  führt,  iiulom  cUt  Grundsatz,  dass  die 
G<'spt7p  auch  aus  anderweitigen  Quellen  als  aas  den  Worten  selbst 
auszulegen  seien,  allzu  absolut  aufgest<llt  ist. 
So  wird  es  denn  vor  Allem  einen  begründeten  Widerspnich  kanro  finden, 
wenn  es  als  €üi  i:'  chlcr  bezeichnet  wird,  dass  die  Auflegung  aus  entfernteren 
Quellen  nicht  auf  die  wirklich  bekaimt  gunacht«!  Willmaftnnenmgea  des 
GeEctzgebers  beBchriokt,  sondern  ümen  auch  die  Fälligkeit  der  Ergänzung 
in  der  PnUicalion  Tftllig  abergangener  BeBtinunnngen  eingennmt 
werden  will  Hier  mnsB  viebnelir  eine  BesdnAnkong  ihrer  Bematning' da- 
hin enitreten,  dam  in  aUen  jenen  FUIen,  in  weichen  ~  gleichglkltig  Jetsi, 
ane  welchem  Omnde  nnd  durch  welchen  Fehler  ~  ein  Theil  dee  Tom  Ge- 
letigeberBeschloseenen  in  den  bekannt  gttnacbten  Worten  vfill^  flhergangen 
ist ,  eine  förmliche  Ergännug  des  concreten  Gesetzes  aus  sonstigen  Quellen 
als  nicht  zulässig  erklärt  ,  sondern  das  nicht  Bekanntgemachte  auch  nicht 
als  Gesetz  betrachtet  wird.  Es  mag  leicht  sein,  dass  die  geschehene  Unter- 
lassung als  ein  offenbarer  Mangel  nachzuweisen  und  die  vollständige  Absicht 
des  Gesetzgebers  urkundlich  zu  belegen  ist.  Allein  dieser  Beweis  berechtigt 
zu  keinem  andern  Schlüsse,  als  dass  das  wirklich  Gewollte  so  bald  als  mög- 
lich auch  als  Gesetz  nachträglich  bekannt  zu  machen,  und  etwa,  dass  die 
Unterlassung  der  Ht  kamitmachung  im  ersten  Gesetze  an  dem  Schuldigen  zu 
almden  sei ;  keineswegs  aber  zu  der  Forderung  an  die  Unterthanen ,  Ab> 
sichten,  welche  ihnsi  gar  nicht  als  der  Staatswille  erOifiiet  sfaid,  als  cwin^ 
genden  Normen  au  gdiordien.  Sollte  die  dnrdi  die  Anslassong  entstandene 
Lücke  TOT  der  nachtrfiglichen  gesetzlichen  Au8fiUlnn|r  zn  theoretiBchfli  oder 
SS  praktischen  Zwecken  ergAnzt  werden  mflssen,  so  wQrde  dieses  in  der  ge- 
wOhnlidien  Weise  nach  der  Analogie  der  bestehend«!,  d.  h.  der  bekannt 
gemachten,  Gesetzgebong  ra  gesd^hen  haben.  Die  sonstwie  in  Erfahrung  ge- 
brachte, allein  nicht  ansgefllhrte,  Absieht  des  Gesetzgebers  kann  dabei  lediglich 
nicht  in  Betracht  kommen,  mag  sie  nun  die  auf  dem  oben  bezeichneten 
richtigen  Weg  gefundene  Enf^^cheidiuig  bestätigen  oder  nicht.  Alles  dieses 
gilt  aber  sowohl  von  ganzen  abgeschlossenen  Th^'ür'T]  rinr  Gesetzgehuncr.  nls 
nur  von  einzelnen  Sätzen  und  Modific^itionen,  welche  in  dem  promulgirten 
Texte  ausgelassen  sind.  Es  widerspricht  aber  diese  Lehre  dem  oben  aufge- 
stellten Grundsätze,  dass  nur  der  wahre  Sinn  des  Gesetzes  zu  befolgen  sei, 
keineswegs.  Soweit  das  Gesetz  bekannt  gemacht  ist,  soll  allerdings  dieser 
wahre  Shm  avijseBacht  werden;  allein  wo  nidits  promulgirt  ist,  kann  anch 
nichts  angewNidet  werden,  sei  es  nm  hi  einem  ri<Atlgtt  sei  es  in  efawm 
falschen  Sinne. 

Eine  zweite  Besdirinkang  der  aUzn  aasgedehnten  Baifltzang  ist  dam 
nothwendig,  wenn  die  bekannt  gemachten  Oesetaeiworle  etwas  von  den 
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Willen  des  Gesetzgebers  wesentlich  Verschiedenes  ms- 
lagen.  £iner  solclien  Stelle  des  Gesetiee  ist  allerdings  derUntertluui  keinen 
Gsbonam  and  die  Behörde  keine  Ansfllhmng  schuldig.  Mar  der  wirkliebe 
nd  wthre  Wille  der  gesetigebenden  Staatsgewalt  veipllichtet;  keineswegs 
aber  das  nachgewiesene  Qegentheil  deseelheiL  Der  blosse  Schein  eines  wahren 
WÜtens  genügt  nicht;  Weiteres  liegt  aber  in  dem  Bekanntgemachten  nicht 
for.  Allein  wena  eine  solche  Stelle  aas  dem  Gesetze  wegfttit,  so  ist  es  dap 
gegen  keineswegs  erlaubt,  eine  andere  nicht  promulgirte  an  deren  Stelle  zu 
setzen.  Wäre  für  letztere  die  Absiebt  des  Gesetzgebers  nocb  so  unzweifel- 
haft erwiesen ,  sn  fehlt  ihr  docli  die  uneriassiiche  dhigung  der  orduuugs- 
gemftsseu  Bekaiiutinachung.  Es  ist  somit  in  «oleheni  Falle  zu  verfahre)),  als 
wenn  eine  Lücke  im  Gesetze  wäre.  —  Allerdings  setzt  diese  Ansicht  das 
ßecht  des  Burgers  und  des  Beamten ,  den  Inhalt  der  Gesetze  hinsichtlich 
ihrer  verfassungsmässigen  Gültigkeit  zu  prüfen,  voraus,  und  es  wird  die 
entgegenstehende  Meittong,  wt^hnr  geiilaa  denUntertbaimi  nnr  ^  Prflfiwg 
der  formeUoi  CHUtigkeit  der  PobKeatioo  gestattet,  dagegen  die  unbedingte 
Verpilichtang  des  Gdtorsama  g^gea  aHe  der  Insseni  Form  nadi  nntadelhaften 
befäüenden  Nonnen  auferlegt  werden  ivfll,  stillscbweigeiid  als  unrichtig  Ter- 
woifen:  alleitt  es  ist  anch  vtfllig  oninfiglidi,  äsM  Uos  ▼erfiwsnngsgeniAsaen 
Gehorsam  des  Borgers,  d.h.  seine  ganze  rechtliche Stelluig  im  Seditsstaate, 
ia  Kinktang  mit  der  Minden  Hochachtnng  der  Form  m  bringen  *). 


V  Kj»  Ist  weder  I'ii  nn  n  ■  h  1 1  h  ine  Nolhwendigrkeit,  di«e  wichtige  und  so  viclfncli  b«- 
tprocbeoe  Fisf«  hier  aiuAiiurlicb  zu  eraitera.  Ein  Beitn^r  ^^"^  ol><°  9«  96,  ffegreben 
«•itei,  ud  lai  U«hflls«i  wäg  et  seoBsra  ts  bUMdun,  dan  rieh  «ädere  namhafte  V«r- 
Üieitlig-er  vcrfh.5Hnnpswi<trijrPr  Ocsrtrc  als  Llnrtc  f.Vrchiv  filr  civil.  Praxis,  Bd.  XVI,  >fo.  13.,) 
Stathl .  a'hilo«.  dt»  Hechts,  i.  Auti.,  Bd.  Ii,  2,  t>.  (g.,)  und  ZSpfl,  (deutacbea  Staatsrecht, 
i.  AuH..  Dd.  II,  8.  630  (g.)  nicht  anfteiicen  lassen.  Der  von  Krug,  Urundsätso,  B.69  gemachte 
Veraoch,  die  Anwendung  d««  Orandsatse»  d«s  bkw  ▼«Cuttmgtiniaaig««  0«bonaina  und  d«r  B«- 
ftl«un«  nnr  «nUti«  za  etande  fckonmiMiMa  CtaMtee  als  abanrd,  und  somit  mnleMt,  dam« 
steilen,  ist  aiiglücli.li( K  >  >  ^;efAlIeii.  --  Wtnn  er  njimlieh  einmal  meint,  dass  du  Recht  und  dl« 
Pflielit  die  Entatobung  ein«»  Ucsetzes  su  prüfen,  daxu  f&hren  miisste,  dtm  der  Richter  nicht 
Um  dto  UabaraliHillMaiiiasr  dca  vMUMm  OaMtsea  mit  den  ständlachen  Besehlfissen  su  nnter- 
nehen  hittte.  sondern  anch  die  Gülrtgkdt  dles«r  Beadiiaase  selbst,  diu  Richüglutt  der  Ahattm» 
mnn/ren,  ja  »Llhst  dit-  Richtigkeit  der  Walilen;  so  vcnrlsst  er  ganx ,  dass  nach  aosdrflckllchsn 
Bestimmangen  der  Vcrfamsungen  und  (ie^chilflsordnungen  nur  die  Kammern  seibat  über  dio 
IMUghalt  def  Wahlao  •»  wie  fthar  di«  Foimaliea  Ihrar  Varhaadloagen  su  entscheiden  haben, 
■ad  daaa  nm  Beaddane  In  dleM»  Oiagaa  ftmiMlaa  Badrt,  aoodt  lar  Jadea  gSiev  rind.  flon 
»lier  hierbei  efw»  KeloK«'(  tl  h  i  ich  gellugnet  werden  wollen,  dau  der  Richter  die  materielle 
V« a Ml jit M  der  ittkaillachen  BeschlUsao  und  der  in  Folge  derselben  in  d<ut  Gesetz 
M%«wnamaM  BaMiBUnaBgaD  in  priUln  habe:  so  ist  dies«  Ja  eben  der  Streitpunkt.  Wir  un- 
fern Theiles  glnd  ancrtllniT'  der  Mdnung,  dass  er  Recht  tUMl  Fflidit  daxu  habe,  da  aiajrer&a- 
»tmgswidxige»  (iesetz  ein  unheilbar  nichtiges  ist,  und  der  Wfirta'  mt  gfiltige  0«a(M8  anw«lld«ii 
4arf;  and  wir  sehen  also  In  dieser  Kf.lKeninB  ledlKlIch  nicht»  Absurdes.  -  Wenn  alier  iweltens 
tUtagl  wild,  9li  etwa  di«  yom  Richter  in  gutem  Glauben  mmgesurachenen  btrufcn  »iimnitiicli 
m/Og  «oiea  und  vfdMdit  iti  «iaer  Klasa  auf  «diadeMetaatz  berechtlgaa,  fUU  »(  »'er  naehge- 
»:<>eti  werde,  das»  die  das  OcseU  Totirende  Kammer  nicht  Ufral  snsammmcaMtat  gowiwm 
•o:  SO  besinnen  wir  uns  keinen  AoceabUck,  diese  Frage  »u  blähen  ,  iaUl  |«  dar  TM» 
■wawldf^  ifUMfto  Ktmmu  dM  ftifUoh«  0«Nta  gafVbflB  and  d«r  BMUor  dia 
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Auf  wesentlich  gloiclie  Weise  ist  endlich  noch  eine  dritte  Ausnahme  da 
zu  begründen,  wo  das  proniulgirte  Gesetz  mehr  anordnet,  nls  der  wirkliche 
Wille  des  Gesetzgebers  war.  Auch  (  in  solcher  Ceberschuss  ist  als  gar  nicht 
vorbanden  zu  beseitigen,  weil  zwar  eine  formell  gttltige  Promulgation  bestehtt 
dieselbe  jedoch  keinem  WiUen  des  Gesetzgebers  entspricht,  und  somil  Vi- 
gültig  ist.  * 

Noch  weit  bedeutendere  Ansitellangen  aber  werden  dnrcb  eine  Fest* 
heltnzig  der  Eingangs  en^esteUten  «Ugeneinen  Satte  hervotgerufen  gegen 
die  der  gemeinen  entgegengesetzten  Ansieht,  dies  nftmlich  lodiglieb  die 
bekannt  gemachten  Worte  der  Geietae  Aber  den  WiUen  des  Gesetc- 
gebers  und  Ober  den  wahren  Binn  der  Gesetze  Ansknnft  nad  Entscheidmig 
geben  dürfen. 

Die  gegen  diese  Theorie  vorzubringenden  Einwendonppn  sind  doppelter 
Art:  Ein  Thcil  derselben  betrifft  den  Kern  der  Lehre  selbst;  ein  anderer 
Theil  aber  ist  gegen  Fülgtwidrigkcitcu  und  I3i  ^riflfsverwtch'^clungen  des  ein- 
zelnen Bearbeiters  zu  wenden.  Es  wkie  ougtrecht  und  in  der  Sache  nichts 
beweiicud,  wollte  man  blos  subjective  Fehler  die  I  hi  orie  selbst  entgcUei 
lassen;  allein  henotgchoben  müssen  sie  dtsN^u  ungeachtet  werden,  um  aw^ 
in  dieser  Beiieltaiqr  daa  Fdd  «ir  Anfhahma  einer  nadi  allen  Seiten  riditigoi 
^  Boctrin  an  reinigen;  und  es  ist  sogar,  nm  die  wesentlichen  ES&wQrfe  nSg* 
liehst  scharf  heransnsteUen,  aothtg,  mit  diesen  Ndwnponkten  m  beginaeB* 

80  erscheint  es  denn  einfiich  als  eineFolgewidrig keit,  wenn  wieder- 
,  holt ')  von  den  Anhfingem  des  Wortes  sagegeben  nnd  selbst  Terhingt  wird» 
daaa  die  innere  Uebereinstiaunang  des  Bekanntgemachten  mit  dem  wnhreo 
Willen  des  Gesetzgebers  soll  geprüft  und  im  Falle  eines  Widerspruches  das 
nnricbtig  Fromulgirte  nicht  befolgt  werden.  So  richtig  sicher  diese  Forde- 
rung ist,  so  ist  sie  doch  im  schneidenden  Widerspruche  mit  der  ganzen  lü 
Frage  stehenden  Lehre .  indem  natürlich  eine  solche  Untersuchung  nicht 
aus  den  Worten,  gegen  welclie  sie  ja  gehen  soll,  sondern  aus  anderweitigen 
Quellen  geführt  werden  kauu. 

Zahlreicher  noch  siiid  Begriffs  Verwechslungen  und  uffcttbfti* 
Miss  Verständnisse.  —  Oder  ist  es  nicht  einleuchtend,  da&s  eine  Forde- 
nug  an  den  Gesetzgeber  verwoGhselt  ist  mit  einer  Regel  für  den  Aasleger, 


Widrigkeit  gehsbt  hatte,  d«Md1i«  uttQwend«.  Blut  mMi«  Kammer  konitte  ketfl  itt<lS<|| 

Gesell  geben;  und  nur  «uf  Grund  eine«  gültii^en  OeeeUes  kann  reclitliih  «ine  Straff  gegt^'^ 
wecdea.  la  «iiMm  Micken  FmUe  war  niclit  «lu  «ngebüche  neue,  •oaüem  du  alte,  unt«r  solciic" 
VmMüiatm  ow  nicht  ma^tMm»,  Qeuki  aasnwMdeB.  Wenn  abw  V«rwlRima  «d»'«'''  ""^ 

der  Erlassnn^  rechtlich  unbegründeter  Sprüche,  so  Ist  nnr  il<>r  Richter  Schuld  daran,  nicht 
atitaUtxediUlelirer,  welcher  nur  logUciie  bd)iu«»e  aua  unxwcUuiUaiteu  VordeniUzen  uelit>  HMW 

in  der  Wifldaitattdlttnr  d«  Kaebtw,  ioadwn  Im  dn»  «nr*"lfffHfn  UaiMfele  IM*  ^ 

Schaden. 

1)  S.  Schanratii,  ilu;orie,  6  «6  1^. 
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wenn  eine  Reihe  von  nothwnKÜgrn  Eigenschaften  got  abgofasster  Gesetze 
aufgeführt  und  namentlich  veriuiigi  wird,  dass  ein  Gesetz  eine  voU&tändige 
Eridftmog  enthalten  mttsse diese  Forderungen  nun  aber  Grttnde  sein 
tollen,  ifanmi  die  Auslegung  solcher  Gesetze  niclit  ans  anderweitigen  Quellen 
n  ichdpfen  sei?  Gerade  davon  bandelt  es  sich  Ja,  das»  Jene  Eigenschaften 
lüeht  vorhanden  sind,  dal  Gesetz  aber  doch  in  seinem  ivahren  Sinne  anage* 
legt  werden  moss.  Wom  kann  hier  die  Yerwdsmig  anf  eine,  nun  einmal 
iidit  befolgte,  Regel  für  den  Gesetzgeber  dienen,  und  wie  kann  sie  die  Auf- 
raefaiing  anderer  Hälfe  aberflflssig  machen?  —  Eben  so  ist  es  ein  handgreif- 
liches Missverständniss ,  wenn  weitläufig  dagegen  gek&nipft  v>ird ,  dass  nicht 
der  blos  mögliche,  nothwcndipe  u.  s.  w.  Wille  des  Gcsctzgcliers,  sondern 
nur  der  wahre  and  wirkliche  Gesetz  sei  und  beachtet  werden  dürfe  *).  Dies 
rieht  kein  Men«ch  in  Abrede.  Die  Frage  ist  nur  die,  ob  bei  an  sich  nicht 
klaren  Worten  der  Nachweis  des  wiUiren  Willens  irgendwo  anders,  als  aus 
diesen  Weiten  genommen  werden  dürfe  V  Die  Benutzer  der  ständischen 
Schriften  z.  B.  sind  so  wenig  geneigt,  die  bekämpfte  Meinung  zu  vcrtheidigcn, 
das»  sie  im  Gegentheile  behaupten ,  nur  auf  ihtem  Wege  kOmie  der  wahre 
Wille  erforscht  werden,  wahrend  das  Kleben  an  den  mangelhaften  Worten 
tu  der  Darstellung  eines  bloe  problematischen  oder  wohl  ganz  unwahren 
Willens  fikhre.  —  Nicht  minder  am  Tage  liegt  das  HisSTerstlndniss,  wenn 
gegen  die  Denotzang  der  ausserhalb  der  Oesetiesworte  liegend  Anslegongs- 
mittel  eingewendet  wird,  da^s,  wenn  etwas  ausser  dem  Gesetze  auch  noch 
den  Willen  des  Gesetzgebers  enthalten  soll,  es  ebenfolls  förmlich  als  Gesetz 
bekannt  gemacht  sein  nitls>tc  *).  Wenn  etwas  ausser  dem  bekannt  ge- 
machten (iesttze  uueh  noch  Gesetzeskraft  haben  soll,  nniss  es  allenhngs 
promulgirt  sein.  Al>er  hier  soll  ja  nur  durgelegt  werdm  ,  was  denn  eigent- 
lich im  Gesetze,  wie  es  bereits  bekannt  gemacht  ist.  wirklich  stilit.  Ganz 
ungerecht  ist  daher  auch  der  angehüngte  Vorwuri  gt  geii  Wächter  u.  A., 
dass  man  noch  tlher  das  Gcsttz  stelle,  was  nicht  einmal  selbst  Gesetz  sei. 
Stellt  man  doch  vklbta  ftber  da»  Gesetz,  soudeni  beweist  man  nur,  was  in 
demselben  bereits  enthalten  ist  —  Schwer  begreiflieh  ist  es  endlich  nodi, 
wenn  zom  Beweise,  dass  nur  das  ansdritcUioh  PromulgiTte  Gesetz  sei,  anf 
^  Yoncbriften  von  YerfMsnivsttrfcnnden  hingewiesen  whrd,  welche  eine 
Zustimmung  der  versdiiedenen  Faetwen  der  Gesetzgtbnng  vcriangen,  und 
hierftkr  gewisse  Formen  vorschreiben  *).  Es  handelt  sich  Ja  lediglich  nicht 
davon,  ob  ein  Gesetz  ver&ssnngsmAssig  zu  Stande  gekommen  sei.  Dies  wird 


t)  8.  Schkffrfttb,  XhMtto,  8.  Sl  er* 

ti  Dm.,  8.  .13  fg. 
t)  Dm.,  S.  61  Ik. 
«)  DMi  B.  tO 
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natürlich  vorausgesetzt.  Wer  wird  Auslegangsregcln  für  ciu  formell  schon 
ungOltiges  Oesetz  anünichen?  Die  Frige  ist  vielmehr  die:  ^  die  foniMil 
gültigen  Geietse  materiell  ri<^tig  aiusulegen  seiw?  Zur  Beantwortung  dieier 
Frage  aind  nun  aber  doch  sicherlieii  jene  YorMliriften  nicht  gegdwn. 

Allein  sieht  man  anch  ab  Ton  dieien  aifiUligeu  Mlngdn  der  Auftaiomg 
nnd  Ansfilhning,  so  bietet  dennodi  das  Wesentliche  der  Lehre  noch  hin- 
reichende yeranlassnng  sor  Bekflm|ifiing. 

Diese  Lehre  besteht  niiniliVli,  v^ic  bereits  oben,  S.  lOS,  ansfilhilicher  an- 
gegeben worden  ist,  darin,  <luss  Erklärungen  der* Staatsgewalt  und  ihrer 
einzelnen  Factoren,  welche  nicht  in  den  Worten  der  Gt  t/c  selbst  enthalten 
sind,  als  niatcriellc  Quollen  der  Gesetzesanslegnng  ungeeignet  seien,  wenn 
sie  mit  dem  Wort\ erstände  des- auszulegenden  Gesetzes,  mit  der  quantitativen 
oder  qualitativen  liest liaffcnheit  seines  Sinnes  nicht  übereinstimmen  oder 
gar  im  Widerspruche  stellen ,  insbesondrrp  aber  wenn  sie  m  einer  beschr&n- 
keudeu  oder  erweiterndeu  Auhlegong  lübreu  würdtü.  Auch  zur  lie»eiUgung 
von  Verworrenheit  in  dem  Gedanken  oder  zur  AosfoHung  von  Lttcken  seien 
sie  nicht  an  verwenden.  Dagegen  sollen  sie  gebrandit  werden  kOnnen  als 
formelle  Beweismittel  der  (anf  anderem  Wege  geftindenen)  Aoslegong,  na- 
meotlich  der  grammatischen  nnd  der  dedarativen  Der  Hanfitbewtis 
dieses  Sataes  aber  wird  dnrch  die  Behauptnng  geliefert,  dass  nnr  die  aas 
den  Worten  des  Gesetaes  erhellende  ErkUbrang  der  wirUk^  m  j^ande  gs> 
kommene  und  verbindliche  Wille  des  Gesetzgebers  sei,  und  dass  auch  nnr 
das  auf  solche  Weise  Proowlgirte  der  Bfli:^r  zu  kennen  sdiuldig  sein  könne. 

Hierüber  ist  denn  nun  Nachstehendes  zu  bemerken.  Es  ist  bereits 
als  ein  ElementQrprincip  zugegeben,  dass  nur  H  o  k  a  n  nt  g e ni achte s  gesetz- 
liche Norm  sei;  und  es  ist  auch  hieraus  schon  abgeleitet  worden,  dass  ein 
Verschiedenes  von  dem  Promulgirteii  oder  ein  flber  dasselbe  Hinausgehendes 
nicht  ans  anderweitigen  Gründen  an  die  Stelle  desselben  gesetzt,  oder  eine 
Luekt-  in  demselben  auf  solche  Weise  ausgefüllt  werden  darf.  Allein  ein 
grosser  Irrthum  ist  es,  wenn  Uber  dieser  Wahrheit  der  zweite  eben  so  hoch 
stehende  Sati  flbersdiai  wird,  dass  das  Gesetz  nnr  bi  seinem  wahren  Sinne 
anssolegen  nnd  anzuwenden  ist  IHeser  wahre  Sinn  ist  nnn  aber  kein  anderer, 
als  deijenige,  welchen  der  Gesetqieber  selbst,  nachweisbar,  anedrftckeB 
wollte.  Die  Behanptnng,  dass  dieser  Nachweis  flber  die  Absicht  des  Gesetz- 
gebers nnr  ans  den  promnlglrten  Wnrten  des  Gesetzes  adbst  geliefiert  vttden 
'  könne,  ist  lediglich  willkOrlich,  und  widerspricht  der  täglichen  Erfobning. 
Allerdings  ist  die  nächste  und  wichtigste  Auslegongsquclle  das  Gesetz  selbst, 
sowie  die  tlbrigc  Gesetzgebung,  und  nie  darf  deren  Benutzung  versünrnt 
werden.  Allein  da  die  AbÜEissiiug  von  Gesetzen,  so  wenig  als  irgend  ein 
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nderes  menschli(  hos  Geschäft  von  UnvoUkommenheiten  frei  ist,  so  begibt  es 
sieb  nur  allza  häutig,  dass  der  Ausdruck  unbostimmt  oder  unrichtig  gewählt 
ist,  oder  dass  ein  Gesotz  in  dem  Verhaltnisse  zum  ganzen  Rechtss)'steme  die 
Fordernng  der  Einheit  oder  der  Vollstäntliplvpit  nicht  erfüllt.  Unmöglich 
können  diese  Mängel  minier  beseitigt  nud  kauu  der  wahre  Sinn  des  Gesetzes 
dargelegt  werden  durch  die  ]5etra(  htnng  und  Erörterung  seiner  eigenen 
Worte ;  namentlich  dauu ,  weuu  diobt'  Worte  an  sich  nicht  einmal  auf- 
merksam machen  auf  das  Yorhaadensein  eines  Mangels,  was  bei  einem 
■tterieUea  Tentoue  sdur  wohl  der  Fall  sein  Icano.  UnlAngbar  aber  ist  es 
ivnigsteDs  in  manchen  Fallen  möglich,  die  hierzn  nOthigen  Notiien  ans- 
«Irts  her  sn  erwa>hen.  Ist  dem  aber  also,  so  mflssen  solche  auch  cor 
Omlegiiog  des  inihren  Sinnes-  angewendet  werden.  Waram  sie  nor  tat  Be- 
stttigang  der  anf  andere  Weise  gefundenen  Anslegong,  nicht  aber  aneh  mr 
Ergänzung  md  Berichtigung  der  gewählten  mangelhaften  Form  gebrancht 
werden  könnten  und  dürften.* ist  lediglich  nicht  einzusehen.  Und  vAUtg  irre- 
levant sind  die  gegen  htilfsweise  Zuziehung  von  Kenntnis^tquellen  »u<:<!erhalb 
des  Gesetzes  vorgebrnrhten  Einwendungen.  Wenn  geltend  gemacht  werden 
will,  dass  der  Bürger  und  der  Oeamtf-  nur  (la>>  promulgirto  Gc«(  tz  zu  kennen  i 
schuldig  T'ei,  nicht  aber  auch  anderweitige  Verhandlungen  und  Recht  sgt  -chafte 
der  Stiuitsgowalten ;  so  ist  darauf  einfach  zu  erwidern,  dass  er  dtu  wahren  ; 
Sinn  des  Gcbcticis  m  kcuncu  bchuidig  ist,  und  somit  auch  die  Mittel,  welche 
zu  der  Einsicht  desselben  fahren.  Diese  Forderung  aber  ist  aucii  praktisch 
gicbt  flbertrieben,  da  die  Wissenschaft  es  sich  hnmer  schnell  zar  Aufgabe 
■sdit,  die  nMUgn  Ansl^ongen  tu  Uefern  Eben  so  wenig  ist  dar  Ein- 
wurf scUagaid,  dass  Zweifiel,  welche  erst  durch  fremde  Schriften  n.  s.  w., 
sieht  aber  durch  die  Worte  des  Gesetaes  selbst  entstehen,  nicht  Zweifbl  des 
Gesetaes  selbst  saien.  Die  Worte  an  sich  erwecken  veihaitnissmassig  selten 
Zweifiei,  Bondem  diese  rühren  in  der  Regel  von  den  Kenntnissen  her,  welche 
dsr  ABsleger  an  seinem  Geschäfte  mitbringt  Solche  Kenntnisse  sind  es  denn 
aoch,  welche  foa  den  fremden  Aasifgnugsqnellen,  a.  B.  den  atfindischeh 


1)  Wenn  K  r  u  15 ,  OraridiiÄtxc,  S.  72.  Note  14,  es  (fanz  extra riijranf  findet,  das«  der  Bttr^r 
uf  die  Llieratui-  libm  die  (ie*etie  verwieteu  werde,  währeud  iclion  die  Fictioa,  da*»  er  du 
fltMti  mJM  kenne,  swar  nothwtndig  «ber  gewaltsam  sei:  so  wallet  ein MlseTerstündnlss  dabei 
tb.  Von  einer  Forderony,  <Um  Jedw  «iateeiM  Bfligw  «aob  die  feMutfln  a«Mt»eieoii»n«aUu« 
refelmaaalK  stndire,  kann  nMHMIeb  TMrtSBillgwwflln  nMit  die  Rade  mIb.  AUeln  wenn  diMul 
aoiweitdhHA  fe)»t»tcl)t,  daM  der  Bürger  den  wahren  Sinn  d«  (Jis.t^es.  und  nirht  Irgend 
^Uta  tebetubum,  tu  befelfen,  lieslehungs weise  denselben  uui  skü  anwenden  zu  la.^st-n  hut : 
tt  kam  dni  dtoMaAwwaisiMttt  >^  betreffendeaFalU  nacli  Jenem  Sinne  su  erk^iuli;.'.  n,  luclit 
irU«  I.  Verden,  wenn  er  nicht  in  Schaden  kiomm  wfll.  INa  galehitao  Mitiftea  braucht  « 
*a«iia»ij  nicht  selbst  »u  lesen ;  »Uein  er  ma«  bd  SoldMB  Belaltmi«  «uhatt,  wdeh«  da  kammi. 
Wer  ist  dies«!  etwa  anders,  wenn  ei  sicU  von  der  Anwendung  de*  röinUchoii  Rechts  hnn.Ielt? 
<lMt  m        Km  Mlbat  an,  bai  der  ABWCndanf  dar  von  ihm  als  oniiiar  beaeiduielen  Ge- 
ltet atoe  Iwto  Ftolf»  IMOM  wwkiMlIai  tiirf  WiMdto^ 

•Dein  sie  int  nicht  lu  ünikTii. 

T.  Mobl,  Staatsmht.  B«l  I.    *  9 
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Schriften,  geliefert  werden.  Wenn  endlich  behauptet  wird,  dass  ein  an  sieh 
uiToUBtindiges  oder  nnventfladlicfaes  Gesetz  eiDO*  Auslegung  gar  aidit  &hig, 
somit  «Qdi  nicht  bedHrfUg  sei:  so  iriderspricht  diess  den  aneriEanntestcii 
BeehtsregeliL  Im  G^^tfaeQe  ist  nftnlich  jedes  Gesets  der  Anslegang  be- 
dfliftig,  und  muss  jedes  aasgelcgt  werden,  td  die  Doakellieit  dessen  an 
sieh  noch  so  gross  Da  jedes  Gesetz  auaffaideti  ist,  so  ist  ancb  der  walire 
Siun  von  jedem  zu  erforschen ,  ond  die  Anslcgnngsregeln  sind  bekanntlidi 
noch  lange  nicht  erschöpft  mit  der  Erörterung  der  blossen  Worte. 

Soweit  die  Bemerkungen  ttber  die  bihuer  aufgestellten  Theorieen.  Ist 
diese  Kritik  irgend  richtig  gewesen,  so  ist  der  Beweis  geliefert,  dass  beide 
tlie  Wahrlicit  nicljt  vollständig  erreichen:  am  wenigsten  freilich  die,  welche 
nur  den  Worten  selbst  tiue  Bedeutung  beilegt.  Wahrend  dif  ccincine  An- 
sicht es  nur  darin  verfehlt.  da?s  sie  einem  an  sieb  richtigen  i  ii  lunl-at/e  eine 
alku  weite  Ansdehunng  gibt .  und  aber  die  Buacbtung  des  euKu  wiclitigen 
Satzes  eiiiea  zweiten,  gleich  wichtigen  uubertic^chtigt  lässt,  ist  die  ihr  ent- 
gegengestellte Lehre  in  der  Grundlage  ftlseh  und  kann  daher  nur  zofällig 
und  bei  Fiinielnheiten  anf  die  Wahrlieit  stoesen. 

Es  handelt  sich  somit  Jetzt  davon,  an  die  Stelle  des  mehr  oder  miger 
Terfiefallen  eine  Lehre  zn  stellen,  ivelche  keinen  gegründeten  Zweifel  znllsst. 
Hlerza  ist  denn  aber  dnrch  die  bisherigrai  ErOrterongen  der  Weg  bexcais 
gebahnt;  and  namentlich  wird  es  eines  eigenen  Beweises  der  aafimstdlenden 
Satze  in  der  Begel  nicfat  bedtlrfen,  da  ihre  Begründung  schon  hi  dem  Yor- 
gebrachteu  liegt. 

Der  Grundgedanke  ist,  dass  die  Aufgabe  der  Auffindung  des  wahren 
Sinnes  des  GesetiJgebers  und  die  That^aehe  der  geseliehmen  Bekanntmachung 
auf  gleiche  Stufe  gestellt  werden ,  und  dass  nur  derjenige  Satz  als  eine  den 
Bürger  und  die  Behörde  verbindende  Norm  angesehen  wird,  welcher  die 
Forderungen  der  riditigen  Auslegung  und  der  Promulgation  zugleich  erfRllt. 

Dem  gemäsh  ist  vor  .Vlleni  m  unter>ucben,  ob  ein  Gesi-t?:  vorselirift- 
mässigd.  h.  verfabäuugsmässig  bekauul  gemacht  ist;  und  nur 
wo  dem  also  ist,  darf  der  beabsichtigten  Yorschrift  irgend  welche  weitere 
Beachtung  gegeben  werden.  Es  wirkt  aber  dieser  Sats  nach  vendüedenen 
Seiten.'  —  Einmal  ist  erforderlich,  dass  die  Bekanntmachung  in  der  gesetzlich 
foigesduriehenen  Form  und  in  d^  gesetdichen  Weise  geschah.  In  der  tfo- 
narchie  hat  nur  das  Staatsoherhaapt  das  Becht,  die  Gesetze  za  pnblidren; 
^ne  nicht  von  ihm  ausgehende,  z.  B.  etwa  von  der  Stindevetsamnluag  an- 
geordnete oder  von  einem  Privaten  ausgehende  Veröffentlichung  ist  also  keine 
vetansudtete,  gesetzliche  Promulgation,  wie  richtig  immer  der  Inhalt  deoBe- 


t)  a.  aar  Ivnr,  871MB      hvMgmt  BSuImImii  SMht«,  BS.  I,  a.  SM  1^. 
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tatjwniifctim  ttberdMtiniiiqi  wMg  mit  tot  voraagcgangfmen  Yerihredapgen 
GeMtqteboDgfl&etoreD.  Auch  eine  luigebfliliclie  YenOgenuig  der  Pabli- 

cation  darcb  das  Staatsoberhaupt  giebikeiMm  Dritten  ein  Recht  zu  einer  gQltigen 
Veröffentlichung.    Die  Unterlassung  nuig  zu  ständischen  Beschwerden  und 
deren  Folgen  fßhrcn ;  allfin  das  thatsilctilich  nicht  pronuügirte  Gesetz  besteht 
rechtlich  indessen  no(  h  nicht.    Eben  so  uothwendig  zur  loriuellen  GOitigkeit 
pines  Gesetzes  kaiui,  nach  dtui  Rechte  (ie^  conereten  Staates,  eine  bestiuinite 
Bekiiiintniachuugsweisp  sein;  z.  B.  im  Gcsctzesblatte ,  durch  öfleutUchen  An- 
^hlag  u.  dergl.  —  Zwdtcus  fragt  es  sich,  ob  das  tbatsfichlich  Bekuxint- 
gesuchte  Mich  wirklich  das  von  dem  GeseUgeber  BeBchlossene  ist ;  ob  also 
laneiiUiflli  da,  wo  eine  Znauimenwirkang  verachiedraer  Factoren  veriuBaDg»- 
IHilflg  nAtkig  ist,  das  Yerabredete  aocb  «irklich  materiell  imd  fonoell  vor- 
liegt? Da  ea  hiebei  nicht  bloa  am  die  Eiithaltiing  der  taaaern  Form  an  than 
iit,  aeodon  nm  die  wirkliche  Wahrhdt,  nur  die  enrtere  aber  aaa  den  be* 
taant  gemachten  Worten  sieh  ergibt,  «>  iai  ein  Beweia  ans  anderweitigeii 
adM»  QaeUeo,  welche  immer  sie  aein  mOgen,  unbedenklich  gestattet.  Ein 
angebliches  Gesetz,  welches  aber,  laut  einer  solchen  Untersuchung,  von  den 
mit  den  Stiaden  verabredeten  ßestimmongai  abweicht,  ist  nicht  die  von  der 
Verfassong  gewollte  und  mit  Rechtskraft  versehene  Bekanntmachung  des 
Willens  der  gesummten  Factoren,  und  hat  somit  keine  rechtliche  Gültigkeit. 
Dabei  ist  es  gkicbgültig,  ob  die  unrichtige  Veröffentlichung  die  Form 
eines  eigenen  Gesetzes  oder  nur  al&  Theil  eines  im  Ganzen  richtig  zu  Staude 
gekutniut'ueu  und  untadeihaft  promnlgirten  Gesetzes  sei ;  soweit  die  Veröffent- 
Uchuiig  der  Tlmtsache  der  Verabredung  uickt  entspricht,  mut«ä  sie  als  uicht 
erfolgt  betrachtet  werden  und  ist  gau2  unbeachtet  an  laaseo.  Ebenao  maehfc 
ca  nur  in  fieaiehnng  auf  die  VeranCwortlichlseit  des  Urheboa .  der  fidichen 
Masntnmchnng,  keineswegs  aber  hinaiehtlicb  ihrer  Qflltigkeit  einen  Unter- 
Bcided,  ob  die  der  thataadJichen  üebereinknnft  nicht  entsprechende  Yerüffent- 
Sohaag  absichtlieh  oder  nvdsrefaNachUaaigkeitnndHuaTerBtSndniBs  erfidgt 
iat      (In  wie  ferse  eine  solche  ala  Gesets  nicht  geltende  PofaUcallon  ala 


1)  Mit  Aller  BDt«chi«d«iih«it  muM  die  von  Krug:,  GrundalUzi' ,  8.  <>9  fg.  auf^e»teUte  Lehre 
inrtt«lm««iMi^  werdmi,  iam  «in  renatwoftUohor  Mtaigux,  eli«a  mümt  VerantwortUchkait 
wgm,  bei  a«r  ■cWlMiMaheB  B«dw!tf o«  kleiiw  nataridl«  Aeadenuifaii  voneliiiwii  kann«,  v«IoIm 
lieh  nach  der  itiLadischen  BerathuDff  als  oothwendl«  berauM teilen.  Et  »ei  ledi^^Iith  Sache  der 
atiiMl«  akht  dea  Jüchten,  ihm  hierOc  au  indeunisireB  oder  nicht  -  Zuuikhat  ist  von  ,^deui- 
■Wmasf  gir  aldit  li«B«de,  («ad  bat  aberdlett  «fae  Mleih«  dnnh  dIeBIditer  gat  ketaNnaiUi) 
•ondem  nur  davon,  ob  eine  roii  der  Vcrat^rcduni?  rntt  den  Ständun  abweichende  OeaeteeepnMI* 
eatiijn  g^üxlg  »ai.  Diu  B^jaiiuii^;  widurspridit  uuu  ikbvi  dt  in  i^unzen  Oedaulien  den  constitutioneUen 
ftt»;iti-<«-  Nor  tn  »o  ferne  Re^erun«  und  Htände  ttliereiiikoniiiu  ii ,  ist  t  in  (itsets  m^Klidi.  Ob 
«•  wiUkSiaelM  AlriMcnme  fnM  oder  kiaia  ift.  iiMebt  keinen  Untenchkd.  Uad  wm  iet  «st 
Bia»  olMi  JkMM^  äMutana^r  Zeigt  rieh  M  der  MiblleMUAm  Bedaettoa  «Im  AbwaUraa« 
ou  den  (ftmeiMchafUichen  Beachlttsscn  iils  materiell  jtwecktnäHsig^,  so  mag  durch  Anssctiunjr 
der  PoUicaUon  des  saaioi  Qeeetaea  bia  zur  nkoluten  StAndeveraammlun« ,  oder  dan:h  einat- 
«ittica  nmitedert«  V«iaff««UICkn«  aber  Toriefuc  «taer  H«t«IU  b«l  «mmv  Oüifwhrti. 
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▼erordnmig  getten  Inim,  ift  cino  Fkage  ftr  Bloh,  «ekhe  theOs  aadi  map 

tericdlen  theils  nach  formeUenRdcksichteasa  entscheideiL  iit,  hier  aber  nidil 
weiter  in  B^raehtuDg  kommt.)  —  Drittens  folgt  noch  (wie  oben  bereits  er* 
<krtert  wurde)  aas  dem  allgemeinen  Satze ,  dass ,  wenn  eine  von  dem  Gesetz- 
geber wirklich  beschlossene  einzelne  Bestimmung  thatsäcblicb  nicht  bekannt 
gemacht  ist,  sie  auch  nicht  als  Gesetz  betrachtet  worden  darf. 

Unterliegt  die  Thatsache  einer  mangellosen  Promulgation  keiiirm  Zweifpl, 
50  tritt  nun  die  Autgabe  einer  richtigen  Auslegung,  d.h.  der  Aufnuduiig  des 
walirou  Sinnes  des  Gesetzes,  ein.  Uiui  zwar  muss  einer  Seits  jedes  Ge- 
stU  eine  solche  Auslegung  bestehen,  auch  wenn  es  noch  so  knrz  und  einfach 
wäre,  intlem  auch  hier  der  wahre  Sinn  zu  beweisen  ist;  anderer  Seits  aber 
darf  keineB  als  nnaaslegbar  znrttckgewiesen  werden.  So  lange  ein  Geset2 
nicht  aof  rechtlichem  Wege  aafiBehoben  oder  ahgeindert  worden,  ist  es 
anzuwenden,  nnd  zwar  in  seinem  wahren  Sinne,  wie  diesen  menseUiebe 
Kunst  ausfindig  und  wahrscheinlich  machen  kann> 

Unzweifelhaft  bieten  die  Worte  der  Gesetz»  selbst  die  erste  und  wich- 
tigste Quelle  dar.  Sie  sind  znr  verständlichen  nnd  ToUstindigen  Darlegnng 
dieses  Willens  bestimmt,  und  es  ist  somit  von  ihnen  mit  Becht  ttnipitA^iw 
•nf  denselben  zu  schliess^.  Es  findet  also,  welche  weitere  AusleguBgsqncIIen 
auch  vorhanden  ^eiu  mögen,  jeden  Falles  und  zunächst  die  gesammte  Theorie  > 
der  grammatischen  Auslegung,  sowohl  auf  das  einzelne  Gesetz  an  sich,  als 
auf  seine  Einfügung  in  das  System ,  ihre  volle  Anwendung. 

Allein  es  genügt  die^c  Aii-Ii  ming  aus  den  Worten  keineswegs  allein. 
Theils  ist  es  imnierlün  iiiöglich.  diss  auch  an*;cheinend  ganz  richtig  ge- 
wählie  Worte,  wideho  also  eine  völlig  verstündige  und  nach  allen  Seiten 
hin  unangrtilbare  Bchtimmung  zu  geben  haben,  doch  dem  thatsät Idichtu 
wahren  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  entsprechen.  Theils  ist  ein  bo  ge- 
nauer und  Yollstilndiger  Ausdruck  des  gesetzgeberischen  Willens  keineswegs 
inuner,  oder  anth  nur  sehr  hftnfig,  vorimnden.  Je  ausgedehnter  das  Oesets, 
je  verwickelter  sein  materieUer  Inhalt,  je  vielseitiger  sdne  Beziehnng  zu 
anderen,  früher  bereits  geordneten,  Be^tstheilen  ist,  ehie  Je  grossere 
Anzahl  von  Personen,  vielleicht  in  versdiiedenen  Acten,  an  der  Zustande- 
bringiuig  Autheil  zn  nehmen  hat:  desto  leichter  ist  es  mOgUcli,  dass  die 
gewählten  Worte  den  beabstcbtigten  Sinn  nicht  vollständig,  nicht  verständ- 
lich oder  selbst  nicht  richtig  ausdrücken.  Viele  Gesetze  leiden  an  allen 
diesen  Mängeln  zumal,  und  oft  iu  einem  hohen  Grade,  Vergeblich  wäre 
es,  in  solchen  Fällen  durch  blosse  Betrachtung  nnd  Erläuterung  des  Ge- 


lder endHeb  iyfvm  d«r  FaU  durnaidi  angeUiMi  iaQ  dorch  da  proTiMriaehM  Omtiu  geholfen 
trcrden;  «lletn  ntamnemiehr  dqreh  ^meltlfr«  AbSnderung:  und  nnitobtigtt  FubllORttoii.  Biii  ans 

stieiiKvr  Kiiiliulmn^'   1>'r  Vi  ifxs-iuriK  cnd^t'  Viernlrr     tutden  i»t  gering:er  •OSMfeUaS'flll , 
dturctt  ihr«  VerleUuu^;  cuUtcbcBde  poiitUche  oud  moralUcUe  Nftditheil. 
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Mbntttrtet  die  Zueife] .  Utseii  «nd  die  Fehler  ettikamn  m  wollen,  Un* 
siraiftlludi  iit  es  also,  und  zwar  olne  Ansinhiue  in  allen  FftHen,  Beclit 
«od  Pfficht,  ancli  noch  anderweitige  vorhandene  Qaellen  zb 
Bathe  n  aehen  nnd  dnrdi  ihre  Benfltsaag  den  wahren  Sinn  der  von  dm 
6eaetig^)er  promnlgirten  BesÜmmimg  m  erforschen.  Keineswegs  liegt  dap  « 
bei  die  Absieht  sa  Gmnde ,  onter  allen  Umstanden  einen  ?on  don  nlchst- 
tiegenden  Wwrtverstande  abweichenden  Sinn  ausfindig  zu  macheu;  es  soll 
Tiehnehr  nur  untersucht  werden,  ob  vielleicht  nicht  ein  solcher  vorhanden 
ond  nachweisbar  sei.  Stimmen  die  weiteren  Auslcgnngsquellcn  mit  dm  ans 
den  Wollen  selbst  gefundenen  Sinne  überein,  so  ist  es  nur  um  so  besser. 
Die  Aufgabt'  erstreckt  sich  aber  nntteriell  so  weit,  als  bekannt  ger?-ohtc 
Worte  geben.  Was  zu  deren  Verdeutlichung,  Vervollständigung  und  Lt- 
richtigung  dient,  ist  gestattet  und  nothwendig:  gar  nicht  Bekanntgcraaclites 
dagegen  darf  allcrdijigi»  aucü  aub  bolcbeu  QucUcu  nicht  als  Gesetz  crkliirt 
werden.  Gleichgültig  ist  dabei  an  sich,  welcher  Art  diese  anderweitigen 
Qi^Uen  sind»  wenn  sie  nur  einen  sidm  Beweis  ihrer  Anssage  zn  liefern 
vermögen.  Ikass  aber  eigetief  wohlttbolegte  ErMiroagen  des  Gesetigeben 
selbst  zn  der  znverlAssigsten  dieser  QoeUea  gehören,  versteht  sieh  IreiUch 
von  selbit  Ton  einem  eigenthOmlichen  Verfahröi  oder  besonderen  B^ln 
ist  tfarigms  dabei  keine  Rede.  Einer  Seits  finden  die  allgemeinen  Grand* 
sllae  der  Avslegiing  anch  bei  dw  Anwendung  dieses  Materials  ihre  volle 
Anwendung ;  anderer  Seits  mflssen  die  verschiedenen  Handlangen  und  Rechts- 
geschäfle,  welche  als  Auslegungsmittel  dienen  sollen,  den  gewöhnlichen  Vor- 
schriften (hinsichtlich  der  Einwilligung,  der  Vollendung  u.  s.  w.)  gemäss 
gültig  zu  Stande  gekommen  sein.  Natürlich  kann  der  Wunsch,  eine  wich- 
tige Erklänins?  zu  Stande  zu  bringen,  unbeweisende  Handlungen  oder  Reden 
sieht  verstärken,  oder  anrechtlichen  eine  Kraft  und  Bedeutung  geben. 


4. 

Bei  welchen  Arten  von  Oesetzen  ßndet  eine  Aaslegong  aas  fremden 

daeUen  statt! 

Es  ist  niNUg,  an  dieser  Stelle  die  Hanptargomentation  zn  nnterbrechen, 
nn  einen -Nebenpnnkt,  Uber  welchen  nnsaiassige  Ansidtten  ansgesprocben 
«ord^  sind,  richtig  zn  stellen.  —  In  da*  vorstehenden  Erörterung  war  im 
Allgemeinen  von  der  Auslegung  der  Gesetz  anch  ans  anderen  Quellen,  als 

blossen  Textesworten,  die  Rede:  und  es  wurde  bemerkt,  dass  einer 
solchen  Auslegung  jede  Art  von  Gesetz,  das  gesunde  sowohl  als  das  man- 
gelhafte, das  undeutliche  wie  das  unrichtig  ausgedrückte,  bedürfe.  Dicsrr 
Al^esMinheit  dtf  Aaslegong  durch  äussere  Quellen  treten  nnn  aber,  wie 
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oben  bereits  vorläufig  bemerkt  worden  ist,  Krag  und  Milhaaeer  ent- 
gegen. Jener  irill  eise  solche  Interpretationsweise  auf  diejenigen  Getet« 
iMMBdorKiikai,  weldie  lelMm  In  ihrer  Abfassung  andeatlich  aden;  bd  n  vad 
ftat  iSdi  klaren  Gesetmi  kOoae  veder  'dem  Siebter  ein  ABSwdMn  des  Ihm 
crOtiBeten  Sinnes  des  Ges^ses  cnsteben,  nodi  dem  scUiditen  Bttrger  die 
Einsidit  in  die,  unter  tadeUos  scheinender  Form'  verborgen  Hegende,  Noth- 
mndi^Eeit  einer  weiteren  kOnstlichen  Anslegnng  angemnthet  «erden,  iiie 
diess  allerdingB  bei  Nonnen  der  Fall  sei,  welche  ihre  Mangelhaftigkeit  an 
der  Stirae  tragen,  I)er  Zfreite  aber  ertdirt  sich  für  die  Anwendbarkeit 
nur  bei  Gesetzen  von  zweifelhaftem  Sinne,  ond  bei  aolchen,  welche  einen 
Wiflerf^pmch  ndpr  rine  Lücke  enthalten. 

I'^t  dem  nun  also?  —  Man  darf  sich  wohl  nicht  bedenken,  diese  Frnge 
uolxdingt  zu  verneinen;  nnd  vielleicht  ipt  eine  Verwundemnp  s?p«tattet,  wie 
solche  Meinungen  je  von  Reohtspelehrteu  aufgestellt  werden  komiten. 

Was  nämlich  die  Krug'sche  Ansicht  betrifft  '),  so  geht  dieselbe  von 
der  Aiuiahme  aus,  dass  «zwischen  Wort  und  Gredanken  eine  reale  Vers<^e- 
denheit  nidit  obwalten  kitome.» '  Klaren  Worten  entspredie  immer  andi  ein 
richtiger  Oedanke.  Seien  dagegen  die  Worte  in  irgend  einer  Beilehiiv 
anbesUmmt  ond  unklar,  so  tbeile  auch  der  Gedanke  diese  Eigensebalt;  «d 
es  habe  gewiss,  wenn  die  Worte  bestimmt  nnd  Mar  aber  nnricbtig  gewibll 
seien,  auch  der  Gesetzgeber  in  dem  Momente,  als  er  das  Gesetz  gab,  den 
onriebtige»  GfdankeD  gdabt  Der  in  der  gesetdkihen  Form  verirtirperte 
Wille  des  Gesetzgebers,  also  der  fnmell  gültig  publicirte  Befehl,  sei  das 
Gesetz,  und  diesen  wegzuinterpretiren  stehe  dem  Ausleger  nicht  zu.  Daher 
«denn  die  Worte  des  Gesetzes  für  die  Aiislegnnp  des  klaren  Gesetzes  die 
einzige  pntschridende  Quelle  seien.»    Die  Frage  aber,  welches  (fesetz  denn 
ein  klares  sei,  wird  dahin  beantwortet:  -.ein  Gesetz  sei  für  klar  zn  achten, 
wenn  es.  in  seineni  vollen  Zusanniienhange  betrachtet,  einen  volleiuleteD 
Gedanken  darstelle,  dieser  Gedanke  weder  mit  anderen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen im  Widersprache  stehe,  noch  auf  eine  wahre  Locke  im  Gesetze 
hiaftbre,  and  endlich  nichts  m  der  Annahme  berechtige,  dass  derselbe 
aof  einer  dnrch  den  Sinraehgebrancb  entschiddbsren  Nachlässigkeit  berohe.» 

Wir  beanstanden  diese  Sätze  sammt  nnd  sonders,  mid  TermAgen  ftber- 
diesB  nksbt  einznaeben,  welche  praktisdie  Anwendnng  sidi  ?on  der  Lelire 
OMchen  liesse,  selbst  wenn  sie  an  sieb  ricbt^  wäre. 

Offenbar  unbegrOndet  ist  die  Annahme,  dass  Wort  nnd  Gedanke  sidi 
immer  decken.  Die  tägliche  Erfahrung  eines  Jeden  widerspricht  dem.  Riditig 
ist  nur,  dass  ein  klarer  Gedanke  auch  klar  au-^ gedrückt  werden  kann; 
allein  es  ist  wed«r  wahr,  dass  diess  immer  thata&chUch  gesdiidA,  nodi  .ist 


i)  Oiaaelbe  ist  Mtaftthdivh  en« wivlidt  in  dea  »enoMWUMa  d«r  Clatwiwinltsiiiis,"  8. 6S  %. 
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es  richtig,  dass  cüi  (durch  irgeud  einen  fehlerha^Pü  Gobratich  der  Sprache 
vcrschuliietp)  Unklarheit  des  Wortes  mit  Nothwendiglieit  auf  einen  uoklAren 
Gedankea  sclilies&eu  lüsst. 

AUein  wie  dem  auch  sein  mag,  so  ist  es,  zweitem,  eine  ganz  unbe- 
grflndete  und  mundfisBige  Annahme,  dass  der  nachweislich  vorher  and  nach> 
her  eimn  ganz  andereo  GedtiAen  woUende  and  fesfludte&de  Gesetsgeber  bei 
don,  irgendwie  Terschnldelen,  Oebrancbe  eines  feblerhaftMi  Woctes  in  din- 
wm  enttcbeidenden  Aogenblicke  notihwendig  «neb  einen  feblo'haften  Gedanfcai 
gehabt  habe  und  diesen  aoöh  habe  promolgiren  voUen.  Im  Gegenfhtile  nmsa, 
nach  belcanntester  Regel,  Mgericbtii^  Doiken  bei  dem  Geset^ber  ange- 
nommen werden,  bis  zum  klaren  Gegenbeweise.  Wenn  sich  also  ans  ander- 
weitigen sicheren  Quellen  zeigen  Iftsst,  dass  der  Gesetzgeber  einen  von  dem 
fehlerliaften  Worte  verschiedv'nen  Gedanken  wrklicli  hatte,  «o  ist  dieser  als 
sein  wahrer  Wille  anzuuelim^n  und  danach  das  Gesetz  auszulegen. 

Ferner  kann,  wie  im  Vorstehenden  bereits  nachgewiespn  i^Jt,  nirht  zn- 
gegpben  werden,  da^'i  das  verkündete  Wort,  als  die  Verkörperung  des  ge- 
setzgeberischen Gedankens,  da?  Entscheidende  sei.  Der  wahre  Wille 
Gesetzgebers,  so  weit  er  publicirt  ist,  ist  die  zu  befolgende  Norm.  Diess 
gibt  ja  Krug  in  allen  Fällen  eines  imklaren  Wortgebrauches  selbst  zu.  Aus 
welchem  verständigen  Gmnde  uHlk  diese  mm  nieht  sein  dttrfen,  wem  iwnr 
das  Wort  anwdieinend  klar  ist,  abor  ans  anderweitigen  Qnellai  ttberaengend 
nachgewiesen  werden  kann,  dass  es  dennoeh  kein  richtig«*  Ansdmdc  ftr 
den  wirklieh  vorhandenen  Gedanken  ist?  Offenbar  Uegt  hier  nnr  «n  Sdiein 
vor,  der  doch  sicher  der  Sache  weidien  mnss,  sobald  er  als  solcher  eat- 
dedit  ist 

Endlich  und  Itaaptsftchlich  aber  ist  nicht  zu  begrdfen,  welchen  anwend- 
baren Inhalt  der  ganze  Unterschied  zwischen  klaren  und  unklaren  Gesetzen 
haben  kann  nnd  f^oll.  Die  Lrhre,  dass  klare  Gesetze  nur  aas  ihrpn  Worten 
ausgelegt  werden  dürfen ,  unklare  aber  mit  eeschichtlichen  und  iogischen 
Mitteln  in  das  rechte  Verstandnis-s  gebracht  werden  dfirfen,  hfitte  einen 
Sinn  und  eine  Anwendbarkeit,  wenn  alle  Gesetze  äu.sserlich  erkennbar  und 
unzweifelhaft  durch  ein  Äusseres,  untrügliches  Mtrkmahl  in  «Uare»  und  in 
«unklare»  abgetheüt  wären,  in  der  Art  etwa,  wie  sie  in  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen,  fremde  nnd  einheimische  o.  s.  w.  s^-ürilen.  Hier  mochte  dnm 
etwa  die  Regel  (wenn  sie  als  richtig  erwiesen  werden  konnte,)  anfgeetellt 
werden,  dass  die  Kategorie  der  klaren  Gesetie  auf  die  tine  Art,  die  der 
vnUaren  Gesetae  aof  die  andere  Welse  aasnilegen  seien.  Allein  Jene  Ab- 
theilnng  besteht  b^anntlidi  nicht  also.  Jedes  Geseti  giebt  der  Gesetigeher 
ihr  ein  klares;  nnd  das  Urtfadl,  dass  es  ein  unklares  s^,  ist  erst  eiuB 
Folge  subjektiver  Beschäftigung  und  Auffassnng.  Ein  Widersprach  von  Seiten 
eines  Dritten  Ändert  in  dieser  Uebenengwig  nichts.  Was  soll  denn  nnn 
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entscheiden,  auf  welcher  Seite  die  Wahrheit  liegt?  Soll  etwa  die  Meinnng 
Des^jenigen  vorwalten,  welcher  sich  zuHiUig  zuerst  damit  beschäftigt,  und 
somit  ein  Gesetz  für  immer  als  klar  gelten  und  nach  j^tint  n  eigenen  Worten 
ansgflegt  werden  dürfen ,  weil  der  erste  Ausleger  kiin  Arges  hatte.  J^nllen 
die  Kl  (lit -gelehrten  oder  die  einfachen  Bürger  den  Ausspruch  thunV  und 
wie  soll  man  zu  diesem  gelangen?  Etwa  durch  AbitiminungV  I  nd  wenn  die 
Gelehrten,  wie  zu  erwarten,  verschiedener  Meinung  sind,  welcher  ist  den 
Oeuosst'ii  vorzuziehen  V  Ofi'eubar  wure  die^s  alles  unpraktisch,  zum  Theile  ge- 
radezu absttrd.  Was  tvird  al«>  dnrch  die  AuftteOnng  tSatea  thttenchi^ei  in 
dar  Behaodlung  gewomien?  Besten  Falles  wird  die  Regel,  dass  aa  Erkttr 
nng  eines  Uar^  Gesetzes  die  Worte  aaneidien,  im  Allgemeinen  dngerinmt, 
alsheld  aber  im  ooncreten  Falle  Unldariieit  behaiq)tet  und  m  den  sonstigen 
iüosleginigsregeln  gegriffen  werden.  Dieses  aber  mit  «bestem  Rechte,  wenn 
ans  diesen  Qnellen  wirUidi  nachgewiesen  werden  kann,  dass  der  concrete 
wahre  Wille  des  Grset/'gcbers  ein  anderer  war,  als  die  schdnbar  klaren 
Worte  ausweisen.   Und  wie  viele  Gesetze  werden  tlberdicss  von  dem  eni- 
Bchiedensten  Anhänger  der  Krug'schen  Lelure  bei  Anwendung  der  oben  an- 
gegebenen schwerfälligen  und  verklausulirten  Begriffsbestimmung  der  Klar- 
heit als  unzweifelhaft  und  ohne  Weiteres  klar  bezeichnet  werden  können?  — 
Anch  piebt  dies?  Alles  Knig  eigentlich  selbst  zu  (S.  75  fg.).   Er"  rftamt  ein, 
dast»  eiu  absulute»  Kriterium  für  die  Klarheit  eines  Gesetzes  sich  nicht  auf- 
finden lasse,  «wodurch  sein  Satz  in  seiner  praktischen  Wirksamkeit  aller- 
dings Sehl  beeiuirachtigt  werde.»  (Sic!)  Er  giebt  femer  zu,  dass  die  Klarheit 
auch  oft  nnr  eine  sdhdahare  sei,  and  sich  namentUeh  dfe  Zweifel  cnA  bei 
d«r  Anwwdnng  ergeben.  Sindlieh  werde  man  h&ufig  durch  das  Studium  dar 
Auslegnngsqneilen  auf  Zweifel  geführt  und  finde  man  eine  historische  Naeh> 
'  rieht,  weiche  zu  dem  Schlüsse  berechtige,  dass  der  Wille  des  Geselsgebcrs 
ein  anderer  gewordoi  sei,  als  ans  den  Worten  hem»rzngehen  scheine;  dann 
sei  allerdings  die  Anwendung  Äusserer  Aoslegangsqnellen  erlaubt  Wenn  dem 
nun  aber  so  ist,  und  es  ist  so,  was  bleibt  denn  von  dem  ganzen  Unterschiede 
und  von  der  ganzen  für  so  wichtig  ausgegebenen  Regel  übrig,  als  der  nur 
von  irgend  Jemand  in  Zweifel  gezogene  Satz:  dass  vor  Allem  aus  den  Worten 
de'^  Gp'jcty^'s  der  Sinn  des  Gesetzgebers  zu  erforschen  sei,  und  es  bei  der 
aal  diese  Weise  gewonnenen  Auslegung  bleibe,  wenn  und      lan?p  nicht  ans 
anderweitigen  Quellen  eiu  anderer  Sinu  nachgewiesen  werden  kuniie;  dass 
aber  die  Nachweii>uug  des  letzteren  gestattet  und  nothwendig  sei ,  sobald  sich 
gentlgende  Gründe  für  sein  Vorhandensein  darbieten? 

Krag  ist  zwar  der  Ansicht,  dass  seine  Lehre  wenigstens  den  doppelten 
praktischen  Nutzen  habe:  1)  dass  wenn  Jemand  die  Klarheit  eines  Gesetzes 
zugebe,  er  sich  dann  nicht  auf  ftusscre  Inter^retationsmittel  gegen  diosen 
UaienSinn  berufen  dürfe;  und  2)  dass  Cassation  eines  richtertidien  Urthetts 
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nur  statttinden  könne,  wo  dieses  gegen  kluro  (leset/.e  Verstössen  habe, 
somit  die  t'cststfllung  des  Falirs  der  Klarheit  von  grosser  Bedeutnnp  sei. 
Aber  aucli  hier  liegt  ein  erkennbarer  und  greiflieber  Nutzen  nicht  vui  .  Ist 
es  doch  einleuchtend,  duss  Niemand  dio  Klarheit  eines  Gew^tzes  /ii^M  ben  wird, 
för  dessen  von  dem  Worte  abweicbeiidi-  Auslegung  ihni  Quelleu  bekannt  sind. 
Und  wenn  er  je,  in  Unkeoitiiias  solcher  QaeUen,  zaerst  die  Klarheit  aner- 
kannt b&tte ,  spater  aber  aof  das  Torhandenaein  jener  aufineritsam  geworden 
wlrSf  würde  er,  niid  mllaBte  er  sogar  ala  ehriicher  Hann,  alsbald  seine  An* 
Cfkenmmg  mrOeknebmen.  Was  ist  dann  gewonnen?  —  Was  aber  die 
sdvinkang  der  CSassationamöi^chkeit  auf  Y^rstOase  gegen  klare  Oesetse  Im 
Sinne  Xrag^s  betrifft:  so  mag  diese  Behanptinig  theils  an  sich  dahingestellt 
Meiben;  theils  aber  ist  einleuchtend,  dass  sie  ZOT  Aufkliirung  der  hier  vor- 
liegenden Streitfrage  nicht  das  Mindeste  beiträgt.  Ob  diese  oder  jene  Art 
Ton  Gesetzesverstössen  zur  Aufhebung  eines  richterlichen  Urtheiles  führt  oder 
nicht,  kann  doch  unmöglich  darüber  entscheiden,  auf  welche  NVeise  über- 
knpt  Gesetze  richtig  auszulegen  sind.  Und  wenn  es  also  auch  wulir  wäre, 
(was  sehr  dahin  stellt , )  dass  nur  da  Cassation  statttinde .  wo  der  Richter 
ein  lediglich  aus  den  eigenen  Worten  auslegbares  Gesetz  verkannt  habe, 
so  kann  diess  doch  unmöglich  so  viel  bedeuten,  dass  auch,  wo  andere 
richtige  Auslegungs(j[aellen  vorhanden  seien,  die  Gesetze  aos  ihren  Worten 
crklbt  werden  mtlssen,  damit  um  so  Idchtei-  Oassationsartheile  ergehen 
tamoenl 

Mit  Einem  Worte:  der  Yersach,  die  Gesebm  in  klare  md  anklaK  sn 
theüen  md  filr  jede  der  beiden  Gattongm  verschiedene  Anskgnngsqpen^ 
ÜMtsnstellen ,  ist  die  Fmcht  ehies  verfeUten  Scharftinnes,  der  von  nnridh'- 
tigen  Vordersätzen  ausgdit  und  zn  keinem  stichhaltigen  Ergebnisse  fährt. 
Tielniehr  bleibt  die  Lehre  unang^ehteu  besteben,  dass  bei  jedem  Gesetze 
der  wahre  Sinn  seines  Urhebers  zu  erforschen  ist,  und  dass  zu  dessen  Auf- 
fiudnng  alle  und  jed(^  an  und  für  sich  erlaubte  AnslegongsqneUen  nicht  nur 
benüt2t  werden  können,  sondern  müssen. 

Und  wo  möglich  noch  weniger  kann  die  von  Milhauser  anfgesteUte 
Meinoiig  Billigung  erhalten.  Einmal  nämlich  sind  gegen  sie  alle  die  oben 
vorgebrachten  Einwendungen  ebenfalls  gültig,  indem  auch  sie  je  nach  der 
ai^eblichen  Klarheit  oder  Unklarheit  der  Worte  und  des  Sinnes  die  Aus- 
legongsmittel  bewilligen  will  Sodann  aber  liegt  eine  olfenbnfo  Folgewidrig- 
kett  darin,  bei  Paronomieen  und  Lflckem,  nicht  aber  anch  bd  anderen 
FeUem  der  Barstellung  des  gesetsgeberiscfaen  Willens,  eine  gewisse  Hflife 
ftr  zolissig  tn  erachten.  Welcher  Grand  kann  vwbanden  sein.  Das,  was 
«Inbt  ist  in  jenen  FiUen,  fku*  unstatthaft  n  erUlren  bei  einem  Hehler^ 
kiftes  Ausdroeke,  einer  IrrthflmUehen  Anllkssnng? 

lUnmeiDehr  also  können,  diese  Modificatiooea  and  Beschrtnknngen  die 
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"Wahrbeil  enthalten.  Wenn  die  Bountzung  äusserer  Auslcgimgsqucllen ,  na- 
mentiidi  aber  der  stAadischen  Papiere  Oberhaupt  und  bei  irgend  einer  Gat- 
tung ?<a  GeseUen  erlaubt  ist,  (wie  die»  Krog  und  Mi  11t 
so  ffluss  lie  bei  allen  itattfinden.  Der  Streit  kauD  lioh  nicht  um  die  n  hei- 
lenden Uebel  drehen,  wndem  Aber  die  aUgeneine  Tknglichkäi  od«r  Un* 
branchbarkett  dei  lltttels. 

6. 

Ton  dar  Tanraidnag  dar  ia  dm  alliidiMhwi  Sahiiftan  enfhiltaBfa 

AvilagugaBlttal  inahaioadara. 

Stfht  anf  diese  Weise  fest,  da<is  für  alle  Ajteu  von  Gesetzen  auch 
ausserhalb  der  Worte  liegende  Erklärungsmittel  gebraacht  werden  dtlrfen 
und  mtisseu,  so  lässt  sich  nun  ohne  Störong  dnrch  allgemeine  Fragen  unter- 
suchen, ob  in  reprÄsentativen  Staaten  die  in  den  amtlichen  ')  Schriftea 
der  Stftnde  enthalt«neD  Erklärungen,  Beschlttsse  und  Aas- 
sagen passende  AnslcguugsaiitCel  fftr  die  von  B^iening  and  Vcdkawrtrelen 
gemeinscbaftlidt  za  Stande  gebrachten  Gesetie  shid? 

Die  Bejahnng  diesef  Frage  hat  Tom  ersten  Aogenhlicke  an,  in  welchen 
stfiadisebe  Terhandlongen  ng  Gesetxesanslegnngen  gebrancht  werden  konntea« 
in  Dentschland  nicht  den  mindesten  Zweifel  erlitten.  Es  wurde  T<m  Ge- 
lehrten ,  Geschäftsmännern  und  Stäudemitgliedern  als  etwas  sich  gans  w& 
selbst  Verstehendes  betrachtet.    Zeuge  dessen  sind  einr»  p'05se  Menge  von 
Schriften  ans  allen  Theilen  der  Kechtswisseiisohaft,  in  \vel<  hen  neue  Gesetze 
und  Systeme  von  Gesetzen  erläutert  werden .  unziUiIige  Aousserungen  in  den 
ständischen  Vcrhandliingon  selbst.    Die  von  \Va(  liter  zuerst  vorgenommene 
Fonnnlinmg  der  Regeln  überru'^clite  nicht  wegen  drr  Neuheit  des  Grund- 
gedankens an  sich,  sondirn  als  der  iinverranthet  geordnet*  wissenschaftliche 
Ausdruck  eines  bisher  uuj'  nach  dem  Gefühle  und  fast  ujibewut^st  angewen- 


1}  Bt  iit  hier  Mudriicklich  henronobeben ,  daas  in  d«r  gantm  gegenwärtigeB  Unter» 
raebnir  aar  «m  aintHeli«!!  •tladladien  Faptarea  iH«  Bede  tat.  IHeee  eUeln  beim  etoe 

kolche  AuthentlcHÄt ,  dutn  ihnrn  ein  voller  Rr^^d.«  eines  Beschlnsne«  oder  Hncr  Bonstlfccn  Thut 
•Ache  entnommen  werden  kann.  R«i  »onicti^f'n,  vnn  I'rivatnn  auetg^benden,  Nachrichten  iot  dies« 
aUU  4«r  Fall.  Solche  mögen  iiiuncrhin,  mit  gehöriger  Vorsicht  bentttBt,  tvt  allceBieUien  Orlen- 
timnir  Uber  die  VerfaültniaM  und  Hergünge  dienen;  aUetn  in  einer  boatimmtea,  Am  einselne 
Wort  »trenge  benUtKenden  Anwendung  haben  et«  fllflit  SttrerlilMlgkeit  genug.  Am  wenii^en 
itaä  die  in  Zeitungen  enthaltenen  Hitzting^.therichle  tm  )i*<niitzcti ,  weil  sie  die  Verhandlungen 
naeh  aalilsklWer  AoSMnuig ,  abgekilrxt,  und  nicht  Mltcn  in  beetimmter  Parthelrlchtiui( 
eddldem.  S^M  •leM«r«p1ilrte  Berichte  iliid,  «dto  «le  aleht  einer  abeag^ 
der  Ver=RmTTi1nnp  Tiri'<  rfon  nnd  vnn  ihr  n-ii  IntrUich  anerkannt  aind,  eine  nnurmrlifatiitge 
QneUe.  w  n  »ach  hier,  erfahrungsgemiw«,  nuuichfiu^e  Irctblimer  nütunterlaofen,  namentlich 
aber  t^a:  hnußK  In  denaelben  von  denBsinSiB,  IBter  doiTwinate  TOB  BedeMlglinffeBi  BMil 
dsr  ÜMttd  Boob  geindeil  wM. 
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ieten  Yeiüabarens.  Man  tnur  verwundert  n  er&hiw,  dUMi  «am  achao  tusber 

Prosa  gesprochen  habc.«^  —  .Allerdings  beweist  diese  allgemdne  Amabme 
noch  nichts  fÄr  die  Wahrheit.  Es  gibt  auch  sehr  verbreitete  Irrthümer, 
welche  erst  eine  späte  Kritik  io  ihrer  Nichtigkeit  zeigt.  Somit  ist  denn  die 
Frage,  ob  die  ständischen  Schriften  ein  erlanbtes  Aaslegongsmittel  seieo, 
immerhin  zn  untersuchen. 

Hier  scheiut  deun  vor  Allem  eine  Prüfung  der  in  neuester  Zeit  erhobe- 
nen Einwendungen  nöthig  zu  sein.  Es  hat  i  n  nämlich  die  oben  genannten 
Rechtsgelehrten,  welche  sich  überhaupt  gegen  die  Anwendung  von  fremden 
Aasl^ungsnUttelii  oriclirteD,  die  BomülNurkdl  «üB^Mhai  Bduriftoi  nodi 
teeooden  in  Abrede  geitelll.  Und  tmr  sind  dreierlä  OrOnde  vorgebracht 
norden:  zmi  «Ugendnerei  die  GeMmnrtheit  dieser  üitamden  nnCueeade, 
wd  ein  dritter,  mir  eine  «inselne  Seite  der  Fknge  beridirender. 

ha  Angeineinen  ninlidi  wird  loetst  behmptet,  dasa  die  stSndisdien 
Sdiriften  etwne  den  Gesetzen  ganz  Fremdes  ond  Heterogenes  seien, 
und  ein  von  ihnen  ganz  verschiedenes  Rechtsgeschäft  enthalten  *)•  —  Hier  tat 
man  wirklich  in  Verlegenheit,  oh  mau  den  Sinn  der  Eiuweudung  richtig 
aufgcfasst  habe,  so  unhegreitiich  ist  sie.  Wie  ist  es  nämlich  möglich,  die 
Vorschlage,  ein  gewisses  Gesetz  gründen  zu  wollen,  die  Ausfinanersetzung 
der  Motive,  weich»'  hicför  im  Allgemeinen,  nnd  welche  ftlr  die  einzelnen 
Bestimmungen  sprechen ,  die  Berathungen  über  Zwock  und  Mittel .  die  Be- 
schlüsse Uber  Verwt  rfung  oder  Zustimmang  im  Ganzen  und  im  Einzelnen, 
die  Erklärungen  über  den  wahren  Sinu  gewisser  Ausdrücke,  mit  Einem 
Worte  die  Handtangen  alle ,  durch  neldw  das  Oesetz  Stidc  xm  StOek  vor 
nnsem  Augen  zn  Stands  koinnt,  nnd  die  nmtlichen  Crkonden  Aber  alles  dieses; 
wie  ist  es  nfl^üeh,  fragt  mio,  dieee  Dinge  als  etwas  dem  Oesetse  Hetero- 
geoes,  von  ihm  Terachiedenea,  mit  ihm  kein  homogenea  Ganses  Bildendea 
m  erküren?!  Wie  würde  jeder  Bechtsgelehrte  nrtheOen,  wenn  sieh  Jemand 
beigeben  Kesse,  tdniftlicbe  Yahandbingen  ober  einen  an  schliessendcn 
Tertrag  vnd  Pratokolle  aber  persönliche  Verhandhmgen  der  Gootrahenten 
«kl  ober  ihre  gegenseitigen  bindenden  Erklftnmgen  als  ^was  dero  endüdi 
m  Stande  gebrachten  Contrakte  ganz  Fremdes,  zu  dessen  Auslegung  ganz 
Unbrauchbares  zu  erklären  ?  Fin  Bestandtheil  der  Urkunde  selbst  sind  natür- 
lich «solche  Vorverhandlungen  nicht;  sonst  wären  sie  ein  Thei!  des  Textes, 
und  kein  ausser  ihm  stehendes  Auslegungsmittel.  Allein  üe  sind  dessbalb 
doch  mit  seiner  Geschichte  und  seiner  rechtlichen  Bedentting  auf  das  Engste 
verbuudeu,  sind  der  natürlichste  Conunentar  derselben,  sobald  überhaupt 
irgend  etawr  ulfissig  ist  Doeh  es  «ire  Zidtverschweiidittg,  hierbei 
Unger  m  verweilen;  md  es  erscheine  fhst  mneebt  gegen  denüikeber  dieser 
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Einwendimg  f  eine  ao  leichte  Gelegoiheit  zum  Siege  Uber  Gebühr  zu 
benutzen. 

Die  zweite  allgemein  lautende  Einwendnnn;  geht  dass  jetieü  Falles 

die  in  den  ständischen  Schriften  enthaiteiitu  ErkJärungen  wegen  ihrer  Innern 
Unzuverlässigkcit  zur  Auslegung  unbrauchbar  seien.  Es  wird  behaup- 
tet, dan  de  weder  die  wahre  Aiuielit  «ter  Factoren  der  GeM^asebung  tlier 
Absieht  ond  Shui  der  GeBetae  entballen,  noch  objektive  Grttnde;  dais  sie 
keiiieii  reehtswieaenschaftlicbcD  Zweck  haben,  undem  einen  rein  politiMbau 
Sie  seien  nur  aar  Ueberrednng  der  andern  Factoren,  oft  wa  eines  Theiles, 
a,  B.  des  Banemstaades,  beatinnnt  0>  —  nw^  angegeben  werden, 
dass  die  Bedeutung  einer  Gattung  dieser  ErkUrungen,  nfimlicb  der  Motive 
von  Antrigen,  von  den  Anhängern  der  gemeinen  Meinung  überschätzt  zu 
werden  pflegt,  (wie  dies  unten  in  7,  a,  näher  erOrtert  werden  wird,)  su  ist 
denn  doch  der  eben  aufgeführte  Einwand  nicht  nur  in  seiner  Allgemeinheit 
unbedingt  falseh .  sondern  er  kann  selbst  niclit  einmal  in  Beschränkung  auf 
die  Motive  als  gültig  /ugegel>en  werden.  Was  das  Erste  betrifft,  so  passt 
die  Ausstellung  offenbar  auf  alle  übrigen  in  den  ständisolien  Schriften  ent- 
haltenen Aeusserungeu  gar  nicht,  so  namentlich  nicht  auf  bestimmte,  in 
Folge  von  Anträgen  und  Erläuterungen  abgegebene ,  wohl  überlegte  Eikm- 
rnngen  eines  oder  mehrerer  Factoren  der  Gesetzgebung  Uber  Annahme  and 
YeTwerfiing  gewissor  Punkte,  fiber  aosdraeklich  gemachte  Yonuusetaungen, 
Bedingung«!  und  Beselirflaknngen ,  kurz  über  besünunten  Willen  in  be- 
stinunten  Fflllon.  ffier  kann  von  UnanverlisBigkeit  gar  nicht  die  Bede  aein. 
Ist  aadi  die  Erforsdiung  des  letzten  Grundes  dner  Erklftrung  dem  mensch* 
liehen  Ange  unteraagt,  so  venDdndmrt  diess  die  rechtliche  Glllti^eit  des  ab- 
gegebenen Anss])ruche8  nicht  im  mindesten.  Und  nur  von  dieser  ist  hier 
die  Rede.  Die  Einwendung  ist  aber  !^elbst  in  ihrer  Beschränkung  auf  eine 
einzelne  Art  von  Mittheiluugcn,  gelinde  ausgedrückt,  ViTinderlich  übertrie- 
ben. Nur  in  den  wenigsten  Fällen  kann  für  einen  Factor  der  Gesetzgebung 
auch  nur  ein  Interesse  vorliegen .  einm  filsrhen  drund  für  seine  Mitthei- 
Itmgen  vorzuzeitren ;  und  in  noch  selteneru  Fällen  wäre  das  Mittel  mit  Aus- 
sicht auf  Erfolg  anwendbar.  Und  dann,  ist  denn  die  Khrc  der  Kegierungen 
und  Ständeversaiumlungen  gar  nicht  in  Anschlag  zu  bringen?  Ist  es  doch 
dem  bittersten  Feinde  derselbe  noch  nicht  beigegangen  zu  behaupten,  da^s 
alle  ihre  Aostinandersetenngen  Uber  beabsichtigte  Gesetze  nur  Lüge  ond 
*tn$  seien,  und  berechnet  anf  Tlnschung  unwissender  Gegner.  Ehie  solche 
Behauptung  trigt  ihre  Vernrtheihing  in  sich  sdbst  Ein  Blick  in  die  nidi- 
sten  besten  stindischai  Terhandlungen  muas  eine  andere  Ansicht  eraengen. 
-~  NatarUdi  iat  mit  dieser  unserer  AuiMsnng  Toraicht  und  Üntersciheid^ 
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im  Gebrauche  der  verschiedenen  in  sUndiscben  Schriften  enthaltenen  £rklä- 
rangen  sehr  wohl  vereinbar.  So  wichtig  solche  immer  sein  mögen,  sa  hat 
doch  ihre  Verwendung  zur  An^^li  enng  eine  Gren?e,  Aber  welche  hinaus  sie 
nur  mit  Nachtheil  für  die  Wahrheit  gehmncbt  wnden  können,  und  sie  selbst 
sind  von  vcrsebit  dener  Bedentang.  Die  Autsuctiung  der  hierzu  dienlichen 
Regeln  ist  eben  die  Aufgabe  ftlr  unbefangene  "Wissenschaft. 

Drittens  endlich  wird  die  Üehauptung  aufgestellt,  dass  wenigstens  von 
der  Benntrong  still sckweigend er  oder  gar  nur  fingirter  Zastimmiingeii 
keine  Bede  eein  dflife ,  indem  jnristiadie  Personen  nidit  dnnsh  stillschfrd- 
geode  Zustimmung  oder  durch  sprechende  Handlangen  ihren  Willen  zu  er- 
kUren  im  Stande  seien,  einmal  iveil  OoUegien  als  soicke  körperlich  nickt 
handeln  kAnnen,  mder  podtiT  noch  negativ,  fblgüdi  awsk  akkt  darck 
Handinngen  oder  stillschweigeiid  ikren  Abereinstimmenden  Willen  erkUren 
könxifn;  zweitens,  weil  ständische  Verhandlongen  immer  nur  durch  aus- 
drfickliche  Abstimmnngcm  auf  ausdrückliche  Fragen  beschliessen  und  wider- 
sprechen können,  nie  aber  durch  Stillschweigen  ').  Ein  Beweis  für  diese 
Behauptungen  wird  nicht  gegeben:  und  es  bedarf  auch  wohl  kaum  cr^t  der 
Bemerkung,  das?  sie  eben  so  sehr  den  anerkanntesten  Rechtssät/en ,  :ils  der 
täglirlii  n  Erfahrung  widersprechen.  Ist  es  doch  ledigüch  nicht  aLzuseheu, 
waruu^  eine  moralische  Person ,  und  so  uftmentlich  eine  standische  Versamm- 
lung, nicht  eben  so  gut,  wie  jedeä  andere  Kechtssubjckt ,  in  vollkommener 
Kenntniss  der  Yerklltnisse  vnd  frei  eine  Handhing  sollte  vomekmen  kdnnen, 
weteke  nnr  nnter  der  Toraossetsong  erldftrbar  ist,  dass  eine  bestimmte  Alt- 
sieht  oder  Zastimmmig  bei  ikr  bestand;  ond  warom  sdlte  bei  ihr  in  aol* 
ehern  Falle  diese  Anicbt  nidit  als  reehtskrftftig  b«tekend  angen<mimai  worden 
können  und  mUssen?  Sobald  ngegehen  werden  rnnss,  (und  wer  wird  diese 
UögUdikeit  Uagnen?)  dass  die  Mitglieder  eines  solchen  Oollegiams  Aber  den 
Stand  der  Dinge  unteiriditet  s^,  nnd  dass  sie  dcmgemnss  eine  bestimmte 
Ansicht  fassen  und  ausfahren  können ,  ist  auch  nicht  der  mindeste  Grund  zu 
einem  Zweifel  vorhanden.  Und  ebenso  und  aus  denselben  Gründen  ist  unbe- 
greiflich, warum  nicht  nuch  ein  stÄndisches  Collegium  durch  iStillschweigen 
seinen  Willen  soll  kiuid  tlmn  können,  wenn  es  im  Falle  einer  andern  Ansicht 
und  Absicht  eine  Aeusserung  hätte  von  sich  geben  niOs<s€n.  Die  für  die  Ab- 
stimmungen festgestellten  Formen  können  niciit  für  die  Uuerluubtheit  einer 
solchen  Willenserklärung  aufgeführt  werdeu,  denn  sie  sind  natürlich  nur  fllr 
die  Falle  einer  Abstimmong  gültig ,  nicht  aber  da,  wo  gar  aidit  abgestimmt, 
«mdem  der  Wille  aof  andere  Weise  erklirt  wird.  Es  erscheint  somit  die 
isnae  Verwerfiuig  stillschweigender  landstindbeher  Zostimmtuigen  als  eine 
tein  willkftriiche  and  reefatsnnbegrtndete  Behanptong.  —  AUein  dabei  soU 
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ideht  g«lliigii«t  'wenleD,  das»  iiklit  leiten  echm  voa  Amlegeni  cfai  Ifiif 
Itraooh  mit  der  itiUsehwcigeiulni  Elnwilligang  der  gesetzgebenden  Factorai 
getrieben,  ond  namentli<^  wu  einem  nidit  erfolgteu  Widerspräche  aach  äi 
solchen  FSßm  eine  Zustimmung  gefolgert  worden  ist ,  in  welcher  eine  Aeus- 
semng  irar  nicht  nothwendig  war,  somit  das  Schweigen  auch  nicht';  beweist. 
Dass  aof  diese  Weihte  dem  Gesetzgeher  Dinge  untfTEro'-cliokn  werden  kön- 
nen, an  welche  er  gar  nicht  gedacht  hat,  ist  niciit  ,  u  läiignen,  und  die 
von  Mitterinaier  in  dieser  Beziehung  gemachten,  ühen  iingeführten,  Be- 
morkuiigeii  sind  aller  Beachtung  wertb.  Allein  uu  Ganzen  folgt  aus  dieser 
ThatsHche  nichts  weiter,  als  dass  auch  in  dieser  Beziehung  Vorsicht  nOthig 
od  daher  die  Anstellung  bestiimiiter  Begeln  tweckmftsfiig  ist 

Am  diesen  Eri^rtetnngen  dirfte  «ich  nnn  wohl  ergeben  haben,  data 
wenigstens  diejenigen  Grflndo,  welche  his  jetit  gegen'  die  Benutamg  des 
Inhaltes  der  stBndisehen  Schifften  nur  GeietceserklAmng  vorgehiacht  worden 
smd,  eine  genanere' Pmfang  nicht  anshalten;  out  dass  nur  die,  frailicfa  der 
vorliegenden  Frage  keineswegs  c^entbomlidie,  Einräumung  gemacht  werden 
nniss,  es  sd  Miisbraoch  dnrch  Uebertreibiing  und  ialsche  Anwendnng  la 
vermeiden. 

Ist  aber  mit  einer  Zurflckwei?;nng  der  bisherigen  Angriffe  anch  schon 
der  Werth  der  Sache  an  sich  und  positiv  bewiesen  V  Sicherlich  nicht.  Mög- 
licherweise könnten  ja  noch  andere,  gc\vic)itigere  Gründe  gegen  die  stflndi- 
sehen  Schriften  bestehen.  Dennoch  aber  will  die  Unternehmung  eines 
uuuüttelbareu  Beweises  der  Zulftssigkeit  ak  vüllig  überüüsbig  erüchciueu. 
In  dem,  was  zur  Widerlegung  der  gegnerischen  GrOndc,  namentlich  des 
ersten  derselben,  voranbringen  war,  liegt  andi  ehi  positiTer  Beweis  voO* 
sündig  entwickelt  vor.  Die  ürlcnnden,  wetehe  die  Entstebnng  des  Geseties 
m  aUen  Einadnheitra  nnd  Sdnitt  vor  Schritt  enthalten,  sind  nothwendig 
richtige  Mittel  snr  Eribrschong  des  beabsichtigten  Sinnes.  Allerdings  niAgen 
sie  ttidit  inuner  in  allen  Fragen  die  gewünschte  Ansicnnft  ertheileD;  aie 
werden  bei  ihrer  eigenen  Ymchiedenheit  idne  verschiedene  Beweiskraft  ha- 
ben; es  mag  neben  ihnen  noch  maadies  andere  Auslegungsnittel  möglich 
und  nOthig  sein:  allein  dies  beweist  nur,  dass  sie,  wie  alles  Menschliche, 
unvollkommen,  nicht  aber,  dass  sie  nicht,  so  weit  sie  gehen,  brancb- 
bar  sind. 

Dem  gemäss  scheint  es  völlig  erlaubt,  die  Frage  über  die  Anwendnng 
der  ständischen  Schrifteu  als  entschieden  zu  betrachten,  und  ist  es  imr 
Döthig,  theiis  die  allgemeinen  Regeln  tiber  den  vorsichtigen  und  maass- 
fcalbenden  Gebnmh  derselben  zu  formolircn,  theila  aber  die  eluzelnen  Arten  > 
von  Aensaeningen  nach  ihrer  besonderen  Bedeatnng  zu  prflfen. 
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AUgftmeine  &ef  ein  des  Gebnaoliei.' 

Ohne  gerade  auf  eine  nnbediAgte  YoUflUodigkeit  Anspriich  sa  Btchen,' 
viid  eine  Auffililwwg ^ieijenigen  Regeln  gcnOgen,  welche  den  ridilagen  Ge- 
bnncli  der  stiUachveigenden  BeflchlOflae,  die  Webrong  dee  Terhiltnissee  'der 
«enehiedeDen  Arten  fon  inileiuAagsenmgen  za  einander,  endUch  die  YoU- 
stindigkcit  der  Benntzong  des  vorhandenen  Materials  hctreffen,  und  sowohl 
den  als  richtig  nnznerkennonden  Fordemngen  der  Kritik,  als  den  ErfaluiUlgeB 
des  Lebens  entspreolKn.  Etwaige  weitere  Grondsfttze  könnten  nnr  minder 
|>edf'utende  Nebenpunkte  betreffen, 

a)  Hinsichtlich  der  stillschweigeuden  Reschltlsse  ist  vor  Ailpm 
die  Regel  iu  da.s  Auge  zu  fassen ,  dmn  eine  voiiküiiimciic  Kenntnis«!  der  Ver- 
hältnisse und  namentlich  auch  Hewusstseiu  des  au.s  der  Handlung  zu  /iehenden 
Schlusses  vurhaiideii  stiü  muss,  wenn  eine  physische  oder  juristische  l'ersou 
durch  eine  condodente  Handlang  eine  Ansicht  oder  Absicht  rechtSTerbindlich 
Mudrflcken  boIL  Da  nna  eine  deatUdie  fiinsidit  In  soldic ,  vielleichl  feine 
nnd  tedtniadi'eigaithflmliche,  BechtsgrundaStae  weder  bei  'der  Begiemng, 
ao^  namentlidi  bei  einer  SttodevwwMnailnng,  ihrer  persOnlidienZnsanunea- 
setsang  nach,  immer  TOranq^esetzt  werden  dtaf:  so  kann  bei  beidm  tob 
einer  sprechenden  TTaiMiinng  und  oner  darana  abcoleitaiden  Willwiimieinmug 
nur  dum  die  Rede  sein,  wenn  sie  entweder  aaadrfteklicli  auf  eine  solche 
Folge  einer  beabsiditigten  Handlang  anfinerksam  gemacht  waren,  and  den- 
noch dieselben  unterliessen;  oder  wenn  wenigstens  ans  den  Verhandlungen 
un/weideutig  hervorgeht ,  dass  ihnen  ein  Idarea  Bewnsstaein  der  rechtlichen 
Folgen  im  einzelnen  Falle  beiwohnte. 

Zweitens.  Wenn  die  Regierung  uder  ein  ständisches  CoUegium  einer 
ilaudlang  oder  einem  Beschlösse  ausdrücklich  eine  Verwalnning  gegen  eine 
bestimmte,  daraas  abzuleitende  Folgerung,  namentlich  gegen  die  dadurch 
gesdiehende  Anerkennung  eines  bestiinmteu  Satzes,  beifügt:  so  ist  diese 
Eridining  n  achten.  Ob  der  Betreffende  dabd  etwa  mdogiscb  verilbrt, 
lodert  nichta,  initem  er  thdb  mit  vollem  Bewnsstsein  dne  Folgewidrigkdt 
kann  begeben  wollen,  theils  jeden  Falles  sein  bestimmter  Wille  vorliegt,  von 
desam  Keantniss  es  sich  eben  handelt 

Dritte  Regel.  Der  von  einem  der  Factorea  der  Oesdatgebnng  grusle, 
anadrflddidie  oder  stillschweigende ,  Beschluss  kann  als  ?on  einem  der  ftb- 
rigen  stillschweigend  getheilt  nur  in  dem  Falle  betrachtet  werden,  wenn 
entweder  derselbe  durch  eine  i^littheilung  auf  ihn  aufmerksam  t'tMüai  ht  war, 
and  nun  auch  er  auf  gtUtige  Weise  eine  stüischweigendc  Kinwiliigung  be- 
tliitigt«  (&  oben,  erste  Regel);  oder  aber  wenn  ihm,  auch  nicht  aoiiuerksau 
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genidiA,  durch  seine  Von&txe  oder  Aeassemiigeii  bewieMO  werden  kuin, 

dass  er  aus  eiguem  Antriebe  dieselbe  Willensmeinnng  hatte.  Als  genügende 
Mittbeilung  aber  ist  nur  eine  förmliche  und  directe  zu  betrachten,  nicht  aber 
auch  etwa  ein  Bericht  in  Tagesblattem  ttber  das  Yer&hren  des  andern  Fac- 
tors, odor  ein  Abdruck  der  Protocollo  derselben,  indem  man  solche  Schriften 
zn  kfuncn  nicht  schuldig  ist.  Ks  gilt  diess  <:owohl  von  den  Beschlfifi&en 
selbst,  Iiis  von  ihren  Begründungen,  Motivirnnpen ,  Bedingungen. 

Wenn,  ncrtens,  die  Verfassung  m  ciucin  gi  wissrn  Ai  tc  eine  bestimmte 
Au/ahl  \ün  Stinunen  fordert,  so  kann  in  solchen  i'uukäcii  von  einem  still- 
schweigend gcfassten  Beschlüsse  nicht  die  iUde  sein ,  ausser  wenn  eine  der 
Torgescliriel>enen  entsprechend  Anadil  m  Mitgliedern,  trotz  dem  d&ss  auf 
die  rechtliehe  Folge  aefinerloAni  gemacht  worden  war,  eineWilleniineKrung 
von  sich  gab,  welche  lediglich  nnr  anter  der  Voransaetinng  eines  BeseUnsses 
llbw  den  firagUchen  Ponkt  einen  Sinn  hat 

Bei  einer  genanen  Beachtong  der  vorstehenden  Regeln  wird  sidi  nicht 
selten  der  Fall  ereignen,  dass  zwar  einer  der  Factoren  lunsidillek  dnci 
von  Sllen  gefassteii  Beschlusses  eine  anelegendc  Erklärung  ausdrücklich 
gegeben  hat,  die  übrigen  dagegen  als  stillschweigend  in  diese  Modalitftt 
einstimmend  nicht  betrachtet  werden  können,  wenn  sie  sich  schon  keines- 
wegs  ausdrücklieb  oder  dun  b  concludcnte  Handlungen  dagegen  erklärten. 
Hier  gilt  denn  nun  endlich,  fünftens,  die  Regel,  da■^•^  /war  eine  solche  ein- 
seitige At'iisseruiig  nicht  als  der  Wille  eh  r  genetzgeljtvndt'U  üewalt  augtüeheu 
und  zur  Aush  giing  mit  Bviseitesetxung  der  übrigen  etwaigen  Quellen  benutzt 
werdou  durt :  dms  über,  wenn  eine  Auslegung  aus  anderen  zulässigen  Mitteln, 
z.  B.  den  Worten,  gefunden  wurde,  and  mit  dieser  der  wenigstens  von  dem 
Einen  Factor  herrtthreiide  Aussprach  flbereinstinunt,  dieBeixiehnngdes  letitem 
aar  ganz  hesondem  BestBrkung  dient.  Sollten  daher  mduere,  m  einander 
ahwdchende  Auslegungen  an  sich  mOglicb  sein,  so  entscheidet  der  Ansspnich 
des  einen  Factors  unbedingt  för  diejenige,  mit  welcher  er  abereinstimnit. 

b)  Daa  richtige  Yerhiltntss  der  verschiedenen  Arten  von 
Willcnsfinsserungcn  zn  einander  adieint  gewahrt  an  arin,  wenn 
nachstehende  Eegelo  beobachtet  werden: 

Vorerst  unterliegt  es  wohl  keinem  Zweifel,  dass,  wenn  derselbe  Factor 
der  Gesetzgebung  im  Laufe  der  Verhandlungen  Ober  denselben  Gegenstand  , 
zu  verschiedenen  Z*^iteu  widersprechende  Erklärungen  abgegeben  hat ,  nur 
die  spätere  an  iiw, n  if  ii  ist.  Tbeiii»  kann  sich  si'ine  Ansicht  durch  die  Ver- 
handlungen wirkiicl)  gCiiiidert,  und  er  nun  in  der  spätem  Richtung  seine 
Zustinmiung  gegeben  haben;  theils  aber  mag  die  Veränderung  von  einer 
Concession  herrühren,  welche  den  obrigcu  Factoren  gemadit  wurde,  am  daa 


l)  Vttgl.  mein  StutM^cItt  dM  K.  WttitMnberg,  l.  Aud.  fid.  L  a.  tt  «.  N. 
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Zostaadefcoiniiien  des  Qesetaes  möglich  m  madieii,  in  welchem  Falle  dami 
ueh  nor  in  dem  Sinne  dieses  ZugestandniBseB  ansfelegt  «erden  dort  Ueb- 
rigens  moii,  wcam  m  zwei  sich  wideraprech^den  Erldlningen  die  frflheve 
schriftlich,  die  spätere  mflndlicfa  ahgegehen  wurde,  und  letztere  nur  aas  den 
ProtOOOUen  über  die  Verhandlung  zu  entuehmen  ist,  mit  vieler  Vorsicht  ver- 
tkhren  werden ,  weil  hier  möglicherweise  ein  Irrthum  in  der  Aufzeichnung 
des  Gesprochenen  stattfinden  köi^ito,  Ks  ist  daher  der  ganjre  Inhalt  der  Ver- 
handlung, in  welcher  dif  mündliche  Krklärung  erfolgte,  sowie  der  Erfolg 
derselben  wohl  zu  prüfen,  ob  sie  die  Richtigkeit  der  Auffassung  bestätigen; 
und  nnr  im  Bejahungsfälle  kann  die  fröhere  sebriftlielie  Erklärung  mit  Sicher- 
heit als  aulgcgcben  behandelt  werden.  —  Sind  aber,  zweitens,  an  sich  wider- 
qir^hende  Erklfimngen  von  demselben  Factor  und  in  Besdehong  auf  ver- 
schiedene GegoutAnde  gegeben,  so  mtssoi  diesdben  sftmmtlich,  wie  sie 
lauten,  je  aaf  ihre  Materien  angewoadet  werden.  Indem  es  sich  znnAchst 
nor  danm  handelt,  die  wirkficfae  Ansicht  des  hetreiTenden  Factors  ausfindig 
m  machen.  Sollte  auf  solche  Weise  einWidentreit  unter  den  Terachiedenoi 
Theilen  des  Gesetzes  selbst  entstehen,  (was  aber  keineswegs  uothwendig  istj 
»mtlsste  freilich  dieser  wieder  durch  Anwendung  der  gewöhnlichen  Auslegungs- 
geselze beseitigt  werden,  also  z.  fi.  durch  Aufsuchung  der  Regel  and  der 
Ausnahme,  Zuweisung  abgesonderter  parallel  laufender  Gebiete  der  Wirksam- 
keit u.  s.  w,  —  "Wenn,  drittens,  der  einen  gewissen  Beschluss  näher  erläu- 
ternden Erklärung  eines  Factors  (Motiv,  Bedingung,  Voraussetzung,  Aus- 
legung) eine  damit  unvereinbare  Erklärung  eines  andern  P^ietors  entgegensteht, 
tbrigens  dadurch  ein  gemeinschaftlicher  ßes>chlusi  über  die  Sache  bclbat  nicht 
verhindert  wird:  so  heben  sich  die  entgegengcsetsten  Erklärungen  in  der  Art 
Inf,  dasa  keine  derselhoi  zur  Auslegung  des  Beschkisses  gebraucht  werden 
darf,  sondern  diese  seine  Interpretation  andenrtrts  her  zu  erhalten  bat.  » 
Kur  wenn  dieser  letztem  ErkUrung  d«r  erste  Factor  nachträglich  seine  still- 
schweigende  Zastinmnmg  gftbe,  würde  sie,  als  gemeinschaftlicher  Willensact, 
Mf  betreffende  Weise  verwendet  werden  kOnnen.  —  SchUessen  skh  aber, 
viertens,  die  von  verscbiedenoi  Factoren  abgegebenen,  von  einander  abwei- 
chenden Erklärungen  nicht  gegenseitig  aus .  sondern  k<^nnen  sie,  sich  ergän- 
zend, neben  einander  bestehen:  so  i?t  jede  dersdben  an  sich,  als  die  Willens- 
meinnng  ihres  Urhebers  bezeichnend,  aufrecht  zu  erhalten.  In  wie  ferne  sie 
zur  Auslegung  des  Gesetzes  verwendet  werden  können ,  ist  nach  der  allge- 
gemeineu  Ecgcl  über  die  Verwendung  einseitiger  unwidersprochener  lürklä- 
nmgen  zu  benrtheilen. 

c)  Von  den  Vorschi Ilten  Uber  die  Vollständigkeit  derBenutzung 
der  vorhandenen  Quellen  ist  wohl,  da  die  UnStatthaftigkeit  einer 
nur  tbeilwei&en  und  dadurdi  fidsdben  Beadehung  von  lelhst  klar  ist,  auch 
V.  M Ohl,  8liata«ebt.  B4.  L  9 
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dieser  Fehler  den  Auslegero  der  constitutionellen  Gesetze  in\  Wesentlichen 
nicht  zur  Last  gelegt  werden  kauo,   nur  eine  einzige  noch  besonders 
hervorzuhobf n.    Sie   brtrifft   die   nicht   seltenen   Fälle,   in  welchen  die 
stüiidischeu  Verhandlungen  über  ein  Gesetz  ganz  oder  theüweise  in  gehei- 
men Sitzungen  vorgenommen,  und  anch  später  die  zur  votUftlii^geil 
Orientiruig  flbar  du  Vorgek<nniiieiie  nöthigea  Schrffken  der  OeffeniUcUGeit 
nicht  flbergebea  worden  siod.  Dass  hier  die  Auslegung  nach  den  sonst  zor 
Hand  befindlichen  Mitteln  vorztmehmen  ist,  kann  im  Allgemeinen  keinem 
Zwtifel  nnterliegen;  und  es  mnss  das  Ei^bniss  derselbeli,  welches  es  nun 
sei,  miOdttt  als  die  WalolMlt  angenommen  werden.  Audi  kann  natOilidi 
den  Ausleger  keinerlei  Tadel  treffen,  wenn  er  etwa  den  nur  durch  besondere 
Nachweisungen  erkennbaren  wahren  Willen  des  Gesetzgebers  nicht  auffassen 
sollte.   Zu  warnen  ist  hier  nur  vor  der  Anwendung  vereinzelter  Schriften, 
welche  möchten  bekannt  geworden  sein.    So  lange  nicht  die  vollständige 
Reihenfolge  des  zwischen  den  drei  Factoren  Verhandelten  und  Festgestellten 
vorliegt,  kann  eine  einzelne  Urkunde,  so  wichtig  sie  auch  scheinen  mag, 
nicht  ohne  die  entschiedenste  Gefahr  eines  Irrthumes  angewendet  werden. 
Aus  einem  blossen  Fragmente  ist  der  wahre  Wille  des  Gesetzgebers  nicht 
naicfawelsbar  darzulegen;  also  darf  anch  von  demselben  kein  Gebrauch  ge- 
macht werden.  Es  ist  dabei  |leidigllltig,  ob  die  ErklBrongen  satjectiv  na* 
Tollstfindig  sind,  d.  h.  von  dem  einen  oder  dem  andern  Factor  fehlen,  edei 
ob  sich  chronologische  Lücken  vorfinden,  indem  die  Urkunden  nur  tS^ 
bestimmtes  Stadium  der  Yerhandlnngen  vorliegen.  —  Sollte  Übrigens  die 
Oesammtheit  der  dgentUcb  geheim  zu  hallenden  Schriften  durch  irgend  eine 
Veranlassung  früher  oder  später  bekannt  werden,  so  dürfen  nicht  nur,  soa« 
dem  müssen  vielmehr,  die  in  denselben  enthaltenen  Nachrichten  zur  Aus- 
legung vollständig  benutzt  werden.  Nur  das  geheim  sein,  nicht  aber  auch  das 
geheim  gewesen  sein  oder  geheim  sein  sollen,  verbietet  die  Be- 
nutzung; und  CS  ist  völlig  irrelevant,  soweit  von  Auslegung  die  Rede  ist, 
auf  welchem  Wege  i  in  Nachweis  tiber  den  wahren  Willen  des  Gesetzgebers 
erlangt  wurde,  wenn  er  nur  äclit,  vollständig  umi  darlcgbar  ist.    Eine  gmz 
andere,  hier  nicht  weiter  zu  untersuchende,  Frage  freilich  ist  die,  ob  und 
welche  Yerautwortung  etwa  den  unbefugten  Bekanntmacher  staatüclier  Ge- 
heimniese  triflt. 

Von  der  Benutzung  der  einzelnen  in  den  stftndisoheii  ^hijften 
-   enthaltenen  Srklftnuigen. 

a)  Die  Motive. 

Die  Art  der  von  den  gesetzgebenden  Factoren  herrührenden,  in  den 
ständischeu  Schriften  enthaltenen  ErklAmngen  ist  sehr  verschieden,  and  es 
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Sieben  aach  dieselben  in  wesentlich  ubweichcndcn  Beziehnngen  zn  den 
Gesetzen  und  deren  Auslegnng.  Wenn  nun  schon  durch  die  vorangehenden 
Erörterungen  die  Benutxbarkeit  aller,  in  so  ferne  i^ie  einen  Nachweis  Ober  den 
wabren  Willen  des  Gesetzgebers  ertheilen ,  gezeigt  sein  möchte :  so  ist  docb 
aucb  das  Vcrliiütuiss  der  einzelnen  Arten  zu  untersnchcn ,  unil  dabei  anzu- 
geben, was  etwa  an  beaondern  Anwendungsrcgeln  in  Beziehung  auf  sie  auf- 
wlQllflfi  sein  mag. 

Za  diesem  Bdivfe  Bind  denn  beMmdm  lierronndiebeD:  Die,  Motive 
mr  BegrtBdimg  vmi  Antragen  und  MHtheilnngen;  die  Bedingungen  und 
TonnssetioDgtn  einer  Znrtjmmnpg;  die  EiUlrangen  Aber  doi  Sinn 
einer  Beetammmnng,  namentlich  auch  von  Seiten  der  Regierangsoonunia- 
lion;  die  EnteeheidmigeB  von  Beispielen;  endlich  die  Yenrerfongen  wo. 
Antrl^en. 

Was  zuerst  die  Motive  betrifft,  so  bedarf  ihre  Wichtigkeit  für  die  Aus- 
legung der  Gesetze  keines  Beweises.  Enthalten  sie  auch  nicht  unbedingt  die 
ratio  legis,  indem  keine  rechtliche  noch  sonstige  Nothwendigkeit  vorliegt, 
in  dr-rselbcn  den  ganzen  Gedanken  des  Gesetzes  in  seiner  geschichtlichen  und 
svsiematischen  Vollständigkeit  darzulegen,  sie  vielmehr  selir  wohl  nur  brach- 
stuckliche  2^'achweiäe  über  Zweck  und  Ansicht  enthalten  können:  so  liefern 
sie  doch  kostbares  Material  für  ein  richtiges  Verstündiiiss  iin  Simie  des 
Geeetq^eben.  Um  ao  nOthiger  ist  denn  aber  anch  eine  richtige  Würdigung 
ind  BemrtBDng  derselben.  Um  m  dieser  zn  gelangen,  mQäscn  jeden  Falles 
die  Tersdnedeoen  Arten  von  Motiven  unterschieden  werden.  Es  tritt  aber 
diese  Versebiedoiheit  in  doppelter  Besiehnng  hervor.  —  Einmal  hinsichtlich 
der  Person,  welche  ehi  UotiT  ausspricht.  Auf  der  einen  Seite  stehen 
niaflicli  die  von  der  Begienmg  ihren  GesetaesentwQrfen  beigefügten,  so  wie 
die  T<Hi  einer  stindischen  Kammer  snr  Erlftoterung  ihrer  Beschlttsse  aas* 
drücklich  angegebenen  Gründe;  auf  der  anderen  Seite  sind  die  von  einer 
stAndischeu  Commission  mr  Begründung  ihrer  Antrüge  an  die  betreffende 
Kammer  entwickelten,  ferner  diejenigen  Motive,  mit  welchen  das  einzelne 
Mitglied  eine  Motion  oder  eine  Abstiminung  zu  begründen  sucht.  —  Di© 
zweite  Verschiedenheit  der  Motive  aber  be-deht  sich  anf  den  Umfang  der 
gegebenen  Erläuterungen.  Ein  Thcil  derselben  bat  nämlich  lediglich  die 
Begrtindnng  und  Rechtfertigung  einer  einzelnen  Bestimmung  im  Auge  und 
erhUrt  sich  Uber  deren  Sinn  und  vielleicht  Aber  die  vorgeschlagene  Fenn. 
Ein  anderer  Theil  spricht  sich  ttber  die  aUgemeinen  gesetageberischen  QrOndo 
and  Absichten  ans,  nnd  erUntert  nur  die  Bichtang  des  vorgeschlagenen 
Geseties  hn  Gänsen  oder  wenigstens  grosserer  Ahachnitte  desselben,  enthill 
aber  kemerlei  ErOrtemngen  Uber  den  ehiv  einzelnen  bestinuntoi  Stdie  bei'- 
nJegeaden  «im*. 
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Diese  Verschiedenheit  unter  den  Motiven  ist  denn  von  sehr  grosser  Be- 
dftntong  fßat  die  Anslcgung. 

Waa  nem  den  Untenclded  nach  dem  ümfange  betrifft ,  to  kann  es 
keinen  Zweifel  nntcrUegen,  dass  ein  Holi?,  welches  sieh  Aber  den  Sinn  and 
Aber  die  Form  eines  bestimmten  Bestandtheiles  des  Geseties  aosdrociklich 
erkUit,  voUstSndig  nnd  unmittelbar  anaaerkemien  ist,  ond  dass  der  betref- 
fende Artikel,  so  weit  die  sieh  erklärende  Person  in  Frage  steht,  in  ktinem 
andern  Sinne  verstanden  werden  darf.  Die  allgemeineren  Aeussenmgen  ober 
die  Absiebten  eines  Gesetzgebungsfactors  im  Ganzen  sind  dagegen  zwar  eben« 
falls  sehr  schätzcnswcrthc  Hülfsmittcl  ztir  richtigen  Auffassung  des  Stand- 
punktes der  Gesetzgebung,  und  sie  dürfen  bei  der  Auslegung  nicht  übergangen 
oder  gar  mit  eDtgegeDgeset2ten  aus  subjectiver  Anschauung  und  Theorie  her- 
vorgehender Gesiclitspiuikte  vertauscht  werden :  dennoch  stehen  in  CoUissioua- 
ftllen  die  aus  ihnen  zu  zichcuden  Schiusse  den  besonderen,  einer  bestimmten 
Stelle  des  Gesetzes  ausdiücklich  gewidmeten  Erld&rongen  oder  sonsÜgsn 
Auskguugsmittdn  nadi.  Nidit  nmr  nämlich  kdnnen  die  omfiasaenderen  Mit- 
tbeUaugen  leicht  allznallgemein  ge&sst  sein,  so  dass  sie  sich  ihrem  Wortlante 
nach  aof  solche  Tbeile  des  Gesetzes  beziehen  lassen,  fttr  welche  sie  der  Ab- 
sicht des  Sprechenden  nach  in  der  That  nicht  bestimmt  waren;  Sooden  si 
mag  anch  bei  einzelnen  Bestimmungen  des  Gesetzes  ein  qiecieUeres  von  dar 
allgemeinen  Bichtmig  abweichendes  Motiv  maassgebend  gewessi  sein,  welches 
sieh  dann  eben  aus  der  besondern  für  die  fragliche  Bestimmung  ausdrflcklich 
abgegebenen  Erklärung  erkennen  lässt.  Die  Anwendung  allgemeiner  Motive 
mag  daher  eine  weitgreifende,  die  Auffassung  des  ganzen  Gesetzes  betre£Fende 
sein,  und  sie  können  zu  i-hmn  schönen  theoretischen  Gebäude  das  Material 
liefern;  allein  im  einzelnen  Falle  ist  ihre  Benützung  wenig  sicher  und  jeden 
Falles  nur  iu  zweiter  Linie  gestattet,  wenn  nämlich  keine  ausdrücklich  für 
anwendbar  erklärten  AusleguugsqucUen  vorhanden  sind 

Kommt  aber  die  Verschiedenheit  der  motivirenden  Person  in  Betrach- 
tung, so  wird  es  kamn  einem  Widerspruche  begegnen,  dass  die  von  einem 
einzelnen  SUmdemitgliede  oder  anch  von  einer  stftndischenCommission  ansge- 
apnichenen  Motive  von  geringe  Werthe  fäx  die  Anslegong,  richtig  geqnro^ 


1)  ao  vM,  abar  ndi«v  w  liit,  kMn  wtm  Eva«  «huinmo,  wen  er,  (Omndiitai^ 

8.70  fg.)  zwischen  to^oaiinten  Hedactlons  ■  O  rflnden  und  nngeKebenen  Oeaeties- 
gr finden  ontencbeiden ,  die  letttereu  nhtr  mls  beiuahe  uutilo«  für  di«  AasletTunir  darateUen 
WlU.  Bl  M  Üa  Vardienst,  auf  die«en  fküher  fibeiMhenen  UDlencbied  untea  diu  Mutivon  auf- 
merksam gemacht  tu  haben}  aber  thaUa  iat  dar  Aawlnick  .Bedaetioat'-Mottve  nicht  ricbtit. 
Indem  c«  ^ich  bei  den  beM>n4en  ErfdSntnfen  niebt  Moa  voa  dar  Radaetk»  haaddl^  theil«  darf 
die  allgemeine  und  überlejfte  AuMprache  ciiits  GoActijfi-bunj^sfa^tors  Über  seine  Al>sicht  hei 
dam  fauan  Qaaatxe  oder  bei  eiaaalaen  gruuera  Zügen  deuelben  nicht  nach  Belieben  suiUi:!^- 
fentat  mideit.  81a  kaaa  vaa  dar  taSalutaa  nedentnnv  Ar  dia  fanae  Aufßuaun«  und  Anwen- 
dung, und  tUio  AVIccfrrbaluog  in  den  pinzeincn  FMUen  eben  deaahalb  1UliarUiab«B  aetai  «raU  dl* 
eiDOwUge  um^Mende  Aulklellujig  für  geaü^eud  erachtet  wurde. 
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du»,  mar  in  Einem  Falle  von  irgend  einer  Bedentnng  sind.  Da  nlnilich  im 

Allgemeinen  es  über  den  wahren  Willen  des  Gesetzgebers  dnrchan»  nichts 
beweist,  wie  ein  einzelnes  Mitglied  einer  Yersammlang  die  Sache  angesehen 
■  hat,  indem  recht  wohl  der  Bf  ^rhlnss  des  Collegiams  in  völlig  verschiedener 
Ansicht  gefasst  sein  kann ;  und  da  selbst  die  Gründe,  welche  von  dem  ersten 
Antragsteller  für  eine  von  ihm  in  Bewegung  gebrachte  Frage  nneoführt 
worden ,  von  der  Mehrheit  nicht  getheilt  worden  sein  können ,  während  der 
Antrag  an  sich,  aber  aas  anderen  Motiven,  bosrhlossen  wurde:  so  wäre  eine 
beständige  Beachtung  der  von  Commissionen  oder  einzelnen  Mitgliedern  vor- 
gebrachten Motive  anr  in  dem  FaUe  nothwendig,  wenn  die  betreffende  Ver- 
sammhing  die  Terbindliehkfit  hAtte,  sich  innner  llher  diesmal  ansdrfiddich 
flosxiispreeheii  unter  Yenn^dong  der  Annahme  einer  stillschweigenden  Zn- 
ituDmvng.  Eine  solche  Yerpfiichtnng  besteht  nnn  aber  nicht  Diese  Moti- 
vlnmgai  sind  nnr  svlgeetiye  BecbtfSertigungen  und  Yadentlichnngen  gegen- 
Iher  von  der  Kammer;  allein  der  Tortiagende  kann  keine  Erkllmng  der 
fiOSgong  oder  MissbiUignng  ober  seine  persönlichen  Gründe  verlangen,  son- 
dern nur  eine  Abstimmnng  Uber  den  Antrag.   Auch  hat  er  kein  Recht  zu 
fordern,  dass  sein  Antrag  gerade  in  den  von  ihm  damit  verbundenen  Um- 
fange oder  Sinne  angenommen  werde.    "Die  Kammer  mag  nach  Belieben 
Aendernngen  in  den  Gründen  oder  in  der  Sache  eintreten  lassen;  und  es  ist 
daher  nicht  einmal  richtig,  der  Motivirung  eines  Antragstellers  wenig  tens 
den  Werth  eines  Beitrages  ziir  Innern  Geschichte  des  Gedankens  beizulegen. 
Üeber  den  Sinn  des  Beschlusses  der  Kammer  entscheiclen  die  Motive  der 
Einzelnen  nicht.   Nur  in  dem  Einen  Falle  erhalten  dieselben  eine  nmnittel- 
bare  Bcdentong,  neui  eine  Zastimmnikg  «nd  RtUgnng  besonders  erfolgte» 
nad  sie  somit  anch  die  Ansiebt  wenigstens  eines  Factors  ansqiirechea.  — 
Dass  flbrigcns  eine  solche  Znstimmnng  sowohl  ansdrttcUldi  als  aach»  nnter 
den  erforderlichen  Toranssetzongea,  stülschweigend  erfolgen  kann,  bedarf 
ebsD  so  wenig  änes  Beweises,  als  dass  das  AngefBhrtei  nach  Begd  ind 
Ansnahroe,  ehtat  so  wohl  von  besonderen  als  von  alhmfossenden  Hbti- 
tinmgen  gilt. 

Anders  verhält  es  sich  dagegen  mit  den  Motiven  der  Regiernng  und  der 
Kammern.  Hier  theilt  eine  in  Gesetzgebungssachen  coordinirte  Gewalt  die 
Gründe  .  ans  welchen  sie  ihrer  Seits  eine  bestimmte  Vorschrift  für  zweck- 
mässig erachtet  und  beschlossen  hat,  und  den  Sinn,  in  welchem  sie  das 
CeseLt  einst  ausgelegt  wünscht,  ausdrücklich  mit.  Sie  kann  denn  nun 
allerdings  verlangen,  dass  der  anderweitige  Factor,  welcher  eine  Mittheilung 
empfingt,  sich  öber  dieselbe  aasspreche,  indem  er  nfaiht  den  nackten  An* 
trag,  sondern  diesen  nfther  bestimmt  durch  die  Ubttvimng  zur  Anwendong 
•einer  Ihltigkeit  erlmtten  hat  Bei  einer  gansHchen  Terwerftmg  des  An* 
ti^S**  Mif  es  Midb  keiner  eigenmi  Brklanmg  «her  die  Ubtive,  welche 
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mit  jenem  gefallen  sind,  nnd  jVdcn  Falles  sich  anf  keinen  Gegen^^tand  der 
gemeinschaftlichen  Verhandlung  intlir  beziehen.  Allein  wenn  dem  Beschlüsse 
ganz  oder  tlieilweise  beigetreten,  den  Motiven  aber  nicht  zugestimmt  werden 
vill,  so  liat  (ine  Erkliiruug  darüb(r  zu  erfolgen,  indem  sonst  mit  Recht  an- 
gcnoinmt  n  werden  muss,  dass  der  .Intrag,  in  dem  ausdrOcklich  mitgetheilten 
Sinne,  augenommen  worden  sei 

Unter  der  Toranssetznng  der  Ricbtigkeit  Torstehender  AnsiditeD,  fener 
der.UnbestreitlMifceit  des  8at»ft,  das»  eine  nnsweifelbafte  ErtdAmiig  Aber 
die  bei  einent  bestiiDiiiteD  Willensacte  gebegte  Absicht  muisgebaid  sei  ftr 
dessen  Anstegnng,  ergeben  sidi  demi  man  filr  den  Gelnmodi  der  Moüve  nm 
Behnle  der  Interpretation  folgende  Hegeln : 

Ist  ein  HötiT  nösdrOeklicb  znr  Erklftmng  des  Sinnes  t^cs  bestimmten 
Theils  eines  Gesetzes  gegeben,  so  muss  dl»  m  r  —  so  weit  die  Person  des 
Erklärenden  and  sein  Einflnss  auf  da^^  Zustaiulekommen  des  Gesetze?  in  Be- 
trachtung kommt —  in  dieser  Bedeutung  vt-r'-tandcn  werden ;  eine  allgemeine 
Mittheilung  öher  dio  Absicht  und  liichtung  des  Gesetzes  giebt  den  Aus- 
schlag bei  einer ,  nach  Maassgabe  der  sonstigen  Interpretationsquelleß, 
zweifelhaften  Auslegung,  steht  aber  einer  besonderen,  einen  bestimmten 
Punkt  erläuternden  MotiMiiuig  nach. 

Motive  eines  StiLndemitgliedes  oder  einer  stindisdien  Commiwrifm 
geben  kdn«  Beweis  q]b«r  die  irähre  Meinmig  des  Geset^bers,  ancb  neu 
ihnen  in  der  betreffenden  Versnnunldng  nicht  widersproehen  mde.  Knr 
wenn  eine  besondere  Billigong  derselben  naicbzaweisen  ist,  kennen  de  nr 
Anidegimg  gebnneht  werden. 

1)  Die  hier  entwickelte  Ansicht  Mit  die  Ifitt«  nriMhen  der  gemelnMi  Theorie  lud  d«r  tm 
Mlttermaier,  R.  a.  O.,  8.  SIT,  aaf)r(>«tent«n  L«lii«i  Dms  dl«  «nter«  Caiiiinlnlow>llott<rM  n 

v;<-l  (iowiilit  licilitrt.  <lüi-fte  «US  dem  AnK-'^ruhrfi^n  «ich  ergebfn.  Wenn  .-»her  Mittermnier 
>ich  gef;eu  eine  stilUcb weifende  Einttimmon«^  la  Motive  Überhaupt,  und  swiur  oAUMotlicfa  dcst- 
halb  «fUSrf,  treü  nidit  Jeder  etaieliie  Sets  dlcMr  Art  in  den  fümmanm§»  tmätMOSA 

beralln  n  werdon  krini).' ;  weil  dif  Mttsrüettrr  hin?irhtlirh  iIm  WiderKprnchcs  Bich  Rlschlich  g-cpen- 
seiti^  Huf  «•in»n<5i'r  v«rli«Hi!ni  w«!  (l>  r  Di  imä:  drr  Oi  <j(liiift<(  eine  llri(i.Liirui>K  verbiete;  eodllch 
weil  die  DelicutMKe  dnvon  abmahne :  diirftc  il'n  h  lii«  rjte|?en  »u  bemerken  «ein,  (Ihm  alle 
dieM  Rflekalchtea  die  rechtliche  Folfc«'  eine«  StUlsdiweif  eoe  duno  nicht  entftnieB  kSonea,  wem 
«in  atndrSekllelier  Wlderapmeh  nüMg  gewesen  wire,  um  die  ireeetsnche  Aimelime  einer  aUD- 
■chwel(r<^den  Zasiiniiniinc  ru  mtfr-moti.  Die  Einwilli^rmiK-  ist  n  il  durch  das  nnioifi(f<>  Btill- 
■cbweiKee  tttalgt;  aus  welchen  Gründen  dieae  geaduh,  Ut  für  die  ReohtagiUlickett  deraelben 
■Beiheblteh.  Wer  «e»  vermeiden  w^te,  bette  eieb  enedrSekBoli  n  iniMm}  wtdilireBfUle 

vwnslchfete  er  «tif  »ffn  WId<»r«prnch!tr(»rhf.  Und  «iplTist  dif  Fordcranfren  der  BTlHfrkPlt  tind  eines 
Kcordnelen  Geschitflsvorfahrena  suheineu  ciu  «Ircafies  Fe»tlia!ten  an  dem  Rücbtügcselze  nöthi« 
zu  mAchen.  Wenigstens  möchte  es  schwer  sein,  in  Abrede  zu  ziehen,  das«  deijenij;e  Factor, 
welcher  eine  uedraeUlche  Beertmmiing  hlnrtdittlcb  eelner  WUIenanieiaang  nlttbeUte,  geffrttn» 
dete  üieeehe  n  einer  Beiohwerde  hat,  wem  elee  gleiditMihende  IWiSrde  nidht  etnuel  der 
Mtthe  Werth  fand,  sich  darilber  tu  fliissf  m ,  und  nun  doch,  aus  doni  Grunde  dieses  SfilUchwei- 
gens,  die  geäusserte  Ansicht  «U  irrelevant  erklären  will.  Und  wie  solien  —  »o  wird  es  ge- 
etattet  teln  ea  tngtn  —  GeaeUM»  nriechen  TenehledeiieB,  ▼on  einander  iiiHiMilinlnn  ▼«■^ 
•nmndaBfMi  tlbgUMtitt  werden,  wevn  rieb  Jede  derselben  nach  Belleben  der  Abgabe  einer 
AeMNramr  Iber  tndieiMIcln  mittelfanf  tat  andern  entlulten  könnte ,  nnd  gar  nicht*  mm 
dieNr  UsletlMiwsr  Mm  wtede  ? 
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Motive ,  welche  von  einem  der  gesetzgebenden  Factoren  an  einen  Mit- 
tactor  QbergebeD  mrden,  sind,  im  Falle  der  Atimihine  des  durcli  sie  be- 
gründeten und  erkUtetea  Antrages ,  als  ron  lieiden  Factoren  getheilt  aa  be- 
traditen,  wenn  sie  steht  ansdritcklich  abgewiesen  oder  nodifidn  wurden. 

Wenn  m  anderweitigen  Zeugnissen  erhellt,  dass  das  wiiltllche  HotiT 
nrsehieden  von  dem  mitgetbdlten  war,  so  ist  za  noterscheiden,  ob  das 
tiiatsicUich  vorgelegte,  das  wahre  ausschliesst,  oder  nicht.   In  dfm  ersten 
Falle  darf  nnr  das  angegebene  Motiv  gebraacht,  somit  die  Erklärung  des 
betreflfenden  Factors  nur  in  dem  Sinne  genommen  werden,  welcher  als  der 
damit  m  verbindende  von  ihm  erklürt  wnrde.    Nur  über  diesen  Sinn  sind 
die  andern  Factoren  übereingekommen,  und  der  Motivirende  selbst  bat  eben 
dnrch  seine  Aufstellung  des  Motives  erklärt,  dass  er  den  zu  fassenden  Be- 
schliiss  in  dieser  bestimmten  Richtung  verstanden  und  angewendet  wissen 
isöUe.    Ob  er  eigentlich  andere  Wüusche  hatte,  und  warum  er  diese  nicht 
verfolgte,  ist  unter  solchen  Umständen  völlig  glcichgoltig.  Ist  dagegen  das 
iUA  angegebene  Motiv  neben  dem  amtlichen  anwendbar,  und  ist  nicht 
etwa  das  letztere  ansdrflcklich  als'  das  einzige  erlclfirt,  so  mag  immerhin 
aach  diesem  zweiten  die  ihm,  .je  nach  seiner  Beschaffenheit,  in  Folge  der 
allgemeinen  Anslegangsregeln  geblihrende  Bedentnng  gegeben  «erden.  Ob 
aber  dieses  verschwiegene  Motiv  aus  einer  entfernten  Stelle  .der  ständischen 
Schriften  oder  aus  sonstigen  zuverlässigen  Qaellen  erbellt,  ist  vOUig  gleich- 
gültig. Ist  nämlich  der  Inhalt  der  ständischen  Yerhandlongen  ein  sehr 
inchtiges  Auslegungsmittel,  so  ist  es  doch  nicht  das  einzige. 

"Widerspricht  ein  Motiv  dfm  ^Villen^acte ,  \Ydchen  es  erklären  soll,  so 
ist  dasselbe  bei  Seite  zu  sel2:en  und  letzterer  aus  anderweitigen  Quellen  zu 
erläutern,  indem  ein  falscher  oder  falsch  ausgt drflckter  Grund  das  Dasein 
Qud  die  Verbindlichkeit  einer  ßecbtshaQdluug  uicht  aufhebt 

b)  Die  Bedingungen  einer  Zustimmung. 

Kicht  selten  madit  dner  oder  der  andere  Factor  der  Gesetzgebung 
seine  Zustimmung  zn  einm  Oesetze,  oder  dem  Theile  eines  solchen  ans- 
drOddicb  davou  ahhingig,  dass  dassdbe  nur  in  einer  bestinuntoi  Weise 
lentanden,  oder  nnr  auf  eine  beidchnete  Weise  angew^det  werde.  Oder 
Iber,  er  spricht  bei  seiner  Zustimmung  aus,  dass  er  einen  bestimmten  Sinn 
oder  eine  bestimmte  Ausführung  bei  dieser  seiner  Einwilligung  voraussetze. 
—  Nattirlich  sind  die  tlbrigen  Factoren  an  eine  solche  Bedingung  an  und 
fftr  sich  nicht  gebunden,  sondern  n^ögcn  dieselbe  zurückwoi<i'n ,  wo  sich  dann 
ergeben  wird,  ob  der  Bedingende  nun  dennoch  dem  ursprünglichen  Vor- 
schlage beitritt,  oder  aber  jetzt  das  Ganze  verwirft.  Haben  aber  die  an- 
<}eien  Factoieo  ihre  aa&drflckUche  oder  stillschweigende  ZosUmmoog  zu 
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einer  Bedingung  gegeben,  so  entsteht  dadnrch  ein  föniüichcr  Vertrag  unter 
ihnen,  welcher  seine  Wirlcmig  auch  auf  dm  Auskgor  übt.  Dtmgciniiss  ist 
ein  tiefattz  auch  in  dem  l  alle  im  Siune  einer  beigefügten  Bcdinguug  oder 
,  Voraussetzung  auszulegen,  wenn  die  Natur  der  Sflcbe  auf  eine  TerschiedoM 
Ansicht  gefthrt  haben  wttrd«.  Entsteht  hierdurch  ein  Widerspruch  zwi- 
schen diesem  Gesetze  vad  den  (ibrigeB,  so  ist  derselbe  nach  den  gewöhn* 
lidLMi  Torsdkriften  ftr  Paninomieen  zu  bdiandeln.  Die  Berfleksichtigang 
einer  feststebendak  Bedingung  ist  so  nnabweisbar,  dass,  selbst  wenn  die 
Bedingung  mit  den  Wcrtwi  des  Gesetses  unvereinbar  uftre»  sie  vorzuziehen 
ist,  indem  hier  der  Wille  des  Gesrtzgchers  ganz  nnzweifdhaft  vorliegt,  und 
somit  die  gcwäldten  Worte  nur  als  eine  fehlerhafte  Form  erscheinen. 

Von  ?r-U)St  versteht  sich  ührigcn?,  dass  nur  BcdinpTingf»n  und  Vornns- 
setzungen,  welche  ffiiinlidio  Fartoifn  der  Gesetzgebung  aufgestellt  haben, 
von  solcher  Bedeutung  sind,  dagegen  aliiilidie  Aeusserungen  von  einzelnen 
Mitgliedern  oder  von  Conirai<!sionen  keine  zwingende  Kraft  enthalten.  Auch 
haben  die  beti-efTendcn  Kainnieru  keiue  Veibjudlichkeit,  sich  für  oder  gegen 
solche  Beracrkungea  Einzelner  auszusprechen;  wfthrend  allerdings  die  Qbri- 
gen  Factoren  den  von  einem  Mitfoctor  aufgestellten  und  förmlich  mitgetheilten 
BediiiguDgen  ansdrflddich  widorspfechen  mflssen,  wenn  sie  nidit  als  stiil- 
sdiweigend  einwilligend  abgesehen  werden  wollen. 

» 

e)  Die  ErkUrnngen  Uber  den  Sinn  einer  Bestiannrnng. 

Es  mag  nicht  eben  die  richtigste  Art  der  Abfassung  von  Gesetzen  sebi, 
wenn  ein  tlber  den  Sinn  bestimmter  Worte  während  der  Bcrathung  entstan- 
dener Zweifel  nicht  m  einer  Richtigstellung  dieser  Worte  Veranlassung 
gibt,  sondern  sich  die  berathende  Versammlung  mit  einer  Erklärung,  wie 
der  Ausdruck  zu  verstehen  sei,  zufriedenstellt.  Allein  die^ip  nachlässige 
Behandlungswcisc  ist  doch  nicht  selten,  theüs  als  die  schneller  abgemachte, 
zuweilen  woiil  auch  als  die  geringorer  Gefahr  eineü  Widerspruches  von 
Seiten  anderer  Factoren  ausgesetzte.  Ks  muss  daher  auch  ilu'  Einduss  auf 
die  Auslegung  untersucht  werden. 

Die  allgemeinen  Regeln  hinsiohtlieh  solcher  ErkUrungen  tSaA,  unter 
Bezugnahme  anf  das  bisher  Erörterte,  leicht  zu  fonnuliren*  Etwas  schwie- 
riger ist  die  Anwendung  auf  einige  bestimmte  Falle.  ~  Was  aber  jene 
betrifit,  so  lassen  sie  sich  in  folgende  Sätze  zasammenfkssen: 

Vorerst  ist  eialeachtend,  dass  von  einem  reditlichen  Werthe  der  ge- 
nannten Mittbeilungen  unter  allen  Umst&nden  nur  dann  die  Rede  sein  kann, 
wenn  diejenige  pliysische  oder  moralische  Person,  welche  dieselben  gibt, 
zustäJidig  zu  einer  Erklärung  über  den  Sinn  des  Gesetzgeber«  ist.  Von 
Anderen  vörgcbracht,  sind  sie  nichts,  als  sutgektive  Ansichten,  welche 
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ton  einem  doctrinelten  Werthe  sein  mögen,  allein  ledfgiiclt  keine  Zuange- 
knft  fnr  den  Auflieger  liaben.  Eb  sind  BOmit  Ericlftmngen  dnaete  Stande- 
nutgUeder  und  auch  ständischer  Commissionen  mir  dana  von  Bedeotaiv, 
wenn  eie  von  der  betrcfrendcn  Kammer  als  auch  die  ilurige  angenommen 
worden  sind  Unmittelbare  Wichtigkeit  haben  somit  nor  die  von  einem 
der  Factoren  selbst,  oder  gttitig  üi  »^pinem  Namen,  gemachten  Erklänmgen. 
—  Ein  zweiter,  wohl  eben  so  wenig  in  Abrede  zu  ziehender,  Satz  ist  der, 
dass  eine  solche  Erklärung  nur  dann  für  die  Auslegung  unl  i  ngt  ent- 
scheidend ist,  wenn  sie  von  allen  drei  Factoren  der  Gesetzgcbuiig,  aus- 
drücklich oder  stillschweigend,  angeuunuueu  wurde.  2iüT  von  einem  der- 
selben gegeben,  oder  etwa  ancb  noch  von  einem  zweiten  getheilt,  sind  sie 
allerdings  Beweise  dartber,  wie  diese  Factoroi  das  Gesets  veratanden  haben 
wollen:  allein  diese  entscheidet  nodi  nicht  tthw  die  Zoslimmang  des  Drit- 
ten, und  somit  noch  nidit  nothwendig  ttbw  die  wahre  Andegnng  des-  Ge- 
setaes.  Und  hier  ist  denn  namentlich  tof  die  Nothwendt^mit  einer  fftrm- 
Uchen  BfittheUong  auftneriuam  an  madien,  indem  mir  in  solchem  Falle 
eine  genügende  Veranlassung  an  einer,  aasdriieldicben  oder  stillschweigen- 
den, beitretenden  oder  verwerfenden,  WiUeneftussemng  vorhanden  ist.  — 
Endlich  steht  noch  fest ,  dass  eine  von  allen  drei  Factoren  gutgeheissene 
Erklärung  den  Sinn  des  Gesetzes  nicht  blos  bestimmt,  wfnn  eine  Wahl 
zwischen  verschiedenen  gleich  möglichen  Auslegungen  der  ^\'u^te  besteht; 
sondern  auch  dann,  wenn  sie  dem  Wortlaute  zuwiderläuft.  Hier  sind  die 
gebrauchten  Worte  ein  fehlerhaftes  Mittel  zur  Ansdrückung  des  nachweis- 
baren wahren  Sinnes  des  Gesetzgebers,  und  es  hat  somit  der  lettre  den 
Vorzog.  Dass  der  Zweck  anf  eine  andere  Weise  (durch  Kichtigstellang  der 


1}  Za  w«lt  geht  woU  Krag,  Onin«Uitze,  S.  U6,  wenn  er  doo  ComiaiMioiMB  nad  Oii«r 
BwIdhlanlaWng  «Im  SMMaeisMt  m  Brtdinaeaa  aldtf  aar  ttbcftan  (Mim  flnw  dgcMii  An' 

tnij^e,  <!oii(leni  utu-h  über  den  des  RegiemnR-ir>ntwnrfes  siuchreibt*  Er  =:t:  t  t  diesR  Ansicht  ein- 
mal dimuf,  dn-vs  die  CommiMionen  den  AiiftrnK  hallen,  flb«  alles,  wiu«  sie  den  Kammern 
empfehlen,  die  ndthigen  Erlintenmgen  zu  gvnfn ;  and  wmUta»  darauf,  daas  die  R«^«niiif>- 
OOwniMire  durch  8tlUachweig«n  su  solchen  ErUänugen  (dch  dieselben  selbst  aneignen,  ra 
Aer  KemitniMnahme  der*«then  aber ,  lelbtt  wenn  sie  in  ihrer  Abwesenheit  getreben  seien,  die 
Vt-rpftlchtnng  halMO.  Uierf^efceu  ist  aber  su  bemerken,  dii«8  diu  Commissioiten  doch  nur  den 
Benif  h«h«a,  tlch  Über  den  Sinn  ihrer  eigenen  Antrage  xa  erUäcen,  luinMwegs  aber  beuf- 
tagt  «der  «ach  mr  la  der  Leg*  ^  aUm  der  Segleiinig  ndt  ai^eriudt  ta  erinmdeB. 
Die  FIcttoTi.  Asmti  eine  nicht  widersprochene  Aenssenmg  einer  Commlasion  oder  ihre«  Bericht- 
erstatters als  von  den  Itegierungs-Commiasan  n  udoptirt  sa  betrachten  sei,  Ist  uutulüssig.  Ab- 
gWhen  davon,  da»s  die  Regiernng  ans  ZwecknuisAtgkeitsgrUnden  ein  Interesse  dabei  hatMB 
tasa,  ileh  aiMf  eiM  doeh  aldit  miemwlinnite  Aoilcht  einei  Onsnatftndigen  nieht  n  iaiMn, 
I»  feaoa  S*  ^  Anatefrt  tfnr  Oemmlaiion  oder  Ihree  Berldtteratatters ,  rldch^iltiK  ot»  nff  eder 
ohneSchnld  der  Rejfi'  i  org-ane,  diese  letsterc  ihjitsiichUch  nnbel^  itint  ei  i  l.-lh  i  irn  Die 
Uer  TOdiegende  Streitfhige  mag  prekttseh  nicht  von  grosser  Wichtigkeit  sein ,  weil  die  Eegie- 
raagt-OonlMli«  «Üerdlnge  weKns  ta  der  Regel  sich  Uber  die  BcUimaeeB  der  KamiiMr« 
Commiss}oD«n  «rkläres  w«>rr!«>n.  nnd  zwarnlchthlos  stiUschweIfWd tundwa eaidtaddldl}  elMa 
es  moss  doch  der  Ponlirt  theoretisch  riohtig  beeümmt  seiii. 
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Worte J  weit  passender  erreicht  wordPTi  wäre,  benimmt  dem  Willen  des 
Gesetzgebers,  so  wie  er  einmal  ausgesprochen  ist,  seine  Kraft  nicht 

Der  ei^rnthnmlichen  Fülle  von  ErklAningen,  welche  eine  n&here  Be- 
trachtunc;  rrfordem  .  sind  nber  ^wei. 

Erstens  die  v  o  n  T\.  r  ,rr  i  o  v  u  u<:,s  -  C  o  m  m  i  s  s  a  r  e  n  während  d  o.  r 
Debatte  abgegebenen  mündlichen  Er  Ii  1  .i  m  n  cen.  —  So  wenig 
nfimlich  in  Zweifel  gezogen  wird,  dass  eine  in  den  verfassnngsmässig  vor- 
geschriebenen Berathangen  beschlossene  und  mittelst  eines  hierzu  aner- 
kannten  Organs  den  Ständen  fOnnlicb  mitgetheilte  mtLndliche  Eröffnung  der 
Regiemng  hinsichtlich  ihrer  GfUtigkeit  nod  Rechtsverbindlichkeit  einem 
schriftlichen  Erlasse  yollkomroen  gleidi  steht:  so  ist  doch  schon  0  ent- 
erb irden  bezweifelt  worden,  dass  auch  solche  ErfclAnuigea,  welche  im 
Laofe  der  mündlichen  Verhandlnngcn  mit  einer  den  Kammern  von  den  sar 
aDgemdnen  Yertlieidignng  eines  Gesetzesentwarfes  bestimmten  Commissfiren 
abgegeben  wtli*dea,  Als  Ansdmck  des  Begiemngswillens  betrachtet  werden 
kdmien.  Solche  sden,  wird  behauptet,  lediglich  die  indiTidnellen  AwaMiton 
dieser  Commissfre,  nnd  somit  toh  keinerlei  Bedentong  ftr  die  Anslegnng 
des  Geselaes.  —  Uniweifdhaft  ist  ein  ünterschied  svisdieB  Terschiedenen 
Arl«n  sddier  Eildinmgen  in  machen;  aUein  die  eben  angeführte  Ansidit 
geilt  doeh  sn  weit  Es  ist  niiplich  zma  tumgeben,  dass  Commissflre  mi> 
mOgBcli  Aber  alle,  wlbrend  einer  Berathnng  sich  erhebenden  mOglieben 
Fragen,  xnm  Toraos  besonders  insCmirt  nnd  n  einer  Erlcltning  über 
den  '^Villen  der  Regierang  ermftetatigt  sein  kdnnen;  nnd  dass  sie  somit  in 
ihren  Antworten  Yides  nor  mittelst  logischen  Schlosses  ans  den  ihnen  im 
Allgemeinen  bekannten  Absichten  der  Begiemng  abzoleiteii  vermögen,  wobei 
Inthflmer  wohl  mit  nnterlaofen  können.  Es  ist  femer  eimnrtomen,  dass 
die  Regierang  dnrch  eine  Zosichening,  welche  eines  ihrer  Organe  gegen 
allgemeinen  oder  besogdem  Anftrag  gegeben  bat,  rechtUck  keineswegs 
gebnnden  wird.  Aach  mag  daher  der  den  Standen  ertheilte  Rath,  sicher 
zu  gehen,  and  steh  nicht  mit  mündlichen  Znsieherangen  zn  begnftgen,  son- 
dern alsbald  eine  fmnelle  Berichtigung  des  Vorgeschlagenen  Gesetsteztes  sn 
verlangen,  ganz  zweekmissig  sein.  AUein  anf  der  andern  Seite  ist  eben  so 
richtig,  dass  die  CommissSre  mit  dem  Plane  der  Begierung  wohl  vertrant 
sein  können;  dass  in  minder  bedeutenden  Punkten  die  Regierung  eine  von 
ihrer  eigentüchen  Absicht  abweichende  Antwort  eines  ihrer  Commissäre  leicht 
guthdsst ,  zur  Vermeidung  von  Weitläufigkeiten  uud  Streitigkeiten ,  wahrend 
ihr  auf  der  andern  Seite  ein  förmlicher  späterer  Widerruf  einer  unrichtigen 
Erlilftning  eines  ihrer  Commissäre  vollkommen  freisteht  *};  namentlich  aber, 

1)  a.  Ulttermftler,  tum.O.  JHnOhtm  M<liiviiir  M  nuilf  ChMTca«  Adolphe,  Prt>- 

aip»  i^p  (.omp^f*>n<«.»  ff  dr  Inrf-sdfrtlon  ridministrftth,-    Paii^    i841,  Bd.  I.  8.  CLVI. 

2)  So  ti&t  z.  B.  di«  wUrttemb«isi«cbe  Btgkniin  im  J.  1896  bd  4«  Bemdiaog  oioM  Btat' 
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dase  eine  gedeihliche  Berathung  sehr  bestrittener  oder  aasftthrlicher  und 
Terwickelter  Gesetxcsentwtirfe  gar  nicht  denkbar  w&re ,  wenn  in  jedem  Augen- 
blicke die  Debatte  von  dem  Coniniissar  zur  Feststellung  von  Voraussetzun- 
gen und  Vorfrag(.'D  abgebrochen  und  spccielle  Instruction  eingeholt  werdrn 
mQsst«.  Diesen  beiden  Seiten  der  Sache  ist  nun ,  wie  es  «^rheirit ,  gebohrende 
Rechnung  getragen ,  wenn  hinsichtlich  der  im  Laofe  der  mOndlichen  Ver- 
handlungen von  Regienmgs- Commissftren  gemachten  Aenssemngen  der  Qrond- 
satz  aGfge5;tellt  wird ,  dass  dieeelben  zwar  allerdings  von  der  Eegieiung  M|S- 
drocklich  für  nnrichüg  erkiftrt  werden  können,  ond  alsdann  nicht  nur  als 
nkht  geschehen,  sondern  sogar  als  entM^eden  nnricbtig  in  betrachten,  und 
tieli  in  diesem  Sinne  bei  der  Analegiing  m  gebranelien  sind;  dass  aber  die- 
jenigen ErUiningen  yon  Gommissirett,  wddie  bis  lor  Beendigmig  des  frag» 
Man  Geachiftes  nicht  in  Ajbrede  gaogeu  irarden  sind,  als  m  der  Begi«- 
nag  anerkannt  betrachtet  werden  müssen.  Katftrikk  kommt  der  Onmdaats 
Nachweiabarkeit  hier  sq  besonderer  Anwendang,  md  mir  was  in  dmi 
iitlichett,  aacb  .der  Begiemng  mitgetheilten,  Protokollen  Temlchnet  iat, 
bim  als  beweisende  ErkUrang  einer  BegienmgS'Gommissian  angesehen 
«vden  *)• 

Eine  mite  besonders  herronohebende  Art  biklen  Jene' gar  nidit  selten 
vorkommenden  Erklftrongen,  dase  eine  gewisse  Bestimmung  in  das  Geaeti 
Dicht  anfranehmen  sei,  weil  sich  der  fragliche  Bat«  ton  selbst  Ter- 
stehe.  Eine  solche  &kUrang  kann  Jtm  der  Regienmg  ausgehen  aar  Ver* 
theidignng  einer  angablidien  Lücke  im  Geaetaeseotwurfe,  oder  von  einer 
ständischen  Kammer  als  Grand  ihres  Beschlusses,  dnen  vorgeschlagenen 
Artikel  wegzuhMsen.  Ofenbar  ist  der  Werth  dn^s  Ausspruches  dieser 
Art  von  sehr  verschiedener  Bedeutung  fBr  die  Auslegung  des  Gesetaes,  Je 
nach  den  niheren  Yerbftltnissen;  ond  zwar  sind  hier  die  hinsichtlich  der 
Motive  geltenden  Grundsätze  ohne  Bedenken  anzuwenden,  weil  Erklärungen 
der  fraglichen  Art  zwar  Dicht  der  Form,  allein  doch  dem  Sinne  nach  nichts 
anderes  sind,  als  Begi-flndungen  eines  bestimmten  nef2;ativcn  Zustandcs  des 
Gesetzes.  Wenn  demnach  alle  Factoren  der  Gfsrtzgcljung,  üusdrflcklich  oder 
stillschweigend  zustiiuinend,  der  Erklärung  beig<4reten  sind,  so  gibt  sie  den 
wahren  Sinn  des  Gesetzes  an,  auch  wenn  wirklich  an  und  fttr  sich  dieser 
Sinn  sieb  nicht  von  selbst  verstanden  hätte.  Im  Ucbrigen  ist  dabei  aller- 
dings zu  beachten,  dass  die  Erklärung,  es  bedtirfe  eines  bestimmten  Zu- 
sätze nicht,  weil  sich  dessen  Inhalt  von  selbst  verstehe,  in  Beziehung  auf 
eine  genau  bezeichnete  Gesetzessteüe  gemacht  sein  moss  und  nur  diese  in 


feteUboelMs  niebt  den  inind«8ten  Aoctond  g«aonuB«a,  mdndUohe  Erkläruagen  ihrer  CommiMäre 
ipitBT,  Jedoch  reohtxeitig,  fttr  irrig  ni  «fklirtn. 

1)  VaL  4tt  Mbr  fottt  BoankaafM  von  Kr«f ,  etoadallM,  a^  «I. 
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dem  genannten  Sinne  erklärt;  dass  aber  die  Znrttckweisnng  eines  anffctra- 
genen  Artikels,  woil  derselbe  in  andern  Theilen  des  Gesetzes  oder  Überhaupt 
in  den  allgeirici:icn  RecTit-iregoln  enthalten  sei.  nichts  entscheidet  über 
diese  letztere  Behauptung  und  nicht  berechtigrt,  dit'^clbc  ohne  Weiteres  als 
einen  intergirerdrn  Theil  des  Gesetzes  anzunehmen  und  anzuwendon  Diese 
Bebaaptang  kann  auch  eine  irrige  gewesen  sein;  und  da  in  Jbolge  dieses 
Irrthumes  kein  Beschlass  von  den  Gesetzesfactoren  gefasst  wurde,  somit 
aach  keiner  proronlgirt  ist,  so  lässt  sich  blos  anf  die  Bebaaptang  hin  nichts 
in  das  Gesetz  hineintragen.  Ist  die  Erklärung  eine  thatsAchlich  richtige,  so 
gilt  freilich  der  von  ihr  behauptete  Satz,  aber  nicht  weil  sein  Sichvon- 
selbstverstehen  ausgesprochen  wurde,  sondern  weil  er  auf  eigener  richtiger 
Orondlage  steht  —  Als  eine  stillschweigende  Znatimmiing  aber  iit  es, 
ans  früher  bereits  erörterten  Orflnden,  immer  anzosehen,  ivenn  eine  solche 
Erklftrong  den  übrigen  Factoren  ordnungsgemäss  mitgetheüt ,  ihr  dann  aber 
von  ibnen  nieht  ^dersprochen  worden  ist;  folglich,  wenn  sie  in  einem  den 
Sammera  ttbergebenen  BegienmgSBiotin  oto  in  einem  der  andern  Kam- 
mer ndtgetheüten,  in  Gegenwart  eines  nielit  widersprechenden  Regiernngs- 
Commissin  geiassten  BescfalnsBe  anlgefkdirt  ist.  Lediglich  ab  die  einseitige 
Mfiinnng  £inefl  Faeton  kann  dagegen  die  ErUinmg  gelten,  ftib  die  ftbrigea 
Faetoren  kdne  Gelegenheit  nr  Aeosserong  hatten.  Mar  von  einer  sttndifleheB 
Gommission  abgegebene  Erklftrongen  der  fraglichen  Art  endlich,  Uber  welche 
die  betreifende  Kammer  sich  nicht  ansspiaGh,  sind  lediglidi  Privatansicbten 
und  m  gar  keiner  Zwangsbedentnng  ftr  die  Andegong. 

*  d)  Die  Entscheidungen  Ton  Beispielen. 

Von  sehr  geringem  Werthe  für  die  Feststellung  des  wahren  Gesetzes- 
fljnnes  sind  die  Beispiele,  welche  während  der  Debatte,  sei  es  mr  Dentp 
lidmia«^mig,  sei  es  zur  Bekämpfung  eines  Satzes,  angefahrt  zn  werden 
pflegen.  Nicht  nur  sind  dieselben  in  der  Eile  der  Rede  häufig  falsch  ge- 
wählt, oder  auch  wohl,  um  den  gewflnsehten  Eindruck  in  gehörigem  Maasse 
herronabringen,  absichtlich  ansgeschmUclrt  *);  sondern  sie  beweisen  über^ 
banpt  nnr  eine  rein  snl^ektiTe  Ansicht  des  Redenden.  Der  betreffende  Factor 
der  Geset^bnng  ist  nicht  schuldig,  sich  für  oder  gegen  eine  solche  Argn- 
mentationsweise  des  Einzeben  ansnisprechen ,  nnd  es  kann  somit  ancfa  von 
einer  stillschweigenden  Billigong  hier  nicht  die  Bede  sein.  Selbst  wenn 
Begienmgs-GommissSre,  sei  es  durch  eine  Frage  veranlasst  oder  aus  eige- 
nem Antriebe,* sich  Aber  ein  Beispiel  erklSrt  haben,  kann  dies  nicht  als  die 
bindende  Ansicht  der  Begiemng  angesehen  werden,  da  die  Entscheidong 

r  S  Krttg,  a.  a.  O  ,  S  ISI. 

2i  &.  Mittermaler,  «.  a.  O.,  8.  00. 
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des  Commiss-irs  mit  gänzlicher  Verkennung  des  ihm  bekannten  Willens  der 
Ree  lei  ung  durch  einen  ganz  sabjektiven  Fehler  lu  der  Aoffasbung  oder  im 
Schlüsse  entstanden  sein  mag. 

Nur  in  dem  Einen  Falle  können  Beispiele  von  grösserer  Bedeutong  sein, 
wenn  sie  in  schriftlichen,  also  wohl  überlegtca,  Aeusserungen  eines  Factors 
an  die  übrigen  enthalten  sind,  als  Theü  seiner  Motive,  oder  zur  Verdtut- 
lichuüg  seiner  Ansicht.  Hier  können  sie  dazn  dienen,  die  von  ihm  über 
den  Sinn  gewisser  Bestimmungen  gehegte  Ansicht  na  li/u weisen.  Allein  nicht 
nur  i<:t  damit  noch  nichts  hinsichtlich  der  Meinung  der  übrigen  Factoren 
gewonnen ;  sondern  es  ist  selbst  immer  noch  möglich ,  dass  auch  hier  dem 
das  Beispiel  Vortragenden  ein  offenbarer  Irrthnm  in  der  Entscheidung  nach- 
gewiesen, seine  wahre  Aiuicht  aber  aas  andern,  zuverlässigen  Urkonden 
geieigt  werden  kann. 

:  e)  Die  Yerwerfniigeii  Ton  Anträgen. 

Nicht  nnr  die  Bescblflsse,  durch  weiche  ein  bestimmter  Inhalt  der  Ge* 
tetgß  ausgesprochen  irifd,  sondern  auch  diejenigen,  welche  entscheiden,  dass 
eine  gewisse  Bestimmong  nicht  anfzunehmen  sei ,  dienen  zur  Auslegung  des 
richtigen  Sinnes.   Abgesehen  nämlich  von  dem  einzigen  (oben  erörterten) 
Falle,  wenn  die  Ao&ahme  eines  Satzes  verweigert  wird,  veU  er  sich  schon 
Ten  selbst  tentehe,  beweisen  ablehnende  Erklärungen  immer  ,i  dass  der 
beantragte  allein  verworfene  Inhalt  nicht  Theil  des  Gesetzes  and  seiner  An- 
wendoDg  sein  soll*  £in  solcher  Satz  darf  dann  also  auch  nicht  ans  anderen 
Anslegnngsqaellen  abgeleitet  ond  als  der  eigentliche  Sinn  des  Gesetagebera 
dargeatellt  werden.  Liegt  doch  der  ansdrttcUiche  Beweis  des  GegentheiU 
TOT.  selbst  wenn  ans  anderweitigen,  gebilligten  Theilen  des  Gesetaes  ein 
.  richtiger  Schlnss  anf  diese  Bestimmung  gemacht  werden  könnte,  ist  derselbe 
n  nnterlassen.  Die  daraus  sich  etwa  ergebende  Folgewidrigkeit  xorecht  an 
legen,  ist  Sache  der  gewöhnlichen  Anslegongsregeln  Ibr  einen  Widersproch  der 
Gesetae  nnter  sich;  sie  aber  wieder  ganz  an  entüenien,  Aalgabe  des  Gesetc- 
gnbers  selbst,  nicht  des  Aaslegers.  Höglicherweise  war  sie  ansdrflcUich 
beabsichtigt  Yen  wem  der  verworfene  Antrag  ansging,  ist  hinsiebtlich  der 
Folgen  desshalb  gteichgOltig,  weil  in  jedem  Falle  eine  Willenserldining  vor* 
Hegt,  welche  ihre  Bedeotnng  aas  sich  selbst,  nicht  aber  ans  der  Teranlaa- 
tong  ihrer  Abgebong  erhält.  Ebenso  madit  es  keinen  Unterschied,  wenn 
etwa  der  angegebene  Grond  der  Yerwerfang  thatsächlicb  oder  rechtlich  fidsch 
ist.    Desshalb  sieht  der  Wille  des  gesetagebenden  Factors  nicht  weniger 
fest;  dieser  aber,  and  nicht  seine  Yeranlassnng,  entscheidet  ftber  die  Goltlg- 
kdt  des  Geseties.  Femer  bedarf  es  wohl  kanm  erst  der  Bemerkung,  da« 
die  Yerwerfbng  nach  nur  Eines  Factors  vollkommen  hinreicht  zur  Hervor^ 
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Itringuig  dar  genaimlen  Wirknog.-  Dem  nenn  aefaim  eine  üebeielinlimnmiig. 
aller  drei  Factoran  nöthig  ist,  nm  einen. BeacUnas  in  das  Geaetz  anfenneh- 
men,  oder  dne  anüientisdie  Erkttmng  deasdben  au  geben,  ao  leiclit  ana 
demaelben  Grande  die  Verwerfong  aocfa  nur  Eines  Tbeilbabera  der  geaeti* 
gebenden  Gevilt  bin  an  einer  gftnzlicben  Entferanng  ans  dem  Geaetae.  Ein 
Tolhrirkflodea  Yeto  hat  jeder  einzelne  Factor;  allein  nnr  ein  getheiltea  B»- 
atfunnngareGht. 

S  e  h  1 B  8  a. 

Wenn  vorstehende  Ansicht  über  die  Beniit/ung  ständischer  Schriften 
und  Haüdluügcii  zum  iiebufe  der  GeseUesauslegung  wesentlich  abweicht  so- 
wohl von  der  gtv.uhnlichen  (zuerst  von  Wächter)  aufge^tdlten  Theorie, 
als  auch,  und  zwar  noch  entschiedener,  von  der  Meinung  Sehaff- 
rath's,  und  wenn  sie  selbst  der  von  Krug  und  Ton  Mittermaicr  dar- 
gelegten  Mittelansichten  sich  nianchfach  nicht  aiischliesst:  so  rührt  diess, 
wie  die  vorstehenden  Ausführungen  zeigen,  hauptsächlich  aus  zwei  Ursacheß 
her.  Einmal  wird  nicht  blos  auf  die  Auffindung  des  wahren  Willens  des 
Gesetzgebers  gesehen,  wie  diess  yoü  der  gewöhnlichen  Theorie  geschieht, 
noch  aber  auch  lediglich  die  Promulgation  der  Worte  als  entscheidender 
Umstand  anerkannt,  mit  Scbaffrath;  sondern  es  wird  eine  Vereinigung 
beider  Rücltaicbten  gefordert.  Zweitena  aber  sind  tbeila  in  mehreren  Fällen 
Unterscheidungen  gemacht  worden,  wo  die  Vorgänger  gleiche  Verhältnis» 
annahmen,  dadarcb  aber  sich  von  der  Wahrheit  entfernten;  theils  Untere 
acheidungea  verworibn,  wetehea  keine  wirUicbe  Veraohiedenfaeit  der  Dinge 
entspricht. 

Durch  diese  Annahme  Teracbiedener,  gleich  hoch  stehender  Gmndsätaei 
sowie  darcb  die  AnfBtoUong  dieaer  UnteraeUede,  iat  denn  freUicb  die  Lebre 
verwielMlter  nnd  analUirUeber  geworden,  ala  aie  nadi  den  biaberigen  Beat^ 
beitnngen  war.  Allein  ao  wenig  dleaa  an  aidi  fOr  die  Wiaaenacbaft  und 
f&r  das  Leben  wflnschenawerth  sein  mag,  ao  dürfte  es  docb  kein  Zeichen 
TOtt  unklarer  Anihaanng  nnd  verkebrter  Spitzfindigkeit  aein.  Die  im  coosti* 
totioneilen  Staate  beatebende  Art  der  Geaetieaabbaanng  iat  nnn  einmal  iveit* 
Itaitg  md  viel&di  ▼eracblongen;  ea  aind  dabei  ao  manfiberlei  VechaeUMle 
nnd  Verbftltniaae  mOglieh,  daaa  notbwendig  andi  die  Becbtawiaaenacfaaft  die 
Folgen  daTon  empfinden  mnaa.  ünd  keineawegs  iat  etwa  bloa  ftr  die  Begeln 
der  Analegnng  eine  Beihe  Ton  Scbwierigkeiten  nnd  WeHUnfigkeiten  entatan- 
den.  Man  denke  t.  B.  nur  an  denüntmebied  Ton  Yerfiuanngabeatimnningen, 
Geaetien,  Verordnungen  nnd  an  die  mancbfacben  acbwierigen  Fragen,  welebf 
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sich  an  diesen  Unterschied  knüpfen.  Oder  an  die  bestrittenen  Frapr  n  hin- 
Sicliüu:h  der  gültigen  Uauir  gewisser  Gesetze.  Wie  diese  Regienmg  ^veise 
ftberhaupL  eleu  Vorzug  der  Einfaclilieit  nicht  lu  An«5i»rnch  nuhDieii  darf,  8o 
namentlich  nicht  in  Beziehang  auf  ihre  Gesetzgebung  und  die  rechtswissen- 
schaftliche  Behandlung  ihrer  Gesetze. 

Die  Frage  kann  somit  nur  die  sein:  ob  die  im  Vorstehenden  aufge- 
Bteiltcn  Satze  und  Unterschiede  richtig  sind,  and  ob  sie  den  Gegenstand 
erschöpfen? 
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üeber  die  sUndiBclieii  Eechte  in  Beziehung  auf  Eeichs- 

voxwetimg« 

Zu  deiyenigen  Stantsi Einrichtungen,  welche  in  neuerer  ZoH  ?in  BesUmmiheit 
und  Zweckmässigkeit  viel  gewonnen  haben ,  gehört  ofTeTihn  r  dif  liegicrnngs- 
verwesung  im  Falle  einer  Verhinderoug  des  rechtmässigen  Inhabers  der 
Staatsgewalt. 

In  früheren  Zeiten  fehlte  es  sowohl  in  den  grösseren  europäischen 
Reichen  als  namentlich  auch  in  den  deutschen  Staaten  jeden  Ranges  und 
jeder  Bedeutung  an  bestimmten  Grundsätzen  ttber  das  einzuhaltende  Ver- 
fahren, und  es  kamen  daher  nicht  nur  in  verschiedenen  Ländern,  sondern 
in  demselben  Lande  bei  verschiedenen  Fällen  die  abwdchendsten  Bestim- 
nmngen  vor,  je  nachdem  testamentarische  Bestunmnngen ,  Vereinbarungen 
im  einzelnen  Falle,  reichsgerichtliche  Entscheidungen  u.  s.  w.  es  fügten.  Bald 
ward  der  nächste  Schwertmagen  mit  der  Vormundschaft  und  mit  den  Re- 
gierungageschäften betraat,  bald  die  Mutter  oder  die  Gattin  des  persönlich 
Unfthigen;  zu  andermalen  war  es  ein  Begentschaftsrath  neben  diesen  Ver- 
wandten, oder  ohne  sie  nnd  in  ihrer  Ermanglnng;  zuweilen  ttberuahmen  die 
Stände  die  Geschäfte,  manchmal  auch  ein  benachbarter  Fflrst  oder  deren  Mehrere 
gemeinschaftlich.  Ehe  es  aber  dazu  kam ,  war  mizähUgemal  Streit,  Gewaltthat, 
besten  Falles  Klage  bei  Gericht.  Und  eben  so  wenig  stand  ein  fUr  aUemale 

1)  In  Eogland  führt,  ood  iwar  noch  itzt,  di« Theode  tmter  den  PiftrocatiTen  des  Köalga 
■neb  daiBedit  auf;  nicht  minderjährig  su  s^n.  Nach  dem  commoB  law  bt  daher  eigcntOeh 
J«to  Bantling  elnai  UiataidiUeh  mindeijibrigen  Köni«;»  küUIk^.  Allein  da  einer  aolchen  Fiction 
der  gmvinAe  MenBchcnverstand  widerspricht  und  die  einfachste  Klugheit  eine  Vorsicht  erheischt, 
»o  i£t  nicht  ungewöhnlich,  dennoch  einen  Protector  oder  Voriuuud  zu  &et£tiii;  nur  muss  dies«, 
da  ^n  allgemeiner  (Ironclsats  nicht  bmteht,  auch  unter  den  gegebenen  Umstindea  nicht  beatehen 
knnn  in  jfMU-iu  einzelnen  Falle  durch  eine  besondere  Parliamentsacte  geschehen,  welrhe  denn  auch 
ihren  Inhalt  dun  jeweiligen  VerbiUtni&sen  entnimmt  Man  sehe  z.  B.  U  Qeo.  Ii,  c.  b  tieo.  Ul| 
c  27;  7  Will.  IV,  €.  4;  X  Vict.,  c7S;  ungerechnet  dl«  Aete,  wdehe  wesm 4er OeWedcrankheit 
Oport^'s  III  erlassen  wurden.  Vgl  «tf  p  h  en  ,  Commeotarles ,  Bd.  U,  B.  4W,  Not.  Ic  —  Die  in 
Frankreich  unter  der  alten  Monarchi«  vorgelcommeae  Fälle  von  Betchsrerwesung  wurden 
In  Mokit  maAMmtt  WdM«  wa»  tanam  nad  BmU»  betttf,  gaoriMt,  m  «am  teuh  U&e 

Ton  einer  fc<ttcn  Regrel  die  Hede  nicht  sein  kann.  Man  sdio  DUf^Uy,  Tndt6  d«  Ift  mi^Otltfi  4« 
00«  rois  et  des  legences  du  royaume.  L  IL  Ams(.,  1722,  i. 
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fest,  in  welchen  Fällen  dann  eine  SteilverUutuug  uutiiig  und  orlaubt  sei, 
oder  auch  nur,  wie  lauge  eine  Minderjährigkeit  dauere  •).  Die  Ursachen 
aber  von  dieser  Unsicherheit  waren ,  vveiiigstons  für  die  deutschen  Staaten, 
theils  die  Vennischuug  von  üü'entlicbfm  und  von  Privatrecht,  indoui  uucb 
die  Regierang  als  ein  Eigenthum  oder  wenigstens  als  die  rechtlicho  Folge 
eines  Eigenthumes  betrachtet  wurde,  wälirond  doch  dir  Bcdiirfnisse  und 
Forderungen  des  Staatslebens  sich  ebenfalls  licnd  mnrhton ,  und  zwar  in 
steigendem  Maasse;  theils  aber  die  Unsicherheil  darüber,  welche  Art  von 
Privatrecht  Anwendung  finde,  ob  etwa  das  alte  deutsche  Recht  des  Stamm- 
gntes  und  das  Mundium,  oder  ob  das  rümischo  Recht  mit  seinen  Grund- 
sätzen über  tutela  und  cura.  Dazu  kam  das  in  der  Iroideaen  bulle  lur  die 
kurfürstlichen  Hauser  pegebrüe  besondere  Recht ,  welches  einem  Theile  der 
Übrigen  fflrstÜchen  Hauser  zum  Vorbilde  diente,  anderen  nicht ,  selbst  aber 
wieder  wenigstens  in  so  ferne  streitig  wai*,  ob  neben  der  gesetzlichen  ag- 
natischen  Vormundschaft  auch  eine  testamentarische  stattfinde;  ferner  das 
Dispensationsrecht  des  Kaisers,  als  des  obersten  Vormimdes,  wodurch 
Gnmds&tze  im  einaelDea  Falle  mogestossen,  dadnrch  ab&t  such  im  Gftmen 
msicher  wurden. 

Die  Nachtbeile  dieses  Zustande»  lagen  allzunahe,  als  dass  nicht,,  fObiUd 
die  Lodösnng  der  Staatsregierung  vom  Privatrechte  entschieden  war  und 
eine  systematische  Ordnung  der  staatlichen  Ordnung  und  die  Entwcrftmg 
laiilMseoder  Grundgesetze  Bedfkrfhiss  oder  auch  nur  Sitte  worde,  eine 
lielierere  und  ventAndige  Ordnung  des  Regentschaftswesens  hStte  ins  Ange 
gdSuat  werden  BoUen.  So  worden  denn  adum  in  der  frauOsieclien  Ver* 
hamog  von  1791  einige,  wenn  sdion  noch  nicht  ansreiohende,  OrandsStae 
awfgi^tHi  In  der  ersten  kaiserlichen  VerflissnDg  Yon  1604  ward  schon 
onuicbtiger,  obgleich  snm  Thefle  mit  eigenthOmlicher  Berflcinichtigang 
der  bescnderen  VeihiltnisM,  gesorgt;  und  auch  in  den  Vasallenstaaten  der 
Napoleoniden  worde  die  Angelegenheit  ins  Aoge  gefasst»  fireilidi  hanptsftch- 
Uch  um  dem  Haniite  der  Familie  Alles  in  die  Hand  so  legen.  Die  spani« 
sehen  Cortes  verordneten,  mit  heseichnendem  Hisstranen  gegen  ^yn^Btische 
Gehlste  and  Oewohnheitea  und  mit  wdtgreifenderUehertngang  TonBechten 
an  die  Stande,  ganz  neue  Einrichtongen.  Endlich  nOthigten  die  wieder- 
holten Geistestarankheiten  Georgs  m.  anch  m  finghind  so  emer  grOndlicfaen 
ErOfterang  der  Frage,  wenn  schon  nach  Landesart  nicht  dorch  ehie  ab- 


1)  Wer  «leh  eineo  BtgtUf  rem  te  uneatwIitbMCu  OruidsattlMiirkeH  des  Vonnimdscliafti* 
Wesens  In  den  deaUchen  regierenden  Ilüujjvni  machen  will,  nelunu  F  fi/f  t'int;  i<  r  *«  Vltrinriiis 
UJustnOus,  B4.  IV.  8.  J.  J-  M  oser's  Deotschee  Staatoredit,  Bd.  XVU  und  XVIIl,  uod 

dessen  Penönliches Stsstneeht,  üd.  i,  oder  Lyn ekn's  AMMUidluag  von  dsrVomraiidieliafti» 
bestellung  tur  Hand ,  und  versuche  die  dort  aufgezählten  Fälle  unter  Kategorieeo  zu  brinji^n. 
Im  Kleinen  glebt  Moser*«  Badisches  Stsaluecbt  «lue  sehr  belebreode  linsterkarte  der  ailvor' 
schiedenst»  Vorgänge  in  Einem  llause. 

Mohl,  atastsreebt.  Bd.  I.  10 
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stract«  Gesetzgebung,  sondern  nnr  darch  FfltfiBorge  im  einzelnen  FaUe 
schliesslich  geholfen  ward.    Obgleich  nun  in  der  Karte  Ludwig's  XVTH  der 

Reichsverwcsuug  keine  Erwähnonp  gr";(  liah,  vielmehr  die  wiederhergestellten 
Bonrbonc  in  dieser  Dezichuiig  stiINchweigend  zu  der  alten  Unsicherheit  des 
ilauses  -iurückkfhrtcn ;  imd  obgleich  also  die  Karte  iu  diesem  Punkte  nicht 
zom  Vorbild  dienen  konnte:  so  bildet  doch  in  fast  allen  seit  dem  zweiten 
Jahrzehent  dieses  Jahrhunderts  zu  Stande  gekoiumenen  Verfasgnngsarknnden 
eine  bestimmtere  Ordnung  der  Regierungsrechte  im  Falle  einer  persönlichen 
Unfähigkeit  des  zunächst  cesetzlieh  Berufenen  einen  wesentlichen  Theil  der 
neuen  Satamgen.  Nm*  in  verhältnissmässig  ganz  wenigen  neueren  Grund* 
gesetzen  ist  eine  völlige  Lücke  in  dieser  Beziehung  geblieben  *). 

Iliemiit  it>t  denn  aber  freilich  nicht  gesagt,  dass  überall  und  in  allen 
Beziehungen  die  Angelegenheit  vollständig  und  richtig  geordnet  sei.  Im 
Gegentheile  ist  auch  ii/X  nur  iu  selir  seltenen  Fallen  für  alle  denkbaren  Mög- 
lichkeiten und  für  jede  auf?:n'werfende ,  also  wohl  auch  früher  oder  später 
im  Leben  eintretende,  FriL'*  mm  Voraus  gesorgt.  Auch  ist  keineswegs 
je<le  der  getroffenen  Bestimmungen  als  zweckmässig  anzuerkennen.  Es  ist 
somit  die  Aufgabe  der  Wissenschaft  nicht  etwa  beschränkt  auf  eine  An?- 
cinanderlegung  der  positiven  Gesetze ;  sondern  sie  hat  auch  itzt  immer  noch 
anzugeben,  wie  etwa  in  unberücksichtigten  Vorkommcnheiten  zu  verfalireo 
seif  nnd  sie  findet  Gelegenheit  genug  zu  Kritik  und  zu  gutem  Rathe  für 
künftige  Gesetzgebungen  oder  Ergänzungen.  Namentlich  ist  das  VerhältniBa  der 
Ständevcrsamndungen  zu  der  wichtigen  Angelegenheit  nichts  weniger,  als 
überall  und  in  allen  Beziehungen  z\seifeIlos.  —  Diese  Angabe  aber  ist 
keineswegs  schon  YoUsttodig  gelöst,  indem  sieh  auch  die  neuere  staatsrechi- 
lichc  Lit<  ratar  immer  noch  mehr  mit  einer  Aufzählung  der  getroffenen  po- 
sitiven Bestimmungen  als  mit  dem  Wesen  der  Sache  und  mit  GrandsätMll 
Iftr  ein  zo  gebendes  Geseta  beschAftigt  hat*). 


I)  Keine  He«tlmmutiR'cn  Uber Eegfierong^vemcsung luiben.  nnter  den  deatschec  Vorff»i"!"nf3ron 
nur  die  tnr  badun,  Darmstadt,  Uolstoin-Laueoburg,  Ueiniugeo,  Nassau  uod 
41e  beld«ii  8ehw«ribars;  und  andi  mAmI  Mut  Ist  mm  TMBb  auf  «dl  bonndMM«  ipiler 
an  crlawendes  ncsetz  verwiesfin,  welches  den  Oeyen^tand  ordnen  »oll. 

D)  Die  ältere  läteratur  Uber  das  VunuuadtohaA»we«eD  in  den  relchtflintUcbeo  FamiUea  bat 
*lunuii  mehr  «Iii«  Bedeutuiiir,  th«flt  w«U  ai«  sidi  ndt  IM  gaiia  wegg«fiai«n«o  Btaulditiucea  uuA 
Streitfragen  bMchänifrt,  th<-ib  und  haiipt»ächlk-t)  weil  sie  auf  der  Orundlage  des  halbprivatr«eht* 
Udi«a  Territonalrcchtes  stebL  Ein  Veneicboiss  deiselbea  Ist  übrigami  su  Anden  lo  Patte r't 
Utantnr  des  ±  Btaatnreebta,  Bd.  m,  8.  Vnps-y  and  In  Klftbart'a  Foitoeliimg',  8.<n04r*  Am 
brauchbarsten  dürfte  itzt  noch  sein:  Lynclier,  II.  F.  C.  von,  Abb.  Tun  der  Vormundschafts- 
bestaHung  bei  Privat-  und  erlauvbten  Penoneo.  1.  U.  J«a«,  IWtJßjif  wo  nameotUdi  Uber  dio 
dimlnen  In  dem  sicbslsdien  OesammOuutte  votKekwikneB«B  Fllle  von  VonBimdaehaft  aalir 
ansflihrlicbe  Mittheilungen  gemacht  sind.  Kraut's  Vormundschaft  nach  OrundsätEen  des  deat- 
•chen  Bochtes  ist  noch  nicht  bis  zum  Rechte  des  hohen  Adels  fortgeführt  Von  den  oauerea 
Bearbeitern  des  positiven  deutschen  Btaatsrecbts  haben  fleissige  Zusammenstellungen  der  tai  den 
Itsigcn  Verfassnngsarkanden  enthaltenen  Bestimmungen  gegeben:  Kl  über,  ÖfTentl.  Eecht  dea 
D.  Uuude^  4.  Aufl.,  8.  343  fg.;  II.  Ä.  Zin  harlä,  D.  Staatsr.,  2.  Aufl.,  Bd.  I,  S.  370Jfe.;  Zöpfl, 
D-  Staatsr.,  4.  AuH.,  Bd.  II,  8.  ü^fg.;  Held,  8y«teni  drs  Verfitss^Bcchls   Bd.  II,  8.  2761^. 
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Einen  Beitrag,  aber  anch  nur  einoi  solchen,  zur  Nachholong  des  Ver- 
liamten  soUen  denn  non  die  nachstehenden  BiftUer  liefeni. 

L 

FofteteltoBf  dM  OeiifihlipuiktM. 

üeber  die  mannicbfachen  Vortheile  der  prblichen  Einherrschaft  kaiui 
allerdings  kein  Zweifel  sein;  aber  eben  so  uiUuugbar  ist,  dass  sie  auch  ent- 
schiedene Schattenseiten  hat,  und  dass  eine  nach  allen  Seiten  hm  dii>  iiU- 
gemeine  Wohl  sichernde  Einrichtung  derselben  grosse  Schwierigkeiten  dar- 
bietet. Es  bleibt  immer  ein  gewagtes  Unternehmen,  die  Leitung  eines 
gdazen  Staates  der  Einsicht,  dem  gtiten  Willen  und  der  Kraft  eines  einzigen 
Menschen  anzuverTranen ;  und  n(X'h  weit  gewagter  ist  es,  das  Recht  zu  einer 
sökheii  C'iiiiiussreicbt'ü  Stellung  lediglich  dem  Zufalle  der  Geburt  m  über- 
lassen, ohne  dass  Ausweis  über  die  nothwendige  Befähigung  verlangt  wird. 
Sache  der  Staatskunst  ist  es  also ,  wo  möglich  Vorkehrungen  aufzufinden, 
welche  die  schwachen  Seiten  der  lunrichtung  tu  starken  und  dem  wirklichen 
Üintritte  der  zu  fürchtenden  üebel  vomihcngen  geeignet  sind. 

Diess  ist  denn  auch  zu  aller  Zeit,  bald  mehr  anknüpfend  an  einzelne 
VorfUIlc  und  mit  Ikniltzung  gerade  vorliegender  Hülfsmittel,  bald  in  syste- 
matischer und  umfassender  Weise  versucht  worden.  Die  europäischen 
Coltnrvölker  insbesondere  haben,  seit  einigen  Geschlechtem,  das  Haupt- 
mittel hierzu  in  der  Volksvertretung  gefunden,  also  in  einem  Rechte  der 
ÜDteribaneu,  durch  eine  eigens  dazu  bestellte  Versammlung  das  persönliche 
md  wechselnde  Staatsoberhaupt  auf  der  Bahn  des  Rechtes  und  des  Nutzens 
a  halten,  theils  mittelst  Bitten  und  Beschwerden,  iheils  durch  geordneten 
Beirath  in  bestimmten  Fällen,  thoib  endlich  durch  das  Recht  einer  Za- 
stimmong  zn  wichtigen  Staatahandlnng^i  bei  weldhen  ein  Wiedergntmachen 


Dem  Zwecke  dieser  Werke  gemiüs  sind  ahvi  natürlith  dir  K'enwrhtcn  An;<:abeii  gedran^l  ntn\ 
keine  «llgemoino  thcoretuche  Erörtcrun^rcn  uud  GruuiUkUe  s^iadern  nur  Ziuammeiwtellungcii 
dir  i^alelwiafMiBeithnuaiKeii  In  im  vandiMmea  Gese^n  f«gelMii,  etwa  dw  am  Uhtflgitan 
vork'initn'  ndeo  hervorffchohen.  Am  weitesten  geht  Hpld  in  der  KWirterunjf  allgemeiner  Fr.i^'i  ii 
uud  ErwMtfuag«Q,  und  xwmr  mit  gosandem  itaatArcctitlicbcn  und  poliUMibem  eione.  —  £ioige 
M—agHiplüw  «4  atrailwhfUI«!!  lMbao4«ln  etniclii«  FWle;  Mlleh  nlsht  InuiMr  mit  ühImAui« 
Kenheit.  80  vcrtheidlgiMi  Kliihor  (Kacbtrag  der  braunachw.  Landstände  zu  iliter  Beuliwerde 
wider  thren  LaDdesherrn.  Fraokfl,  1819,  Fol.)  und  Zöpfl  (die  EefieraogsvonnuudMluifl  bm 
▼«ffbiltBi«  rar  hanimwmrhmnn^.  iSKi)  4m  B«ok<  Mam  B«g<«ruanTww— er«  die  LMdetrer- 
t»Jittun>f  xo  äodem;  AI.  Mülli  ;  i'ier  ^Ucher  Ri'jjeiittiiit)tvormiindnng.  Uui.,  i922)  und  Schenk 
(lieber  BefenteabevomuAdtuig.  Um.,  1823)  streitea  üt>«r  Begierun^vorwettuiK  bei  peieöoliclier 
UaflUgMt  dMBeuentflii',  Oppenheim  (Betraehtnagni  ttberBegieraiigifladcrkelt  eiidB«cttiit< 
«ehan,  in  Weil'*  Cunütil.  Jahrb.,  Bd.  ID  und  Tabor  iDit:  körperliche  Tlinmlahigkeit,  in  der 
Zeitedu.  t  dealKbes  Bd.IX,  8.t&Sl^.)  ftber  die  Ikyeningufähigkeit  eines  Blindni.  Ledig- 
Vflk  nw  Beltenalef ,  F.,  Onniillw  4flr  Xegeolielwfk  M.,  ino,  Mhiadall  den  Oegeu- 
•Und  aus  aUgeneliMai  ■tartewt—eowlMflllrteii  Staad^nctei  aber  flr^lidi  mit  beemem  Willn 
al»  Erfolge. 
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begangeuer  Fehler  besonders  schwi* ng  oder  gar  unmöglich  wäre.  Es  wird 
anderwärts  näher  besprochen  werden,  inwiefernc  dieser  ganze  GeHankc  ein 
richtiger  und  die  Einrichtung  eine  ausreichende  ist;  jeden  Falles  ist  die 
Verbesserung  des  Erbfürstentliums  durch  Volksvertretung  jetzt  die  herr- 
schende Ansicht  und  die  Aufbringung  und  Ansführnng  einer  andern  Idee 
nach  aller  Wahrscheinhchkeit  auf  lange  hin  nicht  zu  er\\;i!  leii.  Die  voll- 
ständige und  folgerichtige  Ausbildung  der  Einrichtung  und  ihre  Anwendung 
auf  jede  eigcuthümliche  Schwierigkeit  der  Erbmonarchie  ist  daher  sehr  ge- 
rathen.  Begreiflich  muss  hierbei  aber  theoretisches  Nachdenken  und  Be- 
ntttzung  der  Erfahrung  Hand  in  Hand  gehen,  und  der  nie  zu  vergessende 
Hauptgnindsatz  bei  solchen  Ausbildungen  und  Versuchen  ist,  dass  einerseits 
die  Fülle  der  Staatsgewalt  und  die  Freiheit  ihrer  Anwendung  bei  dem  ftlrst- 
lichen  Staatsoberhaupte  zu  bleiben  hat,  andererseits  aber  eine  wirkliche 
Sicherung  der  Bechte  und  des  Wohles  der  Unterthanen  nicht  unterlassen 
«erden  darf  wegen  etwaiger  GefOhls-  nnd  Höflichkeitsrflcksichten  gegen  den 
Forsten  oder  seine  Familie.  es  auch  weder  gebildet  noch  klag,  solche 
Beziehongen  m  vemachlässigen ,  so  dürfen  sie  doch  wichtigen  sachlichen 
Fordenmgen  nicht  hindernd  in  den  Weg  treten. 

Zn  den  Schwierigkeiten,  welche  die  Lihabnng  der  Staatsgewalt. dnrcb 
einen  Einxelneii  nnd  nach  Erbrecht  darbietet,  gehört  ofPenhar,  und  &st  in 
erster  Linie,  die  Ordnung  einer  StellTcrtreinng  im  Falle  einer 
entschiedenen  nnd  l&ngeren  Unfähigkeit  znr  Regierang  bei 
dem  dnrch  seine  Oebnrt  znm  Throne  Bemfenen. 

.  Bei  Uebertragnng  der  Begiemng  nach  Erbrecht  ist  ein  Zustand  per- 
sönlicher RegiemngsnniUiigkeit  bei  dem  nächsten  Thronberecbtigten  nicht 
blos  möglich  in  mehr  ab  Einer  Voranssetznng,  sondern  die  ErfishntDg  zeigt 
auch  das  gar  nicht  seltene  wirUicbe  Eintreten.  Es  begibt  sich  diess  näm* 
lieh,  einmal,  wenn  bei  dem  Tode  eines  Forsten  der  durch  Erbfolgerecht 
und  Erbfolgeordnung  zur  Nachfolge  Bemfene  n^ch  hi  so  jungen  Jahren 
steht,  dass  ihm  vemOnftigerweiBe  die  Handhabung  der  Staatsgewalt  nicht 
flberhissen  werden  kann.  Es  kann  aber  auch,  zweitens,  der  Fall  eintreten, 
dass  der  zor  Begiemng  Berechtigte  an  Körper-  oder  Qeistesmingetai  leidet, 
welche  ihm  die  Besorgung  seiner  schwierigen  und  für  Staat  und  Yolk  so 
unberechenbar  wichtigen  Aufgabe  nicht  mögfidi  machen.  Und  zwar  kann 
ein  solcher  Zustand  wieder  unter  wesentlidi  yerschiedenen  YerhOItnissen 
eintreten.  Theite  nflmlich  mag  die  unfthig  machende  Schwäche  des  gesetz- 
lichen Nachfolgers  schon  bei  Lebzeiten  des  Vorgängers  auf  dem  Throne 
erkennbar  sein.  Theils  aber  kann  sie  auch  erst  nach  bereits  ergriflfenem  Ztlgel 
der  Regierung  eintreten.  Endlich  koimnt  noch,  drittens,  (he  Möglichkeit 
hinzu,  dass  der  zur  Regicmiig  Berechtigte  durch  eine  länger  dauernde  Ab- 
wesenheit, vielleicht  sogar  durch  Beschränkung  seiner  persini liehen  Freiheit, 
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an  der  Uebernalime  ud  Leitaiig  dar  filaatsgescbflfte  vttiiiidert  ist,  was 
idenn  auch  wieder  entweder  sdion  im  Angenblieke  des  RegierongeanfaUeB 

stattfinden  oder  wfthrend  der  Daner  derselben  eintreten  mag.    Der  letztere 

Gruüd  der  RcgierunKsiinfähigkeit  ist  auch  in  Wahlreichen  möglicli;  die 
beiden  andern  iiauj)l falle  dagegen  sind  der  Erbmonarchie  eigrnthümlich. 

Nicht«?  ist  weniger  nothwcudig,  als  einen  Beweis  zu  lulircn  ron  der 
Bcdenkhthkiit  und  selbst  Gefahr  eines  solchen  Znstandes,  wenn  derselbe 
nicht  wesentlich  vorübergehend  und  nur  kurv  andauernd  ist  —  Je  mehr 
in  einer  Monarchie  dem  Fürsten  an  Rechten  und  an  Gewalt  anvertraut 
wird;  je  nnzweifelhaiter  er  der  Mittelpunkt  des  ganzen  staatlichen  Lebens 
ist ;  eine  je  grössere  Ltlcke  also  ein  gänzlicher  Maugel  an  Befehlen  von 
seiner  Seite  macht,  nnd  ein  je  bedeutenderer  Schaden  durch  widersninigc 
und  iinansführbare  Anordnungen  des  zur  Forderung  zum  Gehorsam  gesetz- 

1)  Et  wtrd  te  der  guaa  nmAM^mim  AMaadimiff  ow  wmt  immwnän,  tf.  h.  nidil 

w«»entHph  und  In  kaner  Ztät  vorftberKehenden.  V<»rhind«minfi:en  dM  Ftii-sfeu  die  Rode  sein. 
Nktärlicb  konusM  aBeh  kinero  Untttrbreclioiiffen  einer  »egienii>gtfihigk«4t  vor,  s.  B.  «knt« 
Krukheiten  oder  BdMB  In  dM  Andnd;  Midi  teitm,  wann  dtaM  nndarnlMB  nictrt  voraoHlelrt- 
Nch  nur  ein«  gtMZ  geringt  Zeit  anhalten  werden.  Ki-lbst  liier  i-ine  Vorkohr  (retrofTen  »ein, 
damit  nicht  die  Geschäfte  Ins  Stockes  geratben.  Dennoch  ist  aolcbee  schnell  vorttber^dhende« 
Hindernis«  ein  verschiedener  Fall ,  welebor  viel  geringere  flehwlerlgkeiten  darbietet  und  anch 
oline  eigenthttmliche  Ordnangen  im  Staatsorgaaismas  beflriedigend  erledigt  werden  kunn.  Es 
•W'trf  rtnr  mit  den  Thatgacben  in  gar  keinem  VorhiUtnlsso  stehende.  Übertriebene  and  weit  mehr 
Kitchüicüe  als  Nutzen  bringende  Vorsorge,  wenn  wegen  einer  vielleicht  nar  wenige  Tage  oder 
Wochen  daaenden  Behinderung  das  StaatsoberhAupt  vorilufig  seiner  Stellung  entkleidet  and 
ein  Anderer  an  seiner  Sta^t  pesptit  wertlrn  wollte.   Auch  denkt  in  kHneni  Stiuitp  der  WHt 
J^maoil  hieran.    Vielmehr  ist  cm  lediglich  dein  auf  solche  Weise  Verhinderten  selbst  überlassen, 
efae  Efaurtohln«      treflin,  welche  den  Fortgang  der  Geschäfte  sichert,  namentUdl  flbr  Brfedf- 
(Tung  der  untergfordnctcn  AnRelftr-TihoItcn  sorgt,  wichfiKi're  »her  nach  ThiinlirhkHt  zTirückatellt 
oder  ausnahmsweise  der  Entscheidung  des  Kniaken  oder  Abwesenden  vorbehält.   Hier  reicht 
eine  irarlbenrakende  ErweHewag  der  BeAnpilw  der  MtaMw,  die  1?ebeitea<|iimt  der  Cntnuchrlft 
an  einen  Sohn  n.  il«^!.  hin;  und  e«  Ist  ntrhts  nötWg,  at«  das«  den  Behörden  im^  ;vohT  auch  d.n 
Unteitluuien,  jeden  Falles  einer  etwa  versaininclten  Bepräsentation ,  Kenntuiiw  von  der  Beetim- 
nmt  «or  BeniUgaag  andNaehaefahmg  gegeben  wird.  Die  freie  Wahl  des  MHtel«  und  lüunent- 
ttrJi  der  ümfang  de«  den  v<>rlftiifi;,'eri  Stellvertretern  Hbertragenen  Rechte«  mu^r  in  jed.-ni  ein- 
aaliMn  FaUe,  Je  nach  den  Verhältnissen,  dem  Fttrsteu  ohne  alles  Bedenken  äberlassen  sein. 
Aflerdlngs  kann  sidi  ein  solofaer  KnstMd  «neh  Ifagere  Zeit,  als  anflinglleh  In  Anssloht  stand, 
hinziehen  nnd  dann  allmiihliK  Nachtfu  il(  iind  I!. m  liw  <  rd  ii  Ininpi  n        Fmle  ^^-llist  unerträglich 
werden,  and  muss  auu  schliesslich  doch  *a  den  fiir  den  entsprechenden  Fall  einer  dauern  den 
V<»)iinderang  geseteUdi  betttnmiteo  Mttahi  llliergeken.  Audi  um«  dl«  Entsdieldnng ,  ob  ee 
bereits  hleisn  gekommen  seie,  schwierig  und  peinlich  Kciti.  Allein,  so  sehr  diess  AUes  zu  be- 
danem  Ist,  so  ISait  ileh  doeb  darob  allgemetoe  gesetslicbe  Vorscbrtften  nicht  helfen  wegen  der 
groMOD  VenKUedeiibett  der  nBclklieii  YeildDliriMe,  WMdem  es  mdM  Tiehnelir  einer  Seit»  dem 
Sddckllehkeiti-  nnd  ZartgefOble,  anderer  Seits  der  Einsicht,  der  Vaterlandsliebe  nnd  dem  Mathe 
der  an  der  Spitze  der  Geschäfte  Stehendea  (erforderlichen  Falls  auch  der  Stände)  vertraut 
werden ,  dass  sie  das  Bichüge  sur  richtigen  Zelt  so  thun  wissen  werden.  Am  wenigsten  wohl 
kann  die— von  den  Verfassungen  einiger  kleineren  Staaten  venochtc  —  gesetzliche  Feststellung 
einer  lÄngsten  erianbten  Zeit  der  vorlüufigcn  Aushülfe  angerathen  werden.   Diege  geset/.liehe  Zelt 
könnte  eb«i  so  wohl  zu  kurz  als  zu  lange  üir  die  besonderen  Umstünde  sein;  auch  bestehen 
'die  ▼«tacaaMtM  kaliieswegs  immer  nar  in  der  Daner  der  ungenügenden  Zustände.  —  Die 
Lage  PretiiMcns  vom  Hcrb»te  ift57  Ws  dahin  1858  ist  ein  sehr  Ifhrrpiche«  Beispiel  einer  Ver^ 
hindemng,  welche  anfänglich  als  eine  nur  vorü  hergehende  betrucbtut  werden  konnte,  all  ein  all- 
mUiUg  darcb  unbestimmtM  Hinzlehen  so  der  bBehitai  VettegenlMlt  wurde.  Der  Fidl  M  aber 
nwh  Hn  Brtrp-  flir  rite  Richtigkeit  des  Satzes,  A-a-^"  »'in  OcBct«  ftbw  dt«  DmW  «tn«r  Wt  TOT» 
lauligeo  uad  uovolikoiiuiieocn  Vertretiinf  nicht  mögUUi  i«t. 
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lieh  BenfiBiieD  droht:  desto  grOoer  ist  dl«  Notb  und  desto  eintoiiditender  ' 
das  BedürfiUss  einer  aasreiebendeii  Hülfe.  Es  vftre  nieht  nur  uiwardig 
und  widersiimig,  einem  Kinde,  ivelches  nicht  weiss  und  dem  auch  nicht 
begreiflich  zu  machen  ist  wovon  es  sich  handelt,  die  Leitoog^  eines  gansen 
Staatswesens  ni  überlassen,  somit  SchUmmeres  als  den  r^en  ZnM  walten 
zn  lassen;  sondern  es  wftre  geradezn  nnmögUcb  and  einer  Aallfisong  des 
Staates  gleichsnsetaen.  Und  nicht  nnr  das  Gleiche  tritt  ein  bei  einem 
Geisteskranken,  sondern  es  sind  die  UmstAnde  hier  sogar  noch  schlimmer, 
indem  die  Yerlangen  eines  Wahnsinnigen  noch  weit  verkehrter  sein  m<igen, 
als  selbst  die  eines  Unmflhdigen;  nnd  weQ  es  dodi  in  der  .Tbat  der  Oiplel 
derEntwardigong  wflre,  wenn  alle  Beb6rden  und  wenn  ein  ganaes  Tolk  den 

.  Befehlen  eines  Irren  folgen  mflssten.  Aach,  liegt  es  anf  der  Hand,  dasa  die 
Uehdstftnde  in  beiden  Yoraossetznngen  kaam  geringer  wftren,  wenn  sieb 
irgend  ein  Unberechtigter  thatsftchlich  eines  Einflnsses  anf  den  naiUiigen 
Fftrsteu  bemiehtig^  nnd  unter  seinem  Namen  dieBegiemng  aasftben  wollte. 
Es  wOrde  hier  am  Rechte,  and  somit  an  der  Gehorsamspflicht  andererseitB, 
fehlen;  überdiess  wäre  wohl  in  den  meisten  Fällen  einer  solchen  Gewalt- 
auniassung  selbstsQchtiger  Misshrauch  zu  erwarten,  und  stftnde  factiöses 
Ringen  um  den  thatsaclilichen  Einfluss  in  sicherer  Aossicht.  —  Bei  einer 
Verhinderung  durch  luoge  Abwesenheit  aber  wäre  entweder  gar  kein  mr 
Besorgung  der  obersten  Regicrungsgeschäfte  Berechtigter  vorhanden,  oder 
könnten,  besten  Falles,  gar  bald  Fälle  eintreten,  jn  welchen  die  den  an- 
wesenden BihOrdtn  ertheilten  Befugnisse  nicht  ausreichten,  so  dass  nun 
die  gleich  üble  Wahl  /Avisehen  ungcset/.licbem  Befehle  und  völligem  Sull- 
stohen  der  Staatsge  walt  gerade  in  den  wichtigsten  Angelegenheiten  offen 
btünde.  Schliesslich  darf  nicht  vergessen  werden,  dass  bei  dem  Stande  der 
Sittlichkeit,  welche  leider  in  den  internationalen  Verhältnissen  zu  herrschen 
pflegt,  in  den  süninitiicben  genannten  Fällen  zu  der  endlosen  Verwirrung  und 
Beschädigung  iin  Innern  wahrscheinlich  auch  noch  Gefahr  von  Aussen  käme. 

l)üch  es  ist,  wie  gesngt .  völlig  Überflüssig,  die  Nothwendigkeit  einer 
AhhiiUe  erst  zu  erweisen.  Ebenso  klar  i>t  aber  auch,  dass  die  Abhülfe  eine 
gesetzliche,  eine  vollständige  und  fiU"  alle  Fälle  sorgende,  endlich  eine  keinen 
Zweifeln  und  keinen  selbstsüchtigen  Versuchen  Raum  gebende  sein  muss.  Sie 
hat  einerseits  jedes  wirklich  vorhandene  Rocht  des  zinn  Thron  Berufenen 
und  der  übrigen  Mitglieder  des  fürstlichen  Hauses  zu  achten ,  auf  der  andern 
Seite  die  Uebel  und  Gefahren  von  Staat  nnd  Volk  ferne  zu  halten.  —  Dass  im 
Uebrigen  die  ganze  Angelegenheit  lediglich  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
Staates  und  mit  ansscbliesscnder  Rücksicht  auf  die  öffentlichen  Zwecke 
und  Bedttrfoisse  zn  ordnen  ist,  nicht  aber  als  eine  Privatangelegenheit 

*    der  regierenden  Familie  und  zur  Besorgung  ihrer  persönlichen  nnd 
Yermögeosangelegeabeiten,  bedarf  vobl  nicht  erst  eines  Beweises.  In  Fatii« 
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mmrftluteiiteD  mochte  dieser  Zweck  ia  erater  Linie  Bteheo,  micl  mur  hier  olme 
Folgewidrigkeit  oder  BecfatsverletzoDg  anzonebmen,  dass  eine  goto  Ordnoog 
der  PriyatrecliteTerhftltniBwe  za  gleicher  Zeit  «ach  der  Begiernng  von  Land 
■Dd  LenCea  m  Gute  komme,  als  welche  letztere  nur  ein  Theil  nnd  Ansfloss 
f  des  Familieii'Besitses  nnd  Rechtes  war.  Allein  andere  Standpunkte  und 
andere  Forderungen  bestehen  im  Bechtsstaate  der  Gegenwart.  Hier  ist 
die  SteUnng  des  Forsten  vor  Allem  eine  (MFentlich* rechtliche;  ihre  Besie> 
hangen  and  Folgenuigen  mQssen  also  mit  Hinsieht  auf  die  ErftUong  der  im 
Staate  zostehenden  Aufgaben  festgesteUt  werden.  Wenn  auch  das  Privatver- 
mögen  and  die  gewöhnlichen  Familienreclite  gesetzliche  Vorsorge  für  den 
Fall  cintT  VüMuundschatt  bednriVn,  imd  etwa  das  gemeine  Recht  des  Landes 
nicht  pa>send  oder  ausrt  ie  hend  »'r>c  heiut,  so  ist  diess  abgesondert  durch  Hans- 
gesetzc  und  Antuiiüiuie  nach  litdürluiss  fest/nstcllcn.  Kiiie  weitere  Bertick- 
sichti^uug  ka.nu  aber  dieser  Angelegeuhcit  iui  Folgenden  nicht  geschenkt 
werden. 

Was  nun  aber  die  staatliche  Ordnung  der  Rrgii  l  ungsvcrtrcfung  betriflft, 
so  sind  vor  Allem  die  Fälle  einer  pe  ist  igen  oder  körperlichen  Un- 
fähigkcil  zur  Besorgung  der  iicgierungsgcschäftc  wühl  zu  unu-rscheiden 
¥on  einer  Abwesenheit  des  Fürsten  aus  dem  Staate,  in  so  ferne  theils 
die  Gründe  der  Nothwendigkeit,  theils  die  Räthlichkeit  der  an-^imvcndenden 
Mitlei  in  diesen  beiden  Voraussetzungen  nicht  ganz  zusammenfallen. 

Bei  einer  geistigen  oder  körperlichen  Unfähigkeit  des  regierenden  Fürsten 
iiüd  zwei  Grundgedanken  zur  Beschaffung  einer  Hülfe  möglieh.  Entweder 
mag  gänzliche  Ausschliessung,  beziehungsweise  Xicht/ulassung,  der 
zur  Srll)stn'gierung  nicht  Befähigten  beliebt  werden.  Odor  aber  kann  Ein- 
setzung .11^  Stellvertreters  während  der  Dauer  der  Nichtbeiiihiguug 
als  das  richtige  Mittel  erscheinen.  Wobei  noch  zu  benu  rken  ist,  dass  sich 
die  beiden  Systeme  nicht  not h wendigerweise  voUstündig  aussehliessen,  son- 
dern gar  wohl  in  demselben  Staate  für  eine  GattniiL'  \on  Fällen  das  eine, 
für  andere  Voraussetzungen  dagegen  das  zweite  Mittel  bestimmt  w(  rden  mag. 
—  Einer  Entscheidung,  sei  es  im  Ganzen  sei  es  für  die  einzelne  Annahme, 
mnss  nun  aber  natürlich  eine  genaue  Prüfung  der  Eig«  nthümlichkeiten  und 
voraussichtlichen  Folgen  der  beiden  Gedanken  ans  dem  Standpunkte  des 
Rechtes  ond  der  Zweckmässigkeit  vorangehen. 

Als  Gründe  für  eine  gänzliche  Aasschliessnng  lassen  sich  folgende 
Umstände  anfuhren.  -~  Vor  Allem  mag  es  der  menschlichen  Würde  und  der 
Ehre  eines  Staates  unangemessen  erscheinen,  selbst  nur  dem  Scheine  nach 
'  tinen  sor  Regierung  offenbar  Unfähigen  an  die  Spitze  m  stellen  und  ihn, 
wenn  auch  nicht  mit  dem  wirkliche  Befehl  zu  bekleiden ,  so  doeh  mit  allen 
Zeichen  ondFonnen  des  höchsten  Ansehens  nnd  der  Verehrung  2a  umgeben, 
üamepllicb  km  in  dieser  Beaehung  geltend  gemacht  werdw,  dass  die 
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Achtung  vor  der  ganzen  Anstalt  des  Fflrstentlninis  bedeutend  geschwächt 
werden  ^Urde  durch  einen  solchen  leereu  Schein,  und  dass  es  dem  ohnedem 
iiur  allzuwaihen  Geiste  der  Kritik  unberechenbaren  Vorschub  thun  konnte, 
wenn  dem  Volke  sein  Herrscher  iii  der  Gestalt  eines  Blödsinnigen  oder 
Wahnsinnigen  gezeigt  wurde.  —  Sodann  kann  duraul  iiingewiesen  werden, 
dass  von  einem  Unrechte  bei  einer  solchen  Ausschliessung  car  nicht  die  Rede 
sei,  indem  doch  offenbar  ein  £ur  rukiung  der  Kegieruii^^  völlig  Unfähiger 
keinen  ^\ji?>pruch  auf  Erwerbung  oder  Beibehaltung  machen  kuune.  Es 
fehle  ihm  an  der  Erfüllung  einer,  vielleicht  im  Gesetze  nicht  ausdi-ücklich 
ausgcs,prochoncn  allein  desshalb  sich  nicht  weniger  von  selbst  verstehenden, 
Bedingung  der  Erwerbung  der  Staatsgewalt,  nämlich  an  der  Fälligkeit,  die 
Pflichten  derselben  auszuüben  oder  auch  nur  zu  begreifen.  Vl^enn  der  Staat 
schon  an  sich  kein  Selbstzweck  sei,  sondern  nur  ein  Mittel  zur  Erreichung 
der  Lebensaufgaben  des  Volkes:  so  könne  anrh  koine  Einrichtung  in  dem- 
selben rechtlich  bestehen,  welche  nicht  nur  zur  Vertolguug  dieser  Zwecke 
ungeeignet,  sondern  ihm  selbst  geradezu  hinderlich  sei.  Diess  sei  denn  unklug- 
bar  der  FaU  bei  einem  zur  Erfüllung  seiner  Aufgabe  entschieden  unfähigen 
Staatsoberhaupte.  Auch  spreche  die  Analogie  aller  übrigen  politischen  Rechte 
hiefttr.  Niemand  denke  daran,  ein  Kind  oder  einen  Geisteskranken  zur  Aas- 
ttbting  eines  Wahlrechtes ,  eines  Amtes  u.  dergl.  zuzulassen ,  oder  die  FoM- 
daner  solcher  Rechte  beim  Eintritte  einer  beglaubigten  Störung  soksher  Art 
einzoritamen.  —  Femer  mag  geltend  gemacht  werden,  dass  die  Staatsvei^ 
waltong  eines  blossen  Vertreters  namentlich  dann  an  nnvermeidlieher  Scbufidke 
leide,  wenn  das  Ende  einer  solchen  Zvischenregierong  zn  bestimmter,  fieDeldit 
nahe  liegender,  Zeit  bevorstehe.  Einerseits  werde  der  Verweser  selbst 
manncbfiush  Anstand  nehmen,  bedenkliche,  weit  anssehende,  einer  Un- 
beliebtheit aussetzende  Begierongshandlnng  zn  nntemehmen,  so  nothwen- 
dig  und  ntttzUch  sie.  auch  sein  möchten.  Namentlich  sei  diess  zu  erwar- 
ten, wenn  er  sich  in  Beziehung  anf  dieselbe  eines  Widerspniches  mit  dem 
bald  ZOT  eigenen  Regienmg  Gelangenden  bewosst  sei,  nnd  er  also  nicht  ein- 
mal anf  eine  Daoer  seiner  Anordnung  hoffen  konnte.  Andemthals  liege 
es  in  der  Nator  der  Sache,  dass  sich  von  einem  nur  bis  zu  einem  bestimmten 
Augenblicke  mit  Macht  Bekleideten  Manche  schon  zum  Voraus  abwenden  nnd 
dem  Nachfolger  ansdiliessen,  mit  diesem  ungeduldig  Wartenden  aber  dem 
jetzigen  thatsftchlicheii  Oberhanpte  Schwierigkeiten  aller  Art  bereiten.  Hier- 
unter leiden  denn  aber  nicht  nur  die  angenbücklich  zo  behandelnden  Ange- 
legenheiten der  Bm^er  und  des  Staates,  sondern  es  werde  auch  die  ftrstüdie 
Gewalt  an  sich  geschädigt.  —  Endlich  Ist  es  noch  mOglicb,  eine  Anzahl  von 
kleineren  Gründen  geltend  zo  machen,  deren  einzelner  allerdings  nichts  EiA- 
scheidendes  hat,  welche  aber  doch  zosammeB  In  die  Waagschaale  Men.  So 
denn  der  Aufwand  einer  doppelten  Hofhaltung  Ar  den  Begierungsverweser  and 
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ftr  den  bevormnndctcn  Fur-ten;  die  Möglichkeit  einer  absichtlichen  Ver- 
schleudeniug  von  Regieningsrechten  durch  einen  Verweser,  welcher  sicii  auf 
fremde  Kosten  beliebt  machen  wollte  oder  der  dem  Bevormtmdeten  persön- 
lieh  abgeneigt  wäre;  die  Nachtheile  eines  häufigen  Wechsels  in  der  Person ^ 
des  Regenten ,  welche  bei  einer  nor  auf  kurze  Zeit  nothwendigen-  Yerwesong 
auf  eine  fast  lächerliche  Weise  eintreten  könnte. 

FOr  eine  blos  Torttbergehende,  d.  h.  mit  dem  Aufhören  der  persönlichen 
Unfiüiigkeit  des  Thronberechtigten  wieder  wegfallende,  Stellvertretnng 
lassen  ach  dagegen  nachstehende  GiUnde  anfuhren:  ^  Vor  Allem  die  grotse 
UnbiUij^eit,  einem  dorcb  Oesetz  imd  Yerftssimg  inr  Regiemng  BernfeneD 
dieses  nichtige  Beebt  m  fentsiehen,  blos  weil  er  im  AngenMidtt  des  Anfidlei 
tnr  Solbttansttbang  niebt  im  .Stande  wire.  Die  Hftrte  tritt  besonders  dann 
greU  hervor,  ivenn  der  Onmd  der  Unfiüiic^eit  eine  nnr  noch  knne  Zeit 
danemde  Mindeijibrigkeit  oder  etwa  gar  nnr  eine  angenbliddiche  adiweie 
Krankheit  irtre.  »  Es  mag  sodann  die  Analogie  der  Erwerbung  und  des 
Besitsos  stomtHcber  Privatreebte  geltend  gemacht  werden,  bei  welchen  eine 
bn  AngenbUek  des  Aniblles  zoftlUg  Torhandene  Unfthigkeit  m  reohle^tiger 
ErfcUraig  nnd  verstAndiger  Ansabvng  keineswegs  des  Amqpmdies  selbst  be- 
rsabt;  nnd  bei  welchen  die  im  Yerlaofe  des  Besitns  ehitretende  ÜnfiUugkeit 
rar  Fassong  ond  Aensserong  einer  TeraHnfUgen  nnd  rechtlich  galligen 
WiUeflsiQsserang  nicht  etwa  das  Recht  selbst  entdeht,  sondern  in  beiden 
FftU«n  nor  die  NotbWendigkeit  ebicr  gesetzücben  Stellvertretung  sor  Folge 
hat.  —  iän  fsroerer,  in  seinen  iiraktischen  Wirkongen  sehr  bedentender  Um- 
stand ist  es  sodann,  dass  die  sor  Entscheidnng  Aber  das  thatsScUiehe  Vor- 
liegen eiaes  Hbutemisses  der  Selbstregiening  gesetzUdi  Bemiienen,  (seien  es 
nun  Tervandte,  Minister  nnd  RAthe  oder  fitSnde,)  sich  ans  allgemeinen 
menschlichen  GrOnden  sehr  viel  schwerer  zu  einer  Bejahung  entschliesscn 
■werden,  wenn  es  sich  von  einer  gänzlichen  und  lebeuslänglichen  Ausschlies- 
i-ung,  als  ,vi  iin  es  sich  nur  von  einer  Stellvertretung  handelt,  da  letztere  wesent- 
lich vorübergcheud  ist  und  beim  Aiit  huRu  des  Hindernisses  von  selbst  weg- 
fällt, also  dem  itzt  VerhiiiUcrltü  i<eineü  hleibenden  Schaden  zufögt.  Die 
Folge  einer  solchen  natürlichen  Zögerung  kann  denn  aber  leicht  sein,  thiss 
ein  zu  e  uer  verständigen  Selbstregierung  iii  der  Thal  noch  nicht  fähiger 
MindcijähriRer  zur  Uebernahine  der  Staatsgewalt  zugelassen ,  Iti  t  iner  vcr- 
hiiiderudcn  Körper-  oder  G(  ir^te.kraidiheit  aber  die  Entscheidung  mindestens 
hinausgeiogen  und  somit  liu  Port  daner  einer  schädlichen  Selbstregierung 
zugelassen  wird.  Welche  I-dlgca  dann  aber  die  Regierunicr  eines  unreifen 
Knaben  oder  eines  Geisteskranken  haben  könnte  und  beinahe  niüsste ,  bedarf 
nicht  erst  einer  Auseinandersetzung.  —  Nicht  unbedeutend  ist  überdiess  der 
Nachtheil,  welcher  aus  der  Stdnmg  der  regelmässigen  Thronfolgeordnung 
entsteht  Biess  aber  nach  xwei  Seiten  bin.  fiiQmal  oftnUch  nird  dadurch 
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das  System  der  Lincalerbfolge  mit  Erstgeburtsrecht  unmöglich  gemacht, 
indem  bei  Vorhandensein  von  Mitgliedern  einer  ültcrcn  Linie  oder  von  Früher- 
geboj-enen  nun  doch  die  Regierung  an  einen  weiter  Zurückstehenden  über- 
gebt. Die  dadurch  erzeugte  Verwirrung  ist  aber  gleich  gross ,  ob  die  /luialiig 
aufigeachlossene  frühere  Linie  auch  nach  dem  Tode  des  an  ihrer  Stelle 
zur  Regierung  GekuHuucnen  ausgeschlossen  bleiben  soll,  oder  ob  iiir,  mit 
Uiiitansetzung  eines  Ansjmiches  der  nächsten  Erben  des  Eingeseliobeuen, 
die  Regierung  nach  dessen  Wegfall  wieder  zustehen  soll.  Zweitens  aber 
können  sich  bei  einer  bleilu  iidon  UebergeLung  des  Nächstberechtigten ,  falls 
dieser  doch' Nachkommen  zeugen  sollte,  Zweige  des  regierenden  Uüuscs  bil- 
den, welche  fttr  die  Erhaltung  der  monarchischen  Regierung  bedeutungslos, 
;idagcgen  für  die  Staatskasse  oder  ftir  das  Fauiiliengut ,  vielleicht  auch  in 
politischen  Beziehungen,  Iftstig  sind.  —  Endlich  ist  zu  befürchten,  dass  be- 
sonders in  Fällen  einer  besonders  unbilligen  Ausschliessung  oder  bei  persön- 
licher Unbeliebtheit  des  an  die  Stelle  des  Ausgeschlossenen  eingetretenen 
Staatsoberbaoptes  geHlhrliche  Umtriebe  von  Seiten  der  Uebergangenen  oder 
TOn  Factionen,  welche  die  Ansprtiche  derselben  zum  Vorwande  nduun,  u- 
gestellt  werden  ond  sieb  in  unbestimmbarer  Ausdehnung  fortspinnen. 

^■^Unter  ao  benandten Umständen  ist  freilich  die  Entscheidung,  auf  weldMT 
Seite  der  begründetere  persönliche  Anspruch,  sowie  der  grössere  oder  wahr- 
sdbeiDliebere  Tortheil  der  Gesammtheit  liege,  keineswegB  leicht.  Densodi 
doiifte,  nanentlieh  mit  Blicksiebt  auf  die  grössere  WabVBcfaeiidiebkdt,  dass  die 
zu  änem  Beschlösse  Berechtigten  auf  eine  blosse  SteUvertretnng  eingehen, 
seUttaslich  im  Gänsen  nnd  alsBegel  derAnssprach  m  thm  sein:  daas  nicht 
Apeschliessang,  sondern  nnr  Stellvertretung  fttr  die  Dauer  der  per- 
sönlichen Unfähigkeit  die  richtige  gesetdidieMaasfiregel  sei,  vorab  bei 
einer  IBndeijahrigkeit  oder  einer  nach  berdts  angetretener  Begimmg  ein^ 
eintretenden  Körper-  oder  Geisteeechwflche —      ebzige  wirklich  iweifbl- 

1)  DtOM  BföttimmunjJr  ist  denn  awh  In  den  Rämmtlichen  neaeren  VerfkMiiii^en  entweder 
nasdrücklich  auaffcsprocben  oder  ala  sich  von  selbst  verstehend  vonuiaiBeMitsL  —  DassMioder« 
JXhri(rk«it  iww  eiMran  «Ib  Otuni  m  etaw  Bdclaw «iwMmig  «Bete  ntavtaai  m  Ai«r  Am- 

schlifSfiiinjr  von  dem  Throne  ist.  braiuht  nicht  erst  ffe.i«e-t  7.u  werden.  Die  Mchrtahl  der  Ver- 
ikwopgc-Urkuoden  (s.  die  Grundj^esetse  voa  Preussen,  Bayern,  Bachsen,  lUoooTer,  Württemberg, 
EaAm»m,  Liix«mbtirir,  B.  Wdnw,  8.  MelningeD,  Cobiuv-Goth»,  BcMudiwdt,  (Mmhatg, 
Anhalt -Bernburp,  ßt'h\viirzl)arg-Bonder«hAU8en,  Renss  J.  L.,  Waldeck,  8|gBUH(lllcen;  ferner  Ton 
Frankreich,  1791  oiid  im,  Spnnien,  1808,  1812,  1837,  1845,  Norwe^^en,  1814,  Niederlande.  IB15 
and  ISia,  Belsen)  spricht  es  aosdracklich  ans ;  in  den  Übrigen  ergiebt  e«  sich  aus  den  Bestün- 
mongen  fiber  die  Person  des  Vormundes.  —  Ebenso  bestimmt  die  grosse  Mehraahl  den  Eintritt 
einer  Stellvertretung,  und  nicht  eine  ThroncrlediffunK ,  bei  einer  dauernden  während  der 
Begierang  eingetretenen  Ve rhinderang,  worunter  sowohl  geistige  und  körperliehe Un- 
nUgkrit  aiA  Abwesenheit  verstanden  Ist  Mm  Mbe  die  Grundgesetse  'nm  PtMttea,  I  l<; 
Bayern,  II,  ii  ,  Sachsen,  18;  Hannover,  1Ä40.  §  18;  Württemberg,  1 11  nnd  I3.  Knr 
hessen,  ii»0i,  •  9,  186S,  f  6;  Lazemborg,  Art  7;  Coburg-Ootba,  |U;  Oldenburg, 
Art.n,  II;  AnliBlt-Bariibvrf,  f  M;  aehw»rsbiir9-Ett4ol*(*dt»«tt;  B«oitJ.L,,t4S; 
Wnl(I<»ok,  819;  Bpnnien,  IST?,  1837  nnd  1845;  Ki  c c  r  1  n  n  1 ,  I8l5  nnd  184«;  Belgien. 
I>i«  itneichauag  de«  k  itüm  einer  Kdehaverweaiiag  Ist  den  Wgrt«o  luusb  vendilodea  yfcfep«r> 
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hafte  Frage  hierbei  ist,  ob  es  bei  einer  Stellvertretung  auch  dann  sein  Ver- 
bleiben habe,  wenn  schon  vor  dem  Antritte  der  Rtgicrnng  eine  entschie- 
dene und  voraussichtlich  lobensUliigliche  persünliL-ho  UnfiUügkeit  vorliege? 
In  diesem  Falle  nämlich  tritt  nicht  nur  die  Unwürdigkeit ,  einen  unerkannt 
ganz  Unfähigen,  z.  B.  einen  \uiUg  iilödsinnigen  oder  Rasenden,  den  Thron 
wenigstens  scheinbar  und  dem  !Nuuieu  nach  l»est(igeu  zu  sehen,  beson- 
ders schreiend  hervor;  sondern  »'^  ist  aiuh  wohl  m  bedenken,  dass  die 
mit  einer  Regentschaft  doch  immer  \eri<un(lene  trrüssere  oder  geringere 
Unsicherheit  und  Schwäche  besonders  naehthcilig  wirkt,  vu  an  die  Stellver- 
tretung sich  vviiiaeud  eines  ganzen,  vielleicht  lange  dauernden,  Lehens  des  zu 
Bevormundenden  forterstreckt.  Die  I  i  mhi,  dass  ein  Solcher  selbst  regiere, 
ist  nicht  blua  eine  sehr  starke,  sonciern  selbst  Hne  widerhche  und  ecliiid- 
üche.  Dennoch  mus«?  man  m-h  auch  hier  vor  Uebereilung  hüten.  Offenbar 
sind  nämlich  zwei  wesentlich  verschiedene  Fälle  zu  unterscheiden:  ob  näm- 
hch  diese  voraussichtlich  lebenslängliche  UnfUhigkeit  schon  zu  Zeiten  des 
Vorgängers  in  der  Regierung  (also  gewöhnlich  des  Vaters)  erkennbar  vor- 
liegt, und  dieser  eine  Vorkehrung  zu  veranstalten  bereit  ist;  oder  ob  der 
Thron  erledigt  wird ,  ohne  dass  die  Frage  zur  Verhandlung  kam,  w&hrend 
doch  cüe  Thatsache  der  Unfähigkeit  nach  allgemeiner  Ueherzengnng  und  nnit 
grosser  Wabrscheiiüicbkeit  boteht.  In  jenem  Falle  nümlich  ist  eine  ruhigere 
Ueberlegung  und  eine  gründlichere  Untersuchung  der  Thatsache  schon  dess* 
halb  weit  eher  mOglidl,  weil  der  fieschluss  nicht  plötzlich  und  ohne  allen  Vorzug 
gefiwsl  werden  nniss.  Ansserdem  wird  wenigstens  in  der  Mehruhl  der  FftUe 
angenommen  werden  kflnnea,  dass  der  TorgAoger  in  Beziehong  auf  die  erst 
nach  seinem  Tode  zur  praktischen  Bedentong  kommende  Entscheidong  nicht 
befiuigen  ond  nicht  absichtlich  partheÜBch  ist  Zwar  Iflsst  sich  aUerdings  auch 
die  MflgSdikeit  denken,  dass  entweder  entschiedene  Ahneigong  gegen  den 
nichsten  Erben  oder  leidenschaftliche  Bevonmgang  des  anf  diesen  Folgenden, 
^eUeldit  auch  die  fiesorgniss  vor  einer  der  eigenen  Regienmgsweise 
fetndscügett  ond  Liehlingsplanen  abgeneigten  Bichtong  des  gesetslichen 
Nachfolgers,  einen  regierenden  Herrn  zn  einer  hewnssten  Ungerechtigkeit 
nnd  mm  Versuche  einer  nnbegrOndeten  Anseehliessang  verftlhren  konnte. 
Allein  es  ist  diess  doch  wenig  m  beftirchten,  da  die  hier  in  Fhtge  stehenden 
Thatsacbep  sich  nicht  leicht  fUschen  lassen,  auch  wohl  der  Aoszoschlies- 
sende  auf  krttfUge  Yertheidigung  bd  den  zn  der  llitwirkong  gesetzlich  Be- 
niüenen  rechnen  kann.  Man  mag  somit  ohne  Folgewidrigkeit  nnd  ohne 
grosse  Gefhhr  für  diesen  ersten  Fall  den  Grundsatz  auürtellen,  dass  ehie 
völlige  Uebergehuug  nach  vorg&ngiger  gründlicher  Untartnehnng  der  That- 
sadien  nnd  in  besonders  feierlicher  Weise  durch  die  sSmmtlichen  Faetoren 

ndie  oder  f eUtiire  rnfnhiKrkeif  ^(lauernde"  oder  ^ISaffK  V^rilto^SPmg*,  nünmijglkhfcett  j/tt 
Ref^ivraaf**)}  dem  biooe  oach  Ut  kein  Ua(«nchicd. 
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der  Gesetzgebung  ausgcsiirochen  worden  kann  and  soll  Ohne  allen  Ver- 
gleich schwit'rigor  ist  die  Sache  dann ,  wenn  die  Rrgiorung  nach  Erbfolge- 
recht  an  einen  unzweifelhaft  ganz  Unfähigen  Ubergehen  soll,  ohne  dass 
irgend  eine  Vorkehrnng  bereits  getroffen  ist.  Ein  solcher  Fall  ist  offenbar, 
sowohl  was  die  Gründe  für  die  za  ergreifende  Maassregel,  als  was  das  ein- 
zuhaltende Verfahren  betrifft,  ans  demselben  Gesichtspnnkte  zn  betrathten, 
vie  eine  nach  bereits  angetretener  Regierung  erst  entstehende  Unfähigkeit 
nr  Fortsetzang  derselben;  and  es  wird  sich  also  hier,  nach  der  oben  auf- 
gestellten  allgemeinen  Regel  nur  der  Eintritt  einer  Stellvertretang  empf^en  % 
Eine  danemde,  d.  h.  nach  Wihracheinliehkeitsgrftnden  nicht  Uoe  gau 
vorübergehende,  AbweBenheit  des  StaatsoberhanjiteB  ist  an  sich  in  let- 
sehiedenen  FUlen  denkbar.  Entweder  kann  bei  einem  Regiernngsanftdl» 
der  ram  Throne  Bemfene  in  weiter  Feme  abmend,  "vielleieht  sein  gegoii- 
«Srtiger  Aofenthalt  nicht  mit  Sicherhdt  bekannt  sein.  Oder  entfernt  dek 
ein  Fflrst  wikrend  der  Daner  der  Eeglemng  anf  Ungere,  selbst  nnbestimmte 
Zeit,  jedoch  ohne  bleibende  Terlegong  des  Wohnsitzes,  ans  dem  Lande,  etwa 
znr  Tbeilnatame  an  einem  Kriege,  oder  ans  GesnndheitsgrUnden  n.  s.  w. 

1)  Im  positiven  deutschen  Staatsredite  itt  ein  merkwürdiger  UnMoMag  der  Beatimmunfea 
In  dteMo  BMlehungoi  eioRetretni.  Ob  nadi  d«  FonEmeehtea,  den  BochtiMeliem  und  im 
Lebenrechte  ein  körperlich  und  gcMlt^  Fnfiiliiffrr  er\wn  oder  or  weniffstenc  den  angetretcBeii 
Besits  behidten  konnte,  mas,  als  btttritten  und  am  Ende  ancb  wenifirer  entscheidend,  dabin 
gestern  bleiben.  AUein  jeden  FaUea  ordnat«  die  Ooldane  Bnlle,  aas  sehr  nahe  lieffenden  staats- 
fiedMkiMB  nod  poHüscben  Ortinden  den  Aasschi  uss  eines  xur  Regierunff  geistig  edtr  k8r> 
pprllrh  l^nfUilgen  an  (mente  captns ,  fatnus,  sen  alterias  famoei  et  notahillK  defectii«.  propt'^r 
quem  non  deberet  seu  possit  bominlbns  prindpari).  Diese  Besttnunang  wurde  denn  auch  von 
anderen  flii-stlichcn  (icKchlecbtem  flreiwillig  befolgt  and  von  den  R«ichsg(»rk-ht«n  vorfcoMimendan 
FfflTp^:  lU  Becht  geltend  jfomacht;  und  so  konnte  es  als  gemeines  Rocht  In  Deutsrhland 
erklärt  werden,  dass  Reffkrung^unfShigkeit  von  der  Suixession  ausschliesse.  Vgl.  J.  J.  Moser, 
PorMclMt  aiaalir..  Bd.  I,  8.  SM;  Familien-StaAtsrecbt ,  Bd.  I,  8.  It;  PttttCf,  Pri&  Uneae, 
«»7;  Klflbcr.  ftmntl.  Recht,  4.  Aufl.,  8. 338  fg.;  Zatharli,  Staatsr.,  J.Anfl..  Bd.  I.  55.  SJ.'iftr.; 
Zöpfl,  Staatsr.,  4.  Aufl.,  Bd.  II,  8.  iMtjB.  Noch  in  dem,  später  wieder  beseitigten,  wttrttem- 
bBisiMiMB  n— matre  iron  IM»  M  dlaaea  Sjttm  MMgL  ~  Bne  «mib  andM«  AwmiaiiHig 
machte  sich  dagegen  in  der  neueren  Zeit  leitend.  Nicht  nur  ordnen  die  säwm  tli  rTi  r  n  Verf.- 
Urkunden,  welche  den  Fall  bis  itzt  ausdrücklich  Ina  Aage  gtttuuH  haben,  nur  eine  Beichsver- 
ordnong  and  keteea  AaMcldui«i;  «»8a«bt«ii,  tio;  HaBBOT«r,lSM,  IIS;  Württemberg, 
1 13;  Kurh  <  s  n  i^^  ü,  s  9;  Cobn rjf-Gotha,  5  !.*  nn  l  l  V;  Oldenburg,  Arttl;  Reiiss  j.  L., 
|M:  sondern  auch  in  allen  übrigen  Verfasaangs-Urkunden,  weiche  nur  allgemeia  lautende  Vorschxlf« 
tan  flnOdtMi,  lat  Ünmer  nn  dnaSafmtitlMfl  nnd  nl«BMla  «Ine  völlige  AnaaeUleasung  angeordnet 
oder  vorausgesetzt.  Ricrniit  ist  denn  Hl1crdin»rs  thatsichlich  das  frühere  gemeine  Recht  In  den 
allermeisten  FUlen  veriaasen.  Da  Jedoch  das  bloae  hinflge  Vorfcoounen  einer  Bestimmnng  n 
einer  analogen  Anwendung  in  einen  weftaran  tennlilladlgen  WMie  nldrt  berechtigt,  so  anter> 
Hegt  es  kdnem  gegründeten  Zweifel,  dass  in  jenen  Häusern,  welche  apXter  nicht,  sei  es  in 
Haasgesetxen  sei  es  in  Verflusnngasrkmdeo,  ein  neues  Recht  angenommen  haben,  die  alte  Be- 
stimmung noch  gtlL  Ebraso  stttnd«  te  einen  Staate,  dessen  Vcffkasungen  fUr  den  Fall  einer 
vorauBzuselieiBdett  Unflblgkdt  den  HMfeMan  knner  Hand  nnd  ohne  Hinweisnng  anf  eine 
Mofte  Vcfweminjr  dne  ife««**"*'^®  Ordnung  der  Naehfblge  verlangte,  einer  vollijren  Aas- 
•ehlie«aung  niehu  im  Wisgß,  wenn  sie  auch  nicht  &U  eine  rechtliche  Nothwendigkeit  crliläit 
werden  kann.  A.  IL  ist  Held,  HyHt.  des  VerCJteebta,  Bd.  II,  8.  S87;  aOatai  «ein  haoptsIlchUcher 
Orand,  da.s8  der  unflhlgo  Nachfolger  im  Augenblicke  der  eröflheten  Thronfolge  die  ReKicmng 
erworben  habe  und  somit  kein  Grund  xa  einer  anderen  Behandlung  der  Sache  bestehe,  als  bei 
rtner  tfAUsr  enrt  ebüretendeBUnflUskrit,  M  nldrt  rtÜbhaMf.  DieFiase  M  J«  «bea,  ob  erisr 
Bnmbinf  beflOdit  ««IT 
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Ferner  mag  die  Abwesenheit  eine  cr/wungeuc  sein ,  z.  B.  der  Fürst  in  feind- 
licher Gefengeuheit  st-in.  Eudliih  ist  noch  denkbar,  dass  der  Fürst  zur 
Regierung  eines  zweiten,  rechtlich  getrennten  Htaates  seinen  wesentlichen 
Aiikiiihait  im  Auslände  nimmt.  Alle  diese  Fälle  sind  sich  allerdings  in  so 
ieiüe  gleich,  als  in  jeder  der  V üraussutzungen  zum  mindesten  eine  schnelle, 
leichte  und  regelmässige  Verbindung  sowohl  der  Behörden  als  der  einzelnen 
einer  Hülfe  bedürftigen  ünterthanen  mit  dem  Staatsobcrhanptc  nicht  besteht : 
diesem  schwer,  wo  nicht  unmöglich  gemacht  ist,  sich  vuii  den  Zuständen  des 
Staates  und  Landes  überhaupt  oder  wenigstens  von  den  näheren  Verhältnisseu 
bestimmter  Angelegenheiten  vollstilndig  und  nach  subjektivem  Bedürfnisse  zu 
unterrichten;  also  einer  Seits  die  Einholung  von  Befehlen,  anderer  Seits 
die  Krtheilung  sachgemüsser  Entscheidungen  Hindernissen  unterliegt :  bei 
einigen  dieser  Unterstellungen  treten  jedoch  noch  besonders  erschwerende 
Umstände  ein.  Wenn  der  Thronerbe  bei  Anfall  der  Regierung  weit  entfernt, 
w  Tielleicht  nicht  einmal  gewiss  ist ,  ob  er  in  diesem  Augenblicke  noch  lebt, 
w  fehlt  es  selbst  an  einer  sichern  Kenntniss,  wer  der  Nftchstberecbti^o  ist, 
ond  ob  er  die  Regierung  wirklich  übeniehmen  will;  und  jeden  Falles  ist 
keine  Möglichkeit  vorhanden,  die  gerade  bei  einem  Regiemngswechsel 
.  nokhwendlgen  Entschliessongen  ilea  Staatsofaerhaoirtes  zn  erhalten.  Die  Be- 
felde  eines  in  Kriegsgebogenschaft  befindlichen  Fflrsten  sind  recbtlieh  nnver- 
Undlldi,  da  er  nicbt  im  Besitse  freier  WiUensentsdieidang  ist,  wenigstens 
keLoerlei  QewUirleistaqg  für  dieselbe  bestellt  Ein  bldbender  Aufenthalt  des 
Fürsten  im  Auslände  snm  Behofe  der  Begiening  eines  zweiten  Staates  aber 
beraabt  den  diesseitigen  Staat  regelmftssig  der  persQnliehen  Beitanntschaft 
des  Staatsoberhanptes  mit  den  Lsadesverhlttnissen  sowie  einer  schnellen 
Yerbindnng  mit  ibm,  and  bringt  die  Ge&hr,  nach  fremdem  Eintnsse,  mit 
fremden  Ansehaoangen,  ni  frwnden  Zwecken  beherrscht  so  werden. 

Dass  in  allen  Ffillen  einer  dauernden  Abwesenheit  des  Staatsoberhanptes 
FOzsorge  ftr  eine  genügende  Hmibftbnng  der  Staatsgewalt  getrolFen  werden 
noBss,  ist  somit  nnzweifblbaft;  and  es  kann  sich  nvr  davon  bandefai,  weiche 
Kaassregel  den  gerechten  Fordenmgen  des  Staates  nnd  der  Borger  entspricht 

Darüber  wird  nun  allerdings  kein  Zweifel  sein,  dass  ehmEntxiehnng 
des  Regierungsrechtes  wegen  bioser  Abwesenheit  ausser  Frage  steht, 
mit  einziger  Ausnahme  etwa  der  bleibenden  Entfernung  zum  Behüte  der 
Regierung  eines  andern  Staates.  In  aUen  andern  Fällen  würde  eine  solche 
Maassregel  gegen  alle  Gesetze  des  Rechtes  und  der  Billigkeit  gehen  und 
das  Bedtirfniss  weit  überschreiten;  theilweise  wäre  es  sogar  widersinnig. 
Ks  kann  sich  also,  um  soweit  von  den  drei  oben  zunächst  hervorgehobenen 
Gründen  einer  Abwesenheit  die  Rede  ist,  nur  von  Stellvertretung  han- 
deln.  Hinsichtlich  dieser  ist  aber  wieder  zu  unters(!heiden: 

Da  bei  einer  Abwesenheit  im  Augenblicke  der  Thronbesteigung  und 
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eben  so  bei  einer  Gcfanpenscljaft  do^  Fttrsten  tbatsächlich  oder  rechtlich  gar 
kein  zur  Fühnincf  dw  Ki  u'if  i  iiiin  bcl'ähigtos  Staatsoberhnapt  vorhanden  ist, 
so  stehen  diese  beiden  Zui-laude  den  Fällen  einer  wuhroiid  der  Regierung  plötz- 
lich aus  Krankheitsursachen  eingetretenen  Regierungsunfähigkeit  ganz  gleich. 
Es  wird  dcim  also  ancli  hier  vollständig  nach  den  Grundsfltzen ,  beziehungs- 
weise don  positiven  Vorschriften,  zu  verfahren  sein,  welche  zur  Reglung  einer 
solchen  Störung  bestehen.  Dieselben  Personen  werden  zur  Verhandlung  und 
Entscheidung  zu  berufen,  dieselben  Formen  des  Verfahrens  einzuhalten,  die- 
selben Berechtigten  zur  Uebernahme  der  Regentschaft  befugt  sein.  Ebenso 
mflssen  die  gleichen  BeBtanrnmigen  Uber  den  Um&ng  des  zn  ftbertragendeD 
Rechtes  gelten 

Anders  verhält  es  sich  bei  einer  freiwilligen  Entfernung  des  FOrsteD 
Mrter  fortdanemdeDi  Willen  der  Wiederkehr  und  mit  der  Absicht  zur  Be- 
aOfgODg  wenigstens  der  wichtigsten  Angelegenheiten.  Dass  hier  jeden  Falles 
und  mindestens  dieselbe  Einrichtung  zur  BesoigoDg  der  laofenden  ond 
minder  wichtigen  QeeohAfte  im  Lande  selbst  nOthig  ist,  wie  sie  bei  einer 
nnr  Icnnen  Yerbindemng  getroffen  m  werden  pflegt,  (s.  oben,  S.  149, 
Anm.  1),  unterliegt  natlliiich  keinem  Zweilei;  es  mllsste  Tiehnehr  eineUnter- 
lasamg  solcher  Fflrsorge  ak  ehie  grobe  Pfliehtwidrigkeit  bezeichnet  werden, 
welche  namentlich  den  Standen  Yeranlassnng  m  den  entschiedensten  Be- 
schwerden gSbe.  AUein  hiermit  ist  die  Hauptfrage  hinsichtlich  der  Besor- 
gong  gerade  der  wichtigeren  Staatssachen  nicht  erledigt.  In  Beziehong  auf 
diese  liegt  mm  eine  doppelte  thatsiehliche  Möglichkeit  Tor.  Entweder  kamt 
der  für  die  Besorgung  minder  bedeutender  Angelegenheiten  bestellten 
und  im  Lande  rarttc^Ebleibenden  Person  oder  Behörde  auch  das  höhere 
Becht  Ubertragen  werden,  somit  der  abwesende  Forst  iHr  die  Bauer  der 
Entfernung  ganz  der  Besorgung  von  Regierungsgcschfiften  entsagen  und  eine 
fönnlidie  Regentschaft  angesetzt  sein.  Oder  aber  mag  dem  abwesenden 
Forsten  das  ^chtige  zur  Kenntniss  und  Entscheidung  ins  Ausland  nachgesendet 
werden.  Die  Wahl  zwischen  beiden  Bestimmungen  ist  nicht  eben  leicht. 
Auf  den  ersten  Blick  erscheint  allerdings  die  Bestellung  einer  vollständigen 
Regierung  im  Lande  selbst  als  das  für  letzteres  bei  weitem  Zuträglichere,  weil 
dadurch  Verschleppungen  verhindert  sind,  eine  Entscheidung  mit  vollkommener 
Sachkenntniss  und  nach  beliebiger  Zurathczichung  ermöglicht  ist,  und  sich  eine 
Oliereinstiminende  Behandlung  des  Wichtigeren  und  Unwichtigeren  erwarten 
lässt.  Dennoch  hleheu  grobse  Hedenken  eutgegeji.  Schon  rechtlich  ist  es  ein 
ganz  anomaler  Zustand,  wenn  neben  einem  mit  voller  Geistes-  undKÖrper- 
Migkeit  versehenen,  auch  von  der  Begienmg  keineswegs  zurückgetretenen 

1)  Dui  tSum  mdi  die  kvUmaag  der  nemNa  Onadfesetse  Iii,  mnrd«  IwraHi  «taa» 

8.  l.iA,  Anmerkuntr  1,  DiichKCwlMcn.  Nnr  fohlen  itii  hcIIioh  ilnrin,  «lasa  sie  die  vcrscUedOMa 
Arten  von  AbweMab«ii  nicht  sebi^riC  nat«iicii«i(len  onU  dnber  fonnell  sa  weit  sind. 
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Staatsoberbanpte  eine  zu  allen  Regierungshandlungen  berechtigte  Ckfwalt  be- 
steht. Wessen  Wille  gilt  im  Falle  tiner  Meinungsverschiedenheit,  wenn  sich 
der  Fürst,  sei  es  auch  nur  ausnalimswoise,  tlber  eine  Handlung  der  obersten 
Gewalt  ausspricht?   Und  wenn  denn  etwa  formell  rechtlich  zu  Gunsten 
der  Regentschaft  entschieden  werden  könnte,  wird  ein  solcher  Grundsatz 
auch  thatsachlich  zur  Geltung  kommen?  Kann  nicht  ferner  hei  einer,  keinen 
Äageublick  zu  verhindt  rnden.  Rückkehr  des  Fürsten  und  bei  einer  nun  von 
ihm  vorgenommenen  Ordnung  (h  r  Dince  nach  eigener  Einsicht  die  grösste 
Vf  !  ^vil  rung  und  eine  ziemliche  Ht  rabwui'digung  des  Stellvertreters  entstehen? 
Ausserdem  ist  nirgends  für  (  inen  -olrhen  Fall  freiwilliger  Abwesenheit  über 
die  Form  der  Rptfentschaftseinsetzung,  über  die  Berechtigung  zu  ihrer  Ueber- 
nahme,  aamcntiich  aber  über  das,  vollkommene  oder  getbeilte.  Recht  des 
Fürsten  zu  deren  P^insetzung  etwas  Näheres   bestimmt ,  was  denn  auch 
leicht  zu  den  übelsten  Zweifeln  und  Zerwürfnissen  führen  könnte.    So  liegt 
denn  auch  hier  einer  der  Fälle  vor,  in  welchen  das  zunächst  als  minder 
Tortheilhaft  Erscheinende  doch  schliesslich  den  Vorzug  verdient;  and  man 
wird  sich  also  für  die  eigene  Besorgung  der  wichtigsten  Regierungsangelegen- 
heiten ducch  den  zeitweise,  wenn  schon  in  unbestininter  Dauer,  abwesenden 
Ftknten  za  entscheiden  haben.   Doch  allerdings  nur  unter  einer  doppelten 
Yoranssetzung.    Einmal,  dass  die  Verbindung  mit  dem  SUatsoberhaupte 
vortiisaichtlich  zu  jeder  Zeil  möglich  und  nicht  allzu  langsam  ist  Zweitens 
ftber,  wenigsten»  in  einem  oonatitationeUen  Staate,  dass  derselbe  einen  oder 
mehrere  verantwortliche  Minister  füat  die  Gontrasignatiir  seiner  Befehle  bei 
sich  hat 

Am  bedenklichsten  filr  das  Wohl  des  Staates  ist  natttrlich  der  Fall, 
wenn  dem  Fttrst'  auch  noch  die  Begierong  eines  zweiten,  rechtlich  onver« 
bondenen  Staates  xngeMen  ist,  and  er  ai  dem  Ende  seinen  danemden 
and  wesentlichen  Anfenthalt  In  diesem  fremden  Lande  nimmt  Nicht  mir 
sind  die  Nachtheile  der  Entflenrang  des  obersten  Inhabers  der  Staatsgewalt 
stehend,  ja  sogar  sehr  verstJIrfct  durch  die,  hier  mit  Recht  TOransznsetsende, 
immer  geringer  werdende  eigene  Bekanntschaft  des  Entscheidenden  mit 
Menschen  und  Znstftnden;  sondeni  es  mag  sogar,  wie  oben  bereits  ange- 
deutet, der  diessseitige  Staat  gans  hintangesetzt  vnd  missbrancht  werden  za 
Gonsten  des  fremden  Landes.  Das  schlimmste  aber  ist,  dass,  wenn  gleiches 
Erbrecht  in  beiden  Staaten  gilt,  dieses  onnatOrliche  Yerbfiltniss  sich  sogar 
Ton  Geschlecht  zn  Geschlecht  üNtzaschleppcn  bestimmt  Ist  —  Eine  f6nn* 
liehe  Unmöglichkeit,  den  Staat  anf  eine  solche  Weise  zu  regieren,  mag  nun 
gwar  nicht  behauptet  werden,  nnd  man  kann  sich  etwa  denken,  dass  eine 
vollständig  orgauisarte  Begierong  mit  weit  gehender  Zuständigkeit  im  Lande 
bleibe,  (sei  es  nmi  mit  einOD  Statthalter  an  der  Spitze  oder  ohne  einen 
bokbcu;)  allein  uuliUigbar  wttrdcn  doch  sehr  schwere  UnzotrflgUchkeite& 
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bleiben,  imd  namentlicb  iffire  eine  conetitatiimelle  Regierung  in  fliran 
iimentan  Wesen  gebrocbcn.  Wie  immer  die  BefiigniBse  der  Leadesregie- 
reng  gesetiUcli  mflcbten  bestimmt  «ein,  gerade  fai  dtti  wfditigsten  imd 
acfawierigsten  Fragen  wurden  docb^  recbtlicb  oder  thatsfichlich,  Anweisimgen 
am  dem  Anilande  kommen,  Anfragen  dort  stattfinden,  Verzögemngen  und 
Entseheidangen  ohne  genügende  Sachkenntniss  erfolgen.  Da  nun  unzweifel* 
haft  jeder  Staat  das  Recht  auf  einen  seinen  Bedürfnissen  vollständig  ent- 
sprechenden Regiennicjs-Organisnius  hat,  uurh  die  Rechte  des  Staatsober- 
hauptes  bedingt  sind  dunh  seine  Fähigkeit  dio  Aufgabe  zu  erftillen:  so  ist 
es  keinem  Volke  zu  verdenken,  wenn  es  einem  solchen  Zustande  sich  nicht 
unterwerfen  will.  Es  ist  vielmehr  als  eine  begründete  Forderung  des  Rechtes 
und  der  Politik  auzuerkeuneu,  weim  für  den  Fall  der  persönlichen  Erwerbung 
eines  anderweitigen  Reciemngsanspruches  dem  Fürsten  die  Wahl  gelassen 
wird,  entweder  im  diessseitigen  Staate  zn  bleiben  und  nach  wie  vor  seinen 
wesentlichen  Aufenthalt  in  deni«ol]>en  zu  nehmen,  oder  aber  auf  dessen  Re- 
gierung ganz  zu  verzichten.  (Oli  und  wie,  in  der  ersteren  Voraussetzung,  der 
frf  indf»  Staat  sich  seiner  Seits  einer  ihm  nun  bevorstebendfn  obersten  Lei- 
tung aus  der  Feme  zu  fögen  im  Sinne  hiittc,  wiire  seine  Angelegenheit.) 
Dieser  vernünftigen  Auffassung  haben  denn  auch  die  Grundgesetze  einer 
ganzen  Reihe  von  Staaten  entsprochen,  und  entweder  angeordnet,  dass  der 
Sitz  der  Regierung  unter  keinen  Umständen  ausserhalb  Landes  verlegt  werden 
dorfe,  oder  beaämmt,  dass  das  Staatsoberhaupt  seinen  wesentlichen  Wohn- 
sitz im  Lande  m  nehmen  habe;  YorBchriften,  in  weiche  ein  nnd  derselbe 
'  Gedanke  nur  in  verschiedenen  Worten  ansgedrllckt  ist 

IL 

die  f  onleningan  an  aiae  «wenkm issige  Ordnnng  der  AeiahaTerwesnng. 

Wie  dem  Allem  nun  aber  immer  sein  und  zu  welcher  Entscheidung  fftr 

die  einzelne  Fülle  sich  die  Gesetzgebungspolitik  neigen  mag,  unter  allen 
Umständen  ist  dann,  wcmi  eine  wirkliche  Reichsvcrwesung  einzutreten  hat, 
zu  einer  umsichtigen  und  richtigen  Behandlung  der  schwierigen  Angelegen- 
heit die  Beobachtung  einer  Reihe  vuii  t  orderungen  nothwendig. 

1.  Vor  Allem  ist  es  wflnschenswerth,  dass  die  Fntscheidung,  in  welchen 
Fällen  ftberhaui)t  eine  Abweichung  von  dem  regelmässigen  Kegierungsrechte 
stattzuhudrii  habe,  und  wem,  im  Falle  einer  Stellvertretung,  dieselbe 


1)  So  Hannover,  V.U.  von  IMO,  f  15;  Württemberg',  V.U.,  f  6;  Knrhessen,  V.U. 
VM  Utt,  1 1$  Oldeabarff,  V.U.,  Ailli,  §  Ind  t;  Coburg-Oatlift,  Y.V.,  f  ft  md  U; 
WHi<*r>  -k   ^  13.  —  Im  K.  8s«baeii  M,  V.U.,  t  5,  wanigitaM  Sutfanniaiiflr  dar  Blioa»* 
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ZaMe,  Im  Wege  der  Gesetsgebang,  soinit  grandaatdiob  und  tixt  ftr  atte» 
mal,  feaCgertellt  und  Nichts  der  Willkflr  irgeDd  eines  Fsetors  des  Staats- 
loOcns,  wer  er  inmier  sei,  flberlasaen  werde. 

Es  ist  nflmtieli  snnfidist  einleudiCeiid,  dass  gerade  diejenige  Eigen- 
sdiaft  der  monardiiselien  Regierangsform,  welche  ihr  vomgsweise  Werth 
gibt  nnd  wetehe  mandie  minder  vortheilbafte  Seite  vergütet,  nflmUch  die 
mdiedingte  Feststellnng  des  Rechtes  anf  Regienmg,  in  sehr  bedenk- 
ßoher  Weise  geftbrdet  wird,  wenn  die  Fftlle  eines  Eintrittes  von 
Reichsverwesnng  nicht  ganz  genau  and  mit  Ansschlnss  aller  andern 
Yoraiisetiangsn'  angegeben  sind,  es  somit  aas  irgend  einem  wiUlKtlrlidi  anf* 
gesteSten  Gnmde  mAglich  ist,  das  Recht  des  Nflchstbemfenen  anzutasten 
md  einem  entfernter  oder  gar  nidit  Berechtigten  sorRH(ienmf  zn  verhelfen, 
sei  CS  in  eigenem  sei  es  nnter  fremden  Namen.  Es  ist  schon  schlimm  genng, 
dass  Oberhaupt  eine  absolute  Nothwendigkeit  vorliegt,  in  bestimmten  Füllen 
iSe  Regierung  des  Nächstberechtigten,  thatsächlich  oder  rechtlich,  auf  laiigero 
Zeit  zu  beseitigen;  allein  jcch-ii  Falles  müssen  (iic  einzelnen  Voraussil/uiigen 
^renau  und  unwandelbar  normirt  sein,  damit  nicht  persünliche  Feindschaft 
verbrecherischer  Ehrgeiz  oder  politische  Wühlerei  nnter  dem  Vorwande  des 
allgemeinen  Besten  eine  Abweichung  von  der  Erbfolgeordnung  in  Vorsclilag 
bringen ,  dadurch  aber  den  Staat  in  die  äusserste  Gefahr  und  Verwirrung 
stürÄcn.  Die  Forderung  einer  gesot^'üclieu  Feststellung  aller  Fälle  einer 
erlaubten  Regentschaft  und  der  eutsi  hiedoncn  Ausschliessiing  aller  Anderen 
kann  nhvv  um  so  unbedenklicher  gemacht  werden,  als  eine  vullstüudige  Auf- 
zählnng  der  Voraussetzungen,  in  welchen  eine  Selbstregicrung  vernflnftiger- 
weise  nicht  möglich  ist,  unschwer  geschehen  mag.  —  Nicht  erst  der  Bemerkung 
bedarf  es  übrigens  wohl,  dass  wcmi  etwa  in  einem  Ilegentschaftsgesetze  eine 
Lücke  besteht,  und  also  über  einen  bestiiiinilen  Fall  der  Kegieruugsunföhig- 
keit  keine  oder  nur  eine  ungenügende  ßestinmiung  getroffen  ist,  nach  der 
Analogie  der  gegebenen  Vorschriften  verfahren  werden  muss 

Aber  auch  die  Bezeichnung  der  Person,  welcher  eine  nothwendig  gewordene 
Regentschaft  zu  übertragen  ist,  sollte  niemals  der  freien  Bestimmung 
eines  Einzelnen  oder  auch  nmunmeawirkender  Mehrerer  fiberhissen  sein.  Vor 


1)  Die  von  HelU,  Syittem  «les  Vcrf.-E  Bd.  Ii,  ti.  i&d,  aufi(e»ttiUtc  .iVusicht,  doM  eine 
•olche  Lücke  durch  ein  imim«  G«i6lt  aaunfHllen,  fndflasen  Aber  die  Bcf^ierunir  durch  dM  lM* 
itehcndc  MiiilHtedttm  nnter  seiner  Verantwortlichkeit  fortznf!Jhrpn  sp)  .  hfilt  woU  weder  vom 
reclitUchcn  noch  vom  politischen  Btandpuokte  eine  Prüftang  au«.  In  ervtcrcr  BoxiebauK  ist 
ainlldi  nMtt  aar  die  Beffelan^  tSnm  bei«Ha  nv  EatadieldaB«'  TorUeRonden  IUI«*  dtwch  «In 
neuc^i  OMctz  sehr  bedenklich  nnd  Jeden  Falles  dJc  analoge  An"  rrvinn;:  riiifr  bereits  vorhan- 
denen Gcsetxffebung  weit  richtiger ;  sondern  es  kann  ja  auch  in  dam  aitgeuoiumenen  Falle  ein 
lbrttt«n  sSJtis«  €«Mta  gw  irielit  sn  Stande  konuneii  hi  Abweaenheit  elnee  StMtiobMkanptat. 

Ais  polltttrh  nnrathlii-h  Ah^r  criHihiiiil  eine  iHiiffcrü  ReRicrutijf  »le«  Staates  duich  ein  hiersn 
oklit  befügtea  oberhauptlosea  Miniaterium  his  su  einer,  vielleicht  nicht  achoeU  zu  Stande  m 
Mögenden,  VenannMuig  und  ITrbarnlnaaannnng  der  Stinde. 

.  T.  Mehl,  Stanlaredit.  Bd.  1.  .  U 
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Allem  also  nicht  die,  früher  so  häufige,  testamentarische  Vormundschaft,  ange- 
ordnet durch  den  Vorgänger;  dann  aber  auch  keine  Art  von  fjuemuog  durch 
Gesetz ,  durch  die  Stäiide?crsammlung  allein ,  oder  durch  wen  immer.  —  ün- 
zweifelhaft  hat  eine  gesetzliche  Feststellung  des  Regentschaftsreohtei  die- 
selben schwucbeD  Seiten,  welche  die  grundsAteliche  Anordnung  eines  monar- 
ehiscbea  Begienmgsrechtes  ftberhaapt  hat,  nämlich  die  Möglichkeit  der  Be- 
letchmiiig  dner  nicht  besonders  tMglidien  Persöniiehkeit  Dennoch  spreehes 
fikr  ihre  Aofrechterhaltmig  dieselben  Gründe,  welche  eine  ErbmonarcUs 
so  hoch  Ober  die  WaUmonarchie  stellen,  oder  wekhe  es  nicht  ntbasB 
erscheinen  lassen,  einem  Fürsten  die  AnswaU  des  Nachfolgers  unter  seinen 
Kindern  oder  sonstigen  Verwandten  anheinumstdlen.  Anch  wenn  es  sieb, 
nicht  von  TOUigem  Ausschlösse,  sondern  nnr  von  seitweiser  SteUvertnMfl 
handelt,  liegt  grosse  Gefishr  vor,  dass  sich  gefthrlicbe  Blake  an  tiie% 
das  Belieben  gestellte  Ernennung  knüpfen,  und  dass  die  Folgen  einer  Z» 
rftcksetzong  sich  als  Ümtriebe  ond  vieUeicht  oinie  Ang^e  anf  das  Be- 
stehende aeigen.  Ja  es  hat  eine  willkArliche  Beieicbnnng  gerade  bei  daer 
Begentschaft  noch  die  eigenthOmliche  GeCsbr,  dass  die  Entseheidnng,  eb 
eine  rar  Beichsverwesnng  nOthigende  Thatsache  vorliege,  fsctita  bqibt 
werden  kann,  um  einem  Begünstigten  rar  Begiemng  ra  verhelfen.  Eiot 
Sicherheit  gegen  ungerecht«  Vomaehtheiligung  oder  Bevorzugung  dnrchdes 
regierenden  Forsten  ist  dnrchans  nicht  vorhanden;  es  mögen  auch  Ja  es 
hoch  gestellten  Familien  tiefe  Zerwürfnisse  vorhanden  sein  und  schlimise 
Leidenschaften  sich  geltend  machen.   Dass  aber  in  einer  letztwilligen  Ver» 
fügung  k(  ine  besondere  Heiligkeit  oder  gar  eiue  waUiLiid  der  Lebensdauer 
nicht  vorhandene  JBerechtigaiig  anzuerkennen  sei,  versteht  sich  ohnedem 
von  selbst.   Ein  regierender  Fürst  mag,  wie  jeder  andere  Familienvater, 
innerhalb  der  Gränztu  des  Privati-tclits  testiren;  allein  die  Vcnüiiiuig  über 
den  Staat,  der  nicht  sein  Eigenthum  ist,  steht  iluu  nicht  zu.  Selbst  dadurch, 
dass  die  Bezeichnung  dr>  Reichsverwesers  nicht  etwa  einem  Einzelnen  aiiein 
zustünde,  sondern  nm  unter  Zustimmung  Mehrerer,  z.  B.  der  Agnaten  oder 
einer  Ständeversarnndang,  geschehen  kuanle,  würde  dem  Uebel  nicht  goni 
vorgebeugt.    Einseitige  Lcidenscliaft  oder  Selbstsucht  kann  «^ich  nun  freilich 
nicht  geltend  machen;  allein  es  können  nun  um  so  nieiir  anderweitige  Ranke 
und  Plane  gesponnen  werden ;  und  jedenfalls   mag  die  Entscheidung  ni 
grossem  öffentlichen  Nachtbeile  in  die  Länge  gezogen,  vielleicht  gaii/  vi  r- 
eitelt  werden.   Höchstens  ist  für  den  Fall,  dass  gar  keine  von  den  gesetz- 
lich zur  Regentschaft  bcftüiigtcn  Personen  vorhanden  wären,  das  Recht  zu 
einer  freien  Wahl  in  letzter  Linie  und  unter  genauer  Vorzeichnung  des 
Verfahrens  zu  gestatten.    Wenn  irgendwo,  so  ist  hier  das  theoretisch 
Bessere  der  Feind  des  piactisch  Gnten.    Ob  etwa  in  AnsnabmefiUlen  eine 
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Bentttnuig  des  Oedabkens  ndglkb  ist«  wird  weiter  vatm  m  natenncbea 

2.  Eine  zwdte  Fordemng  an  eine  gute  Ordnung  der  Regiemqgmr* 
tretimg  geht  deUn,  dass  to  weing  als  möglich  Ton  den  Gnindtiltzen  ahge- 
«iehen  werde,  «eiche  im  regelmässigen  Zustande  der  Dinge  hin- 
sichtlich  der  bmehabong  der  Staatsgewalt  und  der  Fahmng  von  Geschäften 
gelten.  Da  diese  Gmndsttie  als  die  im  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  za 
hefolgenden  ao^teUt  sind,  so  ist  ansnnehmoi,  dass  sie  vom  betreffenden 


1)      <<en  poitUven  GMeUen  «iod  willkiüirUche,  d.  h,  nicht  «chon  durch  ein  Qeaetz  ein  fllr 
lal  rorgtuMuM^  Bmlluuiiiuis«ii  der  Parton  «InM  Regit'runff«venve»er»  oUerdlogs  bkntig 
ttmg  trestaftet,  bezii  ImnKswoia«  vorgcachrieben.  E»  laiMo  »Ich  io<rar  drei  ««Mndfeh  w- 
Mbiedeno  KAtegorieea  solcher  Anordnoiigen  unterMhcldon.  —  l>  Freie  Erni«nniintc  dtir.  h 
ile  8tllB(leverasiiliiiliin(r>    In  dmmtllehcn  deutschen  Stauten  uur  ge^itattct  in  i'roussen 
Art.  5€;  LuxemburK,  Verf.  von  1848,  Art.  6;  B  raunBchwel»,  f  I«;  wobei  dun  noob 
n  bemerken  «teht,  da»  in  Prcussen  um!  Hr.iunx  Invelg  eine  Wahl  nur  In  Krmanß-Imig'  toq 
Acnatea  atalHIadeii  soll,  in  Braunschweig  aber  »i«  tib<^rdieM  noch  bcachrankt  Ist  durch  einen  Vor- 
ichla^  des  Btaatswinisteriunis  und  auf  eiuen  nicht  reglerendea  Deotaehen^  lad  Uoe  In  L«z«nlMi|r 
iD  jedem  Falle  «  ii!  r  Ht  -.  nTH  h!i!>  -  ino  freie  "Ernennung  satttflnden  sntl.   Von  Husserdoutschcu 
Staaten  steht  iu  Eugiaad  eine  Wahl  des  Reichsvorwesen  iu  Jedem  Falle  der  Notbweodlgkeit 
icB  Parliamente  n,  wd  «war  g$m  mlwetlirilnfct;  «btnso  var  dieee  ▼onchrift  !■  den  epanl. 
sehen  Verflwsungen  von  18I»  und  1837.   Die  Vcrfassunjff-n  für  die  Niederlande  von  1815 
■adUAS  geben  deffegeo  den  ßeneralstaaten  ein  Wahlrecht  unter  einigen  Qesehrtnkungen  und 
TiimaMWlMMismi.  —  •)  BvneoniiBff  dvreb  ein  von  alnetn  regierenden  Ftirsteo 
den  Ständen  vor^elefftes  Ges^-tz  I.ol  ein.  r  als  wahiHchelnHch  voraosxusehenden RegierunS»* 
■nfiUdgkeit  des  Nachfolgers.  Dieser  in  den  Gesetzen  häufig  voqresehene  Fall  zerfttllt  iibrig-ens 
wtoter  In  swel  AbthaOnageii.  BbnMl  nlWUeh  k/t  ein«  neldie,  mit  detfStänden  zu  ver^iubiueude 
VormurKLHchaft  uml  somit  di.>  rebf'r»?ohung  der  Agnaten  H.  a.  w.  schon  bei  einfhober  Ifiader» 
jihrigkeit  des  Nachfolgers  angeordnet,  oder  wenigstens  gestattet.  So  namentlich  (na^spr  doa 
«Bter  t)  anllwnhrten  Staaten)  In  Coburg-Gotha,  »  13  fg.;  Oldenburg,  Art  !äi;  Ueusi 
j.  L.,  ä  K*.   /Zweitens  aber  ist  eine  gemeinschaftlich  mit  den  Ständen  zu  treffende  Bmenonnf 
fflr  den  Fall  einer  sonstigen,  geistigen  oder  körperlichen,  Tnniliigkflt  dos  prjisunjtiven  Nach* 
firilfferi  ▼ergeschrieben.  Diess  denn  aber  Im  K.  Sachsen,  i  lu;  Württemberg,  |  11; 
Kurbessen,  V.-Ü.  von  1881.  |7;  Coburg-Gotha,  116;  Oldenbnrjr,  Art.  tl;  Bnnia 
i-  L.,  S        Wald«>ck.  ?  ?2.  ~  3)  Einsettifre  Ernrn  n  tins'  'liinh  dfn  t  -tri  renden 
Forsten,  und  awar  mit  sehr  verschiedenen  Modalitäten,   in  Bayern  mag,  tmek  V.-ü.  U,  IS, 
der  König  bei  allen  FlUien  einer  ala  noChwendIg  etadwtoandan  Vertretuig  lo  Etnumglnuff  von 
Aflrnatcn  und  fint-r  rerwittweten  Könljrfn  cinnn  der  Kronbeamten  riim  Rp!(hsv»;r\vts(.r  tmen- 
■en.  Die  bauno ver 'sehe  Verfiissung  von  iMO,  f  lö,  uotencheidet  zwischen  Ulngerer  Ab« 
■  enanbeit  des  KBnl«i  nnd  Mtnde^lhrlirlielt  eder  peiaSnllofaer  Unfiblgkelt  Im  errten  Fnlle 
kann  der  König  entweder  den  Mliilsti  rrath  oder  eine  einrcine  Person  bezeichnen,  im  and.  in 
FsdJe  «einen"  Agnaten  oder  einen  nicht  regierenden  deutschen  Frlnsen.  in  8.  Weimar  er- 
nannt der  Graasiiene«  nach  Betteben  den  Vomnnd.  (8.  Sebmld,  Staatarecbt,  fl.  4>.)  Oleloh» 
Bestimmungen  galten  In  dt?n  NiipoloonVLhun  Vi  rtassuuseii  fllr  Frankreich  und  «k-ssrn  Neben- 
limmtea.  In  Frankreich  selbst  ernannte,  nach  dem  fienatusconsidt  von  lüM,  in  erster  Linie 
der  Kaiser  den  Retehfrerweier  aaa  den  Agnaten,  In  Ennanglung  soleher  ava  den  Oroaswttrden* 
'  3K  Tn.    In  UoHand  sollte  nach  der  Verfassung  von  1806  der  französische  Kaiser  den  Vor- 
aiud  ernennen  (in  Ermanglung  einer  verwlttweten  Königin);  dessg^elcben  in  Westphalon 
(1907)  nnd  bi  Keapel  (IHOS);  während  fn  Spanien,  Verfc  von  1808,  wenigstens  der  König 
»elbst,  in  erster  Linie,  eine  Wahl  unter  den  Iniknien  zu  treffen  berechtiiort  war.   Von  den  an* 
sähUffon  Fillen  testamentarfitober  Vomiundncbaft  in  flriihercn  Zeiten  und  bei  andern  Rpchfa- 
grandiagen,  als  den  itzigen,  gar  nicht  zu  reden.  ~  Wunderlieh  genug  nimmt  es  sich  hu«,  wiua 
Reltemaier,  Grundsätze  der  Regenlaeliaff,  8.  &7  fg.  nldit  nor  die  Orilnde,  welche  gegen 
rtne  wlllkflrilche,  namentlich  elnp  t'>stnmrntarisclie  Ri  irbsvprwpsnnsr  sprwhrn.  ri  l  ri;:  nnfiihrt. 
aondem  noch  lange  Reihen  ron  Be  s.iielcn  aufcahlt ,  in  welchen  solche  ücstiiumiuigen  nicht 
b««tacbtet  wvrdea»  nnd  er  4eii  wMitiilieb  dodi  dallr  Mnpddrt. 

II* 
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Staate  als  die  nothwcndigen  und  richtigen  anerkannt  sind.  In  dpni  Um- 
stände, dass  im  Augenblicke  nicht  dio  durch  Erbrecht,  odt  i  v  nigstons 
nicht  die  durch  die  Erbfolgeordnung  berufene  Person  die  Staaisgeschäfte 
führt,  liegt  aber  kein  ersichtlicher  Grand,  warum  etwas  sonst  Unpassendes 
jetzt  zweckmässig  sein  sollte.  Es  sind  aber  mehrere  fricbtige  Besttinunongen, 
welche  anter  diesen  Gesichtspankt  fallen. 

Vorerst  gehört  hierher  die,  nicht  seltene,  Abweichung  veo  dem  Grund- 
sätze, dass  in  der  Monarchie  nor  M&nnern  die  Regiermg  gebührt.  Es 
üt  nicht  nur  nicht  einzusehen,  warum  die  zahlreichen  Grfhide,  welche  & 
Leitung  der  Staatsgescb&fte  dnrch  eine  Frau  als  bedenklich  erscheinen  lassen, 
bei  einer  stellvertretenden  Begiemng  nicht  ebenMs  Platz  greifen  soUcd; 
sondern  es  mnss  im  Oegentbeile  behanpleU  werden,  dass  dieselben  bei  des 
grosseren  Schwierigkeiten  einer  solchen  noch  besonders  ins  Gewicht  ftUes. 
Eine  nftbere  ErOrtenmg  dieses  wichtigen  Punktes  ist  jedodi  später  ontaDi  . 
bei  der  Besprechung  der  geflammten  Personaliirage,  besser  am  Piatie. 

Ebenso  wenig  verdient  es  Billigang,  wenn  in  einem  rogeiniftasig  moiiM^ 
diiscb  regierten -Staate  die  Regentschaft  einer  Celle  gialbebOrde  ttber- 
tragen  wird').   Die  GrOnde,  welche  nach  aller  Er&hnug  der  Gesduclrte 
Direktorialregiemngen  als  sehr  bedenklieb  erscheinen  lassen,  treten  anck 
hier  ein.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  bei  einem  Begentscbafimrathe  kriM 
Spaltungen  und  einander  bekämpfende  Parteien  sollten  eintreten  kOmua; 
oder  warum  die  bieians  sieb  ergebende  Schwflcbung  der-  Staatsgewalt,  die 
Verzögerung  der  Entschldsse,  die  leicht  aus  Compromissen  entstebendsn 
Folgewidi-igkeiten,  die  an  die  verschiedenen  Personen  des  Direktodoms  aidi 
leicht  knfipfenden  Partbeiungen  und  Bänke  bei  einer  Begentscbaft  wenigsr 
schädlich  sein  sollten.  Es  kommt  hienni  noch  die  absooderlidie  InoonsequeDi» 
dass  in  die  Reihefolge  der  monarchischen  Regierung  eine  Art  von  repiWi* 
kauibcht  r  Einrichtung  gestellt  wird,    Dass  so  etwas  in  der  spanischen  CortSS* 
Verfassung  oder  im  norwegischen  Grundgesetze  festgestellt  werden  mochte, 
begreift  sich,  indem  hier  die  Munuicliie  überhaupt  nur  ungeme  and  Ulf 
das  geringste  Muass  beschrankt,  zugelassen  wurde;  desto  weniger  sollte  eme 
solche  Einrichtung  statttinden  in  Staaten,  deren  regeiraässiger  und  beabsich- 
tigter Mittelpunkt  die  Einherrschalt  ist.    Auch  in  dieser  Beidehung  darf  die 
persönliche  Yormundscbait  und  die  Erziehung  eines  mindeijfthrigen  Fürsten 


1)  Bestimmungon  dieser  Art  enthalten  dio  spanischen  Verfassungen  von  181»,  w^lch« 
eine  UcKeut«chaft  von  »-5  Mitgliedern  aootdoet,  und  von  188?,  welche  den  Corte« 
eine  Kei^cuisclufi  vuu  1,  3  oder  5  Personen  tn  ernennen  ;  ferner  4le  norweglteh« 
siuig,  welche  für  d«n  Fall  gäiulichen  Mangels  un  regio rungstähigon  Agnaten  dem  Staar^ntthe 
nait  den  Ihm  efwn  vom  Grosstiinj?  weiter  bei«eofclnotin  HiLnneni  die  BdchsTerweeung  äher- 
tfägt.  —  i:^twuj»,  £r«Miich  nicht  wc*wüii:h,  besser  ihl  dio  in  einer  AMahl  kMMCW  M«»»" 
fltute«  beUebte  Einrichtong,  nach  welcher  dem  Begieruiigavnrireiar  tin  B«ff«nttohinwwi  «tf 
9«tte  f  eetoDt  wind.  Uierttbw  t.  toffleieli  weiter  unten,  S.  tC6. 
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ikhi  vemeehtelt  nerden  nit  der  Begiemng  des  Staetes.  Findet  man  fllr 
Jene  einen  Beirath  erfiüirener  Bfibmer  zirecfanftssig ,  (was  nfiher  zn  unter- 
suchen jotzt  nicht  die  Absicht  ist,)  so  ist  es  auch  auf  diesen  Gegenstand  zn 

hcschraükt^^n. 

Endlich  gehört  noch  zn  den  verworflidien  Grdbinkon  die  gar  nicht  sel- 
tene Bestiniinuiig,  dass  ein  Reichsverweser  nicht  <lie  vollen  vcrfas- 
sangsmassigen  Rechte  des  Staatsobcrlianpt»»  ausüben  darf,  sondern 
in  manchen  mehr  oder  weniger  wesentliclu  n  Beziehungen  bescliriinUt  ist.  Es 
zei-falleu  aber  diese  mif^strauisdien  Ausnahmen  in  drei  Gattuugtu.  Kiiiinal 
in  Restimmungen,  durch  welche  eineni  liegiernngsverwcbcr  wesenthche  Aen- 
derungen  in  den  (iruncigesetzen  des  Staates  nicht  gestattet  sind  Zweitens 
in  Verboten ,  welche  eine  Beeinträchtigung  des  bevormundeten  Fürsten  hin- 
sichtlidi  einzelner  bestimmter  Regienings-.  Ehren-  und  Vermögensrechte 
verhindern  sollen ;  z.  B.  dir«  Untersagung  der  Entlassung  \on  (»bersten  Be- 
amten, der  definitiven  U«'bcrtragung  von  Staatsämtem,  der  EiTichtung  oder 
Verleihung  von  Orden ,  der  Wicdcrverleihung  hcimgefallener  Lehen  oder  der 
Fer&asserang  von  Domänen  Drittens  endlich  in  die  Deifagnng  eines 
fiegentschaftsrathes,  ohne  dessen  Anlunung  Iceihe  ivichtige  Regierongsband- 
hmg  soUe  TorgeDonimen  werden  dttrien'). 


1^  Da«  cretc  Beispiel  »»Inpr  ;?f>9et£licll«n  ncjtchrSnkunpr  fn  VcrfHSSUfiR^siingeTfjjcnhHfen  priM 
dMfranzÖtlscbe  8«iuau«<.on&ult  ron  18M,  welcbm  bestimmte,  dats  während  einer  Be^ent' 
Mhaft  «Ml  M  Jahi«  naeh  dem  AttMren  k«bi  Benatat-OMundt  tu  atmd«  komnm  kBan«. 
Hierauf  fttlj^to  W  ii  r  1 1 1;  in  t»  e  r  (f  ,  wclch  -^  in  f>  ir>  xt-iner  Verf.-Urk-  Itfstimnitp ,  iUhs  eint-  wiih- 
reod  einer  Adchsverwesung  voiireaoinineue  Verfiuwaimsyflriiodertuig  diu  iUr  die  D»aer  der 
Bc«:entvhaft  OttlHgfeelt  bab«.  Saebten,  V-ü.,  I  1«,  g«itattete  «ine  Miebe  Verilnderanir  an 
(llcllt  alMn  nur  anter  TOrK^n^^ig-er  Zii^tiiiunnni;:  eines  Fikinlliennttheii  aller  übe  r  vi  .T:i1ire  alten 
Prinxen  vom  Hause;  eine  Pcgtimmmig,  welche  auch  Oldanbarur,  V.-U.,  Art.  21,  f  l,  ai^;e- 
nomroen  hiU.  Kach  der  haQaavar'aebeti  ▼erihatm«  IMO,  •  i^,  konnte  wKhrend  einer 
ScctenrngavanraNas  kalna  Sebaiilerunir  der  Recht«'  i\cs  Königs,  keine  Aendenini?  In  den 
(Tnmdsyxtemen  nnd  In  den  Terfitv^nifmnjwaiKcn  Rechten  der  aOffemeiuen  BtftndevenammInng 
and  der  Provtnstalstande  Torg^noinmen  werden.  Nach  der  karhcsslachen  Verfhssani^  tod 
iMt,  t  >«  «Mdloh  aoD  «Im  TwflimnwgainilBniif  aar  bi  drinKrunUen  Kaiim  (  'i  nnd  mit  ZuittaB- 
annfT  ''i"'  n'ifl'i'JtvTi  A^intrn  vorpenomTnen  worden.  —  Nüch  den  Grundsätzen  rlrn  3lt<»ren 
daatocben  KechteA  waren  ctuiche  H«sofarankaniron  nicht  sugelasacn.  So  erklärt  z.  B.  J.  J. 
Maaar,  V.  d.  BaWhMlIad«  Laadan,  «.  itsSt  „fliabat  aia  Laadaihair  aaler  dar  Vonmindaehaa, 

s<>  lat  Vkannt,  «Ijws  Müh*'  (iIIcä  (las  thun  kann,  wa.s  der  Rei^ent  aclber  thnn  kHnntc.  nnd  daai 
«■  eben  die  Reehtaknift  hat,  als  wenn  e«  too  dem  Kegentea  gelbat  geaekehen  wAre.**  Vergl. 
aadi  Z9pfl,  die  ltefflenni«a*VonBa»dMhalt,  and  Kaebarli,  etaaiir.,  Bd.  T,  8.  SSO. 

15  Dies«  Gattung  von  BoselirsinkunK-.-n  (L  K.  L'iiTun^rHrcehtt«.  fiiicK  Tl.  icTisT^  rwrsf>rf«  ist 
iebr  verschiedenen  Inhalte«  ia  den  einzelnen  Orundgesetzes.  In  Bayern  kann  dcyr  Regent, 
nadi  V.-C  n,  17,  alle  Aemter,  nrit  Aamaboie  der  BIditenfenett,  nnr  pravIeoTbeb  beMlieo  <t)t 
«r  darf  kdaa aaaen  Aemter  schaffen,  kein«-  Kronjfiiter  veräussem  un.l  kein«'  I-«Tien  ▼erKeben. 
-  In  Ilnnnoyer  duitte  nach  dcf  Verf.  von  1840,  I.  «1,  der  Aegent  keine  StcuererbähuDgea 
Tomebmea.  — Württemberg,  I  15,  kann  ein  Regierongsrerweter  keiaen  EIMerorden  und 
kriaa  Befiünler  errichten;  keine  StandeserbShungen  vornehmen;  kein  Mitglied  de«  r.eli.inun- 
rathej.  entl^an  0),  aaMMT  la  Folge  KariobtUcbea  UftbeUes;  keine  beimsefUleaeu  Lehen  ver- 
geben. 

S)  BiswtodMriMHha  tiad  aDardlags  eine  sehr  «IIa,  la  and  aamorhalb  Dentnchland« ,  in 

gramen  und  kleinen  Staaten  vonrfknmmeijf  Klnrii-lifTintr :  dessen  unera<-htet  i«t,  auch  nach  Aus- 
web  der  Uescbicbie,  die  Richtigkeit  des  (iedaukens  mehr  aU  zweifelhaft  Vgl.  Reitem&iejr, 
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1^0  Ueber  die  staadischen  Beeilte 

« 

Die  Orlliide  zn  aokher  Besehrftokiuig  sind  wohl  donielter  Axt  Eianil 
dlftForelit,  et  mOditen  wSfarend  einer  nur  kons  daneraden  Ziritdieiiregienaf 
■BS  lein  snbgektiveD  Liebhabereien  grosse  Terfindernngoi  im  Staate  votgs- 
nommeD  werden,  welche  dann  spftter  wieder  mit  Mflhe  ond  Opfern  iq  be- 
seitigen wftren.  Zweitens  die  BesoignisSi  es  konnte  ein  Begieningsrerwessr 
ans  persönlicher  Abneigang  gegen  die  regierende  Unie,  ans  hoshafter  Schsr 
denfrende,  oder  ans  folscfaer  Sndit  nach  YolksbeUebtheit  wesentliche  Bcgis- 
rnngsrechte  Terschlendem,  deren  Einhnsse  toq  ihm  bei  nnr  kan  daneradtr 
Stellung  an  der  Spitse  des  Staates  verbftltnissmissig  leicht  ertragen  wOids'). 
IHe  Möglichkeit  eines  Fehlen  oder  Unfoges  soll  nnn  zwar  in  allen  dinea 
Besiehnngen  nicht  in  Abrede  gestellt  werden;  dennoch  sprechen  enticUe- 
dene  OrOnde  gegen  die  Au&tellang  dieser  Vorkebmugcu ,  eine  eimlgs 
Ansnahme  etwa  abgeredmet  Wenn  nimlieh  fon  der,  doch  oienlsr 
zulässigen,  Voraussetzung  ausgegangen  wird,  dass  die  dem  Stoataober- 
haujite  r(g<  linüssig  und  verfassungsmässig  zustehenden  Rechte  zu  einer 
zweckgomässcü  und  tüchtigen  Führung  der  öffentlichen  Augeiegenheiten  in 
allen  ordentlichen  und  ansserordentlichcn  Fällen  nothwendig  seien;  wenn 
femer  sich  von  selbst  versteht,  dass  auch  während  einer  Regentschaft  alle 
Arten  von  Fragen  zur  Entscheidung  koninieu  und  alle  Btduifnisse  sich  gel- 
tend machen  können,  namentlich  bei  einer  länger  dauernden  Reichsver- 
vresung  ganz  sicher  eintreten  werden;  wenn  endlicli  unzweifelhaft  eine  an 
und  für  sich  ungenügendo  Sfaatseinricbtung  dadurch  nicht  bp^^^er  wird,  dass 
das  Staatsoberhaupt  zufälhg  nicht  in  eigenem  Namen  regiert;  so  muss  man 
sich  unbedingt  für  den,  gliicklichenvei'^e  auch  in  den  meisten  Staaten  still- 
schweigend geltenden  und  in  einzelnen  sogar  förmlich  ausgesprochenen ')i 


Grnnd&Ktze  der  R'  / 'iitsi  hjift,  8.  175  fe.  und  dln  f1i^r1h<!t  ircrf'f^thrtr^n  Beisptele.  —  Von  dei 
BMMrB  deiHicheo  Gruiidfesvtuip  ordnen  nacbstebende  «tnea  dem  Ketdurerweser  bot  ScMb 
•t«h«Mtoa  VtaA  an:  In  Bayern,  V.-U.,  II,  IT,  tat  Sas  SmUinlntatgftiwi  R«R«MMlhiBfli« 
dcKsen  Gutaclitin  in  nUpn  wielitlgen  Fällen  (niuuholcn  inf.  Narh  der  k.  h  S ch  s  i k  cli  e  n  Ver 
fiMwag,  I  Ii,  Ut  die  MObersto  SUatsiMhärdo''  in  dieier  Stellang.  l>te  knrhetsisch«  Varfit»' 
•BBir  van  isn,  f  a  baatlwmta,  daai  ahae  41a  gaiHiwwmitc  (!)  des  ReffenladurflaraaM  kdaa 
Refentenbrnndlangr  atuRCübt  worden  dürfe.  In  S.  Alte  ob  arg,  Art.  17,  aoll  ein  HvKeaU^taßar 
fath  aas  wcnl/^tons  S  Minlntem  bestehen,  welche  in  allen  Regiernngshandiun^n  an  BatiM 
m  alehen  sind.  Ebenso  ist  für  Rcusm  J.  L.  ein  solcher  Rath  Tonrcschrieben ,  oad  war  flr 
BohenEolhTn-SiKinaringen,  so  lanKe  es  8elbststAndiK<'r  HUnt  war,  einer  beattanl. 

1)  Wenn  KeitL-mnier,  a.  m.  O.,  H.  it:),  lilcr  eine  HesehrHukun^  der  Ue;?iernnjn»T«chte 
eines  Rülchsverwestttrs  geltend  machen  wiU,  da  donielb«  kein  eigenes,  sondern  nur  ein  abjce- 
leKetes  Raeiit  baaitsa,  «ad  da  ar  alolit  naeh  sdoan  btaraesea,  sondani  aaeh  dem  des  eifeal- 
liehe  1  Monarchen  splnpn  Plan  «n  entwerfen  habr.  ^»r  ^ilesHen  Vermögen  m  erhalten  hsb«*: 
so  ist  diess  Alles  gans  schief.  Der  Regent  bat  den  htaat  so  l«it«n,  uiich  lictMen  BedürAiiasea 
«ad  naeh  der  Laga  dar  Unaiiades  aia  andarei  Backt  hat  aM«h  dar  Mowwtli  lallNt  alikt,  aad 
k:inn  daher  von  elaar  Uotw  Bewahnac  laiBer  Baehl»  «ad  aalaaa  Ytmligaai  klar  gar 
nirht  die  Bede  sein. 

fl)  8o  liaMlniBit  a.  B.  Art  6S  der  preaaalaalieB  yarflMaog,  daaa  der  BdeliaiiNaaMr 

dJe  „dem  Könige  xnstehen'Ie  Revhte'*  »uf-'znüben  habe.  Gleiche  Bestlimnun^^en  im  K.  Sachsen, 
f  IS;  UaanoTOr,  V.-U.  ron  IMO,  «  U\  OUenbarg,  V.-U.,  Art  »;  BchwArsbnrg- 
9Qa4«rkaaaoa,  |  dg;  WaM«ek,  T.Un  f  M> 
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imdüts  «ridärett,  dait  ein  BeichSTerweeer  die  voUe  und  voTerkdnte  B«^ 
flBranpfiiiilt  «HHattbc»  lud».  Die  richtigeii  Hittei  gegen  einen  MiBsbnuMh 
MB  eehiar  Seite  >inl  die  nflmUcheii,  weldie  web  gegen  die  Hissregiiniag 
einet  im  eigenen  Noincn  Hemelienden  im  ooncreten  Staate  flir  aweftkmteeig 
md  aaankiiend  eracliCet  werden;  besonders  wird  licb  aneli  Iiier  Begen 
einer  einlieiM»  nnd  Itrilftigen  Ycrikafortretnng  erwetsen.  Dnd  wenn  dleae 
Mittel  etwa  niebt  avsreicbeft  sollten,  nm  kleinere  Neckereien  oder  Ter^ 
kebrlbeiten  in  Bedebuig  anf  Qofibnt^,  Ordens*  nod  Adeteverleihnngen  and 
dergldehen  sn  verhindern,  lo  sind  diese  theils  Dinge  von  geringem  Belange, 
tbeüe  mnse  gegen  den  Notaen  ihrer  Yerbtttong  der  Naobtheil  in  die  Waage 
gelegt  werden,  wekben  eine  FomügUehheit  beikltanmlieber  BelohnungcD  und 
Ibakbtuagtn,  nawantlidi  wlbrend  einer  langen  Baicbsverwesang,  haben 

Wie  dem  aber  auch  sei,  onter  keinen  Umstanden  darf  die  Beecibrinkung 
eines  ReichsTervesers  so  weit  geben,  dass  er  alle  erledigten  Staatsflmter 

aor  vorlAofig  besetzen  and  dass  er  die  obersten  Räthe  seines  Yorgftngers 
nicht  entfernen  kann.  Jene  BesckränkaDg  muss,  wenn  sie  lüng»  r  datiert 
Qiid  nicht  etwa  bloss  den  Worten  nach  gcliaiiuli^ibL  wird,  eine  vollsiajidige 
Zerrüttung  des  Staatsdienstes  zur  Folge  liabc  n ;  und  es  könnte  (ine  solche 
rechtlose  Sieilung  aller  Beamten  furchtbar  missbraucht  worden.  Was  aber 
die  Unmöglichkeit  einer  Entlassung  der  Miui-iri  mi<i  Geheimeratbe  des 
Vorgängers  betrifft,  so  beruht  ein  soicbes  Verbot  von  vorne  herein  anf  der 
gan2  grundlosen  Annahme,  dass  solche  erste  Beamte  des  Vorgängers  durch- 
weg aus  «alten.  \wiMn  und  orfalireDcn»  Männern  bestehen,  die  an  ihre 
Stellen  m  Setzendi n  l.iL'eiren  ans  nnwtlrdigeu  Günstlingen  und  aus  unbrauch- 
baren und  unerfahrenen  Emporköramlingen.  Nun  kann  aber  auch  recht  gut 
das  Gegenthcil  der  Fall  sein.  Es  ist  ebenso  gut  miiglieh,  dass  sich  das 
ganze  Laad  schon  längst  sehnte  nach  einer  Veränderung ,  und  dass  die  dem 
Reich sTcrwcser  nahestehenden  Diener  mit  Jubel  begrfisst  würden.  Soll  nun 
die  Herrschaft  des  Sdüechten  fortdauern ,  blos  weil  sie  besteht?  und  noll 
der  Verweser  gegen  seinen  Willen  schlecht  regieren  mtlssen?  Man  darf 
^anben,  dass  die  Vorgänge  in  Preussen  in  den  Jahren  1857  und  1858  fbr 
immer  das  Todesortheil  tiber  eine  solche  Bestimmung  gesprochen  haben. 
Andi  reefaneto  man  seliier  Zeit  in  Württemberg  (während  der  TOrmnndscbaA- 
Ikben  Regiemng  an  der  Stelle  des  mindeijährigen  Herzogs  Karl)  den  an 
den  daemen  Galgen  gehängten  Jnden  Süss  nlcbt  sn  den  ehrlichen  weisen 
BUhen  des  zn  firlihe  verstorbenen  Vorgängers.  Ansserdem  ist  gegen  soicbes 
Yerboi  des  I^ersonenweehsels  sn  bemerken,  dass  es  in  einem  constitntionellen 
Staate  nicht  bk»  gegen  die  fiberaU  anerkannten  Bechte  des  Staatsober- 
banptea  geht,  seodem  noch  in  der  That  eine  politische  Unmöglichkeit  sein 
kann,  üficht  nur  ist  dies ,  selbstredend,  in  Jedem  Staate  der  Fall,  in  welchem 
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aas  pMtamMitanadie  Syitem  sidi  krtfUg  entwickslt  but;  sondom  aach  ia 
«iiiem  nach  dem  gewOfanticheii  MaasssUbe  des  FeBÜandea  0eha]idhalM 
constitiitiODeUeD  Staate  kann  die  EnttaasiiDg  eines  Mtnisters  genMleai 
vermddlicli  sein.  Es  ist  ai  bedenkexi,  dass  es  sich  liier  nicht  blos  m 
des  Rechten  und  der  SteUnng  des  Begenten,- aondem  eben  so  sehr  foa 
denen  der  Stftnde  bandelt,  welche  doeh  irihraid  einer  vomnuidschaftlicken 
Begierong  nicht  ebeuMs  werden  Termindert  werden  wollen. 

Die  einzige,  oben  bereits  angedeutete,  Ansnahme.ist  etwa  das  Teibot 
einer  Aendcruug  in  den  ßrnndgesetzen  des  Staates.  Nielit  iwar.iii  dsr 
Weise ,  dass  eine  völlige  rechtUdie  Unmöglichkeit  irgend  eine  Aendsrang 
m  einem  YerfassangspoUkte  wlhread  der  Daner  einer  Regentschaft  an  nrthen 
vtixe.  Kann  doch  eine  solche  anch  wflhrend  dieser  Zeit  nicht  nur  nnaohld- 
Uch,  sondern  vielleicht  selbst  dringend  nothwendig  sein.  WoU  aber  in  der 
Art,  dass  eine  solche  Vtränderang  zunächst  nur  ftr  die  Daner  der  BeidiB- 
verwesung  beschlossen  werden  kann  und  beim  Eintritte  der  SdbetregisrvBg 
aufs  Neue  in  tJeberlegung  zu  nehmen  ist.  Eine  solche  Bestimmung  ver- 
einigt die  Mögüchkeit  einer  uugi  nl  lu  klichen  Veriluderung  mit  der  Abwehr 
muthwilHger  Verschleuderung  vou  liogieruugsrechten  duixh  einen  Verfteser. 
Da  ^^ich  nämlich  letzterer  durch  ein  ungerechtfertigtes  Verlangen  nach  Aen- 
denmgen  nur  seihst  schaden  könnte,  nicht  aber  auch  der  etwa  von  ihm 
gehassten  alteren  Linie:  so  ist  an  ein  böswillige;  Voviiebon  von  seiner 
Seite  nicht  zu  denken,  währtMid  ohjrktiv  iiothwendige  und  zweckmässige 
Aenderungcn  itzt  getroffen  Nver»leri  koimen ,  später  aber  die  f'euerprobe 
einer  nochmaligen  Beratbung  und  Bescblussnahme  bestehen  werden 

3.  Eine  weitere  einleuchtende  Bedingung  zweckmässiger  Ordnung  des 
Regentschaftswesens  ist  es,  dass  die  Thatsachc  der  Unfähigkeit  zur 
Selbstregierung  voUsttodig  zweifellos  constatirt  werde.  Es  ist  diess 
einerseits  Forderung  der  Gerechtigkeit  pegen  den  zu  Bevormundenden; 
andererseits  nothwendig,  damit  nicht  die  Maassregel  angefochten,  dadurch 
aber  vielleicht  unendliches  Wirrsal  bereitet  werden  kann. 

Bei  einer  Minderjährigkeit  hat  die  Sache  natürlich  gar  keinen 
Anstand;-  doch  ist  hier  immerhin  am  Platze,  Zweierlei  wa  bespredMii.  — 


1)  Verschieden  von  <)i<"ifr  'iihriKPns  nnf  Hnfpe  deutsche  OpsctzgflutnR'en  pesttttfte,)  An- 
dobt  de  löge  feteoüa  utu^  uaturlliii  <lm  positive  Kecbt  im  cooereteii  ätaate  »ein,  unU  da8äell»e 
enlw«d«r  J«d*  VerSndOTiniff  w  dar  yvhuam  untcnrnffcin ,  oder  si«  aator  •ndcrweitiffen  n«- 
dingiinKcii  und  Besihninknncrcn  g-ostnttcn.  IHe  französische  VeifanstinK'  von  lfWi4  beKtiinmte 
t.  B-,  djufl  nicht  nur  während  der  ganzen  Dauer  einer  Hegentitchatd,  sondern  sogar  drei  Jithie 
lang  Meli  deren  B«aidJg«ii«  SW  kein  SenatiiMiaimlt  u  Stande  gtlbtnuAt  «erden  könne.  — 
Wenn  kelru  rlci  Art  von  Vcrfiigung  getroffen  i»t,  so  muss,  wie  oben  jrcschrhrn,  fßr  die  volle  ^ 
Unbcschränlabelt  der  vonnandsduaUieben  Begiening  auch  htnaichtlich  der  Verfassungsverande- 
rangen  geiitfDMBt  werden.  Ob  frellldi  dtCM  ans  dem  ven  ZSpfl  (We  VonmittdadiallaMgfaittig 
im  Verhältnisse  zur  LandcsverfiiBiiuni!: .  l'v^O,  K.  17  fir.}  RUHRffTilirtcn  Gnindc  zo  geschehen  hat, 
4im  nach  urdeutschen  Rerhtabc^riSea  der  al»  Vormund  tiestellte  Agnat  fdr  die  Dauer  der  Miq- 
dt^aSdcMt  TtUiandig  ditfftelw  Ib  Ml«  «igttBet  Recht,  ist  eine  gaas  wdera  Fzasct 
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'Vdramt  ist  wünsckiaswtftii,  dass  das  mv  Selbstregierang  befiUugende  Alter 
lieM  alkn  Mm  ugeielst  werde.  Die  FestoteUung  der  ToUffthn^Nü  mf 
U  Jalm,  irie  flie  in  dem  titerea  tnuMaekat  BiMtBraelite  «taitlud  «ad 
Mcb  in  der  ffpMfaHThfn  Terfiusug  von  1837  üeitgelialteii  wird,  ist  etebir 
mweckmlMig.  Efai  Kaalie  von  14  Jalureii  ist  nr  Besorgung  Bsgi^ 
nmgsgesdiSfteii  noeh  lange  nidit  reit  Selbst  das  Jatit  adt  ?«rliUtniaa- 
■Isaig  sehr  wenigen  Ansnalnnen  allgemein  aaigenmameae  >)  aditseluite  Jakr 
Mast  noeli  lUuiGhe  Bedenken  an.  Nifiht  nur  wird  es  an  den  nOthigen  Kengl- 
aisssn  and  an  der  Beife  and  Bähe  des  Urtheiles  gar  hlafig  gebteiben; 
Sonden  es  ist  nameatlidi  ra  bedenken,  dass  eine  Aasbildang  des  ChaKakters 
«d  eine  Bekemebnng  der  Leidenschaften  in  so  jongen  Jahren  noch  iMt 
Urhanden  m  kann.  Wenn  aaeb  etwa  einsebie  Ansaahmen  angefthrt  wer- 
dM  mögen,  so  sind  sie  eben  Ansnahmen,  and  der  gew($hnUehe  Zastand 
«ird  ohne  mannehfitehe  Naditbeile  flUr  den  Staat  and  ilr^den  jangiai^S^r* 
slwi  selbst  nicht  Terlaafen.  Das  Natflrlichste  wire  daher  wohl ,  ifiini^  die 
Yol](jähngkeit  des  Staatsoherhaoptcs  anf  das  ntanlicbe'jii^  gesetzt  wAvde, 
iriches  nach  den  aUgemeinen  Gesetzen  jedes  Landes  sar  ^Selbstabemahme 
der  eigenen  Rcchtsgesch&fte  bei  dem  ganzen  Volke  für  passend  erachtet  ist. 
Mag  man  sich  nämlich  auch  die  frflhe  Vorbereitung  eines  zur  Regierung 
bestimmten  jungen  Fürsten  noch  so  erfolgreich  denken;  auch  auf  dessen 
eigenes  Bedürfniss,  dern  iiaihc  erfahrener  Milnner  und  nicht  der  eigenen 
Anschauung  zu  lulgen,  noch  so  vertrauensvoll  hoffen:  immer  bleibt  unläug- 
bar,  dass  zur  Leitung  der  Staatsgeschfiftc  Keine  geringere  Reife  ertüi  dfrlich 
ist,  als  zur  Besorgung  der  liieiueu  Pnvataugeiegenheitcn.  Wenn  dennoch 
fast  alle  Haus-  und  Staatsgesetze  die  Regiemngsniündigkeit  früher  fest- 
stellen, so  kann  diess  seine  Erklitmng  und  theilweise  litchtfertigong  nur 
in  der  Ansicht  finden,  dass  die  einer  Kegeutbclmft  untrennbar  anklebenden 
Uebelstünde  noch  bedeutender  und  jedriifall«;  gewisser  seien,  als  die  aas 
der  grossen  Jugend  eiiu  s  seibstregierenden  Herrn  folgenden  Missstilnde.  Ob 
diese  Meinung  eine  richtige  ist,  bleibt  aber  sehr  dahingestellt;  und  man 
mubä  sich  wohl  der  Ueherzeugung  zuneigen,  es  haben  die  wenigen  Staaten, 
welche  erst  im  20stcn  oder  gar  2l8ten  Jahre  Selbstregierung  zulassen,  das 
Richtigere  gewählt.  Merkwürdig  genug  ist  freilich,  duss  es  beinahe  aar 
die  kleiniiten  Staaten  sind,  m  welchen  die  Bedenken  die  Oberhand  gewoa- 
nen  haben.  —  Eine  zweite  Beracrknog  bctiifft  die  Dispensation  Ton  der 
Minderjährigkeit.  Dieselbe  kam  in  frflherer  Zeit  häufig  genag  vor,  nament- 
lieh  in  Dcutschhin4*  wo  sie  als  ein  Reservatrecht  des  Kaisers  galt  Die  in 
dieser  Besiehang  gemachten  Erfahrungen  sind  jedoch  von  der  Art,  dass 


1)  Nur  in  8.  Meinigen,  S.  Ciutli«,  Beu«ri  J.  und  Wal  d eck  ist  diu  xurückgeli^ 
SM»  Jahr  il»  Aalnc  4«r  VtfUiihilCMl  «rkllit 
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man  sich  nicht  bestiaunt  genug  gegen  Jede  Abkttrznng  ist  gesetzUcba 
Mindeiilliri^eit  erklAroi  Juan,  Kifilit  blocs  Iii,  ans  den  eben  angedeutet« 
Ofttata,  m  der  Begierang  eioes  kaum  dam  SindeMiter  Entwachsem 
rieheriich  wenig  Gates  ni  erwarten;  eondem  es  darf  namentlich  aicfai  Ite- 
aebea  werdea,  dase  echon  die  HOgUehkeit  der  Herbeiftlirang  ciaer  edctaa 
iHÜMO  Kfladigkelt  la  allea  Arten  tob  Umtrieben  Yeraalasaang  geben  aod 
der  Begiening  des  Verwesers  die  grOesten  Schwierigkeitea  bereitaa  ktaa. 
WelcheHensehea  die  Abkannng  wdaediea  and  betreiben,  mit  walchen  IGlteli 
dieselben  dieselbe  beibeifthren,  and  womit  sie  sich  too  dem  ihnen  daaktana 
Jangen  Fflrslen  beaaUen  lassen  werden,  bedarf  kemer  ErArtemng.  QM» 
Keher  Weise  ist  jetit  in  der  grossen  Mebrahl  der  Staaten  der  ZeüpaAt 
dar  BegierangsmOndigkeit  ia  den  YerfSusongsarkaaden  eeibst  beetiaunt,  ^ 
dandi  aber  eine  Abkttrznng  der  Mindeijahrigkeit  wo  nicht  0Uis  immAgiM 
gaandit,  so  doch  sehr  ersdiwert  worden 

B&Km  schwieriger  kann  die  FeetsteHnng  der  Thatsaeha  sChi,  dass 
Btaatsoberhaapt  wegen  Abwesenheit  aar  Fflbmng  der  Regierung  nidA 
hetthigt  sei.  Natarli^  nicht  in  der  Beriehnng,  dass  das  Faotnm  der  Aar 
Wesenheit  oder  Abwesenheit  des  Forsten  dnem  Zweifel  unterliegen  kflaala; 
wohl  aber  in  der  Richtung ,  ob  die  Abwesenheit  von  der  Art  sei ,  dass  flls  . 
die  Einsetzung  einer  Regentschaft  nothwcndig  machen.  Bierm  mQssen  aber 
die  verschiedenen,  oben,  S.  156  fg.,  näher  besprochenen,  Fälle  einer  Abwesen 
heu  cinzt  li!  in's  Auge  gefasst  werden.  —  Am  einfachsten  ist  die  Sacbiage  in 
den  beiden  Fiillcn  einer  fernen  Abwesenheit  bei  dem  Reßicruugsanfalle  und 
einer  durch  persönlichp  Unfreiheit  des  Fürsten  erzwungenen  Entfernung. 
Hier  ist  wegen  der,  thatsächlichen  oder  rechtlichen,  ünmöglichkcit  des  Ver- 
kehres mit  dem  Sta&tsoberhaupte  die  Nothwendigkeit  einer  Stellvcrtretong 
von  selbst  einleuchtend.  —  Gross  kann  dagepjen  die  Ungewissheit  da  sein, 
wo  der  Fürst  filr  eine  nnr  vorübcrgt  liuide  Abwesenheit  eine  Yorkeh- 
mng  traf,  welche  eine  regelmässige  Vcrbindong  mit  ihm  selbst  zur  Ent- 
scheidung der  wichtigeren  Vorkommenbeiten  %'orans  setzte,  nnn  aber  sich 
irgend  ein  thatsüchlirhcs  llioderniss  diesem  Zusamnituliaiit,'«  cutuTcenstellt. 
Hier  wird  wohl  die  voraussichtliche  Dauer  dieser  Uuterbrechuug  den  Ans^ 


1)  Sehr  sn  beiwelftlii  fat  die  Bldillfffeelt  d«r  von  ZSpfl,  D.  StMirtv.,  «to  Atf^  Bi. 

8.  91,  aufgosteUte  Ansicht,  da^s  o-h  dem  rt'R^irrpndcn  FurHfpn  zusfchp,  scineni  Nachfolg^cr  dn9 
yenla  etatis  so  crthcilen.  IIüm  d«Toa  gar  keine  ftede  sein  kana,  wenn  der  VomUriykdt»- 
tennin  in  d«r  Vcrfk«<nng  «etbet  IMfestellt  ist,  rentebt  »Ich  gMt  ron  MÜMl;  aDdtt  «Beb  eh 
Beftifcniu  zur  einseitigen  Aufliebung  der  Bestimnmni^  eince  gcwöhnüclien  Uatt^esetxcs  man  in 
Abrcdo  gestcHt  wcnlon.  Dmi  StoHtsobcr' aapte  steht  allerdings  das  Recht  sa,  von  des  ■U||«' 
meinen  L>»ndc8gcaetzeii  iliapensiren  and  demfrcrntts«  auch  die  venia  «tatis  in  Fällen  m 
thellen,  w«lcli0  unter  dum  gemeinen.  LMdevccbte  stein  n  ;  »Hein  ein  Recht  xn  beliebiger  Ai^ 
hebang  von  antonnmischpn  Ucutinminngen  nn»!  vr  n  Familienvifrfrfifren  kann  ihm  nirht  zog*- 
standen  werden.  Mindestens  miisste  lüso  die  Zustimmung  der  Agnaten  so  der  ^idiibefoigaaf 
d«t  fkialll«oK«wtccn  eingaMt  «wdM. 


L/iyiii^üd  by  Googl 


in  Beziehang  aaf  Reichsrerwesung.  171 

schlag  zu  geben,  diese  also  der  Gegenstand  des  Nachweises  sein  mflssen. 
Bei  einer  wahrscheiuliclierweise  nur  kurzen  Störung  wäre  natürlich  eine 
Regentschaft  weder  geboten  noch  erlaubt ;  dagegen  könnte  sie  allerdings  durch 
den  Drang  der  Umstände  bei  Ungewisser  Ausdehnung  nöthig  werden.  — 
Was  aber  endlich  die  Fälle  betrifft,  in  welchen  es  zweifelhaft  geworden  ist, 
ob  die  Verfassungsbestiinmung  eingehalten  sei,  nach  welcher  der  Sitz  der 
Regierung  im  Lande  selbst  zu  sein  hat,  so  Kuun  hier  das  Vorhandensein 
der  entscheidenden  Tbatsache  keineswegs  klar  vorliegen  und  ^iellficht  ent- 
schieden von  Betheiligten  bestritten  werden.  Da  es  sich  jedoch  hier  nicht 
von  einer  Verwesung,  sondern  von  einer  völligen  Abtretung  der  Regierung 
baudelt,  so  ist  eine  nähere  Untersuchung  in  gegenwärtiger  Abhandlung, 
welche  nui*  die  Regentschaft  bespricht,  nicht  an  der  Stelle;  und  es  mag 
aar  kurz  augedeutet  sein,  dass  zweierlei  festzustellen  sein  wird,  näm- 
lich einmal,  ob  die  Abwesenheit  nach  der  thatsächlichen  Lage  der  Dinge 
als  eine  dauernde  anzunehmen  ist ,  und  ob  die  zur  vollständigen  Leitung 
der  Staatsangelegenheiten  bestimmten  und  zuständigen  Personen  und  Be- 
hörden im  Lande  selbst  wirklich  bestehen  oder  nicht.  —  In  sfinuntlichen 
Fällen  liegt  übrigens  die  Art  und  Weise  der  Feststellung  einer  hindernden 
Abwesenheit  und  die  zu  dieser  Erkhirung  bestehende  Berechtigun§f  und  Ver- 
pflichtung klar  vor.  Offenbar  sind  dieselben  Personen  und  Formen,  welche 
bei  der  Constatirung  einer  geistigen  oder  bürgerlichen  Regierungsunfilhigkeit 
bei  einem  Thronanfalle,  beziehungsweise  bei  dem  Eintritte  einer  solchen 
während  einer  Regierung,  gesetzlich  zur  Verwendung  kommen,  auch  hier 
geboten.  Die  Analogie  ist  sehr  nahe,  und  gewöhnlich  ist  sogar  der  Wort- 
laut der  Vorschriften  über  die  eben  berührten  Fülle  so  weit,  dass  auch 
die  Abwesenheit  ohne  Weiteres  darunter  begriffen  werden  kann. 

Am  schwierigsten  endlich  ist  die  Beantwortung  der  Frage,  in  welchen 
Fällen  eine  persönliche  UnHlhigkeit  zur  Regierung  als  thatsächlich  vor- 
banden angenommen  werden  muss,  und  wem  der  Ausspruch  über  das  Vor- 
handensein einer  solchen  Fähigkeit  im  einzelnen  Falle  zu  übertragen  ist. 
Es  ist  nothwendig,  hier  näher  in  Einzelheiten  einzugehen.    ,^  ^ 

Vorerst  stösst  man  auf  das  Bedenken,  ob  nur  Gei  ist  es  schwäche, 
oder  ob  auch  körperliches  Gebrechen  zur  Selbstregiernng  soll  unfähig 
machen  können.  —  Unbestritten  ist  natürlich,  dass  nur  sehr  bedeutende 
körperliche  Gebrechen  Veranlassung  zur  Entziehang  des  Regicrnngsrechtes 
geben  könnten.  Aber  man  muss  so  weit  gehen,  den  Satz  aufzustellen,  dass  nur 
solche  körperliche  Mangel  als  Verhinderungsgründe  einer  Selbstregierung  be- 
trachtet werden  dürfen,  welche  eine  vollständige  geistige  Entwickelung  des 
Ftlrsten  und  eine  eigene  Besorgung  unerlässlichcr  Regierangsaufgaben  unmög- 
lich machen.  Geringere  Uebelstünde  reichen  offenbar  nicht  aus,  um  die 
EntzichuDg  des  höchsten  Rechtes  im  Staate  zu  rechtfertigen,  da  sie  wohl 
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Beschwerlichkeiten  und  vielleicht  einzelne  Nachtheile,  nicht  aber  eine  Un- 
möglichkeit der  Selbstregierung  zur  Folge  haben.    Es  darf  nicht  übersehen 
werden ,  dass  es  z.  B.  jetzt  keine  unerlässliche  Pflicht  eines  Fürsten  mehr 
ist,  persönlich  an  der  Spitze  des  Heeres  zu  fechten;  dass  die  persönliche 
Anwesenheit  des  Staatsoberhauptes  an  dem  Schauplatze  grosser  öffentlicher 
Grefahr  oder  zur  Vornahme  gewisser  wichtiger  Regierungshandlungen,  etwa 
der  Eröffnung  von  Ständen  n.  dgl.,  nicht  geradezu  unentbehrlich,  nirgends 
als  rechtliche  Pflicht  ausgesprochen  ist,  wennschon  vielleicht  wllnschens- 
werth  sein  mag.    Endlich  leuchtet  ein,  dass  die  Grenzlinie  zwischen  blos 
beschwerlichen  und  unbedingt  hindernden  ZustAnden  objektiv  und  gesetzlich 
gar  nicht  zu  ziehen  ist,  somit  der  subjektiven  Anschauung  und  Willköhr 
Thüre  und  Thor  geöffnet  wäre.  —  Eine  Ausschliessung  wegen  Lähmung 
oder  sonstiger  körperlicher  ünbehülflichkeit  wäre  also  sicher  nicht  gerecht- 
fertigt ,  da  ein  ganz  freier  Verkehr  mit  dem  Staatsoberhaupte  und  eine  Be- 
f^gung  desselben,  sich  von  Allem  in  Kenntniss  zu  setzen  und  ein  selbsl- 
ständiges  Urtheil  zu  erlangen ,  damit  gar  wohl  vereinbar  ist.  Minder  günstig 
allerdings  ist  das  Verhältniss  bei  Blindheit ,  Taubheit ,  namentlich  aber  bei 
Taubstummheit.   Hier  stehen  nicht  nur  dem  Verkehre  und  der  ünterricb- 
tungsmöglichkeit  sehr  grosse  Schwierigkeiten  im  Wege,  sondern  es  ist  auch 
eine  genügende  Ausbildung  in  dem  für  ein  Staatsoberhaupt  durchaus  er- 
forderlichen Wissen  kaum  mit  solchen  Fehlem  vereinbar,  wenn  sie  schon 
mit  der  Geburt  oder  wenigstens  in  früher  Jugend  eintraten.    Wenn  daher 
also  auch  späteres,  d.  h.  nach  erlangter  Ausbildung  und  voller  Lebensan- 
schauung  eingetretenes ,   Erblinden  oder  Taubwerden  keinen  genügenden 
Grund  abgibt,  um  eine  Zurückweisung  von  der  Thronbesteigung  oder  gar 
eine  erzwungene  Niederlegung  der  bereits  getragenen  Krone  zu  verlangen: 
so  kann  von  einer  solchen  Forderung  grundsätzlich  nicht  abgegangen  wer- 
den bei  angeborener  oder  vor  den  Mannesjahren  eingetretener  völliger 
Blindheit  oder  Taubheit.    Das  Mitleiden  mit  einem  durch  solche  Leiden 
Geprüften  kann  offenbar  nicht  tiberwiegen  über  die  Rücksicht  auf  Volk  und 
Staat.  Auch  sind  bei  Weitem  die  meisten  Haus-,  Grimd-  und  Staatsgesetze, 
welche  überhaupt  die  ganze  Frage  berühren,  dieser  Ansicht,  in  so  ferne 
sie  entweder  ganz  im  Allgemeinen  eine  Regentschaft  anordnen  bei  persön- 
lichen Zuständen,  welche  eine  Selbstregierung  unmöglich  machen,  oder  sie 
sogar  geradezu  körperliche  Gebrechen  dieser  Art  hervorheben  Wünschens- 

1)  In  den  Vcrfassunjcs-l'rkundcn  von  Württemberg,  Kurhesien  (1831)  und  Cobnrgr- 
Qotha  Ist  auüdriic-klieb  eine  (idislos-  oder  Körper-Beschaffenheit,  welche  zur  8elb8tre(pcmnff 
unfähU?  mHehe,  al8  (irund  einer  Rei^entAchaA  erklärt;  in  der  spanischen  Verfossunf;  von  1811 
sind  ..physisi-he  und  morftll«che''  Ursaehoii  genannt  Die  übrigen  OrundgcBcttc  bedienen  sich 
allgemeinerer,  geistige  and  körperliche  Mängel  gemeinschaniich  umfassender  Ausdrücke.  So 
ist  X.  D.  „dauernde  Verhinderung"  in  Preussen,  Bayern,  Oldenburg,  Reusa  J.  L.,  Wal- 
deck; ^llindemiKs.  welch«*«  die  eigene  Verwaltung  unmöglich  maehe"  in  8ach|en,  Luxem- 
borgdMby,  Üülgicn;  „ausser  Stand"  zu  regieren  in  deo  NiederUndeo  (1815  und  18«8)| 


I 


in  Benehanir  auf  Bgfehiwwtsupg.  ]  73 

Werth  wäre  freilich,  dass  sie  difsc^  Gebrechen  ausdrücklich  bezeichneten, 
nameotlich  aber  sich  darüber  aassprächen,  ob  ein  Unterschied  zwischen 
angeborenen  and  erst  in  apiteren  Jahren  eingetretenen  Hindernissen  ge- 
macht \\erden  soll. 

Bei  Geisteskrankheiten  liegt  begreifli  b  die  Schwierigkeit  nicht  in 
der  Frage,  ob  ein  entschieden  Geisteskranker  selbst  regieren  könne?  Dies 
ist  unmöglich.  Allein  nicht  leicht  zq  bestimmen  ist:  einmal,  welche  geistige 
Zostflnde  zarFflhriing einer Bei^ertu^ wirklich onfthig machen;  und  zweitens, 
nf  wekhe  Weise  dns.  Vorhandensein  eines  solchen  Zmtandes  im  conereten 
Fntte  gerecht  md  zwedunisaig  erkundet  nnd  oonstatirt  werden  soll.  —  Wae 

erste  hetriit,  so  sind  bekannilick  Abatofimgen  von  einem  vOllig  nor- 
Mlen  Geistesmstande  bis  za  Ttflligem  BlOdiimie  oder  Wahnsinne  sehr 
aUreicib  und  noter  sich  verschieden,  nnd  nicht  aUe  können  als  ein  Binder» 
nias  fDr  Selbstregiening  erklirt  werden.  Eine  mindere  Begahnng  oder  eine 
bemerkliebe  Scbwiche  des  Gedächtnisses  sind  nichts  weniger  als  wOnscbena- 
Verth  bei  einem  Forsten,  bei  welchem  immer  das  höchste  Haass  mensch- 
lidier  Einsicht  ein  -grosses  GlOck  wire;  allein  m  einer  Entdehnng  der 
Begieruigsreehte  berechtigt  ein  solcher  Zustand  doch  noch  nksht  Wo  aber 
flMigt  der  eigentUehe  Blfldsinn,  also  die  vUlige  UnflUiigkeit  zn  b^^reifen, 
n  nrtbeilen  ond  so  wollen  an?  nnd  aas  welchen  ganz  nntrüglichen  Kenn- 
seichen  wird  der  nmnöglich  machende  Grad  eraefaen?  Ebenso  ist  es  gewiss 
besser,  wenn  ein  Fflrst  keine  wnnderlicbea  Uiosynkrasieen ,  keine  Yi- 
sionen  n.  d^  bat;  allein  zwischen  solchen  leichteren  Störungen  nnd  einer 
vollkommenen  Unzarechnongsfähigkeit  nnd  Unfähigkeit  zar  GeschÄftsbesor- 
gung  ist  doch  noch  ein  weiter  Schritt.  Manche  selbst  höchst  geistreiche 
und  zu  allen  Geistesarbeiten  höchst  bcHlhigte  Menschen  leiden  an  solclien 
Tcreinzelten  Fehlern.  Femer  ist  niclil  zu  vergessen,  dass  Venn uiigcn  des 
Denkens  und  WoUens  nur  vurubergehend  und  ausnahmsweise  vorkommen 
können,  ohne  zu  anderen  Zeiten  irgendwie  bemerkbar  zu  sein.  Auch  hier 
aber  ist  es  sehr  Rcbwierig,  die  Grenze  za  bezeichnen,  bis  zu  welcher  eiao 
Geistesstörung  nur  vergrösserte  Aufmerksamkeit  von  Seiten  der  Umgebung 
verlangt,  etwa  einzeine  unangenehme  Folgen  hat,  Ober  welche  hinaus  aber 
das  Schicksal  von  l*and  und  Leuten  einem  Kranken  nicht  mehr  mit  Ver- 
nimlt  und  Gewissen  anvertraut  werden  kann.  Aus  alle  dem  folgt  aber  un- 
zweifelhaft, dass  eine  andere  gesetzliche  Bestimmung,  als  eine  ganz  allge- 
meine,  über  die  zur  Seibätregierung  unfähig  machenden  anormaleii  geistigen 


«Unfiüiiffkelt  sa  regieren"  in  AahaU^Bernburg.  Nur  in  der  franxösischen  VerflwMUif 
▼OB  1T91  tat  «OfllileAnnldielt  (dtaieiiea)  nnd  in  der  hnnnover'eeben  Vtttmutg  tob  1840^ 
^  iH  r't;i  ., fcf  isttsrer  Ztwland".  welcher  r.nr  Ftthrong  der  Res:icmn>ir  nnfiihig  mac-lic,  aus* 
iK-ltliemiidi  benror^pehotHm.  Merkwürdig  ist,  daat  in  iieimsr  der  Ver&ssungeo  de«  ^poleoalidieB 
Fnuikreidu  oder  der  eines  seiner  VMeUeiwlaaien  anderer  VenanndidiaAigiliide  ErwilmiiQf 
gütfeeii  tot,  alt  der  MIndeijlfeilglMit 
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ZiT^^tSnde  nie) Ii  niogiick  ist.  Mit  pincr  solchen  ist  dann  aber  im  euizelnen 
Falle  t?nr  wimc;  geholfen.  —  Es  bleibt  daiier  allerdings  nichts  übrig,  als 
das  Hauptgewicht  auf  die  persönliche  Entscheidung  der  im  Besoudern  vor- 
Uegenden  Frage  zu  werfen,  und  diese  so  gut  als  möglich  zu  ordnen,  wie 
schwierig  es  immer  sein  mag.  Hierzu  gehört  denn  nun  aber  thcils  cm 
Bezeichnuig  der  richtigen  Personen,  theils  eine  Vorschrift  fBr  geeig&etes 
?er£fthren. 

Hinsiehtüch  der  nr  Entscheidung  in  so  wichtiger  Angelegenheit  geeig» 
Beten  Personen  kann  es  keinem  Zweiftl  unterliegen,  dass  der  wichtige 
nnd  schwierige  Ausspruch  dem  gewissenhaften  Emessen  nor  Soloher  Aber* 
tngen  irarden  darf,  weidie  einer  Seits  mit  den  Thatsachen  genan  vertisnt 
sein  k<Mmea,  and  die  anderer  Seits  bei  nntedelhefter  Fttbnag  der  Stttlh 
ngelegenheiten  ein  entsohiedenes Interesse  haben;  ferner  dass  DieienigeBmi 
jeder  Theilnafame  ansgeeeliloesen  werden  mftseen,  welchen  die  Entecbeidiig 
einen  pmAoliehen  Gewinn  bringt  oder  vorenthAlt. 

Als  Personen,  welche  jene  beiden  Eigenschaften  vereinigen,  stellen  seh 
fonogsweise  drei  Kategorieen  dar.  Znnftchst  die  nBnnlichen  Agnaten  des 
reglerenden  Hanses,  theils  als  sn  persOntictoi  Beobachtnngen  im  Zweifel 
am  besten  befthigt,  tbeüs  bei  einer  vemllnftigen  Begiemng  des  Landes  vor- 
mgsweise  betheüigt  pass  den  Franen  der  fürstlichen  Familie  keine 
berathnng  eingerinmt  werden  kann,  ergiebt  sieb  nicht  blos  ans  der  aUge- 
mrinen  Entfernung  derselben  von  Öffentlichen  Oeschaften,  sondern  namentUcb 
aadi  weil  ihrer  Weichheit  gerade  in  diesem  Falle  misstrsnt  wer^  mflsste.) 
Zweitens  die  nächsten  Rgthe  des  Fürsten,  welche  einer  Sdts  in  hia- 
figcm  persOnliehen  Geschlltsrerkehr  mit  ihm  stehen,  oder  wenigstens,  WIs 
der  angeblidi  Kranke  erst  jetzt  zor  Regierung  gelangen  soll,  höchst  wahr- 
sdieinlich  mit  den  Verhältnissen  längst  bekannt  sind;  und  denen  anderer 
Seits  nach  ihrer  ganzen  Stellung  und  bisherigen  Laufbahn  an  einer  vef* 
ständigen  Leitung  der  Staatsgeschältc  gelegen  sein  niuss.  ?]ndlich,  wo  solche 
bestehen,  dir  iIIlm  meinen  Vertreter  des  Volkeji,  welche  zwar  wohl  in  der 
Eegel  hiiiMchtiuii  der  niiiiern  Kenntniss  der  Thatsachcii  auf  Zeugmiaussageu 
beschrai)kl  sein  werden,  dagegen  ein  um  so  grösseres  luteresse  haben,  ihr 
eigenes  uud  des  Landes  Schick?al  nicht  in  den  Händen  eines  Geisteskranken 
2u  vdsseu,  während  sie  kaum  in  eine  etwaige  Zettlang  zu  ungerechter  Be- 
seitigung eines  nur  fälschlich  der  Geistesunfäbigkeit  Beschuldigten  huitin- 
gezogen  werden  kuiinen.  —  Nun  entsteht  aber  die  Frage,  ob  diese  drei 
Kategorieen  von  Personen  im  Vereine  und  in  Ucbercinstimmting  mit  ein- 
nnder  zu  handeln  haben,  oder  ob  etwa  einer  derselben  der  ausschliessende 
Auitrag  zustehe,  und  welcher  von  ihnen,  falls  letzteres  zu  bejahen  wareV 
So  weit  von  Zweckmässigkeit  und  von  Gründen  für  den  Gesetzgebor  die 
Beile  ist,  kann  wolü  kaum  ein  Zweifel  obwalten,  dass  ein  Zusanuueuwirkctt 
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der  Agnaten,  der  Minister  and  dor  Stünde  das  sicherste  und  räthlichBte 
ist.  Dasselbe  bringt  jede  Art  von  thatsächlicber  Kenntniss  der  Saclilage, 
jede  Art  yoü  InteresMoberücksichtigmig  und  jeden  Standpunkt  der  Billigkeit 
znr  Geitong,  and  Terfaindert  selbstsüchtige  Rfinke  und  rechtswidrige  Plane. 
Allerdings  ist  bei  einer  gemeinschaftlichen  AaÜgabe  dreier  Factoren  eine 
Meinongsverschicdenheit,  und  dann  eine  Verhinderung  des  Eintritts  der  Regent- 
Khaft  möglich ;  allein  sie  ist  doch  im  Angesichte  einer  offenbaren  Nothwendig» 
m  üHiMg  wahrscheinlich,  und  imcb  wohl  4i(|^4^|telilicb  kleinere  Uebcl,  als 
eine  angopeditfenigte  BeedflgHijr.^^Ftti^ir  mit  deren  Folgen.  WoU 
lird  behaftpCet,  dws  den  AgiiateB,fiHeM^9<B^  sutelM  in  einen  FaBilien- 
üfe  nanameontretai  und  tkber  die  Sothnendigkeit  einer  BegcntselMil  so 

ibe^  die  Art  derselben  m  beBchliesaen  *) :  ellein  drei  Beispiele  am 
iUKtm  Zcitraatt  Ton  mehr  als  taosend  Jahren  sind  ei^  scbwacbor  Beleg  ftr 
di^BlehUgkeit  einer  Behaaptong,  welche  in  der  ganaen  ittigen  staatsreolit- 
liMi  Stelbing  der  Agnaten  nicht  den  mindesten  Anhalt  hat  and  namentlich 
in  dm  Wesen  eines  Staates  mit  YolksTertntnng  völlig  onfereinhar  ist 
Mdk  Imt  nicht  Ein  neneres  Verfiusongsgesets  eine  sokhe  Einrichtaag 
flMbn,  sondern  alle,  weldie  ttWrfaaaiit  den  Gegenstand  geordnet  haben, 
l^aitcn  wenigstens  anch  Theitaahme  der  obersten  Staatsbehörde  «ad  der 
SMiie  for,  manche  erwähnen  der  Agnaten  gar  nicht 

Was  aber  die  ansdrOddich  vom  der  Berathnng  und  BescUnssnahme 
AnsMscfaHattenden  betrifft,  so  sind  es  indber  Diejenigen,  welche  dnrcb  daa 
Oeseti  aar  Uebenafame  der  Begentschaft  bestimmt  sind,  Ms  eine  sokhe 
einnitreten  hat.  Als  soldie  erscheinen  aber,  je  nadi  den  FeststeUnagn 
im  einzelnen  Lande,  entweder  der  zur  Uebemahme  zonftchst  berufene 
Agnat,  oder  der  gesetzlich  zum  Stellvertreter  bezeichnet«  Kronbeamte. 

Mit  einer  möglichst  guten  Wahl  der  gleichsam  als  Geschworaengcricht 
haiuli  luden  Personen  ist  nun  aber  die  Schwierigkeit  noch  keineswegs  ganz  be- 
seitigt; mindestens  eben  so  uöthigist  dieFestst4?llung  eines  richtigen  Vi  rfalirens. 
Es  handelt  sich  aber  dabei  um  Zweierlei.  Einmal  um  das  Recht  und  die 
Verpflichtung,  die  ganze  Untersuchung  nnd  Beschlussnahrac  rechtzeitig,  das 
heisst  weder  voreilig  noch  auch  mit  gefährlicher  Verzögerung,  in  Bewegung 
zu  setzen.  Zweitens  aber  um  die  Beseitigung  der  rechtli(  heu  Gefahren, . 
welche  die  Thcilnahme  an  einer  solchen  Verhandlung  herbeiführen  kann. 

In  erster  Beziehung  bleibt  wohl  kein  anderes  Mittel  tlbrig,  als  dem 
Ministerrathe ,  oder  wie  immer  sonst  die  höchste  ausübende  Behörde  im 
Lande  heissen  mag,  das  Recht  und  die  Pflicht  der  rechtzeitigen  Herbeiftlh- 
mng  einer  Berathung  und  Beschlussnahme  tlber  die  Nothwcudigkeit  einer 
Tbronverwesong  za  Obertragen.  Dass  der  zu  ersetzende  Fttrst  selbst  dieea 


t)  a.  SSpfl.  D.  atMtwecht,  4le  Aifl.,  Bd.  IL  6>  108  vwgL  mit  9.  MS 
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nicht  Ibnn  k;uiii,  verstellt  sich  von  seihst,  t.hcii  weil  er  gcschäfl-iunlähig  ist. 

Agnaten,  als  solche,  lialx^n  keiu  Recht  zu  st^atsrechtlichpH  Handlnngen 
und  keinen  Anspruch  auf  Gehorsam.  Die  StSnde,  oder  die  an  ihrer  Stelle 
etwa  angeordnete  Versammlang,  können  mit  der  Befugniss  eigenmächtigen 
Zusammentrittes  ohne  bedeotoude  Bedenken  Qberhanpt  nicht  betraut  werden; 
CS  fehlt  ihnen  an  einem  legalen  Organe  zu  einer  solchen  Aufforderung;  end- 
lich können  sie  möglicherweise  mit  den  thatsächlichen  UmstSndcn  and  mit 
der  Dringlichkeit  einer  Abhülfe  nicht  gehörig  vertrant  sein.  —  AUerdiogs 
hat  auch  eine  Einberufung  der  Agättöi  nnd  namentlich  der  Ständeversamm* 
InDg  dorch  das  Ministeriom,  wenn  sie  nicht  nur  ohne  den  Auftrag  des  FQrsiMi, 
sondern  vieDeieht  selbst  gogen  seinen  entschieden  ausgesprochenen  Willen  und 
jeden&Us  in  einer  gegen  ihn  selbst  gerichteten  Absicht  gfiechieht,  formelle  and 
materielle  Bedenken.  Dass  ein  Ifissbrancli  mOgUcb  ist,  hma  sidieriidi  aichfc 
in  Abrede  geaogen  werden;  ond  in  formeller  Hinslcfat  liegt  der  üble  Umstand 
?or,  dam  die  anssefgewAbnliche  Berecbtigang  des  Ministerinn»  nnr  nnf  dtt 
Begierongsanftbigkeit  des  Fürsten  bemht,  drase  aber  erst  in  Folge  des 
ministeriellen  Schrittes  erwiesen  werden  soll  ond  kan«.  Aach  mag  maa 
sich  etwa  den  Fall  denken,  dass  der  kncnke  FOrst  sieb  Offentlicb  g«g«ir  die 
TOm  JGnisteriam  eigriffenen  Maassiegeln  anssprftche  und  deren  BeMgnng 
vefboto,  was  denn  sn  grossen  StOmngen  Veranlaasnng  geben  konnte  md 
fiuit  mflsste.  —  Dennoeb  ist  ein  anderer  Gang  der  Dinge  nktat  wohl  ersinn- 
bar, und  es  mnss  in  dem  aosserordentUchen  ^"alle  Aosserordentliehes  unter- 
nommen ond.  snrTermeidang  noch  grösserer  Uebel  Einiges  gewagt  wterden  O' 
Dttts  Yenmtwortlldikeit  fllr  die  IGcbtTollriehung  der  anferlegten  Angabe 
beatflnde,  verstebt  sich  selbst 

Was  aber  die  Beseitigung  der  rechtlichen  Gefahren  betrilRi  Hdche  fllr 
sänmitliche  bei  der  Herbeifflhrung  einer  ausserordentlichen  ReichSTOTWBSung 
Betheiligten,  hestchen,  so  sind  zweierlei  Fälle  einer  Bedrohung  denkbar. 
Einmal,  dass  sich  der  augeblich  geisteskranke  Für^t  schon  wahrend  der 
Eiaieitungsmaassregeln,  somit  ehe  seine  Krankheit  irgendwie  rechtlich 
constatirt  und  er  seines  Rechtes  aul  Gfliursam  entkleidet  ist,  der  Ent- 
mündigung widersetzt  und  gegen  die  in  den  Vorbereitungsverhandlungen 
Begriffenen,  (seien  es  nun  je  nach  dem  Stande  der  Angelegenheit  Minister, 
Agnaten  oder  Ständeraitglieder ,)  ein  HochverratbsprozesB  anstrengt.  Zweitens 
aber  ist  es  lirnkbar,  dass  der  von  dem  Ministerium  beantragte  Ansspmch 
'  auf  Entfernung  von  der  Selbbiregierung  in  einem  der  Verbaudlungs-Stadicn 


1)  Eine  toUb«  TbAUfkeit  dM  Ifinktcrtam»  lit  denn  amb  ia  daer  Eeifae  von  ▼«iftaMogs- 

Ürkunden  »uclni -kiii  h  .mp-eordnet.  Solln  Könfgreli-h  fliichsen,  v  r  .  e  n;  In  llannorer, 
Y.-U.  v<m  im,  «  so  aad  U;  in  Warttemberff.  V.-U.,  f  13;  in  Kiirbe«seo,  Vort  von  18S1, 
|8;  In  Lvxombnrv,  Vvtt  tob  tS4S,  Alt  T;  In  CobnrfOolha,  V.-U.,  I  1«',  in  01d«a- 
bnrv,  V.-U.,  Alt»,  ff  i\  Anb«lt-B«rabart>  V.-U.,  1 91. 
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ab  «ibegriliidet  verworfen  wifd,  wi  es  «dum  von  deo  Agnateo,  sei  es  ent 
von  der  Stfinderorsammlong  oder  such  nur  von  einer  Alitheihing  derselben, 
in  dieeor  Yonmaeetning  lieKl  dum  die  Stehe  reehüicli  so,  dnae  bestinunta 
Personen  einen  Yefsnch  gemacht  haben,  den  regierenden  Fttreten  der  Ana- 
ilmng  der  Slaatagewalt  ai  berauben,  dieser  Vereoch  Jedoch  von  den  rar 
Enischeidang  verftasnngsmiäBigBerafenen  ramdcgeiriesen,  somit  der  AagdB 
auf  das  BegiemngBrecht  des  Forsten  als  ungerechtfertigt  beseichnet  ist 
Hier  ist  denn  aber  den  Tersdcb  des  Hocbverrathes  formeil  gar  kein  Zweifel; 
mid  die  etwaige  gemeinnatsige  Absidit  kann  keine  volistlndige  Rechtfertigong 
Mhk  Diess  Alles  aber  nm  so  mehr,  ab  anch  in  der  That  eine  bewosst 
lancfalliche  Absieht  vorliegen  und  die  Geisteskrankheit  nur  vorgeschoben 
sein  kann  rar  Bemmtelnng  strafbaren  EhrgeUes  oder  verbrecherischen  Par- 
thsitreibeas.  Endiich  bt  die  SteUnng  der  von  dem  Forsten  rar  Handhnbong 
ihres  Amtes  gegen  die  angeblichen  Hochverrfttber  anfjseÜDrderten  Gerichte 
kram  minder  schwierig.  —  Niclit  ein  einziges  der  bisher  Aber  Beicbsver- 
wesung  erlassenen  Geseüe  hat  diese,  doch  in  der  That  nichts  weniger  ab 
imn&glicben  oder  anch  nur  anwahrscheinlichen ,  Fälle  ins  Auge  gefasst,  sei 
es  nan  aas  Ueberseben,  ftei  es,  weil  eine  richtige  und  genügende  Ordnung 
der  Sache  nicht  möglich  schien.  Diess  ist  ein  offenbarer  Fehler,  aus  welchem 
niog Iii  herweise  grosse  Verlegenheiten  und  vielleicht  Ungerechtigkeiten  ent- 
stehen können.    Dass  ein  kluges  und  rasches  Vorgehen  der  Betreffenden  die 
obea  besprochenen  ünzuträglichkriten  und  Gefahren  vermindern  kann,  ist 
richtig;  allein  weit  besser  ist  doch  eine  klare  gesetzliche  Bestimmung. 
Allerdings  ist  eine  Abhtilfe  schwer  zu  treffen ,  und  es  bleibt  schliesslich  nur 
die  Alternative,  entwedi  i  (l  uch  eine  Verfassuugsbestimmung  alle  bei  einem 
Versuche  zu  einer  Keiciisvei  wesung  wegen  Geisteskrankheit  dfs  Fürsten  Be- 
theiiigten  ein  für  allemale  und  aus  welchen  Gründen  inmicr  der  Antrag  nicht 
mm  Beschlüsse  criioben  werde  für  unverantwortlich  und  straflos  zu  erklären, 
daiuit  aber  das  Recht  des  Fürsten  möglichen  Antastungen  auszusetzen;  oder 
aber  diese ,  denn  doch  durch  Gesetz  und  Verfassung  aufgeforderten  und  nach 
bestem  Wissen  und  Gewissen  zum  allgemeinen  Wohle  handelnden,  Münner  in 
offenbare  Grefahr  grosser  Ikschädigung  zu  bringen.   Dass  man  unter  solchen 
Umständen  im  Zweite!  sein  kann  Uber  die  zu  treffende  Wahl,  begreift  sich; 
allein  es  scheint  doch,  dass  die  Vorsorge  für  die  zur  Vornahme  einer  vom 
Gesetze  selbst  verlangten  Handlung  Berufenen  vorwiegen  muss,  und  dass  man 
rieh  also  für  die  unbedingte  Unantastbarkeit  sämmtlicher  zur  Mitwirkung  bei 
einer  Ilcgentschaftseinsetzung  Berufenen  zu  entscheiden  hat,  in  welcliem 
Sudinm  inuner  die  Verhandlung  sein  oder  welchen  Anagang  sie  nehmen 
mag.  Tlieib  wäre  es  doch  ein  Widerspruch  in  sich,  wenn  die  Grundge- 
setze des  Staates  bestimmten  Personen  bestimmte  Handlangen  selbst  vor- 
Bdireiben,  nnd  sie  doch  dieselben  in  der  ToUziehnDg  dieses  Anftragei  ab 
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Verbrecbcr  bfliandelu  Ur-^Lii.  Theils  ist  auch  sonst  Solchen,  welche  ihre 
gesetzliche  staatliche  Stulluiig  uiid  die  Ausübung  ihrer  Pfiicbtcn  besonderen 
Gefahren  aussetzt  ,  ein  ausserordentlicher  Schutz  und  somit  ein  rechtliches 
Privilegium  vcrwilligt;  wie  z.  H.  dem  Staatsoberhaupte  selbst,  allen  Beamten 
und  Dienern  bis  zu  der  einfachen  Schüdwache  herunter,  den  einzelnrMi  Stände- 
mitgliederu.  Theils  endlich  würde  wohl  die  Besorgniss,  eine  für  nothweudig 
erachtete  Regentschaft  ni(  ht  mir  nicht  zum  legalen  Beschlasse  fuhren  m 
können,  sondern  auch  noch  der  Kache,  und  r^a.r  eines  Wahnsinnigen,  aas- 
gesetzt zu  sein,  Manchen  von  der  Ergreifung  wirklich  nothwendiger  Schritte 
abhalten,  was  denn  nur  zum  allgemeinen  Unbeile  führen  könnte.  Es  ist  keine 
richtige  Staatsklogkeil,  die  Erfüllung  wichtiger  und  nothwendiger  Pfliclita 
von  ungewOhnüeher  Unerachiockeoheit  ond  perstolicher  SelbstTeiiAqgiiBlf 
abhftngig  za  machen. 

Ueber  die  Art,  nie  der  Beweis  einer  thateäddich  Torhandeneo  Geitio* 
loankfaeit  wu  genfigenden  Ueberaengnng  der  m  einem  Ansapnidie  bera- 
fenen  Penoaen  ond  Yenammlnngen  geftÜrt  werden  moBS,  ist  es  mdA 
nothwendig  ansfthrlieher  za  sprechen.  Es  liegt  in  der  Natur  der  Sschs, 
dass  einer  Seits  Zengenaossagen  über  die  Thaitsadien,  anderer  Seit»  Gst' 
achten  Sachverstfindiger  Uber  die  Art  der  Kranlcheit  ond  deren  rnnthniMSlida 
Daner  beizubringen  sind.  Ebenso  bann  es  lieinem  Zweifel  nnterliegen,  das 
es  Sache  dea  Ifinisteriams  ist,  fBr  die  Beibringimg  dieser  Beweise  m  scfgn, 
am  dnrch  dieselben  schon  die  Agnaten,  dann  aber  anch  die  weiteihia  n 
berofenden  Versammlnngen  von  der  Wirklichkeit  nad  ?on  derBedentong  der 
Yerhinderangsorsachen  zn  ftberaengen.  Von  den.  Umstftnden  des  eimwbMi 
Falles  aber  moss  es  abhingen,  in  wie  finne  ebie  Yeri^fiiBntlichang  soldier 
Bewdse  anch  ausserhalb  des  Klreises  der  zum  Handeln  BerafBnen  za  gesch^ 
bat  Natttrlich  hängt  die  Gültigkeit  der  Beschlttsse  nicht  von  der  Kenntnitt 
.  Dritter  bezüglich  der  Vorfragen  oder  übt  rbaupt  von  deren  Billigung  ab;  !■ 
Zweifel  ist  jedoch  eine  GeheHiüuiUunßr  nicht  zu  laikin.    Eine  durch  ds» 
ganze  Volk  verbreitete  und  durch  eigtuc  KiUiicliL  gewonnene  Ueberzeugung 
von  dl  1  Nothwendigkeit  einer  Regentschaft  wird  dieselbt  morulisch  stärken, 
und  1  aiiii  uberdiess  möglicherweise  gefährlichen  Umtrieheu  und  Störungen 
vorbeugen. 

4.  Sodann  ist  noch  zu  fordern ,  dass  so  wie  über  den  Eintritt,  so  auch 
über  das  Wiederaufhören  einer  Regentschaft  genügende  gesetzliche  Be- 
stimmungen getroffen  werden.  Eine  Reichsver\M  ung  ist  nur  ein  2s\>ibbchelf, 
welcher  seine  bedeutende  Schattenseiten  hat,  und  welchem  der  regehnässigo 
Zustand  nicht  blos  im  Interesse  des  bevormundeten  Fürsten,  ^  inli  m  aucli 
in  dem  des  Volkes  und  Staates  vorzuziehen  ist.  Es  muss  also  teststehen, 
dass  die  Selbstregicruug  eintritt,  sobald  der  Eüist  dazu  befäbipt  i^t.  Die 
Sache  verbteht  sich  freilich  von  selbst;  und  in  der  Mehrzahl  der  Eälle  kann 
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auch  über  den  Zeitpunkt  des  Authürcns  der  Regentschaft  kein  Zweifel  ob- 
walten,  so  namentlich  wenn  der  Fnrst  die  gesetzliche  Grossjährigkeit  erreicht 
hat,  oder  wenn  er  von  einer  hindernden  Abwesenheit  zurückgekehrt  ist :  doch 
erfordert  wenigstens  eine  Gattung  tod  F&Uen  nfthere  Bestimmung.  —  Wenn 
nftmlidi  eine  ReichsTerweBong  wegen  Ki^ge^er-  oder  GeiBteskrankheit  noth* 
wendig  geworden  ist,  so  mag  es  sich,  wenigstens  zuweilen,  begeben,  dass 
eine  Besserung  eintritt ,  welche  die  Selbstregiemng  wieder  gestattet  NatOr* 
fieh  muss  aber  diese  Thatsache  Tollstfindig  liergestellt  sein,  und  genftgt 
mmentlieli  iSit  blosse  Yersiehernng  des  bisher  knudien  Forsten,  dass  er  sich 
gdiOrig  gestArkt  fllhle,  nicht  Diess  kann  eine  blosse  Selbsttinschnng  sein^ 
oder  sich  nach  wohl  eine  ftr  das  Wohl  des  Staates  nnd  Volkes  eben  so  sehr 
ab  filr  die  Rechte  des  bestellten  Regenten  bedenkliche  Intrigne  dahinter 
verstecken.  Mit  einem  Worte,  die  Möglichkeit  einer  Wiedertbemahne  der 
Selbstregienuig  muss  eben  so  bestimmt  and  rechtlich  unangreifbar  festgestellt 
iiBden,  als  es  die  Kothwendigkeit  der  Reicfasverwesung  seiner  Zeit  war. 
Kv  wenige  Gesetze  haben  allerdings  diesem  Redflrfbisse  Rechnung  geteagea  \ 
■ad  dann  sSmmtlicb  einen  analogen  Gang  filur  den  Nachweis  der  Thatsachen 
vorgeschrieben.  Wo  diess  aber  aocb  nicht  der  Fall  ist,  kann  ein  ZwelüBl 
darober,  dass  in  dieser  Weise  m  Ter&hren  sei,  nicht  stattfinden.  Es  biubb 
also  die  Thatsaehe  der  eingetretenen  genügenden  Besserung  eben&lls  wieder 
doi  slmmtUcben  aar  Beschliessung  der  Reicbs?erwesnng  befugten  Penonen 
und  Corporationen  nachgewiesen  und  von  diesen  aneikannt  werden.  Im  Falle 
einer  Nichtsastfanmung  derselben  bleibt  es  znnflchst  bei  der  Regentschaft. 
Die  einzige  Abweichung  besteht  selbstferstftndlich  darin,  dass  nicht  daa 
'Ministerium,  sondern  der  Regieningsverweser,  die  nötbigen  Schritte  an  ver- 
anlassen Hat.   Wenn  diess  auch  in  so  ferne  ein  Bedenken  hat ,  als  der  Yer» 
weser  vielleicht  an  der  Fortsetzung  seiner  Stellung  Gefallen  findet,  und  daher 
über  (rebühr  zögert,  so  ist  es  doch  rechtlich  uiiinöglich ,  eine  andere  Liii- 
richtung  zu  treflfen.    Von  einer  selbststilndigen  Handlung  des  Miiüsteriuius 
kann  unter  einem  zur  Geschäft sbesorgung  fähigen  Regenten  ohne  dessen 
Wissen  und  wohl  gar  gegen  seinen  Willen  ofienbar  nicht  die  Rede  sein; 
am  wenigsten,  wenn  es  sich  von  dem  Verluste  oder  der  Beibehaltung  seiner 
sämmtlichen  Regiernngsrechte  handelt.   Fälle  von  unbefugter  Fortsetzung 
der  Bevormundung  können  nberdiess  wohl  nicht  leicht  vorkommen,  oder 
wenigstens  nicht  lange  dauern,  da  der  entmtlndigte  Fürst  selbst  schon  sein 
Recht  laut  genug  %f'rlaii^'en,  oder  die  NotoritAt  der  Sache  eine  Fortsetzung 
der  überflüssig  gl  \'>  Dia  11(11  Kcpcutschaft  verhindern,  endlich  die  Ständever- 
äamiulung  die  iVngelegenhcit  zur  Sprache  bringen  wui'dc. 

5.  £üdlich  ist  es  noch  ein  uiuirliteslicher  Bestandtheü  guter  Ordnung 


1)  mUwMi  UacUmt  wdtar  oitaa. 
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des  Regentschaftswesens ,  dass  hinsichtlich  der  Person  des  zu  bestel- 
lenden Verwesers  allen  einschlagenden  Interessen  gehörige  Rechnung 
getragen  werde. 

Die  positiven  Einrichtungen  weichen  hier  auch  noch  in  den  neueren 
Gesetzen  sehr  von  einander  ab.  Es  halten  sich  nämlich  zwei  Systeme  &o 
ziemlich  die  Wage.  In  einer  Anzahl  von  Staaten  und  zwar  vorzugsweise  in 
den  bedeutenderen,  sind  in  erster  Linie  die  Agnaten  des  regierenden  Hauses 
berufen;  in  einer  andern  .inzahl  von  Füllen  Frauen  aus  der  Familie  vor  allea 
Anderen  dazu  bestimmt.  Sowohl  in  dem  einen  wie  in  dem  andern  Systeme 
sind  dann  aber  wieder  verschiedene  Modificationen  angeordnet,  und  ist  öber- 
diess  in  der  Regel  eventuell  für  einen  Ersatz  gesorgt,  falls  in  der  zunächst 
berufenen  Kategorie  kein  zur  Uebemahme  persönlich  Fähiger  vorhanden  sein 
sollte.  Ausnahmsweise  bestehen  auch  noch  Gesetze,  welche  in  ihren  Bestim- 
mungen hinsichtlich  der  Person  des  BegierongaverweBera  keines  der  beiden 
Interne  befolgen. 

Was,  zuerst,  die  Agnaten  betrifft,  so  ist  io  einer  Anzahl  von  Staaten 
der  der  Thronfolge,  nach  dem  Bevormundeten,  am  nächsten  stehende, 
eelbst  erbberechtigte  nnd  zarFflhnmg  der  Begieraogageschäfte  persönlich  fähige 
Prinz  des  Hauses  unbedingt  zur  Begentachaft  berafeu  In  ebner  andein 
Beihe  Ton  Fftllen  ist  dasselbe  BeeM  anerkannt,  jedoch  nur  imter  der  Yonuts* 
setzong,  dass  nicht  durch  eine  besondere  Yerftagung  des  Torgfingers  oder 
durch  ein  besonderes  Gesetz  eke  andere  Bestimmung  getroffen  murde.  £s 
iat  also  die  agnatische  Verwesung  Begel,  aber  unter  Zulassung  einer  Aus- 
nahme *).  Besondere  Modificationen  aber  sind  es,  wenn  in  einigen  Staaten  der 
dem  Grade  (nicht  der  Erbfolge  nach)  nlchste  oder  der  filteste  Agnat  be- 
stimmt *),  zuweilen  sogar  nur  flherhaupt  ein  Agnat  ftr  berechtigt  erkUrt, 
und  eine  nfihere  Wahl  unter  den  vorhandenen  vorgeschrieben  ist  *), 

1)  Diese  Bf^tinininn^r  ?i«lt  n-\('h  lU'v  Qoldenen  Bulk-  in  ilcn  kurfTirstlidit-n  Hüusorn.  t'nt*T 
dea  iicu<ir«n  Vurusäuugcu  detiLMclR-r  titMtea  besUiUigcQ  »ic:  Preusaen,  V.-U.,  §  56;  Küui^r. 
Sacbtea,  V.-U.,  »  9;  Württemberg,  V.-U.,  f  U.  Von  MnerdeolMbca  StMtott  «iMr 
hatte  die  fransösische  Vorfassun;;  von  1701:  nrv!  in  den  Niederlanden,  V.-U.  von  1815 
und  iMD ,  tat  der  Priax  von  Oraoieo  (aUeio  von  allen  Agnaten)  getetiUch  b«rafOQ ,  wenn  er 
18  JtthM  aU  tot 

2)  Dicss  ist  »o  ani^eordnet  in  Bayern,  V.-U.,  H,  §  9  and  10;  Tlnnnover,  \>rf  von 
1840,  I  19  nnd  20;  Braaoachweig,  V.-U.,  f  IS;  Oldeobary,  Art.  %  l.  Aiuaerdem 
war  «g  das  BjtUm  im  fraasösftcbei  ecMtOMonmdii  twi  ISM,  w»  wie  d«r  tpanlaebea 

(napoleonisc-heu)  Vi-i-fitssunK  von  ISOS,  nur  tlas^  hier,  niitT.iürinl  p:iir,ip,  i:i  Krmungrhiriff  oin« 
bciondera  vom  Könl^^e  beseidueten  loüaotea  der  der  Ttminlulg«  am  ferne  itehendtte 
Apiat  baradiUift  war. 

3)  äu  i:>t  in  s.  Weimar  der  dem  Grade  nach  Näciute,  bei  gleicher  Nähe  der  älteste  Agnat 
barofen.  8.  Scbmid,  SUtatiradit,  S.  48.  In  8.  Altanbarg  Ist  es  der  dea  Jalitea  nach  alterte 
Agnat  V.-U,  •  16. 

4)  8o  angeordnet  in  Bayern,  wo  bei  Mindeijährigkclt  der  VeigiaKarfai  enter  Linie  unter 
■aiauntlicben  groMjährigen  Agnaten  wählen  kann-,  femer  tn  Hannover  nach  der  Verf.  von 
1840,  wo  der  König  in  allen  Fällen  die  Verwendung  „eines"  Agnaten  bezeichnen  konnte.  Eime 
gleiche  Bestimmung  war  imfranzöaichcn  iienatusGonsuIt  von  1804,  and  la  dar  waatpbi- 
ilsehea  Veribssaag  veo  1807  (Bneaunng  daccb  daa  Kals«r  tob  Jfnuiknkb}b 
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Anch  diejenigen  BestiiiHnüngeii,  welche  Frauen  der  ftirstlichen  Familie 
das  Recht  der  Regiernngsverwesung  in  erster  Liiiio  zulhcilcn,  zerfallen 
wieder  in  mrhrcrc  Klassen.  Ein  Tlicil  derselben  niimlicb,  und  /muv  iWr  bei 
weitem  bct nichtlichere,  beruft  die  Mutter,  und  m  deren  Krnianglung  die 
Grossmutt«  r,  vielleicht  selbst  die  Urgrossmatter  väterliclH  r  Seils,  zur  Regent- 
schaft; wobei  dann  üllerdiiigs  wieder  ein  T'infi  iM^hied /wi-elien  solchen  Staaten 
ist ,  welebe  nur  im  Falle  der  Minderjährigkeit  des  Fürsten  diese  weibliclie 
\  uniinndschaft  vorschreiben,  and  denen,  die  sie  Oberhaupt  vorziehen,  in 
tiucr  andern  Anzahl  von  Gesetzen  ist  dapt  tien  die  Gemahlin  des  zur  Selbat- 
regiemng  unfähigen  Fürsten  mr  Regent  in  bestellt  '). 

Die  crgän?:enden  Bestimmungen  bestehen  darin,  dass  in  jenen 
Staaten,  welche  in  erster  Linie  Agnaten  zur  Regentschaft  bernfen,  in  Kr- 
nianglung solcher  die  fürstlichen  Frauen  ein  Recht  erhalten,  und  uingcktbrt 
in  solchen  Fällen ,  in  welchen  Frauen  zunächst  mit  der  Reichsverwesung  be- 
traut sind,  an  deren  Stelle  die  Agnaten  eintreten.  Diese  beiderseitigen  Aus- 
iatSuk  sind  so  allgemein  angeordnet,  dass  nur  die  AoHiahmen  hervorgehoben 
n  werden  brauchen  »). 

Die  weder  eine  Regentschaft  durch  Agnaten  noch  eine  dnrch  Frauen  zu 
llllirende  Yonnondsduift  vorschreibenden  Gesetze  zerfallen  wieder  in  zwei 
Arten,  je  nadidem  schon  durch  das  Gesetz  eine  bestimmte  Persdnlichkeit  all 
BeiehsvwweBer  bezeichnet  wird ,  oder  aber  im  einzelnen  Falle  eine  beliebige 
Beitimmnng  getroffen  werden  kann  und  soll.  Die  letzteren  Yorechriften  lind 
wieder  unter  sieb  diei&cb  yerachieden,  indem  entweder  der  Vorgänger  selbst» 
sCftndig  den  Verweser  ernennen  hnon,  oder  einOeseta,  alsoüebereinstimninng 
TOD  Fürst  and  Standen,  nothwendig  ist,  oder  endlicb  die  Volksvertretong 
tUein  die  Wahl  trifft 

Es  würde  non  allerdings  viel  in  weit  fthren  nnd  eher  verwirren  als  n 
Eburlieit  Terhelfen,  wenn  alle  diese  Terscbiedene  Möglichkeiten,  einem  peij^o- 

1)  Vor  den  mSrniHchPn  Agnaten  soll  (IIp  Reirent«ch«ft  der  Mntter  eintreten:  tn  Kar« 
besieo,  1831,  •  7  and  ms,  i  6;  t».  Altenburg,  |  16;  Cobnr«- Uotba,  I  13,  (wenn  nidtt 
etwa  d«r  Vor^mrer  dnreh  «In  CtoMta  «Im  andCN  BMilmiiimig'  gttn&mt  bat;)  In  Anb«lt- 
Bernburfc,  ^  'JX :  Ttr  u--  1  L.,  S4T;  Waldeck,  §80  'muh  tlor  OrinihünV  rn  lUcb  im 
Hobensollero-SlgmariageD,  t  6,  (jedoch  anter  B«liiebiing  de«  nilcbsten  AgnAten.)  UnS 
aJuiLlmPiiilliiiiiniiiitiii  ■liiil  getroSta  ta  den  iMpoleonUehen  Verfbuwiigan  fSr  Holl « b d ,  180«,  and 
Jlrlltapttl;  In  der  s panisch  en  Vi  rfH-isiiiiff  von  1M.'>  ;  nmlTich  in  der  n  d  r  we  ßrlsch  en  Ver- 
fiuistinfr-  —  rHoOeniahlln  eine«  regierangMoftbig  gewordenen  l-ünten  »bar  iat  sarBfllehCTer> 
wesong  bestimmt:  in  Uannover,  V.-U.  VM  IMf,  $  19  (voranagesetzt,  da«B  de  b«nKl  IS  Jabn 
alt  lat;)  ta  Anhalt-Bcrnburg,  S  (Ud  zwar  in  erster  Linie  vor  tUleu  Andern;)  in  Rcun 
J.  ?  49,  (In  Ermanjflune  eines  inr  nnmittelbaren  Nachfolge  Berufenen;)  in  Waldeck, 
}  SO  (fmü»  Iteine  besondere  Ilestimuiung  getroffen  ist-,  dann  aber  in  erster  Linie). 

S)  VoB  anen  Jenen  deutschen  Staaten,  welche  die  Agnaten  in  erster  Linie  bemllmt  hai*B 
nur  Prensgcn  nnd  K.  8ftc^  "  in  Ermnn>flnnff  m?innli(h<  r  V-rwandten  die  Franen  ntoM 
«rentnell  In  Aoaaicbt  geoouimea.  Eine  gleiche  UebcrijebnnK  i»i  angeordnet  in  dca  tran- 
znalaeben  Varfcniaewi  von  im  lad  llOi;  und  in  den  napoleonischen  Tniflmiinten  tSr 
Spanien  and  Weitphalea;  und  in  den  oiederiaadlfehen  VertMaafOi  tm  1SI6 
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Ikh  ZOT  Regienmg  nnföhigen  MonudMii  «Mft  flldbertreter  n  sduffen,  im 
Einzelnen  eröTt«t  und  gewllriig*  werdöl  woOten.  Mandie  deneltaB  Begffi 
überdiess  einander  m  uhe,  als  dan  mcU  tiite  abgesonderte  BetracUmg 
derselben  Wiederholungen  enRügen  wttid«.  Wohl  aber  iit  ea  nMug  m 
prüfen,  va^  aus  aUgemeinen  GrtndflD  ftr  imd  gegen  die BesteJhmg  toa  Ag- 
naten oder  von  Franen  spricht,  und  in  wekben  Ammahmuttnep  etw»  die 
fraen  Ernennungen  sich  rechtfertigen  lasaen. 

Eine  richtige  Beurtheilnng  der  agnati Beben  Begentscliaft  erfordert 
vor  Allem  eine  Lnteriuchung  vom  Standpunkte  des  Becbtes.  Ist  es  dodi 
(inleuchtend,  dass  eine  Abwägung  der  Vortheile  und  Nachtheile,  wem  taA 
k(  incswegs  wi'-senschaftlich  müssig,  so  doch  practisch  von  keiner  entectodMh 
den  Bedeutung  ist,  wenn  ein  unbedingter  i  htsanf^prueh  vorliegt.  —  Bin 
Kecht  zur  Uebernrtbmc  der  Reicbsverwesung  kann  ikiu  aber  möglicberwciie 
aus  geschichtlichen  <  - ünden  bestehen,  oder  sich  aul  ihre  allgemeine  SteUwig 
iu  der  erltlichen  Einherrschaft  stützen. 

\Va«  zufr>t  das  geschichtliche  Recht  betiifft ,  so  wäre  es  aller- 
dings thörigt  in  Abrede  ziehen  zu  wollen,  dass  nach  uralter  jrormanischer 
Kechtsanschanung  die  Vormundschaft  über  einen  zur  VcrwaltuiiL'  m nier  Rechte 
ünbefÄbigten  Sache  des  nächsten  maHnlichen  Erben  war  M     Ein  glächer 
Vorzng  stand  nach  dem  Lehenrechte  den  Agnaten  vor  den  Cognatrn  m  *). 
Während  der  ganzen  Zeit  also,  in  welcher  auch  die  'Rrgierong  des  Landes 
eine  Folge  des  Gutsbesitzes  war,  mit  anderen  Worten,       lange  der  Patri- 
UMMÜalBtaat  bestand,  konnte  ein  Recht  der  Agnaten  auch  auf  eine  Regierungs- 
verwesung bf'baiijitet  werden,  in  so  ferne  nicht  etif»  Vertrag,  Gewohnheit 
und  Autonomie  im  einzelnen  Hanse  oder  Falle  etwas  anderes  bestimmte,  was 
denn  freilich  sehr  häufig  der  Fall  «ar.  Allein  dieser  Rechtsgmnd  bat  itzt 
seine  Bedeutung  ToUstSodig  veiloran.  Seitdem  zuerst  durch  die  absolntistischen 
Gelaste  der  Förstoi,  später  dorehrdie  AnflOsnng  des  Beiehes  und  die  danüt  ein* 
getretene  Tollstflndige  Souverinetät,  nnd  ttberhanpt  dnrcb  die  gesammte  Becfats- 
anfibasnng  derNenzeit  sänuntliGhe  Staaten  in  Bechtsstaaten  verwandelt  worden 
sind,  laum  von  einer  patrinionialen  Behandlung  derBegierung  und  von  Ent- 
schwang  staatsrechtlicher  nnd  politischer  Fragen  nach  Onmdsätten  des 
Privatrecbtes  gar  nicht  mehr  die  Bede  sein.  Diese  ist  itat  aasechliesdicb 
eine  Anstalt  des  Offentlichta  Beehtes  und  nur  ans  diesem  Oesiöhtspnnhte  au 
beurtbeflen,  und  es  sind  die  an!  sie  sich  beiiehenden  Fragen  lediglicb  ans 
dem  Zwecke  und  dem  Wesen  des  Becbtsstaates  zn  beantworten,  die  tiiuelnea 
Anstalten  hiemach  zn  ordnen.  Am  allerwenigsten  kann  iUtt  noch  in  einem 
'  oonstitotionellen  Staate  der        nur  als  der  Bedtser  von  ererbten  Privat- 


1)  g.  Eichhorn,  SuuUt- «ad  iMliligMMito,  Bd.  I,  «  W;  Walter,  BcAttgMeMflhte^ 

«e  Aufl.,  Bd.  II,  8.  161  ft?. 

S)  8.  Ljrncker,  AbbAndlung  von  «Icr  VonauudAuhttftisbefltüUniig,  Bil.  I,  &.  ISO  fg. 
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nebten  betncMet  werden.  Er  ist  in  eiu  ganz  anderes  nnd  nnter  «ndereni 
Becbto  atmendes  TerhfiltniBB  eingetreten.  Wie  also  immer  etwa  sich  die 
▼omnindseliaftgTerhaltnisse  in  Beziehong  anr  das  Privat gnt  eines  minder- 
jährigen oder  sonst  regienmgsnnfthigen  Forsten  yerlialten  mögen ,  (was  liier 
kein  Gegenstand  der  Untersnchung  ist,)  die  Slltze  des  dentscben  Stamroguts-, 
Lehens-  und  damit  zusammenhängenden  Familienrechtes  sind  unanwondbar 
auf  die  Ansübung  der  RegifrunjL,'  im  itzigcn  Staate  und  auf  deren  Tiäger 
geworden,  sie  sind  beseitigt  mit  dem  ganzen  Verhältnisse,  dessen  Bestand- 
theil  sie  waren.  Wenn  es  noch  eines  Beweises  hierfür  bedürfte ,  so  wtlrdrn 
diese  die  manelifachen  Veränderungen  und  ganz  willkfirlithen,  d.  h.  nur  dem 
vermeintlichen  otleutlichen  Nutzen  entnommenen  Bestimmungen  liefern,  welche 
seit  einem  halben  Jahrhundert  in  fast  allen,  deutschen  und  ausserdcutschen, 
Staaten  hinsichtlich  der  Reieh^verwesung  getroffen  worden  sind,  ohne  alle 
Berücksichtigung  früherer  Agnatenrechte  und  ohne  einen  einzigen  Wider- 
sprach aus  dem  Standpunkte  derselben 

"Ein  den  Agnaten  aus^srhliessliih  nnd  von  "Rechtswegen  zukommender  An- 
sprach auf  Reich'^verwpsnng  könnte  daher  itzt  nur  auf  das  Wesen  ihrer 
gesammten  Stellung  in  der  Erbmonarchie  gegründet  werden.  Und 
in  der  Tbat  scheint  dieselbe  einem  solchen  Ansprüche  in  so  ferne  das  W«! 
zu  reden,  als  (mit  einziger  Ausnahme  Englands)  in  allen  l>efltehenden  Mo» 
narcbieen  dem  Mnnnsstanmie  ausschliesslich  und  bis  zu  dessen  gänzlichem 
Erlöschen  das  Erbfolgerecht  znstebt,  nnd  somit  denn  auch  eine  durch  die 
persOnlicbe  Unfähigkeit  des  Näcbstberafenen  nothwendig  werdende  Zwischen- 
regienmg  als  ihr  Recht  aufgefasst  werden  kann.  Es  bfllt  aber  diese  Auf- 
&88nng  dne  nähere  Frttfiing  doch  nicht  ans.  Jhs  Becht  der  Agnatoi  anf 
die  Snceession  ist  in  dem  neozdtUchen  Beefatsstaate  kein  denselben  snstehendes 
Gesammteiffenthnm,  von  welchen  zwar  Einer  ans  ihrer  Mitte  dieKntzniessong 
hatte,  hl  dessen  Gennss  aber  hei  jeder  thatsSchficben  nnd  rechtlichen  Ter- 


11  Anderer  Meinniijr  Rinil  »llpnünß*  Zachnrlfi,  DeutseheK  Rfa^tsr..  2te  Anfl.,  Bd.  I,  8.  37«, 
and  Zäpfl,  SUuUsr.,  4te  Aufl.,  Bd.  II,  8.  95;  aUeln  ihre  Qrttndo  könoen  oicht  ala  dne  Wlder- 
le«nDir  voi«te1i«Bd«r  Amtcbt  sa^efirfiben  wcrdeo.  Zitduutt  «rklirt  kttiMr  Band  den  nichetca 
Agnaten  t&r  ^R'^etzlicb'*  berufen .  ohne  sieb  Jedoch  auf  ein  andere«  Oeüctz,  al«  anf  die  Goldene 
Balle  tu  bexiehen.  Daw  nun  aber  di6M  nicht  aiuraidit,  bedarf  woU  kainea  Beweiaes-,  andere 
jUif^emeine  dentftohe  Oeseixe  (oder  aneh  nur  dnrehgralfeBde  Oewohnbetlen)  waren  aber  notortoclt  > 
flicht  Torhanden,  und  die  neuesten  BeanaaDunf^en  welchen  ohnedem«  wl«  benarkt,  »ehr  von  ein- 
ander  und  namentlich  von  dem  behanfttcten  Batxe  so  sehr  ab,  das«  auch  «de  wahrlich  nicht  ab 
eine  allgijneine  gesetsllche  Orandlaffc  betrachtet  werden  liönncn.  Wenn  aber  Zöpfl  den  Afrnaten 
die  Vormundschaft  „als  ein  Jos  quiesittim,  Kleiclisam  (?)  als  eine  ihnen  ebenfalls  erbrochtlich  su- 
stehende  Beftifmiss  zusprieht,  was  «ich  .'lus  dem  Mundium  der  Familie  und  dem  Wartrecht  der 
Agnaten  erkläre":  so  ist  diess  xwar  tolj(ericlitig  mit  der  von  dem  Verf.  überall  festfrehaltenea 
Mattoie,  wcldie  a«f  dl»  waaanrdielia  Umceataltaa«  der  Territorien  in  souveränen  Recbtaataatan 
keine  Räcltslelit  nimmt  nnd  nnmeTitUch  nnrh  !lltt  »-f  ji  riv  n  t  rf-rhtliche  Normen  als  itzt  noch  maass- 
gebend  betrachtet:  allein  gerade  hierin  muM  uaui  dum,  in  uuincben  andern  Beziehnngen  iobee- 
warthem  Werke  entachteden  antflrenwnlretaB.  Ba  tot  ehie  ftlaeha  geachlchtUche  Bditodlmr,  tte 
für  einen  ftrttheren  Zustand  Tnnn'5'»?ehend(  !i  Cmnrl  -try.e  hertbar  an  nahueD  Iq  alM  anf  TOQla 
vexicbledener  Ansdumang  berahende  EntwiciiiuiigApbaM. 
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bindfiniiig  des  eigoatliciieD  Inhabers  sogleich  der  Nach8U»erechtigte  einträte, 
nnd  zwar  in  den  gamen  oder  thcilweisen  GennsSt  je  nach  dem  Falle  dei 
Hinderniaaes.  Der  Anspnicli  auf  die  Soeceaaion  iat  fktanehr  itzt  tediglidi 
ein  staatareditliebes  Privilegimn,  deaeen  Ansttbang  je  Einem  aaa  ein«  he» 
stimmten  Anaalil  von  Peraonen  anter  genan  beatimmten  Bedingnngen  und 
fiUr  einen  einzigeDFa]l,nSm]i€h  den  einer  rechtliclienErledignQg  dea  Thrones» 
mm  Bebole  der  beaten  Err^img  der  Staatasweeke  dorch  daa  Geaeti  flb«^ 
tragen  wird.  Ea  um&aat  nvn  aber  dieaea  Tofreclit  keinerlei  weitere  BeAig- 
niaae,  ab  eben  den  (binreidiend  bedeutenden)  anaachlieaaenden  Amprod 
auf  die  Erwerbung  der  Staatsgewalt  für  den  nach  den  näheren  Vorschrf- 
tcn  dea  Erbfolgereehta  imd  der  Erbfolgeordnung  im  oonereten  FaDe  ab 
berechtigt  fieaeiehneten.  Andere  Theilnahme  an  Begiemngsgeachftfte^  tieiit 
nach  der  ganzen  itit  gOltigen  AnfSuanng  der  Sonrerftnetat  der  Staatsgmtt 
nnd  der  SteDnng  ibrea  Ihbabera  dieaen  Privilegirten  nicbt  m.  Sie  nnd 
Unterthanen  in  allen  aonatigen  Beddinngen,  nnd  ale  haben  namentlich  w 
mid  80  bnge  der  Thron  lechftich  beaetat  iat,  keine  Befbgniaa,  die  Art  der 
Begierang  an  beatimmen.  Nnn  iat  aber  im  Falle  einer  Minderjälirigkeit» 
Gdateakrankbeit  n.  a.  w.  dea  FQraten  der  Thron  in  der  Thal  beaelzt»  nnd  es 
bandelt  sich  nur  von  der  Art  mid  Weiee  dner  ntttdicben  Anattbong  der  Be- 
gieningsrechte ,  Aber  welche  denn  TOn  dem  Gesetzgeber  nach  den  ihm  a> 
reichenden  Zweckmässigkeitsgründen  nach  Belieben  bestimmt  wird.  Der  einzige 
Fall  also ,  in  weh  hcm  der  nächste  Agnat  ein  Recht  geltend  zu  machen  hat, 
liegt  thatsftchlich  gar  nicht  vor.   Auch  kami  von  cinor  Rechtsvcrküniniorung, 
welche  ihm  zngienge  durch  tüe  einstweilige  Besorguni:  der  lu  gicrungsgc- 
schäfte  von  Seiten  eines  Dritten keine  Rede  sein;    das  cinTige  Rtcht, 
wnlcbes  er  wirklich  besitzt,  nämlich  die  Anwartschaft  auf  die  tigcne  Regic- 
i  iiiig  iiii  Falle  einer  Throncrledignng ,  bleibt  ihm  ja  völlig  ungeschmälert 
und  kann,  wenn  der  Bevormundete  in  diesem  Znstandc  stirbt,  alsbald  und 
in  seinem  ganzen  Umfange  ausgeübt  werden.  —  Aul  welche  sonstige  Gründe 
des  constitutionellen  Staatsrechtes  aber  die  Agnaten  einen  ihnen  au>M  hliesslicb 
und  von  selbst  zustehenden  Anspruch  auf  die  Regentschaft  stützen  künnlen, 
ist  ohnedem  nicht  einzusehen.    Weder  in  der  rechtlichen  fcteUuug  des  Ober- 
hauptes zu  den  Unterthanen  und  zu  Erreichung  der  Staatszwecke,  noch  in  den 
Rechten  nnd  Ptiii  titrn  der  Bürger,  noch  endlich  in  den  Verhflltni?sen  der  Stünde 
liisst  sich  irgend  ein  Zusammenhang  mit  einem  solchen  Vorzuge  entdecken. 
Alles  bleibt,  welcher  Person  immer  die  Vertretung  eines  entmündigten  Fürsten 
übertragen  sein  mag,  in  seiner  Stellung  und  bedarf  keines  Agnaten  zu  seinem 
Schutze  oder  zu  seiner  verfasaangamtosigen  nnd  politisch  beabsichtigieB 
Wirksamkeit  »)• 

1)  DieM  Analclit  ut  d«ui  freOkh  sehr  bestritten.  —  8o  itt  Beitemaier,  OrundaitM  d«r 
Vifimtinliift,  a.  ua      dar  AuMtt,  d«M  4«  AaMMn  «tat  A^tm  Thdl  id  dar  MfihiT«^ 
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niorrnit  ist  denn  aber  natürlich  über  die  Zweckmässigkeit  einer 
agnatist'htii  Vormnndscbaft  niclit  im  Mindesten  abgesprochen.  Wenn  aueh 
der  nächste  regieningfsfillii^'f  ALniat  kein  Recht  «?chon  an  und  für  sich  auf 
die  Verwesung  der  Ilegicrunu'  in  Aiisjtruch  nehmen  kann,  so  ist  e<  di  tiiiii<h 
sehr  wohl  möglich,  dass  er  im  Durchsclmitte  der  Tauglichste  znr  Ueheniahmo 
ißt,  nnd  dass  also  die  Gesetzgebung  wohl  daran  thut,  ihm  dieses  Gesetz  zu 
Terleihen,  Und  in  der  That  sind  zareichende  Gründe  vorhanden ,  dieses  zu 
behaupten.  —  Die  allgemeine  Taugliclikeit  zur  Führung  der  R^enuig  ans 
geschichtlichen  und  staatlichen  GrOn<len  Ist  durch  das  TerSusungsniAssige 
Erbfolgerecht  anerkaaot  £iDe  persönliche  Vorbereitung  wx  Flihrnng  yon 
Staatsgeschäften  kann,  wenn  von  irgend  Jemand,  so  von  dem  sanidist  zom 
Throne  Berufenen  erwartet  werden.  Durch  die  gesetzliche  Bestimmung  werden 
alle  Umtriebe  und  Ungewissbeiten  verhindert  und  ist  die  grosse  in  der  Un* 
wreifelhnftigkeH  des  Begierangsrechts  bestehende  Wotalthat  der  Erbmoonrehie 
ancb  auf  die  Zwiscbenregierangeo  aasgedehnt  Es  Uast  «ich  von  Demjenigen, 
welcbeoi  die  Leitong  der  Staatsgeschfifte  ans  eigenem  Rechte  in  dem  leicht 
mfigliehen  Falle  eines  Absterbens  des  berormondeten  Fprsten  zoftjlen  wird, 
ehie  gute  Besorgung  derselben  itat  schim  erwarten,  nnd  zwar  nicht  blos 
ans  Pflichtgeflüd,  stmdem  des  persQnliGbcn  Yortheils  wegen;  nnch  ist  es 
in  diesem  FaUe  als  ein  bedeutender  Yortbeil  ansoerkennen,  dass  zwar  der 
Bechtstitel  nnd  £e  ftassere  Beseichnnng,  nicht  aber  die  Person  dee  Staats- 
oberhanptes  wechselt  Endlicb  entspricht  es  dem  Gedanken  der  erblichcii 
Monarchie  am  besten,  wenn  die  Reibenfolge  der  Regenten  ans  der  berech- 
tigten Familie,  nicht  dnreh  Ftande  nnd  durch  ein  anderes  Frindp  nnter^ 
brocken  wird. 

Diese  Gründe  sind  bedentond  genug,  nm  das  Regentscdiaftsrecht  des 
nlchsten  Agnaten,  wenn  ancb  das  frühere  gesehicfatlicbe  Recht  iUt  nicht 
mehr  besteht,  festsohalten  und  es  dem  Gesetzgeber  sn  empftshien.  —  Aller- 
dings ist  dabei  Toraosgesetzt,  dass  der  Anspruch  dem  nflchsten  selbst  erb- 
nnd  regierungsfähigen  Primen  Terliehen  werde;  denn  nur  bei  diesem  treffen 
die  sänmitlichen  oben  aufgezählten  Vortbeile  ein.  Demgemäss  sind  einige 
von  neueren  Gesetzen  versuchte  Abweichungen  nicht  zu  billigen.   Alb  eine 


wawuig'*  «wMlie,  w«Q  di«  fltiifilirtwBwn  ndt  den  InterMMn  der  regierenden  Funlfle  te  mg- 

•ter  VerwandtHchiiA  ^hen,  weil  eine  Trennung  der  SUatgvvrwaltang  und  die  persänliche  Vor- 
mnnd«chaft  oft  et>en»o  werii^  rHÜisain  als  thiinlich  Mi  (?),  endüdl  well  die  Familie,  ihrer  eigenen 
Anspräche  auf  die  Regierung  »  cj^en  auch  ihrer  aaniit  wagM  tb  die  Regierang  de«  Landes  la 
wneben  habe.  Wie  wenig  schlHnsig  aber  diese  Orilnde  Mind,  bedarf  wohl  nach  dem  oben  Aa»> 
genthrtcn  kcIncR  ticix'ii  ni>wei<4i>M.  Ein  eventueUes  Recht  auf  den  Thron  and  ein  Recht,  die 
StaatBgeachäfte  bei  hatiutvm  Ttuou  zu  l>e»orgen,  sind  zwei  gar  nicht  mit  einalnder  verbnndeno 
Ding«^  J«n«Becbt  wird  darch  eine  Regentschaft,  welcher  Art  sie  sei,  gar  nicht  berührt; 
nirl  wenn  cd  ZU  einer  Ueberwachunfr  <l('r  LandesreKicrung  bi'fiiKt'ii  würde,  «o  stiinde  den 
Aguatea  niclit  blM  bei  Verwesungen  soadem  inuuer,  auch  Imm  der  Regierung  eines  fähigen  Fiiir- 
Mtn,  flto  MiMctennft'  «der  wealgiteiw  Ooniiolendit  la.  Da  btorfen  nfqreiMle  die  Sed«  lit, 
I»  Jet  wMdi  der  Oraid  nleht  ficbtiff. 
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sonderbare,  and  schliesslich  von  «nwflrdigcm  Verdachte  zcngcnde  Künsteln 
erscheint  z.  B.  jene  Bestimmang  der  siiaiiisclien  Verfassung  von  1808,  welche 
den  der  i  hronfolgc  am  fernsten  stehenden  Agnaten  als  Reichsvcrwpser  bezeich- 
nete. Anch  die,  mehrfach  dem  Vorgänger  eingeräumte,  Wald  unter  den 
Agnaten  kanq  nieht  nls  zweckmässig  erkannt  werden,  da  sie  theils  üblen 
Hänken  Zngang  erdffuet ,  theils  bittere  Zwietracht  unter  die  Mitglieder  des 
regierenden  Hauses  werfen  kaun.  Endlich  ist  selbst  die  Bestimmung  des 
fi  aiizösiscben  Senatsconsnlts  von  1804,  nach  welcher  der  im  Augenblicke  des 
eintretenden  Bedtlrfhisses  einer  Reichsverwesnng  als  nächster  Regtennigs- 
f&higer  eintretende  Agnat  die  Regentschaft  za  behalten  hatte,  anch  wenn 
spMer  ein  der  Thronfolge  näher  Stehender  föhig  werden  soUte,  nicbt  anzo- 
ratben.  Sie  beseitigt  allerdings  den  Uebelstand  eines  Wechsels  onter  den 
Reichsrerwesem;  aUein  einmal  fainn  sie  zn  schlldlicher  Yerstimniiing  des 
Uftherberechtigten  and  itzt  durch  Zufall  AasgescUossenen  fuhren,  zweitan 
und  baaptsSchlich  aber  wird  der  genannte  Vortheil  aoi|sewogen  durch  den 
Kaditheil  eines  Wechsels  im  Falle  des  Todes  des  Bevormundeten. 

Durch  diese  Andcht  ist  allerdings  auch  schon  mittelbar  der  Stab  ge- 
hrochen über  die  Berufung  von  Frauen  zu  der  Reichsverwesnng,  sei  es 
nun  der  Mutter  oder  Grossmutter  eines  MIndeijfthrigen,  sei  es  der  Gfattin 
eines  Kranken  oder  sonst  Verhinderten.  Es  wird  aber  auch  durch  eine 
sondere  Untersuchung  ftber  diese  Art  von  -Begierongsverwesung  em  solches 
ürtheil  nur  hestitigt;  und  zwar  sowohl  wenn  der  Bechts- als  wenn  der  Zweck- 
mSsdgheitsgmnd  ins  Auge  gefiisst  wird. 

Wenig  ist  za  bemerken  flher  einen  Rechtsanspruch  der  fttrstUcben 
Frauen.  —  Wenn  derselbe,  selbst  bei  der  Mutter,  zu  allen  Zeiten  als  ge- 
schichtlieh-hegrOndetes  Recht  sehr  zweifelhaft  war  >),  so  lUlt  er  voDends 
it2t  vollständig  weg.  Dieselben  GrOnde,  welche  keine  Herflbemahme  privat* 
rechtlicher  Befugnisse  aus  dem  Patrimonialstaat  in  den  Rechtsstaat  bei  doi 
Agnaten  gestatten,  gelten  auch  hier,  und  wohl  noch  in  verstärktem  Grade. 
—  Was  aber  die  aus  allgemeinen  Rechtssät^eu  abzuleitenden  AnsprtUhe 
betiüfft,  so  sind  solche  nicht  etwa  nur  schwach,  sondern  vielmehr  deren  gar 
keine  vorlianden.  Dass  aus  dem  Wesen  der  Erbmonarchie  kein  Retlit  iür 
das  Regierungsrecht  einer  I\Iutter  oder  Gattin  a})geltitet  werden  kann,  geht 
schon,  abgesehen  vun  aUem  Andern,  daraus  hervor,  dass  ein  eigenes  Erb- 
recht der  Frauen  auis  Granden,  welche  beinaiie  ausnahmelos  in  allen  Erb- 
reichen anerkannt  sind,  gar  nieht  besteht,  ihnen  (etwa  mit  Ausnahme  des 
Nothfalls  eines  völligen  Erbv-i  hens  des  Mannesst a mm  es)  gar  keine  Rcgicrungs- 
iähigkeit  zuerkannt  ist.  Woher  soll  denn  nun  ein  aus  V  ernunftgründen  abge- 


1)  VgL  Lyockcr,  VormnndschAftsbcstefliiQir'  B<L  I,  8.  S48  i^.  Olo  vod  ihm,  und  vor  üua 
TOB  J.  j.  Koter  {Utntsneht,  BA.  ZVOZ)  ud  OUnderote  {BtMtwediO  fUr  elM 
Bcftannc  4«r  Malier  vwie1»iehte  Beehtsgritaide  dnd  fw  Ulsttci. 
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leitctes  Rocht  auf  eine  stellTertretendc  Rogiernng  kommen?  Es  ist  ein 
offcnhnrrr  Widerspruch  mit  dem  ganzen  allgeiDein  bestefaeaden  Plindper  des 
Erbfolgercchtes  und  der  Erbfolgoordnang,  wem  Franen  ein  anderes,  als 
höchstens  ein  Nothreeht ,  auf  Reichsverwcsimg  eingeräumt  wird. 

Und  nicht  anders  verhalt  es  sich,  wenn  die  Fra^p  «08  dem  Zweck- 
roässigkeitsstandpunkte  aa%efi»st  wird.  ]Die 8|iiiintlicheii  belnumien  and 
aUseitig  zugegebenen  Bedeskeß,  welche  flberliaapl  gegen  die  tJeberlassong 
emer  Begierang  sprechen»  finden  ancli  hier  ihre  Tolle  Ein- 

^eno^.  Wenn  diese  steh  nllmikli,  Im  Darciischniite  Wenignteus,  nach 
Ckistes»  nnd  Eörperbeschaffenheit  nicht  zor  Leitung  von  Staat  saugflegen- 
heiten  eignen,  so  macht  es  natflrlich  keinen  Unterschied ,  ob  sie  dieses  ihnen 
llkitt  passende  Geflcfaift  in  eigenem  oder  in  fromd.  ni  Namen,  in  unmittel- 
barem oder  in  abgeleitetem  Rechte  besorgen.  Am  Ii  In  i  einer  Regentin  ist 
ein  das  logische  Denken  überwucherndes  Gefühlsh-tH n,  i^t  Mangel  an  Keuut- 
Äissen  und  Erfahrung  in  Geschäften,  körperliehe  Seliwäche,  Lannenhaftigkeit 
nnd  Mangel  an  physischem  Muthe  nicht  zutrüglich  für  den  Staat,  Auch  ftlr 
vormnndschaftliche  Regierangen  ist  das ,  allerding?  nicht  zu  leugnende ,  Bei- 
spiel einzelner  glilnzcnder Frauenregierungen  nicht  maassgebcnd.  Die,  wohl 
auch  als  Verbesserungsmittel  versuchte,  Beiordnung  eines  Regentschaftsrathes 
oder  eines  Mitvormnnders  ist  aber  so  wenig  geeignet  die  Fehler  wirklich  zu 
bereit  igen,  das»  sie  vielmehr  als  fast  sichere  Quelle  von  ZerwOi^ssen  and 
Wjjrcn  unter  allen  Umständen  ferne  gehalten  werden  sollte. 

Offenbar  waltet  hier  eine  Verwechslung  von  Begriffen  ob.   Dass  eine 
Matter  durch  die  Natur  selbst  berechtigt  ond  verpflichtet  ist«  tta  die  körper- 
liche und  geistige  Endehnng  ihres  vaterlosen  Sohnes  zn  sorgen  vad  darflber 
m  wachen,  wird  Niemand  bestreiten.  Anch  mOgen,  wenn  w^on  nicht  ganx 
nnangefochten,  ZweckmAssigkeitsgrande  dafür  sprechen}  dass  der  fürstlichen 
Matter  dieses  oatfirliche  Recht  nnheschrftnkt  gelassen  werde.   Ebenso  kann 
sicher  der  Ansprach  einer  Gattin  nicht  beanstandet  werden,  die  Pflege  eines 
schwor  erknmkten  Mannes  zn  leiten.  Allein  diess  Alles  hat  mit  der  Kegie- 
mag  des  Staats  gar  nichts  gemein,  nnd  es  ergiebt  sich  nichts  diirans,  als 
die  üeberlassnng  einer  persOoli^^n  Yorarandschaft  ftber  den  jmfthigen, 
Forsten,  nnd  es  dürfen  die,  wie  oben  gezeigt  keineswegs  seltenen,  a  ntgegen- 
gesetzten  Bestimmnngen  selbst  neuerer  Gesetze  al|  ein  merkwOrdiges  .Beispiel 
des  üeberwiegens  nnklarer  Oef&hk  und  missverstandener  Ueberliefo  mngcn 
Ober  Uar  bewnsstes  Denk«;,  betrachtet  werden. 

Diess  Alles  er^gj^p-j^j      einfach  verständlich  und  verständig,  dass  ttan 
^''.^nk-en  tragen  muss,  die  alb  Ergänzung  und  als  Nothre.cht, 
^^Itimlicb  im  Fnlie  eines  gänzlichen  Mangels  an  befähigten  Agnaten.)  einer 
forstlichen   Frau  einzuräumende  Regierungsverwesung  alsbald  zuzugtbi  n. 
GeselzUch  geborgt  muss  natürlich  auch  für  einen  solchen  Fall  werden,  ind^i « 
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sonst  eine  höchst  bedenkliche  Lücke  in  der  Vorsorge  wäre;  allein  eine 
Frauenregierung  wird  siclj  doch  erst  als  folgerichtig  uud  unvermeidlich  her- 
ausstellen, weun  sich  bei  näherer  Prtifong  ergiebt,  dass  eine  bessere  Ein-  ^ 
richtung  als  gesetzlich  feststehende  Be!?timmung  nicht  m  treffen  ist. 

Diese  Uiitersnchnng  ist  nun  aber  trotz  der  Verschiedenheiten  der  ein- 
zelnen Bestimmungen  weder  schwierig  noch  weitläufig;  es  ist  nur  nothwendig, 
zuerst  das  Princip  der  beiden  Auskunft sarteu  einzeln  m  prüfen,  und  sie  dann 
iiater  einander  und  mit  der  Uebertragong  der  Begiemng  an  eine  Frau  za 
vergleichen. 

Hinnchtlicli  der  sftmmtlichen  eine  willkttrlicbe  Bezeichnung  des 
fiegierungsvcnvcsers  anordnenden  Bestimmungen  kann  das  Urtheil  nicht 
zweifelhaft  sein.  Sie  unteriiegen  alle  dem  bereits  oben ,  S.  161,  Aber  jede 
nicht  gesetzlich  und  ein  fdr  allemal  festgestellte  Regentschaft*  ansgesprochenea 
Tadel.  Dasa  ebe  solche  euiseitig  oder  von  Mehreren  auagetlbte  Wahl  mög- 
licherweise einen  ganz  tüchtigen  Mann  an  die  Spitze  der  Staaiogesdiftfte 
stellen  kann,  soU  nicht  geUngnet  werden;  allein  die  Bedenken  und  Gefiihren 
sind  weit  ftberwiegend. 

Nicht  diesdbenEmwendnngen  können  gegen  eine  YOm.Ge setze  selbst 
bezeichnete  Persönlichkeit  ansserbalb  des  EreiBes  der  regierenden  Familie 
geltend  gemacht  werden;  ist  doch  hier  keine  IHllkOr,  also  andi  keine 
Intrigne  nnd  keine  Spoltong  mOglich.  Anch  ist  znzngeben,  dass  die  Bestim- 
mung in  dner  Weise  getroffen  werden  kann,  welche  eine  gute  Besorgnng 
der  Staatsgeschllte  als  mehr  oder  weniger  wahrscheinlidi  erseheineik  Usst; 
so  z.  B.  eine  Uebertragnng  an  den  ersten  Minister,  an  den  Torsitaendeii 
der  obersten  beratbenden  Behörde  (Staatsrath,  Geheimerath),  oder  an  den 
Prasideaten  der  Pairskammer  n.  dgL  Wohl  tSm  tritt  hier  die  Frage  ent- 
gegen ,  ob  nicht  eine  anch  nnr  zeitweise  Uebertragnng  der  Staat^walt  an 
einen  oAter  keinen  Umstanden  nnd  Toranssetzmigen  zmn  eigenen  Besitze 
Berechtigten  schwere  Unzotrftglichkdten  habe  nnd  gegen  den  Gedanken  der 
Monarchie  gehe  ?  Ohne  nun  jedes  Bedenken  flkr  ungegründet  erkiftren  zn 
woUen,  mag  man  doch  wohl  hierflber  weggehen.  Die  Haöptsache,  nftmlich 
die  Besetzung  des  Thrones  mit  einem  Berechtigten ,  ist  ja  vorhanden ,  und 
die  thatsiichliche  Ausübung  der  Regierung  durch  einen  damit  Beauftragten 
kommt  auch  in  anderen  Fällen  vor,  ohne  dass  das  monarchische  Princip 
darunto*  litte.  Nur  mag  die  Bemerkung  beigefOigt  werden,  dass  es  immer 
besser  sein  wird  einen  dem  Staate  selbst  Angehörigen  als  etwa  einen 
fremden  Prinzen  zum  Reichs  Verweser  gesetzlich  zu  bestimmen.  Herrschaft 
Fremder  wird,  und  ganz  mit  Recht,  überall  schwer  ertragen. 

Unter  diesen  Umständen  kann  es  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass 
das  zuletzt  besprochene  Auskunftsmittel  entschieden  einer  freien  Ernennung, 
von  wem  immer  sie  ausgebe,  vorzuziehen  ist.  Und  höchstens  mödite  zu 
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Jttitarer  in  der  inaserBtenMotli,  wenn  nimlich  anch  der  vom  Oesetae  BedBiehr 
nete  durch  einen  nnglflcldlcfaeii  Zofidl  nicbt  vorhanden  oder  nidit  verfilghtr 
Hin,  gerathen  werden  kOnnea. 

Wae  nnn  aber  das  YerhAltniBs  dieser  Anaknnftemittel  zorUebertragong 
der  Begentediaft  an  dne  Frau  betritit,  nnd  also  die  Frage,  ob  leUtere, 
troti  ihrer  inneren  Mftngel,  derHiaantgabe  ans  dem  Kreise  des  regierendeu 
Haaees  vwzoziehen  sei:  so  ist  hier  einoMeinmigsverschiedenbeit  wohl  mOg* 
lieh  nnd  entecholdbar.  Weniger  zwar  hineiebtlicb  derEntsebeidnng  zwiBcfaen 
der  Franenregierang  und  einer  freien  Beaeichnang;  indem  wohl,  wenn 
tiberbanpt  die  gegen  letztere  geltend  gemaefateii  Ortlnde  als  richtig  erkannt 
werden,  sie  ab  flbenviegend  achAdlicb  mflssen  betrachtet  werden;  bo  daea 
also  diese  Art  der  Torsorge  filr  einen  Begenten  als  die  ganz  zaietst»  aach 
erst  bei  einem  Mangel  einer  Matter  oder  Gattin,  anwendbare  zn  erklflren  ist 
Dagegen  ist  es  schwer  zwischen  Franenregiment  and  gesetzlicher  Uehertraguiig 
an  einen  bestimmten  Privaten  zn  entsdieldea.  Die  Wage  steht  hier  fiut 
^eieh,  nnd  nor  der  Umstand,  dass  doch  am  Ende  für  den  Mann  die  grössere 
Wahrscheinlichkeit  einer  gutuii  liegierong  spricht,  muss  sie  wohl  schliess- 
lieh  auf  diese  Seite  neigen. 

So  iisi  denn  das  Endergebniss  der  ganzen  Untersuchung  über  die  iaug- 
Uchkeit  der  zum  Ki  gicrungsverweser  zu  bestimmenden  reisönlichkeit  fol- 
gendes. In  erster  Linie  stehen,  zwar  nicht  aus  Rechts-  aber  aus  Zweck- 
mässigkeitsgruiidiii ,  die  Agnaten,  und  unter  ihnen  wieder  der  selbst  zur 
Regierung  am  nächütün  Berechtigte.  Bei  völligem  Mangel  von  Agnaten  ist, 
alb  uüchst  zu  empfehlendes  Mittel,  die  gesetzhehe  Bezeichnung  tüas  be- 
stimmten Unterthanen  zu  li klaren.  Nun  folgt,  diitteus,  Uebertragung  der 
Regierung  au  die  Mutter  bei  Minderjährigkeit  des  Fürsten,  an  die Geniaiilin 
bei  fioubtiger  Unfähigkeit  Endlich  erst  zuletzt,  als  Noihnuttel,  freie  Er- 
neonoog,  wo  sich  dann  Theilnabme  der  Stände  von  selbst  versteht. 

m. 

* 

Die  Stdlung  der  Tolksvirlretang  m  Beiehaverweioiig. 

£s  kann  natflilich  nicht  behauptet  werden,  dass  ohne  die  Mitwirknng 
einer  Sttodefersammlang  rechtliches  Zostandekommen  dner  Begentschalt 
gar  nicht  mfigtich  sei  Ist  eine  solche  dock  aach  in  solchen  Staaten,  wetehen 
ToUuyertretnng  fremd  ist,  Gesetz  and  Nothwendigkeit;  nnd  selbst  in  einem 
Staate  mit  BeprisentatiT-Yer&ssang  wftre  eine  ansdrAckliche  Bestimmanft 
weiche  die  Begentschaftsfrage  vOUig  ansscfaiede  aas  der  ZastAadigkeit  der 
Stftnde,  denkbar,  wenn  aach  sicher  nicht  folgerichtig  nnd  zmckmSssig. 
Allein  es  gehört  in  der  That  ein  solches  aasdrackliches  Yerftssangsverbot 
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dazu,  um  nicht  da,  wo  üborliaupt  eine  Volks^vertretung  bpstelit,  eine  we- 
sentUcbe  Tbciluahme  <1(  r-elbeu  au  der  Ersetzung  des  recht ni  asigcu  Fürsten 
durch  eiiieu  Stellverti  <  trr  für  wfmschenswcrth ,  ja  selbst  notliwendig-  zu 
erklären,  selbst  wemi  di«  (i  ^itzgebuiig  schweigt.  Schon  in  den  voran- 
gehenden Erürterungeu  haben  sich,  ganz  ungesucht,  nianchlache  Zweck- 
mässigkeiten für  eine  solche  Theilnahme  herausgestellt ;  hierzu  kommen  aber, 
noch  weit  zwingender,  auch  entschiedene  Reclit?gründe. 

Eine  Untersuchung  des  Verhältnisses  aus  dem  Gesichtspunkte  des  allge- 
meinen constitutionellen  Staatsrechtes  ist  aber  um  so  mehr  au  der  Stelle, 
als  die  ganze  Frage  biidier  von  der  Wissenschaft  ziemlich  vernachl&ssigt 
«Ofden  ist 

Bei  näherem  EtDgehen  in  die  Sachlage  ergibt  sich,  dass  eine  Theil- 
nahme der  Ständeversammlung  an  der  Begentschaftsh^  in  ?ierfiiGher  fie« 
liehung  wtlnschens^erth  oder  gar  nothwendig  erscheint: 

I .  Es  ist  rechtliche  Aufgabe  der  Stände,  als  der  Stellvertreter  der  gesammtan 
Unterthanen ,  thätig  zn  sein  bei  der  Feststellung  der  hier  eintretenden  ausser» 
gewöhnlichen  Gehorsamspflicht.  —  -In  einer  Monarchie  hat  das  Yolk  Dem- 
jenigen nnd  nor  Dengenigen  TafusangsrnSssigen  Gehorsam  m  leisten,  wekher 
nch  Erbfolgerecht  nnd  Erbfiblgeordnnng  na  Regierung  bemüBn  ist;  Gehor- 
sam gegen  einen  Klehtberecbtigteii  ist  Verbrechen,  nnd  eine  Zornuthang 
hiersn,  von  wem  immer  sie  aosgehen  mag,  darf  nicht  berlicksichtigt  wer^ 
den.  Allerdings  können  AnsnahmsfUle  eintreten,  in  welchen  der  zum  Throne 
rechtlich  BerolBne  persönlich  nnfthig  ist,  die  Rechte  nnd  Pfficfaten  des 
Staatsoberhaoptes  aussoflben,  nnd  wo  deren  Yerwaltong  anf  einen  Dritten 
flbertragen  werden  mnss,  wenn  nicht  der  Staat  zn  Gmnde  gehen,  wenigstens 
sein  Zweck  nnerfilllt  bleibeh  soll.  Aach  ^egt  die  Gesets^bnng  Torsicbtig 
genug  n  sein,  om  ftkr  den  Eintritt  eines  solchen  Ansnahmefhlles  die  nOthigen 
Vorschriften  so  trelfen,  nnd  Den  su  beseichnen,  welchem  jetct  Gehorsam 
gebührt;  ond  dass  das  Volk  hierm  verpflichtet  ist,  wenn  die  Thatsacha  der 
UnflUiigkeit  erwiesen  nnd  alle  weiteren  Voranssetzungen  ond  Vorschriften  des 
GesetMS  erMt  sind,  unterliegt  keinem  Streite.  Aber  eben  so  wenig  kann 
darttber  ein  Zweifel  seb,  dass  das  Volk  wecter  verpfliditet  nodi  auch  he* 
rechtigt  i^t,  die  einftMdie  Behanptnng,  dass  ein  solcher  AnsnabnmfaH  vor- 
liege, als  Richtsehvnr  ytoznnehmen ;  sondern  dass  es  die  Befngniss  bat  zn 
untersuchen,  ob  ihm  die  Forderung  mit  Recht  gestellt  werde,  und  zu  cr- 
Idüren,  ob  es  die  Nothweudigkeit  des  Falles  und  das  Recht  des  stellver- 
tretenden Staatüoberiiauptes  anerkenne  und  ihm  also  vel■la5  5Ullg^l nüssigen 
Gehorsam  leisten  werde.  In  einem  repräsentativen  Staate  liegt  nuluiluli 
diiv>  Alles  den  Vertretern  der  üesanimtheit  ob,  und  ihre  Handlungen  und 
Zuölmuuimg  binden  die  Masse  der  Unterthanen.  —  Allerdings  wird  bei  dieser 
Anschauung  davon  ausgcgtuigeu,  dass  der  Unterthan,  und  soiml  auch  die 
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Gesammthcit ,  nur  verfassungsmässigen  Gehorsam  schuldig  sei,  und  dass  zur 
Feststellung  der  Fälle  desselben  eine  formelle  und  materielle  Prüfung  der 
veröffentlichten  Befehle  nutebe.  Dieser  Auffi^ssung  sind  nicht  alle  Theoretiker 
and  nicht  alle  £egiemngen  zugethan;  allein  gerade  in  dem  vorliegenden  Falle 
»igt  es  sich  recht  deutlich,  ni  welchen  schlechten  Folgerungen  die  Lehre 
TOD  dem  blinden  Gehursam  gegen  jeden  anscheinend  richtigen  Befehl  einer 
Staatsbehörde  ftthrt.  Hier  ist  es  nämlich  nicht  blos  das  Becht  von  Untov 
thmen,  welchen  möglicherweise  anf  unbefugte  Art  zu  nahe  getreten  werden 
kann,  sondern  das  Recht  des  Fflrsten  selbst;  nnd  es  zeigt  sich  recht  deut- 
lich, dass  auch  seine  SteUimg  nicht  unter  einer  willenlosen  Heerde,  sondern 
bei  richtig  denkenden  and  nur  dem  nachweisbaren  Rechte  gehofchenden 
BOigem  gesieliert  ift 

8.  Es  ist  ftimUcbes  Becht  der  Stande,  auf  die  Einfthrang  amr  Beidie- 
Terwesnng  ai  dringen,  wenn  eine  solche  nothwendig  ist,  ihre  Anordnung 
ober  nngeblllirlidie  YeRflgerang  findet.  —  Bas  Volk  bat  ein  tnusweifelhafteB 
Becht  dann!,  dass  der  Staat  zweck-  ond  Terihssangsgemäss  regiert  werde; 
diess  aber  ist  nnmögUch,  wenn  der  rar  Begierang  Beni£eiie  entschieden  nn» 
fiUiig  ist  rar  ErfÜlong  seiner  AnfBiabe.  Wenn  also  Dii;jenigen,  (Hinitter, 
Agnaten  n.  s.  w.,)  welche  den  gesetzlicheo  Anllrag  haben,  für  die  Ersetrang 
dnrch  einen  Befthigten  n  sorgen,  dieses  unterlassen,  sei  es  nan  ens  fsl- 
sdier  BOcksicht  auf  den  bei  Seite  n  setsenden  Forsten,  sei  es  ans  Furcht 
vor  nnangenehmen  Folgen  filr  sie  selbst,  sei  es  endlich  ans  Eigennutz,  weil 
sie  anter  der  nominellen  Begierung  des  onfiUiigen  Fttrsten  sich  persönlich 
wohl  befinden:  so  sind  die  Vertreter  des  Volkes  berufen,  die  VoUziebnng 
der  gesetzlichen  Maaasregeln  znr  Einsetzung  einer  Regentschaft  zu  verlangen. 
—  Weiter,  als  dieses  Verlangen  ra  stellen,  geht  flbrigcus  zunächst  ihr 
Becht  nicht  Dass  eine  absichtliche  Verzögerung  des  nothwendig  gewordenen 
Schrittes  die  daran  Schuldigen  einer  YerfiBMSungsmässigen  Verantwortlichkeit 
unterwirft,  ist  allerdings,  wie  oben  bereits  bemerkt,  unbestreitbar,  und 
es    mug  also  dieses   Yorgeheii   geeignete   Schritte   der  VoUvSVcrtrctung 
m  gelegener  Zeit  veranlassen;  dagegen  ist  nicht  zu  behaupten,  dass  eine 
Stän  li  v<  röaiiuiiiiiiig  schou  aus  allgemeinen  Gründen  berechtigt  sei,  zur  Em- 
sut2ung  eines  ßeichsverwesers  selbst  und  unmittelbar  vorzuschreiten,  wenn 
ihre  Aufforderung  an  die  dazu  gesetzlich  Berufenen  erfolglos  bleibt.  Ein 
handeiüdcs  Eingreifen  in  Staatsangelegenheiten  liegt  nicht  in  der  allgemeinen 
Aufgabe  der  Volksvertrr-tunp :  und  die  Wichtigkeit  eines  Verlungens  von 
ihrer  Seite  berechtigt  j«ie  iieim  swi  gs  zu  einer  Uebersclireitnng  ihrer  Befug- 
nisse.   Es  muss  also  im  Fnllt'  i  iaes  Widerspruches  von  Seiten  der  zu  den 
ersten  Schritten  Berechtigten  lediglich  einem  kräftigen  Beharren  und  einem 
Einwirken  anf  die  Öffentliche  Mcinong  die  Erreichung  des  gestellten  Ycr« 
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langens  übei lassen  bleiben.  Dass  indessen  viel  Unheil  geschehen  kann,  liegt 
freiücb  auf  der  Haud. 

3.  Die  Stände  sind  berufen,  die  Rechte  Derjenigen  zn  schützen,  welche 
durch  die  Einführung  einer  Regentschaft  beschädigt  werden  könnten,  falls 
ein  uäherhogondes  Wahrungsmittel  nicht  besteht.  —  Es  ist  ein  aü^emein 
anerkannter  und  überall  geübter  Grundsatz,  dass  die  Volksvei trctung  die 
Aufgabe  hat,  im  Falle  von  Rechtsverletzungen,  welche  bei  den  regelmässigen 
Staatsbehörden  keine  Abhälfe  gefanden  haben,  vertheidigend  einzuschreiten 
und  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  Einhaitang  der  Rechtsordnung  zu 
verlangen.  Diess  findet  namentlich  bei  allen  Fragen  des  öffentlichen  Rechtes 
unangefochten  statt.   Es  kann  also  auch  nicht  bestritten  werden,  dass  die 
Stände  zu  schatzenden  Schritten  befugt  sind,  wenn  bei  £infiüintng  einer 
Reichsverwesung  Unrecht  b^pmgen  worden  ist  oder  begangen  werden  will, 
eine  AbhIUfe  aber  bei  den  mstftndigen  Behörden  nicht  erlangt  werden  kann. 
AUeidingB  haben  sie  nicht  selbst  einen  Rechtsaosspnieh  n  thnn;  aber  sie 
können  veriangen,  dass  die  Becbtsordnnng  im  Staate  anfrecht  erhalten  werde. 
Der  anf  soldie  Weise  Yerletsten  mögen  mög^idierweise  Mehieve  sebi;  so 
B.  B.  Bithe  der  Krone,  wetebe  gegen  das  Qesets  von  YerbaodfamgeD  oder 
Entscheidnngen  ansgesddossen  werden  wollen,  oder  welchen  wegen  ihres 
Antheils  an  gesetzlichen  Schritten  eine  Terfolgong  droht;  ferner  Agnaten, 
welche  gegen  die  feststehenden  Bestimmnngen  nicht  ehigenfen  worden  wflien,  . 
oder  deren  Stimme  keine  BerOcksicfattgong  gefonden  hatte;  Zeugen  and  Sack* 
▼erstandige,  welche  wegen  ihrer  Anssagen  in  Gefthr  kimen.  Schwierig  ist 
nnr  die  Frage,  ob  es  Sache  der  Stände  ist,  anch  al;  Vertreter  der  Becfate 
des  Forsten  selbst  zn  handdn?  Ln  gewöhnliche^  I^mfe  der  Dinge  ist  natflr- 
licb  die  Stlndeversammlong  nicht  dam  benifen,  persönliche  Bechte  des 
Stastsoberbanptes  zn  vertbeidigen.  Theiis  ist  sie  nidit  hieizn,  sondern  viel- 
mehr im  Qegentheile  zur  Yertheidigung  derjenigen  Bechte  bemfen,  welche 
er  verletzen  möchte;  theiis  hat  der  Fttrst  llittel  genug  an  der  Hand,  das 
ihm  Zustehende  selbst  zn  wahren.  Allehi  in  dem  vorliegendeni'  Falle  liegt 
etil  ansserordentliches  Verhaitnise  vor.   Unter  dem  Yorwande,  dasa  der 
Fflrst  persönlich  nnfUtig  sei  zor  Yersehnng  seiner  Stellong,  will  er  der- 
selben anf  nngerechte  Weise  beraubt,  vielleicht  sonst  in  Schaden  versetzt 
werden,  z.  B.  in  Yermögensverhältnissen.   Die  höchste  Behörde  des  Staates 
ist  die  Urheberin  oder  wenigstens  Mitschuldige;  die  eigenen  Verwandten 
{stimmen  zu.    Leicht  ist  es  hier  nun  möglich ,  dass  ciu  noch  junger ,  ein  ab- 
wesender, oder  ein  in  Geschäften  unerfalu-cuer  Fürst  sich  der  ihm  drohenden 
Rechtsverletzung  uicht  zu  erwehren  wUsste  ohne  Hülfe  der  Volksvertretung. 

gibt  nun  nicht  nur  gegen  das  Gefühl,  den  Fürsten  hülflos  zu  lassen,  weil 
er  das  rechtliche  Oberhaupt  und  kein  Unterthau  ist;  sondern  es  muss  nament- 
lich uucii  bedacht  werden,  dass  die  Rechtssicherheit  der  Unterthauen  da 
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eteiMa  geAJirdet  ist,  wo  das  Staateobei-haupt  selbst  seiiie  persönlichen 
Becbto  nicht  m  schätzen  vemmg.  Ob  es  in  einem  Gesetze  geschrieben  ist 
oder  nicht,  es  wird  immerhin  eine  ehrenvolle  nnd  gliinzende  H»ndlnng  der 
Stlnde  sein,  wenn  sie  den  eigenen  Fürsten  verüieidigt  and  bewirkt,  dass  ihnf 
kein  Unrecht  geschieht..  Und  auch  ihm  wird  es  nicht  zur  Unehre  gereichen, 
wenn  er  bei  den  Tertretem  seiner  Unterthanen  gegen  treulose  BAtho  und 
nngerecfate  Verwandte  Hfllfe  findet 

4.  Ehie  letzte,  allerdings  nicht  in  rechtlicher  woU  aber  in  politischer 
Beziehung  bedeutende,  Einwirkung  der  Stflnde  im  Falle  einer  Reicbsver- 
wesung  ist  die  Bemfalgung  des  Volkes  hinsichtlich  der  Nothwendigkeit  des 
Schrittes  und  der  Gesetzmässigkeit  der  ergriffenen  MaassregeL  Jeder  unbe- 
grOndete  Anspruch  muss  verstummen  und  jeder  selbststtchtige  Umtrieb  ist 
erschwert,  wenn  die  Volksvertretung  die  Thatsacfaen  untersucht  nnd  ihre 
ansdracklicbe  Zustimmung  zur  RefperungsQbemahme  von  Seiten  des  bestimmten 
Verwesers  gibt  Dass  dadurch  die  moralische  Kraft  des  Letetem  erhöht  und 
seine  Stellung  befestigt  wird,  bedarf  nicht  erst  der  £rwflhnang,  ist  aber  als 
ein  nicht  zu  verachtender  Voltbeil  zu  betrachten. 

Diesen  Erwägungen  sind  denn  non  aoch  beinahe  sämmtliche  neuere 
Staatsgrundgesetice  gerecht  geworden.  Nachdem  schon  früher  während  der 
mehr  patrimoniulen  Auffassung  der  Regieruugsrethtc  die  Stände  häufig  bei 
der  Bestellung  von  VormundschüftLii  und  sonstigen  Stellvertretungen  eine 
Stimme  gehabt  haltcUj  uidit  selten  ihnen  sogar  eiu  Aiiüiiil  an  der  vor- 
mundschafllichcn  Regierung  eingeräumt  wurde,  im  Ganzen  freilich  ohne 
festen  Grundsatz  und  mit  manchen  Verschiedenheiten  im  einzelnen  Falle 
ist  man  zu  der  Einsii]it  gekommen,  dass  es  eine  wichtige  Aufgabe  für 
Verfasfeung  und  Gesetzgebung  sei,  genaue  und  für  alle  Fälle  passende  Vor- 
schriften über  den  Eintritt  der  Regiemngsvertretung  und  (Iber  den  Antheil 
der  Stände  an  demselben  zu  erlassen.  Offenbar  gab  die  >viederlioite  Noth- 
wendigkeit einer  Regentschaft  während  der  Regierung  Georg's  TIT.  von  Eng- 
land, sowie  die  Vorschrift  der  französischen  constituirendeu  Versamm- 
lung über  Reichsverwesung  den  Anstoss  hierzu,  und  o?  sind  auch  die  in 
so  vielen  Staaten  getroffenen  Bestimmungen  in  grosser  Gleicbloi  niigkeit  ge- 
halten worden.  Sind  sie  auch  nicht  alle  gleich  vollständig,  und  weichen 
sie,  wie  natarilch,  in  manchen  untergeordneten  Poncten  von  einander 
ab:  so  ist  doch  eine  Theilnahme  der  Ständeversammlnng  fast  ausnahmslos 
ein  leitender  Grundsatz  *),  wfthrend  mit  ebenso  grosser  Gleichförmigkeit  der 


1)  fl.  Uflrtbv  J.  J.  Moser,  deultdiM  ttailmclit,  Bd.  XVm,  8.  MS. 

2^  Die  Thcilnal m.  Icr  Stünde  ;in  dur  Bestellung  von  Regentsehanen  Ist  nicht  glcifhtbii&sig 
geordnet  in  BeiUebuog  auf  dio  venchicdeora  mdgUcbea  FJUle  eioer  Vertretaog,  in  lo  foroe  theils 
«ioMtam  Ofudswalie  iberiianpt  mnftiiiwiliirii  Beillimadiia«!!  enHialtMi  und  ttehnie  Flllc  1m- 
fttduichtigen  als  andere,  thoila  der  «|g«B«l  KntefflüMimg  dw  BtUtaobndimi^  MM  oMIir  ImM 
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dem  monarchischcD  Principe  in  der  Sache  gebührende  Einflnss  gewahrt  ist 
dnrch  die  den  Rathen  der  Krone  und  den  Agnaten  zugetheilte  Initiative. 
Nur  die  spanische  Curtcsverfassung  von  l^*12,  and  was  sieh  von  Gesetzen 
an  sie  anschliesst,  versäumte  die  letztere  Rücksicht  nnd  gab  der  Volksver- 
tretung vorwiegenden,  wo  nicht  ausschliesslichon ,  Einüuss.  Es  kann  somit 
die  Stündische  Mitwirknng  zu  einer  nothwendig  gewordenen  Reichsverwesung 
nicht  nur  als  eine  theoretische  Forderung  des  coiistitutionellen  Systemes, 
sondern  auch  als  ein  im  positiven  europäischen  deutlichen  Rechte  leit« 
stehender  Grundsatz  betrachtet  werden. 

Die  einzelnen  aus  diesem  Grundsätze  fliessenden  rechtlichen  FolgeroDgen 
Bind  aber  nachstehende: 

Vor  Allem  versteht  es  sich  von  selbst ,  dass  in  jedem  vorkommenden 
Falle  die  positive  Landesgesetzgehung  zunächst  zur  Anwendnng  kommti 
nnd  di^s  also  nicht  nur  ihre  ausdrficklichcn  Vorschriften  genan  za  VoU- 
ziehen  sind,  sondern  anch  zur  Ordnung  eines  nicht  besonders  vorgesehenen 
Falles  ihr  System  anzuwenden  and  also  die  Frage  nach  Analogie  ai  ent- 
scheiden ist 

Bei  der  nicht  selteii  grossen  Kflize  md  offenbaren  LQefcenhafUgkeit  der 
Beetinunnngen,  so  wie  in  den»  freilich  nicht  nUreichen,  Staaten»  in  welchen 
jede  gesetzliche  Norm  Aber  das  Verhalten  der  Stfinde  m  dem  Eintreten 
einer  Beichsverwesnng  fehlt,  kOnnen  jedoch  aneh  Fälle  mr  Entscbeidong 
kommen,  Ar  welche  das  geschriebene  Gesetz  kerne  Yorschrift  und  nicht 
einmal  einen  Anhaltspnnkt  daxiuetet  Fttr  solche  Yorkommenbeiten  ist  es 
denn  wissenschaftlich  nothwendig  nnd. praktisch  zweckmässig,  die  ans  der 
allgemeinen  Natnr  des  ganzen  YerhUtnisses  sich  ergebenden  Qrondsäftie 
au&osuches. 

Hier  ist  denn  der  Satz  an  die  Spitze  za  steUen,  dass  anch  in  sokfaen 


weniger  ttbwla««!)  tot  Bi  dod  daher  die  Beredittguogeo  der  Stinde  luwli  den  ehuetBen  Kotb- 

wendij^keitcn  einer  RegieningsTerwesnng'  besondere  aofiiafUbren.  —  In  allen  Füllen,  also  bei 
einfacher  und  nicht  tum  Vontiu  bedachter  Minderjährigkeit,  bei  einer  von  dem  Voriklirer  we^en 
Toraussichtlicher  UntahiKkeit  des  MadiTol^crs  boabaichtigten  Ordnung,  endlich  bei  einer  wihiend 
der  Regierung  eingetretenen  Unfühigkeit  haben  die  Stände  mitsuwirken:  in  Preussen,  Art*iS; 
lu  Luxemburg:,  V.-U.  von  18-ts,  Art.  r> ;  in  KuKlaml;  in  tlt  n  Nioderlandca  nach  den  Ver- 
CoMUngen  vuu  1615  und  IM«»)  iuUulKi«^u;  iuäpaniun  lutch  deu  Veila&iuugcu  von  1818  und 
ISST.  —  Bei  einfacher  Xlnderjibrigkeit;  und  «war  wenn  der  R^erungsvorfohrcr  elna 
besondere  Vorkehrung  zu  treffen  wünscht:  in  Coburg-Gotha,  V.-U.,  $13;  Oldenburg, 
Art.  ti;  tteuas,  J.  L.,  $46;  in  Kmianglung  eines  gesetzlich  Berufenen  aber  in  Branoechwoig, 
1 18^  —  Bei  einer  nnter  den  Vorfinffer  bereite  alohtbnren  ünflblfflEelt:  in 
Sachsen.  %  lO;  Württemhrrp,  5  12;  Kurhessr-n.  V,-l'.  von  \W,  ^  7;  Cot>nrp-({otha. 
%  lb\  Uldonburg,  )^  31}  K e uas,  J.  L.,  46;  Waldeck,  ^  22.  -  Bei  einer  während 
niaer  Beslernns  eingetretenen  UnmögUebkelt  der  flelbatrerl^rvBg:  In 
Bayern,  II,  ll;  Kr.  Sachsen,  S  U;  Württemberg,  3  13;  llannüVLr,  V.-U.  von  IWO, 
I  IS}  Kurhessen,  mi,  %  7^  Coburg-Ookha,  16*,  Oldenburg,  Art.  S3,  &  Ii  Anhalt- 
Bernbnrg,  %  91;  Benea,  J.  U,  S  46;  Waldeclc,  %n.  -  Eigenthttmikh  iat  die  Beetim- 

mun;;  (Ilt  h!iniiijv(>r"?.clu'ii  Vcrfa8^unjJ;  vuii  ISl),     30,         ilio  U«gentM;haft  g06Ctslldl  eintMtei, 

wenn  die  Stände vcntauunlung  vier  Wochen  lang  keine  Ctklämng  von  si«b  gebe. 
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ooQStitationellen  Moaarchieen ,  Vielehe  l  inc  Theilnahmc  der  VolkfiTertrctiing 
•n  dem  Eintreten  ernst  Kegfiit-diaft  nicht  ausdrücklich  vorschreiben,  aber 
auch  nicht  ontersagen,  eine  Mitwirkung  der  Ständr  rechtlich  fest- 
Mki.  Die  Gründe  hierfOr  sind  in  den  Tontehenden  allgemeinen  Bctrach* 
tnngen  ober  das  Verbftltniss  (jrr  Volksverb'etiing  zo  der  fraglichen  An- 
gelegenheit enthalten,  namentlich  in  dfem  Nachweise  der  reehtliehen  Noth- 
wendic^toit»  einerseits  den  ▼erfaaamigsmäsBigen  Gehorsam  der  Unterthanen 
sweifelk»  ftstrastdlen,  andererseits  eine  rechtzeitige  and  nnxireffelhafte  Ge- 
legenheit mr  Bechtmhnuig  m  geben.  Es  ivftre  eine  unrichtige  Beweis- 
ihhning,  wenn  eine  Zorflckweisung  ständischer  Mitwirkung  durch  ein&che 
Hinweisnng  auf  das  StUIschweigen  des  Grundgesetzes  begründet  werden 
«oute.   Ohne  Zweifel  ist-  es  ein  unerlaubtes  Ver&hren,  Rechte  für  die 
fltinde  in  Anspruch  zu  nehmen,  Ar  welche  sich  keine  Grundlage  in  der 
ihnen  eingerftnmten  und  gebtihrendeu  Stellung  finden  Iftsst*  Namentlich 
kann  von  einer  weiteren  BeschrBnfcung  der  Rcgierungsrechte  des  Staats- 
oberhauptes keine  Rede  sein,  wenn  kein  Anhaltspunkt  hierzu  in  dem  posi- 
tiven Gesetze  ist,  indem  diese  Beselirlnkhngen  Ausnahmen  von  der  Regd 
sind,  wehihe  denn  auch  als  solche'  behandelt  und  aasgelegt  werden  mOssen. 
Allein  damit  ist  nicht  gesagt,  daB8.es  nicht  voUktSndig  erfaubt  und  unter 
Dmstftnden  rechtlich  notfawendig  sei,  ans  dem  allgemeinen  Gedanken  der 
Tonksvertretung  in  logisch  richtiger  Weise  Schlösse  zu  ziehen,  nnd  in  Folge 
dessen  ständische  Rechte  in  Anspruch  zu  nehmen,  welche  in  der  geschrie- 
benen Verfassiingsnrkunde  nicht  erwähnt  sind.  In  richtiger  Weise  verstanden 
ist  der  Satz,  dass  die  ganze  Vcriussjuug  eines  Staates  nicht  in  der  Verias- 
sungsurkunde  begriffen  sei,  eine  unbestreitbare  Wahrheit.    Wenn  es  also 
zu  den  allgemein  ancrkannien  Grundsätzen  des  constitutionellen  Staatsrechtes 
gehört,  dass  keinerlei  grundsätzliche  llechtsverajulLiüijg  im  Staate  vorge- 
nommen werden  darf  olme  Wissen  und  Zustimmung  der  Volksvertretung: 
so  kann  es  auch  keinem  Zweifel  unterliegen ,  dass  eine  so  richtige  und 
durchgreifende  Reehtsvcranderuug,  wie  sicherlich  die  rrbertragnng  der  ge- 
sanimten  Ri^gienin'jsrechte  anfserhalb  der  regehnäsbigen  Ordnung  imd  die 
Verpflichtung  d«  [      s;niinitcu  Unterthanen  zum  Verfassung snui>s igen  Gehor- 
mm  go^en  einm  audereu  als  den  angeborenen  Fürsten  i'-t.  nicht  ohne  Zu- 
stinnnuiig  der  Stände  geschehen .  ^ei  auch  der  Fall  m  der  Verfassungs- 
urkunde nicht  ausdrticklich  erwähnt.  —  Es  lassen  sich  allerdings  einzelne 
Fälle  von  gegentheüigem •Verhalten  anführen;  allein  dieselben  können  ledig- 
lich als  Beweise  für  das  noch  nicht  voU&t&ndige  Durchdiingen  des  Geistes 
der  Verfassung  in  Betrachtung  kommen. 

Ein  zweiter  Grundsatz  ist  es,  dass  dem  Hinisterinm  das  Recht  nnd 
die  Pflicht  zukommt,  die  Initiative  zu  ergreifen,  im  Falle  das  Staats- 
oberhaupt, sei  es  beim  Regierungsantritte,  sei  es  während  der  Dauer  der 
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Regienmgf  durch  Abwesenheit  oder  Kranl^heit  ausser  Stand  geseM  ist,  die 
Staatsangelegenheiten  selbst  zu  besorgen«  £e  ist  cUess  allerdings  eine  Ueber- 
sehreitnng  der  regehnftssigen  Befognisae  der  obersten  BftÜie  der  Krone;  allein 
es  ist  ein  NothfaU,  nnd  ein  nfllieres  Becht  rar  Yoniabme  stuflieher  Hftnd* 
Inngen  steht  in  der  Honardiie  Niemand  sa.  Es  konnte  sieh,  irann  dsm 
Ifinisterinm  dieses  Becht  abgesprochen  wOnle,  nnr  von  den  Agnaten  odsr 
TOD  der  Stflnderersananlnng  bandebi;  aUeht  bei  beiden  wftre  die  Abiveldndg 
Ton  der  regebnflssigen  Ordnung  noch  gr<toser  and  die  Analogie  sor  Bereeh- 
■  tignng  entschieden  ferner.     Die  Agnaten  haben  in  der  Monardüe  des  nea- 
seitigen  Bechtsstaates  gar  keinen  Anthefl  an  den  Staatsgeschäften,  ind 
keinerlei  Berechtigong,  Gehorsam  ftr  eine  von  ihnen  ausgehende  Anordmng 
zu  Terlangeui  sei  es  von  den  Behörden,  sei  es  von  der  Stlnderersamsdaaib 
sei  es  von  den  Unterthanen  unmittelbar.  Bure  einaigen  BechtabeTorzagwgpi 
bestehen  in  dem»  freilich  sehr  vichtigen,  e?entiiellen  Bechte  auf  die  Bigls- 
rang  des  Landes  nach  den  Vorschriften  des  Eibfolgerechtes  und  der  Eib- 
folgeordnnng;  in  ebiem  Ansprüche  auf  staadesgemissen  Unterhalt;  mid  HA- 
UkSbi  in  euuebien  EhreUTorzügeo.  Bure  Ansicht  ttber  die  Nothwondigkeit, 
Gesetdichkeit  und  ZiroekmKssli^ieit  von*  staatsrechtlichen  Handluafen  ist 
durchaus  nicht  maassgebend ,  es  sei  denn  in  so  ferne  sie  dieselben  als 
Mitglieder  einer  Abtheilung  der  Stftndevcrsanimlung  und  auf  ihrem  Platze  in 
derselben  aussprechen  und  hierbei  Beachluiig  Imdeü.    liaiidtit  es  sich  also 
von  einem  Ersätze  für  den  im  Augenblicke  fehlenden  Willen  des  Staatsober- 
hauptes, so  geht  ihrer  subjektiven  Ansicht  entschieden  eine  Anordnung  vor, 
welche  von  der  Gcsammtheit  der  mit  der  obersten  Leitung  der  Staats- 
gesehäfte  unterhalb  des  Fftrsten  bereits  förmlich  und  rechtlich  betrauten' 
Beamten  getroffen  wird.   Allerdings  llült  einer  solchen  Anordnung  die  Geneh- 
migung des  Staatsoberhauptes,  und  sie  ist  ^oniit  eine  Aubnahme  und  nur  in 
einem  Nothfalle  denkbar;  aber  ihr  Eintreten  ist  doch  die  geringste  Ab- 
weichung von  d'-'v  fTo<=etzIichen  Ordnung  der  Dinge,  und  hat  somit  auf  die 
rechtliche  Vpniniiluinu^  mehr  für  sich,  als  ein  Staatsact  von  Stiteu  Solcher, 
weklie  mit  der  Vornahme  von  Regierungshandiungen  bisher  gar  nicht  beauf- 
tragt waren  und  die  im  regelmassigen  Staatsorganismus  gar  keine  handelnde 
Stellung  haben.    Diess  ist  denn  auch  allen  Gesetzgebungen,  welche  sich  über 
diesen  Punkt  ausdrücklich  ausgesprochen  haben,  so  einleuchtend  erschienen, 
dass  nicht  eine  einzige  den  Agnaten  die  Einleitung  zu  den  noth wendigen  Schritten 
abertragen  hat  —  Was  aber  die  StftndeverBammlung  betrifft,  so  widerstrebt 
CS  der  ganzen  Bestimmung  einer  solchen,  selbststftndige  VorkehniDg  zur 
Regelung  von  Staatsangelegenheiten  zu  treffen.  Ihre  Aufgabe  ist  nur,  dar- 
über zu  wachen,  dasa  keine  Rechte  verletzt  ond  das  Wohl  des  Staates  be- 
achtet bleibt,  wenn  Ton  Seiten  der  zuständigen  Gewalten  gehandelt  wird. 
Auch  ist  zn  bedenken,  dass  dieselbe  nicht  nothwendigenveise  mit  deo 
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yMSMmm  des  dmebenFtUes  gaun  nxtmi  ist,  und  inünlmmCiiiBB  der 
KodnfeiidigMt  etoer  Stdlvertntaog  den  reehten  Zeitponkt  zur  Einleitaiig 
diier  Begentaehaft  Idebt  verslaiiwi  kfimite  mm  gfOtstan  Naditüieile  des 
Stalles.  EndUch  ist  sie  keineswegs  immer  Tersammelt,  und  es  kfinnte  ent- 
weder Ufifdiircli  etafidb  eine  grosse  Yersögenmg  eintreten ,  oder  es  musstc 
'  das  ans  maandifiMIien  Grtlnden  selir  bedenklidie  ReeM  des  Znsanunentrittcs 
aas  eigner  MachtTollkommenbeit  aoch  noch  eingeräamt  werden. 

Als  dritter  Grundsatz  scheint  unzweifelhaft  aus  der  K^i^^^n  so  eben  be- 
sprochenen Stellung  der  Agnaten  hervorzugehen,  dass  denselben  eine  be- 
sondere Mitwirkung  od»  r  gar  ein  ausschliessliches  Recht  bei  der  Feststellung 
einer  Regentschaft  nicht  zusteht,  wo  dieselbe  nicht  aasdrückUch  durch 
das  Gesetz  angeordnet  ist.  —  Handelte  es  f^ith  davon,  irgend  eine  Ver- 
änderung in  dem  ihnen  zustehenden  eventnellcn  Erbrechte  vorzunehmen,  so 
wäre  allerdings  ihre  Zustimmung  nothwcndig.  Allein  dieses  Erbrecht,  sowie 
flberhanpt  die  ganze  rechtliche  Stellung  der  Amiatrn,  bleibt  ganz  unange- 
fochten; und  wenn  einer  aus  ihrer  Mitte  durch  die  Verhinderung  des  zur 
Thronfolge  Berufenen  früher,  als  sonst  geschehen  wÄre,  mit  der  Ausübnng 
der  Staatsgewalt  beauftragt  winL  i^-t  hierin  kein  Grund  zu  ersehen,  ihnen 
sÄmmtlich  eine  ^laat-j  t  chtiiche  Stt  tlung  zu  geben,  welche  sie  unter  anderen 
Voraussetzungt  II  nu  ht  haben.  Einfache  Sache  des  Austandes  und  der  Klug- 
heit, aber  auch  nur  dieser,  wird  es  freilich  sein,  dass  sich  die  mit  der  Initiative 
beauftragten  Minister  mit  den  Verwandten  des  Forsten  ansseramtlich  in's 
Benehmen  setzen,  um  auch  deren  Ansicht  von  der  Nothwendigkeit  einer  Stell- 
vertretnng  und  ihre  Kenntniss  von  den  Thatsachen  zu  vernehmen;  allein 
wesentlich  hiervon  verschieden  ist  ein  selbstständiges  Handehi  der  Agnaten.  — 
Gegen  diese  Anifasaang  Iftsst  sich  freilich  einwenden,  dass  ein  Theil  der' 
positiven  Gesetse  flher  das  lElegentsehaftswesen  eine  besondere  Agnatenver- 
— iMiwiimg  anordnet  and  weiteres  Yorschreitcn  von  Seiten  des  Ministefiiims 
von  deren  Zostimmuig  ahhftngig  macht  >)•  Ks  ist  jedoeh  dieser  ümstend 
nicht  hinreichend  snr  Begrtkndimg  eines  Rechtes,  wo  ein  solches  nicht  ans- 
dmddieb  gegeben  ist  Das  hlosse  mehr  oder  minder  hlofige  Vorkommen 
in  freniden  Staaten  begründet  rechtlich  keine  Analogie;  eben  so  wenig  geben 
blosse  Zweckmftssigkeitsgronde  vnd  Bttcksicbten  einen  rechtlichen  Ansproch. 
Dass  aber  ans  allgemeinen  Lehren  des  constitntionellen  and  flbeiliaQpt  des 
nenseitlichen  BechtsstMits  den  Prinaen  vom  Hanse  keine  Begienrngsrecbte 
oder  sonstige  eigenthümliche  Ansprache  an  die  StaatKwdmmg  sostehen,  ist 
vorstehend  bereits  nachgewiesen 

1)  Es  Ist  dies?;  nämlich  «ngeordnpf  im  K.  Sachsen,  V.-U-,  §  11;  WQrttembeiff, 
V.-U^  S  13;  Hannover,  V.-U.  von  IMO,  ü  13;  Korbeiseo,  V.-U.  von  iSSl,  %  8;  Oakvrt- 
«etlift,  Y.-U.,  S  13, 15  md  it;  OlSenkttrir,  ▼.-IT.«  Aif;  M,  «  i,  (bot  w«iid  «e  SliiiSe  •• 

Terlansren.) 

i)  Sitk^  WiderUisaiis  der  cnisegeBstelieDden  Aasicbt  Züpfl'  s.  olrao,  S.  )9S,  Amaerk.  i, 
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In  Besiehiixig  aiff  die  stftndisclie  Theilnahme  bei  der  Ein- 
setzung einer  Regentschaft  sind  dann  aber,  Hertens,  folgende  Fi]le 
and  FonaeB  der  Thiltigkeit  za  nnterscbeiden: 

Am  einfiudisten  ist  natttrlich  die  Siehe  bei  einer  Beichsverwesimg,  welehe 
durch  die  Ifinderjfthrigkeit  des  Forsten  veranlasst  irird.  ffier  ist  die 
Tbatsacbe  olFenkundig,  und  es  bedarf  kdneriei  Untersnchong  derselben.  * 
Erforderlich  ist  lediglich  eine  Anerkennnng  der  Thatsache  aneh  dareb  die 
Stande,  sowie  eine  Zustimmung  derselben  zq  der  üebemahme  der  Begienmg  . 
durch  den  betreifenden  Berechtigten.  Pass  aber  diese,  wenngleich  nnr  for* 
melle  Thfttigkeit  nicht  antertassen  werde,  erfordert  nicht  nnr  die  Schick* 
lichkdt  ond  die  correcte  länhaltnng  der  gegenseitigen  Verhältnisse,  sondern 
anch  die  immerhin  bestehende  Möglichkeit  einer  Reehtswahnmg.  —  Eine 
sachliche  Wirksamkeit  würde  die  Standeversanunlung  nor  in  dem  einen  FaDe 
zo  entwickeln  haben,  wenn  himdchtUoh  der  Person  dee  zor  Begentwfaaft 
Bemfenen  in  einem  Staate  weder  ein  bestimmtes  (besetz  noch  ein  sicheres 
Gewohnheitsrecht  bestttnde.  Auch  hier  wflire  es  der  ganzen  Rechtslage 
allein  angemessen,  wenn  Ministerium  und  Stiuide  sich  verständigten.  Hin- 
sichtlich der  zum  Stell verti'et er  zu  berufenden  Person  bestäiide  t^immer 
völliges  Schweigen  der  Gesetze  und  Gewohnheitsrechte  vorausgesetzt)  freie 
Wahl.  Unzweifelhaft  wäre  in  den  meisten  FäDen  der  nächste  regierungs- 
fähige Agiiut  bei  weitem  der  Geeignetste ;  und  wäre  es  nur  aus  dem  Gruude, 
weil  in  dem  Falle  eines  frühen  Todes  des  zu  bevormundenden  Ftlrsten  als- 
dann ein  neuer  KigieruugÄ Wechsel  eher  vermieden  würde.  Allein  eine  recht- 
liche Not  h wendigkeit  zur  Wahl  dieses  oder  überhaupt  eines  Agnaten  ist 
keineswegs  anzuerkennen 

Ein  zweiter  Fall  der  Thfttigkeit  ergibt  sich,  wemi  1<  r  regierende 
Fürst  wegen  der  schon  bei  seinen  Lebzeiten  voranszusehendeu  Unfähigkeit 
seines  Nachfolgers  Vorkeliruug  zu  treffen  beabsichtigt.  Wenn  hier  nicht 
etwa  dem  Staatsoberhaniite  ausdrücklich  eine  einseitige  Verfügung  gestattet 
ist,  so  kann,  nach  allgenuineTi  GnuKK'itzcn,  die  Entfernung  des  Erbberech- 
tigten von  der  Selbstregii  ruug  nur  durch  ein  förmliches  und  feierliches 
Staatsgesetz  geschehen.  Ein  solches  ist  nothwendig  sowohl  in  Beziehung  auf 
den  für  unfähig  zu  erklärenden  Füi*sten ,  als  zur  unzweifelhaften  und  l^alen 
Ordnong  des  Untcrthanengehorsams.  Zu  besonderen  Fonnen  and  Bedin- 
gungen der  stiUidischen  Mitwirkung  ist  jedoch  in  dem  angenommenen  Falle 
keine  Veranlassung.  Es  wird  sich  also  die  ThftUgkeit  der  St&ade  auf  ihre 
.  gewöhnliche  Mitwirkung  zur  Zustandebringong  Ton  Gesetzen  beschränken; 
wie  diess  auch  ansnahmelos  in  allen  jenen  ncnen  Gesetzen,  welche  diesen 
besonderen  Fall  regeln,  angenommen  ist  *).  Nar  yerstelit  sich  von  selbst, 

1)  a.  UwUer  «bM,  B-ttttg. 

9)  V«a  deatMhan  enuiSf«Mtaaii  mÜm  mni  die  presiaUelie  V.-U^  Art.  W;  dl«  k. 
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dam  «8  der  Standevemmmliuig  ToUkonunen  freistellt,  sieli  aUe  ihr  noch- 
wendig  scbeiiieiide  AnfkUiung  Aber  den  Thatbeetaad  za  Terscbaffen ,  und 
dasfi  sie  za  dem  Ende,  ireim>  de  ea  ftr  nothwendig  erachtet»  auch  eine  selbst» 
Etftndige  EnqaMe  za  Teranstalten  berechtigt  ist  —  Falls  eine  Zostimmuiig 
der  StgodefersaimnlaDg  zo  dem  Vorschlage  des  Staatsoberhauptes  nicht  za 
gewinnen  ist,  bleibt  selbstredend  das  Bechties  Nachfolgers  anf  Erwerbung 
der  Regierung  und  oigejie  AasHbong  derselben  zonAchst  ungeschmälert,  und 
CS  ^vi^(l  sieb  nun  im  Verlaufe  dieser  Regierung  zeigen ,  ob  sie  wirklicfa  for^ 
gesetzt  werden  kann. 

Der  schwierigste,  aber  auch  der  wichtigste  Fall  ständischer  Wirksamkeit 
tritt  da  ein,  wo  eine  persönliche  Unfähigkeit  ziir  Selbstregierung  entweder 
gleich  bei  dem  Thronwechsel  vorzuliegen  scheint,  ohne  dass  bereits 
unt^r  dem  Vorgäng:er  eine  Bestimmung  getroffen  wäi'e,  oder  wo  sich  eine 
Unf&higkcit  zur  weitem  Besorgung  der  Staatsgeschnftc  nach  bereit  -  an- 
getretener Regierung  zeigt.  Hier  sind  denn  in  Beziehnng  auf  die 
Thfitigkeit  der  StändeTersammlung  nachstehende  Paukte  besonders  in*s  Auge 
za  fassen. 

Vorerst  wird  sich,  wenn  die  Volksvertretung  nicht  ohnedem  und  zuf^lllig 
versammelt  ist,  der  Fall  ereignen,  dass  sie  einer  bloss  vom  Ministerium  ohne 
Genehmigung  des  Fürsten  ausgehenden  Einbenifnng  Folge  zu  leisten  bat. 
Da  eine  solche  Aufforderung  in  gewöhnlichen  Fällen  ungültig  wäre,  und  sich 
auch  die  Ständemitglieder  durch  eine  Befolgung  schwerer  Verantwortung 
aussetzen  würden :  so  muss  in  der  Aufforderung  des  Ministeriums  jeden  Falles 
die  Krankheit  oder  Abwesenheit  des  Fürsten  ausdrücklich  als  Beweg-  und 
Bechtfertigungsgrund  des  ausserordentlichen  Schrittes  erwähnt  sein ,  und  es 
mnss  fiberdiess  in  denjenigen  Staaten,  in  welchen  eine  vorgängige  Agnaten- 
Tereammlung  und  eine  Zostimmong  derselben  za  der  Reichsverwesung  vor* 
geschrieben  ist,  diese  vorangegangen  sein,  und  dieser  Thatsache  eben&lls  in 
der  Einbemfimig  Erwähnung  geschehen.  Knr  anter  diesen  YoranssetZDngeii 
ist  die  Ständeversanmilang  za  einem  Znsammentritte  berechtigt,  dann  aber 
auch  keiner  Yenntwortlichkeit  ftr  die  Befolgaug  der  Aafifordemng  aasgesetzt, 
welches  schliessliche  Ergebniss  immer  sich  heransstellen  mag.  ^  Za  einem 
selbststindigen  and  ohne  Anfforderang  des  Ministeriams  erfolgenden  Zxb- 
sammentritte  ist  die  StflndeTersammlnng  (eine  im  Gesetze  aasdrttckUch  ge- 
gebene Erlaabniss  hierra  ansgenommen)  nicht  berechtigt,  nach  wenn  etwa 
grosse  Anzeichen  derKothwendigkeit  einer  BeichsTerwesong  vorliegen  sollten. 


•  äcbtlfiche,  $  10;  die  wärttcmbergiscbe,  %  18;  die  knrhesaische  von  1S31,  $  7; 
dfecobarg-irothaitobe,S  *«  oldenburgiscbe,  Art  21;  die  renssiache  J.  L., 
t;  46;  die  wuldeck'ache,  S  92.  —  Die  gleicbe  Bestimmang  giU  In  der  nfederlitndiscbea 
Verfassnng  Ton  laift:  ohamo  wird  in  England  Jeder  FaU  elaor  B«lelitrenretiniS  dur^  «bW 
ParliMQeots««te  gerttgeli ,  m>mi\  «ocb  der  TorUegeade. 
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Die  Verantwortlichkeit  der  Unterlassung  trifft  nicht  die  StMe,  sondern  das 
Ministeriam.  Nicht  nothwendig  abor  i^t  es,  die  Frage  ausdrücklich  zu  bp- 
sprechen,  welche  rechtliche  Folc  i  ein  eigenmächtiger  Zusammentriii  der 
Stände  hilttp,  wenn  die  ünterlassuiig  der  Einberofung  durch  die  znstiüidige 
Behörde  den  Untergang  des  Staates  herbeizufiibren  drohte.  Hier  liegt  ein 
Nothfall  vor,  welcher  nicht  nach  den  gewöhnlichen  Rechtsregelo  zu  be- 
ortbeilen  ist. 

Eine  zweite  Eigenthütnlichkeit  des  nntcrgrstollten  Falles  ist  es,  dass  sich 
die  Ständeversammlnng  mit  einem  nur  von  dem  Ministerium ,  ohne  Befehl 
des  Fürsten,  vielleicht  selbst  unter  dessen  aisdrticklichem  Widerspruch,  an 
sie  gebrachten  Vorschlage  zu  beschäftigeo  hat.  Die  Berechtigung  hierzo 
liegt  auf  der  Hand,  sobald  Recht  nnd  Pflicht  zun  Znsannnentritte  waam 
Frage  stehen. 

Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  das  Ministerium  nur  mit  einem  vollen 
Nachweise  der  die  Selbstregiening  unmöglich  machenden  thatsftchlkiien  Um- 
stünde vor  die  Standeveraammlong  treten  wird.  Allein  nichts  hindert,  drittens, 
die  Tersanunlong,  wenn  de  diesen  Beweis  nicht  flkr  voUstandig  geführt  er- 
achtet, selbst  weitere  üntersuchongen  zn  veranstalten.  Nicht  ^die  Ueber» 
zengang  des  Ministerimns  nnd  etwa  der  Agnaten,  sondern  nor  die  eigene 
können  die  Stände  berechtigen  zor  ESnwilligang  in  eine  Regentschaft.  Nor 
ihrem  Ermessen  hleiht  es  daher  ancb  flberhissen,  welcherlei  Bewdse  der 
RegiemngsnnlUiigheit  sie  fttr  genügend  nnd  nothwendig  erachtet.  Von 
ftreng  rechtlichem  nnd  processoalischem  Beweise  braucht  flhrigens  natürlich 
nicht  die  Rede  zu  sein.  IMe  Volksvertretung  handelt  nicht  als  ein  Gericht, 
sondern  als  eine  politische  Körperschaft.  Somit  bedarf  sie  allerdings  einer 
moralischen  üeberzengung;  eine  solche  genügt  aber  anch.  So  wie  sie  denn 
also  einer  Seits  sich  der  Erbringtmg  eines  ftusserlich  nntadelhaften  Beweises 
nicht  zn  fügen  braucht,  wenn  ihr  derselbe  eben  nur  formeUe  aber  nicht 
thatsftchliche  Wahrheit  zu  geben  scheint:  so  mag  sie  auf  der  anderen  Seite 
sich  mit  Beweismitteln  zufriedenstellen,  welche  eine  streng  technisdie  Beweis- 
kraft nicht  haben. 

Die  nächste  Aufgabe  für  die  Ständeversammlung  ist  die  förmliche  An- 
erkennung der  Nothwendigkeit  einer  Reichsverwesnng.  Es  darf  darüber 
kein  Zweifel  sein,  dass  wirklich  der  ausserordentlulie  Regierungszustand  zu 
Recht  bo'^felit  und  die  Billigung  (hr  Volksveitretung  erhalten  hat.  Es  ist 
diess  daher  auih  in  den  meisten  Gesetzen  vorgeschrieben. 

Nicht  volll  rinnen  gleichbedeutend  hiermit  ist  die  itJit  der  Reihe  nach 
folgende  Anerkennung  der  Person  des  Reichsverwesers.  Es  kann  die  Noth- 
wendigkeit einer  Regentschaft  anerkannt  sein,  olme  dass  damit  anch  (Iber 
das  Recht  einer  bestimmten  Person  zu  deren  Führung  entschieden  ist;  oder 
aber  kann  zwar  wohl  eine  bestimmte  Person  oder  eine  ganze  Klasse  von 
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Personen  als  berechtigt  erklärt,  aber  im  concreten  Falle  tbatsSchlicb  nicht 
vorhanden  sein.  -Nach  euuebien  poslÜTen  GeseUen  steht  sogar  die  Wahl 
dnes  Beicbsverwesers,  sei  es  in  erster  Linie  sei  es  in  Ennangelang  be- 
stimmter gesetzlich  Berechtigter,  den  Stftodai  aUein  oder  gemeinschalUich 
mit  anderen  Factoren  m  *).  Weui  also  Niemaod  ein  förmUcbes  Recht  n- 
Btefat,  haben  die  Stände  eioeD  weseDtlidien  weiteren  Anftrag;  denn  dase  die 
nim  nothwendig  werdende  freie  WaU  eines  steUvcrtroteoden  Staatsoberhauptes 
nicht  ohne  Znstinunnng  der  Yolksvertretnng  vor  sieh  gehen  kann,  nnd  nicht 
etwa  z.  B.  das  IGnisterinm  allein  dem  Lande  einen  gesetzlichen  Regenten  ai 
geben  in  der  Lege  ist,  versteht  sich  von  selbst  —  Im  Uebrigen  wird  es, 
anch  wenn  keine  Wahl  za  treffen  ist,  sondern  ein  onzweüelhaft  Berechtigter 
besieht,  nicht  nor  klag  nnd  schiddidi,  sonden  anch  nr  ibnnellen  Fest- 
siellang  des  Rechtes  nothwendig  sein,  dass  die  Stftndeversammhug  eine 
üBnnliche  Anerkennong  der  Person  des  Reichsverwesers  ansspricht. 

Endlich  ist  aber  anch  noch  der  FflUe  einer  Abwesenheit  des  Slaats- 
oberiiaoptes  ErwShnnng  m  Ihnn.  —  Von  den  verschiedenen,  oben  S.  156  fg., 
näher  besprochenen  M^igHchkeiten  einer  Verhütderong  eigener  Begienmgs- 
fthmng  wegen  danemder  Entfemong  ans  dem  Staatsgebiete  kdnnen  m  ehier 
lliStigkeit  der  Tolfcsvertietnng  Veranlassnng  geben:  eine  Abwesenheit  beim 
Begienngsanfidle;  eine  gezwungene  Abwesenheit  mit  Freiheitsbeschriinküng 
des  Fürsten;  endlich  die  Unterbrechung  der  regelniilssigcii  Verbiiidung  iiut 
dem  freiwillig  abwesenden  Staatsobcrhaiipte  bei  nur  unvollkommen  berech- 
tigter, von  ihm  selbst  eingesetzter  Stellvertretung  im  Lande,  In  allen  diesen 
Fällen  besteht,  wie  bei  der  persönlichen  Rcgierungsunfühigkeit ,  für  die 
Stündeversammlung  die  Frage  nach  dem  Rechte  zu  der  Iniative  für  eine  vor- 
^rgliche  JUaasäregel,  uacii  dem  iic  weise  der  Thatsache  und  nach  der  Be- 


il In  Preusscn  crnpnnon.  nach  V.-V.,  Art.  r.G,  die  zu  Einer  VorsHinmlnng  rerdnlirtea 
Stiade  den  Kegeuteo ,  wenn  kein  A^nat  vorbaDdeo  iiad  keine  geeeUlichc  i-Hinorge  xum  Vor- 
aas gtM&m  kL  —  Nach  der  Lvsamliiirir'Mben  YeHkiMunt  rm  1848,  $  6-9,  ernannten  die 
Stilnde  guxa  ftrei  in  alten  Füllen;  nur  hatten  sie  F.bw  I'erKon  zu  waiilcn.  —  In  Cobarir-Ootlia, 
S  Ift— 16 ,  iat  lowotil  bei  der  anter  dem  Vorfiüirer  g«(»«tzlich  festgestellten  RoRentschHft ,  iils  bei 
der,  wegen  UnflUgMI  naeh  angetretener  Begicmng  dnrch  BeschloM  des  Familii-iuatheB  uud 
dar  etlade  elnKOSctzenden ,  eine  bestimmte  Peraou  nicht  Torgeacbrieben ,  also  Wahl  frei.  —  In 
Brannüchweig  haben,  nach  19  der  V.-U.,  die  StSnde  auf  VorsililaK  «les  St«ji(sniin!sterlnm» 
einen  Vormund  OQter  den  nicht  regierenden  deutscheu  Phtuen  zu  wüliJen,  wenn  kein  gesetzlich 
Baraeliligter  veikaaden  IM.  —  Nach  der  01denbar«*Mlien  Yerfhiianf,  Alt  St  md  tl,  tritt 
eine  Berechtljrting^  der  Ajrnftten  crts  „in  Ermunglung"  eines  von  dem  Vorgünger  mit  den  Stünden 
teschloesenen  Gesetzes  ein.  —  in  Hcuas  J.  L.  geht  eine  DÜt  Zustimmung  der  Stände  getroffene 
Varagung  dea  YorfUnen  Iber  die  Pefwni  dea  Begeuten  Jedar  aadem  Beradttignng  ver.  <- 
K  irh  welter  jfcht  «l.-^«  Frm-nnnngsrecht  der  Volksvertretnnjr  in  cInJjfen  ftoswärtlpcn  Staaten.  80 
wird  in  England  uub«dingt  Jeder  Betohsrerweser  durch  das  Fariiament  gewühlt,  da  kebiedel 
fenfloMiat  AmedM  beatebt  Nadi  venMUedeiMii  ipnntaeben  YetftMnmgett,  naaMatlkh  veo 
IS12  und  1837,  emenncii  dir  Cortf:«  unmittelbar  and  in  allfr  FiilU-n  den  Repentaehnfbirath  oder 
Begenten.  Nack  dam  französischen  SenatiuconsnU  von  lim  hatte  der  Benat  einen  Bcicba- 
i>erweMr  «nlar  den  OranrdrdenMgeni  in  ernenne»,  wenn  der  Kalaer  ketaM  Yorkehmng  ge> 
Mfltan  halt«  nnd  kein  i«BM.  iwhindeQ  war. 
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Zeichnung  der  Person  des  Verwesers.   Da  nun  aber  kein  Grund  einzusehen 
ist,  warum  bei  einer  durch  räumliche  Trennung  herbeigeführten  Unfähigkeit 
zur  Besorgung  der  Staatsgeschäfte  anders  zu  verfahren  sei,  als  bei  einer 
durch  körperliche  oder  geistige  Hindernisse  herbeigeführten  Unmöglichkeit, 
vielmehr  einer  Seits  das  Bedürfniss  einer  Stellvertretung  in  dem  einen  Falle 
so  dringend  ist,  wie  in  dem  andern,  und  auch  die  Stellung  der  verschiedenen 
staatlichen  Gewalten  zu  den  zu  beantwortenden  Fragen  hier  vollkommen  als 
die  gleiche  erscheint:  so  kann  und  muss  auch  die  Gesammthcit  der  ein- 
schlagenden Falle  ganz  gleichmässig  behandelt  werden,  wie  die  so  eben  er- 
örterten Möglichkeiten  einer  persönlichen  Unfähigkeit.    Insbesondere  wird 
eine  Abwesenheit  beim  Anfalle  der  Regierung  ganz  gleich  stehen  einer  bei 
solchem  Anfalle  bestehenden  persönlichen  üutauglichkeit ,  eine  während  der 
Regierung  aber  eingetretene  dauernde  Unterbrechung  der  freien  Verbindung 
mit  dem  Fürsten  einer  in  solcher  Zeit  entstandenen  körperlichen  oder  geistigen 
Unfähigkeit.   Der  einzige  Fall,  in  welchem  grössere  Zweifel  entstehen  können, 
ist  wohl  die  Verhinderung  einer  Verbindung  mit  dem  freiwillig  abwesenden 
und  nur  unvollkommen  im  Lande  vertretenen  Fürsten.   Iiier  muss  natürlich 
erst  über  die  Wahrscheinlichkeit  einer  längeren  Dauer  des  Hindernisses, 
sowie  über  die  Unmöglichkeit  einer  genügenden  Weiterregierung  mit  den  un- 
zureichenden Befugnissen  der  bestellten  Vertreter  entschieden  sein,  ehe  von 
einer  Regentschaft  die  Rede  sein  kann ;  und  da  ist  es  denn  allerdings  möglich, 
dass  Ministerium,  Agnatcnvcrsammlung  (wo  diese  zu  berufen  ist)  und  Stünde 
verschiedener  Meinung  über  die  Tliatsachcn  sind.    Eih  anderer  allgemeiner 
Grundsatz  lässt  sich  jedoch  nicht  aufstellen,  als  der,  dass  einer  Seits  ohne 
Zustimmung  der  Stände  zur  Errichtung  einer  Reichsverwesung  eine  solche 
nicht  bestellt  werden  kann,  anderer  Seits  aber  auch  ein  von  ihr  allein  aus- 
gesprochenes und  mit  den  Ansichten  der  übrigen  Factoren  im  Widerspruche 
stehendes  Verlangen  nicht  niaassycbend  ist. 

Hiennit  sind  denn  aber  wohl  die  eigenthümlichen  Verhältnisse  rmd  Rechte 
einer  Ständeversammluug  in  Beziehung  auf  eine  Reichsverwesung  erschöpft, 
und  es  ist  keine  Veranlassung  und  Rechtfertigung  anderweitiger  Veränderun- 
gen der  gewöhnlichen  Zustilnde  vorhanden ,  sei  es  in  Beziehung  auf  formelles 
Verfahren,  sei  es  hinsichtlich  des  stofflichen  Rechtes.  —  So  besteht  namentlich 
kein  innerer  Grund  zur  Vornahme  der  im  Vorstehenden  besprochenen  Hand- 
lungen der  StändeversanmiUmg  in  ungewöhnlicher  Form,  etwa  mit  grösserer 
Stinunenmehrheit ,  wiederholter  Bcschlussfassung,  verstärkter  Zahl  der  Mit- 
glieder u.  s.  w.  Eben  so  wenig  liegt  für  diese  Fälle  eine  rechtliche  Noth- 
wendigkeit  zur  Aufhebung  der  Trennung  in  zwei  Kammern  vor,  wenn 
schon  vielleicht,  zur  Abkürzung  des  Verfahrens  und  zur  Erleichterung  eines 
Beschlusses,  ein  Zusammentritt  als  zweckmässig  erscheinen  möchte.  Wenn 
daher  nicht  Abweichungen  von  dem  gewöhnlichen  Geschäftsgange  ausdrücklich 
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vorgeschrieben  sind,  süid  alle  liimdliuigeu  der  Stäudeversammlmi^r  in  einer 
Regent  Schaft  sfrage  lediglich  nach  der  gewöhnlichen  Genchäftsorduiing  vor- 
zuHt  hiiicn.  —  Und  eben  so  wenig  ist  einzusehen ,  wui  luii  ein  veri-cbiedenes 
materielles  Recht  der  St;iiidc  w.'üin  nd  der  Dauer  einer  U»  genli^eliaft  slatt- 
fiüdeu  süllte.  Durch  die  hrt*  t/m;ii  des  zur  Selb?tregieruüg  uuCiihigen  Forsten 
wird  der  normale  Zustand  in  Besoigaiig  von  Staatsangelegenheiten  wieder- 
hergestellt; und  so  wie  die  Rechtsverhältnisse  des  Volkes  unter  einer  Reichs- 
verwesung und  dureh  dieselbe  nielit  geändert  werden,  so  bleiben  auch  die 
Verhältnisse  der  Stände  unter  einer  sulchen  die  nämlichen.  Nur  wenn  in 
einem  positiven  Gesetze  (ohne  da'^s  dies  freilicli  von  der  Politik  m  billigen 
oder  gar  als  selbstverständlich  zu  verlangen  wäre,)  einem  Reichsverweser 
iosnahmsweise  ein  Abzog  an  den  Bege&tenrcchten  gemacht  wäre,  wtlrde 
natürlich  auch  die  StAndevenammlnng  ansmüunswcise  die  Vefpflicbtnng  und 
das  Recht  haben,  über  die  Einhaltung  dieser  Vorschrift  zu  wachen. 

Die  wenigsten  GrundgeBetze  haben  es  für  nötbig  erachtet,  Bestimmungen 
Qber  da^enige  Verfahren  zu  treffen,  welches  im  Falle  des  Wieder  auf- 
hörcns  einer  Regentschaft  zn  beobachten  sei').  Es  ist  dies  auch  in 
der  That  in  so  ferne  überflüssig,  als  es  sich  doch  von  selbst  versteht,  dass 
die  nftmlichen  Grundsätze  sowohl  liinsichtlich  der  Feststellung  der  Tbatsacben 
als  liinsichtlich  der  Rechtsbestimmnngen  bei  einem  WiedemühOren  dM 
aosaenffdentlichen  Znstaades  finmhalten  sind,  irie  8ie  ni  deaaen  Herbeifthriing 
ftr  nOthig  eradiftet  wurden.  Wo  und  io  weH  also  eine  gtandische  Mitnirkang 
m  rechtlichen  Begrflndnng  einer  Regentschaft  erforderlich  war,  da  ist  sie 
es  anch  so  deren  Wiederaufhebnng;  und  wenn  ein  efgenthfindjefaes  üonnelles 
Verfoliren  im  Ganzen  oder  im  EinaPlnen  bei  der  Ifitwirkong  nr  Einsetmng 
eines  SteUvertreters  eingehslten  werden  miisste,  ist  dasselbe  aneb  bei  dessen 
Wiederbeseitigong  nothwendig.  Die  einzigen  Untersdnede  sind  folgende  beide: 
Einmal  ist  die  Herstellong  der  Thatsache  einer  mOglieh  gewordenen  Selbst- 
regierang in  einigen  Ffillen  fo  ein&cb,  dsss  es  kaum  erst  einer  besonderen 
Handlnng  bedarf.  So  namentlicb  bei  einer  eintretenden  Yomflbrigkeit 
waä  bei  der  Rttckkebr  des  Fttrsten  ans  bindernder  Abwesenbe^  Zweitens 
aber  bann  von  einer  Einberufung  der  StSnde  and  ftberbanpt  von  weiteren 
Schritten  durch  ein  Ministerinm  allein  bier  nicht  die  Bede  sein,  da  ein  sor 
Besorgung  der  Staatsangelegenheiten  befiUugter  and  berechtigter  Regent  Yor^ 


1)  Nur  in  den  VerfaMtiiu?>' Urkunden  von  Hanncvcr,  (1840),  $  24;  Württemberg, 
S  17;  Oldenbnr»,  Art.  M;  Cobarcr-Gotha,  S  18;  Waldeok,  S  23.  Ist  des  Wiederaufhdreoa 
der  £.«gentsdi«fl  Hh«>rhanpt  Erwiihnung  geüuuk  In  Ujumover,  Oldeuburg  und  Coburg-Ootb« 
Mt  axudrückliihi  ^    i  nnt ,  iIass  in  (lit  Hem  PaUe  4er  BflMhlnsa  in  dertdbeo  Weise  herbeizafSliNii 

wHr-he  bei  der  Einflihnmf?  einer  ResncrnnffSTerweaang  etncpehaltcn  worfl-  n;  in  Wärttemberg 
lud  Waldeck  i«t  dagt^vu  nur  aoc«ordaet,  da««  mit  dem  We^Ue  dos  llindcraiaae«  d«r  Selbf^ 
regierung  dieM  wtoSer  datrele,  ohn«  dM«  aber  Näheres  über  da«  Verfahren  fottgMldK  —  fM. 
üch  auch  nir  h>  tmteraaist  —  wäre.  —  In  nlchtdetttMhw  OwolHB  ftadm  ilch  hefaii  BeittttUMMiatn 
ttb«r  das  Wicueraufliörea  einer  üeg^entaduUt.  ' 
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handen  ist.  Es  wird  also  vorkommenden  Falles  aaf  Befehl  des  Reichsver- 
wesers, and  nur  auf  denselben,  Antrag  an  die  StAnde  gestellt  md  von  di^en 
darauf  Beschlass  gefasst  werden  können. 

IT. 

B  elilii  •  I. 

Fflr  die  rechtliche  Erörtemng  eines  Verhältnisses  ist  es  fireilich  von 
keiner  unmittelbaren  und  bestimmenden  Bedeutung,  ob  die  aufgefundenen 
S&tze  auch  von  erfreulichen  Folgen  für  das  menschliche  Leben  begleitet  and. 
Zunächst  handelt  es  sich  nnr  von  der  Feststellung  des  logisch  Richtigen. 
Allein  nicbt  nnr  wOnsehenswerth«  eondem  anch  ein  weiterer  Gnmd  znr  Feitp 
haltong  der  geweonenen  GnmdBälse  ist  es,  wenn  das,  was  sein  mnss,  taeh 
Kotzen  bringt. 

So  ist  es  denn  nicht  ohne  Bedentnng,  dass  die  in  dem  Tonleheodea 
entwickelte  eigenthflndicfae  Ordnung  der  Befdisverwesong  in  der  oHisÜtv* 
tioneUen  Itonarchie  im  Wesentlichen  nnd  Gänsen  nfltslidie  Folgen  hat. 

AnerdmgB  wird  dnrch  die  Nothwendigkdt,  ansserhalb  des  Xrdaes  der 
Begiemngs&ctoren  des  Staatswülens  anch  noch  ndt  der  Standeversammhing 
so  TOrhandebi  nnd  deren  immerhin  etwas  schwerftUige  Bescfalnss&ssnng  ab- 
zowarten,  nicht  nur  mehr  Zeit  in  Ansprach  genommen,  soodeni  es  ist  aaoh 
▼ieUeidit  dann  ond  wann  eine  an  sichQnnöthlge8diwierig]ceitaaftberwiade&. 
Dodi  Mt  dies  im  Ganzen  nicht  schwer  in*s  Gewicht  im  Terhlltnisse  m  dsa 
YortiieOen,  welche  dorch  die  Theihiahme  der  Volksvertretamg  an  jenen  Auf- 
gaben erreicht  werden,  welche  in  andern  Staatsformen  den  lÜtgUeden  der 
regierenden  Familie  und  den  obersten  Beamten  allein  snMen. 

Eüraia]  nSmlidi  ist  die  weitere  Sicherstellung  gegen  mOgUdie  Blake  ond 
Ungerechtigkeiten,  welche  dem  zu  entmOndigendcn  Ftirsten  durch  die  Theü- 
nahme  der  Standeversammlung  zu  gute  könunt ,  nicht  zu  missachtcn.  Es 
sind  in  nnbeschrfinkten  Fürstenthtlmem  sehr  auffallende  und  sehr  lange 
dauernde  Beeinträchtigungen  geseti^lich  zur  Selbstregioruiig  Bernfcner  vor- 
gekommen, welche  bei  einer  Thcilnahmc  zalilreichcr  Yersamuiluügen  und  bei 
einer  öffentlichen  Vei  haiitilung  umtK  glich  gewesen  wären.  Es  mag  sich  be- 
geben, dass  keine  zur  Vertheidiguiig  des  Rechtes  geeigneten  oder  befilhigten 
Agnaten  vorhanden  sind;  es  ist  denkbar,  dass  sich  die  obersten  lieamteu 
<  i]u  ia  Usurpator  anschliessen ,  wohl  von  diesem  zu  solchem  Zwecke  beson- 
ders ausgewählt  werden:  allein  es  ist  kaum  zu  befürchten,  da?s  die  Mit- 
glieder einer  zahlreichen  Versammlung,  welche  flberdiess  persönlich  von  der 
Einsetzung  oder  Fortführung  einer  nicht  gerechtfertigten  Regentschaft  keinen 
Gewiiiu  haben,  sich  einem  solchen  Unrechte  freiwillig  anschliessen;  und 
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selbst  wenn  oin  Vcrstich  hierzu  von  oim-r  gewonnenen  Faction  gemacht  wer- 
den wollte,  ertrtige  ein  solcher  Plan  das  Licht  einer  öffentlichen  Verband- 
long  nicht.  Kann  und  soll  nun  auch  nicht  behauptet  werden,  dass  ein  mit 
Unrecht  regierender  Reicbsvcrweser  notbwendigerwcisc  den  Staat  schlechter 
leite  und  dem  Volke  weniger  gewIÜire,  als  der  verdrängte  Fürst  gethan 
haben  würde:  so  ist  doch  ein  rechts-  und  gewissenloser  Ehrgei2  zum  min- 
desten kein  Yeminthangsgrund  fttr  eine  Erfüllung  der  Pflichten ,  und  ist  die 
Entfemiuig  eines  offenbaren  Unrechtes  immerhin  ein  Vortheil.  Schon  dass 
bei  Amts«  und  SleUiingsmissb rauchen  den  Mitschuldigen  durch  die  Finger 
gesehen  werden  rnnss,  ist  ein  selir  schlimmer  Umstand. 

Ah  ein  sweiter  Tertheil  ständischer  Mitwirkung  mag  es  sich,  wenig* 
stens  zuweilen ,  heraosstellen ,  dass  Rinken  gegen  den  gesetzlich  snr  Regent* 
Schaft  Bemfenen  entgegengetreten  wird.  Auch  in  dieser  Beziehnng  sind 
Tersoche,  die  Gewalt  einem  dnrch  das  Geseti  nicht  Berechtigten  losnwen- 
den,  gar  woU  mOglidi:  nnd  anch  in  diesemFalle  ist  ansser  derBeseitigang 
vonUnrecht  an  sieb  anch  die  vonBegicmngemiBshrStieben  wenigstens  mflglicfa. 
Und  dass  in  Jedem  Faüe  die  fi>miHche  Anerkennnng  der  Ncihwendigjkeit 
einer  Begentsdnft  nnd  der  Person  des  Stellvertreters  die  SteUnng  des  Let»- 
teren  krütigt,  ist  oben  bereits  bemerict  worden. 

Endlich  und  hanptsichlicb  aber  gewahrt  das  Recht  nnd  die  Pflicht  einer 
Stindeversammlpng ,  snr  Uebertragmig  der  Regierung,  an  einen  persQolieb 
BefiUdgten  mitzuwirken,  die  gesetzliche  HdgUiohkeit  krfiftig  einzuwirken  auf 
die  wirUiche  Ausfthrung  einer  sokhen  Uaassregel,  wo  dieselbe  durch  die 
Beschaifenheit  des  Forsten  wirklich  nothwendig  geworden  ist  Nichts  ist  in 
der  That  denkbarer,  als  dass  die  nflchsten  Umgebungen  und  die  obersten 
Beamten  ehies  bis  zur  Unföhigkeit  schwachen  Forsten  der  Einsetzung  einer  . 
Regentschaft  nichts  weniger  als  geneigt  sind,  da  sie  von  solcher  die  Fort- 
dauer ihres  Einflusses  und  vielleicht  die  Fortsetzung  groben  Missbrauches 
desselben  nicht  hoffen  können,  und  dass  sie  daher  den  Scheüi  der  Selbst- 
regicrung  ihres  persönlichen  Nutzens  wegen  und  zum  allgemeinen  Nachthelle 
erhalten  suchen.  Kuu  kann  aber  die  Durchreissung  solcher  Plane  kaum 
auf  eine  andere  Weise  ruhig  und  gesetzlich  geschehen,  als  durch  niuthigo 
Verhandlungen  und  entschiedene  Beschlüsse  einer  Volksvertretung.  Alkr- 
dings  hat  diese,  wie  oben  gezeigt  wurde,  nicht  das  Recht  zu  einer  fornielkii 
Initiative;  allein  sie  hat  die  Fähigkeit,  ein  solches  Licht  auf  den  Thatbcstund 
Meu  zu  hissen,  dass  die  Fortsetzung  des  lügenhaften  Znstandes  unmöglich 
wird.  Schon  die  Furcht,  dass  es  zu  einer  Aufdeckung  des  wahren  Thatbc- 
standes  und  der  ihn  ausbeutenden  Schlechtigkeit  kommen  konnte,  mag  zur 
Herstellung  eines  richtigen  und  wohlthätigern  Zustandes  führen,  Dass  aber 
das  Wohl  und  Wehe  eines  ganzen  Staates  und  Volkes  von  der  Beseitigung 
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BO  wesentlich  fauler  and  lügenhafter  Vei lullt iiissc  abhängig  Bein  kann,  bedarf 
Bicht  crsf  oinr?  T^pweises  und  ist  erlebt  worden. 

Damit  ist  denn  aber  anrh  pozcigt,  dass  das  Sy?;tom  der  VolksTertrctuiig, 
—  also  das  Kocht  des  Volkes,  seine  Stimme  in  wichtigen  öft'ontlichen  Ange- 
legenheiten zu  erheben  und  seine  Interessen  und  Rechte  selbst  zu  verthei- 
digen ,  —  auch  in  solchen  Beziehungen  des  Staatslebens ,  welche  gewöhnlich 
bei  der  Frage  Ober  die  ZweckmAssigkeit  und  Ober  die  Folgen  des  ganzen 
Gedankens  nicht  beachtet  werden,  und  welche  jeden  Falles  den  Ausschlag 
bei  der  Beantwortung  nicht  geben,  Ton  offenfanrem  Yortheile  sein  kann. 
Diess  aber  nicht  blos  für  die  Gehorchenden,  sondern  auch  für  die  nun 
Befehlen  Berechtigten.  £in  offenbarer  Gnmd  weiter,  dieses  System  n 
achten  and  auszabanen,  iro  es  gesetsUch  besteht,  nnd  so  lange  ee  der 
GesittignngsstQie  des  Volkes  entspricht! 
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üeber  die  üntersiiohiiiig  beitrittanex  lUndiachttr  Wahlen 
durch  die  Abgeoxdneten-Xuiiiiieni  selbst  % 

Es  versteht  sieh  von  selbst,  dus  Jeder,  iralcber  in  eine  Stittdever- 
Mfiiiniig  als  Mitglied  einrotreten  beabsichtigt,  sich  über  seine  Bereebtignng 
biemi  anssnweisen  hat.  Bei  den  dorch  G^nrt  oder  Amt  BernüBDeD  unter» 
hegt  diese,  seltenste  AnsnahmsflUle  abgereehnet,  keinerlei  Schirierigkelt, 
und  ist  deren  Legitimation  eigentlicfa  nnr  Formsache.  Anders  bei  den 
dmch  Wahl  sor  Yertretnng  Bezdcbneten,  namentlich  also  den  Hitgliedeni 
der  Abgeordnetenhanunem.  Die  YeffiuMnngen  stellen  sftmmtlich  eine  gros- 
sere oder  kleinere  Ansahl  Ton  Bedingungen  der  Passiv- WaUfthigkeit  an^ 
<leren  Vorbandensein  dansnlegen  ist  Ueberdiess  fordert  eine  gflitige  WaU, 
dsss  auch  die  Yoncfariften  aber  das  Actirwahlrecht  pttnetlicfa  eingehalten. 
Berechtigt«  nicht  ansgeschlossen,  Unbefngte  nicht  sogelassen  worden;  femer, 
dsss  die  gesetadich  angeordneten  Formen  des  WaUveriahrens  strenge  Be- 
aehtottg  fimden.  Diese  Alles  ist  denn  so  ein&ch  nicht,  nnd  weder  das 
YoUbringen  an  sich,  noch  der  Nachweis  darflber.  Fast  anf  jedem  l4Ud< 
tage  wird,  daher  auch  die  Rechtsgültigkeit  einer  grösseren  oder  kleineren 
Anzahl  von  Wahlen  bestritten,  sei  es  von  Amts  wegen  durch  die  mr  Prüfung 
der  Lcgitimationon  besliinmteu  stäudischeu  ßebördeu,  sei  es  von  Seiten 


1}  Die  unprttngUcbe  Grandljiffe  «lieMs  AufiiaUeti  ist  ein  £ntwnrf  zu  einem  Antnige,  welcher 
Ia  dar  wSiMentberRiMlien  K>BWwer  der  Ab^wirdBetni  rtngttlvMlrt  werden  wiAte«   IHi  ildi 

wrihreiid  der  nur  kurzen  Tlieilnulimo  des  Veiiassers  an  dicker  VeruHnunluni;  kiiiic  pimficnde 
Gelegenheit  hierzu  ergab ,  die  Frage  »her  von  Wichtigkeit  fiix  das  coo^tutionelle  Leben  iiber- 
kenpt  «iwhien,  ao  winde  die  älttuMStaag  In  der  TSUager  getodulfl  für  BlaalnrIaMMclialt, 
U47,  8.  529  fg.  abgedruckt.  IM  erscheint  sie  iu  erweiterter  und  veraUgemelnter  Bvarbeitang. 
Wenn  etwa  der  besondere  wQrttembergiscbe  Standpunkt  nooli  ittwellen  daichschcinen  sollte,  ao 
»tard  m  ketoe  Unbrauchbarkeit  fUr  andere  deatsche  Staatnn  aar  Folge  habMi,  da  mit  wenigen 
Aimnahmen  überall  wesentlich  dieselben  Be^timiuiuigen  vorliegen«  —  Anderweitige  Uteratnr 
Bber  den  nstAnd  i.<it  in<  tit  unT-  fuhrcn  dii  «ich  die  Werke  über  das  deatsche  öffentliche 
Recht,  wie  namciiiUch  die  vuu  /.ucUariu  und  Zoptl,  mit  der  vorliegenden  Frage  nicht  be< 
MihiBifeiH  und  lellNt  Seid,  Syitem  dei  Verteieiingsraehtei,  dieselbe  Uboigehl. 
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eineB  unterlegenen  Bewerbers,  oder  auch  frohl  durch  Dritte,  etwa  WiUer. 
Auch  ist  eine  Beanstandung  von  Seiten  der  Begiemng  keineswegs  nndenkbar. 

Die  Kammern  der  Abgeordneten  haben  daher  zur  Ordnung  der  richtigen 
Angelegenheit  bd  ErOftinng  der  StfindeTersanmünng  die  sInuntUchen  Wahl* 
aeten,  Je  nach  den  Bestinunangen  der  besondem  Geschftftsordaongen,  ent- 
weder einem  eigens  dam  bestimmten  Anssdnuse  oder  einer  derAbtbeilungen, 
in  welche  sie  mt  Yorbereitung  von  Geschäften  serfidlen,  m  ttbergeben 
Von  hier  aas  vird  dann  Bericht  Ober  die  Recktsbeständigkeit  erstattet  nnd 
Antrag  auf  Zolassung  oder  Verwerfung  jeder  einzelnen  Wahl  gestellt,  die 
Kammer  aber  entscheidet  endgültig  und  selbstständig. 

In  der  Regel  reichen  die  ordnungsmässig  ungelegten  und  mitgellicdten 
Wahlacten  hin  zur  Beurtheilung  der  Gültigkeit;  und  selbst  bei  einer  von 
Aassen  her  angefochtenen  Wahl  ist  diess  gewöhnlich  der  Fall.  Allein  es 
mag  sich  doch  auch  begeben,  dass  der  Buiathung  in  der  Legitimations- 
Commission  pinc  genauere  Erhebung  von  Thatsachen  voransgehen  muss. 
Es  sind  Urkun  li  n ,  z.  B.  Protokolle,  einzusehen;  Zeugen  zu  vernehmea; 
Berichte  von  B(  hdulffi  oinzii^'iehen. 

Die  Voniaiinio  iIk  h  i  \  (m  Untersuchungen  wird  bis.itzt  wohl  .ui^iialuns- 
los  in  den  deutschen  i^t aalen  durch  das  Ministerium  des  Innern  angeordnet, 
welches  darum  von  der  KamnuT  der  Abgeordneten  selbst  oder  von  ihrer 
Legitimations- Conniiission  angegangen  wird.  Irgend  ein  dem  Ministerium 
untergeordneter  höherer  oder  niederer  Beamter  erhält  den  Auftrag,  und  au 
jenes  erstattete  er  auch  seinen  Bericht.  Weder  das  Commissorium,  noch 
eine  etwaige  Instruktion  geht  von  den  Standen  ans;  vielmehr  erhielten  diese 
lediglich  von  dem  Ministerimn  die  Acten,  wenn  sie  TOn  letsterem  eis  ge- 
scUossen  erachtet  werden. 

Diese  Einrichtong  erscheint  nnn  aber  nicht  nnr  als  unzweckmässig, 
sondern  de  ist  auch  entschieden  gegen  den  Sinn  der  Verfiusongsbestioi* 
mnngen  ober  die  Legitimation  der  Wahlen. 

Was  die  Unzwechmissigkeit  betrifft,  so  kann  schon  im  Allgemeinen 
nicht  in  Abrede  gevogffii  werden,  dass  es  anpassend  ist,  wenn  nidit  der 
entscheidende  Richter  selbst  oder  ein  yon  ihm  aas  seiner  Ifitte  besteUter 


1)  Eine  Eintheilong  d«r  Abgeordneten-Kummer  InAbtheilungcn,  welchen  auch  die  Vor* 
prfliUng  der  Wahlen  ttuteht,  findet  t.  B.  lo  Preowon  und  te  Baden  statt;  in  Bayern  da^efjpoa, 
lo  Sachsen  und  Württcmbcrfi:  lind  eigene  Einweisung«!-  ndpi  I,p?itimHtiong-Com- 
Uissloneu  2U  bestcUoa  u.  s.  w.  —  Ällordingv  Anden  auch  andere  Einricbtungeo  staU,  doch 
gMMdiflherweise  nnr  settflo.  80  bMteU  Im  QtoNhin.  Hcmmi  dte  Parti— mag,  daH  dto  Bnl* 
•chddong  über  die  Gültigkeit  der  Wahlen  einer  riib  landoshcrrUuhon  Bevollmächtlgtrn  nnd  ntig 
ein«r  gleichen  Anaabl  von  KammennitgUedem  xoMmmengeeetateo  Commistion  suköauut,  in 
«Hehn  bei  SttiUBMgMcUMI  die  AMtoht  der  RegleimmMultnUeder  entadieldetf  Und  nach  d«r 
^?iiinnvrr>chen  Oeechlftsordnung  von  1810  hatte  gar  dli<  ReK^Icning  die  Legitimation  einaeitig 
zu  pniicn  und  etand  den  Kammern  nur  ebae  Kaebprüfting  zu;  was  denn  durch  die  GescbiUt»- 
0idunv  VW  UM  wMdgamt  In  «tm»  In  InleraMw  d«  BMhtw  dar  KnaiaMin  alif«lnd«rt  M, 
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Bfnciitei'statter ,  sondern  ein  von  ihm  panz  Unabliüncicer .  der  möglicher- 
weise mit  den  Ansichten  und  Gesichts j)unktrn  desselbt  ii  gar  nicht  vertraut 
ist,  die  Untersuchnnp^  selbstständig  führt  und  abschliesst.  Xiin  aber  ist  die 
Kammer  der  Abgeoi dnoten ,  nnd  nur  sie,  Richt.crin  in  Wahlsachcn,  das 
Ministerium  des  Innern  aber  theils  der  ^Entscheidung  fremd,  thcils  lediglich 
nicht  verbunden,  etwaigen  Wiinsclien  der  Kammer  or>r^-^  r'nmmission 
nachziigeben  und  In  solchen  Richtungen  seine  Beamten  711  m  tmiren.  Schon 
aus  ganz  allg  iiu  iik  11  Zweckmibsigkeits-  und  RechtsgrUnden  erscheint  also 
das  übliche  Verfahren  als  falsch. 

Diese  ünzweckmÄssigkeit  wird  nUer  noch  gesteigert,  falls  eine  Wahl 
ang(gri:Toii  wird  wegen  eines  ungebührlichen  Einfluiisps  von  Regierungs- 
organen auf  deren  Gang  und  Ergebniss.  PEs  ist  hier  nitlit  der  Ort,  näher 
zu  untersuchen,  wann  ein  Regieruugseinfluss  auf  eine  ständische  Wahl  ein 
unerlaubter  ist  (richtiger  Ansicht  nach  immer);  so  viel  steht  jedoch  unter 
allen  Umständen  fest,  dass  es  Fälle  eines  unerlaubten  und  die  Gültigkeit 
einer  Wahl  erssilichat  bedrohenden  Regierungseinflusaefl  auf  Wahlen  geben 
kann.  (Es  mag  z.  B.  eine  Wahl  durch  Drohungen,  Yersprechnngen, 
Fälschungen  von  Seiten  eines  Bagiemngsorgans  zu  Stnndo  gebracht  worden 
sein.)  Femer  ist  unbestreitbar,  dass  solcherlei  Eingnife  hauptsächlich  von 
Beamten  im  Bliniateriom  des  Innern  begangen  werden  ktanen,  theils  weU 
gerade  ihnen  die  Besofigong  der  formeUen  Wablgeschäfte  ttbertragen  n  sein 
pflegt,  theils  weil  sie  den  meisten  Einflnss  anf  das  Volk  haben.  Endlich 
lissi  sich  selbst  dieMflglichkeit  nicht  Iflngnen,  dass  onerlanbte  Einwirlrangai 
von  den  Ifiaister  selbst  aasgehen  oder  wenigstens  mit  sdnem  Yorwissoa 
nnd  in  seinem  Snne  vcfgenommen  werden  können.  In  solchen  Etilen  nnn 
die  Untersnchnng  der  angefochtenen  Vergehen  oder  Uoregelmissigkeiten 
eben  den  Angesdrahligtep  zn  abertragen,  ist  geradeso  widersinnig. 

Wm  wende  hiergegen  nicht  ein,  dass  denn  doch  sicherlich  die  Unter- 
sochnng  der  angebUchen  Yersdinldnng  nie  dem  sonftchst  angeklagten  Beamten 
selbst,  sondern  immer  einem  dritten  unbetheiligten  Amtsgenossen  werde 
ttbertragcn  werden;  femer  nicht,  dass  kein  Minister  wagen  könne,  dem 
ernannten  üntersnchnngsoomraissSr  amtliche  Anweisangen  m  gebep,  welche 
gegen  den  Zweck  seines  Anftrages  hutten  würden;  endlich  nicht,  dass  es 
eine  gans  mnthwillige  Verdächtigung  sei ,  alle  and  jede  n  Untersochangs* 
commissören  etwa  bestellbaren  Beamten  als  befongen  and  gewissenlos  an- 
«mdunsn,  wihrend  doch  «tter  denselben  sicher  anch  höchst  ehrenwerthe 
Mlmier  seien*  —  Allerdings  wird  wohl  selbst  in  den  flbelsten  FiUen  so 
fiel  Anstand  obwalten,  dass  ftnsserlich  anbetheiligte  Untersuchangscom- 
missäre  bestellt  und  diesen  nur  vorweisbare  Anweisangen  amtlich  gegeben 
werden.  Sodann  wäre  es  sicher  unverantwortlich,  m  Bausch  und  Bogen 
die  Ehre  so  vieler  Männer  anzutabt<ju,  unter  denen  sich  manche  nach  Kopf 
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*   ondHen  wmMinm  mOgen.  Es  kaim  daher  gus  gerne  zugegeben  «erden, 
dnss  diese  üntennchnngen  nioht  nnr  weiden  flnsserlieh  legal  geführt,  son- 
dern dess  ai^  in ^elen  Fällen  das  ganze  Geschäft  gewissenhaft  wird 
besorgt  wenK^IMw^fcht  diess  ist  die  Frage,  sondern  vielmehr  die: 
ob  die  äüRS^RP Legalität  uinl  dio  Möglichkeit,  dass  ein  vollständig  gewis- 
senhafter noiiniter  mit  <lor  Untersuchung  beauftragt  werden  kann ,  eine 
Gewährleistung  enthalten,  dass  in  allen  Fällen  das  Geschäft  selbstständig, 
etfrig,  aussehliesscnd  mit  Rücksicht  auf  das  Recht  und  ohne  Rtlcksicht  auf 
den  bekannten  oder  h'ioht  muthmasslichen  Willen  des  höchsten  Vorgesetzten 
werde  besorgt  werden?    Diej>e  Frage  kann  nun  aber  in  der  That  Niemand 
bejahen.  —  Einer  Seits  muss  man  der  menschlichen  Schwäche  verständige 
Rechnung  tragen.    Es  bedarf  gar  nicht  der  Annahme  einer  besonderen 
Schlechtigkeit,  um  begreiflich  zu  finden,  dass  ein  untergeordneter  Beamter, 
der  in  seinen  Befördeningen,  Versetzungen,  kurz  in  seinen  äusseren  Lebens- 
Schicksalen  abhängig  ist  von  seinem  Minister,  einen  Vortheil,  vielleicht  seiner 
Ansicht  nach  eine  Nothwendigkeit,  darin  sehen  wird,  eine  diesem  Minister 
nnangenehme  Untersuchung  so  zu  führen,  dass  sie  kein  greifbares  Ergebniss 
erhält.  Dass  aber  der  Untersuchende  ein  solches  negatives  Resultat  £Bfli 
immer  in  der  Hand  hat,  bedarf  wohl  keines  Beweises.   Bei  Mangel  an 
gutem  Willen  kann  Alles  völlig  legal  und  anscheinend  ridltig  behandelt  und 
doch  jeder  rar  Wahrheit  ftkhrende  Weg  sorglUtig  Tennieden  sein.  Ist  z.  B. 
ni  erwarten,  dass  jedm  nntersacheode  Beamte  mit  Eifer  mid  Scharfsinn 
Beweise  daftlr  sammeta  wird,  dass  sein  Hinister  selbst  nnd  unmittelbar  auf 
die  Wahl  dnrch  Schrift  oder  Wort  nngebOhrlich  eingewirkt,  Drofamgen 
oder  Yersprechnngen  gemacht,  vielleicbt  selbst  den  Kamen  des  Staatsober- 
hauptes ehigemischt  hat?  —  Anderer  Seits  ist  wohl  zn  bedenken,  das« 
schon  die  blosse  Eigenschaft  eines  Regiemngsbeamten  manchen  Bürger, 
welcher  eine  den  IGnister  oder  einen  seiner  Untergeordneten  belastende 
Angabe  machen  konnte,  von  deren  Yorbringnng  abhalten  wird.  Er  miae- 
trant  mit  seinem  natürlichen  Gefühle  dem  adiUesdiehen  Eigelmisse  einer 
solchen  Untersndnmg  und  hat  daher  keine  Lost,  sich  den  nachhaltigen 
Hass  seiner  nächsten  Vorgesetzten  sosnaehen  wegen  einer,  wie  er  annehmen 
zn  mflssen  glaubt,  doch  vOllig  erfolglosen  Anzeige.  Und  so  erhält  aoofa 
deijenige  üntersnehmigsbeamte,  welcher  rttcksichtsloe  seine  Pflidit  gethan 
hätte,  den  Stoff  nicht. 

Allein  selbst  wenn  diese  ünmträglichkeiten  nnd  logischen  Unmöglich- 
keiten nicht  beständen,  so  würden  doch  die  Untersnchnngen  Aber  bestrittene 
Wahlen  durch  Regierungsorgane  verworfen  werden  mfisseo,  weil  sie  gegen 
den  Sinn  und  die  Absicht  der  grossen  Mehrzahl  der  Yer&ssnngen  sind  *). 


1)  Pr«asKischc  Verf.Urk.  von  1860,  |  TS.  ^^tdc  Kammer  prüft  die  Logltimatioo  ilircr 
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Die  Kammern  der  Abgeordneten  sollen  sonver&ne  Richteriimen  Aber  die 


hat  also  das  Recht,  ihnen  hierbei  etwas  in  den  YRg  zu  legen  oder  ihoen 
eine  Meinung  anfindringen.  Und  diese  aicher  ans  so  nahe  liegenden  Gründen, 
dsss  sie  einer  weiteren  Ausführnng  gar  nicht  kedflrfen.  |^  unabweisbare 
rechtliche  Folge  dieser  Vorschi-ift  ist  denn  non  aber<  düs  die  Grundgesctae 
immöglich  die  Yornalune  nothwendiger,  das  Urtheil  bedingender  vorberei- 
tender Handtangen  dorch  BegienmgsbehOrden  and  nicht  durah  diemg||ei|i 
noUen  küfmen.  Wenn  sie  feststellen,  nor  die  Kammeni  haben  in  tUKi^ 
10  mftssen  sie  aneh  woUen,  dfess  nnr  die  Kanmiem  die  nun  BiofaterapnieM 
fthrenden  Schritte  tbon. 

Somit  steht  denn  also  fest,  dass  das  gewöhnlich  befolgte  Yerfehren 
nicht  mir  kebie  besondere  Sicherheit  darbietet  ftr  Erfand  der  Wahrheit, 
sogar  die  Mfiglichkeit  der  Einwirining  des  hanptsichlichsten  Schuldigen 
Olfen  lisst,  sondern  auch,  dass  es  dem  Sinne  der  Grondgesetae  znwider- 
lanfend,  also  verfassnngswidrig  ist  Ein  solches  Yerfehren  aber  mnss  be- 
seitigt werden.  Diese  Tsrlangt  die  Logik  nnd  veriangt  die  Wahrung  der 
Ter&ssnngen. 

Das  Mittel  rar  Abhülfe  liegt  non  aber  so  nahe  and  ist  so  sehr  in  den 
allgemeinen  Begiiffen  von  Recht  and  GeschAftseinrichtnng  enthalten,  dass 
nor  die  so  hfinfige  Erfahrung,  welcher  gemftss  gerade  das  Nächste  und 
Einfechste  flbersehen  ra  werden  pflegt,  seine  bisherige  Nicbtanwendong 
erklftrt  Es  besteht  nämlich 

ih  der  üebertragung  aller  zur  Beurtheilung  einer  be- 
strittenen Wahl  nothwendigen  Untersuchungen  an  die 
betreffende  Kammer. 
Natürlich  kann  nicht  wohl  die  ganze  Versammlung  die  einzelnen  zur 
Untersuchung  gehörigen  Geschäfte  selbst  besorgen  ') ;  —  weder  würde  ihre 


MKittedar  and  entsdieidet  darttber."  —  Bayeriachea  OeaeU  von  1850  den  Geacbiins^ang  dea 
LmUagm  betreffend,  AH.  8.  «Unter  «rliobeaMi  Bwiinttnduiigen  entscheidet  die  betreffend» 
Kammer."  —  Sächsiiiche  LamUaffsordnung',  8  24.  ^Findet  sie  (die  Elnweiminps-Commisnion] 
einen  Anatand,  ao  iat  der  Eintritt  des  sich  Anmeldouden  in  die  Kammer  bi«  zur  KuUcheidun« 
^d«  toMMB  n  ▼wteeM.«  —  Wflrtemberglielie  VerfUik.,  f  iSSi  «Die  LeRttlm«tloii  ge- 
schieht beim  Rtändisnhcn  AusÄc-hussL«."  «  „Die  Lrjfifimation  der  etwa  später  eintreffenden 
Mitglieder,  so  wie  die  Erledignntf  der  noch  ttbrigen  Legitiauüionaanatünde  feachieht  bei  der 
betreiiiidtu  Kammer.*  —  B»d I «ehe  VetCUik.,  ff  41.  „Jede Kammer  erkemit Sber  die  etrdtlyea 
Wahlen  die  ihr  angehörigen  Mitglieder."  K  n  rlu  s  «i  s  o  h  r  (^csrh.  Onln.  für  die  LandstKnde 
von  Jede  Kammer  entscheidet  über  die  au  sie  gelangenden  Zweifel  und  Anfechtongen 

Sber  die LeeMfmatlon  vnä  JUtimmg  ilwar MHiMeder.*  —  Lax6mbarg*BelieTerf.ürk.  ron  ISIS, 
Art.  .'8.  _Dic  KamnitM-  priin  die  Ttdlmadtfen  ihrer  Mitglieder  und  entscheidet  Uber  die  dess- 
failaigoD  Streitigkeiten.'*  -  Oldeabarelsche  Verf.Urk.,  Art.  IM.  ^Dem  Landtage  ateht  die 
bteeheidnar  aa  Sber  dto  LegUlmatioii  der  gewüiHaa  Alie«ordn«lan.*  ü.  s.  w. 

1^  Allerdings  war  In  BaglaBd  Hr&her  ein  solches  Verfkhren  üblich,  indem  die  SeogaB  In  fliaar 
Wahlbesohwerda,  sowie  die  PaiflMln  aeUiat  nad  ihre  Reehtsanwilte  „at  the  bar*  gehSit  wordea; 
dMa  ca  M  daiMBi»  «dion  Ubigst  aataar  UaawaakadtaiiglMtt  wegan  mii^egeben.  Nur  in  etnigao 
ttaatan  dar  aordaaMrikanlscIien  Ualoo  idiai»t  dtase  Art  dar  Ual«nBehaBe%aoeh  a«  haatahaa. 


Wahlen  ihrer  Mitglieder  sein :  keine 


0 ,      jde  auch  sei, 
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zahlreiche  Besetzung  noch  ihro  Zeit  dieses  erlauben;  allein  nichts  hindert, 
einen  Aus«!chnss  damit  zu  beauftragen.  Da  wo  geschäftsordnnngsniüssig 
ohnedem  eine  Legitimation s  -  oder  Kinweisungs  -  Commis?ion  besteht ,  ist 
diese  natürlich  das  geeignete  Werkzeug.  Aber  auch  wo  Kammerabthei- 
langen  die  Prüfung  der  Wahlen  obliegt  und  somit  bei  deren  iniinorhin 
noch  ZB  grossen  MitgUederzahl  und  vielleicht  geringerer  Befähigung  zur 
Vori^nne  von  Untersachnngsgeschäften  eine  andere  Einrichtung  nöthig  ist, 
^Eaim  die  Bestellung  eines  besonderen  Ausschusses  zur  Leitung  dieses  Vor- 
^eschäftes  keinem  rechtlichen  Anstände  unterliegen.  In  beiden  Fällen  wäre 
idie  Commission  ein  Ansschnss  ans  der  Kammer,  also  im  Sinne  der  Ent- 
scheidung durch  diese;  sie  wftre  aber  anch  passend  zur  Vornahme  des 
Qeschftftes,  da  sie  anbetheiligt  wäre  bei  den  in  Frage  stehenden  Hand- 
lungen, nor  Interesse  hätte,  die  Wahrheil  zu  finden,  and  sie  aus  Männern 
Hebfldet  werden  konnte,  weldie  keinen  Anstand  nähsonj^raOihigen  Fattss 
aneh  eine  einem  Minister  anangenehme  Thataache  zo  a§i6Ä&im.  Und  wem 
anch  Je  das  eine'  oder  des  andere  Hitglied  ans  Partheiawecken,  ans  poli- 
tischer Leidenschaft  oder  ans  persönlicher  Abhängigkeit  Ton  der  oltlectiTen 
Wahrheit  ablenken  wollte,  so  würde  es  dorch  die  flhrigen  Ifttglioder  uil 
dnrch  die  OeffentUchkeit  ständischer  Geschäfte  im  Zaun  gehalten  werden. 

Nicht  also,  ob  diese  Eindchtung  iweckmftssig  and  eilaabt  sei,  so  weil 
ständische  Verhältnisse  in  Betrachtang  kommen,  kann  hi  Frage  stehen, 
sondern  nar,  ob  sie  mit  der  flhrigen  Geeetmebnng  des  Staates  Yereinbar 
ist,  and  wie  sie,  bejahenden  Falles,  im  Ehmlnen  an  ordnen  wäre? 

Es  seheml  passend,  ehe  snr  diieoten  Beantwortung  dieser  Fragen  flber^ 
gegangen  wird,  erst  annfUiren,  wie  die  Sache  in  anderen  constitationellen 
Staaten  gehalten  wird,  besiehangsweise  gefaaften  worden  ist  Und  zwar  ist 
natttrlich  nichl  das  Beispiel  solcher  Länder  zo  nehmen,  welche  mit  den 
deots<^  Staaten  anf  gleicher  Stofe  mangelhafter  parlamentarischer  Eni* 
wiekelnng  stehen,  sondern  viehnehr  soklier,  in  welchen  das  conalitntioneUe 
Friacip  sidi  vollständig  durchgekämpft,  damit  aber  natfliüdi  anch  die  in 
seinen  Sefantze  and  an  seiner  Handhabang  nOthigen  Formen  aasgebildel 
hat.  Also  das  Beispiel  von  England  and  von  Nordamerika,  sowie  das  von 
Frankreich  vor  1848. 

In  England  ist  die  Untersuchung  über  bestrittene  Wahlen  und  die 
Entscheidungen  über  solche  der  Gegenstand  mauchfacher  und  ausführlicher 
Gesetzgebung  gewesen,  und  zwar  bis  m  die  neueste  Zeit  herunter  ').  Diess 
übrigens  nicht  sowohl  hinsichtlich  der  Frage,  welche  hier  zunächst  vorliegt. 


X)  Die  beiden  weMotUduten  (ietetu  übet  deo  QegvutMoA  sind  dio  loa*  QraoTiUa-AcU 
voo  mo;  9  Oeo.  IV,  c  »,  vad  11  imd  it  VM.  e.  ta  —  mae  TortnSlldie  riiMiiiiimrtrilwif 

der  Uber  den  Gt-gensUiid  bestobendeo  VorachrifteD  giebt  May,  Practical  trcatise  9U  Ihd  lAW, 
priTilege«,  vcueeediosB  and  auf  «f  ParliauMBt  SA,  «.  Iioiid^  1S65.  B.  4ä»—m. 
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indem  das  Recht  und  die  Pflicht,  über  bestrittene  Wahlen  Voruntersuchung 
ru  pflegen,  jeden  Falles  seit  1624  Ausschüssen  des  Unterhauses  unbestritten 
ZQsteht;  sondern  vielmehr  in  der  Richtung,  die  schliessliche  Entscheidung 
über  aiigcloihtcne  Wahlen  von  dem  ganzen  Hause  auf  kleinere  Ausschüsse 
überzutragen  und  sie  dadurch  aus  Partheifragen  zu  einfailuu  lu-chts- 
geschäftpn  zu  machen;  ferner  eine  müglichbt  unpartheiischc  Zusammen- 
setzung der  Aussr!n»-s<>  zu  erlangen.  Wie  bezeichnend  für  ilas  iKirlnmen- 
tarischc  Leben  Englauds  und  wie  so  wohl  überlegt  und  pünktlichst  <iu>gearbeitoV 
nun  aber  auch  diese  Bestimmungen  sind,  so  ist  doch  eine  nähere  Angabe 
derselben  hier  nicht  an  der  Stelle  'j,  und  es  mag  nur  im  xMlgemeinea-^- 
bemerkt  sein,  dass  die  gewissenhafteste  Bemtthtmg  sich  kundgi^^jedar 
Art  TOD  angebtthriichem  Einflüsse  auch  nur  möglichen  Zugang  zu  t6IV 
OThHflBtHWi  —  Der  zur  Vornahme  der  Untersuchung  bestimmte  und  für  jeden 
eiiuelnen  Fall  besonders  gebildete  Ausschuss  besteht  aus  euMm  Vorstände 
nnd  Tier  Mitgliedern^-  £r  hat,  mit  Ansnahme  der  Sonntage  and  höchsten 
Feste,  t&glich  Sitzung  m  halten  bis  zn  Aastrag  der  Sache,  ond  er  wird 
auch  dnrch  eine  Vertagung  nicht  aufgelöst  Hinsichtlich  des  von  ihm  n 
beobachtenden  Verfahrens  ist  aber  im  Weseotlicfaen  Folgendes  ra  bemetkea: 
Eine  Besehwerde  Ober  efie  WaU  kaim  npr  In  bestimmten,  vom  Gesetia ' 
gnum  beiefehneten  FiUen  formeller  oder  materidler  Beohtsrerletnng  ein- 
gereicht werden,  imd  ywar  nnr  ton  Solchen,  welche  behanpten,  ein  WaU- 
recht  bei  dieser  Gelegenheit  so  haben,  von  Solchen,  welche  behaupten,  die 
eigentlich  Gewählten  n  sein,  oder  v<m  offen  bei  der  Wahl  als  Bewerber 
Angetretenen.  Ebenso  kann  eine  Untersncbong  nnr  .Aber  solche  ange- 
fochtene  WaUmflnner  oder  solche  Thatsachen  von  dem  Ausschüsse  geführt 
werden,  wehdie  bis  an  einem  bestimmten  Tage  bei  dem  Unterhanse  schiÜtUch 
angeieigt  sbid;  eine  selbetstlndige  Weitererstreckong  der  Untersoehoag 
steht  dem  knmaninMum  aJeht  sn.  Endlich  moss,  ehe  irgend  ein  amtlicher 
Schritt  In  Betreff  einer  Wahlbesefawerde  erfolgt,  eine  Somme  von  1000  ff  St 


1)  £a  Mi  nur  in  Kürze  bemerkt ,  dMS  idcht  wenlffer  als  drei  T«nchIedeoe  AoaschäMe 
traNn,  deren  ZuMunmen wirken  zur  RntocheidaBy  «iner  Wahlbeschwerde  nöthig  Ist 
Zunächst  ernennt  <Ii>r  Spin  her  hritn  Bofftiine  jedf»  Zu«»mraentritteii  den  Parliamf-ntM  tind  Wr 
die  ganse  Dauer  desAclben  eineu  allg em ein oo  Wah  lanischusa  (General  conuninee  of 
fltoettOM),  bwlehaJ  um  «  HitgUedern.  Diea«r  AnM^Mi  hat  iodann  eine  LMa  van  6  Ml  IS 
Vor«itzPni1en  für  dio  l)«sf>ndf«ren  WahlanMchüssc  r.n  entworfen  (the  rhairmoirs  pannel), 
welche,  ebeofUU  während  der  ganzen  Dauer  der  Beasiun  tut  Uebeinabmo  dieser  Stellung  ^er- 
paUkm  riad.  BaSHdb  lfa«m  «ibeBfldh  wladar  dar  aBgMaMfaa  Aaaiehaaa  dia  ilBBiBaidMi'llit- 
frlii  drr  den  rnfcrhansc»,  wclehon  keiner  der  genan  bestimmten  Beft-einng^ninde  zur  Seite  steht, 
in  fünf  der  Zahl  nach  mögUchat  gleiche  Venetehnliae  (paaaels},  aoa  welchen  der  Beibenfolc« 
aaah  tta  AaaiehBMa  aar  UialaniMiniBg  Baladiddaaff  der  ajaaaluBB  Wablbaaehwarda  ga» 
wihlt  werden,  und  zwar  ebenfalLi  wieder  durch  den  Allgemeinen  Ausschuss.  Rci  allen  dienen 
▼encbiedaaaD  Uandloogen  aind  bestimmte  Tennine  geaetit,  die  Uniühigkeita-  und  Enticbiü» 
dignngt-ütMdMa  gtnaa  liatilelmati  den  Baaaa  aeniet  and,  wealgatena  bei  dar  BraaBanag  daa 
besonderen  AnsschuKses,  den  Paitbelen  RecuMttionen  K^^tattet.  kui-z  all«  endnaUcfaeo  Vap. 

feehrai««»  satroffea,  an  OewiaWcMiaK  lud  UaparthalUeliheU  su  enieleo. 
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niedergelegt  sein  zur  Bestreitung  der  sich  etwa  ergebenden  gesetzUchen 
Unkosten.  Innerhalb  der  gesetzlichen  Grenzen  hat  nun  aber  der  Ausschuss 
jedes  erlaubte  Mittel  zur  Erforschon«  der  Wahrheit.  Er  Ivann  diso  von 
den  betreffenden  Behörden  alle  Papiere  und  Prot ocolle  vcrlangtii,  alle  Per- 
sonen innerhalb  Grossbritanniens  vor  sich  fordern  ;  die  Erscheinenden  ver- 
hören und  denselben  einen  Zeugeneid  auflegen.  Nichter^clK  inende  werden 
verhaftet  und  um  üeld  oder  mit  Geföngniss  gestraft;  Meinoidice  den  Straf- 
gerichten übergeben.  Zur  Abhör  von  Zeugen  in  Irland  mag  der  Au?srliu-s 
einen,  aus  drei  dortigen  Rechtsgelehrten  bestehenden,  Hülfsausschuss  be- 
stellen ,  welcher  dieselben  Befugnisse  hat.  Die  Sitzungen  des  Ausschusses 
sind  öffentlich ,  und  es  küunen  Kechtsfreunde  der  Betheiligten  auftreten. 
Der  (nur  aus  ftlnf)  Mitgliedern  bestehende  Ansschuss  entscheidet  in  letzter 
Instanz  über  die  von  ihm  untersuchte  Wahl,  und  es  wird  dem  Unterbause 
der  SpfQch  einfach  angezeigt,  damit  es  danach  eine  neue  Wahl  anordM 
oder  ein  bestimmtes  Mitglied  zulasse.  Weus  sich  bei  der  Untersncbtmg 
lieratisgestellt  hat,  dasa  Bestechung  vorkam,  so  muss  der  Ansschuss  hierflber 
a!»geaondert  berichten,  worauf  das  Haus  den  AnsecblllBB  des  Schuldigen  f&r 
ganze  Wabldauer  des  bestehenden  Unterhauses  ausspricht,  und  in  be- 
soodefs  schweren  Fällen  wähl  auch  den  Wahlbeark  ftlr  Immer  des  Rechtes, 
ein  Mitglied  des  Parliamentes  m  wiUai,'  verlnstig  erkürt  Noch  einem 
gans  neuen  Gesetae  (15  A  16  Yict,  c  67)  k4)raien  auch  in  einem  Falle 
weit  ausgedehnter  Bestechlichkeit  beide  Blaser  in  einer  gemeinschalUicben 
Adresse  die  Krone  bitten,  eine  ans  besonders  benannten  Personen  beetehande 
Untersochangacommissicii  m  bestellen  und  Aber  den  Erfimd  Hittlieiliiiig 
m  maehen. 

Die  pariamentarisehea  iänrichtangen  und  G^hnheiten  Eqglaada  sind 
bekanntlich  im  Allgemeinen  auf  de  Tereinigten  Staaten  Von  Kord* 
anerika  ttbergegaagen.  So  ist  denn  auch  die  Beetimmnng,  dass  jodo 
reprftsentative  Yersamralong  Uber  die  Glllligkeit  der  Wahlen  ihrer  Hit- 
glieder aDein  zu  entscheiden  habe,  sowoU  f&r  den  Gongress  wie  fllr 
siooitlidie  gesetsgebende  Yersammlnngen  der  einadnen  Staaten  aasge- 
sprochen oder  doch  wenigstens  nnweigerlich  anerkannt.  In  einer  ganaen 
Beibe  von  Staaten -Ver&ssnngen,  (n&mlich  in  tfassadnisettes,  Kentucky, 
Ohio,  Louisiana,  Florida,  HlssiBsippi,  Alabama,  Jowa  mid  Texas,)  ist  aas- 
dracklich  bestimmt,  dass  das  Verfahren  in  Wablstreitigkeiten  durch  eigene 
Gesetze  geregelt  werden  solle;  und  es  scheint,  dass  diese  Yorschrift  auch 
ttberall  erfüllt  ist.  Mit  einziger  Ausnahme  von  Pennsylvanien ,  welchem 
seine  Verfassung  die  Entscheidung  durch  einen  Aus?cllus^^  ausdrücklich  vor- 
schrieb und  wo  dann  las  Verfahren  der  Grenville-Acte  zum  Muster  diente, 
haben  jedoch  die  anuiikanischen  Staaten  nicht  fflr  nothig  erachtet,  eine 
eigene  und  ungewöhnlich  vorsichtige  Behandlung  des  Gegenstandes  anzn- 
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wdDen,  Mndiiii  lie  laasen  itareitige  WaUen  in  der  regeüiniMlgeD  Geschäfts- 
iviae  ertodige».  Wenn  atao  »iclit^  (w^perding«  »ich  ▼orkommt ,  freilich 
ididAr  sirackniiBiieenraiBe,)  die  iJ^rmnnilimg  die  Frage  selbst  vor- 
niiiiiiit  und  Partheien  und  Zeugen  vor  4^14  Schranken  des  Haases  abhört  : 
so  wird  eine  Wahlbeschwerde  einfach  an  einen  gewöhnlichen  Ansschuss  zur 
Untersuchung  und  Berichterstattung  verwiesen,  die  Ycrsammluup  aber  ent- 
scheidet t'udpültitr.  Diese  Ausschüsse  haben  aber  ganz  nach  tugiischer  Art 
das  Recht  und  die  i'ilicht,  alles  zur  Richtigstellung  der  Thatsache  Erfor- 
derliche vorzukeliren,  also  Pajji  re  einzufordern,  Zeugen  zu  vernehmen,  (lie 
Partheien  und  deren  rechtskundige  Vertreter  anzuhören.  Nur  sind  nicht 
sie  es,  welche  das  ürtheil  sprechen,  ^Mr  du  ss  nach  der  neuesten  englibchcD 
Einrichtung  der  Fall  ist:  '^ondi  rn  sk  haben  nur  Antrag  an  die  volle  Ver- 
laminlnng  zu  erstatten,  wekher  die  scldiessliche  Entscheidung  zusteht  '). 

In  Fraiikrt  K  Ii  war  zur  Zeit  der  parlamentarischen  Regierung  ein 
Recht  für  Kammer-Cümmis&ionrii ,  selbstst&ndige  Untersuchungen  (enqu^tes) 
zu  veranstalten,  erst  spät  m  Anspruch  genommen  worden;  doch  stand  es 
schliesslich  fest,  namentlich  auch  zum  Rehufe  der  Entscheidung  über  strei- 
tige Wahlen.  Der  entscheidende  Kampf  nüt  dem ,  die  Neuerung  ungeme 
sehenden,  Ministerium  fand  in  den  Jahren  1842  und  43  statt.  £s  wtlrde 
n  weit  führen,  alle  Einzelnheiten  des  Streites  hier  anzufahren;  vielmehr 
genfigt  es  zu  bemerken,  dass  bei  der  Prftfung  der  Wnhlurkunden  im  Jahre 
1842  Bich  drei  F&Ue  herausstellten,  in  wetehen  Wahlen  dnrdi  schledite 
Mittel  bewirkt  oder  in  formwidriger  Weise  vorgenommen  worden  zu  sein 
schienen,  ohne  dass  jedoch  die  Thatiachen  klar  genug  für  einen  schliesi- 
heben  Ausspruch  der  Kammern  vorlagen«  Es  wurde  desshalb  der  Antrag 
auf  eine  Untersuchung  durch  eine  eigene  Kammer -Commiesioii  gestellt  und 
er  zum  Beschlnsse  erbobwi.  Die  CommiBsion  begann  ihre 

weitenigehende  Aviip^be  alafaald;  allein  erat  auf  dem  nSdiiten  Landtage 
mnochto  aio  ihren  Beridit  m  entatten  *). 

Obglcidi  das  Ministeriiim  dem  Unternehmen  keineswegs  geneigt  war, 
and  obgleicfa  fiemer  in  Frankreieli  keinerlei  Gesetz  oder  gesetzliehe  Analogie 
ftr  ein  solcbes  UnterBochaogtverfiAhren  von  Seiten  einer  stlndischen  Com- 
mlsaiim  bestand,  sondern  lediglicli  nach  der  Natar  der  Sache  Terftbren 
wurde,  so  fimd  docb  das  neoe  üntemefamen  niebt  den  mindesten  Anstand. 
Ami  den  entliBmtfliten  Theilen  des  Landes  (s.  B.  Carpentras,  A^gnon)  for- 
derte die  Cknamission  Zeogen  vor  dcb,  wekhe  simmtlidi  erschienen  and 


S  VgL  Uber  die  wnerl)uuu«cben  Beatimmongen  0ns hing,  L.  St.,  Lex  P«rlftmentaria  Arne- 
itewL  MmwUi  «tarn  hm  »ai  pntÜM  üthtgUMw  AaumMm  te  tlw  P.  Bt.  <f  A.  Bort., 

IW«,  8.  6S  i^. 

%)  8.  BApport  fkft  M  Qoni  de  1«  CommUsion  d'EnquiHe  electorale  par  Ii.  Lany  er.  Nr.  Uft 
in  AeiflMtlieka  4«r  AbgwSiiiilialuMiwir  iMS, 
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ihr  TerbOr  bestanden ;  und  selbst  die  aUrdctoi  Beftinltii»  wddie  Ble  ?er- 

Ind,  erhielten  von  ihren  Torgesetzten  ministeriell  zo  dem  Zwecke  üfiMb 

und  ertheilten  Zeagenausknnft ,  mit  Ausnahme  von  zwei  Unterpräfecten, 
welche  nur  im  Beisein  des  Ministers  des  Innern,  allein  dann  voUstftndig, 
vtruommcii  werden  konnten.  Die  Regierung  legte  nur  gegen  zweierlei  Be- 
schlüsse des  Untersuchungs  -  Ausschusses  Verwahrung  ein.  Erstens  nämlich 
behauptete  sie,  dass  Beamte  nur  nach  erhaltenem  Urhiubo  einer  Vorforde- 
ning  zu  folgen  bertLliiigt  seien:  ein  Satz,  welchen  der  Ausschnss  ^ninid- 
sfit?licb  nicht  einräumte,  der  aber,  wie  bemerkt,  zu  einer  praktischen 
Ainvindung  nicht  kam,  da  allen  vorgeforderten  Beamteu  Urlaub  ertheilt 
wurde.  Sodann  leerte  die  Regierung  der,  Rnf&nglich  beschlossenen.  Abord- 
nung von  Unterc^^mmissionen  an  Ort  und  .Stelle  entschicdcneu  Widt  r^pruch 
in  den  Weg,  weil  verfassungsgemä.^s  die  Kammern,  und  somit  auch  ihre 
Ansschösse,  nur  am  Sit^e  der  Regierung  bestehen  und  somit  auch  nur  hier 
amtliche  Handlungen  vornehmen  können;  ein  Grund,  welchen  die  Mehrzahl 
der  Ck)mmi8sion  selbst  als  gültig  anerkannte.  —  Bei  der  sehr  belebten  und 
zur  Partheisache  ausartenden  Berathung  Uber  den  Commissionsbericht  war- 
den  zwar  Klagen  fiber  einzelne  Handlungen  und  Untersucbnngsfragen  Jer 
Commission  vorgebracht,  die  Zweckmüssigkeit  häufiger  Wiederholungen 
soldlier  Untersochongen  bezweifelt;  endlich  vom  Ministerium  die  Verpflich- 
tung TOD  nnteigeordneten  Beamten ,  nber  Amtshandlungen  Rechenschaft  gegen 
eine  ständische  Commission  zu  geben,  beanstandet:  allein  das  Recht  xnr 
Bestellung  einer  parlamentiurischen  Untersnchnng  ttber  Wahlen  voft 
Niemand  bestritten ,  und  auch  von  Kiemand  die  vorgftngige  Eriassimg  eins 
Gesetzes  als  nothwendige  Bedingung  einer  reditliehen  und  geordneten  Wir» 
samkeit  betraehtet  Grnndsatz  and  Vorgang  standen  somit  im  pailament»* 
rischen  FMudorakh  nnangreif  bar  lest. 

Nach  Beibiingong  dieser  Beispiele  mag  denn  zn  den  Frag»n  Dbergangen 
werden:  ob  ein  solches Ter&taren  anch  in  einem  deutschen  coostitatkneUn 
Staate  reditlieh  erlaubt  ist,  nnd,  wenn  dem  so  ist,  wie  es  eingerichtet  wer» 
den  mflsste? 

Die  Bcjahnng  der  ersten  Frage  scheint  nicht  nnr  in  allen  demjenigen 
Staaten,  in  welchen  die  Yerfiusongsgesetae  den  Kammern  die  EntscheidQng 
ftber  streitige  Wahlen  ansdrHeUidi  ntheUen,  sondern  selbst  in  solchen,  in 
weklien,.ohne  Bestinimnng  einer  anderweitigen  Einriditnng,  StUlschwetgen 
beobachtet  ist,  gar  keinem  enuten  Zweifel  an  nnterliegen. 

Was  nAmUch  die  erstere,  weit  grössere,  AnsaU  betriHt,  so  sind  die 
Kämmen  der  Abgeordneten  gesetalich  sonverAne  Bichteiinnen  Aber  die 
Wahlen.  Ein  Bichtenpmch  setit  aber  eine  stofflich  mfigUohst  vollständige, 
anpaitheüsche  nnd,  erforderHcfaen  Falles,  nach  dem  Verlangen  des  Bichters 
ergtaste  BicbtigstcUung  der  Thatsachen  voraus.    Allerdings  ist  es  keine 
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unbedingte  Nothwendipkcit ,  dass  diese  Untersuchung  von  dem  Richter  selbst 
oder  von  einnii  dui  i  h  iha  unmittelbar  dazu  Bestellten  geführt  werde;  es 
mag  ini  2sothfaile  auch  durch  Requisition  einer  von  ihm  unabhängigen  Be- 
hörde geschehen.  Allein  handgreiflich  ist,  dass  hierzu  Niemand  bestellt  sein 
kann,  dessen  T!i  riL^kt  it  luit  mehr  oder  weniger  Wahrscheinlichkeit  den  ganzen 
Zweck  der  Untersuchuni;  und  des  darauf  zu  bauenden  Spmches  zu  vereiteln 
geeignet  ist;  am  alle  r  iVi  uigsteii  durch  ein  Organ,  welches  mit  dem  iiuip;- 
licherweise  Schuldigen  m  Verbindung  steht,  von  ihm  abhängig  ist,  und  gar 
von  ihm  selbst  bezeichnet  wird  und  Anleitung  erhalten  kami.  P^ine  solche 
Vorbereitong  wäre  ein  Hohn  auf  tlnechtigkeit ,  eine  rechtliche  I  lunög« 
Kchkeit.  Nun  ist  aber  oben  nai  hgewiesen ,  dass  bei  Uutersuchungf  n  tiber 
angefochtene  Wahlen  durch  Kegierungsbeamte  gerade  diese  Nachtheiie  ent- 
schieden za  fttrchten  sind.  Es  w?irr  also  in  einem  solchen  Falle  der  Sprach 
der  Kammer  leicht  eine  reine  Willkuhr ,  indem  sie  sich  lui  das  ihr  verdäch- 
tige Ergebniss  der  Untersuchung  nicht  bände,  oder  eine  unwürdige,  ihr  von 
einem  Dritten,  möglicherweise  vom  Schuldigen  selbst,  vorgeschriebene  Lega- 
lisirnng  des  Unredites.  Desshalb  enthält  denn  auch  In  der  That  weder  eine 
der  VerÜBssnngs  -  Urkunden  noch  ein  besonderes  Gesetz  eine  dahin  geheiMle 
aoBdrtcUiche  Bestimmimg,  nnd  ist  die  bisherige,  allerdings  nicht  zu  läng- 
noid«,  ÜelmDg  ledigtkh  eine  Verkehrtheit  und  selbst  Rechtswirlrigkeit, 
midie  Terlftnen  werden  mnssi  eo  bald  sie  erkannt  ist  —  £in  in  Verte- 
nmgsbeetimnningen  oder  Gesetzen  gegrondetes  direktes  Hindemimt  stellt 
somit  in  den  snnfehst  in  Frage  stehenden  Staaten  einer  Untersodrang  daroii 
sHttdiscbe  Ofgane  nicht  entgegait  Aber  es  Usst  sich  aneh  kein  sureiehender 
Terhinderangsgrand  aas  nur  unmittelbar  nnd  saftUig  einwirkenden  Bestim- 
mungen ableiten.  Die  einxigan  Torsehriften  soldier  Art  wAren  etwa  die 
nicht  sdten  (nnd  anch  ganx  zwecknllsdg)  bestehenden  Verbote  der 
von  Depotationen  o.  dgL  dnreh  die  8t>ndeversammhingen,  nnd  die,  in  einigen 
Orundgesetsen  gegebene,  Vorschrift,  nach  welcher  die  Kammern  nur  mit 
den  Ministerien  oder  mit  dem  Gesammtndnisterinm  in  amtlichen  Verkehr  in 
trstsn  haben.  Kin  AngenbUck  nnbefimgenen  Kachdenkens  Ilsst  jedoch  er- 
kennen, dass  diese  Bestimmnngen  anf  den  vorliogendea  Fall  keine  Anwen* 
dang  erleiden.  In  ersterer  Beiiehnng  handelt  es  sidi  weder  fon  «Annahme» 
nodi  fon  «Depotataenen»,  sondern  von  der  Vorfndemng  von  Zeugen,  oder 
lon  der  Einfarderung  von  Urknnden;  und  der  gaose  Zweck  des  Verbotes, 
nämUch  die  Bewahrung  der  VoDafertretung  vor  dem  Eindringen  linnender 
nnd  droliender  Haufen  nnd  vor  nnanstlndigen,  mindestens  aeitraabenden  Anf- 
trittcn,  ist  ein  völlig  verschiedener.  Der  Gesetsgeber  hat  bei  dieser,  durch 
die  Erfahrungen  der  französischen  Versammlung  als  sehr  gerechtfertigt  er- 
scheinenden. Vorsorge  nicht  entfernt  an  amtlichen  Verkehr  der  Stände  oder 
ihrer  Ausschüsse  gedacht,  und  eb  wäie  eine  mnthwillige  Verkennuug  bemes 
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Willens,  diesem  eine  Beziehung  hieraaf  zu  geben.  Was  aber  das  Gebot 
betrifft,  nur  mit  den  obersten  Staatsbehörden  zu  verkehren,  so  bezieht  sich 
auch  dieses  auf  ein  ganz  anderes  Verhältniss.  Die  Regierung  ist  gegenttber 
von  der  Volksvertretung  ausschliesslich  durch  das  Ministerium  vertreten, 
und  nur  was  dieses  mittheUt,  hat  eine  rechtliche  Bedeutung  fUr  beide  Theile. 
.  Auch  steht  dem  Staatsoberhaupte  allein  die  Initiative  in  Beziehung  auf  alle 
von  Seiten  der  Regierung  an  die  Stände  zu  bringenden  Eröffnungen  zu,  ein 
Recht,  welches  es  dann  ebenfalls  nur  durch  die  verantwortlichen  Minister 
ausübt.  Untergeordnete  Beamte  können  durch  eine  von  ihnen  ausgehende 
Erklärung  die  Regierung  nicht  binden ,  und  die  Stände  erhalten  durch  eine 
solche  keine  Handhabe  zu  einem  wirksameren  Handeln.  Ein  amtlicher  Ver- 
kehr mit  solchen  ttber  Staatsangelegenheiten  ist  also  mindestens  (kberflOssig. 
Da  nun  überdiess  die  Diensthierarchie  und  die  Disciplin  durch  einen  Verkehr 
Untergeordneter  mit  der  Ständeversammlung  schwer  bedroht  wären;  auch 
doch  möglicherweise  eine  Stände  Versammlung  ihre  blos  controlirende  und 
berathende  Stellung  vergessen  und  versuchen  könnte,  durch  Eröffnung  von 
Beschltkssen  von  Staatsstellen  unmittelbar  in  die  Verwaltung  einzugreifen:  so 
erklärt  sich  die  fragliche  Verfassungsbestimmnng  sehr  leicht.  Sie  hat  aber 
auch  nur  den  Zweck,  die  Einheit  und  die  Auctorität  der  Regierung  zu  er- 
halten ,  keineswegs  aber  den ,  die  ständischen  Körperschaften  zu  verhindern, 
eine  ihnen  ausdiücklich  übertragene  Handlung  rechtsgültig  vorzunehmen.  Nun 
wird  bei  einer  Untersuchung  über  eine  streitige  Wahl  keine  Erklärung  ver- 
langt, welche  die  Regierung  bände,  nicht  in  die  Verwaltung  durch  verfas- 
sungswidrige Befehle  eingegriffen,  sondern  lediglich  Auskunft  über  persönliche 
Kenntnisse  von  Umständen  gefordert,  deren  Benrtheilung  in  das  Grebiet  der 
ständischen  Zuständigkeit  gehört.  Höchstens  mag  also  aus  dem  Verbote 
eines  Verkehres  mit  untergeordneten  Beamten  abgeleitet  werden,  dass  wenn 
eine  Untersuchung  die  Vernehmung  eines  solchen  nöthig  macht ,  die  Requi- 
sition des  ständischen  Ausschusses  durch  das  Ministerium  zu  geheji  hat,  eine 
mündliche  Vernehmung  aber  (nach  dem  oben  angeführten  französischen  Vor-  v 
gange)  nur  in  Gegenwart  des  betreffenden  Ministers  und  unter  Zustimmung  4 
desselben  zu  den  Antworten  vorgenommen  werden  muss.  In  der  unendlichen 
Mehrzahl  der  zur  Aufklärung  einer  Wahlbeschwerde  erforderlichen  Nach-  • 
forschungen  wird  es  sich  aber  gar  nicht  von  einem  Verkehre  mit  Behörden, 
sondern  um  die  Aussagen  von  Privatpersonen  handeln,  die  ganze  Bestimmung 
über  ständischen  Verkehr  mit  Beamten  also  dabei  nicht  entfernt  in  Frage 
stehen.  —  Von  Seiten  der  Gesetze  ist  somit  in  denjenigen  Staaten,  welche 
die  Kammern  ausdrücklich  mit  der  Entscheidung  über  alle  Wahlfragen  be- 
auftragen, das  Feld  nach  allen  Seiten  hin  frei.  ^ 

Und  nicht  anders  verhält  es  sich  auch  in  jenen  Staaten ,  deren  Verfas- 
sungen keine  ausdrücklichen  Bestimmungen  über  die  Entscheidung  streitiger 
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Wahlen  enthalten.  Dass  auch  hier  mr  die  betreffende  Kammer  m  urtheilen 
hat ,  kanu  keinem  Zweifel  nnterliegen ,  und  ist  auch  wohl  norh  nirgends 
ein* Tri  Zweifel  nnt erzogen  werden  Die  Stellung  der  Volksverti  t  lung  zu  der 
Regierung  verlangt  diese  Einrichtnug  gebietenscli,  T.(  u  lit  1  muit*^  "^onst  der 
Ansdrock  des  Volkswillens  ?er{äl8cht,  ein  der  Regierang  unbequemer  Abge- 
ordneter ODter  einem  scheinbaren  Vorwuide  ausgeschlossen,  die  schreiendste 
▼«rtoUnng  des  Wahlrechtes  gntgeheissen  o^h  r  wenigstens  vcrtnscht  wer- 
d«;  «sd  «t  Mra  überhaupt  die  Unabliiogigkeit  der  Volksvertretnng  von 
der  BeglaniBg  tcbwer  bedntfiolitigt,  wenn  sie  die  Entscheidung  aber  ihre 
Zusamncnsetaios  von  dieser  zu  erwarten  bfitte.  Der  Mangel  einer  eigetteo 
BeeÜBunung  kann  also  lediglich  der  Ansieht  ngeechrieboi  werden,  dais^ee 
«isir  fokheii  nicht  bedArfe,  w«U  li«  rieh  von  HibBt  vvrtlehe,  nnd  weil  sie 
ÜMTdieM  fiut  menalmMlos  Bechtes  eei  in  oonetitnftioneUfin  Staalen.  Isl  dem 
aber  alao,  ao  folgt  andi  alles  Weitere  tob  aefiet,  nd  es  gelten  kanar 
Hud  die  eben  aaegeMirten  Sitae  aneb  Uer. 

*  Smnftt  kann  denn  rar  Beantwottang  der  Frage  llbeigegngnn  werden: 
wie  das  der  LegitünationseoniniBsion  der  Knnuner  oder  efaier  ihrer  AbCkei» 
Inngen  natetade  Unteraachangsreebt  ansgeibi  und  wie  es  namratUeh  in 
dang  m  setsen  ist,  wenn  bisher  der  richtige  Weg  nicht  eingeihaltan  wnrda, 
•der  es  Teranlassung  daa  noch  gefehlt  bat?  —  Die  einfache  Antwort 
Ueranf  lanet:  dadorch,  daes  bei  der  ersten  angefoehtenen  WaU  der  Le- 
gitfanntionseenuniasioB  derAnftraganmselbststSndigen  nnd  eigenen  Yeribhren 
gegeben  wird,  nnd  awar  <dine  weitere  Anfrage  bei  der  Staatsregiemng.  Die 
Gnnnuseion  iördert  alsdann  die  von  ihr  ihr  ndtfalg  erschteten  Zengen  vor; 
bArt,  wenn  sie  es  Ibr  gat  findet,  die  Pnrthelen  nnd  ihre  Vertreter;  verinngt 
die  ton  ihr  gewflnsditen  Actenstfld»  Jim  dem  Hiniaterinni  dtos  Innem;  nnd 
scblieeelicb  erstaltet  sie  ihrsn  Bericht  auf  die  Grundlage  des  von  ihr  Ei^ 
bobenen.  80  ist  in  Frankreich  ver&hren  worden,  ohne  dass  man,  trota 
grosser  Neigung  da^u,  es  gewagt  hätte,  den  Grundsatz  nnd  die  Rechtmässig- 
keit des  Yerfahreus  zu  bestreiten.  Sollte  aber  je  Widerspruch  von  Seiten 
der  Regierung  erfolgen,  so  würde,  die855  muss  von  der  Selbstachtung  jeder 
Kammer  gehofft  werden,  sie  ihr  Rijcht  und  die  Pllicht  ihrer  Comraission  zu 
wahreii  uud  dui  chzufechten  wissen.  Zweckmässigkeit  und  Sinn  des  Gesetzes 
sind  so  klar  auf  dieser  Seite,  dass  der  endliche  Sieg  nicht  entgehen  kann. 
Auch  das  englische  Unterhans  hat  die  eigene  Entschcidimp  «her  die  Sitz- 
berecht  i^ning  «einer  Mitglieder  erkämpfen  müssen,  aber  durch  Beharrlichkeit 
der  nat  Iii  liehen  Hechte  und  der  ntJtzlichen  Einrichtung  die  Oberhand  errungen. 
Kaum  ist  «'s  bei  diesem  Stande  der  Sache  nöthig,  untergeordnete  Ein- 
Htiidungeii  afiwh  Mcklich  zu  widerlegen,  welche  gtgcu  vorstehenden  Vorschlag 
etwa  zncsmTUi'iiL'c^iii  lit  wn-deii  k(jnnten:  doch  innp  Solcljt-  /ur  ^\'^■gr;Lnmung 
auch  jedes  Scheins  von  begründetem  Widerspruciie  mit  wenigen  Worten 
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gescIielMii.  —  EiBmal  iet  M  mflc^eh  einzQwenden,  dass  die  stftndische  Le- 
gitimadonsconimisnon  ohne  besonderes  Gesetz  nicht  das  Recht  habe,  den 
von  ihr  Vorgeforderten  einen  Zeugeneid  abzunehmen.  Die  Tliatsache  ist 
richtig.  Allein  theils  wird  es,  wenn  cibt  lIli  Grundsatz:  festgestellt  ist  und 
geübt  wird,  iiichi  kiige  an  einem  solchen  Gesetze  fehlen;  die  Regierung 
selbst  mns8  ( iu  solches  wünschen,  damit  die  Wahrheit  am  so  sicherer  zu 
Tage  kotiinu',  welche  ja  auch  ilir  günstig  sein  kann.  Theils  kann  man  sich 
indessen  znr  Noth  auch  ohne  Beeidigung  behelfen.  Die  Kammer  urtheilt 
nach  moralischer  Ueberzengnng  und  wird  die  ihr  von  ihrer  Legitimations- 
commissioii  luiLgetheiiien  Angaben  schon  zu  würdigen  wissen.  Auch  in 
Frankreich  fand  bei  Enqnöten  eine  Beeidigung  nicht  statt,  ohne  dass  sich 
ein  merklicher  Nachtheil  ergab.  Sollte  sich  aber  je  vor  gesetzlicher  Berech- 
tigung der  Ausschüsse  die  Nothwendigkeit  einer  Kidesaufiage  zeigen ,  so 
würde  auf  i  nif  hi  i  d(  lu  Justizministerium  gestellte  Forderung  weder  diese 
Behörde  ihre  Beihilfe  versagen,  noch  das  betreffende  Gericht  den  Dienst 
verweigern  können.  Ein  minderes  ist  die  Weigerung,  aut  Bitte  eines  frei- 
wliigen  Schiedsgerichts  oder  einer  anderen  ¥dllkührlich  gebildeten  Privat- 
anstalt zu  beeidigen,  ein  Anderes,  wenn  die  Stände  des  Landes  zu  Öffent- 
lichem Zwecke  den  Eid  verlangen.  —  Eine  zweite  denkbare  Einwendipag 
ist,  dasB  die  Torgeforderten  Zeugen  nicht  endbiäam  könnten,  dieXk)nmii68^ 
aber,  imd  selbst  die  volle  Kammer,  kein  Zwangsrecht  gegen  siembe.  Oto 
Ständen  steht  allerdings  an  sidi  tiüd  ohne  besondere  gesetzliche  Ueber» 
feragtmg  ein  Vorfordemngsrecht  nicht  zu;  allein  die  Gefahr,  dase  ein  ?qb 
ümen  za  Zengmasablegang  aufgeforderter  Borger  nicht  erscheinen  nerde^ 
ist  dennoch  eine  sehr  Ueine.  Die  gegen  die  Wahl  als  KUger  Anftretenden 
erscheinen  natflrlich  anter  allen  Umständen;  die  Gegner  aber  sind  in  ihres 
eigenen  Interesse  genothigt,  dem  Beispiele  zq  folgen.  DasLetstere  gilt  auch 
von  Demjenigen,  deren  Erscheinung  etwa  von  einem  Ministennm  aUiingt 
Und  wenn  je  der  Eine  oder  der  Andere  sich  anfänglich  weigern  sollte,  se 
würde  er  sicherlich  der  Gewalt  der  Oeffentlichkeit  nachgeben,  sobald  die 
Gcmmiseioin  das  Hindemiss  in  der  vollen  Versammlnng  znr  Sprache  brächte. 
Bei  der  grossen  französischen  Untersnchnng  in  den  Jahren  1842  und  43 
hUeh  nicht. ein  einziger  Zeoge  ans;  wamm  aber  sollte  der  Deutsche  weniger 
Aehtwng  vor  dem  Verlangen  seiner  Vertreter,  weniger  Vaterlandsliebe,  weni- 
ger Sehen  vor  der  Oeffentlichkeit  haben?  —  Drittens  wird  vielleicht  gegen 
die  vorgeschlagene  Wirfcsasikdt  der  ständischen  Ansschttsse  vorgebracht 
werden,  dass  wnugstene  die  ans  der  vollen  Kammer  gewählten  Aosschflsse 
ausschliesslich  die  Mehrheit  vertreten  und  dann  das  Bedit  za  Partheizwecken 
ftlsehen  könnten.  Hierauf  wäre  zunächst  sn  erwiedeni,  dass  es  nicht  die 
Ahdeht  ist,  den  Aussehttssen  die  Entscheidung  über  Wahlstreitigkeiten  n 
ttberlassen,  sondern  diese  nach  wie  vor  der  ganzen  Versammlung  bliebe.  In 
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80  fpinc  aber  alkrdings  aach  schon  bei  der  llDtersuchtmg  Ungerechtigkeiten 
begangen  werden  können,  fand  gerade  m  ihrer  Vermeidung  wird  ja  die 
ganze  Einriditnng  verlangt,)  wäre  durch  eine  wreinfachte  Nachahmung  der 
neuesten  englischen  Einrichtung  jeder  Klage  mid  selbst  jedem  Verdachte 
abzuhelfen.  Ein  Zusatz  zu  der  Geschäftsordnung,  welchem  gemäss  ansnahros* 
weise  die  Legitimations-CommissiOQeD  nicht  durch  Wahl,  sondern  durch  Loos 
bestimmt,  dieses  dann  aber  wieder  durch  Recusationen  der  Betheiligten 
verbessert  wflrde,  könnte  überall  ohne  Schwierigkeit  beschlossen  werdoi.  — 
Endlich  der  Geldpuüct.  Dsum  denjenigen  Zeogen,  welcher  es  verlangte,  £nt- 
sefaadigimg  werden  mOsste,  versteht  sieb;  aoeh  mag  sein»  dass  je  nachdem 
die  angefochtene  Wahl  in  einer  Gegend  des  Landes  vommehmen  wflre,  diese 
flebttbren  eine  bedentendere  Smnme  ansmachten,  als  die  Absendong  eines 
B^gienuigsbeaniten  erfofderte.  Mein  eine  Gelderspamiss  kann  kein  Gmnd 
sein  nr  Unterlassong  einer  nur  Erhaltung  der  Reinheit  derTolksrertretiinif 
nölhwQBdigen  Einrichtong.  Und  ancb  an  der  zur  Leistong  Teipdlchteten 
nnd  boreitea  Kasse  fehlt  es  nicht;  bis  zor  FestsfeeUnng  einer  anderweitigen 
Elmiclitang  hätte  die  stindiscbe  Kasse,  (ohne  welcbe  keine  Kanuner  ist  moid 
win  kann,)  die  Ausgabe  sn  tragen.  Wtirde  aber  dieErfehrang  leigeii,  dass 
diese  ndsbraneht  würde  zur  Anstellung  unbegrflndeter  Beschwerden;  oder 
seilte  eine,  an  sich  ddier  gerechtfertigte,  Abneigong  dagegen  besteben,  dem 
gemeinen  Wesen  einen  AoArand  zonunnthen,  welcher  jeden  Falles  dnreh 
Schuld  der  unterliegenden  Parthei  fsranlasst  worden:  so  konnte  leieht  mit 
der  zu  dem  eogliscben  Systeme  der  Hinterlegung  einer  eotq^rechenden 
Somme  von  Setteo  der  Besebwerdefthrer  gegriffen  werden. 


Waltet  nicht  Selbsttäuschnng  ob,  so  ist  in  dem  Vorstehenden  einer  Seits 
die  Zweckmässigkeit,  ja  Nothwcudigktit,  auf  der  andern  Seite  aber  die  thai- 
s&chlicbe  und  rechtliche  Möglichkeit  der  Uebertragung  aller  üntcrsnchungen 
über  beanstandete  Wahlen  an  Ausschüsse  der  betreffenden  Kammern  gezeigt. 
Es  ist  daher  auch  zu  hoffen,  dass  bei  Uingerer  und  kräftigerer  Kntwicklung 
des  repräsentativen  Systemf*'=  dem  Gegenstande  auch  in  Deutscliland  die  ge- 
bührende Aufmerksamkeit  geschenkt ,  dadurch  aber  ein  wesentlicher  Fehler 
bisheriger  Uebung  verbessert  werden  wii'd.  Ks  bedarf  dabei  lediglich  nur 
eines  Kntschlnsses ,  um  das  zunächst  WOnscheuswerthe  zu  erreichen;  das 
Weitere  wird  sich  dann  schon  finden. 
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TOTi  1^52;  endlich  gevvi&se  Verhandlungen  in  der  württcmbergischen  Abge- 
ordneLeiikammer.  Öiese  Erscheinnngen  haben  ywar  entweder  für  das  Leben 
nur  eine  vorübergehende  Bedeutung  gehabt ,  odf r  es  steht  wenigstens  sehr 
dahin,  wie  lange  sie  sich  nls  Gp«;ptz  erhalten  werden;  allein  für  die  Wissen- 
schaft sind  sie  immerhin  eine  gemiL't  iidc  Aufforderung  zu  ccnauer  PrOfong 
der  Frage  und  zu  einer  möglichst  unangreil  baren  Feststellung  der  Lehre.  — 
Um  jedoch  fOr  den  einen  Gegenstand  nicht  ailzugrossen  Raum  m  Anspruch 
zu  nehmen,  soll  nur  das  Petitionsrecht  der  Einzelnen  und  der 
Körperschaften  betrachtet  werden,  und  auch  dieses  nur  in  so  ferne 
Bitten  an  Stände  gerichtet  sind.  Es  bleiben  somit  die  Petitionen  an  die 
Regierung,  sowie  das  Petitionsrecht  der  Stände  selbst  ausgesdüDBaeiL 

Die  vorgesetzte  Ao^be  aber  wird  wohl  am  sichersten  m  einem  Ab- 
schltisse  geführt,  wenn  nach  vorgängiger  Feststellong  des  Begriffes  des 
Pftitionsrechtes  zuerst  die  positiven  Bestimmungen  der  haoptsächlichsten 
eonstitationellcn  Staaten,  namentlich  Deutschlands,  angegeben,  bieraaf  die 
Meinungen  der  Staatsreditslehrer  aber  die  Frage  in  Erinnerung  gebracht, 
anf  diese  Grandlaffen  hin  aber  endlich  die  eben  angefahrten  FAlle  abweichen» 
der  Anffiwnimg  kritisch  gewürdigt  werden. 

1.  Der  Begriff  des  Petitionsrechtes. 

Sehr  bflnfig  wird  «Petitiona-  mid  Beschwerde-Recht»  als  gleichbedenteiid 
oder  doch  wesentlidi  zusanunengehltoend  daigestellt.  Dies  ist  ein  entschie- 
dener vnd  ein  bedeatender  Iirthnm,  dnrch  welchen  gans  schiefe  Ansichten 
md  positiT  unrichtige  BehanpCnngen  enengt  werden.  Beide  Arten  m 
Forderungen  sind  von  rechtlich  gans  Torsehiedener  Art;  eine  NebeneiA- 
anderstellong  dersdben  wird  daher  die  Eigentbflniliefakeit  einer  Jeden,  und 
nanuotlich  also  anofa  der  Petitionen,  aar  Anschauung  bringen. 

Unter  einer  Beschwerde  Terstebt  man  eine  an  eine  Behörde  ge- 
richtete Klage  Aber  ein  Ton  einer  andeni  Behörde  angeblich  erlittenea, 
materielles  oder  formelles,  Unrecht.  Diese  Klage  hat  natOrlicfa  nmAchsl 
die  Wiederherstellung  des  gi kränkten  Rechtes  zum  Gegenstande;  möglicher- 
weise auch  die  Bestrafung  des  Schuldigen.  Hieraus  folgt  denn  aber  mehr 
als  Ein  wichtiger  Satz. 

Vorerst  leuchtet  ein,  dass  nur  da,  wo  eine  Rechtsverletzung  be- 
ha^iptet  wird,  überhaupt  von  einer  Beschwerde  die  Rede  sein  kann. 
Eine  Forderung  ist  nur  da  am  Platze,  wo  eiJi  bestimmtes  Recht  zu  ver- 
langen besteht;  in  allen  anderen  Fällen  ist  blos  ein  Wunsch  oder  eine 
Bitte  an  der  Stelle.  Wenn  also  ein  Börger  darüber  unzufrieden  ist,  dass 
sein  Vortheil  nicht  gehörig  vom  Staate  gefordert  werde,  dass  eine  Lücke, 
ein  Missgriff,  eine  Folgewidrigkeit  in  der  Gesetzgebung  vorliege,  odtr  dass 
die  ailgemciDen  Zustände  eine  gewisse  Richtung  nehmen}  so  kann  er  keine 
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Beschwerde  L  e.  S.  anstellen,  sondern  nur  etwa  bittend  and  TOntellend 
sich  an  eine  passende  Behörde  wenden 

Sodann  ergiebt  sich,  zweitens,  dass  eine  Beschwerde  eigentlich  nur  bei 
einer  der  angeblich  recbtsferietzenden  Torgesettten  Behörde  eingelegt 
werden  kann.  Eine  an  den  nnrecfat  Handelnden  selbst  gerichtete  Forderung 
wurde  In  der  Regel  nor  zu  einem  natdosen  ZeH?erlnste  fahren,  nnd  es 
ktcaa  daher  ihre  AnsteUnng  weder  dem  sich  verletzt  Ffthlenden,  noch  ihre 
ErOrtemng  der  Beh(irde  ZDgenmtbet  werden.  Nor  in  Fallen  etwa,  wo  eine 
mangelhafte  Kenntniss  der  Tbatsachen  oder  ehie  onverschnldete  Uebereilang 
angenommen  werden  mnss,  ist  eine  Beschwerde  als  nichtdevolntiTes  Mittel 
denkbar.  Und  eben  so  wenig  kann  eine  Beschwerde  bei  ehmm  Organe  des 
Staatswillens  angebracht  werden,  welche  in  der  Frage  gar  nicht  zostAndig, 
cnr  yeilangten  Bechtsherstellong  nicht  filhig  ist  Diess  wftre  nicht  nor 
nutzlos,  sondern  geradezn  widersinnig.  Desshalb  ist  es  denn  auch  nicht 
richtig,  von  einer  bei  einer  StändeTcrsammlong  angebrachten  Besehwerde 
Uber  dne  Begierongshandhmg  m  reden,  da  die  Stande  kein  Recht  haben, 
in  die  Rechtspflege  oder  in  die  Yerwaltnng  abändernd  einzugreifen.  £ine 
Eingabe  an  die  Stande,  weldie  Ober  angebliche  Yerletzongen  von  Seitei 
einer  Behörde  Idagt,  ist  im  rechtlichen  Baae  entweder  eine  Dennnciation, 
damit  die  Standeversammltmg  ihr»  Seits,  wenn  sie  es  ftr  gut  findet,  eine 


1)  Die  Oriinse  swUcIicn  Rfsrhwcrde  und  RittP  l«f  nur  etwa  d.i  sf  hwfr  zu  bontiinmen,  wo 
der  mit  einer  bestiuuutCD  Sachlafc«  UnaulHodcnc  die  allgemeinen  BtMAt&zwocko  geltend  nukcht, 
imi  «Ue  BcRtonmr  «hier  Veroachll— tynitg  denellMn  sit  Mlnm  Unsiuntaii  ra  beMhaldlirMi.  So 
z.  B.  wenn  die  BcwiIukt  eine«  beetlmmtt  n  Lundestholtcs  über  ein«"  si  hlerliterc  HrschufTnihcit 
der  CommunicAtionawege  io  ihrer  Gegend,  über  die  Verweigerung  der  nothwcndigen  Scbulen, 
Iber  nHuig«ni«fl«n  Sehnt*  Vum  Eigeiitliunw  gtgen  6«ui«r  a  a.  w.  ttlagw,  wShtaad  der  Staat 
Urnen  fliese  Iltilfen  als  Tliell  seiner  AHfk'i'l»«-  rixhtllrh  m  huldig  »ei  «n<!  sie  nndi  die  allgemeinen 
Laeten  lat  £rlUUuiig  der  Staatwwecku  trugen,  wenn  somit  uiuuenUich  eine  Ungleichbeit  im 
VeihlltnlM«  mit  anderen  LandeaOiellea  oder  Stiiiden  «aS  eüae  ongerechte  Bevercngnng  «faea 
Theiles  der  Unterthiuen  vor  andern,  behauptet  wird.  Hier  unterlioK^t  KAf  lieinem  Zweifel,  dims 
«lue  reehtliebe  Vurblndliclikcit  dea  Staate«;  sa  Bechtuchiitz  und  zu  Litereesefördcrong  aus 
allgem^ea  Ormidsützen  nacbgewteM«  wcnten  kann,  aneh  mag  n  wold  geUngen,  die  gerade  in 
Frage  stehende  AiiK'eletcenheit  mU  loj^lnch  in  dieser  Staatsaufgabe  begriffen  darzulegen:  allein 
der  Beweis,  dos«  Im  einzelnen  Falle  durch  Unterlassung  wirlilicli  bereits  uin  Unrecht  belügen 
sei,  ist  schwer  zu  liefern.  Jene  Verbindlichkeiten  sind  nümilch  nur  zum  geringeren  Thelle  ea- 
hedlngte,  eondem  Ihre  Erfüllung  liüngt  vielmehr  von  dem  Vorbondenftcin  der  Mittel  ab,  ist  eina 
Sache  der  Zelt,  nnd  hei  einer  I'iiin(it;lielikcit  gleichmäK.siifoi'  T.eistimtr  alter  an  sich  nützlichen 
tmd  nothwendigen  Einrichtnngon  gdieu  diu  dringenderen  und  die  üllgemeinor  vortheilhaftea 
vor.  Einer  Klage  SlMr  Beehlmriclaang  lassen  atdi  daJiar  Meht  mekt  oder  weniger  adUagMidia 
AbweisungsgriiiHle  ent^(>genstellcn,  nnd  es  ist  wenige  Autaicht  auf  dem  Rpohtswepc  7.nm  Ziele 
zu  kommen.  I>csshalb  werden  denn  oucli  Ständeversammlnngen  sieh  uiebt  leieht  enUchlicsson, 
ifaa  na  da  gatmahta,  berells  also  in  oUeo  Regtemn^-Iostiutzen  sarackgewlesene,  Beschwerda 
dieser  Art  vom  streng-rechtlleben  Standpunkte  iinfiitnehmcn,  sondern  nit  hr  geneigt  sein,  sio  als 
thatsächlich  begründete  Bitten  zu  behandeln.  Nur  also,  wenn  etwa  die  FordenuiK  auf  einen 
kaaoadaran  ITarliltsniad,  a.  B.  auf  «Ina  ftartliiimln  gaaatdiebe  Anordnung  ein  bestimmtes 
Versprechen,  auf  dne  onorose  Erwerbnnff  n.  g.  w. ,  nnmittelbnr  rro^tilut  werden  kann,  Ist  die 
BeoUizang  des  Beschwerderechts  proctlsch  rathsam ,  sollte  auch  wiaseoscholllich  ein  weiterer 
B««ia  Ar  daiMlba  tmoftu  ««rdaa  IdboMo. 
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Klage  bfi  dem  Staatsgerir  iit-liofc ,  oder  wii'  -onst  die  über  Recht -widrig- 
kekeii  der  Behörden  richtende  Sjteile  iieissen  mag,  anstelle;  odij-  abnr  ?;ie 
ist  eine  einffirhe  Bitte  tun  eine  Verwendung  der  Stände  au  die  Hegiening, 
dass  diese  die  Sache  noch  einmal  und  möglichst  gründlich  und  gerecht  wür- 
digen lasse.  An  welcherlei  Behörde  aber  eine  Beschwer(ie  i.  e.  S.  wirklich 
zu  richten  ist,  dicss  hängt  natürlich  von  der  Art  des  augebüchen  Unrechtes 
und  Yon  der  mit  der  Sache  bisher  bcsciiäUigten  Behörde  ab.  Es  kann  ein 
höheres  Gericht,  eine  höhere  AdministrativjustLZstclle ,  eine  einfache  höhere 
Verwaltungsb('hürde  anzugehen  sein.  Und  ebenso  richtet  sich  die  Zahl  der 
gestatteten  Beschwerdeinstanzen  nach  der  Art  des  in  Frage  stehenden 
Rechtes,  nach  den  Geschäftsformen  der  betreffenden  Behördenbierardüe 
u.  s.  w.  Nicht  erst  deir  Bemerkung  bedarf  es  dabei,  dass  die  verschrie- 
benen Förmlichkeiten  genau  eingehalten  werden  mflssen,  und  dass  von  einer 
schliesslich  zugefügten  Rechtsv e rl et/un g ,  somit  anch  von  einer  st&ndischen 
Behandlung  der  Sache,  erst  daun  die  Bede  sein  kann,  wenn  alle  gestatteten 
Instanzen  vergeblich  durchlaufen  sind. 

£ine  dritte  Folge  ist,  dass  dem  Beschwerdeführer  ein  Bescheid  von 
der  nm  Recht  angerufenen  Behörde  gegeben  werden  muBS.  Wem  ein 
Unterthan  behauptet,  dass  in  seiner  Person  das  Rechtsgesetz  gebeugt  wor^ 
den  sei,  und  er  somit  Klage  gegen  ein  Organ  des  Staates  erhebt,  ist  man 
sowohl  ihm  als  der  von  ihm  beschuldigten  Stelle  einen  UrtheUsq^rach 
schuldig.  Die  Form  der  Beschwerde  ond  die  ra  ihrer  Erledigung  mstin- 
dige  Behörde  machen  in  dieser  Pfficht  keinen  Unterschied,  da  in  jedem 
Falle  ihre  Yersäomniss  Bechtsverweigernng  wAre.  Eine  ontergeordnete 
Frage  ist  dabei,  ob  und  welche  Maassregeln  gegen  missbtttichliche  Bebelli- 
gnng  der  höheren  Behörden  ergriffen  werden  sollen?  Jeden  Falles  natflrlich 
nur  gegen  offenbaren  Ibithwillen  oder  Unverstand  bei  nutzloser  Wteder- 
hohing  bereits  in  letaiter  Instana  rechtsgültig  entschiedener  Klagen. 

Femer  ist  unzweifelhaft,  dass  nur  Deijenige  eine  Bescfaireide  anstellen 
darf,  welcher  entweder  in  eigenen  Rechten  beeinträchtigt  zn  sein  behauptet, 
oder  wetehem  eine  allgemeine  oder  besondere  Beefatswahraag  einea  Dritten 
gfiltig  flbertragen  ist,  und  dass  man  also  unbeanitiagt  sich  nicht  für  Dritte 
beschweren  kenn.  Hag  es  aus  allgemehien  Qrflnden  noch  so  sdur  in  be- 
Uagen  sein,  dass  ein  Yerletzter  die  ihm  zogefilgte  Bechtswidrigkeit  nicht 
bei  den  höheren  Behörden  zar  Anzeige  bringt  und  diesen  dadnrdi  keine 
Gelegenheit  giebt,  die  gestörte  Rechtsordnung  wiederherzustellen:  wenn  steh 
^der  Betheiligte  selbst  beruhigt,  so  kann  ihm  gegen  seinen  Willen  kein  bes- 
seres Recht  anfgedrongen  werden.  Doch  hindert  natflrlich  .diese  Achtung 
TOT  der  Selbstständigkeit  des  Borgers  weder  die  Ansflbang  eines  Anfsichta- 
und  DisdpliBarrechtes  der  höheren,  auf  anderem  Wege  von  dem  Unrechte 
eines  Untergeordneten  in  Kenntniss  gesetrten  Stelle,  noch  anch  ein  Anf- 
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tnfteft  der  SMade  gegeaftber  von  der  Begieruug,  lUls  aie  In  dem,  ilmen 
sonstwie  znverlissig  bekannt  gewordenen,  Falle  den  Beweis  einer  Unordnnng 
oder  eines  sehlediten  Geistes  bei  der  Regierung  im  Allgemeinen  oder  bei 
ein»Inen  Tbeilen  derstiben  finden.  Die  Stanqtfheit,  Feigbeit  oder  aar  Ab- 
kanfong  eines  erlittenen  Unreebtes  bereite  Goneinheit  des  znnflebst  Betrof- 
fenen kann  zwar  die  Stttnde  bindern,  sieh  iBr  ihn  insbesondere  zo  verwen- 
den; allehi  nimmermehr  daran,  eine  ron  ihnen  bemerkte  Verfossongswidrigkeit 
oder  Unzutrftglichkeit  zur  Rüge  zu  bringen,  damit  namentlich  aber  vorbeo» 
gend  gegen  "Wiederholungen  einzutreten;  noch  kann  die  höhere  Behörde 
dadurch  unzuständig  werdeu,  Ordnung  und  K^chtlichkeit  im  Dienste  auf- 
recht zu  crluütcn. 

EuiUich  ergiebt  sicli ,  duss  Ausläuder  eine  Beschwerde  nur  in  dem 
Falle  anstellen  und  vr-rfulgi  n  können,  wenn  sie  einen  br^LM  iindden  Recbts- 
aubpruch  auf  eine  Handiung  oder  Leistung  des  btaakä  Laben.  Dem  ist 
denn  aber  nur  in  zwei  FflUen  so.  Einmal,  wenn  sie  mit  der  Regierung  in 
ein  besonderes  Rttlit&verhaitniss  getreten  sind ,  z.  B.  einen  Vertrag  mit  ihr 
Ober  einen  privatrechtlichen  Gegenstand  geschlossen  Imben.  Zweitens,  in 
so  ferne  der  Staat  entweder  aus  allgemeinen,  oder  aus  besonders  anerkannten 
Grundsätzen  de*  internationaleu  Privatrechtes  eine  Verpflichtung  hat,  auch 
einem  Fremdeu  zu  beiueui  Rechte  zu  verhelfen.  In  letalerer  Beziehung 
kann  allerdings,  bei  dem  gewöhnlichen  Mangel  an  bestimmten  gesetzlichen 
Vorschriften  und  bei  der  grossen  UnentschieJenheit  der  Wi^m  h  rhaft  in 
dieser  schwierigen  Leiire,  im  besonderen  Falle  Streit  über  das  Vorhanden- 
sein der  tliatsächlichen  und  rechtlichen  Vorausseti^ung  sein;  allein  grund- 
sätzlich unterhegt  die  Verpflichtung  des  Staates  und  somit  die  Berechtigung 
des  einzelnen  Fremdeu  keinem  Zweifel.  Dagegen  liegt  es  in  dem  Wesen 
der  Strindp\ rrsammlung,  als  einer  Vertretung  de>  eigenen  Volkes  gegen- 
über von  der  Regierung,  dass  die  Beschwerde  eines  Ausländers  niemals 
Gegenstand  einer  Verhandlung  von  ihrer  Seite  sein  kann.  Sie  ist  nicht 
dazu  bestinmit,  alles  und  jedes  Unrecht  in  der  Welt  zu  verhindern,  sondern 
nur  das  von  der  Regicning  den  eigenen  Mitbürgern  zugefügte  oder  ange- 
drohte; sie  hat  aacb  nicht  die  Aufgabe,  die  Kegieroug  in  allen  ond  jeden 
Beciehmigen  aof  dem  richtigen  Wege  m  erhalten,  sondern  nmr  in  gewissen 
von  der  Ver&ssnng  näher  bezeiuhneten  Bezichangen ,  unter  welchen  das  Ver- 
haitniss  zu  einzelnen  Auswärtigen  wohl  nirgends  in  der  Welt  erwähnt  ist. 
Vielmehr  ist  es  Sache  des  Staates,  welchem  der  Klagende  angehört,  sieb 
seines  Unterthanen  in  völkerrechtlicher  Weise  anzunebmen,  falls  diesem 
Unrecht  geschflben  sollte ;  und  dieser  Schutz  reicht ,  theoretisch  wenigstens, 
vollkommen  aus ,  so  dass  aoch  ans  allgemeinen  Granden  keine  Verpflieh- 
tnng  weiterer  HttUe  nachgemesen  werden  kann,  wie  weit  immer  man  die 
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Aufgabe  des  Slaates  zur  allgemeinao  Weltreditsordiiaig  Iwimtragcn,  attsdeb» 
Ben  mag 

  t 

1)  la  a«lMff  d«  B«te1iw«rd«r»«1it*t  kau  4m  wfUiMi«  (ui  BOfdHMilkMtadul) 

pnrluinentBrigche  R«cht  nur  sehr  beding:!  als  Vorgang  aiigrcfUhrt  werden.  Die«  aber  aas  mehr 
al6  Einem  Grunde.  Zunäclut  besteht  einer  Seits  in  den  betreffenden  Staateo  eine  viel  gtÖton 
WWUflkkdt,  BeKtonugriiudliiBffeii  for  d«B  0«tl«A«M  «BialMlitMi;  tte  CiiU  terlVD»,  fai 
welchen  über  einen  Mangel  im  K  i  i  htshiilfe  gekla»,'«  und  das  Eioschreiten  der  Volksantretung 
verlangt  werden  kann,  ist  somit  weit  kleiner.  Sodann  is(,  anderer  Seits,  wenigvtemi  in  £ngiand 
«nd  hier  wieder  iMbaMtodara  WnsichtUoh  des  Oberfuuites,  keine  seharfe  Trennonir  >wli>jh» 
Reäetzgebendcr  und  rkhterliclier  Gewalt.  Es  köiiuen  also  weniKStens  Kcwissc  Rfthtsbcschworden 
tur  sachlichen  Entscheidung  au  das  Parliament  gebracht  werden,  während  sonsl  &ber«U  41« 
Bepritoentstloii  nur  die  Befbgniss  ta  «hier  Vertrettmg  hti  der  Beglemn«  hat  BnUeh  rtekt 
zwar  innerhalb  der  angedeuteten  OrÜnzen  Jedem  Bänt^nen  frei,  sich  an  die  Volluvertretung 
um  Abhili/e  wegen  vermeinttteher  Rechtsverletsung  zn  wenden:  allein  dieses  Recht  nnd  das 
der  ehrihchen  BHte  Ist  fbrmel]  nicht  gMchieiien.  Alle  Arten  von  Einsahen  vom  £UnieInen  oder 
Korporationen  werden  gleichmXssig  als  „I'.  tHiunH"  licluindelt,  und  MWOlll  die  Ftem  der  Abfassung, 
all  die  Nothwcndigkeit  der  Uebergabe  durch  ein  Mitglied  de^  llsuse^i.  sodann  die  ganze  Beband- 
hing  der  Angelegenheit  ist  vollkommen  die  gleiche,  welches  immer  der  Inlialt  und  der  Gegen* 
stand  der  SchriA  sein  mag.  Vgl.  Cushing,  Lftw  and  pimotice  of  Legialattve  AisembUes, 
8.  432  fg.  —  Ebenso  lauten  die  fVnnzösischen  Verfkssun^en.  Wenn  sie  niilit  granz  schwelgen  über 
das  Recht  der  Einzelneu,  sich  an  die  Voliisvertretung  zu  wenden,  so  ist  wenigstens  keine  Unter- 
lelieldBttg  gemacht  zwischen  den  TencUedeneii  Arten  ven  BnselMB.  Aneh  die  Geschältsord» 
nungen  sind  in  Ro/iLluing  auf  die  ^Pntitlonen'*  sehr  unvollständig  und  unterscheiden  nicht  — 
Dasselbe  ist  der  Fall  in  Belgien,  u.  s.  w.  ~  Besser  tot  der  Punkt  geordnet  in  den  deotachen 
Vorfkasungsuriuuideii,  weleli*  wenlcetetti  nutem  bedentenderea  Thelle  naoh  BeettmmeflfttB  Über 
i\aa  Beschwerderecht  der  Staatsbürger  geben,  und  zwar  snwidil  über  dag  Recht  an  sich, 
d.  h.  Uber  die  Angehung  der  höheren  StaatseteUen ,  als  über  die  FäUe»  in  welchen  die  \«t- 
wendaag  der  Stiade  M  einer  In  leiiter  lutsna  alieehliigig  ertheUten  Beeeiiirerde  nuikgemMid 
werden  knnn.  So  jrestattct  di.-  b :» y  f  ri  s  di  »•  Verf.-Uik. ,  Tit.  §  21 ,  und  Ii-  1  adisehe. 
I  67,  dem  BDiger,  eine  Beschwerde  we^on  Verletxang  verfiusangsm&ssiger  Rechte  bei  den 
XanuDem  eiaetvelwo,  wobei  de*  lelitgenaante  Oeeeli  anedrtiddldi  noch  Toi1iei«egangette  Ab- 
weisuii^'  in  hochstir  InstHu/.  sodann  schriftliche  Einreichung  vorschreibt.  Vielen  Heifall  haben 
insbesondere  die  BesUmmuogmi  der  wttrttcmbergischen  Verf.-Urlu  geftandeu,  und  sind 
'  daher  «uh  in  mehrere  epifer  n  Stande  gekommene  Grundges^e  fket  wVrdhA  ttbergegang«». 
Diocllnn  lauten  (im  f  36—  38)  fulgendermassen.  ..Jeder  hat  das  Recht,  iiiier  Ke-^etz-  und  urd- 
nongswidrigee  Verflüiren  einer  Staatsbehörde  oder  Verzögerung  der  Entscheidung  bei  der  un» 
mittelbar  vorgeeetsten  Stene  schriftUche  Beschwerde  zu  erheben  ,  und  nöthigenfall«  irtnllBBWelee 
bi.s  zur  boelD^en  Behörde  zu  veiftigen.  Wird  die  aagebraehte  Bc.sehwerde  von  der  \utgesetztcn 
Behörde  unbegründet  befundnn,  so  ist  le(/tere  vrqiflkhet,  den  HeschwerdefUhrer  ttber  die 
Ortltfe  ihres  Urtheiles  zu  belehren.  Glaubt  der  Beschwerdctühicr  sich  auch  bei  der  Eirt- 
scliciduag  der  obersten  Staatsbehörde  nicht  beruhigen  sn  können :  so  darf  er  die  Beschwerde 
den  Ständen  mit  der  sehriftlit  hcn  Biitc  \)w  Verwendung  vortragen.  Haben  sieb  |f»if>  überzeugt, 
dam  diese  Stufenfulg»  beobachtet  wordeu  und  die  Beschwerde  eine  Berücksichtigung  verdiene, 
so  ixt  ihnen  auf  ihr  Verlangen  von  dem  K.  Gehelmenratlie  die  aSthlge  Auskunft  über  den  Gegen- 
stand zn  orlheilen  "  —  Ganz  dieselbe  Vorschrift  gib»  h;  der  Vci-f.  rrk.  des  Königreichs 
tiacbütiu,  nur  ist  hier  noch  beigeßigt,  dass  es  Jedem  unbenommen  bleibe,  »eine  Beschwerden 
beim  Regeatea  wuaittelbar  aasabrlngeo.  Femer  ilimmt  ▼QUig  llberein  die  Verf.-Crk.  dee 
Pürstonthnnw  H  oh  enzollern -  R  i gina  ring  e  n.  —  Kflrter,  aber  !ui  Wesentlichen  flbercln- 
limmend,  räumt  in  Hannover  sowohl  das  Orundgoseu  von  lass,  f  38,  als  das  lAndesver* 
Ibmungigeeeto  von  iMo,  i  tt,  dem  Blti«er  die  BefUgni«  ein,  üeh  wegen  geaeta-  vad  ordnungf 
widrigen  Verfahrens  (»der  wegi-n  Verziigerunp  an  die  höheren  nehÖrden  bis  endlich  znr  h;ifb;=ten 
mit  einer  Besehwerde  zu  wenden.  —  Ebenso  im  G.H.  Hessen,  V.-Urk,,  i  81.  Da»  Gleich« 
aaaunt  der  Voraehdft  von  Entidieidongsgründen  ist  gegeben  in  der  VerlL-üriL  dee  Kuiftnten- 
thtims  Hessen,  von  IMi,  j  55  und  Verf.-Urk..  von  is,^2.  2i  ;  forner  in  der  Land-schaftRordmuig 
fUr  Braunschweig,  13«;  derrev.  Vert-Urit.  von O Idenburg,  Art. 47,  f  Ii  dem  GrondgeseUe 
Mr  8aebeea>Altenbufg,  §  66;  Ar  Anhalt>Berabvrg,  I  II;  fteuss,  J.  L.,  t  iS; 
Waldeck,  |  SS.  —  Die  pre  ii  ssincbe  Verf.-Urk.  enthült  keine  beeoiidercn  Bestimmungen 
Uber  das  Beschwerderecht  der  BUrger;  dennoch  beeteht  ein  solches  theils  nach  firühercn  Gesetzen, 
10  weit  Ten  Beachwerden  bei  den  Bchttiden  and  beim  Staatsobet^pte  edbat  die  Batte  li^ 
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Wesentlich  von  diesen  Beschwerden  nbcr  angeblich  erlittene  RecbU- 
beeinträchtigungen  sind  nun  aber  verschieden  die  Petitionen.  Mit  diesem 
Namen  bezeichnet  mau  scbriftliclie  Eingaben  au  eine  Behörde,  ausgehend 
von  Einem  oder  von  Mehreren,  in  welchen  um  etwas  gebeten  wird,  dessen 
Verleihung  in  die  Zuständigkeit  dieser  Behörde  MU  Dass  die  Bitte  ge- 
währt werden  oder  überhaupt  irgend  etwas  auf  dieselbe  erfoJgen  Bisse» 
liegt  natOrlich  nicht  in  dem  Begriffe  der  Petition,  indem  dem  Rechte  des 
Einen  m  bitten  noch  keineswegs  eine  Pflicht  des  Andern  zb  gewähren 
gegwflhersteht  Wird  non  aber  dieser  Charakter  der  Petition  als  einer 
Bitte  scharf  im  Aoge  behalten»  so  ergeben  sich  darans  eine  Anzahl  von 
bezeichnenden  Eigenschaften  derselben. 

Was  snerst  den  Zweck  einer  Petition  betrifft,  so  liegt  es  schon  in 
dem  Worte,  ist.  aber  anch  durch  die  Stellung  des  Unterthanen  zu  der  Be- 
hörde gegeben,  dase  dieselbe  eine  bestimmte  Bitte  enthalten  mnss.  Ob 
diese  Bitte  an  ond  für  sich  erftUbar  ist,  and  ob  ihre  Behandlung  and  £r- 
ftUung  gerade  der  angegangenen  Behörde  zusteht,  ist  eine  Frage  ihr  sich; 
eben  so  mag  es  sein,  daH  der  Bittende  nodi  andere  amtliche  Eingaben 
hatte  machen  können,  als  Bittschriften,  (wie  z.  B.  gleich  Beschwerden  anderer 
Art  sind):  aber  jeden  Falles  kann  auf  den  Grund  des  Petüionsrechtes  nur 
eine  Yorstellung  gemacht  werden,  welche  mit  einer  Bitte  scbliesst.  Daher 
denn  blosse  Auseinandersetzungen  Aber  Aniigaben  der  uigegaogenen  Behörde 
ohne  ein  bestimmtes  Terlangen,  allgemeine  Yorstelhmg  gegen  eine  ein- 
geschlagene Bahn,  lobende  und  tadelnde  Urthcile,  endlich  BechtSTerwabrongen 
gegen  einen  Beschluss  nicht  als  Petitionen  aui^enommen  und  als  solche 
gescbfiftüch  bebandelt  werden  können.  Bie  mit  solcherlei  Eingaben  be- 
schidkte  Behörde  mag  etwa  ans  denselben  Belehrung  schöpfen;  aUein  nicht 
nur  kann  der  Urheber  keine  unmittelbare  Folge  ftlr  sich  daraus  erwarten^ 
da  er  selbst  nichts  begehrt  hat,  sondern  es  steht  auch  der  Behörde  zu, 
Schriftstücke,  welche  das  VerhSltniflS  des  Schreibenden  zum  Angesprochenen  • 
ihrem  Inhalte  nach  verkennen ,  zurückzuweisen  oder  unbeachtet  liegen  zu 
lassen 


thc'iU  nach  einer  nnbMtrittenen  ITebonz  der  Kaamiam  aeit  Einftthning  der  Itxi^en  Verfitwmnc 
hiuMchUicb  der  bei  jenen  eiogebmehleii  Klflstn.  0.  BSnnc,  SUaUrecbt,  Bd.  I,  8.  386  ^. 
i)  Es  vrtrd  aneh  w«lil  «Im  Wort  Adrette  ireltranelit;  m  Itt  die«  jedoeh  nldit  riehti«. 

Thfils  ist  e«  unjcenan.  weil  iii-  Ii  n  "  Ii  w  -.  ritlii  h  vi-rschh'denp  Arten  vmi  Sehrtftstflcken  ^f^- 
BMWt  wentea;  IhdU  können  dem  gowi^iMiUchan  Sprochgcbraocbe  nach  nur  gomeiatebaftlicbe 
E&^lMB  nm  MthrtMO  auf  ditaa  Welte  beaeiduMt  werden,  wihrend  Pttfäonen  aaeh  von  £1a> 

DIpss  iftt  denn  rwifh  dieUphnnff  \m  oniflisohen  Parllamenfe.  8.  Ciishinfr.  Law  and  pwc- 
ttoe,  8.  i8&  tg.  Zwar  wird  Jode  luinffabe ,  »o  lange  eine  Bitte  iu  ibr  gtitViuaeo  werden  Itacu, 
alt  Petition  btluuidelt,  eadi  «tm  tle  etw»  ^^emortal*,  «remooitnuice'' ,  „declaration" ,  selbst 
„prote*t"  rif'nnnnt  Ist  :  allein  blosp  BRlphninßrn,  VorwiWte  Und  (§■!»  tW^eilchtiCerwelte)  hoHh 
^pökbQ  weilt  «Um  pArliainent  al«  angeeignet  sorück. 
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Sinne,  dass  sie  den  OegoMtaiid  der  Bitte  selbst  und  nninittelber  i&*a  Lebca 
einzufahren  TermOehte,  sondeni  nnr  so,  dasB  sie  die  zooftcbfit  gestellte  Bitte 
erfüllen  kann.  In  so  ferne  kann  also  eine  P^ti«»  aflerdings  auch  an  eine 
ständische  Körperschaft  geriebtet  werden,  indem  dieselbe  zwar  in  der  Reg^ 

nicht  den  letzten  Zweck  der  Bitte  unmittelbar  nnd  in  eigener  Machtvoll- 
koininenlieit  bewilligen,  wohl  aber  einleitende  Schritte  verschiedener  Art 
thuu  kann.  Natürlich  hat  die  vorzutragende  Bitte  auf  diese  Stellung  Rück- 
sicht TU  lulunen:  und  vveim  es  also  z.  B.  allerdings  nicht  zulässig,  weil 
recht  lall  nicht  möglich,  wäre,  eine  StändeversaunnhinL:  zu  bitten,  dass  sie 
eine  gewisse  Vcn^nltungsmaassregel  seihst  einführe:  so  kann  sie  gar  wohl 
iii  einer  Petition  augtgangeu  werden,  bei  der  Regierung  auf  diese  Maass- 
regel  mit  den  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  hinzuwirken.  Im  Uebrigen 
macht  es  keinen  Unterschied  im  Petitionsrechte,  ob  die  anzugehende  Be- 
Vutrdc  höher  oder  niederer  in  der  Diensthierarchie  gestellt  ist;  wenn  sie 
nur  zuständig  ist  zu  ErfftUung  der  zunächst  an  sie  gerichteten  Bitte.  Es 
mag  allerdings  Sitte  sein,  hauptsachlich  diejenigen  Bittschriften,  welche  au 
den  Regi  iit(  II  selbst  oder  an  die  Stünde  gerichtet  sind,  «Petilioiieu»-  zu 
nennen;  ailein  nichts  hindert,  Petitionen  auch  an  untergeordnete  Stellen  zu 
richten.  Wenn  also  z.  B.  eine  Anzahl  von  Gemeindegenossen  in  einer 
schriftlichen  Eingabe  ihre  Ortsobrigkeit  um  die  Gcwiihmng  einer  Gunst 
oder  um  die  Verbesserung  einer  Einrichtung  bittet»  SO  fällt  diess  ganz  un- 
zweifelhaft unter  den  Begriff  der  Petition. 

Dass  von  bestimmten  Formen  der  Petitionen,  von  Fatalterminen  o.  dgl. 
nicht  die  Rede  sein  kann,  versteht  sich  von  selbst.  Rechtlich  kann  eioe 
Bitte  zu  jeder  Zeit  und  in  jeder  Weise  gestellt  werden ;  und  nur  Erwägung 
der  Klugheit  ist  es,  das  Vorbringen  auf  solche  Weise  sachlich  einzurichten, 
dass  der  Erfüllung  wo  möglich  dadurch  Vorschub  zugeht,  sowie  Sache  des 
gesunden  Menschenverstandes,  den  Gebetenen  nidit  durch  die  Art  des  Auf- 
tretens zurückzustossen.  Ob  der  Petit ionär  zum  näheren  Bel^e  seines 
Vorbringens  Beweisstücke  beifügen  will,  ist  lediglich  seine  Saelie;  Too  einer 
in  der  Sache  selbst  liegenden  Ungebttrlichkeit  den  Beweis  einer  Torgebraditen 
Bebaaptong  zu  liefern,  kann  nicht  die  Rede  sein.  Dagegen  erfordert  es 
eben  so  wenig  einen  Beweis,  dass  weder  in  der  Ab&ssnng  noch  dem  In- 
halte nacli  die  Gesetze  der  Gedankenfiosserong  verletit  werden  dürfen,  und 
diess  zwar  sowold  in  Beziehung  anf  die  Begiemng  und  ihre  Organe,  als 
auf  Priyalpersonen.  Das  Beeilt  zu  bitten  ist  nielit  gldchbedeotend  mit  der 
Befugniss  zu  ii^nrliren,  TeriAmnden,  M^estfttsbeleidigangen  zbl  begeben. 
Zuweilen  sind  Bestimmungen  gegeben  Aber  die  Verwendung  von  Stempel- 
papier, über  die  Notbwendigkeit  eines  Belbericbtes  bestimmter  Bdiörden, 
ttber  die  Bedingungen  personlicher  Ueberreichnng  u.  dgl.;  allein  diese  Vor- 
^brüten  berftbren  den  Kern  der  Sache  nicht,  sondern  haben  entweder  nur 
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«ine  fiscaliscbe  66deatong  oder  beabsichtigcu  sie,  uuUdofien  Zeitverlust  zq 
varhflten.  Und  wenn  in  vielen  Staaten  die  Erinnening  an.  Missbrflncbe, 
wekhe  natnentliGb  in  der  franzöBiscbcn  Revolution  mit  sogenannten  Peti- 
tioDen  getrieben  wurden,  luutfig  nun  Verbote  einer  persfloUcheiL  lieber« 
reicboag  der  Bittschriften  an  Standeversammlangen  bewogen  hat«  so  gehi 
diese  Fonnvorschrift  nicht  ans  dem  Wesen  der  Petitionen  hervor,  sondern 
MS  dem  Wonscbe,  sMrende  nnd  aofregende  Vorfälle  von  den  Sitzongen 
entfornl  m  hatten,  uid  vidleiebt  ans  einen  Visstranen  in  den  MoUi  grösserer 
ycnamndnDgflB. 

Weil  eine  FMition  niehfts  ist,  als  eine  Bitte,  kann  ?on  dem  Ueber* 
gellenden  eine  Antwort  nielit  als  Beeht  verlangt  werte:  Unzweifeiliaft 
ist  es  lltr  die  Staatsbehörden  Sache  der  BilliglEeit  und  der  Klogheit,  auf 
die  bei  ihnen  eingeiaehten  Petitionen  eine  Entscheidung  mitantfaeilen;  nnd 
noch  mehr  wird  jede  SUUideversammbog  es  für  ihre  sittliche  nnd  politiache 
Ffliebt  eraeblen,  deii||ettigen  Borgern,  welche  aidi  mit  Bitten-  «n  sie  ge- 
wendet haben,  Anakanit  tther  den  hieraaf  getaten  Besddass  m  gehen: 
allein  eine  retditlidi  nothwendige  Folge  der  Bitte  an  sieh  ist  es  nicht. 
Und  nichts  wire  nmricfatiger,  ab  tob  der  theils  sich  von  selbst  Twstehenden, 
theila  ftberdiess  dnrdi  positiTe  Gesetae  bestttigten  Verpiiichtang  in  einer 
sehfiftlidien,  mit  Entsoheidangsgrttnden  fersehenen  Entschliessnng  anf  eine 
Bechtsbeschwerde  cihne  Weiteree  sn  scUiessen  anf  euie  gleiche  YerUndp 
UddEeit  bei  blossen  Petitionen.  Dagegen  kann  ea  freOich  aadi  keinem 
Zweifel  nnterliegen,  dass  ea  voUkommen  gestattet  ist|  ehie  nicht  beantwortete 
and  seihst  eine  entschieden  ahscblfigig  beschiedene  Petition  bei  jeder  dem 
Bittsteiler  passenden  Odegenheit,  nnd  xwar  so  oft  er  will,  so  wiederholen. 
Nicht  nur  erschApft  sich  das  Recht  sn  bitten  keineswegs  ndt  der  einmaligen 
Aaallbiing,  sondern  es  zeigt  ja  seihst  die  tighcheErfidining,  dass  g'^^> 
nngllnstig  angenommene  Bitten  bei  Wiederholnng  nnd  etwa  vnter  w- 
änderten  Umstinden  schliesslich  Berlheksicbtiguug  finden. 

Uebrigsns  ist,  zur  Yermeidong  von  IGssverstiadnissen,  ehie  Bemerkung 
beisnihgnn.  Im  Torstefaenden  ist  blos  von  den  Beschwerden  uid  den  Peti- 
tionen der  Bürger  die  Bede,  welche  diese  je  nach  den  Umstanden  an 
eine  BegiemngssteUe  oder  an  eine  ständische  Körperschaft  (ganze  Yer- 
sammlongf  einzelne  Kammer  oder  Ansschuss)  richten;  und  es  wird  auch 
nur  diese  Art  von  Eingaben,  und  zwar  zunäclist  die  Petition,  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Erörternngen  bilden.  Doeli  mag  allerdings  kui-z 
daran  erinnert  werden,  dass  im  Rechte  der  constitutionellen  Staaten  auch 
die  von  den  S  t  ii  n  d  e  n  an  die  Regierung  gerichteten  Beschwerden  und 
Petitionen  eine  uidit  unbedeutende  Stelle  einnehmen.  Die  liereclitigung  zu 
ihrer  Beschliesf^ung  und  Ueberguljt:  ]ifl«^^t  iu  den  Verfassungsurkunden  mehr 
oder  weniger  ausftlhrlich  beätinimt  ivi  sein,  und  da^s  sie  vielfach  Gegeu- 
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ttaod  der  Tlifttigkeit  versammelter  Stände  sind,  ist  Jedem  bekamit  Im 
üdnrlgai  UeUn  sie  kaum  eine  EigenthOmlichkeit  dar;  Modem  es  yerfa&lt 
iidi  Tidnehr  mit  ihnen  wie  mit  den  oben  besprochenen  Eingaben  der 
"ESuuSam  an  die  Begienmg  oder  an  die  Sllnde  aelbet  Also  anch  von  den 
8tliidefenaiiiiitagen  werden  Beschwerden  erhoben  bei  Gesetsesrer- 
letinngen  oder  sonstigen  MisssUUkden,  auf  deren  AbsteDnng  sie  m  dringen 
benöfa^  shid;  Petitionen  aber  in  soldMn  FIBen«  In  wnidien  wiedar 
die  Efiglerang^  in  Imnenem  Unrechte  ist,  noch  die  StSnde  ehie  TeK&ssmgs- 
mAssige  Befiigi^sa  anr  Dorchsetzong  ihres  Bescfahisses  anxnsprechen  haben. 
Wekheriei  OcsensiWb.Y^^  nnd  nit  Aussiebt  nnf  Erfolg  den 

MiOIL^  ^k^^'^  ndenk  Art  m  Eii^aben  machen  kOnnen,  wird 
immMt^ifiiA^km  »■QgeBMi&en  BereeWgnngskreis  der  StSnde  bettiBunt; 
«Bd  ea  liiVWMMV'^li^^  im  AUgemehien  an  bemerken,  dnas  es  an  einer 
lliBdlite  ';iiMiji|t  '  Mnawegs  nothwendigerweiae  einer  eingakngicn 
BflBchwei^ir^^  fMitfcw  e^  Yon  aelbat  aber  versteht 

sieh;  daarsietf  iRtiBtde  anit  Art  nor  an  die  oberste  B«gie- 

nmg^geigatt'^'seM,  nie  aber  an  ontergeordnete  Behörden  wenden  kOonen. 
Won  Im  ITüfti^in  die  einselne  ständische  Schrift  nicht  immer  gerade  mit 
dem  Kamen  BMhwerde  oder  Petition  beaeichttet,  sondern  gerade  hitf  oft 
die  BMdmmg  «Adrease»  gebraucht  wird,  so  Indert  diess  ledigücfa  niehta 
in  der  Sache  ^  nnd  gewOhnlidh  wird  sogar  in  den  Yerfassmigstuhunden  dgi 
Beehl  der  Stinde  n  solchen  Eingaben  ansdrOckfich  als  «Beaehwerdet»-  ttd 
ab  «Petilion8»-Becht  beieichnet  nnd  nntersehieden. 

2,  Die  positiven  Bestimmungen  Aber  das  Petitionsrecht 

Wenogleieh  es  nnaere  Abeicht  ist,  lunldist  nur  swei  daa  Petltlensradl 
der  Barger  betreinde  Fragen  unten  niher  in  erörten,  so  ruhen  doch 
auch  diese  auf  allgemeinem  Chruade,  und  es  trtlgt  daher  Jeden  Falles  anm 
aicherern  und  freiem  Blicke  Aber  den  Gegenstand  bd,  wenn  die  Doulim 
muDgen  der  verschiedenen  Gmndgesetse  ober  das  Petitionsreeht  in  oon- 
sUtBÜeaellSB  Staaten  in's  Gedlchtaisa  gemfen  werden.  Und  iwar  sind 
wohl  nicht  blos  die  Satzangen  der  deutschen  Staaten  kennenawerth,  sondera 
auch  die  fremder,  soweit  sohshe  einen  EfaiflaM  auf  vaterilndlsche  Oeaetn» 
gebang  gehabt  haben  ktanen. 

Ea  ist,  dem  geschichtlichen  Verlaufe  gemäss,  mit  Fremdem  zn  beginnen. 

Wie  in  der  Regel  bei  allen  Bestimmongen  über  staatsbürgerliche  Rechte 
und  ttber  Einrichtongen  eines  Yerfassungsstaates ,  so  kann  und  mnss  andi 
hier  auf  England  zarfickgcgangen  werden.  In  diesem  classischen  Lande 
geordneter  Freiheit  war  es  schon  seit  dem  Beginne  repräsentativer  Einrich- 
Umgen  unbestrittene  Uebung,  dass  die  Unterthanen  Petitionen  nicht  blos  an 
den  König ,  sondern  auch  an  die  beiden  Parliamentshauser  eiiircicliten ,  und 


» 
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anz  als  ein  gelbstverstfindliches  betrachtet,  dass  man 
dig  eraehtote,  durch  ein  beKonderes  Grsptz  für  dessen 
n  ').  Allerdings  sind  in  der  Zeit  der  Partheikampfe 
rkchrungon  gogen  Missbrftnche  getroffen  worden  •) ; 
den  dieselben  itzt  wicht  mehr  beachtet,  sondern  es 

Geschäft sregeln.  Die  meisten  derselben  sind  von 
tung,  wie  z.  B.  die  Vor«cbriften  über  die  Art  der 
L^nter?ichriften  u.  dgl.  Andere  greifen  tiefer  ein,  sind 
ler  einmal  bestehenden  Behujuilungs weise,  und  können 
^achalnnung  machen;  so  das  Verbot,  einer  Petition 
IQ  beinifflgen ,  während  die  Bitte  vielnnehr  darauf  ge- 

dem  Beweise  des  Torgebrachten  gehört  zu  werden, 
idcutung  aber  sind  folgende  GrondsStae:  dass  Jeder, 
Stande  ist,  seinen  Willen  Terstflndlich  auszudrücken, 
titiou  einzureichen;  dass  Niemand  für  einen  Andern 
iss  die  Sprache  anständig  und  den  Reg<.In  des  Ver- 

angemes<;en  sein  muss;  dass  eine  Petition  nur  durch 
s  eingereicht  werden  kann,  welches  der  Versammlung 
Eingabe  und  der  Unterschriften  nach  seini-m  besten 
md  für  die  Anständigkeit  der  Fassung  mit  eigener 
>tebt,  sich  auch  mit  dem  Inhalte  so  weit  vertraut 
?r  die  Annehmbarkeit  der  Eingabe,  etwa  nach  vor- 
a^ng  des  tibergebenden  Mitgliedes ,  im  Allgemeinen 
in.  Das  sac-liliche  Verfahren  tlber  eine  Petition  beginnt 
□ahme  bejahender  Beschluss  gefasst  und  die  Bittschrüt 
ist  ■). 

das  Petitionsrecht  auch  auf  seine  Kolonieen  über,  und 
)rdamerika.  "Welchen  Gebrauch  dessen  Eimvoiincr 
hte  zn  machen  «Tissten,  ist  aus  der  Gescliiclite  der 
ler  Ycreiuigten  btaalen  sattsam  bekannt;  und  so  ist 

:  in  parlamenturischcn  DiDfr<  n  ,  üatBel),  spricht  sich  (Bd.  III, 
hl  folgendennaiuaeii  aiu:  ,^itt«chriAeQ  vod  ICituoterthiuien,  muu- 

iMdCBkCB  tat ,  fcita  dtasdlMB  MMMsfllf  flküHKVlMH  WWAflB  wkA 

n  Inhaltrs  sint  eine  Pflicht,  welch«^  nllt  ii  BesiimmnnKen  und  Gc- 
)  dM  Hau«  tu  »einer  eigenen  Bequemlit-hkeii  verfkSKt  balNui  mmg, 

dM  6«ieti  dM  Laute  rtOmugm  «tarn."  l  W.  «i  IC.  tt  t,  e.  f , 
•n  an  die  Krone. 
OiuM  di«  BilÜKUiig  von  drei  Frfedenulcbteni  oder  der  Mehr- 

«nf  ima  Lande.  od«r  im  Lordnuriori,  der  Aldemea  aad  des  0e> 
:;U)  in  London  sol!  kp]-n<'  :\nf  eine  Aendemnjr  In  Staat  oder  Kirche 

ni«  20  Personeu  untertdchnet,  loch  keine  von  mehr  ati  10  Per*onea 
,  an  Geld  and  Preftett. 

'etltioUBTt  cht  8.  M  it  y  .  T.flw  und  prlvllcge«  of  Pwffainciit;  ttn», 

Lkw  Vid  practloe  of  itgW.  Mcemblie»,  8.  493  ü;. 
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nicht  za  wundem,  da?<;  die Verfessnngsuikimde  derYereinigtpn  Staaten 
von  Nordamerika  Bostimmungen  über  die  Eingabe  von  Petitionen  ent- 
hält, weiche  dem  Bürger  selbst  noch  njehr  Freiheit  einräumcu,  als  die 
englischen  Gesetze.  Es  ist  nämlich  festgesetzt,  dass  der  Cougress  gar  nicht 
befugt  ist,  je  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches  das  Recht  des  Volkes,  sich 
friedlich  m  ver&ammeln  und  an  die  Rcgiening  Petitionen  2u  richten,  be- 
schränkte ').  —  Aehnliche  Yf'i'^cbriften  enthält  auch  bei  weitem  die  Mehr- 
zahl der  Verfassungen  \un  dliederstaatcu  der  Union;  und  nur  die  Grund- 
gesetze Virginiens,  der  lieideii  Carolina's,  Georgiens  und  Looisiiuias  haben 
eine  au'-drückliclic  Erwähnung  nicht  für  notliwendig  erachtet. 

Vielfache  und  sehr  abweichende  Bestimmungen  über  das  Petitionsrecht 
folgten  nun  in  den  verschiedenen  französischen  Yerfassungsurkunden, 
welche  seit  dem  Ja|ire  1791  in  raschem  Wechsel  einander  ablösten.  Auch 
in  diesem  l'uukte  ging  bei  dem  Ausbruche  der  Staatsumwälzung  die  Freiheit 
über  das  äcbtige  Maass  und  tiberstUrzte  sich.  Namentlich  war  es  die  6e- 
stattung  der  persönlichen  Ucbergabe  von  Petittonen,  welche  zn  den  entsetz» 
liebsten  Missbsttnchen  ffthrte  oder  wenigstens  den  ftusserlich  gesetzlichen 
Weg  zu  solchen  babnte.  Sobald  wieder  Ordnung  zurflckkehrte,  war  es  daher 
ancfa  das  Bestreben  der  Gesetzgebong,  hier  Sicherheit  zn  schaffen^  und  in 
jlieser  Bichtang  beharrt  sie  denn  auch  bis  heata.  —  Bas  Uebel  began 
schon  frflhe.  In  der  Ver^usnng  von  1791  ist  zwar  nur  uiter  den  «oattkr^ 
lieben  uad  bttrgerlichen  Bechten»,  welche  gesichert  sein  soUen,  mit  knnen 
Worten  angefahrt:  die  Freiheit,  an  die  eingesetiteu  Behörden  Bittschriften 
n  richten,  die  von  ehnehien Personen  nnterzeichnet  sind*);  allehi da  schon 
in  der  am  29.  Jnli  1789  beschlossenen  Geschftftaordnung  die  Natkmaher- 
sammhmg  gestattet  hatte,  dass  Petitionen  zwar  in  der  Regel  von  den  damit 
beaoftragtenMit^edem  zn  ftbergeben  seien;  dass  aber  auch Kichtmitglieder, 
weiche  eine  Bittschrift  persönlich  übergeben  möchten,  sich  an  einen  der 
Ihllrhftter  wenden  dürfen  nnd  nun  Ton  diesem  an  die  Schranke  «erden 
geleitet  werden,  wo  ein  Secretfir  die  Eingabe  onmittelbar  entgegenzonehmea 
habe:  so  fillirte  bekanntlich  das  Eindringen  von  wiikliehen  oder  angeblichen 
.  BittsteUem  sehr  bald  zn  Unfiig  nnd  selbst  zo  Grihieln,  unter  welchen  die  drei 
ersten  Versammhuigen  selbst  schwer  zo  leiden  hatten,  nnd  gegen  welche  Ter> 
geblich  schon  vor  Abschlnss  der  erstem  Verfassung  Hüllfsraittel  gesacht  wurden. 
Dass  eine  Terbessemng  nicht  schon  in  der  Yerfassong  von  1798  erfolgte, 
versteht  sich  von  selbst,  da  ja  gerade  dieses  Aufreizen  drohender  Hassen 
6hl  Einflussmittel  ihr  die  Gewalthaber  jener  Zeit  war;  viebnehr  wurde 


1)  Cout.  of  the  Ü.  8t.i  Amend.,  art  1.  —  Veber  dl«  Tom  Coo^^rtsse  hinsichtlich  der  Peiiüooeo 
befolgte  Oeschansordniing  «.  Jefferson,  MadhaI  of  puHam,  pMellc«^  8kSI^*luid  Cuhlllgt 
«.  a.  O.   Dm  Verfahren  ist  wesentlich  du  engUMshe. 

i)  Verfass.  von  17D1,  Abacba.  3, 
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Iiier  noch  bestimmter  und  aUgemdiier  tnsgesprochen ,  das««  das  Recht  bei 
den  öffentlichen  Behörden  Gesuche  anzubringen,  in  keinem  Falle  nntersagt, 
iirfgeiiobeii  oder  beschränkt  werden  könne —  Schon  mit  der  Ycrfasstmg 
von  1795  trat  jedoch  eine  andere  Richtung  ein;  zunächst  freilich  nor  in 
tiemlich  sdittchtemer  Weise.  Es  wurde  nämlich  jetzt')  bestimmt:  dass  es 
alten  BUrgem  freistehe,  den  Mentlichen  Gewalten  Petitionen  zn  fibergeben, 
diM  aber  dieselben  nnr  ton  nnreibonden  Einzelnen  gemacht  werden  dflrfen 
nnd  keine  Gesellschaft  in  Ihrem  Oesamratnamen  eine  solche  vortragen  kOnne, 
Obrigkeiten  ansgenommen,  nnd  anch  diese  mir  aber  Gegenstände,  welche 
sie  als  solche  betreffen,  üeberdiess  wird  den  Petitionftren  bedeutet,  dass 
de  nie  die  den  Olfentlichen  Behörden  schuldige  Achtung  vergessen  dürfen.^ 
Das  Gleiche,  nnr  kttner,  ordnete  auch  die  Yerfiissnng  von  17f9  an.  Sie 
gestattete  nimlich  lediglich  nur  Petitionen  von  ESnselnen  (jp^titions  indivi- 
duelles) und,  wie  es  scheint,  keine  persönliche  Elnretchnng  *).  —  Koch  ent- 
schiedener war  das  Letztere  ansgesprochen  in  der  Karte  von  1814  ond  in 
der,  in  diesem  Punkte  nicht  geänderten,  Verfassung  von  1880,  wahrend  hier 
anf  die  Yereinzelong  der  Bittsteller  kein  Gewicht  mehr  gelegt  ist.  Die 
Bestimmmig  lautet  nftmltch  folgendermaassen:  Alle  Petitionen  an  die  eine 
oder  die  andere  Kammer  müssen  schriftlich  abgeihsst  sein:  es  ist  gesetzlich 
verboten,  sie  persönlich  und  an  den  Schranken  za  Qbergebea  %  —  Nur  mit 
kurzen  Worten  aber  in  sehr  weitem  Umfange  setzte  die  republikanische  Ver- 
fassung von  1848  das  Petltfonsrecht  fest.  Unter  den  den  Bürgern  gewAhr- 
leisteten  Befbgnisscn  ist  nflmlich  aufgefhhrt:  das  Becht  Petitionen  einzureichen 
(de  p^tionner),  und  dabei,  wie  Ihr  das  Recht  der  Association,  friere  Gedanken- 
ftussemng  n.  s.  w.,  bemerkt,  dass  die  Ausübung  der  Befugniss  keine  GrAnzen 
habe  (?)  als  die  Beebte  oder  die  Freiheit  Dritter  und  die  Öffentliche  Sicher- 
heit *).  AnsfiBbrIicher  waren  die  Bestimmungen  der  Geschflftsordnang 
welche  vorschrieb,  dass  alle  Petitionen  sicbiiftllch  bei  dem  Prisidenten  der 
gesetzgebenden  YersammloDg  einzureichen  seien  und  nicht  persönlich  an  den 


i)  ▼«liHi.  «Ott  ms,  ftkllnM«  te  M^rnkm-  aa4  BSigw^Raelil«,  Rv.  SS. 

i)  Verfasfi.  von  l7r»5,  Tit.  Ii,  S  3&1. 

S)  VeiüMS.  vun  1799,  Art  b&  —  Du  Verbot  per»ünUclicr  Ciii^abea  too  Petitionen  i«t  ohne 
Swetfel  MureeiHroebM  tat  4m  Wettea:  toste  penonae  m  1«  tfrott  d*ftdr«ster  Am  paHHoM  In» 

dlridaclk-.-^ ;  ilii-  Auslcjfting  tfliij?  jcik-ii  Falles  diihiii. 

4)  Karte  von  lüliy  Art  53;  Karte  von  1830,  Art  45.  —  Nicht  ohne  Interesse  Ut  c«,  die  bo- 
tnitad«  flIMt«  fn  Sen  ITnpotow^Mh—  &nirtmrMlnhi  tob  If IS  n  keniran.  We  teatet  in  Art.  <5 

f'ilff cinlcruiHiiatscn :  ÜJu»  I'etitionsreclit  ist  allen  Biirgi;rii  zuffi'Ki(  htrt.  Jolc  rvUtiijii  ist  iiidividuell. 
I>ie  Petitionen  künniui  tiioil«  an  die  ftesierung,  theUa  an  die  beiden  Kanuueru  gerichtet  werden  i 
ftdeefa  uiBuB  aaeh  Mit«rei«  aa  6.  M .  dn  Kaher  fibertcMeben  iaId.  Sie  werden  den  Rsb- 
moni  untL-r  (kr  (li-wahr  eine«  Mitgliedes,  welches  sie  enipfielilt  cioji^ori-iclit.  Sie  wer<k'n  üfTciit- 
lieb  verleeen  j  und  wenn  die  «»pmimw  «ie  in  Benuhong  sieht,  ae  werden  aie  dem  Kaiaec  durUt 
den  Prtafdenton  ttbertwtdrt. 

b)  Verf.  vom  4.  Nov.  ISIS,  Art.  8. 

»)  ümkäHB-Oiiaang  vwn  «.  JoU  iM»,  Axt  90-99» 
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chrauken  übergeben  werdea  dürfen;  dass  dieselben  sotianii  (uhnr  alle  wei- 
?re  Untersui.:liuiigj  in  ein  Verzeichuiss  eingetragen  uad  nun  zui-  lii-ncht- 
rstattung  an  einen  eigens  bestellten  Petitionsausschuss  oder,  falls  sie  emrn 
urliLg!  uduü  Gesetisesentwurf  betreflfen,  an  den  diesen  behandelnden  Ausbcliubi 
bgegeben  werden  sollen;  endlich  dass  der  Pi-titionsausschuss  adle  Woche, 
1  der  Regel  der  Reihefulgc  der  Nummern  nach  Bericht  über  die  Eiiigtiku 
ü  erstatten  habi  —  Sehr  nitikwürdig  sind  endlich  die  jüngsten  Bestim- 
iLiugcn  der  frauzösischen ,  ewig  underudeu  OPcsetzgehung.  So  gut  ali.  ganz 
eseitigt  ist  nämlich  das  Petitionsrecht  (wie  so  manches  andere  staatsbür- 
erliche  Recht)  in  der  Verfabsung  vüui  2.  Dec.  1852.  Kurz  ist,  in  Art.  iü, 
esümmt:  «das  Petitionsrecht  wird  beim  Senate  ausgeübt;  an  den  ge^etz- 
ebeuden  Körper  können  ktmt;  Petitionen  gerichtet  werden». 

Auffallenderweise  enthalt  die  spanische  Cortes- Verfassung  von  1812 
einerlei  Bestiniiuuiigt  ij  ül  ( r  da- l'ititionsrecht ;  nur  in  dem  Titel  X,  welcher 
on  der  licübaclitutjg  und  Abaudtiuiig  der  Verfassung  handelt,  ist  (in  §  373) 
estimmt,  dass  «jeder  Spanier  das  Recht  habe,  den  Cortes  oder  dem  Könige 
'orstellungen  zu  machen  und  die  Beoba,cliiui;g  der  Verfassung  zu  verlangen.» 
)uch  ist  alsbald  (  j  :i7b)  beigefügt,  dass  so  lange  die  Verfassung  nicht  acht 
aiu'c  lang  in  aiku  üinu  l'heilen  in  Wirksamkeit  gewesen,  keine  Abän- 
eruDg  irgend  eines  ilrtikels  derseibta  ui  Antrag  gebracht  werden  dürfe. 

Doch  es  ist  endiich  Zeit  sich  den  deutschen  Gesetzgebungen  zuzQ- 
renden.    Dieselben  sind  aber  dreifacher  wesentlich  verschiedener  Art. 

Die  erste  Abtheilung  begreift  diejenigen  Grundgesetze,  welche  des  Pe- 
itionsrechtes  der  einzelnen  Üürgcr  gar  bcine  Erwähnung  thun.  Man 
ollte  eine  solche  Lücke  kaum  erwarten.  Nichts  wäre  überflüssiger,  als  erst 
ocb  nachweisen  zu  wollen,  dass  die  frühereu  ausländischen  Verfassungen, 
amentlich  aber  die  französische  Kaite  von  1814,  den  entschiedensten  Ein- 
.ttss  auf  den  Inhalt  und  die  Richtung  der  deutscheu,  seit  dem  J.  1814  all- 
laldig  entstandenen,  Grundgesetze  hatten.  Um  so  auffallender  ist  dcim, 
ass  kaum  Eme  der  in  den  ersten  Jahren  zu  Staude  gekommenen  vatcr- 
Lndischen  Ver&ssungsurkunden  über  das  Petitionsrecht  irgend  Verordnung 
riflFt,  während  doch,  wie  im  V'orstehenden  gezeigt,  in  vielen  ältera  Grund- 
esetzen dasselbe  festgestellt  war.  Weder  die  bayerische  Verfassung, 
och  die  württembergische,  die  badische,  die  nassauiscbe,  die 
achsen-hildburghausische  von  1818,  die  coburgische  von  1821, 
ie  meiuingische  von  1829,  die  schwarzburg-soudcrhausibohe 
on  1830,  die  lippe-detmoldische  von  1819  enthält  irgend  eine 
lestinunung  darüber;  und  auch  unter  den  späteren  folgt  wenigsten ^  noch 
ie  k.  sächsische  Verfassungsurkunde  diesem  Beispiele.   Eimge  dieser 


i;  Oooi-iiatU-Onluuitg  vuiii  t>.  Juli  lUi*i  Art.  i){>~'^. 
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r  BefttiamumgeB  tber  ein  ataatabftrgerliebM  Betchwerde» 
«  ftbefgfllien  du  Petitioosreeht  mit  Stillschweigei. 
«er  Mangel  an  einer  «iiMeUidien  Bestiuunaog  nicht  ms 
'ging,  den  Borgern  dM  Beeilt  ZOT  ESnreidrang  TOD  Petitkmai 
adem  im  Gegenseite  ans  der  Anticlit,  dnas  etinw  eidi  fo 
fTersteliendeB  einer  besondem  Anericennnng  nicht  bedürfe, 
die  tigliche,  oningeloelitcneUelNUig  in  «Uen  diesen  Staaten, 
Bgel  aaoh  der  Inhalt  der  ttindiacben  Gescbftitsordnangen, 
ind  Weise  des  Yerfehrens  beim  Bänlanfe  ▼<»  Petitioneg 
1  ordnen  pflegen.  Nur  die  bayerische  GesetqiebttBg 
ne  Aosnahme,  indem  Artilcel  64  der  Geschftftsordnnng  der 
ordneten  ven  1631  die  Beatimmniig  enthielt,  dass  «andere 
Eamner,  als  diejenigen ,  zu  welchen  die  Staatsbürger  and 
lire  constitationellen  Bechte  an  wahren,  Terfossungsmässig 
idi  alle  Bingahen,  welche  keine  Beschwerde  ober  Yer- 
Dten  Bechte  enthalten,  sondern  irgend  dnen  andern  Gegen- 
irzweg  an  den  Acten  zn  legen  seien».  Aber  auch  in  Bayern 
Dzweckmgsaigen  Vorschrift  anerachtet,  das  Petitiensrecht 

Lnzahl  TOD  Gmndgesetzen  enthUt  ansdrtckliche  Aner- 
titiottsrechtes.  Mit  einer  einzigen  Aosnahme  sind  es  theiis 
z  nach  dem  Jahre  1830  n  Stande  kamen,  theiis  die  durch 
des  Jahres  1848  henrorgemfcncn  oder  abge&nderten.  In 
1  gab  wohl  weit  weniger  Jus  Beispiel  answlrtiger  Gesetze 
i  vielmehr  der  allgemeine  £ifer  fflr  Feststellong  und  Erwei- 
rechte.  Weil  aber  das  Petitionsrecbt  dem  Grundsätze  der 
littclbar  nicht  gefährlich  erschien,  hat  in  der  Regel  auch' 
nnd  Octroirong  den  einmal  angestellten  Sats  nicht  weiter 

Utcre  dcntscbo  Verfafisong,  welche  das  Petitionsrecht  aus- 
int,  ist  die  Sachsen- w ei mar*s che  von  1816.  Hier  ist 
bestimmt:  Wenn  irgend  ein  StaatsbOrgcr ,  welcher  zwar 
lg  mitvertreten  wird,  aber  nicht  selbst  Volksvertreter  ist, 
essen  Abstellung  das  allgemeine  Wohl  zu  erfordern  scheint, 
1  nach  seiner  Ansiebt  zum  Berten  des  Landes  goreichenden 
ASt  hat;  so  bleibt  es  ihm  nnbenommen,  davon  den  Landtag 

oriMbM  Verfswnn^recht*     Aufl..  R.  75  fg. 

t  «I  ttil|«n«  «Ikirdlaet  «Mrt  ^ofehlt.  Em  Uutet  s.  B.  iloi  Art.  21  dar 

iii»r!;nDuuide  fD^eodemuiawen :  Jeder  hAt  dM  Recht  an  die  öffenttlchea  Be- 
ricJitcB  woldie  von  EinreUivn  oder  Mehtwea  unleritelchtiet  sind;  doeli 
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oder  den  Yontand  in  Kenntniss  lo  setKn.  —  Diera  BeBÜnminig  morde 
denn  auch  belbehalteo  bei  der  Berision  der  Yer&ssang  im  Juhre  1860, 
(§  46) ;  nur  irorde  noch  die  Absenduig  fon  Bepatationeii  an  den  Li&dlag 
mitensftgt. 

Alle  übrigen  ansdrtcklicben  FeststeUangen  des  PelitioiiBra^teB  sind 
spltter  als  das  Jahr  1890. 

So  beeUmmte  denn  die  ItarbeBBiache  VerfiMSongsarlnnde  ?on  1831, 
in  §  85,  dasB  es  «den  einiebien  Unterthanen,  Bowie  ganaen  Gemeindfln  and 
Kdrperscbaften,  freigelassen  sd,  ihre  Wünsche  and  Bitten  auf  geeetdldiem 
Wege  ni  berathen  nnd  vonnbriagen;»  die  octroirte  YerfiMsnng  tou  1882 
aber  ändert  hieran  nichts  ab. 

Das  herzogl.  Sachsen^  alten  bor  gische  Gnmdgesetz  Yon  1881  ge- 
stattet, §  66,  das«  «Wttnscbe  and  Antrftge  der  einzahlen  Landesanterthaaen 
rar  Befitrderung  des  Oesannntwohls  einer  Gemeinde  ranlohst  dem  Ortsvor* 
Steher  znr  Erwftgung  und  Berichtignng  Torzolegen  seien;  wohlgemeinte  Tor- 
schläge and  Wahmehmnngen  ram  Besten  des  ganzen  Landes  oder  einrelner 
TheOe  aber  nnmittelbar  an  die  höchste  Stelle  gelangen  kOnnen,  wo  sie 
jeder  Zeit  znr  'Erwfigang  werden  gezogen  werden;  doch  aber  auch  an  die 
Landschaft  gerichtet  werden  kOnnen.» 

in  gleicher  Weise  setzte  das  hannöTerisehe  Grandgesetz  von  1833, 
§  39,  fest,  dass  «den  Unterthanen  das  Recht  zustehe,  in  angemessener  Form 
nnd  in  gesetzlicher  Weise  Bitten  an  den  König,  an  die  allgemeine  Stftnde- 
Yersammlong,  sowie  an  die  Landesbehörden  za  bringen.»  Nor  ist  ange- 
ordnet, dass  mehrere  Gemeinden  and  Corporationen  Aber  Angelegenheiten, 
in  Ansehong  deren  sie  nicht  ohnedem  in  einem  Ter&ssmtgsmlssigen  Yer- 
bande  stehen,  keine  gemeinschaftlichen  Gesnche  Obergeben  dfirfen.  —  Und 
diese  Bestimmongen  sind  anch  in  dem  Landesverfiftssangsgesetze  Ton  1840 
^  anerkannt  worden. 

Die  brannschweigische  Landschaftordnong  von  1832  gibt,  §  38, 
aosdrflcklich  ra,  dass  «Jedermann  in  seiner  Angelegenheit  achrift]icbel3itten 
an  den  Landesftrsten  nnd  die  Landesbehörden  in  TorschriftmftsBiger  Weise 
nnd  uBi  Torschriftmftssiger  Ordnung  richten  darf.» 

Sodann  wurde  auch  noch  in  die  neue  sehwarzburg-sonderhansisehe 
Yerfiwsnng  von  1841  das  Petitionsrecht  (ansdrScklich  gesondert  vom  Be- 
schwerderecht) aufgenommen.  Nach'  §  51  sollte  jedem  Unterthanen  das 
Becht  zustehen,  hi  angemessener  Form  nntf  auf  Torgeschriebenem  Wege  seine 
Bitten  und  Wünsche  an  die  Landesbehörden,  so  wie  anch  an  den  Fürsten 
selbst,  gehugen  zu  lassen.  ^  Und  als  die  im  Jahre  1849  abermals  mngc- 
Inderte  Yeriassnng  dieses  Becht  ausdrücklich  auf  Petitionen  an  die  Stünde 
ausdehnte,  wurde  hieran  im  Jahre  1852  nicht  wieder  gerüttelt. 

£ine  zweite  Yeranlassong  zur  Feittstellnng  des  Petitionsreehtes  gab,  wi« 
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bereits  oben  angedeutet  wurde,  die  Bewegung  des  Jatires  1846.  Die  Freiheit 
zu  bitten  war  zwar  nicht  in  den  zuerst  veröffentlichten  Grundrechten ,  wohl 
aber  in  der  Reichsverfassung  festgestellt  worden.  «Jeder  Deutsche  —  hiesB 
es  in  §  159  —  bat  das  Recht ,  sich  mit  Bitten  und  Beschwerden  an  die  Be- 
hörden, an  die  Volksvertretungen  und  au  den  Reichstag  zu  wenden.  Dieses 
Recht  kann  sowohl  von  Einzelnen  als  von  Corporationen  und  von  Mehreren 
im  Verein  ausgeübt  werden ;  beim  Ueere  und  der  Kriegsflotte  jedoch  nur  in 
der  Weise,  wie  es  die  Disciplinarvorschriften  bestimmen.»  Ausserdem  fand 
sich  in  der,  selbst  noch  früher  umgeänderten,  Luxemburger  Verfassung  eine 
ähnliche  Satzung.  Die  Wirknng  idgte  sich  in  manchen  neuen  Landesrer- 
fassongen,  selbst  in  solchen ,  welche  erst  nach  wiedererstark^r  Regiemngs- 
gewalt  zu  Stande  kamen. 

Li  Artikel  28  der  luxemburgischen  Verfassungsurkunde  von  1848 
war  Jedem  das  Recht  gegeben ,  sich  durch  Bittschriften ,  seien  sie  von  £inm 
oder  von  Mehreren  unterzeichnet ,  an  die  öffentlichen  Behörden  zn  wenden. 
Nor  öffentliche  Stellen  sollen  übrigens  das  Recht  haben,  im  Kamen  einer 
Gesammtheit  zu  sprechen.  —  Die  abgeänderte  Ver&ssmig  von  1856,  Art  27, 
wiederholt  einfach  die  Bestimmung. 

Fast  mit  denselben  Worten  anerkannte  das  Verfassungsgesetz  von 
Anhalt-Bernburg,  1850,  das  Petitionsrecht  (§  11);  nur  ist  hier  der 
Eingaben  an  die  Landstände  ansdrfickliche  Erwähnung  gethan.  —  Das  Gleiche 
fand  dann  statt  in  den  Verfassungen  für  S.  Coburg  und  Gotha,  von  1852, 
§  48;  für  Oldenburg,  von  1852,  Art.  48,  §  1;  flir  Waldeck,  von  1862, 
§  33;  Renss  j.  L.,  von  1852,  §  15. 

Elndlich  hat  auch  Prensscn,  welches  noch  in  dem  Patente  von  1847 
für  den  vereinigten  Landtag  jede  Art  von  Petitionen  an  denselben  ganz  unter- 
sagt hatte ,  das  Recht  dazu  in  seiner  Verfassung  von  1850  anerkannt.  Art.  32 
lautet  nämlich:  «Das  Petitiousrecht  steht  allen  Preussen  au  Petitionen  unter 
einem  Gesammtnamen  sind  nur  Behörden  und  Corporationen  gestattet.»  Zu 
bemerken  ist  dabei  noch,  nach  Art.  35  diese  Bestinunongen  (wie  noch 
einige  andere  über  staatfibürgcr liehe  Rechte)  auf  das  Heer  nur  in  so  ferne 
Aswendnng  finden,  als  militärische  Gesetze  und  Disciplinar- Vorschriften 
nidit  caitgegenstehen. 

Dass  auch  die  ephemere  österreichische  VerfassQl^F  von  1849 
(Grundrechte,  §  6,)  das  Petitionsrecht  anerkannte,  ist  immerhin  als  eine 
Erinnerung,  möglicherweise  als  ein  später  wieder  aufimgreifender  Voigaag 
tu  bemeifcen. 

^Sioe  dritte  Kategorie  endlich  begreift  diejenigen  Grundgesetze ,  welche 
zw&r  des  PetitiDlisreclites  der  £inaelnen  Erwähnung  thun ,  allein  in  einem 
demselben  abgeB elften  Sinne  und  um  mehr  oder  weniger  bedeutende 
Beschränkungen  dee»elben  anaiordnen. 
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Zimftciist  gebArt  hieher  die  TerfiuaoiigsiiilniDde  dos  GrosshenogthiiiitB  ' 
He 8 Ben.  Nachdem  unter  den  aUgenmineD  Btaatsbürgerlichen  Bediten  weder 
ein  Besebwerde-  nock  ein  PekitionBreelit  der  Einxelnen  anlisefUirt  ist,  irird 
im  §  81  das  BeBdurardendit  der  Corporationen  dahin  bestimmt^  daas  sich 
solche  bei  den  Standen  beschweren  können,  wenn  sie  in  Hinsicht  ihrer  indi- 
viduellen  Ihteresun  sich  aof  eine  onrecbtliche  oder  nnbiUige  Weise  ftr  ver- 
letzt oder  gedrfldEt  halten;  sodann  aber  beigefügt:  «Ein  Petitionaiedit  der 
Einzelnen  nnd  der  Gorpomitiooen  in  Hinsicht  allgemeiner  poUtiscIier  Interes- 
sen,  welche  zu  machen  blos  den  Stinden  gebührt,  findet  nicht  statt,  nnd 
Tereinigang  Einzelner  oder  ganzer  Gorponttionen  an  einem  sokhen  Zweck 
Ist  gesetzwidrig  and  strafbar.» 

Nicht  ganz  so  weit  gehend,  aber  doch  immohin  noch  sehr  bescMnkend, 
sind  sodann  die  Vorschriften  in  §  7  des  Ar  Holstein  octroirten  Yerfiu- 
Bongsgesetzes  Ton  1864.  Es  wird  hier  nntenchiedes  zwlsdien  Fetitiimen  Ein* 
zelner  nnd  gemeinsehaitlicher  Eingaben  Mehrerer.  Jene  sind  nnbediugt 
gestattet  sowohl  in  Staats-  als  in  PriTataqgelegenheiten,  an  die  Begiemngs- 
bebOrden  nnd  an  die  Stande.  OemehuchaftUche  mllndliche  oder  schriftliche 
Anbringen  stehen  dagegen  nnr  den  ver&ssnngsmässigen  VortreteiD  gesetdich 
anerkannter  Ck)rporatiooea  zn,  nnd  anch  diesen  nnr  in  den  eigenen,  Ange- 
legenheiten der  Corporation,  nicht  in  allgemeinen  TiandfiangelegeDheiteni 
Nicht  nur  jede  andere  Yersanunlung  za  solchen  Zwecken,  sondern  aach  Jede 
Unterschrift  Mehrerer  unter  einer  Petition  in  Öffentlichen  Angelegenh^ten 
ist  strafbar. 

Auch  in  einigen  bereits  wieder  erlassenen  Gnndgesetzen  finden  sich 
ähnliche  dem  Rechte  der  Bitte  wenig  günstige  Torschri^n. 

So  namentlich  in  den,  allerdings  wegen  Vermischung  des  Beschwerde- 
rechts nnd  des  Petitionsrechts  nicht  ganz  klaren,  Vorschriften  der  Vcifassungs- 
nrknnde  für  das  FOrstcnthnm  HohenzoUeru- Sigmaringen.  Dieselben 
setzten  nfimlich  fest,  dass  sowohl  jeder  Ehuelne  als  ganze  Corporationen  be- 
rechtigt seien,  schriftliche  Beschwerden  und  Qesnchc  an  die  SUUidcTersaumi- 
lung  zn  bringen,  wenn  sie  tich  in  ihrem  Rechte  verletzt  oder  bedroht 
halten.  Gesuche  nnd  Antrüge  an  den  Landtag  hinsichtlich  solcher  Interessen, 
wehshe  nicht  die  inneren  Landtagsangelegenheiten  betreffen,  waren  dagegen 
ftr  nngiiltig  erklärt. 

Und  von  groBser  Bedentuug  war  es  endlich  seiner  Zeit,  dass  sich  anch 
Prenssen  in  froheren  Yennchen  mr  Umgestaltung  sehies  Öffentlichen  Rechtes 
den  Gegnern  des  Petitionsrechtes  auf  das  Entschiedenste  angeschlossen  hatte. 
In  dem  Patente  vom  8.  Febnar  1847  war  nfimlicb,  §  20,  angeordnet,  dass 
Bitten  nnd  Beadswerden  bei  dem  Vereinigten  Landtage  von  Anderen  als  Mit- 
^edem  desselben  weder  luigcbracht  noch  zugelassen  werden  dürfen. 

Und  endlich  ist  noch  zu  erwUmen,  dass  auch  die  deutsch^  Bundes-  " 
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Ttrsammliing  in  Zdt  ibrer  ängstliclifin  zorttckdrackfinden  Thfitigkeit 
ftr  gut  geiaiid«B  hatte,  wenigste]»  in  Beziehung  gnf  dne  gewiaee  .Art 
Form  ?on  Petitionen  ein  Yeto  einzulegen.  In  dem  BmideaheefMnese  ▼om 
13.  Oktober  1881  mur  nflailich  ansgcsprochen,  dass  daa  ffarnnwlB  von  Unter* 
Sehrilten  n  gemeinschaftlichen  YorsteUnngen  oder  Adressen  über  gemein^ 
schaftHehe  Angelegenheiten  des  Bundes,  als  ehi  die  Anetorittt  der  Bandes- 
regierungen  nnd  die  Oifentliche  Rohe  nnd  Ordnung  geflUirdender  Yersnch, 
aof  die  gemeinsemen  Angelegenheiten  imd  YeihlitniBse  Dentsehlands  ehien 
ongesetsUdien,  mit  der  Stellang  der  Unterthanen  in  ihren  Regienmgen  nnd 
dieser  lettferen  som  Bande  nnTereinbaren  Einflnss  n  flben,  erscheinen,  nnd 
daher  alle  dergleichen  Adressen  als  unstatthaft  werden  zorOckgewiesen  wer- 
den. Dieser  Beschinas  ist  jedoch,  als  zu  den  imter  dem  8.  April  1848  Tom 
Bande  wieder  iwlgeliobenen  Aasnahmsgesetaen  gehörig ,  nicht  mehr  in  Gfll- 
tigikeit 

Es  sieht  also  anch  in  diesem  TheiÜe  des  Öffentlichen  Rechtes  bont  genng 
ans  in  Deutschland.  Ist  zvar  die  Einribunong  eines  Potittonsrechtes  dfflr 
EinaebMn  und  der  Coiporatioaen  die  weit  aberwiegende  Regel,  entweder 
gestfttit  auf  die  Katar  des  Staatsbttigerrechtes  ood  der  Bepiftaentatiwer&s- 
snng  oder  auf  audrackliche  Satzungen :  so  sind  doch  anch  nicht  nnbedentende 
Ansnahssen  geniacht  und  maaeherlei  MddUlcatifmeii  beigefügt.  Und  nidits 
wbe  daher  unrichtiger,  (wie  freilich  last  immer,)  als  von  den  Znstftnden  ond 
Gesetcen  des  einen  liSades  ohne  Weiteres  ScUOsae  ziehen  an  wollen  auf  das 
poeitive  Recht  eines  andern.  In  jedem  einzelnen  Falle  masa  aof  die  eigene 
Gmndlage  zorBckgegangen  werden. 

8.  Die  Ansichten  der  RecbUlehrer  ttber  daa  Petitionsrecht. 

Unbestreitbar  ist  viel  geschehen  zur  wissenschaftlichen  Erörterung  und 
Systematisirang  des  oonstitutUmellen  Staatareditoa,  aowohl  des  allgemeinen 
als  des  ipositiven.  Doch  finden  sieh  anch  noch  bedeutende  Lacken  in  dieser 
Literator,  und  zwar  oft  solcbc,  welche  man  In  der  That  nicht  Terrnnthen 
sollte,  und  die  sich  nur  aus  der  denn  doch  hn  Ganzen  nur  kanen  Zeit  des 
Bestehens  der  betreffenden  Staatsgattimg  und  also  anch  ihrer  theoretischen 
Bearbeitang  erklären  lassen. 

Kaum  aber  durfte  eine  in  diese  Lehre  einscblageude  Frage  eine  sotehe 
geringe  Beachtung  ron  Seiten  der  Theoretiker  bis  jetzt  erhalten  haben,  als 
das  Petitionsrecbt  der  einzelaen  Bflrger;  somit  ein  Recht,  das  tflglich  anf> 
geftbt  wird ,  sehr  häufig  zn  amftngrekhen  Yerhandlungen  in  den  Stftndever- 
safflffiltmgeii  luhi  t .  das  in  manchen  I^MDmem  für  so  wichtig  erachtet  wird, 
^8  regeiiMssige  wöchentliche  Sitsongen  der  Erledigung  der  einaebien  Fllle 


i)  UiMiitMhied«o  W«t        übrigens  Zöpfl.  D.  ataHttedit»  «.  AiB^  Bd.  n,  8.  «a 
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gewidmet  werdeu,  dat>  ^oniit  vor  vieieu  anderen  die  Aufmerksamkeit  hätte 
auf  sich  üiehcn  können  und  •>o\\vr\.  Sogar  iu  deiyenigen  Werken,  welche 
zunach"5t  zur  Hand  genommen  zu  wcrdeii  pflegen,  wenn  man  sich  über  eine 
Frage  des  öffentlichen,  namentlich  des  coustitutionellen ,  Rechtes  Rath  er- 
holen will,  sucht  man  vergeblich  selbst  nach  dem  Namen.  So  z.  B.  in  B. 
Constant's  Cours  de  politique  const itut ioneile ;  in  Zachariä's  ^  i 'rag 
Büchern,  in  Kotteek's  Vernnnftrecht ,  in  Jordan'«  Versuch,  in  Art  uns 
constitutionellem  S»;»-tKroclito.  .  w:^*^  vielleicht  nocli  weniger  7n  h^sroifm 
ist,  selbst  in  maucneii  Bearbeiiungtü  des  positiven  Staatsreciiles  »uklier 
deutschen  Lander,  deren  Gi'setze  Bestimnningen  über  die  Ausübung  A^^  • 
Petitionsrechtes  (Mithalten,  ist  dasselbe  nicht  abgehandelt.  Zur  NoiL  tiii'li  t 
sich  das  Petilionsrecbt  der  Stiindeversanunlung  erwähnt,  nicht  nber  rla-  dt-r 
Bürger.  So  /..  B.  in  den  sfimmtlichen  Werken  über  das  bayeribciit-  buats- 
recht,  mit  einziger  Ausnahme  PözTs.  Auch  Kl  über  hat  nur  ein  kurzes, 
in  seiner  Allgemeinheit  ganz  unrichtiges,  Wort,  und  als  einzige  Belegstelle 
nur  einen  Zeitungsartikel.  —  I>  ist  diess  sicherlich  nicht  lobenswerth.  Und 
wollte  mau  etwa  tntschnldigend  vorbringen,  dass  sich  das  Beeht  m  bitten 
viel  zu  sehr  von  selbst  verstehe,  als  dass  es  noch  einer  Erört'  M.ng  bedürfe, 
so  würde  schon  ein  Blick  auf  die  im  Vorstehenden  angefülirten ,  gewiss  ver- 
schiedenartig lautenden,  Gesetzesstellen  eines  Bessern  belehren  Vielmehr 
muss  gerade  im  Gegentheile  behauptet  werden ,  dass  wenn  das  Gesetz  einen 
Punkt,  weil  er  sich  von  selbst  verstehe,  überging,  es  um  so  mehr  Sachf  des 
Theoretikers  ist ,  iltn  klar  m  erweisen  und  rechten  Ortes  iu  dAS  System  des 
Rechtes  einzufügen. 

Und  wenn  nocli  wenigstens  unter  dem,  was  vorhanden  ist,  eine  uen 
gan2en  Gegenstand  umfassende  Arbeit  wärel  Alleiji  dem  ist  nicht  so.  Es 
liegen  ausser  den  Bearbeitungen  einiger  i>ositivpn  (Jeset/gt  bungen  und  den 
betreffenden  sehr  kurzen  Erörterungen  in  den  neuesten  Werken  über  das 
allgemeine  deutsche  Staatsrecht  hnuptsächlith  nur  einige  Artikel  in  encyklo- 
pädischen  Werken  vor,  welche  natürlich  nach  ihrem  Zwecke  und  nach  dem 
ihnen  ctewiduieten  Räume  keinen  Anspruch  auf  Vüll5tii?Hli;::keit  und  tieferes 
Emgenen  machen  können  und  wollen.  Zur  Ehre  der  ötaatsrcchtslehrer 
sei  übrigens  bemerkt,  dass  unter  Denen,  welche  sich  mit  der  Frage  be-  » 
schaftigen ,  auch  niclit  ein  einziger  ist ,  welcher  sidi  gegen  das  Petitiona- 
recht  oder  auch  nur  für  eine  Beschränkung  desselben  erklärte. 

In  der  englischen  Literatur  besteht  keine  Schrift,  welche  den  Gegen- 
stand eigens  behandelte,  sei  es  vom  rein  theoretischen,  sei  es  vom  positiven 
Standpunkte  aus,  und  erst  in  der  jüngsten  Zeit  hat  das  Petitionsrecht  in  den 
allgemeinen  Werken  fiV  finr+i^A  Staatsredit  eine  g('nü"'"T!d'^re  Beach- 

tung erhalten.  Lange  waren  einige  wenige  und  ungenUg^de  geschichtliche 
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Sttie  BUeksioD6*s  *)  dos  Eimige;  md  so  ^ms  nnbedeiiteiid  de  «wli 
Htm»  irarden  sie  doch  sclaviscb  «&  anderen  Orten  wiederholt,  —  so  z.  B. 
m  fiteiiheiL  Delolme  schwieg  gaas;  imd  «och  in  Burnus  *»in»ii1ig  za  einer 
■nennflosUehen  Yorrathakwnmer  geseiEtioher  nnd  rechtlicher  Einrichtungen 
an^SeBcbwoUeiiein  Handbacbe  itlr  Friedensrichter  findet  sich,  obgleich  zor 
Anigabe  des  Werkes  gehörig,  der  Gegenstand  nicht  Abgehandelt  Die  erste 
MflAhrlichere  Darstellnng  des  Petitionscechtes  gab  May.  in  seiner  trefflichen 
Erttrtemng  des  ParhainentsreGhtes  (Bach  n,  Kap.  19);  aber  natfirlich,  'wie 
CS  das  Wesen  seiner  AiafgßH»  mit  sieh  brachte,  haaptsächlich  in  formeller 
Be&ehmig  nnd  jeden  Falles  nur  so  weit  das  Parliament  dabei  betheiligt  ist. 
SpAter  hat  dann  aoeh  Bowyer  in  seinem  Systeme  des  englischen  Staats» 
redites  *)  die  Frage  in*8  Anjge  gelitf  st 

Fast  nodi  weniger  fluiden  die  Amerikaner  Grand  an  einer  Erörterung; 
sie  erachteten,  dass  sich  die  Sache  von  selbst  verstehe.  «UnmOgUch  kann 
das  PelitionsreGfat  verweigert  werden ,  sagt  Story  kurzweg  «o  lange  nicht 
der  Geist  der  Freiheit  vollkommen  verschwanden  nnd  das  Volk  so  ganz  her- 
abgowflrdigt  ist,  dass  es  keines  der  Yorrechte  fireier  Mbmer  mehr  anszn- 
Qhen  vermag.»  — •  Itit  allerdings  hat  Cnshing  in  seinem  höchst  amfiusenden 
Handbnehe  des  amerikanischen  (und  englischen)  Parliaroentsrechtes  *)  das 
Becbt  der  Bitte  in  grosser  Ansflihrlichkeit  dargestellt,  nnd  zwar  nicht  btos 
das  fbimelle  Verikhren  in  den  gesetigebenden  Yersammhmgen  in  Beiiehnng 
auf  dasselbe,  sondern  anch  allgemeine  GrnndsBtze.  Doch  ist  von  einem  Ein- 
gehen in  die  einzelnen  Beehtsfragen  bei  ihm  keine  Bede. 

Etwas  reicher  ist  die  Bearbeitung  von  Seiten  der  Franzosen.  Abge* 
sehen  von  der  parlamentarischen  ThStigkeit  in  der  verfrssunggebenden  Yer- 
sammlnng*)  haben  hier  einzelne  Schriftsteller  Aber  das  Landesstaatsrecht 
den  Gegenstand  schärfer  in*s  Auge  gefiust  —  So  fet  denn  namentlich 
Cormenin  einer  der  Ersten,  wo  nicht  der  Erste,  welcher  das  Petitionsrecht 
der  Einaetaien  ftbeihanpt  in  das  System  des  OiTentlichen  Bechtes  eingeftthrt 
hat  Derselbe  erOfihet  in  seinem  nicht  genug  zu  preisenden  Werke  Aber  das 
Yerwattungsrecht*)  die  Erörterung  der  positiven  fhmzösisGhen  Gesetzgebung 

1)  8.  deiMii  CojnmeoUilM,  Bacb  I,  Kap.  i,  im  End«. 

f>  a.  B»w7»r,  O.«  CtmmmMm  mt  Um  eoMatnOoBal  law  oT  Bostaae.  LtaA.,  ISIS, 

4SI. 

5)  8.  Stor  j,  CommentarlM  od  th«  CoiwtituUon  of  the  U.  St.,  Bd.  m,  B.  MB. 

4)  S.  Cuthlnv,  L.  St,  M4MtMti  oniM  law  aad  pnettM  of  LedilMlv»  ^■<m1iHm.  BsiI., 

U66,  8.  43«-476. 

6)  8.  die  Verbandlitagen  ÜWr  da*  PetUloMreelit  rom  9.  Mai  1791  and  folgenden  Tageo  ia 
i«r  Ckeb  S«  rappoitt  «te. ,  Bd.  V,  0.  SM  ^T'  Bt  toadcH»  iUfc  tw  4«r  Batwwftd«  ftm  Oa- 
•ftze»  zur  Verhütiinff  von  Miss!  ninchen ,  das  aber  zum  wichtigsten  Thelle  an  der  AhnripiinR: 
der  inaaerstea  Widerspraduparthei  ««heiterte.  tJezetcboend  fttt  die  völlig  renduolMneu  Aa- 
M«Bj«nerBdtM,  da«daaPMIItoalm  WD  B«fciflta«BA««tfMadl«i  mttmgtwtKäm 
wontf.  „weil  daf  VMk  MV  Ji^|<a||MI  BmUa  aMNlM  aii^  wibfet  4t  vMit  MiNt  MwaSMM 
bn  stand«  «ei.-' 

1)  Csrneoio,  Droit  »dialviitiMtfi  Art.  PMUm», 
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über  das  Petitionsrecht  nnd  seine  eigenen  Forderungon  an  die  Kammern  zu 
deSteü  gehöriger  Beachtung  mit  gewöhnlicher  Schürfe  und  glücklicher  Wort- 
Wendung:    «Das  Petitionsrecht  ist  ein  verfassungsmässiges  Recht,  gesichert 
durch  die  Karte-  und  Jedem  zuMehcnd.   Die  Pttition  bringt  staatliche,  lite- 
rarische» kircliliclio ,  wissenschaftliche,  gcsetzgcbcrischo  nnd  Verwaltungs- 
Wttnsche.  au  das  Tageslicht,  oder  sio  leihet  Klagen  eine  Stimme.  Mittelst 
derselhcn  beste  igt  der  Letzte  der  rrolot-Ti' r  die  Kednerbnbn^  und  spricht 
auf  ihr  öffentlich  zn  ganz  Fraiiki-eich.    Mittelst  derselben  kann  der  Frauzose, 
wenn  er  auch  nicht  Wähler,  nicht  wählbar,  vielleicht  nicht  einmal  Staats- 
bfirger  ist,  di«  Tr^tiative  ergreifen  wie  ein  Abgeordneter,  wie  die  Regienuig 
selbst,  theorctisvl    ^^  nigstcns  gesprochen.    Mittelst  desselben  kann  der  iu 
seinem  Re<ditc  oder  ia  seinem  Interesse  geki-änktf  Bürger  vor  die  Stellver- 
treter defi  Landes  treten  und  verlangen,  was  er  glaubt,  dass  ihm  gebühre, 
sd  es  als  Gnade,  sei  es  aU  Kocht:  vortragen,  was  ihm  missfällt.    Es  gibt 
also  utopistische  Petitionäre,  bittende  Petitioniire,  streitsüchtige  Petitionare.- 
Auch  Paillet  hat  in  sein(>ni  Staatsn clite  die  Frage  in's  Auge  gcfiaftst, 
doch  mit  weniger  Scharfe  nnd  Gründlichkeit,  als  manchen  andern  Punkt  ').'— 
Mit  vieler  W&nne  nimmt  sich  11.  de  St.  Albin  des  allgemeinen  Petitions- 
rechtes, dem  er  als  Abgeoi  dncler  seine  besondere  Thütigkeit  zuwendete,  auch 
ab  Schriftsteller  an  ^).    «Das  Petitionsrcdit  - ,  sagt  er  unter  Anderem ,  *ist 
keineswegs  bJos  durch  das  positive  Gesetz  gescliaffon;  man  darf  vielmehr 
behaupten,  dass  es  vor  jeder  Verfassungsurkunde  und  jedem  Gesetz  da  ist; 
es  ist  fin  wesentlicher  Bestandthcil  des  constitutionellen  Staates.    Es  ist  iu 
der  That  das  Wenigste ,  dass  sich  die  Bürger  an  ihre  Mandatare  mit  der 
bescheideuen  Bitte  wenden  dürfen.  Wünsche,  Ansichten  und  Klagen  vor- 
zutragen.   Oder  wäre  eine  solche  demüthige  Bitte  etwa  eine  Handlung  des 
Ehrgeizes,  etwas  Maassloses?»    Die  Absicht  dieses  Schriftstellers  ist,  und 
gewiss  mit  allem  Fuge.    I  i!  in  gerictitet,  die  Kammern  und  die  Ministerien 
zu  einer  wiiklich  ins  Leben  tjetettden  lind  beständigen  Achtang  dieses 
letzten  Rechtes  der  Bitte  zu  bewegen.   Es  mag  sein,  dass  er  sich  in  seinem 
Eifer  zuweilen  zu  unausführbaren  Vorsehktgen  verirrt  ,  {so  z.  B. ,  wenn  er  in 
der  Kammer  verlangte ,  dass  bei  dem  Anlange  jeden  Landtages  die  Minister 
eine  ausführliche  Rechenschaft  über  alle  ihnen  zugewiesenen  Petitionen  ab- 
legen sollen;)  allein  es  kann  nur  nützen,  wenn  die  Aufrechthaltung  des 
Rechtes  und  seine  möglichst  prakti-^che  Beachtung  eingeschärft  wird.  Es 
ist  so  leicht,  einen  Bittenden  abzuweisen.  —  Endlich  noch  haben  die  Dar- 
steller des  itzt  geltenden  kaiserlichen  Staatsrechtes  des  kleinen  Ueberbleibsela 
Tou  Pelitionsredit ,  welches  die  Veriassoa^  von  18ö2  aneri^ennt,  Erwiiuumg 

1)  8.  IPalllat,  Droit  pvMle  frasfaU,  p.  iioe 

V  H.  doD  Attlkd  P4tltfQii  in  dem  IHottoniuüre  pdJtlqae  pur  G*rnt«r  P«v%t,  M. 
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gethan;  freOidi  obne  irimucbaikliGhe  AnsAhrnng  oder  gar  Kritik, 
irekh«n  die  ümsünde  nicht  angethan  sind.  SoLaferri^re  in  s.incra 
SyBiMB  des  OffenOidien  Bechtea «)  und  Block  in  dem  Wörterbache  des  ?er- 

ivaltungsreciltes  *). 

Unter  den  Dentschen  hat  ohne  Ziwifel  Welclier  die  ansftihrlichsto 
Erörterung  gegeben      Es  bedarf  wehl  nicht  erst  der  Bemerkung,  dass  hier 
eifrig  fte  daaUecht  gesprochen,  seitte  Bedentnng  und  seine  Heiligiieit  lebhaft 
behaaptet  wird;  »her  ancb  ftr  Bantelinng  der  positiven  Bestimmungen  im 
Bünde  md  in  den  eiMelnen  dentschen  Staaten  ist  mandies  Material  go- 
sammelt  —  Sodann  iridmet  BUntschli  demPetItionarechte  einen  eigenen 
Abschnitt*),  sonohl  dessen  Bestand  m  allgemeinen  Grtlnden  erweisend,  als 
die  Bedingtingen  der  Ansfthmig  anftödend.  Besdmerderecht  und  PeUtions- 
rocht  ist  übrigens  niefat  sdiarf  getrennt,  nnd  der  politlsdien  Seite  mehr 
Rücksicht  geschenkt  als  der  rechllidien.  —  inerheimende  Eniihnnng  ver- 
dient sodann,  dass  die  neoeren  Beaiheiter  des  positiven  allgemeinen  deutschen 
Staatsrechtes  dem  öegemÄande  grössere  Anftnerksamkell  geschenkt  haben, 
ai.  ihm  früher  a  Thdie  wmde.  Naehdem  noch  Kither  dea  Petitionsrecfates 
ku.m  Erwähnung  gethan  hatte,  erörtert  nun  Z ach arU»)  desselben  aus- 
drucl  lieh,  wemi  sÄon  nnr  in  den  allgemeinsten  Umrissen,  übrigens  mit 
ausdrückUchcr  Scheidong  der  Bedite  der  Besdiweide  nnd  der  Bitte.  Ana- 
fuhrlicher  ist  ZöpfP),  welcher  -  jedodi  nicht  in  bestimmter  Sonderong 
der  beiden  Rechte  -  die  Bestimmungen  der  einsehien  Staaten  angiebt  und 
dieselben  zu  aUgemein  geltenden  Gmndsiöen  an  verwenden  sncht  Endlich 
steUt  auch  Held  )  die  wrscMedenen  poritiven  Bestimmungen  ftbei^ichth^^^ 
msammen.  -  Yen  den  Bearteitem  der  einseinen  deutsch« 
rechte  aber  hat  Rönne  die  etaschlagenden  Bestimmungen  der  preussischen 

P»«l       der  hayeri«*en-),  Weiss  des  grossh. 
^  Lhen  Grund^eseL     Mnrhnrd  diedea  «-»-T^ 
Verf.  der  gegenwartigen  Abhandlm«  die  dea  württembeiglschen  erörtert  ). 

S)  BU«k  WeflOWiBlre  de  radndnirtration  fran«.»  Axt.  Fttlflaoi- 
7  Held,  sy-tem  dos  Verft«..««e!--.  M-  H.  «^«J- 

XO)  WelBi,  System  de«  des  Kurf,  eewen,  Bd.  I,  8.  »4  %. 

11^  MvrllArd,  Qruudla«e  dea  Jetzigen  Staattrecwe«  "~  ^ 
^  mU" aiitWd»»  Würtlemb«f ,  i.  Aua.  Bd.  I.  8.  «4  tg. 
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4.  Kritik  ungewönlicher  Bestirnnrnngen  and  Anfstellongen. 

Kaum  hat  eine  andere  Bestiioiming  der  preossiseheii  VeranbnmM 
«ber  die  Bildaag  eines  TereiidgteD  Landlagee  imd  einet  Vereinigten  stftndi- 
Bchen  AaBscbneeee  ao  groeaes  Anliwfaen  gernndn,  als  das  (oben,  S.  941  lie- 
icits  angefhhiie)  gänzliche  Verbot  der  Einreichnng  Ton  Peti- 
tionen an  den  Landtag.  IHess  namentlich  aber  auch  desshalb,  «eil  mit 
dieser  Beseitigung  des  Bittreehtes  der  Unterthnnen  noch  weitere  Bestim- 
nnagen  in  Verbindong  standen,  welche  den  Landtage  oder  den  Ansschnsse 
selbst  die  Anbringung  von  Bitten  vor  dem  Throne  im  höchsten  Grade  er* 
schwerCen.  Es  war  ntanlich  in  §  13  des  Patentes  noch  weiter  angeoniMt, 
dnas  swar  Bitten  nnd  Beschwerden,  weiche  innere  Angelegenheiten  des  gannsn 
Staates  oder  mehrerer  Provinsen  betreffen,  Ton  dem  Vereinigten  LaiMttage 
Torgelegt  werden  dürfen,  dagegen  Bitten  nnd  Beschwerden,  wetehe  die  ein- 
zebiea  Provinsen  betreAen,  den  Pronnaal-Landtagen  vorbehalten  bieibee 
soUen;  in  §  31,  dass  Bitten  nnd  Beschwerden,  welche  von  Kfinige  einnal 
snrQckgewiesen  worden  seien,  von  der  nftndichen  Versammlang  gar  ..idchl, 
nnd  anch  späterhin  nnr  dann  emenert  werden  dürfen,  wenn  dasn  neoe 
QrAnde  sidt  ergeben;  in  §  16,  dass  Bitten  nnd  Beschwerden  nnr  dann  nur 
Kenntniss  des  Königs  gebracht  werden  hitnnen,  wem  de  in  beiden  Ver-. 
samnlnngen  (des  Herrenstandes  und  der  Abgeordneten  der  Bitterschaft,  der 
Stidte  nnd  Landgemeinden)  berathen  seien  nnd  sidi  in  jeder  deradhen 
mindestens  zwei  Drittheile  der  Stimmen  daftr  ansgcsprodien  haben;  endlich 
in  §  5  der  Verordnuug  aber  die  periodische  Einbemfang  des  Vereinigten 
ständischen  Ansschnsses,  dass  diesem  das  Petitionsrecht  in  demselben  Um- 
fange zutehe,  wie  dem  Vereinigten  Landtage,  jedodi  ndt  AhhAiw  guer 
Anträge,  wi^ihe  eine  Verändenmg  der  ständischen  Verfeasmg  betreHen. 
Dabei  ist  nodh  sn  bemerken,  dass  nach  den  sämmtliehen  GeoetasD  äbv  die 
Anordnung  von  Provinzialständen  diesen  die  Vorbriuguug  von  Bitten  md 
Besdiwerdcn  nnr  ans  den  besonderen  Interessen  der  Provinsen  nnd  der  mit 
ihnen  Terbundenen  Theile  gestattet  war,  individnelle  Bitten  nnd  Besdiwerden 
Ton  dem  Landtage  an  die  Befaftrden  oder  an  den  KOnig  gewiesen  werden 
mnssten,  nnd  nnr,  wenn  SOtglieder  des  Landtages  von  den  Bedrflckongen 
einselner  Individnen  bestimmte  üebeneagung  erhalten  haben  sollten,  sie  den 
Antrag  stellen  durften,  dass  sich  der  Landtag  bei  dem  Könige  am  Abstelhmg 
verwende  *). 

Somit  hatten  denn  die  einzelnen  Staatsbflrger  fcebierlei  Art  von  Recht, 
Petitionen  an  den  Vereinigten  Landtag  oder  an  den  Vereinigten  ständischen 

1)  a.  aiwoa,  vnmMm  «tMUneiu,  B4.  n,  8.  im. 
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Ausdius  duoreklm;  nnd  nrar  eben  so  wenig,  mm  sie  Bitte  in 
sifeneB  privatlveB  Angdegexiheiteii  ^omilegeii  gefaeM  bfttten,  als  mm  der 
Gegenstand  aUgemeiner  Art,  &  fi.  ein  staatsbUrgerliciies  Recht  oder  ein 
Btaattioiieg  Interesse,  gewesen  wire.  Selbst  Besebwerdcn  Aber  Reebtever^ 
ktmngen  wurden  niebt  «igelaseen.  Und  ancb  nicht  eianal  mittelbar,  dnrcb 
Uebersendnng  an  ein  StfindeniitgUed,  welches  die  Sache  anfinAbme  ond  einen 
Antrag  daraof  gegrdndet  hfltte,  konnten  Petitionen  an  die  beiden  allgeaneinen 
^ewammlimgen  gebracht  werden,  da  dieselben  lediglich  mir  die  allgemeinsten 
Landesangelegenheiten  aim  Oegenstande  ihrer  Bitten  machen  dnrften.  Wenn 
ihnen. nntersagt  ist,  sieb  der  Wfinache  ganser  Provinien  anEunehmen,  so 
konnten  sie  natOrlidi  noch  yiel  weniger  die  Ton  eimelnen  BOxgem  voige- 
bracbtcn  berathen  und  Tor  den  lliron  bringen.  Wenn  also  je  Einaehie  oder 
mehrere  Vereinte  eine  Zoschrüt  an  ein  Mitglied  der  genannten  Yersammlnog 
hJttten  allgehen  lassen  wollen,  so  wire  solche  von  keiner  weiteren  Bedeotong 
gewesen,  als  jede  andere  gelegentlidie  AenHerang  Uber  staatliche  Dinge. 
Der  Angegangene  bfttte  etwa  daraas  m  seinem  Gebranche  Tbatsacbcn,  Ur- 
theOe  nnd  WOnsche  entnehmen  mögen f  allein  er  hatte  keinerlei,  ancb  nnr  * 
sittlicbe,  Verpflichtang^  das  ihm  Mitgetheilte  irgend  zn  beaditen  und  geltend 
zn  machen.  —  Etwas  günstiger  stellte  sich  das  YerUUtniss  gegenflber  von 
den  Proiinaal-Landtagen.  Anch  diese  sollten  zwar  onmittelbar  keine  Peti- 
tionen Ton  Einzelnen  annehmen,  sondern  solche  an  die  Behörden  oder  an 
dsa  Staatsoberhanpt  verweisen.  Allein  es  war  doch  wenigstens  mgelaasen, 
dass  Jedes  StSndemitglied  die  ihm  rar  Vertretung  abergebenen  Verlangen 
eiwsdner  Personen  der  Versammlong  vortrage  und  dass  diese  sie  bei  dem 
KAoige  bevorworte.  Allerdings  gestattete  der  Werüant  des  Gesetna  nnr, 
^Bchwcrden  Uber  BedrIIcknngen  zmn  Gegenstande  einer  provinaalstlndischen 
Thitigkeit  an  machen;  allein  es  liess  diese Bestimmnng  immerhin  eine  weitere 
Andegong  zn,  wie  sie  denn  eine 'solche .  noch,  wenigstens  von  Seite  der 
Stände,  von  An&ng  an  erhielt 

Ueber  das  Bittredit  von  Gemeinden  oder  sonstigen  Körperschaften 
war  gar  nicfata  bestimmt.  Hierans  liess  sich  denn  aber  nicht  etwa  ein  in 
der  Natar  der  Sadie  begrOndetes  Recht  ableiten.  Da  es  den  verschiedenen 
ständischen  Versammlnngen  flberhaapt  untersagt  war,  andere  als  bestimmte 
Petitionen  an  machen  oder  aninnehmen,  so  konnten  sie  somit  solche  nach 
von  Gemeinden  nnr  in  den  erlaubten  Fällen  entgegennehmen.  Die  Gemeinden 
nnd  Koiiwrationen  standen  also  völlig  in  den  VerhAltnissen  der  einaelnen 
Bürger.  Weil  aber  flberbanpt  nichts  bestimmt  war,  so  lag  auch  kein  Ans- 
spmch  darttber  vor,  ob  Gemeindebebörden  sich  in  den  überhaupt  zn  Petitionen 
geeigneten  Fällen  nnd  Formen  über  andere  Angelegenheiten,  als  aber  die 
der  Gemdnden  selbst,  aassprechen  durften,  z.  B.  aber  allgemeiae  staatliche 
Fragen.  Aus  vielen  Vorfällen  ergab  sich  jedoch,  dass  wenigsteBs  die  Staats** 
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regiernng  geneigt  war,  eine  besdirliikeBda  iiuddit  gegenüber  m  ta 
6emeindebeb5rden  zn  handhaben.  Ancb  erfolgte  eine  MlbiniMie  Eitilrang 
der  StAdteordnong  dahin,  daaa  dSe  Stadtycrordneten  vktL  berechtigt  seien, 
unmittelbare  Eingaben  einmreidien,  sondem  immer  nnr  tedi  denMagietnit 

Vor  AUem  drfingt  sich  hier  natOrlkli  die  Frage  auf,  «eldierlei  Qnmd 
den  Gesetzgeber  m  einer  solchen  IHchtndaesuog  der  BttUa  «od  Wtawlie 
der  Bürger  bevrog?  Es  ist  nicht  ni  vermmdefD,  dass  seinwZ^  inPmnieB 
diese  Frage  vielfach  mit  grosser  Bitterkeit'  vnd  Untern  Hlsstnnen  beaal- 
wortet  wurde;  allein  es  ist  doch  zweUblhaft,  ob MermitnlebtT^incht geschah, 
und  sich  nicht  em  wenigstens  vom  sittlichen  SUuidpgnkte  ans  nnan^gditlwm 
Erklärunpgrund  anflinden  iRsst. 

Unmöglich  kann  nämlich  von  einer  verstandigen  und  gesittigten  Regie- 
rung aiitionommcn  werden,  dass  jene  Beschränkungen  den  Zweck  gehabt 
haben,  die  L*  ilim^'  der  öffentlichen  Angelegenheiten  ganz  unbeirrt  durch  das 
Bewusstscin  von  cntgef»enstehenden  Ansichten  und  lediglich  nach  eigenen 
Planen  oder  gar  nur  nach  Laune,  in  der  Ruhe  der  Seligen  vor  sich  gehen 
zu  lassen.  Eine  solche  weichlich-egoistische  Selhstverheimlichung  der  That- 
sachen  wflre,  so  weit  sie  hätte  durchgeführt  werden  können,  ebenso  grauaani 
gegen  die  Untertbanen.  als  nuchtheilig  für  die  Regierung  selbst  gewesen; 
tlbcrdiess  würde  der  Zweck  wenigstens  theilweise  verfehlt  worden  sein.  Als 
gran«?am  mflsstc  ein  solches  Vorhaben  bezeichnet  werden,  weil  es  immerhin 
möglich  gewesen  wäre,  dass  selbst  die  gerechtesten  Klagen,  die  billigsten 
Wünsche  nicht  bis  zum  Fürsten  hätten  dringen  können,  wenn  sie  nämlich  auf 
dem  Wege  durch  die  Behörden  unterschlagen  worden  wären.  Nachtheilig 
für  die  Regierung  aber  wäre  es  gewesen,  weil  auf  solche  Weise  ohne  ihr 
Wissen  bitteres  Missvergnttgen  besteben  und  sich  ein  gefährlicher  Zünd- 
stoff ansammeln  konnte;  weil  ihr  manche  für  sie  kennenswerthe  Wahrheit 
verborgen  blieb;  weil  dieser  und  jener  gute  Gedanke  oder  Vorschlag  nicht 
bis  zu  ihr  gelangte.  Und  offenbar  würde  überdiess  der  Zweck  einer  solchen 
Erstickung  der  an  die  Stände  gerichteten  und  durch  diese  zur  Oeffentlichkeit 
kommenden  Bitten  nnr  theilweise  erreicht  worden  sein.  So  lange  noch  im 
Lande  selbst,  oder  irgendwo  im  Auslande,  die  Presse  einige  Freiheit  hatte; 
so  lange  femer  nicht  auch  die  Ueberweisung  von  Petiiioncu  beim  Staats- 
Oberhaupt  seihst  bei  den  Regierungsbehörden  untersagt  wurde;  solange 
endlich  nicht  durch  du  hinterlistigste  geheime  Polizei  and  durch  barbarische 
Strafen  jede  mündliche  AusbiUluug  tin*  r  DfiViitliclicn  Mehiun^'  nuurdrückt 
war:  musste  ja  die  Regierung  dennoch  haulig  Kunde  beki minun  von  ver- 
einzelter oder  von  allgemein  verbreiteter  ünzufriedenheit ,  von  Bitten  und 
Verlangen  Einzelner,  Vieler,  Aller;  musste  also  die  Selbstzufriedenheit  und 
olympische  Ruhe  doch  mancherlei  Anfechtung  erleiden.  Der  Zweck  ab- 
sichtlicber  Selbsttäuschung  konnte  also  bei  einer  ii'gend  rechtlichen  and 
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einsieht s vollen  Regierung  nicht  ilie  Vrranlassang  des  Verbotrs  sein.  — 
Ebenso  wenig  kann  man  zugebeu,  dass  die  ihrer  Kraft  nnd  ihrer  Macht 
bewussie  Ktgieiniug  eines  grossen  Stantes  den  Ausspruch  der  Bitten  der 
Bflrgcr  und  die  Berathnng  ülter  dieselbe  in  öffentlichen  Vmammlancren 
gefftrchtet  habe.  Es  mag  ganz  ununtersucht  bleiben,  inwieferne  übciliaupt 
eine  ttlchtige  nnd  das  Gute  und  Freisinnige  nach  Einsicht  und  Gewissen 
fördernde  Regierung  einen  Petitionsstorm  zu  fnn Ilten  hat;  und  oh  nicht  viel- 
mehr, wenn  in  der  That  eine  Besorgniss  gegründet  ist,  die  Macht  der  Petitionen 
als  ein  Zeichen  des  Uehels,  nicht  aber  als  dessen  Ursache  erscheint.  Jeden- 
falls ist  einleuchtend,  dass  eine  mit  vielen  gleichzeitigen  uder  mit  tjewalti^en 
ciiuelnen  Petitionen  verbundene  Aufregung  eben  so  gut  vorkommen  kann, 
wenn  die  Bitten  an  das  Stiiat.soberhaupt  gebracht  werden,  als  wenn  sie  an 
die  Stände  gerichtet  sind.  Der  ein/ige  Unterschied  zwischen  beiden  Fallen 
ist  die  öffentliche  Besprechung  des  Inlialtes  in  einer  Ständeversamnilung. 
Nun  mag  allerdings  die  Maclit  einer  solchen  Verhandlung  hoch  angeschlagen 
werden;  allein  es  i^^t  nicht  einzusehen,  wie  man  diesem  Einflüsse  entgehen 
könnte.  Wenn  aucli  keine  Petitionen  Obergeben  werden  dürfen,  so  steht  es 
doch  bei  jedem  Mitgliede,  die  Gegenstilnde,  welche  die  Petitionen  behandelt 
hatten,  aus  eigenem  Rechte  zur  Sprache  zu  bringen;  und  nun  konmit  es  in 
dem  einen  wie  in  dem  andern  Falle  darauf  an ,  ob  die  Versammlung  sich 
mit  Eifer  dieser  Credanken  und  Wunsche  bemächtigt,  oder  ob  sie  gleich- 
gültig bleibt ,  vielleieht  geradezu  znrtlekweist ;  sodann  und  mehr  noch,  ob 
sie  eine  starke  üfttütlühe  Meinung  hinter  sich  hat.  Nur  wenn  T.et^teres 
der  Fall  ist ,  wird  eine  öffentliche  Besprechung  mit  grossem  Gewichte  auf 
der  Regierung  lasten;  dann  aber  entgeht  diese  solchem  Einflüsse  auch  bei 
gänzlicher  Sperre  des  Petitionsrechtes  nicht.  —  Endlich  ist  nicht  wahr- 
scheinlich, dass  der  Wunsch  nach  möglichster  Abkürzung  der  Landtage, 
somit  Rflcksicht  auf  die  Zeit  der  Versammlung,  die  Beschränkung  veranlasst 
habe.  Allerdings  sollen  die  Bitten  der  Börger  von  einer  Stäadeversammlnng 
mit  Anstand  beiiaudelt  und  gründlich  erledigt  werden;  und  man  mag  zu- 
geben, dass  sich  die  grosse  MitgUederzalil  des  preussiischen  Landtages  in 
dieser,  wie  in  noch  mancher  andern,  Beziehung  störend  hätte  erweisen 
koimen,  nanientlich  so  lange  der  rechte  parlamentarische  Takt  noch  nicht 
durch  Uebung  gewonnen  war.  Allein  die  mit  den  wichtigsten  Fragen  Be- 
schftftjgten  und  die  zahlreichsten  Versammlungen  lieferten  ja  den  thatsäch- 
lichen  Beweis,  dass  mittelst  tüchtiger  Vorliereitung  in  Ansschtlssen  und 
nöthigen  Falles  durch  Abhaltung  eigener  I'ctitionssitzungen  gar  wohl  Alles 
neben  eiiiauder  zu  besorgen  ist.  Wenn  sich  freilich  die  preussischcn  Land- 
tage oder  I  I  inigten  Ausschüsse  wirklich  nur  alle  vier  Jahre  versammelt 
hatten,  so  halte  die  Zahl  der  Rittschriften  eine  schwer  zu  gewältigende 
werden  mögen;  allein  an  die  Emhailoiig  &0  weiter  Zwischenräume  ui  den 
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» 

ständiscbeii  Arbeiten  eines  grosien  Staates  war  Ja  doch  im  Eraate  nicht  n 
denken:  Sieherlidi  glaabte^  die  Regiemng  seUnt  am  wenigeten  dann,  telbel 
wenn  sie  es  etwa  gewOneelit  haben  nflchte. 

Der  Gffond  ftr  die  Ahsehneidnng  der  Peiitkaen  an  die  Stiade  aeheint 
in  der  That  ein  gana  anderer,  and  xwar  der  gewesen  an  aein,  diaa  der 
Geset^eber  den  von  ihm  aofgesteUten  BegrilT  von  StAaden  myereinhar  fimd 
mk  der  Einreichvng  von  Bitten  ableiten  der  Unterthanen.  Bis  aar  ansamsts» 
S<tttignng  ward  ja  in  halbamtlichen  nnd  firei  scheinenden  ErkUrv^en;  mtd 
Cbmmmitaren  g^agt^  dasa  die  prenssischen  Stftnde  keine  YotkaverMer  sein 
sotten,  sondem  nnr  beratbeode,  auf  deatseh-geschichtlicfaer  Qnmdlage  ntoHeiide 
Stinde.  Wie  richtig  oder  nmichtig  diese  Behaaptnng  and  wie  awecigniasig 
oder  nnzweckmftssig  dieser  Oedanke  war,  mag  ganz  dahin  gesteDt4dälMn; 
ebenso  die  Frage,  ob  nicht,  anch  ohne  Prophetengabe,  ein^  baldigea  Ihide 
dieser  Einrichtung  Toranssnaehen  war.  Nimmt  man  die  Sachie^  wiierjiio  ao^ 
nScbst  war  nnd  von  den  Mächtigsten  im  Staate  gewollt  wnrde:  ao  kanp  man 
nicht  umhin  eiiuiurAomen,  dass  Folgerichtigkeit  in  disr  Beschrftnkongd  .das 
.^etitionsrechtes  war.  Dass  dne  Yersammlnng  von  Yolksrertrateni  nicht« 
'  nnr  das  Recht,  sondern  die  Pflicht  hat,  die  Wflnsche  nnd  Bitten  des  foi 
ihnen  vertretoien  Volkes  anznnehmen  und  weiter  zn  befördern  nnd  Ü  nata*- 
sttttzen,  leochtet  ein.  Ebenso  ist  unsweifielhaft,  dass  wenn  eina  Yerftasnaf»- 
nrkondfi  allgemeine  staatsbflrgerliche  Rechte.  anfiRkhrt,  unter  dieson  aapli,  sei 
es  mm  ansdrOcklich  oder  stillschweigend,  das  Recht  des  einsefaien  Bi^gera 
begrilFen  seui  muss,  in  Beztehong  auf  die  Ansftttirung  dieser  Rechte  seine 
Wunsche  nnd  Klagen  vorsubringen,  und  zwar  namentlich  bei  seimm  Stelhar- 
tretem,  als  welche  fhr  den  Schutz  nnd  die  Entwickelnng  aller  TOr&sannga- 
mAssigen  Rechte  zn  sorgen  haben.  Aber  anders  verhilt  es  sich  hei  bloa 
berathenden  Stftnden,  Sie  haben  nnr  in  den  Fallen  Rath  zu  geben,  in  denen 
sie  Tom  Forsten  gefragt  werden,  vielleicht  gefragt  werden  mossen.  ftt<d|BMn 
Fflllen  kann  aber  nicht  jede  Petition  eines  Einzelnen  gehören,  der^^  Be- 
giemng  sich  schon  Dir  erleuchtet  genug  erachten  wird,  selbst  tbsr  eanen 
solchen  Fall  zn  urtheilen.  Ebenso  wenig  kann  von  einer  Yertretnng  aUga- 
meiner  Rechte  die  Rede  sein;  dazu  sind  solche  Stände  gar  nicht  da,  nnd 
namentlich  haben  die  prenssischen  Manifeste  gar  keine  Rechte  dieher  Axt 
gegeben.  Somit  ist  denn  in  der  That  die  Beschrflnknng  des  Petitioosredilaa 
erldftrt,  ja  sogar  als  folgerichtige  AUeitong  ans  dem  obersten  Grondaatse 
der  neuen  Gesetzgebung  gerechtfertigt. 

Damit  ist  denn  aber  freilich  keineswegs  gesagt,  dass  der  ans  gewisaen 
Vordersätzen  mit  logischer  Folge  abgeleitete  Gedanke  ein  materiell  riditlger 
und  fllr  den  Staat  nnd  Volk  erspriesslicber  gewesen  sei.  Sondern  vielmehr  • 
ist  es  gar  wohl  möglich,  dass  hier  einer  der  Fftile  vorlag,  in  welchen  ans 
der  erweisbaren  l^achtheiUgkeit  des  Schlnsssatzes  auf  die  Fabchfaait  des 
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obersten  Satzes  zurflckgeschlosseii  werden  nmss.  Allerdings  wäre  es  wenig 
beweisend,  wenn  lediglich  ans  der  Unverejobarkeit  des  Petitionsredites  mit 
den  Grundgedanken  der  gegebenen  Verfa^siing  nachgewiesen  werden  wollte, 
dass  die  ganze  Anffassong  einer  8tttiidi8cheii  Einrichtnng  eine  verfehlte  sei; 
—  ein  so  wichtiger  Satz  muss,  wenn  er  flberzengen  soll,  in  der  Hanptsaebe 
unmittelbar  erwiesen  werden:  —  wohl  aber  mag  immerhin  auch  di^mr 
Umstand  geltend  gemacht  werden,  weil  es  doch  immer  ein  nicht  zu  ver- 
achtender Nebenbeweis  ist,  wenn  anch  aus  dieser,  auf  den  ersten  Anblick 
vielleicht  nicht  sehr  in  die  Aagcn  fallenden,  Schlussfolgerung  die  Wahrheit 
der  Behauptung  sich  ergiebt.  Nun  iat  aber  allerdings  die  Verweigerung 
eines  Petitionsfechtes  in  der  von  den  prenssischen  Gesetzen  bestimmtai 
Weise  als  entschieden  nnd  als  manchfach  nachtheilig  zu  erweisen,  und  zwar 
inaentlich  unter  den  besonderen  Yerhältnissen  des  pr^sischen  Staate^ 

Jeder  Beobachter  des  öffentlichen  Lebens  in  freieren  Staaten  wird  zu- 
geben ,  dass  das  Petitionsrecht  der  Btirger  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle 
nicht  nur  nicht  aufregt,  sondern  im  Gegentheile  beruhigend  wirkt.  Es  ist 
dies  schon  aus  allgemein  psychologischen  Gründen  nattirlich.  Die  freie  Yoiu 
bringung  einer  Klage  oder  eines  Wunsches  ist  immer  eine  Erieiohtenii^ 
wfthrend  das  stamme  Verschliessen  in  die  Brust  erbittert 

Viele  Menschen  sind  zufrieden,  wenn  sie  nur  haben  aiwprechen  kCnoeD, 
was  sie  drückt,  oder  wenn  sie  öffentlich  vorbringen  mögen,  was  sie  an  be- 
sonderen Gedanken  zu  haben  glauben ;  der  Erfolg  ist  ihnen  verhält nissmÄssig 
gleichgflltig.  Manchen  befriedigt  noch  insbesondere  eine  öffentliche  Nennung 
des  Namens,  vielleicht  die  Erthcilung  eines  Lobes.  Hierzu  kommt  aber 
speciell  bei  Petitionen  nn  eine  Stflndeversammlnng ,  dass  die  von  bedeutende 
und  beliebten  Mnnrteni  bewiesene  lebhafte  Thcilnahme  an  dem  vorgetragenen 
Wunsche  eine  Geuugthuung  gewährt  und  auch  längeres  Warten  ertrfigliclitt 
macht;  femer,  dass  Mancher  sich  durch  die  Gründe,  welche  gegen  seine 
Anaidit  vorgebradit  werden  und  welche  ihm  sonst  vielleicht  gar  nicht  zur 
Kenntaiss  gekommen  wären,  belehren  lässt;  endlich,  dass  selbst  bei  einer 
Abweisung  die  iUuaicht  auf  eine  später  anders  zusammengesetzte  Versamm- 
hmg  die  Hoffnong  erhält  und  den  Aerger  mildert.  Auch  kann  es  für  eine 
Regierung  nur  angenehm  und  erspriesslich  sein,  wenn  sie  bei  der,  denn 
doch  sehr  häufig  unvermeidlichen,  Zurttckweistmg  ungeeigneter  und  unerfüll- 
barer Gesuche  an  den  Ständen  Theilnehmer  und  Abieiter  des  Grolles  der 
Getäuschten  erhält.  —  Waren  nun  aber  etwa  diese  Vortheile  nicht  anzu- 
schlagen in  Preussen,  wo  zur  Zeit  der  Bildung  eines  Vereinigten  Landtages 
80  Vielerlei  und  in  den  widersprechendsten  Richtungen  durch  einandor  gährte? 
Es  will  im  Gegentheile  bedünken,  dass  es  nur  einen  günstige  n  iMiitiuss  auf 
die  GemQther  üben  konnte,  wenn  dir  Wünsche  des  Rheinländers  sich  an 
denen  dee  Polen,  die  des  deot8dikathoüsche&  ScMesiers  an  den  Ford«ruu^ea 
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des  strenggläubigen  Westphalen ,  die  Beschwerden  der  Lichtfreunde  an  denea 
der  Altltttbersaer  messen  und  gegenseitig  abstumpfen  konnten.  Die  Fabri- 
kanten des  Westens  und  die  Komkaufleute  des  Ostens  mochten  nur  zu  ihrem 
gegemitigen  und  der  Gesammtheit  Nutzen  ihre  widersprechenden  Ansichten 

vortragen.  Von  den  nothwcndig  nacli  den  verscliiedenstcn  Richtungen 
einander  laufenden  staatliclR-n  Petitionen  gar  nicht  m  reden.  FOr  diß  B^pe- 
nmg  aber  insbesondere  lionnte  es  nur  ein  grosser  Gewinn  sdn,  wenn  sSfih 
manche  Leidenschaft  handgreiflich  zu  tiborzcngen  vermochte,  dass  ihrem 
Drängen  nicht  sowohl  der  üble  Wille  des  Staates  entgegenstehe,  nie  die 
Macht  der  Umstände,  die  überwiegende  oder  doch  wenigstens  auch  zu  bo- 
rftdoichtigende  entgegenlaufende  Meinung  von  Mitbürgern ,  die  Unmöglich- 
keit, es  Allen  recht  zu  machen.  Möglich  allerdings,  dass  de>  Sprechsaal 
aufSnglich  laut  nnd  ^  i  >  hreiendeu  Misstönrn  erklang;  allein  69-nnata.4Nii 
nur  um  80  gewisser  Manches  austoben  und  stille  werden. 

Ein  7»  ii.r  Vortheil  eines  freien  und  frei  gebrauchten  Petitionsreckkes 
ist,  dass  dasselbe  viel  beitrügt  zu  einer  Regelung  der  offenthchen  Mcinqng. 
Kicbt  nur  ist  es  höchst  onbehagUch,  wenn  in  den  verschiedensten  Beoefanngen 
und  Richtungen  Fordernngen  an  den  Staat  gestellt  werden,  so  dass  man  lut 
dem  besten  Willen  denselben  nicht  sAmmtlicli  nachkommen,  ja  sie  auch  mr 
Ii,  <i  Ilten  kann;  sondern  es  ist  auch  für  die  Staatsgewalten,  Regierung  so- 
wuiil  als  Stände,  nacbtiieilig,  weil  es  ihnen  die  Abneigung  und  Gleichgültig- 
keil def  nieht  Berücksichtigten  zuzieht.  Für  alle  Theile  ist  es  daher  weit 
besser,  wenn  sich  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  und  das  allgemeine  Streben 
auf  elaW-'Oeseostand  nach  dem  andern  wirft  ,  so  dass  dieser  allseitig  er* 
wogen  und  tcsproehcn  wird  und  uls  die  unmittelbarste  Aufgabe  für  die  peak* 
tische  Staatskuust  vorliegt.  Hier  weiss  die  E^emng,  was  sie  n  ihm  hr>t, 
die  F|urtbeien  in  den  Ständeversammlungen  sprechen  sich  rein  aus  und  geben 
dn^  Maass  ihrer  Stärke,  die  Presse  hat  ein  liestimmtes  Ziel.  Nun,  zu  Er- 
reiciiung  dieses  Zustandes  trägt  das  Petitionsrecht  ein  Bedeutendes  bei.  Die 
Peti:i  i;i  n  sind  gleichsam  die  Strohhalme,  an  denen  man  sieht,  wie  der 
Wind  steht.  Finden  Bitten  um  einen  gewissen  Gegenstand  keinen  Anklang^ 
sei  es  bei  den  Ständen  sei  es  im  Publikum,  ßo  wird  er  verlassen;  dagegen 
drängen  sich  Alle  um  difjenigen  Eingaben,  welche  das  wirkliche  Bedtirfnis» 
des  Augenblicks  aussprechen ,  und  so  regelt  sich  die  Bewegung  nnd  die  Mei- 
nVDg.  Allerdings  läuft  dabei  auch  manchem  Unreife  mit  unter,  und  der 
Lürmen  ist  oft  grösser  als  die  Sache  verdient:  allein  diess  sind  verhältniss- 
mässig  geringe  Nacbtheile,  auch  gevröhot  man  sich  an  sie  und  erhält  daich 
Uebnng  ein  richtiges  Maaas»  —  IVIussU  ^  dieser  Bezichin^ 

Jeder,  der  es  mit  Preussen  wohl  meilite,  wOnschen,  daBB  gendft  diMer 
Vortheü  demselben  zu  Theil  werd^^  t^keils  die  w:  ni:'  homogene  ZnSiBOBtt" 
IteUottg  des  Staates,  theils  das  |^   ^  Qinbiklten  in  den  VeriMsangaiflgl^ 
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l^eahdten,  theila  die  schwer  zu  begreifende  Belebung  des  IdrcbUchen 
Partbei?resen^^  hatte  ciii  so  grosses  Durcheinander  der  Bestreb uiigeii  und  eine 
feukhe  Verwinning  der  öffentlichen  Meinung  erzeugt  ,  dass  es  von  höchster 
Wohltbal  sein  musste,  wenn  iu  dieses  Chaos  Ordnung,  in  die  Wünsche 
Reihenfolge,  iu  die  Berathang  Ruhe  und  Ueberlegung  gebtuchi  wurde.  Es 
wäre  tböricht  zu  behaupteu,  dass  nur  das  Petitionsrccht  solches  veriiiucUt 
hätte,  und  dass  es  schon  allein  zum  Ziele  geföbiL  hutk,  allein  unz^veifclbaft 
würde  es  dazu  beigetragen  haben  nach  dem  Vorüberrauscheu  des  ersten 
btunnes. 

Sodann  sei  darauf  aulmerksam  gemacht,  dass  das  Recht,  die  Stande 
mit  Petitionen  anzugehen ,  die  Augen  der  Bürger  in  aUeu  Theilen  de^  Landes 
wmittelbar  auf  die  Versammlung  richtet,  dadurch  aber  zur  Einheit  des  staat- 
lichen liewusstseins  beitragt.  Wenn  sicherlich  einer  der  Hauptvortbeile  einer 
ToIksTertretenden  Versammlung  in  der  Biiduiig  eines  neuen  Mittelpunktes  für 
die  Richtongen  und  Gedanken  aller  BQrger,  dadun  h  aber  in  der  Befestigung 
des  ganzen  Verbiuides  besteht;  so  trögt  gerade  Lieivu  das  Petitionsrecht 
ganz  besonders  bei,  wie  wohl  keines  Beweises  bedarf.  —  Oflfeubar  war 
dieser  Umstand  für  Prcusseu  von  ganz  besonderer  Bedeutung.  Noch  fehlte 
gar  viel,  dass  die  verschiedenen,  rütnnlii  li  so  weit  aus  eniander  gelegenen, 
geschichtlich  und  dem  Stamme  nacii  bo  tin  inf  gesonderten  Theile  der  Be- 
völkerung sich  so  völlig  als  ein  zusammengelionges  Ganzes  fühlten,  als  es 
wonschenswerth  war.  Die  Einrichtung  der  ProvinzialstOnde  hatte  noch  dazu 
beigetragen,  diese  Süiidening  zu  unterhalten;  versciiiedene  Gesetzgebung  er- 
höhte noch  wesentlich  das  Uebel.  Offenbar  war  es  eine  der  ersten  Aufgaben 
der  preussischen  Staatswri-hi  it ,  alle  Mittel  zur  Besclikuiugung  des  liunnalen 
ZusUmdes  anzuwenden;  hier  aber  la^  em  bedeutendes  und  ein  unschudhches 
HiUel  vor. 

Femer  kaim  es  nur  als  ein  bedeutender  Fortschritt  in  den  staatlichen 

Zuständen  erkannt  werden,  wenn  die  Möglichkeit,  auch  die  Stände  mit  Bitten 
ari/ugrlicn  ,  einen  Theil  der  sonst  auf  die  Persönlichkeit  des  Fürsten  aus- 
bchlie-^l](  h  gcrirhtetcn  Aufmerksamkeit  abzieht.  Es  mag  sein ,  dass  gerade 
diese  Wirkimt,'  (_>  i«t,  welche  bei  rein  monarchischen  Ansichten  und  Gewohn- 
heiten Widerwillen  erweckt;  and  dass  nameutlicli  in  Prcusseu,  dessen  ganzes 
staatliches  Leben  beim  Vorwiegen  soldatischen  Geistes  und  bei  den  üeber- 
lieferungfM  aus  den  Zeiten  Friedrichs  II.  von  der  Persönlichkeit  des  Fürsten 
durchdrungen  ist,  hierin  von  Manchen  fast  ein  Angriff  auf  die  biaatsgewalt 
gesehen  ward.  Mit  aufrichtiger  Selbstüberschätzung  oder  mit  heuchlerischer 
Biiiiuth  kuiiiitc  namentlich  die  Bureaukratie  sich  lu  diesem  Sinne  äussern. 
Allem  um  so  in  ihr  war  es  Zeit,  diese  Auöaiibuug  zu  verlassen,  deren  Fest- 
haltang einer  kialtigen  und  volksthtimlicbeu  Entwickelang  des  Staates  im 
Wege  steht    Wir  reden  nicht  davon ,  dass  es  selbst  fOr  den  König  nur 
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angenehm  sein  konnte,  wenn  er  tiicht  mehr  iiersönlich  a!«  Qi\(*\\p  aller 
abschlägigen  Antwoi*ten .  aller  Znrttckwei'^unfzen ,  Bitten  uin  Ki  wi  itri m  g  von 
Rechten  und  Freiheiten  orsrhien;  dif»«(^  Betrachtung  wäre  nur  von  unterge- 
ordnetem Werthe,  da  d:i'^  Kegi(M-en  in  unseren  Tagen  längst  aufgehört  hat, 
nur  ein  Recht  aud  ein  Genuss  zu  sein.  Wohl  aber  war  zu  bedenken,  dass 
jede  neue  orgnni«che  Einrichtung,  welche  den  preussischen  Bürger  mit  dem 
Staate  als  solchen  und  nicht  Mo«;  mit  der  zufalligen  Persönlichkeit  des  Für- 
sten in  Verbindung  brachte,  dem  Ganzen  ein^n  weiteren  Halt  und  einen  wei- 
teren Grund  der  Sicherstellung  gab.  Gerade  in  der  bedt  utcndern  Voran«t'^l!nTis^ 
des  Staat sbegriflfes  lag  die  grosse  Wichtigkeit  der  <;tandi'«chcn  I  iiiri«  litunu'i  n 
fttr  Preussen ,  und  was  derselbe  entwickelte ,  war  ein  Glück  lür  Kroue  und 
Land,  war  selbst  ein  mächtigeres  Erwerbangsniittcl ,  als  Staatsschatz.  Heer 
und  Landwehr.  Das  Recht,  die  Stände  mit  Petitionen  anzugehen,  wcIlIi* 
die  Behörde  bereits  verworfen  hatte  oder  von  denen  man  sich  bei  ilir  voa 
vorne  herein  keine  Gunst  versprechen  konate,  war  nun  aber  keiner  der  m* 
bedeutendsten  Entwickelungskeime. 

Endlich  noch  ein  Wort  darüber,  dass  durch  eine  Sperrung  des  geord- 
neten Petitionsrechtes  alle  Diejenigen,  welche  Wünsche  und  Abänderungs- 
Torschlftge  hatten,  nothwendig  an  die  Presse  zur  Anbringung  derselben 
▼erwiesen  werden.  Nun  ist  aber  Zweierlei  gleich  unbestreitbar.  Einmal, 
dass  die  Zahl  und  die  Dringlichkeit  solcher  Anliegen  durch  das  Verbot,  sie 
an  die  St&ndc  des  Reiches  zu  bringen,  an  sich  nicht  gemindert  wird.  An- 
demtheils,  dass  es  wenigstens  in  vielen  Fällen  für  alle  Betheiligten,  nament- 
lich aber  aucb  für  die  Regierung,  bei  weitem  erspriesslicher  ist,  wenn  un- 
beliebige Thatsachen  and  die  daraus  stammenden  Wünsche  nicht  in  den 
Zeitungen  hemmgezogen,  sondern  in  einer  zur  wenigstens  vorläufigen  Er- 
ledigung berechtigten  Versammlong  unter  augenblicklicher  Theilnahme  und 
nöthigenfalls  Berichtigung  gut  unterrichteter  Regiemngsorgane  verhandelt 
werden.  Es  wird  dabei  nicht  nur  das  Recht  und  die  Wahrheit  gewinnen, 
sondern  aoch  manche  nnnOthige  und  falsche  Aufregung  und  Anschuldigung 
den  Augen  der  Menge  ganz  entzogen.  Liegt  es  doch  in  der  Natur  der 
Sache,  dass  wenn  eine  Frage  an  eine  zu  ihrer  Untersuchung  schuldige  und 
mit  den  nöthigcn  Mitteln  ausgerüstete  Gcschäftsvcrsammlung  gebracht  wird, 
es  im  eigenen  Vortheile  der  sich  Meldenden  liegt,  die  Thatsache  so  wahr 
und  80  bewiesen  als  möglich,  somit  ohne  künstliche  Färbung  und  ohne 
factiose  Aufregung  falscher  Leidenschaften  darzulegen;  dagegen  die  Ab- 
sicht, und  man  möchte  sagen  die  Nothwendigkeit,  auf  die  Darsteliiing  in 
öffentlichen  Blättern  die  allgemeine  Aufinerksamkeit  zu  richten,  gerade  im 
Gegentheile  zu  Uebcrtreibnngen  ftlhrt.  Hiergegen  helfen  alle  Preugesetze 
nichts.  Unbestritten  aber  ist  wohl,  dass  die  preaBsische  Regiemng  nicht 
#beu  nOthig  hatte,  die  in  allen  Xheilen  des  LfkO^^  vorhandenen  nnbe^ie- 
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■digtea  Wttncbe  durch  ein  veracfaUmmenides  Medium  der  Aeuaeruig  gelwii 
m  Imea, 

K^eswep  soll  ftbrigens  bei  dieser  DmteUimg  der  TerhAltiiissiiiAasig 
grossen  Yorfhefle  eines  Men  Petitionsreehtes  gelftngnet  werden,  dass  eine 
Einrflmnmig.desselbeo  auch  seine  Schattenseiten  ftr  Preossen  gehabt  hfttte; 
ond  namentlich  ist  waiirscheinlich,  dass  seine  Gestattnng  im  ersten  Angen* 
blicke  eine  grosse  Hasse  von  Geschäften  auf  die  Stande  gewor&n,  vielleicht 
da  oder  dort  zn  Umtrieben  ond  Bitterkeiten  gefthrt  hAtte.  Becht  genm 
kann  man  nflmlidi  bei  aller  schliesslichen  £ntscbeidong  für  das  Petitions- 
recht  der  Wahrheit  die  Ehre  geben  nnd  anerkennen,  dass  schon  Miss- 
branch  damit  getrieben  worden  ist  und  ancb  konftig  Bfissbrauch  damit 
getrieben  werden  kann  nnd  wird.  Allein  die  Frage  ist  nur  die,  ob  die 
Vortbeile  oder  ob  die  Nacfatheüe  ftberwiegen?  Yfie  aber  auf  diese  Frage 
m  antworten  sei,  darttber  kann-  nach  dem  Vorstehenden  kein  Schatten  von 
einen  Zweifd  bestehen. 

•    V}  m*  ■••«hmsM»*  4v  ftavBSilMaiM  VwftMWM       MSt  Wbmt  iM 

Patltl«ur««kt. 

Zn  den  merkwOrdigsteii  gesetzlichen  Bestimmnngen  Ober  das  Petitions* 
recht  gehdrt  der  Art  45  der  französischen  Ter&ssnng  vom  14.  JSnner  1S53. 
Derselbe  bestimmt  mit  wenigen  Worten,  dass  «das  Petitionsrecht  beim  Senate 
aosgeflbt  werde,  nnd  dass  kdne  Petition  beim  gesetzgebenden  KQrper  dn- 
gegeben  werden  dflrfe».  —  mhere  Vorschriften  Uber  das  formelle  Ver&hren 
sind  durch  das  organische  Decret  vom  81.  Bee.  1852  gegeben,  nnd  zwar  ist 
denselben  za  Folge  im  Senate  alle  Monate  eine  eigene  Petitions-Commission 
in  den  Abtheilnngen  za  wählen,  welche  die  eingelaufenen  Petitionen  zn 
prttfen  nnd  darttber  in  der  vollen  Versammlung  zu  berichten  hat.  Der  An- 
trsg  kann  auf  ein&cbe  Tagesordnung  gehen,  oder  a.nf  Niederlegang  in  der 
Begistrator  (burean  des  renseignemens),  oder  endlich  auf  Yerweisnng  an  den 
betreffenden  Minister.  Im  letzteren  Falle  ist  die  Petition  mit  einem  Auszüge 
der  Berathnng  an  den  Staatsminister  einzusenden.  Falls  eine  Petition  eine 
verüusangswidrige  Bandlnng  anzeigt,  so  ist  sie  vor  Allem  in  der  vollen 
Versammlung  des  Senates  zu  verlese  nnd  hier  die  Frage  zu  stellen,  ob 
weitere  Folge  gegeben  werden  will.  Wird  diess  beschlossen,  so  ist  der 
Staatsminister  in  Kenntniss  zu  setzen  und  die  Petition  in  die  Abtheilangen 
za  verweisen,  welche  eine  eigene  Gommission  zur  Berichterstattung  wählt 

Das  Bemerkcnswertbe  an  diesen  Bestimmungen  <ler  kaiserlichen  Staats- 
einrichtnng  besteht  nun  nicht  etwa  in  der  Anfstellong  eines  ganz  neuen 
Grundsatzes  oder  einer  bisher  nicht  üblichen  Umgränzung  des  Petitionsreehtes. 
Vielmehr  ist  das  Becht  der  Petition  anscheinend  volUcommen  anerkannt. 
Neben  der  Befugnis  s.  Bitten  beim  Staatsoberhaupte  einzogeben  undderFest> 
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etellnng  einer  eigenen  Abtheilung  des  Staatsratlis  zur  Untersuchung  solcher 
Petitiüneu,  (einer  Einrichtang,  welche  hier,  als  dem  nächsten  Zwecke  fremd, 
niclit  weiter  erörtert  wird,)  steht  jedem  Franzosen  das  Recht  zu,  sich  bittend 
—  und  auch  beschwerend  —  an  eine  der  grossen  verfiissungsmässigen  Kör- 
perschaften zu  wenden;  und  es  ist  we<ier  der  Gegenstand  der  Kingabe,  noch 
die  Art  oder  die  Zahl  der  Unterzeichnenden  irgend  beschränkt.  Auch  ist 
der  mit  der  Bitte  anzugehenden  Versammlung  die  gewöhnliche  iiefugniss 
zur  Verfügung  über  Petitionen  voll  eingeräumt;  ja  es  kann  sogar  der  Senat 
auf  Gniud  einer  Petition  eine  von  ihm  als  verfassungswidrig  erkannte  Hand- 
lung der  Regierung  kurzer  Hand  vernichten.  Das  Bezeichnende  dieser  Probe 
französischer  Staatskunst  ist  vielmehr  gerade.  das>  unter  vollstiindigpr  Anf- 
rcchterhaltung  des  Scheines  eines  vollen  Petitionsrechtes  die  Wiikiiclikeit 
ganz  entzogen  ist.  Es  kann  niimlich  ganz  ungehindert  petitionirt  werden; 
allein  nur  bei  einer  Behörde,  von  welcher  die  geringst-mögliche  der  Re- 
gierung unangenehjue  Thätigkeit  zu  erwaiten  steht,  und  mit  grundsätzlicher 
Ausschliessung  derjenigiMi  V(M->ami)iliing,  welcher  eine  Kenntniss  von  den 
Wünschen  der  Bürger  vorzugsweise  uöthig  wäre  und  welche  einer  etwaigen 
'Billigung  solcher  Wünsche  eine  unmittelbare  Wirkung  gel)en  könnte. 

Diese  Bestimmungen  aus  dem  Gesiihtspuni-te  eines  Missgriffes  zu  b*»- 
sprechen,  wäre  kindisch,  da  ^ie  vielmehr  mit  vollem  Bewusstscin  und  als 
wesentlich  eingreifende  Be>tandtheile  eines  ganzen  Systemes  gegeben  sind. 
Allein  es  ist  docli  wohl  der  Mühe  werth.  genauer  die  so  harmlos  scheinenden 
Vorschriften  zu  unter>-uchen  und  ihre,  wie  gesagt  beabsichtigte,  FolgeruB^n 
auseinander  zu  legen. 

Das  Petitionsrecht  kann  nur  bei  dem  Senate  ausgeübt  werden.  Um  die 
mögliche  Wirksamkeit  einei-  Petition  zu  beurtlieilen .  ist  es  nun  uothwerHi*» 
zu  prüfen:  1)  die  Zusammensetzung  des  Senates;  2)  dii-  de?!!-<'!ben 
fassungsgemäss  zugetheilten  Aufgaben;  3)  seine  Verfügung  \ihvi  Petitionen, 
welche  den  besonderen  Thätigkeitäkreis  des  Senates  ihi*em  Gegenstände  nach 
nicht  berühren. 

Zu  I).  Der  Senat  be>teht  aus  den  französischen  Kardinälen,  sämmtlichen 
Marschällen  und  Admiralen,  so  wie  den  ISjälirigen  kaiserlichen  Prinzen, 
^\\^  dif'tf»  voni  Kf}'-^'r  berufen  werden;  aus'^iM-dem  aus  läO  \or\  K  ii-'-r  auf 
lebenslang  ernannten  Mitgliedern.  —  Sämmtlichc  Senatoren  sind  also  tliiM)>, 
nnd  zwar  der  gi  össeren  Anzahl  nach,  unmittelbar  vom  Staatsoberhaujite  1  e- 
zeichnet,  theils  sitzen  sie  wenigstens  mittelst  eines  ihnen  ebenfalls  vom  Kaiser 
übertragenen  Amtes.  *Dass  sie  also  ohne  Ausnahme  zu  den  vertrautesten 
und  zuverlässigsten  Anhängern  der  Regierung  und  des  Systems  derselben 
pt  luren,  liegt  in  der  Katur  der  Sache  und  ist  einfach  die  Absiebt.  Ist 
nun  zu  erwarten,  dass  eine  solche  Versammlung  Petitionen  mit  Gunst  auf- 
nehme,  dass  sie  dieselben  mit  Kraft  bei  der  Regierang  und  gegen  dieselbe 
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nntentlltse?  Eine  Petition  ist  allerdings  keine  directe  Beediwerde;  allein 
schon  der  Umstand,  daas  dieselbe  an  eine  die  Regiernng  Oberwachende  Yer* 
Sammlung  gerichtet  frird,  beweist,  dass  der  Gegenstand  bei  den  SlaatibeliMen 
entweder  bereits  eine  unbefriedigende  Anfnahme  gefnnden  hat^  oder  dass  er 
sie  voraussichtlich  bei  ihnen  finden  würde,  wenn  er  nnmittelbar  und  ohne 
mflchtige  ünterstQtmng  bei  ihnen  angebracht  werden  wollte.  Schon  die 
Beschaffenheit  der  ansschliesslich  zur  Annahme  von  staatlichen  Bitten  be> 
recht  Igt  t  n  Körperschaft  moss  also  die  wirkliche  AnsHbong  des  dem  Buchstaben 
des  Gesetses  nach  dem  Bürger  zustehenden  Beebtes  auf  ein  sehr  beschdf- 
denes  Uaass  snmckfllhren,  und  Terspricht  in  den,  trofis  der  geringen  Aus* 
sieht,  dennoch  vorkommenden  Fftllen  nur  ein  unbedeutendes  Ergebniss.  Auch 
scheint  in  derThat  diess  die  allgemeine  Ansicht  in  Frankreich  zu  sein;  denn 
die  Zahl  der  bei  dem  Senate  eingereichten  Petitionen  ist,  dem  Yemehmen 
nach,  Terhflltnissmfissig  sehr  klein. 

Zu  2).  Wenn  dem  aber  auch  nicht  so  wäre,  so  gewfthren  die  dem  Senate 
verftssungsinässig  zugetheilten  Aul^en  nur  eine  geringe  Gelegenheit,  Pe- 
titionen nfitzlich  SU  verwenden,  auch  bei  dem  besten  Willen  von  seiner  Sdte. 
Es  bestehen  nSmlich  die  Rechte  des  Senates  zunftchst  in  einer  Annalime 
oder  Verwerfung  der  von  dem  geseta^ebendenKOrper  bereHs  M^nMumeaen 
QesetaesentwOri^,  jedoch  ohne,  dass  ihm  ein  Eingeben  in  die  Einxelnheiten 
oder  die  Beftigniss  Verbessemngsrorscbläge  zu  machen  zustQnde;  sodann  in 
der  Befogniss,  das  Staatsoberhaupt  um  Ansabung  seiner  Initiative  in  Betreff 
von  Gesetzen  gross«:  nationeller  Wichtif^dt  anzugehen;  femer  in  der  Aus* 
legnng  und  Entwicklung  der  Yerfossung  durch  Senatsconsnlte,  welche  nator- 
lich  vom  Kaiser  gebilligt  w^en  müssen;  endlich  in  der  Temichtong  ver- 
fittsungswidriger  Bandlungen  (actes),  welche  durch  dieRegienuig  oder  durch 
Petitionen  Einzelner  zu  seiner  Kenntniss  gebracht  werden.  —  Es  soll  nun 
nidit  behauptet  merden,  dass  nicht  in  Beziehung  auf  diese  Aui^ben  Petitionen 
von  Einzelnen  unter  allen  Umstftnden  erfolglos  seien  und  sein  mttosen.  Nicht 
nur  ist  denselben  sogar  ausdrQcklich  eine  mögliche  Wirkung  eingerftamt  bd 
YeilMsungswidrlgkeiten;  sondern  es  ist  immerhin  denkbar,  dass  die  von 
Bdrgem  ausgehenden  Bitten  einen  Anstoss  oder  doch  einen  Beitrag  geben 
zur  Anwendung  des  dem  Senate  zustehenden  Vcfto's  oder  seiner  unvollkom- 
menen Initiative  bei  Oesetzen,  so  wie  bei  der  Auslegung  und  WeiterfDihrung 
der  Yerbasung.  Allein  genauer  betrachtet  steht  doch  (selbst  eine  emstlich 
gemeinte  Handhabung  dieser  kaiserlichim  Yer&ssung  vorausgesetzt)  ibr  Yor^ 
bringen  von  Privaten  nur  ein  gar  gering  Sjnelraom  der  Wirksamkeit  wirklich 
in  Aussicht  In  der  Kegel  haben  Petitionen  nur  einzelne  Rechts-  oder 
Interesse-Anliegen  zum  Gegenstände.  Oieae  können  denn  nun  aber  bei  der 
gamea  Mitwirknng  des  Senats  zu  der  gewöhnlichen  Geseti«ebi>ni|t  keinerlei 
BerftdmichtiBong  finden,  da  der  Senat  selbst  kein  Recht  hat,  irgendwie  in 
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Einzfcllicitcn  einzugehen.  Auch  wenn  er  den  Inhalt  einer  au  ihu  gebrachten 
Petition  in  livtrefiF  eines  Gesetzesentwurfs  vollständig  billigt,  ist  er  luclit  i:n 
Stande,  derselben  eine  positive  Folee  zu  geben.  Und  noch  weniger  kann 
erwartet  werden,  dass  Bitten  vun  Privaten  von  Einwirlamg  auf  die  Anbahnung 
oder  auf  den  Inhalt  von  Senats-Consnlten  seien.  Es  konnnen  also  bei  der 
gesammten  Gesetzgebungsthfttigkeit  <les  Senats  hucbsteus  solche  Petitionen 
in  Bctia(ht,  welche  um  <lie  Beachtung  eines  grossen  Principes,  um  die  Ver- 
\serlung  eines  ganzen  Gesetzes,  nm  eine  wesentliche  Veränderung  in  der 
Verfassung  des  Reiches  bitten  Kann  i  i m  nun  aber  verstflndigerweise  an- 
nehmen, dass  der  Senat  oft  ju  ikr  Lage  sli,  solchem  Andringen  eine  Wirk- 
samkeit /,u  geben?  In  den  verflossenen  sieben  Jahren  wenigstens  ist  nicht 
ein  einziger  Fall  von  einer  'J  liatigkeit  demselben  in  den  oben  bezeichneten 
Richtungen  vorgekommen,  also  haben  auch  etwaige  in  diese  Richiuiiycu  ge- 
haltene Petitionen  keinerlei  Erfolg  gehabt.  Somit  bleibt  denn  von  den  ver- 
schiedenen Wiikungsk reisen  des  Senates  nur  das  Recht  der  Vernichtung 
verfassungswidriger  Handlungen  übrig.  Hier  ist  nun  allerdings  unmittelbarer 
Krfolg  einer  l'etition  an  und  ftir  sich  noch  am  leichtesten  möglich;  allein 
leider  ist  es  Bedingiing  eines  solchen  Erfolges,  dass  der  Smut  di*  \  1 1  tassungs- 
widi'igkeit  der  bei  ihm  zur  Anzeige  gebrachten  That>ai,  iie  anerkrnni  und  dass 
er  sein  Recht  der  Vernichtung  derselben  auszuüben  wagt.  Welche  Wahr- 
scheinlichkeit hierfflr  ist.  beckrf,  namentlich  auch  im  Hinblick  auf  die  völlige 
Unthiltigkeit  des  Senats  in  dieser  Beziehuiig,  trotz  alles  in  Frankreich  Vor- 
gefalleni  it  wühl  einer  weiteren  Abwägung  nicht. 

Zu  '.i).  Am  leichtesten  ist  eine  Wirksamkeit  von  Petitionen  bei  solchen 
Gegenstanden  zu  erwarten,  welche  dem  unmittelbaren  Geschäftskreise  des 
Senates  eigentlich  fremd  sind  und  die  nur  bei  ihm  als  der  zur  Entgegen- 
nahme von  stuutliclien  liitti-n  uijerhaupt  bestimmten  Körperschaft  einlaufen. 
Er  mag  solche  nämlich  dem  betreffenden  Ministerium  zuweisen  und  danul 
seine  Ansicht  Ober  deren  BedcuUu  g  aussprechen,  und  da  keine  Beschrän- 
kung des  Petitionsrechts  in  Betreff  des  (Gegenstandes  besteht,  so  kann  jede 
Seite  des  stutlu  lien  Lebens  aui  diese  Weise  zur  Sprache  gebracht  werden. 
Doch  dar!  aucli  liier  offenbar  die  Bedeutung  des  Rechts  nicht  tiberscUätzl 
werden.    Abgesehen  nämlich  von  der  Zusammensetzung  und  der  natürlichen 
Haltung  des  Senates,  welche  allen  aul  freiere  Staatsbürger Uclie  Zustände 
hinzielenden  Eingaben  nur  eine  geringe  Aussicht  auf  Billigung  imd  Unter- 
&tut/.ung  Verbeissen,  fehlt  es  auch  bei  den  mit  Krapfchlung  an  die  Regierung 
übergebencn  Petitionen  an  dem  moralischen  und  politischen  Nachdrucke, 
welchen  eine  öffentliche  Verhandlung  über  den  Gegenstand  geben  köunto.  Die 
Sitzungen  de<?  Senates  sind  geheim;  sie  wirken  also  nicht  auf  die  öffentliche 
Meinung.    Die  Vcilniiidlfingen  finden  niclii  cuatradictorisch  mit  den  Miniätern 
ßtatt,  welche  überhaupt  nur  dem  Kaiser,  nic^t  aber  d^  Senate  oder  der 
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Volksvertretung  verantwortlich  sind.  Die  ganzf  Vorhandlung  mit  der  Re- 
gierung übi  r  eine  dem  Senate  noch  so  sehr  am  Herzen  liegende  Petition 
besteht  in  eiuer  Zusenducg  an  den  betreffenden  Mioister  mit  einem  Protocoll- 
Ansznge  über  die  stattgefuiideue  Verhandlnnp.  Ks  ist  wohl  nicht  unbillig, 
hierin  nur  schwache  Elemente  einer  Wirksujukcit  zu  erblicken  und  der 
oben  ausgesprochene  Sat7.  das?  nach  der.neue^^ten  französischen  YerÜBkBSODg 
das  PetitiouH  i  iht  mir  ein  Schein  sei,  ist  sicher  gerechtfertigt. 

Die  SS  ist  aber  um  so  gewisser  der  Fall,  als  m  der  geringen  Bedeatnog, 
welche  die  Aastlbnng  des  Petitionsrechtes  buim  Senate  hat,  noch  das  aus- 
drückliche Verbot  kommt,  Bitten  bei  dem  gesetzgebenden  Körper  einzu- 
reichen. Wif»  beschränkt  nun  auch  immer  die  dieser  Versammlung  einge- 
.ränmten  Rechte  sein  ni  igLii;  wie  ängstlich  auch  dafür  gesorgt  ist,  dass 
von  ihr  so'  wenige  Ycrbesserungsvorschlftge  zu  den  Gescizesentwürfen  der 
Regierung  ausgehen,  als  nur  irgend  möglich;  und  auf  wie  wenig  sogar, 
durch  die  ausdrückliche  Bt^t  itigung  der  Spi-cialität  der  ßudgi  tsverwilligungen, 
deren  Einfluss  auf  die  .Sia;it --ausgaben  zurückgebracht  ist :  immerhin  ist  sie 
doch  die  Volksvertretung  l-raukKulis.  Eine  Bestimmung  also,  welche  ihr 
verbietet,  von  den  Wtlnscheu  und  Klagen  der  >sation  überh  inpt ,  von  der 
öffentlichen  Meinung  oder  von  den  Ansichten  einzelner  Sachverständiger  über 
die  von  ihr  zu  berathenden  Gesetze  und  Uber  die  Art  und  die  Grösse  der 
Steuern  auch  nur  unterrichtet  zu  werden,  ist  eine  Ungeheuerlichkeit,  welche 
unzweideutig  zeigt,  dass  dem  Pctitionsrechte  keine  Wirklichkeit  gegeben  sein 
soll.  .rUlerdings  kann  ein  Vcibi^-(  r!uit:svorschlag  der  Volksvertreter  nur  mit 
Bewilligung  des  Staatsrathes  überhaupt  in  der  Sitzung  zur  Sprache  gebracht 
und  zur  Abstimmung  verstellt  werden,  und  '.\ai  (  somit  imtcr  allen  Umständen 
eine  Petition,  welche  einen  solchen  Vorschlag  beantragte,  nur  von  sehr  ge- 
nngtin  »^chliesslichen  Einflüsse:  so  könnte  doch,  wenn  der  gesetzgebende 
Köryvv  P^ingaben  von  Privaten  erhalten  dürfte,  er  wenig^tt ,  «o  weit  seine 
Wirksamkeit  geht ,  dudui  ch  aufgeklärt  uud  zur  Pflichterfüllung  angehalten 
werden.  Es  wäre  doch  nicht  unmöglich  ,  dass  t  nn?  Verbesserung  gelegent- 
lich \frf licht  würde.  Und  ebenso  möchten  in  bteuerfragen  Stimmen  aus 
dem  Volk*  muulpstcns  zur  Verwerfung  einer  allzuschweren  oder  verhassten 
EiTinahme  fuhrin.  Beim  Senate  angebracht  vermögen  dieselben  Kingaben 
gar  keine  Wirkung  zu  haben.  Mit  dem  Staatshaushalte  hat  derselbe  gar 
nichts  zu  thun ;  bei  den  Gesetzen  aber  steht  ihm  nur  eine  Verwerfung  im 
Ganzen  zu.  welche  liautig  gar  luclit  möglich,  jeden  Falles  wegen  nur  einzelner 
fehlendti  \'trhe«^riniigen  wenig  walir^chpinlich  i*;!. 

Es  ni;ig  vielleicht  als  verkehrt  erseht laeu,  eine  Bestimmung  der  franzö- 
?ischf  Ii  Verfassung  von  1852  überhaupt  bei  Erörterungen  über  constitu- 
tiuiu  Urs  Staatsrecht  zu  besprechen,  indem  eine  grosse  Unschuld  dazu  geUüre, 
Ui«&e  OrdnoDg  der  Öffentlichen  Dinge  den  Einherrschaften  mit  Volksvertretung 
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ernsthaft  einzuroiluii.  Alltin  es  srhicii  «loch  nicht  ohne  Nutzen,  an  einen 
besonderen  Ikthte,  inul  luich  «i  t  ii  i  iiu  in  der  aller  ungeffthrlichsten ,  im 
Einzelnen  nttchznwpi«rii .  /u  wtkheii  Folgerungen  die  su  laut  verherrlichte 
Verworfuiig  des  Tai  hmu  lUai  isimis»  führt,  selbst  in  liiLhluiigtii,  au  welche 
man  zuiiiit  hst  gar  uiclit  denkt ;  auch  wie  hoch  die  allgenicino  Abstimmung  bei 
Fragen  der  Gesetzgebung  und  Staatsweisheit  in  Anschlag  zu  bringen  ist. 
Dass  sich  acht  Millionen  Miinnt  r  linden  konnten ,  wek  ho  eine  solche  Ver- 
kümmerung ihres  Rechtes  zu  bitten  gutlieisseu  kounteu,  hleibt  iiumerhiu  eine 
merkwürdige  ihatsachc. 

e>  01«  V«rhiin41un(«ii  In  dar  wärlteail>er(i«cben  Hiuamer  dar  Abgc«n|aet«a  flfcw 

Die  Frage,  ob  Cori'orationen,  namentlich  auch  Gemeindebehörden,  ein 
Petitionsrecht  znstehe,  ist  in  dm  Gesetzen  nicht  liäuhg,  dessen  unerachtet  aber 
auf  die  verschiedenste  Weise  beantwortet.  Auch  abgesehm  nSmlich  von  jenen 
VerfassnngR-l'rkundcn.  welche  des  Rechtes  der  Bitte  überhaupi  gar  nicht  er- 
wähnen, ist  dasselbe  —  wie  die  oben  angefahrten  Bestimmungen  ausweisen  — 
in  der  Regel  nur  mit  den  allgemeinsten  Worten,  somit  ohne  Iilu  lu  den 
vorliegenden  besonderen  Fall,  anerkannt.  Die  wenigen  Staaten  aber,  welche 
aubdrtlckliche  Bestimmungen  gepchen  haben ,  zerfallen  wieder  in  drei  ver- 
schiedene Gruppen ;  die  einen  dulden  überhaupt  gar  k<  ine  gmein-^rhaftlichen 
Eingaben,  und  scbliessen  damit  namentlich  auch  Petitionen  von  Corporationeti 
und  in  deren  Namen  unbedingt  aus.  So  die  französische  (Consulat*-)  Verfassung 
von  1799,  die  französische  Zusatzakte  von  1815  und  die  Verfassung  fftr 
Holstein  von  1854.  Eine  zweite  Abtheilung  von  Giundgehctzen  gestattet 
Corporationen  ausdrücklich  und  ohne  weitere  Beschränkung  die  Ausübung 
des  Petitionsrechtes.  Hieher  gehören  die  Veila»isuiig(u  von  Kurhessen  (1830 
und  1852),  die  hannoverischen  von  1833  und  1840,  (welche  nur  die  Verbin- 
duüg  mehrerer  Gemeinden  und  Körperschaften  zu  gcmeinschatt liehen  Er- 
gaben bedingungsweise  untersagen,)  ferner  die  deutsche  Rcichsverfassung  von 
1849,  endlich  alle  jene  Constitutionen,  weiche  nach  dem  Vorgange  der 
luxemburgischen  von  1848  nur  den  «Öffentlichen  Behörden»  gestatten .  im 
Namen  einer  Gesammtheit  zu  sprechen,  diesen  es  also  ausdrücklich  eriauVien. 
Endlich  sind  aber  auch  noch  Bestimmungen  vorhanden^  welche  Corpui  atioiun 
bei  Ausübung  des  Petitionsrechts  auf  ihre  besonderen  Interessen  beschränken 
und  ihnen  die  Besju  i  <  huug  allgemeiner  Angelegenheiten  untersagen.  So  die 
"Verfassung  fflr  das  Gi  i  liLizugthum  Hes«!en  und,  theilweise,  die  für  das 
ehemalige  Fürstenthum  Jioh* n^^ollcrn-Sigmariiigen. 

üij  eiiK  in  gemeinsamen  Gewohnheitsrechte  kann  also  in  dieser  Fraije 
gar  nicht  die  lUde  sein,  sondern  es  muss  in  einem  Staate,  welcher  keine 
aosdrückliche  Besümmmgeu  gber  das  Petitionsrecht  von  Gemeinden  und  son- 
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stigenKArparsidttAeD  besitzt,  aus  dem  Wesen  dm  Petitionsrechtes  Ikberluuiiit 
ugumentirt  werden.  Was  denn  aber  f&r  den  einen  Staat  als  Beeht  nach- 
geidesen  werden  kann,  gilt  natflrliob  auch  fikr  alle  anderan  in  derselben  Lag« ' 
befindlieben.  —  Hierin  liegt  aber  die  Bedentoig  einer  ansfiihrlicben  Ter- 
bandlong  über  den  Gegenstand,  «atebe  in  der  wOrttembergiscben  K^maer 
der  Abgeordneten  im  Jabre  1847  statt&nd.  Nicht  das  ist  von  allgemeiner 
Bedeatnng,  ob  in  diesem  besonderen  Lande  ein  Petitionsrecfat  der  Gemeinden 
mit  Beeht  oder  Unrecht  behanpCet  und  bestritten  wurde,  sondeni  ob  dnrch- 
sehlagende,  ans  dem  Wesen  der  Sache  geschöpfte,  Grttnde  beigebracht  wur- 
den, welche  die  FVage  theoretisch  entsdieiden.  Und  dessbalb  denn  auch 
eine  ansfttbrliche  Nachweisnng  Aber  diese  Verhandinngen. 

Wflittemberg  gehört,  wie  oben  bereits  bemerkt  ist,  an  demjenigen  Staaleni 
deren  Grundgesetz  gar  keine  Bestimmung  aber  das  Petitionsrecht  der  £in- 
zebien  oder  der  Körperschaften  enthalt,  in  welchen  dasselbe  aber  dennoch 
seit,  dem  Bestehen  der  constitntionelleii  Einrichtungen  ansgefibt  wurde.  Auf 
jedem  liundtage  kamen  zahlreiche  Eingaben,  an  die  Stünde  von  Einaelncn, 
von  einer  grösseren  oder  Metneren  Anzahl  freiwillig  Yereinigter,  oder  von 
KOiperschaften  und*  deren  Torrtdiem  ein.  Namentlich  war  von  Gemeinde- 
behörden eine  grosse  Anzahl  von  Petitionen  eingereicht  worden,  sei  es  von 
den  Gemeinderfithen  allein  sei  es  in  Verbindung  mit  den  BUrgeransschllssen, 
und  zwar  keineswegs  nur  mit  Bitten  in  örtlichen  oder  Gemeinde-Fragen,  8<m- 
dem  mit  Ansinnen  aus  allen  Theilen  des  Staatslebens.  Und  obgleich  das 
Gesetz  keine  Bestimmung  gab,  hatte  sich  dennoch  in  der  StSndeversammlnttg 
ftr  Behandlung  der  Petitionen  bald  eine  fisste  Regel  gebildet. 

Diese  .Uebung  hatte  27  Jahre  lang  nnangefochten  bestanden,  als  im 
December  1846  eine  bei  dem  ständischen  Ausschüsse  zu  Händen  der  StSnde* 
Versammlung  ftbergebene  Petition  der  beiden  bürgerlichen  Collegien  der  Stadt 
Stuttgart,  hl  welcher  um  Maassregeln  zur  Herstellung  der  Pressfreibeit 
gebeten  ward,  die  Missbilligung  der  Begierung  erweckte.  Das  Ministerium 
des  Innern  ertheilte  den  Bittsteilem  einen  Verweis,  welcher  hauptsächlich 
darauf  gesttttzt  war,  dass  Gemeinderath  und  BOrgeransschnss  nur  zur  Ber 
sorgung  v«m  Gemeindeangelegenheiten  zuständig  sei»,  de  daher  ihren  ge- 
setzlich wlanhten  Wirkungskreis  durch  eine  auf  ein  a%mdnes  staatsbOr- 
gerliches  Verhftltaiss  gerichtete  Petition  überschritten  haben.  Wie  leicht 
begreiflich ,  führte  der  Vorhalt  und  namentlich  der  von  der  Regierung  auf- 
gestellte Grundsatz  zu  lebhaften  Verhandlungen  in  der  Kammer  der  Abge- 
ordneten, und  obgleich  diese  kein  formell  entscheidendes  Ergebniss  hatten, 
so  waren  sie  doch  in  so  ferne  von  Bedeutung ,  als  die  Frage  über  das  Peti- 
Uonsrecbt  von  Körperschaften  und  Gemeinden  sehr  grandlich  von  beiden 
Seiten  beleuchtet  wurde. 

Die  Frage,  ob  und  wie  weit  Gemeuidebeh<M:deu  ein  Petitionsrecht  zu- 
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Stehe,  theoretisch  so  imttrsochen,  ist  mm  aher  wohl  der  Mtlhe  weilh,  da  sie 
heineswegB  von  blos  provinzieller  oder  zeitlicher  Bedentnng  ist  Ule  Staaten, 
deren  Terfassangen  Aber  dae  Petittonsrecht  Ton  Körperschaften  nichts  Ans- 
drttddiches  bestimmen  (and  deren  sind  doch  die  meisten),  sind  bei  der  Lösung 
hetheBigt.  Ans  diesem  Grande  bleiben  denn  aber  auch  im  Folgenden  aUo 
ChrOnde  Für  und  Gegen  we|(,  welche  sich  aaf  besondere  württembergische 
Terhftltnisse  beziehen;  and  ist  nicht  weiter  bemerkt,  wer  in  der  erwAhuten 
Terhandlong  eine  bestimmte  Ansicht  aufttellte,  indem  es  sich  hier  nnr  nm 
die  Sache  nnd  nicht  am  Personen  bandelt. 

T<m  den  Gegnern  des  Petitionsrechtes  der  Gemeinden  worde  vor  Allem 
mit  besonderer  Eraft  geltend  gemacht,  dass  schon  flberhanpt  von  einem 
Petitionsr echte  des  Einzelnen  nicht  gesprochen  werden  kflnne.  Einmal  sei 
swar  allOTdings  das  Vorbringen  von  Wünschen  bisher  gestattet  worden;  all^ 
diess  sei  nnr  eine  Thatsacbe  and  noch  famge  kein  Recht.  Sodann  finde  Über* 
hanpt  der  Begriff  des  Bectates  anf  das  Petitiöniren  gar  keine  Anwendnng. 
Selbst  nach  den  Forderangen  der  eifrigsten  Yertheidiger  dieses  angeblichen 
Bechtes  entspringe  fllr  den  Petitlonflr  kein  weiterer  Ansprach,  als  der,  ge- 
hört zo  werden;  ftr  den  Gebetenen  keine  andere  Terpflicfatnng,  als  die,  an- 
gohören:  za  irgend  einer  entsprechenden  Handlong,  ja  mir  za  einer  Antwort 
td  Letzterer  nicht  schnldig.  Kan  aber  mpsse  doch  jedes  Recht  einen  Inhalt 
haben,  jedem  Rechte  eine  Pflicht  entsprechen.  Diess  erweise  ridi  noch  so- 
gleich da,  wo  wirklich  ein  Petitionsrecht  bestehe,  nämlich  bei  Bitten  der 
StKnde.  Hier  sei  die  Begiemng  eine  Antwort  schnldig.  Somit  also  möge 
das  Vorbringen  von  Ansichten  nnd  Wftnschen  nach  wie  vor  Immer  stattfinden 
aus  Gründen  der  Billigkeit  nnd  Klagheit;  allein  von  Recht  und  Rechts- 
terletsong  dürfe  nicht  die  Rede  sein.  —  Sodann  wurde  behauptet,  es  folge, 
wenn  etwa  je  ein  Recht  der  Einzeben  bestehen  sollte,  noch  keineswegs  aus 
Bolobem,  dass  auch  die  Gemeindebehörden  es  besitzen.  Einmal  würden  diese 
fiuro  AüCtoritüt  mit  in  die  Wagschale  legen,  wodoich  ein  folsches  VerhSltDiss 
ftr  den  Gebetenen  ond  zur  oltiektivon  Wahrheit  entstünde.  Zweitens  werde 
ein  Widerstreit  der  Verwaltungsbehörden  unter  sich,  deren  unterste  die 
.  Gemeinderithe  seien,  möglich,  wenn  die  Gemeindebehörden  sich  mit  Petitionen 
gegen  Maassregehi  ihrer  Vorgesetzten  an  die  StBnde  wenden  könnten.  — 
Drittens  ward  geltend  gemacht,  es  führe  das  für  die  Gemeindevorsteher  in 
,  Anspruch  genommene  Recht  geradezu  zum  Widersinne.  Einer  Seite  müsste 
es  nimlich  mit  demselben  Fuge  auch  lür  alle  anderen  Collegien  in  Anspruch 
genommen  werden,  was  fikr  die  Stünde  zu  einer  ungewültigbaren  Geschfifts- 
laet  iühren  würde.  Anderer  Stits  decken  sich  Rechte  und  Pflichten  in  öffent* 
Bchen  Dingen,  sobald  erstere  iür  Zwecke  der  Gesammtheit  gegeben  seien, 
woraus  dann  folge,  dass  wenn  sflmmtliche  Gemeindebehörden  das  Recht  hät- 
ten. In  allen  allgemeinen  ADgclcgenheiten  zu  petitiöniren,  sie  auch  immer 
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and  sämmtlich  die  Pflicht  dazu  hatttii.  —  Viertens,  es  sei  eine  jaristische 
Person  nor  /u  donjLuigL'n  Haiullungeii  ermächtigt,  welche  in  ihrer  bcsondern 
Aufgabe  liegen :  die^e  aber  sei  für  Gemeindebehörden  lediglich  die  Besorgung 
von  Gemeindeangelegonbi'iteu.  —  Fünftens  läge  im  Petitioniren  der  Ge- 
meiudcbehürden  über  allgemeine  staatsbürgerliche  Rechtsfragen  eine  Beein- 
trächtigung der  Rechte  der  Btlrgcr.  Diese  leben  in  einer  doppelten  Rechts- 
sphäre, in  der  der  Gemeinde  und  in  der  des  Staates.  In  der  ersten  treten 
sie  die  Au^übnnp  ihrer  Rechte  allerdings  an  die  von  ihnen  bestellten  Vor- 
steher ab,  nicht  aber  in  der  staatlichen.  Wenn  nun  dennoch  die  Gemeinde- 
vorsteher als  solche  auch  in  allgemein  staatsbürgerlichen  Fragen  Petitionen 
eingeben,  so  hindern  sie  entweder  die  freie  Ausübung  deb  Petitionsrechtes 
der  Einzelnen,  oder  diese  koniuau  iu  WnU  t  i  iui;!!  mit  der  Eingabe  ihrer 
Vorsteher,  was  eine  Herabwürdigung  des  Pctitiousrechtes  zur  Folge  hiltte. — 
Sechstens  ward  der  Satz  aufgestellt ,  es  sei  das  Petitioniren  etwas  sehr  Be- 
deutendes, etwas  Inponderables,  das  schon,  der  Geschichte  gemäss,  höchlichst 
niissbraucht  worden  «ei,  keineswegs  aber  etwas  so  Unschuldiges  und  Gleich- 
gflltiges,  wie  man  sage.  —  Endlich  wurde  noch  zu  der  thatsächlicben  Be- 
hauptung gegriffen,  es  seien  die  bisher  angenommenen  Petitionen  von  Körper- 
schaften nicht  als  corporative  Erzeugnisse,  sondern  nur  als  die  von  Einzelnen 
betrachtet  und  nur  in  so  ferne  zugelassen  worden.  Jeden  Falles  habe  die 
bisherige  Uebung  nicht  die  Natur  eines  Gewohnheitsrechtes,  sondern  sei  nur 
eine  Thatsache. 

Bei  der  Betrachtung  dieser  SÄtze  kann  man  sich  der  Bemerkung  nicht 
enthalten,  dass  unter  denselben  mehrere  sind,  welche  unmöglich  ernstlich 
gemeint  sein  konnten,  und  mit  denen  denn  auch  ohne  Unbilligkeit  summa- 
risch verfahren  werden  darf. 

Hierher  gehört  vor  Allem  die  Behauptung:  die  unpariheüsche  Würdigung 
der  Petitionen  von  Seite  der  Stände  wurde  getrübt  werden ,  wenn  die  Ge- 
meindebehörden ihre  Auctorität  in  die  Wagschale  werfen  dürften.  Einmal 
ist  CS  fast  ergötzlich,  von  einer  gi-ossen  Auctorität  der  Gemeindebehörden  zu 
huren,  während  jeder  Tag  das  Gegentheil  beweist.  Wenn  man  den  Ton  be- 
denkt ,  in  Ichem  nicht  selten  mit  den  Gemeinden  und  ihren  Vorstehern 
selbst  von  sehr  untergeordneten  Organen  des  StaatswUlens  gesprochen  wird, 
so  erscheint  der  mit  einmal  in  Aussicht  gestellte  panische  Schrecken  vor 
ihnen  lunh^t  wnndersam.  So  iinm  aber  ist  in  d^r  That  nicht  einzusehen, 
weiche  Furcht  die  Stnndt mitgUcdcr,  auch  die  gewählten,  vor  petitioiiircnden 
Magistraten  habrn  oiltiii.  Sind  diese  doch  nicht  die  Wühler,  und  wird 
auch  ihre  Meinung  selten  die  bestimmende  für  Letztere  sein.  Wollte  man 
überhaupt  den  gewählten  Mitgliedern  der  Ständeversammlung  eine  solche 
Hasenherzigkeit  und  eine  solche  Pfiichtvergessenheit  zutrauen,  so  mflsste 
man  weit  mehr  die  FtUtionen  zahlreicher  Einzelnen  zu  verhindern  soeben, 
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ms  BMI  dodi  mdit  tJmt.  Vom  einfiii  mgebflhrikkeD  Eisfiusse  der  Gcmeinde- 
behOrdeD  ]uuui  nur  etwa  bei  Qbergroesen  HftnptsUdten  die  Rede  seio,  mi 
Muh  dam  ÜBT  bei  entsebieta  molntloiiSnn  Zostfloden.  Dann  nag  aller- 
iifagft  fiti  Dmck'  auf  die  YoIksvertreHmg  auch  mittelfit  Petitionen  ausgeflbt 
Herta;  allein  einmal  sind  diese  dann  ndr  eine  Form  der  Gewalt,  welche, 
wenn  sie  je  nicht  aqgewendet  werden  dOifte  oder  wollte,  mit  leidilester 
'Muhe  dnreb  eine  andere  ertetat  würden  und  iweitens  i^st  diese  ganz  aas> 
nahmsweisa  Möglichkeit  eines  Missbranches  sicher  kein  Grand  zo  allgemeinen 
Verboten  auch  in  solchen  LSndem,  in  .  welchen  es  an  allen  Vortwdingangen 
des  geAichtetea  Naohtheiles  fddt. 

Ein  aweiter  Sats,  welcher  einer  ernsten  Beachtong  kaom  werth  lo  sein 
sobBint,  ist  der:  dass  man  eine  ttbeimlssige  Geschflftslast  von  den  corporar 
tinn  Petitionen  zn  fllrch^  habe.  Waa  sagt  die  ErÜihnmg  dam?  Und 
wIn,  wenn  das  Becht  an  petitioniren  immer  anch  bei  aUen  Berechtigten 
ekle  Stormflath  von  Eingaben  aar  Folge  hatte,  nicht  vielmefar  den  Kinadnen 
dieses  Becht  an  nehmen,  da  es  von  Hünderttansenden  gebrancht  wflrde? 
Davon  nicht  za  ^en,  dass  zehn,  handert  Petitionen  über  denselben  Gegen» 
stand  kaum  mehr  zn  thnn  machen,  als  eine  einzige. 

Fener  werfen  wir  unbedenklich  die  Behanptong  Ober  Bord,  dass  da, 
wo  Bechte  zo  allgemeinen  Zwecken  gegeben  seien,  Bedite  nnd  Pflichten 
sich  decken,  nnd  doch  eine  Pflicht  zn  petitioniren  als  widersinnig  erkannt 
werden  müsse.  Pflichten  nnd  Bechte  decken  sieh  blos  in  dem  Falle,  wenn 
die  Aosflbnng  der  Berechtigung  der  einzige  Weg  ist,  einen  gesetzlich  notfa- 
wendigen  Znstand  heibeizoflihren,  so  dass  also  die  Unterlassong  derBechta» 
aasttbottg  ein  Schaden  ftr  Dritte,  vi^eicht  ftlr  die  Gesammtheit  wire;  aber 
nimmermehr  da,  wo  aaf  die- Handlung,  zu  welcher  man  berechtigt  ist, 
nirgends  gerechnet  ist  und  Niemand  in  seinen  Bdbgnissen  dnrch  die  Unter- 
lassung gekrtokt  wird.  So  kann  also  z.  B.  (obgleich  Yiele  anch  diesem 
liniEnen  werden)  das  WahhoDht  eine  Wahlpflicht  sein,  weil  sonst  die  im 
Staatsorganisanis  ala  nothwendig  voransgesetste  Wahl  gar  nicht  zn  Stands 
komnen  konnte.  Allein  ganz  anders  bei  den  aUgemein  staatsbOrgerliehen 
Becfaten,  deren  Hiditausabnog.  von  Seite  des  Einen  die  Ansflbong  von 
Anderen  durchaus  nicht  hindert,  nnd  auch  kdnerlei  Lücke  in  der  geseta- 
Uehen  Ordnung  liest  Wer  wird  behaupten,  dass  der  Borger  die  Pfficht 
habe  ansznwandem,  wefl  er  das  Be(sht  dazu  hat;  odor  die  Pflicht  In  den 
Zeitungen  zu  schreihen;  die  Pflicht  WaiEen  zo  besitzen;  die  Pflicht  die 
Religion  zu  indera,  weil  zu  beidem  das  Becht?  Wer  hat  je  behauptet, 
dass  weil  der  BOiger  das  Becht  habe,  Becurs  zu  ergreilen  bis  zur  höchsten 
Stelle,  und  dann  noch  die  Stände  um  Verwendung  angehen  dürfe,  unter 
Umstioden  den  deutBchen  Bund,  sidi  Keiner  beruhigen  dOrfe  bei  der  Ent- 
scheidung «Der  untngeordnelien  Behörde?  Nun,  gerade  so  ist  es  anch  mit 
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<l«m  P«lltkmnreclile.  Die  Pflicht  zo  petHioniren  häbm  nar  die  SUUide,  nicbt 
aber  die  <Uuni  nl^  anigostdlten  Birger. '  Biew  Men  nnr  das  Becht,  wenn 
sie  for  gat  finden,  et  cq  üben. 

I^telit  lllr  enntlieb  geaifliiit  eraiditeii  irir  todiim  die  Behaaptung:  eine 
iurisliaelie  Person  sei  mir  ea  den  ie  ibrer  besondem  Anigebe  liegenden 
Handhmgen  emfiebtigt.  Unbestritten  Ist  e»  dodi  nittHcai,  daae  eine  jede 
jisaristische  Fereon  aacb  bereciitigt  ist,  .die  snr  Erbaltnng  ibree  Daseins  and 
ibree  WoUes  notbvoMligen  geietdicb  erkablen  Jfittei  m  ergreifen,  so 
nanentUdk  Klagen,  Beeobwerden,  Bitten.  Wenn  also  der  oben  angefäbrte 
Sati  nabr  «rin  solUe,  so  mosile  bewiesen  «erden,  dass  die  Gemeinden  bei . 
der  aUgemeioen  Sicberetdlnag  der  Bedite  im  Staate  oder  bei  derBersteüanf 
eines  allgemein  befriedigenden  Zustande»  gar  nicbt  betbefiigt  seien,  indem 
nnr  dann  Bitten  vm  aligemeine  Bechte  oder  Vortbeile  als  fremd  Ar  sie 
erklärt  werden  kAmten.  Wer  aber  wird  diesen  Satz  aofrtellen  wollen? 
Wie  konnte  es  namentlich  in  dem  besondem  Torliegenden  Falle  gesdiebeq, 
wo  die  Torsteber  einer  Gemeinde  dartther  klagten,  dass  sie  selbst  sehen  in 
ihrer  Eigenschalt  als  Gemeindebeamte  unter  der  Censur  gelitttfi  haben? 

£ndliGfa  scheint  die,  an  sieh  sehr  lObUdie,  Besorgniss  fBr  die  firlftig« 
erbaltnng  des  PetitioüBreijbtes  der  Einielnen  doch  alln  weit  getrieben  in 
sein,  wenn  man  den  Gemeindevorttehem  die  Ansflbnng  desselben  entdehea 
win,  weil  sie  mfiglicber  Weise  den  wirklichen  Sinn  ihrer  Bürger  nicht  treffen 
kAnnten,  woraus  dann  entweder  Unterdrflckung  der  wahren  Yolksansidit  ans 
Sehen  vor  dem  Magistrate,  oder  im  Falle  von  Gegcupetitionen  eine  Ver* 
iebtliefamaehung- des  ganien  Petitionsraehtes  entstehen  mSsete.  Beide  Glieder 
der  jUteniative  lingnen  wir.  Einer  Seite  ist  gar  kein  Gmnd  ehunseben, 
warum  die  Bttrger  sich  abhalten  lassen  sollten,  ancb  ihre  eigene  Meinung 
geltend  sn  machen.  Von  einem  bis  sn  diesem  Grade  gehenden  einschfich^ 
teroden  Einflasse  der  Gemeindevorsteher  kann  doch  in  der  That  ernsthaft 
nicht  gesprochen  werden  wollen.  Anderersefto  vermag  die  Bedeutung  einer 
Bitte  nimmermehr  darunter  sn  leiden,  daas  aadiBitten  im  entgegengesetrten 
.Sinne  vorliegen.  Diess  ist  ein  aUtIglicber  Yoiftll  und  beweist  nichte,  als 
eben,  dass  die  Menschen  veiechiedener  Meinnag  sind.  Die  Stande  werden 
schon  10  wflrdigen  wissen.  Ob  aber  der  Widerepmch  heiTOhrt  ans.  ver^ 
eeUedenen  Gemeinden  desselben  Landes,  oder  ans  derselben  Gemeinde;  und 
in  dem  lotsten  Falle  wieder,  et»  unter  den  einiebien  Bürgern,  oder  ob 
imiaciieii  den Torstehcni  und  den  Botgem  Yerscliiedenhetl  herrsctal:  kann  in 
der  That  niebte  versohlagen,  noch  dem  Beohte,  Bittea  an  die  YcSksvertnter 
sn  richten,  irgend  etwas  an  seinem  wahren  Werth«  uelttaea. 

Von  grösserer  Bedentang  als  die  im  Toniteliena«^  \ieielllg^n  Meln- 
grttnde  erscheinen  dsgegen:  1)  die  LaagDung  den  pe^ifiounc^  in  und 
/to  sich;  ü)  die  Furcht  vor  dem  Petitionsreclite  ab  «^iviitt^^pn4 
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dilMr  gttflüirliehai  Imponderabile ;  8)  die  Hinweisoag  Mf  eine  Stönmg  i& 
orgaaiiclMr  Ordnung  der  BehOrdeo  ;  4)  die  Lehre,  dass  mir  in  der  Gemeinde, 
nicht  aiier  «Budi  in  der  Bphftre  des  Staates  der  Borger  seine  Recbte  an  die 
QaneindeTOratelier  abgetreten  babe;  endlich  6)  dieBebanptong,  dasa  die  seit 
langen  Jahren  stattfindende  Uehong  nur  eine  Thatsache,  aber  kein  Gewobn- 
lieitsfedit  sei. 

Yen  diesen  Gründen  treffen  die  beiden  ersten  nicht  blos  das  in  Frage 
gestellte  Recht  der  Gemeindebehörden,  sondern  das  Petitionsrecbt  fiberhanpl» 
somit  anch  das  der  Einielnea,  nnd  es  leuditet  ein ,  dass  diese  gani  allge» 
meinen  Sfttze  vor  Allem  geprtift  werden  müssen.  Natürlich  kann  von  einem 
Petitionsrechte  der  Gemeindebehörden  nicht  die  Bede  sein,  wenn  nidit  einmal 
den  einzelnen  Bflrgem  ein  solches  Recht  zusteht. 

Die  Belianptang  nnn ,  dass  auch  dem  Einzelnen  zum  Einreichen  von 
Petitionen  kein  förmliches  Recht  zustehe,  wurde  darauf  gestfitzt,  dass  ein 
BÖcht  nothwendig  einen  Inhalt  haben,  ihm  eine  Pflicht  entsprechen  müsse; 
sonst  sei  es  ein  Juristische^  mr\  ens.  Nun  aber  sei  von  den  Vertheidigeni 
selbst  ng^b«i|  dass  der  Gebotene  nicht  schuldig  sei,  auf  eine  Petition 
etwas  an  verfSgeu,  oder  auch  nnr  eine  Antwort  zu  geben.  Welches  Recht 
es  nnn  sei,  das  zn  nichts  flkhre,  als  dass  ein  Papier  weiter  in  den  Registratur» 
kästen  wandere?  —  Es  mag  an  sich  dahingestellt  sein,  ob  es  die  richtige 
Auffassung  grosser  staatlicher  Fragen  ist,  sie  in  die  spanischen  Stiefeln  eines 
Syllogismus  zu  pressen  und  ihre  Lösung  darch  Schaldefinitionen  zu  ver^ 
soeben.  Möglicherweise  könnte  die  richtige  Antwort  unter  keinen  Pank 
graphen  eiues  Compendiuns  passen,  nnd  sie  doch  dem  Staatsmanne  gefallen 
oder  die  Welt  bewegen.  Allein  man  brancht  aach  dieser  Art  fon  fieweia- 
fthrong  nicht  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Unumwunden  kann  man  zugeben, 
diass  einem  Rechte  eine  Pflicht  entsprechen,  dass  dasselbe  einen  Inhalt  haben 
müsse.  Man  kann  ferner  ohne  Bedenken  dabei  beharren,  dass  der  mit  einer 
Petition  Angegangene  nicht  schuldig  sei ,  sie  zu  beachten.  Und  dennoch  ist 
man  so  dem  Satae  befugt,  dass  das  Petitionsrecht  ein  Recht  im  vollsten 
Snne  des  Wortes  sei.  Offenbar  hat  sich  hier  bei  den  Gegnern  eine  Ver- 
wechslung eingeschlichen.  Kann  nämlich  auch  der  Inhalt  des  Petitionsrechtes 
und  die  ihm  entsprechende  Pflicht  nicht  sein,  dass  der  Ctebetene  dem 
Bittenden  in  seinem  Gesuche  willfahren  moas,  (Wftre  doch  sonst  die  Petition 
keine  Bitte,  keine  blosse  Mittheilung  eines  Gedno^^^i  x^^^^^"^  Befehl, 
nnd  zwar  ein  Befehl  des  nächsten  fieatan  glld  mOgficherweise  zur  Er- 
füllung der  unmöglichsten,  widersprechendsten  oHfliiu^^^"  Dinge:)  so  hat 
dasselbe  dennoch  einen  guten  Inhalt  nnd  ent  vb*  bestimmte 
Pflicht.  Es  besteht  nAmlieh  der  Inhalt  d  .  ijcb^  Rechtes  darin ,  dass 
der  Bürger  nicht  nur  nm  dieses  Oder  Jen  fH  Beliebige 
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«Ich  an  die  Stande  wendet,  von  diesen  angehört,  von  der  Regierung  aber  an 
der  VorbriuguDg  seiner  Bitte  nicht  gehindert  werden  darf,  auch  wenn  die- 
selbe noch  so  ungeme  gesehen  würde.   Gerade  in  einem  Falles  in  welchem 
dieser  Inhalt  des  Rechtes,  nach  der  Ansicht  Vieler  wenigstens,  verletzt,  die 
entsprechende  Pflicht  nicht  beachtet  worden  war,  durfte  dieser  Sachverhalt 
am  wenigsten  tlberschen  werden.   Oder  wäre  etwa  die  Freiheit,  angehindert 
zu  bitten,  nicht  Körper  genug  fQr  ein  Recht?   Dann  möge  man  erklären, 
in  wie  ferne  die  Pressfireiheit  ein  Recht  ist  und  von  Jedem  als  ein  Recht 
anerkannt  wird,  während  sie  doch  unleugbar  auch  nichts  Anderes  isti  als  die, 
Freiheit  zu  schreiben  ungehindert  von  der  Regierung. 

Ebenso  wenig  vermag  man  die  Furcht  vor  der  Obermächtigen  Bedeutung 
des  Petitionsrechtes  als  einen  Grund  gegen  dasselbe  anzuerkennen.  Vor 
Allem  kann  die  grössere  oder  kleinere  Bedeutung  eines  Rechtes  und  selbst 
eine  Gefährlichkeit  desselben  auf  die  Frage ,  ob  es  Überhaupt  verfassungs- 
gcmfiss  bestehe,  von  keinerlei  Eintluss  sein;  sondern  es  ist  diese  Bedeutung 
nur  ein  Moment  in  der  politischen  Beurtheilung.    Somit  ist  es  eigentlich 
bei  Cntersucliung  der  Rechtsfrage  zwecklos,  darüber  zu  streiten,  ob  das 
Petitioniren  nur  ein  an  sich  unmfichtiger  Versuch  sei,  Gewünschtes  zu  er- 
langen, oder  aber  ein  mächtiges  Mittel  der  Einwirkung  auf  die  öffentliche 
Meinung,  durch  diese  dann  aber  auf  die  Stände  und  auf  die  Fepiernng, 
Auch  wenn  ihm  diese  letztere  Bedeutung  zukommt,  es  aber  ciiiiillI  /u  Recht 
besteht,  muss  sich  der  constitutionelle  Staatsmann  mit  ihm  abhiiden:  sei 
es  nun,  dass  er  demselben,  da  wo  öffentliches  Wohl  und  Gesetz  diess  er- 
fordern, mit  beherrschender  Kraft  und  überzeugender  Intflligf^nz  entgegen- 
tritt; sei  es,  dass  er  es  ebenfalls  zur  Unterstützung  seiner  Plane  zu  Iw^nützen 
weiss;  sei  es  endlich,  dass  er  durch  ein  die  allgemeine  Stimme  gt  wuinendes 
Regierungssystem  den  Bemühungen  seiner  Gegner  zum  Voraus  den  Nerv 
abschneidet.    In  einem  freien  Staate  sind  noch  gar  mnneho  Bestandtheile 
des  öffentlichen  Lebens,  weiche  nicht  eh^n  })equem  zu  handhiiln  n  >i]id,  und 
von  schwachen,  unthätigen,  ihrer  Stellung  nn  lit  gewachsenen  IJ«  ainti  n  viel- 
leicht gar  nicht  gewältigt  werden  können:  allein  desshalb  ^iud  sie  uoch 
nicht  unrecht,  sondern  es  folgt  aus  ihnen  nur,  das'^  die  Regierung  hoch 
genug  stehen  muss  für  einen  solchen  staatlichen    und  f^esellschaftUchen 
Zustand.    Die  Pressfreiheit  ist  wahrlich  noch  ein  ganz  anderes  mächtiges 
Element,  als  das  Recht,  Bitten  bei  der  Ständcversammlung  einzugeben ; 
und  doch  mttss  und  kann  man  mit  ihr  regieren.    Ja  die  StRnde  selbst.  Ist 
ihr  Einfluss  etwa  gfuau  abzuwägen,  ihre  Gewalt  iiiimev  den  Slaalsknkcru 
angenehm  V    Dennoch  kann  und  muss  im  Einklänge  wvl  \\inei-v  oder,  ''»o  ftie 
im  Unrechte  und  uustaatsmannisch  sind  ,  in  übcrkg^^tii^  Kampie  gegen  «iB 
das  Staatsruder  geführt  werden.    Das  ist  ja   ara  J:ixA^  der  Uanptrorthatt 
von  allen  dieben  üinrichtuüÄcn,  welche  auch  dem  ^^^^^       ^  EtoÄoii^ 
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der  Bürger  einen  Spielraum  geben,  dass  sie,  auf  die  Dauer  wenigstens, 
nöthigen,  die  Verwaltung  nur  in  solche  Hände  zu  legen,  welche  der  Aufgabe 
gewachsen  sind.  —  Dennoch  soll  die  Erörterung,  welche  politische  Be- 
deutung dem  Petitionsrechte  im  constitutionellen  Staate  zukomme,  keines- 
wegs bei  Seite  geschoben  werden.  Das  Petitionsrecht  ist  das  Rocht  der 
Bitte,  und  nur  eine  Bitte  ist  und  bleibt  eine  Petition.  An  und  für  sich 
wohnt  ihr  kein  Zwangsrecht  bei;  und  auch  der  Umstand  kann  nicht  be- 
sonders in  Betracht  kommen ,  dass  durch  eine  Petition  ein  Gedanke  in  die 
Ständeversammlung  geworfen  werden  mag.  Wenn  derselbe  grossen  Anklang 
daselbst  findet,  so  wäre  er  wohl  auch  durch  Anträge  von  Mitglieder?  ein- 
zubringen gewesen;  würde  dicss  aber  keiner  derselben  wagen,  so  wird  eine 
Petition  noch  weniger  Unterstützung  finden.  Es  kommt  also  ganz  auf  die 
Zahl  der  Petitiouftre,  auf  den  Inhalt  der  Bitte  und  auf  die  Verhältnisse  an, 
ob  eine  Petition  von  staatlicher  Wichtigkeit  ist,  oder  nicht.  So  lange  eine 
Petition  nur  der  Ausdruck  des  Wunsches  eines  Einzelnen  oder  Weniger 
ist,  so  lange  ist  sie  für  die  StAndeversammlung  ein  gewöhnlicher  Geschäfts- 
gegenstand, der  nur  ganz  zufällig,  etwa  weil  er  einen  grpssen  Missstand 
zur  Kenntniss  der  Versammlung  bringt,  von  weitläufigen  Folgen  sein  kann. 
Da  nun  aber  in  der  unendlichen  Mehrzahl  der  Fälle  die  eingereichten 
Petitionen  wirklich  nur  solche  Bitten  Einzelner  sind,  so  kann  auch  mit 
aller  Sicherheit  der  Satz  aufgestellt  werden,  dass  im  Allgemeinen  das 
Petitionsrecht  politisch  ganz  gleichgültig  ist.  Anders  dagegen  allerdings, 
wenn  die  Bürger  in  Masse  Petitionen  eingeben.  Wird  auch  durch  diesen 
Beweis  allgemeiner  Theilnahme  der  Gegenstand  der  Bitte  an  sich  nach 
Werth  und  Thunlichkeit  nicht  verändert,  so  ist  es  doch  für  die  Stände  und 
für  die  Regierung  eine  bedeutende  Aufforderung  zu  besonderer  Aufmerk- 
samkeit. Theils  verdient  ein  Wunsch,  den  ein  bedeutender  Theil  des  Volkes 
zu  gleicher  Zeit  ausspricht,  schon  an  sich  grosse  Beachtung;  denn  es  ist 
kaum  anders  möglich,  als  dass  demselben  wenigstens  theilweise  eine  Wahr- 
heit zu  Grunde  liegt,  welcher  Rechnung  zu  tragen  ist.  Theils  aber  ist  es 
eine  Forderung  der  Klugheit ,  ein  so  allgemein  vorhandenes  Verlangen  wo 
möglich  zu  befriedigen ,  in  jedem  Falle  dasselbe  nicht  leichtsinnig  und  hoch- 
uiüthig  bei  Seite  zu  werfen.  Der  Unwille  über  eine  solche  Behandlung 
würde,  wenn  auch  nicht  sogleich,  und  vielleicht  nicht  in  der  jetzt  gerade 
zur  Sprache  gebrachten  Richtung,  der  Versammlung  bittere  Früchte  tragen. 
Natürlich  sollen  und  werden  ehrenhafte  und  staatsmännisch  handelnde  Stünde 
sieh  bei  ungerechten  oder  genieinschädlichen  Bitten  weder  durch  Einschüch- 
terung, noch  in  feiger  Sucht  nach  Volksgunst  zu  einer  Nachgiebigkeit  gegen 
bessere  Ueberzeugung  bringen  lassen :  allein  triftige  Gründe  müssen  vor- 
handen sein,  wenn  abschlägig  beschieden  werden  soll.  Auch  ist  es  fast  über- 
titisbig  zu  bemerken,  dass  die  Stünde  bei  den  auf  solche  massenhafte  Petitionen 
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m  fassenden  Beschlüssen  berechtigt  nnd  verpflichtet  sind,  die  sonstigen  Vtr- 
hMlnisse  in's  Auge  zu  fassen.  Darf  auch  keine  Khighcitsrücksicht  je  bis  zur 
IsacYvgiebigkeit  gegen  ein  ungerechtes  Verlangen  treiben:  so  ist  es  dagegen 
Sacbe  der  Staatsweisheit,  zu  überlegen,  auf  welche  Seite  bei  blossen  Vor- 
Ibeilserwagungon  die  Schaale  sinkt.  Es  kann  sich  also  gar  wohl  begeben, 
dass  wenn  nach  der  ganzen  Lage  der  Verhältnisse  ein  Nichteingehen  auf 
eine  an  sich  nicht  unschädliche  Bitte  noch  grössere  Nachtheile  zur  Folge 
hätte,  man  mit  vollem  Bewusstsein  der  Nachtheile  der  Petition  doch  das 
kleinere  Uebel  zu  wählen  hat.  In  so  ferne  kann  dann  allerdings  eine  Petition 
von  grosser  politischer  Bedeutung  sein.  Allein-  nichts  wäre  falscher,  als 
daraus  zu  schliessen,  dass  also  das  ganze  Pttitionsrecht  nachtheilig  wirke. 
Vor  Allem  kann  eine  solche  stärkere  Nöthigung,  Wünsche  und  Klagen  zu 
beachten,  sehr  wohlthätig  und  nöthig  sein.  Es  gibt  auch  schläfrige  Regie- 
rungen; solche,  welche  um  das  geistige  oder  sachliche  Wohl  der  Bürger 
wenig  bekümmert  sind,  sei  es  in  eitler  Selbstzufriedenheit  sei  es  aus  Selbst- 
sucht. Man  hat  nicht  selten  schon  Ständcversammlungen  gesehen,  welche 
andere  Zwecke  verfolgten,  als  die  Vertretung  der  Rechte  und  der  Interessen 
des  Volkes,  oder  welche  aus  Feigheit  gegen  die  Gewalthaber  nicht  aufzutreten 
wagten.  In  solchen  Fällen  kann  ein  kräftiger  Anstoss  sehr  an  der  Stelle 
sein.  Allein  selbst  wenn  das  massenhafte  Petitioniren  in  einem  bestimmten 
Vorkommen  materiell  nicht  gut  wirkt,  so  ist  es  eine  sehr  oberflächliche  Auf- 
fassung, sich  nur  an  das  Mittel  anstatt  an  die  Ursache  zu  halten.  Bei  Vor- 
fällen dieser  Art  werden  in  der  Regel  die  sonstigen  Umstände  die  Schuld 
tragen,  die  durch  die  Petition  hervorgerufene  Verlegenheit  aber  nur  die  Form 
sein,  in  welcher  sich  das  Missvergnügen  oder  ein  noch  tieferes  Uebel  in  dem 
staatlichen  Leben  äussert.  Vielleicht  ist  es  sogar  wünschenswerth ,  dass 
gerade  auf  diese  Weise  der  schlimme  Geist  zur  Erscheinung  kommt,  indem 
hier  eine  regelmässige  Fommlirung  der  Gegensätze,  eine  umsichtige  Be- 
sprechung und  eine  Beruhigung  durch  Handlungen  oder  Gründe  am  leichtesten 
möglich  ist.  —  Aber,  fragt  man  vielleicht,  will  denn  etwa  geläugnet  werden, 
dass  das  Entwerfen  von  Petitionen ,  das  Erbitten  von  Unterschriften ,  die 
Versammlungen  zum  Behufe  der  Einladung  zum  Beitritte,  vielleicht  sogar  die 
öffentlichen  Aufzüge  und  Schaustellungen  bei  Ueberbringung  der  ricsen- 
mässigen  Ballen  von  Namen  zu  den  sträflichsten  Partheizwecken  missbraucht 
werden  können,  schon  oft  missbraucht  worden  sind  ?  Will  in  Abrede  gezogen 
werden,  dass  durch  immer  wiederholtes  Petitioniren  die  öffentliche  Meinung 
allmählig  für  nichtige  und  schädliche  Verlangen  gewonnen,  durchein  vergiftet  - 
werden  kann?  Ist  so  etwas  nicht  verbrecherisch,  sonn^^  Aas  Petiüowarechl 
höchst  gefähriich  ?  Die  Möglichkeil  und  die  Geschichte  «o^^^^^^  Misshtauche 
soll  nicht  in  Abrede  gezogen  werden.  Es  ist  zuzugebea  ->  ^^^^  ^ntcr  sokheu 
Umständen  das  Petitionsrecht  vuu  grossem   Nachtheile     *^  Vu«an.  AutU 
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kam  es  die  Heümng  keines  Verständigen  sein,  dass  wirkUcb  leebUwidrlgo 
Umtriebe  ungestraft  bleiben,  geflUirlidie  Unternebmnngen  ruhig  gednldeC 
werden  sollen.  Allein  es  ist  auch  hier  zn  wiederholen,  dass  diese  Dinge  nur 
Zeichen,  tieferer  üebel  sind,  nicht  die  Folgen  des  Petitionsreehtes  an  sieh. 
Es  nmss  also  verlangt  werden,  dass  selbst  in  den  Fftllen  des  offenbarsten 
and  strafbarsten  Missbrauches  nicht  in  der  Weise  geistloser  Pfoseher  Uos 
an  den  Symptomen  earirt,  sondern  die  Krankheit  in  ihren  Ursachen  erfissst 
werde.  Dasn  wird  auch  die  Geflhrlichkeit  des  PeUtionirens  sich  angen> 
bliddich  verlieren.  Und  jedeoialb  wftre  es  verkehrt,  wegen  zwar  möglicher, 
allein  sehr  seltener,  oft  in  einem  Jahrhnnderte  nicht  vorkommender  ICss- 
brflnche  dn  in  der  Bogel  nnschnldiges,  ja  höchst  nfltsliches,  jeden  Falles 
erträgliches  Becht  m  Ungnen  nnd  zu  verkümmern.  Man  lasse  das  Recht 
bestehen;  dem  offenbaren  Unrechte  aber  trete  maa^nüt  Math  und  Verstand 
entgegen.  Hier  kann  England  znm' Master  dienen;  fireiltefa  bedarf  es  auch 
englischer  Staatsmanner.  —  Kaum  der  Erwahnang  werlii  ist  es  nbtigeas 
hierbei,  dass  die  Frage  ttber  das  Bittrecht  der  Gemeindebehörden  bei  dieser 
politischen  WOrdlgang  gar  -nicht  zor  Sprache  kommt.  Es  wird  doch  in  der 
.  That  Niemand  behaupten  wollen,  däss  in  dieser  Art  von  Petitionen  die 
MOgUchkeft  der  Ge&hren  and  Missbrftache  beruhe!  Im  Gegentheüe  mochte 
eher  zn  behaupten  sein,  dass  dieselben  ein  fiindeiniss  fOr  ongesetaliche 
Umtriebe  und  fiietiOse  Aufhetsnngen  der  Menge  seien. 

Wir  gehen  nun  Ober  zu  desjenigen  Einwendungen ,  welche  gegen  das 
PeÜtionsreeht  der  Gemeindebehörden  insbesondere  vorgebradit  worden 
Skid,  und  deren  vollstAndigste  Richtigkeit  also  das  Recht  der  einzelnen 
Borger  vnberflhrt  lassen  wQrde. 

Der  erste  dieser  besonderen  GrOnde  .ist  die  angebliche  BeeintrSchtigung 
des  Organismus  der  Verwaltungsbehörden.  Sicherlich  ist  es  kein  geringer 
Vorwarf  gegen  irgend  eine  Forderung,  wenn  ihre  Gewfthrung  das  richtige 
VerhUtnisB  der  Begierongsbehörden  unter  sich  stören  wQrde.  Auch  wenn 
eine  solche  Forderang  der  Freiheit  der  Borger  förderlich  wflre,  wire  sie  zu 
verwerüBn;  denn  nur  in  Ordnung  neben  der  Freiheit  besteht  das  wOnscheas^ 
werthe  staatliche  Leben.  Wenn  also  bewiesen  werden  könnte,  dass  ein  den 
Gemeindebehörden  eingerftumtes  Petitionsrecfat  die  nothweadige  dienstlkhe 
Unterordnung  derselben  unter  die  Vorgesetzten  störe,  so  mOsste  aof  ein 
solches  Recht  versiebtet  werden.  Allein  nichts  ist  onbegrOndeter,  als  diese 
Behauptung.  —  Vor  Allem  sei  die  Erfahrung  befragt  Seit  mehr  als  einem 
Menschenalter  haben  in  vielen  deutschen  Staaten,  anderwärts  noch  weit 
Uoger,  die  Gemeindebehörden  das  Petitionsrecfat  ausgeöbt  Dass  aber  da- 
durch irgendwo  und  irgendwann  efaie  Störung  im  Verwaltungsorganismus 
entstanden  wftre,  ist  nidit  bekannt  geworden.  Die,  allerdings  grftulicben, 
j^sbrftufilie,  welche  mit  dem  Petitionsrechte  in  Enghind  unter  den  Stuarts, 
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im  As&nge  der  franxösiflclieD  UmwAlamg,  im  Königreiche  der  Niederlande 
YW  1880,  im  Jahre  1648  in  vielen  grossen  und  kleinen  Staaten  getrieben 
worden,  waren  ganx  anderer       —  Dann  aber  Iftsst  sich  ancb  leicht  sei- 
gen,  dass  bei  einer  ihrer  Beehte  sich  irgend  bewnssten  Regierung  in  der 
Thal  ans  dem  Pelitionsredite  der  Gemeindebehörden  gar  keine  StOrong  der 
Verwaltung  entstehen  kann.  Ein  Unfug ,  eine  Störung  in  der  eben  bezeich- 
Beten  Bichtimg  ist  offenbar  nur  dann  möglich,  wenn  eine  untergeordnete 
Behörde,  in  unserem  Falle  also  eine  Gemeindebehörde,  einem  gesetzlichen 
Befehle  nicht  gehorcht,  oder  wenn  sie  gegen  einen  solchen  Bi^fehl  einen 
fidschen  Weg  der  Berufung  einschlügt  Nun  aber  hat  das  Petitionsreeht  mit 
diesen  Fehltritten  gar  lAchts  gemein.  Dass  Derjenige ,  welcher  den  Standen 
eine  Bitte  vorlegt,  seinen  gewöhnlichen  btirgerlichen  oder  Dienstpflichten 
gehorchen  muss,  versteht  sieh  doch  in  der  Thai  von  selbst.   Und  selbst, 
wenn  die  Bitte  auf  die  Aenderung  einer  solchen  Pflicht  gerichtet  wAre,  mtlssto 
Sic  erfitUt  werden,  bis  die  gesetzgebenden  Factoren  etwas  Anderes  beschlos- 
sen hatten.  Widerspänstige  wären  einfach  durch  Strafe  oder  andere  Gewalt- 
mittol  an/uhalten.  Mit  [«  titionirenden  Gemeindebehörden  wOrde  es  nattfirlich 
in  allen  diesen  Stücken  eben  so  gehalten.  Aber  vielleicht  ist  SChon  die  Aeos- 
scrung  einer  von  tler  amtlichen  Ansicht  verschiedenen  Meinung  ane  nicht  su 
duldende  Stüinng  V  Ei  giebt  freilich  Menschen,  welche  den  Sinn  des  constl' 
tutionelkn  Staatslebens  so  wenig  aufgefasst  haben,  dass  sie  jede  Abweichung 
von  der  Meinung  der  Befehlenden  für  ein  Verbrechen,  jeden,  auch  noch  SO 
begrtLadeteu  und  turnu  11  unstiafiiar  ausgesprochenen,  Tadel  fllr  eine  Empö- 
rung erachten ;  welche  nur  in  dumpfem  Schweigen  Ordnung  und  Gesetzlich* 
keit  sehen ,  jede  Regung  von  eigenem  Urtheile  brutal  niederschlagen  möchten. 
Mit  Solchen  ist  nicht  zu  argumentiren.    Wc^  aber  irgend  den  Begriff  des 
freicu  Staatsbürgers,  dei'  auf  Gesetz  und  auf  die  aufgeUflrte  Offentliehe  Mei- 
nung gesttltzten  Staatsgewalt  gewonnen  hat ,  der  kann  unmöglich  in  d«r  Bitte 
einer  Gemeindebehörde  um  irgend  einen  Gegenstand  des  Offcntlidien  Ziehens 
eine  Urawiilzung  sehen.  So  lange  dieser  Gemeinderath,  soweit  er  Staatsstelle 
ist,  dem  Gesetze  und  den  gesetzhcheu  Befehlen  seiner  Vorgesetzten  gehorcht, 
so  lange  ist  keine  Spur  von  Störung;  dieser  pünktüchste  Gehorsam  ist  aber 
mit  jener  Petition  gar  wulii  vereinbar.    Und  dann  sei  man  doch  wenigstens 
folgerichtig.    Auch  der  einzelne  Untertlian  muss  gehorchen;  desshalb  kann 
er  doch  nach  der  Ansicht  der  unendlichen  Mehrzahl  (auch  Solcher,  welche 
gegen  das  Petitionsrecht  der  Gemeindebehörden  sind)  ein  Petitionsrecht  austtben. 
Woher  denn  also  die  grosse  Gefahr,  das  i:ih:Liuhümliche  bei  den  Petitionen 
der  Gemeinde  bt  hur  den?  Wahrlich  nuln       ihrer  grossen  Auctoritftt  So- 
dann ist  so  J'iemlich  von  allen  Seiten  zugegeben,  daSS  Gemetnderätho  in 
örtlichen  Angelegenheiten  ohne  Weiteres  Petitionen  einreichen  konnten,  nur 
allgemeine  Staatssachen  sollen  ausgenommen  sein.   Wie  nun  aber,  wenn  in 
T.  Mohl,  StiuiUrecbt.  B4. 1.  19 
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solchen  örtlichen  Dingen  die  amtliche  Ansicht  eine  andere  ist?  Entstünde 
hier  nicht  offenbar  auch  innerer  Z^vif  =^palt,  Gefährdung  des  Ansehens  der 
Begierongf  Desorganisation,  vnd  wie  die  gelfthrlichen  Folgen  alle  heissen 
mOgen?  Also  entscheide  man  sich;  entweder,  oder.  —  WoUle  man  aber 
das  Vorstehende  dadurch  xa  widerlegen  suchen,  dass  man  entgegenhielte, 
mit  denselben  GrOnden  könnte  fiUr  jede  Behörde  im  ganzen  Staate  das 
Petitionsrecht  erwiesen  werden:  so  kann  man  sich  im  Nothfalle  zii  dieser 
äussersten  Meinang  bekennen.  Es  wäre  Nvohl  schliesslich  nicht  der  Wclt- 
nntergang,  wenn  es  sich  begäbe,  da^s  lin  Gerichtshof  bei  den  Stftndea 
eine  Petition  nm  Oeifentlichkeit  und  MQndlichkeit  eing&be;  oder  wenn  der 
Senat  einer  Hoehschnle  am  Pressfreiheit  bäte ;  oder  wenn  ein  Amtmann  ans 
seiner  Erfiüming  Beispiele  mittheiUe,  dass  die  verordnungsmassige  Bildong 
der  YerwaltOBgtbeamften  nichts  tauge.  Alle  diese  PetiUooäre  mfHsten  Tor 
der  Hand  nattlrliöh  die  bestehenden  Eiarichtongea  achten;  der  betreffende 
Minister  könnte  ilmen,  wenn  er  kleinlich  genug  wäre,  zümon:  allein  damit 
hätte  das  ganae  Unglück  ein  Ende.  Und  die  einfachste  Menschen-  und 
Weltkenntniss  wird  llberdiess  die  Besorgniss,  dass  dergleichen  miastiebige 
Bitten  gar  häufig  vorkommen  könnten,  sehr  mttssig  finden. 

Der  Oedanke,  dass  der  Bürger  in  den  verschiedenen  Bechtssphären,  in 
welchen  er  lebe,  sich  verschieden  zu  seinem  Rechte  verhalte,  and  dass  er 
namentlich  in  der  Rechtssphare  der  Gemeinde  seine  Rechte  an  seine  Yor^ 
Steher  abtrete,  in  der  des  Staates  aber  sie  m  eigener  AasObnng  behalte, 
so  namentlich  das  Petitionsrecht;  dass  somit  Gemeinderorstdier,  welche  in 
allgemein  staatsbflrg^lichea  Fragen  als  Vertreter  der  Gemehide  petatknnrai, 
einen  EingriiF  in  die  Rechte  der  Einzelnen  sich  erlaoben,  von  welchem  sie 
abzohalten  Pflicht  nnd  Recht  der  Regierung  sei:  dieser  Gedanke  ist  sfli^* 
sinnig,  aber  er  ist  nicht  richtig.  —  Es  könnte  von  vorne  herein  behanptet 
werden,  der  Sats:  der  Gemeindebflrger  trete  sehie  BefhgnisB  als  solcher  an 
die  Ortsvorsteher  ab,  sei  keineswegs,  anch  nur  als  Regel,  wahr.  Es  kommt 
hieraof  jedoch  nicht  an.  Die  Frage  ist  allein  die,  ob  derBärger  seine  Staate- 
hflrgerlichen  Rechte  verliert,  wenn  anch  die  Gemeindevorsteher  Petitionen 
in  Beaehnng  anf  dieselben  an  die  Stände  richten?  Wie  diese  Frage  m 
'  bc^hen  sein  soll,  ist  mm  aber  in  der  That  nicht  dnznsehen.  Davon  iet 
Ja  nirgends  die  Bede,  dass  die  Einzelnen,  wenn  die  Vorsteher  ihrer  Ge- 
meinde ftr  gut  gefimden  haben,  eine  Petition  an  die  Stände  einzureichen, 
nnn  von  der  Ansttbnng  ihres  eigenen  Petitionsrechtes  ansgeschlossen  wären. 
Viehnehr  mögen  sie,  ganz  wie  es  ihre  Ansicht  ist,  eich' jenen  in  einer 
eigenen  Angabe  anschliessen;  oder  eine  in  entgegengesetztem  Sinne  machen; 
oder  jede. beliebige  Hodificationen  beschliessen  und  flberrelchen.  Hier  ist 
von  einer  Vorwegnahme  eines  Redites  keine  Rede.  Die  GenieindeTorsteher 
nehmen  ihren  Bürgern  durch  eine  eigene  Petition  eben  so  wenig  ihr  gleiches 
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Hecht,  als  dicss  die  Eiiiwolmcr  der  nächsten  Gemeinde  thun,  wenn  sie  zuerst 
petilionirt  haben.    De  r  Weg  ist  für  Alle  frei.   Schon  oben  ist  die  völlige 
Gründlosigkcit  der  Furcht ,  als  ob  die  Bürger  nicht  in  einem  der  Eingabe 
der  Gemeindevorsteher  entgegengesetzten  Sinne  zu  bitten  wagen  werden, 
sowie  die  Unbegreitiichkeit  der  Ansicht,  dass  das  Petitionsrecht  bei  mate- 
rieU  verschiedenen  Ansichten  der  Einwohner  desselben  Ortes  über  eine  ge- 
wisse Frage  in  Missachtung  komme,  nachgewiesen  worden.   Auch  hierin 
also  kann  eine  Beschränkung  oder  sonstige  Beeinträchtigung  des  Petitions- 
rechtes der  Kiniselnen  nicht  liegen.   Entweder  bat  die  Bürgerschaft  eines 
Ortes  einen  lebendigen  Sinn  für  öffentliches  Leben,  oder  aber  sie  hat  ihn 
nicht.    Im  ersten  Falle  werden  vor  Allem  die  Vorsteher  kaum  in  anderem 
Sinne  i)etitioniren,  als  die  Gemeinde  es  gerne  sieht;  unter  allen  Umstanden 
aber  wird  sich  die  Bürgerschaft  nicht  abhalten  lassen,  sondern  im  Gegen- 
tbeilc  um  so  mehr  sicli  aufgefordert  linden,  ihrer  Meinung  ebenfalls  Geltung 
zu  verschaflen.    Im  andern  Falle  haben  nicht  nur  die  Gleichgültigen  und 
Langsamen  es  nur  sich  selbst  zuzuschreiben,  wenn  ihre  Meinung  falsch 
aufgefasst  werden  sollte,  stand  doch  die  Richtigstelluug  iu  ihrer  Hand; 
sondern  es  ist  sogar  ganz  gut,  dass  wenigstens  Diejenigen,  welche  eine 
lebendige  Thcilnahme  haben,  iu  diesem  Falle  also  die  Vorsteher,  dieselbe 
bethatigen.    Ein  staatlich  bereits  entwickeltes  Volk,  das  an  seinen  Ange- 
legenheiten lebendigen  Antheil  nimmt  und  seine  Rechte  frisch  zu  gebrauchen 
weiss,  wird  in  der  That  solche  Zweifel  und  Beweisführungen  gar  nicht  be- 
greifen.   Und  auch  wir  Deutsche  selbst  hoffentlich  niclit  mehr  iu  einigen 
Jahnschnten.  —  Nicht  eret  der  Bemerkung  bedarf  es  freilich,  dass  Gemeinde- 
vorsteher nicht  berechtigt  sind,  ihre  individuelle  Meinmig  als  die  der  ganzen 
Bürgersthaft  darzustellen;  sie  dürfen  nicht  einen  Auftrag  von  ihren  Mit- 
bürgern vorspiegein ,  wenn  sie  einen  solchen  nicht  haben:  allein  im  Uebrigeu 
mögen  sie  ihre  Ansicht  den  Ständen  immerhin  vorlegen.    Wenn  ai)er  wohl 
ein  bedeutender  Theil  der  auf  das  Petitionsrecht  der  Gemeindevorsteher  jetzt 
noch  fallenden  Missgunst  daher  rtüirt,  dass  fälschlich  angenonmien  wird, 
es  werden  die  Stände  solche  Petitionen  immer  als  den  Ausdruck  der  Gesin- 
nungen der  ganzen  Bürgerschaft  ansehen,  während  sie  dieses  doch  hautig 
nicht  seien:  so  darf  man  sich  hierüber  beruhigen.  Die  Stände  werden  wohl 
zu  unterscheiden  wissen;  und  in  wichtigeren  Fällen  wird  es  ihnen  auch  ge- 
fflM  an  Aufklärung  über  den  Tliatbestaud  nicht  fehlen 

Zum  Schlüsse  noch  ein  Wort  über  die  rechtliche  \Vardi|iun^  eiuer  län- 
geren thatsäclüicLcu  Uebung  des  Pctitionsrcclites  von  Gcmeiudcbehörden, 
wenn  eine  solche  bestand ,  ehe  die  üefugniss  iu  Zweifc\  ßvvLugv  u  w^vdea  wvU. 
—  Es  ist  selir  begreithcli,  dass  in  einem  solch imi  Ya'i^'-      Uegwcv  ^id\  be- 
mahen,  das  Bestehen  eines  fönuUdien  GewoUulim&ru*^^^^     iau^^utu,  weil 
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ja  alle  ihre  sonstigen  Gründt.  hieran  allein  zerschellen  würden.  Allein  die 
Unrichtigki'it  der  Behauptung  ist  loicht  nachzuweisen. 

Stellt  man  niimlieh  den  Begriff  des  (Tewohnhcitsrechtcs  dahin  fest,  dass 
es  dasjenige  Recht  sei ,  \v<'k^hes;  dnrrh  ein*'  in  hinger  Befolgung  und  An- 
wendung ausgo.sjirochene  recliilu  he  Ueherzeugung  im  ganzen  Volke  sich  ge- 
bildet habe:  bestinmit  man  die  Erfordernisse  eines  gültigen  Gewohnheits- 
rechtes dahin,  dass  die  Handelnden  die  Ueherzeugung  Ton  der  rechtlichen 
Nothwendigkeit  gehabt  haben :  dass  sich  diese  Ueherzeugung  aus  viel&chen, 
unzweideutigen  and  lange  fortgesetzten  Handlungen  erkennen  lasse;  dass  die 
Gewühidx  it  nn  sich  nicht  gegen  gute  Sitten ,  Religion  und  Vernunft  gehe  *) : 
so  ist  man  sicher  zu  der  Frage  de«;  Erstaunens  berechtigt,  wie  bei  dem 
unläugharen  Vorhandensein  aller  dieser  Merkmale  des  Begriffes  und  aller 
inneren  Erfordernisse  hier  das  Bestehen  eines  Gewohnheitsrechtes  in  Abrede 
gezogen  wenl  n  könne  V  Die  Tliatsache  der  Hebung  steht,  aogenommener- 
maassen,  fest.  \'oa  einem  S\ iderstr(>ite  gegen  Sitten,  Religion  und  Vernunft 
ist  gar  keine  Rede;  nicht  einmal  von  einer  Nichtttbereinstimmung  mit  einem 
pübitiveu  Gesetze :  denn  es  besteht  ja  gar  keines  über  den  GegeiisLand. 
Dass  bei  den  Bt  tiit-iligten  die  üeberzeugrmg  von  der  Rechtmässigkeit  ihrer 
Schritte  herrichte,  ergiebt  sich  aus  der  offenen  Vuiiiahme  derselben.  Es 
Itönute  al»ü  lediglich  an  der  Ueherzeugung  von  der  rechtlichen  Nothwendig- 
keit, die  Petition  anzunehmen,  bei  den  Ständen  und,  in  sofern  dieselbe  bei 
der  Aufrechterlialtung  der  Verfassung  ebenfalls  haui)t sächlich  betheiligt  ist, 
bei  der  Rt gierung  fehlen.  Und  in  der  That  ist  diess  auch  der  Boden,  auf 
welchen  die  Gegner  sich  stellen.  Es  sei  die  Uebung,  behaupten  sie,  nur 
eine  Thatsache,  eine  freiwillige  Einräumung  aus  Billigkeit  und  Klugheit; 
aber  nirgends  werde  ein  Recht  und  eine  entsprechende  Pflicht  anerkannt. 
Die  Unrichtigkeit  di<'ser  Behauptung  nachzuweisen,  liegt  nun  aber  gar  sehr 
in  dem  eigenen  Interesse  der  Freunde  von  Regiermig  und  Ständen  und  in 
dem  ihrer  MitgUeder.  Es  ist  uiindicli  unbedingt  unmöglich,  dass  die  sömmt- 
Üchen  ttblen  Eigenschaften,  welche  dem  Petitionsrechtc  und  namentlich  dem 
Petitionsrechlo  der  Gemeinden  zugemessen  werden,  ri-t  nach  Jahren  ent- 
deckt werden,  wenn  sie  wirklich  bestehen.  Ein  grosseres  Armuthszeugniss 
Hesse  sich  gar  nicht  ausstellen.  Nur  einer  gross.u  iigen  Pflichtversäunmiss  könnte 
es  demnach  ziigeschriebeu  werden ,  wenn  dennoch  Jahi*e  laug  Petitionen  nicht 
nur  ohne  irgend  eines  Menschen  Widerspruch ,  sondern  selbst  unter  eifirig- 
ster  Theilnahine  von  Ministern  und  Ständemitgliedern  aiigcnommeu  und  be- 
handelt wurden.  Eine  so  in's  Ungemessene  gehende  Pflichtversäunmiss  an- 
zunehmen, ist  nun  aber  ebenfalls  unmöglich:  und  es  bleibt  also  nichts  übrig, 
als  voi cluszusetzen,  dass  alle  Betheiligten  von  der  Ueherzeugung  der  recht- 
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liehen  Nothwendi^eit  der  Annahme  von  Petitionot  darchdroogen  waren. 
Damit  aber  ist  das  Gevobnbeitarecbt  yoUsUadig  hergesUUt;  tmd  dass  ein« 

n  Bpik«  TAngnnng  Ton  Einer  Seite  es  nicbt  wieder  zerstört,  bedarf 

kelDM  Beweisea. 

80  iveit  die  Widerlegong  der  Gegner  des  Petitionarecbtea  der  Gemeiiiden 
«nd  Oorpmtionen.  —  Nicbt  aber  bloe  znr  formelleit  Abrnndang  der  gegen- 
tilitig^  Bemerkungen,  sondern  weil  mit  Fug  von  Dem,  welcher  gegen  die 
ABBiefateD  Anderer  polemisch  anfgetreten  ist,  verlangen  wird,  dass  er  nun 
aocb  seine  tigene  Theorie  Uar  nnd  nnnmwnnden  hinstelle,  damit  ancb  sie 
anf  dar  Prttfitdn  gebraeht  werden  kOnne,  soll  itzt  nodi  untemommen 
werden,  das  ftnnlidie  Recht  der  einzelnen  Borger  sowie  der  Gemeinde- 
bebörden  rar  Einreicbnng  von  Petitionen  an  die  StSnde  in  harzen  Sfttzen 
n  preisen.  Dnd  zwar.  soO  der  beweis  lediglich  ans  der  Natnr  des  repri^ 
sentativen  Staates,  ohne  alle  ZnhQlfeziehnng  positiver  Bestimmungen  einzebier 
Jigader,  gelbbrt  werden.  Anf  diese  Weifte  louin  die  ficblnssfolgerang  ia 
allea  Jenen  Staaten  Anweodong  finden,  welche  keine  positiven  Bestimmungen 
haben;  in  den  mit  tbeilweisen  Gesetzen  versebenen  mag  sie  gehörigen  Ortes 
eiagesdialtet  werden.  —  Die  Lebre  ist  non  aber  ÜDlgende: 

Das  Petitioasrecht  ist  keineswegs  nur  als  eine  zofUlige  nnd  bloe  nater 
Voranssetzang  von  positiven  Satzangen  oder  von  Gewohnheitsrecht  geltende 
BeAigniSB  sn  betrachten;  sondern  vielmehr  ist  dasselbe  ein  nnmittelbarer 
and  Bothwoidiier  Anaflass  des  Begriffes  der  Voiksvertretong,  und  zwar  in^ 
doppelter  Folgenmg. 

Einmal  nibnUeb  mnss  der  Bürger  das  Recht  baben,  seine  Vertreter 
anf  aUe  diejenigen  GegenstJbide  anfinerksam  za  madien,  von  denen  er  ür* 
lacbe  hat  n  giaaben,  dass  er  genaner  mit  denselben  bekannt  ist,  als  sie, 
oad  bei  welcben  er  doch  deren  HQlfe  bedarf.  Es  sind  jedem  Borger  dnrch 
die  Chvndgesetse  eines  oonstitutionellen  Staates  (seien  diese  non  in  Einer 
üifcnde  gesanunelt  oder  in  mehrere  Satzungen  zerstreat)  gewisse  Rechte 
gigenttber  vom  Staate  eingerftamt,  nnd  oberdiess  hat  die  Stindeversamm- 
haig  die  Anfisabe,  cach  seiae  sonstigen  Interessen  im  Staate,  wenigstens 
ianerbalb  gewisaer  Grensea,  an  wahren  and  zn  ibrdem.  Da  nun  selbst  bei 
der  zweckmissigsten  YertbeUnng  der  Tolksvertreter  ttber  das  Staatsgebiet 
and  bei  der  eifrigsten  PflicbterfttUong  von  Seiten  dersolbcn  nnm6glicb  die 
Yersammlang  die  Erlebnisse  und  die  Anstände  eines  jeden  Einzelnen  kennen 
kann;  da  femrr  der  Bflrger  nicht  der  üngewissbeit  ausgesetzt  sein  darf,  ob 
er  ein  MitgUed  finde,  welches  in  gewOnscbter  Weise  und  ScWcTn^igVeit  die 
Angelegenheiten  des  Einzelnen  zum  Gegenstande  eitvcs  Vortr^gfs  in  der 
Teraammioog  zu  machen  bereit  ist,  sondern  er  ncät  unbcdiugicr  ^^uberbüt 
muss  seine  Anliegen  anbringen  können:  so  hat  er  ^^^^  p»  gcuübtr  von  der 
YenanmliiD«  das  Recht,  sie  nach  Belieben  nut  fÄo^en  awcu^eto,  und 
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es  kann  Foniit  weder  diese  sie  niigepillft  TnrfJckweisen ,  noch  kann  es  der 
Regierung  zustehen,  sie  auf  welche  Art  immer  znrUckzahaltcn  oder  m  rer- 
kftmmcrn.  Da  aber  der  Einzelne  nnr  in  den  nllpemeinen  Zuständen  lebt, 
und  diese  die  Ausübung  der  Rechte  und  der  Tliiitigkeit  des  Einzelnen  be- 
dingen :  ?o  ist  aueh  das  Petitionsrecht  nicht  blos  auf  die  Gegenstände  der 
Privatrcclitssidiäre  des  Bittenden  beschränkt,  sondern  er  ist  befugt,  alle 
Verhältnisse  und  Einrichtungen  des  Staates,  dem  er  angehört  und  ;  u  dessen 
Bestand  er  beiträgt,  in  den  Kreis  seiner  Bemerkungen  und  seiner  Wttnsche 
zu  ziehen. 

Zweitens  aber  leitet  sich  das  Petitionsrecht  der  Einzelnen  aus  der  ver- 
fac^uTigsmässigen  Stellung  der  Ständoversamniliing  zur  Regierung  ab.  Die 
Stilnde  haben  das  Recht  und  die  Pflicht ,  sowohl  die  allgemeinen  Rechte  und 
Interessen  der  Gcs[inuntheit ,  als  auch,  in  gcxvi<:«f^n  Fällen  wenigstens,  ver- 
letzte Rechte  und  Interessen  jedes  einzelnen  iitlrgers  gegentlber  von  der 
Regierung  zu  vertreten  und  uüthigen  Falles  zu  vertheidigen.  Sie  können 
nun  aber  dieser  ihrer  Pflicht  unmöglich  im  vollen  Umfange  nachkommen, 
wenn  sie  nicht  von  jedem  Einzelnen  tlber  Alles,  was  möglicherweise  in  den 
Umfang  ihrer  Aufgabe  föllt,  Nachricht  erhalten  können  Es  muss  somit 
der  Bürger  ein  unantastbares  Recht  haben,  sich  mit  Eingaben  an  die  Stande 
7.11  wenden ;  und  völlig  widersinnig  wäre  es,  wenn  die  Regierung  befuert  wäre, 
ihn  hieran  zu  hindern,  da  ja  das  ungetrübte  Recht  nothwendie  i^t ,  um  den 
Ständen  die  Möglichkeit  m  verleihen,  ihre  Pflicht  gerade  gegenüber  ?on  der 
Regierung  vollständig  zu  erfüllen. 

Es  ist  somit  hr'i  dm  Petitionen  der  EinzeUicn  von  einem  vollen,  sogar 
zur  Vollziehung  der  Verfassung  dui>pelt  nothwendigcn  Rechte  die  Rede, 
und  keineswegs  hl'>«^  von  einer  freiwilligen  und  mPMVmnx,  also  auch  nach 
Willkühr  anfzubi  In  inli'u  und  zu  beschränkenden  Dul'lnn^^  und  es  ist  das 
Petitiouii-eu  nicht  blos  eine  Thatsache,  sondern  vielmehr  ein  wesentlicher 
Bestandthcil  der  Verfassung,  sei  es  nun,  dass  das  positive  Gesetz  desselben 
Erwähnung  thut,  oder  es  als  sieh  von  «selbst  verstehend  mit  Stillschweigen 
übergeht.  Fürchtet  man  aber  Kaclitlieile  von  dem,  an  sich  ganz  unschul- 
digen, Petition  i(  (  hte,  falls  es  in  gewissen  Formen  oder  Riehtnnf?en,  viel- 
leicht in  besonders  bewegter  Zeit,  ausgeübt  werde:  dann  trctTc  man  gesetz- 
liche Vorsorge.  Allein  als  völlig  unzulässig  mu^s  es  erklärt  werden .  wrna 
das  Dasein  des  Rechtes  selbst  gelüugnet  werden  will,  blo-^  weil  möglicher- 
weise missbraucht  werden  könnte ,  und  weil  die  Gesetzgebung  unterlassen  hat, 
hiergegen  auf  geordnetem  Wege  Vorkehrungen  zu  treffen. 

Was  nun  aber  insbesondere  das  Petitionsrecht  der  Gemeinden  und  son- 
stigen Koiiicr:5chaiten,  und  somit  ihrer  gesetzlichen  Orgaue,  betrifft,  so  ist 
«icli  hier  ein  vollständiges  Constitution  lies  Hecht  nachweisbar.  Die  Ge- 
"Mtoden  sind  iheü::  nui  Rechten  und  Interessen  viellach  versehene  Gesammt^ 
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endlschaftUelie  Kreise,  theils  sind  sie  auch  Bvstainlüu  ilo  des  Staats- 
W^iotanwiß,  ja  dessen  Grundlage.  In  beiden  Beziehungen  könne  n  sie  iu  dio 
Lage  kommen,  den  Schutz  und  die  Uiitorstatzunc?  der  Sffliuic  ansprechen 
EU  mftfisen,  oder  diese  von  bestehenden  Uobi  l ständen  m  Ki  :;i.iiiis8  setzen  zu 
sotten;  und  auch  sie  bedürfen  hiezii  eiucs  uugchrmmtcu  \\  rkt  lircs  mittelst 
Eingaben.  —  Für  das  Bedtlrfniss  und  somit  liir  das  Recht  in  jener  crsteren 
Beziehung  bedarf  es  iiieht  erst  eines  Beweises.    Eine  grössere  Gemeinschaft 
bat  allerdings  andere  Füidernngen  an  den  Schul/  nnd  an  die  I'öi-derung 
des  Staates  zn  stellen,  als  eiji  Einzelner;  allein  sie  kann  seiner  Thätigkeit 
trotz  ihrer  grossem  Mittel  und  ihrer  Unpersönlichkeit  nicht  enthehren.  Und 
/w  ii  iiKi  g  sie  nicht  blos  in  Beziehung  auf  ihre  ganz  besonderen  und  örtUchen 
Vei  iiuiüiisse  unbefriedigte  Wünsche  haben,  sondern  ihr  Wohl  mag  auch  durch 
die  richtige  Beschaffenheit  der  allgemeinen  staatlichen  Rechte  und  Zustände 
bedingt  sein.    Eine  Beschränkung  des  Pctitiousrechtes  der  Gemeinden  als 
gesellschaftlicher  Genossenschaften  auf  unmittelbar  örtliche  Verhältnisse  ist 
dalier  durchaus  nicht  gerechtfertigt,  weil  selbst  für  ihre  besondere  Bedürf- 
nisse nicht  genügend.  —  £in  Bittrecht  der  Gemeinden  als  Bestandtheile 
des  Staatsorganismus  mag  allerdings  seltener  nötliig  sein,  indem  hier  im 
Falle  einer  Unzuträglichkeit  der  Weg  des  IJckurses  oder  der  Vorstellung 
bei  den  höheren  Regierungsbehörden  zur  Abhülfe  führen  wird,  überhaupt 
dieses  ganze  VerliÄltniss  dmeh  ausführliche  Gesetze  geregelt  zu  sein  pflegt. 
Doch  mag  es  sich  immerhin  begeben ,  dass  eine  Gemeinde  ihre  Benützung 
zu  Staatszwecken  für  unbillig  und  das  richtige  Verhältniss  Übersteigend  er- 
achtet ,  z.  B.  die  Uebernahme  einer  Leistung  auf  die  allgemeinen  Staats-  ■» 
mittel  oder  die  Besorgung  eines  Geschäftes  unmittelbar  durch  Staatsbehörden 
wtiiischt,  und  sich  an  die  Stände  wendet,  weil  sie  bei  den  höbern  Stellen 
kein  Gehör  findet,  vielleicht  nach  den  bestehenden  Gesetzen  keines  finden 
kann.    Es  ist  nun  nicht  einzusehen,   warum  es  ihr  nicht  gestattet  sein 
sollte,  die  Volksvertretimg  auf  den  Uebelstand  aufmerksam  zu  machen  and 
diese  um  Hinwirkung  auf  eine  Richtigstellung  der  Verhältnisse  anzugchen. 
Die  Ordnung  des  Dienstes  und  der  Gehorsam  gegen  die  vorgesetzten  Staats- 
organe wird  durch  eine  solche  Petition  in  keiner  Weise  gestört,  da  es  sich 
von  selbst  versteht,  dass  die  Vorbringung  einer  Bitte  an  den  bestehenden 
Anordnungen  nichts  ändert  —  In  beiden  Fällen  sind  aber  Ae  gesetalicben 
Organe  der  Gemeinden  wo  nicht  ausschliesslich  so  doch  Jeden  FaUes  ^- 
näcbst  aufgefordert,  dia lateressen  der  Gemeinscitaft  zn  vertreten  und  stdit 
ihnen  also  ein  Petitionsreefat  zu.  Auch  gegenttber  von- den  OemMondege- 
nossen  ist  dabei  von  einer  Beeinträchtigung  keine  Hede.  AUerdmgs  sind 
die  Vorsteher  gegenüber  von  diesen  auf  einen  gesettUcl^  vorg^sänte- 
benen  Kreis  amtlicher  Befugnisse  and  Bandlimgen  l^gf^^  ^ 
jeder  (iffentlieben  SteUe  der  Fall  ist,  und  eine  xj^ViMäuceltvB« 
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Sphäre  \väre  Anmassung  nicht  gebührender  Gewalt  und  Yerletzong  der 
Rechte  Dritter.  Allein  diese  Nothwendigkeit  eines  Einhalten»  der  OreoaUk 
der  eigenen  Amtsgewalt  hat  gar  keine  Beziehung  auf  bittweise  Mittbeilungeo 
an  die  Stände,  durch  welche  keinerlei  Störung  oder  Beeinträchtigang  her- 
beigeführt ^ird.  Eine  Bitte  steht  Jedem  und  an  Jeden  frei,  also  ancb  dem 
Vorsieher  einer  Gemeinde;  diess  aber  tun  lo  eicherer,  als  etwa  nicht  ein* 
verstandene  Genossen  an  einer  selbststänfigea  oad  in  TerschiedeDer  Bichtang 
lieh  bewegenden  AneObong  des  Petitionerecbte  nidit  gehindert  sind. 
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Es  ist  weder  unwichtig  noch  ist  es  leicht,  zweckmässige  BeBtimmungen 
tibfei-  dafe  ioiinelle  Verfahren  einer  grossen  berathenden  nnd  beschliesgenden 
Vereammlung  zu  entwerfen.  Kicht  unwichtig,  weil  der  ruhige  Gang  der 
Verhandlungen  und  selbst  die  richtige  Auffassung  und  Aussprechang  der 
Beschlösse  wesentlich  durch  eine  geordnete  und  Niemonds  Kochte  verletzende 
Oefichäftsbehandiung  bedmgt  ist.  Nicht  leicht,  theils  weil  der  zn  besorgenden 
Angelegenheiten  mancherlei  sind  und  für  jede  die  rechte  Form  gefunden 
werden  muss;  theils  weil  ganz  spitzfindige  logisclie  Frage  u  zur  Erledigung 
kommen;  theils  endlich,  weil  man  mit  Leidenschalt  in  and  ausser  der  Ver- 
eammlung,  mit  Parteiabsichten  und  mit  unlauterer  Schlauigkeit  zn  thun 
haben  kann,  welchen  ein  fester  und  anter  allen  Umstanden  genflgauler 
Damm  entgegengesetzt  v  erden  mues. 

Auch  in  dieser  Beziehung  zeigt  sich  der  Vorthei!  einer  langen  Dauer 
der  Verfassung.  Innerhalb  mehrerer  Jahrhunderte  werden  natürlich  alle 
Arten  Ton  Erfahrungen  gemacht:  und  wenn  man  dieselben  gut  zu  Rathe 
gehalten  hat,  su  kann  nicht  leicht  eine  Frt^e  auftauchen,  tlber  deren 
richtige  Behandlung  nicht  schon  nachgedacht  ist,  und  für  deren  abermalige 
Lösung  nicht  bereits  Vorgange  oder  gar  entschiedene  Vorschriften  vorhanden 
wären.  Da  nun  aber  auch  eine  erst  «^eit  kürzerer  Zeit  bestehende  Ver- 
samnilnng,  ja  selbst  eine  ganz  neu  zusammentretende  richtig  verfahren  soll, 
so  gehört  es  keineswegs  unter  der  Wtlrde  der  Wissenschaft  vom  reprftAn- 
tativen  Staate,  die  Grundsätze  für  eine  gute  Geschältsor  luung  der  Stftnde- 
versammlung  ausfindig  zu  machen,  und  es  darf  nicht  die  letzte  Sorge  der 
Gesetzgebuug  sein,  das  ftlr  gut  Erachtete  bleibend  festzustellen. 

Die  Wissenschaft  hat  sich  nun  aber  erst  ziemlich  spät  an  die  Lubuiig 
der  ihr  gestellten  Aufgabe  gemacht;  und  es  kann  auch  itzt  nudi  nicht  be- 
hanplet  werden,  dass  sie  da«;  Nothwendige  vollständig  geleistet  habe.  —  Ob- 
gleich mehr  oder  weniger  lugüeh  abgefasste  Zusammenstellungen  über  die  im 
englischen  Jr'arliamente  befolgten  Gescbäftsregeln  sehr  hoch,  vielleicht  selbst 
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bis  lii*8  18.  Jahrlnuidert,  zarnckgehen  (a.  meine  Geechichte  und  Literfttnr 
der  StW.,  Bd.  n,  8.  81  n.  f.),  nnd  obgleicb  eine  grosse  Anzahl  hierza  be- 
stimmter' Scbrifken  ellmilig  an*s  Tageslicht  trat,  ist  doch  eine  eigentlicb 
theoretische  Bebandbmg  des  Gegenstandes  erst  von  J.  Bentham  in  seinem 
berflhmten  Werke:  «Talctiic  gesetzgebender  Yersammlimgen»  ontemommen 
wirdfin  *)•  reizte  diesen  selbststandigen  nnd  scbarfeiebtigen  Geist,  andi 
in  dieser  Abtheilong  positiver  Satzangen  nnd  Gewdmheiten  den  verstlndigen 
Gnmd  des  Tbatsacblieben  zq  erforschen  nnd  mit  scharfer,  in  alle  Winkel 
Mender  Kritik  die  Bereehtignng  des.  Bestehens  zn  beteoditai.  SpSter  bat 
Uittermaiisr  (in  Wdcker*s  Btaatslexikon,  Art.  «Gesdiiftsordmmg»)  eine 
gedrftngrtfe^  «ber  «af  reiiib^  eigene  Er&hrong  gestltzte  ErOrteri^  W!^' 
Strenge  genommen  ist  die  iHssenscbaftlicbe  Bebandlong  seitdem  nfabt  ^el 
weiter  gekommen.  Allerdings  bat  kein  geringerer  Mann  als  Jefferson 
In  seinem  «Handbndie  der  parlamentarisdien  Uebnng»  eine  systematisch» 
ZnsammensteUnng  der  im  Senate  der  Vereinigten  Staaten  befolgten  Ge^ 
schäftsregeln  entw<»fien*);  nnd  haben  später  May*)  ond  Gnsbing*)  in 
nodi  weit  aosfllhrliciheren  nnd  Tortrefflichen  Arbdten  dasselbe  geleistel  Ihr 
das  englische  ParUament  nnd  ibr  berathende  amerikanische  Versammlnigea 
flberhanpt.  AOefai  diese  Schriften  stellen  doch  sftmmtlich  nur  das  posItiT 
in  einem. bestimmten  Lande  Gultige  ddr,  ohne  sich,  wenigstens  absiehtUdi 
und  amfiutMnd,  mit  den  allgemdnen  Gründen  des  Rechts  nnd  der  Zweck- 
mässigkeit zn  beäusen.  Das,  was  der  Yerftsser  dieser  Zeilen  in  dieser 
Riebtang  geschrieben  hat,  («Vorschlfige  zn  einer  Geschäftsordnung  des  ver- 
fsssnnggebenden  Reichstages".  Heidelberg,  1848,)  enthält  zwar  in  ansge* 
dehnten  Anmerkangen  die  tbeoretiscfae  Yertheidigong  der  in  Antrag  gebrachten 
Bestimnumgeo;  allein  die  kleine  Schrüt  war  im  Drange  des  AngenblickeB 
entworfen  nnd  anch  nur  fiir  einen  bestimmten  Fall  berechnet  AUetdings 
ünden  sich  theib  in  aUgemeinen  Werken  Ober  oonstitationellesStaatsreeht*), 
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2)  .Jefferflon,  Tb.,  A  manuni  (if  parliamentary  praottc«.  For  tkt  UM  of  the  8«mtS  of 
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perlamentarischen  Praxis  von  B.  Kölker.  Humbjf.,  1852.  —  Das  umfassendere  Werk  ist;  Lex 
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ft)  Man  sehe  z.  B.  Zachariü.  Deutsches  Staatsrecht  «.  Aufl.,  Bd.  I,  9.  es«  fg.-,  ZSpfl, 
D.  Staatsrecht,  4te  Aufl.,  Bd.  il ,  8.  456  fg.;  Ueld,  System  des  Verfassnngsrechtcs ,  B4  II, 
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thcils  in  den  Bearbeitungen  einzelner  Landesrechte*)  gele<rentlfcbe  Erörte- 
rungen, und  es  mögen  auch  in  den  unzählbaren  ProtokoUbäiiden  der  ver- 
schiedenen repräsentativen  Versammlungen  gar  manche  belehrende  Verband-  • 
langen  begraben  liegen;  allein  jene  Beiträge  sind  doch  nur  zufftlUg  und 
fnpnpntnn<;ch,  und  diese  Verhandinngen  veraiag  Niemand  aufzufinden  ohne 
emcn  ganz  unverhiiltnissmfissigen  Zeitaufwand.  Ujüftiigbar  also  ist  theoretisob 
noch  viel  zu  tbim  und  namhaftes  Verdienst  zu  erwerben. 

Was  aber  die  gesetzliehe  Aufstellung  der  Geschäftsordnungen  betrifft, 
so  fehlt  es  zwar  natürlich  hieran  in  keinem  der  constitutionellen  Staate 
ganz.   Gar  manche  haben  sogar  des  Guten  viel  zu  viel  gethan,  in  80  ferne 
sie  rein  formelle  und  zum  Theile  bis  in  kleinliche  Einzelheiten  gehende 
Bestimmungen  in  die  Verfassungsnrkunden  selbst  aufnahmen,  damit  aber 
*  einer  Seits  die  Yomahme  von  Aendernngen,  welche  die  Erfahrung  an  die 
Hand  geben  möchte,  sehr  erschwerten,  anderer  Seits  das  Grundgesetz  un- 
nöthiger-  und  schftdticberweifle  umfangreich  machten.   Auch  hat  es  wohl, 
wo  soldie  möglid)  waren,  an  Revisionen  des  zuerst  Angeordneten  nicht 
gefehlt.   Allein  auch  bei  den  Gesetsen  lässt  der  Zustand  im  Allgemeinen 
noch  Manches  zu  wflnscben  flbrig.  —  Vorerst  sind  die  Geecbftftsordnungen 
nicht  selten  vor  aller  nnd  jeder  Erfahrung  entworfen  norden,  somit  theils 
Iftckenhalt,  theils  nnzweckm&ssig.   Besten  Falles  hat  man  sich  mit  d^ 
l^acbahmung  irgend  einer  fremden  Vorschrift  begnttgt,  ohne  aber  anf  die, 
vielleicht  weaentlidien,  Verschiedenheiten  in  der  GrOsse,  ZusammensetEong 
imd  Berechtigung  der  verschiedenen  Versammlungen  Rücksicht  zu  nehmen« 
and  ohne  alle  nähere  Kenntniss  darQber,  ob  und  wie  weit  sich  die  einselno 
B^el  andi  wirklieh  erprobt  habe.    Oft  ist  namentlich,  trots  ihrer  manelh 
&chen  lUngel,  die  Geschäftsordnung  der  französischen  Abgeordnetenkammer 
m  Grunde  gelegt  worden,  ohne  Zweifel  weil  sie  leidit  herbeiioschalEen  and 
äusserüch  gut  geordnet  und  handbar  war;  während  die  schwerer  zngftng- 
liehen ,  auch  allerdings  nicht  einlach  abzuschreibenden ,  dagegen  aber  auf 
jahrhundertlange  Erfahrung  gegründeten  Regeln  des  englischen  Parliamentcs 
■Dbeaebtet  blieben.   Demgemäss  sind  denn  ^  <nele  der  Gesehäftsbestim- 
mnngen  einer  sachlichen  und  formellen  Verbesserung  gar  sehr  bedürftig.  -~ 
-Sodann  ist  nur  in  wenigen  unserer  Staaten  die  vortreffliche  englische  Sitte 
nachgeahmt,  jede  neue  grundsätzliche  Entscheidung  der  Kammern  über  eine 
Geschäftsfrage  amtlich  zu  verzeichnen  und  durch  Aufnahme  unter  die  Zahl 
der  festgestellten  Regeln  (Standing  Orders)  auch  für  künftig  festzuhalten, 
dadurch  aber  mehr  urtfl  rnchr  eine  vollständige  Gesetzgel aing  zuwege  zu 
bringen  *).    Wo  diess  nun  aber  nicht  geschieht,  ist  nicht  nur  eine  Uebersicht 

g0  ^  B.  ia  meinem  Staatsrecht  des  K.  Wftrtieiab«rg t  Ste  Aufl.,  Bd.  I,  8.  Gi>5  ff;.; 
Pözl,  B«j«iiMh«s  Veil-A.,  Ste  Anfl^  a.  607  t;  SÖna«,  FMSntocb«  StMUrMhi,  B4. 1, 
8.  &8S  tg» 

D  Dm  ««Ui^  ywlfawMalaitoebs  Mitamiit  Artsn  tob  FsslsWlsagw  Dir  «is 
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Aber  das,  was  hinsichtlich  der  Geschäftsordnung  besdüossen  ist,  ausser- 
ordentlich schwierig,  wenn  Überhaupt  möglich;  sondern  man  wird  auch  in 
vielen  Fällen  anf  berfits  Besprochenes  and  Beschlossenes  später  wieder 
zorttckkommen  nnd  m  besser  ni  verwendende  Zeit  verschlendem ,  vieUeicbt 
selbst  Widerspreclicndes  oder  wmgstens  Ungefügiges  bescliUeseai. 
Endlicli  läset  sich  noch  die  Bemerkung  machen,  dass  Ständeversammlimgai 
sich  kmatmegB  immer  genau  an  die  Vorschriften  ihrer  Oeschäftsordnong 
halten,  sondern  theils  im  einzelnen  Falle,  theils  sogar  gewohnheltomässig 
nach  vermeintUdber  Zweckmässigkeit  davon  abweichen.  Diess  ist  nnn  aber 
offoibar  ein  grosser  Fehler,  welcher  zu  jedfr  Art  von  Willktir  und  a 
llittefB  Strdtigkeiteu  unter  den  Mitgliedern  selbst  und  mit  der  Regiening 
fuhren  kann.  Das  einzig  richtige  Verfahren  in  dieser  Beziehung .  ist  eine 
förmliche  Verbesserung  der  Geschäftsordnung,  sobald  die  Erfahrung  auf  eine 
Ltlcke  oder  auf  einen  Fehler  aufmerksam  gemadit  hat,  im  Uebrigcn  ab^ 
.pedantisch-strenge  Einhaltung  der  bestehenden  Vorschriften.  Zur  Entschnl- 
digimg,  jedoch  keineswegs  zur  vollstAndigen  Rechtfertigung,  des  gerflgten 
Verfahrens  dient  es  freilich,  dass  in  mandien  Staaten  die  fiestimmoQg  der 
Geschäftsordnung  der  freien  Entscbliessung  der  Ständeversammlung  seibBt 
entrflckt  ist.  Entweder  nänUich  sind,  wie  bereits  bemerkt,  Geschäftsvor- 
schriftoi  durch  Aufnahme  in  die  Verfassungsurknnde  selbst  einer  Terbeiie- 
rung  kaum  zugänglich  ;  oder  aber  verlangt  wenigstens  die  Begiemng  eSmm 
Aniheü  an  der  Feststellung  auch  der  inneren  Geschäftsordnung,  und  kommt 
dann  die  Versammlung  entweder  nicht  mit  ihr  überein,  oder  aber  will  sie 
giob  gnmdsätalich  nicht  in  ihren  häuslichen  Angelegenheittta  dw  Ansicht 
einei  Atnaemstehendfln  mtefwerfen Beide  Zustftnde  Bind  ohne  Zweifal 


Grsohüflsltchfviullunpr ;  1.  8  ta  ndl njf  Or  d er  8 ,  d.  h.  n?>pchli1=;sp,  wrlche  V-l.'ilipnde  Ofiltifkett 
haben  aoUon,  and  lOinU  tod  einem  ParUamente  auf  das  »nd«r«  iiberg«beiii  8.  Seseional  Orders» 
B«MbHbM,  w«Mi«  ta  Anftmir  «IM*  J«4«n  MdutagM  «oft  NeM  f«flHit  wwAm  und  war  Je  Ui 

mr  EntlaRÄUiJK  oilrr  AuniisuriK'  Mndi'tiilc  Kraft  haben,  flbrigrns  ThntBrichllrh  5ii  jedf-ni  .TaLre 

wiederbolt  werden i  8.  Ordert  oder  Resolotlons,  nur  für  einen  eüuelnen Fall  becttaunte Se- 
•eUtae.  Dfe  standlnir  ordert  werden  nfeht  nor  in  denamflieheii  ProtoeoUe»  TenHehnet,  aoadera 
tm  OTit  r}lall'^c•  lif'S'l.  ht  nnch  noch  olne  eisrenc  Rolle  für  dieselben,  In  wt  h  Tie  k  Irr  neue  Be«chlott 
elnc«tragen,  und  welche  von  Zeit  an  Seit  dnrch  den  Druck  veröffentlicht  wiid.  (Die  Seam- 
humw  der  tt  erden  det  ünterluHiiet  tind  I*rfTetw%eHeii.) 

1)  Die  BestlniinnnK^.  n  tibr  r  Ai\t^  Rcrht.  die  Geschilfttordnanff  fetttettelli^n ,  Rind  in  den  ver- 
schiedenen Staaten  »ehr  abweichend.  Von  telbtt  venteht  deh  freiUch  Überall,  dait  die 
ftttttereB  aeielilflalMtl^iniiii«i  etaMr  KMBUier,  d.  h.  deo  die  iaimdlea  Veriilltrtt  aar 
Reid^rting  und  r!fi  i  lnr-n  Kammer  mit  der  andern,  nicht  einseitig  Ton  Ihr  brsrimriit  werden 
kännen,  aondem  eine  Zustimmung  de«  andern  TheUes  bedOxfen;  allein  hinsiditlich  der  inneres 
GesflUAMMdMi«  der  VertenmlnnceB  tedet  sieb  Jede  WgHeUMlt  etaier  FeetstellMw  hyendwe 
als  geltenden  Hecht.  FSrmlich  als  Thell  der  Verfassnng  ist  s.  B.  die  Or^rhäftBordnunff  in 
Bajrws  pablidrt,  (Edict  X  sur  V.-V. }  alleidingt  bedeutend  geändert  dnrch  GeseU  Tom  16.  Jan 
ISMO  nnd  efai  grosser TMI  der  deotseben  VerfcMnngt  Uifcnnden  enthlh  wenigstens  sehr  talü* 
reiche  dnxelne  Vorschriften  Hber  ilir-  rifsrhrift^hrh^ndlung;  so  u.  a.  die  württ-  niTjorRrisi  he. 
k.  säohsisdie,  gh.  beeiiscbe.  £in  Oesets  ist  verlangt  in  Oldenburg,  V.>U.  von  lS6a,  i  165  und 
in  adtwnntaig^todenikMseB,  T.-0.,  I  W*  Va»  Geaebml^nng  derBoslemiv  Mr  die  ire» 
derVsMMnlint  »nnMtot  wHwMiftme  Ortamig  M  aMMofelf «b  ogwidMt  !■  AalHil-B«nitaü^ 
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weder  angenelun  noch  zweckmässig;  dennoch  iiittBS  dne  BfeUlaebweigeDde 
Abweichung  von  dem  Bnehstaben  des  Gesetzes  als  noch  wenig«r  mtiiglich 

bezeichnet  werden. 

£me  TolUtftndige  theoretische  £rörterang  einer  ständischen  CMbafts- 
ordnang  wäre  an  gegenwflitiger  Stelle  zo  omfiMsend  und  mödite  aoch  kamn 
in  allen  ihren  Theilen  genOgend  ansprechen.  Dagegen  will  es  nicht  unpassend 
scheinen,  wenigstens  einige  hauptsächliche  Punkte  sn  erOrfeem,  theils  am 
den  Beweis  zu  liefern,  dass  die  Regehmg  dieser  Fragen  keineswegs  einfach 
ist,  sondern  vielmehr  verschiedenartiger  Erwftgongen  bedarf  ond  oft  anf 
emsthafte  Schwierigkeiten  stösst,  theils  am  an  einigen  Beispielen  m  zeigen, 
welcherlei  Arten  von  Erwägungen  hier  angestellt  werden  mOsflen.  Wenn 
hierbei  aber  in  einzelnen  Punkten  eine  Abweichung  von  der  oben  ange- 
ftfarten  kleinen  Schrift  des  Verfsssers  über  die  Qeschftftsordnnng  des  Frank« 
furter  Parlamentes  stattfindet,  so  ist  theils  der  jetzt  gmommene  allgemeine 
Standpunkt  di«  Veranlassung,  haaptaftchlicb  aber  haben  die  in  dieser  Ter- 
sanunlang  gemachten  Erfishmngen  manche  Ansicht  geändert 

1.   Die  Erneunang  des  Vorsitzenden. 

Je  zahlreicher  eine  Versammlung  ist,  mit  je  wichtigeren  Gegenständen 
sie  sich  zu  beschäftigen  hat,  und  je  höher  also  nach  aller  Wahrscheinlichkeit 
.die  Wogen  der  Leidenschaft  gehen  werden :  von  desto  grösserer  Wicfatif^t 
ist  em  guter  Präsident.  Unzweifelhaft  sind  die  Anlagen  des  Geistes  nnd 
des  Charakters,  welche  smr  ErfilUnng  der  schwierigen  Aufgabe  gehören, 
nicht  eben  häufig  zu  finden.  Es  ist  nämlich  in  gleichem  Maasse  erforderlich : 
unerschütterliche  Ruhe  und  Selbstbeherrschung;  Festigkdt  nnd  Unpartei- 
lichkeit gegen  Freund  und  Feind;  gewinnendes  Benehmen,  soweit  es  die 
Pflicht  irgend  gestattet;  schnelle  Auffassung  nnd  scharfsinnige  Beurtheilung 
plötzlich  eintretender  Fragen  oder  Thatsachen ;  sichere  logische  Beherrschung 
der  Verhandlungen,  namentlich  andi  sor  richtigen  Stellung  der  Fragen  Ar 
die  Abstimmungen;  beständig  gegenwärtige  Kenntniss  der  Geschäftsord- 
nnng  und  des  Geschäftsstandes ;  endlich  eine  RinHm^k  machende  Persönlich- 
keit und  eine  leichte  Handhabung  des  Wortes,  wo  möglich  selbst  eine 
ernste  Beredtsamkeit.  —  Wo  sich  nun  in  einer  Versammlang  kein  Mann 
findet,  welcher  diese  Eigenschaften  in  genügendem  Maasse  vereinigt,  wird 
fineOich  die  Art  der  Ernennung  das  Fehlende  nicht  herbeischaffen;  allein 
ea  teaditet'doeh  auch  ein,  dass  eine  Beseichnnngsweise  vor  der  andern  die 

V.-U.,  •  dO}  t^i-tT^hH«!.  ob«!  io  vivlen  aodeni  BUateu  in  Aiupruch  geooouueo  wörddn,  aoi.  B. 
tn  Württemberg .  SmImwb.   Biae  «elbttttandlff«  F«st»i«lUiig  dweh  dte  MNffmde 

Kaminer  eodlic})  wnr  \  n  jchor  dem  eogliaclien  l'arünmcnte  tngt»\»a^tr\  und  vor,  ihjn  auch 
auf  die  tf-Tm*'*^*"*"  «nerUuuilsolMii  Vacsamtnliiiigep  ütM>rgeg«u«r«ni  ebeoAO  liabca  dioM  di«  ▼«r- 
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WiSundiefadkaikcitgewilirt»  teBefthigteiiaiifiiifiiidenimdcntgegeasteheiid^ 
IntttesBeD  angeachtet  an  die  Stella  ni  bringen.  Die  FeststeUnng  der  rieh* 
tigen  Emennongsart  des  Yorsitseiiden  ist  somit  immerhin  ein  YnMget 
Gegenstand  der  Erwägung.  Es  sind  dabei  aber 'namentlicfa  zwei  Punkte 
genauer  so  erörtern:  das  Becht  rar  Ernennung  an  sich;  sodann  die  Daner 
der  Enennuiig. 

Das  Becht  nur  Eraenniing  des  Präsidenten  ist  sehr  Tersehieden 
geregelt.  Am  hflofigsten  wohl  findet  eine  Verbindung  von  Wahl  durch  die 
betreffende  Kammer  nnd  von  fürstlieher  BesteUnng  Btatt  Manchmal  ist 
jedoch  eine  eiofiMhe  Ernennung  durch  das  Staatsoberfaanpt  angeordnet, 
namentlich  bei  Pairskammera.  Endlich  ihid  aber  auch  die  Fftlle  nicht 
selten,  in  welchen  eine  Kammer  ihren  Vorstand  selbstslindig  wihlt,  ohne 
dass  der  Begienmg  ein  gesetzlidier  Einflnss  daraof  sostttnde;  nd  es  wir 
nammtlieh  das  Vtirlaagen  nach  diesem  Hechte  sehr  lebendig  in  manch«« 
deutsdien  Staaten  bei  den  Forderongen  und  Aenderongen  des  Jahrsa  1846*). 
—  Es  ist  nothwendig»  die  Grilnde  ftr  «od  gegen  diese  versdiiedeiien  Be- 
BteUongsweisen  aofensachen  nnd  gegen  einander  abza\s'ägen. 

Die  Qewhmnog  eines  allgcmehieii  Standpanctes  ist  nidit  leidit,  indem 
aich  zwei  dnrchaos  nicht  homogene  wad  auch  thatsicfalich  nicht  immer  zn 
vereinigende  Bllcfcsichten  gleicfamftssig  anfdiingen.  ^  Einersdts  die  cigen- 
thUmüche  Stellong  des  Prtsidenten  einer  ständischen  Versaamüung  zu  derer 
Mitgliedern.  Derselbe  ist  kein^Bepräsentant  einer  hohem  Gewalt  mid  w 
dieser  mit  einem  Theüe  ihrer  eigenen  AnctoritSt  beUddet;  die  ICt^eder 
der  Versammlang  sind  ifam  o^t  schon  an  sich  ontergeordnet,  und  befinden 
sich  nidit  anf  einer  tiefem  rediüidiett  SteUmig,  als  er;  vielmehr  Ist  er  nor 
ein  primae  inter  pares ,  bestimmt  zur  Erhaltung  der  Ordnang  und  rar  for- 
mellen Ldtong  der  Geschfifte.  AOer^Kogs  soll  and  mnss  die  Versammluug 
den  geschäftUehen  Fordenmgen  ihres  Vorsitzenden  folgen,  nnd  steht  Ihm  n 
deren  IJrzwingung  einiges  gesetzliche  Becht  za.  Allein  diess  reicht  nid^ 
ans  zur  Eriangong  des  Zweckes;  vielmehr  mnss  einem  solchen  Präsidenten 
hauptsflehlicfa  aein  eigenes  moralisches  Ansehen  nnd  die  Selbataditang  dier 
Versammlmtg  nr  Seite  stehen.  Er  muss  das  volle  Vertrauen  der  Versaam» 


1)  B«UpleI»  TOD  BrttaBnnngen  der  PrisidenteD  dnrcb  das  Staatsoberhaaptt 

d«a  engllBche  Obcrhnus  [priuidirt  <1t!r(  h  den  Lordkun^lor^:  dir  frnnübsUche  Palnkammer 
von  1814  —  1848  (priU.  durch  den  Kuiiilcr);  der  tranzusiaclic  Stüftt  uad  die  ^eaetx« 
gol'cndo  Viamnlnog  mich  der  Verfiu«.  TCinläi>i;  die  erste  Kammer  der  niederlündisehea 
Gt'iicnil.staatcn  von  IhIt;  dN'  rr^ten  KHn)m«>ri!  in  Bayer»,  Sachsi  u.  'Wii rttcmbf rj^.  —  Wahlen 
durch  die  Kuinincrn  ticib^i.  d:w>  (.-ng^lusche  Uutttrhaus;  diu  iiaiij>  dvt  Kcpnücntiuaten  im 
MMriluwAschen  Oonfresse;  die  spnuigehen  Cortes  too  l8lt;  die  tranzüsisclie  DepnUrtenlouiiiiwr 
▼on  1814— 1B48;  beide  helsri^clip,  Karnmfrn".  licfdp  prcn<'!'i''f:hc  fi-itrspr ;  die  iweitc  Kammer  in 
Bayern*,  die  Loudtagfu  vuu  Wcumir ,  uideobuxg,  Uoburg,  Waidt-ck,  Scbwarzburg.  —  £r> 
nennnng  durch  das  ita*ta«btlllABf I  ftttt  «Iiier  Ansahl  Vorgrescblaffenen: 
NlederlÄndiache  zweite  Kammfv  von  1^15;  nraMB  *f  In  WtrttWIilrifffl'i  flaolHOD.  Badf| 

U««««tt,  {hm  mbH  audi  iu  üa^  eru.; 
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luüg  besitzen,  dass  er  es  rcdlkh  mit  dem  Wolüe  des  Landes  meine,  nimmer- 
mehr der  Wirksamkeit  und  der  Wörde  der  Repräsentation  zu  nalie  treten 
lasse,  die  Kt gierung  nicht  aus  Fai-teirück sichten  oder  gar  aus  selbstischen 
Gründen  unterstütze,  wenn  sie  im  Unrechte  wäre.    Es  ist  sehr  wünschens- 
VtiLii,  (hiss  er  so  vielen  persönlichen  Einfluss  in  dem  Ilause  habe,  um  un- 
zeitigü  und  unz>Ycckmüssige  Schritte  Einzelner  oder  ganzer  Abtheilangen  von 
Torne  herein  zu  beseitigen       Hierzu  ist  dann  aber  uncrlässlich .  dass  der 
Präsident  der  wirkliche  Ausdruck  wenigstens  der  Mehrheit  drr  Kammer  ist, 
dass  seine  politische  Richtunc?  und  seine  Geschäftsbehandiung  mit  ihren  An- 
schauungen übereinstimmt,  tiiaiich  dass  er  den  Mitgliedern  persönlich  genehm 
erscheint.   Ist  dem  nicht  so,  so  sind  hmiii;*  ,  zum  mindesten  zeitraubende 
-  vielleicht  aber  selbst  ärgerliche,  Streitigkeiten  im  Schoosse  der  Versammlung 
TO  erwarten;  ja  es  können  sich  uuwtü-dige  Auftritte  ereignen,  welche  dem 
Ansehen  zunächst  des  Präsidenten,  dann  aber  auch  dw  Versammlung  selbst 
nachtheilig  sind.   Das  Verhältniss  der  Parteien  in  der  Kamir.or  unter  sich 
kann  ohuc  Nuth  und  Nutzen  erbittert,  der  Gang  der  Geschälte  autgehalten 
werden.    Es  werden  vielleicht  aus  Misstraueu  übertriebene  und  später  stö- 
rende Bcsclüus!,e  gefasst.  —  Auf  der  andern  Seite  ist  aber  zu  bedenken,  dass 
der  Präsident  das  nothwendige  und  einzige  Organ  der  Versammlung:^  gegen- 
über von  der  Regierung  ist.    So  gewiss  nuirdie  Kammer  in  allen  1  allen,  in 
welchen  sie         lauche  zu  rügen  oder  unbegründete  niid  uuertüili)are  For- 
derungen zuiurlzuwcisen  hat,  unerschütterlich  zu  ilirem  Rechte  und  zu 
ihrer  Pflicht  stehen  soll :  eben  so  unläugbar  kann  das  Wohl  des  Ganzen  nur 
durch  ein  regelmässiges  Zusamineugchen  der  Regierung  imd  der  Volks- 
vertretung cn-eicht  werden.    Dieses  übereinstiminende  Wirken  kann  nun 
aber  sehr  erleichtert  oder  sehr  erschwert  werden  dujrli  das  persönliche 
Benehmeil  des  Präsidenten.    Er  mag  durch  «^rlii-offes  Auiireien  und  durch 
Verweigcmug  billiger  Wünsche  die  Regierung  Zurückslossen  und  ihr  feind- 
seclige  Gesinnungen  auch  i^'*  l;(  n  die  Versammlung  selbst  einflössen;  er  hat 
es  in  seiner  Ihm].  Vi  r/ugi  i  uiiy(  ii  oder  B«  ciltiii^L-n  von  Geschäften  zu  veran- 
lassen, welche  der  Regierung  schädlidi  odi  r  wf  iii"-  tcnis  nnaiigcnehm  sind;  es 
ist  mügiich,  dass  er  die  in  den  Siuuugen  anwesenden  Miui^trr  nicht  schützt 
gegen  ordnungswidriges  Betragen  eines  Mitgliedes:  wähi'cud  er,  ohne  alle 
Vergebung  einer  PHicht,  durch  wohlwollendes  Entgegenkommen  Eintlu-s  audi 
in   den  Kegierungskreisen  eriangeu  und  diesen  zu  Nutzen  der  Kammer 
verwenden,   das  ^liuistcrium  rechtzeitig  auf  die  Folgen  falscher  Schritte, 
welche  es  zu  Im  gehen  im  Begriff  ist,  aufmerksam  machen,  durch  Vermittlung 
nach  beiden  Seiten  hin  Streitigkeiten  beilegen,   unzulftssige  Forderungen  • 
beseitigen  kann.   Mü  Einem  Worte,  es  ist  von  uligemeinem  Interesse,  dass 

1)  Mit  vttlhin  Beeilte  nacbiMittormaier  in  dm  ngoL  Alt*      BtMtdosIMM  «af  dlct« 
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der  Prisidttit  nieht  ilbelwoUeiid,  ungeBittet  und  verletaend  gegen  die  Begie- 
mng  auftrete. 

Aos  der  erlbideilidieii  gleichmleeigen  Beachtung  dieser  beiden  Rflck> 
aiclit^  eiglebt  sieh  denn  nnn  onnreifeUiaft  vor  Allem,  dass  eine  einfache 
Ernennung  des  Yorsitzenden  durch  das  Staatsoberhaupt  nicht 
als  iweckmlsslg  erkannt  «erden  kann.  Wenn  auch  zugegeben  ist,  dass  die 
Begiemng  eben  so  viele  Gelegenheit  hat,  das  YorbandeDsem  der  Eigen- 
schaften eines  gnten  Prisidenten  unter  den  MitgUedem  der  Yersammlong 
irnffiif^Bg  m  machen,  als  diese  selbst;  und  wenn  nicht  gettugnet  werden  soll, 
dass  eine  nntadelhafte  Geschftftsfahrting  in  deren  eigenem  wohl?erstandenen 
Yortbeile  Uegt:  so  leachtet  doch  ein,  dass  sie  bei  einer  Ernennung  nnch 
noch  andere  Bflcksichten  nehmen  kann,  ja  beinahe  nehmen  moss.  Sie  wird 
aalflrildi  ?or  Allem  auf  einen  ihr  ganz  sicheren  Mann  sehen;  nlifUcherweise 
hat  sie  frühere  Yerdiensle  in  dieser  oder  In  einer  andern  SteUnng  m  berttck- 
aichtigen;  ee  kitanea  Forderungen  von  Prinzen  des  Hauses  oder  von  be» 
atinunten  Klassen  der  Mit^eder  gemacht  werden.  Diees  Alles  kann  zur 
Ernennung  eines  onfthigen  oder  wenigstens  einet  unbeliebten  Präsidenten 
fahren.  Jeden  Falles  hat  die  Yersammlung  bei  einem  ihr  gegebenen  Yor- 
stande  nicht  das  Gefhhl,  ihrer  eigenen  Wahl  Ehre  machen  und  dem  von  ihr 
Bestimmteii  sehi  Amt  mOglicl&t  erleichtem  zu  mttssen.  Selbst  wenn  der 
voii  der  Regierung  ernannte  Prflsident  der  Yersammlung  persiiolich  zuwider 
ist,  hat  er  doch  nicht  die  richtige  Stellung  zu  ihr.  Und  viel  schlimmer  ist 
es  natflrlich,  wenn,  was  ja  anch  vorkommen  kann,  die  Ernennung  im  ent- 
scbiedenen  Widerspruche  mit  der  Bichtung  der  Mehrheit  ist  and  von  ihr  als 
die  Zazchleuderong  eines  Fehdehan^dmhs  betraditet  wird.  Es  kommt  aber 
noch  dazn,  dass  in  der  That  der  EhoSlttss  des  Yorsitzenden  anf  die  GeschSfta- 
behandlung  ein  sachlich  fUilbarer  ist,  und  dass  also  sehie  Persönlichkeit 
wirklich  eine  mehr  oder  weniger  bedeutende  Beeiotrftchtigun^  der  repräsen- 
tativen ISinrichtong  erzeugen  kann;  ein  Zustand,  welcher  unter  keinen  Um- 
fltftnden  als  ein  wOnschenswerther  erscheint 

Es  ergiebt  sich  woU  aber  auch  aus  den  oben  vorgetragenen  allgemeinen 
Erwignngen,  dass  das  andere  Extrem,  nSmlich  die  ganz  selbststfindige  Er- 
nennung des  Priaidenten  dnrch  die  betreffenden  Kammern,  manches 
BedenkUcheshat  Es  besteht  oft  wenigstens  die  MOgUcfakeit,  daas  ein  anf  dtese 
Weise  Ernannter  der  Begiemng  penflnlich  hAchst  unangenehm  ist,  und  dasa 
unter  solcher  Abneigung  die  allgemehien  Angelegenhtiten  leiden.  Auch  macht 
es  alsdann  im  Ergebnisse  kdaeii  Unterschied,  ob  zu  einer  sohdien  Gesinunni^ 
'  gegen  den  Yorsitienden  der  Stinde  eine  genügender  Grund  besteht,  oder  ob 
nur  übertriebene  Empfindlichkeit  und  bische  Auffassung  der  eigenen  Stellang 
die  Schuld  trägt  0ie  Frage  ist  nur,  -ob  der,  an  sich  wohl  unbestreitbare. 
Ansprach  der  Eepräsentanten  dem  ihnen  selbst  am  tauglichsten  Erscheinenden 
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die  Leitung  ihrer  Geschiifto  zu  ülu  rtiagiu,  und  ol»  die  aus  der  Zufriedenheit 
mit  dem  Maime  ihrer  ^Vuhl  sich  für  die  Versaiiuiilung  ergebenden  Vortheile 
Oberwiegen  über  den  IS'utzeu  eiues  persönlich  leidlichen,  also  auch  für  die 
Geschäfte  niclit  störenden,  Verhältnisses  zwischen  der  Hegiei'ung  und  dt-m 
Präsidenten?  Diese  Frage  ist  aber  wohl  er>t  zu  l>eantworten  ,  \\  t  im  auch  die 
«Gründe  für  und  gegen  die  dritte  noch  ührige  Kinriehtuui,^ ,  ul<o  für  eine 
Verbindung  von  ständischer  Wahl  und  vou  liegierungseiu- 
fluss  erörtert  sind. 

Eine  Verbindung  dieser  ^Irt  i>i  auf  versdiiedene  Weise  denkbar.  Ent- 
weder kann  die  Regierung  der  betreffenden  Kammer  eine  Anzahl  von  Mäniieru 
aus  deren  Mitte  benennen,  aus  welchen  sie  dann  ileu  ihr  Genehmsten  zu  wählen 
hat.  Oder  mag  umgekehrt  die  Kammer  der  Regiening  mehrere  Candidaten 
vorschla^Ln,  aus  welchen  letztere  den  Präsidenten  ernennt.  Kndlich  ist 
möglich,  dass  die  Regierung  zwar  der  Kammer  die  Wahl  üherlässt,  allein 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitgliedern  von  der  Uehertragung  ausscldiessen 
darf.  —  Von  diesen  verschiedenen  Einrichtungen  ist  nur  die  zweitgenannte 
wirklich  in  UeLuinL',  und  zwar,  so  weit  von  der  Beseitigung  der  beiden  andern 
die  Rede  ist,  wohl  mit  vollem  Hechte.  Bas  Recht  dtn  Regienmg,  eine  Au- 
^ahl  von  Mitgliedern  förmlich  von  der  Wahl  auszuschliessen ,  wäre  sehr 
gehässig  und  mtlsste  ihr  bittere  Feindschaften  gerade  unter  den  bedeutend- 
sten Mitgliedern  der  Versamuilung  zuziehen ;  auch  könnte  es,  wenn  gehöriger 
Spielraum  gegeben  wäre,  in  der  That  schwer  missbraucht  werden  zur  Besei- 
tigung aller  der  zur  Besorgung  des  sciiwierigen  Amts  wuklicli  i anglichen. 
Ein  von  der  Regierung  an  die  Kammer  gerichteter  Vorschlag  mehrerer  Can- 
didaten aber  würde  die  Gefahr  bringen,  dass  ein  der  31ehrheit  der  Kannner 
wirklich  nicht  passend  erscheinender  Candidat  dennoch  gewählt  wirden 
müsstc  wegen  der  noch  entschiedenem  Unbrauchbarkeit  der  übrigen  Ge- 
nannten. Es  köunt<j  hier  förmlicher  Hohn  mit  der  Volksvertretung  getriebeu 
und  ihr  eine  nicht  ahreissende  Reihe  von  Schwierigkeiten  und  widrigen  Auf- 
tritten bereitet  werden.  Dagegen  liegen  mehrere  triftige  Grilnde  vor  zu 
Gunsten  einer  Wahl  der  Regierung  aus  mehreren  von  der  Versammlung 
gewühlten  Candidaten.  Einer  Scits  nämlich  bleibt  der  Versammlung  die 
Initiative  und  die  hauptsächlichste  Thätigkeit;  auch  schlägt  sie  natOrlidl 
Ninnaiid  vor,  welcher  ihr  untauglich  erschiene  oder  gegen  den  flift  «ttudttn 
Gründen  eingenonnuen  wäi'e.  Wer  immer  ananat  ivird,  ist  der  Mann  ihres 
Vertrauens,  wtnn  auch  vielleicht  nicbt  in  erster  Linie.  Anf  der  andeim 
Seite  köiuiai  der  Regierung  ein  Ehrenreclit  zn,  weldies  sie  anch  mit  einer 
etwas  harten  Nothwendigkeit  anssasOhnen  geeignet  ist;  ond  sie  liat  denYor- 
tb  iL  wenigstens  die  ihr  vor  AUen  vidrigsten  Mitglieder  vom  Yonitse  feine 

halten.  Es  begreift  sich  daher  leicht,  dass,  wenn  einmal  dne  Verbin- 
dung von  Kegierungs-  und  BtAnde-Becht  stattfinden  soU;  diese  letzter«  Ein- 
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liditDBg  TOSgoogen  wtard.  Allein  dunit  ist  allerdings  noch  nicht  entschieden, 
ob  ttberittopt  ein  loklier  Compromiss  die  beste  aller  Besetzungsarten  ist. 
Tnunfrfrin  j|st  Ja  mOgUeh,  dass  den  Vortheilen  aoch  Nachtbeile  gegenüber 
itdien  und  dass  jene  n  theaer  erkauft  werden.  —  Iiier  lässt  sich  denn 
flieht  Ungneik,  dass  gar  wohl  der  Ton  der  Begiemng  Ausgewählte  die  noth- 
wendigeB  Priiidialeigenachallen  in  weit  geringerem  Grade  besitzen  kann,  als» 
einer  der  Beseitigten,  and  dass  I>e];|eoige,  n  welchem  die  Kammer  fw- 
angsweise,  vieUeicht  eigentlich  ansaehliesslich,  Zntranen  beaitrt,  von  der 
h^bu^  der  QeschAfte  ansgeeehlossen  bleibt  Es  ist  femer  nicht  undenkbar, 
dass  Besorgniss ,  bei  einer  einstigen  Wahl  zum  Vorsitzenden  von  der 
B/o^Ügiä^  nrOekgewiesen  an  werden,  anf  die  Festigkeit  nnd  Folgerichtigkeit 
eines'  ehrgeitiigen  oder  eitlen  Mannes  einen  nachthfttjgen  Eünihua  ausQbt. 
Endlich  darf  es  fmii»f^'»fa  wenigstens  in  einigen  Betracht  geso^sn  wette, 
dass  es  nnsweifsUiaft  mehr  im  Gedanken  des  reprftsentativen  Systemes  liegt, 
wenn  die  Yersammlnng  in  ihrer  ganien  Erscheinong  der  Ansdrack  der  von 
ihr  Tertretenen  Theile  des  Yolkea  ist,  als  wenn  die  Begiemng  ihre  TorUebe 
nnd  ihre  Absichten  dabei  anssprechen  kann.  Bedenkt  man  auch  noeh,  dass 
die  B^rong  dnrdi  ihr  Emennnngsrecht  nur  einen  kleinen  Torthdl  er- 
reicht,  indem  die  von  der  Kammer  Gewählten  im  Wesentlichen  wenigstens 
derselben  politischen  Richtong  angeboren  werden,  wie  dieselbe  der  entscheite- 
den  Mehrheit  entspricht,  ond  dass  somit  für  sie,  so  weit  Ton  Oeeti^lpan  «He 
Bede  ist,  dnich  ihre  BegQnstigong  kein  grosser  Unterschied  erlangt  Idid: 
so  erscheint  es  schliesslich  kamn  als  zweifelhaft,  dasa  aoch  die  iiiij^jiiifljiHy 
weise  beste  Verbindung  von  Kammerwahl  und  BegiernngsenilpMiii^liteB 
BeiM  verdient  jt^^r 

Unter  diesen  Umstanden  ist  dann  woU  das  Ergebniss,  däsa  —  trols 
nicht  in  Abrede  zu  stellender  Bedenken  —  die  Ueberlässung  der  Ftft- 
sidentenwahl  an  die  betreffenden  Kammern  als  die  den  Verhältnissen  am 
meisten  entsprechende  Maassregel  erscheint  Dass  sie  das  Zotriglichste 
ist  tör  den  gesammten  inneien  Geschäftsbetrieb  der  ständischen  Versamm- 
Ivngen,  somit  ftlr  die  Hauptsache,  kann  nicht  in  Zweifel  geiogeii  werden. 
Die  ans  einem  entschiedenen  Widerwillen  der  Begierong  gegen  einen  Präsi- 
denten möglicherweise  hervorgehenden  UnsokOmmlichkeiten  aber  mag  die 
Wlhlende  Versammlung  durch  eine  tactvolle  Ausflbnng  ihres  Wahlrechtes 
beseitigen.  Liegt  es  doch  in  ihrem  eigenen  Vortheile,  nicht  durch  Aensser- 
lichkeiten  einem  gedeihlichen  Fortgange  ihrer  Aufgaben  in  te  Weg  an 
treten.  Die  vieloi  und  langen  Erfahrungen  jener  Kammern,  welchen  das 
unbeschränkte  und  nngetheiltc  Wahlrecht  zusteht,  beweisen  die  Möglichkeit 
einer  Verbindung  von  Klugheit  ond  von  Berflcksichtigang  des  eigenen  Bechtea 
nnd  Ansehens. 

Mit  Vorbedacht  sprechen  wir  llbxjgens  dabei  von  den  Kaameiti;  denn 
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es  ist  in  der  That  kein  Omiid  efnaisehen,  wamn  das  Recht,  durch  einen 
Hann  des  eigenen  Yertranens  geleitet  zu  werden,  ond  warum  die  Yortheilo 
eines  hanwniiscfaen  Znsanunengehens  nar  der  Kammer  der  Abgeordneten 
mstehe»  soltte,  nicht  aber  auch  der  ersten  SanuiMr,  sei  diese  non  ein 
Senat,  oder  eine  Versammhmg  von  Standesherren,  einHemnfaans,  oder  was 
immer  sonst.  Weder  der  Yorgang  von  England,  noch  der  des  Senates  in 
NordamerihB,  noch  endlich  das  Beispiel  einzelner  deutscher  Staaten  kann 
hier  entscheiden.  In  allen  diesen  FMlen  sind  es  keine  ratienellen  GrOnde, 
sondern  theils  snfiUlige  Veranlassungen,  theils  btosse  Nachahmongai  ge-  x 
Wesen,  weUhe  die  fimennong  der  Yorsitsenden  entsogen  haben.  Yoq 
einem  bedentenden  politischen  Interesse  für  die  Begienrng  ist  ohnedem 
gerade  hier  am  Wenigsten  die  Bede. 

Wie  aber  immer  der  Prtsident  enannt  sein  mag,  so  ist  die  zweite 
Frage  m  beantworten:  an f  wie  lange  dieses  an  geschehen  habe? 

Die  positiven  Einriehtaogen  in  diesem  Punkte  sind  ancfa  hier  wesentlich 
fersdueden.  —  In  eimsehien  grossen  Yersammlungen  ist  es  schon  'vorge- 
kommen, dass  die  Yorsiiaendsn  nur  immer  je  auf  kOraere  Zeit  ernannt 
worden,  a.  B.  auf  eine  Woche,  aof  einen  Monat  So  in  der  Terfiusmig- 
gebendon  französischen  Yersammhmg,  im  NationalconTente,  im  Frankfurter 
Parlamente.  In  andern  Staaten  wurde  und  wird  der  Msident  Je  auf  die 
Dauer  enies  Iiandtages  gewiUt  oder  ernannt,  so  namentlich  in  Frankreich 
seit  dem  Jahre  1810,*  in  Belgien,  Preussen,  Bauern  und  Baden,  im  Beprft- 
sentantenhanse  des  Congresses  der  Vereinigten  Staaten.  Endlich  bestehen 
auch  viel  Uogere  Ernennungsperioden.  In  Engtond  wird  der  Sprecher 
auf  eine  Wahlperiode  des  Unterhauses^  gesetsüch  also  auf  sieben  Jahre,  ge- 
wihlt;  in  WUrttOttbeig  werden  die  Präsidenten  beider  Eammem  auf  seeha 
Jahre  bestimmt;  den  Senat  der  Y.  St  leitet  der  Yiceprftsident  der  Union 
während  vier  Jahren  u.  s.  w. 

Yon  diesen  verschiedenen  Einrichtungen  verdient  wohl  die  zuerst  ge* 
nannte  am  wenigstan  eine  Empfehlung.  Zur  geschichtlichen  MerkwOrdigkeit 
gewordene  Beispiele  der  Unzuträglidikeit  so  kurzer  Yorsitse  scheinen  zwar 
ikhi  an  bestehen;  es  liegt  jedoch  in  der  Natur  der  Sache,  dass  eine 
legetanlssige  GeschfiftsAhrung  leichter  von  einem  stehenden  Prftsidenten  su 
erwarten  ist  Entweder  ist  die  hftofig  erneuerte  Wahl  nur  ein  leerer 
Schoin,  und%es  wbdDerselbe  fort  und  fort  wieder  gewUdt;  dann  mag  nmn 
ftgttch  der  Yersammlong  den  unndthlgen  Zeitrerlost  ersparen.  Oder 
aber  es  tritt  in  der  That  gewöhnlich  ein  Wechsel,  der  Person  ein;  dann 
Ist  theils  auf  eine  beständig  gute  Yersehung  des  schwierigen  Amtes  kaum 
an  alhlen,  theils  sind  manchfitche  Verwirrungen  in  d«  n  Cn  schftften  schwer 
vermeidlich  *)•  Höchstens  mag  man  sich  also  zu  der  Einrichtung  verstehen, 

1)  Der  VOTflMMr  M  Iniaitwtet  arit  tltli  fellMt  in  WldwipnidM,  wenii  «r  Hell  U«r  f«i«« 
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dass  nicht  gleich  die  erste  Wahl  nach  ErOffimng  der  Yenarnnünng  eine 
bleibende  sei,  sondern  erst  nach  Abhinf  einiger  Zeit,  wenn  die  Even- 
Bchaften  des  Yorsitsenden  eine  Probe  bestanden  haben  nnd  flberdiess  die 
Yenannünng  selfaet  sich  nnd  den  Stand  der  Parteien  sowie  der  Geschäfte 
nAher  kennen  gelernt  hat,  —  etwa  also  nach  Tier  Wochen,  —  die  dauernde 
Ernennung  erfolge,  (wie  diess  Jetzt  in  Prenssen  geschieht) 

Was  aber  die  Yortheile  oder  Nachtheile  einer  Wahl  je  anf  die 
Bauer  eines  Landtags  nnd  einer  sohshen  anf  die  Daoer  einer  ganxen 
Wahlperiode  betrifft,  so  mOgen  sich  dieselben  nngefUur  die  Wage  halten. 
Die  erstere  Art  gestattet  die  frühere  Yerbessemng  eines  Ifissgriilles,  aowie 
die  BerOcksichtigang  einer  spAter  eintretenden  Yerftndening  in  den  Partei- 
BteUmigen  nnd  politischen  Bichtnngen  der  Kammer;  die  andere  gewfthit 
lAngere  üebnng  und  also  grössere  Sicherheit  im  Amte,  auch  eine  stärkere 
Stellang  des  Prisidenten  gegenttber  von  der  Yersamndong.  Yon  grossem 
Belange  ist  es  somit  in  keinem  Falle,  ob  die  eine  oder  die  andere  Be- 
stimmang  gew&hlt*  wird;  nnd  nur  desshalb  mochte  schliesslich  die  Wahl 
blofli  ftr  Einen  l4indtag  den  Yorzqg  Terdienen,  weil  eine  langjährige  Lme- 
habnng  des  Prftsidentenstuhles  eine  Stellung  in  und  ausserhalb  der  Kammer 
gibt,  welche  eine  endlich  doch  nothwendig  werdende  Yerflndemng  im 
Yorsitae  als  ekie  Yerlegenhdt  erscheinen  Usst.  Die  SchickUchkeit,  nm  nicht 
in  sagen  die  Nothwendigkdt,  einer  Berücksichtigung  laBgJIhriger  Yor- 
BitKuder  ist  in  England  so  sehr  gefühlt,  dass  ein  Sprecher  des  üntethanses 
gewOnlich  snm  Pair  ernannt  wird,  wenn  er  seine  Stelle  nicht  Hoger  he- 
Ijeiden  kann  oder  will.  In  andern  Staaten  ist  nun  ein  solches  Ansknnfts- 
mittel  nicht  wohl  sn  ergreifen;  es  ist  daher  hesser,  die  Finrichtong  m 
treffen,  dass  man  desselben  gar  nicht  bedarf. 

2.  Abtheilung  der  Kammern  in  Sectionen. 

Eine  Terhftltnissm&ssig  gana  neue  Einrichtung  in  reprfisentatiTen  Yer- 
sanunlongen  ist  die  nicht  ganz  sdten  beliebte  Eintheilung  der  Kammern  in 
eine  Anzahl  von  Sectionen,  deren  jeder  eine  möglichst  gleiche  Anzahl 
von  Mitgliedem  sogetheilt  ist.  Weder  im  englischen  Parliamente,  noch  in 
irgend  einer  nordamerikantscfaen  Yersammlung  kennt  man  die  Sache;  ebenso 
war  in  den  grossen  französischen  Yersammlungen  wAhrend  der  Berolntion 
keine  Abtheihing  dieser  Art,  und  audi  in  der  Mffhrsahl  der  deutschen 
Ständeversammlungen  ist  die  Einrichtung  nicht  bekannt  Sie  ist  zuerst  in 
Frankreich  wAhrend  der  Restauration  angeordnet  worden,  und  besteht  nun 


einen  Je  in  knnen  StHiiUMn  wwbMbidio  T«Nitt  «kUit,  Slimi  MlfllMB  «bar  ■.  Z.  flir  41« 

SraakfUrter  VerMmmlang  in  Antrag  gebracht  hat.    (Vorachli^e  «u  «,  GescUKflä-Ontnanff, 
'S*  'if  )  Leutre«  «e<i«ta«h,  uuU:r  näUerer  Ausftüuruug,  oor  fUr  d«a  bctoodern  FaüJ  und  «M 
Mf«iitMiiillchmi  dtoMlbm  Mig«li»rUi«B  acfla4«ii. 
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Mch  in  PreoiMn,  Baden  ond  Belgien  n.  s.  w.,  nnd  war  im  Frankfiuter 
Pkilttnoite  in  üebnng. 

Der  ursprüngliche  Zweck  der  Einriditimg  war  ein  doppelter.  Einmal 
iolite  dadurch  den  Mitgliedem  Gelegenheit  gegeben  sein,  «ichtigere  Ftagen, 
namentlich  alle  GesetBeeentwirfe,  erst  in  kleineren  Kreisen  »i  besprechen. 
Zweitens  waren  did  Sectionen  dazu  bestimmt,  die  Hitglieder  der  AnsachOsse 
£Q  wlhlen,  wns  namentUch  nach  erfolgter  Berathnng  aber  den  Gegenstand, 
ftlso  nach  gencounener  Einsicht  von  den  Sfeinnngen  nnd  der  besondem 
BeiHhiguig  der  einseinen  Mitglieder  der  Section,  za  geschehen  hatte.  Zn 
dem  Ende  worden  die  Sectionen  dnrch  das  Loos  gehildet  nnd  flherdiess 
von  Zeit  m  Zeit  erneuert,  damit  die  möglichste  Dfischong  stattfinde.  Die 
Gründe  aber,  welche  Ar  ein  solches  Yerfiüiren  geltend  gemacht  werden 
können,  sind  nachstehende: 

Tor  Allem  glatd»t  man,  dass  in  dem  engeren  Kreise  der  Seetion  ancth 
die  nicht  mit  Bedegabe  versehenen  nnd  daher  in  der  vollen  YerBammlmig 
regebnassig  stnmmen  ICtglieder  sich  weniger  bedenken  werden  ihre  An- 
sichten mitattbeilen.  üngewandtheit  in  der  Bede  nnd  Schfichtemheit  im 
öffentlichen  Auftreten  seien  keineswegs  Beweise  von  geringer  Begabong  uid 
Tüchtigkeit.  Tiebnehr  seien  gar  nicht  selten  nnt«r  Denen,  welche  der 
BedebOhne  ferne  bleiben,  Mftnner  von  richtigem  Urtheile  nnd  genauer 
Sacfakenntniss,  deren  Meinungen  von  grossem  Gewichte  and  deren  Miuhei- 
Inngen  sehr  belehrend  sein  könnten.  Die  einzige  Art  ihrer  Knizbarmachung 
bestehe  nun  aber  in  einer  Mittheilung  ihrer  Gedanken  an  solche  Genoescn, 
welche  zum  Auftreten  als  Redner  geneigt  und  geeignet  seien. 

Zweitens  wird  vorausgesetzt,  dass  schon  durch  die  Besprechung  in  den 
^  Sectionen  mancher  verkehrte  Gedanke,  manche  falsclic  Aaffassong  far  immer 
beseitigt  werde.  TheUs  lasse  sidi  der  Irregehende  eines  Bessern  belehren; 
theila  werde  ihm  wenigstens  der  allgemeine  Widerspruch  gegen  seine  Auf- 
fosenng  dentUcb,  und  er  verztefate  daher  auf  die  Geltendmachung  in  der 
vollen  Yersammlang.  Knn,  man  ho£Ft,  dass  die  Sectionen  in  der  Art  eines 
Siebee  wirken,  und  dass  in  ihnen  die  gröbsten  Irrthftmer  und  die  sonder- 
barsten Meinungen  bereits  liegen  bleiben. 

Fener  gibt  man  sich  wohl  der  Hoffnung  hin,  dass  es  manchem  Mit-. 
gUede  nur  ftbeihanpt  darum  zu  thon  sei,  irgend  einmal  seine  Weisheit  an 
den  Mt™  zn  bringen,  und  dass  ihm  hierzu  auch  schon  eine  kleinere  Ver- 
sammlung genöge.  Dadurch  werde  denn  aber  der  vollen  Versammlung  viel 
nutzloses  Gerede  erspart  und  somit  entweder  ihre  Berathung  abgekürzt 
oder  vrenigstens  Solchen,  weldie  wirklich  etwas  Bedeutendes  zn  sagen  haben, 
Baum  verschafft. 

Endlich  ist  man  der  Ansicht,  da^s  in  den  Sectionen  zweekmftsMgere 
Wahlen  ftlr  die  Vorbercitungsausschassc  der  iv^uiuuei-n      Stande  kommen 
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ivcrden,  als  in  4«r  voUea  Venaiumiiiiig  «elbit  Dien  aber  wimlBr  am  swd 
OrUnden.  ZmiAdiflt  weil  sich  die  WAUenden  durch  die  Yerhandlnngen  ia 
der  Sectiim  and  Qherhanpt  durch  die  genauere  perMnUehe  Kenntaiss,  weUdm 
das  Zosamaienflein  in*  Ueiaertn  Kreise  gewahre,  mit  grosserer  Saeheihsit 
Aber  die  Beflhigoag  and  fther  die  Bjfhtaag  des  m  firaeaneadea  eatsehcidea 
UoMB.  Es  sei  aiOgüch,  hier  ein  fUrmliobea  Glanbeasbekenatniss  vor  der 
•  Wahl  SB  ^eiliBfea,  wihrend  man  in  der  voUen  Yersamoihmg  im  Blinden 
tappe.  Sodann  aber,  weil  dnreh  Wahl  mittelst  der  Sectionen  auch  Tertreter 
stächsr  Ansichtea  in  die  Aassehflsse  gelangen  kOnnen,  irelche  zwar  in  der 
ToUen  Verttaunlnng  einer  lliaderheit  angehören,  nnd  somit  auf  eine  Wahl 
dnreh  die  entscheidende  Mehrheit  nicht  rechnen  kOnnen,  aber  doch  vielleicht 
in  fjhtiftluyn  Sectionen  die  Oberhand  haben.  IMe  Berflcksichtigaag  ihrer 
Meinang  schon  bei  der  Yorherathaag  sei  aber  eia  Yortheil,  tthecdiesa  eine 
Fofdemng  der  Gerechtigkeit  0- 

Die  Erbhnmg  hat  jedoch  geaeigt,  —  nnd  reifUefaeres  Kachdenken  bitte 
gleich  Ton  Anfimg  daraaf  fthren  kOanen,  ~  dass  diese  vermeintlicfasii  Yor^ 
theile  nnr  in  geringem  Grade  wenn  flberhanpt  bestehen,  and  daas  man 
durch  die  Einthdlnng  einer  repräsentativen  Yersanmdmg  in  Sectionett  an- 
statt Zeitgewinnes  eher  einen  Zeitverlnst  oder  nnr  eine  leere  Fonn  Ter> 
anlaset 

Die  Yorberathaagen  in  dea  Sectionen  sind  aimlicb  hi  der  Thal  von 
geringer  Bedentang;  and  swar  whiken  bienn  verschiedene-  Ursachen  m- 
sammen.  —  Yorerst  ist  nichts  oagewisser,  als  dass  die  verschiedenen  m(ig* 
lieben  Ansichtea  Ober  einen  vorliegenden  Gegenstand  nach  wirUidi  in  allen 
Sectionen  vertreten  shid.  Der  ZaM  treibt  oft  ein  gar  wnaderfiehes  SpfieL 
Eüie  allseitige  Yorhereitaag  lllr  die  Berathang  ui  der  vollen  Yersaannlaag 
ist*  also  schon  aas  diesem  Grande  keiaeswegs  aothweadig  vorhandsn.  — 
Sodsan  ist  es  eine  Tftaschang,  wenn  man  holR,  darch  die  Widerlegai^  In 
einer  Section  der  Kammer  selbst  das  Yorbringen  aabegrBadeter  Meinungen  la 
ersparen.  IQcbt  aar  können  die  Mitglieder,  deren  Anschaaaagea  ia  der 
Section  keinea  BeUUl  gefimden  haben,  der  Uebefaeugong  sein,  dass  sie  in 
der  vollen  Yersammlnng  besseres  Glllck  haben  werden,  dann  aber  natflrlicb 
Bich  von  dem  Yorhaben  nicht  abhalten  Ussen;  sondern  es  kann  sich  such 
begeben,  dass  eine  Meianag  iwar  in  einer  bestiannteB  Section  auf  keinen 
Widerspruch  stOsst,  dagegen  in  der  Yersammlnng  selbst  in  grosser  Minder^ 
holt  ist  Aach  ia  diesem  Falle  wird  sie  natürlich  der  Kammer  aicht  erspart» 
sondern  vielleicht  sogar  mit  um  so  grosserer  Zuversicht  voigetrsgen.  — 
Ferner  kann  flberhanpt  eine  hi  Bmchstflcke  zersplitterte  Yorbersthnng  kaum 
den  richtigen  Erfolg  einer  Abklärung  der  Fragen  and  eine  Yereinfiuhaag 

1)  ygL  übet  diose  an^^ebUcheo  Vortheile  der  AbUteUungea  Mi  tt  er  mal  er,  In  Welcker'g 

sfrtintfqoD,  ae.  V,  a.  ik* 
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der  Stratponkte  hab«a,  weil  die  eiiuelneu  8ectionen>  nicht  wissen,  w»s  ia 
den  ADdeiB  verg^  und  etwa  beschlosseD  wird.  Es  bleibt  also  ein  weites 
AnseinandergelicB  immerbiii  mOgHch;  ja  es  kann  sogar  eine  yeretflndigimg 
dadurch  bedeutend  erschwert  werden,  dass  die  einsefaien  Sectionen  ihre  Ifit- 
glteder  filr  den  Ansschnss  in  versduedeneBi  Sinne  wählen ,  diese  min  aber, 
wo  nicht  rechtlich  so  doch  moralisch  gebnnden  so  sein  glavbea.  —  Endli^ 
and  hanptsAehlich  aber  ist  es  eine  wirklich  naive  Yoraossetning,  m  gjaoben, 
dass  die  Mitglieder  ihre  Ansichten,  ihre  einsetoen  GrOnde  and  die  Art  und 
Weise,  wie  sie  die  Gegner  sä  widerlegen  gedenken,  in  den  fiectionsversanun- 
longen  mittheilen  werden.  Die  Folge  einer  solchen  OifenheRigkeit  künnte 
nlnlieh  gsr  leicht  die  sein,  dass  ihnen  Andere  die  besten  Gedanken  ab- 
lanaehten  und  sie,  wo  möglich  vor  ihnen,  in  der  Yemmmlimg  als  ihre  eigenen 
wrtrOsen,  dadnrch  aber  die  nrsprBngliehen  Eigenthnmer  in  den  Nachtheil 
entweder  etaier  Wiederholong  bereits  vorgebrachtsn  Stoffes  oder  einer  Ter-* 
stOmmelang  der  Bede  nnd  Bewtisihlinuig  brächten.  Jeden  Falles  wurden 
die  Gegner  xom  Yoraos  mit  dem  Angiiffqilane  bekannt  gemacht  nnd  konnten 
sich  also  gegen  denselben  voibereiten.  Weder -der  Eitelkeit,  noch  demEifiBr 
ftr  die  Sache  kann  mit  soldien  Folgen  gedient  sein,  nnd  dasr  Ergebniss  ist 
daher  erfrhningsgcmflss,  dass  gerade  die  bedenteadsten  Ifrtgüeder  aller 
Parteien  nar  einen  Ansserlichen  Antheil  an  den  Yerhandhmgen  in  den  SaetioneD 
nehmen  nnd  ihre  ganae  Kraft  für  dieBeratbnngen  in  der  vollen  Yertammloag 
aaftparen.  Damit  sinkt  denn  aber  vollends  die  Bedeatnng  der  Seetkmen  als 
Anstalt  aar  vorltafigen  Yerstftndignng  und  lor  Abkttrtnng  der  Geschifte  aaf 
Noll  herunter  und  sie  werden  entweder  znm  wesenlosen  Scheine  oder  so  einer 
fdtranbenden  Arena  ftlr  untergeordnete  und  nicht  entscheidende  Kräfte. 

Nicht  so  lingnen  ist  dagegen,  dass  die  Yornahme  von  Wahlen 
mittelst  der  Sectionen  ihre  guten  Seiten  hat,  wie  dies«  in  dem  nächsten, 
dieeein  43egen8taade  gewidmeten,  Abschnitte  näher  besprochen  werden  soIL 
Diese  Wahlart  ist  zwar  wohl  nicht  die  unbedingt  vorzfiglichste,  aUejn  in 
vielen  Fällen  sie  wenigstens  die  vergleichungsweise  beste;  und  in  so  ftme, 
also  nnr  bedingungsweise  und  nur  sn  diesem  Zwedce,  mag  die  AbtheQung 
der  vollen  Yersammlung  in  Sectionen  BilUgung  finden  >). 

Wie  dem  aber  immer  sein  mag,  Jeden&Us  lehrt  die  Erftdmng,  dass 
die  Abtheüuog  in  Sectionen  kdneswegs  die  Bildung  von  Clnbs  nach  der 
Yerwandtscfaaft  der  poUtischen  Meinungen  der  Mitglieder  verhindert;  im 


1)  Kar  raan  ZwMike  dar  WaUca  hmt  ddMr  «och  der  YntuMcr  wIbw  ZeH  die  BOdang  tob 

fttnlkclui  Abtheilunfftn  für  das  Frankftirter  PttrUffient  empfohlen.  8.  „VorschiaRe"  8.  31  fg. 
Die  Sttthnmg  b*t  dann  Micb  bald  gexeij^  dass  alle  Venuche,  »ie  auch  noch  xu  andern  Zwecken, 
Mmenmeh  w  VMbenlhimr  wichtiger  Fvagen  wa  benatMo,  »an«  TergeUloh  waren-  Aoclk 

in  Frankreich  worden  die  s.-,  t'  ii  ri.  V.  nuihme  vom  Wahlen  ab>?crechnet,  ledlfflkh  a1»  Form«:,TPhe 
tinhenrtcilt  Mhr  anerialir«n«  Mitglieder  nahmen  sie  Ittr  Knut  und  nachten  »ich  iu  dea- 
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Gegentheüe  nebmcu  diese  thatsflchlich  die  Strllnng  ein,  welche  maii  durch 
die  Sectionen  ciTeicben  wollte.  Hier  werden  denn  in  der  Tbat  Vorberathangen 
gepflopt  n,  oiii/ulialtcude  Schritte  festgesetzt,  die  Rollen  vertheilt,  selbst  wohl, 
venu  dazu  Zeit  gelassen  ist,  Wahlen  verabredet,  u.  s.  w.  Ob  diese  aasser- 
amtlicbe  Organisation  drr  Tieneren  Stftndevcrsamndungen  nicht  auch  be- 
merkcnswci-thc  Nacbtheile  hat,  ist  eine  hier  nicht  weiter  zu  erörternde 
Frage :  jedenfalls  ist  ihre  allgemeine  Verbreitung  ein  Beweis;,  dass  sie  eineni 
BedOrüiisse  eotsprechen,  welches  die  Seclionen  nicht  befnedtgen 

^.    Die  Wahl  von  Ausschüssen. 

Jede  grossere  VersanunJung  bedarf,  und  zwar  zu  verschiedenen  Zwecken, 
kleinerer  Ausschflsse  aus  ihrer  Mitte.  Namentlich  Men  zwei  Yerwcn- 
dongen  in  die  Aogen.  Einmal  kann  die  Yersammlnng  gegen  Aussen  auf 
diese  Weite  vertreten  werden,  indem  es  nicht  selten  unmöglich  ist,  dass 
sie  in  ganzer  Zahl  selbst  erscheint.  So  z.  B.  zu  Cärenionialzwecken ,  etwa 
Uebergabe  von  Adressen,  Glückwnnschen  mv]  dergleichen;  aber  anch  n 
Geschäften,  unter  anderea  nun  Verkehre  der  Kiinimorn  unter  sich,  zu  einer 
Besprechung  mit  Begienmgsorgancn ,  u.  s.  w.  Zweitens  und  hauptsächlidi 
aber  dienen  Auss  luKve  zur  Vorbereitung  der  Beratbung^  in  der  vollen 
Versammlung.  Ji;  zahlreicher  eine  Versammlung  ist,  desto  Wünschenswerther 
ist  es,  dass  sie  nur  in  wohl  überlegter  Weise  und  nach  bestimmt  formnlirten 
Anlrflgen  vorgehe.  Es  liegt  sonst  die  Gefahr  vor,  di-  sich  die  Verhand- 
Inngen  auf  unlösbare  Weise  verwickeln;  dass  unüberlegte  Beschlflase  gefiMSt 
werden,  deren  Anfrechterhaltung  oder  Zurücknahme  gleich  unzuträglich,  viel- 
leicht unmöglich  sein  kann;  dass  die  Versammlung  sich  überraschen  Hast 
durch  angebliche  Tbatsachen ,  welche  sich  bei  näherer  Prüfung  als  nnriditig 
erwiesen  hätten,  oder  durch  sdiädliche  oud  hinterlistige  Anträge.  Jeden 
Falles  wäre  ein  grosser  Zeitverlust  die  unvermeidliche  Folge  unvorbereiteten 
Eintretens  in  eine  grössere  und  verwickelte  Aufgabe,  wie  z.  B.  in  die  Be- 
lalbung  eines  iMi^gcdehnten  Gesetzesentwurfes,  und  wftrde  Folgerichtigkeit 
in  einer  längeren  Beibe  von  Beschlüssen  und  klare  Anffiissung  derselben 
schwer  zu  erreichen  sein.  Die  Vorbereitung  kann  nun  aber  weder  der 
mftUigen  Thätigkeit  Einzehoer,  noch  aber  dem  Vorsitzenden  allein  Aber- 
lassen  bleiben.  Ersteres  nicht,  weil  es  bald  an  solcher  freiwilligen  Thät^- 
keit  fehlen,  bald  dieselbe  in  Obeireichem  Maasse  eintreten  und  dann  sogar 
selbst  Verwirrung  erzeugen  wflrde.  Das  andere  nicht,  weil  dadurch  eine 
ganz  ungebohriiehe  Gewalt  in  die  Hände  Eines  Mitgliedes  käme,  welches 
flberdiess  unmöglich  die  zur  gentigenden  Yorbereituig  jeder  Art  von 

l)  Eine  »ehr  klare  Einsicht  In  diu  We»en  nnd  TrplTien  solcher  C\ahs  innerhalb  oJner 
^•niheiulen  V«n«uiuiuo^  ^wälirt;  Biederm«nn,  Erinnerungen  «n»  der  Paaltklrohe, 
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Gf«rhflftrii  nothwendicreii  Kenntnisse  haben  könnte.  Vielmehr  niuss  einer 
b  i  iniiutcn,  dazu  besonders  anfgesrbicdenen  Anzahl  von  Mitgliedern  der  Auf- 
trag erthcilt  werden ,  das  vorzunehmende  Geschäft  nach  allen  Seiten 
gemeinschaftlich  zu  bedenken  und  alsdann  der  Versammlung  bestimmte  Vor- 
s.'blägo  zu  dessen  Behaiidluni.'  zu  machen.  Natürlich  haben  solche  Ausschasse 
ihre  Antrfige  nach  Mehrheit  der  Stimmen  festzustellen ;  und  es  ist  billig 
und  zweckmässig,  dass  auch  Miiiderheiten  Gelegeidieit  erhalten,  ihre  ab- 
weichenden Meinungen  v  urzutniL'Pii.  —  Die  Ausschüsse  können  übrigens  wieder 
verschiedener  Art  sein.  Kimaal  verschieden  hinsichtlich  de?  Auftrages ; 
niunlich  entweder  stehende  Ausschüsse,  welche  für  die  Daner  eines  ganzen 
Landtages  gewnbU  sind,  und  welchen  süunutliche  Geschäfte  einer  bestimmten 
Art  zur  Vorbei'eitung  /ngeschieden  werden ;  oder  aber  besonders  gewählte 
(select  committees),  bestimmt  nur  zur  Bearbeitung  einer  bestimmten  einzelnen 
Angelegenheit.  Sodann  verschieden  in  Betreff  der  Theilhaber,  indem  ent- 
weder die  Zahl  derselben  genau  bestimmt  wird  und  alle  übrigen  Mitglieder 
der  Versammlung  ausgeschlossen  bleib<Mi ;  oder  zwar  eine  gewisse  Anzahl 
/unächsi  tlie  Verpflichtung  hat  zu  erscheinen,  von  den  sonstigen  Mitgliedern 
des  Hauses  aber  Jeder  nach  Belieben  sich  betheihgeu  mag  (opeu  com- 
mittees), wo  dann,  je  nach  der  GeschJlftsordnnng  der  einzelnen  Versamm- 
lung, diese  frei'^illig  Beigetretenen  bald  eine  Stimme  haben,  bald  nar  stiU- 
scbweigcnd  zu  ihrer  Belelmmg  anwesend  sein  mögen  >). 

Je  wichtiger  nun  aber  die  Ausschüsse  für  eine  Stiindeversammloug 
sind,  desto  nothwendiger  ist  auch  eine  richtige  Be?tellnng  derselben,  das 
heisst  eine  «olche,  welche  bei  den  Mitgliedern  sowohl  Sachkenntuiss  als 
Unparteilichkeit  erwarten  iässt.  Letztere  Forderung  ist  freilich  in  ver- 
ständiger Weise  aufzufassen.  Unter  Unparteilichkeit  kann  bei  Mitgliedern 
einer  politischen  VersammiuJig  nicht  etwa  Gleichgültigkeit  gegen  den  Erlolg 
und  Mangel  au  einer  bestimmten  Kichtung  verstanden  werden,  sondern  nur 
Geneigtheit,  die  Gründe  für  eine  gegentheilige  Ansicht  nicht  zu  verschweigen, 
vielmehr  dieselben  nach  ihrer  Bedeutung  zu  würdigen,  sowie  Bereitwilligkeit, 
jedes  wirkliche  Recht,  auf  welcher  Seite  es  liege  und  wem  immer  es  zu- 
stehe, anzuerkennen.  Hieran  darf  ei  denn  nun  aber  nicht  fehlen,  wenn  dei* 
Zweck  einer  Vorbereitung  ond  Vereiniachnng  der  Geschifte  wirklich  erreicht, 


j'  Zu  den  Augächüsseii  könucn  di?  in  England  und  Nordamcrik»  bMtebeoden  sog.  „Au»- 
»ehäMe  des  guuea  Hau**«"  ccommittec«  uf  ihn  wüole  huuae;  lugUcher  Weise  nicht  gerechnet 
wcrd«n,  M«  feflbie  kl«inei«  ZaU  von  Mitgliedern,  sondern  die  gans«  VeriMBiiilnw  begrdfiNi. 
Dt  r  ^vntiiltrliche  Name  bezeichnet  nur  eine  freiere  Fonu  der  Verhandlung,  hei  welcher  dasselbe 
Mitgliea  mehr  als  eimnml  «iaa  Wort  ergreifen  kiuin.  Dit^s  ilnttei  nicht  der  Präsident  der  Ver- 
lammlimg,  wmdeni  ein  eigens  dasa  bestimmter  Vorstand  den  Vorsitz  fülirt,  und  dan  diäter 
sog.  Auaschoss  dem  Scheine  nrirh  r\nv:\  Bericht  an  die  eigentliche  Versammlung  erstartet,  ist 
aar  eine  njlrrtsche  Folge  der  t-utruAl  auXgeatellten  Annahme,  dasa  man  e«  mit  ciueiu  Aiuwchusse 
fV  Uran  habe.  -  In  wie  ferne  diise  Man  Bewe>nin)r  der  Bexiirechung  an  «ich  swa^nlailg 
Jif  «d«r  atobtf  iat  «Ine  fkmfa  Ar  ateh)  waldi«  btor  iiiaiit  weiter  arörtort  warden  kann« 
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und  nicht  vielmehr  durch  Vcrpcbwdg<n  oder  Ungerechtigkeit  Streu  hervor- 
gerufen werden  soll.  —  Da  nun  einer  Seits  die  persönlichen  Gesinnungen 
der  einzelnen  Mitglieder  keineswegs  immer  genauer  bekannt  sind,  anderer 
Seits  auch  auf  die  Unbefangenlieit  und  den  reinen  Willen  der  Wahlenden 
nicht  unter  allen  Unist&nden  Verlass  zu  nehmen  ist:  so  ist  es  jedenfalls 
rfttblicb,  bei  der  Zusammen^tzung  der  Commissionen  nicht  blind  auf  den 
Tact,  die  Einsicht  und  die  Ehrlichkeit  der  einzelnen  Mitglieder  zu  ver- 
treuen, sondern  eine  Einrichtung  so  zu  treffen,  weldie  eine  aUaeitige  und 
unparteiliche  Würdigung  in  Aussicht  stellt. 

Es  sind  nan  aber  fünf  verschiedene  Möglichkeiten,  die  Ausschflssc  einer 
StAndeversanunlong  m  bilden:  durch  das  Leos;  durch  Wahl  aus  der  ToUen 
Venamnliing  und  von  derselben;  durch  Wahl  mittelst  Abtheilnngen  der 
Yersammlnng;  aufVorsctdag  des  eine  Maassregel  beantragenden  Mitgliedes; 
endlich  durch  Emeonnng  des  Vorsitzenden.  Jede  dieser  Bestelluugsartci 
hat  ihre  eigenthflmlichen  Folgen,  liber  welche  man  sich  klar  sein  nmss, 
ehe  man  eine  schliessliche  Entscheidung  treffen  kann. 

Was  zunächst  die  Bestellung  durch  das  Loos  betrifft,  SO  ist  allenünis 
das  Verfiüuren  ein  sehr  einfaches  nad  förderndes;  aaeh  leuchtet  ein,  dass 
von  einer  vorbedachten  Zusammensetzung  im  ausschliessenden  Sinne  Einer 
bestimmten  Meinung  und  Absicht  nicht  die  Rede  sein  kann.  D^uioch  ist 
an  eine  Bildung  von  GeschäftsausschQssen  durch  Loos  nicht  zu  denken. 
Nicht  nur  wsre  bei  solcher  Bezeichnongsweise  keine  Möglichkeit,  die  nach 
Charakter  und  Kenntnissen  besonders  tanglichen  Mitglieder  vorzupweise  n 
bedenken,  und  es  könnte  sogar  durch  Spiel  des  Zu&Ues  eine  Gonunission 
geradezu  widersinnig  und  Ucherlich  ausfallen;  sondern  ca  ist  aberhaapt  die 
▼dUige  Absichtlosigkeit  in  der  Personenbeseichnung  ein  aweisdineidiges 
Bdiwert.  Keineswegs  undenkbar  ist  es  nftmlich,  dass  in  einem  dnreh  I^oos 
gebildeten  Ausschusse  die  von  einer  ttberwi^nden  Mdnfaeit  der  Yeraanin* 
lang  getheilte  Absicht  gar  nicht  oder  kaum  vertreten  ist,  was  denn  weder 
nnpartciiseh  noch  fördernd  für  das  Geschlft  wire.  Bodi,  es  ist  wohl 
ttberfltissig,  die  Unzuträglichkeit  einer  solchen  Bfldong  der  AüssdiQsae  aus- 
Dlhrlieh  sa  besprechen;  vielmehr  darf  als  aq^ofriieo  aogenommen  werden, 
dass  nur  ganz  formelle  und  mit  der  Verschiedenheit  pcditisdier  4***'f''*f" 
sowie  mit  besonderer  Tüchtigkeit  der  Mitglieder  in  gar  keiner  Bedehnng 
stehende  AafirAge  auf  diese  Weise  besorgt  werden  kAnnea.  Also  2.  B. 
Abordnoagcn  zu  Uebcrbringnng  Ton  Besddttssen ,  nur  Yortretung  der  Yer* 
Sammlung  bei  Feierlichkeiten  n.  dgl. 

Als  eine  ganz  natürliche  Bildangsweise  ^er  Ausschüsse  erseheint  auf 
den  ersten  Blick  eine  Wahl  durch  die  volle  Yersammlnng  und 
aus  derselben;  dennoch  stellen  sich  bei  gd»»^  Betracbtong  bedeutende 
Bedenken  heraus.  —  Vorerst  and         ^e»  Unsttoden  ist  eine  solche 


Digitized  by  Google 


Die  OMdilflafirdinrogen  der  SMadeTersaminluDgen.  399 

Walil  in  einer  /.ahlreichen  Versammlung  ein  höchst  zeitraubendes  Gefichäft. 
Angenommen  z.  B. ,  dass  die  Versammlung  aus  GOO  Mitgliedern  besteht, 
der  zu  wählende  Ausschuss  aber  nur  aus  fünfzehn  Mitgliedern  bestehen 
soll,  so  ergibt  '^ich  eine  Aufzeichnung  von  9000  Namen ,  welche  nun  unter 
Controle  gezöhlt  und  geordnet  werden  müssen.  Da  nun  die  "Wahl  von 
Ausschüssen  häufig  vorkommen  kann,  so  ist  ein  solches  schwerfälb'ges  Ver- 
fahren sicher  nicht  wünschenswerth.  Doch  ist  dieser  Uebelstand  noch  der 
geringste.  Zur  vollständigen  Einsicht  in  die  Folgen  dieser  Bildungsweise 
mttssen  die  zwei  möglichen  Fälle  wohl  unterschieden  werden,  ob  die  Wahl 
nnmittelbar  nach  dem  Antrage  und  somit  ohne  vorgängige  Besprechung 
unter  den  verschiedenen  Parteien  in  der  Versammlung  vorgenommen  wird, 
oder  ob  eine  solche  Verabredung  voranging.  —  In  dem  ersten  Falle  werden 
sich  die  Stimmen  mhr  zersplittern,  was  denn  nicht  nur  die  Folge  hat,  daas 
Einzelne  der  Gewählten  nur  durch  eine  verhältnissmässig  geringe  StJnmieii« 
zahl  ernannt  sind;  sondern  auch,  dass  möglicherweise  die  vom^swdiie 
Tauglichen  ausgesrhlossen  bleiben  können.  Eine  solclie  Zusammensetzung 
gibt  dem  Zufalle  aUngfonen  Spielraum,  und  kann  eine  der  wirklichen 
Stimmung  der  Versammlnng  und  einer  tüchtigen  Besoi^ong  des  GescbAftes 
durchaus  widersprechende  Bildung  der  Commission  zuwege  bringen  *).  — 
Wenn  aber,  zur  Vermeidung  dieser  Uebelstände,  eine  vorläufige  Besprechung 
vorangeht,  so  ergeben  sich  im  Zweifel  auch  entschiedene  Parteiwahlen« 
Es  ist  ganz  natürlich,  dass  in  solchem  Falle  jede  der  Parteien  ihren  eigenen 
Angehörigen  den  Vorzug  gibt;  nnd  wenn  sich  etwa  auph  mehrere  solche 
Abtbeilongen  der  Kammer  Aber  eine  gemeinschaftliche  Wahlliste  vereinigen, 
80  sind  08  doch  immer  nur  die  einander  mehr  oder  weniger  Nahestehenden, 
und  von  einer  eigenIliclMD  Unbefiuigoiibeit  nnd  von  einer  Anssuchung  nur 
der  Tflcbtigsten  in  einer  ganze»  Versammlnng  ist  nicht  die  Rede.  Damit 
wird  demi  aber  ein  guter  Theil  des  Zweckes  einer  Vorberathung  durch 
fliBBD  Aasschnss  verfolül.  Es  kann  sich  leichl  begeben ,  dass  anstatt  einer 
unbefiuigenen  WtUrdigimg  ind  Abwägung  der  verschiedenen  nicht  nnr  mOg- 
hoheii,  sondern  in  der  Versammlung  wirklich  vertretenen  Meinungen  eine 
gm  einseitige  Berichterstattung  erfolgt  und  selbst  zahlreiche  Minderheiten 
gar  nicht  beachtet  sind.  Diess  führt  denn  aber,  weil  die  Thatsachen  da^ 
durch  nicht  geändert  sind,  und  die  in  dem  Ausscbnssberidite  nicht  ver- 
tretenen Meinungen  um  so  sicherer  in  den  Berathongen  der  vollen  Ter- 
Sammlung  hervortreten,  zu  ausgedehnten,  verwickelten  und  bitteren  Debatten. 
Es  kommen  nw  sahireiche  Verbesserungsanträge  ein,  deren  Erörterung 
leitraubend,  deren  augenblickliche  Würdigung  schwierig  und  deren  Verstellung 
zur  Abstimmung  verwineod  sein  kann.  —  Hieraos  folgt  denn  w<^,  dass 

1}  Im  «wgHtBliwi  Umwrham»  wtrt  «I <maU     Amwlww aadia  tinÖMgm^  «Ii  —  Lünern 
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Aasschasswahlen  dnreh  die  gan29  yertaaugBlnng  jeden  Falles  nw  bd  tmbe- 
deutenden  Veranlassnngen  md  bei  dringendster  Eile  alsbftld  nach  dem  An- 
trage und  ohne  Möglichkeit  eberYorbereitong  Torgenonmen  frerden  sollten; 
dass  nbrr  aach  vorbereitete  Wahlen  dieser  Art  keineswegs  mit  Sidierlieit 

ein  günstiges  Ergebniss  ermigen* 

So  bietet  sich  denn  die ,  in  mancben  Versammlnngen  auch  wifUidi 
eingeführte,  Wahl  mittelst  Sectionen  und  ans  denselben  als  Ans» 
kunftsinlttei  dar.  Es  lässt  sich  nicht  verkennen,  dass  dieser  Einrichtung 
iiidirere  nicht  anbedeutende  Yortheile  nur  Seite  stehen.  In  solchen  Seetionen 
(s.  den  vorangehenden  Abschnitt)  sind  Besprechungen  Uber  den  Gegenstand 
möglich  und  sogar  Zweck ;  and  wenn  man  skb  anch  keine  Unschnng  machen 
darf  über  die  volle  Bedeutung  solcher  Yorrerhandlangen,  so  können  sie  doch 
immer  dazu  dienen,  die  vorläufigen  Ansichten  der  Hitglieder  nnd  ihre  ^w» 
besondere  Befähigung  zur  Behandlung  der  Aufgabe  bekannt  in  macheiL 
Es  ist  also  zu  erwarten,  dass  die  Wahlen  mit  grösserer  Parken-  imd 
Saclikenntniss  vorgenommen  werden.  Sodann  wird  die  Tersammlong  durch 
die  vom  Loose  bewerkstelligte  Eintheilung  in  Sectionen  in  andere  Weise 
zerlegt,  als  durch  die  freiwilligon  Paiteizusammenschaarungen.  Damit  ist 
denn  aber  auch  Minderheiten  eher  eine  Möglichkeit  zur  Vertretung  in  den 
Commi'^sionen  gegeben,  was  thcils  dem  Zwecke  der  Vorberathung  an  sich 
forderlich  ist,  theils  Leidenschaften  beseitigt.  Endlich  ist  es  kein  zu  ver- 
achtender Yortheil,  dass  durch  diese  Wahlen  in  kleineren  Kreisen  eine 
gleichmässigere  Heranziehung  der  Mitglieder  der  Versainiulung  zu  den  Ge- 
schäften bewerkstelligt  wird,  als  wenn  die  Wahlen  in  der  vollen  Versammliiiig 
geschähen.  In  letzterer  werden  leicht  dieselben  Namen  wieder  erscheinen, 
weil  sie  sich  Jedem  zuiuitli-L  aulUnagcu  und  Jeder  dieser  lü-iuiiei-uiiL'  un- 
mittelbar Folge  giebt ;  in  den  Sectionen  dagegen  ist  l  iiM  iNeits  die  Wahl  aui 
die  Mitglieder  beschrankt,  andererseits  leicht  in  Ij-fahnnig  zu  bringen,  wer 
bereits  in  Ausschüssen  beschalugi.  ist  und  welche  Kriifte  noch  unbenutzt 
liegen.  Allerdings  werden  jene  der  ganzen  Versaminiuiig  gegenwüriigc 
Männer  die  henorragcndercn  sein;  allein  damit  ist  nicht  gesagt,  dass  ihre 
Verwendung  bei  jeder  Gelegenheit  gerade  die  förderlichste  Vorbcrcuuiig 
für  die  Geschäfte  ist,  und  dass  nicht  die  Nutzbarmachung  aller  überhaupt 
vcn Mol  aren  Kräfte  schliesslich  ein  besseres  Ergebniss  gewährt.  Weniger 
bekaiiiiic  und  La  i haltigle  Abgeordnete  werden  sich  die  Wahl  in  einen  Aus- 
schuss  zur  Ehre  rechnen  und  sich  alle  Mtthe  geben,  dem  ihnen  ertheilten 
Auftrag  gerecht  zu  werden,  während  die  Führer  der  Versammlung  vielleicht 
zu  sehr  in  Anspruch  genommen  sind ,  um  sich  einem  einzelne  Gegenstande, 
namentlich  wenn  er  keine  unmittelbare  politische  Bedeutung  hat,  eifrig 
widmen  zu  k< ma r  und  zu  wollen.  —  Aber  allerdings  hat  die  Wahl  durch 
Seciionen  auch  ihre  ^achtheile.   Für  eine  wirkliche  Vertretung  der  ver- 
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schiedoiien  Meinungen  durch  die  Soctionswahlen  kann  nicht  eingestanden 
worden,  da  möglithcnveise  eiue  Partei  oder  aueli  eine  Ansicht  über  einen 
bestimmten  Gegenstand  zwar  in  allen  Sectionen  vertreten,  aber  überall  in 
der  Mindensahl  sein  kann.  Sodann  und  hauptsäeldich  aber  kann  es  sich 
gar  wohl  begehen ,  dass  der  Zufall  des  Looses  die  Sectionen  ungtlustig 
gebildet  hat ,  in  so  ferne  sich  in  einer  und  derselben  Abtheilung  eine  An- 
zahl bedeutender  Männer  oder  solcher,  weiche  mit  dem  vorliegenden  Gegen- 
stande besonders  vertraut  sind,  zusammenbefindeu ,  während  andere  Ab- 
tbeiluugeu  nur  aus  weniger  Brauchbaren  bestehen.  Da  nun  jede  Section 
nur  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen  hat,  so  vermag  in  solchem  Falle  die  eine 
lange  nicht  alle  ihre  Kräfte  zu  verwerthen,  wilhrcnd  die  andere  nothge- 
dnmgen  und  bewusst  ein  minder  taugliches  Mitglied  absendet.  —  Das 
Ergebniss  ist  also  wohl,  dass  zwar  die  Znsammensetzung  der  AusschQsse 
durch  Sectionen  und  aus  denselben  Manches  für  sich  hat,  dass  sie  aber  nicht 
das  einzige  Princip  zur  Bildung  der  Ausschüsse  sein  darf.  Abgesehen  nämlich 
von  den  F&llen,  in  welchen  überhaupt  eine  der  Übrigen  Krneunungsweisen 
vorgezogen  werden  mag ,  drängt  es  sich  jeden  Falles  als  eine  Verbesserung 
auf,  wenn  nach  vollendeter  und  bekanntgemachter  Sectionenwald  auch  noch 
jedesmal  ans  der  vollen  Versammlung  eine  Anzahl  von  Mitgliedern  genommen 
wird.  Auf  diese  Weise  ist  es  dann  wenigstens  möglich,  auch  solchen 
Männern  nachträglich  eine  Stelle  in  einem  Ausschüsse  zu  geben,  welche 
der  Zufall  der  Seetionsznsammensctzung  ausgescblossen  hat  und  deren  Mit- 
wirkong  doch  nicht  gut  entbehrt  werden  kann. 

Sehr  häufig  werden  in  dem  englischen  Unterhause  die  Ausschüsse  (select 
oommittees)  auf  die  Weise  gebildet,  dass  dasjenige  Mitglied,  welches 
den  Antrag  auf  Kiedersetzung  einer  Commission  gestellt  hat,  die  Namen 
der  von  ihm  für  dieselbe  Vorgeschlagenen  zuvor  bekannt  macht,  imd  nun 
an  dem  festgesetzten  Tage  über  jeden  derselben  einzeln  abstimmen  lässt, 
wobei  denn  das  Haus,  auf  Antrag  irgend  eines  Mitgliedes,  die  Genannten 
bestätigen ,  beseitigen  oder  mit  weiteren  Thcilnehmem  verstärken  kann  *).  — 
Dieses  Verfahren  empfiehlt  sich  vor  Allem  durch  seine  vollkommene  Offen- 
heit tmd  durch  die  der  ganzen  VersammlllDg  BO  wie  den  dnzehien  Partheien 
gegebene  Möglichkeit,  den  Vorscldag  zu  prüfen  und  zu  verbessern  zu 
suchen.  Auch  ist,  in  der  Regel  wenigstens,  kein  grosser  Zeitaufwand  damit 
verbunden.  Endlich  liegt  es  augenscheiiüich  in  dem  eigenen  Vortheile  des 
Vorschlagenden ,  tüchtige  und  der  Versammlung  genehme  ^länuer  in  Autrag 
zu  bringen,  auch  offenbare  Partheilichkeit  zu  vernieideii.  lu  so  ferne  mag 
also  immerhin  diese  Vci-fahrensweise  empfohlen  wei-deii.  Doch  ist  nicht 
in  Abrede  zu  stellen,  dass  sie  aoch  ihre  Schattenseiten  hat.  Die  Mög- 
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liehkcit  eiues  Widerspruches  uegon  einen  Vorgeschlageuen  und  eine  Vt  r- 
wenduug  desselben  ist  ftlr  den  Heticlitudcii  um  so  weniger  augcnelim,  uls 
(nach  einer  an  sich  ganz  zwcckmftsBigen  weiteren  Bestimmnng)  der  Antrag- 
steller fcich  von  der  Bekanntmachung  seiner  Liste  der  Geneigtheit  mr  An- 
nahme von  Seiten  der  sünimtlichon  Genannten  iöruiiich  ,zu  versiclum  hat, 
somit  eine  Zurückweisung  doppelt  euipfindlich  fällt.  Diess  mag  denn  man- 
chen für  das  GeschÄft  sehr  wttnsrhenswerthen  Mann  abhalten,  sieh  vor- 
schlagen zu  lassen.  Sodann  sind  uatiquickliche  Verhandlungen  tiher  einen 
Beizubehaltenden  oder  zu  Beseitigenden  nicht  ohne  Beispiel,  und  sie  streiten 
gegen  die  Regel,  möglichst  alle  Persönlichkeiten  von  der  Öffentlichen  Be- 
sprechung ferne  zu  halten.  Endlich  ist  natörlich  auf  eine  volle  und  unbe- 
dingte ünpartheilichkeit  des  nrsprUnglichen  Vursclüages  nicht  zu  rechnen, 
im  Gegentheile  anzunehmen,  dass  der  Antragsteller  hauj>tsärhlich  Freunde 
seiner  sachlichen  Absicht  und  persönlich  Geneigte  neiuieu  wird.  —  Will 
man  denn  nun  aucli  diese  Missstäude  nicht  so  hoch  in  Anschlag  bringen, 
dass  man  das  gaaze  Verfahren  fttr  ein  «nznlftssiges  erklärte:  so  sind  sie 
doch  jeden  Falles  von  der  Bedeutung,  dass  e«<  nich*  r:»thsam  erscheinen 
will ,  dasselbe  als  das  gesetzlich  notiiwendige  cmzuitihren.  Vielmehr 
scheint  es  billig,  dem  Antragsteller  /u  überlassen,  ob  er  diesen  Weg 
einschlngcü  oder  eine  der  übrigen  zulässigen  Bildungsweisen  verlangen  will. 
Rücksicht  auf  die  eigene  Person  und  auf  das  Gedeilien  seiner  Ab<;ichten 
wird  ihm  dami  namentlich  rathen,  in  VersAtimliuigi  u ,  welche  leideubclialt- 
lich  auiigeregt  und  in  bitter  feindliehe  Partbeien  zerrissen  sind,  andere  Wege 
einzuschlagen,  welche  keiue  Gelegenheit  zu  gehässigen  und  verletzenden  Aul- 
tritten geben. 

Jeden  Falles  ist  also  auch  noch  die  letzte  Möglichkeit  der  Bildung  von 
Ausschüssen,  nfimlich  die  Ernennung  derselben  dnreh  den  Vor- 
sitzenden, in's  Auge  zu  fa'^M  n  Die«;n]he  ist  theils  in  lic^tinirnten Fällen  im 
englischen  Parliamente,  hauptsächlich  aber  in  dvu  amenkaniscben  Versamm- 
lungen gebränehlich,  dabei  aber  (wenigstens  in  England)  herkömmlich,  dass 
nicht  nur  der  Antragsteller,  sondern  auch  die  bekanntermaassen  mit  dem 
Gegenstande  vertrautesten  Mitglieder  des  Ilausrs,  nnri  zwar  sowohl  von  der 
ministerienGn  als  von  der  Oppositions^^eite  1)>  zeichnet  werden.  —  Maiich- 
fache  Vortheile  sind  einleurlitend.  Nicht  nur  ist  das  Verfahren  ein  sehr 
einfaches  und  für  die  Vei  siiiiriilung  bequemes;  sondern  es  lässt  sicli  auch 
auf  diese  Weise  die  unter  den  gegebenen  Umstünden  wünschenswerthe  Zu- 
sammensetztmg  des  Ausschusses  bewerkstelligen.  Einerseits  nämlich  kömien 
die  sachverständigsten  Mitglio<itr  gs  wählt  werden,  und  zwar,  wo  etwa  ver- 
schiedene praktische  oder  theoretische  Ansichten  zu  vertreten  sind,  die 
Stimniführer  der  verscbiedenen  Richtungen;  andererseits  ist  es  auch  leicht, 
jeder  in  der  Veroamuüun^  bestehenden  politischen  Pftrthei  eine  klqge 
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Bertdreichtigiing  schon  bei  der  Voiix  nitung  einzurSamcn.  Hierdurch  wird 
man  aber  sowohl  einer  sachlichen  hosseren  Bearbeitung  der  Frago,  als  auch 
einer  ruhigeren  Verliandlung  im  Hause  selbst  versicheii.  Kn^ihch  ist  rs 
nicht  gleichgültig,  dass  dadurch  eine  billige  Vertheilung  der  Ge-i  häfto  leicht 
ru  bewerkstelligen  ist.  —  Aber  es  treten  freilich  auch  Bedenken  entgegen. 
Einmal  die  Möglichkeit  grosser  Partheilichkeit ,  sei  es  gegen  Antragsteller 
sei  es  gegen  ganze  Abtheiluugen  der  Versammlung,  Sodann  aber,  und  zwar 
als  nothwendige  Folgen  einer  solchen  Ungerechtigkeit,  heftige  und  ausge- 
dehnte Verhandlungen  in  der  Vcrsamnduug  und  eine  entschiedene  Abneigung 
Mancher  gegen  den  Vorsit2endeu.  Diese  Schattenseiten  sind  so  bedeutend, 
dass  von  einer  Annahme  der  Einrichtung  nicht  die  Rede  sein  kann,  wenn 
sie  sich  nicht  beseitigen  lassen.  Es  leuchtet  nun  aber  wohl  ein,  dass  durcli 
die  blosse  Vorlegung  der  getroffenen  Zusammensetzung  zur  Billigung  oder 
Missbilligung  der  Versammlung  selbst  dieser  Zweck  nicht  erreicht  werden 
kann.  Diese  Vorlegung  versteht  sich  freilich  von  selbst;  allein  eine  Aus- 
übung des  der  Versammlung  zustehenden  Rechtes  der  Verwerfung  oder 
Umänderung  der  Zusammensetzung  ist  ein  sehr  häckeliges  Unternehmen, 
welches  leicht  zu  ärgerlichen  Persönlichkeiten  und  zu  bitterer  Störung  an- 
statt Förderung  der  Geschäfte  ft\hren  kann,  ausserdem,  namentlich  bei 
häufigerer  Anwendung,  höchst  bedenklich  wäre  für  das  Ansehen  des  Vor- 
sitzenden. Es  kann  also  eine  solche  Veränderung  der  Zusammensetzung 
eines  Ausschusses  durch  den  Vorsitzenden  nur  als  ein  Kothbelielf  und  als 
ein  Ausnahmefall  betrachtet  und  angewendet  werden.  Auch  von  der  Modifi- 
kation, dass  der  Vorsitzende  seine  Wahl  nur  unter  Billigung  des  Gesammt- 
vorstandes  der  Versamndung ,  also  des  oder  der  Vicepräsidenten  und  der 
Schriftführer,  zu  treffen  hätte,  lässt  sich  keine  Beseitigung  des  möglichen 
üebels  erwarten.  Wenn  nämlich  dadurch  auch  persönlichen  Abneigungen 
des  Präsidenten  begegnet  wird,  so  sind  Partheiwahlen  nur  unvollkommen 
verhindert,  da  die  bäninitlichen  Beamten  der  Versammlung  von  derselben 
Mehrheit  und  in  derselben  politischen  Richtung  gewählt  zu  sein  pflegen. 
Ausserdem  wird  an  die  Stelle  der  einfachen  objektiven  Zweckmässigkeit 
jedenfalls  der  Schein,  vielleicht  auch  die  Wirklichkeit,  einer  Vereinbarung 
oder  einer  Meinungsver-ehiedenheit  gesetzt.  Namentlich  wird  es  nicht  gut 
wirken,  wenn  sich,  (was  ja  doch  möglich  ist,)  in  dem  Gcsammtvorstande 
bleibend  eine  Mehrheit  und  eine  Minderheit  hinsichtlich  der  Besetzung  eines 
Ausschusses  bUdct,  diese  Thatsache  aber  den  Betreffenden  und  der  Ver- 
tmmmH"c  bekannt  wird      —  Das  Ergebniss  ist  also,  dass  diese  Bildung 


l)  W«BB  dir  YtoiHMr     i|VoiMUi(«<*  S.  Sl,)  fttr  daa  fraaklürter  Parlameot  eine  ErDennun« 

HMlfMbMMMh  nicht  wlderleif'en ,  VorauAsetiunK.  'Iii--'*  'f^  nothwendig  stttnnlichen  und 
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[o8^<^6e  da  «iwfliidbar  ist,  wo  ein  ToUkommenes  Yertnioi  in  die 
Billigkeit  pdL  .T(^A]ltB  in  die  UnporthdlidikAift  des  Vorsitzenden  besteht. 

-.^  YoTMusetnngen  statl- 

otoil,  wenn  dordi  eine  lange  parkmentariscbe  Uebong 
der  Beehte  des  Yonitnnden  m  einer  moralischen  Unmög- 
lichkeit geworden  ist;  zweitens,  wenn  die  Yersammlong  selbst,  ebenfiüls  in 
Folge  grOndlicher  politischer  Bildnng,  bei  der  Wahl  des  YorsitiendflB  » 
nichst  aof  dessen  persönliche  Thiligi[eit  and  besonders  anf  seine  Unpaithei* 
liehkeit  Bttcksi^t  nimmt,  nicht  aber,  oder  wenigstens  nicht  hi  erster  linie, 
auf  sehie  PartheisteUang.  Biese  Yorafissetsnagen  sind  denn  mm  aber 
keineswegs  ttberall  vorhanden;  am  wenigsten  alsbald  nach  der  EinAhnqg 
des  reprisentativen  STitemes.  Und  wenn  gar,  wie  in  Amerika  oi»  nge» 
standen  und  nngesehent  gehandelt  wird  *),  das  Eineanangneciit  dee  Yer- 
standes  ledigUcfa  im  Sinne  nnd  com  YortheOe  sehier  Parthel  bestinnifc  ist: 
so  ist  diese  Art,  die  Ansschflsse  m  bilden,  von  allen  umweiüBlhaft  ^ 
soUecfateete. 

Unter  diesen  Umstlnden  ist  denn  wohl  die  Frage  nach  der  Bildnng 
der  AoM^gsse  sehliesslicfa  dahin  so  beantworten:  dass  eine  Znsammen- 
setEong  dBTch  Loos  nmr  in  den  oben  nlher  beieichneten  gleichgalügen 
Flllen  mO^idi  ist;  eine  Wahl  dnrdi  schriftliche  Abstimmang  der  ganien 
Yersammlnng  höchstens  fttr  hlemere  StAndeversammlangen  passt,  welche 
m  einer  Abtheilnng  in  Sektionen  nicht  sahfareidi  genog  sind;  dass  also 
ehw  Wahl  dnrA  Sektkmen,  (namentlich  mit  der  Möglichkeit  eines  Zn- 
satses  ans  der  vollen  Yersammlong),  oder  namentlicher  Vorschlag  des 
Antragsteilers  so  lange  das  Bksfatige  ist,  als  nicht  eine  Uebertragung  der 
Znsammensetnmg  an  den  Yorsitaenden  allein  als  mOg^  ersdiebit  Ob 
aber  dieser  letztere  Grad  von  AnsbUdnng  bereits  eingetreten  säe,  liest  sidi 
dadordi  erproben,  dass  dem  Yorsitaenden  Tersnchsweise  die  ehie  oder  die 
andere  Bildnng  eines  Ansschnsses  ttbertragen  nnd  nnn  die  Er&hrang  be- 
fimgt  wird,  ob  sie  sor  Zofriedenheit  der  Yersammlnng  aoefUtt  Ist  dem 
also,  so  mag  die  Uebong  ausgedehnt  nnd  allraihlig  zor  gewöhnlichen  Ord- 
nung der  Dinge  gemacht  werden;  im  entgcgengcs^zten  Falle  kehrt  man  m 
den  andern  Besetzungsarten  zorflck. 

4.  Oeffentliehkeit  der  Verhandlungen.* 

Uniwdfelhaft  giebt  es  Falle,  in  welchen  eine  repräsentative  Yersamm- 
lnng veretftndigerweise  nnr  bei  verschlossenen  Thfiren  verhandeln  nnd  be- 
schHessen,  nnd  in  welchen  anch  ebie  Bekanntmachong  des  VorgeMenen 

durchziuetzen  sein  wUrden.   UeM|tM  Ist  MHh  die  VTakl  donh  dm 
Je  cur  Anwendung  gekommen. 

1)  a.  Gm blof ,  Law  «ad  i^Mlke  of  Legl»L  A«Mmbliw,  8.  796. 
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dnrch  die  Presse  entweder  gar  nicht  oder  wenigstens  erst  in 
Zeit  als  passend  erachtet  werden  kann.  So  z.  Br  die ' 
rigor  ood  geflOirlicher  Yerhftltnisse  m  andsm  Staaten;'^ 
heiten  der  Yersanmdnng  selbst;  persönliche 
haopte  n.  dgl.  Bestimmte  and  flir  alle  YerhfUtnisse  passäiile 
lassen  sich  dahei  nicht  ao&tellen,  sondern  es  hlingt  diess  theils  Ton  den 
Umstlnden  im  einzelnen  Falle,  theils  vtm  dän  Grade  der  politischen  Ent- 
wicfcehmg  des  Volkes  nnd  der  Begierong  ab,  nnd  es  mttssen  oberall  Ge- 
schfiftsformen  bestehen,  welche  es  nicht  nur  der  Begierong  ond  dem  Vor- 
sitienden  einer  Versammlnng,  sondern  ancfi  jedem  einzelnen  Sfitgliede  leicht 
madien,  wenigstens  einen  Antrag  aaf  eine  geheime  Sitzang  za  stellen  ond 
die  Veriiandlnng,  ob  der  Gegenstand  in  solcher  Weise  zu  behandeln  sei, 
in  Abwesenheit  aller  Nichtgenossen  za  veranlassen  ^.  —  Allein  eben  so 
offenbar  erfordert  es  Pflicht  ond  Klngheit  von  jeder  Yolksvertretongs  dass 
sie  nvr  in  seltenen  and  dringenden.  AnsnahmsfUlen  eine  Geheimhaltung  ver- 
wUligt,  sondern  ▼ielmehr  als  Begd  die  Tollkommenste  OeffentlichkeH  ihrer 
Yerhandlnngen  festhält  Es  ist  eine  solche  Darlegung  ihres  ganzen  Yer- 
haltens  die  einzige  wirkliehe  Yerantwortnng  gegcnflber  Ton  dem  Y<dke  und 
Ton  den  Wihlem  insbesondere;  sie  ist  aber  zu  gleicher  Zeit  auch  das  beste 
Mittel,  eine  Stutze  in  der  öffentlichen  Meinung  und  einen  BttckhaH  bei  der 
Gesammtheit  der  Bürger  zu  erlangen.  Eine  richtige  Bedang  der  Oeflfeni- 
hchkeit,  welche  einerseits  eine  Beeinträchtigung  derselben  blosser  WillkObr 
und  scideehter  Absicht,  andererseits  ihr  Bestehen  Missbriuchen  entzieht, 
gehört  daher  zu  den  wichtigsten  Theilen  der  GeschAftsordnung. 


1)  Die  OeffenUichkeit  üer  Bitzuugtsn  repnUenUtiver  VcrBommlungon  ist  iu  verhältoiMmäuig 
neoer  Zeh  mtstaadeB.  In  den  beide«  HioMrn  d«a  «ngliichmi  FMttaiMtM  werde«  kaam  seit  hun- 

df rt  Jiihrcn  thatsüt'hlich  I'ri'iinli'  7UL'i  l:i-<'<i'n  ;  olifn>>o  ist  inAlll0fl)(H  f*rsf  seit  i1<t  KiiifülirnriK'  'ler 
iUigcn  UniouaveiikMaug  tJliuählit;  UlfeitUichlieit  Sitte  Kewocden.  iui  Suuatu  werden  i«u(fur  er»l 
fflH  den  Jaltf«  1TC6  NtehtMltffUeder  ««dstdet,  md  MSbtt  llit  noch  nleftt  bei  allen  iLiten  von 

(;iv»<  li;iftt  ti  <Io>-..lh«  ii.  NmcIi  iK  sti-ht  n  in  ilic-ciii  Aii^'-nWicUe  oilf  VcrfasNiinjri'n  vim  Olieder« 
»Uatcu ,  in  wulclicu  der  uauutliclkkcit  der  Uiuiuigvii  mit  liciueiu  Worte  Erwabnuiig  geschieht; 
Md  von  enen  Stuten  tot  Teue  der  einige,  In  welchem  de  nnbedlugt  TorgMehriabeB  tot. 

S,  CiishiiiK.  T,a\v  aiül  ;tt  i.  tu  i'.  8.  i:W  ftf-  Auf  ilt  iii  eurolijiist  hin  F.  sf';mili'  wiinlo  «lic  OttTcnt- 
Ucbkeit  uiit  der  frauzusiitciieu  Kerulution  eingetulirt ,  und  die  ucueni  Vertas»uugen  M-lireibea 
•le,  ab  Regel,  gewBlmHeh  vor.  Doch  rind  tmmer  noch  einsafaie  einte  Kammera  nasogSiiglteh. 

-  Im  Uebrlgcu  besteht  in  so  forno  ein  \v( nlüi  h.  i  T'nt.T><  hii  'l  hinsichtlich  der  OctTentlichkcIt. 
«1«  in  Kngtand  und  in  ciueui  Theil  der  ameriluiuiÄclieu  stuuCtu  die  Anwesenheit  l'renider  nur 
UMtriMdfA  «edaMet,  dagegen  In  dwn  Seele  der  maarikantoehen  Staaten  und  in  MimintUchen 

europKigehcn  festWindisehen  Stauten  t'esel/lich  »resfattet  int.  Dicss  »her  hat  die  nicht  nnbe- 
^euteade  practaavhe  Folge,  diws  es  in  den  Versainuüungen  der  letztem  Staaten  eines  ausdrUck- 
UfiHitia  nmchhwiw,  atoo  der  Zneltannaig  einer  Mehriieit  der  Mitglieder,  oder  etwa  eines  fSnn- 
liehen  Verlangen!*  der  ReKionmg  zur  Entfernun»?  der  Fremden  »ledurf.  wiihrcnd  in  England 
ond  In  einem  Theile  von  Amerika  die  BemerkunK  einzigen  Mittfliedes,  dans  er  Fremde 

in  demHanae  hemeriw,  Mi-^ieht,  un  dan  VoiaHxcndcn  die  alxbaldigo  Räumung  der  Oallerieen 
zur  Prti.  ht  zn  inaehen.    DaW  eine  fönnlieho  fre.Hetzlielie  Kegoloas  einer  thatsächllchen  Ung«- 
sculichkeii  vorzuziehen  let»  kann  um  so  weniger  einem  Zwelfcl  naletlicgcn,  als  eine  In  die  Hand 
•inea  Jeden  Mltslledea  gel««««  AoMoliikMuiz  mÖgUeliwweiM  mtoatanneht  wevdSD  kann. 
T,  Hohl,  Staatotecht.  Bd.  L  20 
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ZanicbBt  bestellt  aUetdings  die  OeffentHchkdt  ständischer  Teriumd- 
laagen  in  der  Znlusang  Ton  ZnbOrem  za  den  Sitningen;  doch  ist  diese 
keineswegs  des  einzige  ond  nicht  ehunal  des  wichtigste  Mittel.  Die  Be- 
kanntmechttog  der  gesanuntcn  stindischen  Tfaittgkeit  dnrch  die  Presse  ist 
bei  Weitem  sicherer  ond  unendlich  ausgedehnter. 

£ine  Anwesenheit  fremder  ZnhOrer  hat  ihre  guten, .aber  auch 
ihre  i^Miwimfü  Seiten,  üm  sich  hiervon  m  ttberaeagen,  braucht  man  bhMs 
das  Verhalten  einer  und  derselben  Versammlnng  wAhrend  einer  Öffentlichen 
ond  während  einer  geheimen  Sitzong  mit  einander  zu  vergleichen,  ond  swar 
schon  bei  gans  nonnalen  Znstftaden  ond  keineswegs  ftbermSssiger  ZaU 
der  Fremden.  In  der  GffientUchen  Sitzong  ist  allerdings  mehr  ftossere  Hal- 
tung, wohl  audi  entschiedeneres  Auftreten  und  Aossprechen  zu  bemericen; 
dagegen  aber  geht  in  emer  geheimen  Sitzung  weuiger  Zeit  terloren  durch 
Eitelkeit  'der  Redner  und  durch  Yorbringea  solcher  Buge,  weiche  ntcht  flbr 
die  YersammloBg ,  sondern  für  die  Gallerie  und  flberhaupt  flkr  die  Anssen- 
stehenden  berechnet  sind.  Und  wie  ganz  anders  noch  treten  die  UebelstSnde 
auf  in  bewegten  Terhältnissea  und  bei  einer  nnzwecfcmässigen  Ausdehnung 
der  Zulassung  von  Nichtmitglicdem.  Die  gleichnamigen  Leidenschaften  der 
Mitglieder  und  der  ZuhOrer  steigern  üch  gegenseitig,  selbst  wenn  diess 
nicht  beabsichtigt  ist;  und  nur  allzuoft  wird  es  beahsichtigi.  Die  aasge^ 
dehnteste  und  bitterste  Erfahrung  aber  zeigt ,  wie  sehr  es  vom  Uebd  ist, 
wenn  eine  ttberwäitigcud  grosse  Anzahl  von  Zuhörern  anwesend  sein  kann. 
TheOs  verursacht  eine  solche  llenge  schon  an  und  Ar  sidi  Gertasche,  und 
nOthigt  die  Sprechenden  zu  einer  stärkeren  Erhebung  der  Stimme ,  als  fur 
eine  rohige  Besprechung  taugt  und  als  Manchem  möglich  ist;  tbeils  erzeugt 
die  Anwesenheit  so  zahlreicher  Menschen  ein  anbestimmtes  Geltihl  Von  phy- 
sischer Macht,  welches  bei  Schwachnervigen  und  Feigen  bis  zur  Einschüch- 
terung und  Verläugnung  ihrer  Ueberzcuguug  gehen  kann.  In  welchem  Grade 
durch  Qbergrosse  Hlrniende  und  drohende  Zubörermassen  der  verderblichste 
Einfluss  auf  berat heude  Versammlungen  aasgettbt  werden  kann,  haben  die 
Parlamente  mehr  als  Eines  Landes  in  traurigen  Beispielen  bewiesen.  Hier- 
gegen muss  in  der  That  im  Intwsse  des  öffentlichen  Wohles  und  der  Ehre 
der  Repräsentation  Vorkehrung  getroffen  werden.  Wenn  also  auch  \on  l  intiii 
regelmässigen  Feruehalttn  aller  Xiclitmitglieder  keine  Kide  sein  k;ujii.  wiil 
denn  doch  die  persönliche  Anwesenheit  Fremder  die  natuiiich^te  l'onn  der 
Oeffentlichkeit  und  die  beste  Controle  d«  rsi  iln  n  ist :  so  erfordert  doeh  deren 
Zahl  und  Beuelunen  eine  sorgfältige  Ucberwuehung.  Diess  aber  vom  ersten 
Anfange  au,  und  uieht  etwa  erst,  wenn  bereits  Unfug  eingerissen  ist,  dessen 
Beseitigung  alsdann  tdn-  sehwit  rig,  vielleicht  gar  nicht  mehr  möglich  sein 
mag.  Vorerst  ist  denn  durelmn«  nothig,  dass  der  zur  Anfnahme  vou  Zu- 
h<^rem  bestimmte  Raum  nicht  ail/ii  gross  Bei.   Selbst  in  grossen  btMteu 
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imd  bei  nhlreidiaiTenaiiimlungen  sollte  er  nicht  Ar  mehr,  ab  höcbttens  ftr 
einige  Hnadert  Meascben  berechnet  sein.  Die  dnrch  per8talicl^|\iife||l^' 
heit  Fremder  bewirkte  UeberwachoDg  der  Veraarnndang  und  Beh'nmjpfcbtmg 
ihrea  Yorgebene  hingt  ihrer  Wfarksamkeit  nach  nicht  ab  von  def^'^füil  der 
Zahfirer,  sondem  flberhanpt  ^on  der  Thateache,  bet  schon  von  der  M<}g- 
licUceit  der  Beobachtung  durch  Nichtmit|^eder.  Ton  einem  fiechte  eines 
jeden  Slaattangehörigcn  aber,  die  Tersammelte  YoUcsTertreCong  nach  Be- 
liebai  eelbet  m  sehen  nnd  zu  hOreo,  kann  nicht  die  Bede  sein,  sobald  eine 
alin  weit  ausgedehnte  Zulassung  die  Zwecke  der  ganaen  Anstalt  und  damit 
das  allgemeine  Wohl  beeinträchtiget.    Ohnedem  wttrde  die  Anerkennung 
eines  solelien  Bechtes  unmittelbar  su  physischen  Unmöglichkeiten  ftthren,« 
was  denn  am  deutlichsten  die  Falschheit  des  Ausgangspunktes  beweist  Zwei- 
tens ist  von  den  Zuhörern  unbedingte  Stille  nnd  ftussere  Theilnahmslosii^eit 
auf  das  Strengste  zu  fordern,  nOthigen  Falles  alsbald  sn  enwingen,  zu 
letiterem  Zwecke  dann  aneb  <Be  erforderlidie  physische  Macht  in  Bereitp 
schall  m  halten.   Mit  krftfUgcin  Ernste ,  und  unter  Umstanden  mit  Selbst- 
▼erläugnuiig ,  muss  zu  allen  Zeiten  und  uuter  aUeu  Umstflnden  jede  Art 
von  MeinungsSusserung  von  Seiten  anwesender  Fremder  unterdrflckt  werden, 
so  dasa  sich  keinerlei  Gewohnheit  dieser  Art  ausbildet.   Hierbei  ist  Bei&U 
eben  so  ^tschiedcn  zu  verpönen ,  als  Tadel ;  und  wäre  es  nur  der  Folge- 
richtigkeit wegen.   Wem  man  das  Reclit  ting«  räumt  hat,  Zustimmung  zuzu- 
jubeln, dem  kann  man  weder  thatt^uchiit  h  nocli  logisch  einen  Missbilligungsruf 
untersagen.    Die  anfiingliche  Befriedigung  dur  Eitelkeit  durch  einen  Beifall 
in  dem  Zubörerraume,  oder  die,  ohnedem  an  sich  ganz  nichtige,  Erhöhung 
der  Stimmung  durch  eine  Theilnahme  Ausseuätebender  wird  aber  allzu  theuM* 
bezahlt,  wenn  dieselben  Zuhörer  später  Zeichen  des  MissfoUens  geben,  viel- 
leicht Drohungen  und  Verhöhnungen  ausstossen       Und  wer  kann  dafilr 
ciiibteheu,  dass  nicht  die  cimiial  eingerissow  Unsitte  zu  noch  grOberem  Unfoge 
missbraucht  werde,  nämlich  zur  Füllung  der  Gallerie  mit  bezahlten  Sehreiem, 
unter  deren  wüstem  Gelärme  jede  Berathung  zur  UnmOgiiebkeit  wird,  die 
Khre  (kr  Versamnüung  zu  Grunde  geht,  manches  schwache  Mitglied  zum 
Vcnatbc  an  der  eigenen  Ueberzeuguug  euigeschflchtert  wird? 

Von  ungleich  giösserer  Wichtigkeit  und  Oberdiess  weit  weniger  efaiem 
Missbrauchu  ausgesetzt  ist  cht;  Richtigstellung  und  Veröffentlichung  der  Ver- 
■  huiidlungcn  einer  repräsentativen  Versammlung  durch  den  Druck.  Ein- 
mal reicht  sie,  >vcnn  entsprechender  Antheil  daran  genommen  wird,  bis  in 
^    diu  eutferntesteu  Kieise;  bodam  kann  dafftr  Sorge  getragen  werden,  daas 

1)  MUfteryttlti«  l«t  in  dieser  B(jxi<!hun<f  die  8tr«Dge,  wc'l'-hr  \m  rn;,-!;schen  Unterhanse  ^g«n 
41«  wmägm  «i  den  Slteiuitfen  cngd«ueoea  Zabörer  g«Ubt  wuiij  uud  t^ltnt  wenn  dioMilbe  su- 
wükn  In  Padaalwte  aitd  »ogt  UnhSakUalt  tmamUm  MUt^  m  lit  dl«t«r  F«htor  w«lt  ««tai«^ 
•1*  der  «w  Nacbaicht  oder  gar  VerliKtschlun«  Jlt  Zuhö.  er  und  Zuhürcdniieu  in  dvn  fkMRMc 
täkUk  VtOMllBihuigoii,  und  leider  «ooh  im  Fnuikturter  FArlAineute  enuuiidcne. 
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die  Nacbricbten  Uber  das  Vorgefallene  sachgetren  aud  ohne  absiclitiiche  oder 
nnabaiobUiche  EntsteUnngen  und  ZosftUe  zor  allgenieüien  Kenntniss  kommen; 
endlich  bleiben  die  gedruckten  Berichterstatlnagen  und  mdgen  auch  in  spä- 
teren Zeiten  and  in  entfernten  Lftndem  sor  Erlintening  Ton  Thatsachen, 
Rechts-  und  Zweckmflssigkeitsfragen  benutzt  werden.  —  Es  sind  aber  drdertei  • 
verschiedene  Arten  von  Bekanntmachung  dnrcb  die  Presse  möglich. 

Erstens  ist  der  Dmck  der  amtlichen  Protokolle  der  Versammlnnf 
nicht  nnr  wttnschenswerth,  sondern  sogar  nothwendig,  indem  eine  bkiss 
schriftliche  KEed^leguitg  in  einer  einzigen  Ausfertigung  beschwerlich  znm 
Gebraoche  nnd  den  Meisten  unzugänglich  ist.  Biese  Protokolle  sind  natllr- 
•  lieh'  von  den  Beamten  der  yersammlong  selbst  anfisondimen  nnd  mus  ffie 
Richtigkeit  ihres  Inhaltes  Ober  jeden  Zweifel  gestellt  werden.  Das  zn  diesem 
Ende  in  manchen  StÄndeversaminlungcn  gewählte  Mittel  der  Yerlesung  des 
ganzen  Protokolls  in  der  nächsten  öffentlichen  Sitzung  ist  öbrigens  wohl 
kaum  zur  Erreichung  der  vorgesetzten  Absicht  geeignet.  Gar  bald  widmet 
uümlich,  aller  Erfahrung  gemäss,  die  Versammlung  dieser  Mittheilung  nicht 
die  mindeste  Aufmerksamkeit,  so  zwar,  dass  die  Stimme  des  vorlesenden 
Schriftführers  in  Mitte  des  üciäUfeche»  der  erst  eiutretLiiden  ^litglieder  und 
der  Einzelgespräche  gar  nicht  vernommen  wird.  Weit  besser  dalier  er- 
scheint die  (z.  B.  die  in  der  württembergischen  AhgeordüctenkaiimKr  ge- 
bräuchliche) Feststellungsweise,  uach  welcher  jedes  Protokoll  su  schleunig 
als  möglich  vorlüulig  gc  dnukf  und  jcdi  m  einzelnen  Mitgliede  zugestellt  wird. 
Die  in  der  nächsten  daruut  lulgeiidcn  Sitzung  öffentlich  vürzubriiigeiidt  n  \vv- 
äuderungsverlangcn  werden  aM>ald  LiU  digt  und  dann  die  Protokolle  \on  der 
Versammlung  als  richtig  ancikauat.  —  Wie  immer  tlhrigeus  zu  Stande  ge- 
bracht, sollten  die  amtlichen  Protokolle  nur  die  zur  K»  nutniss  der  vorge- 
kommenen Thatsacheu  wirklich  notliwendigi  u  Aiil/nt  iiuutigcu  enthalten.  Also 
die  sümmtüchen  Aktenstacke;  ulli  .lutruge,  .sei  es  des  Vorstandes  sei  es 
einzelner  Mitglieder;  die  gcl"ub>t.  ii  Beschlflsso.  (beide  uutürlieh  wörtlieli:) 
endlich  die  Abstimmungen  nach  sacUlKbiiii  Ergebnisse  und  nacli  Zahl  der 
Stimmen.  Die  Verhandlungen  selbst,  also  die  Reden  oder  kurzereu  Aeui>^e- 
ruiigeu  der  einzelnen Mitgliedfr,  \vi  rdcii  dafregen  hier  besser  weggelassen,  in 
so  ferne  uicbt  bestimuitr  Wuitc  odvr  llandluiiKni  unmittelbar  zu  amtlichen 
Scbritttn  lübiii  n.  ThuK  i^t  iinc  aiutlii  li  genaue  Aufziichnung  nicht  niog- 
lii  b ,  und  man  Uiutt  ahu  üeluhi*  eine  thutsikblieh  unrichtige  Darstellung  zu 
beghuibig(  II ;  tbrils  werden  die  Protokolle  (hiduicli  für  dm  n'gebna>>^igen 
Gebiaueb  viel  zu  unüangreich,  überdie-s  ilirc-  Anfertigung  dureli  die  Beamten 
der  \\ r>ai  iiil  ihir  sehr  dadurch  verzugert;  theils  endlich  sind  die  Aeusse- 
rungeu  de^  iuizilnen  Mitgliedes  kein  Bestaudthcil  der  Bescblttsse.  Ihre 
"Wichtigkeit  lür  die  Aubitgung  der  letzteren  suU  nicht  in  Abrede  gezogen 
werden,  wie  diess  oben  (8.124 fg.)  näher  ausgeführt  ist,  allein  zum  Zwecke 
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ihrer  Anfbewahrtuig  sind  einer  Ao&abme  in  das  amtliche  ProtokoU  andere 
Mittel  vorzuziehen  M. 

Hierzu  dient  nämlich  vor  Allem  <liH  /weite  mögliche  Veröffentlirhnnffs- 
raittel,  der  Dmck  der  von  GesclnviiidsclirfMlu'rii  aiif«ifzei('hnetcn  Dar- 
stellungen alles  während  der  Sitzungen  Vorgekoniiuonen  mul  He^-j^rochenen, 
nnd  zMi-ar  in  dor  Form  oiner  ei<;enen  in  sich  nhgeschlossenen  riiternehmung. 
Diese  Aufzeidumn^füi  <uu\  vdllstftndif?  daza  geeignet,  ein  getreues  Bild 
dessen,  was  sich  thutsÄchlich  ereignet  liat .  /ti  i:ewUhren,  prleiehpnHip  ob  das 
Vur{ref;illene  zu  den  amtliehcn  VcrliaihHujigeii  des  Hanse«^  geliorte  oder  nicht, 
nnd  >ie  können  somit  auch  dem  nicht  persönlich  Anwesenden  einen  möglichst 
penniien  Begriff  nicht  hlus  von  den  amtlichen  Schritten  und  schliessüchen  Er- 
gebnissen, sondern  auch  von  allen  einzelnen  Ereignissen,  von  dem  Verlaufe 
der  Antrejegpnhoiten  und  von  dpr  ganzen  Haltung  der  Vrr^nmmlting  verschaffen. 
Hier  mh  1  denn  namentlich  au'-li  die  «fimmtlieheii  Reden  -owohl  der  Mitglie- 
der  nl-  der  Vertreter  (h>r  Keizicrung  in  ganzer  Ausführlichkeit  /u  geben.  — 
Die  l-tedeutung  einer  amtlichen  Aufzeichnung  haben  solche  stenogrnphische 
Berichte  allerdings  nicht,  da  sie  nicht  von  den  Beamten  der  \'ersamralung 
ausgehen,  noch  von  dieser  gekannt  und  crcnelimigt  sind;  dennoch  ist  e«; 
wtluschcnswerth,  da-'s  sie  möglichst  ziivcrläst»ig  seien.  Zn  dem  Ende  dient 
denn  aber  theils  eine  Mittheilung  des  angeblich  Gesproihenen  an  jeden 
Redner  vor  dem  Abdrucke .  damit  er  Unrichtigkeiten  verbessere ;  theils  eine 
regelmfissige  allgemeine  Ueberwachung  des  üutcrnehmens ,  '.ei  es  durch  ein 
Mitghed  der  Versammhing,  welches  sich  dazu  verbindlich  macht,  sei  es 
durch  einen  da/u  zu  bestellenden  Tieamten  des  Hauses.  Das  Zustandebringen 
des  Unternehmens  und  die.  durch  aussergcwöhnliche  Wohlfeilheit  sehr  zu 
befördernde,  weite  Verbreitung  der  Berichte  mag  etwa  durch  einen  Geldza- 
scbass  von  Seiten  der  Versammlung  bewerkstelligt  werden 

Eine  dritte,  und  die  der  unmittelbaren  Wirkung  nach  wichtigste,  Yer^ 

1)  Ceber  die  Oründe  für  und  ^gcn  aiufUhrlichfl  amtlkhe  Protokolle  s.  meine  nVonohUce**, 
fl.  IS  4r.  Die  B«ttiiiinaiiK«B  Wmt  ffle  Ablhmim  4m  „Jonnitfa^  dar  Mden  eiMcUsohen  HiUMr  e.  tut 
Kaj,  l.Anfl., 8.156 fir.:  die  iimrHkanliichpn  Bt  «fJmmnnfrfn  nndüebangen  belCushlnflr,  6.168Q;. 

t)  Das  ttbenill  gvitlhUe  Bdärfliiss  olncr  voU.<«tündigen  Bekanntmachnny  nod  Aofbewalmuig 
aller  In  einer  repritoentatlveB  Veimnanhn«  T«f|r«flifleBeB  IBrelsnliae  and  KeeclielMNe«  Aeima» 
niniren  wird  in  d«n  vertichiedenen  Ländern  allerdings  In  etwa«  ahweirh<»nder  Welse  bf>ft1edi(yt; 
aUein  nataisemÜM  beniht  die  gewählte  Bekanritmachnng  immer  auf  AnfteicIinRngen  uuwesen- 
4er  nnd  sn  rtehtfger  Beotadiliniff  in  «km  Bland  geitr-txter  Ocsch Windschreiber.  In  Englaad  Im» 
steht  bc'k  innflif-h  da»  mit  dfr  R«>giening  Georg'«  III.  bcginnf^nd« .  Itzt  einige  Hunderte  ron 
BäadMi  mnfawiende,  Werk  von  Hansart  „TLe  parliamentary  debatc»".  saoimt  der  die  fHiheren 
Zetten  fn  thnnlldialer  AnnfBbrtleliliClt  «ad  Bielitlgk<-it  sobildemden  „  ParliameoUur  history* 
CKfi  ndo.i.    Die  Vfrhandlnngen  rtf«  CongresRe«  der  Vereinigten  8tfui1iMi  k.hA  in  verschicdnipn 
Sammlungen,  zusammen  mehr  ai«  100  Bünde  unifaHsend,  enthalten;  nainintlirli  In  Gates  aud 
Seftt»n^  Aiwnli  ef  Oonitrewf  deren  RegiMer  of  Debatcs  und  in  Blair  and  Rive's  Congreft- 
Kional  Globe.   Ftlr  «11c  ftumsSsisehen  Vemammluiigcn  seit  der  tteTOlutian  l!«t  der  Monitear  eine 
Abenso  »oelttlirliehe,  aix  Im  Oan»en  auverUuMi^e  Quelle.    Eigene  itenofn-aphUehe  Berlehte  schtl* 
dem  die  TorflUle  nnd  VorträKe  in  mehreren  deataeben  Vernamnilungen.  Ko  Aw  d-^  l'.raukftirter 
PwtaMnMi  der  fmmhiAvu  Kaaunen»,  neoMter  Zelt  der  swelten  Kaouner  in  üayeru  u,  a.  w. 
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Öffentlicbung  geschieht  durch  die  Zeitungen.  Diesen  miiss  alkrdiugb  ilbcr- 
lassen  bleiben,  wie  viel  und  in  welcher  Weise  mittkcileu  wollen,  unk-m 
je  nach  dem  Umfange,  dem  Zwecke  und  dviu  L<  s(  rkrolse  eines  Blattes  ver- 
schiedene Dnl•^t<  Ihuigsweisen  geboten  oder  wenigstens  an  der  Stelle  sind, 
tiberdicss  an  diese  Privat unternehniungt  a  keine  Zwangsfoi  Uei  inigen  hinsicht- 
lich der  Ausfüluiithkeit  gestellt  werden  kuuneu.  Von  einem  Kinstehen  der 
Versaniinlung  selbst  für  die  Richtigkeit  dieser  Art  von  Mittlicilungeu  ist  so- 
mit k(  ine  Kede,  und  es  bleibt  jeder  einzelnen  Zeitung  überlasse»,  sich  das 
Vertrauen  ihrer  Leser  durch  Uk  Art  iluer  Berichte  zu  erwerben.  Dennoch 
liegt  es  gar  sehr  im  Interesse  der  Versammlung,  die  öffentlichen  Blatter  in 
die  Lage  zu  bringen,  ihre  Aul/eichnungen  mit  möglichster  Ziiveriussigkeit 
machen  zu  können.  Die  grösste  Zahl  der  Bürger  crhdlt  doch  nur  auf 
diesem  Wege  Nachricht  von  den  Verhandlungen  der  Kepriiseutation ,  so 
dass  die  öffentliche  Meinung  sehr  we-enllich  hierdurch  bestimmt  wird; 
and  wenn  auch  einseitige  Auffassungen  nnd  absichtliche  Fi? rbungen  von  Seilen 
der  einzelnen  Blfttt<?r  nicht  vermieden  ^\ erden  können,  bo  ist  es  doch  immer- 
hin gcrathen,  diesen  wcnigstr  ns  nieht  die  Entsehuidigung  zu  lassen,  duss  es 
ihnen  nnmüglieh  gewesen,  die  volle  Wahrheit  zu  kennen.  Die  seit  Begnm 
der  französischen  Revolution  immer  \veit(>r  verbreitett> ,  am  Knde  selbst  im 
englischen  Parliamente  angenoiumene,  Einrichtung,  den  Berichterstattern  der 
öffentlichen  Blatter  einen  Raum  im  Versammlungsorte  anzuweisen  ,  von 
welchem  aus  sie  Alles  gut  sehen  und  hören  kdimen,  ist  daher  durdiaas  m 
billigen. 

Von  selbst  versteht  sich,  dass  bei  geheimen  Sitzungen  die  Berichterstatter 
der  Zeitungen  ausgeseülossen  sind;  die  amtlichen  Protokolle,  sowie  die  steuo- 
graphis<  ben  Berichte  werden  dagegen  auch  in  solchen  Fallen  wie  gewöhnlich 
aufgenommen.  Ob  und  wann  dieselben  aber  zur  Veröffentlichung  kommen  dür- 
fen, unterliegt  einer  ausdiUcklielien  Bestimmung  der  Versammlung  und,  fiills 
die  Sitzung  auf  Verlangen  der  Regierung  geheim  war,  auch  der  Zustimmuiiflf 
dieser  letztern.  —  Eine  sehr  zweifelhafte  Frage  ist  es  dagegen,  ob  einer  reprä- 
sentativen Versammlung  selbst  das  R(Hhi  zustehen  soll,  verläumderische  Ent- 
stellungen der  Tbatsacben.  w,  l<  he  angeblich  von  einer  Zeitung  begangen 
sind,  nach  g( höriger  IUt*  rHiehnug  nnd  Richtigstellung  zu  bestrafen?  Das 
positive  Recht  der  verseliicdenen  Länder  ist  in  dieser  Beziehung  ▼crschicdcn. 
Eine  Strafgewalt  wird  vom  engli-  b* n  Parlamente  unbcstritteii  anageübt; 
ebenso  stand  es  den^Xranzösiscben  Kammern  nach  den  Verfassungen  TOD 
1814  und  1830  zu.  In  der  Regel  aber  ist  eine  solche  Befugniss  den 
Kammern  in  keinem  Gesetze  zugetheilt  nnd  kann  dann  auch  von  ihnen  nicht 
ausgeübt  werden.  (  Allerdings  ist  auch  die  eMglische  Uebnng  durch  kein  ans- 
drückliches  Gesetz  begnnidet ;  allein  daraus  ergiebt  sieh  doch  kein  Vorgang 
fttr  andere  Versammlungen.  Es  wu'd  niünüch  da*  Strafrecht  der  Pai-iiaments- 
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liau^t  r  nicht  etwa  ans  dem  Wesen  d^r  Volk^v,.l•t^t■tIln^  abgeleitet  oder  anf 
irgend  eine  unvermeidliche,  also  auch  reclitiieli  zu  virthüidigende ,  Nothwen- 
digkeit  gestützt ;  sondern  es  ist  die  logische  Folm-  i  iniger  eigenthfinilicher 
Sätze  des  sonstigen  englischen  Rerhtes.  Das  Purliament  eilt  nfimlieh  als 
oberster  Gerichtshof  des  Landes;  jedes  englische  G(  rieht  hat  da^  Recht,  eine 
ihm  erzeugte  Missachtung  selbst  zu  bestrafen ;  eine  fa!s<:he  Darstellung  des 
amtlichen  Verfahrens  eine^  Crcrirhtes  ist  aber  als  (  ine  strafbare  Missachtung 
anerkannt:  und  beruht  also  dieses  ganze  Strafreebt  gtgen  verläunvlpvi^^che 
2^itungs8chreibcr  auf  einer  Eigenschaft  der  beiden  ILtuser,  welche  keiner 
and- ren  Ständcversammlung  zustellt.)  Bei  einer  Prüfung  aus  allgemeinen 
Rechts-  und  Zweekmnssigkeitsgründen  ist  Gewichtiges  für  beide  Seiten  der 
Frage  vorzubringen.  Für  eine  Zusiireehung  des  Rechtes  nämlich  kann  an- 
gefahrt werden :  dass  es  der  Vertretung  der  Nation  unangemessen  sei ,  als  ' 
Klägerin  gegen  einen  Privaten  aufzutreten  and  sich  als  Parthei  onter  einen 
lUcbter,  vielleicht  sehr  untergeordneten  Ranges,  zu  begeben;  dass  die  Foh- 
mng  des  Beweises  mit  grossen  Un2aträglichkeiten  für  die  Beamten  und  Mit» 
glieder  der  Versanmilung  verbunden  wäre;  dass  das  Recht  der  Verthcidigrmg 
und  des  Gegenbeweises  von  dem  Gegner  auf  eine  herabwürdigende  Weise 
missbrancht  werden  möchte ;  dass  bei  gerichtlichem  Yerfilhren  VcrzOgeningeii 
eintrettti  könnten  ja  beinahe  mttssten ,  welche  den  ganien  Erfolg  in  Frage 
etdlen  würden,  während  vielleicht  aus  wichtigen  politischen  Gründen  ein 
schleuniger  Spruch  BedtijrfiiiSB  sei ;  endlich  dass  ein  Missbrauch  der  Straf- 
gewalt  kaum  m  beftrchten  stehe  bei  einer  so  grossen ,  vielfoch  aas  beden- 
ffT^den  Männern  zusammengesetzte]!,  loter  der  Ueberwachong  der  Tollsten 
Oeffentlichkeit  handelnden  Versammlung.  Gegen  die  Berechtigoog  der  Ter- 
Sammlung  aber  lAsst  <^ich  einwenden ;  di'  Vereinigung  vom  Kläger  ond  Richter 
in  Einer  Person;  die  Verletzung  des  Grundsatzes,  dass  keine  ausserordent- 
lichen Gerichte  bestehen  sollen;  die  Möglichkeit  einer  leidenschaftlichen  Be- 
handlung nnd  Entscheidung  durch  die  verletzte  Versammlung;  die  falsche 
SteUong,  in  welche  sie  dorch  eine  geschickte  nnd  kecke  Vertbeidigung 
des  Angeklagten  gerathen  konnte.  Die  letzteren  Erwägungen  sind  nun 
unzweifelhaft  die  schlagenderen,  schon  weil  sie  mehr  dem  Rechte  als  der 
Zweckmässigkeit  angehören;  auch  reizen  die  von  französi«tb«  11  Kammern 
gemachten  EHahrungen  nur  wenig  zur  Wiederholung  solchen  Verfahrens.  Es 
bleibt  also,  trotz  unlängbarer  Unzuträgliobkeiten,  nur  der  Rath  übrig,  Ver- 
letzungen dar  Ständeversanunlnngcn  kdiglich  nach  dem  gemeinen  Rechte  des 
Landes  zu  behandeln ,  also  im  Zweifel  eine  Klage  derselben  bei  dem  ge- 
wöhnlichen Richter  xn  erwarten.  Dagegen  kann  es  alkrdings  keinem  An- 
stände unterliegen,  wenn  ge^rt/Vu  h  den  Zeitungen  die  Verpflichtung  auferlegt 
wird,  die  von  einer  Kanuner  eingesendeten  Berichtigungen  einer  Darstellung 
selbflt  zu  TerOftentlichen;  ondl^iemand  wird  etwas  dagegen  einwenden,  wenn 
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eine  mathwiilig  verletzte  Versammlung  dem  I^criclitt  rstattor  der  sie  vcr- 
lAomdendeu  Zeitung  den  missbraachten  Platz  im  Saale  entzieht. 

5.   Verhinderung  iinz weckmässigcn  Benehmens  der  Mit- 
glieder. 

Dm  weitgehende  Hecht,  Ansichten  auszu$]>rechen  und  Vorschläge  zu 
madien,  welches  den  MitgUedem  einer  StäudeverBammlung  zur  ErfOllong 
ihrer  Aufgabe  zustehen  rauss.  kann  allerdings  tod  denselben  auch  miss- 
braucht  werden,  sei  es  absichtlich  st^i  es  unabsichtlich.  Um  nur  die  er- 
fabrungsgem&ss  häufig  vorkoinmendeu  Arten  von  v«  t-1;(  brter  Anwendung 
anzuführen,  so  ist  e«^  möglich,  dass  ein  Mitglied  sich  durch  ganz  subjektive 
Idios}nkrasieeu  zu  Anträgen  verAhren  Iftsst,  welchen  Niemand  zustimmt  und 
mit  deren  Behandlung  die  Zeit  ganz  nntilos  verschwendet  «ird ;  oder  dass 
es  ans  factiösen  Gründen  und  nur  um  Lärm  zu  machen,  erfolglose  Fragen 
aufwirft;  oder  endlich,  dass  es  die  Käthe  der  Krone  mit  massigen  oder 
schüdliclien  Anfragen  bedrftngt.  —  Es  fragt  sich  nun,  ob  sich  keine  Mittel 
auffinden  lassen,  einem  theils  thörichten  theils  verderblichen  Treilxn  sohher 
Art  Grenaen  zu  stecken,  ohne  dass  die  nothwendige  and  nOtjdiche  Freiheit 
der  Volksvertreter  dadurch  ebenfisUs  bescbriüikt  wird? 

Dass  genOgende  Mittel  zur  Abhfllfe  solchen  Unfiiges  sehr  wllnschens- 

« 

Werth  \v:iren,  wird  Niemand  verkmeu.  Selbst  im  besten  Falle,  sAmlich 
wenn  die  Versamnilting  einen  nogehOrigen  Antrag  kurzer  Hand  znrftckweist, 
ist  doch  immer  ein  beklagenswert  her  Zeitverlust  die  Folge.  Allein  sehr 
leicht  kann  auch  noch  Schlimmeres  daraus  entstehen,  nSmlich  eine  bittere 
und  die  Leidenschaften  d^r  Mitglieder  steigernde  Verhandlung,  eine  Herab- 
würdigung der  V(T  nirnlnng  in  der  öffentlichen  Meinung,  eine  Beoach- 
tbeiligung  der  öffentlichen  Interessen,  namentlich  im  Verhältnisse  zum 
Auslände.  jedoch  nicht  eben  leicht,  genügende  und  doch  die  wtts- 

scbenswerthc  Thätigkeit  nicht  geOihrd« mlc  MaasBr^;eln  vonmschlagen. 

Man  hat  baaptsächlich  zweierlei  Mittel  anzuwenden  versucht:  einer 
Seits  Bestimmungen ,  welchen  '^'  t  .Hss  nur  solche  .Anträge  ftberhaapt  zoliesig 
sein  und  zu  weiteren  Verhandlungen  in  der  Versammlung  Anlass  geben 
sollen,  welche  nicht  bloss  von  einzelnen  MitgUedem  ausgehen,  sondern  von 
einer  bestimmten  Zahl  unterstützt  sind;  anderer  Seits  aber  YonchrlfteD, 
durch  welche  das  unmittelbare  Eingehen  auf  einen  Antrag  vwhind^  uid 
ein  jeder  in  eine  regchuässige  und  Ueberlegnng  gestattende  Goachftlka- 
behandlung  übergeführt  wird.  Die  Absicht  in  beiden  Fallen  liegt  klar  vor. 
Eine  Mehrzahl  von  Theilnehmern  wird  verlangt,  damit  nicht  die  Versamm- 
lung in  den  Fall  komme,  sich  ernsthaft  und  Zeit  verlierend  mit  einer  Frage 
beschäftigen  zu  müssen,  welche  nur  von  einem  Einzigen  aufgeworfen  wird 
und  deren  Verfolgung  also  zu  gar  keinem  Ergebnisse  fOhreo  kann.  Wamm 
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Hunderte  mit  eiiiem  Gegenstande  in  Ani^pnicb  nehmen,  den  uidit  eiooiA] 
ein  halbes  Dutzend  oder  ein  Dntxend  Oberhaupt  nur  zur  Sprache  gebracht 
irtliucht?  Eine  Einl«  itong  in  regehnfiasigen  QeschAitsgang  aber,  z.  B.  dorch 
eine  schriftliclu-  Uebergabe  des  Antrages  mit  Brgrttndong,  dorch  TorUnligen 
Dmek  und  Yertbeilung  an  die  Mitglieder,  doixh  nothwendige  Terweisiing 
an  einen  berichtenden  AosschnsB  n.  dgL,  hat  die  Absicht,  Ueherraschnngen 
tnd  dadurch  Uebereilongen  der  Yersammlnng  zu  verhüten,  and  schädlichen 
Anträgen  alsbald  das  Gegengewicht  einer  verstiindigen  BeutbeUnng  beim- 
fügen.  Leider  leigen  sowohl  Nachdenken  als  Erlahrang,  dass  die  Beseiti- 
gong  der  MiSBBtlnde  anf  -diese  Weise  nur  sehr  nnvollkonunen  oder  gar 
nicht  gelingt.  • 

Was  die  nothwendige  TbeUnalune  Mehrerer  bei  einem  Antrage  oder  einer 
Anfrage  als  Yorbedingong  jegUcher  Einbringong  in  die  Yersammlnng  nnd  irgend 
wekben  Yer&hrens  von  Seiten  derselben  betiiflk,  so  mag  zwar  zuweilen 
sine  reine  persönliche  Thorheit  dadurch  ferne  gehalten  werden;  allein  weit- 
aus  in  der  Regel  verfehlt  die  Bestimmung  ganz  und  gar  ihren  Zweck.  Eine 
im  Yerhiltnisse  zur  Gesammtzabl  der  Mitglieder  bedeutende  Zahl  von 
Theilnehmem  oder  UntmtQtzern  kapn  nicht  verlangt  werden,  wenn  nicht 
das  Becht  der  Einzelnen,  die  ihnen  nothwendig  scheinenden  GegenstAnde 
zur  Sprache  zu  bringen,  auf  eine  wirklich  bedenkliche  Weise  bedroht  sein 
soll.  Ist  es  dooh  keineswegs  immer  nothwendig  zur  Hervorbringung  einer  sehr 
wonachenswerthen  Wirkung,  dass  die  Mehrheit  der  Yersammlnng  schliess- 
lich wirküeh  zustimmt,  und  genügt  schon  eine  ernsthafte  öffentliche  Be- 
spredinng  durch  eine  Minderzahl  vollkommen.  Einige  wenige  Gleichgesinnte 
oder  doch  ihre  Beihfllfe  zu  einer  Yerhandlung  nicht  Yerweigemde  werden 
nch  aber  in  der  Bogel  selbst  tbr  ein  noch  so  verkehrtes  oder  noch  so  fiso- 
tiOses  Yorbringen  leicht  finden.  Die  Erfahmng  leideuschaftUeh  angeregter 
und  von  heftigen  Partheien  zerrissener  Yersaramlungen  (z.  B.  des  Fhuddhrter 
Parlamentes)  zeigt,  dass  sieh  selbst  zu  eigentlichen  Bübereien  die  verlangte 
.AuaU  von  Theihiehmem  finden  Iflsst.  Es  bildet  sich  wohl  sogar  bei  einer 
.  zwar  nur  kleinen  aber  rohen  nnd  entschlossenen  Minderzahl  eine  fiftrmliche 
gegenseitige  üntersttttsongsanstalt  zur  MOglichmachung  Jeder  Art  von  Unfug. 

.  Die  Nothwendigkeit  eines  langsameren  und  schotzendcren  GeschAfts- 
gNHies  ist  aber  desshalb  noch  keine  voUstündige  Bewahrung  gegen  Miss- 
brauch, weil  notbwendigerweise  der  Yersammlnng  das  Recht  zustehen  mnss, 
in  dringenden  Füllen  eine  Ausnahme  von  der  regdmfissigen  Behandlung  zu 
machen,  und  nun  schon  durch  Antrüge  auf  solclic  Ausnahmen  der  Zweck, 
Lürmen  zu  machen,  die  Massen  aufzuregen  und  die  widerstrebciuU'  Moluheit 
in  den  Yerdaclit  einer  Abgendgtheit  gegen  Freiheit  und  rasches  kräftiges 
Handeln  zu  bringen,  eben  so  gut  erreicht  werden  kuun,  uls  darch  die 
Yerhandlung  der  Sache  selbst.  Da  nümlich  das  Recht,  solche  Autrftge  zu 
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begronden,  nicht  Temgt  werden  bann,  so  Uset  akdi  in  dieser  Form  tut 
Allee  eben  so  gnt  vorbringen,  als  wenn  von  der  Frage  selbst  scbOB  die 
Bede  wire. 

Da»  ErgebnisB  ist  denn  also  woU,  dass  zwar'  die  in  Frage  stehenden 
Besdtigongs*  nnd  Schntsmaassrcgeln  inmierhiii  in  die  Qesdiflftsordnangen 
ao^enonunen  werden  mögen,  weO  sie  doch  soweilen  einen  Natsen  ge- 
wahren, dass  aber  die  eigentlidhe  Hlllliß  gegen  soichen  Unfag  anderwiits 
gesncbt  werden  mnss. 

Die  Haaptsacbe  wird  allerdinge  ein  richtiges  Wahl-  mtd  Emennvngs- 
System  der  YoUnrertreter  sein,  so  dass  mit  Wahrscheinlicbheit  einer  aas 
gebildeten,  emsthaften  und  ebrenwerthen  Männern  bestebenden  Yersamnlang 
eotgegen  gesehen  werden  kann.  Eine  scfaleehl  snsammengesetste  Yersamm- 
long  wird  sieh  aocb  sehlecbt  betragen,  weLche  Geschftftsordnang  man  ihr 
geben  mag ;  eine  ans  gesonden  Bestaadfbeilen  gebildete  dagegen  hanm  einer 
AbhaUnng  von  niedrigem  Gebahren  bedorien.  —  Sodann  aber  mos«  im  ein- 
zelnen Falle  die  Kraft  nnd  die  schnelle  Entschlossenheit  des  Yorsitienden, 
sowie  die  Entschiedenheit  nnd  Zähigkeit  der  Mehrheit  in  der  Yenaamdnng 
das  Beste  thnn.  Wenn  QnerkOpfe  nnd  Unmhestifter  durch  Unreiebend  aaU- 
rekhe  nnd  entschiedene  Erfishrongen  die  Uebersengnng  gewinnen,  dasi  ihre 
Plane  an  der  Einrißt  und  Festigkeit  der  Yersammliing  scheiteni,  nnd  wenn 
niebt  nnieitige  Höflichkeit  nnd  fidsche  Sncli^  nach  dem  BeiM  des  PAbels 
dieselben  einer  beschftmenden  Aafdecknng  ihrer  eihfiUtigen  Faseleien  oder 
schlediteii  Ablichten  eutrieht:  so  ward  anf  die  Daaer  ihre  Lost  ennatten. 
Ist  aber  einmal  die  Uebung  dnes^ansttodigen  Yeihaltens  nnd  einer  Staats* 
minnisdien  Behandhmg  der  Gesehftfto  in  einer  Yersammlung  befestigt,  dian 
wird  es  auch  dem  seUechtest  Gesinnten  schwer,  sich  davon  m  entfernen. 

6.  Die  persönlichen  Yorrecbte  der  Mitglieder. 

Im  englischen  Parliamente  besitzen  die  Mitglieder  schon  seit  Jahrhon- 
derten  da?  Recht,  von  keiner  ihrer  Ilanillimgcn  und  Reden  in  der  Yersamm-  . 
lang  irgendwelche  Rechenschaft  geben  zu  müssen,  als  dem  Hause  selbst. 
Ausserdem  ist  ihnen  durch  Grewohnheit  nnd  Gesetz  Freiheit  von  Schuldhaft 
zugesichert  Völlig  das  Gleiche  gilt  seit  ihrer  Selbstständigkeit  in  (Jen 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  und  zwar  sowohl  für  den  Ck)ngress  als 

i)  Dte  Frolhelt  d«r  Rede  fOr  ParthaMMfwwHgMeawf  ffeU ,  den  Srtiimriiwii  «btr  du  ptof 

1amenfar!«olie  Reibt  zufolge,  in  dir  Zeiten  Edimrd's  ITT.  ziiriUk,  nnd  Itit  namentliclj  unter 
Uebuicb  IV.  auf  cUm  FdnnHchste  anerkannt  worden.  Dtr  tetste  Venudt  einer  Veriettong  kmm 
Im  Jahr  IMl  unter  Karl  I.  vor.  Befreliuiir  von  admMluift  «ad  tm  Aotpflladanff  M  bereHa  an* 
«Tkunnt  unter  Edniird  I.,  nnd  Falle,  In  welchen  das  eine  oder  da.^  andere  der  beiden  Häoeer 
ein  verhaftetes  Mitglied  angenbUcklich  b<^ieite,  xom  Tbeüe  mit  sehr  gewaltthütigcn  Sdirittea 
«od  itraavtr  Beetraftmg  dar  vanatehaadaa  Baantan,  riad  hiaflc  voisakoamutt  bb  ta  dia  ümmm 
Zeit  ^fitirlleder  dpi  n>ir>rhaTt«' ^  "^ind  daher,  well  ihre  Eigensehnft  lehenslHnpUch  Ist,  darohaw 
udU  XU  je4er  Zeit  gegen  ScimiUJiaft  g««cbtttzt.  8.  May,  Law  of  Pariiameut,  8.  Ii  f^. 
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ftr  ilie  Yenammhiiigen  der  einzeliien  Staaten  >).  Auf  dem  ewofiäiedieii 
FesÜande  and,  and  zwar  zuerst  in  den  frangQaischen  *)  Yersanunltuigen, 
dann  aber  anch  in  den  neisten  flbrigen  Staaten,  namentlicli  den  dentschen  *), 
diese  Yorredifte  noch  daiun  änsgedehnt  worden,  dass  das  Hitglied  einer 
TOlIcsTerlretendien  Yersammlong  aneh  bei  einer  Anklage  wegen  eines  gemeinen 
Vergebens  nor  mit  derErlanbniss  derYersammlung  in  Untersncbnng  gemgen 
oder  in  Haft  genommen  werden  darf.  Höchstens  rechtfertigt  eine  Betretnng 
anf  iHecfaer  Tbat  eine  Festhaltung;  nnd  anch  diese  nor  vorUnfig  bis  zor 
Mittheiliing  an  das  betrefPende  Haas  mid  zn  dessen  naditrflgUcher  Zastlmmnng. 

Da  Ansnidmiett  von  der  allgemeinen.  Bechtsordnong  und  personliche 
BegOnstignngen  in  Stralsachen  dega  ganzen  Geiste  des  Hechtsstaates  in  allen 
seinen  Formen  znwider  sind,  and  es  namentlich  scheinmi  moss,  dass  Die- 
jenigen ,  welche  den  Ctrmidsatz  der  Gleichheit  vor  dem  Gesetze  zoniebst  zn 
vertheidigen  berufen  sind,  demselben  vor  Allem  in  eigener  Person  unterworfen 
sein  sollten:  so  fragt  es  sich  allerdings,  ob  hinreichende  Girttnde  zur  Beeht- 
fertigimg  dieser  Bestimmungen  besteben? 

mer  ist  denn  jeden  Falles  zu  unterscheiden  ^wischen  der  Befreiung 
▼on  den  gewöhnlichen  Geiiditen  wegen  der  in  Ansttbong  der  Aufgabe 
des  Yolksvertreters  begangenen  Handlangen,  and  der  Freiheit 
von  Anklage  und  GeOngniss  wegen  gemeiner  Yergeben  sowie  von 
Schnldhaft 

Ueber  die  Richtigkeit,  ja  sogar  die  unbedingte  Nothwendigkeit  der  erst- 


1)     dM  HIbera  bd  Cttibtne«  El«iii«nli  ttUm  aad  itFMitoe,  a  Stt  4r<  —  Audi  in  den 

wenigen  ameriknnischon  Staaten,  welche  im  IrU  küiTie  TfrfjiRRiin>r«b<'iit1intnnnfr  über  dies«'« 
Recht  der  Mitglieder  nicht  eatbiHen,  (Vir^niuD«  die  betden  CaroUnM,  Mintaipi,  Jowa,  Texa« 
CUlfenleB)  ffUt  der  OrmdMli,  ali  Mh  von  Mitot  vvntolMnd. 

21  8.  die  VLTfa>.«unK  von  1791,  Abschn.  V.  6  7  und  B;  V.-rf.  von  17ft3,  «  43  nn  1  !1:  Kurte 
TOS  iai4,  I  &i.  Die  itzt  beatelieiid«  kiüserlicbe  Verfiutung  enthält  keine  Beetinunangen  die- 
MT  Art. 

S)  So  In  Prt^iK'.cn.  V.-U.,  f  M:  in  Bayern.  V.  r..  VII,  f  26  nnd  27;  WflrtteniVrR.  V.-U  , 
I  S6  und  mj  K,  SnohMo,  V.-U.,  f  «S  und  84;  Baden,  V.-U.,  |  48  und  49;  O.-U.  Heaaeo,  V.-U., 
I  8i  tmA  M;  Koriieetett,  V.'V.  rea  ISN,  t  «8;  Naasan,  PMent  tob  181«,  |  8;  8.  Weimar,  V.-F. 
Ton  1850,  §19;  OldenbufK,  V.-V.  vnn  Art  131,  §S;  Cobnr^-Ootba,  $85 und 8«:  Schwarzhurg- 
fiondeifaMiaeii,  $  »7  »od  88  a.  ».  w.  —  Doch  «iad  «UepUng«  «och  Beeehriakoogen  und  Modidca- 
UoMB  Mlflibt  worden.  Einer  8eHa  nindleb  elBd  In  mehreren  arnndfeaetaen  beattnunte  Arten 
Ton  AenaserunRen  fUr  straffXlIig  erklärt,  nnch  wenn  sie  in  den  8itzanK<'n  ic^sthnn  werd«-n. 
In  Saoluen,  wenn  aie  ^fiin  beeondeiee  Verbrechen  oder  eine  persönliche  Bfileidierung'  enthaUen  j 
in  Bnnnoiver  Jleuüeiniiami  bodivenMMrleeiieB  Inbnltm,  ao  wie  Belddfj^ngen  und  Terilam- 
dungen":  in  Wnrttcniher»^  nBeleidiKungt-ri  odor  VerlMumdunKen  der  Rfflfierung,  der  Stände- 
▼enammlong  oder  einzelner  Peraonen'  -,  in  Kurheaaen  «Mi^eetitabelddiguDgen  und  persönliche 
Birenkrlnkangen'*;  in  Wehnnr  „Vemngltmpftingen  dttrPeraon  dee  Landeeberren,  BelddigiiDgcti 
der  Ri'K'ic-rmiK.  de.«  r  ,i  ifn^s  oder  Einxelner".  Waldovk  hat  sogar  aelnen  Schots  auf  den  Bun- 
destag aasgedchot  Anderer  Seita  i«t  die  Befreiung  von  Uatennebnng  nad  Verbafttuifr  wegen 
iomeiner,  d.  b.  anaierbalb  der  Vermmnlang  begangener,  Bandhmgetf  nnd  Aenaeeningen  an» 
weilen  auf  gewissf^  leichtere  Fällt-  be.s(  hrünki ,  daK'egen  bei  achwercrcn  Vergehen  verweigert 
So  räonit  die  kurbCdSische  V.U.  von  1858  dem  Laadtage  ein  Zaattnumiugsrecht  so  Verbaftongen  nnr 
«la  britTiOienen  -ron  CiTlIgeriebten  oder  PoHadbeliSrden,  fismer  bei  IVdbeltieimftn  nnter  d«d 
Monaten;  di-j  meininjreuseh«;  VoifjisAuiij,-  bcfruit  nur  von  Verhafl  in  roHzcisacbcn *,  daa  banno- 
wacbe  Geseu  von  I8i8  aber  ordnet  nur  Anaelge  an  bei  einer  Vornahme  einer  Verbaftnng. 
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^nannten  Bevorrechtang  kann  ein  Zweifel  kaum  obwalten*  Die  Mitglieder 
einer  Volksvertretnng  sind  zur  üeberwacbung  der  Regierung  und  zur  Ver- 
theidigung  der  Rechte  und  IntercS9ra  des  Volkes  gegenüber  von  einer  irrenden 
Staatsgewalt  bestimmt.  Es  kann  mm  nicht  fehlen,  dass  die  Ansttbong  dieses 
Auftrages  den  Gewalthabern  aniweilcn  sehr  ungelegen  ist,  und  dass  diese 
die  Besprechnng  einer  beetinunten  Angelegenheit  selbst  nm  rion  Preis  eines 
grossen  Einsatzes  zu  veriiioiden  wflnschen.  Auch  mag  es  sich  leicht  bcgfbon, 
dass  ein  bestimmtes  Mitglied  durch  eine  nachsit  htslose  md  erfolgreiche  Er- 
füllung seiner  Pflitiit  dir  Prgiei-ung  persönlich  höchst  verhasst  und  als 
ein  Hanpthindemiss  für  die  Erreichung  ihrer  Absichten  betrachtet  wird.  Es 
ist  non  keineswegs  eine  Unmöglichkeit,  dasi  der  Wunsch,  eine  bestiroiiite  Ver- 
handlang  zn  yerhindem,  die  Abneigong  gegen  einen  Widersacher  oder  die 
Absicht,  ihn  ii  einem  entscheidenden-  Angenblicke  ferne  m  halten,  sich  bi» 
za  dem  Versache  verirre,  unter  irgend  einem  Torwande  eine  gerichtliche 
Anklage  m  erheben.  Nicht  nnr  die  wirkliche  Ansihhmng  eines  solchen 
Angriffes  nnd  die  damit  Ideht  in  Terbindnng  zn  setmde  Verhaitaiig  des 
Gehassten  oder  Gefhrchteten  wttrden  aber  den  Zweck  .einer  aogenblicldichen 
Henmrang  desselben  erreichen  lassen;  sondmi  schon  die  btosse  Besorgniss 
in  eine  Terdriesslichkeit  dieser  Art  verwickelt  m  werden,  könnte  ein  StAnde- 
mitglied  zur  Unterlassnng  einer  missliebigen  oder  «Utaslichen  PflichteriUlmig 
bewegen.  Soll  also  nicht  die  Wirksamkeit  der  ganzen  YolksTertretang  in 
Frage  gestellt  werden,  mid  zwar  gerade  bei  sehr  wichtigen  Angaben,  so 
müssen  die  Uitglieder  gegen  Eingriffe  der  richterlichen  Gewalt  in  ihre  amt- 
liche ThAtigkeit,'  nnd  also  auch  schon  gegen  Klagen  bei  Gericht  wegen  der- 
selben, gesichert  sein.  Diejenigen  Staaten  aber,  welche  eine  Yerantwort« 
liebkeit  vor  Gericht  wegen  einzelner  gesetzwidriger  Aensserongen  zolasaen, 
(fl.  oben,  &  315,  Note  2,)  öffhen  in  lobenswerthem  aber  missverstandenem 
Eifer  Ihr  die  Rechtsordnnng  eineLftcke  zu  höchst  bedenklichen  lOssbränchen. 
—  Damit  ist  denn  freilich  nicht  gesagt,  dass  ein  Volksvertreter  keinerlei 
Verantwortnng  fBr  seine  Handlongen  nnd  Aenssemngen  in  der  Versammlaig 
nnterllege.  Im  Gegentheile  leuchtet  ein,  dass  eine  solche  Unstraf barkeit 
ebepfUls  anf  das  Gröbste- missbrancht  werden  könnte,  and  zwar  in  Beziehong 
anf  die  Staatsangelegenheiten,  anf  einzelne  Bürger  and  aof  die  Versammlang 
selbst  Ein  Ständemitglied  hat  allerdings  das  Recht,  jede  ihm  tadelnewertb 
scheinende  Handlang  der  Regierang  zur  Sprache  zn  bringen,  zo  rügen  ond 
Veibesserangsantrtge  in  Beziehung  aof  dieselbe  zn  stellen,  wie  nnangenefam 
auch  eine  solche  Erörterung  sein  mag.  Wenn  die  ErflUlnng  seiner  Au^be 
es  notbwendig  macht,  so  mag  er  auch  die  den  Staat  berührenden  Handlangen 
Emzehier  an  die  Oeffentlidikeit  bringen  nnd  ein  ürtheil  darüber  füllen.  Die 
Heinangsverschiedenheit  der  Mehrzahl  sebier  Genossen  ist  kein  Grund,  dass 
er  seine  Ansichten  verschwelgen  müsste,  und  wftre  er  auch  ganz  allein  unter 
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Allen  seiner  Mciiunig,  und  es  muss  ihm  gestattet  ^eiii.  die  Vm§c0i^ticlf^^^^        ^  ^ 
der  ilun   entgegenstehenden   Meinungen    mit    aHer   Sehärte  naelBi^e|^ei». 
Allein  er  hat  nicht  das  Recht,  die  unantastbare  Terson  des  StiK^lier- 
hauptes  zu  bfdeidigen.    Er  hat  nieht  das  Heelit ,  /u  einer  verlassung^iij'^b«d 
gesetzwidrigen  Handlung  autzufurdern ,    auf  offenem   liandtage  die 
zu  verl)reelierischen  Ilandhnigen  aufzufordern.     Ks  hat  nicht  das  Recht, 
die  Versammlung  sen)st .  deren  Beamte  und  einzelm^  Mitglieder  zu  injuri- 
ren ,  deu  gesetzlichen  Geschäftsvorschriften  ungehorsam  zu  sein,  die  Ver- 
handlungen und  Beschlüsse  durch  (lewaltthätigkeiten  oder  sonstigen  Unfug 
zu  stören.    Er  hat  endlich  nicht  das  Kecht ,  einzelne  Stiiatsgeuossen  zu 
verlüuniden  oder  sonst  an  ilu'er  Ehre  in  ungerechter  Weise  zu  beschädigen. 
Die  Volksvertretung  ist  eiue  Anstalt  ztun  Schutze  der  Hechte  und  nicht 
zu  deren  ungestrafter  Verhölmung.    Wenn  denn  also  auch  überwiegende 
Gründe  vorhanden  sind,  die  Mitglieder  wegen  ihres  Verhaltens  in  der  Ver- 
sammlung nicht  vor  die  gewöhnlichen  Gerichte  zu  stellen,  so  nmss  doch  für 
eine  anderweitige  ausreichende  Anstalt  zur  Verhinderung  und  Bestrafung 
solcher  Rechtsverletzungen  gesorgt  werden.    Diese  kann  denn  aber  nicht 
wohl  in  etwas  Anderem  bestehen,  als  in  ehier  entsprechenden  Gerichtsbar- 
keit der  Versammlung  selbst,    üuziveifelhaft  ist  diese  kein  Gerichtshof  und 
haben  wenigstens  lange  nicht  alle  ihre  Mitglieder  die  Befähigung  zu  einem 
eigentlichen  Ricliteramte ;  auch  lässt  sich  die  Möglichkeit  eines  Missbrauches 
von  Seiten  der  Versaumilung ,  sei  es  nun  aus  ParthcUeidenschaft  sei  es  aas 
persönlicher  Abneigung,  nicht  in  Abrede  ziehen:  allein  diese  MissstAndc  sind 
doch  entschieden  geringer  als  die  einer  vöUigeu  Straflosigkeit,  namentlich 
weil  die  Versammlung  selbst  das  höchste  Interesse  hat,  keine  ISIissbräucho 
ihrer  Gerichtsbarkeit  eintreten  zu  lassen,  welche  sich  unversehens  gegen 
Jedes  Mitglied  wenden  könnten,  und  weil  zur  Beui-theilinig  der  Schuld  in 
den  fraglichen  Fällen  es  nicht  sowohl  einer  giUndlichen  Rechtsbildung  als 
einfach  der  Eigenschaften  eines  Geschworenen  bedarf.    Auch  zeigt  die  Er- 
fahrung, dass  wenn  anch  in  der  parlamentarischen  Geschichte  einzelne  Eälle 
von  wirklich  ungerechter  Anwendung  der  Strafgcwalt  gegen  Mitglieder  vor- 
kommen, diese  doch  höchst  vereinzelt  stehen,  und  dass  sich  den  Ständever- 
sammlnngen  eher  der  Vorwurf  einer  ankrftftigen  Handhabung  der  Berechtigung 
machen  JAsst '). 


1)  Ut  dem  aber  aiao,  «Uuin  kann  aoeh  dtot  von  lucbrcreu  deutMhea  VerfaMiniKen  xu|re- 
•e,  geridtdldM  Verfblgung  RngebUeh  lwleMlg«ad«r  odw  TuUiiBdeilfeher  Aenwenmc«» 
regen  die  Regierung  oder  gegen  Einielno  nicht  gebliligt  werden.   NHtürlkh  »oUen  Rcchtsv«?r- 
httBUBgco  dl«Mr  Art  nkfr»  vorkonuaen,  und  wenn  »ie  begangen  wurden  uidit  uluie  »tnue  bloi- 
toD;  altefai  m  leaehtet  ebi,  daw  d«r  ganse  bMOwlohtlKt«  and  nolhweBdUta  Mhnts  der  Mitgiie<l«c 
auf  da«  Leicliteete  oui^angcn  werden  kiuin  durch  eine  »okhc  Muiflkhkeit  gerichtlicher  Kln«« 
BBter  dam  Vorwande  pesadnlicher  Beleidigung.   Auch  ist  der  von  Zopfi,  »taaiarecht^  Ate  Auti., 
8.  4K,  aBg«fltlirto  Onmd.  data  PriratpacMNMo  aMMKvdfin  «In«  altaii  UvehtMchnu  gegen  Ver. 

Ida  wflrdeo,  duvluwa  aadsMf.  IM«  Venumluf  «oltot  ist,  auf  «rhobett« 
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Nicht  erst  des  Beweises  beditff  es  mm  aber,  dass  wenn  irgend  eine 
physische  oder  moralische  Person  zur  Bestraflisg  von  Beditswidii|^celtei 
berufen  ist ,  die  ihr  zu  crtheilende  Zuständigkeit  im  VeiliUtiiiSBe  n  den  ab- 
zurügenden  Handlungen  stehen  mms.  Eine  Gerichtsbarkelt,  weiche  Aber 
schwere  Vergehen  zu  urtheilen  hat,  in  deren  Zoständigkeit  aber  mir  die  fir^ 
kennung  geringer  Strafen  liegt,  ist  nicht  nur  ungenügend  zur  Errdebong  des 
Zweckes,  sondern  es  gereicht  ihr  eine  solche  Schwäche  zur  eigenen  Unehre. 
Wenn  es  daher  auch  unzweifelhaft  bei  den  meisten  Fällen  ungebührlicher 
Handinngen  von  Mitgliedern  an  einfachen  Disciplinarmaassregeln  des  Vor- 
sitzenden  oder  der  Versammlung  selbst  genügt,  so  ist  doch  unlftugbar  ein 
Ruf  zur  Ordnung  oder  selbst  ein  von  der  Versammlung  fönnlieli  ausgespro- 
chener und  etwa  in  das  ProtocoU  eingetragener  Verweis  nicht  ausreichend 
bei  schwererem  Unfngo  oder  gegenüber  von  einem  besonders  frechen  und 
allen  Gesetzen  des  Anstaudes  hohnsprechenden  Menschen.  Soll  eine  Stande- 
versanindung  den  in  ihrem  Bereiche  liegenden  Theil  der  Rechtsordr  uivir  des 
Staates  wirkli  Ii  /n  schützen  im  Stande  sein,  und  soll  nicht  der  Auftrag  liierzu  in 
eine  bittere Deuiuthiguug  für  sie  selbst  umschlagen:  so  muss  ihr  ein  grösseres 
Stiafrecht  zustehen.  Ueber  die  Frage  aber,  welche  höhere  Strafen  gegen 
ein  seine  Stellung  missbrauchendcs  Mitglied  sollen  erkannt  werden  können, 
mag  man  sich  des  Grübelns  t  üihalUn.  Das  längst  erprobte  englische  Par- 
liamcntsrecht  scheint  liier  ganz  die  richtige  Mitte  einzuhalten.  Diesem  zu 
Folge  ist  nämlich  bei  schwereren  Vergehen  eines  Mitgliedes  Zuerkennuug 
einer  Freiheitsi»trafe  und  Au--to>>ung  des  Seliuldigen  i  i  Iii  lieh  möglich.  — 
Durch  Verurtheilung  zur  Aussiossung  ist  die  Versauiniluiig  lu  die  Mögliv  likeit 
versetzt  ,  sich  gegen  unverbesserliche  Rohheit  und  gegen  eine  beschimpfende 
Genossenschaft  zu  schützen ;  ausserdem  mag  sie  durch  diese  Strafe  ihre 
höchste  Missbillipng  einer  gegen  Dritte  hegnngcnen  Recht svcrlet/nng  auf 
eine  unzweideutige  und  Genngtbuung  gel)ende  Weise  aus-prcchen.  Du^s  ein 
Missbrauch  dieses  Aus&tossuiigsrechtes  nioirlich  ist,  kann  um  '•o  weniger  ge- 
läugnet  werden,  als  schon,  nnd  zwar  in  mehr  als  Einem  Staate,  schreiende 
Fälle  solcher  Ungerechtigkeit  vorgekommen  sind.  Allein  nicht  nur  ist  bei 
der  offonlmren  Nothwendigl  '  it  dieses  Vertheidigunusniittels  hierin  kein  Grund 
zui*  Verwerfung  zu  erblicken,  wie  demi  selbst  in  jenen  Ländern,  in  welchen 
das  conbtitutionelle  System  am  festesten  gewurzelt  hat  und  mit  eifersüchtiger 
Strenge  aufrecht  erhalten  wird,  die  Maassregel  als  eine  sich  von  selbst 


Beschwerde,  gar  wohl  im  Stande  un-!  mrh  rechtlich  vfrhimden ,  Injurien  and  VerlMumdanifeii 
gvbiüutsiid  £u  rU|;en.  Zwar  wohl  ricbtiK  allein  spiutluüig  Ut  die  «ogll»cbe  Ansicht,  da«  ein« 
rm  einem  HHglltte  hl  4ar  Vwmmhiag  vorirelmobt«  and  ipAtor  tob  Uub  mUmI  müilfc^' 
licht«  HcIuidiguHK  eine»  Privaten  den  pewidu;!! i  lir o  OcrichtMi  nnterlieg-e.  weil  diese  Veröffent- 
Ht^ung  aiuacihalb  der  |milamenlari«?hen  lhuiigk«ii  geschehe;  da««  atier  die  Gerichte  nicht 
einH<-lireiteii  dflrfen,  w«fnt  dl«  VwSBmttOdimi^  dwch  die  Ymammivag  MIlMt  (In  IhtOD  PNl»> 
fcoU«ii  «.  •.  w.)  amUcli  f«Nh«li«ii  Ml.  Vgl.  M«7,  Uw  of  FarUnNnt,  8.  81  d«r  «nt»  äiaM, 
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verstehende  l>t*t rächtet  wird*);  sondern  e«  kniin  auch  fheils  eine  verwerfliche 
Anweudung  durch  die  Fordemng  einer  gros-erf^n  Stimnieuzahi  als  der  abso- 
luten Mehrheit  sehr  crai hsvehrt  werden,  theils  ist  darch  die  den  WAhlem 
gelassene  Möglichkeit,  den Ausgestosscnen  wieder  zu  wählen,  der  Öffentlichen 
Meinmig  eine  höchst  wirksame  Coiitrole  der  Versammlung  gegeben  — 
Weniger  passend  oiNcheiut  vielleicht  das  Recht  zu  Erkennung  einer  Haft, 
iKuiieiitlich  wed  da»  gestrafte  Mitglied  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  wird, 
semen,  ihm  doch  nicht  entzogen on ,  ständischen  Auftrag  zu  vollziehen. 
Eb  ist  jedo  Ii  zu  bedenken ,  dass  es  Fälle  geben  kann ,  in  welchi'n  /war  ein 
völliger  Ausschluss  nicht  gorcchtfeiligt  erschiene,  und  doch  die  Wrletzung 
des  Anstandes  n)l/n  bedeutend  oder  drr  Trotz  eines  leidenschaftlichen  und 
ungebiltli  ten  Mitgliedes  allzu  unbeugsam  wäre,  als  dass  ein  bloss  in  Worten 
bestelioiiilpr  Tadel  genügende  Abliilfp  pfwährie.  Welches  andere  Straünittel 
fsollle  iiier  angewende  t  werden  ?  Die  ik>orgniss  aber,  dass  eine  Versammlung 
ihr  Kecht  zur  Erkemiung  von  Freüieit'^strafen  missbraucheu  und  etwa  in 
Hass  und  Leidenschaft  langes  Gefänguibs  verhängen  könnte,  lässt  sieb  (so 
ferne  sie  überhaupt  ernstlich  gehegt  zu  werden  braucht,)  leicht  duicli  die 
Voi-schrift  beseitigen,  dass  mit  dem  Ende  des  Landtages  auch  jede  gegen  ein 
Mitglied  erkannte  Haft  von  selbst  aufliöre.  —  Allerdings  wäre  es  wünscheus- 
werth,  dass  man  sich  mit  solchen  Fragen  gar  nicht  zu  beschäftigen  hiUte; 
allein  man  darf  sich  weder  durch  falsche  Hoffnungen  einwiegen,  noch  durch 
eine  allzu  empfindliche  Sorgfalt  für  die  Ehre  der  RepHlsentation  verleiten 
lassen,  Nothwendiges  incht  zu  besprechen  und  zu  entscheiden.  Wenn  daher 
manche,  namentlicii  auch  deutsche.  Verfassungsurkuuden  und  Geschäftsord- 
nungen den  Kammern  ein  eigentliches  Strafrecht  gar  nicht  zutheilen,  sondern 
nur  kichtc  Disciplinarmaa''sregeln  gestatten,  so  ist  dies  ein  Fehler,  welcher 
sich  b^i  (relegeiibt  it  <^^rhwf  r  r{\chen  kann. 

Auch  die  Beiitiung  der  Ständeraitglieder  vom  unmittelbaren  Zugreifen 
der  Gericbte  bei  gemeinen,  das  heisst  mit  der  ständischen  Stellung  in 
gar  keiner  ikziehung  stehenden,  Rechtsverletzungen  oder  bei  Wechselscliuld, 
beruht  au^  der  Befürchtung  eines  Missbrauches.  Niemand  kann  natürlich 
wünschen  oder  fordern,  dass  ein  Stündemitglied  straffrei  ausgehe,  wenn  es  in 
der  That  gegen  die  allgemeinen  Gesetze  des  Staates  sich  vergangen  hat.  Die. 
Wahlorkunde  soll  onü  darf  kein  Freibrief  sein  für  Betrug,  Diebstahl,  Mord 

1)  8.  M«y,  «.«.O.,  8.4iQr.;  Ca»hUg,  ».«.O.,  8.  S5o.  »Dm  B«cht,  ein  Mitglied  aiu- 
■mto— ea,  sieht  mit  Mothwemdlgkalt  allwi  VwiMininlmigea ,  mmelet  «ber  gee«tK(ebendeo  Ver- 
Munmliuigeii  zu,  weldM  «liiM  «Im  Mich«  MagaSu  idtlit  mit  Elmn  bMlelun  nodi  Uurw  Zw««k 
«tttUca  köuien.* 

f>  Vm  den  deoteelMn  Vwbmnugtn  od«r  a«eeUlttoidottBg«ii  eikaBeii  dto  tajpwiMhe, 

ftitchAisvhe,  oldciiburgi»clxe,  bnmiucbweiifisdic,  uieiniitgenscbe  und  wiüdeciii«ilic  eine  Aussclilie»- 
mawtg  «nediückUcJi  ao.  In  Ueioiiigen  und  Wnldeek  eind  drei  VierUieQe  der  Bimmen  data  er- 
fetdOTlIdi ;  Iii  SadMea  aber  kau,  nnf  Veri«oc«B  des  Aiugcetomiini,  a«r  8tMlif«iMhti]iof 
Aber  dto  Bcatandif  kelt  der  AmechHeeeny  «ckemieii. 
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und  LandesTemth.  Allein  es  «ire  j»  immerbin  mOglich,  daas  dnrdi  eine 
bewQMt  &lBChe  BeKttcbtigoiig  gemeiner  Terbreclien  oder  durch  bische  Schuld- 
klagen  die  Entfennmg  eines  nisgliebigen  Yolksvertreters  oder  eine  allgemeine 
Einschflehtening  versucht  wQrde.  Die  Oriinde,  welche  einen  besendem  Schmal 
der  YolkBTertreter  gegen  falsche  Anklagen  in  Amtasachen  als  nothwendig 
erscheinen  lassen,  treten  also  anch  hier  ein;  nur  ist  es  weder  nothwendig, 
noch  wlre  es  passend,  der  Versamndnng  selbst  ein  Richteramt  hier  einan- 
ritaunen.  Alles  Erforderliche  ist  offenbar  geleistet,  wenn  ohne  Torgflngige 
T^yni^lniMi  und  Erlaubniss  der  Tersammlnng  gegen  keines  ihrer  Mitglieder 
eine  Untersuchung  oder  gar  eine  Yerhaftung  wegen  angeblicher  Verbrechen 
oder  Zahlnngsrerbindlicbkeiten  angeordnet  werden  darf.  Damit  crbllt  die 
Versammlnng  volle  BefUiignng  zur  Beschfltzung  ihrer  Angehörigen  gegoi 
Binke  und  Hinterlist  Dass  aber  je  eine  VolksTertretang  dieses  Recht  sur 
Beeintrftcbtignng  der  Rechtspflege  und  zur  Schfltiung  vor  wirkiidi  verdienter 
Strafe  missbnuiche,  ist  in  der  That  nicht  zu  befürchten.  Sowohl  Ehr*  als 
Pflichtgefühl  wird  sie  davon  abhalten;  und  ttberdiess  ist  nicht  einmal  ein 
Interesse  denkbar,  welches  die  Mehrheit  einer  saUreicben  Yersammlnug 
bewegen  konnte,  einen  Amtsgenossen,  welcher  sich  eines  gemeinen  Ter- 
hrechena  schwer  verdächtig  oder  leichtsinniger  Schuldeneingehung  schuldig 
gemacht  bat,  vor  den  rechtlichen  Folgen  seiner  Handlungsweise  zu  bewihren. 
Im  Gegentheile  werden  sich  immer  die  Mitglieder  beeilen,  durch  Crewähnmg 
ihrer  SSustimmung  zu  gerichtlichem  Verfahren  auf  die  Seite  des  Rechtes  and 
der  Staatsordnung  zu  stellen  und  sich  Iqsznsagen  von  einem  Genoesen,  welcher 
ihnen  selbst  nicht  zur  Ehre  gereicht.  Nur  bei  dringendem  Verdachte  einer 
ttblen  politischen  Absicht  oder  einer  persönlichen  Bosheit  ist  Verweigerung 
des  gerichtlichen  Einschreitens  zu  erwarten;  in  diesem  Falle  aber  ist  die> 
selbe  nicht  nur  gerechtfertigt,  sondein  selbst  erwünscht. 

Allerdings  sind  gegen  diese  letztere  Bevorrechtnng  der  Stindemitgliedor 
anch  Einwendungen  gemacht  worden,  und  zwar  von  gewichtiger  Seite.  Lap- 
penberg  hat  (in  einer  ohne  seinen  Namen  erschienenen  Scbrilt:  Die  Privi- 
legien der  Parhunentsglieder*  Hamb.,  1849)  den  grossen  OiAbdsatz  des 
Staatsrechtes  der  Gegenwart,. die  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze,  stark 
hervorgehoben  und  seine  Anwendung  auf  Mitglieder  von  Stflndeversamm- 
lungen  als  erhöhte  Nothwendigkeit  hingestellt  Auch  beweise  das  Beispiel 
von  England  (sowie  der  Vereinigten  Staaten),  wo  die  Parliamentsnütglieder 
der  gewöhnlichen  Straigerichtsbarkeit  wegen  aller  ansserbalb  der  Versamm- 
lung selbst  begangenen  Handlungen  unterworfen  bleiben*)}  ond  nur  die  Frei- 
heit von  Schuldbaft  als  ein  nichWsagender  Ueberrest  mittelalterlicher  Zustinde 


1)  Uchcr  die,  aUerdlni?»  nrans  riehUy»,  SiitliidlKkeit  der  engUielMii  imd  UMrikMli^mi 

ncrii-ht.'  ifrniiii„.n  Vrrirf  licn  <(it  l'^rlintncnlHmitKnodfr  k.  Mny,  t.»W  Of  PMÜMMnt,  0.109%*} 
Über  Ulf  k-oühimIh'|i  jiirisüsvlH'U  Liiuvlüoitvn  Cu^biug,  6.  *i6  Uff. 
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bestehe,  follkommen  die  Uuscbädlicbkoit  eines  solchen  Zustandes.  —  Mkllto 
kann  theoretisch  riditiger  sein,  als  diese  Ansicht ;  jedoch  unter  einer  Voraus* 
Setzung.    Wenn  nftmlich  in  einem  Lande  die  G törichte  so  gestellt  und  so 
bestellt  und,  dass  ein  nngebtthrlicher  EUsfluss  auf  dieselben  von  Seiten  der 
Regierung  und  namenUich  zu  unlauteren  politischen  Zwecken  eine  sittliche 
Unmöglichkeit  ist;  wenn  ferner  in  einem  Lande  der  Geist  für  Gesetzlichkeit 
ond  fi\r  bQrgerliche  Freiheit  so  entwickelt  ist ,  dass  auch  der  entfernteste 
Angriff  auf  Yerfassoogseinricbtiingen  einen  allgemeinen  Sturm  im  ganzen 
Volke  erregen  würde;  wenn  und  wo  also  ein    issbrauch  des  Grundsatzes 
der  Gleichheit  vor  dfiu  Gesetze  zum  Zwecke  einer  Einschüchterung  der  Volks- 
vertreter oder  zur  Rache  an  denselben  als  undenkbar  erklärt  worden  kann; 
da  mag  allerdings  der  1>o<7ondere  Schutz  gegen  eine  besondere  Gefahr  weg* 
CaUen.  Allein  eine  soicbe  Ordnung  des  Gerichtswesens'  setzt  das  Vorhanden- 
sein nur  einzelner  weniger,  sehr  hochgestellter  und  nnr  mit  den  ausgezeich- 
netsten Männern  des  I^des  besetzter  Gerichte  voraus;  und  eine  solche 
Eiitwickelung  des  OffentUdieB  Lebens  wird  niclit  hervorgebracht  durch  die 
blosse  EinfiUunng  einer  reprftsentatiiyen  Verfassung,  sondern  durch  eine 
generatioHeDlange'Üebnng  derselben  in  Freud  und  Leid.   Diese  Zostftnde 
sind  denn  non  aber  anf  dem  Festlande  nicht  in  dem  gehörigen  Maasse  vor- 
banden. IHe  grosse  Zahl  der  hier  Air  nöthig  erachteten  Gerichte  bringt 
eine  wesentlich  andere  fiesetrang  d^iNelben  und  eine  ganz  verschiedene 
Stellung  der  einzelnen  Bichter  mit  sieh.  Ef  ist  daher  kein  ungerechtes  ond 
durch  Ungrund  verletzendes  Hisstranen  in  die  Ehrenhaftigkeit  der  festlan- 
dischen Gerichte  flberhanpt,  wenn  die  MögBchkeit  angenommen  wird,  dass 
irgend  einer  der  zaUreichen  Untersnchnngsrichter  sich  dnrch  mfichtige  Ein- 
wirinaig  m  einem  onbegrttndelen  Verfohren  bestimmen  lassen  konnte;  dass 
vielleicht  selbst  bestimmte  Stellen  absichtlich  mit  ftgsamen  und  zn  Allem 
bereiten  lOnnem  besetzt  werden  konnten.  Und  wie  wenig  die  Rücksicht  auf 
die  Öffentliche  Meinung  von  den  offenbarsten  Eingriffen  in  Verfassung  mid 
Becht  bis  Jetzt  noch  abhftlt,  davon  haben  leider  nnr  alka  viele  Fälle  den 
Beweis  geliefert.  Znnftchstalso  wenigstens  vermögen  die  constitutioneUen 
Staaten  des  Festlandes  einen  besonderen  Schutz  der  persönUch«  n  Freiheit 
ond  der  ungestörten  Wirksamkeit  ihrer  einzehien  Vertreter  noch  nicht  zu 
entbehren. 


«.  Hohl,  BIttlsnebt  fid.  L  2t 
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OonitltaliAiMlle  BrflUTOifiB. 

Bin  Beitrag  snr  VerfaBsnngspolitik  *X 

• 

Es  war  in  der  That  keiue  Icicbte  Aufgabe  für  die  deutschen  Staaten, 
als  es  sicli  vor  vierzig  Jaln-oii  /.ucrst  davon  handelte,  repräsentative  Ver- 
fassungen zu  gründen.  Tlieüs  gewübiien  die  eigenen  bisherigen  Einrichtungen 
und  Erlahrungen  gar  keine  Anhaltspunkte;  und  selbst  die  Vorgänge  in  ansser- 
deutschen  Staaten  waren  in  jener  Zeit  noch  wenig  zahlreich,  Oberdiess  in 
manchen  Beziubungen  wegen  wesentlicher  Verschicileubeit  der  Zustilndc 
nicht  wohl  anwendbar.  Tlieils  waren  die  neuen  Bestimmungen  sogleich  auf 
eine  unbegrenzte,  jedcufalls  auf  eine  lange  Zukunft  festzustellen,  Aendemngen 
in  denselben  wo  nicht  ftlr  ganz  unmöglich  zu  erkläi'en ,  so  doch  wenigstens 
sehr  zu  erschweren.  Es  mussten  also  Versuche  gemacht  und  gleich  deren 
erste  Lösungen  bleibend  beibehalten  werden.  Thcils  endlich  war  die  wissen- 
schaftliche Bearbeitung  der  repräsentativen  Einrichtungen  noch  sehr  lücken- 
baft  und  ^ogar  manchiach  auf  Abwege  geratheu,  SO  dass  auch  sie  nur  massige 
und  selbst  unzuverlässige  Hülfe  gew;ibrte. 

Unter  .solchen  Umstünden  wäre  es  mehr  als  ein  blindes  Glück,  es  wflre 
ein  Wunder  gewesen ,  wenn  die  Verfassungen  dem  menschlichen  Loose  der 
Unvollkommenbeit  entgangen  wären.  Die  unbefangenste  Selbstzufriedenheit 
der  Urlieber  oder  Zeitgenossen  konnte  sich  dessen  nicht  schmeicheln.  —  Es 
ist  dem  nun  tiiat sächlich  auch  nicht  also.  Sowohl  Begehungs-  als  Unter- 
lassungsfehler lassen  sich  jedem  dieser  Grundgesetze ,  wenn  schon  in  ver- 
schiedenem Maasse,  nachweisen.  Auf  der  anderen  Seite  begiebt  es  sich 
freilich  auch,  gleichsam  zur  Entschädigung,  dass  Nutzen  aus  Einricbtuugtu 
hervorgeht,  welche  darauf  gar  nicht  berechnet  vraren,  die  vieUeicht  eher 
einer  Ausstellung  ausgesetzt  schienen^ 

Nichts  wäre  leic-htcr,  als  itzt,  nach  langjähriger  Erfahrung,  über  be- 
gangene Missgriffe  einen  s<^iarfiBn  Tadel  aaszosprechen»  oder  die  ohne  Absicht 
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erlangten  Yortfaeile  spMtiseh  zu  beUtcheln.  Nichts  wftre  aber  auch  unbilliger 
ODd  nickts  wohlfeilere  Weisheit.  Dem  menschlichen  Scharfsinne  sind  enge 
Sdbrinken  gesetzt,  and  es  ist  ganz  unmöglich,  zum  Voraus  alle  Birkungen 
n  bereehoen,  welche  der  träge  Widerstand  des  Stoffes  oder  entfernter  liegende 
Terbältnisse  bei  einer  neuen  Einrichtung  ausüben  können. 

Tadel  verdient  nnr  derjenige  Fehler,  wckhon  gleich  /ui  Zeit  der  Begehung 
ein  ernstlicheres  Nachdenken,  eine  schärfere  Menscheiikimituiss  hätten  ent- 
decken können.  Und  selbst  in  solchen  Fallen  hat  die  staatliche  Naivität 
jener  Zeit  immer  noch  iliren  grossen  Werth,  weil  vielleicht  mehr  Bcwusst- 
sein  es  gar  nicht  hätte  zu  der  That  kommen  lassen,  mit  welcher  man  denn 
doch  Iii  Ul  i  Hauptsache  zufrieden  zu  sein  Ursache  hat.  Was  aber  die  un- 
gesucht  und  sonut  unv»*rdieuL  tibcrkommenen  Vortlicile  betrifft,  so  wäre  wohl 
eine  daruul  geriditete  Absicht  schmeichelhafter  für  die  Umsicht  der  früheren 
Gresetzgeber ,  aber  der  thatsächlichc  Zustand  ist  inuuerhiii  mit  Dank  hinzu- 
nehmen. 

Damit  soll  freilich  nicht  gesagt  sein,  dass  es  nicht  erlaubt  und  selbst 

geboten  8<>i,  einer  Seits  die  begangenen  Missgi'iffe  sich  klar  zu  machen  und 
sie  nach  Ursache  und  Wirkung  auseinanderzulegen ,  anderer  Seits  die  walueu 
Ursachen  unbeabsichtigten  Nutzens  zu  erforschen.  —  Bei  den  Fehlern  ist 
vielleK  ht  eine  Verbesserung  wohl  iin  L!li<  h;  jeden  Falles  kumien  Mittel 
mr  Neutralisirung  aufgesucht  ^v  .  rdi  n  Und  würde  ihre  Aufdeckung  auch 
nur  als  Warnungsz<dchen  für  diejenigen  Staaten  dienen,  welche  ihre  Ver- 
fassungen noch  zu  gründen  oder  zu  vollenden  haben ,  so  wäre  sie  ein  Ver- 
dienst. Namentlich  kann  es  niu"  als  sehr  belehrend  erachtet  werden,  wenn 
gezeigt  wird,  dass  ein  dui'ch  Erfahrung  nachgewiesener  Mi.ssstand  ent- 
weder die  Folge  unrichtiger  An  Wi  ndung  eines  an  sich  wahren  und  in 
dem  Giisto  der  Volksvertretung  liegenden  Grundsatzes  ist,  oder  es  sich 
zeigt,  dass  <latj  Licht  eines  Gedanken  sich  in  dem  trüben  Medium  der  Wirk- 
lichkeit falsch  bricht.  Gerade  solche  Fehler  kunncu  leicht  auch  anderwärts 
wiederholt  \\erdcn,  und  doppelt  leicht,  wenn  sie  durch  den  Text  einer  frühereu 
Verfassung  als  Beispiele  festgestellt  scheinen,  dein  Feruerstchend  n  iber  der 
wahre  Sachverhalt  verborgen  bleibt.  —  Bei  den  zufälligen  gün-ti^ri  n  Wir- 
ktinaen  aber  handelt  es  sich  davon,  sich  vor  der  Möglichkeit  /.n  bewahren, 
das>  dnrcli  gelegentürho  Aenderung  eines  für  unbedeutend  erachteten  Um- 
standes  auch  die  Quelle  von  Gutem  verstopft  werde.  Hat  Scharfsinn  nicht  . 
hmgereicht,  den  Nutzen  zu  verschaffen,  so  soll  er  doch  wenigstens  zur  Er- 
haltung dienen. 

Es  wäre  deum.ich  nicht  nur  psychologisch  merkwürdig,  sondern  auch 
für  das  Leben  uunütteibar  wichtig,  wenn  eine  Nacliweisung  über  sammtliche 
durch  spätere  Erfahrung  erprobte  Missgriffe  oder  unerwartet  hervorgetretene 
nützliche  Bestimmungen  in  den  deutschen  Verfasbungsuikunden  bestünde. 
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BtSIStib  andi  die  nationale  Eitelkeit  etwas  darunter  leiden,  so  wflrde  sieb  dies« 
na  Einsicht  reichtteli  beiaUen.  Eine  Arbeit  dieser  Art  besteht  Jedoeh  nidit; 
von  ^ner  ZnsammensteUung  gar  nicht  n  reden,  aber  aneb  niclit  cimBal  efaie 
Erörterung,  welcbe  einen  dnzelnen  Staat  betrflüB.  Es  scheint,  man  begnogt 
sieb  in  Jedem  ^mbien  Lande  damit,  es  in  wissen  mid  «i  ftblen;  aliein 
diess  eben  ist  unzordchend. 

Es  soll  nun  im  Nachstehenden  ein  Yersach  gemacht  werden,  wenigstens 
in  Beziehung  auf  ein  einzelnes  deutschet  Land,  nämlich  auf  Württemberg, 
einige  Erfehrungen  beiderlei  Art  mitzutheilen.  Dieselben  sind  nicht  nur  an 
sich  der  Erwägung  des  Staatsmannes  nicht  unwerth;  sondern  sie  mögen 
auch  dcsslialb  als  besonders  bedeutend  erscheinen,  weU  die  württembergische 
Verfassung  vor  manchen  anderen  Ansprüche  auf  Fohlerlo^^igkeit  und  genaues 
Bewusbtsein  des  Gewollten  sollte  iiuicbcn  können.  Nicht  nur  hatte  'wenig>liUÄ 
das  alte  Herzogthum  eine  fast  dreihundertjührige  Liiahmiig  in  nahe  ver- 
wandten Einrichtungen:  sondern  es  ist  auch  das  jetzige  Grandgesetz  nicht 
das  rasche  Erzeugniss  eines  drängenden  Augenblickes,  oder  einer  einseitigen 
Ansicht,  sondern  das  Ergebniss  eines  fünfthalbjährigen  Kampfes  und  der 
Auszug  des  Beslon  aus  drei  bis  vier  vorangegangenen  Entwtlrfen.  Ueber- 
diesfe  war  wohl  bei  der  Feststellung  weniger  Grundgesetze  ein  so  herzlich 
guter  Wilk  von  allen  Seiten.  Man  wäre  versucht,  jene  Zeit  den  politischen 
Brautstand  Württembergs  zu  nennen.  Wenn  dessen  uuerachtet  auch  hier 
nicht  immer  das  Richtige  gewählt  wurde  oder  mau  sich  nur  zululüg  einen 
Nutzen  verschaffte,  sich  somit  im  Leben  .Maiithes  itzt  anders  darstellt,  als 
die  Einsicht  und  die  Hoffnungen  des  Jahre.-^  1819  annahmen;  so  ist  es  in  der 
Thal  ein  schlagender  Reweis  von  der  Schwierigkeit  der  Aufgabe  und  cuie 
eindii ligliche  \^  ai  iiuiig  zur  schärfsten  Umsicht.  Auch  das  kleine  Bruchstück 
dner  Gesammtdarkgung  der  vorhandenen  TäusciuiugLii  kann  al^u  nutzen. 

Dass  die  ausgchobenon  l'unkte  ausführlich  und  allseitig  besprochen 
werden,  darf  wohl  keinen  iadcl  erfahren.  Es  handelt  sich  nicht  sowohl 
davon,  eine  Reibe  von  Beispielen  gemachter  Fehler  aufzustellen,  als  vielmehr 
im  Einzelnen  zu  zeigen,  wie  sich  die  Verhältnisse  wirklich  gebiailcu,  dadurch 
aber  mitti  ll  ar  Anb  iiung  zu  umsichtiger  Untersuchung  und  scharfer 
Beachtung  audi  I  iloiiu  n  l  iitfemt  liegender  Beziehungen  ZU  geben.  Hierzu 
ist  aber  tmu  \  oiiätuudige  Auäeinaudersetzung  nothweudig. 
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AiiMh«i]i6xid  freiiinnif«,  erfahnmgsgenMIu  aber  JkMihth^Uge  Be* 

itimiiwiiywi« 

1.    Numerische  Besclirankung  des  königlichen  Rechtes, 
Mitglieder  der  ersten  Kammer  zu  ernennen. 

IN«  AuschflidiiDg  einer  efgenen  Pair Brammer  ivar  die  von  AnsaeD 
galKileiia,  iiiierUsiliehe  Bedingang  des  Zastasdekommene  einer  irHrtteni» 
bergischen  Ver&araiig.  Letitere«  fiel  nftadieb  in  die  Zeit  des  Karlsbader 
OoDgzeesee  and  der  alhnftbBy  mr  Gelinng  gebraskten  Forderungen  der 
bflilicen  AlUaiii. 

üeber  den  Hanptbestandllieil  einer  «dchea  Kanuner  konnte  kein  Zweifel 
sdn;  es  Haren  dieas  natorlich  die  Staodesberren,  wetehe  in  Wflrttemberg 
»hlreicher  als  in  irgend  einem  andern  denlaeben  conatitotioneUea  Staate 
anaieeig  aind,  nnd  anr  Zeit  der  Yerfiwaanggrflndang  noch  weit  aalitrelcher 
waren.  (Bei  Erttfiiang  der  Stände  im  Jabre  1S30  waren  31  Standeaberren, 
die  atandeabetriieben  Gemainaebaften  mitgereebnet;  später  ist  allerdings 
etwa  ein  Drittbeil  deraelben  aaageacbieden  dnrch  Yerimnf  ihrer  in  Wflrtteoip 
berg  gelegenen  CHtter.)  YieUeicbt  wären  dieeelben  aaUreicb  gebag  geweaen, 
am  Ihr  aich  allein  eine  erste  Kammer  an  bilden;  allein  mehrere  Znaätie 
achienen,  ana  versehiedeaen  Gründen ,  nnertäsalicb.  —  Znerst  mnaate  ea, 
«am  tbaatl  nicht  Wahl  ällein  Antbeil  an  der  YolkariBrtretBng  gab,  anmflg- 
^  scheinen,  die  Prinsen  dea  königlichen  Baaeea  an  flbergeben.  Ihre  per^ 
ähnliche  Stellnng-  Terdiente  noch  grossere  BerllGksichtignng,  als  die  der 
Staodesberren;  das  Wohl  des  Staates  lag  ihnen  sidier  ebenso  nahe,  ala 
bfgend  einem  Bälger;  der  Vorgang  aller  bereits  bestehenden  constitationellen 
'  tfonarchieen  sprach  dafilr,  so  namentUeh  der  von  Bayern  nnd.  Baden.  — 
Ton  noch  grösserer  Bedeatong  war  sodann  die  Nothwendi^eit  einer  Vor- 
kdmng  gegen  eine  AUeinherrscbafi  der  Sonderinteressen  der  Standesherren. 
Die  ehemaligen  Beicbsfnrsten  und  Beichsgrafen  hatten  schon  vor  Boen- 
digong  der  YerfiMsongsTerbandlnngen  in  gescblosBener  Beibe  eine  feiadliclie 
SlaUnng  gegen  die  Begiernng  eingenommen.  Wenn  sich  nnn  aach  hoffen 
Uais,  dass  die  Gerdatheit  sich  albnählig  beschwichtigen  werde,  in  so  walt 
dieselbe  Folge  wirklicher  Missbandlongen  nuter  der  vorangegangenen  Regie- 
nng  war:  so  lagen  doch  anch  bereits  bestimmte  Anaeigen  tot,  dass  die 
Einiftgnng  der  Standesherren  in  die  neae  Staataordnang  und  in  ein  Unter- 
thanearerhältaiss  keineswegs  eine  gutwillige  nnd  grundsätzliche  sei  und 
sein  werde.  Bure  Beschwerden  aber  einige,  Yerbältaissmässig  sehwache, 
Anftnge  einer  Befreiong  der  Personen  and  des  Bodens  yw  mittelalterUcheii 
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Lasien  bewieseD,  dara  sie  keineswegs  geneigt  seien,  sidi  seibsl  GeseUoi 
m  nnterwerfen,  (bUb  durch  solche  eine  Verbesserung  der  Zostlnde  der 
grossen  VoStsiBeDge  mit  Beseitigang  gesdiiohflicher  YerhSltnisse  beabsi^tlgt 
werde.  Nicht  also  blos  die  Bflcksicht  änf  die  Wirfcsainkeit  der  Qbrigen 
Bestaadtheüe  der  Yolksrntretiiog,  sondern  anch  die  Wahrung  der  könig- 
lichen Sdhetsttodigkeit  mid  Haadlongsfähigkeit  masale  es  sehr  rtthUch 
«scheinen  lassen,  den  sttadisehen  Einflnss  der  Standesherren  nichl  Aber 
die  Gebohr  gross  festznstelleD.  Eine  Mftssigong  desselben  war  allerdings 
durch  £e  Theihiahnie  der  Vxinzen  lyon  Banse  gegeben;  allefai  Jle  Mkfale 
idcht  hin,  ans  mehr  als  Einer  ürsatte.  Ünswelfelhalt  waren-  ian  M-^lll 
sich  mehrere  HO^chkeiten,  dar  ersten  Kammer  Besündthefle  eioliMlfli, 
ton  welchen  eine  andere  finalüehe  Richtung  zu  enrioten  stind^^ilto^M 
der  Mediatisirten.  Es  hüten  z,  ,Terläreter  der  GMO^^  'W&^t 
Kirchen,  der  Unterrichtsaiistalten,  4er  grosseren  BMsB  ^  isif.  'tiMiia 
werden  können. '  Alltin  theOs  mochte  man  dii^  fnx  noch '^ttJiicliäiiBAuiAlr 
in  der  zweiten  Kammer  erachten  zur  Bildung  dnea  Gegengewichte»  mAi 
die  blosse  Yertretong  der  Kopbahl;  ea  allef^igs^^  Ii  liwfcWlt 

Falle  kaum  möglich,  die  der  Bittersdiaft  einzuräumende  Reprtaentntfaaf-  jlis 
der  ersten  Kanuner  ferne  sn  halten.  Von  ffieser  waf  diin^ili^^li  ,#ir 
Hauptsache  eine  gleiche  Stellungsnahme  zn  erwarten,  wie  vo^  da^  flliiiWm* 
herren  selbst,  und  es  wäre  am  Ende  das  Ucbel  noch  giOsMI^  f{tt|iMMI^ 
Kurz,  man  iand  es  geeigneter  nur  Erreichung  einer  Beschrlfiktmg  des  CR»- 
Wichtes  der  Standesherren  ein  Becht  der  Krone,  Mitglieder  der  PairileiMMr 
frei  m  ernennen,  in  Anspruch  zu  nehmen;  und  zwar  glaubte  mtSit  fbiMS» 
Ernennung  sowohl  lebenslÄnglichcr  als  erbliclier  Mitglieder  einräumen  zu 
müssen,  ebenfalls  nach  Vorgängen,  namentlich  in  Frankreich  und  Bayern. 
Nun  aber  drohte  eine  andere  Gefahr.  Wenn  nämlich  ein  solches  Emen- 
nungsrecht  ganz  nnbcgrünzt  war,  so  lag  es  vWlig  in  der  Hand  der  Regierung, 
nicht  blos  die  Standesherren  zu  ncutralisiren,  sondern  aueli  mittelst  einer 
stehenden  und  sicheren  Mehrheit  in  der  ersten  Kammer  alle  Beschlösse  und 
Bestrebungen  der  zweiten  Kanuner  na€h  Belieben  zu  nichte  zu  machen.  So 
wurde  es  denn,  (ebenfalls  wieder  wie  in  Bayern  und  in  Baden,  allein  gegen 
die  Vorgange  in  England  und  Fraukieicli,)  für  nöthig  erachtet,  jenes  Er- 
nennungsrecht  in  bestimmte  Schranken  zu  bannen.  Es  ward  folglich  nicht 
nur  bestimmt,  dass  die  erblich  zu  ernennenden  Mitglieder  nur  au«  der 
Klasse  des  riUerschaftlichen  Adels,  und  zwar  nur  der  reichci-en  Familien 
desselben,  genommen  werden  dQi-fen,  sondern  auch  imd  hauptsächlich  an- 
geordnet, dass  die  O^esammtzahl  der  von  der  Krone  zu  Ernennenden  ein 
Drittheil  der  fthrigen  Mitglieder  der  Kammer  (Prinzen  nnd  Standeshentn 
nsammengereehnet)  nicht  übersteigen  dürfe. 

Biese  letztere  Bestimmung  ist  es  nun,  welche  sich,  nnd  zwar  in  mehr 
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a)  Weim  dttr  gama  ZimoIi  d«r  Yenitlang  standeftherrlichen  Wider- 
spruches gegen  die  RaglaniDg  und  gegen  Tolkslhimliche  WflDsche  sollte 
erreicht  werden ,  lo  war  njttarHoh  ftlr  ^enigtleiia  die  Möglichkeit  einer  die 
Standesherren  überwiegenden  Stimmenzahl  in  der  ersten  Kammer  Sorge  zu 
tragen.  Sonst  kooi^  die  Beimischung  eines  nicht  staadedterrUchen  Bestand- 
theiles  mir  in  dem,  beinahe  nie  vorkommenden,  Falle  einer  Durchzählang 
fter  Stimmen  beider  Kammern  und  hei  den  gemeinsamen  Wahlen  derselben 
fOn  einer  Bedeatnng  sein.  Eine  solehe  Möglichkeit  grösserer  Stimmenzahl 
wda  nun  ohne  Zweifel  auch  bei  der  vorliegenden  YerfiAssmigsbesUnimaDg 
18*8  Auge  gefasst,  indem  neben  dem  vom  Könige  ernannten  Drittheile  auch 
noch  auf  die  Prinzen  vom  Hause  gerechnet  wurde;  und  es  mochte  dieses  nm 
so  g«iflgonder  erscheinen,  als  gerade  die  wflrttcmbergische  Kegeutenfamilie 
lur  Zeit  des  Yerfassungsabschlusses  eine  grössere  Anzahl  von  Prinzen  auf- 
zuweisen hatte,  als,  mit  Ausnahme  des  österreichischen,  irgend  ein  fürst- 
liches Haus  in  Kuropa.  Dennoch  hat  der  Erfolg  gezeigt,  dass  die  Ueber- 
stimmung  der  Standesherren  nicht  möglich  ist,  sondern  vielmehr  dieselben, 
60  oft  sie  wollen,  ihren  Sonderinteressen  bei  Gesetzesentwürfeu  der  Regie- 
rung oder  bei  Beschlüssen  der  zweiten  Kammer  den  Sieg  verschaffen  können. 
Selbst  wenn  die  sämmtUchen  Prinzen  übelLIu^timmend  mit  den  vom  Könige 
irnanntcn  Mitgliedern  votiren  oder  den  letzteren  ihre  Stimme  übertragen, 
haben  die  Standesherren  noch  eine  Mehrheit.  Und  überdiess  trifft  diese 
Voraussetzung  nicht  immer  ein.  Nicht  nur  iiflegt  der  eine  oder  andere 
Prinz  Wftier  aiiwe.st  ud  noch  auch  durch  Stimmenübertragung  vertreten  zu 
sein;  sondern  es  liegt  auch  ganz  iii  der  Natur  der  Sache,  duss  die  erblich 
vom  Könige  ernannten  Mitglieder  sich  l'aat  regelmässig  den  Ansichten  und 
Abstimmungen  der  Standesherren  anschliessen ,  von  welchen  sie  eine  kaum 
merkliche  Linie  trennt  Von  den  Italien  individueller  Vorliebe  auch  noch 
itiiderer  Mitglieder  ftir  die  staatlichen,  von  den  Standesherren  vertretenen, 
Grundsätze  gar  nicht  zu  reden.  Ist  diess  nun  aber  der  Stand  der  Dinge 
selbst  bei  einer  grossen  Anzahl  von  volljährigen  Prinzen  des  Hauses,  so 
gestaUt  t  er  sich  nattlrlich  noch  schlimmer  bei  einer  Verminderung  derselben. 
Erlischt  doch  tlbcrdiess  je  mit  dem  Ausfallen  von  drei  Prinzen  auch  eines 
der  königlichen  Erneunungsrechte.  —  Die  Folgen  dieses  Üeberwiegcns  der 
Standesherren  in  der  ersten  Kammer  liegen  nun  aber  7m  Tage.  Es  dürfte 
in  der  Tliat  keine  kli  ine  Aufgabe  sein,  aik  auf  Ausbiida ng  odi  r  Erweiterung 
volki^thQiiilicher  Kechtt  uder  Interessen  gerichteten  Antra^i/  und  Beschlüsse 
der  Kaiiiiner  der  Abgeordneten  zu  zahleü,  welche  seit  dem  Jahre  1820  that^ 
sächlich  in  der  ersten  Kammer  beseitigt  wurden,  oder  die  auf  Durchführung 
von  Recbtsgidchheit  oder  auf  Befreiung  von  geschichtlich  borgekommemeil 
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Lasten  gehenden  Beetinmiiiiigeii  in  ktai^iedien  Geeefaumnlwiilieit,  ttpIAc 
Yon  den  Standesherren  verwotfen  oder  weeenUicb  Terflndert  wte.  UnS 
wie  wenig  noch  ist  in  diesen  positiTen  Thatsachen  die  ganze  Wirfcnng  des 
standesherrlichen  Uebergewidites  enthalten!  Yielleioht  ehen  so  viele  md 
wohl  noch  wichtigere  YorscUflge  sind  notoris«^  von  Seite  der  &one  oder 
im  Saale  der  ^geordneten  ganx  nnterhlieben,  weil  ihnen  doch  mit  Gewissheit 
sine  Terwerfimg  von  der  Mehrzahl  in  der  ersten  Kammer  Toran4n>A8M> 
war.  Ist  doch  durch  die  der  Begiemng  gestattete  Emennimg  einer  Anzahl 
von  Hitgliedem  der  ersten  Kammer  so  wenig  eine  derselhcn  and  ihrer 
Bichtong  günstige  Stimmnng  so  bewerkstelligen  gewesen,  daas  gerade  die 
aut  den  wichtigsten  Yerwaltongszweigen  beaoftragten  Hinister  oft  Jahre  lang 
nicht  einmal  ftr  gnt  finden  konnten,  in  dieser  Kammer  persdniick  an  er- 
scheinen. Und  grenzt  es  ja  last  an  das  Komische,  wenn  man  sieht,  wie  die 
ereten  Begienuigsheamten,  gegentther  von  der  gescUostenen  MehrtiM  der 
Sammer,  nicht  selten  die  Stellnug  einer  Opposition  einnahmen,,  nnd:  iRrenn 
man  vernimmt,  wie  die  nlmUcl^  MSnner,  welche  in  der  Kammer  dar 
Abgeordneten  als  die  starren  Yertheidiger  ttberspannter  RegLeranfean^ 
Sprüche  tmd  als  einer  der  Yolksfreiheit  abgeneigten  <3e8innnig  eekmldig 
bitter  angefeindet  waren,  in  .demselben  AngenbUeke  nnd  in  einer  H» 
liehen  Entferanng  von  nnr  zwanzig  Schritten  als  Yerfochter  and  Yor- 
bölen  einer  rechtsverachtenden  Umwfibnng  benichaet  vnirden.  Da 
mm  aber  diesem  Znatande  der  Ding^  nicht  etwa  durch  ehm  Yerladmag 
in  den  Personen  abgeholfen  werden  kann,  weil  er  anch  bei  eüier  AnfUjemg 
deir  Stftndeversammlnng  derselbe  bleibt  nnd  von  kehier  allgenmineB  "VaU 
berührt  wird,  so  bedarf  es  wohl  nicht  erst  eines  Beweises,  daas  hier  ein 
grosser  Uebelstand  vorliegt  Es  ist  in  der  That  sdiwer  za  ertragen,  daas 
dem,  nnn  einmal  nicht  zn  Ändernden,  Dnalismns  'von  Begierong  nnd  Sttaden 
anch  noch  ein  grnndsätdicher  Zwiespalt  der  Kammern  nnter  sich  bdgeHlgt 
ist,  nnd  dass  dieBegienmg  dadurch  in  den  wichtigsten  Dingen  in  einer  nach 
allea  Seiten  so  gleichtf  Zeit  hin  verneinenden  Schwebe  erhalten  wird. 

b)  Es  liegt  in  deriNator  der  Sache,  dass  die  vom  Könige  aafXjebenslang 
ernannten  liitglieder  ans  den  h<)chsten  Staatsdienem  genommen  werden. 
Nnr  durch' einflnssreiches  Amt,  Eriahrung  in  Staatssachen  und  anerkanntes 
Yerdienst  mag  die  wesentlich  schiefe  Stellung ,  in  welcher  sich  dieselben 
einer  Seite  zn  ihren  standesherrlichen  Genossen,  anderer  Seite  zur  Haaae 
des  Yolkes  stehen,  leidlich  znrecht  gerückt  werden.  In  solehe  Aemter  nnd 
sokhe  persOnlicfae  Yerhültnisse  pflegt  man  denn  nun  aber  nnr  in  vorgerfick* 
teren  Jahren  zn  kommen;  nnd  wenn  andi,  wie  natürlich,  der  König  ni^ 
leidit  einen  bereHs  sehr  alten  Mann  erst  berofim  wird:  so  ist  es  doch  eine 
noUiwendige  Folge  der  geschilderten  Umstände,  daas  die  vom  Könige  M>en»> 
länglich  ernannten  Mitglieder  in  der  Begel  nicht  allzu  lange  Dienste  in  der 
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KttBmer  leMen»  Ahe  sie  in.  das  Grdsenalter  eintretsn.  Elw  IsnU  der^ 
seUbflo  ivivd  sogar  immer  sdMm  so  vorgertlckt  seiii,  daas  eine  kiiftige  Dienst- 
Mstang,  selbst  mr  ein  regelmlsalgsr  Beanob  der  Sitnuigen,  anaser  Frage 
staht  ESn  Aastritt  und  Ersats  dnreli  einen  jüngem  Hann  ist  aber,  d*  die 
Yet&ssangsarknnde  eine  iebensUngliclie  Ernennong  vorsohreibt,  eine 
Maassregel  von  sebr  swetfäbalfeer  Biebtigkeit  Und  llberdiess  liegen ,  ao^ 
•asaor  der  Beaebtuug  des  Bncbslnbens  der  Yerfassanganrknnde,  dfe  triftig- 
men  polltisdien  Gründe  tot,'  die  Möglichkeit  eines  Aostrittes  niebt  aaraer- 
kennen,  «ett  sonst  von  mehr  als  Einer  Seite  einem  sieb  nnbeqnem  mactaden 
Manne  s^ine  Sldlnng  in  der  Kammer  so  nnangenebm  gemacbt  wefdsB  konnte, 
4uß  er  am  fiide  dnrdi  eine  Niederlegang  derselben  Rabe  erkaafsn  «ttrde. 
Damit  aber  ItAnnte  entweder  der  ganze  Zweek  der  königlichen  Ernennungen 
vereitelt  od«r  jede  Spnr  von  Unabhängigkeit  verwisoht  w«rden.  —  Mehr  als 
Eine  verdriessüehe  Folge  dieses  Znstandea  der  Dinge  liegt  aber  vor  Aagen.  — 
Einmal  ivirtf  das  nnmerische  Gegengewicbt  dsr  TOm  Könige  Ernannten  gegen 
die  standesherrlicbe  Mehrheit  noch  unbedentoider ,  als  es  schon  an  and  ite 
sieh  ist  Und  swar  ftllt  nicht  etwa  blos  die  eine  Stimme  des  wegen  Krank- 
heit oder  Alters  nicht  erscheinoidon  lebensUnglicben  Mitgliedes  weg;  son« 
dem  da  dasselbe  im  Zweifel  auch  noch  mit  der  Stimmführung  für  einen  der 
Primen  beauftragt  war,  aocb  nodi  diese  zweite  Stimme.  Nehme  man  nun 
den  (nicht  etwa  erftindenen)  Fall  an,  dass  drei  oder  vier  lebenslängliche 
Mitglieder  monatelang  nicht  erscheinen  können,  so  entgehen  der  Yertheidi- 
gong  der  Regieiningä-  and  (was  in  dieser  Kammer  leicht  zusammenfällt)  der 
volkstbftnilichen  Ansichten  sechs  bis  acht  Stimmen.  Man  wird  aber  nicht 
einwenden  wollen ,  dass  ja  auch  die  Standesherren  lebensUUiglicbe  Mitglieder 
seien,  nnd  somit  ebenfalls  in  das  höhere  Alter  einrücken.  Bei  ihnen  ist  der 
Fall  aas  zwei  Gründen  ein  wesentlich  verscbiedener.  Einmal  treten  sie  im 
Dnrchscbnitte  weit  jünger  in  die  Kammer,  da  sie  darch  Gebart  und  nicht 
durch  eine  lange  Dienstlaofbahn  ihren  Sit2  erlangen.  Unter  einer  gleichen 
Anzahl  sind  also  bei  ihnen  jeden  Falles  mehr  jüngere  Männer.  Zweitens 
and  hauptsächlich  aber  haben  sie  das  Recht ,  sich  in  der  Kammer  vertreten 
zu  lassen,  was  den  Lebenslänglichen  nicht  zusteht.  Entweder  nämlich  können 
sie  ihre  Stimmen  einem  underu  Mitgliede  übertragen,  oder  aber  de  mögen 
ihre  Nachfolger  schon  bei  Lebzeiten  an  ihrer  Statt  sehicken ;  Rechte,  welche 
auch  regelmässig  ausgeübt  werden.  Da  nun  fiberdiess  nach  einer  (hinsicht- 
lich ihrer  Verfetssnngsmässigkeit  sehr  zweifelhaften)  Gewohnheit  auch  diese 
Stellvertreter  eine  zweite  Stimme  führen :  so  fDlgt  daraus,  dass  eine  standes- 
berrücbe  Stimme  kaum  je  verloren  gehen  kann,  und  daas. die  mit  denselben 
Bennftragtcn,  wenn  man  nur  will,  alle  im  krftfUgsten  Maonesalter  stehen. 

Ein  nraiter  kanm  kleinerer  Naobtheil  aber  ist  es,  dass  die  Axbeitaknfte 
der  Kammer  der  Standeaberren  dureh  das  Alter  und  die  ErinkUebkeit  obiaa 
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IMIm  der  «nutimteii  Mitglieder  sehr  geBchwi<M  verdio.  Dmb  auf  diea« 
Kitagorie  um  liilglifldeni  bei  den  Mhiifttichen  Arbeto  hanpteftchlicb  ge- 
reelinet  werden  mws,  bedarf  nicbt  erst  der  Erwftkmag.  Sie  sind  dneli 
Bttdwig  for  den  Stentadienst,  dnrcb  £r£[üining  uBd  darcb  formelle  Gewuidi- 
heit  für  die  BeüBnUe  der  OqmmwwkMWM  und  ftr  den ,  bescbwerUAtn, 
Dienst  der  SchriftfUfarer  vorzogsweiM  geeignet.  Aoeb  eeigl  die  £r£»liniBg» 
deu  dieee  Fäbigiceit  n  allra  Zeiten  anerkannt  ood  beotltet  «Dxden  iet  Wem 
noD  aber  von  den  10-^  18  möglicberweiie  vom  KOadge  enMoabaren  HÜ^ie- 
dem  8->4  arbeitaiiiifitfiig  gBirorde&  liiid;  eben  ae  liele  weitere  ala  Minialer 
oder  Regienungs-Convlasire  in  der  Kammer  keine  Zeit  an  atlndiaeiMn  A^ 
beüen  beben  oder  atbicUicherweise  nieht  mit  der  Benrtheflnng  .Ten  Bagjo 
nmgsmaaasregeln  beanftragt  werden  können:  so  ecbmiM.  die.  ZabI  te  m 
ecfariftlidien  AiMmi  in  Verwendenden  gar  sebr  insammen.  D»  Jan  -alMr 
dodi  gearbeitet  werden  moss,  so  entstebt  die  Gefahr,  daes  die  AnearleHant 
der  Befeiate  darcb  standeaherrliche  Privatdiener  besorgt  werde,  weUbem 
diesem  Zwecke  von  ibren  Herren  anm  Landtage  mitgebiacbt.  wQ9d«n«<<l4iebi 
ial  aber  eimnuclien,  daas  dieee  Sitte  verderbUeh  wlre.  Tbetta,  weil  d« 
aagebliehe  Beferent,  der  aber  die  Arbeit  nicbt  selbst  dnrebdaebt,  die 
Tbatifteben  siebt  darcb  eigenes  Aofsochen  sieb  eingeprigt  bitte,  in  der 
Oommiaaion  und  in  der  Kammersitnmg  die  fiacfae  nicbt  mit  üebeilegeiiheit 
m  vertreten  wosste,  somit  die  Beschlflsse  der  Kaauner  tdebt  eine  Waebe 
Rieblnag  bekommen  könnten.  Tbeüa,  weil  es  dem  Anaeh^  der  KMuer 
der  SCandeeberren  nnr  schaden  konnte,  wenn  ehie  solche  Arbeitwwtratmg  ala 
reseimlBaig  beikannt  wttrde.  TbeOs  endlicb,  weil  es  schwerlich  im  nUptteinfln 
Interesse  UIge,  wenn  stindische  GescfaAfte  anstatt  fon  den  erfbbrenelen  nnd 
begabtesten  Staatsmtenem  von  den  PriTatdienan  dner  mit  grossen  Bondev* 
rechten  versehenen  nnd  anf  einem  eigenthOmlichen  Standpnnkte  stehendet 
Ariatokratie  vorbereitet  worden. 

c)  Selbst  das  Znstandekommen  der  Sitanngen  der  ersten  Kammör  Ist 
dnreh  die  BescbrOnkong  der  kOnigHeben  £mennnngen  In  Frage  gesteUi 
Trota  dem,  dass  die  Kammer  der  Btandeshefreo  schon  dnreh  die  Anwesen- 
heit  der  Hftlfte  ihrer  Mitglieder  als  volklUig  gilt,  und  dass,  da  mBglidier« 
weise  jedes  Mitglied  awei  Stiaunen  fthrt,  die  ftbertragenen  ft^^fMmff*  aber  bei 
der  Bereehmmg  der  Hüfte  anch  geiflUt  werden;  mit  anderen  Worten,  trola 
dem,  dass  die  personliche  Anwesenbdt  von  einem  bloesen  Tlertbeile  dv 
slnnntUolien  Kammermitglieder  die  Halbing  einer  Sitinng  gestattet:  ist  ea 
doeh  achon  vwgefconunen,  nicht  nur  daas  ebiaelne  Sitanngen  niAt  gehalten 
worden  konnten,  sondern  sogar,  daas  aas  Mangel  an  erscheinenden  MttgUe^ 
dem  die  erste  Kammer  anf  gansea  Landtagen  sieh  nicht  an  conatitniren  veiw 
mochte.  Nm  wird  freilich.  Je  nach  den  staatlichen  GesammtaiMichten  und 
WOnschen  des  Beortheilers,  die  BdokfUmmg  eines  Landtages  anf  Eine 
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Jekthr  kann  doch  ein  soMmt  Zutaad  keine  Büligong  verdienen.  Die  Ter* 

fassang  will  nun  einmal  zwei  Kammern;  aueh  l&sst  sieh  nicht  Ifinguen,  deee 
die  Kammer  der  Standesherren  schon  sehr  gute  Dienste  geleistet  bat,  wo 
die  Kammer  der  Abgeordneten  das  rechte  Maas«  verloren  hatte. 

d)  Es  ist  oben  bereits  bemerkt  worden,  dass  die  Verleibung  eines  erb- 
liehen Sitzes  in  der  ersten  Kammer  die  mogliobe  Zahl  den*  Enuuinungen 
auf  Lebenslang  lüi'  alle  Zeiten  vermindert ,  indeu»  die  beiden  Arten  von 
köniiflichen  Ernennuiigen  zu'^ammon  ein  Drittluil  der  übrigen  Mitglieder 
nitLl  überschreiten  dürfen.  Ks  ist  unter  diesen  Umstünden  allerdings  zu 
vermnthen,  dass  die  Zahl  der  erblichen  Stimmtlbertragimgcn  nicht  f^ehr 
rasch  steigen  wird,  indem  es  offenbar  für  die  Hegierung  in  niehrfacher  Be- 
ziehung weit  voii  heilhaft  er  ist,  ihren  vertrautesten  und  bedeutendsten  Dienem 
eineu  Sitz  in  der  Kanuner  anzuw<  i<;en ,  als  einen  solchen  ein  für  allemal  zu 
vergeben,  wo  denn  doch  nur  in  der  ersten  Generation  die  Gewissheit  einer 
L Übereinstimmung  mit  de:  Iii gienu-g  besteht,  bei  den  Naohkomnien  aber  sich 
die  Sache  ganz  anders  gestalten  mag.  Allein  die  .Uugiichkcit ,  ja  die  Wahr- 
scheinlichkeit, einer  uUmähligen  Vermehrung  der  erblichen  Sitze  kaüu  iat.ht 
gelöugnet  werden.  Wenn  jeder  Regent  auch  mir  Eine  solche  Stimme  ver- 
giebt ,  so  wird  dicss  uljjntihlig  von  Bedeutung.  Hiemit  aber  v^urde  sich  die 
Zahl  der  lebenslänglichen  Mitglieder  inmier  mehr  verniifjib'ni  (im  Ende 
vielleicht  das  ganze  Kecht  aufhören.  Sind  nun  aber  lUt-  ub*  u^uhi^uden  Be- 
merkungen über  den  staatlichen  Geist  der  stjnidf'slicrrlichcn  Mitglieder  nicht 
unbegründet,  so  ist  auch  damit  angedeuUl ,  v  clche  bedeutende  Nachtheile 
eine  solche  Zusammensetzung  der  Kannner  haben  müsste.  Hierbei  sei  na- 
mentlich an  eine  Beziehung  erinnert,  welche  bei  dem  Abschlüsse  der  Ver- 
fassungsnrknnde  ganz  Ubersehen  worden  zu  sein  scbrn:  Das  Gruaugeset^ 
hat  nämlich,  und  wohl  in  der  Hauptsache  mit  Beehl,  Uie  Befugnisse  eines 
Reichsverwesers  da  zu  beschrilnken  versucht  \  i  tlieselben  zu  einem  über 
die  Zeit  seiner  Vorzeit  hinausgehenden  Nachilieilti  lur  König  und  Staat  miss- 
t '  tucht  wüi  Jen  küwüiei»  Unter  diesen  Beschrlüikungen  i^t  nun  aber  eine 
«iit  Ernennung  von  erbhcliLn  ^Mitgliedern  der  ersten  ikttiuiuer  betreffende 
^.ji  lit  aufgefilhrt.  Eine  Unmöglichkeit  ist  es  somit  nicht,  dass  hierin  einmal 
üuier  einer  Reichs  Verwesung  eine  Verschwendung  eintriite;  das  angviiciiUle 
Uebil  il  ri  kui.iilt  aiil  keine  Weise  wieder  gut  gen  ."  Ii;  wi  irlrn,  selbst  wenn 
das  Eriu  iiirungsrecht  leboiiöläiiglichei"  MilgUoder  dadurch  iur  immer  vcr- 
nichtt;i  wäre. 

'  Durch  die  vorstehenden  Frn'trrnngen  ist  wohl  der  Ppw-^i«:  trf^üefert, 
dasS  die  verfassangsmässige  Beschumkung  des  Rechtes  der  Kioiie,  i  rbliehe 
Mitglieder  der  ersteu  Karruiitr  zu  ernennen,  manchfachc  und  licdeutende 
MissstÄudc  zur  Folge,  und  eine  gut^tuieiute ,  aber  nicht  genugsam  uiu^ich- 
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tjgB  P^Utik,  ilA  selbst  oiitgfl0«i  gehaiiM  liat  Usd  Mhr  Mliwach  wftr« 
d€r  Tn«t,  4MB  dnch  dfese  lOastliid«  umSptim  eb  unbedingtee  lieber- 
gvivicht  der  RegieniBg  in  der  ersten  Kaamier,  damit  aber  die  möglicha 
LlliflMuig  aller  sttadiBClieii  Wiritauig,  ali«ekaiift  sd.  Dem  ist  allerdings 
so;  und  es  mag  andi  gut  iriiken  in  FAUen,  in  welchen  die  Mehrheit  der 
Kammer  der  Standeshenm  geaneinschalUiche  Sache  macht  mit  der  Kammer 
der  Abgeordneten  sor  Anfitellang. einer  Forden»«  oder  eines  Grondsaties 
gigenOber  von  der  Begiening,  welche  diese  lieber  schon  in  der  Stlndm^ 
sammlong  selbst  beseitigt,  als  snr  Anwendung  des  kCnigüchen  Tetoa.  ga- 
lai^gend  slhe.  Allein  es  ist  woU  sn  bedenken,  dass.  erfrhmngsgemiss  die 
FiUe  weit  hMger  sind,  in  welchen  eine  von  der  Begiemng  nnd  der  iveiten 
Sammer  gemetnschaftliGh  gewüosdite  Uaasaregel  an  der  BtandesherrUebsn 
Xehrheit  der  ersten  Kammer  ein  onfiberwindUchea  Hindemiss  findet^  nnd 
daas  also  der  Machthail  des  Zastandes  die  allgemeinen  staatlichen  nnd 
staatsbArgarlichsn  Interessen  entschieden  grosser  ist,  als  sein  Natzen.  |Sin* 
mal  nlnüish  liegt  in  derNator  der  Sache  nnd  wird  auch  durch  die  £r&hnuig 
bewiesen,  dass  in  der  Begel  die  Standesherren  noch  mehr  ftst,  als  die  Ba- 
giarang  selbst,  Bcichlflssen  der  Abgeordneten  abgendgt  sfaid,  wekim  in 
Enratterm^  der  Yolksrechte  sn  wdt  gehen  möchten.  Ton  einem  mpa  der 
Unabhingi^t  der  Staadesberreu  zu  Behenden  Yortbeile  in  dieser  BkhtiDgg 
ist  gar  keine  Bede. 

Natftilieh  wirft  sich  die  Frage  auf,  ob  denn  kein  HfllfBmittel  gegen  das 
Uebel  a  finden  sei? 

So  ferne  ea  sich  von  einer  poaitiTen  organischen  Einnchtang  bandalt, 
ist  die  Hoflhnng  sicherlich  ehie  geringe.  Eine  ESnriditang  dieser  Art  wire 
nnr  durch  ebie  Abmderang.der  Yerbsnmg  m  filande  n  bringen.  Gegen 
eine  solche  sprodien  nun  aber  nicht  nnr  gewichtige  allgemehie  Gcftndei  ao»> 
dem  es  wttrde  namentlich  anch  eine  Ansdehnnng  des  kOnigliche^Eniennnngi- 
reehtes,  also  das  elnaige  unter  den  Torliegeoden  Umstlnden  aaareictede 
Baibmitfcel,  die  Zustimmung  der  Stande  kaum  je  erhallen.  Sollte  niinlich 
die  Erweiterung  des  königlichen  Bechtes  in  einer  Yermehmng  der  lebens- 
Unglichen  Mitglieder  bestehen,  so  wflzden  die  Standesherren  durch  eine 
Einwilligung  geradesu  einen  staatlichen  Selbstmord  begeben,  den  kein  Ver- 
ständiger von  ihnen  erwarten  wird  Und  höchst  sweifelhaft  dflrfte  ea  selbst 
sein,  ob  die  Kanuner  der  Abgeordneten  eine  solche  Beherrschung  der  ersten 
Kaamier  durch  die  Begiemng  billigte,  und  swar  mit  der  nur  Yomahme  einer 
Yerftasungslttderung  erforderlichen  Mehrheit  tco  swei  DritlheOen  der  Stim- 
men. Selbst  aber  wenn  die  Abänderung  auch  nur  dahin  gehen  sollle,  dass 
die  vom  Könige  erblich  ernannten  Mitglieder  nicht  in  die  von  ihm  an  be- 
salaende  Zahl  eingerechnet  witaden,  wire  geringe  Aussicht  auf  Durehaetaung 
des  Planes.  Möchten  auch  etwa  hiergegen  die  Standesberren  weniger  einn- 
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wenden  haben,  so  Btflnde  sieher  ein«  Welgenmg  der  swdteB  Kuuner  fn 
Aneeielit,  indem  diese  in  jeder  Termelinuig  der  Stimneninhl  in  der  ersten 
Kammer  eine  Bedrolmng  Ihres  Rechtes  und  Binflgssee  iBr  die  FftUe  einer 
Dmrchs&hlimg  der  fltimnien  sowie  bei  gemeinschaftlichen  Wahlen  sehen  mass. 

Es  keim  sich  also  nnr  davon  handeln,  ob  iildil  der  bestehende  Hebel- 
stand  wenigstens  IQ  nentr alle iren  ist? 

Ansser  Tngß  sieht  woU,  ans  mehr  als  Einem  Gnmde,  eine  Gewinmmg 
der  erforderlichen  Aniahl  von  Standesherren  flr  den  Willen  der  Begienrog; 
ebenso  ehie  EinidittchlerQng  derselben,  n  welcher  ea  ftberdleBS  an  Mitteln 
feUte.  Dnieh  ein  MwiUiges  Nichteintreten  sImmtUcher  Primen  and  vm 
Kanigs  ßnanaten  Ist  ehie  Beschlnssnnfthigkeit  der  Kammer  nicht  m  er^ 
lislen,  da  die  Yerfhssangsmassig  nOthige  Stunmahl  dorch  die  Staadesherren 
■nein  gesleIH  wird.  Ueberdiess  würde  eine  solche  thatsAchUche  Beseitignng 
der  ersten  Kmnmer  dae  Ziel  weit  Qbersciuessen  nnd  den  gansen  Voifhell, 
nelehen  man  sieh  von  dem  Zweikammersysteme  venpricht,  veniichlea.  Da- 
von nicbt  SB  reden,  dass  ohne  Zweilfal  die  in  Frage  stehenden  Ifitgiieder  sn 
einem  solchen,  in  maneh&eher  Begehung  sehr  sweiftlhaften,  Sehritte  nidit 
in  bewegen  wiren.  —  Somit  steht  kanm'ein  anderer  Weg  offen,  als  ein  festes 
nnd  sjstemgÜBcbes  gegenseitiges  Anschfiessen  der  Begierong  nnd  der  Kam- 
mer der  Abgeordneten  hhisiditlich  aller  wahrhalt  volksthAmliehen,  d.  h.  die 
Ansbilditng  der  Verfessnng  fftrdemder  nnd  Sonderinteressen  bekflmpfender, 
Maasaregebi.  Ein  beetlduntes  nnd  krftftiges,  durch  kein  Missglftcken  ent- 
rnnthigbares  oder  n  ermüdendes  Behairen^anf  solchen  Gesetnsentwflrfen 
'mnss  am  Ende  den  Sieg  davontragen,  namentlich  wenn  der  finden  ErOrteraag 
der  Grandsltie  nnd  der  ffinderongsnrsadien  aach  ansserhalb  der  Stäadever^ 
samminwg  genügender  Baum  gegeben  wird«  Der  Weg  ist  freilich  ein  hmgsamer 
nnd  wenig  erfrenlidier;  daes  er  aber  snm  Ziele  ftthrt,  beweiet  das  Beispiel 
von  England,  wo  anf  vOOig  gesetsUche  Art  den,  wahrlieh  noeh  gaas  anders 
festgestellten,  Sonderinteressen  nnd  Parteiansichten  der  Mehmhl  des  Ober^ 
hanaes  blos  dareh  Beharrliehkeit  nnd  OÜBntlicfae  Meinnng  ftM«iafc%  so'  Grosses 
abgemngen  worden  ist  Das  GeAlhl  der  Yereinielnng  nnd  des  Unterliegens 
Im  Kampfe  der  GrOnde  fDhrt  ncthwendig  snm  Ifisstnmen  in  steh  selbst,  som 
Sehwanken  nnd  endlich  samKachgeben.  Freilich  Ist,  diess  mnss  eingeitnmt 
weiden,  ein  solches  YeriUiren  schwierig,  and  es  kann  nicht  dnrdigefikhrt 
werden,  wenn  nicht  einer  Seite  die  Beglerung  aafricfatig  nnd  freisinnig  nnr 
gemefnnfltiliche  Yorschttge  macht,  nnd  sie  nicht  anderer  Seite  dnrch  die 
Folgerichfti^t,  daa  Yertranen  nnd  die  Etauidit  das  Yolkes  anterstttlst  whrd. 

2.  Das  System  der  Wahlen  fttr  die  zweite  Kammer. 

Das  von  der  wOrttembergisohen  Yerfsssangsorknnde  festgeiteUte  fifttem 
iltardieWahlenderMitgM0rderzwdtenKaounerlstimWee«BtUdieaFol^ 
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INs  Piw(iT-W»hlMiigfaeit  iit  sehr  wcnigMi  B6Mliiiiikiogen  aDtenrarlBB^ 
md  mr  mr  biiisictailiGh  dm  Ate«,  de»  Lenmoiides  uid  der  pn^rtnebl- 
Hohm  ünabhängigkeit  de»  OaadidfttoBi.  TermOgeiiBbMiiauBimgen  namaatticä 
tliid  ftflt  keine  gegeben;  auch  iit  Bewolmung  def  WaUMrlu  nieht  gefinr- 
dert  Damit  du  Amt  niofat  m  nngebQhrU^em  Einfliim  ndubiiiidit  weide, 
darf  ein  weltlicher  oder  gpistUcher  Beamter  nieiit  in  seinem  QetohilUbeMe 
gewählt  werden;  nur  Gemeinde-  nnd  Körpersehafts- Beamte'  Und  Idrterer 
Beechrinkiuig  nicht  onterworfen. 

Eben  so  ansgedebnt  in  ihrer  Art  ist  die  Activ  -  Waklf ähigkeit.  Zwar 
ist  nicht  geradezu  allgemeines  Stimmrecht  gegeben,  nnd  das  Vermögen  wird 
nicht  ganz  ausser  Beachtung  gelassen;  allein  die  Bcschr&nkong^  sind  in 
der  That  möglichst  gering.  Je  auf  sieben  Bttrger  (etwa  auf  86  Hensdien) 
kommt  Ein  Wahlniann;  von  der  €rcsammtheit  der  auf  eine  Gemeinde  fal- 
lenden Wahlmänncr  aber  sind  die  ersten  beiden  Drittheile  die  im  letzten 
Jahre  mii  direkten  Abgaben  an»  höchsten  Best<Mierten  des  Ortes,  das  letzte 
Drittheil  wird  von  den  siimnitlichen  übrigen  Bürgern  der  Gemeinde  (rvi  aus 
Denen  gewählt ,  welche  irgend  eine ,  wenn  auch  iiut  h  so  kleiut  ,  lürekte 
Steuer  bezahlen.  Ein  Unterschied  zwischen  den  Städten  und  dem  Üachen 
Laude  besteht  nicht ,  sondern  alle  Wahlniänner  eines  Oberamtsbezirkes  ha- 
ben gemeinschaftlich  zu  wählen;  die  einzige  Ausuahnie  machen  sieben  der 
grösseren  Städte,  welchen  je  ein  einziger  Abgeordneter  zngethcüt  ibt,  ¥»o- 
gegen  sie  an  der  Walil  ihie;:,  ßtv.irkes  keinen  Antheil  nehmen. 

Die  Kammer  der  Abgeordneten  ist  im  Verhältnisse  zur  Grösse  des 
Staates  zahlreich  besetzt.  Ausser  23  Mitgliedern,  welche  mehr  als  die  Stell- 
vertreter von  Sonderinteressen  aimischen  sind,  (^nämlich  13  Abgeordneten 
des  ritterschaftlichen  Adels,  6  protestantischen,  3  katliolischen  Geistlichen 
und  dem  Kanzler  der  UaiversitÄt  Ttibincren,)  sowie  den  eben  genannten  7 
Abgeordneten  von  StMten,  hat  nämlich  jedes  der  63  Oberämter  seinen 
Mann  zu  stellen. 

Endlich  enthält  die  Verfassung^ui  künde  eine  Reihe  bis  in  die  EinzeLi- 
heiten  heruntersteigcuder  Vorschiiften  über  das  formelle  Verfahren  bei  Vor- 
nahme der  Walilen,  so  dass  nicht  nur  der  Willkühr  der  Begieraug,  sondern 
aelbbt  der  Gesetzgebung  sehr  enge  Schranken  gesetzt  sind. 

Gar  leicht  mag  dieses  Wahlsystem  auf  den  ersten  Blick  Beifall  finden. 
Es  ist  liberal  in  dem  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes;  bei  weitem  liberaler 
als  die  allermeisten  dcuttrlu  n  und  ausserdeutschcn  Verfassungen.  Seme 
offenbare  Absicht  ist,  dem  wirklichen  Ausdrucke  des  Volkswiileiiä  geictzlieh- 
freieu  Spielraum  zu  lassen,  wessbalb  es  denn  nameuthch  die  Bestellung 
möglichst  vieler  Wahlmänner,  deren  Vertheilnng  lediglich  nach  der  Kopf- 
zahl der  Bevülkenmg  in  den  einzelnen  Gemeiiuien,  endlich  statt  aller  wei- 
teren Vcrmögeusbedingungeu  nur  die  Bezahlung  irgend  einer  diiekteu  äteuei 
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vorschreibt.  E«;  will  die  Beamten  zwar  nicht  ausschliessen ,  allein  sie  sollen 
nur  aus  freier,  ungezwungener  Uehcrzeuguug  gewühlt  werden  können.  Es 
bat  nach  allen  Seiten  hin  genau  Torgeaobri^bea,  wie  der  Abgeordaele  dem 
Gesetze  gemäss  zu  K^en  sei. 

D^noch  hat  eine  vierzigjährige  Erfahrung  allmählig  eine  betrilchtiiche 
Anzahl  von  verfehlten  Bestimmnngen  an's  Licht  treten  lassen,  deren  Folgen 
zum  Theile  nichts  weniger  als  erfreulich  sind.  Und  zwar  ist  es  vor  Allem 
gerade  der  Liberalismus  der  Wahlbestimmnngen ,  welcher  Nachtheile 
erzeugt  Die  der  Allgemeinheit  der  BQrger  allzu  freigebig  eingeräumten 
Rechte  treten  den  Acnsserungeu  eines  verständigen  staatlichen  Willens  häufig 
mtgegen,  und  namentlich  finden  gar  nicht  selten  tief  stehende  Soudermte- 
ressen  bei  der  Menge  der  Berechtigten  UnterstatzuBg.  —  Die  naohstahenta 
ErOfterungen  mögen  diese  Behauptung  erwahren.  ' 

a)  Nicht  gering  sind  die  geistigen  Eigenschaften,  welche  ein  tüchtiges  • 
S^bidemitglied  besitien - muss.  Nur  wenn  Einsicht,  Kenntnisse  und  Erfah- 
rung) sowie  Oesinnnng  vereinigt  sind,  wird  er  seine  Stimme  ehrlich  und 
richtig  abgeben;  zur  Leitung  der  Angelegenheiten  gehören  noch  weitem 
ud  zwar  eben  nicht  häutig  zu  findende  Gaben.  Niemand  aber  wird  läugnen 
wollen,  dass  Wahlen  dieser  Art  nur  dann  zu  entarten  sind,  wenn  auch  die 
Wfthler  guten  Willen,  Eiti'^icht  und  Unabhängigkeit  besitzen.   Eine  der 

,  Htnotiichsten  Aufgaben  eines  Wahlgeset^os  in  der  constitiitioneUeB  WAytawA^o 
itl  es  desshalb ,  das  aktive  Wahlrecht  so  zu  ordnen,  dass  wenigstens  die 
WahrichBinBchkeit  des  Vorhandenseins  jener  Eigenschaften  bei  den  Wahl- 
bereobtigCen. besteht.  Daher  die  vielfach  vorkommenden  Vorsehrifken  abttr 
Vermögen,  Amt|  Bildung  der  Wfthler,  ttber  meärere  Wahlstufen  n.  s.  w.  — 
Von  diesen  Slicksiehten  ist  nun  aber  das  wflrttembergische  Wahlsystem 
nicht  ausgegangen,  nnd  es  ist  von  Maassregeln  zur  Erzielung  wahrscheiniieh 
branchharar  und  von  der  Ansschtiessong  nicht  zuveriAssiger  WahMimer 
fcsnm  die  Bede.  Höchstens  ist  bierlier  die  Bestimmung  nt  rechnen,  dass 
Jeder  Wähler  irgend  eine  direkte  Stener  zn  entrichten  hat,  nnd  ancb  diese 
Vorschrift  ist  nnr  schOditeni  nnd  nnvoUstlndig  gegeben,  nnd  daher  in  der 
Hauptsache  «nriiksam.  Die  anderwdtigen  Vorschriften  gar,  namentlich  die 
Bestdtang  einer  mögUdiBt  grossen  Anzahl  von  Wahlmännem,  sowie  deren 
Terlhellnng  nach  der  EtanvohnersaU  der  Qemeindett,  sind  sogar  entschieden 
•'^hidlich    Den  Ursachen  entqvidit  denn  nun  aber  auch  die  Wirkung. 

Bs  irarde  behaiqilet,  dass  die  in  der  Vorschrift  einer  Steuerzahlung 
tiegende  Bertteksicbkigang  des  Vennflgens  nnr  onvoüstftBdig  wirke.  Diese 

•  Beslinrai^  kann  nnr  die  Ansschliessung  ganz  Unvermögender  und  eineii 
ittniegsnden  EinfliiBs  der  WohUMd^enderen  bei  den  Wahlen  bezwecken-, 

'  dieses  aber  ohne  Zwetfd  desswegen ,  weil  bei  Besitzenden  mehr  guter  "WUIq 
aadSinsicfat  TOfaasgesetst  wiid,  aJs  bei  Froletanern.  Ucber  die  Biehti|^t 
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des  Mußam  m  sieh  nag  mua  vieDdcht  sMIm;  ftUem  wean  flm 
Qnmdgesetz  etamnl  bat,  so  sollte  er  moh  dnrehgefiüirt  irerden.  Oer 
«US  ■an  mm  aber  eimta]iiei),.dafla  die  beaondere  Foianliruig  den  Zweck 
nicht  erreichen  liest,  und  mr  ans  einem  dreiCuhen  Onmde,  Einmal  sind 
die  poeltifSM  Bestinunvigen  ?on  der  Art',  dass  sie  die  Thatsache  der  WoU- 
habenheit  aaf  keine  Welw  sieher  naichwetecn,  dn  ja  nldit  etwa  der  Beatti 
eines  bestimmten  grossem  YenBOgens,  sondern  schon  die  Beaabhmg  hrgsnd 
einer,  aneh  noch  so  geringen,  direkten  Stener  die  alrtire  WaUbcfeehUgnog 
vwWbt.  Selbst  bei  den HOchstbestenerten,  weldm  die  swei-ersten  DrittheAs 
der  Wahfaninner  bOden,  ist  das  Yorhandensein  anch  nnr  irgend  eines  Yer> 
mOgens  lediglidi  nicht  gewiss,  indem  etwaige  Soholden  nicht  abgeiogen  wer- 
den; nnd  jeden  Falles  kann  dasselbe  oder  das  besteaerte  Gewert»e  ein  sdir 
geringes  sein,  da  selbsl^in  bedentenderen  Stidten  die  leisten  dieser  Hftchst* 
bestenerten  otL  nor  wenige  Golden  sa  entriehten  haben.  Zweitens  schliesst 
die  BeschrSnkong  der  WaUrechts^BediDgung  anf  die  ordentliche  direkte 
Steuer  gerade  den  wolilbabendsten  Theü  der  BerOlkernng  ans,  weil  die 
Kapital-  nnd  die  Besoldnngs-  (Einkommens-)  Steuer,  als  eÜM  sog.  an s ser- 
ordentliche, nicht  berechtigt.  WUirend  also  s.  B.  der  Besitier  w 
Hnnierttanscnden  von  renthtttden  Kapitalen  nhdil  wahlberechtigt  ist,  kann 
sefai  Nadibar  von  einigen  Morgen  Landes,  weldie  er  aber  jenem  dnrehaas 
schaidet,  anter  die  HiSdistbesteaerten  des  Ortes  gebOrsn;.  oder  wIlMd  ehi 
Schnster  mit  6 — 6  Gulden  noch  HOchsttiesteoerter  sein  kann,  hat  sein  Ant 
oder  sein  Advokat  mit  einem  hochverstenerten  Efnkommen  ven  Tansendeo 
kein  Beehi.  Drittens  endlich  wird  ein  vomgsweiser  Einflose  des  Yermögens 
und  seiner  Folgen  aoeh  noch  dadordi  beeintrieiitigt ,  dass  £e  Hddulbe- 
stenerten  gemeindeweise,  nicht  nach  dem  gansen  Oberamte  beseldmet  mr- 
den.  So  kommt  es  denn,  dass  von  den  Inneren  Gemeinden  andi  wiiUMi 
•rme  Lente  als HOehstbestenerte  gesendet  werden,  wihrend  in  reichen  Oit* 
schalten  desselben  BtMm  weit  Wohlhabendere  ansgescblossen  bleiben.  Nnb 
aber  kann  das  YennOgen  als  staatsbOrgerliche  Wahleigenschaft  offenbar  nnr 
eine  Bedenlnng  Imben,  wenn  es  absohit  ansehnlich  ist,  nicht  aber,  wenn 
es  sich  nnr  nach  der  Ortlichen  Beschaffenheit  noch  relativ  auszeichnet.  Yon 
einer  SichersteUnng  der  wtmschenswerthen  geistigen  und  sittlichen  Eigen- 
achaften  der  Wähler  durch  die  Vcnnögensbestinunnngen  des  aktiven  Wahl- 
rechtes kann  somit  gar  nicht  die  Rede  sein. 

Es  ist  aber  oben  auch  noch  behauptet,  «dass  die  beiden  anderen  Rich- 
tungen des  Wablsystemes ,  nämlich  die  Bestellung  einer  möglichbl  grossen 
Anzahl  von  Wahlmännern  und  ihre  Vertheilung  nach  der  Kopfzahl,  geradezu 
nadltheilig  anf  Efoisicht  und  Unabhängigkeit  der  Walilcr  wu'kcü.»  Der 
Beweis  ist  nachstehender:  —  Was  »in  grosse  Zahl  betrifft,  so  ist  ttküt 
pll^rdings  richtig,  dass  dieselbe  Bestcchuugeu  &rbchwcrt  j  allein  die&er  Vurtheii 
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«ird  wdt  ftberwopn  durch  die  geringe  geistige  BeOhigiing  eines  grossen 
Theiles  der  Wahlmiiiiier.  Ein  jedes  der  68  Oberliuter  hat  zvisclien  600 
and  800  WaUmftnner  m  steUen.  Woher  soll  nnter  einer  BevOlkening  von 
nicht  30,000  Einwohnern,  von  denen  vielleicht  nur  einige  Tansende  ein 
kleines  Landstftdtchen,  die  anderen  alle  das  flache  Land  bewohnen,  eme 
so  grosse  -Anzahl  von  einsichtsTollen^  om  öffentliche  Dinge  hekOmmerten 
Bfftnnem  kommen?  Nothwendig  also  reicht  das  Wahlrecht  in  eine  sehr  tief 
stehende  Schichte  der  BUdnog  herunter.  Der  aber  würde  den  Menschen 
wenig  keimen,  welcher  ghutbte,  die  geistig  UnfiLhigen  werden  sich  immer 
durch  die  in  ihrer  Mitte  etwa  befindlichai  Tttefatigen  heben  nnd  leiten  las- 
sen. Gar  häufig  Men  jene  ganz  anderen  Einflttssen  ab  denen  des  staatlichen 
Terstaodes  and  der  Yaterlandsliebe  anheim,  nnd  die  Höherstehenden  nnd 
in  eigenem  Urtheile  Befiüiigten  sind  in  nnmichtiger  Mmderzahl.  Diess  aber 
ist  mn  so  gewisser  der  Fall,  als  der  GrondsatK  der  Tertheünng  nach  der 
Seelenzahl  in  jeder  einzehfeeai  Gememde  nothwendig  in  ilelen  FiOlen  selbst 
noch  unter  den  Durchschnitt  des  geistigen  Bestandes  des  Oberamtes  her* 
nterdrackt.  Würden  nfimlich  die  Höchstbesteuerten  ans  dem  ganien  Ober- 
amte genommen,  and  wfirs'  eben  so.  das  gewählte  Drittheil  ohne  ünterschied 
der  Gemeinden  ans  dem  ganzen  Bezirke  ond  Ton  dem  gansen  Bezirke  ans- 
zttscfaeiden,  so  hfttte  man.  in  der  That  einer  Sdts  die  sftmmtlich  Wohl- 
hsbenderen,  (soweit  das  Gesetz  aberhanpt  diese  zn  finden  weiss,)  somit 
nach  d^  Annahme  die  gebildetsten  und  theilnehmendsten  Bflrger;  auf  der 
anderen  Seite  würden  wohl  auch  die  Drittheils- Wahlen  ,  auf  Sokhe  Men, 
welche  wenigstens  irgendwie  sich  hemerkliich  gemacht  hfttten.  Allein  da 
nnn  jede  einzelne  Gemeinde  ihr  Contingent  von  Wahlmftnnern  zu  stellen 
hat,  so  muss  es  sich  in  armen  nnd  Yerwahrlosten  Ortschaften  hegeben ,  dass 
nnter  die  Höchstbesteuerten  sehr  Unvermfigliche,  nnter  die  CtewflUten  ganz 
Untaugliche  kcmmen.  Eine  der  flberrölkeiten  Bettlerkolonieen  wirft  iam 
Wahltage  ein  grosseres  Gewicht  in  die  WagscbasAe,  als  eine  ans  lauter 
stattlichen  Hofbauem  bestehende  Gemeinde*  ~  Es  ist  wohl  kaum  noth-, 
wendig,  die  Folgen  dieser  Bestimmungen  und  ihrer  Wechselwirkung  erst 
noch  aosdrticfclich  auszusprechen.  Jedem  muss  einlenchteii,  und  die  Er- 
fthrung  hat  es  auch  schon  reichlich  beseitigt,  dass  unter  diesen  Ümstlnden 
gerade  die  Intelligenz  und  die  höhere  staatsmfinnische  Bildung  nur  geringe 
^'>fl^Tang  auf  Sieg  bei  den  Wahlen  haben,  wenn  sie  nicht  zufilllig  durch 
einen  Parteitinfluss  oder  durch  Begttnstignng  der  Regierung  getragen  wer- 
den, oder  etwa  OrtUcher  und  Familiraeinflnss  sich  damit  verbindet.  HOdip 
stens  sind  es  die  grOeseran  Städte,  deren  Wähler  auf  einem  höheren 
Standpunkte  selbst  stehen  und  somit  einen  solchen  auch  bei  Anderen  be* 
greifen.  Jn  diesen  Städten  ist  denn  aber  anf  der  andern  Seite  wieder  oft 
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der  Parteigeist  flberniäcbtig.  Und  zwar  wolle  man  wobl  bemerken,  dass 
die  gering!  reu  Aussichten  für  die  Intelligenz  sich  nicht  etwa  nur  nach  einer 
Kstiinmtcn  Richtung  lüu  fühlbar  inachen.  Die  geistig  höhere  Stellang  ah 
solche  ist  im  Nachtheile;  and  es  ist  somit  vOllig  gki«  hgtUtig,  oh  Sick  im 
einzelnen  Falle  ih  r  Mann  voraussichtlicli  :uif  Seite  der  Regierung  oder  Mf 
die  der  Volksrechte  gestellt  hätte.   Beide  Richtungen  leiden  ebenmästtg. 

b)  Die  württenibcrgiscbe  Kammer  der  Abgeordneten  ist  TerhSUmssrnftsstg 
sehr  zahlreich.  Es  kommt  etwa  auf  je  18,000  Einwohner  1  ICtgUedder 
Kammer,  ein  Verhältniss,  wie  es  kaum  in  irgend  einem  andern  grösseren 
oder  mittleren  Staate  vorkömmt.  Ganz  unzweifelhaft  liegt  auch  hier  eine 
bestgemeinte  Berttcksichtignng  der  Rechte  und  der  Wünsche  des  Volkes  zu 
Gmnde.  Es  sollte  dasselbe  durch  eine  aahlreiche  und  dadurch  Eindnick 
machendere  und  weniger  bearbeitbare  Versammlung  vertreten  sein;  dem 
Einflösse  der  aristokratischen  and  anderen  Sonderinteressen  wollte  ein  ent- 
schiedenes Uebergewicht  der  Zahl  entgegengesetzt,  einer  möghchst.gcoflMn 
Anzahl  von  Staatsbürgern  zu  dem  Rechte  und  zor  Ehre  der  AbordMg  Ter- 
bolfen  werden.  Leider  schlägt  aber  auch  hier  die  Sache  dem  Erfolge  nach 
fai  das  Gegentheil  tun. 

Schon  an  sich  ist  es  sehr  za  bezweifehi,  ob  sich  in  dnem  Staate  rm 
der  Grösse  Württembergs  immer  so  viele  nach  Kopf,  Hen  ond  Kenntniseen 
zo  Abgeordneten  vOlUg  taagliche  Männer  finden.  Es  kömmt  hier  freilich 
sehr  daraof  an,  welcherlei  Forderungen  man  stellt  Begnügt  man  sich  mit 
einigen  wenigen  Sprechern  ond  Leitern  der  TerschiedeDra  Parteien,  neben 
oder  vielmehr  anter  ihnen  aber  mit  einer  Anzahl  von  gewdhnlieben  Mftmiem: 
*  so  hat  es  freOich  keinen  Anstand,  auch  in  WOrttembeig  die  geforderte  Zahl, 
ond  selbst  cijae  noch  weit  grOesese,  zDsammenznbringen.  Verlangt  man  da- 
gegen aber,  dass  jeder  Abgeordnete  ein  Mann  sei,  welcher  mit  selbetstAndigem 
Urtheile  die  höchsten  Angelegenheiten  des  Vaterlandes  aaMhsseB  ond  mit 
erprobter  Pffichttrene  seiner  Ueberzengong  za  folgen  vermOge;  iBrcfatet  man 
sich  vor  beherrschenden  Stimmführem,  welchen  eine  blind  ergebene  Schaar 
1irtheü&>  and  willenloser  Anhftnger  folgt,  üi  so  fome  alsdann  nidit  UmaiGht, 
Bondem  Einseitigkeit,  nicht  Vaterlandsliebe,  sondern  Parteigeiat  in  erwarten 
steht;  ist  man  nicht  damit  zufrieden,  wenn  sieh  nur  am  Ende  eine  Stimmen- 
mehrheit  fllr  irgend  eine  Ansacht  aasspricht,  sondern  verlangt  man,  daas  das 
Wahre  und  Rechte  siege  ond  nur  wirkliche  Einsicht  entscheide:  dann  wird 
man  zu  dem  Satze  gelangen,  dass  ehie  kleinere,  aber  aosgewlbltere  Anzahl 
von  Volksvertretern  bei  weitem  wOnschenswerther  seL  Und  dann  wird  noch 
die  Zahl  der  Hitglieder  der  zweiten  Kammer  in  WOrttemberg  als  an  groea 
benrtheilt  werden.  Zum  Beweise  der  Bichtigfceit  dieser  Ansieht  aber  darf 
man  sidi  auf  die  Erfohmng  von  jetzt  40  Jahren  bemfen,  in  weichen  wohl 
nach  allgemeinem  Urtheile  die  Kamroer  der  Abgeordneten  eine  grosse  Menge 


Digitized  by  Google 


CoDStitttUoDelle  Erfahriingeu.  039 

fOD  unbedeutenden  Männern  enthielt,  bei  solcher  Zosanunensetzang  aber  auch 
hinfig  Unter  ihrer  Angabe  znrttckblieb. 

Eäne  ireltere  Folge  der  grossen  Mitglicderzabl  ist  denn  auch  die  Klein- 
heit der  Wahlbezirke.  Jedes  Oberamt  hat  seinen  Abgeordneten  zn 
wählen.  Allerdings  beschränkt  die  Verfassungsurkunde  die  "Wühler  in  ihren 
Ernennungen  nicht  auf  den  Bezirk:  allein  die  Beschränktheit  des  Raumes 
und  die  Begrenzung  gerade  auf  ein  Oberamt  hat  doch  sehr  merkliche  Nach- 
theile. Vorerst  wird  auch  solchen  Männern  die  Möglichkeit  einer  erfolg- 
reichen Bewerbung  eröffnet,  welche  nur  in  dem  nüclisten  Umkreise  bekannt 
sind,  und  nimmermehr  auch  nur  in  einer  Entfernung  von  einigen  Stunden 
Eine  Stimme  erhalten  würden.  Nun  aber  wird  wohl  nicht  bestritten  werden 
wollen,  dass  ein  solcher  rein  üi*tlichcr  Einfluss,  gegründet  auf  eine  zahlreiche 
Verwandtschaft,  ein  kleines  Aemtchen,  ein  für  den  Ort  l»t  deutendes  (u  werbe 
u.  s.  w.,  auch  nicht  die  geringste  Bürgschaft  einer  Brauchbarkeit  für  eine 
Ständevcrsamndung  gcwührt.  Es  Hesse  sich  ohne  I'aradoxie  der  Satz  auf- 
stellen, dass  diejenige  Ständeversanindung  die  beste  zu  sein  versprüche, 
deren  Mitglieder  nicht  in  der  nächsten  Naiic  ihres  Wohnortes  gewählt  sein 
dürfen.  Müssten  sie  dann  doch  IJigenscliaften  besitzen,  welche  sie  In  einem 
grösseren  Kreise  vortheilhatt  bekannt  gemacht  hätten.  —  Sodann  ist  nicht 
selten  in  solchen  engen  Wahlbezirken  der  Einfliiss  eines  einzelnen  Wählers 
Ober  die  Gebühr  bedeutend.  Ein  reicher  Wirth,  ein  Bierbrauer,  ein  um- 
treilicndcr  Advokat  oder  Geistlicher  kann  in  seinem  nächsten  Kreise  eine 
Macht  sein,  welcher  kein  Talent  und  Vcrdunsl  /.u  widerlichen  vermag,  und 
welche  keineswegs  durch  einen  richtigen  WiUen  oder  eine  gute  Einsicht  in 
Staatssachen  bedingt  ist.  Ein  Umstand,  welcher  hei  der,  oben  geschilderten, 
Beschaffenheit  eines  grossen  Theiles  der  Waidniarnier  von  um  so  bedeuten- 
derem Gewichte  ist.  —  Endlich  gcw  il:i  t  die  Begrenzung  der  Wahlbezirke 
gerade  auf  die  Oberämter  den  Kezirksbeaniten,  vor  Allem  den  Oberamt- 
männem,  einen  Grad  von  Einwirkung  auf  die  Wahlen,  welches  sicherlich 
nicht  in  dem  Geiste  einer  Volksvertretung  liegt.  Alle  Wähler  sind  Unter- 
geordnete des  Bezirksbeamteu;  in  allen  Gemeinden  hat  er  die  Schultheissen 
zur  Uiiuil,  welche  ihrer  Seit.s  wieder  auf  ihre  örtlichen  Untergeordneten 
Viiikcii  können  und,  allbekanntcrmaas.sen ,  auch  sehr  häutig  auf  sie  wirken 
im  Sinne  des  ihnen  ertheilten  Auftrages.  Nichts  aber  kann  uurichtiger  sein, 
als  die  so  oft  gehörte  Bemerkung,  dass  wenn  Jeder  das  Recht  habe,  in 
seinem  Sinne  auf  die  Wahlen  einzuwirken ,  diess  doch  auch  dem  Beamten 
znstehen  müsse.  Sicherlich  ist  er  für  seine  Person,  als  JJürger,  dazu  be- 
rechtigt; allein  die  Anwendung  der  amtlichen  Stellung  ist  ein  Missbrauch, 
welcher  zur  Verfälschung  des  ganzen  Gedankens  der  Volksverti-ctung  lulirt. 
—  Mit  Einem  Worte,  wären  die  Wahlbezirke  grosser,  würden  sie  ßuniit 
fiamcntUch  über  die  Grenzen  Eines  übemmtes  bedeutend  hinausreichcu,  so 
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würden  ohne  den  mmdesteu  Zweifel  die  Wahlen  mcAk  manchfach  andere 
Ergebnisse  liefern,  mi  namenüieli  unter  einer  geringem  Gewammtgahl  doch 
mehr  Uftaaer  von  geistiger  Bedeutung  nnd  von  nnahhflagiger  Oesinnting  ond 
SteUnng  sieb  befinden.  Eine  Stftndeversaimnfaing  ist  nnn  aber  am  so  besser, 
je  mehr  sie  nicht  blos  toq  den  Gewählten,  sondern  mch  von  den  AnserwftUten 
des  VoUces  gebildet  wird. 

Schliesslich  sind  noch  einige  lOssstOade  so  erwAhnen,  welche  die  Ter- 
hflltnissmftssig  grosse  Zahl  der  Kantmermitglieder  fiir  den  Betrieb  der 
Geschftfte  der  Versanunlnng  selbst  hat  —  Die  Berathnngen  jeder  grOs* 
seren  Versammlang  werden  natOriiefa  weitlAofiger,  schwerflUiger  ond  ab- 
schweifender im  VeThftltniss  der  Zahl,  der  Theilnehmer.  Wenn  namentlich 
Jeder  ?on  seinem  Platse  ans  sich  in  die  Terhandlnng  mischen  kann,  so 
nichtssagend,  blos  wiederholend,  formell  ungeordnet  noch  seine  Bemerkungen 
sein  mOgen:  so  wird  nothwendig  viele  Zeit  nnnftti  Terloren  und  die  Ueber- 
sieht  und  Klarheit  der  Ansichten  TerdUstert  Die  Protocolle  der  wüitlem- 
bergis<^en  Abgeordneten -Kammer  mOgen  aber  Zeugniss  ablegen,  ob  sie 
diesen  Uebelstauden  su  entgehen  wusste,  ob  nicht  die  Landtage  durch  die 
Weitlftufigkeit  der  Verhandlungen  Aber  die  Gebühr  ausgedehnt  su  werden 
pflegen,  und  dennoch  höchst  wichtige  Gegenstiode  Jahrelang  unerledigt 
hAngen;  ob  nicht  eine  grosse  Anzahl  der  Spreeher  weit  besser  gethan  bitte, 
sich  auf  einÜM^he  Abstimmung  zu  beschrinkeu.  Und  man  volle  hier  nidit 
mit  einer  Hinweisung  auf  die  noch  weit  zahlreicheren  Versammlungen  Eng- 
lands, Frankreichs  u.  s.  w.  antworten.' -  Abgesehen  davon,  dass  es  sich 
ebenso  fragt,  ob  nicht  auch  diese  Linder  unter  der  aBzu  grossen  Zahl  ihrer 
Volksvertreter  leiden,  ist  namentlich  der  Punkt  nicht  su  abersehen,  dass  in 
diesen  Staaten  eine  Parteiregierung  ist,  beziehungsweise  war,  somit  auch  in 
den  Kammern  weit  mehr  Disdplin  stattfindet,  und  namentlich  die  Parteien 
in  der  Bogel  nur  mittelst  weniger  aüerkannter  Hftupter  und  Vorfechter  sich 
aussprechen.  Auch' haben  diese  V(Uker  einen  weit  grossem  Ifaassstab  der 
Beredsamkeit  und  staatlichen  Tachtigkeit  ehies  StAndanltgUedes,  so  dass 
die  Unbedeutenderen  sich  weit  mehr  scheuen,  Öffentlich  aufzutreten.  —  Als 
ein  grosser  üebelstand  in  den  Gescfaitftsgewohnheiten  der  wUrttembergisehen 
Abgeordneten -Kammer  erscheint  die  Obemiftssige  Anzahl  von  Ifotionen, 
welche  auf  jedem  Landtage  gemacht  werden.  Bei  einzelnen  Uitgliedera  ist 
das  Stellen  von  Motionen  hsst  bis  zur  Uanie  gegnngen.  Hat  doch  ein  und 
dasselbe  Dfitglied  schon  ein  Dutzend  Motionen  und  mehr  zu  gl^ch^r  Zeit 
gemacht,  und  darunter  sotehe,  deren  jede  allein  BegieruQg  und  Stinde  auf 
Jahre  hätte  beschAltigen  können.  Ganze  Bttcher  werden  anf  Landeskosten 
gedruckt,  wenn  auch  vom  Lande  nicht  gelesen,  Bedarf  es  aber  noch  einer 
Ausflihruag,.  wie  viel  diese  Unsitte  an  Zeit  und  Geld  ganz  nnnOthig  kostet; 
wie  die  Kammer  gar  nicht  selten  durch  solche  einseitige,  unvorbereitete. 
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mmberlegtc  Antiiigc  tm  talschtMi  Schritten  und  zn  erfolglosen  Bitten  verleitet 
wird,  und  sie  durch  die  llcberzahl  und  durch  den  unbedachten  Inhalt  der^ 
selben  die  Regitruug  gewöhnt,  ja  fast  genöthigt  hat,  ihren  Eingaben  geringe, 
jeden  Falles  sehr  späte  Rücksicht  zu  schenken ;  wie  also  das  Dringende  und 
Gute  in  der  Sfindiiuth  des  Unbrauchbaren  untergeht?  Au  diesem  Ueber- 
flusse  aber  ist  wieder,  zum  Theile  wenigstens,  die  grosse  MitgliederzaU- 
Veranlassung.  Es  ist  einleuchtend,  nicht  nur  dass  überhaupt  wenigere 
Mitglieder  auch  wenigere  Motionen  machen,  sondern  auch,  da«s  mehr  tm- 
gewählte  Mitglieder  dieses  wichtige  Recht  überlegter  und  daun  wirksamer 
gebrMdieii  würden.  —  Theils  eine  Folge  des  eben  erwähnten  üebels,  theils 
aber  eine  unmittelbare  Folge  der  Ueberzahl  von  MitgUedeni  ist  die,  mit 
jedem  Landtage  mehr  hervortretende,  allzu  groeae  Menge  von  Couuniseionen 
der  Kammer.  Es  gibt  viel  zu  begutachten;  und  es  mms  for  eine  Menge 
von  Mitgliedern,  welche  aof  die  Ehre  Anspruch  machen,  auch  in  eine  Com- 
misMon  gewählt  zu  sein,  gesorgt  werden  Dei  Nachtheile  diese.>  Zustandes 
der  Dinge  sind  aber  mehrere.  Vor  Allem  hindern  sich  die  vielen  Com- 
missionen  gegenseitig  selbst.  Sodann  ist  nicht  zu  vermeiden,  dass  auch 
tmbedeutende  und  unfähige  MAnner  gewiddt  werden;  diese  aber  haben 
natürlich  einen  schlimmen  Einfluss  anf  die  Berathungen  und  Berichte. 
Endlich  fehlt  es  an  Uebereinstimmnog  und  System  in  der  Beuitheüong  im 
Wesentlichen  gleichartiger  Gegenstände,  und  die  Enge  des  Auftrages  ver* 
hindert  die  AafsteiloDg  grosser  and  durchgreifender  Ansichten  ond  Aen- 
demngsvorschlägc. 

c)  Nichts  kann  unumwundener  zugegeben  werden,  als  dass  die  vielen 
uid  in  die  kleinsten  Einzelnheiten  eingehenden  Vorschriften  der  Verfassnngs- 
arhnnde  Aber  die  formelle  Vornahme  der  Wahlen  von  der  besten 
Gesinnung  eingegeben  sind.  Es  sollten  der  Willkflhr  nach  allen  Seiten  hin 
Sehranken  gesetzt  werden;  und  nicht  einnuil. einem  spfttem  Gesetae  wollte 
dieser  Schutz  der  staatsbürgerlichen  Rechte  anvertraut  werden.  MNe  Ver- 
fiissongsorlrnnde  selbst  hatte  ihn  za  gewAhren,  ond  somit  höher  und  nnab- 
AnderMcher  zu  stellen. 

Allein  leider  ist  bei  dieser  grossen  Ansfhhrlichkeit  übersehen  worden, 
dass  man  bei  dem  Beginne  einer  neuen  Staatseinrichtung  die  nöthige  Er- 
fidming  noch  nicht  haben  kann,  and  dass  aller  Scharfsinn  nicht  im  Stande 
ist ,  jedes  Bedürfniss  voransrnsehen ,  welches  das  Leben  allmAhlig  m  Tage 
fördert,  und  alle  Misstnndn,  namentlich  auch  die  blos  mittelbaren,  Twweg 
aofEofinden  ond  an  beseitigen ;  ja  dass  es  kaum  möglich  ist,  positive  Fehler 
mnner  ganz  zu  vermeiden.  Bei  allen  irgend  verwickelten  Gegenständen  ist 
daher  eine  spätere  Revision  der  Gesetzgebung  nach  hinlänglicher  Erprobung 
sehr  wünschenswerth.  Eine  solche  Verbesserung  der  jetzt  vorliegenden 
Wahlvorschriften  ist  nun  aber  wo  nicht  ganz  unmöglich ,  doch  Jeden  Falles 
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sehr  sdiwioi  it?  und  unwahrscheinlich  gemacht  durch  dnou  Auüiahinc  in  die 
Verfassungsurkunde  selbst.  ünz\neifelhafl  wird  eine  noch  längere  Erfahrung 
auch  noch  vollstilndiger  auf  die  Fehler  oder  Lücken  der  jetzigen  Wahlvor- 
schriften  aufmerksam  machen;  allein  aoch  schon  die  bisherigen  Erlebnisse 
haben  Manches  ab  verbegsenmgsbedttr£Ug  keBoen  gelehrt  ^  Folgeiide  Be- 
merkungen mögen  dies  hewdsen. 

Die  Verfassong^nrkiiDde  schreibt  ?or,  dass  das  letzte  Drittbcii  der 
Wahlmänner  «im  Durchgänge»  zu  emeimeD  sei,  d.  h.  unter  pereOnUchcr 
und  einzelner  Erscheinung  jedes  Bürgers  vor  dem  Gemeinderathe  und 
protocollarischer  Aufzeichnung  seiner  Abetimmang.  —  Die  Yerfassungs- 
orkonde  mag  anf  diese  Form  kein  grosses  Gewicht  gelegt  haben;  allein  da 
sie  nun  einmal  besteht,  so  ist  sie  auch  einzuhalten,  und  'wenn  gegen  sie 
gefehlt  wird,  (\sas  leicht  geschehen  kann,  da  die  Vollziehung  den  einaelnea 
6emeindi'l>eh( irden  übertragen ,  diesen  aber  das  weitläufige  Yerfohren  anan- 
genehm  ist,)  so  ist  die  Wahl  dieses  Drittheiles  der  WahlmAnner  Tecftsaangs* 
widrig,  also  ungültig,  vorgenommen.  L«icht  hat  dieses  nun  aber,  wesa 
eine  Abgeordneteuwahl  sehr  bestritt«  n  ist  und  sich  die  Stimmen  der  Hanpt- 
bewerber  fast  gleich  stehen,  die  Uugttltigerkläning  dieser  Wahl  selbst  zur 
Folge,  also  die  Mühe,  Unruhe  und  den  Anfwand  einer  nochmaligen  Wahl, 
die  längere  Untliätigkeit  eines  Mitgliedes,  die  UnvoUstlbidigkeit  der  Eavmer. 
/  Es  vergebt  kein  Landtag,  aas  welchem  nicht  Wahlen  aus  diesem  Form* 
fehler  angegriffen  werden,  und  melir  ;ils  Eine  ist  aoch  schon  in  der  That 
desshalb  für  ungültig  erklärt  worden.  Leicht  kann  anter  diesen  Umständen 
der  Wunsch  als  begründet  erscheinen,  eine  einjEsch^e  und  zni^di  das 
Stuomgeheimniss  sicherudere  Form  an  die  Stelle  des  Dorebgaoges  treten 
zn  lassen:  allein  nur  mittelst  einer  YerfiMSonga-Aendenuig  wSre  ditea  jetit 
möglich. 

l^ach  §  150  der  Verfassnngs- Urkunde  hat  die  Abstimmong  bei  den 
Wahlen  durch  Stimnusettel  zn  geschehen,  welebe  von  den  Wahlmftnaem 
nnterzeichnet  sein  mftssen.  Abgesehen  nun  davon,  dass  diese  Vorschrift  im 
Wege  steht,  wenn  etwa  die  Erfalit-uug  lehren  sollte,  dass  geheime  Ab> 
Stimmung  grOs$^ere  Vorzüge  habe;  femer  abgesehen  davon,  diwf  eine 
englisch-strenge  Prüfung  dieser  Stimmzettel  bei  dem  Mangel  an  Orthograiihie 
vieler  Tansende  von  Wahlniännem  zu  grossen  <>*V4fiyHm  ond  zom  Umstone 
der  meisten  Wahlen  misshraucht  werden  kömite:  haben  sich  bedeutende 
MisBstAnde  dieser  Bestammung  heransgestellt.  Einer  Seite  geechielit  es 
keineswegs  selten,  dass  gewaltthätige  Gemeindevorsteher,  als  Werber  filr 
einen  bestimmten  Candidaten,  schon  bei  dem  YertheileD  nnd  Schieiben  der 
Zettel  weitgehenden  Einfluss  ansahen,  ja  dasa  sie  die  onleraohiiebeneB 
Zettel  unter  dem  Vorwande  der  sicherem  Anfbewahraag  bei  der  Wftw'i  be- 
halten, dadurch  aber  eine  spätere  Aenderong  von  Seiten  des  Wablmaonea 


Digitized  by  Google 


CouötiluUoneUe  Eriahjruiigeu.  343 

mubwaia-  Aueh  tet  m  ein  Uebelstand,  dMft  >  häufig  ZudringUcbkeit  dem 
anr  AbstiiiuMiiig  gelttndea  Wahlipaime  aeineD  ansge&rtigteD  Zettel  abf  er- 
laigt  ifld  ihn  noch  in  letiten  Angenblicke,  &st  gegen  seinen  WiUen,  zo 
diier  Aenderang  bestimmt.  Anderer  wird,  von  Wahbnflnnern  offen 
enihlt,  irte  sie  anf  die  Yoneigong  ihres  SturansctteU  sich  von  einem  nm 
die  Mittel  de*  Sieges  nicht  verlegenen  Bewerber  Vortbeile  zo  verschaffen 
wnssten,  vieUeicht  sogar  beide  Parteien  brandschatzten.  Auch  hier  aber 
ist  eine  Abetelhmg  schirierig,  weil  das  Uebel  enge  mit  der  nnabftnderlichen 
Form  verbanden  ist 

Wenn  die  Verftisangs- Urkunde,  so  m  sagen  im  Vorbeigehen,  die 
fieatimmong  gibt,  daae  «Besitser»  oder  «Tbeilhaber»  von  Rittergfltem  ein 
Stimmrecht  bei  den  dreizehn  ritterschaitlichen  Wahlen  haben  sollen,  so  hat 
ohne  Zweifel  im  Anbnge  )1iemand  entfernt  daran  gedacht,  dass  diese  swei 
Worte  zn  bedentenden  Missstflnden  ftkhren  werden.  Im  Gegentheile  ist  wohl 
die  Einrinmmg  dieses  Rechtes  der  blossen  TheUnehmer  als  ganz  billig 
dichtet  worden,  da  man  an  den  gemeinschaftlichen  Getms  eines  grossen 
Ontet  von  Seiten  zweier  BrAder  oder  verschiedener  Linien  eines  Hanses  n.  dgl. 
denken  mochte.  Nnn  aber  stellt  sich  thaisfichlich  die  Sache  so  heraus,  dass 
eine  HMfe  m  der  That  nOtlpg  wire.  Einmal  hat  die  Erfahnmg  gezeigt, 
dass  nicht  seilten  ein  Rittergut  ganz  ohne  aUes  Verhiltniss  zu  seiner  Be- 
deutung eine  grossere  Anzahl  von  Besitzern  hat,  und  somit  einer  Familie 
einen  in  keinerlei  Äusserer  Beziehung  verdienten  Qbergrossen  Einfinss  auf 
die  Wahlen  gewahrt,  wahrend  die  anssohliessenden  Eigenthflmer  weit  gros- 
serer Qflter  mit  ihrer  einzigen  Stimme  zurttckgedriUigt  werden.  Es  wird 
z.  B.  ein,  noch  ttberdiess  unbedeutendes,  Rittergut  von  so  vielen  Theil- 
nehmem  (den  Nachkommen  ehemaliger  Ulmer  Patrizier&milieD)  besessen, 
dass  dieselben  eine  entschiedene  Stimmenmehrheit  in  der  Wahlversammlung 
des  betreffenden  Kreises  haben,  wAhrend  die  jährliche  Rente  filr  einzelne 
dieser  Mithesitaer  bis  auf  die  lacherliche  Summe  weniger  Gulden  sinkt. 
Sodann  aber  bildet  sich  die  Crewohnheit  immer  mehr  aas,  dass  den  mttndig 
werdenden  SOhnen  Irgend  ein  kleiner  Antheil  am  Gute  bei  Lebzeiten  des 
Vaters  gegeben  wird,  um  die  Bedeutung  der  Familie  am  Wahltage  zu  ver- 
mehren. Diess  ist  nnn^aber  nicht  nur  unbillig  gegenüber  von  solchen 
Genossen,  wetehe  entweder  keine  Sohne  dieser  Art  haben,  oder  welchen 
die  Faatfliengesetzc  jede  Theilung  verbieten;  sondern  es  ist  auch  zu 
farcbten,  dass  diese  jungen  Wähler,  oft  AnRhiger  im  Staatsdienste,  ihre 
Bedeutung  auch  in  anderen  Begehungen,  als  nur  bei  den  Wahlen,  gelten 
za  nmohen  suchen.* 

Worden  sich  ferner  in  einem  der  fireien  Revision  unterliegenden  Wahl* 
gesetse  aaf  die  Dauer  die,  jetzt  wohl  'als  unabänderlich  zn  betrachtenden, 
Beathnmnngen  erhalten  können,  dass  wer  in  mehreren  Gemeinden  besteuert 
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Bei,  aueb  in  aUeo  ein  Wahlrecht  habe;  oder  dass  Vater  und  Mm 
einmal  Mitglieder  Terfiddedener  Kammem  m  gkidiar  Zeit  sehi  kOUMo; 
oder  dass  wenn  ein  GewAblter  die  Wahl  niefat  annehmen  «ül  oder  kann, 
nnn  der  Nächste  in  der  Stimmenaahl  ohne  neae  Wahl  eintritt.  Ms  er 
wenigstens  ein  Drittheil  der  Stimmen  erhalten  hat?  Es  ist  itOBS  in  der 
Tbat  sehr  an  besweifehi.  Denn  in  dem  ersten  FaUe  liegt  «ine  Tellig  an- 
motivirte  Begttnstignng  einer  snfiUIigen  VermVgensaerspiitttinmg  vor ;  in  dem 
zweiten  eine  gans  onbillige  Vemachthetlignng  ans  Y«rwsndtschaftsrack- 
siebten,  welche  sonst  in  keiner  Beziehnng  beachtet  werden;  im  dritten  endlich 
eine  fast  ergötdiche  Nalvitftt  in  eonstitntionellcn  Dingen,  weldie  niefat  anf 
den  Gedanken  kam,  dass  der  Nachgewfthlte  fiist  legehnAssig  einer  anden 
poHtisohen  Ansicht  angehört,  und  welche'  somit  der  Mehrzahl  awar  ge- 
mtttblich  die  Mflbe  ehier  zweiten  Wahl  erspart,  dagegen  ibr  aber  einen 
Vertreter  von  der  entgegengesetzten  Partie  giebt 

d)  Es  kann  nnr  ans  dem  GeBichtspnnkte  einer  grossmfltliigen  Entsagnng 
eines  wahrschehilichen  Vorthelles  nnd  einer  Begttnstignng  des  Ansdrackes 
der  wirklichen  Volksmeinung  betrachtet  wvden,  wenn  die  Regiemng  agab, 
dass  die  Verfassnagsnrkonde  die  Staatsbeamten  fflr  wahlnnffthig 
in  dem  von  ihnen  verwalteten  Bezirke  erkUrte.  Nam^tlich  die 
Bezirksbeamten  hätten  gar  leichtes  Spiel  gehabt  in  ihren  eigenen  Sprengebi, 
(wie  sich  dieses  z.  B.  in  Preussen  in  Beziehnng  auf  dieLandrAthe  in  eraer 
tragikomischem  .Weise  gezeigt  hat.)  Von  den  Beamten  aber  würden  sich 
woU  nnr  wenige  in  der  Kammer  znr  Widerspmchspartei  gesehiagen  haben. 
Wie  ist  es  nnn  aber  m  erklären,  dass  sich  nicht  dieselbe  richtige  Keontniss 
des  Lebens  anch  da  zeigte,  als  es  sich  von  der  WahUähigkeit  der  Amt s^ 
körperschafts-  nnd  Gemeinde^Beamten  in  ihren  Geschlftsbezirken 
handelte?  Es  ist  in  der  Tbat  schwer  an  errathen,  anf  welchem  Gedanken 
diese  Verschiedenheit  der  Bestimmnngen  bei  so  ganz  analogen  Verhältnissen 
beruhen  mag.  Unmöglich  konnte  die  Verfassongsorkonde  voranssetzen,  dass 
von  diesen  vielen  Beamten  niemals  Einer  Lust  zu  einer  ständischen  Stelle 
haben  werde.  Ebenso  wenig,  dass  sie  sämmtlich  und  zn  allen  Zelten  werden 
in  ihren  Bezirken  fbr  ganz  unfähig  hierzu  erachtet  werden.  Femer  nicht, 
dass  einem  etwaigen  selbstischen  Missbranche  der  Amtsgewalt  gerade  hier 
immer  werde  ein  stoischer  Heldenmnth  von  den  Wählern  entgegengesetaet 
werden*  Es  bleibt  somit  nur  die  Vermuthung  ttbrig,  dass  der  Gesetzgeber 
den  möglichen  Amtseinflnss  dieser  Gattung  von  Beamten  sehr  gering  anschlug 
and  keinerlei  Wirkung  desselben  auf  das  WahlergebniBB  annahm.  War  diess 
aber  hi  der  Tbat  die  Ansicht,  so  hat  die  Erüihmng  nnr  alizn  sdir  gezeigt, 
wie  irrig  dieselbe  war.  Es  Uegt  jetzt  viehnehr  vor  Angen,  dass  die  Wähl- 
barkeit der  Xörperschafts-  nnd  GeAeinde-Beamten  in  ihren  eigeuen  Ver- 
waltungsbezirken ein  empfindlicher  Nachtbeil  Ar  eine  wOnscbenswerthe 


Digitized  by  Google 


Constitutionelle  Erfiilu  imgeu. 


345 


ZassBunensetKii&g  der  zweiten  Kammer  ist  Die  Beamten,  ton  welchen  es  sich 
bier  baniMt,  sind  die  Oberamtspfleger  und  dieYerwaltinigsactaare;  in  einem 
weit  geringereil  Grade ,  nnd  hanpisAelifich  mir  fBr  die  mit  eigenem  Land- 
«Underecbte  versehenen  StKdte,  die  Scfanltheisaen.  Die  ^rt  nnd  die  Be- 
dentong  des  Einflnsses  der  Letzteren  bedarf  Iceiner  besonderen  ErOrtenmg. 
Was  aber  Jene  betrift,  so  *shid  die  Oberamtspfleger,  ab  die  Obereinbringer 
der  dbrecten  Stenern  des  Bezirkes  nnd  als  die  Hechnnngsbeamten  der  Ober- 
amtA4triiersäiaft,  mit  allen  Schnttbeissen  nnd  Oemeindepflegem  in  genauester 
Ycrinndiiiig  nnd  Ihr.  dieselbe  von  grosser  Wichtigkeit;  von  denVerwaltangs- 
Actuaren  aber  gar,  als  den  HflUibeamten ,  welcbe  die  den  ordentlicben 
Gemeindevoratehem  allza  schwierigen  Gesehftfte  Ar  dieselben  besofgen, 
hangen  die  Vorsteher  der  Landgemeinden  in  der  Begel  vflllig  ab.  Der 
Wonach  eines  dieser  Beamten,  gewihlt  m  werden,  ist  somit  ein  Befehl  Ar 
einen  grossem  oder  kleinem  Theil  der  dchnltheissen  und  (temehidepfleger. 
Ton  welcher  Bedentong  aber  der  Einflnss  di<^er  ersten  Hlnner  des  Ortes 
zu  sein  pflegt,  ergiebt  sich  aber  ans  der  oben  gemachten  Schilderang  der 
Hehnahl  der  W&hler  von  selbst  Sogar  die  Beioaflhnngen  des  Bezirks- 
beamten,  fisUs  derselbe  sich  je  gegen  de^  mit  ihm  in  täglicher  Berflhmng 
stehenden  Untergeordneten  eikUren  sollte,  bAlt  den  nnmittelbaren  Be* 
Ziehungen  keineswegs  immer  die  Waage.  Demgemflss  ist  denn  iineh  die 
Zahl  der  in  die  wtirttembergische  Stftndeversammlnng  gewühlten  Oberamts^ 
pfleger  nnd  Verwaltutgsactnare  m  Jeder  Zeit  eine  verhftltnissmässig  grosse 
gewesen.  ^Nnn  aber  wird  die  Behanptnng  vohl  wenig  Widerspmch  finden, 
dass  die  ftassere  Stellong  ^der  in  i>age  stdienden  Beamten  keine  grosse 
Oewfthrleistitng  ftr  ihre  Tüchtigkeit  nnd  UnabhAngigkeit  als  StSndemitglieder 
gewahrt  Dass  sie  mit  den  niedersten  Kreisen  des  amtUchen  Wirkens  nnd 
mit  dem  tftgUchen  Leben  des  Volkes  vertraut  sind,  ist  zwar  zozogeben; 
ebenso  wird  Niemand  behaupten  wollen,  dass  sich  nicht  anch  eine  Anzahl 
rechtscbaiener,  talentvoUer  nnd  hoher  gebildeter  Mftnner  nnter  so  Vielen 
befinde:  allein  auf  der  andern  Seite  ist  auch  nnUngbar,  theils  dass  die  Be- 
kleidung dieser  Stellen  in  der  Begel  nicht  von  den  ausgezdchneteren  Candi- 
dateh  des  Oflientlichen  Dienstes  gesucht  wird,'  theils  dass  diese  Stellen  sehr 
gering  bezahlt  und  im  Organismus  tief  gestellt  sind,  so  dass  schon  die  Ver* 
leihnng  einer  untergeordneten  Kanzleistelle  eine  entschiedene  nnd  ün  regel- 
missigen  Lebensgange  nnerrdcbbare  Beförderung  Air  die  Meisten  ist.  Wenn 
denn  nun  aber,  wie  natürlich,  die  ftnsseren  Verhiltnisse  und  nicht  die  UOg- 
liidikeit  einer  individuellen  Trelllicfakeit,  und  wenn  die  Regel,  nicht  die 
Ausnahme,  die  Gründe  lür  die  Wahlfthigkdtsbestimmongen  abzugeben  haben: 
so  ist  wob]  auch  erwiesen,  wie  wenig  Ursache  gerade  in  dem  vorliegenden 
Falle  vorhanden  war,  von  dem  Grundsatze  abzugehen,  dass  kein  Beamter  in 
seinem  Amtsbeziike  waUiUiig  sei, 
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Es  9d  •berittopt  bei  dieaer  Gelegenbeil  die  allgeneine  Fngt  fliqg»- 
whaltet,  öb  ei  von  dea  destflchcii  Yerfirangen  woUgelfatB  wtr,  das  engUsdlia 
Systen,  welches  gaueo  Klassea  voa  nntergeordneCeii  Beantea  des  Eintritt 
in  das  Pariiameot  nnbedingt  nnd.  anch  für  Stelkn  ansaeitelb  ihres  Anfts- 
beiirkes  ontersagt,  so  gani  onbeaditiit  n  lassen?  Unsere  Qrandgceetoo 
baboi  die  ftossere  Unabliflni^lEeit  and  8elbststflndiglceit  der  Stindemiti^er 
dofch  mandierlei  Bestimmoogen  zn  sichern  gesndit,  so  s.  B.  durch  die  Aas- 
schüessnng  der  nnter  ▼Iterlicher  Gewalt  Stehenden,  der  in  Pri?atdiensten 
Befindlichen,  der  ganz  Vermögenslosen  n.  s.  w.  Es  giebt  mm  aber  nidft 
leicht  eine  grossere  Abhängigkeit,  ab  die  dnes  ganz  nntergeordneten  und 
im  regdmissign  Btenstgaoge  gar  nicht  oder  nnr  sehr  langsam  in  ehie  beesere 
Lage  gelaniiiidei  Beamten.  Und  wenigstens  der  Umstand,  dass  diese  Ab- 
hingigkeit  niefat  gegenftber  von  Privaten,  sondern  gegenttber  von  der  Begie- 
rong  sdbet  besteht,  kann  einen  gOnstigen  Unterschied  in  ständischen  Be* 
ziehongen  nicht  begründen.  £s  ist  mehr  als  wahrscheintich,  dass  ein 
.  bedeutender  Theil  der  Unzofriedenheit  mit  dem  ständischen  Wirken  in  Deutsch* 
land  weggeftUen  wflre,'  wenn  man  in  diesem  Punkte  engUsohe  und  nicht 
französische  Vorbilder  genommen  hfttte.  Und  wUme  man  ja  nicht,  dass  den 
Begiemngen  durch  die  Wahlunfthigkeit  gewisser  Beamtenklassen  eine  grtesere 
Schwierigkeit  zugegangen  wftre.  Ist  es  denn  nicht  anch  eine  Schwierigkeit, 
die  Ansprüche  eines  nntergeordneten  Ehrgeizes  zu  befriedigen,  mittelmissl^ 
Menschen  mit  besseren  Stellen  zu  versehen,  ohne  dass  das  allgemeine  Wohl 
ailza  sehr  darunter  leidet?  Ist  die  sittliche  Ifissachtung,  welche  sich  leicht 
von  dem  Gewonnenen  auf  den  Gewinnenden  Obertrflgt,  nicht  auch  ein  emst- 
haftes Uebel?  Und  kommt  es  nicht  auch  vor,  dass  sich  Einer  durch  hart- 
nackiges Verneinen  wichtig  und  zn  Kanfinannsgot  zu  machen  sncht?  Jeden 
FaUes  aber  durfte  so  viel  gewiss  sein,  dass  wenn  einmal  gewisse  Gattungen 
von  Staatsfimtem  ftr  nnverträglich  mit  der  Stelle  eines  StSndemitgliedes 
erklärt  werden,  nicht  die  höheren  nnd  höchsten  in  Betracht  kommen,  (wie 
in  Frankreich  von  Zeit  zu  Zeit  der  ganz  vei^ehrte  Versnch  gemacht  worden 
ist,)  sondern  im  Gegentheile  die  untersten.  Handelt  einmal  ein  Stflnde- 
mitglied  nicht  blos  in  Berttcksichtigung  seiner  Pflicht,  sondern  aas  einem 
selbstischen  Grunde,  so  ist  immerhin  Deijenige,  welcher  eine  Stelle  am 
Staatsmder  zu  erringen  beabsichtigt,  jenem  Andein  noch  vonuziehen,  dessen 
Ehrgeiz  in  einem  Platze  an  einem  Secretariata*  oder  Revisionttisehe  besteht. 

Vielleicht  wflre  es  nicht  unmöglich,  noch  weitere  Bestimmungen  ftber  die 
Wahlen  ftlr  die  wlirttembergische  Kammer  der  Abgeordneten  an&nfinden, 
bei  wekhen  ebeniUIs  der  Erfolg  der  guten  Absicht  nicht  entspricht.  Es 
mag  jedoch  an  dem  Bisherigen  zum  Beweise  dieser  Thatsache,  sowie  zur 
Erwecknng  der  Aofmerksamkeit  auf  Ursachen  und  Wirkungen  genagen. 

Bei  der  unläugbaren  Bedeutung  der  jro  Vorstehenden  ansgeftttrlsn 
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robflstäiuU»  wiirc  min  freilich  die  Beantragung  znrojthpndrr  Bcsritip^nngs- 
mittol  von  der  grüs^fon  Wichtigkeit.  Alleiu  auch  liier  nua^s  in  der  ILiiipt- 
Sache  auf  eine  directc  IMfe  verzichtet  werden.  Eine  gesetzliche  Verhessemng 
ist  so  gut  als  unmöglich,  weil  die  in  Frage  stehenden  Bestimmungen  in  der 
Verfassungsurkunde  selbst  enthalten  sind.  In  wie  ferne  alx-r  jemals  durch 
I&ngere  Handbabuug  constitutioneller  Rechte  uud  darch  eine  gros*sero  staat- 
Udie  BUduDg  der  Masse  des  Volkes  den  an  «ich  verfehlten  Einrichtungen 
ein  gnter  Geist  eingehaucht  werden  kann  und  wird,  ist  eine  selir  zweifel- 
Jttfte  Frafe;  Jeden&Us  i«t  es  eine  sehr  weit  aassebende  Hoffnung,  dass  es 
gaidiebe. 

3.  Die  Besteilong  eines  stündiaen  Ausschusses  der  Stände- 
Vers  Hkßi  Dl  1  u  n  g. 

Die  warttambergische  Verfassongsnriamde  gehört  zu  den  selir  weal^eii 
Grundgesetzen,  wekihe  einen  AnsschnsB  ans  der  Sttederenaimnhnig  Ihr 
die  Zwischenzelt  von  einem  Landtage*  •mm  andern  anordnen.  Den  Zwcdc 
desselben  beseicbnet  sie,  in  §  187,  dabin,  dass  er  als  Stellvertreter  der 
nkht  veraanunelten  StSnde  Ar  dmcnigen  Geschäfte  bestimmt  ssi,  deren 
Besorgung  von  einem  Landlage  zum  andern  «nr  nnnnterbroebenen  Wirte* 
samkeit  der  Rq^rlsentanten  des  Landes  ndtbwendlg  sei.»  Zn  dem  Ende 
ist  denn  in  den  §§  188  nnd  189  die  Znetladiglwit  nach  zwei  verschiedenen 
Riebtiingen  Un  festgesteUt  Einer  Seits  wird  bestimmt,  dass  der  Anssebnss 
die-  ibm  nach  der  Ter&ssang  zustehenden'  MiUel  zor  ErhaUang  derselben 
in  Anwendung  20  bringen  habe.  Hiervon  habe  er  bei  wichtigen  Angelegen- 
heiten die  im  K<Vnigreidie  wohnenden  StftnaemitgHeder  in  Kenntnis«  zn 
setzen,  in  den  geeigneten  FlUen  bei  der  höchsten  Staatsbehörde  Torstei- 
langen,  Terwabrangen  nnd  Beschwerden  eininreichen,  nnd  nach  Erfordemiss 
der  Umstlnde,  beeeoiders  wenn  es  sieh  von  Anklage  der  Minister  handle, 
nm  JäoberafoDg  einer  aoseerordentlichen  Stindeversammhmg  za  bitten. 
Ansseidem  sind -dem  Anssdntsse  noch  besondere  Anltrflge  ansdrIlclElich  er- 
thelli,  nimUcb:  Prftftmg  der  verabscbiedongBgeniSssen  Verwendang  der 
Stenern  nach  Ablanf  des  Finanzjahres;  Beratbnng  des  Etats  für  das  künf- 
tige Jahr  mit  dem  Ffamnministerinm;  Anibicht  anf  die  YerwaHnng  der 
fltaatsechniden-Zishhmgskasse ;  Yorbereitvng  der  ftr  eine  Stlndeversammlnng 
sich  eignenden  Gescbiftsgegenstlnde,  namentUcb  vorgelegter  Gesetaesent- 
wM;  endlich  Sorgetragung  Ahr  die  VoBsiehung  stSndlscher  Bescblflsse. 
Anf  der  andern  Seite  wird  die  Geschiftstbitigkeit  des  Anssobnsses  ans- 
drflcUieh  dahin  beschrtUikt,  dass  er  sidi  in  aUen  Angelegenheiten,  welche 
verfusongsmissig  eine  Yehibscihtedung  mit  den  Ständen  erfordern ,  nicht  anders 
ale  auf  eine  vorbereitende  Weise  einlassen  dttrfe,  namentlich  anf  Gesetaea- 
antrtge,  äleaerverwiUiguBg,  Sehaldenannahmen  und  Militttransbebangan, 
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Der  AnssdniBS  besteht  mib  nrOlf  Penonen,  nimlich  am  deo  Pflsi- 
dentcii  der  beiden  Ksnuneni  (oder  in  deien  VeitiiBdening  den  ^ioeprlei- 
denten),  zwei  Mftgttedeni  der  ersten  und  Mbt  IfitgUedem  der  sweften 
Kammer.  Bfeee  letzteren  zehn  Mitglieder  werden-  von  den  Uem  vweiniglai 
Kaauneni  gewählt,  nnd  Ar  die  beständige  VoUerhaltnng  itt  gmo  geeoigt 
Die  beiden  Prftsidenten  mid  Yier  Mitglieder  mfissen  bestiiidig  In  Stuttgart 
anwesend  sein;  die  tibrigen  kOtmeo,  so  oft  es  die  UmstiBde  erfordem,  tod 
den  anwesenden  einbenfen  werden. 

Endlich  noch  ist  angeordnet,  dass  der  Ansschoss  bei  jedem  Znsaa^ 
mentritte  der  Stande  einen  Rechenschaltsbericbt  zn  erstatten  bat  Aber  das 
von  ihm  in  der  Zwischenzeit  Verhandelte. 

Es  Iflsst  sich  nicht  laagnen,  ,dass  diese  Anordnungen  auf  den  ersten 
Blidc  viel  Bestechendes  haben.  Die  einzebien  Bestimmnngen  seheinen  sehr 
wohl  ftberlegt  zn  sein  nnd  eine  bemerkenswerthe  Aasdehnong  and  Befesti- 
gang  des  Beprlsentativsystenies  zn  gewfthren.  Aach  giebt  es  wohl  in  Wftrt- 
tcnberg  Manche,  welche  den  Ansschoss  nicht  nnr  als  dne  eigenthOmliehe, 
sondern  anch  als  eine  woUthttige  Einrichtung  betrachten.-  —  Irren  wir  nns 
nin  aber  nicht  sehr,  so  zeigt  eine  nnbeHingene  PrOftmg,  dass  die  allge- 
meinen, flberhanpl  ftlr  die  BesteUnng  stlndischer  Ansschttsse  gettend  in 
OMchenden,  Grunde  kcineswegtf  dorchgreifen;  dann  aber  inabesoBdere  anch 
eine  jetzt  viendglihrige  Erfiihmng,  dass  nicht  nnr  der  von  dem  Ansschnsse 
gewährte  Nutzen  ein  verhiltnissmftssig  nnbedentender  ist,  sondern  sogar, 
dass  er  maBnchfiicfae  Uebelstande  mit  sich  fthrt 

Was  nlmlicfa  die  theoretischen  Gründe  ftr  die  Znrficklassang  eines 
Ansschnsses  betrifft,  so  will  es  allerdings  scheinen,  als  bestehe  in  der  ge- 
wöhnlichen Euirichtong  der  Tolksvertretong  in  so  feine  eme  grosse  nnd 
bedenkliche  Lacke,  als  die  Repräs^itation  keineswegs  imaer  rersammelt 
sei,  nnd  namentlich  in  kleineren  Staaten  verfisssongsmissig  ein  Zwischen- 
raum von  mehreren  Jahren  zwischen  einem  ordentUcfaen  Znsammentiitte  nnd 
dem  anderen  stattfinde.  Leicht  kann  die  Besorgniss  beedüeichen,  die  Be- 
gieruug  werde  sich  in  Abwesenheit  der  Stinde  weniger  gebonden  eraditeo 
nnd  leichter  eine  Verletzung  vet&ssnngsmlasiger  Bechte  der  Unterthanen 
im  Ganzen  oder  Einzelnen  erlauben;  und  man  mag  geneigt  sein,  solciie 
BeeintiAehtigaiigen  um  so  höher  in  Anschlag  zn  bringen,  als  die  Wieder- 
gutmachung eines  begangenen  Unrechtes  oder  Schadens  nadi  Veiteuf  von 
mehreren  Jahren  zur  Unmöglichkeit  geworden  sein  kOnne.  So  wla  die  Be- 
gicrung  and  deren  Gewalt  besttodig  sei,  so  sd  auch  eine  ummtetbrochene 
Wachsamkeit  und  TUttigkeit  der  Beprftsentation  erforderlich.  Da  nun,  so 
mag  man  allerdings  futfiduren  zu  argamentiren,  eift  bestfindiges  Versammelt^ 
halten  der  gesummten  Volksvertretung  ausser  Frage  stehe,  theila  wegen 
der  Beschwerlichkeit  Ar  die  Mitglieder,  wekdie  selbst  rar  Ah^mmg  einer 
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Wahl  gerade  von  Seite  der  Tüchtigsten  füliron  köimtf,  thcils  wegen  der 
Kosten ,  tbeils  eudli(  h  wegen  eintr  m  bcfüichtuudcn  überflüssigeu  und  scJiiid- 
licheii  Thatigkeit  einer  nicht  genügend  beschäftigten  Versumuduiig:  so  finde 
sich  in  dem  Hinterlassen  eines  Aussdiusses  das  naturgemässe  Mittel  zur 
£rreicbuDg  der  Vortheile  unter  gleichzeitiger  Vernieidimt,'  der  Uebe!.  Mau 
kann  femer  nicht  ohne  Schein  behiiupteii ,  1 1  ^  ni  einer  solchen  Zurück- 
fflhrang  der  vollen  Versammlung  aul  enu-  kleine  Anzahl  nur  dörselbe  Ge- 
danke verfolgt  werde,  welcher  ?;chon  zu  der  Bestellung  einer  Riiir^sentalion 
aas  der  Gesammtheit  des  Volkes  geführt  habe.  Endlich  mag  man  sich  noch 
mit  der  Hofibung  schmeiclielu,  ihneh  die  Feststellung  richtiger  Znständig- 
keitsbestimmungen,  etwa  in  der  Art  der  ol)en  niitgetheilten ,  die  Gefahren 
zu  beseitigen ,  welche  darin  liegen  könnten ,  dass  eiii  Ausschnss  entweder 
keine  gehörige  Wirksamkeit  habe ,  oder  anderer  Seits  die  Kcchtc  der  voUeu 
Versammlung  an  sieh  rcisse. 

Diese ,  wie  gesagt  ganz  scheinbare,  Auffassung  hält  jedoch  eine  nähere 
Prüfung  nicht  aus.  —  Ks  soll  nicht  gelüngnet  werden,  dass  manche  Kechts- 
und  Interesscverletzungen  nacli  einem  Verlaufe  von  längerer  Zeit  sachlich 
nicht  wieder  gut  gemacht  werden  können.  .Uiein  es  heisst  die  Wirksamkeit 
einer  Volksvertretung  verkennen,  wenn  man  dieselbe  allein  oder  auch  nur 
hauptsächlich  in  dem  Wiedergutmachen  bereits  vollzogener  Staatshandlungen 
sucht.  Dieselbe  besteht  vielmehr  wesentlich  darin,  dass  die  Regiertmg  durch 
den  Uinblick  auf  die  Ständeversammlung  sich  von  solchen  Vornahmen  ganz 
abhalten  Ifisst,  welche  früher  oder  spfiter  zu  einer  missUebigen  Erörterung 
oder  gar  zu  einer  Beschwerde  führen  könnten;  sodann  in  der  gemeinschaft^ 
Uchen  Feststellniig  künftiger  Gesetze  und  des  Staatshaushaltes.  Nun  ist  es 
abor  doch,  in  der  Hauptsache  wenigstens,  nicht  gerechtfertigt,  ieUeuden 
Staatsmännern  eine  solche  Kurzsichtigkeit  zuzutraiieo,  dass  sie  eine  eaH  in 
einiger  Zeit  eintretende  Verantwortung  weniger  in  Berechnang  nähmen. 
Nicht  sowohl  die  Häufigkeit  eines  Einsehreitens  von  Seiten  der  Stände  ruft 
eine  heilsame  Scheu  von  Verfassung  und  Recht  liervor,  als  eine  kräftige 
fiandliabung  ihrer  Befugnisse,  träte  diese  auch  nur  selten  ein.  £ine  sehr 
grosse  Wirksamkeit  wird  also  die  beständige  Anwesenheit  einer  reprfisenta- 
tiven  Einrichtung  schon :  ans  diesem  Grunde  nicht  haben.  Unzweifeliiaft 
wünscht  Jede  Regierung  yon  Zeit  zu  Zeit  eine  Abwesenheit  der  Ständever* 
samndung;  allein  nicht  aus  dem  kläglichen  und  nnr  bei  bewusster  Rechts* 
Widrigkeit  eintretenden  Grunde  einer  Hinaus  Schiebung  ihrer  Verantwortlichkeit, 
Sonden  weil  sie  freie  Zeit  braucht  zur  Ausfnhnmg  der  nun  verabre^ten 
Gesetze  und  Einrichtungen,  und  weil  die  Verhandlungen  mit  versammelten 
Ständen  eine  sehr  bedeutende  GeschAftsvermehrong  gerade  fär  die  wichtig- 
sten Beamten  zur  Folge  haben. 

AUein  hieran  nicht  genqg;  das  Vorhandensein  eines  Ausschusses  hat 
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Dicht  Mos  wenig  Nntsen,  aondern  sogar  grosse  positiTe  Nachtlieite,  wie 
diesB  auch  Tielfoche  Erfohnrag  auf  unverkennbare  Weise  dargelegt  luit. 

Yorerst  ist  es  ein  grosser  IrrUntm,  wenn  man  einen  AnssdniBS  als 
dne  weitere  Ansbildnng,  eine  YerstArlrang  des  repräsentativen  Sjstemes  md 
seiner  Wirksamkeit  betrachtet.  Im  Gegenthcile  in  einem  solchen  ein 
sehr  bedenklicher  Keim  za  einer  allm&hligen  ZerrOttong  und  BeÜeiMairif 
dieses  Sjstemes.  Da  nimlieh  ein  mir  mit  geringer  ZnstBndlBlMit'  al^giMm 
teter  Ansschuss  von  keinem  nenneswerthen  Erfolge  sein  kann;  imdilio 
im  Zweifel  in  der  Zutheüung  von  Rechten  eher  za  viel  aü  M  WMH  ge- 
schieht; and  da  Qberdiess  jede  einmal  bestehende  Yersarnndoiig  oder  B(^- 
bOrde  natorgemiss  ihren  Wurkungslcreis  möglichst  aassodehneB  witaMll:  so 
liegt  es  in  der  Natnr  der  Sache,  dass  stinditche  Anssdillsse  sieh  bd  HM- 
gerem  Bestehen  mehr  und  mehr  an  die  Stelle  der  vollen  Yetisamudiing  m 
setieo  soeben,  and  dasa  ihnen  solches  gelingen  kann.  Diess  gebt  afafet 
schnell,  und  Aosschrdtongen  werden  Anfimgs  nur  in  ioIdieB  FUhn  vor^ 
kommen,  in  welchen  ein  offenbarer  sachlicher  NutaeA  dadordi  emlAt 
wird;  die  ein&ohen  Bechtsanmassongcn ,  für  welche  nicht  eanmal  ein  Yor* 
wand  der  Zweckmässigkeit  besteht ,  folgen  ent  spftCer  nnd  aHmfihlig.  Attefai 
wenn  es  erst  einmal  so  weit  ist,  dass  der  Aossdmss  gcwidmheltlicli  etaMO 
Theil  der  eigentlichen  stindischen  Thätigkeit  ansfibt,  so  ti^  auch  am  so 
sicherer  eine  Wendung  der  Dinge  ein,  als  sie  von  verschiedenen  Sdten  ge- 
wftnscht  and  wenigstens  gedaldet  wird.  Der  Aasschnss  selbst  wird  (Adbet 
nichts  thnn,  um  die  volle  Yersammhing  sa  beleben  nnd  in  Thätigkeit  zo- 
bringen,  im  Gegentheile  za  ihrer  Bdseitschiebang  mitwirken.  Auch  dem  Volke 
wird  sie,  wegen  des  Vorhandenseins  einer  anderweitigen  Vertretung,  ein 
regelmässiger  Zusammentritt  des  grossen  Landtages  als  weniger  not h wendig 
erscheinen,  ünd  da  die  Regierang,  aus  nahe  liegeudeu  Gründen,  weit  lieber 
mit  einer  Ideinen  Anzahl  von  Ueberwachcnden  zu  thnn  haben  wird ,  als  mit 
einer  grwsen  ond  in  frischem  £ifer  zusammentretenden  Vorsainmlung;  so 
besteht  auch  auf  dieser  Seite  nicht  nur  kein  liindcmiss ,  sondern  selbst  ein 
Wunsch.  —  Dass  diess  aber  nicht  etwa  ersonnene  und  nacli  Delii  bi  n  au^- 
gemahlte  Gefahren  sind,  beweist  anwiderleglich  das  Schicksal  der  früheren 
ständischen  Vertretungen  in  den  meisten  und  l)edeutondsten  deutschen  Lan- 
dern. Ohne  Besorgniss  vor  einem  Widerspruche  dari  muu  bUsaupLcu,  üaas 
diese  Vertretungen  wesentlich  von  ihren  Ausscliüsscn  und  durch  dieselben 
allmählig  zu  Grunde  gegangen  sind.  Warum  nun  aber  eine  gleiche  Urbuche, 
welche  noch  dazu  auf  natürlichen  inenscliüchen  Neigungen  und  Eigenschaf- 
ten ruht,  nicht  in  WiedcrliolungsillUen  auch  wieder  eine  gleiche  Folge 
haben  sollte,  ist  in  der  That  nicht  einzusehen.  Vielmehr  darf  es  als  ein 
politisches  Axiom  auigestelit  werden,  iXa^a  ein  ständischer  Ausschuss  eine 


Digitized  by  Google 


CJonstitiittoBsIlc  firMmoKiBiL. 


stehende  Ciefaiir  ittr  die  Bedeutung  uod  selbst  fOr  die  f  oildauer  der  voUen 
Versaminlimg  ist. 

Nuu  leuchtet  aber  ein,  das»  es  durchaus  uicht  gleichgültig  ist,  ob 
schliesslich  nur  ein  Aasschuss  besteht,  oder  aber  eine  volle  Repräsentation 
in  Wirk?amkeit  ist.  —  Selbst  wenn  ein  Ausschuss  ganz  dieselben  Besclüüsse 
fassen  und  die  gleichen  Autrüge  stellen  wtirde,  wie  die  Ständeversanunluug 
selbst,  so  wäre  doch  ein  mächtiger  Unterschied  sowohl  hinsichtlich  des 
Einflusses  auf  die  Regierung,  als  in  Betreff  des  Eindrucks  auf  das  Volk. 
Das  ganze  moralische  Gewicht,  welches  die  Verhandlungen  und  Besclüüsse 
einer  zahlreichen  Corporation  in  die  Wnagsdiale  legen,  fällt  bei  dem  Ge- 
bfibren  eines  aus  wenigen -Mitgliedern  bestehenden  Ausschusses  selbstredend 
weg;  übcrdicss  sifid  seine  Verhandlungen  der  Xutur  der  Saohe  mich  nicht 
Offentlidi  und  schon  ans  diesem  Grunde  weit  weniger  wirksam.  —  Die  An- 
nahme ,  dass  ein  Ausschuss  sachlich  immer  wie  die  volle  Venammlui^;  hm- 
dein  würde,  ist  jeduch  ül)erdie^s  liandgreitiieli  imzulii.';sig ;  und  zwar  aus 
mehr  als  Einem  Gründe.  Einmal  fäUt  die  Vielseitigkeit  der  Kenntnisse  und 
der  Ansichten»  welche  bei  einer  grosseren  Anaüü  von  Berathenden  noth- 
wendig  Torfaanden  sind,  und  wegen  deren  gerade  die  Berathnngen  einer 
Stinderersammlung  so  grossen  Werth  haben  kOimen,  von  selbst  weg.  Wie 
gross  aber  der  NachfcbeU  hiervon  ist,  beiraisi  am  besten  die  Mflhe,  welche 
man  sich  Qrs|c(la|^h  gegeben  hatte,  in  der  Sttadeversammlong  die  Er- 
fthraogen  nnd  Ansöhanongen  iUer  LaadestheUe  and  geseUschnftUebeii  Ereiee 
in  vereinigen,  nad  nolehe  man  selbst  dareh  eine  SchwerMigkeit  der  Ge- 
scUftshesorgong  m  erkaufen  kein  Bedenken  trag.  Sodann  nnd  hanptaSch* 
lieh  ist  es  der  Begierang  answeifelhafl;  weit  leichter,  die  Hehrheit  einer 
nor  kleinen  Anzahl  zu  gewinnen  oder  einzoschüchteni,  damit  aber  den  ganzen 
Zweck  der  Beprtsentation  za  vereiteln.  Die  firtthere  Erfiüinuig  mehr  als 
Eines  dentscben  Landes  (n.  a.  Bsjerns  nnd  Württembergs)  zeigt  sogar,  dass 
eine  Begierang  keinen  Aastand  nehmen  mag,  die  oienbsnten  MissbriUiGhe 
and  GewissenhMrigkeiten  stftndischer  Ansschfisse  nicht  aar  mit  Gedald,  son- 
dern selbst  mit  Woblgefidlen  geschehen  zn  lassen,  am  diese  ihrer  Seite  durch 
das  Bewnsitsebi  ihrer  Schlechtigkeit,  im  Kotbfidle  durch  Bedrohung  mit 
ytrMKntlidiuBg  und  Becheaschsftsfordernng,  zum  vollständigen  Schweigen 
bei  Rsgieraagsaiissbiftachen  zn  nöttugen. 

So  begreift  es  sich  denn  vollständig,  warum  die  Einrichtung  efaies  Aus- 
Bcbusses  nur  in  sehr  wenigen  constitatioBellen  Staaten  besteht;  dass  sie  da, 
wo  sie  fehlt,  kehoeswegs  venuisst  wird,  und  dass  anch  die  Theorie  der  Be- 
prftsentation  kaum  Je  den  Gedanken  in*s  Auge  fosst,  noch  weniger  ihn  gar 
empfieUt.  * 

Wenn  nun  dennoch  in  Württemberg  ein  Ausschuss  in  der  Ver&ssnng 
beliebt  worden  ist,  so  crklirt  sieb  diess  aas  den  eigcnthllmlicfaen  YerhaU- 
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uifieD,  unter  welchen  in  dies^w  Lande  das  neue  Grundgesetz  zu  Stande 
kam.  Im  alten  Ilerzogthumc  war  ein  Aus.scbuss  gewesen;  und  zwar  hatte 
derselbe  sehr  bedeutende  Rechte  bescsaen,  die  er  denn  bald  zu  Gutem  bald 
freilich  auch  an  Sebüfflineni  anwendete.  Da  mm  der  vierjährige  Streit  um 
eine  Ycrfassong  von  der  rechtlichen  Auerkeumnig  der  alt<;n  Gesetze  ao^tiiig, 
und  die  hauptsächlichsten  Fiilii  er  der  Verhaudlangen  Aber  das  nen  m  Gmn- 
dende  leidenschaftlicli  au  der  alten  Einrirhtnng  liingen :  so  war  es  nur  eine 
logische  und  pBjcbologische  Folge,  dass  die  Uersteilong  eines  Ansschasscs 
als  eine  der  erstra  Bedingungrn  der  Vereinbarung  von  den  verfassungbe- 
rathenden  Venaminlmigen  aufgestellt  und  festgehaiteo  ward.  Nicht  sowohl, 
ueü  man  ee  fttr  das  an  sich  Gute  und  Nothwendige  eraditete,  sondern  weil 
es  altwOrttembergiflclie  £inrichtuQg  gewesen  war,  verJangte  man  die  £10- 
richtnng  auch  in  der  neoen  Ver&sBimg.  Die  Sache  find  aber  am  so  weniger 
Anstand,  als  aoch  die  Begiening,  wohl  in  Erimiennig,  dass  sie  sicli  irAber 
bei  dem  Aosscbasse  niefat  scUechi  beluoden  liatte,  keineilei  ensüichen 
Widerstand  erhob.  HOehstens  suchte  man  dareh  einielne  Bestimmongen  der 
WiedeAehr  Mheren  Unfltges  Tonmbeogen. 

üeber  den  Werth  der  Kinrichtong  vermag  man  sich  nun  aber  muweifiBl- 
haft  ein  sicheres  Urtheil  ai  bilden.  Es  fehlt  nicht  an  Thatsadien,  and  sie 
liegen  offen  vor.  Der  AoBsefanss  ist  seit  der  Grflndang  der  neuen  Yerfts- 
snng  in  ununterbrochener  Wirksamkeit  gewesen  und  hat  alle  Gelegenheit 
gehabt,  sich  in  seiner  wahren  Bedeutung  m  Migen.  Dass  die  £r&hnmg 
keine  gOnstige  gewesen  sei,  ist  oben  behauptet  worden;  den  Beweis  liefen 
nachstehende  Erinnerungen  und  Erwignngen. 

Vorerst  ist  nnlAugbar,  dass  die  Wirksamkeit  des  Ausschusses  eine  ver- 
hfiltnissBitosig  unbedeutende  war  und  ist;  und  zwar  hauptsAchlich  auch  durch 
die  beWBsste  Mitwirkung  der  Stftndeversammlung  selbst.  —  Die  Yerftssungs- 
urkande  hatte  durch  die  Bestimmung,  dass  sich  der  Ansschusß  gerade  mit 
den  wichtigsten  Angelegenheiten  nur  vorbereitend  beschflftigen  k<>nne,  schon 
im  Allgemeinen  dafilr  gesorgt,  dass  wenigstens,  so  lange  diese  Bedingung 
eingehalten  würde,  der  Aassehnss  in  engen  Schranken  bleibe.  Durch  die 
Binweisang  darauf,  dass  die  Begierung  dem  Ansschnsse  Qesetaesentwttrfe 
zur  Vorbereitung  fttr  die  Kammern  abergeben  kitnne,  war  Jedoch  ein  Thor 
zu  sehr  wesentlichem  Einflüsse  geöffnet  geblieben.  Wenn  sich  die  Gewohn- 
heit gebildet  hfttte,  alle  und  jede  Gesetaesentwflrfe  dem  Ausschüsse  m 
Begutachtung  fXar  die  Kammern  zuzuweisen,  so  wäre  diesem  ein  sehr  weit- 
gehender Einflnss  auf  die  volle  Versammlung  und  auf  den  ganzen  Staat  aa- 
gefikllen,  indem  es  in  einer  grosseren  Vessammlung  immer  schwer  ist,  Ver- 
bessernngsantrSge  zu  einem  Gesetzesentwnrfe  za  improvisiren ,  dieselben 
viehnehr  in  dem  Gutachten  dner  Commission  vorbereitet  sein  mQssen.  Eben 
dkscs  bat  denn  aber  die  wttrttembergiscfaa  StAndevcrsanualung  wohl  eiqge* 
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sehen,  und  |(leidi  in  dem  ersten  Falle  der  Begataehtmig  eines  Gesetzesent- 
Warfes  dincli  den  Avsschnss  diese  ganze  Bebradfamg  der  Gesetzgebung,  besie* 
Irnngswose  diese  BesehrankuDg  ihrer  eigenen  Bedentong,  dndnrch  ftr  inuaer 
entfernt,  dnss  sie  das  vcm  Aossdinsse  bereits  begatachtete  Gesetz  ohne 
aOt  BeMhtang/der  bereits  genulcfaten  Arbeit  nochmals  an  eine  feeigewfthlte 
CoiBiwIwiftii  TWiftee^  ffierdnreh  entging  natürlich  dem  Ansschnsse  fttr  immer 
die  XiMt)  IKiniMsiiShiltGh  gaas  notslose  Arbeiten  zn  nntemehmen,  nnd  avcb 
die  BsgÜBTiDtg  sah  sid|t  m  da  an  veranlasst ,  ihre  Gesetsesentwflrfe  nnr  an 
die  ▼SrSaauiihuig  seBwt'za  nebten,  nnd  selbst  anf  den  Zosammentritt  stfln- 
dlselüer  Gommisstonen  lor  Begntachtong  von  Gesetzesentwilrfen  zwischen  zwei 
LandUgen,  also' neben  dem  Anssohnsse,  einzog^hen.  —  So  sind,  denn  dem 
Anssdnsse  mr  drei  bSedentendere  Gegenstande  einer  regebnftssigea  Tbitig* 
keit  geblieben  r  die  Leitung  der  Staatssehnldenkasse;  die  jShrlicbo  Profeng 
der  Steaenrennendvng;  endlich  die  £rStattuBlg  des  Bechenschaftsbericfates  an 
die  toIIb  Yeisainn^nng.  Wie  viel  oder  wie  wenig  es  aber  anch  mit  diesen 
drei  Beaehiftignngen  anf  sich  hat,  wurd  ans  Nachstehendem  erhellen. 

Es  ist  nicht  uMhig^  anf  dte  Geschichte  der  Yerfessnngsbestimmnng 
sorleksagehen,  welduS'^n  Standen ,  in  deren  Abwesenheit  aber  dem  Ans- 
schnsae,  nicht  etwa  bloss  die  Ucberwaobang,  sondern  selbst  die  regelmässige 
Yeriiilaiig  der  Staatsschold  ^übertragen  hat  Ans  welchen  GrOnden  anch 
dWy^'alnotm^  Anordnung  getroffen  ward,  von  irgend  einer  prafctiscfaen 
tkÜißUg  ist  sie  nicht  geworden,  nnd  bat  sie  anch  in  der  That  nie  wenten 
kttÜMik  Uflst  man  nSmlich  anch  alle  allganehiai  £rwägangen  der  Zweck- 
Hils^iiU  oder  UnzwedonAssigkeit  einer  wirkliäien  Theibahme  der  Beprflr 
seotaticsr  an  der  ^latsrerwaltang  ganz  ansser  Frage,  so  leachtet  jedenfells 
än,  dass  ein  eigentbflmlicher  Schutz  der  Staatsgiaubiger  nnd  ein  besonderer 
Vortheil  ftir  den  Credit  des  Staates  nnr  nntor  der  Toranssetznng  entstehen 
konnte,  wenn  den  Ständen  eigene  nnd  nnr  von  ihnen  abhängige  Einnahmen 
ZOT  VerfKkgimg  gestellt  wurden.  Mit  andern  Worten,  sollte  die  ständische 
Terwaltnng  der  Staatsschuld  einen  Sinn  haben,  so  war  ein  ständisches 
-  Stenererhebongsrccht  damit  sn  verbinden.  Diess  ist  denn  nnn  aber  nicht 
geschehen.  IHe  Regierung,  nnd  nur  sie,  hebt  dnreh  ihre  Beamten  alle  Ein- 
nahmen  des  Staates  ein ,  nnd  die  Staatssehnldenkasse  erhalt  das  ihr  znr 
Zinszahlung  und  Tilgung  nothweadige  Geld  von  den  gewöhnhchoi  Euinahme- 
kassen;  und  wenn  diese  auch  allerdingB  bei  eigener  YerantwortUchkeit  zur 
Ablieferung  der  verabschiedeten  Summen  an  die  Scholdenverwaltnng  ver- 
pflichtet erkl&rt  sind,  so  ist  damit  natOrMch  weder  imFaUe  einer  allgemeinen 
Zerrttttung  des  Staatshaushaltes  etwas  gewonnsn,  noch  selbst  eine  angsn- 
bückliche  gewalttb&tige  Zurftifthaltiuf  der  Gelder,  von  Seiten  der  Begierong 
unmöglich  gemacht.  Da  nnn  ttbefdiesa  die  standische  Schnldenverwaltnng 
unter  laufender  Begienmgsoontiole  steht,  so  ist  das  ganze  Ergebnisa  der  * 
r.  Kokl,  StMtwocIit.  n4  I.  28 
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BfiiffaAtin^  sciüiesslich  k«am  ein  «fidereB,  als  dass  die  Stände  der  Begieroog 
im  regelnUUtigeii  Laufe  der  Dinge  einen  beschwerUchen  und  wenig  dankbaren 
Oienitm^  abnehmen.  Das  wttrttembergiscbe  StaatsschnldenweBen  ist  alkr» 
dinga  sehr  geordnet;  aBein  diess  «rar  seit  GrOndnng  der  YerfiiBsiuig  in  Be- 
liehnng  auf  den  gesammtflii  StaatshanshaJt  der  FUl,  «nd  Ktemaad  wird 
hehanpfen  wollen,  dass  diess  anders  gewesen  wflre,  wenn  die  Stande  auch 
hier,  wie  hti  allen  anderen  Aientliehen  Aoagaben,  nar  die  Prflihng  der 
Hotbwendigkeit,  die  VerwUUgnng  und  die  Anerkennnng  der  Beehnnng  ge- 
habt hätten.  —  Ist  dem  mm  aber  also  in  Beiiebaag  anf  das  gesaaunte 
Terhütniss  der  Stinde  zu  der  Staatsscfaold,  so  ist  natflrlich  aach  die  Wiik- 
samkeit  des  stlodischen  Anssehosses,  welchem  in  der  Zwischsmeit  tob 
swei  Landtagen  die  Leitung  d^  SchoUenkasse  ansteht,  keinesweg»  eine 
bcdentende.  Dieser  Anitrag  gibt  ihm  yiel  sn  thnn,  aber  als  einer  Yemal- 
tnngsbehOrde,  nicht  als  einem  Theile  der  BepräseataüoiL 

Was  aber,  aweitena,  die  vom  Ansechnsse  jährlich  vonanehmende 
fbng  der  Stenerverwendosg,  nnd  ahm,  da  sieh  diese  nieht  abgesondert  vor- 
nehmen Hast,  die  Prttfong  der  gesammtea  Staatsrecbnimg  betrtflt,  so  ist 
dieselbe  sicherlieh  eine  der  wichtigsten  Auigaben  der  Bqrrisentation,  indon 
ja  nnr  dadurch  die  Yerwüligong  der  Staatsanegaben  und  Einnahmen  ebie 
Bedentang  erhUt  nnd  flberhanpt  hierin  die  haimtsichlichBt»  Ueberwachang 
der  Regiernngshandha^  liegt  Allein  selbstredend  ist  es  nicbt  sowohl 
das  Berisionsgeschftft,  als  die  schliessliche  Aneitannag  oder  Venrarfang 
der  Einnahmen  oder  Ansgaben,  welche  eine  fiedentong  ftr  die  Begieraag 
nnd  filr  das  Land  hat  Die  Bevision  der  Beehnnng  ist  ledigUoh  nnr  ein 
Torberettongsgeschift  für  die  Yerhandlnngen  und  BeocblOsse  der  Eammem; 
kon  gesprochen  eine  Commissiottsarbeit.  Ob  nun  dieser  Bericht,  in  wekhcas 
es  sich  lediglich  von  der  Feststellong  fon  Zahlen  handelt,  von  dem  Ana- 
sehasse  oder  von  einer  eigens  gewählten  Commisajon  der  IKaaanem  voife- 
aommea  wird,  ist  vollkommen  gleichgültig.  Der  einzige  nennenawertbe 
Unterschied  besteht  darin,  dass  in  sohshen  Staaten,  welche  keinen  Ana- 
sdinss  haben,  die  Arbeit  erst  nach  ErOihnng  der  StindeverHunmlung  be- 
gonnen werden  kann,  wahrend  sie  in  Wfirttembeig  ulsbald  nach  dem  Zu- 
sammentritt der  vollen  Versammhmg  vom  Aasschosse  abgeschlossen  vorgelegt 
wird.  Somit  bescfarflnkt  sich  die  in  Frage  stehende  Thfttigkeit  des  wllrttem- 
bergischen  Aosschasses  in  der  That  und  Wahrheit  nur  auf  eine  kleine  Geld- 
ihige,  uftmlich  ob  es  woblüBiler  ist,  die  Bevision  dnieh  den  Aassehasa  oder 
durch  eine  stftndische  ComaMon  vornehmen  wn  lassen?  IHess  ist  schon 
an  sich  von  sehr  untergeordneter  Bedeutung;  es  ist  aber  ttberdiess  keines- 
wegs Uar,  dass  eine  durcb  Tomahme  der  RevisioBsarbeit  etwa  herbeige- 
ihhrfie  Yerlingerung  der  sttndiachen  Sitzungen  höher  zu  stehen  k&me,  als 
die  regelmftssige ,  gar  nicht  unbedeutende,  Aasgabe  für  den  Attsscboss. 
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W€Mi  Aber  die  «ttittembevgische  Verteimgsiiilnuide  mit  dfeser  durch  den 
inSMiiim  ▼mnnchnieiideii  Prflfimg  der  -SCMterechmtiig  zn  gleicher  Zeit  das 
Ba^  einer  ErOMennig  des  Etate  ftat  dM  kttnftigc  Jahr  Tertnndet ,  so  ist 
diese  nidit,  nie  es  etwa  einem  Unkandigen  eraeheinen  mochte,  ein  wich* 
ttges,  tief  in  a&e  Staateangelegeiaieiten  eingreifeiides  Becht,  sondern  nicht 
Tiel  mehr  als  eine  leere  Form.  Der  mit  dem  Finanzminister  nochmals  zu 
besprecbende  Etat  ist  ja  '1>ermts  von  den  Ständen  erörtert  und  festgestellt, 
ftimtteh  abPinaaagesets  poblicirt  Weder  der  Ifinister  noch  der  AusscLuss 
können  gültig  elivas  daran  mehr  indem;  nnd  mr  glücklichen* eise.  Die 
ganie  Wirksamkeit  des  Anssclrassos  besehrflnkt  sicfa  also  am  Kiuk  duiaui, 
die  Begiernng  noc3i  einmal  an  die  Einhaltung  der  Verabschiedung  /.u  er- 
kmem,  nnd  etwa  «inen  Wnnsck,  wohl  bemerkt  keinen  Beschluss,  m  Bi  tieff 
aif  ekM  teek  der  angenMiekUchen  Sacklage  möglich  erscheinende  Erspar- 
nin  ansnspiiecbett.  Ton  einer  dgentliehen  Wirksamkeit  des  Ausschusses 
kl  dieaor  Mchnng  kann  also  gar  niebt  die  Rede  sein. 

XHmntMhtA  die  wfebttgste  der  drei  Aufgaben  des  Ausschusses  ist  die 
Bntattnng  ekms  Beek^baftsberichtes ,  in  so  ferne  dieses  Schriftstock, 
mSMr  dorn IMiffeise  tber  die  bisher  besprochenen  (und  noch  einige  andere 
der  iMiDren BrOiteniag  nickt  weto  werthen)  Beschäftigungen,  eme  i  iuiung 
itamUMwr  Begiernngsrerordnangen  sowohl  vom  Standimnkte  der  Zweck- 
■MÜ^Blit-als  Ton  dem  der  Terfessnngs-  und  gesetzmässigcn  Richtigkeit,  sowie 
itakanpt  eine  Darlegung  des  ganzen  Ganges  der  Regierung  seit  dem  letzten 
Timilage  in  entkalten  kat.  üuläagbar  ist  ein  solcher  Bericlit,  falls  er 
grttaffick  «id  gewissenkaft  abgefiisst  wird ,  von  Bedeutung ,  m  so  ferne  er 
jedSB  Faltet  dar  Sttadeversammlung  manche  Arbeit  erspart ,  und  sie  über- 
dless  anf  Fragen  anfhierksam  machen  kann,  welche  ilir  sonst  vielleicht  ent- 
gangen wtren.  Es  soll  also  diese  Folge  des  Bestehens  eines  Ausschusses 
iMkieswegs  unterschätzt  ,  vielmehr  in  dieser  BezuJaui-  der  >Yürttembergischen 
finriditung  ein  unmittelbarer  Nutzen  zugestanden  werden.  Ausserdem  trägt 
eine  solche,  sich  in  kurzen  Zwischenzeiten  wiederholende,  kritische  Beleuch* 
teng  der  staatlichen  Zustände  in  weiteren  Kreisen  zur  Kenntniss  derselben 
nnd  zur  Theilnahmc  an  ihnen  bei.  Doch  darf  nicht  verschwiegen  werden, 
dass  die  Münze  auch  ilire  Kehrseite  hat.  Der  ständische  Rechenschaftsbe- 
richt ist  natürlich  die  Grundhigi'  der  Verhandlungen  in  der  vollen  Versamm- 
lung Ober  das  ganze  rückwärts  liegende  Gebaliren  der  Regierung.  Was  dem 
ständischen  Ausschüsse  entgangen,  oder  was  von  ihm  absichtlich  verschwiegen 
ist,  hat  nur  geringe  Aussicht  auf  eine  Besprechung  in  der  Kaiuiuer,  imd  diess 
zwar  um  so  weniger,  uls  der  Rechenschuftsbericht  sehr  umfassend  zu  sein 
pflegt,  und  schon  seine  Erledigung  die  Zeit  und  Kraft  verschlingt,  welche 
anf  die  Erörterung  vergangener  Dinge  verwendet  werden  können.  Dadnrcb 
ist  es  denn  aber  m^iglicb,  Manches  todtznschweigen  oder  unter  falltcdiei 
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Gesichtspunkt  za  bringen.  Wio  dem  nun  aber  sei,  tind  selbst  wenn  man  diese 
Scbattensoite  der  BeehenschAftsberichte  nicht  zugeben  oder  sie  mir  gering 
anschlagen  iriU,  so  bleibt  es  doch  jeden  Falles  mehr  als  zweifelhaft,  ob  die 
Erstattung  des  Recbenscfaaftsberichtes  von  solcher  Bedentnng  ist,  dass  sie 
allein  das  Bestehen  eines  Ansschosses  zn  rechtfertigen  Tennag. 

Diess  scheint  denn  aber  van  so  entsehiedener  bestritten  werden  n  mis- 
sen, als  das  Bestehen  des  Ansschnsses  nicht  nur,  wie  bisher  erwiesen  wurde, 
voü  geringen  positiven  Nntien  ist,  sondern  sich  asch  theils  BeAlrchtnngen, 
theUs  sogar  entschiedene  Nacbtheile  an  sein  Dasein  knflpfen. 

Die  Beihrchtongen  besteben  darin,  dass  das  Bestehen  eines  Aosaehnsses 
trotz  der  in  der  yerfassnngs-Uriconde  vorgesehenen  BeschrftnkDngen  desselben, 
doch  schliess^ch  die  Folgen  haben  kfinne,  welche  dasselbe  in  so  vielen 
andern  Staaten  erfahmngsgeniftss  gehabt  hat  und  welchen  namentiich  auch 
das  Herzogthom  WOrttemberg  selbst  nicht  entgangen  war.  Alkrdmgs  hat, 
wie  oben  angefahrt  worden  ist,  die  Sttodeversammlnng  die  Bedrohung  ihrer 
Selbstständigkeit  in  Gesetigebnngssachen  bisher  thatstehHch  abgewendet, 
und  es  ist  ein  Beharren-  in  dieser  Biohtnng  zo  erwarten;  allein  eine  Sichep* 
Stellung'  für  alle  Zeit  und  fttr  slle  YerhUtnisse  ist  dodi  keineswege  geicebcn. 
Kein  Satz  ist  richtiger  in  der  Staatskunst,  als  dass  das,  was  bereits  geachah, 
unter  gleichen  Voranssetznagen  wieder  mOglich,  ja  sogar  wahrscheinlich  sei 
Die  wOrttembergische  Ter&ssung  hat  die  Hanptproben  ihres  unvetrilckten 
Bestandes,  nämlich  schwere  Kriegezeiten  and  einer  grandsltdicfa  dem  repri- 
sentativen  Systeme  feindseeligen,  auf  dessen  Unteivrabimg  hinariieitender 
Begierung,  noch  nicht  bestanden.  Dass  ihr  sotohe  Qefiüiren  ganz  werden 
erspart  bleiben,  .ist  kaum  zu  hoffen.  .Wie  dann  aber  das  Vorhandensein  eines 
Ansschnsses  wirken,  und  wie  dieser  etwa  missbrancht  werden  und  sadi  vieUeieht 
selbst  znm  Missbrauohe  hergeben  wird,  Iflsst  sich  nicht  voraussehen.  liegt 
doch  sogar  nach  den  Lehren  der  Geschichte,  eine  Hauptgelahr  in  einer  an- 
fiUtglichen  nfttzlichen  Ueberschreitung  seiner  verfassqngsmtosigen  Beihgnisae! 
Man  mag  darüber  freilich  verschiedener  Ansicht  sein;  allein  den  dnrch  Er- 
fiahrung  Gewarnten,  will  es  das  kleinere  Uebd  bedUnken,  wenn  in  einem 
änaseroi  oder  umeren  Nothstande  die  Wirksamkeit  der  StCndeversamndnng 
für  eine  Zeitlang  ganz  nnterbrochen,  als  wenn  sie  von  einem  Anaschnsse 
osurpirt  wird. 

Wie  dem  nun  aber  anch  aebi  mag,  und  wenn  nun  in  den  eben  ausge- 
sprochenen Besorgnissen  mir  ein  krankhaftes  Schwansehen  ericennen  will: 
jeden  Falles  Iftest  sich  bei  offenem  Bekennen  der  Wahrheit  nicht  in  Abrede 
ziehen,  dass  das  Yorhandensein  emes  ABSsehnsaes  in  Warttend>eig  bereits 
positiven,  wenn  schon  vielleicht  mir  untergeordneten  Schaden  gebracht  hat 

Die  Ansschussmitglieder  sind  nftmlich  bezahlt;  und  zwar  beziehen  die 
bestandig  Anwesenden  steh«ide  Gehalte,  besonders  die  beiden  Präsidenten 
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lifuntifih  ansehnliche:  t)cn  rcgchnässig  Abweflenden  werden  Taggelder  zuge- 
wendet dnrch  die  Einberufang.  Beiden  Gattnngen  von  Mitgliedern  wird 
ttberdiess  die  AonehmUchkeit,  dass  sie  auf  die  wenigst  beschwerliche  Weise 
SteHvertretang  in  ihren  Aomtern  erbaiten.  w(  nii  sie  deren  bekleiden.  So 
gewihrt  also  die  Wahl  in  den  Ausstliuss  Aafenfbitlt  in  der  Hanptstadt  bei 
weniger  Arbeit,  einigem  persönlichen  Kinflu^M-.  und  nKtglirlimvi  ix'  mit  doppel- 
tem Oehalte.  Au»  diesen  Annt  bii!lichk<>iten  der  Stellung  haben  sich  denn 
nmi  aber  Kaelitheile  entwickelt,  für  welche  zwar  vielleicht  kein  regehnässiger 
Bewds  gfiflihrt  werden  kann,  welche  aber  nichts  desto  weniger  bestehen  nnd 
2W«r  .iiMh  yenehiedenen  Richtmigeu  hin. 

•ESiunAl '  18t  die  Wahl  des  Präsidenten  der  zweiten  Kanuner  durch  den 
daast  Terbondenen  Gehalt  (von  fiOOO  fl.)  eine  verwickeitere  Angelegenheit 
gewofden,  als  lllr  den  nAchsten  Zweck,  n|ünlicfa  die  Leitung  der  Gesehfifte 
und  die  würdige  Yertretnng  der  Rechte  nnd  des  Ansehens  der  Kammer,  an- 
trlgUoh  erschejnt.  Ansser  derErwIlgnng  der  pOrsönlicbenTficfatigkeit  kommt 
namUeli  aocb  die  Zuwendung  der  Vortheüe  fttr  eine  regelmAssige  Periode 
von  eedia  Jahren  in  Betracht.  .Dass  dieser  Punkt  aber  sowohl  von  den  mehr 
oder  WttDger  ofTen  aoflretenden  Bewerbern,  als  von  den  Wählenden  nnd£nt^ 
«AMBideDden  ins  Auge  gefesst  tnrd,  versteht  sich  von  selbst  Namentlich  tritt 
dieas  aebr  entschieden  hervor  bei  einer  Wiederecwählung  nach  Ablauf  der 
Periode  oder  nach  einer  Auflösung,  weil  es  sich  dann  nicht  von  der  Erlangung 
oderKidrterlangnng  eines  Yortbeiles,  sondern  von  dem  weit  härteren  Wieder- 
ao^ftbcn  eines  bisherigen  Besitzes  handelt.  Diese  NebenrAeksichten  wären 
sdwn  unter  allen  Umständen  einer  besten  BesetEong  des  Präsidentenstnhles 
uaiaWIglicb;  es  ist  aber  noch  insbesondere  wohl  zu  bedenken,  dass  in  Wflrt- 
toibefg  die  Kammer  der  Abgeordneten  ihren  Präsidenten  nicht  unmittelbar 
wähK,  eondem  nur  dem  Ki^nige  drei  Mitglieder  vorschlägt,  ans  welchen  dieser 
ESneo  taeichnet.  Zur  Wahl  oder  Wiederwabi  fttr  die  gewünschte,  und  ^ter 
CiflUtADden  persönlich  sehr  nothwendig  gewordene  Stelle  gehört  also  sowohl 
die  Gunst  derHehrbeit  der  Genossen  als  die  des  Staatsoberhauptes.  Zwischen 
diesen  beiden  Klippen  immer  mit  Mannesmntb  und  mit  Vortheil  ftr  die 
Beefcle  der  Kammer  and  des  Landes  dnrchzuschifren,  ist  wohl  nicht  Jedem 
gafalMD,  md  in  der  Tbat  sehr  schwierig.  Bestände  kein  Aasschuss,  und 
wtre  abo,  wie  in  andern  Kammern,  der  Torsitz  mit  dem  Landtage  wieder 
zn  Eäde,  so  vräre  tou  alle  4iesem  gar  nicht  die  Bede. 

Von  etwas  gerinf^rer  Bedeutung  sind  wohl  die  Nebengrttnde,  welche  die 
Wahl  in  den  Ansschuss  fär  die  gewöhnlichen  Mitglieder  der  Kammer  wttn- 
seiMaswertih  machen,  indem  deren  Stellung  weniger  vortheilbaft  ist;  allein 
data  de  gar  keine  Bedeutung  haben,  wird  Niemand  behaupten,  welcher  mit 
dem  fameren  Leben  der  wttrttembergischen  Ständeversammlung  vertraut  ist. 
£a  steUt  dcb  viehnehr  die  Sache  so.  Die  Wahl  wird  von  den  dazu  ver- 
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«iilgteik  KtimerD  vorgeooraiiMii,  und  es  bedirf  za  ilmr  Vollendang  kernet 
köoiglieheii  BestätigODg.  Katttrlich  ist  es  nan  in  erster  Linie,  tkeils  u» 
pdHtiichen  tlieils  ans  persönüdien  GrttadcB,  reine  Part«iMwte|  die  Steiln  lo 
beseteen,  und  es  wird  nur  in  sehr  wenigen  FftUen  iiMihgevieten  werden 
kAnaen,  deae  die  besondere  Tiobtigkeit  des  Mannes,  nieht  aber  Miie  foli- 
tieehe  Stdlong  ilan  n  einem  Sitse  im  AjuecfaiiMe  verinlf.  Dun  aber  tritt 
MMib  aocb  die  Bttekäcbt  auf  die  von  den  Mitgliedern  der  anderen  Kaauur, 
vekber  der  Bewerber  nicht  angehört,  m  erlangenden  Stimmen  ein.  Mag 
diesB  anch  etwa  illr  die  xn  wählenden  Mitglieder  der  eraten  lüouner  niehl 
▼OD  grosser  Bedeutung  sein,  weil  die  Zahl  deijenigen,  wekhe  Iberfaanft 
enaant  werden  können,  nur  klein  ist:  so  TerbUt  es  sieh  doeh  anders  bin- 
aiehtUch  der  Kandidaten  aus  der  Abgeordnetenkammer.  Hier  Ist  groiie 
AwwaU  und  die,  in  der  Begel  in  genau  Terabredeter  Einheit  abgegebenen 
Stimmen  der  ersten  Ibunnur  sind  Ton  entsciuedener  Bedeutung  Ihr  dna  Oeli^^ 
der  Bemikhnng  um  eine  Stdle  im  Ausschüsse.  Nun  aber  giefat  ea,  leidir  nur 
aUro  wichtige,  Bemtthungen  und  Abstnnmungen,  welehe  ala  eine  unarlaaAar» 
Sftnde  Ton  denStandesberm  betrachtet  werden,  und  somit  auch  JedeHoAmg 
auf  eine  WaU  tn  den  Ausacbuss  von  ihrer  Seite  auaacblieaaen.  Heiast  es 
nun  w  den  Menschen  schlechter  denken,  als  sie  es  Turdienan,  wenn  man 
fhivhtet,  es  kAuie  unter  solchen  Umstinden  der  Wunaeh,  In  dmi  Aumehuss 
n  gelangen,  einen  Einflnss  auf  das  Verhalten  ehier  grosseren  oder  kUneren 
Anaahl  m  Stindemitgliedem  ansflben?  Und  selbst  wenn  dem  nicht  so  wlie, 
so  bleibt  es  unter  allen  Umstftnden  ein  ^sehea  YeriiiltniBS,  daaa  die  Mitr 
gliader  der  Kämmen  einer  Aniahl  ihrer  Genossen  pecunüre  Vortbeile  au- 
wandm  oder  ?erweigem  können.  v  4*-'*'-' 

Faaat  man  denn  nun  aber  alles  dieses  susammen,  geringen  nOCrittsn 
Erfolg,  peeitiTe  Nachtheile,  im  Hintergrunde  jeden  Fallea  wenigstens  die 
üflgliehheit  einer  Beeintrftehtigong  der  vollen  Versammlung  durch  das  Be- 
stehen eines  Ausschusses:  so  kann  es  in  der  That  einem  gerechten  Zwdiel 
niebt  unterliegen,  dass  die  von  der  wOrttemhsrgiscfaen  Vertoung  so  ans- 
nahmswuBO  getrofeae  Einrichtung  besser  anch  hier  unterblieben  wire,  und 
dasa  vlalmahr  wieder  ein  Baspiel  jener  Art  von  Bestimmungen  vorliegt, 
wilehe  anf  den  «ten  Anblick  gans  passend  enchsinen,  jedoch  weder 
•ine  genauere  theoretische  Prttfang  noch  auch  die  Briahrung  ansauhattan 
vermögen. 
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1}  Die  StimmfibertrAgiittg  der  erblieben  Mitglieder  der 

ersten  Kammer. 

Nach  dem  Vortrango  in  iinil«M"<>n  PairskamDu  rn  ist  auch  den  sämmtliclien 
erbliihen  Mitgli  iinn  (\ov  würüeinborgischen  Kamnj<r  der  Standesherren 
das  Recht  übertraLren  w nnloii,  ihro  Stiniino  durch  vhmi  Stellvertreter  ab- 
/ngpben,  und  zwar  mag  dorsrlbc  thcils  irgond  ein  anderes  Mitglied  der 
Kamuicr  theils  »  in  ^^ohii  oder  der  vpniiuthliche  Nachfolger  in  der  Standes- 
Herrschaft  sein.  Bestimmt  ist  dabei,  dass  ein  Mitglied  nicht  mehr  als  Eine 
11  bertragene  Stimme  führen  dtirfe.  —  Aus  den  Verhandlungen  der  verfassung- 
gebenden Versammhing  von  1819  (s.  Protoc. ,  Heft  44,  S.  75  fg.)  erhellt 
aber,  dass  zwei  Gründe  zur  Annahme  dieser  Anomalie  führten.  Erstens  die 
Absicht ,  die  zur  Bildung  einer  gültigen  Versammlung  nöthige  Stimmenzahl, 
nämlich  die  Hälfte  der  Mitglieder,  um  so  sicherer  zusammenzubringen. 
Zweitens  die  Erinnerung  an  die  Stinunfibertragung  auf  Reichs-  und  Kreistagen. 

Die  Dringlichkeit  dieser  Beweggründe,  sowie  die  Zweckmässigkeit  der  " 
ganzea  Massregel  einer  scharfen  Kritik  zu  unterwerfen,  dftifte  nicht  eben 
schwer  sein.  Nahe  li^en  nämlich  die  Einwendungen,  dass  wer  sich  nicht 
einmal  die  Mühe  nehme,  eine?  der  wichtigsten  staatsbürgerlichen  Hechte 
selbst  atifiiuflben,  zum  mindesten  als  verzichtend  anzusehen  sei;  femer  dass  > 
kein  Grund  bestehe,  emem  Mitgliede  desshalb,  weil  ein  Anderer  in  der 
atmg  nicht  encheine,  ein  do|vpeltes  Recht  einzorftamen  nnd  ihm  dadnreh 
einen  Vortheil  zn  gewähren  über  diejenigen  seiner  Genossen,  welche  pflicht» 
gemäss  erscheinen,  aber  zuftillig  keine  übertragene  Stimme  besitzen ;  ferner, , 
dass  die  Vorschrift  der  Verfassungsurfconde,  welcher  gemäss  wenigstens  die 
Hälfte  der  Mitglieder  der  ersten  Rammer  zn  einer  gfiltigen  Berathung  ond 
Bescblussnahme  erforderlich  sei,  der  That  nach  nmgaogen  werde,  indem  nun 
blos  ein  Viertheil  derselben  persönlich  anwesend  zu  sein  brauche;  endlich, 
dass  das  Verhältniss  zur  zweiten  Kammer  dmrdi  die  doppelten  Stimmen  in 
der  ersten  bei  gemeinschaftlichen  Wahlen  n.  s.  w.  Terftilscht  wcrdo.  Aoeh 
wäre  es  eine  leichte  Anfgabe  eb  zeigen,  dass  gar  keine  Analogie  der 
VerhUtnisee  auf  dem  Beichstafe  nnd  der  in  einer  Ständekammer  stattfinde, 
nnd  wäre  es  aoch  nnr  aus  dem  Grunde,  weil  in  letzterer  nicht  nach  In- 
stnetifmeB  gestimmt  wird,  noch  werden  darf.  Kurz,  es  kann,  nnd  muss 
fast,  der  ganze  Gedanke  als  ein  verfehlter  mtd  in  «einen  Folgen  für  die 
Mehrzahl  der  Bürger  schädlicher  erscheinen.  —  Allein  dem  «ri  nnii .  wie 
ftm^woUe;  der  Gesetsgeber  fuid  die  Einrichtnng  billig.  Und  zwar  ist  gani 
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mizweifelhafl,  das«s  durch  das  Recht  der  Stiiniiulliert  ragung  deu  Staudcsherren 
ein  bedeutender  Vortheil  eingeiilumt  werden  wollte.  Während  alle  anderen 
MitgUeder  der  Stäudeversammlung ,  ja  sogar  die  lebenslänglich  ernannten 
Genossen  in  der  ersten  Kammer  selbst,  ihre  Befugniss  in  den  Landesange- 
legenheiten  niitzurrdon  durch  Abwesenheit  verziehen,  sollten  jene  ihrer 
Ansicht  auch  aus  der  Entfernung  Gewicht  verschaffen  können,  fiberhiipiit 
auch  in  dieser  Beäehang  Ober  den  Recbtszastand  der  übrigen  Bfliger  gn- 
fltellt  werden. 

Dennoch  ist  es  gerade  dieses  anscheinend  sq  bedeutende  Recht,  welches 
zum  entochiedessten  Nachtheile  der  Stuadeshcrren  ausgefallen  ist  and  den 
anf  Bewahrung  von  Sonderinteressen  MBgebenden  Einfluss  derselboi  ao  weit 
geschwächt  hat,  als  ea  bei  der  Zasammensetamg  der  ersten  Kammer  Vfber- 
hau{it  möglich  war. 

Da  es  nämlich  auch  hier  nicht  für  pass^d  erachtet  wurde,  —  und 
gewiss  mit  Becht,  —  den  Prinz^  ein  Recht  sa  ▼erweigorn,  welches  den 
Staudesherren  einzuräumen  wäre,  so  wurde  sümmtlichen  erblichen 
Mitgliedern  die  Befugniss  der  Stimmttbertragung  gegeben.  Bei  einer  kleinen 
Anzahl  volljüln-iger  Prinzen,  oder  auch  bei  regehnftssigem  £irs(^itinen  der> 
selben  in  der  Kammer,  ist  nnn  allerdings  dijese  Ansdehnnng  dcor  SteUver- 
tretung  nicht  von  Bedentong.  Wohl  aber  wird  sie  es,  Wttm  von  zahlreiohen 
Prinzen  die  Mehrzahl  zwar  nicht  persönlich  erscheint,  aber  T<m  ihrem  Bedrte 
der  Stellvertretung  Gebrauch  macht  Eine  Uebertragnng  der  prindiclMii 
Stinmien  auf  Standesherren  ist  theils  nicht  thmüich  an  sich,  wdl  die  ersehei' 
nendeu  Standesherren  in  der  Regel  bereits  mit  der  Qbertngenen  Stimme 
eines  Standesgenossen  versehen  sind;  theUs  nicht  zu  erwarten,  weil  eine 
Verstärkung  der  Sonderinteressen  der  Standesherren  nicht  wohl  der  Wnnadi 
einsichtig*  r  Prinzen  des  Huises  sein  kann,  bei  minder  scharfsiditigen  aber 
Ton  der  Regierung  verhindert  werden  kann.  Somit  sind  in  der  Regel  die 
lebenslänglichen  Mitglieder,  welche  zwar  ihre  eigene  Stimme  nicht  abtreten, 
wohl  aber  eine  fremde  führen  dfirfen,  die  Stellvertreter  der  Prinzen,  ist 
dem  aber  also,  so  wird,  wie  keiner  weitem  Ansftthrang  bedarf,  durch  den 
Grundsatz  der  StimmObertragnug  der  gegen  die  Standeshenren  geriehtete 
Regierungseinfluss  in  der  ersten  Kammer  bedeutend  verstArkt;  indem  esnan 
nicht  nur  für  dieBegiemng  der  Zahl  nach  gleichgaltig  ist,  ob  eine  grtasei« 
oder  kleinere  Anzahl  von  Prinzen  aus  der  Kammer  abwesend  bleibt,  sondern 
sie  sogar  an  Gescbäftsgewohnhelt,  Zusammenhalt  und  Festigkeit  ihrer  Partei 
im  Zweifel  noch  gewinnt 

Die  Richtigkeit  vorstehender  Bemerknqgen  wird  dorch  die  Effohnng 
eines  jeden  Landtages  nai^wiesen.  Setten  ist  ein  lebenslAngUdies  ICt- 
glied  ohne  Stimmffihmng  Ihr  einen  Prinzen;  und  wenn  auch  dadurch,  wie 
in  der  ersten  Ahtheilung  der  gegenwärtigen  Ahhandlung  gezeigt  ist,  ein 
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regrimigaigeg  Uebergefvidit  ftber  die  SUndeslMrrai  sielit  errcielit  ivird:  to 
wird  denn  doch  das  miter  den  gegebenen  Umstibide]!  fittr  dieBegiermig  und, 
«M  hier  dasselbe  ist,  Ar  die  TolksthflmUehen  MsassFegebt  migstana 
liSgliohe  gewonnen.  Bas  Umschlagen' des  Vorrechtes  in  das  G^entheil  ist 
80  klar,  dass  sich  die  Standesherren,  wSre  die  Bestinmtmg  Jetst  erst  fest» 
anteilen,  die  Erfthnmg  aber  bereits  gemacht,  ohne  Zweifid  selbst  xnerst 
gegen  die  Ifitgüchkeit  einer  StimmAbertragong  erklären  würdeB. 

2)  Die  yerlassangs-Vorschriften  ftber  die  Cresch&ftsordnnng 

der  Kammern. 

Es  let  nidit  in  Ahrede  zn  ziehen,  dass  eine  sweckraftssige  Ordnung  des 
ÜmeUen  CteschflftBbetriebes  in  Standeversammlnngen  efaier  fleits  nicht  ebeo 
ieicht  üBstzDsteUen,  anderer  Seits  aber  von  grosser  WIehtigfeeit  ist  Die 
Tenneidmiig  von  U^bereilnngen  nnd  von  nnnOthigem  Zeitv«>rhiBt,  die  Be- 
ssitigiuig  TOD  Persönlichkeiten  nnd  leidenschafUicbemYer&hrcn,  di(»  BegHnng 
der  Berathang  in  so  zahlrdcber  Yersammliing  nnd  der'  Abstimmnngsweise,- 
nnd  so  noch  Manches  erfordert  sichere  Menschen-  nnd  Oeschftfts-Kenntniss, 
bedingt  aber  aneh  den  gedeihlichen  Fortgang  der  Landesangelegenheiten. 
Die  Bedentong  einer  futen  stSndisdien  Oeschflftsordnmig  liegt  daher  anf 
der  Hsnd.  ^ 

Meto  Mlich  folgt  hierans  nicht,  dass  gerade  to  der  VerfiMsuigs- 
nrkonde  selbst  dergleichen  Satnmgen  zu  geben  sind.  Tielmehr  ist  es  weder 
zwecfcroisBig,  das  Gmndgesets  dmrdi  vide  Ein»toheitea  sehr  nmfiüigreich 
zn  machen,  dadurch  aber  seiner  allgemetoen  Anfliahme  to  das  BewnsAaeto 
der  Blifger  zn  schaden;  noch  ist  es  rStUich,  fiber  Fragen,  wekhe  doch 
erst  durch  längere  fir&hmng  voHstftndlg  nnd  richtig  beantwortet  werden 
ki^nnen,  von  Tome  hereto  nnd  nnabiaderlich  so  entscheiden. 

£e  mag  somit  immerhto  als  ein  Missgriff  der  wQrttembergischen  Ver- 
fassnngsnrknnde  betrachtet  werden ,  dass  sie  to  etoe  lange  Reihe  von  Be- 
stinunongen  Uber  die  Geschäftsordnung  der  beiden  Kammern  eingegangen 
ist.  Und  ftberdiess  sind  anch  nicht  alle  einschlagenden  Vorschriften  materiell 
all  billigen.  Dennoch  bietet  sich  anderer  Seits  mehr  als  ein  Fall  dar,  in 
welchem  eine  Bestimmung  zwar  aus  allgemeinen  Gründen  als  verfehlt 
erscheinen  nrass,  die  Erfahrung  aber  dennoch  mittelbare  Yorthcile  nachweist, 
wekhe  ans  ihr  entspringen. 

a)  Hierher  gehören  vor  Allem  die  ausführlichen  and  genauen  Vor- 
schriften  Uber  die  Plätze,  welche  die  verschiedenen  Ktossen  von  Mitgliedern 
to  den  Sitzungen  der  Kammern  einzunehmen,  nnd  llher  die  Bethenlblge,  in 
welcher  die  Einzetoen  zn  stimmen  haben. 

Diese  Vorschriften  mOgen  an  nich  als  nnnftthig  ond  kleinlich,  als  einer 
Yerfiusangaiirlninde  fest  onwOrUig  crschetoen;  nnd  franaOsische  PahQcistea 
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baben  rieh  anch  schon  in  der  Thftt  in  Utterem  Spott  dber  ctoeeUMB  er- 
gOMeik  Sie  fragen,  ob  ein  Mann  ein  grösserer  Redner,  ein  eiasicfatSTeUerar 
Staatsmann  werde,  je  nachdem  er  auf  diesem  oder  anf  Jenem  SiaUe  sÜm, 
ob  er  melff  Genisten  anf  der  einen  als  anf  der  andeni  Seite  dea  Sailei 
iinlie?  Ebenso  Verden  die  Abstinunnngen,  meinen  de,  nidil  dnrck  die 
Beihenlblge  bestimmt,  sondern  dnreh  Uebeneognng  oder  etwa  dnrch  Fiifni- 
nnd  selbstische  Rftcksichten« 

Diess  ist  allerdings  wahr,  ünd  tberdiess  haben  diese  so  sehr  in  das 
Eiozdnste  eindringenden  Torscbriften  den  NacfatheO,  dass  sie  die  BesdUgong 
von  Gescfalftsformen  verliindeni,  welche  dnrch  die  Eriahmng  als  nnmeck- 
m&Bsig  eritfobl  werden  sind.  So  wire  es  s.  B.  ein  sehr  hedenlender 
Yorthefl,  wenn  in  der  wQrttenibergisehen  Abgeordneten-Kanmier  eine  andere 
Abstlmnmngsart  eingefllhrt  werden  lUInnte,  als  der  nAndUche  Anfirvf  eines 
jeden  n;i«»Hian  in  der  Torgeschriebehen  Reihenfolge*  Abgesehen  dasen, 
dass  jetst  die,  nnter  TJmstinden  denn  doch  sehr  in  Betracht  kommoide, 
geheime  Abetimmong  gar  nicht  mOglich  ist;  so  nehmen  die  mflndttchfln 
Einselnabstinunnpgen  in  einer  Yersammlnttg  Ton  98  Ifitfl^iedem  eine  sehr 
betrlchilidbe  Zeit  in  Ansprach.  Locht  kOonen  in  BSiner  Sitxong,  wenn  Aber 
viele  einnlne  Pnnkte  BescUnss  zn  ihssen  ist,  nnr  mit  der  Fenn  des 
Abstinnnens  eine  bis  zwei  Stunden  hingebracht  werden,  welche  doch 
sicherlich  besser  verwendbar  wiren.  Anch  ist  nicht  zu  tbenehen,  dass 
diese  mtlndliche  Bänzetai-Abstinimang  den  ongcbenren,  anderwirta  gar  nicht 
bekannten,  Vidag  der  motivirten  Abstimmung  eraengt  bat^  and  dessen  ¥ßedei^ 
ansrottnng  verhindert 

Und  dennoch  kann  diese  Vorschrift  ttber  die  Sitsordnong  nnr  als  eine 
im  6«ilzen  heUsame  bezeichnet  werden. . 

In  jeder  StAndeveraammlmig  werden,  nnd  sollen  sogar,  verschiedene 
politische  Meinungen  vertreten  sein;  Ja  es  erscheint,  wenn  überh«^  das 
parlamentarische  System  die  wonscbenswerthe  Aosbüdnag  der  reprisentativen 
Begiemngsform  ist,  sogar  als  nothwendig,  dass  sich  die  Parteien  binlimiiil 
sondern  nnd  sich  nnter  sich  Ober  die  einznhaltende  Linie  genan  vefstfln-  * 
digen.  Ebm  Abwesenheit  aller  Parteien  sengt  ehtweder  von  sehr  naiven 
Anftngsznstftnden  oder  von  einer  verkommenen  Oleiebgultigkeit ,  wo  nl^ 
gar  von  allbeherrschender  Yerdeibniss.  Allein  damit  ist  nicht  gesagt,  daas 
anch  in  den  Sitzongcn  der  Versanunlong  die  Gesinnuugsgenosscsi  gemeinsam 
OtaÜieh  anftreten  nnd  wie  Kriegsschaaren  einander  gegenttber  Stellung 
ergreÜbL  Die,  allerdings  in  vielen  nnd  grossen  Vefsammlnngsa  HbUehai, 
Abtheihingen  nach  links,  rechts  nnd  Mitte,  nach  Berg  nnd  Ebene  sind 
keineswegs  dn  unbedingt  nachznahmender  Vorgang,  wie  zaUrdche  Anftritte 
bd  soldier  Blnriebtong  beweisen.  Wenn  daher  die  VorschrÜt  der 
bergisofaenVerfiMsong,  welche  die^tglieder  nöthigt,  einen  vorgeschriebenea 
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Th[7.  im  Saale  cinzunehm.en,  nnd  sie  hindert,  suh  uaeh  ihren  politischcu 
fii  luiilauskhti'U  zusaiumenznsetzf ii ,  auch  von  keinem  wesentlichen  Einfln^se 
auf  die  Ueberzeogung  oder  auf  die  Bekennong  zn  einer  besiiiiiiiiten  Partei 
sein  kann  und  sein  soll:  so  hat  m  doch  bestimmte  Vortheile.  Einmal  ist 
ein  ft\r  die  Aufrechterhaltung  der  äassem  Ordnung  und  Rohe  in  der  Ver- 
samnduug  nicht  unbedentender  Umstand,  daas  sich  die  Parteien  nicht  iti 
gesonderte  Lager  schaaren  können.  Die  Ridiier  nnA  dadurch  genöthigt, 
sich  iinjiiei  an  die  gauze  Kammer  zu  wenden  ,  somit  also  leidenschaftloser 
nnd  objectiver  zu  sprechen;  es  kann  nicht  eine  ganze  Partei  durch  eine 
blosse  Körperwenduug,  eine  leichte  (ieberde  bezeichnet,  anfgerogt  werden; 
es  ist  unmüglich,  das«  sich  die  Gegner  wie  Ein  Mann  gegen  einander 
erheben,  einander  zurufen.  Verliert  alx-r  dadorch  der  Anblick  der  Kammern 
an  dramatischer  oder  mal»!  i  cIk  i-  Wirkung:  so  gewinnt  dagegen  der  An- 
stand, die  Geschäft -^toi  derung .  uiul  selbst  die  gegenseitige  Stimmung  der 
Parteien.  —  Zweitens  wird  es  t  iiieiii  Mitgliede  dnrch  diese  Mischung  der 
Sliuuiorte  bei  weit(rn  niehr  erleichtert,  sich  von  Denjenigen,  mit  welchen 
er  in  der  Re^-el  übereinstimmt ,  in  einem  einzelnen  Falle  abweichender 
.  U^'ber/eugung  zu  trennen,  als  wenn  er  mitfrii  imter  ihnen  sitzt.  Allerdings 
ist  eine  snhlie  Trennung  auch  in  diesem  letzteren  Falle  an  sich  wohl 
möglich.  Allem  Jeder,  welcher  anch  nur  einige  Erfahrung  in  diesen  Dingen 
bat,  weiss  gar  wohl,  dass  in  ji  neu  Versammlungen,  welche  die  Zusammen- 
ordnnng  der  Mitglieder  nach  politischen  Parteien  dulden,  der  Eiiuelne  sich 
durch  falsche  Schani,  durch  die  Furcht  vor  den  ringsum  drillenden  Vor- 
würfen ,  dnrch  die  Scheue ,  sich  auszuzeichnen  und  in  allen  Zeitungen  be- 
sprochen zu  werden,  kurz  lediulich  durch  Gründe,  welche  aus  seinem  Platze 
im  Saale  folgen,  abhalten,  bonor  Ueberzengung  zu  folgen.  Und  wer  kann 
wissen,  wie  viele  solcher  Einzel) i ci i ,  welche  einer  anderen  üeberzeugung 
sind,  als  der,  welche  sie  itzt  I^nml  ^uben,  eigentlich  sind,  und  ob  nicht 
immer  einer  von  ihni  n  dni  andern  ein  cliüchtert?  Nun  aber  kann  es  doch 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  zwar  eine  feste  Parteianschauuug  und 
selbst  eine  ge(srdnete  Parteidisriplm  hinsiclitlicli  der  grossen  Fragen  bestehen 
niuss,  wenn  mclit  »  in  u  rderblichcs  Scliwanken  und  f  iiie  die  Leitung  der 
öffentlichen  Angelegenheiten  störende  Ungewissheit  siattfindeti  soll;  dass 
aber  eben  so  gewiss  jeder  VolksvertrettM-  luich  seiner  persönlichen  Üeber- 
zeugung in  d<  )i  tausend  untergeordueten  Fragen  zu  handeln  hat,  welche 
im  Verlaufe  ständischer  Verhandlungen  zu  entscheiden  sind.  Was  hier 
der  SolbststÄndigkeit  zu  HlUfe  kömmt  und  minder  entschiedenen  Clia- 
rakttren  gewissenhaitts  \  erhalten  erleichtert,  ist  nützlich.  Mit  Recht  sucht 
man  die  St^nfloifiitf^liedcr  möglichst  uuabhflnfri«/  von  äusserer  Gewalt  zu 
halten,  komTnc  diese  nun  von  den  Wählern,  von  der  Kegiei  iini: ,  von  den 
Zokörera  «ol  den  Galerie^o  o.  8.  w.  Ist  es  nun  aber  nicht  ^olgewiibrig, 
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sie  flumn  Zwange  durch  die  Amtsgenosseii  blosznstolieu  V  Auch  ist  nicht 
ganz  m  ttberbelieu,  dass  es  wenii^teBS  zuweilen  FfUlc  geben  kann,  in 
welchen  es  sehr  erspriesslich  ist,  wf'nn  ein  neu  eintretendes  Mitglied  durch 
eine  gesetzliche  Sitzordnung  der  Nothwcndigkeit  enthoben  y>  W<}.  gleich  durch 
seine  ei*stcn  physischen  Schritte  im  Saale  sich  unzweifi-lUaft  and  kaum 
widerrofüch  für  ein  bestimmtes  politisches  GlaubeusbdLOUitiiiss  anBUH 
spiedien.  £s  ist  ihm  dann  Zeit  gelassen,  sich  Menschen  und  Maassregehi 
•  erst  genauer  anzusehen ,  ehe  er  sich  ftlr  oder  gejren  tUeselbeu  erklärt 
Wird  auch  bei  einem  politisch  irgend  entwickelten  Volke  jeder  l^eogewAhhe 
in  der  Haaptsaclie  eine  bestimmte  Grandansicht  haben  und  somit  anch  im 
Allgemeinen  sich  einer  der  bestehenden  Parteien  vorzugsweise  zaneigCfii  so 
Isann  doch  eine  solche  Sachlage  bestehen,  dass  auch  ein  seiner  bewassMr  and 
gewissenhafter  Mann  dartlber  im  Zweifel  sein  itann,  wohin  er  sich  zu  woiden 
oder  oh  er  etwa  vor  der  Hand  ganz  selbststlndig  zu  bleiben  habe.  Und 
nicht  dfe  schlechtesten  Vertreter  ihrer  Mitbttiger  werden  Die  sein^  iroldie 
sich  eine  eigene  Meinung  erst  selbst  bilden  wollen. 

Verhftlt  sidi  die  Sache  aber  also,  so  darf  man  w<dii  den  SpoU  ttber 
die  Ueinlidie  Maiisregel  ehier  verfassnngsmftssigsn  SofgüKlt  für  Tisch  nnd  . 
Bank  nicht  fllrchten,  sondern  in  derselben  vielmehr  eine  Qoelle  manch&eher 
nnd  nicht  unbedeutender,  wenn  schon  wohl  nidit  mit  Bewvsstsein  beabsich'' 
tigter,  Yorth^e  anericennei.  Anch  mag  man  sich  in  dieser  Beziehong  auf 
die  Erfthrung  berufen. 

b)  Als  eine  weitere,  dem  Anscheine  nach  unpassende,  dem  Erfolge  nioh 
aber  zu  unerwarteten  Yorthejlen  fthrende  Bestimmung  darf  woU  diejenige 
genannt  werden,  wäche  dieBefogniss  zur  Ablesung  schriftlicher  Yor- 
tk^ftge  in  den  Kammern  auf  die  Begiemngs-Commissflre,  die  BsridttenMIer 
von  Gommissionen  und  die  Begründer  einer  Motion  beechxfinkt  Niemand 
aüerdhigs,  welcher  Je  dem  Unliige  und  Widersinne  des  Ablesena  grosser 
geschrieboier,  vom  Lesenden  vielleicht  nicht  einmal  verfiMster,  jeden  Falles 
den  Stand  derYerhandlungen  gar  nicht  berllduiditigeoder  Reden  anzuwohnen 
Gelegenheit  gehabt  hat,  kann  diese  Yorscfarift  hinsichtlich  ihres  InhaHes 
tadeln.  Im  Gegentbeile  erscheint  solche  an  sich  als  ganz  zweckmässig.  Allein 
eben  so  unzweifiBlhaft  ist  auch,  dass  eine  Bestimmung  dieser  Art  viel  zu 
unbedeutend  fihr  die  Aufnahme  In  dne  Yei&ssungsnrkunde  ist  Eignet  sie 
sich  doch  kaum  flir  ein  Gesetz  Aber  die  Gescblftsoidonng,  sondern  möchte 
der  Gewohnheit  oder  der  Beschlassnahme  Jeder  einzelnen  Kammer  gar  wohl 
überlassen  bleiben. 

Dennoch  hat  der  Fehler  gute  Frttchte  getragen.  Die  Absieht  des  Gesetz» 
gebers  bei  der  in  Frage  stehenden  Bestimmnng  ging,  wie  sich  ans  den  Froto- 
Collen  der  Lndwigsburger  Yersammhmg  ergibt,  ledigliob  dahin,  allzu  ge- 
dehnte  Auseinandersetzungen  iiii4  die  Yerschleppang  der  BeralJuuig«!  mak 
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BtÜnilft  der  AAs&Tbeitung  maer  scfarlfUicher  Vortrage  m  vemsUm.  Die 
ErfAnng  tt^  i^doch,  dass  nicht  blos  dieser  Zweck  erreiclit  wird,  sofedem 
es  stellt  sich  noch  eiir  anderer  und  wohl  noch  höher  tinznscblagender, 
mittelbarer  Tortheil  heraoft.  Durch  die  Nöthigong  zn  blos  mOndlidier  Aas- 
fliBandenntiang  eitDer  Seits^  nnd  durch  die  geringere  Ä|ilage  and  Ferttgl^it 
te  Dovlidws,  wettigsteos  des  Schwaben,  sa  konstgeMiter  Rede  anderer 
Seüa  hi^'M*  nttmUeh  in  der  wflrttemhei||iflchen  StindiBTersanuntaing  die, 
kanmi  ie  «naudmuiraifle  onterbrochene,  eigentfafimliche  Sitte  einer  wesentUdi 
geapilehiwfteea  EtiBrtefgng  gebildet.  VerhaUmssniftssig  sdten  UM  sidh 
ein  Jfilglied  nm  Yoimis  als  Bedner  einschreiben;  nicht  viel'  hinüger  hilft 
man  tigaifli^lie  Reden,  wie  de  in  anderen  Kaaunem  den  haoptaftcUiehsten, 
wo  nkhi  den-  eimdgen  Beständtheil  der  Verhandinngen  bilden.  Vietanehr 
lind  diO'EiidlniBgen  der, Mitglieder  in  der  Regel  knn,  schmnefc^  ledigüefa 
anf  dm  ganuie  vediegieoden  Gegenstand  eingehend;  sehr  häufig  findet  ein 
lingirTibcIgeeeliteB  Zwiegespifteh  «wiaghen  den  hanplsfteMichate»  Wort- 
itohnm  dfr/  entgisgengesetsten  Meinangen  statt,  wie  cUisia  sonat'  mfr  -In 
hkiaimi  Gollegien  yorsnkommen  pflegt  Ddrch  dies«  sor  Sitte  gewordisne 
Fofin  wird  ,nan  aber  eino  Theihiahnie  an  der  Berathong  nicht  .bk«  .denn 
Äi  beredterer  Darstellnng  besonders  geeigneten  oder  sich  geeignet  erachtenden 
IDig&ede  gestattet,  sondern  auch  dem  einlachen  nnd  bescheidenen;  aber  mit 
dem  .^rorfiegenden  Gegenstände  vertradten  Manne.  Dlt^; karte,  vom  Platw 
aas  gsamacihte  Bemerkung  ist  keine  ordnungswidrige  Unterbrecfanng,  kein 
Aafrohr  0egen  die  Legitimttit  der  Beherrscher  der  Bednerbtthne;  sondern 
sie  trfigt  sor  Anfklftning  der  vorliegenden  Frage  oder  wenigstens  sar  Be- 
haantmafJinng  der  Stimmung  bei.  Es  mag  sein ,  dass  eine  Reihenfolge  von 
gllMenden,  mit  allem  Aufwände  von  Nachsinnen  nnd  AosÜBiliing  sn  Stande 
gebfacbien  Reden  in  den  festlichen  Blftttern  oder  in  den  ProtocoDen  einer 
Vcfaanmdnng  dnen  grdssem  Eindmck  von  Talent  und  StolFbeheiTscbQng 
mBAht;  allein  je  mehr  an  einer  Berathung  sAmmtliche  sachverstfindige 
Mitggeder  Theil  nehmen,  —  wftre  es  aacb  in  kunstloser  Bede  und  Gegen- 
nda,  —  desto  wahrscheinlicher  ist  auch,  dass  der  Gegenstand  von  seinen 
wsdnedenen  Seiten  betrachtet  wird,  nnd  desto  gewisser  ist  es,  dass  aach 
die  praktiscfaen  Geeichtsponkte  sich  geltend  machen  kftnnen,  nicht  hloa 
-  aUgemeine  Grundaltie*  oder  gar  nur  Parteirticksichten.  Wemi  es  nun  aber 
ipgarQcht  wftre,  den  Verhandlungen  der  wllrtt^b^sehen  Kammer  der 
Abgeordneten  das  Lob  einer  solchen  emsthaften,  in  die  KinwiTnheiten  der 
tagen  eingehenden  Geschftftsbehandlung  streitig  at  machen;  wenn  vidbnriir 
geiade  dieses  naivere  Verhalten  der  gesammten  Mitglieder  und  die  daraus 
herfOfgeheade  demokrstiSGhe  Stellang  derselbea  zn  einander  den  dgenthflm« 
Ikta  und  wohlthaenden  Charakter  derselben  bOdet:  so  muss  auch  aneikaant 
Verden,  daea  die  motaliscbe  Möglichkeit  dieses  Zostandes  dorch  das  Ver- 
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fassongsYerbot  schriftlicher  Reden  gefordert,  dadurch  aber  eiu  namhafter 
Yortheil  gestiftet  worden  ist. 


Doch  es  mag  hieran  genug  sein.  Hoffentlich  ist  schon  darch  die  vor- 
stehenden Bemerkangen  der  Beweis  des  Satzes  geliefert,  dass  der  thatsuckliche 
EHbIg  mancher  Verfassungsbcstimmungen  ein  wesentlich  verschiedener  von 
dem  ist,  weicher  er  nach  Theorie  und  Absicht  sein  sollte,  bald  dnrch  Um- 
schlagen in's  Schlimmere,  bald  aber  auch  durch  Gewährung  une^\^•a^teter 
nnd  anbeabsichtigter  Vorthcile.  Duidi  diesen  Bewei«  ist  aber  woid  auch 
eine  doppelte  Nothwendigkeit  nahe  gelegt.  KmntA ,  bei  der  Entweihung 
wichtiger  nener  Gesetze  nidjt  blob  (iem  eigenen  Scharfsinne  und  den  Folge- 
sfttxen  einer  Theorie  m  vertrauen,  sondern  auch  mit  der  Erfahrung  anderer 
Staaten  sich  genau  bekannt  zu  machen.  Zweitens  aber,  die  Berechnung  der 
dm  Erfolg  einer  Staatseinrichtmig  bedingenden  Umstände  nicht  zu  besctir&nken 
•of  die  grossen,  alsbald  in  Augen  fallenden  Verhältnisse  und  auf  das  Materielle, 
sondern  sie  auch  auszudehnen  auf  die  feineren  Beziehungen  und  auf  das 
fststige  Leben  der  Völker  und  ihrer  verschiedenen  Stftmme. 
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Poiitische  Briefe. 
■  '        '  I. 

'  r  ' 

Sie  ^werfen,  mein  Fkvimd,  die  Frage  aebr  knn  imd  gdissen  hin:  «Wae 
laHbm  denn  Sie  von  muern  atoetiiciien  Znalflnden?  Wae  wOrden  Sie  thnn, 
nenn  Sie  Einflnee  hatten  ?»  Mit  dersdben  lakoniechen  Ellrae  kann  ich  Ihnen 
in  der  That  nieht  antiiorten.  Im  Gegentheile  haben  Sie  dorch  die  wenigen 
Werte  eineScUeeeae  geaogen,  hinter  der  dch  bei  mir  adiQO  Yieiea  geaammelt 
hatte,  imd  Sie  liaben  ea  aieh  aelhet  nmachreiben,  wenn  eine  anerwartete 
UebarBchwenmrang  Aber  Sie  lEömmt  Hoffentlich  iat  ee  nicht  bkw  Waaaer, 
Wae  ich  Ihneii  aende.  Ohne  Fignr  an  reden ,  Sie  haben  dnich  Ihre  Frage 
ia  mir  die  Lnat  erweckt,,  aaefahrücher  niedenaachreibeo,  wae  ich  ?on  anaem 
ataatUchen  ZnetBaden  md  von  der  etwa  möglichen  Hülfe  denke.  Hat  man 
doch  dae  Bedllrfiiiss,  ehien  geistigen  Stoff  anaanaondem,  wenn  er  einmal  eine 
geiriaaeBeili»  erkngt  hat.  Sieh  aelbet  wird  man  dadnroh  Uarer,  nnd  Andere 
haben  anch  ihren  Natsen  davon,  mögen  ale  aich  nun  ioitiach  oder  anstimmend 
verhalten.  —  kh  werde  Ihnen  das  Geschriebene  atScfcweiBe  saaenden.  Wollen 
Sie  Zwiadienreden  nnd  Einwendungen  machen,  ao  kann  ich  auf  adcfae  in 
t^Um  Briefen  BAduicht  nehmen.  Wenn  nicht,  ao  fidiie  UAx  im  Zaaammen* 
hange  fort. 

Einige  BenurtEangen  mosa  idi  aber  vorab  maite.  Einmal,  daas  Sie 
midi  in  «aaehai  Stucken  verachieden  von  Dem  finden  werden,  der  aidi  ata 
Bearbeiter  ^ea  poaitivea  Staatarechtea  aassprach ,  aeitweiae  in  den  Reihen 
der  Opposition  athnmte  nnd  aof  derKarterhank  gegenfiber  von  der  dentachen 
Bdchsversammlimg  aaaa.  I(di  habe  an  der  Wahrheit  der  allein  eeligmachenden 
eonatitntkmelleo  Lehre,  wie  aie  hi  Dbntaehland  nach  den  franaOaiadien  Yor^ 


1)  XMnt  enchieoen  in  4n  Deutachen  VierteU«hr«-8ohrift,  1862,  Hcfi  3,  g.  il5  fg.  Uiei 
In  Betreff  der  OxnndffedABken  unvttrüiidert  wiederge^ebf  n ,  docli  mancUitcb  Uboriurbtitet  im4 
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gangen  unter  der  Bmtanration  aidigelasst  nnii  gettbt  ffird,  m  zireifoln  gdemt. 
Glauben  Sie  desshalb  nicht,  dnss  idi  mit  WafEen  und  Gei»8ck  in  das  Lager 
des  Feindes  übergegangen  sei.  Ich  bin  >  weder  ein  rotber  Bepnblilcaner 
geworden,  noch  habe  ich  mich  unter  das  Banner  der  Ereameitnng  begeben; 
auch  bewnndere  ich  eine  anf  formelle  allgemeine.  Abstimmang  gegründete 
SoldateDherfechaft  sehr  wenig.  Aber  ich  bin  dnrch  Nachdenken  and  Stadien 
albnfihlig,  gegen  Willen  nnd  Anfimgs  bst  mit  bOsem  Gewissen  za  der  Ueber- 
zengong  gelangt,  dass  wiehüge  Theile  unseres  staatlichen  Gebahrens  ihlsch 
sind  und  zum  Unhelle  führen.  Wie?  nnd  wamm?  Diese,  wird  eben  ein 
Hanptponkt  meiner  Mittheiinngen  sein. 

ZfMteas  Ijemerke  ich,  dass  ich  mich  mit  den  dentscben  Bnndesverhftlt- 
nissen  nieht  bebssen  werde.  Freilich  kann  von  einem  zufriedenstellenden 
Zustande  in  onseren  dentschen  Landen  nicht  die  Bede  sein,  so  lange  das 
Allgemeine  so  trostlos  im  Argen  liegt.  Allein  ich  flirchto,  Sie  sebon  mit  dem 
mir  zanSchst  liegenden  Gegenstande  länger  in  Anspruch  zu  nehmen ,  als 
Ihnen  dient;  und  so  nehme  ich  denn  von  diesem  Gegenstande  gleieh  Anfisngs 
hier  mit  eineiA  summarischen  «Gott  besser's»  für  immer  Abschied,  mich  anf 
das'Nichstiiegende  beschrtthkend,  das  denn  doch  iuich  geheilt  sein  soll,  und 
mar  mit  sefaioi  eigenen  Erllteii  in  erster  IMe.  Nur  frdlich,  wo  die  Zu^ 
stiade  der  Gesammtheit  unmittelbar  ehiwirken  auf  Fragen  des  inneren 
Lebens,  kann  ein  SeitenUick  auf  sie  nfltUg  werden  und  darf  ehi  Streiflicht 
nicht  ausgeschlossen  a^ 

Drittens  Mite  loh,  bei  der  Benrtheilung  meiner  Sitae  nidit  aus- den  Augen 
zu  lassen,  dass  ich  dieselben  nicht  auf  Oesterreich  bezogen  haben  will.  Ich 
sage  nicht,  dass  eine  Anwendung  derselben  auf  den  Kaiserstaat  nicht  möglich 
wire;  allem  die  Zusammensetzung  desselben,  seine  Verhältnisse  in  Italien, 
Ungarn,  Qallizien,  so  manches  Andere  noch,  wflrdcn  doch  erst  eine  PrOfimg 
aus  dem  besonderen  Gesichtspunkte  nöthig  machen.  Zu  dieser  die  Mittel 
zu  haben,  vermesse  ich  mich  nicht. 

Ich  werde  also  nur  von  den  inneren  Zuständen  der  rein  deutschen 
Staaten  reden;  diese  aber  kann  ich  ganz  im  Allgemeinen,  da  ja  dieselben  so 
viele  Adinlichkelt  mit  einander  haben. 

Ja  wohl,  wenig  erfreulich  sieht  es  aus  im  weiten  Yaterlande.  Nicht 
Uos,  yiem  wir  in  die  Verwickelungen  der  europäischen  Dinge,  sondern  auch, 
wenn  wir  in  das  Innere  der  einzelnen  Staaten  blicken.  Es  gibt  allerdings 
Abstufimgra  uml  Ausnahmen,  aber  ich  gbube  nicht,  dass  selbst  der  fröhlichste 
Sanguiniker  folgende  Thatsachen  längnni  kann: 

Fast  allen  deutsdien  Staaten,  Pruusscn  vor  allen,  ist  die  erste  Eigcn- 
sdiafk,  das  nothwendigste  Merkmal  des  Staates  abhanden  gekommen,  nämlich 
Äe  Festigkeit,  das  Beharrende  und  Stätige.  Jahre  und  Jahrzohiite  hmg 
irnrde  geAnderl,  wieder  gelndcrt,  im  Wege  Rechteub  gegeben,  im  Wege  der 


Digitized  by  Google 


aeine  Mängel  «ad  die  Heilmiuel.  359 

aoBBerordeDtlielien  Maassregel  zaiHekgciioiiiiiien,  das  selbst  Votgeschlageue 
and  als  Ctesets  Yerkflndete  bald  daraaf  wieder  als  nng«rechl  and  uunOglich 
beieicliiiet,  Altes  wieder  Dingeftthrt,  das  feierlich  als  ein  Missbranch  oder 
als  ein  Yer derben  beseichnet  worden  war.  Die  Yerfiusongen,  welche  ihrem 
Begriffe  nach  als  feststellend  Ar  kttnftige  Geschlechter  gedacht,  gefaoflii  ver- 
ehrt sän  soUteo,  sind  lange  Zeit  hindurch  nichts  mehr  gewesen,  als  Adler 
anf  der  YogelstaDge^  von  welcher  Jeder  nach  Belieben,  nnd  vor  Allem  unter 
dem  BelftD  Derer,  welche  sie  aufgesteckt  hatten,  ein  Stack  wieder  herab- 
Schees.  Ibn  Hess  ansser  Acht,  daas  gelegmtlich  aoch  die  Krone  getroffen 
werden  konnte,  nnd  dass  jeden  Falles  bei  dem  hftnligen  Aaeeinandeniehmen 
und  Znsammeafligen  das  Stftck  immer  lockerer  werden  mnsste.  Namentlich 
das  in  den  prevssischen  Kammern  wihrend  sieben  oaseliger  Jahre  vor  sich 
Ctohende  machte  den  Eindmck  einer  Öffentlichen  Yersteigerang,  in  welcher 
ein  ttstiger  Gcnenstand,  etwa  ein  Vagantcnkfaid,  an  den  Wenigstnehmenden 
abgehwsen  wird.  Selbst  die  feierliche  BeschwOrong  einer  Yerlassaag  hatte 
last  nor  den  Werth  einer  vorlftofigen  Panktation,  also  eines  leidlich  be- 
reuugten  Aasganges  ÜBr  neue,  In  ihren  Eifebnissen  noch  ganz  onberechen- 
bare  ünterhawdinngen.  Gab  es  doch  sogar  Staatsmftnner,  wetehe  eine  völlige 
Theorie  des  Meineides  ftr  solche  FiUe  bereit  nnd  bis  zun  Cftremoniel  der 
Handlong  aasgearbeitet  hatten.  Aof  diesem  Wege  ist  man  denn  glacUich 
dahin  gdaagt,  dass  das  Bewasstsein  des  Bleibenden,  das  Yertranea  in  die 
Zaknnft,  der  Glaabe  an  ehrUcfae  Absicht  schwere  Einbusse  eiütten  hat. 

Dieser  Zostand  hat  non  aber  vor  Allem  in  gasend  Füllen  die  übelsten 
materiellen  Folgen.  Wie  konnte  eine  folgewichtige,  überlegte  nnd  aasge- 
arbeitete Gesetsgebong  entstehen  bei  einer  bestSndigen  Aenderang  in  den 
Grandlagen?  Hente  Geschworene,  Habeascorpaa-Acte,  Sicherheit  des  Banses; 
morgen  vorlflofige  Erlaabniss  zur  Yerletsong  in  Folge  eines  Kriegszastandes; 
«bermorgen  eine  sogenannt  bleibende  Gefietxgebnng,  welche  wieder  Richter- 
eoUegien  und  ^üzeiliche  Wahrscheinlkhkeitsmaassregeln  znllsst.  Yoriges 
Jahr  diese  Gemeindeordnong,  dieses  Jahr  eine  zweite,  wahrscheinlich  1iber*s 
Jahr  eine  dritte.  Anf  einem  Landtage  Sonderang  von  Haosgat  and  Staats- 
besitz; aal  dem  nichsten  Wiedervereinigang.  Bald  AnflOsaog  aller  gebnn* 
denen  YermOgen,  bald  Stiftnng  von  Fideicommissen  and  Grossglltem  als 
Bedingong  einer  staatlichen  Stellong.  Za  einer  Zeit  bitten  Berechtigte 
Hehflotlioh  om  billige  Ablösung  der  ihnen  zastehenden  onzeitgemflssen  Rechte, 
sa  einer  andern  beklagen  sich  Dieselben  aber  die  Gewflhr  ihres  Yerhmgens 
als  Uber  einen  himmelsebreienden  Baab;  nnd  in  beiden  Füllen  finden  sie 
Gehör  bsim  Staate.  Wahre  «dissolving  views»,  bei  denen  man  hinten  die  noch 
anbestimmten  Umrisse  des  Apoll  von  Belvedeie  schon  durchsieht,  wfthreod 
vonie  and  darüber  ein  Meenmgetbllm  verschwindet  Natürlich  steht  aber 
alle  diese  Gesetzgebung  in  der  Luft  und  ohne  oiganischen  Zusammenhang, 
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80wie  ohne  Aasbilduug  iui  Küizelueii.  Dnm  ist  ja  keino  Zeit  Was  ist  das 
uuii  aber  iür  eine  Lage  für  den  Beamten,  der  itur  AusfüUnmg  verdammt  ist  I 
Wie  übel  ist  der  Bürger  daran,  dem  ganz  wüst  im  Kopf  wird  von  all  den 
Befehlen  und  Gegenbefehlen,  und  der  sich  gar  nicht  mehr  im  Staate  einza- 
richtcn  weiss!  Wer  kann  jetzt  sagen,  was  er  eigentlich  thut,  wenn  er  ein 
Gut  kauft,  ein  fieeht  ablösen  lüsst,  ein  Testament  macht?  Und  nicht  etwa 
der  Magnat  also,  auch  der  Baaer.  Von  dem  nataloscn  Aohroiide  an  Zeit, 
also  an  Geld,  welchen  das  immer  wieder  Lernen  und  UmlenieB  Tenirsacht, 
und  der  wahrlich  gar  nicht  luüiedeutend  ist,  wiU  ich  gar  nicht  einmal  reden. 

Und  glücklich,  wenn  diese  noch  das  Schlimmste  wäre.  Allein  offenbar 
sind  die  sittlichen  Vcrwüstong^y  welche  dieser  Zustand  der  Dinge  aqg^ 
richtet  hat  and  noch  immer  weiter  anriclitet,  noch  weit  bedenklicher. 

Mit  Grauen  und  Betrübniss  sehe  ich  rings  um  mich,  bei  Höheren  und 
^'iedereu,  bei  Gebildeten  und  Ungebildeten,  dass  der  Glanbe  an  den  Staat 
die  tiefcten  Erschüttennigon  erfahren  hat.  Sonst  war  denn  doch,  wenn  man 
auch  etwa  mit  der  einzelnen  Maaasr^l  oder  mit  dem  einzelnen  Menschen 
uozoMeden  war,  eine  Achtung  gegen  den  Staat,  g^gen  seine  feste  Masse, 
seinoi  starken  Willen.  Ks  war  der  «rocher  de  bronoe»,  an  den  man  sich  hielt, 
weil  er  vorhielt;  jeden  Falles,  um  nicht  an  ihm  zerschellt  zu  werden.  Bd 
Planen  ftü:  das  ganze  Leben  wurde  das  Bestehen  und  die  Kraft  des  Staates, 
als  sich  von  selbst  verstehend,  vorausgesetzt,  und  darnach  gerechnet  und 
gehandelt.  Auch  war  Achtung  vor  der  Weisheit  seines  Wollens  und  Handelns, 
Glauben  ^run.  Es  musste  schon  ein  kecker  Mann  sein,  and  jeden  Falles 
ein  ünterriclitcter,  welcher  sich  eines  abweichenden  Systemea,  einer  umfas- 
senden nnd  tiefgehenden  Kritik  vermass.  Diess  ist  ganz  anders  geworden. 
Und  es  ist  kein  Wunder.  Wie  kann  Glauben  bestehen  an  Jemand,  der  selbst 
nicht  weiss,  was  er  will,  der  beständig  ändert,  was  er  kaum  selbst  geschaffen  ' 
hat,  der  kein  Vertrauen  in  sich  selbst  hat,  der  nidit  die  miUerateste  Sicher- 
heit darbietet,  dass  irgend  etwas  Bestimmtes,  ja  irgend  etwas  ttberhaapt  in 
einiger  Zeit  noch  bestehe?  Zn  wem  ich  aber  kein  Vertmien  liabe,  an  wen 
ich  nicht  glaube,  auf  den  stelle  ich  auch  nicfata,  an  dem  hftngc  ich  njcht, 
fQr  den  setze  ich  nichts  ein.  £s  gehOrt  bei  der  Solbatavcht  und  der  Feigheit 
der  meisten  Uenschen,  selbst  unter  den  bealan  Terhütnissen,  schoii  Vieles 
dasn,  nm  die  Menge  wirklich  m  Opton  ond  n  xfthcm  Aoshalten  an  einem 
Gedankending,  wie  der  Staat  ist,  ai  TermOgeiL  in  der  Hanpteaohe  treibt 
sie  mehr  ein  dnnkles  Geftthl;  sie  können  ndi  das  Gewohnte,  als  H<teh8tes 
nnd  Unerschütterliches  Betnusfatete,  nicht  besohAdigt  und  aagegriJSsn  denken. 
Sie  vertheidigen  im  Staate  ihre  eigene  Daseinsgewofanheit  und  eiM  inneren 
nothwendigen  Halt  in  Zweifel  nnd  Noth.  DaTon  kann  nm  aber  gar  nicht 
mehr  die  Bede  sda  Anstatt  der  siebenden,  dem  OeiUüe  des  eigeDen  BO" 
Stehens  notbwrndigen  Festigkeit  ist  Ja  der  Staat  in  ein  Schwanken  gekommen, 
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welches  bald  Abn^gnag  and  Missaclitattg  erweckt,  bald  Furcht,  unter  der 
Bnine  verechflttet  n  werden.  An  einer  Gallerte  bAH  sich  Keiner.  Warum 
anders  selMii  wir  Alle  mit  eoleher  Beeorfnies  in  die  Zoknnft,  als  weil  wir 
keine  Akntng  da?on  haben,  wann,  wie  and  wo  der  Staat  endlich  etehen 
bleiben  wird;  ob  nicht  yielleicht  den  sich  drehenden,  and  mit  ihm  die  ganae 
Oeeittigaag,  ein  zomiUger  Stoee  «her  den  HMfen  wirft?  Wir  haben  kein 
Vertrauen  in  die  Znknnft,  weil  wir  kein  Vertraoen  in  den  Staat  haben,  weder 
in  leine  Kraft,  noch  in  seine  Weisheit,  noch  in  seinen  Willen,  noch  selbst 
in  seinen  Bestand.  Das  aber  ist  trostlos. 

Der  Schaden  aber  ist  um  so  grOsser,  nls  wir  uns  nicht  yerfaehlea  können, 
dass  Dicht  blos  an  das  Gedankenwesen  des  Staates,  sondern  dass  auch  an 
die  siditbaren  Triger  des  Gedankens  und  der  Macht  der  Glaube  sehr  ge- 
schwächt ist.  Ich  untersuche  jetzt  nicht  Schuld  oder  Unglück,  bemflhe  mich 
nicht,  die  Persönlichkeiten  und  damit  zti<^ ammenhängende  Ursivchen  zu  erfassen, 
sondern  halte  mich  an  die  Thatsache.  Diese  aber  ist  leider  nur  alba  wahr. 
Was  der  Rheiubnnd  durch  änssere  Gewalt  hegonnen  hatte,  ist  in  den  letzten 
Jahrsehnten  durch  die  Innern  Vorgänge  in  den  deutschen  Staaten  vollendet 
worden.  Der  Nimbus ,  noch  mehr ,  der  Glaube  an  das  FOrstenthum  ist  bei 
einem  grossen  Theile  der  Nation  seltr  verblassU  Diess  aber  ist  sehr  schlimm, 
weil  eine  bleibende  Lflcke.  Ewig  wahr  ist  nämlich  GOthe's  Wort,  dass  wir 
zwar  znr  Ueberzeugung ,  nicht  aber  zom  Glauben  Eorttckkehren  kOnnen.  — 
Wie  gesagt,  ich  klage  keinen  Einzelnen  an ;  ich  kann  menschlich  Vieles  be- 
greifen :  aber  tiUischou  kann  ich  mich  beim  besten  Willen  darOber  nicht,  dass 
inDeotscUand  weit  und  breit  eine  grosse  Veränderang  im  froheren  Verhalten 
mm  monarchischen  Principe  eingetreten  ist.  Und  nicht  etwa  nnr  bei  der 
bewosst  demokratisehen  Partei,  sondern  in  viel  weiterem  Kreise,  wennschon 
mit  Abscbattongen.  Aach  unter  Denen,  welchen  der  Gedanke  an  die  £e- 
pnUik  an  sich  ein  Grftuel  ist,  weil  sie  Pöbelherrschafl ,  Verarmung,  Um- 
Store  aller  bürgerlichen  Ordnung,  8cllüeb^^lic  h  >oIbst  Comnmuismus  davon  er- 
warten, weil  ihnen  Fraulcreich  ein  warnendes  Beispiel  ist,  weil  :^ie  persönliche 
Einbussen  bei  einer  Veränderung  befürchten :  auch  unter  Solchen  ist  doch  nnr 
aUso  oft  keine  lebendige  AnhOngUchkeit  gegen  das  FQrstentham.  Und  wäre  es 
noch  Abneigung  gegen  bestimmte  Personen,  so  liesse  es  sich  ertragen.  Personen 
wedisehv  and  niit  dem  Thronfolger  ging  sonst  immer  ein  Frühliugsmorgeu 
aof.  Aber  die  GleicbgOltigkeit  und  die  Hoffnungslosigkeit  betrifft  die  Sache. 
Der  Ursadien  sind  mehrere*  Vor  Allem  hat,  and  zwar  in  etwa  gleichem 
Grade,  geschadet  das  Qberstüi'zte  und  bestürzte  Nachgeben  im  März  1Ö48, 
und  das  ZorOckkommen  aof  Bewilligungen  und  Wort  seit  1849.  Man  köune 
Beides  nidit,  so  ist  di€  Ansicht,  den  zoMigen  Persöulichkeiten  zuschi'eiben, 
da  diese  anter  sich  sehr  verschieden  seien;  sondern  man  habe  der  luati- 
^  totion  Tagenden  zogeschriebeo,  die  sie  nicht  besitae,  wie  jetzt  die  Krfahnuig 
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bewiesen  liabe.  Unter  den  bittersten  Tadleru  sind  gerade  boiciie,  welche 
nichts  sehnlicher  wünschen,  ah  auf  fiirstliche  Elntschlossenheit,  Voraussicht 
und  Zuverlässigkeit  rechnen  zu  dürlen,  namentlich  in  den  Stiirmen,  denen 
man  sichtbar  entgegengehe.  Die  Einen  behaupten  nänüich,  nn  Jahre  1848 
uüvertiieidigt  aulgegeben  worden  zu  sein;  wer  ihnen  gegen  Wiederholung 
Sicherlieit  leiste  V  Andere  hat  die  Wiederentziehung  der  so  lauge  ange- 
strebten, entsclnedou  verweigerten  und  dann  plötzUch  in  vollem  Maasie 
und  selbst  im  Uebennaasse  hingegebenen  Freiheitsrechte  mit  einem  tiefen 
Misstrauen  auch  für  künftig  erfüllt.  Da  braucht  es  denn  nur  noch  einen 
einzehien  Zwingherrn  unter  so  grosser  Zahl,  so  wie  ein  ungestörtes  Gebaitren- 
lasseu  desselben  von  tieiteu  der  übrigen  wenn  schon  weit  besseren  Regie- 
rungen, und  die  Verurtheilung  ist  fertig,  selbst  ftlr  den  Gedanken  au  sich, 
Dass  in  allem  Diesem  viel  Falsches  und  üebertriebenes  ist,  und  dass  man  dabei 
den  auch  gegen  die  Fürsten  vielfach  verübten  Frevel  ganz  vergisst,  ist  wahr, 
ändert  aber  nichts  au  der  Thatsache.  —  Eine  weitere  Ursache  der  itzigen 
Verstimmung  gegen  das  FQrstenthum  ist  die  Ueberzeugung ,  dass  dasselbe 
ein  wesentliches  Ilindenüss  für  eine  einheitlichere  Verfassung  Deutschlands 
sei.  Das  BedtLrfhiss  eines  Organismus,  welcher  uns  erlaubt  zu  sein,  was 
wir  wirklich  sind,  nämlich  eine  grosse  Nation;  welcher  uns  auch  wirklich 
und  nicht  blos  den  Worten  nach  schützt  gegen  fremde  Raublust  und  gegen 
übcnnüthiges  Herabsehen  Solcher ,  die  wir  unter  uns  wissen  an  Sittlich- 
keit und  Bildung;  welche  uns  freie  Bewegung  im  Innern  gestattet;  welche 
sowohl  Errötheu  als  Verluste  erspart:  der -Drang  nach  einem  solchen  Zu- 
stande der  Dinge,  sage  ich,  ist  so  allgemein  verbreitet,  so  tief  selbst  in  die 
Masse  des  Volkes  gedrungen,  dass  mit  grOsster  Ungeduld  auf  Alles  hinge- 
blickt wird,  was  der  Verwirklichung  im  Wege  steht.  Dessen  ist  nun  frei- 
lich sehr  viel.  Allein  das  Vorhandensein  der  sfahlreichen  fürstlichen  Stel- 
lungen ist  keine  der  geniigsten  Schwierigkeiten,  jeden  F«Uee  diegenige, 
welche  der  Menge  am  meisten  euüenchtet.  Und  die  Erfahrungen  von  1848 
an  bis  »1  den  Dresdner  Conferen^  und  zur  einfachen  Wiederbelebung  des 
so  eben  noch  für  völlig  nnbaltbar  erklärten  Bundestages,  so  wie  die  unsee- 
Ilgen  Eifersüchteleien  und  die  kurzsichtige  Selbstsucbt  bei  den  drohendsten 
GefiAhren  im  Jahre  1859,  haben  auch  die  Denkenderen  und  Unterrichteteren 
darttbcr  I  clcin-t,  dass  nicht  blos  der  Dualismus  der  beiden  grossen  Staaten 
und  das  Verb&ltniss  zu  dem  nicbtdentschen  Theile  Oesterreichs  mächtig  im 
Wege  liegen^  sondern  aacb  das,  an  sich  freilich  ganz  begreifliche^  öouverä- 
netätsgefilhl  der  Forsten,  welche  sich  genügenden  Einräumungen  an  eine 
Oesanuntgewalt  wideraetttn.  Man  ist  sich  klar  geworden,  dass  die  Bil- 
dung eines  Bundesstaates  bisher  nur  in  Republiken  gelangen  ist,  weil  hier 
die  Beschränkung  der  einzelnen  örtlichen  RegieroDgen  keine  wesentlichen 
Minderuisse  findet  bei  da^m  Inhaber  der  Staatsgewalt,  dem  Volke,  dessen 
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Rechte  und  Einflass  dadurch  nicht  vermindert  werden,  ob  es  Beauftragte 
zu  zwei  Behörden  mit  getheilten  Befugnissen  sendet  oder  nur  zu  Einer.  Die 
Mögliclikeit  einen  Bundesstaat  zu  bilden,  ist  aber  für  Tiele  die  Bedingung 
jeglicher  Iloffnung  auf  einen  besseren  Zustand. 

Damit  ist  denn  aber  auch  das  fernere  nnläugbare  Uebel.  das  weit  ver- 
breitete Missvergnügon ,  erklärt.  Ich  glaube  in  der  That  nicht,  dass  irgend 
Jemand  in  Deutschland  mit  den  staatlichen  Zuständen  ganz  zufrieden  ist. 
Sieht  man  auch  ganz  ab  von  jenen  unglücklichen  einzelnen  Ländern,  in  welchen 
die  Regierung  sich  systematisch  mit  den  Geftihlen  und  den  positiven,  sowie 
natflrlichen  Rechten  der  Bevölkerung  in  Widerspruch  seM  imd  sich  Ver- 
letzung und  Plage  zur  Aufgabe  gesetzt  zu  haben  scheint:  so  ist  eine  allge- 
meine Missstimmung  unverkennbar.  Dieselbe  äussert  sich  freilich  je  nach 
Charakter  und  AtilTassung  verschieden.  —  Bei  den  emen  henscht  giftige  Er- 
bitterung, und  /.war  möchte  der  Grad  derselben  im  vollen  Verhaltnisse  stehen 
zu  dem  Grade  der  demokratischen  Gesinnuntr.  Mun  kann  hier  gelegentlich 
Grsinnnnccn  hören,  vor  deren  VerwirkJidjuiig  der  Himmel  uns  Alle  schützen 
mwge.  -  -  Bti  Andern  ist  ein  Ekel  an  allem  staatlichen  Leben  eingetreten, 
hervorgegangen  aus  Hoffnungslosigkeit.  Es  ist  diess  die  grosse  Masse  der 
mittleren  Stände,  welche  früher  das  Heer  des  constitutionellen  Liberalismus 
bildeten.  Diese  lassen,  ohne  eine  Miene  zu  verziehen.  Alles  gehen,  wie  es 
eben  gehen  will.  Das ,  wan  sie  früher  erzielen  woUten  und  wozu  sie  mit- 
wirkten, ist  nur  zum  geringsten  Theile  erreicht  worden;  anstatt  nun  durch 
Beharrlichkeit  und  durch  eigene  bflrgerlu  iic  An-i  ildiinEt  den  Erfolg  allmälig 
zu  sichern,  sind  sie  zu  der  trostlosen  Ansicht  gekoninien,  dass  Deutschland 
zu  einem  unverbesserlichen  Zustande  verurtheilt  und  jede  Bemnliung  um  ein 
kräftiges  und  ehrenvolles  Staatslehen  thörigt,  von  einem  verständigen  Manne  zu 
meidpn  sei.  Man  spricht  nnn  wohl  von  einer  nothwendigen  Erschlaffung  nach  der 
l'eberreizung,  und  man  weis«  es  zu  rühmen,  dass  der  Bürger  wieder  zu  seinen 
eigenen  Angelegenheiten  zurückgekehrt  sei.  Ich  gestehe,  diese  Stumpfheit 
anders  und  aus  weit  üblerem  Gesichtspunkte  anzusehen.  Es  wäre  ein  ge- 
waltiger Irrthum ,  eine  solche  verdrflssh'che  und  banausische  Masse  für  zu- 
verlässig 7u  erachten.  Und  wenn  Deutschland,  was  denn  doch  alle  Tage 
geschehen  kann,  sich  mächtig  bedroht  sähe  von  Westen  oder  von  Osten, 
vielleicht  von  beiden  Seiten  zugleich,  so  wtirde  man  e<5  sehr  m  Iwklagen 
haben,  al^  sittlichen  Rückhalt  für  die  amtlichen  Streitkräfte  nur  GlcichgtU- 
tigkeit  zu  haben.  Glaubt  man  etwa,  der  Feind  wisse  diesen  Znstand  nicht 
anch ,  rechne  nicht  auf  ihn?  —  Femer  begegnen  wir,  und  namentlich  bei 
H.luptern  der  früheren  Kammerojipositionen  und  der  Bewegung  von  1848, 
einer  wegwerfenden  Verachtung  gegen  die  jetzige  Richtung  und  Leitung 
der  Dinge,  gepaart  mit  Selbiitvorwürfen  über  Mangel  an  entschiedenem 
Handeln  und  einem,  nicht  viel  Freundliches  anter  Umständen  versprechen- 
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den,  offenen  Eingeständnisse  begangener  politiBcher  FeUor.  Bei  manchen 
▼on  ihnen,  so  wie  bei  einem  gtten  Thdle  der  Donokniten,  ist  die  Unn- 
friedenheit  bereits  tarn  vOUigen  FesiimiMnQS  ausgebildet.  Allerdings  besteht 
zwischen  diesen  beiden  Parteien  immer  noch  eine  offene  Spaltong.  Den  All- 
liberalen  ist  die  Bohheit  nnd  ünfthlgfceit  der  Demokraten  zuwider;  diese. 
missBcbten  jene  dagegen  als  Schwftchlinge  nnd  hassen  sie  als  die  am  ICss- 
li  Ilgen  der  Bewegung  von  1848  Schuld  Tragenden.  Allein  anch  bei  diesem 
Hader  gewinnen  die  herrschenden  Gewalten  nichts;  in  der  Unmfrledenheit 
mit  ihnen  nnd  mit  ihrem  Gebahren  sind  alle  einig.  —  Ist  aber  etwa  die  ari- 
stokratische nnd  die  reaktionäre  Klasse  Alfrieden?  Keineswegs,  sn  einer 
Wiedergewinnung  der  Bevorrechtnngen,  welche  sie  seit  AnJhng  dieees  Jahr* 
bnnderts  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  verloren  hat,  ist  nieht  die  geringste 
Aussicht,  so  wenig  auch  ehie  freie  and  nationale  Gestaltung  der  Pinge  Fort- 
schritte macht  Der  moderne  Staat  ist  der  Erbe  dieser  Hechte  geworden, 
nnd  dieser  giebt  sie  nicht  wieder  heraus.  Das  Beamtenthum,  welchea'  ihn 
vertritt,  handhabt  die  Gleichheit  der  Pflichten  mid  Lasten  mit  der  iuam 
Macht  der  Gesetze  nach  wie  vor,  and  sieht  sich  als  der  einsige:  Trftger  der 
Einsicht  und  des  Handefais  des  Staates  an;  seine  Formen  sind  nicht  ge^ 
schmeidiger  geworden.  Unxwdfelhaft  trftgt  die  Aristokratie  selbst  einen 
grossen  Theil  der  Schuld  ihrer  gegen^aürtigen  fiilsehen  Stellung.  Anstatt 
sich,  in  richtigem  Begreifen  der  veränderten  Gesittigangsrichtiing,  an  dte 
Spitze  de!rn(iabbängigen  Staatsbttrgerthums  zu  stellen  und  durch  ausnahms- 
weise Iiflls^ngen  den  Besitz  von  ansnahmsweisen  Bevorzugungen  zu  rechte 
fertigen,  fst  sie  zu  einem  engherzigen  und  verletzenden  Junkerthum  zn- 
sammengeschmmpft.  Der  Hass ,  welchen  sie  gegen  die  bestehende  Ordnung 
zur  Schau  trägt,  wird  ihr  reichlich  zurückgegeben,  nnd  nicht  Uos  von  Denen, 
gegen  welche  ihre  Abneigung  zunächst  gerichtet  ist  Allein,  wie  und  warum 
dem  immer  so  sei,  jeden  Falles  ist  auch  in  dieser  Schichte  der  Geseli- 
schafl  Unzufriedenheit.  —  Die  einzige  Ausnahme  von  diesem  allgemeiBeB  Zu- 
stande der  Terstimmnng  scheint  Preussen  zu  bilden  seit  dem  Umschwünge, 
welcher  durch  den  Personenwechsel  im  Jahre  1868  eingetreten  ist  Hier 
bietet  sich  zunächst  der  erfreuliche  Anblick  einer  Zufriedenheit  der  weitftber^ 
wiegenden  Hehnahl  der  Bevölkerung  mit  dem  Begiemngssystcme ,  einer 
Hoffiiung  und  eines  Eilers.  Sicherlich  ist  diess  von  grosser  Bedeutung,  an 
sich  und  als  Beispiel,  —  wenn  es  in  wirklichen  ZnstAnden  begrttndet  ist  und 
bleibt  Allein  hierftr  ist,  es  sei  gestattet  diese  oisn  zu  sageu,  noch  keine 
BicbersteUnng.  Ganz  abgesehen  auch  davon,  daas  das  Gltck  der  eraten 
Flitterwochen  ehier  neuen  Regierung  nirgends  hi  der  Wdt  ein  Beweis  ftr 
eine  fortdauernde  gegenseitige  Zuftiedenhdt  abgeben  kann:  ist  hier  noch  ein 
besonderer  Grund  zu  bedenken.  Wenn  Eine  Persönlichkeit  einen  völligen 
Umschwung  bis  in  die  Gnmdlagen  des  Staatslebens  bewerkstelligen  kann,  so 
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vt Minag  natürlich  auch  eine  oiTi7i(?o  Pfrsönlichkeif  onttrcpm^esf  i/te  Znstflndi» 
hon orzn rufen.    Wo  bleibt  hier  die  Vorias<?igkeit  ?    Kinc  Verfassung,  mit 
wrlchfr  obon  noch  rin  kpckes  Spiol  trotnp])on  wnrde,  hat  dcssbalb  noch 
keine  festen  Wurzein  i^etriobcn,  weil  si»«  im  Anponhlicko  niclit  niolir  ange- 
griffen wird.    Gesctzliehe  staatsbürgerliche  Freiheit  bestellt  nur  da  in  der 
Wirklichkeit,  wo  sie  in  die  Sinnesweise  des  fran/eii  Volkes  übergogangon  ist; 
die'^s  aber  wird  nicht  geschenkt ,  sond'Tn  niiiss  ernnipen  und  dann  aliniftlig 
eiugelei)t  werden.    Da"  pren^^sische  Jiinkerthuin  mag  tiber  Nacht  nninächtig 
gewonien  sein:  allein  es  ist  nichts  weniger  als  vernichtet  oder  verwandelt. 
Ebenso  verhalt  es  sich  mit  der  geistlichen  Dummheit  und  Heuchelei.  Am 
wenigsten  ist  die  rulimreilige  Selbstzufriedenheit  ein  gutes  Anzeichen,  da  die 
Vergangenheit  so  wenige  Bereehtiguni;  dazu  nachweist,  desshalb  aber  aacb  90 
geringe  Sicherheit  für  künftige  Festigkeit  vorliegt.    Es  wird  ein  grosses 
Glftck  für  Preussen  und  für  ganz  Deutschland  sein,  wenn  sich  nicht  die 
üblen,  sondern  die  günstigen  Möglichkeiten  in  dem  grössten  deutschen  Staate 
erfüllen;  allein  diess  Alles  «teht  noch  dahin,  und  jeden  Falles  ist  för  das 
übrige  Deutschland  bis  itzt  keine  Verbessemng  der  Zastftode  erwachsen  und 
kein  Grond  der  Unzufriedenheit  beseitigt. 

"Wollen  Sie  etwa  die  thatsAchlichc  Richtigkeit  dieser  Schiklemug  ISng- 
nen?  Wahrlich,  nichts  wäre  mir  lieber,  als  eines  ungerechtfertigten  Schwarz- 
sehens überführt  zu  werden.  Allein  sehen  und  hören  Sie  sich  einmal  um. 
Wenn  denn  aber  die  Zust.lude  v(>n  Deutschland,  in  den  einzelnen  deuts«?hen 
Staaten  so  sind,  wie  ich  sie  annelime  nnd  eben  angedeutet  habe,  so  werden 
Sie  auch  zugeben  müssen ,  dass  die  Grundlagen ,  auf  die  gebaut  werden  soll, 
aeh  niebts  weniger  als  erfreulich  anlassen. 

n. 

Ich  habe  noch  keine  Nachricht  darüber,  mein  verehrter  Freund,  ob  Sie 
meine  Ansicht  über  den  Thatbestand  unserer  gegenwärtigen  Zustände  t heilen; 
ich  hoffe  es  aber.  Es  mag  sein,  dass  die  Schilderung  nicht  im  diplomati- 
schen Style  gehalten  ist :  ich  entschuldige  mich  aber  nicht  darüber.  F^^  tjibt 
Dinge,  bei  deren  üeberdenkung  Jedem  das  Herz  übergeht,  der  eines  hat. 

Glauben  Sie  jedoch  nicht,  dass  ich  mich  einer  dnmpfen  Verzweiflung 
Ungebe.  Diess  wäre  eben  so  thöncht  als  unmännlich.  Damit,  dass  man 
wimni^d  die  Uftnde  ringt ,  wird  nichts  gebessert ;  das  mag  höchstens  dem 
Tode  gegenüber  gestattet  sein,  dem  doch  seine  Beute  durch  kein  mensch- 
liches Handeln  mehr  entrissen  werden  kann.  Und  anch  damit  ist  nicht  ge- 
holfen, dass  man  sich  stola  in  die  Falten  seiner  höhern  Einsicht  hüllt,  und 
dem  kommenden  Unglück  unerschrocken,  aber  unthütig  ins  Auge  schaut. 
La9<ien  Sie  mich  gestehen,  dass  ich  die  römischen  Senatoren,  welche  in 
ihren  eorvlischen  Stahlen  die  Gallier  erwarteten,  nie  sehr  bewandert  habe.  — 
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ÜDsere  Aufgabe  ist  Tielinehr,  20  handelii,  daaui  es  bepror  werde.  Zob  Ter* 
fweUeln  ist  es  immer  nocb  Zeit,  wenn  Mes  lehlgeedilageii  bat,  gar  beia 
rettender  Gedanke  mehr  übrig  ist 

80  weit  ist  es  aber  deon  doeb,  Gottlob,  nocb  nicbt 
.  Aber  allerdings,  gehandelt,  gebessert  mnss  werden,  wd  swar  rasch, 
nachhaltig,  dnrehgreifead,  sonst  sind  wir  verloren.  Es  wäre  Stranssen- 
politik,  nicht  za  sehen,  dass,  wenn  nicht  efaie  wesentliche  ümwaadlnag 
aacfa  im  Innern  der  einaehien  Staaten  bewerkstelligt  wird,  Bentscbland  gros- 
sem Unheile  entgegengeht  Es  droht  nSmlich  von  zwei  Seiten  G«bbr.  — 
Einmal  eine  ftossere.  Deotscbland  ist  von  Westen  und  von  Osten  in  seiner 
staatlichen  Bedeotnng,  wo -nicht  gar  in  seinem  Bestände  bedroht  Mit  f^raak- 
reich  mnss  es,  dieB&  liegt  in  den  Znstftnden  dieses  nnmhigen  nnd  flbermlltbigfln 
Volkes  ond  seiner  auf  die  Volksgonst  gestellten  Herrscher,  frOher  oder  später 
zum  Bmcbe  nnd  namentlich  zora  Kampfe  un  das  Bheinland  kommen,  sei  es 
nvn,  dass  die  napoleonischen  Gelftste  nnd  Torbilder,  flberdiess  gedrängt  darch 
ein  bente*  nnd  befDrdemngssficbtIges  Prätorianerthnm,  nach  dem  uvgerecUten 
Besitze  drängen,  sei  es,  dass  irgend  eine  andere  franaOsische  Begienmg  eich 
durch  diesen  Plan  .volkstbflmlich  machen  nnd  gährende  Bestandtheile  aus- 
Stessen  will.  Ein  solcher  Kampf  des  getbeiltesten  Landes  mit  dem  einhdt- 
liebsten  ist  aber  kein  Kinderspiel.  Man  weist  freilich  hin  auf  die  Hälfe  von 
England,  welches  Belgien  nicht  an  Frankreich  kommen  lassen  kutane;  min 
denkt  jedenfiüls  mit  Conscription,  Landwehr  und  neuen  Staatssobuldeii  dem 
Feinde  gewachsen  zu  sein.  Jene  Hälfe  kann  aber  fehlen,  entweder  weil 
anderwärts  in  Anspruch  genommen,  oder  weil  verwoigcii  von  Knmichtigfceit 
und  enger  Selbstsucht.  Unsere  eigene  Kraft  aber  mOchte  ich  nkdit  flbcr- 
sdiätzen,  namentllcb  gar,  wenn  sie  einc^  i^leichzeitigcii  Angriffes  von 
Osten  her  getheilt  werden  mässte.  Eine  solche  Terbindong  des  äetlicheii 
nnd  des  westlichen  Kachbars  zur  Miederhaitang,  wo  nicht  gar  zur  Zerstäck- 
long  Deutschlands,  ist  aber  nichts  weniger  als  unwahrscheinlich;  sie  ist  viel- 
leicht nur  allzanahe.  Um  den  Preis  einer  Ueberlas8ung  des  tOifcisohen  Reiches 
gestattet  Eusshind  leicht  eine  Tergrässerung  Frankreichs  auf  Deutaddands 
Kosten  und  hilft  wohl  dazu.  Regungcu  politischer  SittUdikeit  halten  jeden  Falles 
von  einem  solchen  Bande  nicht  ab.  Auch  der  östliche  Feind  aber  ist,  selbst 
allein  stehend,  nicht  gering  m  achten.  Schwächen  auch  die  lähmenden  Ent- 
fernungen und  der  geringe  innere  Wohlstand  seine  Macht,  so  besitzt  er  dnrch 
den  tief  nach  Deutschland  einspringenden  polnischen  Winkel  ond  durch  seine, 
uns  wenigstens  unendlich  ftberlegene,  Kriegsflotte  drohende  AngrÜHsmittel 
Allerdings  ist  ancb  in  diesem  schUmmsten  Falle  Deotscbland  nocb  nicht 
mit  Nothwendigkeit  vertoren;  aber  sicherlieb  kann  es  aiiBreicbendo  Hälfe  nur 
finden  in  einer  begeisterten,  opferbereiten  Theilnahme  des  ganzen  Tolkes. 
Diese  Jedoch  kamt,  namentlich  nachhaltig,  nicht  erwartet  werden  zur  Anf* 
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recHterhaltang  von  Zuständen,  welche  einer  weitverbreittttii  Mi&bbilligung 
verfallen  sind.  Es  mag  viclleitht  bei  diMii  ersten  Heranziehen  der  Gefahr 
eiii  tapferer  Entscliluss  auitluiuuicn ,  die  fremde  Unsittliehkeit  und  ITnver- 
schiijiiiheit  mag  Zorn  und  Widerwillen  erregen:  allein  >venii  dann  die  0)pfr»r 
wirklich  gebracht  werden  müssen ,  von  welchen  es  sich  ohne  Beschwerde  mit 
Begeisterung  reden  liess,  dann  i«t  zu  fürchten,  dass  die  erkältenden  Fragen 
sicli  (iuicliarbeiten :  ob  denn  um  h  das  Bestehende  verdiene  mit  solchem  Anf- 
viaiide  an  Gut  und  lilut  vertlnidigt  zu  werden?  ob  mit  H» i:ht  Forderungen 
all  Die  gestellt  werden  können.  wcU-ben  beharrlich  das  Billigste  versagt 
wurden  sei?  Das  ib  ntsclie  Volk  hat  uiebt  das  unklare  fk-fühl ,  w«  iches  zur 
Vertheidigung  des  «heiligen-  Russland  aufgeregt  weniiu  kann,  nicht  den 
empörten  Abscheu  des  Fran/<)«^''n  gegen  eine  feindlielie  Betretuug  des  vater- 
ländischen Bodens;  aber  es  konnte  den  englin  ht  n  unbeugsamen  EntscUiuss 
haben,  bis  zum  U  t/tcu  Mann  das  eigene  H«'(bt  und  Haus  zu  vcrtheidigen. 
Hierzu  cehörte  jcdoeb  auch  eine  englische  Zuti  it-denheit .  nm  <o  zu  reden 
vollständige  Sättigung  ndt  den  tinbeiuüHehen  Zustünden.  —  Zweitens  aber 
liegt  eine,  freilicli  naeb  Art  und  Zeit  nnbestinuntere.  aber  de««halb  nicht 
minder  wirkliche  Gefahr  darin,  dass  früber  oder  später  eine  Bem'gung  im 
Inä)t  in  ent^^t'^M  H  kann.  Der  Anstoss  mag.  wie  im  Jahre  l'^IB.  /unneb«;t  vom 
Auf-laii(l(  kommen  :  er  kann  aber  auch  im  Innern  Deut-chiamK  ;in-brechcn. 
An  gewissen  Orten  b'is^t  man  »•«  ja  an  Vcranla«'^ungen  nicbt  fehlen.  Es  ist 
wahr,  die  Verbältnisiäe  sind  itzt  günstig»  i-  U\r  dio  Aufn'<hthaltung  des  Be- 
stehenden, als  im  Mörz  1848,  weil  eine»«  I  nuiles  die  Regierungen  gerüstet, 
2um  Handehi  entschlossen,  in  den  Mitteln  zur  ünterdrückune  von  Auf^^tflnden 
erfahren  sind,  andern  Theils  aber  anerkaimie  Hftupter  eini  i  liewi  gung  kaum 
etwa  noch  bei  der  demokratischen  I'artei  bestehen,  diese  aber  zuniich^^t  noch 
entschiedenen  SSuierrtuien  bei  den  Alt  liberalen  fände,  ilberdie^s  kein  von 
Allen  anerkanntes  Ziel  jetzt  mehr  bestellt ,  wie  es  damals  die  Gründung  eines 
Parlamentes  war.  Auch  ich  bin  daher  überzeugt,  dass  von  einem  gleichen 
Kart4»nhaus  -  ähnlichen  Umfallen  aller  bestehenden  Gewalten  nicht  wieder  die 
Rede  sein  wird,  wie  1848.  Dabei  aber  kommen  m  die  andei-c  Wagschale 
neue  Beschwerden,  (  weil  nicht  hlos  über  Vorenthalten,  sondern  iiber  Wieder- 
entziehen geklagt  wird.)  in  einzelnen  Landstrichen  bitterster  H;i««.  das  Vor- 
handensein einer  demokratischen  Partei .  die  gflnzliche  Beseitigung  der  frü- 
heren gemässigten  Führer  und  Zwecke.  Eine  neue  Bewegung  in  Deutschland 
würde  somit  gros«!en  Widerstand  finden ,  aber  auch,  fürchte  ich ,  ganz  ander« 
schrecklich  auftreten.  Welcher  menschliche  Verstand  möchte  aber  für  einen 
solchen  Fall  die  (irüsse,  die  Ausdehnung,  die  Daner  des  Unglückes  bemessen 
wollen?  Xnr  die  Zustände  zu  Anfang  de>.  siebzehiuen  Jahrhunderts  können 
hier  einen  Veruh k  iinngspnnkt  abgeben.  Dann  ist  aber  nnch  der  dreissig- 
jiUirige  Krieg  der  .Mftassstab  der  Uebel.  Die  AehDlichkeiten  sind  iu  der  That 
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schlagend  und  «^clirrrkcnd ,  namentlich  anch  in  d*  m  Vorhalten  des  Auslandes. 
Nur  freilich  sind  andere  Namen  ein^nRetzen ;  anstatt  Rom  und  Madrid  wäre 
CS  i^etersbnrg,  statt  Schweden  vielleicht  Sardinien.    Frankreich  bliebe. 

Wo  aber  ist  die  Hülfe  m  snchen?  Tn  welcheti  T.ehenskreisen  soll  ge- 
handelt werden ,  um  den  Gefahren  ganz  zu  begegnen ,  oder  wenigstens  aaf 
sie  gerüstet  zn  sein? 

Ich  habe  mir  freilich  dadurch,  dass  ich  die  Bundcseinrichtnngeu  ans 
dem  Kreise  nn<erer  Besjireehnngen  ausgesch hassen  habe,  die  Erörterung 
des  hanptfiächlichsten  Mittels  untersagt.  Es  ist  einleuchtend,  dass  in  Deutsch- 
land ein  auch  nur  leidlicher  iiolitischer  Zustand  nicht  bestellen  kann,  wenn 
nicht  die  GesariintM  rfassung  befriedig«  nder  ist:  und  zwar  gilt  diess  sowohl 
im  Verhflltnisse  /um  Auslande,  als  für  das  innere  Staatsleben.  Gott  aber 
weiss  es.  wie  weit  wir  hier  noch  vom  Ziele  auch  der  bescheidensten  An- 
sprüche sind.  Ich  halte  jedoch  meinen  Entschluss  fest ,  dieses  G<>biet  nicht 
zu  betreten.  Damit,  dass  hier  Vieles  und  Wichtiges,  ja  Alles  noch  zu 
thiin  i^t .  ist  natürlich  nicht  a n^ffp schlössen ,  dass  nicht  auch  iri  andern 
Vcrhüiiuisscu  gewirkt  nnd  gehesjert  werden  kann  und  muss.  Neben  der 
wesentlichen  Wichtigkeit  des  Oocamuitzu«;t;rii'l  bleibt  immer  auch  noch  die 
Ordnung  im  Inueru  der  ein  eiiu  n  Staaten  eine  unerlft^liche  Bediagong  der 
Sicherheit,  weil  der  Zufn*  :]. niieit. 

Es  ist  eiu  bekannter,  wenn  schon  oft  nicht  befolgter,  Satz,  dass  man 
nicht,  medicinischen  Pfuschern  gleich,  hei  Rtaatsüheln  an  den  Symptomen 
kociren  soll,  anstatt  die  Ursachen  zn  untersuchen  und  diese  zn  lieben.  Ich 
will  dieser  Lehre  lolgen  und  alle  Maassregeln  von  von.lu  rr'in  bei  Seite 
schieben,  Avelche  unr  gegen  folgen,  nicht  aber  gegen  die  Gründe  unserer 
Zustilnde  gerichtet  wftren.  Solche  Maas«regeln  sind  vielleicht  nii  sich  ^nm 
richtig  und  nothwendig,  weil  auch  eine  böse  Folge,  wenn  sie  einmal  Dasein 
gewoimeii  hat ,  nicht  geduldet  werden  darf.  Ahpr  diess  ist  eine  Sache  f^r 
sich  und  macht  das  Handeln  in  der  Hanptsarlir  nicht  ühcrflflssig.  Ein  Ge- 
schwür, welches  durch  böse  Säfte  erzeugt  ist ,  muss  allerdings  geöffnet  und 
vielleicht  ausgebrannt  werden;  allein  der  tüchtige  Arzt  wird  hauptsächlich 
die  Säfte  n\  vei  l  f     ni  suchen. 

Ich  werde  demiiaeli,  mein  i'reund.  Sie  in  meinen  folgenden  Mitthei- 
lungen nicht  mit  Anstalten  zur  Verhinderung  oder  Bestrafung  cin/i  Ini  r 
Missbrflnche  oder  Missstilnde,  also  mit  Vorschlagen  gegen  die  schlechte 
Presse,  gegen  das  Vereins-  und  Versammlungswesen,  oder  mit  Gesetzent- 
würfen über  die  Behandhing  ^h-r  politischen  Prozesse  beheiligen.  Mit  solchen 
Mitteln  komjnew  wir  nicht  vom  Flecke;  sie  sind,  wenn  sie  als  die  einzigen 
TorkclinirjL^smaas«!regeln  dienen  sollen,  nur  ein  .4rT7mth<!zetignis8,  welches 
Gesetzgeber  und  Staat?smäiiner  ihrem  Verständni«-  i-  der  wahren  Urs:acben 
des  Uebels  ausstellen,  oder  gar  eiu  stiilschweigeudeii  Eingestftadmss  bOseu 
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Willens,  welcher  keine  Vcrbossornng  des  eigentlichen  Üebels  verlangt,  viel- 
leicht selbst  seiiion  Vorthcil  darin  findft. 

Ich  bitte  dabei  übrigens,  mioh  nidit  niisszuverstchcu.  Vyllkouimen  er- 
kenne ich  an,  dass  dnrrh  sclilt  chic  F'rf -hv  lureh  Klubwe«en  nnd  durch 
Wühlen  und  Hetzen  io  Volk.sversanimlungen  Bclion  viel  Uebels  in  der  Welt 
und  insbesondere  in  Deutschland  gesehehen  i'-t :  ioh  bin  vtdbtäiuliu'  damit 
einverstanden,  dass  dorcb  die  Feigheit  oder  die  Mitschuld  von  Gcschwornen 
einige  sdiüudbare  T/Ossprechungen  erfolfrt  «ind.  Anch  gehöre  ich  wahrlicii 
nicht  zu  den  Pinseln  oder  Henchlem ,  welche  von  einer  verstfindifren  und 
eittliclieu  Pressgesetzgebung  durch  das  Gerede  abhalten  wollen,  bedürfe 
keiner  staatlichen  Maassregeln  gegen  Pressvergeben,  die  Presse  selbst  liringe 
die  Hülfe,  «ie  sei  die  Tian7o  des  Achill,  wilehr  '  prwunde  und  heile;  welche 
die  ünni<'i-'lii  it ,  uehen  einer  ansgehildetcn  Klnborganisatiow  zu  regieren, 
durch  dit  Iliinb  utnnff  beseitigt  glau]>en,  dass  ja  anch  Vereine  in  conserva' 
tiver  lüchtuug  müglich  seien;  oder  welche  kein  andere«!  Mittel  ccen  die 
Aufforderungen  m  Mord  und  Aufruhr  in  einer  Pfingstweidf'Npr';annnlung  cin- 
rftumen,  als  eine  naebhinkende  Klage  gegen  den  einen  edrr  dm  andern  all- 
zu plumpen  iUdner.  Nein,  der  Staat,  die  GescllM iiali  und  die  Einzelnen 
müssen  wirksam  oe'^ehüt/t  werden  gegen  die  Untergrabung  jedes  Hechtes 
und  gegen  bübisclie  Veriiobiiungen;  den  Behörden  darf  nicht  die  lächerliche 
Rolle  zufallen,  nur  die  Lust  zur  Verhütung  oder  Abruj^iuig  von  Gesetzwid- 
rigkeiten zeigen,  nicht  aber  einen  Erfolg  herbeiftihren  zu  können.  Ich  bin 
also  nicht  nur  für  Strafen  und  fllr  unmittelbares  EinRchreiten,  sondern  aucli, 
nnd  sogar  vorzugsweise,  für  Vorbeugungsmiltcl  (mit  einziger  Ausnahme  der 
Censur,  weil  diese  ein  dummes  Mittel  i«;t).  Im  Zweifei  will  ich  sogar 
weit  lieber  eine  Ueberschreitung  der  Rechte  des  Staates .  als  eine  unver- 
<>tändige  Straflosigkeit.  —  Allein  trotz  dieses  Einverständnis.ses  bin  ich  doch 
immer  weit  entfernt  gewe'^pn  ,  in  den  genannten  Uebeln  die  eigentliche  Ur- 
sadic  des  MissveiviinL' ijs  und  der  schlimmen  Zast&nde.  sei  e«;  in  den  Jahren 
1848  und  49  sei  f  >  zu  jeder  andern  Zeit,  zu  sehen;  mni  icii  kann  also  auch 
itzt  in  einer  noch  .so  richtigen  Bekämpfung  1;(  in  Mittel  zu  der  von  mir  ^e- 
sncliteii  Gfsundung  erkennen,  Jener  ganze  Unfug  war  vielmehr  eine  Folge 
der  allgemeinen  Z  ■! nittuiiL'  im  Staatskon^-r :  und  wenn  er  etwa  heute,  bei 
einem  Nachlasse  der  Regicrungsfaust.  schlimmer  emporwucbern  sollte  als  je, 
so  würde  wenigstens  ich  diess  ehea  auch  nur  als  eine  Folge  indessen  noch 
tibler  gewordener  ;( 11  l'(  meiner  Zustände  anselu  n.  Mnn  «stelle  ein  gesundes 
staatliches  Leben,  daniit  aber  Zufriedenheit  h(  r  i1;miu  hndet  der  Mordbrand 
der  Kiubisten  und  nomadischen  Literaten  keinen  leuerfangenden  Stoff,  oder 
wird  wenigsten^  Verbrechen  und  Niederträchtigkeit  mit  leichter  Mühe,  weil 
mit  allgemeiner  Zustiiumung,  niedergeschlagen.  Die  englische  liegierung 
Biag  nach  Üclicben  .scbrctbei»  und  redeg  iasseu,  deou  es  macht  dort  kanui 
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gefthrUchtti  üiadniek.  Und  wenige  Tmrftlle  siiid  tta  nieh  m  belehnad 
gewesen,  als  jenes  Wegschmelzen  des  grossen  Ghartistenui&ages  w  den  rwei- 
iBalhnnderttansend  Btrgern,  weklie  aidi  ^  Stneien  Londons  entlang  als 
MwOlige  HUftbeamten  der  ftfentUehen  Oidnong  anlslellten.  Sokhes  ist  die 
Macht  tiner  entachiedoien  Affentliehen  Heinong  imd  einer  mimlWien  Hal- 
tung Aller;  aber  diese  sind  nur  an  erwarten  und  »figlicb  bei  einem  Yolke, 
welches  infrieden  ist  mit  seinem  Zustande. 

Heine  Angabe  ist  also  aui&cfaet,  die  wahren Chrllade  uiserer  nnglflck* 
liehen  Öffentlichen  Zustände  in  Deotechland  m  snehen.  * 

m. 

kh  Utte  Sie,  lieber  Freond,  nm  eine  einstweilige  Zttgeltmg  der  ssitgrri- 
sehen  Lanne,  weiche  aidi  vieticicbt  bd  Urnen  regen*  wird,  wenn  ich  Ihnea  jetst 
sftge,  worin  Ich  den  wahren  Grond  anserer  sddlmnien  staatlichen  Zostinde 
finde;  Idi  schmeidJe  mir,  Omen  im  wetten  Terianfe  an  seigen,  dass 
män»  Erkttmng  doch  nicht  so  fdatt  ist,  als  sie  aaf  den  ersten  Aidiick 
fielteidtt  scheinen  mag. 

Heber  üeberzeaguog  gemlss  ist  nämlidi  (immer  natflrlich  mit  Vorbe- 
halt des  bedeutenden  AnHiells,  welcher  anf  die  Gesammtrerftssmig  Dentsch- 
laads  ftttt)  dae  Unheil  sorQeknfBhren  anf  das  11  isslingen  des  consti- 
tntionellen  Sysiemes,  sowie  es  bei  vns  avfgefasst  und  gehand- 
habt  worden  ist 

Diess  ist  freilidi  in  seiner  Allgemeinheit  kein  sehr  neuer  Satz ;  und  den- 
noch habo  idi  denselben  in  seiner  richtigen  Auffassung  und  in  seinem  ganzen 
Zusammenhange  erst  begriffen  bei  immer  wiederholtem  Nachdenken  über  das 
Erlebte  nnd  da«;  Bevorstehende.  Wenn  ich  dabei  allerdings  theilweise  auf 
Meinungsgenossen  stiess,  so  konnte  ich  doch  im  Wesentlichen  mit  keinem 
übereinstimmen,  und  nicht  selten  gingen  unsere  Wegt  :uu  eine  Zeit  lang  zu- 
sammen, dann  aber  in  gerade  entgegengesetzten  Richtungen  auseiDaiuLr. 
Beziehungsweise  wenigstens  darf  ich  meine  Theorie  iur  mem  Eigentham 
halten. 

Gestatten  Sie  mir,  dass  ich  Ihnen  für  heute  nur  angebe,  wie  ich  meinen 
obigen  Satz  nicht  verstehe,  und  mit  wem  Sie  mich  also  nicht  zusammen^ 
werfen  dürfen. 

Vor  Allem  verwahre  ich  mich  dagegen,  dass  ich  zu  den  AnhiinjL;oi  des 
unbeschränkten  Fürstenthumes  gehöre,  weder  zu  den  ganz  einfachen  iiii  l  c-hr- 
lichen,  nocli  zu  den  gleissnerischen ,  welche  einen  Schein  von  Vollv^oiniluss 
aber  ohne  alle  Wirklichkeit  gestatten  wollen,  etwa  berathende  Sumde,  No- 
tabelneinberufungeii ,  u.  dgl.  Das  Fehlschlagen  des  bisherigen  Gebahrens 
finde  ich  nämlich  keineswegs  darin  begründet ,  dass  das  Volk  überhauj)!  zu 
e^ier  Theilnaluue  an  Staatsgeschäfiua  ^ur  nicht  befähigt  und  der  ganze  Gedanke 
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ein  luiverständiger  sei.  Nein,  aucli  licufo  noch  ( rächte  icU  die  TbcUnahme  eines 
auf  die  ciitspreclu'iMle  Bildung.sstulV  golangtoii  Volkes  au  den  öffentlichen  Ange- 
legenheiten und  an  scun-n  eigenen  AngelegeuUeiten  für  ein  Recht ;  und  noch  heute 
sehe  ich,  freilich  richtige  Einrichtungen  vorausgesetzt,  in  solcher  Tlieilnahme 
grosse  Vortheile.  Ich  will  kein  Kapitel  und  System  de«  aHgemcinen  Staatsrechtes 
oder  der  Politik  ah>chreihen.  gehe  auch  in  meiner  Begrtindung  der  Volksvertre- 
tung weder  auf  die  angeblichen  Urverträge  im  Staate,  noch  auf  die  Lehre  der 
Gewaltentrennung,  noch  auf  sonstige  weithergeholte  und  durch  ihre  Ktlnstlich- 
keit  der  Ucber^seugung  ermangelnde  Beweisführungen  ein :  vielmehr  fasse  ich 
die  Frage  einfach  praktisch  und  mensichlich  an,  und  linde  so,  dass  man  nicht 
befugt  ist,  verständige  Männer  wie  eine  Heerde  Schaafe  zu  leiten  ohne  ihr 
Wissen,  ohne  ihren  Willen;  ferner,  dass  die  Geschichte  und  die  Erfahrung 
nnsercä  eigenen  Lebens  dem  Königthume  kein  solches  unbedingtes  Zengniss 
von  Einsicht,  UueigennQtzigkeit  und  Fürsorge  ausgestellt,  dass  dasselbe  bil- 
li^rweise  ein  Vertrauensvotum  für  alle  Zeiten  und  eine  ununtersuchtc  Lei- 
tung der  allgemeinen  Angelegenheiten  verlangen  konnte.  Uebtidies  ist  es 
sehr  wünsciienswerth ,  dass  die  Staatszustände  nicht  blos  aus  dem  Gesichts- 
punkte der  Bcfehk'U([(  11  und  Empfangenden,  sondern  auch  aus  dem  der  (xe- 
horchenden  und  (tcIk uden  gcprüli  werden.  Auch  ibt  eine  Eim-ichtuug  von 
gröbstem  Kutzen,  welche  nnabhftugigen  Männern  die  offene  Aussprechmig  der 
thatsächliclien  Wahrheit  gestattet,  dadurch  aber  die  Regierung  verhindert, 
die  gcsaiuüiien  öffentlichen  Zustände  nur  in  der  ihr  beliebigen  Weise  und 
Färbung  darzustellen,  vielleicht  ein  völliges  System  von  Täuschung  vorzube- 
reiten und  aufrecht  m  erhalten.  Die  Einwendung  der  Unfähigkeit  des  Volks 
m  guten  Wahlen  beseitige  ich,  lür  meine  Person,  zwar  nicht  mit  der  An- 
nahme einei'  Art  von  mystischer  Inspiration  zu  diesem  Gcschöfle;  aber  ich 
glaulie,  dass  es  gar  wohl  möglich  ist,  das  Recht  zur  Bezeicluiung  der  \  oiks- 
vertrctcr  in  verständige  Hände  zu  legen.  Von  einem  allgemeinen  Wahlrecht 
darf  dabei  freilich  keine  Hede  sein.  —  Jedeufalk^  aber  muss  ich  mich  noch- 
mals gegen  alle  blobbe  Sehe  min  ittel  erklären.  Erfahrung  erzieht  zum  Manne; 
mid  nach  allem  dem,  was  die  Ucutbchen  in  den  letzten  vierzig,  fün&dg  Jahren 
duichlebt  haben,  i^t  es»  geradezu  eine  Uuverschänitheit,  sie  mit  einem  Puppen- 
spiele abspeisen  zu  wollen.  Hier  muss  man  mit  Figaro  fragen:  wer  .!(  nn 
eigentlich  betrogen  werden  soll?  Die  Folge  einer  solchen  Missuclduug  kauu 
nur  doppelter  lina^  sein,  wie  sich  diesj»  z.  B.  iu  Frankreich  seit  der  Schein- 
Vertretung  von  If^'rl  bei  allen  Denkenden  herausstellt.  Und  ich  wenig- 
stens bin  ein  viel  zu  (  ntschiedener  Anhänger  des  erblichen  Königthumes,  weil 
einer  trefflichen  politischen  Anstalt,  als  dass  ich  sie  durch  ein  so  gefähr- 
liches Spiel  blosstellcu  mochte.  Ein  abermaliget»  Fehischlagen  monarchischer 
Staatseinrichtungen  dürfte  es  schwer  überstehen,  namentlich  wenn  man  den- 
selbea  vou  H^usü  uu&  UukM  und  ttbk-a  Gluubcu  lutselii^u  kumitc. 


$02  Dti  BojfflUBhillimhini 

Zirallau  g«h«f«  ich  Hiebt  m  Denen,  wekke  swar  nicht  im  AUgeaeiDcn 
efawr  YoUnvertretiiiig  abgeneigt  sind,  aber  den  Dentadien  inabeioiidcre  iffi« 
Fähigkeit  dam  absprechen.  Man  püegt  sieb  nur  Begrtndung  dieaea  weg- 
werfenden Uiüidla  banptaichUch  anf  awci  ThaljMMshen  an  benfen.  Etnanl 
aaf  die  Erfithmngeii  seit  Einftthniag  der  constitation^leB  Veiiiuaiingen  In 
0entB€Uand,  wo  aieh,  je  nach  der  Qeatattang  der  Imseren  Verfaftltniaaey 
dar  Haogel  an  alaatlicher  Einsieht  oder,  in  deren  Abwesenhdt,  wenigBtena 
einca  Inatfnktes  bald  dnrcb  ObfinahBe  Fügsamkeit  nnd  Abwesenbeit  Jeder 
slaataniimiaehen  MtiAftife,  bald  aber,  namentlich  in  den  Jahren  184B  ond 
1849,  dardi  nnsinnige  Uebertreibnngen  nnd  Hingebung  an  die  elendsten 
Bdireier  gar  Übel  bewiesen  habe.  Zwdtens  aof  die  politische  Haltung  d« 
Deutschen  in  Amerika,  welche  anch^  dort  durch  ihre  UnterstOtning  Jeder 
änsBersten  Partei  Mangel  an  üitheil  nnd  nicht  selten  —  so  a.  B.  aehwr  Seit 
durch  ihre  Begeisterung  Qlr  Kossuth,  den  Drllnger  alles  Deutschen  aach 
Mangel  an  Ehre  und  Selbstgeftthl  zeigen.  Ich  läugno  diese  ThatsadMU^picfeft, 
aber  sie  machen  mich  doch  nicht  irre.  Ich  erachte  auch  die  Dentachafc  Htn 
nicht  f&r  vorzugsweise  politisch  organisirt,  allein  ich  glaube,  Au»  aia  gute 
Ersatzeigenschaften  haben.  Die  angeblichen  Erfahrungen  im  eigenen  Lande 
schlage  ich  geradezu  fOr  nichts  an,  weil  die  Dinge  gar  nicht  anders  kommen 
konnten,  Niemanden  aber  ein  Yorwnrf  trifft,  wenn  er  einer  Natumotbwendig^ 
keit  nachgiebt.  Hinsichtlich  der  Verfassungen  war  das  deutsche  Volk  dordl 
diese  selbst  zu  einem  fiüschen  Gedanken  verleitet  und  in  einen  £fttochen 
Mechanismus  gesteckt  worden;  es  war  also  natürlich,  dass  es  schliecht 
gieng.  (WTie  ich  diess  meine,  kann  ich  ei^t  später  deutlich  machen.)  Die 
Ueberstttrzungen  von  1848  aber  waren  vcidinitr  Fulgin  einer  verkehrten, 
hinhaltenden,  auch  das  Billige  nicht  gcwährendoii  Politik.  P'rcilich  fiel  non 
Alles  in's  andere  Extrem-,  aber  ist  diess  nicht  eine  psychologische  Noth- 
wendigkeit?  Für  einen  Beweib  einer  Unfähigkeit  m  normalen  Zuständen 
kann  es  wahrlich  nicht  gelten.  Was  aber  die  deutscheu  Amerikaner  betrifft, 
80  ist  auch  deren  Beneliinen  so  naturgeiuü'NS,  dass  das  Gegenthcil  ein  wahres 
Wunder  wäre.  Fast  ohne  Ausnahme  den  nngebildctsteu  Klassen  .ui^chorig, 
auf  ilire  Zustände  im  alten  Lande  mit  llass  zurücksehend,  weil  sie  da  in 
Armuth  und  Uebervölkerung  erstickten,  vielfach  frtiher  von  der  Schreiber- 
wirthschall  gcpiuyi ,  lIlIuu  h  sie  sich,  möchte  ich  äugen,  in  der  neuen  Weite 
der  Iläuiue  und  (jesetzc  mit  Wollust,  ninl  glauben  natürlich  üicht  crenug  iu 
ihren  Freiheitswünschen  thun  zu  kuiiucn.  Es  ist  einfach  der  Üci^eiisatz. 
Man  gebe  nur  dem  Deutschen  eine  richtig  angelegte  bürgerliche  Freiheit; 
man  versage  nicht  grundsätzlich  das,  was  die  unendlidic  Mehrzahl  verlangt; 
mau  richte  ea  im  Grossen  so  em,  Ua»»  man  acii  uicliL  schämen  jmiss,  ein 
DeiUacher  zu  sein.  Es  ist  so  viele  Bildung  in  der  Nation,  wie  m  kf«iner 
andern;  sie  hat  fiechtsgefOlU  und  Gewissen;  dabei  ruhige,  geduldige 
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OflOifitkMrt  und  keine  poliüscbeyerdorbenheit.  Warum  boU  mit  Bokfaen  £le« 
mMiten  eine  nttftzUdM  and  eich  edbet  befacmchende  Theiluakme  des  Volkes 
•n  eeinen  Ang^genheiten  nicbt  mögUcli  sein?  Kein;  in  der  Art  des  deai* 
achen  Volkes  finde  ick  den  Omnd  des  Misslingens  des  ' oonstitationeUen 
Sjrstemes  nicht 

Feiner  wefden  Sie  mir,  hoffe  idi,  die  Gerechtigkeit  angedeihen  lassen, 
mich  nicht  mit  dem  grossen  Haufen  der  SpiessbUrger  zosammeozowerfen, 
wekhe  Yon  Ver&ssnngen  nnd  oonstitotioneUem  Systeme  nichts  mehr  hOren 
«oUeii,  weO  dasselbe  eriUmingsgeniftss  keine  Erfolge  gehabt  habe.  Diess 
hfliest  natürlich  nichts  anderes,  als  dass  die  Hoifonngen  dieser  Klasse  nicht 
efftUt  norden  sind.  Allein  die  Frage  ist  dann,  welche  Hoffnungen  diese 
waren  nnd  ob  es  je  verstandig  war,  sie  su  hegen?  Diess  ist  nun  aber  ge- 
nden  in  lingnen.  Die  guten  Lente  erwarteten  von  der  Binfhhmng  ebier 
Volksrertretnng  vor  Allem,  und  vielleicht  ansschliesslich,  eine  wiMeile 
giemng»  also  Verminderang  der  Abgaben ;  nnd  nnn  finden  sie  im  Gegentheüe, 
dass  die  Budgets  fast  regelmässig  steigen  and  der  Staat,  mit  Znstimmnng 
der  Sünde,  itst  weit  mehr  braucht,  als  vor  dreissig  Jahren,  dass  flberdiess 
die  Staatsschnlden  Qberall  sich  verdoppelt  nnd  verdreifiicht  haben  im  tieCsn 
Frieden.  Hierin,  mein^  sie  nnn,  hfttte  man  keine  Kanunem  gebraucht ;  nnd 
es  hatte  sofsr  noch  das  viele  Geld  erspart  werden  kdnnen,  was  diese  hosten. 
—  Hier  ist  nnn  allerdings  die  Thatsache  gans  richtig ,  dass  die  Staatsana- 
Bsben,  fiiigiich  anch  die  gefiorderten  Ekinabmen,  seit  einem  Uenschenalter 
betiichtlich  gestiegen  nnd  in  der  Begel  in  fortwährendem  Steigen  begriffen 
Bind;  ebenso  die  Zunahme  der  Staatsschulden.  Nichts  ist  aber  verkehrter 
and  knmiditiger,  als  die  Schuld  hiervon  emem  Mangel  an  PflichterfUlnng 
von  Seiten  der  Stande  sosnschrelben,  oder  aberhanpt  ein  Unrecht  und  ein 
Unglack  darin  lu  finden.  Vor  Allem  handelt  es  sich  davon,  was  einer  Seita 
mit  den  weteea  Atogaben  geleistet  wird,  beziefanngsweise  geleistet  worden 
ist,'  und  wie  anderer  Seite  die  itzigc  Steuerhut  zu  dem  itagen  Nationalehi" 
kommen  steht  ünd  hier  liegt  denn  non  doch  gans  klar  vor,  dass  nicht  ma 
die  verschiedeoen  Staatsswedcc ,  gci  u^^r;  und  stofflicher  Art,  in  weit  vott- 
stindigerem  Uansse  erfllllt  werden,  als  fraher,  sondern  dass  anch  riesige, 
dem  Vermögen  nnd  Erwerbe  der  Eiuiehien  unmittelbar  snm  grOssten  Vor* 
thaile  gereichende  Maassregeln  anf  Kosten  der  Staatskasse  oder  wenigstens 
unter  wesentlicher  Beisiidiung  derselben  getroffen  wurden,  wie  s.  B.  die 
Ablösungen  der  Grundhistcn,  die  Eisenbahnen.  Theils  eben  durch  diese 
Einrichtuiigen ,  theils  aus  anderen  Grflnden  ist  aber  die  Zahlnngsflhigkeit 
der  Bevölkerungen  mindestens  in  dem  gleichen  Haasse  mit  den  erhöhten 
Anforderungen  geBtiegun,  and  somit  in  der  Wirkliehkeit  itst  keine  schwerere 
lASt  SU  tragen.  Hier  ist  also  nur  Gewinn,  nftmlich  weit  grossere  Lebtung 
des  Staates  ihr  wesentlich  gleichgebliebene  Belastung.  Sodann  muss  den 
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krämerischen  Rechnern  bemerkt  werden ,  dass  wir  leider  in  einer  Zeit 
wesentlichster  Verwandlung  des  Werthes  der  edlen  Metalle,  also  des  Geldes, 
leben,  und  dass  es  eine  grobe  Unwissenheit  oder  eine  plumpe  Täuschung 
ist,  eine  vor  vierzig  Jahren  ausgeworfene  Summe  für  gleichbedeutend  mit 
derselben  Zahl  vom  heutigen  Tage  auszugeben.  Nur  der  Name  ist  derselbe, 
nicht  die  Suche.  Endlich  noch  darf  auf  das  Entschiedenste  geläugnet 
werden,  dass  die  deutschen  Ständeversammlungcn  nichts  gethan  haben  zur 
Niederhaltung  der  Staatsausgaben.  Diess  geschieht  vielmehr  in  doppelter 
Beziehung  überall  und  so  zu  sagen  stündlich.  Einmal  nämlich  in  Betreff 
der  Festsetzung  der  Ausgaben.  Mag  es  auch  nicht  von  sehr  grosser  Be- 
deutung sein,  was  bei  der  Berathung  des  Budgets  an  den  Regierungsforde- 
rungen gestrichen  und  auf  solche  Weise  unmittelbar  ersi)art  wird,  (und  selbst 
dieses  ist  doch  nicht  zu  unterschätzen,)  so  ist  um  so  wichtiger,  was  von  den 
Regierungen  im  Hinblicke  auf  die  ständische  Berathung  und  wahrscheinliche 
Verwerfung  gar  nicht  einmal  verlaugt  wird,  ohne  Stände  aber  sicherlich 
ausgegeben  worden  wän*.  Wer  auch  nur  entfernt  mit  dem  Gebahren  im 
Inneni  der  Regierungen  bekannt  ist,  weiss  ja,  und  oft  genug  aus  unange- 
nehmer Erfahrung,  wie  unendlich  oft  nicht  nur  eine  einzelne  Ausgabe,  son- 
deni  ganze  Plane  unterlassen  werden,  weil  man  sich  nicht  getraut,  damit 
vor  die  Stände  zu  treten.  Die  Wirkung  der  ständischen  Einrichtung  ist  in 
dieser  Beziehung  so  gross,  dass  sie  selbst  nicht  selten  in's  Schädliche  geht. 
Zweitens  aber  wirkt  sie  durch  die  Verhinderung  von  Ueberschrcituugen  der 
Torgesehenen  Summen.  Diess  mag  einer  Seits  nicht  gerade  immer  geschehen, 
anderer  Seits  wohl  auch  zuweilen  am  unrechten  Orte:  allein  im  Ganzen  ist 
der  Einfluss  der  Stände  in  dieser  Richtung  unzweifelhaft,  mächtig  und  nütz- 
lich. Und  selbst  wenn  dem  Allem  nicht  so  wäre,  so  würde  schon  die  Ord- 
nung, Durchsichtigkeit  und  Verstiliullichkeit ,  welche  durch  die  öffentliche 
Prüfung  einer  unabhängigen  und  ausserhalb  der  Verwaltung  stehenden  Ver- 
sammlung dem  Staatshanshalte  aufgedrungen  wird,  den  höchsten  Nutzen 
bringen.  —  Mit  Einem  Woi  te,  eine  solche  itfennigwcise  Kritik  erscheint  nicht  nur 
höherer  Auffassung  des  Staatslebens  und  seiner  Zwecke  unsäglich  beschränkt, 
sondern  sie  ist  geradezu  unwahr  und  ungerecht.  Wegen  wirthschaftücher 
Unwirksamkeit  kann  unsere  ständische  Einrichtung  nicht  verworfen  werden. 

Aber  sie  soll  es  auch  nicht  werden,  weil  sie  eine  Anzahl  von  unüber- 
legten und  aus  Unkenntniss  der  Menschen  und  der  Anstalt  entsprungenen 
Erwartungen  unerfüllt  gelassen  hat.  Es  kann  kein  gerechter  VorvsTirf  ge- 
macht werden,  wenn  die  Wirklichkeit  fantastischen  Bildeni  nicht  entspricht. 
Die  Einführung  der  neuen  constitutionelleu  Verfassungen  wurde  mit  einer 
Begeisterung  aufgenommen,  welche  mehr  für  die  i>olitische  Unschuld  und  etwa 
für  das  Bedürfhiss  einer  Besserung  der  damaligen  R»  gierungsweise,  als  für 
i'iue  klare  Einsicht  und  für  ein  politisches  ßewusstsein  sprach.   Nun,  mein 
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lieber  Freund,  wir  haben  ja  die$e  rosen&rbenen  Trftaine  selbst  getrftomt, 
da  nnsere  Jugend  in  diese  Zeit  fiel.  Sie  erinnern  sich»  irie  auch  wtr  uns  in 
gans  ntopischen  Hoffnnngen  wiegten.  Bei  der  herzlichen  Uebereinstinunnng 
zwischen  Ftirst  ond  Yolk,  auf  welche  man  filr  alle  Zeiten  rechnete,  weil  sie 
ja  beider  Pflicht  nnd  Tortheil  war,  mossten  künftig  alle  Beschwerden  ver* 
schwinden;  vortreiflichfi  Gesetze  standen  in  Anssicht,  bei  denen  sich  die 
Cnuidit  ond  die  Erfahrung  der  Regiemngen  mit  der  BerOcksichtigang  der 
BedOrlhisse  nnd  WOnsche  der  Unterthanen  zu  einem  harmonischen  Ganzm 
•Tereinig^.  die  abstrakten  kunen  Sätze  der  Verfassungen  verkörperten  sich 
sJto^jg^K^eiheitspflanzenden  ond  freiheitssichemden  Einrichtungen.  Die 
nUttiluMiDten  nur  aaf,y|ili(Mand$liebende,  umsichtige,' unabhängige  Milnner 
qOen;  dem  Pürsten  musste ' zugetraut  werden,  dass  er  auch  einen  Wider- 
sprach  nur  Ihr  das  nähme,  was  er  wirklich  sei,  ftlr  die  Erfhllnng  einer 
unangenehmen  Pflicht.  Alle  Rechte  des  Volkes  waren  gesichert,  und  auf 
der  Liebe  des  freien  Volkes  ruhte  der  Thron  fester ,  als  auf  jeder  mate- 
riellen  hbcht.  Die  längst  gesuchte  Verbindung  von  Monarchie,  Aristokratie  • 
und  Demokratie  war  jetzt  geftmden.  Hit  Einem  Worte,  das  neue  System 
näherte  sich  der  Vollkommenheit  so  sehr,  als  fiberhaupt  den  menschlichen 
Dingen  beschieden  ist;  es  war  das  letzte  unäb^elfbare  Erzeogniss  der 
Staatsweisheit,  die  es  «so  treflich  weit  gebracht*  Wenn 'Sie  sich  dieser 
Jugendpolitik  etwa  nicht  mehr  klar  genug  erinnern,  so  nehmen  Sie  einmal 
die  Werke  wieder  zur  Hand,  welche  damals  als  kUssisch  in  der  Materie 
galten,  so  Aretin's  constitutionelles  Staatsrecht,  BrendeVs  Geschichte  der 
Bepräsentatioii,  oder  was  POUtz  «im  Lichte  unserer  Zeit»  ert}rterte.  War 
ee  nun  ein  Wunder,  dass  auf  solche  Ueberspannong  ond  Ueberschätznng 
bittere  Enttäuschung  folgte?  Abgesehen  davon,  dass  man  daran  gar  nicht 
dachte,  dass  jede  Slaatsart  gewisse  geistige  und  sachliche  Bedingungen  hat, 
ohne  deren  Vorhandensein  sie  das  Stadium  der  hohlen  Form  nicht  äber* 
schreiten  kann,  und  dass  man  sich  also  aidi  nicht  kktf  machte,  wie  nament- 
lich in  nnsem  zahlreichen  Duodezstaaten  es  völlig  an  diesen  Grundlagen 
fehle;  abgesehen  davon,  dsss  man  gleich  Frfichte  erwartete,  welche  im 
besten  Falle  erst  nach  Qenerationeii  reifen  konnten ,  wie  z.  B.  eine  bewttsste 
politische  Cresinnung  des  Volkes;  abgesehen  endlich  davon,  dass  man  nur 
nach  den  positiven  Erscheinungen  und  Folgen  sah,  anstatt  zu  bedenken, 
daas  die  hauptsächlichste  Wirkung  jeder  beschränkenden  Staatseinrichtung 
in  den  Verhinderungen  bestehe,  und  dass  sie.  um  so  mehr  nfltze,  je  mehr 
sie  selbst  von  dem  ersten  Anfimge  eines  schädlichen  Unternehmens  abhalte, 
somit  am  thätigsten  sd,  wo  sie  gar  nichts  zu  leisten  scheine:  war  ja  so 
viele  Vortreillichkeit,  als  man  erwartete,  nur  von  Engeln,  nicht  aber  bei 
sündhaften  Menschen  möglich.  So  fiel  denn  auch  in  der  That  eine  Hollhuug 
nach  der  andern  ab.  Anstatt  friedlicher  Entwickelung,  Stärkung  der'färst- 
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ydMB  OewBlt,  imgefthrlick'ii,  freisiumgeu  Widenprncbes ,  guter  Gesetz- 
geboog  u.  s.  w.  trat  nur  aUza  häufig  das  gerade  Gegentheil  ein.  Anfänglich 
glanbte  laan  noch  an  allmAhlige  Bessenuig,  an  Bp&tere  Gewöhnung,  rechnet« 
auf  Peraonenweduel.  Als  aher  die  Dinge  nicht  nur  nicht  besser,  sondern  in 
numehen  Stacken  sogar  Immer  schlimmer  vnrden,  da  trat,  wie  diess  za 
gehen  ptlegt,  an  die  Stelle  der  flherspannten  Erwartoag  gfinzliche  Yerwer- 
fang.  Die  Einen  gaben  alles  Vertrauen  auf  Staatsformen  auf,  da  sie  sich 
in  der  besten  getftascht  hatten;  die  Anderen  wfthutcn,  man  sei  nur  ni^t 
weit  genug  gegangen,  und  wendeten  sieb  zur  Republik.  Wie  gesagt,  mein 
Freund,  mit  diesen  einfach  Enttäuschten,  weil  anfänglich  Unverstilndigen, 
dürfen  Sie  mich  nicht  veruiischen.  Ich  mag  in  meiner  Jugend  zu  denselben 
gestanden  haben;  aUeiu  ich  habe  die  Ursache  und  die  Wirkungen  anders 
auffassen  gckrut. 

Abel  uulIi  zu  DciRU  gfhcire  ich  nicht,  welche  das  Fehlschlagen  der 
coübliUitioiiclku  Kcgicruugsweisc  duriii  tiudcii,  dass  die  geschichtliche  Ein- 
theiluiig  und  Ciniiuihigo  der  ständischen  Mitwiikuug  verlassen  worden  sei.* 
Ich  will  h|nltcreii  KrörtLrungeu  uicht  vorgreifen ,  uüd  begnüge  mich  daher 
hier  zu  bemerken,  das-,  ich  allerdings  unter  Anderem  eine  von  der  bisherigen 
verschiedene  Bildung  ih  i-  Volksvertretung  nothig,  die  bisherige  als  eine  der 
Ursachen  des  LLbid'^  ansehe.  Alk-iii  sehr  verschieden  hievon  ist  die  Fest- 
haltung der  initti  lallerlichen  Formen  und  Berechtigungen,  sowie  die  Meinung, 
dass  Wenn  m;iu  uui'  der  allgemeinen  Vertretung  Aller  ausgewichen  wäre,  es 
bei  dm  uiuu  Landtagen  und  ihren  Curicn  belassen  hätte,  genügender  Schutz 
gegeben,  alles  Cebermaass  von  Unruhe  und  Aenderuug  aber  vermieden  wor- 
den wäre.  Gerade  weil  die^e  Formen  geschichtlich,  d.  h.  der  Ge^Laliung 
einer  trüberen  gesellschaftlichen  Ordnung  gemäss  sind,  können  sie  jetzt 
nicht  mehr  laugen.  ISur  wer  den  völlig  unsinnigen  Satz  vertheidigen  will, 
dasö  uusere  jetzige  Gebellschaft  mit  ilu'cn  Interessen  und  albo  Keilileii,  um 
ihi  en  bchwerpunkten  und  alx)  An^i)rüchen  völlig  die  des  Mittelalters  sei,  kann 
in  der  13eibehultung  von  blusscii  Folgerungen  Heil  und  ikcht  sehen.  Wer 
aber  ausser  der  liilter^chaft,  dem  katholischen  Clenis  und  den  Städten  jel7.t 
auch  noch  andere  Existenzen,  andere  Intel  essen,  andere  Macht  erkennt,  der 
baut  ja  mit  sehenden  Augen  sein  Gebäude  viel  zu  eng ;  die  draussen  Stehen- 
den aber,  dieses  zeigt  alle  Erfahrung  und  liegt  in  der  Katar  der  Sache, 
wollen  sicii  auch  eindrängen,  wollen  namentlich  nicht  die  Kosten  für  die 
li«dathuug  der  Be\orrechteten  tragen.  Rmen  dieses  zu  verweigern,  ist 
Widersinn  und  Unnehi;  und  überdiess  kann  bei  dem  Drängen  leicht  das 
ganze  Gebäude  ühcv  den  Haufen  geworfen  werden,  uatüiiich  zum  Haupt- 
scbaden  derer,  welche  bereits  dann  sind  und  denen  die  Stücke  auf  die 
ivoiile  iallen.  Wenn  aber  die  ge'^chichtliche  Auffassung  noch  überdiess  ver- 
fälöchi  Werden  will,  und  wemi  sie  nur  zum  Vorwande  dienen  soll,  um  einer 
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einsigai  KlasM  dts  Uebergevicht  zo  Terachaffen,  so  konunt  so  der  Ver- 
kehrtheit mä.  Ungerechtigkeit  auch  nodi  Heechelei.  Bamit  aber  ist  irahr- 
Ikh  ein  gedeOiliches  mid  «ifriedeiiBtellendes  StlndeweaeQ  nicht  henastelleD; 
and  aas  keinem  Gmade  weaiger,  als  weil  es  die  Meiahercadiaft  der 
nuttelalterliehea  Stände  aoaachkMn,  ist  onier  ooostitntionelles  Sjratem  ver- 
nsglllckt 

Terkehrt  und  mm  Theile  wenigsten^  nngereeht  finde  ich  es  sodann, 
wenn  dieses  Misslingen.  einseben  Personen  beigemessen  wird,  seien  es  non 
Fürsten  oder  Minister.  £s  wllre  abgeschmackt,  den  Widerwillen  mancher 
Regenten  nnd  SCaatsm&nner  gegen  die  Beschrfinknngen  ihrar  £igeBmacht 
m  iftngnen.  An  vielen  Stellen  ist,  bald  kaner  bald  langer,  bald  grdber 
bald  feiner,  die  Entwickelnng  der  Ver&ssnngen  gehemmt  worden.  Allein 
man  darf  doch  diese  OrOnde  nicht  flberschttaen.  Abgesehen  datOD,  dase 
aocfa  der  ontadelhafteste  Wille  einen  fehlerhaften  Grundgedanken  des  gamen 
Systemes  nicht  beseitigt  bitte,  so  ist  schon  der  eine  Umstand,  dass  die 
Personen  in  verschiedenen  Lindem  and  Zeiten  sehr  verscbiedoi  nnd  wech« 
selnd  waren,  der  Fehlschlag  aber  allgemein  ist,  der  onwiderleglichste  Beweis 
davon,  dass  nicht  die  eiudge,  nicht  einmal  die  Haoptachnld  ihnen  aasn* 
messen  ist.  Nor  in  Einer' Bedehung  nmss  ich  in  den  Personen  ein  Haapt- 
bindemjss  sacken,  freilich  in  aUen  nnd  nicht  Uoes  in  eimselnen  bestimmten. 
Es  ist  diess  der  Umstand,  dass  sich  nicht  alle  Fikrsten  mr  Fflhmng  einer 
parlamentarischen  Regierung  verstanden*  Diese  bitten  sie  alle  ge- 
konnt, nnd  wenn  noch  allerdings  nicht  jeder  Grand  des  Scheiterns  dadnrch 
entfernt  gewesen  wire,  so  doch  ein  bedeutender. 

War  diess  aber  nur  iäm  persAnlieher  Fehler,  sö  ist  aoch  erklart,  wanun 
Sie  endKdi  mich  aoch  nicht  bei  den  Repnblikanem  soeben  dürfen.  Ich  Un 
nicht  der  Hefarang,  dass  nnser  bisheriges  censtitatioaelles  System  an  sidi 
fehlschlagen  masste«  weil  Itberfaanpt  eine  königliche  Gewalt  bestand.  Ich 
habe  ihnen  bereits  gesagt,  dass  ich  in  der  I>emokratie,  gleichgtitig  ob 
reine  oder  repräsentative,  eine  nnvollkommene  Staatsform  sehe.  Die  dgen- 
thllmlichen  Yortheile  derselben  werden,  meines  Bedflnkens,  von  den  naUIr^ 
Heben  Kachtheilen  weit  Oberwogen.  Ich  kann  mich  mit  einer  Regfenmgs- 
weise  nnmOglich  befrennden,  welche  wesentlich  anf  der  Mittelmassigkeit 
aller  geistigen  Znstande  beroht  nnd  eine  solche  wieder  ihrerseits  fördert 
In  dieser  BesiehaDg  haben  Tocqneville  nnd  Cherbolies  in  ihren  geistreichen 
Werken  Aber  die  nordamerikaaische  nnd  schweiierische  Demokratie  meinem 
Instinkte  langst  sn  klarer  Anfiusnng  verhoifen.  Ferner  sind  die  von  einer 
Demokratie  nnsertreoidichen  bestandigen  Wahlbewegongen  nnd  Wahlbewer- 
bongea  nicht  bloss  nnortraglich  unangenehm,  sondern  schaden  anch  der 
Festigkeit  und  Unabhängigkeit  der  Regierung  in  unberechenbarem  Maasse. 
Jeder  Torfell  vnrd  anter  den  Gesichtspunkt  der  bevorstehenden  Wahl 
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gebracht ,  ansgebeutet ,  verdreht.  Uud  wenn  gnmdsitzlose  Demagogen  One 
Hände  im  Spiele  liaben .  wie  diess  doch  selir  wahrscheinlich  ist ,  so  besinnen 
ne  siBh  keineii  Augciiltlick,  dem  Vaterland  den  grössten  Schaden  zuzuftlgen, 
wenn  es  nur  in  die  Wahlnmtnebe  passt.  Ich  will  mich  nicht  in  klassische 
Gelehrsamkeit  versenken  zum  Beweise  dieses  YorwnrfB,  den  Schatten  Kleon's 
beschwören;  allein  sehen  Sie  nur,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  die 
Sklavereifragc  als  Wahlniittel  ansgebeutet  wird.  Ehr-relzi./e  Schufte  besinnen 
sich  nicht,  das  Land  in  dem  stkndhaftesteii  und  verbrcchericlisten  Zustande 
zu  erhalten,  überdiess  es  fast  mit  Gewissheit  dem  scheusslichsteii  aller 
Schrecken,  einem  Sklavenkriege.  « ntgegfimifftliren,  bloss  weil  der  Süden 
Stimmen  fttr  die  Präsidentenwahl  hat.  Endlich  ist  mir,  der  ich  auf  eine 
gute  Verwaltung  so  viel  halte  als  auf  eine  gute  Verfassung,  die  Schwierig- 
keit einer  festen,  folgerichtigen  Regierung  in  der  Demokratie  höchst  za- 
widier.  Und  zu  diesen  allgemeinen,  zu  allen  Zeiten  gültigen,  Gründen  kom- 
men  fflr  mich  noch  zwei  höchst  bedeutende,  welche  sich  insbesondere  auf 
die  gegenwärtige  Sachlage  berieben.  Einmal  fürchte  iehyng^s  namentlich 
in  Deutschland  Demokratie  anmittelbar  in  Gommunismus  umschlagen  würde. 
Wir  haben  es  ja  erlebt,  was  unsere  Proletarier  unter  Freiheit  und  Repu- 
blik yerste|0i.  Zweitens  befriedigt  Demokratie  die  gesellschaftlichen  Be- 
dttrMsse,  also  den  Kern  der  Unzufriedenheit,  an  sidi  gar  nicht;  dieselben 
liegen  aof  einem  Felde,  welches  von  den  Regiemngsfoimen  gani  nnberflhrt 
bleibt.  Wir  worden  also  für  alle  Uebel  des  neuen  Znatandes  nieht  einmal' 
entschädigt  werden  durch  Beseitigung  der  alten  Klagen.  Also  unbedingt 
'gegen  Jede  Tbätigkeit  in  dieser  Richtung!  Ich  kann  es  leider  begreifen, 
dasa  sieb  in  Deutschland  seit  zeben  Jahren  Manche  republikanischen  6e- 
ihmungen  angewendet  haben,  daas  namentlich  die  unverständige  Selbstsucht 
Udnli^MT  djmastisdier  Interessen,  na  welcher  in  der  Krisi»  des  Jahres 
1859  der  Ruf  nach  Einigiceit  und  nach  mnthigem  Handeln  unberttclaichtigt 
•  aerBOhellte,  aar  Tenweifelten  Anfgebnng  des  FOrstenthams  brachte,  und  ich 
verberge  mir  nichtj  dasa  bei  einer  etwaigen  neuen  Bewegung  sich  die  Zahlen 
und  liachtverhfiltnisse  der  'Parteien  sehr  wesentlich  anders  geatatt«  wor- 
den, als  im  Jahfe  1848.  Allein  diese  Politik  der  Entrostung  kann  Den, 
welcher  die  objektive  Wahrheit  ancht,  nicht  bestimmen.  Sie  mag  mensch- 
lich erklärlich  sein,  aber  staatsmflnnisch  ist  sie  nicfal.  Jdk  bin,  wie  oben 
angedeutet  und  wie  ich  Ihnen  spAter  genauer  aaseinandersetien  werde,  der 
Ansicht,  dass  das  FOrsteuthnm  seine  Stellung  zur  Volksvertretung  fidsch 
genommen  hat,  zu  seinem  eigenen  und  au  Aller  Nachtheil;  allein  daraas 
folgt  noch  kdneawaga  die  Nothwendif^ceit  einer  Beseitigung  desselben,  son- 
dern nur  die  einer  Aenderung  seines  eigenen  Verhaltens.  Um  keinen  Preis 
möchte  ich  den  festen  Halt,  welchen  ein  erbliches  Fttrstenthum  im  Staate 
gibt,  nämlich  die  Beseitigung  des  Ehiigeizes  in  seiner  höchsten  Richtung^ 
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die  Befreiong  von  ewigen  ^Viililumtriebcn  und  von  Mlbi*tsü(  htigoni  Doma- 
gOgenthnme  missen.  Die  Demokratie  ist  ein  völlig  vcrzwrifeltos  Heilnittel 
gegen  die  allerdings  aacfa  vorhandenen  Uebel  der  Monarctiie .  das  nnr  dam 
erst  in  Frage  kommen  darf,  wenn  jene  Uebel  überwiegend  und  gar  nicht 
n  beseitigen  sind.  Letzteres  ist  aber  noch  gar  nicht  auf  die  rechte  Weise 
versucht  worden. 

Also:  ich  enu-lito  das  constitntionelle  System  nicht  für  fehlgeschlagen, 
weil  ich  es  an  sich  ilQr  unvernünftig  und  unausführbar  hielte,  dem  Yofke 
einen  verstftndigen  nnd  nüt/lichen  Antlieil  au  den  Öffentlichen  Angelegen- 
heiten ZD  geben;  nicht  dchshalb,  ^eil  es  nnerwogene  Fordemnges  nicht 
erftlUte,  oder  eine  mit  den  Furderuugen  unserer  ganzen  Zeit  unvereinbare 
WoUfeüheit  der  Regienmg  nicht  herbeifahrt;  nicht,  weil  ich  die  Dunftscben 
nach  ihrer  Yolkseigenthfimlichkeit  fQr  nnfilhig  zo  einer  ik^ien  Yafassai^ 
'hielte;  niehl,  weil  ich  glanbe,  die  goschiditUchen  Stünde  seien  das  allein 
Gerechtfertigte;  nicht,  weil  einzelne  Personen  dagegen  oder  wenigstens 
nicht  daf&r  wiiliten;  nicht  endlich,  weil  ich  mit  den  Repnblikaaera  an  dem 
Willen  und  an  der  Filiiglteit  der  Forsten,  mit  einer  oonstitntionellen  Yer- 
ihssong  ZQ  gehen,  bereits  rOUig  verzweifelte.  Und  dennoch  eracHe'  ich  das 
System  als  fehlgeschlagen  in  Deutschland. 

Ans  welchen  wahren  Gründen  aber?  INess  will  ich  in  meinem  nflchsten 
Schreiben  bestimmt  fennnlirt  nnd  positiT  anfgefesst  vorlegen,  wenn  Sie  mir 
GehOr  fcbcitoi  wollen. 


Es  ist  wohl  nur  ein  Scherz,  mein  sehr  Yerehrter,  wenn  Sie  mir  schreiben: 
«Sie  sehen  alles  bisher  von  mir  Yorgebiacbte  nur  als  Einleitung  an,  nnd 
behalten  sich  Fragen  nnd  Einwendongen  für  die  einstige  Beibringung  meker 
eigentlichen  Sttze  vor;  wollen  aber  doch  meine  Anftihlnng  aller  Mittel, 
dureh  welche  nicht  geholfen  werden  könne,  nicht  vorObergehen lassen,  ohne 
mir  zu  sagen,  dass  ich  offenbar  eines,  und  nodh  dazu  ein  eben  Jetzt  sehr 
berühmtes  und  praktisches  vergessen  habe,  nflmlich  die  Correetur  derVebel 
des  eonstitntioneUen  Systems  mittelst  der  Anwendung  einer  Militftrgewalt.» 

Auf  die  Gebhr  hin,  dass  Sie  Aber  mich  iSchehi,  wenn  ich  mich  pedao- 
tisch  ernsthaft  gegen  einen  nicht  ernsthaft  gemeinten  Einwand  kehre,  will 
idk  aber  doch  heute  nicht  in  mehien  Auseinandersetzungen  fortfehren,  son- 
dern einen  Augenblick  bei  der  wichtigen  Thatsache  stehen  bleiben,  auf« 
welche  Sie  hingewiesen  haben. 

Sie  haben  mich  gewiss  nicht  im  Yerdaehte,  dass  ich  die  Gewaltherrschaft 
Louis  Napoleon*s  billige.  Ich  verdamme  im  Gegentheü  das  Mittel  und  den 
bisher  gemacihten  Gebrauch.  Mit  Bangen  sehe  ich  den  Folgen  entgegen, 
welche  die  Befriedigung  desPrfttorianertbnms,  das  Liebäugehi  mit  communi- 
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stischeD  Gedanken  und  mit  der  comninnistisch  gesinnten  Masse,  die  Unter- 
drückung jeder  geistigen  Selbstständigkeit  und  unabhängigen  Wahrheit,  die 
▼enneinte  Erbschaft  napolconischer  Ansprüche  und  der  Einflnss  eines  von 
-dem  edleren  Theile  der  Nation  abgestossenen  kleinen  Haufens  für  Frank- 
reich und  Europa  halicn  ratissen.  In  dem  Dreinschlagen  mit  dem  Säbel 
und  in  den  Aotbwendig(  u  Folgen  desselben  kann  ich  also  die  Heilong  der 
Uber  wa  gekommenen  Uebel  nicht  sehen. 

Dennoch  gestehe  ich  gerne,  dnss  mir  der  Vorgang  sehr  beldurend  ist, 
and  dass  er  mich  in  manchen  meiner  Ansichten  bestAtigt  hat. 

Ick  wiD  mir  nicht  herausnehmen,  zu  sagen,  welches  der  Verlauf  der 
Dinge  in  Frankreich  gewesen  wfire,  wenn  das  Land  einen  andern  Präsidenten 
tmd  eine  andere  Nationalversammlnng  gewfthlt  hätte.  Allein  <;o  viel  stand 
ftr  mich  immer  fest,  dass  unter  den  gegebenen  Umstfinden  die  Verfi»«ug 
vom  Jahre  1848  keinerlei  Aussicht  anf  Daner  habe,  sondern  fttr  sie  uor  die 
Ifahl  sei  zwischen  zweierlei  Arien  Ton  gewaltsamem  Ende,  entweder  durch 
eine  vom  Volke  oder  eine  toh  einer  der  Staatsgewalten  ansgehende  Hand- 
lang. Fttr  die  Wahrscheinliehkeit  des  ersteren  Ereignisses  spiaeb  der  Um- 
stand, dass  die  Yer&ssang  keinen  neoen  Gfimdgedanken  hatte,  sondern  im 
UlTesentlichen  in  dem  Gleleise  geblieben  war,  in  weldiem  man  sali  sechag 
Jahren  eine  Verüusang  nach  der  andern  in  Frankreich  nmgeworfen  hatte. 
Die  beiden  HMVteinrichtnngen,  der  Daalismns  der  Oewallen  and  die  Ver^ 
tretung  des  Volkes  nach  Kopfzahl  and  geographischen  Bezirken »  waren  in 
dieser  Verfossang  sog^r  noch  gesteigert.  Die  alten  Ursachen  mossten  denn 
nnn  aber  auch  die  alten  Wirkungen  haben,  d.  h.  ein  gegenaeitigesl  Zerreiben 
der  Staatsgewalten,  ein  sittliches  Zerfressen  des  Volkes  und  eine  ünznfiie- 
denheit  desselben  mit  Einrichtnngen,  welche  ihm  nnr  dem  Hamen  nach  Schnti 
und  FOrderang  gaben.  Es  war  also,  früher  oder  splter,  aaf  eine  neoe 
Umwlbnng  za  rechnen.  Im  Schoosse  der  Staatsgewalt  selbtt  aber  drahte 
Unheil,  weil  in  der  neuen  Verfassung  fast  mnthwillig  noch  besondere  Schal- 
knahenschnitzer gemacht  waren.  So  die  NiohtwiederwShlbarkeit  des  that- 
sächlich  nothwendigen  Itfaanes,  der  Mangel  an  Jedem  Aosgleichwngsmittel 
bei  einem  emsttichen  Streite  zwischen  dem  Präsidenten  and  der  eimigen 
Kammer,  die  Eniennang  des  Staatsrathes  durch  die  Nationalversamndnng, 
das  beständige  Vereammeltsein  der  Vertretong,  und  so  noch  Manches.  Da- 
mit war  also  die  sichere  Aussicht  auf  Gewaltschritte  gegeben,  sobald  auch 
nnr  dner  der  beiden  Factoren  des  Staatswülena  sich  nkht  wa  nässigmi 
verstand.  Wie  mag  aber  auf  eine  solche  beständige  Selbstbeherrachong 
gerechnet  werden,  gar  in  BVankrdch?  Die  beiden  VenmglttGknngsarsachcn 
standen  sich  in  ihrer  Bedeutung  so  nahe,  dass  es  ftr  den  Zuschauer  spannend 
w  zu  sehen,  welche  der  Zeit  nach  den  Vonang  gewinnen  werde. 

Wäre  nun  allerdings  ein  Ausbruch  durch  die  Unbefriedignng  nnd  die 
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innere  Zerriittmig  des  Volkes  dienlicher  gewesen  mr  Relehrnng  über  den 
Kern  du  gio>sen  politischen  Frage  unserer  Zeit,  kann  man  sich  doch 
anch  den  eingetretenen  Gan^'  der  Dinge  zu  Nut'/on  niachen. 

Abgeselieu  uäiniicli  von  der  Bestätigung  ein/olner  Wahrheiten,  wie  z.  B. 
von  der  Nutzlosigkeit  fonneller  Garaiitiocn  Iici  fililcndiM-  Fnt^-clilo^-cnheit 
und  Bürgertugend,  oder  von  der  Ungescliit  ktli(  it  giu>scr  Vcr^aniuilungen 
znr  Ausübung  der  luitiaitive,  gilit  die  Veniii  htunp  ilor  Vci*fa>ssung  von  1^48 
diintrende  Veraula?^sung  zu  Rücktschlüssen  vuji  den  ErsrhiM Ufingen  auf  die 
I  fvathen.  Nichts  w,1re  meiner  Ueherzeugnng  uach  bc^i  liränkter  und  un- 
rii'htiger,  als  wenn  man  das  billigende  Verhalten  der  tibergrosscu  M*>hrheit 
des  fran/üsischcn  Volkes  ledigli(  Ii,  oder  auch  nui-  hauptsächlich,  der  Anhäng- 
lirhktut  an  den  Namen  Napoleon  0(1(M*  der  Furcht  vor  den  Sociali^tt  n  m- 
m  Im  .  il»('u  wollte.  Jene  mochte  vielfach  auf  <h'm  flachen  Fände  bestehen,  und 
diese  war  allerdings  durch  die  Imbecillitäl  der  Nationalversammlung  inuner 
gestiegen;  allein  dass  zu  einer  mit  solchem  schreienden  formellen  T^nredite 
zerstörten  Verfassung  auch  gar  Niemand  stand,  l«s«:t  «;ich  doch  unniogluh 
andei-s  erklären,  als  dass  Niemarui  siili  durch  dieselbe  wirklich  gefördert 
und  geschützt  fühlte.  Nun  buge  man  al)er  nicht,  dass  dies»  der  Fall  gewesen 
sei  wegen  ihrer  republikanischen  Fcuni.  Von  monarchischen  Kiehtnn- 
gen  und  Wf^nschcn  ist  wenig  genug  in  Frankreich:  dies«?  zeigt  ja  auf  das 
klarste  die  gan^e  Geschichte  '^eit  Iß  is.  Hätte  die  Verfassung  den  wirklichen 
"Bedürfnissen  und  Feheusanschauuugen  enf^proehen .  so  hätte  sie  Anhänger 
genug  gehabt,  gleichgültig,  ob  das  IIaui)t  der  Regierung  grwiihlt  oder  ge- 
boren war.  Diese  verfehlte  Verfassung  war  nun  aber  in  d(  r  Hauptsache 
die  gewöhidiclie  constitutionelle,  und  das  Volk  halte  eine  solche  seit  einem 
Menschenalter  gehabt  und  kemien  gelernt  Der  Schluss  also  liegt  sehr  nahe 
und  ist  wohl  völlig  gerei'ht fertigt,  dass  zur  Frlangung  \on  r>cfrieilignng  etwas 
anderes  geboten  werden  musste.  Wollte  man  aber  sicli  auf  die  Kinwcnduug 
stützen,  dass  das  französische  Volk  insbesondere,  uiul  vielmehr  als  jedes  an- 
dere, sittlich  zerrieben  und  aufgelöst  sei,  so  würde  die-s  (die  Thatsache  als 
wahr  angenommen)  nur  eben  eine  weitere  Bcstfttigung  des  Satzes  t:pin.  dass 
die  Einrichtungen  dieses  Volkes  seit  lange  unpassend  und  verkehrt  gewesen 
seien.  Nur  aus  ihrem  schildlichen  Einflüsse  lässt  sich  ja  ein  solcher  sittlicher 
Zustand  des  staatlichen  Lebens  überhaupt  erklären. 

Ich  bin  also,  lieber  Freund,  eben  so  weit  davon  entfernt,  in  dem  Gewalt - 
streiche  vom  2.  December  das  richtige  Mittel  zur  Beseitigung  der  Mäng*  1 
de^  con'-titutionellen  Systems  zu  begrüssen.  als  mich  die  Abneigung  vor  Unrecht 
in  ein  un))edingtes  Lob  dieses  Systcmcs  zurückschcncht.  In  blosser  Herr- 
Schaft'^anmassung  kann  ich  kein  richtiges  und  noch  weniger  ein  dauerndes 
Mittel  finden  zur  Deseitigung  politischer  und  staatsrechtlicher  Fehlgriffe; 
eine  Niederhaitnng  aller  Freibeitsrechte  and  staatlicher  Unabhängigkeit  nutteist 
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einer  anwiderst ehlichcn  nnd  immer  in  guter  Ijatme  erhaltenen  Heeresmacht 
ist  schon  ans  finanziellen  Gründen  auf  die  Dauer  nicht  ausführbar;  und  die 
8uli|jectire  Unsittlichkeit  der  Mittel  so  wie  des  unmittelbaren  Zweckes  hat 
besondere  in  dem  vorliegenden  Falle  meinen  vollsten  Tadel:  allein  di^ss 
kann  und  darf  mich  nicht  hindern  anzuerkennen,  dass  jene  Fehlgriffe  wir^ch 
bestehen  und  Verbesserung  bedürfen.  Ich  finde  im  Gegenthciie  in  diesen 
französischen  Vorgängen  dne  BestAtignng  meines  Sat/es  <I.i>^^  das  constito- 
tioneUe  System  auf  dem  europäischen  Festlande  fehlgeschlagen  hat,  zugleich 
aber  auch  eine  Vermehrung  meiqes  Verzeichnisses  deijenigeo  Massregeln, 
welche  air  Besserung  nicht  angewendet  werden  dOrfen. 

V. 

Lassen  Sie  mich  nun  aber,  meb  Frcond,  endlich  zu  dem  eigentlichen 
Kerne  meiner  Behauptungen  kommen,  ohne  dessen  Darlegung  und  Beweis 
alles  Andere  in  der  Lnil  steht  oder  unverständlich  ist.  Idi  werde  dabei 
Ihre  Geduld  und  Aufhierksamkeit  besonders  in  Ansiwocll  nehmen. 

Das£rgebniss  meines  Nachdenkens  Aber  die  ungenflgende  nnd  znmTheil 
geradezu  schädliche  Entwickelnng  des  constitntionellen  Systemes  ist,  dass  der 
Fehlschlag  hauptsächlich  zwei  Ursadien  zugeschrieben  werden  mnss,  welche 
zu  (Reicher  Zeit,  Jedoch  unabhängig  von  einander,  wirkten. 

Die  erste  derselben  ist:  die  Zurflckweisung  der  parlamentari- 
schen Regiernngsweise  in  unseren  oonstitotionellen  Staaten.  ■ 

Die  andere:  die  falsche  Bildung  der  vertretenden  Yersamm- 
Inn  gen,  hervorgegangen  aus  einer  unrichtigen  Aufbssung  der  Organisation 
des  Volkes,  sdner  Rechte  und  seiner  Interessen,  mit  Einem  Worte  der  wahren 
gesellschaftlichen  •Qliedemng  desselben. 

Es  haben  unzweifelbaft  anch  noch  einige  weitere  Grflnde  zn  dem  nn- 
wttnschenswerthen'^ustande  der  Dinge  mitgewiikt,  —  namentlich  das  HerOber^ 
schleppen  einiger  Bestandtheile  ans  froheren  wesentlich  verschiedenen  Staats- 
etnrichtnngen  und  die  Verweigerung  der  erforderlichen  fireien  Lebenslaft,  — 
allein  diese  Ursachen  sind  doch  nur  untergeordnete  nnd  zafUlige.  Anch 
wenn  sie  gar  nicht  besUnden  hätten,  wären  die  beiden  ebenerwäbnten  hanpt- 
sächlichen  Hissstände  mächtig  genug  gewesen  zur  Entwicklnng  sdiwerer 
Hebel,  wenn  vielleicht  anch  in  etwas  anderer  Form  oder  langsamer.  Wir 
wvdleo  daher,  damit  die  Erörterung  Ubardchtlicher  nnd  In  gewältlgbaron 
Gränzen  bleibe,  diese  nur  in  zweiter  Reihe  stehenden  YerhäUnisae  an  dieser 
Stelle  unbesprochen  lassen,  um  so  mehr  als  ich  ihrer  frflher  schon  einmal 
an  einem  Orte  Erwähnung  gethan  habe,  zu  welchen  Sie  leichten  Zogang 
haben,  nnd  wo  Sie,  wenn  Ihnen  darom  m  ihm  ist,  meine  Ansicht  kannen 
lernen  mOgen 

h  a.  oktt,  a.  sft%. 
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Für  heute  denn  die  Erch  tonmff  über  die  ersten  tU  r  beiden  ilauptursachen 
der  mis«licht  u  Zuhtunde,  nllmlich  über  die  Nichtannahme  der  parlaineutarischea 
Begieriuigsweise. 

Ich  darf  es  als  eiue  von  Urnen  zugr«^ei)ene  Thatsache  betrachten,  dass 
das  System  der  Vulk>vertretung  i)i  wesentlich  verschiedener  Wei'^e  in  England 
aufgcfasst  und  gehandhabt  wird,  als  auf  dem  europiiiscbeii  F*"=tlande.  Belgien 
etwa  abgerechnet;  und  dass,  wenn  auch  seiner  Z(  it  zwischen  dem  (Tel)ahren 
in  Frankreich  unter  den  Bourbonen  der  älteren  und  der  jüngeren  Linie  und 
den  in  den  übrigen  constitMtioiiellen  Staaten,  ius>be80ndere  den  dcnt&ehen,  in 
manchen  Beziehungen  ein  uanihultcr  Unterschied  zu  bemerken  war  doch 
immerhin  die  Nichtannahme  de^s  parlamentarischen  Systeme^  die  gemeinschaft- 
liche Gmndnrsaclie  j*  lu  i  Verschiedenheit  ist.  Die  Ursaclie  liiervon  ist  aber, 
dass  das  Recht  und  die  Politik  der  Rrprflsentativstaatcn  auf  dem  Festlande 
vor  allen  der  Deutschen  auf  folgenden  Sfif/en  beruht:  Die  Staatsgewalt  nach 
ihrem  ganzen  Begriffe  und  in  vollständigci  Fülle  steht  dem  erblichen  Fürsten 
aus  eigenem,  angestammtem  Hechte  /u.  Fr  hat  z\\ar  in  ihrer  Ausübung 
nicht  nur  <lie  positiven  Vorschriften  der  concreten  T,andcsgesetze,  sondern 
auch  überhaupt  die  Grundsätze  des  Rechtsstaate«:  einzuhalten;  allein  inner- 
halb dieser  Schranken  und  in  die>er  Richtung  handelt  er  nach  «einer  per- 
sönlichen Ansicht.  Namentlich  sind  die  Beamten  dazu  bestimmt,  den  vom 
Staatsoberhaupte  ausgehenden  Willen  zu  vollziehen,  und  haben  desshalb,  mit 
Ausnahme  der  richterlichen  Unabhängigkeit,  weiche  hier  nicht  weiter  in  Be- 
tracht kommt,  keine  selhstständigen  Richtungen,  sei  es  im  Ganzen  sei  es  im 
Einzelnen,  zu  verfolgen.  Die  obersten  derselben,  die  Minister,  sind  die  be- 
dingungslose persönliche  Wahl  des  Fürsten,  und  können  auch,  wenn  er  ihre 
Maassregeln  oder  Ansichten  irgend  missbilligt,  nach  Belieben  von  ihm  entfernt 
werden.  Dieser  übermächtigen  Gewalt  sollen  aber  doch  die  Rechte  der 
Unterthanen  nicht  schutzlos  preisgegeben  sein.  Man  will  sich,  gestützt  auf 
üble  Erfahrungen,  nicht  bloss  verlassen  auf  die  Einsicht  und  den  guten  Willen 
des  Fürsten  und  seiner  Gehülfen,  und  erachtet  also  auch  die  feierlichste 
Festsetzung  der  Freiheitsrechte  der  Einzelnen  und  der  Verfahrungsweise  der 
Behörden  in  einer  Verfassungsurkunde  nicht  als  einen  genügenden  Schutz. 
Aach  solche  Bestimmungen  können  ja  verletzt  werden.  Die  Anwendung  des 
äussersten  Nüttels  aber,  nämlich  des  Widerstandes  gegen  ungesetzliche  Gewalt, 
wäre  eben  so  unsicher  als  staatszerstörend.  Daher  der  Gedanke,  zum  Schutze 
der  Rechte  der  Bürger  einen  Ausschuss  aus  ihrer  Mitte  zu  bestellen,  und 
diesen  mit  den  erforderlichen  Mitteln  zu  einer  geregelten  und  gesetzlichen 
Ausführung  ihrer  Bestimmung  zu  versehen.  Als  solche  Schutzmittel  werden 
aber  zweierlei  verschiedene  Befugnisse  gegeben.  Zuerst  das  Recht  der 
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Beschwerde,  selbst  eine  gerichtliche  Klage,  bei  allen  Fällen  einer  von  der  Re- 
gierung sei  es  gegen  Alle  sei  es  gegen  Einzelne  ausgehenden  Rcclitsvcrletzuüg. 
Sodann  aber,  zweitens,  die  Einräumung  einer  Mitwirkung  zu  bestimmten 
Regicrungshandlnngen,  welche  als  besonders  reclitsbedrobend  betrachtet  wer- 
den, oder  wo  eine  spJUcre  Wiedergutmachung  schwierig  wäre.  Als  solche 
Fälle  der  Mitwirkung  werden  gewöhnlicli  bezeichnet;  die  Gesetzgebung,  d.  b. 
^e  Feststellung  neuer  Rechtsnormen,  die  Ausschreibung  von  Steuern  und 
was  damit  logisch  zusammenhängt,  also  Prüfung  dw  Staatsausgaben  und  das 
Sehuldenwesen ,  etwa  Verträge  mit  dem  Auslande.  Natürlich  füllt  in  allen 
diesen  Fiilb  ii  der  Mitwirkung  zum  Beschlüsse  eine  spätere  Beschwerde  über 
den  Erfolg  weg,  wogegen  aber  auch  der  Regierung  die  llautliung  ganz  unter- 
sagt ist,  wenn  sich  keine  Uebereinstimmung  hinsichtlich  des  Vorzunehmenden 
mit  dem  Volksausschusse  erzielen  lässt.  Alles  dieses  beschränkt  sich  zunächst 
auf  vollkommene  Rechte  der  Börger,  und  zur  Erzwingung  von  Interessen  ist 
den  Volksvertretern  keine  Befiigniss  gegeben;  doch  kann  letzteren  natürlich 
eine  Bitte  auch  in  dieser  Beziehung  nicht  untersagt  werden,  und  ihre  Stellung 
gibt  ümen  eine  thatsächliche  Möglichkeit  kräftiger  Untersttitzung  solcher 
Bitten.  Um  aber  die  wirl  litbe  Handhabung  dieser  Befugnisse  gegenüber 
von  einer  mächtigen  Kt  gu  rung  und  vielleicht  gegen  deren  Willen  sicher  zu 
stellen ,  sind  entsprechende  ncstinimnngen  zu  geben  über  eine  von  der  Re- 
gierung uuubbflnkMge  Bezcichuung  der  Vertreter  und  über  Sicherheit  und 
üngestörtheit  derselben  in  ihrem  Amte.  Auf  diese  Weise  sind  also  im  con- 
stitutionellen  Staate  zwei  von  einander  grundsätzlich  unabhängige  Mächte: 
der  Fürst  im  Besitze  der  Staatsgewalt;  die  Volksvertreter  mit  dem  Beschwerde- 
recht und  mit  ausnahmsweiser  allein  unent/ielibarer  Mitwirkmig  zu  bestimm- 
ten Regierungshandlungen.  Es  wird  uulaugbar  ein  Dualismus  begründet, 
soweit  die  Rechte  der  Repräsentation  gehen. 

In  diesem  Dualismus  lugt  nun  aber  eine  grosse  Gefahr.  lk  ist  aller- 
dings möglich,  dass  eine  völlige  Uebereinstimnuing  zwischen  den  beiden 
Gewalten  statttindet,  dass  also  Besibwerden  der  Vertreter  nur  in  gerecht- 
fertigten Fällen  vorkommen,  dann  aber  von  der  Regierung  beachtet  werden, 
bei  den  Fällen  der  ansnahmsweisen  Mitwirkung  aber  beide  dieselben  Ansichten 
und  Absichten  haben.  Aber  es  kann  auch  ein  entschiedener  nnd  nicht  aus- 
zugleichender Zvviesi)alt  zwischen  He|||erung  und  Vulk-, Vertretung  eintreten. 
Und  leider  ist  die  Wabrscheinliclikcit  für  das  frühere  oder  spätere,  länger 
oder  kür/i  1  dauernde  Eintreten  des  letzteren  Falles.  Schon  der  verschiedene 
Standpunkt  ist  ein  Grund,  selbst  bei  beiderseitigem  gutini  Willen.  Allein 
noch  sicherer  wird  in  dieser  sublunarischen  Welt  zuweilen  auf  der  einen 
Seite  WidciwiUtii  gegen  jeden  Widerspruch,  wird  Eigensinn,  ungesetzliches 
Geltiste,  Liebliaberei  nnd  Verschwendung,  Begünstigung  einzelner  Interessen 
oder  Kasten  u.  dgi.,  andererseits  aber  unpraktische  Ideologie,  factiöser  Wider- 
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sprndisgeist  oder  Ehrgeiz,  Bedithaberei,  lietmlUftes  oder  öffentUcbes  demo- 
bwlnchee  Gelflate,  pppulariUltssaeht  sn  Gewände  der  Bflrgertngend  n.  g.  w. 
dntreten.  Dftnn  aber  ist  weder  Slchemog  der  Rechte,  oder  gar  der  Interessen, 
noch  Unmöglichkeit  der  Hindernng  in  der  Tomahme  idchtiger,  TieUeicht 
dnrchaiis  nothwendiger  Handlungen.  Es  kann  diess  bis  sum  TöUigen  Still- 
ftande  der  StaatsthAtigkeit  gerade  in  ihren  bedeutendsten  Anfj^ben  gehen. 
Ueberdiess  sind  viele  und  bittere  sittliche  üebel  eine  nothwendfge  mittelbare 
Folge  eines  aolchen  Zostandes:  gifUge  Parteinngen,  Hase  gegen  den  Forsten 
nnd  das  Begiemngaprindp,  Ungerechtigkeiten  gegen  Einzelne. 

Hier  ist  Hülfe  handgreiflich  nothwendig.  Sie  kann  aber  nur  darin 
bestehen,  dass  anf  brgend  eine  Weise  thatsftchlieh  ehi  solcher  Zwiespalt 
zwischen  Begierang  nnd  Yertretang  onmOglich  genuu^  wird.  Nachdenken 
nadErfahnmg  zeigen  aber,  dass  nur  zwei  Mittel  zn  diesem  Zwecke  bestehen. 
Entweder  nmss  die  Begiening  ^en  solchen  Einflnas  anf  die  Tertretong 
ansahen,  dass  diese  keinen  Widersprach  erbebt  oder  wenigpt<>n8  nirbt  fest- 
hält; was  aber  nur  geschiebt,  wenn  die  Regierong  entweder  die  Wahlen 
der  Yertreter  nach  Ihrem  Sinne  lenkt,  oder  die  Gewählten  nachträglich  tfkr 
sich  gewinnt.  Oder  aber  mnss  He  Begiening  mit  dem  ernstlich  ausge- 
sprochenen Willen  der  Volksvertreter  immer  einverstanden  sein,  m  dem 
Ende  aber  die  Leitung  der  Geschüfte  den  Leitern  der  Hehrheit  dieser  Yer- 
tretang ttbergeben.  Lassen  Sie  es  mich  mit  Einem  Worte  sagen:  die  efai- 
ligen  möglichen  Büttel  einer  bestindigen  Einigkeit  im  oonstitntlanellen  Staate 
sind:  Corrnption  oder  parlamentarische  Regierung.  Alles  andere 
sind  nur  Möglichkeiten  oder  FUckerden,  wo  nicht  gar  blosse  Phrasen. 

Kann  nnn  aber  ftr  einen  ehrlichen  nnd  vemttnftigen  Mann  ein  Zweifel 
sein,  welches  von  diesen  beiden  Mitteln  einzuschlagen  ist? 

0ie  Corr n  p  t  i  on  mag  allerdings  dem  monarchischen  Principe  in  so  ferne 
lednnd  ersdMinen,  als  dieselbe  kein  Anlis(eben  des  unbeschrinkten  WiDens 
in  Staatsfiragen  erfordert.  Der  Weg  ist  etwas  weiter,  beschwerlicher  und 
thenrer  als  in  der  absoluten  Monarchie;  dasErgebniss  aber  dasselbe.  Auch 
ist  zuzugeben,  dass  diese  Gorruption  keineswegs  aothwendigerweise  unsitt- 
liche und  staatsschftdliche  Absicliten,  oder  auch  nur  an  sich  gemeine  Aus- 
ffihningsmittel  in  sich  schliesst.  Die  Plane  der  Regierung  kOnnen  möglicher- 
weise trefflich  und  patriotisch  sein,  nicht  anf  selbstischen  Gewinn  des  Fürsten 
oder  seiner  RAthe  gehen,  und  dennoch  kann  man  unverständigen  oder  schlechten 
Widerst^md  gegen  sich  haben,  kann  Mittelmässigkeit  die  Genialität  nicht 
fossen,  blosser  Partrigeist  das  selbst  als  gut  Anerkannte  zorfickweisen.  Die 
AusfQhmnjgsmittel  aber  brauchen  nicht  gerade  in  Bestechungen  Einzelner 
oder  in  ungesetzlichem  Zwange  bei  den  Wahlen  zu  bestehen.  £s  ftlhrt  oft 
cBe  Gewihmng  eines  an  sieh  ganz  gerechtfertigten  Yortheftes,  die  Nach- 
giebigkeit gegen  volksthllmliche  Wfinsche,  die  Anerkennung  der  Interessen 
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einer  wichtigen  Klas?e  von  Bürgern  ainh  ziim  Ziele.  Oder  aber  besteht 
die  Corruption  gar  nur  darin,  dass  der  Regierung  die  BesetzuDg  der  Volks- 
vertretung, vielleicht  blo!5s  einer  Abtlieilung  derselben,  anf  formell  gef etz- 
lichem Wege  znsteht,  und  dann  von  ihr  in  ausschliesscnd  selbstischem  Sinne 
Aasgebentet  wird.    So  die  Beset/imfr  ninm  her  Pnir'-kanimem. 

Dennoeli  kann  (h^r  unisiihtige  IStaatsnuinn  lünimermehr  zur  Ergreifung 
dieses  Mittels  rathen;  die  niatericlIeD  and  die  sittlichen  Nachtbeile  sind, 
aller  Eri'ahruug  gemüss,  allzu  gross. 

Was  znnächst  die  ersteren  betrifft,  so  ist  eine  solche  Gewinnung  von 
einzelnen  oder  ganzen  Wahlbezirken  das  Fass  der  Danaiden.  Bei  jeder 
neuen  Wahl  fängt  das.  Drängen  nach  Bewilligungen  und  Gunst  wieder  von 
vorne  an;  es  ist  eine  wahre  Versteigerung.  Diess  ist  aber  auf  die  Dauer 
sehr  kostspielig,  und  zwar  in  manchen  Fällen  an  sich  weggeworfenes  Geld 
oder  verkehrte  Einrichtung.  Sodann  aber  bringt  dieses  System  der  Regie« 
rung  allmtthlig  eine  Menge  von  unbrauchbaren  Beamten  über  den  Hals, 
schwächt  also  bleibend  ihre  Intelligenz  und  ihr  Ansehen,  oder  belastet  mit 
Pensionen.  Es  ist  nänüich  die  Verleihung  von  Acmtem  an  Vertreter  selbst 
oder  an  Begünstigte  und  Begünstiger  derselben  eines  der  wesentlichsten 
Gewinnungsmittcl ,  natOrlidi  dann  aber  die  Braacbbarkeit  die  zuletzt  zn 
nehmende  Rücksicht. 

Und  noch  schlimmer  sind  die  sittlichen  Folgen.  Ein  gar  übler  Umstand 
ist  schon  die  unvermeidliche,  in  der  That  auch  überall  eingetretene  Abnfltzimg 
des  Ansehens  der  untern  Beamten.  Beauftragt  mit  der  Durchsetzung  der 
von  der  Regierung  gewünschten  Wahlen  haben  sie  eine  Menge  von  kleine 
Comiptiousmitteln  in  ihren  Amtsbezirken  zur  Anwendung  m  bringen.  In 
diesem  an  sieb  nicht  sehr  reinlichen  Geschäfte  übertreibe  goneine  Katnren 
leicht  noch  Zweck  und  Mittel  aus  eigener  Leidenschaft  und  um  sich  m  empfehlen.' 
Selbst  Ober  den  Willen  der  Regierang  hinaus  kommen  plumpe  Gewaltthätig- 
keiten,  Lflgen,  halbe  Fälschungen  u.  dgl.  in  Menge  vor.  Das  nothwendige 
Ergebnis  aber  ist  Hass  and  Verachtung  der  Verwaltete  gegen  solche  Männer. 
Und  ^war  wissen  wir  alle  gar  wohl,  dass  sich  diese  Abgtmst  keineswegs  wieder 
mit  dem  Wablkampfe  legt.  Sie  wuchert  nach  Jahren  noch  fort,  bis  sie  durch  eine 
neue  Wahl  erneuert  und  gesteigert  wird.  Welches  mächtige  Regierungsniittel 
entgeht  aber  mit  dem  Sinken  des  persönlichen  Ansehens  der  Beamte!  —  Aber 
noch  mehr.  Durch  ein  solches  System  der  Gewinnung  der  Volksvertreter  fittr 
dieRegiemng  wird  einer  der  wesentlichsten  Vortheile,  welche  man  sich  Ton  der 
Reprflsentatiwerfassung  verspricht,  nicht  blos  vereitelt,  sondern  sogar  in  sein 
giftiges  Gegentheil  verkehrt.  Es  ist  diess  die  Zufriedenheit  des  Volkes  mit 
dem  Staate,  wenn  es  sich  in  seinen  Rechten  geschützt  und  in  seinen  Inter> 
essen  gefordert  glaubt.  Und  zwar  natürlich.  £a  alle  diesen  Mitteln  zur 
Erlangung  einer  regiemngsfreandlich  geahmte  Yerlretong»  wie  in  de,  sieb 
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in  den  Abstiniinungen  zeigenden,  Ergebnissen  des  Gelingens  kann  das  Volk 
in  der  Thal  nichts  anderes  sehen,  als  eine  Vcrfillschung  des  Princips,  als 
einen  Diebstahl  an  seinen  Rechten.  Von  der  höhern  politischen  Not h wen- 
digkeit einer  Einheit  unter  den  Staatsgewalten  hat  die  Menge  keinen  Begriff. 
Sie  sieht  nur,  dass  die  Regierung  sich  alle  Mittel  erlaubt,  um  ihr  die  Wahl 
derjenigen  Männer  unmöglich  zu  machen,  welche  sie  als  ihre  Freunde  an- 
sieht, welche  ihr  tapferste  Vertheidigung  aller  Rechte  und  Verschaffung 
grosser  Vortheile  verheissen,  und  dass  ihr  dagegen  solche  aufgedrungen 
werden  wollen,  welche  unbedingt  mit  der  Regierung  gehen.  Alles  gutheissen, 
fras  diese  thut  und  will.  Die  Monge  sieht,  dass  diejenigen  Vertreter,  welche 
sie  des  Verraths  an  ihr  und  au  den  beschworenen  Pfiichten  nüt  Recht  oder 
mit  Unrecht  beschuldigt,  belohnt  und  gehätschelt,  die  wenigen  Widersacher 
aber ,  welche  trotz  aller  Gegenbemühungen  der  Regierung  gewählt  wurden, 
verfolgt  und  gehasst  werden.  Wie  ist  es  anders  möglich,  als  dass  hiedurch 
das  entschiedenste  Misstrauen  gegen  alle  Absichten  der  Regierung,  Abnei- 
gung gegen  dieselbe,  persönlicher  Hass  gegen  ihre  Trüger  erweckt  wird? 
Schon  die  Verhandlungen  über  die  bestrittenen  Wahlen  und  Walilboschwerden 
wären  hinreichend,  grosses  Uebel  anzustiften.  Sie  erinnern  sich  gewiss,  wie 
ich,  in  fast  allen  unseren  Staaten  wiederholter  höchst  bitterer  Debatten  über 
diesen  Gegenstand,  in  welchen  sich,  ganz  natürlich,  die  unterliegende  Partei 
für  wirkliche  oder  vermeintliche  Unbill  durch  die  heftigsten  Anschuldi- 
gungen rächte.  Diese  aber  finden  einen  Wiedcrhall  im  ganzen  Volke,  weil 
Oberall  Versuche  einer  Einwirkung  anf  die  Wahlen  gesehen  wurden,  also 
Alles  geglaubt  wird,  auch  das  Unglaubliche,  l'oberhaupt  setJt  sich  in  Folge 
dieser  Comiptionsbemühungen  folgendes  eben  so  falsche,  als  unsäglich  vcr- 
derderbliche  Argument  in  den  Kopien  fest:  die  Regirrung  erkauft  sich  An- 
hänger; zur  Billigung  von  guten  und  ehrlichen  Planen  wäre  diess  nicht 
nöthig;  es  sind  also  einerseits  alle  Regierungt>handlungen  wo  nicht  schlecht, 
80  doch  verdächtig,  andererseits  Alle,  Nvelchc  mit  der  Regierung  gehen, 
erkauft  und  handehi  gegen  besseres  Gewissen.  Und  will  man  sich  etwa  mit 
der  Bemerkung  trösten,  die  Wähler  können  ja  die  an  sie  gestellten  Zu- 
muthungen zurückweisen  und  gegen  das  Andringen  der  Regierung  unbestech- 
liche Männer  eigener  Wahl  in  die  Versammlung  schicken?  Ich  will  nicht 
weitläufig  reden  von  der  Unzweckmässigkeit  und  Folgewidrigkeit,  welche 
darin  liegt,  wenn  man  die  wichtigste  Staatsanstalt  den  Angriffen  der  Re- 
gierung selbst  aussetzt,  ihre  Vertheidigung  aber  dem  Muthe  und  der  Ein- 
sicht der  einzelnen  Bürger  überlässt.  Allein  daran  muss  ich  doch  erinnern, 
dass  es  eine  seltsame  Klugheit  ist,  den  Uuterthanen  an  einen  entschlossenen 
Widerstand  gegen  die  Zumuthungen  seiner  Vorgesetzten  zu  gewöhnen,  und 
ein  Verdienst  darin  zu  finden,  wenn  er  siegreich  den  Absichten  der  Re- 
gierung entgegengetreten  i&t.   Nichts  ist  einleuchtender,  als  dass  auf  solcbg 
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Weise  künstlich  ein  beschwerlicher  uud  vielleicht  gefährlicher  Sinn  gross 
gesogoi  wird.  —  Kurz  bei  dem  Systeme  der  Corruption  wird  die  Einheit 
der  Staatsgewalten  um  den  Preis  der  Abneigung  und  Unzufriedenheit  der 
Mehrzahl  im  Volke,  nur  aUza  hflnfig  selbst  am  Haas  und  Veracbtang  gegen 
die  Regierung  erkauft 

Und  beschränkte  sich  nm  Ende  das  Uebel  nnr  auf  das  bisher  Bemerkte! 
Allein  zu  diesen  aus  dem  Bestreben  einer  Gewinnung  der  Volksvertretung 
unmittelbar  sich  ergebenden  Folgen  kommt  auch  noch  ein  erst  in  zweiter 
Reihe  sich  entwickelnder  Misstand,  welchen  ich  höher  als  alle  andern  anzu- 
schlagen geneigt  bin.  Es  ist  dies  der  Geist  uud  die  Art  der  Thätigkeit  der 
Opposition  in  unsem  Kammern.  Trot^  alles  Cioflnsscs  auf  die  Wahlen  und 
aller  selbstischen  Emennungen  in  die  Pairskaromer  ist  doch  eine  TOUstAndige 
Beseitigung  jedes  unabhängigen,  dem  bestehenden  Regierungssysteme  oder 
den  Ministem  persönlich  abgeneigten  Bestandthciles  nicht  möglich.  Wenn 
auch  wenig  zahlreich,  ist  doch  eine  Opposition  inuner  yorbanden,  nnd  zwar 
besteht  diese  sogar  in  der  Regel  gerade  aus  den  entschiedensten  mal  ]»odeu- 
tendsten  Gegnern  der  Regierung^  weil  nnr  solche  etwa  in  einem  Wahlkampfe 
darcbdringen.  Allerdings. kann  non  eine  solche  Minderzahl  die  Plane  der 
Regierung  nicht  hindern ;  aber  man  kann  ihr  auch  das  Reden  nicht  verbieten. 
Nnn  liegt  die  Sache  aber  so.  Wäre  die  Opposition  in  der  Lage,  ich  möchte 
sagen  in  der  Gelsbr,  ihren  Tadel  in  posttiTe  Yorachläge  verwandehi,  ihre  gegen 
die  BegierungsmaassrQgdn  nnd  ttberhaapt  ^gegen  das  Bestehende  gerichteten 
'  Anträge  ausfuhren  zu  massen,  so  wAre  sie  genOthigt^  anf  dem  Boden  des  MOg^ 
liehen  zu  bleiben.  Sie  könnte  sich  nicht  blos  die  leichte  and  in  der  Meinnng 
der  Menge  dankbare  Bolle  des  Vemeinens  nnd  der  Iriossen  Andentong  von 
Beglfickangq^lanen  beschrSnken,  sondern  sie  müsate  nach  mit  positiven  nnd  mit 
nnmittelbar  anwendbaren,  aasgearbeiteten  PUm^  herfortreten.  Dann  aber 
gibt  auch  sie  der  Kritik  der  Gegner  eine  Handhabe,  nnd  vor  Allem  ist  sie 
war  Yorsidit  nndUeberlegmig  dar  Ansillhrbarkeit  genflthigt.  Dadurch  fidlen 
dann  aber  aUe  Ueberschwfloglicfakeiten  nnd  bU»  anf  den  Eindrock  beredmele 
Bedensarten  weg;  die  Opposition  erschdnt  nicht  mehr  als  eine  ganz  andere, 
hoch  ober  der  nnOhigen  und  böswilligen  Begiemng  stehende  Art  vom  Qelit«m. 
Eine  Widerspmohapartei,  welche  erwarten  kann,  daas  man  sie  beim  Worte 
nehme  nnd  von  ihr  die  wirkliche  Ansfllhmng  ihres  Systemes  verlange,  wird 
sich  sehr  besinnen,  der  Ideologie,  der  Einbildnngsknft  oder  der  bhwsen 
Tadellnst  den  Zpgel  schiessen  za  lassen.  Sie  mnsa  ja  fühlen,  dass  sie  eidi 
gInsUeh  an  Grunde  richten  könnte,  intellectaell  nnd  sittlich.  Damit  iat  aber 
naftOrllch  ftr  die  Begiemng  sehr  viel  gewonnen.  Sie  steht  nicht  mehr  sogar 
tranrig  bn  Schatten ;  die  Unterschiede  zwischen  ihren  YorschUgen  oder  Hand- 
lungen nnd  d^  Gegenantrtgen  sind  in  viel  engere  Kreise  gebannt;  sie  ist 
lücht  mehr  das  böse  Princ^,  welches  immer  nur  das  Becht  nnd  daa  Wohl 
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des  Volkes  Terbindert,  während  sie  nur  woUen,  nur  die  Binde  nach  den  ihr 
dargebotenen  Beglfifiknngsplanen  ansstrecken  durfte»  Der  Streit  Ist  jetzt  m- 
rOtikgefHbrt  anf  Gleichartiges,  nnd  es  wird  sich  dann  wohl  anch  seigea,  dass 
die  Ansichten  der  Regierung  nicht  immer  die  schlechteren  sind.  HieTon 
kann  nun  aber  bei  dem  Systeme  der  Cormption  gar  keine  Bede  sehi.  An 
ein  Herbeudehen  der  kleinen  Opposition  zur  AnsAhnug  nur  m  denken, 
wftre  Wiederspmeh  in  sich.  Also  Iftsst  diese  sich  denn  auch  geben;  ihr 
Tadel  nnd  ihre  angeblichen  Vorschllge  gehen  bis  Weite  und  Biane,  damit 
aber  auch  die  Yerfilhrong  der  Volksmeinmig  gegen  die  Begiemng.  Werfen 
Sie  mir  nicht  vor,  dass  ich  fibertidbe  oder  gar  TerUnmde.  Sehen  sie  sich 
Tietanefar  um  in  der  Wirklichkeit,  und  fragen  Sie  sich,  ob  denn  in  der  Begd 
20  regieren  wAre  mit  dem,  was  unsere  Oppositionen  wollen  nnd  n  Ter« 
willigen  geneigt  sin4?  Und  es  ist  dies  nur  eine  psychologische  Nothwendigkeit, 
keineswegs  eine  bewusste  Schlechtigkeit  und  Hinterlist  von  Seite  der  Oppo- 
nenten. Es  ist  die  Folge  der  Erbitterang  gnmdsAtslicb  und  tarn  Theil  mit 
UttlOblichen  Mitteln  Zorttckgedribigter,  des  Mangels  an  Eriahrnng  bestAudig 
von  den  Geschftften  Ansgeschlossener,  der  BeschrAnkong  anf  rem  theoretische 
Pbme  und  der  Befreiung  von  aUer  Anmuthong  der  Ansfbhrung. 

Waa  ist  denn  nun  aber  das  Gesammtergebniss?  Gewiss  keüi  anderes, 
als  dass  swar  bei  dem  Systeme  der  Gewinnung  der  Yolksvertretong  um  jeden 
Pteis  die  Begiemng  sonAchst  onaufgebalten  fortschreitet,  weil  formell  die 
Einheit  der  .Staatsgewalten  hergestellt,  und  der  I^ualismus  von  FOKtentbum 
«M^YolksreAt  ausgeglichen  ist;  dass  aber  diese  augenbliekUche  Möglichkeit 
und  vielleieht  selbst  Leichtigkeit  ,  der  Regierung  um  den  Preis  einer  innem 
Auflösung-  erkauft  wird,  welcher  anf  die  Daner  ftr  die  Staatsleitnng  und  ftr 
das  montnrohische  Prindp  die  grOsste  Gefahr  bringt.  Es  erscheint  nAmlich 
leicht  das  Fftrsteathnm  d^  Menge  als  unaufrichtig,  unsittlich  in  seinoi 
Hittefait  telbstsftchtig,  dem  eigenen  Worte  nnd  derVerfrtssung  untreu,  d.h.  es 
wird  gehasst  und,  was  noch  weit  schlhnnwr  ist,  Terachtet.  Nun  aber  ist 
kein  Sats  im  Staatslebai  wahrer,  als  der,  dass  ein  sittlich  verkommenes 
Prindp  anf  die  Dauer  völlig  unhaltbar  ist.  Es  mag  heute  noch  und  moigen 
halten,  weil  kein  Angriff  erfolgt;  allein  wenn  einer  kommt,  so  stttnt  es 
rettuugslos  in  sich  zusammen.  Es  ist  eine  vermoderte  Mnnie,  die  bei  der 
leisesten  Berührung  in  ein  Aschenhftofchen  zerfiUlt.  Ein  solcher  Stoss  aber 
muss  ja  bei  Staaten  früher  oder  später  kommen,  sei  et  von  Aussen  oder 
von  Innen;  doppelt  sicher  da,  wo  fortwAhrend  ein  nicht  zu  beseitigender 
Feind  rttttelt  und  auf  die  Schäden  hinweist 

Dies«  wird  denn  nun  auch  durch  die  Tliatsache  nachgewiesen.  Sollte 
je  ein  tücurctischer  Zweifel  obwalten  können  Ober  die  verderbUchen  Folgen 
des  Corruptionssystemes,  so  wäre  das  einzige  Bdspiel  Louis  Philipp*s  hin- 
rcicliciid  zur  ücbcrzcußuug.   Folgerichtiger,  ausduueruderj  grossartiger,  und 
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mit  mehr  Verstand  ist  dieses  System  gewiss  nie  ansgefthrt  irorden,  als  ven 
diesem  Fürsten.  £s  gelang  auch  achtzehn  Jahre  lang  eine  Mehrheit  der 
.  TidksvertieCnng  in  ertialten,  frekhe      der  Regierung  giug,  aber  das  Yoik 
nicht  hinter  sich  hatte.  <0b  hierin  das  Volk  TerstHndig  handelte,  ist  fUr- 

nnsere  Frage  ganz  gleichgültig.)  Die  Regierung  ging  ihren  Weg,  immer 
leichter  and  geregelter ;  sie  setzte  in  den  Hauptsachen  dorcfa,  was  sie  nollte, 
und  schieii  selbBt  sehaiftinnigeaBeobaefatem  felsenfest  begründet  Und  ivas 
war  die  Wahrheit?  Eine  allj^iemeine  Hissstimmung  and  namentlich  Hiss- 
aehtOBg;  eine  volktAndlge'Zerm|hng  jedes  sittUchen  Bandes;  eine  UnmOg- 
lieUEeit  des  KQniglliams.  Was  war  das  Ergebnisse  Einige  himdert  Aben- 
temrer  warfeii  den  ansdieinend  glänsendsten  Thron  Earopi^a  nm,  weil  er  in 
seiner  künstlichen  Stftrice  vereinzelt  stand,  seine  sittlichen  Stfltien  dnrdi- 
genagt  waren.  Und  wollte  man,  meines  BedOnk^s  ganx  mit  Unrecht,  ein- 
wenden, dass  aoch  ein  anderes  System  d^s  KOnigtham  in  Franicreich  hitte 
nicht  retten  können  bei  dem  dorchans  demokratischen  Sinne  der  Nation;  so 
bleibt  jedenfhlls  so  viel  stehen,  dass  dnrch  ein  Corhiptionssystem  und  ge* 
machte  Kammennehibeiten  wesentliche  Gefahren  und  Schwierigkeiten  nidit 
beseitigt,  vielmehr  gesteigert  wurden.  Und  schon  diess  genügt  nur  znnflchst 
vollkommen  fBr  meinen  Satz;  denn  Schwierigkeiten  und  Grefahrcn  and  nnn 
einmal  eben  im  Staatsleben. 

Steht  smnit  aber  fest,  dass  die  Corruption  der  Volksvertretung  nicht  das 
richtige  Mittel  ist,  um  den  Dualismus  z\^ischen  den  beiden  Factorcn  des  Staats- 
wilkms  aosKUgleichen,  so  ist  damit  auch  von  selbst  gesagt,  dass  also  die 
Hlltfe  bei  dem  parlamentarischen  Systeme  gesucht  werden  müsse. 
Es  gibt  ja  kein  Drittes. 

Die  iänrichtung  aber  ist  au  sich  eine  einfache.  Sic  besteht  lediglich 
darin,  dass  das  Ministerium  jedesmal  im  Smnn  der  Mehrheit  der  Volksver- 
tretnng  zusammengesetzt  und  zwar  mit  dtii  Leitern  derselben  besetzt  wird. 
Natflrlich  itlhren  diese  dann  die  Geschäfte  in  der  Auffassung  ihrer  politischen 
Partd,  und  damit  ist  in  allen  wesentlichen  Dingen  volle  üebcreinstimmung 
swischen  der  Regierung  und  der  Repräsentation  hergestellt.  Eine  Opposition 
mag  sein;  allein  sie  ist  die  Mmderhcit,  und  somit  nicht  im  Stande,  den 
Gang  der  Regierung  zu  hemmen.  Aendert  sich  seiner  Zeit  die  Mehrheit, 
sei  es  in  Folge  jm  Wahl,  sei  es,  weil  ein  Theil  der  bisherigen  Anhänger 
mit  den  Begiermigsmaassregeln  unzufrieden  geworden  ist,  so  wi  l  das 
Ifinisterinm  entlassen  und  ein  anderes  im  Geist  und  aus  di ui  Kcriie  der 
jetzigen  Mehrheit  gebildet.  Die  bisherige  Verwaltung  mag  m  die  Opposition 
treten.  Di6  Rechte  des  Fürsten  erleiden  bei  diesem  Wechsel  gar  keine 
Amidemng,  jedenfalls  keine  formelle.  Nicht  nur  bleiben"  alle  persünliLli.  n 
Beebte,  welche  sich  auf  die  Majestät  des  Staatsoberhauptes,  aui  diu 
SteUnng  als  Haupt  seines  Hauses,  auf  die  VtimötJtiia\erhältuis8e  jeder  Art 
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beziehen,  vollkommen  uiuiiigita>tet ,  soudcru  auch  die  verfiuisungsmässig**n 
Regierungsrechte  werden  nicht  geändert.  Der  Forst  ist  auch  hier  Inhaber 
der  Staatsgewalt,  seine  Zustimmung;  ist  iiothweiidig  zu  allen  Regierungs- 
handlungen, namentlich  zur  Gesetz<(ol»un^:  er  ernennt  die  Beamten  und  ent- 
fernt sie  wieder,  je  nach  Massgabe  der  Gtsctze.  Die  Personifikation  des 
Staates,  im  Verhältnisse  zum  Auslande,  bleibt  unverändert.  Aber  allerdings 
wird  verlangt ,  dass  der  Fflrst  die  Leitung  der  Verwalfunir  in  »lom  Sinne 
der  jeweiligen  Mehrheit  der  Vuiksvcrlretung  al^  eino  politi^tiu  Nutliviciulig- 
keit  ansieht,  und  dennuu  h  nicht  nur  seine  omtlidirn Rathgeber  wühlt,  sondern 
auch  aufrichtig  und  ohne  Hinterhalt  nneh  deren  Ansicht  regiert  und  regieren 
lässt.  Nicht  seine  i>ersönliche  Ansicht  oder  Liebhaberei,  auch  nicht  sein 
rein  iiersonliches  (von  dem  de«;  Staates  verschiedenes)  Interesse  soll  den 
Ausscliliig  in  Staatsgeschiiften  gelien  ,  suiuii-rn  die  Natur  der  Verhiiltnisse. 
Es  wird  ihm  kein  bestimmtei"  einz(  ln<>r  Himer  aufai drnngen :  nhrv  ct- kann, 
ohne  die  ganze  VerwaltnriL'  in  L'iiorilnung  uii  l  ^loi  kung  zu  hrn^LM  ii,  keinen 
wählen  ,  weicher  im  \S  i(iirsi)ru(  he  wäre  mit  der  eix  n  jetzt  nothweudigen 
Richtung  in  der  Politik.  Alletj  die•^^  aber  ist  nicht  etwa  in  einem  Gesetze 
als  Vor'-cltrifi  verzeichnet,  sondern  es  ist  nur  eine  auf  die  Einsicht  ihres 
flber^iegendtu  Nutzens  beruhende  Gewohnheit;  es  ist  kein  Yerüassuiigs- 
Paragraph,  sondern  ein  Regierungssysteni. 

Oio  Folgen  dieses  Systems  sind  al)er  einleuchtend.  Ich  habe  sie  oben 
bereits  mit  einigen  Worten  angedeutet. 

Vor  Allem  in  irgend  wesentliciicn  Dingen  und  auf  die  Dauer,  eine 
verschiedene  politische  Richtung  der  Regierunf?  und  der  Volksvertretung, 
selbst  eine  Meinungsverschiedenheit  über  einzelne  wichtige  MnasTegeln,  gar 
nicht  denkbar.  Entweder  hat  das  Minist erinm  die  Mehrheit  in  der  Ver- 
sammlung für  sich;  dann  findet  grundsätzliche  rci)ercin^tinimnng  von  Hans»» 
ftos  statt,  wenigstens  fügen  sich  die  Anhänger  in  der  Kepräsontation  dem 
Willen  ihrer  im  Ministeritini  ritzenden  Leiter.  Oder  aber  es  wendet  sich 
die  Mehrheit  der  Vertretung  principiell  von  der  bisherigen  Verwaltung  ab, 
und  entsteht  eine  neue  Mehrheit  mit  einem  bewussten  staatlichen  Ziele ; 
dann  übernimmt  diese  die  Ztlgcl  ohne  allen  Widerstreit  und  fühi-t  nun 
siegreich  ihre  Ansicht  durch.  Alsu  nur  ganz  vorübergehend,  nämlich  bis 
die  That.sache  einer  Acnderung  der  Melirheit  unz^veifelhaft  feststeht  und 
die  Personen  der  neuen  Verwaltung  bestimmt  bezeichnet  sind ,  kann  hiei- 
eine  Ungewissheit  und  ein  Stocken  in  der  Staatsleitung  vorkommen.  liegel 
ist  die  praktische  Beseitigung  des  Dualismus. 

Allerdings  ist  auch  hier  eine  Opposition,  und  zwar  oft  sogar  eine  zahl- 
reiche, und  nach  ihren  Geisteskräften  sehr  bedeutende.    Solchen  politischen 
Gegnern  gegenüber  sitzt  das  Ministerium  nicht  auf  Kosen.    Aucli  gebe  icli 
gerne  zu,  dass  die  Oppositiou  im  parlameutarischeu  bjstcine  dem  Volke 
V.  Uohl,  ttiiwUtecht.  litt  i.  2$ 
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etwn&tts  m  einer  raÜODaU^UscIieii  Ansicht  vom  Staate  Terliüft,  tuid  dais 
ihr  Dasein  and  ihr  Anitreten  einem  patriarchalischen  GeftMsIeben  im  Staate, 
einer  penOnlichen  Pietftt  und  einem  AnctoritfttsglaQben  an  die  Weisheit  der 
Staatsmänner  nicht  sehr  günstig  ist  Die  Beacbrlnktheit  des  Unterthaaen« 
Verstandes  irird  auch  dnrch  eine  solche  Opposition  allmfthiig  emancipirt 
Dennoch  welch*  wesentlicher  und  sehr  heflsamer  Unterschied  awischen  den 
Widerspmchsparteien  in  dieser  AnHusong  des  xeprftsentatiTen  Systems  ond 
den  hei  anderer  Behandlang  der  Vertretong  nothwendig  eatetefaenden! 

Einmal  gehen  —  so  lange  nicht  flherhanpt  eine  Re?olation  im  Anzöge 
ist  —  die  Angriffe  nicht,  und  kOnnen  nicht  geben,  gegen  das  monarchische 
Princip  und  eine  angeblich  selbstsflcfatige  Regiernngsanffsssnng  desselben, 
sondern  nur  gegen  das  politische  System  eines  Theiles  des  ToUgsb  selbst. 
Es  kann  von  einer  sittlichen  Yerd&cfatigung  des  Ffirsten  weder  mitteJbar 
noch  unmittelbar  die  Bede  sein,  sondern  nur  von  einem  Kampfe  unter  den 
Parteien  in  der  Tertretong,  Und  wie  heftig  auch  dieser  sein  mag,  wie 
grossen  Schaden  dabei  die  gerade  am  Bader  befindliche  Uefarbeit  anch  leiden 
mag:  das  Wesen  der  Staatsgewalt  bleibt  -in  semem  Kerne  unangetastet, 
und  der  ganze  Erfidg  ist  schliesslich  nur  eine  Belehrung  for  das  Yolk,  dass  es 
künftig  anders  snwfthlen  habe.  Diess  ist  für  das  Bestehen  der  Ubnarehie 
dem  höchsten  Werthe.  Yeigleichen  Sie  einmal  die  Ergebnisse  der  parier 
mentarischen  Kämpfe  in  England  und  Belgiffii  mit  den  in  Frankreich  sn 
Tage  getretenen,  die  persönliche  Stellung  der  Kduigin  Yictoiia  oder  die 
Leopold's  von  Belgien  mit  der  Louis  Philipi>  s.  Und  wollten  Sie  mir  etwa 
die  persönliche  Trefflichkeit  jener  beiden  Regenten  ab  Grund  der  Yerschieden- 
heit  entgegenstellen,  so  würde  ich  (um  nicht  über  Louis  Niilii^  zu  Straten) 
auf  Fürsten  wie  Georg  lY,  hinweisen.  Selbst  er,  der  wahrlich  persönliche 
Achtang  nicht  verlangen  konnte ,  ging  unversehrt  genug  aus  dem  Rmgen 
der  Parteien  im  Parhamente  hervor,  und  konnte  dasPrincip  dea  Königthums 
durch  seine  Penönlidikeit  nicht  sn  Grunde  richten. 

Zweitens  aber  mnsa  ich  nochmals  erinnern,  dass  die  Oj^itioii  hei 
diesem  Systeme  auf  dem  Boden  der  Regierungsmöglichkeit  bleibeB  mnsa. 
Sie  kann  ja  in  jedem  Augenblicke  aufgerufen  werden,  ihre  Theorieen  zu  ver- 
wirklieben. Damit  aber  wird  der  Streit  nothwendig  ein  verst&ndigerer,  und 
es  kommen  nicht  durch  glänzende  aber  widersinnige  Beden  unmögliche 
Wünsche  und  sinnlose  YorwOrfe  in  die  Köpfe  der  Menge.  Auch  hat  es 
dann  mit  dem  IleiuuiWurleu  des  Staates  Ton  einem  Systeme  in  das  andere 
im  l'uUe  eines  Minis tiTwecbscls  nicbt  so  viel  auf  sich.  Allerdings  werden 
Aenderungeu  eintreten,  bisherige  Plaue  aufgegeben,  indessen  zurückgewiesene 
Gedanken  verwirklicht  werden.  Allein  es  geht  diess  doch  nicht  über  eine 
bestimmte  Schwankungsgriln/e  hinaus.  EngUmd  wird  nicht  auf  den  Kopf 
gestellt,  wenn  anstatt  Lord  John';*  Lord  Derh.v  erster  Minister  wird;  aber 
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Ledru  RolUn  kounte  ohne  eine  Revolutiou  nicht  an  die  Stelle  von  Guizot 
treten.   Nichts  ist  (etwa  frühzeitige  und  anreife  politische  Schriftstellerei 

abgerechnet)  gefährlichiT,  als  wenn  ein  Staatsmann  sich  durch  eine  falsche 
Oppositionsstellang  zu  Theorieen  hinreissen  Iftsst,  welche  keine  Aasftibrung 
finden  können.  Wird  er  dann  später  zur  Leitung  der  (reschufte  beruf»»n, 
so  bleibt  ihm  nur  die  Wahl  zwischen  einer  Verliiugnung  seiner  eigenen 
früheren  Sätze  und  dem  Versuche  der  Ausfuhrung  von  L'nniöglichkeiten. 
Im  ersten  Falle  leidet  sein  Ruf  Schiffbruch,  im  andern  Falle  der  Staat 
Schaden;  in  beiden  kann  er  auf  die  Dauer  nicht  nützen  und  aushalten.  Wir 
haben  diess  reiclüichst  an  unseren  Märzministerien  gesehen,  welchen  das 
Scheitern  an  ihren  OpiH)8itionsantecedcutien  nur  durch  einen  un<'rwartet 
schjaelleu  Sieg  der  lieaction  ersjiart  wurde,  und  welche  —  nuijiuiHl  wird  es 
längnen  —  in  der  kurzen  Ztil  ihrer  Herrschaft,  elien  dureii  ihre  eigene 
frühere  Opposition,  inanciifaeli  zu  IJc  scluiiaben  gedrängt  wurden,  welche  mit 
einer  festen  Kegierung  unvereinbar  waren.  Eine  Opposition  in  einem 
pariaiiii  ntarischen  Systeme  Ivauu  regieren,  die  von  einem  Systnu  dci*  (,'or- 
ruptiou  ubng  gelassene  nimmermehr.  «Her  Majestj"äi  Oppobiton»  ist  nicht 
blos  ein  Scherz,  soiidtrn  eine  grosse  politische  Wahrheit.  Auch  wollen  Sie 
wolil  bemerken,  dass  wenn  die  Widerspruchspai Ui  in  solchen  Schranken 
gehalten  ist,  ihre  persönliche  Nähe  deni  Fürsten  keine  so  peinlichen  Geftlhle 
erweckt,  nicht  zur  gesellschaftlichen  Unmöglichkeit  wmi ,  wie  es  da  leicht 
sein  kann,  wo  die  jet;^t  unvermeidlich  gewordenen  Männer  sich  bisher  nach 
Form  und  Inhalt  in  dem  Aousserstcn  bewegt  hatten.  Diess  aber  ist  keia 
onbedentender  Umstand. 

Nun  nur  noch  ein  Wort  über  cinau  diitteii  l'uukt,  und  dann  sind  Sie 
meine  heutige  lauge  JOrörtening  los.  Ich  muss  nämlich,  wie  sich  von 
selbst  versteht,  auch  die  Folgen  betrachten,  welche  ein  parlamentarisches 
System  für  den  Fürbteu  persönlich  hat.  Dass  das  monarcliisehe  Princip 
niclii  nur  nicht  Noth  leidet,  sondern  sogar  einen  sehr  dien  Iahen  Blitz- 
ableiter erhalt,  haben  wir  bereits  gesehen.  Allein  damit  ist  allerdings  noch 
nicht  gesagt,  dass  sich  ein  reuirrender  Fürst  persönlich  mit  boichen  ihm 
durch  äussere  Notliwemii;.'!.*  it  aulgedrungeneu  W<  <  hsel  in  Regierungsrich- 
tungen und  m  der  Pcrbou  semer  nächüleu  Jüieni  r  /iiiricdenzustellen  Ursache 
hat.  Nichts  ist  in  der  That  möglicher,  als  dass  ihm  die  allerdings  liu- 
tretende  wesentliche  Beschränkung  des  persönlichen  Willens  in  Stabil -sarhen 
entschieden  zuwider  ist;  und  zwar  um  so  mehr,  je  grösseres  luulibcwusst- 
sein  und  Thätigkeitslust  cuier  hat.  Ich  habe  die  Heochelei  nie  leiden  kön- 
nen, mit  welcher  man  nicht  selten  sucht,  die  Beächi-äukuug  des  Fürsten 
durch  das  parlamentarische  System  als  unbedeutend  darzustellen.  Diese 
Beschränkung  ist  gross.  Noch  meJa  .  sie  soll  gross  sein;  diess  ist  klar 
bewusste  Absicht.  Es  soll  der  Staat  nicht  nach  der  persönlichen  Aosicht 
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des  Fürsteu,  soudern  nach  dem  Progruiuim»  der  in  der  Mehrheit  befind« 
liehen  puUtischen  F'artei  gefülul  weiden;  und  es  kann  und  niuss  voikoramen, 
dass  der  Kegent  seine  Ibrmelle  Zustimmung  zu  Muassrt  geln  giebl ,  welche 
ihm  persönlich  zuwider  ^ind.  Icli  lui  iiiciu<_  i'i  i  -on  Ln-gieife  bouiit  guuz 
wolii ,  liuio  uubci'ü  l'^uralcii  diu  »Vuu.diujc  dui"  m  l'ragc  stehenden  Regie- 
rungsweise ab  eiju  grusses  Opfer  und  als  eine  Art  vüu  capitis  deimuulio 
erseheint.  Dennoch  muthe  ich  diese  Annahme  unbedingt  an;  und  diess  zwar 
luchi  blü-s  im  Interesse  des  btaatswohles ,  sondeni  namentlich  auch  in  dem 
persönlichen  Katzen  der  t  tu*8ten  und  ihrer  Geschlechter.  Ueher  jene  Rück- 
sicht viele  Worte  zu  machen ,  erlassen  Sie  mir  wohl.  Es  wäre  leicht  genug, 
eine  Sittenpredigt  dartlber  zu  schreiben;  aber  ich  bin  etwas  scliwergläubig 
lunsichtlich  der  durchschlagenden  "Wirkungen  solcher  Versuche,  die  Dinge 
in's  Gewissen  zu  schieben.  Ich  halte  mich  einfach  an  den  trücki  lu  u  and 
kalten  Verstand,  bind  die  oben  vorgetragenen  Vordersiity^e  richtig,  bo  steht 
in  denjenigen  Staaten,  welche  nun  einmal  für  die  repräsentative  Regierung 
reif  sind,  den  Fürsten  nur  die  Wahl  offen  zwisclien  einem  allmähUgcn  Hin- 
abgleiten auf  der  sehlüjifrigeu  und  nicht  sehr  reinlitli'n  I5ahii  dvi-  Corruption 
bis  an  den  Rand  eines  sittlichen  und  politischen  Abgrundes,  und  zwischen 
dem  Fügen  in  das  paiiamentarische  Svstem,  d.  h.  in  eine  wesentliche  Be- 
schränkung des  persönlichen  Willens  und  eine  vielfache  belbstverläupnung. 
Mag  nun  auch  im  erstem  Falle  das  Hiuabstüi'zen  nicht  unbedingt  uothweudig 
sein,  so  ist  doch  eine  solche  Stellung  peinlich  und  nicht  ruhmvoll.  Die 
Selbstverlaugnung  dagegen  ist  zwar  eine  saure  Aufgabe ,  zumeist  für  Sokhc, 
welchen  ihr  ausnahmsweises  Loos  auf  der  Erde  so  wenige  Gelegenheit  zur 
Uebung  darin  giebt.  Allein  wenn  dieselbe  eine  immerhin  noch  sehr  ein- 
llussreiche  und  wichtige  Stellung,  einen  von  äusseren  ünaimehmlichkeiten 
fast  über  die  ßebt\hr  freien  Lebensweg,  eine  gesicherte  Zukunft  für  sich 
und  die  Nachkommen  giebt:  so  ist  denn  doch  kein  ungewöhuliches  Moass 
von  Einsicht  erforderlich,  um  das  Vortheilhafteste  zu  wählen,  und  kein 
Uber  menscliiicbe  Kraft  gehender  Eutsdüius,  um  das  imvemeidiiche  Opfer 
m  bringen. 

Ich  wenigstens  habe  noch  so  viel  Vertrauen  in  den  Verstand  und  den 
Charakter  der  Menschen,  dass  ich  ein  freiwilliges  Handeln  dieser  Art  für 
möglich  erachte.  Am  wenigsten  maclien  mich  die  eben  jetzt  vor  sich  geben- 
den Dinge  stutzig.  Diess  sind  natnrgemiase  und  TOrObergchende  Rückschlüge 
Aach  Uebertreibungen  und  Ucberspaunungen.  Die  wirküche  Unterhge  der 
Dinge,  d.  h.  die  Bildungsstufe  des  Volkes,  wird  scholl  nieder  zum  Vorscheine 
kommen.  Aber  «ei  dem,  wie  ihm  wolle ,  mein  erstes  praeterea  censeo  bleibt 
die  Anerkennung  des  parlamentarisdien  Systemes,  wenn  ich  an  die  Erhal- 
tung der  Monarchie  glauben  aoU. 
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Endlich,  mein  Bester,  verlassen  Sie  also  die  blos  beobachtende  fstollnnt?, 
in  welcher  Sie  bisher  meine  Anseinanderseiningen  leidend  hinnahiu. n.  kamn 
hie  und  da  eine  Zwischenbemerknng  einwerfend.  In  raschom  Anpriflfr  nbor- 
whfltten  Rio  meine  Empfrblune  df»r  pftrlamentarischen  Rc(rioriin>?sweis<»  mit. 
Frairen,  welche  Sie  wohl  für  nnbonntwortbür  emchten,  nnd  mit  offenem 
VVidersprnche.  Ich  werde  die  Antwniion  nirht  schiildip  Moiben:  gestatten 
Sie  mir  jedoch,  dass  ich  ;^nn;i(hst  moino  T-fliro  ganz  entwickele.  Vielleicht 
halnii  Sie  aiuh  gegen  den  zwoitm  Tliril  d.T^r-lben  Einwendnncm  m  mnchofi, 
die  wir  dann  premeinscbnftlieh  mit  don  «cbon  vorcrebrachten  bf^sj.rt'clien  wollen. 

Ich  habe  al?o  nocli  den  zweiten  ^ni?  7\\  entwickoln .  web-lior  dnbin  creht, 
dass  das  Fehlschlagen  do*?  rnnstiintion^llen  f>y«tonic«  nnf  dorn  Fo^tlandc  noch 
einen  weiteren,  ganz  «olb'.t'^tiindig  wirkenden  Grund  habr.  Dioden  finde  ich 
in  der  falschen  Bildnnp  der  vertretenden  Ver^  am  mlnngen, 
welche  bervorcrefirangen  ist  aus  einer  unrichtigen  Anffii«;enncr  de^?  Yolk«. 
leben'«,  der  Rechte  und  Interessen  des  Volke « .  einer  luinchtigen  daraus 
hervorgegangenen  Organisation  der  Wahlen .  mit  Einem  Worte  aus  einem 
Verkennen  der  wahren  gef^ellsebaftlichen  niiedernng. 

Die  Thesis  an  sieb,  da««;  die  Erfliilm-L'  der  Aufgabe  einer  Volksver- 
tretung wesentlich  bedingt  f^ei  durch  die  Art  ihrer  Bildung  nnd  Znsammen- 
Setzung,  brauche  ich  wohl  nicht  or^t  m  erweisen.  Es  versteht  «;ieb  von 
seihst,  dass  die  blosse  Zntheilung  einer  Pflicht  und  einer  Zuständigkeit 
lH>ch  keineswegs  schon  die  Sicherheit  der  Voll/ieliung  gewfthrt,  sondern 
dass  Jene  erst  einen  Werth  nnd  eine  Wirkung  bekommen  durch  die  wirk- 
liche Handhabung.  Die  Handhabnog  hängt  nnn  aber  wet:enflich  von  dem 
Gäste  der  damit  beauftragten  Versammlung  ab :  der  Geist  der  Versaromliing 
wieder  von  dem  der  einzelnen  Mitglieder.  ist  somit  die  Bestimmnog 
dieser  letztem  entscheidend  ÜBr  die  Wirksamkeit  des  ganzen  Systemes. 

Ich  habe  somit  nur  nachzuweisen,  dass  in  dem  concreten  Falle,  nftm- 
licb  bei  den  constitotionellen  Staaten  des  europäischen  Festlandes,  die  Bil- 
dung nnd  Zusammensetzung  der  volksvertretenden  Versammlnngen  fehlerhaft 
sei.  Werden  Sie  aber  nicbt  ungeduldig,  wenn  ich  dabei  etwa«:  weitläufig 
bin.  Der  Gegenstand  Ist  yendckelt.  nnd  es  liegt  mir  Alle«  daran,  hier 
nicht  missverstanden  zu  werden.  Selbst  also  aof  die  Gefahr  hin,  einen 
pedaotisoben  Anstrich  nicht  zu  vermeiden,  muss  ich  metbodiccb  und  nm- 
fllebtig  verMiren.  —  Ich  werde  daher  zuerst  darlegen,  wie  die  Aufgabe, 
eine  YoUnTertretung  zu  bilden,  that^flchlich  in  den  Staaten  de^  Ff>=tlandes 
gelost  worden  ist.  Sodann  werde  ich  zeigen,  dass  diese  Behandlang  eine 
wesentUcb  nnd  mebrfocb  Terfehlte  ist  Endlich  werde  ich  meine  eigenen 
VerbesserangsvorscbUlge  machen. 
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Also  zuerst  tod  der  thats ich! i eben  bisherigen  Bildung  der  Volks- 
vertretung. Aber  aueh  hier  kann  ieh  Unklarheit,  nlfihi  vermeiden,  wenn 
ich  nicht  wieder  unteraMwfle.  Einniid  mm  ich  in*s  Auge  fassen,  wie 
diese  das  Volk  vcrtret^den  AneschMsee  am  seiner  Mitte  im  Qanaen  ge- 
bildet Verden.  Daun  aber,  sweiteDs,  die  Art  and  Weiee  heipfidien,  wie 
das  e  i  u  /  ('  1  n  c  Mitglied  einer  solchen  yersamnünsg  beseiehnet  ^vird. 

Die  Zusammensetzung  der  zur  Yolksvcrtrctuug  bestimmten  Versamm- 
hum  n  ist  allerdings  in  den  verschiedenen  festländischen  Staaten  verschieden 
genug  ansgefallcu;  doch  lassen  sich  alle  diese  Einrichtungen  unter  zwei 
Familien  bringen.  —  In  der  einen  stehen  diejenigen  Versanunlongen .  bei 
<ieren  Bildung  die  K  i  nUeitlichU  e  it  des  der  Regierung  gegenükr  ge- 
stellten Volkes  als  (irnndgedanke  festgehalten  wird.  So  wie  mau  sich  dieses 
Vulk  als  Eiue  uiorahschc  Person  mit  gemeinschaftlichen  Rechten,  nnd  etwa 
Interessen,  denkt,  so  lilsst  man  auch  eine  gleichartige  Körperschaft  von 
Vertretern  entstehen;  und  zwar  wird  dieselbe,  weil  doch  das  gauze  Volk  nicht 
zu  l^iner  Wahlhandlung  vereinigt  weiden  kann,  durch  Wahlen  in  on/cliien, 
geographisch  eiugetheikeu ,  der  Kopfzahl  nach  möglichst  gleichen  lu  ziiken 
gebildet.    Es  ist  dabei,  zur  Vermeidung  jeder  falschen  Auffassung,  in  der 
Kegel  noch  ausdi  lu  klich  bemerkt,  dass  der  Gewählte  nicht  Vertreter  seines 
Wahlbezirkes,  sonderu  des  ganzen  Landes  fd.  h.  Volkes)  sei.    l^iid  wenn 
sich,  wie  allerdings  der  Fall  i?t ,  diese  einh*  itlicbo  Ver^  niiinliintf  auch  der 
Rechte  einzelner  Bürger  oder  ganzer  Klaaftui  (inx  Iben  in  gewissen  FiÜlen 
anzunehmen  hat,  so  gesihitht  diess  nur  aub  (km  (Gesichtspunkte  der  Ver- 
tretung auch  des  einzelnen  Mitgliedes  durch  die  Uesainmtheit.    Die  eigeiithih 
folgerichtige  Fonn  einer  '•olchon  Versammlung  ist  die  Vereimgung  nller 
Volksvertreter  zn  einer  ungetrennten  Gebummtheit;  wie  wir  diess  <?<  im  auch 
vielfach  erlebt  hal  ii.  zunächst  bei  sogenannten  constituirenden  Versamm- 
lungen (z.  B.  in  Bt  lLH  11,  Frankreich,  Deutschland  und  Oesterreich  im  Jahre 
1848,  in  manchen  emzehien  deutischen,  italienischen  Staaten  u.  s.  w.),  dann 
aber  auch  hei  regelmässigen  Volksverti'etungen  (so  in  Frankreich  von  1848 
bis  1851,  Kn!lies>en  nach  der  Verfassung  von  1830).    Allein  zuweilen  wird 
doch  auch  eine  Spaltung  in  zwei  Abtheilungen  beliebt,  um  tlie,  gleichgültig 
jet/t  oh  wahren  oder  nur  vermeintlichen,  Vortheile  einer  Rerathung  in  zwei 
Kammern  zn  geniessen.    Wir  sehen  diess  in  Norwegen  und  Belgien.  Ob 
hierbei  verschiedene  Wahlen  für  die  beiden  Kammern  vorgenommen  werden, 
oder  die  gleichmässig  Gewählten  durch  Loos  abgethcilt  werden,  ist  an  sich 
gleichgültig,  so  lange  jene  Doppelwahlen  in  der  Hauptsache  auf  dem  Ein- 
heitsgedaaken  ruhen.    Ein  etwas  höherer  Census  u.  s.  w.  gibt  keine  wesent- 
liche Verschiedenheit.  —  Die  andere  Familie  der  Vertretungseinrichtungen 
umfasst    diejenigen   Ordnungen .    in   welchen   eine  Vertretung   der  Gc- 
sanimtheit  nach  dem  EiuheiUphocipe  allerdings  besteht,  daneben  aber  mit 
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gleicher  Berechtigung  Rflckgidit  frcnonmini  wird  auf  r'mv  br<;ondrre  Ver- 
tretung bevorzugter  Stände  oder  Ijuen'.sseu.  Iiier  ist  (ienn  also  die  Masse 
des  Volkes  and  dn<?  der  Ge«;nTnmtheit  mstohendo  Rerlit  nicht  bei  Seito  gesotzt, 
vielmehr  deren  Voiibcitiigunp  sowohl  den  aus  der  Gosammtlicit  Gewählten 
tlhortragen,  als  auch  den  zrinflcjist  zur  Besorgung  von  S(tiid('nntprr<:«;en 
Bestimmten  zur  gleichzeitigen  Pflicht  gemacht;  allein  es  tiinl«  t  doch  in  so 
ferne  ein  sehr  bedfMitender  Unterschied  statt,  als  hier  die  Kordt niiigen  der 
Gesanimtboit  im  Fnlle  eines  Zusanuaenstosses  mit  «olcheii  bevorzugten 
Sondenntcrossen  leicht  zur11rkpeert/t  werden ,  luui  nmgpkdivt  die  Rechte 
Einzelner  Ober  die  Gebidir  Fördeining  tinden  können.  Die  Art  und  die  Zahl 
der  mit  besonderer  Vertretung  bedachten  Rechte  od«  r  Interessen  ist  sehr 
verschieden  in  den  verschiedenen  Staaten.  Wir  tinden  darunter  den  trrossen 
Grundbesitz,  die  Geistlichkeit,  die  Universitäten,  die  grossen  Städte,  hohe 
geschichtliche  Stellungen.  Zuweilen  ist  es  sogar  mehr  auf  eine  Verstärfcimg 
der  staatsmännischen  Einsicht  der  Volksvertretung  oder  auf  eine  Tiiver- 
Iftssige  Sttitze  der  Regierung,  als  auf  die  Vertretung  irgend  eines  bestimmten 
Verhältnisses  abgesehen.  Was  aber  die  äussere  Ordnung  solcher  Vertretungen 
betrifft,  so  lag  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  die  aus  <!•  r  Oi  satumheit 
hervorgegangenen  und  zar  Wahrung  ihrer  Rechte  ziuiächst  hihtinimteu  Ab- 
geordoeten  in  einer  Kammer,  äie  zonftchst  ans  Souderstellmigen  Hervorge- 
gangenen in  einar  davon  verschiedenen  zweiten  vereinigt  wurden.  Kur  selten 
sind  daher  auch  andere  Zasammensetzungen  und  Künsteleien  versucht  wor- 
den. Volksvertretungen  dieser  Art  sind  bekanntlich  hänfig.  Frankreich 
hatte  im  Jahre  1815  und  1830  Pairskammern :  Preussen  hat  sein  Herren- 
haus; die  Mehrzahl  der  übrigen  deutschen  Staaten  haben  Kammern  der 
Standeslierron  oder  dergleichen. 

Bei  der  Bestiromnng  des  einzelnen  Mitgliedes  ist  ebenfalls  wieder 
ein  wesentlicher  Unterschied  zAnschen  denjenigen ,  welche  die  Gesammtheit 
des  Volkes  vertreten,  und  den  Abgeordneten  der  bevorrechteten  Stände  oder 
Klassen.  —  Jene  werden  durchaus  gewühlt ,  nnd  zwar  wird  zu  diesem  Behufe 
das  ganze  Staatsgebiet  in  mdgüchst  gleiche  Bezirke  getheilt.  Die  liTu  hste 
Folgerichtigkeit  ist  hier ,  wenn  je  anf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Köpfen  ein 
Vertreter  fällt ;  doch  begnügt  man  sich  in  der  Regel  nur  mit  Ajinäherungen 
an  die  gleiche  Vertheilung.  Eine  nähere  Verbindung  des  za  Wählenden  mit 
dam  Bezirke  ist  durchaus  nicht  erforderlich.  Weder  muss  er  in  demselben 
seinen  Wohnsitz  haben,  noch  ein  für  den  Bezirk  besonders  bedeutendes 
Gewerbe  treiben,  noch  endlich  avch  nur  die  örtlichen  Verhältnisse  näher 
kennen.  Bios  auf  die  Fähigkeiten  znr  Vertretung  der  Gesammtredite  wird 
Backsicht  genommen;  nnd  in  der  Regel  ist  hier  dem  Vertrauen  nnd  der 
Liebhaberei  der  Wähler  freiester  Spi(dramn  gelassen.  Nur  ganz  selten  ist 
ein  hedeatenderes  Verm^kgen  mr  Bedingung  gemacht  Eben  so  verhllt  es 
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neh  mit  dem  Beehte  m  ivfthlen.  Zwar  ist  der  lalsehe  Gedanke  des  aUge- 
nMinen  Wahlrechtes  erst  in-  einigen  der  seit  dem  Jahre  1848  entstandeneB 
Verfusnngeii  angenommen,  und  anch  selbst  hier,  ?rie  x.  B.  in  Prensseo,  wie- 
der dnrcb  die  Eintheilnng  nach  Stenerldassen  wesentlich  gebrochen.  Allein 
selbst  in  den  Alteren  coostitntionellen  Mbnarchieen,  in  welchen  man  Tersnofat 
hat,  die  Wahlbefiigniss  zn  beschrtUik^  auf  die  nverlftseigeren,  weil  bei  dem 
Wohle  des  Staates  persönlich  nnd  sachlich  betheiligteien  Borger,  ist  diese 
Tauglichkeit  nun  Wfihlen  flberall  nor  in  dem  Besitze  irgend  eines  Tenndgens 
gesocht,  nicht  aber  mit  besonderen  Zustunden  nnd  Interessen  in  Terbindang 
gesetJEt  worden.  Anch  hier  also  waltet  scbliesslicb  niur  die  allgemeind  Staat* 
liehe  Auffassung  vor.  —  Anders  bei  den  Yertretem  der  besonderen,  begfln* 
stigten  Yerhftltnisse.  Hier  ist  bei  der  Beseichnung  zur  Vertratnng  die 
personliche  Betbeiligiuig  an  dem  IhigUchen  YeiiilltnisBe  die  aussehliessende 
Bttcksicht.  Theilweise,  wie  bei  Standesherren  und  Pairs,  fillt  das  Recht  mr 
Vertretnng  anmittelbar  zusammen  mit  einem  persönlichen  Stande;  tlkeilwelse 
giebi  der  Besitz  eines  Amtes  ein  solches  unmittdbttres  Recht,  so  bei  hoheo 
Geistlichen;  und  selbst  wo  Wahl  stattfindet,  stellt  solche  nur  Betheiligteo 
zu  und  kann  nur  auf  einen  Genossen  fidlen ,  wie  z.  B.  bei  Bitterschaften, 
UniversitAten,  dem  niedeien  Clerus,  deuHagistratcn  der  preussischen  St&dte, 
welche  ein  Mitglied  aus  ihrer  Mitte  in's  preussiscbe  HerrenUaiis  schicken. 
Das  Volk  im  Ganzen  hat  keinerlei  Antheil  an  der  Ernennung  dieser  Gat- 
tung von  Yerijretem.  Wie  vielerlei  Kategorieen  derselben  aber  bestehen, 
diess  ist  sehr  selten  nach  einem  umfassenden  Gedanken,  soudtrn  in  der 
Regel  nur  nach  gesehicbtlichen  Gründen  bestimmt  Avordeii:  so  dass  diese 
besonderen  Yertretungen  keineswegs  nothwendig  zusauiineiihükii  uiit  den 
wichtigsten  thatsächlich  bestehenden  Souderinteressen  im  Volke,  oder  sie 
'sammtlich  darstellen. 

Ich  komme  nun  zu  meiner  Kritik  dic>cr  Einrichtung.  Zu  deren  Be- 
gründung schicke  ich  aber  diejemgiu  aügemeineu  balze  voraus,  welche  ich 
fttr  maassgebend  erachte. 

-1.  Wesentliche  Bestandtheile  der  ^Eigenschaften ,  dnrch  welche  eine 
tüchtige  Erfüllung  der  Aufgabe  einer  Ständcversammlung  bedingt  ist,  sind 
Kennt ni SS  der  zu  vertretenden  Verb&ltuisse  and  Eifer  von  Seiten  der 
Mitglieder. 

2.  Das  Vorhandensein  dieser  Eigenschaften  daii  weder  dem  blossen 
Zufalle  überlassen  bleiben,  noch  kaim  es  enwirtet  werden,  wenn  die  Be- 
zeichnung der  Mitglieder  nach  ganz  anderen  Rücksichten  Reschieht.  Viel- 
mehr  muss  die  Zusammensetzung  des  Ganzen  und  die  Ernennung  des  Einzelnen 
in  solcher  Weise  geordnet  werden,  dass  mit  Wahrscheinlichkeit  auf 
diese  Eigenschaften  gerechnet  werden  kann. 

3.  Biese  Wahrscheinlichkeit  ist  nur  dann  vorhanden,  wewi  die  Mit- 
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glieder  persönliche  Bo/iolinnpon  m  den  von  ihnen  zu  vertretenden  Rechten 
vnd  Interessen  haben.  Kur  dauii  uäinHch  ist  B(  kann  tschaft  mit  Thatsachen 
und  Bedärfuisscn,  wenigstens  in  dt  n  meisten  Füllen,  zu  erwiirten,  und  fällt 
namentlich  Pflicht  und  Willen  zur  Yertheidiguni;  zuj^animen.  Nur  Manpel 
an  Menscheakciiütniss  wird  Gleiche?  regelmässig  erwarten  Y«)n  Ptliehtj^ffühl, 
staatsmfinnischer  Eiusiclit.  Ehrgeiz  odti  >tlicu  vor  der  (ifTent liehen  ^leinung, 
wenn  diese  nicht  anrh  durcii  persönliehe  Inte  n     n  liewegt  Vierden. 

4  F.<  darf  nicht  aus  den  Augen  verloren  werden,  dass  die  zu  verthei- 
digendeu  Keclite  und  Interessen  dreierlei  Art  sind:  solclu'.  welche  der 
organisirten  Einheit  des  gesamniten  Volkes  zustehen ;  soK  iie^  w(  lehe  nur 
eine  bestimmte,  gro^^ere  oder  kleinere  Klasse  von  T^fhErern  betreffen:  end- 
lich solche,  welche  jede  einzelne  Per^nnliehkeit  hcnilinn.  Die  Bilduiifi  der 
Versammlnng  mass  somit  mit  allen  drei  Gattungen  in  richtiger  Verbiu- 
doDg  stehen. 

5.  Die  Vertretung  muss  verhftltllissmässig  «5oin,  so  da^s  ein  weiter 
Terbreitetes  Recht  auch  eine  grössere  Anzahl  von  Vertretern  hat.  und  um- 
gekehrt. Die  Vertretung  soll  keine  von  der  Wirklichkeit  ver^eliiedene  Ver- 
hältnisse erzeugen  dnrch  ein  knnstMch  dem  einen  oder  dem  anderen  Ver- 
hältnisse gegebenes  Uebergewicht. 

Sind  diese  Sätze  wahr,  —  nnd  ich  halte  sie  für  onwiderapreehlieli,  — 
80  sind  dann  auch  die  foljienden  Vorannafamen  gegen  die  von  mir  oben 
geschilderte  Einrichtung  der  Volksvertretung  auf  dem  FesUandc  begründet: 

Vor  Allem  ist  klar,  warum  jetzt  für  die  erste  Bedingung  jeder  Wirk- 
samkeit, nämlich  für  das  Vorhandensein  einer  erforderlichen  Kenntniss 
des  Gegenstandes  der  Thätifrkeit,  keineswegs  genügend  gesorgt  ist.  Man 
lasse  sich  nicht  täoschen  dnrch  Phrasen  oder  unbestimmte  Hoftuingen,  son- 
dern sehe  im  Leben  genauer  za,  welche  Art  von  Personen  die  grösste  Ans* 
sieht  bei  den  Wahlen  in  genfrrnpbi<e)ien  Bezirken  nnd  nach  der  blossen 
Volksmenge  haben.  Nach  alier  Erlahmng  sind  es  wesentlich  zwei  Gattungen. 
Einmal  laute,  om  nicht  zu  sagen  vorlaute,  Tadler  der  Kcgierung;  gewöhnlich 
Advokaten  oder  sonstige  missgehinnte  Stndirte.  Zweitens  aber  knechtische 
Anhänger  der  Regierung;  abhängige  Beamte,  oder  die  es  werden  wollen. 
J>ie  erstem  wenden  sich  an  das,  natürlich  ttberall  vorhandene,  Missver- 
gnflgen,  welcher  Art  es  sei,  nnd  werden  oft  unterstützt  darcih  wohlorgani- 
^e  Parteiwflhlereien;  die  andern  sucht  man  gleich|^tigen,  gewonnenen 
oder  eingeschflcbterten  Bezirken  aufzudrängen.  Nin)mt  man,  besten  Falles,  ^ 
hierzu  noch  einige  staatsmännische ,  literarische  oder  militärische  Berühmt- 
heiten, femer  eine  Anzahl  vwi  Männern,  welche  irgend  einen  örtlichen,  oft 
mit  dem  Berufe  des  Volksvertreters  nicht  in  der  geringsten  Verbindung 
stehenden  Einfluss  besitzen,  z.  B.  Ortsvorsteher,  reiche  Wirthe  n.  dgL,  so 
ist  die  Versammlung  fertig.  Ist  es  da  nun  aber  ein  Wonder,  wenn  es  oft 
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nuf  das  Kläglichst«  an  der  erforderlichen  Kcnntniss  der  Yerhältnisse ,  der 
wahren  Bedürfnisse  und  der  möglichen  Mittel  fehlt?  Dass  sogar,  wenn 
ein  /ufällig  befähigtes  Mitglied  oder  die  Regierung  das  Richtige  vorschlagt, 
sie  bänfig  iiiclit  einmal  verstanden  werden?  Allerdings  ist  ein  Unterschied. 
Ich  gebe  gerne  zu,  dass  diejenigi'  Art  von  Rechten  und  Interessen,  welche 
jeden  einzelnen  Bürger  unmittelbar  berühren,  also  nanu  ntiicb  Freiheits-  oder 
staatsbüiperliche  Rechte,  mit  Einsicht  vertreten  wird.  Ich  will,  freilich  in 
sehr  viel  geringerem  Grade,  einrännu>n,  dass  zuweileji  ein  die  Gesammt- 
einheit  des  Volkes  betrefl"endes  allgemeinem  Verhältniss  von  den  volksver- 
tretenden Vopßannnlungeu  ritlitig  aufgefasst  und  vertheidigt  wird.  Allem  um 
so  schlimmer  sieht  es  nm  Alb  s  aas,  was  z^vischen  diesen  beiden  Extremen 
liegt,  also  um  die  Feclite  und  Tntercs«5cn  der  einzelnen  gesellschaftlichen 
Kreise.  Hier  ist  es  blosser  Zufall,  wenn  sich  eiumal  wirkliche  Saciikuude 
zeigt.  Der  (Tinnd  hievon  i«5t  aber  leicht  einzusehen.  Es  ist  einfach  das 
Vorhandensein  oder  Nichtvorhandensein  einer  persönlichen  Beziehung.  Die 
der  Pf  r  iiilicbkeit  /-ukuinnienden  Rechte  nnd  Interessen  keimt  Jeder  ans 
Erfaliruiig  imd  Nothwendigkeit ;  die  Vf>r}t;Uti)i<ve  der  GesammtheiL  liegen 
Demjenigen,  \u'lcher  nicht  besondere  Studien  macht,  schon  ferner,  weil  er. 
wennschon  ein  Bestandthcii  dieser  Gesamnitbeit,  doch  um  Ende  nur  mittel- 
bar nnd  individuell  kaum  merklich  dadurch  berührt  wird;  Sonderinteressen, 
wie  begründet  und  wichtig  sie  ^eicn,  b«  achtet  der  iiersOnlich  nicht  Bethei- 
ligtc  in  der  Regel  entweder  gar  nicht,  oder  wolil  gar  mit  Missgunst;  fUr 
eine  Vertretung  derselben  au*^  ihrer  Mitte  ist  aber  gar  nicht  gesorgt  durch 
die  Znsammensetzung  unserer  Kammern.  —  Sagen  Sie  nicht,  verehrtester 
Freund,  dass  diess  Alles  jedenfalls  nur  gelte  von  jenen  Stdndcversammlungen. 
welche  ich  oben  in  die  erste  Familie  gesetzt  habe,  dass  aber  in  den  Ver- 
fassungen der  zweiten  Familie  Vertreter  bestimmter  Rechts-  und  Interessen- 
kreise vorbanden  seien.  Diess  ist  so  wenig  eine  Einwendung  gegen  meinen 
Sat2,  dass  es  vielmehr  denselben  glänzend  bestätigt.  Ja,  allerdings  haben 
in  unsern  ersten  Kannnei  n  die  in  denselben  vertretenen  SondenteUnxigCB 
sehr  tflcbUge  und  erfolgreiche  Vertreter.  Gerade  an  ihnen  kam  man  sehen, 
was  die  persönliche  Verbindung  mit  der  amtlichen  Aniigabe  wirkt.  Und 
gerade  auf  ihr  Beispiel  stütze  ich  mich,  wenn  ich  ein  ahnliches  Verh&ltoiss 
flir  alle  wirklich  einer  Vertretung  würdigen  nnd  bedürftigen  Zustände  ver- 
lange. Das  ist  ja  eben  das  Unglück,  dass  jetzt  nur  einzelne  Sonderver- 
hftltnisse  eigens  vertrete ii  t^ind«  und  zwar  solche»  um  welche  es,  in  der 
Hanptsache  wenigstens,  kein  grosser  Schaden  wSre,  wenn  auch  gar  nicht 
bestünden ,  die  wahren  und  grossen  gesellschaftlichen  Kreise  dagcg»  nl«dit 
Auch  bedenken  Sie,  dass,  wie  immer  sich  Letsteres  verhalten  mag,  jedenfidU 
noch  die  andere,  weit  einflossreichere  Kammer  anrichtig  susammengesetzt  Ist, 
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und  dass  diese  wenigstens  zn  hindern  veroing.  Ich  verlange  aber  persuiiiKhe 
Verbindnnj»  mit  den  zu  vertretonden  Rechten  in  der  panzen  Versaninilnng. 

Sodann  kann,  zweitens,  darüber  kein  Zweifel  obwalten,  warum  es  in 
unseitr  jct/.igon  Einrichtung  so  oft  an  aufrichtigem  und  iiaehlialtigem  Eifer 
fehlt.  Ich  kann  mich  hier  kurz  fn^-^en.  Es  liegt  ja  in  der  Natnr  der  Sache, 
dass  ein  Eifer  und  eine  AufupfVruntr  für  Keclit«'  und  Jntcrt'^'^'  n.  welche  man 
nicht  einmal  kennt  und  bei  denen  man  nicht  tH  tlu  iligt  ist.  regehnässig  nicht  ' 
besteht.  TTäuficr  wird  sogar  gerade  das  G<  «eTithcil  stattfinden.  Und  anch 
nicht  einmal  auf  den  solhsti^^chen  Beweggrund  einer  neliebtmachung  bei  den 
"Wählern  kann  man  rechnen,  denn  nur  ganz  selten  werden  die  Interessen 
eines  geogruphihthen  Wahll>ezirko<5  zn«;ammenfalloii  mit  einem  der  organischen 
Kreise  des  Volkslebens.  Während  also  jede,  oft  ganz  unbedeutende  oder 
grundlose,  örtliche  Angelegenheit  die  äussersten  Anstrengungen  der  betreffen- 
den Abgeordneten  h<?rvorruft,  bleiben  weit  wichtigere  Verhältnisse  verlassen, 
weil  sie  sich  zwar  Über  die  Grenzen  einzelner  Wahlbezirke  weit  hinaus  er- 
strecken, allein  in  keinem  ein/einen  von  vorherrschender  Bedeutung  sind. 
Ans  allem  diesem  erklärt  sich  denn  anch  die  Thatsache,  dass  in  unseren 
Bepräsentativversammlungen  bei  weitem  die  grOsste,  oft  weit  Uber  alle  Gebtlbr 
getriebene,  Bedeutung  den  Verhandlungen  Uber  die  der  einseinen  Persön- 
lidikeit  nutehendeu  Bechte  beigelegt  wird.  Schon  eine  geringere  Xlieil- 
nähme  findet  das,  was  die  Einheit  betiifit,  (es  müsste  denn  nur  sein,  dass 
die  abgeschmackte  Neigung  Mancher,  grosse  Politik  ohne  alle  Unterlage 
ym  Hbcht  20  treiben,  /nweilen  ein  grösseres  Feuer  entasUndet).  Oert liehe 
inttfesseo  worden,  freilich  nur  von  den  anmittelbaren  Vertretern  der  Bezirke, 
mit  LOwenmuth  vertheidigt.  Die  geringste  Theilnahme  aber  wird  den 
Sonderverhältnissen  der  gcscllscjiaftliclieii  Kreise  zu  Tbeile.  Die  Rechte  der 
Preesfireiheit,  des  Schutaes  der  Person  gegen  nngerediten  Yerhaft,  der  Be- 
uthdfang  durch  Gescbwome  n.  dgl.  sind  ISngsl  in  allen  oonstitotioneUen 
Staaten  veiiiandelt,  festgepettt,  veiftndert,  oft  der  Mittelponkt  Jaltre  langer 
heftiger  KimpÜe,  die  Banner  der  Parteien  gewesen;  an  den  Vcrhandlimgen 
Uber  die  Oidaimg  dse  Staatshantheltes  wird,  wenigstens  oft,  lebendiger 
Anthefl  genoomien,  oder  es  regt  die  BiUigong  eines  Staatsyertrages  das 
farlameataiisebe  Meer  bis  hi  seine  tiefsten  Tiefen  auf;  die  Anlegnng  einer 
Strasse  oder  die  Biditnng  einer  Eisenbahn  wird  bis  anf  das  Blot  gefordert 
oder  beUmpft:  digegen  bleiben  Qeseti»  «her  die  Ordmuig  des  Landbaaes, 
der  Geweite,  oder  gar  eigentlich  geseUscbaftliche  Fhigen  c  B.  über  Pao- 
pfirismosi  KuMtorarbeit,  Theübarkeit  oder  Gebondenheit  des  Bodens,  von 
ehiemJahr  anf  daa  andere  liegen.  Nimmt  dann  anoh  einmal  einBetheUlgter 
oder  elMr  derselben  Männer,  welehe  anch  firemde  Angelegenheiten  verstehen 
and  ihre  Pfficht  gegen  alle  thnn  wollen,  einen  solchen  Oegoistand  anf,  so 
findet  er  heiae  Theilnahme.  Es  sind  ja  keine  eigens  bestelHon  Yertreter 


Digitized  by  Google 


412  ReprAafloUtifayttoB» 

dieser  Intereflwn  da;  die  gimze  Vennuilang  stellt  auf  einer  guis  andarn 
Grundlage,  nflmUch  nur  auf  dem  Gedanken  der  ADgemeinlieit  vnd  Einhett. 

Drittens  begreift  sich,  warnm  in  nnsem  StanderereammlnngeD  eine 
Verh.'il t nissmässigkeit  der  Vertretung  anch  nicht  entfernt  zn  finden 
ist.  Ks  wordon  ja  fli(»  Ahgeordneton  nicht  mit  Beziehung  auf  bestimmte 
■Reclito  und  TntPrf«;<on  gewalilt.  «^ondorn  nnch  eiiiom  Grundsatze,  welcher 
mit  der  innorn  Orfr.ini?atinn  dr«?  Volks  und  seiner  Zustünde  in  gar  keiner 
Btzichniip  steht.  ii;inilifii  nach  der  rfinmlirhen  Ausdehnung  oder  der  Bevöl- 
kerungszahl, und  ohne  da?s  irgend  eine  bestimmte  Art  der  Zusuminm^rr/nng 
angestrebt  Wörde  oder  gar  vorge^sehrieben  wjire.  \vie  die  Saehen  stehen, 
ist  es  völliger  Zufall ,  ob  üherliaupt  und  wie  viele  persönlich  bei  einem 
Intere«<?e  betbeilipfe  und  mit  demselben  vertraute  Vertreter  gewählt  werden. 
Ein  Stand  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  und  kleiner  Zahl  von  Ange- 
hörigen kann  zahlreiche  Mitglieder  absenden,  ein  «berwiegend  wichtiger 
Tielleicht  nicht  Einen.  Man  kann  die  Zusammensetzung  nicht  einmal  mit 
einem  Kartenspiele  vergleichen,  denn  hier  dreht  sich  die  Möglichkeit  der 
Combination  doch  nur  in  bestimmten  engen  Grenzen.  ?o  das«?  immer  ein 
Spiel  möglich  bleibt;  allein  hier  ^ann  der  Wind  des  Zufalls  Karten  zusam* 
menwehen,  welche  trnr  kein  Spiel  erlauben.  Ja  noch  mehr:  die  Hegel  sogar 
ist  völlig  falsche  Bildung.  Ich  habe  oben  angedentet,  iramm  Staatsdiener 
und  Advokaten  bei  der  jetzigen  Einrichtnng  vor  allen  Andern  AoMdcht 
haben;  nnd  so  findet  man  sie  denn  anch  dutzendweise  in  den  Kammern, 
wttirend  TieDeieht  kaum  Ein  Fabrikant  oder  Kanfinaan  da  iit  Die  WaU 
eines  Handverkere  gehört  m  den  grüssten  Seltenkeiten;  nnd  wenn  nicSit 
irelegentlick  dn  Ortmrsteher  ernannt  «ftrde,  so  wäre  selbst  der  gan» 
Stand  der  Banem  nie  vertreten.  Kein  Mansch  wird  nnn  aber  behaupten 
wollen,  dass  diess  der  Wirklichkeit,  ihren  Fordenmgen  nnd  ihren  Rechten 
entspreche.  Wie  hftnflg  hOrt  man  desshalb  aber  anch  Klagen  Uber  den 
Mangel  an  Vertretung  der  wichtigsten  Interessen,  über  Gldebglllligkeit  gegen 
die  Wansche  grosser  Bestandtheile  des  Volkes  t  Wenn  dagegen  dna  Re- 
giernngshandlang  dieVerhUtnisse  der  Staats^ener,  Ehurichtongen  der  Rechts* 
pflege  oder  anch  nur  ein2elne  abstraete  Rechtspnnkte  berOhrt,  so  erheben 
sich  so  lahlreicbe  Vertheidiger,  dass  sie  einander  selbst  den  Weg  versperren, 
nnd  es  das  Ansehen  gewhmt,  als  bestehe  das  ganae  Volk  nnr  aoa  Advokaten 
oder  Amtlenten.  Diess  aber  ist  geradean  absord  and  verftlscht  den  ganaen 
Gedanken  der  Vertretnng. 

Danach  kann  es  denn  aber  anch  kein  Rftthsei  sein,  wamm  die  Jetaige 
Einriehtnng  der  Vertretung  in  der  That  so  manches  Gote  nicht  bewerk- 
stelligt, so  manchen  positiven  Schaden  gethan  hat,  wamm  sie,  mit  Einem 
Worte,  mit  die  Schuld  tngt  an  den  Jetzigen  anerqnickfiGben  Zustittden. 
DieMcoge,  und  ich  begrdfe  darunter  auch  dieMehnahlunaerw PolUäkasteri 
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mag  Sil  Ii  d  u  über  nicht  überall  klar  sein,  und  zum  Tlieile  wohl  Zustände 
auf  Hechimug  .schlechter  Vertretung  setzen,  'wekhi-  überhaupt  von  keiner 
Vertretung  liiitten  können  gebeüsert  werden;  oder  niag  sie  die  Fehler  der 
Vertretung  gar  nicht  da  suchen,  wo  sie  liegen:  allein  dem  dunklen  Gctülile, 
dass  die  Repribeiitution  irgendwie  im  Stiche  gelassen  habe  und  unfähig  sei, 
liegt  allerdings  Wahrheit  zu  Grunde.  Am  klarbten  sehen  es  die  Socialisteu 
ein;  allein  ihre  eigene  Lehre  kann  freilich  nicht  zum  Bessern  führen.  Auch 
ver&teht  es  sich  von  selbst,  dass  es  thüriclit  und  ungerecht  wäre,  wenn  man 
die  gaüjse  .Schuld  auf  die  Vertretungen  wid/en  wullte.  Diu  iiegicrungen 
haben  sogar  noch  einen  grossem  Antheü  zu  verantworten,  denn  an  ihnen 
war  es.  )mji  liiren  Maajjüregeln  und  Vorschlügen  mit  klarer  Einsicht,  mit 
staatsiiiuanischi  r  Beherrschung  und  mit  eut8chlo??scner  Kraft  vorauzugeheoi 
Die  VolksvertreUi)iL:i  11  hatten  duCh  am  Ende  mehr  nur  eine  leidende  Rolle. 
Allem  äoweit  sie  gefehlt  haben  und  fehlen,  muss  die  Schuld  auch  otfen  aus- 
gesprochen werden.  —  Sehen  wir  nur  einmal  die  Lage  der  Dinge  unbefangen 
an.  Wo  liegen  die  grossen  üebelstände  unserer  Zeit?  Welches  sind  die 
Ursachen  der  allgemeinen  Unzufriedenheit?  Woher  die  Gefahr  in  unsern 
gesellschaftlichen  Zuständen  V  Die  Antwort  ist,  dass  der  Staat  die  Interessen 
grosser  Lebenskreisc  nicht  zu  ordnen  und  nicht  zu  fördern  weiss.  Die  Be- 
mühungen und  Kämpfe  in  unsern  Staaten  diehen  sich  um  iiolitisclie  allge- 
meine Fragen,  indessen  lädm  theils  in  Folge  verkehrter  Muassregeln,  theils 
durch  den  zwar  naturgemftssen,  allein  auch  völlig  untergeordneten  tiaag 
einer  nenen  wirthscliafilichen  Entwiekelimg  die  llauptbestandtheile  unseres 
ganzen  gesellscbaftlicluiu  Lebens.  Der  Handwerkerstand,  sonst  der  Kern 
desBOrgerthunis,  vericonunt  immer  mehr  unter  der  Mitwirkung  der  Fabrilien, 
An  eine  Hülfe  für  den  noch  zu  rettenden  Xlieil  geht  niemand;  \olIkommcne 
Auflöeong  aller  Organisation  und  Ordnung  soll  ja  das  einzig  Richtige  sein. 
In  dem  Fabrikwesen  stellt  eine  völlige  Umänderung  nicht  nur  der  Gewerln 
thätigkeit,  sondern  eines  guten  Theiles  der  Ge^teUsdiiaft  vor  uns,  und  es  hat 
dasselbe,  neben  unberechenbar  ufItsUcben  und  glAuzenden  Vortkeilen,  einen 
ganz  neuen,  berdta  nach  Millionen  m  zahlenden  Stand  erzeugt,  welcher  ein 
menscfaeawftrdiges  Dasein  und  eine  Sieherstellong  seiner  unentbehrücbsten 
BedOrCaisse  immer  lauter  verlangt  Auch  hier  haben  unsere  Gesetzgeher 
und  Vertreter  keinen  €tedankcn,  ato  etwa  den  der  Freiheit,  ä.  h.  der  Fort- 
daner  der  Ursache  des  ungeheuren  Uebcls.  Der  Bauernstand  ist  in  den 
meisten  Lfindem  zerbrochen;  seine  Jahrtausende  alte  Ordnung  Ist  zerftllem 
Yen  dncr  verstSnd^cn  Ordnung  der  jetzt  freieren  und  kleineren  Landwirth« 
Schaft,  von  der  BiUnng  eines  den  neuen  Terhiltnisaen  entsprechenden  Lebens 
der  Landbewohner  ist  aber  keine  Rede.  Auch  hier  weiss  man  eben  die 
Diaee  gehen  zu  hwsen,  wie  sie  gehen  und  fidlen  seit  Aufhebung  der  alten 
Gefbgung.  Der  Qro6<»bt«itz  iut  Tielfiich  meiner  politische  Vorrechte  eut* 
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Ueidet  und  man  Iftift  Stnxm  gegen  die  Zasaiumeiiliidtiiiig  desselben.  Allein 
an  eine  den  wiildidien  YerbKItnlsien  vnd  Bedflrfinissen  entsprechende  Wieder- 
Ordnung  wird  Iceine  Hand  gelegt;  gegenseitiges  Grollen  soll  geniigen.  In  dcf 
jangsten  Zeit  hnt  die  Weisheit  der  blossen  AnflOrang  ond  desZosebens  anc|i 
das  YerUUtniss  der  Kirche  mm  Staate  in  ibjre  aerstArende  Arbeit  genonineo. 
Man  bat,  in  ^(»lUger  UnfUiigkeit  anr  Anfhssmig  dos  BegrÜfe  ond.  des  staatr 
liehen  Yerhflltnisaes  eines  gesellschaftlichen  Kreises,  den  unsinnigen  Salt  d^r 
TdUigen  T^rennang  nnd  sogar  Unabblngigfceit  von  Kirche  und  Staat  anlie« 
stellt  Wir  fangen  an  mit  .Hindea  so  greifen,  wohin,  diess  fttbrL  Aber  wie 
soll  da  geholfen  werden?  Unsere  reprAsentativen  YersammlongeD ,  ohne 
IdrchUcheBeetandtheile  ond  nuammeogesetst  ans  Angehörigen  aller  Glaoleasr 
befcenntnisse,  haben  wohl  aer stören  können,  attein  m  einem  Wiederanfbaa 
fSad  sie  nidit  geeignet  —  Basa  hier  überall  sehr  -schwierige  Aufgaben  in 
lOsen  waren,  weiss  ich  wobt  Anch  glaube  ich  gei-ne,  dass  selbst  ganz  ricbtig 
gebildete  Yertretuugcu  grosse  Mflhe  gehabt  httten,  den  ihnen  zufallenden 
Theil  der.  Ordnangsan^ssbe  richtig  m  lOeen.  Allein  da«  weiss  ich  anch, 
dass  die  anoiganisdien  ond  ohne  alle  Rfloksieht  auf  die  Zustande  nnd  die 
Bedflrfhisse  der  Gesellschaft  zusammengesetzten  Yersanunlnng^  die  jcUigen 
Zustände  mit  herbeigeführt  haben,  in  welchen  nnser  Wohl  und  selbst  die 
Gesittigung  tief  bedroht  sind;  und  nicht  der  mindeste  Zweifel  ist  mir,  dass 
eben  die  falsche  Zusanuneusetzung  die  Haui)tschuld  trägt,  und  somit  eine 
Besserung  ohne  ihre  Beseitigung  nicht  mügHcli  ist. 

Siiul  diess  aber  meine  Ansichten  von  den  Fühlern  und  Nachtheilen  des 
Organismus  unserer  jetzigen  Vertretungen ,  so  besteht  allerdings  für  mich 
auch  die  Aufgabe,  einen  gründlichen  Verbessemngsvorschlag  zu  machen.  Ich 
gebe  ja  nicht  dem  flblen  Willen  unserer  Repräsentanten  die  Schuld,  sondern 
einer  falschen  Einrichtung.  Also  wären  blosse  Ermahnungen  eben  so  thöricht, 
als  unbestimmte  liuüuungcn  auf  eine  bessere  Znl.uiiit.  —  Ich  begebe  mich 
freilich  damit  unter  die  ungezählte  und  sehr  Hiuig  geaditele  Schaar  der 
Projectenmacher ;  und  ich  niösstc  mich  suhr  iircu,  wean  niciit  auch  Sie,  mein 
theurer  Freund,  Ihren  Vortli<  il  \\v\\]  frsehen  und  mir  spöttisch  zu  der  Ge- 
nossenschaft Glück  wünscheii  WLiiitii.  Ks  ist  walir  genug,  dass  Mangel  an 
Rath  sicher  nicht  Schuld  daran  ist,  wt  nn  in  der  Welt  nicht  Alles  vortrefiFlich 
geht;  an  Vorschlägen  hat  es  nicht  gefehlt.  Und  (hi^s  diese  in  der  Regel 
völlig  unbrauchbar  und  abgeschmackt  Wiu-en,  Ihnveist  schon  der  Umstand, 
dass  kein  Mensch  mehr  davon  hören  will.  Allein  dem  mag  seni,  wie  ihm 
wiili  was  ist  Anderes  zu  thun,  als  Neues  vorzuschlagen,  wenn  der  Bewe  is 
geliefert  ist,  dass  das  Bestehende  untauglich  ist  uu  l  schwere  üebel  erzeugt  ? 
Ich  muss  also  wohl  den  geflüirlichen  Gang  gehen,  nicht  blos  um  meine 
Berechtigung  zum  Tadel  nachzuweisen,  sondern  weil  in  der  Sache  selbst 
^eiue  andere  UOlfc  ist. 
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Nun  aber  iiucli  oiii  Wort  dt-r  Verstündigung,  ehe  ich  Ingiime.  Warum 
schlage  ich  mich  nicht  einfach  zu  Denen,  welche,  ebenfalls  unzufrieden  mit  der 
jetzigen  constitutionelleu  Einrichtung,  bchou  liLngst  mit  ihrem  Httlfsmittel  im 
Reinen  sind,  nämlich  einfech  die  Wifderhersteümig  der  mittelalterlichen 
Stände  in  drei  oder  vier  Curien  verlangen?  Wai  uui  trete  ich  nicht  einfach 
uiitn  [i-  Banner,  dus  weiland  llaller  trug,  und  da^s  jetzt  von  Gerlach  und 
Stalil  gehalten  wird?  Aui  Ii  liiesc  reden  ja  von  der  natürlichen  üiiederuug 
der  Gesellschaft,  gpotten  üher  Vertretung  nacii  Kopfzahl,  u.  s.  w.  ?  —  Ich 
schlage  mich  nicht  zu  Diesen,  weil  ich  keine  ungerechteren  Gegner  des 
wirklich  bestehenden  Rechte«^,  keine  verkehrteren  Rathgcber  kenne,  als 
eben  sie.  Gott  bewahre  mich  soi  einer  Gemeinschaft  mit  dieser  Partei ;  und 
ich  gedenke  auch  bald  g<  nug  /n  zeigen,  dass  ich  nicht  zu  ihr  gehöre.  En 
ist  wahr,  ich  gehe  in  der  Kritik  zum  Theile  dens<  Iln  ii  Weg,  weil  eben  der 
Gegenstand  unserer  gemeinschaftlichen  Untersuchung  offenbare  Fehler  hat. 
Aber  ich  bin  anderer  Ansicht  über  die  Ursache  dieser  Fehler,  uiid  -.omit 
auch  tiber  die  Heilmittel.  Wenn  die  Kiiinpen  für  die  mittelMlterlichen  Kin- 
richtungen  die  Bildung  unserer  VersammlunK'-n  ''u-  ciioiui-tivi  ben  Einzehieu 
tadeln.  «0  l>in  ich  soweit  mit  ihnen  einverstanden.  Ai*'i  \siiiu  sie  nun  be- 
haupten, dass  die  der  Gecei Schaft  des  Mittelalters  entsprechende  Organisation 
die  richtige  sei,  so  bin  n  b  gerade  der  entgegengesetzten  Ansicht,  weil  wir 
nicht  die  Rechte  und  Interessen  der  mittelalterlichen ,  sondern  der  jetzigen 
Gesellschaft  befriedigen  sollen.  Die  von  mir  gewünschte  Organisation  i«?!  eine 
weit  reichere  und  wesentlich  vei-schiedenc.  Wenn  sie  die,  allerdingjj  jetzt 
ausschliessliche,  Berücksichtigung  der  Einheit  und  Gesanmitheit  ganz  besei- 
tigen wollen,  so  will  ich  dieselbe  unter  allen  Umstünden  an  der  Spitze  er- 
halten. Die  Einheit  des  Staates,  an  deren  Bildung  Jahrhunderte  arbeiteten, 
kann  und  darf  nicht  wieder  in  Stücke  gescldageu  werden.  Sie  ist  mir  aber 
bei  der  Vertretung  nicht  die  einzige  Rücksicht;  sondern  ich  will  auch  die 
besonderen  Lebenskreise  anerkannt  und  befördert  haben,  und  zwar  schon 
durch  die  Einrichtung  der  Vertr^oug.  Wena  aber  gar  diese  Partei  ihre 
Kritik  und  Uiren  Voracblag  nur  verschiebt,  um  entweder  Einen]  Stande  die 
Beherrschung  des  ganzen  übrigen  Volkes  zu  Tenchftfen,  oder  um  den  ganzen 
wirklichen  Einfiuss  der  Vertretung  der  Krone  zu  opfern :  so  erhebe  ich  mich 
mit  Entschiedenheit  gegen  diese  Ungerechtigkeit,  mit  Verachtung  gegen  eine 
soiebe  knabenhafte,  unhaltbare  Politik,  und  mit  Entrastang  gegen  die  Heu- 
chelei. —  Verzeihen  Sie,  wenn  ich  mich  vieleicht  schon  einmal  über  den 
einen  oder  den  andern  dieser  Punkte  ausgei^roGhen  habe.  £i  liegt  mir  viel 
daran,  gerade  hier  nicht  nussverstanden  zu  werden,  and  ich  läugne  es  gar 
nicht,  die  wenigitens  theilweise  Uebireinstimmnng  gorade  mit  dieser  Partei 
ist  mir  aoonbeqoem,  dassioh  schon  oft  daranwar,  meine  ganze  Untersncfaong 
nicht  weiter  za  verfolgen,  wenigstens  meine  Ucberwogimg  fest  in  mich  m 
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YenchKesaeD,  um  niclit  mit  diesen  WLaaem  Tenrecbselt  za  werden,  oder  gar 
ihnen  einen  Vbrachab  m  thtin.  Allein  ans  zwei  Grftnden  habe  ich  immer 
wieder  diesat  Gedanken  ale  ^nen  onwOrdigen  md  fhladwa  von  mir  geelossen. 
Einmal  bin  ich  nun  eimnal  von  der  Nothwendigkdt  einer  Aendenmg  Uber* 
sengt.  leh  glaube  also  nicht  schwelgen  zn  «dflifen.  Sodann  scheint  mir,  daae 
es  das  beste,  vielleicht  das  einzige  Mittel  einer  wirklichen  BeeeitigQng  dieser 
gefiOirlichett  Partei  ist,  wenn  man  offen  aneikennt,  was  sie  Richtiges  lehrt, 
dagegen  an  die  Stelle  ihrer  eigennauigen  nnd  nichtsntttsigen  Yonchlftge  die 
richtigen  setzt 

Diess  will  ich  denn  mm  vennchen.  ^ 

Irre  idi  mich  nidit  vOlUg,  so  sind  die  Bedingungen  einer  richtigen  Bil- 
dang  der  YolksTertretung  nachstehende:  allen  Gattungen  von  Stechten 
und  Interessen,  welche  eine  Yerletznng  von  der  Regierang  ef&hren  könnten, 
sind  Vertreter  zuzuweisen,  und  zwar  solche,  welche  persönlich  bei  der  Wah- 
rung bcthciligt  sind.  —  Dit  Rechte  der.  Gcsammtheit,  sowie  die  jedem  tin- 
zelnen  Bürger  zustehenden  crfoi-dern  keine  eigenen  Walilcn  und  sonstige  Be- 
zeichnungen, da  jeder  Abgeordnete,  wclclics  immer  seine  nächste  Bestimmung 
sein  mag,  bei  jenen  Verhältnissen  persönlich  betheiligt  ist,  somit  die  Ver- 
iiiui^uiii^  d  r  Vertreter  der  Einzelzustäiide  eine  n»^turgeniässe  und  genügende 
Gesaninitvertretiuig  bildet.  Dagegen  ist  jedem  einzelnen  gesellschaftlichen 
Kreise  eine  eigene  Verti'ctung  zu  geben.  —  Die  Zahl  und  die  Bezeiehnung 
dieser  Kreise  ist  diireb  die  Thatsachen  in  dem  einzelnen  Lande  bestimmt. 
Ein  solcher  Kreis  ist  vorhanden,  wenn  ein  bleibendes  und  wichtiges  Inter- 
esse den  Mittelpunkt  gemeiuschaftlii  iiei  ZusUuide  und  Fünlcrungen  an  den 
Btaut  ist;  es  können  somit  geistige  und  sachliche  Interessen,  im  letztem  Falle 
der  Besitz  und  der  Erwerb,  der  Kern  eines  Kreises  sein.  Gl*  ichgültig  für 
das  Hecht  der  Vertretung  i?t  es.  ob  sonst  schon  eine  Organisation  der  Ge- 
nossen besteht.  —  Die  allgemeinen  Angelegenheiten  können  nur  von  der  Ge- 
sammtvcrtretung  behandelt  werden.  Was  die  Wahrung  der  Sniiderrechte 
betrifft,  so  steht  diese  zunächst  den  Vertretern  der  bet reffende n  I  inzelkreise 
zu;  eine  neue  Ordnung  kami  jedoch  nur  mit  Genehmigung  der  Gesaimutver- 
trttuiig  statttindcu,  welcher  die  Walirung  der  Staatseiuheit,  der  allgemeinen 
Rechte  und  der  Nichtbeeinträchtigung  einzelner  Dritter  obliegt  Gegen- 
stände, welche  ftir  mehrere  Kruibc  eine  Bedeutung  haben ,  biiul  von  den  Be- 
theiligten gemeinschaftlich  zu  behandeln.  —  Sowohl  bei  dem  Zusanmientritte 
zu  der  Grcsammtvertretuug,  als  bei  Vereinigungen  meiirerer  Kreise  findet  ein 
bleibend  festgestelltes  Stimmenvcrhältniss  jedes  einzelnen  Kreises  statt, 
welches  nach  seiner  Bedeutung  fttr  das  Volksleben  bemessen  ist.  —  Die 
Wahl  ist  nicht  die  einzige  mögliche  Art  der  BciieiehnuiiL'  zum  Vertreter;  es 
können  auch  die  ohnedem  bestehenden  Vorstände  eiiu  b  Kreises  beauftragt  sein, 
l^cuu  ihre  Üeäteliuuj;  Einsicht,  Eill-r  und  tuubhüngi^bcit  erwarten  lAsat.  —  Die 
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fonnaOe  länriebliaig  der  Yertretimg  miiBs  eine  sehknnige  Erledigang  der 
Geschäfte  zulassen. 

Unter Festbaltung  dieser  Sätze  taut  sich  denn  non  folgendes  System  aut  : 
Es^  bestehen  dreierlei  Arten.  Ton  rertretcnden  Yersammlungen :  die 
SonderTertretnngen,  bestimmt  zur  Wahrung  der  Rechte  und  Interessen 
einzelner,  von  der  Ver&ssung  nach  ihrer  Bedeutung  besonders  anerkannter 
gesellschaftlicher  Kreise ;  die  zusammengesetzten  Vertretungeu,  be- 
auftragt mit  der  gemeinschaftlichen  Besorgung  der  fOr  mehrere  solcher 
Kreise  bedeutsamen  Angelegenheiten;  endlich  die  Vereinigung  sämmtlicher 
Sondervertretungen  zu  einer  allgemeinen  oder  G  e  s a in ni t  v e r t ret u n g, 
zur  Vertheidigung  aller  der  Grsaniinthcit  des  Vulkess  als  Einheit  oder  jedem 
einzelnen  Bürger  ohne  Unterschied  zuistehenden  Rechte  und  Interessen. 

Die  S  0  n  d  e  r  V  i  r  i  i  c  i  u  u  g  e  ii  bestehen  ausschliesslich  aus  Mitgliedern 
des  bctreflfciidcii  gesellschaftlichen  Vereines.  Wenn  derselbe,  abgesehen  vou 
der  Vertretung,  bereits  eine  gesetzliche  Organisation  hat,  so  nehmen  die 
Vorsteher  von  Rechtswegen  Theil  an  der  Sondervertretung.  Die  Zahl  der 
Mitglieder  richtet  sich  in  den  einzelnen  Versammlungen  nach  der  Aus- 
dehnung des  Vereines:  jedoch  niuss  sie  unter  allen  Umständen  zahlreich 
genug  sein,  um  die  verschiedenen  Abschattungen  der  Ansichten  enthalten 
zu  können. 

An  den  zusammenges et  zten  Vertretungen  nehmen  nicht  diesftmmt- 
lichen  Mitglieder  der  sich  vereinigenden  Sonderversammlungen  Antheil,  son- 
dern nur  Ausschüsse  derselben.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Ausschusses 
ist  fttr  jede  Sondervertretung  ein  für  allemal  gesetzlich  h^'^tiumit,  und  zwar 
in  verschiedener  Grösse  unter  Zugrundlegung  der  Wjclitigki-it  der  ZAseckö 
und  Gegenstände  eines  jeden  Ki'eises.  b  i\v  jeden  Landtagr.  nicht  aber  für 
den  einzelnen  Fall,  wird  der  AusschubS  neu  gewfdilt :  nuUiwendiges  Mitglied 
ist  der  Vorstund  der  Sondervertretung.  Die  ven  iiiiiMi  ii  Ausschüsse  bilden 
Eine  Vcr<^an)Tidung,  welche  nach  einfacher  Stinuueiunehiheit  entscheidet.  Eine 
itio  in  i>4irtes  ist  nicht  gestattet. 

Die  Go Sil  nini  t  V  e  r  t  r  et  ung  besteht  aus  den  Ausschüssen  sämiatlieher 
Sondervcrsammlungen.  Auch  hier  wird  nicht  nach  Abtheilungon,  sou  l  rn 
mit  der  für  die  verschiedenen  Gegenstände  verfassungsmassig  vorgeschriebenen 
Stimnienzahl  cntsehieden.  F'.benso  können  die  einzelnen  Ausschüsse  keine 
Instruktionen  vou  ihren  Abtheilungen  erhalten.  In  der  allgemeinen  Ver- 
sauiinlung  erscheinen  überhaupt  die  Mitglieder  nicht  als  Abgeordnete  ihres 
besonderen  Gesellschaftskreises,  sondern  als  Veiticter  der  Gesummt heit 
des  Volkes,  wo  dieses  al8  Einheit  oder  in  jedem  seiner  einzelnen  Bttrger 
Rechte  und  Interessen  gegenüber  von  der  Regierung  zu  wahren  hat. 

Die  zusammengeset2ten  Vertretungen  bilden  sich  nur  im  Falle  eines 
Bedürfnisses  und  nach  den  Einzelheiten  des  Falles;  die  säumt  liehen  Sonder* 
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Totnitiuigmi  dagegen  sind  immer  einxobernfen,  sobald  einlandtag  gdialten 
werden  soll,  theils  znr  Besorgung  ihrer  besonderen  Oescbflfte,  in  so  feine 
welche  vorliegen,  theils  zor  Bildang  der  allgemeinen  Versammhing.  Falls 
fillr  eine  Sonderrertretong  keine  eigenthttmlicben  Geschftfte  vorliegen,  oder 
dieselben  erledigt  sind,  bat  sie  sieb,  unter  Zorflcklnssung  ibreeAassehnssea, 
Bofealösen.  Notlügen  Falles  kann  sie  wieder  einberofen  werden,  und  swar 
sowohl  anf  Verlangen  derfiegierang,  als  selbstsUUidig  dnrch  ihren  Ansschass. 

Die  Frage,  vor  welche  der  drei  Versammlongsarten  em  bestimmter 
Gegenstand  gehört,  wird  tbefls  diirc>i  allgemeine  gesetzliche  Vonchriflen 
beantwortet,  theils  ist  fdr  die  Entscheidung  des  einzelnen  streitigen  FaUes 
durch  eme  eigene  verfassungsmässige  Einrichtung  gesorgt 

Als  Gegenstände  der  ausschliesslicben  Thfttigkeit  der  Oesammtver- 
tretung  sind  ein  für  allemal  bezeichnet:  Alle  auswärtigen  Angelegenheiten, 
^friedlicher  und  gewaltsamer  Art  Alle  VeHassnngsfragcD ,  im  Ganzen  und 
im  fUnzehien;  insbesondere  Alles,  was  sich  auf  Regierungsrecbt,  Thronfolge, 
Civilliste,  Rechte  und  Form  der  Vertretung  bezieht  Die  Organisation  der 
Staatsverwaltung,  soweit  sie  ein  Gegenstand  stfindischer  Verhandinngen  ist 
Das  Budget  und  was  damit  zusammenhängt,  namentlich  die  PrOfong  der 
Staatsanagaben  und  die  Staatsschuld.  Das  Heerwesen.  Die  allgemeinen 
Freiheits-  (staatsbttrgerlicben)  Rechte;  sdwohl  deren  gesetzliche  Ordnung  als 
Verhandlungen  ttber  Verletzungen.  Die  gesammte  Geseugebung  fttr  die 
RechUpflege.  Von  der  Polizei  die  Sorge  für  die  physische  Persönlichkeit 
(Bev01keruilg^- ,  Gesundheits-,  Theuerungs-,  Armen  «Polizei);  die  Sitten* 
poUzei  und  die  allgemeinen  Maassregeln  zur  Förderung  des  Vermögen»- 
erwerbes. 

Zur  Verweisung  an  eine  zusrunmongesetzte  Vertretung  eignen 
sich  diejenigen  Angilcgenheiten ,  wcklu'  einen  unmittelbaren  Einfiuss 
auf  die  Rechte  und  Interessen  mehr  ah  Eines  gesellschaltlicheu  Kreises 
haben;  also  \vu  Gesetze  zu  befolgen  sein  solli n  m  mehreren  Kj-eiseu,  oder 
wo  eine  Staatshandlui  L'  den  Zweck  verschiedener  Kreise  gieiclmiässig  ver- 
letzte. Eine  blos  uiituibure  Wirkung  berechtigt  nicht  zu  Betheiligung; 
hier  mag  das  etwa  bestehende  Interesse  in  der  Gesammtvertretung  widir- 
genonimen  werden. 

Von  selbst  ergiebt  sich  hieraus  die  Zuständigkeit  der  Sonderver- 
trotnngen  zur  Mitwirkung  bei  der  Gesetzgebung  oder  zur  Abwehr  unge- 
reehtti  rtigter  Staatshundlungen  in  deiyenigen  Fällen ,  welche  unmittelbar 
und  auäi»chli(  s^li(  h  d.  ii  Zweck  Eines  verfiassuügsmAssig  anerkannten  geseU- 
schaitlichon  K^ei^e^  betri-tien. 

Znr  Entscheidung  der  Streitfragen  iilier  die  Z  u  b l and  i g  k  e  i  t  der 
einen  oder  der  andern  Art  von  Vertretung  l)e!-teht  ein  Ausschuss  aus  den 
Yürsuiudui  der  sänuutlicheu  Soudervertretungcn.    Für  Mitglieder  oder 
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Bürger  ist  derAusspnieh  dieses  Aasschusses  endgültig;  die  Regierung  kauu, 
im  Falle  sie  nicht  einverstandeD  ist,  die  Frage  nodimals  vor  die  aUgei^eine 
Yenammliing  bringen;  jeden  Falles  aber  mag  sie,  anoh  nach  einem  Be* 
schlnsee  der  -TOUen  YersammUing,  iluren  Antrag  ganz  znrfickdeheo. 

0ie  TOr  die  Gesanuntvertretung  gehörigen  Gegenstände  werden  i-tgei- 
msssig  von  Cemniissionen  bearbeitet^  welche  frei  aus  der  ganscn  Yersamm- 
hiDg  gewühlt  werden;  doch  steht  es  der  Versammlnng  zu ,  auch  entweder 
eine  einzelne  Sonder-  oder  eine  zusammengesetzte  Yertretong  za  einem  Gut- 
achten aofinfbrdem.  Die  Beschlüsse  der  Gesammtrertretong  sind  oater 
allen  Umstünden  endgültig ,  nnd  werden  niemals  den  einzelnen.  Sonderver- 
tretoDgen  zor  Bearthdlüng  vorgelegt.  Namentlich  sind  die  von  der  Re- 
gierang mit  der  Gesammtvertrctung  vereinbarten  Gesetze  unbedingt  ver* 
bindlich  ihr  alle  einzelnen  Bürger,  sowie  fnr  die  gesellscbafUicben  Kreise. 

Dagegen  werden  die  zwischen  der  Regierung  nnd  einer  Sonder-  oder 
zuBammeDgesetztcn  Vertretung  verhandelten  Gesetzesentwflrfe  nach  dem 
zustimmenden  Ilauptbcscblosse  dieser  Versammlungen  der  Gesammtvertretuug  * 
vorgelegt.  Diese  hat  sie  aus  dem  Gesichtspunkte  der  allgemeinen  Rechte 
und  Interessen  des  gesammten  Volkes  zu  prüfen,  und,  je  nach  Befund,  zu- 
zustimmen oder  ein  Vt'to  einzulegen.  Beides  kann  aber  nur  im  Ganzen  ge- 
schehen und  mid  einzelne  Abänderungen  unzulässig.  Als  Vertheidiger  eines 
solchen  Gesetzes  können  sowohl  Buauftragtc  der  Regierung  als  der  betreffenden 
theilweisen  Vertretung  vor  d(  r  allgtuainen  Versamnilung  auftiTteu.  EiiiVi  to 
muss  innerhalb  einer  bestimmten  kurzen  Zeit  ausgesprochtn  werden,  sonst 
wird  eine  Zustimmung  der  Gesainiutvertretung  rechtlich  augenuuinicn. 

Sowohl  die  Organisation  als  die  Verhandlungen  der  verpchiodenen 
Arten  von  vertretenden  Vcrsaumiiuiigen  finden  nach  dem  übliclitu  parlainen- 
taribcheu  Brauche  statt. 

YE. 

Nun,  mein  Freund,  konnue  ieli  zu  ihren  Eiuwi ndungon,  und  ich  gebe 
in  der  That  die  Ilüiiijuiig  nicht  auf,  Sic  zu  bekuliren.  JJen  einen  und  den 
andern  Ihrer  Gründe  halten  Sic  ohncdiess  wohl  selbst  nicht  für  ganz  feld- 
diensttttchtig.  Ich  beginne  mit  dem,  was  Sie  gegen  U.c  i^iutüluung  des 
parlamentarischen  System  es  vurbringin ;  Sic  abrr  gestatten  mir, 
dass  ich  das  vim  iimen  in  dem  Eifer  dci  Ikkiiniiifuug  ct\vas  unordentlich 
Gemischte  unter  Gesicht.si)unkte  bringe.  Und  /war  werden  Sic  damit  ein- 
TcrsUuden  sein,  dass  Sie  gegen  meine  For  i  i  ung  streiten:  erbteus,  weil 
deren  Ausführung  dem  Fürsten  nicht  ,iuy'.uuithet  werden  könne;  zweitens, 
weil  Sie  dem  parlamentarischen  Systeme  allerlei  theoretisch  Verwerfliches 
Schuld  geben;  diittens,  weil  dasselbe  eil'ahrangsgcmass  die  Probe  nicht 
bestanden  habe. 

27* 
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«Welch  ein  Gedanke»,  rttfen  Sie  mir  also  vor  AJlem  m,  filr  einen 
|ffi^«^  dea  das  Leben  besser  gebildet  haben  sollte!  Was  ist  dieses  pailap 
meutaiisehe  System  anders,  als  ein  Hwnntersteigen  ¥on  de^  Begienmg  n 
einer  Art  Ton  ScheinhexTSchait,  zu  einem  Dogat?  Ünd  diese  will  unserem 
Forsten  zngemiitiirt  werden,  nicht  etwa  in  Zeiten  grosser  G^idir  alsAhkaof 
von  noch  Schlimmerem,  sondern  ohne  inssere  Nolh  ond  als  theoretisch 
richtiges  System,  nachdem  die  Demokratie  niedergeschhi^  nnd  die  Voll- 
gewalt  wieder  gewonuen  ist?  Das  mag  eine  Bedingong  seht  flür  Besiegte, 
nicht  aber  eine  Anmuthang  an  Sieger  hl  dwr  Stunde  des  Siefes  selbst 
Keiu  vti  btaiKlig.  r  Alaun  kann  erwarten,  dass  diess  geschehe,  und  der  leiden- 
schaftliche Hass,  mit  welchem  in  den  höchsten  Kmisen  Ton  Parbmentarisrnns  • 
gesprochen  wird,  beweist  am  besten,  dass  man  nicht  daran  denkt  Es  ist 
ja  Stichwort,  deuseibeu  als  eine  sittliche,  politische  nnd  rechtliche  Unmög- 
lichkeit darzustellen.» 

Ich  gebe ,  lieber  Freund ,  die  Grösse  der  Entsagimg  TODkODUBen  M. 
Es  mag  ein  harter  Eutschluss  sein ;  allein  es  ist  ein  .nothwendiger.    Und  % 
wenn  Sie  es  unpraktisch  tinden,  diesen  Entschluss  zu  hoffen  TOn  nnsCfCD 
Fürsten,  so  stellen  Sie  denbelben  ein  schiechtes  Zeuguiss  aus,  nicht  ich,  der 
ich  den  Glauben  an  ihre  Einsicht  hege.    Es  ist  wahr,  die  fOrstlicfae  Gewalt 
hat  durch  die  Niederwerfung  der  Bewegung  von  1848  und  1849  einen  Sieg 
errungen;  allein  eben  desshalb  sollte  auf  die  richtige  6enttt2ung  und  auf  ehie 
vollbtandige  Beseitigung  der  Ursachen,  welche  die  bestehende  Ordnung  der 
Dinge  an  den  Rand  des  Abgrundes  brachten,  gedacht  werden.   Nun  aber 
ist  nichts  sicherer,  als  dass  ein  blosses  Einlenken  in  die  alten  Geleise,  oder 
gar  eine  Verdoiipeluiig  der  früheren  Fehler,  nur  wieder  zum  Uuheile  ftthren 
kann,   und  zwar  voraussichtlich  zu  einem  weit  schlimmeren.    Von  einer 
gänzlichen  Beseitigung  der  repräsentativen  Eim-ichtungen  kann  in  den  gesit- 
tigtereu  Staaten  Europas  nun  emmal  nicht  die  Rede  sein,  wenigstens  nicht 
auf  irgend  eine  Dauer.    Es  bleibt  also  nur  ührig ,  diese  Regierungsform  so 
zu  ordnen,  dass  sie  den  grösstmüglichen  Nutzen  verbindet  mit  dem  ideinst- 
niuglichen  Nachtheile.    Nun  glaube  ich  aber  nicht,  dass  Sie  die  von  mir  in 
einem  früheren  Briefe  geschilderten  Folgen  des  gewohnlichen  constitul ioneilen 
■  Sybtemes  ernstlich  in  Abrede  ziehen,  Sie  sind  vielmehr  gewiss  mit  mir  dahin 
einverstanden,  dass  der  Dualismus  desselben  s}  stematisch  und  beständig  auf- 
gelöst werden  muss,  wenn  er  nicht  albiiahlig  den  Staat  und  vor  Allem  das 
monarcliische  rnncip  in  Stücke  reiben  soll.    Und  Sie  werden  mir  auch  darin 
nicht  widersprechen,  da^t,  durch  eiu  Corruptioussystem  die  Katastrophe  zwar 
langsamer,  aber  nur  um  so  sicherer  und  schmählicher  eintritt.    Was  bleibt 
also  übrig,  als  die  pai lanientarische  Regierungsweise V  Ich  berufe  mich  zur 
Bestätigung  meiner  Ansicht  auf  die  Erfahrungen ,  welche  wir  in  Deutschland 
gemacht  haben.   In  den  mittleren  und  lUdueu  Staaten,  weiche  zuerst  Volks- 
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vcrtrctunfron  oinfillirtcn.  war  der  Gang  der  Dinge  ganz  der ,  wie  ih^^i^  ^hr^ 
liebere  Grnn(ianla{i;e  und  der  geringere  praktische  Sinn  der  NaticÄi^r^ai'^^^;^ 
Uess.  Nachdem  die  Flitterwochen  d(s  neuen  ronstitutionaIismis^v||^tibeF 
waren,  und  der  Gegensatz  von  fürstlicher  Gewalt  und  von  VolkseWSpiss  aTn'  -  '^*^/ 
fieng  sich  zu  zeigen ,  suchte  man  sich  von  Seiten  der  Regierungen  W;fkBlfen 
durch  eine  Verbindung  von  juristiseher  Vertheidigiing  des  eigenen  R^Hitie^J^ 
von  Bernfnng  auf  die  Peschlftsse  des  dent<;chen  Bundes  und  von  schüchterner 
nnd  nicht  allzu  unsittlicher  Comiption.  Die  Stflnde  aber  verfielen  in  eine 
mergelnde,  kleinliehe  und  doch  dabei  nicht  recht  naebbaltige  und  kräftige 
Oppositton.  Von  Seiten  der  Regierungen  hatte  man  zu  vielen  Rechtssinn, 
um  geradezu  die  logischen  Folgen  der  eigenen  Gesetze  zu  l.lugnen;  auf  der 
andern  Seite  konnte  man  sich  aber  doch  zn  deren  franker  Anerkennung  und 
Ausftihmng  nicht  entschliessen :  und  so  Hess  man  denn  die  vielen  Forderungen 
stillschweigend  oder  unter  sehr  schwachoi  Vorwänden  unerfüllt  von  einem 
Jahre  zom  andern.  Man  trat  zurflck  vor  dem  Gedanken  einer  Corruption 
durch  geradeso  unsittliche  Mittel,  gieng  aber  doch,  anf  Itleinere  Gewalt- 
tlifttigkeiten  nnd  Nichtsnutzigkeiten  zur  Gewinnung  von  Stimmen  ein;  das 
Yer&hren  moeete  immer  noch  jnristiech  zur  Noth  vertheidigbar  sein.  War 
dennoch  ein  entschiedener  Widersprach  oder  eine  Fordening  der  Stttnde 
nicht  langer  n  Terhiodem,  so  stellte  nan  denselben  das,  allerdings  rechtlich 
nnbezweifelbare,  Recht  der. Krone  .zn  einem  Veto  entgegen,  löste  vielleicht 
di«  Stande  anf,  beendigte  aber  damit  natürlich  den  Streit  an  sieh  nicht 
Und  wollte  gar  nichts  mehr  verfangen ,  so  worden  mit  efaier  Angnrenernst- 
haftigkeit  die  Beschlflsse  des  Bundes,  zu  deren  AbAissnng  man  mitgewirkt 
wo  niehit  gar  den  Anstoes  gegeben  hatte,  als  eine  höhere  qnwiderstefaliche 
Madit  vorgeschoben.  Die  Stande  aber  kamen  einerseits  dnrdi  dieses  Ver- 
fohren  in  die  gttnstige  Stellung  der  gekränkten  Unschuld,  der  gehinderten 
staatsmannischen  Befthlgung  und  der  ausschliesslichen  Anhänglichkeit  an  die 
Yerfitssong;  sie  waren,  wie  Peter  Peeble,  so  glOcklich,  in  dem  Besitze  eines 
ewigen  Prozesses  zu  sein.  Da  sie  aber  bei  der  ihnen  thatsacUich  übrig 
bltibenden  Thütigkeit  nicht  ans  dem  voUen  Holze  schndden  konnten,  so 
gerietben  sie  in  eine  armselige  Pfennigersparnng,  in  eine  Gewohnheit  des 
Topfgnckens,  und  In  eine  Unbekttmmertheit  darum,  ob  ihre  Forderongen 
und  YoTStellnngen  vereinbar  seien  mit  irgend  einer  Begierang.  Der  Erfdg 
von  allem  diesem  Wollen  und  Ißchtwollen,  von  diesen  halben  and  ganz  ial- 
sdien  Maassregeln  war  denn  nun  aber  ein  immer  weiteres  Yorschrdten  der 
oppositianeUen  Gesinnung  in  allen  Schichten  des  Yolkes,  eine  bedeutende 
Einbnsse  an  Pietät,  ein  Schein  von  Kleinlichkeit  und  Unehriichkeit  der  Re- 
gierangen; damit  aber  der  Grund  und  die  Möglichkeit  der  Ereignisse  vom 
Xlrz  1848.  Nichts  ist  verkehrter,  als  einer  Kachafting  von  Frankreich  das 
plötzliche  Zosammenwerfen  der  bisherigen  Regierangsweise  zososchreibea, 
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Der  mechanische  Anstois  kam  von  Fraiikn  it  h ;  allein  die  Ursachen  uiul  das 
Ziel  (lor  Bcw«  gung»  ii  in  Deutschlaiul  wann  durchaus  örtlich.  Jeder  andere 
elektrische  S(  lihig  lilüte  auch  dazu  gefühlt.  Ist  man  denn  nun  aber  durch 
die  Erfahrung  g(  Nvitzigt  wurden?  Wurde  das  repräsentative  Systeio  auf  eine 
gesundere  Grundlage  gestellt,  nachdem  die  Ersehiittcrungen  zunächst  ftber- 
standen  und  die  fürstliche  Macht  ^'orettet  war?  Leider  nein.  Es  muss  zu- 
gegeben u(  rden ,  dass  der  Sieg  mit  Mässigung  benützt  worden  ist,  etwa 
Hiuniover  und  Kurlic^^en  ansgciiontmen.  Die  ahgedrungenen  \  er«illiguBgen 
uüd  Veränderungen  !?iud  zwar  /n rückgenommen  worden,  allein  man  hat  die 
Verfassungen  in  ihrem  früheren  Bestände  gelassen  und  nicht  etwa  versucht, 
neuen  widrigen  Forderungen  und  VerliäUnifsen  durch  eine  Zuröckföhning 
der  Volk^i  erlite  auf  ein  unentwieklungsfähiges  Mininiun»  für  immer  zuvorzu- 
kommen. Allein  es  i«tt  unch  kein  neuer  Gedanke  irgend  einer  Art  angewendet 
worden;  \it'lniehr  ist  man  allerwftrt?  wieder  ganz  in  dit'  frühere  Auffa?^sini« 
der  Dinge  hineingekommen.  Der  ganze  üuterschied  ist,  dass  die  Regieruiigeo 
in  der  Regel  noch  in  einem  etwas  höheren  Tone  sprechen,  die  Stände  Ver- 
sammlungen aber  in  eimni  etwas  leisereu;  und  nneh  dieses  hat  sich  zum 
Thcile  allmähüg  wieder  a n*- geglichen ,  wie  7.  B.  die  Verliandinngcn  in  Bayern 
und  Wnrttendnrg  ««att^am  beweisen.  Damit  ist  denn  aher  der  Dualismas 
wahrlich  nicht  1k  seitigt ;  die  in  demselben  liegenden  Zersetzungsursachen 
wirken  viehm  lir  fort ;  die  Dinge  werden  also  auch  immer  mehr  wieder  ihren 
alten  Weg  gehen.  Da  nun  aber  ich  wenigstens  nicht  zu  Denen  gehöre, 
welche  die  Zurücknahme  der  Einräumungen  von  1848  flir  ein  Befriedigungs- 
mittel hahen,  noch  auch  glaube,  dass  die  Ennnenmg  an  das  Scheitern  der 
Bewegung  von  1848  für  immer  nachhalten  wird:  so  kann  ich  auch  nur  der 
Ansicht  sein ,  dass  jener  alte  Weg  bei  erster  bester  Gelegenheit  mm  gleichen 
Ausgange  führt.  Nur  freilich  mit  dem  Unterschiede,  dass  dann  wohl  die 
fürstliche  Gewalt  in  ihrem  Principe  und  nicht  Mos  in  der  Ausdehnung  der 
Befugnisse  angegriflfen  werden  wird.  Wer  die  Meinungen  beobacbteti  kann 
hierüber  nicht  wohl  im  Zweifel  s«  in.  Hier  hilft  offenbar  nur  eine  völlige 
Veränderung  der  Stellung  zu  der  Verireiong.  Die  einzige  mögliche  Ver- 
änderung dieser  Art  ist  aber  das  parlamentarische  System.  —  In  PreiHM6B 
allerdings  ist  dtr  Verlauf  ein  anderer  gewesen;  allein  dieser  war  so  ano- 
mal in  seiner  Aufeinanderfolge  von  Spielerei  mit  Sclieinpebilden,  tob  toller 
Ueberstürzung  und  von  Vereinigung  derRegiemng  mit  einer  Kammcmmehr* 
heit  zur  alhnähligen  Zerstörung  des  eben  gegründeten  eigene  Werkes;  es 
ist  ferner  der  lantritt  eines  ehrlich  gemeinten  and  verständig  gehandbafaten 
constitutionelleu  Systeme«  hier  noch  so  neu,  dass  kein  Schluss  nach  irgend 
einer  Seite  hin  gezogen  werden  kann.  Ist  es  doch  noch  nicht  einmal  that- 
suchlich  entschieden,  ob  die  itzt  endlich  wirklich  in's  Leben  getretene 
Volksvertretang  nach  {larlamentarischem  Systeme  wird  behandelt  werden, 
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oder  ob  man  in  dem ,  auf  die  Daner  doch  schwerlich  ausbleibenden ,  Falle 
einer  Richtnngsverschiedcnheit  zwischen  Ministerinni  und  Kainrnorn  dem 
Vorgänge  dov  übrigen  deutschen  Staaten  folgen  wird.  Wendet  Letzteres  ein 
gater  Genins  nicht  ab,  so  wird  freilich  (diess  ist  wenigstens  meine 
Uebcrzcugung )  ein  neues  grossartiges  Beispi^  die  nnqrlttcklichen  Folgen 
eines  solchen  Pnucipes  nachweisen.  —  Allein  wie  immer  sich  hier  die  Zu- 
kunft gestalten  m:ic,  jeden  Falles  scheint  oiir  die  Nothwendigkeit  dos  par- 
laHieutarischen  Svstemes  als  Schutz  für  die  fflrstlii  he  Stellung  und  G*-i.\alt 
durch  die  bisherigen  Krfnhrungen  so  unwideisi)rec blich  erwiesen,  dass  ich 
mich,  wie  gesagt,  der  Holinung  nicht  verschliessen  kann,  auch  unsere  Ftlrsten 
sehen  es  ein  und  entschliessen  sich  zu  dem  nüthigen  Schritte.  Sie  sind  jetzt 
in  der  Lage,  ohne  persönliche  Verletzung,  weil  ohne  Nöthigung  von  Aussen, 
bef?innen  zu  können ;  sie  zeigen  durch  Begreifen  einer  zwar  nicht  angen- 
biaklicli  drangenJrii,  .iil^  in  mn  '^o  schwerer  in  der  Znlrnnft  drohenden  Gefahr 
überlegene  Einsicht  und  luiben  dadurch  den  Vortheil  der  Initiative;  es  liegt 
also  das  Gelingen  jetzt  in  ihror  Uand.  Ob  immer  and  auch  später  noch, 
ist  eine  andere  Frage. 

«Allein,»  wenden  Sie  mir  nun  in  einer  zweiten  Abtheilnng  Ihrer  Gieren- 
gründe  ein,  -^diess  Alles  hat  denn  doch  nur  einen  Sinn,  wenn  wirklich  das 
parlamentarische  System  an  sich  richtig  und  woblthätig  ist.  Nun  aber  ist 
dem  nicht  so,  vielmehr  hat  dasselbe  mehr  als  Eine  sehr  üble  Seite,  und 
wir  laufen  also  Gefahr,  einen  schlimmen  Zustand  nur  mit  einem  andern  zu 
vertauschen,  Gewisses  mit  Ungeyfissem.  Diess  aber  ist  leichtsinnig  und 
schlechte  Staatsknnst.»  —  Gehen  wir  denn  Ihre  einselnen  sachlichen  Vor- 
wurfe durch. 

Zonftchst,  behaupten  Sie,  dass  eine  Ueberlassung  der  obersten  Staats» 
ämter  an  die  Häupter  der  parlamentarischen  Parteien  den  freien  Willen  der 
.  Ftlrsten  bei  der  Ernennung  ihrer  Minister  und  hinsichtlich  der  fiegiemng 
Mfhebe,  sie  in  die  Lage  setze,  MAoner  zo  Käthen  zu  bestellen,  an  welche 
sie  keine  Neigung  und  keine  Erinnerung  knQpfe,  welche  ihnen  vielleicht 
persönlich  zuwider  seien.  Diess  aber  heisie  sie  herabwfirdigen  nnd  ganz 
ans  ihrer  natürlichen  Wirksamkeit  verdriDgen.  Es  bleibe  nur  die  äussere 
Form  der  Monarchie,  während  ihr  Wesen  an  eine  Wahldemokratie  tibergehe/ 
Letztere  einzuführen,  sd  non  aber  weder  unser  Recht,  noch  onser  Wunsch. 
—  Diese  Beschuldigungen  sind  sammt  und  sonders  in  Abrede  zu  stellen.  — 
Vorerst  sei  bemerkt,  dass  im  Gegcntheile  eine  Haltung  über  den  Parteien 
and  eine  Abwesenheit  jeder  pei^nlichen  Betheiligung  bei  den  Streitigkeiten 
ttber  Staatsangel^penhfiiten  eioem  Ftirsten  eine  höhere  und  reinere  Stellung 
gAt,  als  die  ist,  wenn  das  angegriffene  Ministerium  als  der  Ausdruck  der 
persönlichen  Ansichten  des  Staatsoberhauptes  erscheint,  nnd  wo  also  jeder 
Tadel  dieses  seihst  Yerletst  md  als  auf  dasselbe  gerichtet  betrachtet  werden 
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kiOB.  Nor  in  Jener  SteDong  kann  der  Gedanke,  daes  der  FOnt  peiaOnlidi' 
immer  das  Onte  wolle,  nnd  dase  das  Ueble  nnd  Verkehrte  gegen  seinen 
Wonscli  nnd  ohne  seine  Theilnahme  stattgeflinden  habe»  mit  einem  hin- 
reichenden Scheine  von  Wibbelt  infirecfat  erhalten  werden.  Bei  dem  in 
X  DentseUand  gewöhnlichen  Systeme  der  Yolksvertretnng  ist  die  ünTerantwort- 
liehkeit  des  Fürsten  zwar  ein  gesetzlicher  8ats,'aber  sittlidi  nnd  politisch' 
nur  eine  FicHon. .  Man  weiss  ja  wohl,  dass  die  Minister  nar  die  Vollstrecker 
der  Befehle  des  Staatsoberhauptes  sind  and  sein  sollen;  wie  kann  da  der 
Tadel  bei  ihnen  stehen  bleiben?  Aach  ist  dem  tbatsflchlich  keineswegs  also. 
Man  betrachte  dagegen  die  persönliche  Lage  der  Könige  Ton  England,  seit» 
dem  sieb  das  System  der  parlamentarisdien  Ministerien  dort  TölUg  ansge- 
bfldet  hat.  Wer  tastet  sie,  mittelbar  oder  onmittelbar,  wegen  des  Ganges 
der  Staatsangelegeubeiten  aocb  nur  entfernt  an?  Sie  sind  gleich  verehrt, 
in  gleich  heiterer,  unerreichbarer  Ruhe  nnd  Hoheit,  ob  Tories  oder  Whigs 
am  Ruder  sind.  Sicherlich  kann  die  Königin  Victoria  Cregenstand  des 
Neides  jedes  europäischen  Fürsten  sein,  wenn  er  die  ungeheuchelte ,  alle 
Schichten  der  ganzen  Bevölkerung  durchdringende  Verehrung  gegen  dieselbe 
btlrachtet.  Kein  Zweifel,  dass  ihre  persönlichen  Eigenschaften  und  ihr 
ganzes  Leben  viel  zu  dieser  Liehe  des  Volkes  beitragen;  allein  es  wiii-e  eine 
so  gleichmftssige  Billigung  und  Anliiinglichkeit  doch  bei  dem  leidejischaftlich 
bewegten  politischen  Leben  des  Landes  ganz  unmöglich,  wenn  die  Kuiiigin 
sich  persönlich  an  die  Spitze  einer  bestinunten  Richtung  stellte  und  wenn 
also  der  Kampf  nothwmdig  bis  zu  ilir  hinanreicbte.  Gerade,  dass  sie  voll- 
kommen auüiiliiig  üjid  ehrlich  das  i)arianientariscbe  System  ergriffen  hat, 
ist  eine  der  Hauptgrundlagen  der  beisjiiellosen  nachhaltigen  Billigung.  — 
Zweitens  muss  beiiauptct  werde«,  dass  auch  die  staatliche  Tliätigkeit  eines 
begabten ,  eifrigen  und  erfahrenen  Fürsten  unter  dem  parlamentarischen 
8jBteme  keineswegs  auf  ein  unwürdiges  und  für  das  Ganze  nnerspriessliches 
Maass  zurückgeführt  ist.  AHordnigs  kann  es  sich  begeben,  dass  die  poli- 
tische Richtung  eines  Ministeriuni>  nicht  die  persönliche  des  Ftirf;tcn  ist,  und 
dass  also  Maassregcln  bernthen  und  beschlossen  werden,  mit  \Mlchcn  er 
nicht  einverstanden  ist.  Allem  theils  kömmt  die  Nothwendigkeit  eines  Nach- 
gebens in  jedem  repräsentativen  Staate,  in  welchem  also  auf  die  öffmtliche 
Meinung  und  auf  das  Verlangen  oder  crnr  die  f)! diMgiingen  der  Volksvertreter 
Rücksicht  genommen  werden  muss,  mehr  uiUr  v.iriiger  vor;  und  es  handelt 
sich  nur  von  der  Zahl  der  Fälle,  nicht  vom  Grundsätze  Mit  du  Gewilh- 
rung  einer  Volksvertretung  ist  die  beliebige  Durchfühnuig  des  persönlichen 
Willens  überhaupt  zu  Ende.  Theiis  kann  gerade  die  persönliche  Theilnahme 
eines  tüchtigen  F(5rsteu  an  den  Berathungen  <  iiies  von  seinen  ]>(  r  önlichen 
Ansichten  abwuclieuden  Ministeriums  von  bedeutender  Wirkung  sein  und 
grössere  Milderungen  und  Abäudeumgen  bewerkstelligen,  als  wenn  dieselben 
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'lünnor'als  die  anabhängigen  and  in  ihrem  Kreise  ganz  nngestörtcn  Häupter 
einer  m&cfatigen  Widerspruchspartei  unter  sicli  die  Angriffe  und  Forderungen 
beiedeiL  Tbeils  und  hauptsächlich  wird  der  tägliche  YerwaltungseinÜiisä  des 
FttnteD  durch  die  allgemeine  staatliche  Stellung  des  jeweiligen  Ministeriums 
gar  nicht  berührt  und  bleibt  also  jenem  volle  Freiheit  zu  nützlicher  Thätig- 
keit  und  Einwirkung.  Will  man  in  der  That  behaupten,  dass  König  I^opold 
Iceinen  Einflu-s  auf  die  liegierung  Belgiens  habe?  —  Drittens  ist  zu  fragen, 
ob  denn  bei  der  jetzt  Üblicheu  Auflfassung  des  rei»rasentativeu  Sy^ttmcs  die 
Fürsten  so  ganz  freie  Hand  in  der  Walil  ilirer  Minister  haben,  ob  sie  kei- 
nerlei persönlichen  Widerwillen  dabei  überwinden  müssen?  So  wie  die  Sachen 
jetzt  gehen,  ist  auch  ihre  Walil  auf  verli{iltni>sni;lssig  \venig('  Männer  be- 
^Ll.ruiikt,  welche  einer  Scits  auf  der  I)irn«tleiter  hinreichend  luieh  stehen, 
anderer  Seits  die  nuthigen  Eigensciiaftrn  liaben,  um  wenigstens  nothdürftig 
den  Ständen  gegenüber  auszuhalten.  Hort  man  nielit  etwa  auch  jetzt,  dass 
Dieser  oder  Jener,  trotz  peri^Onlicher  Unbelirhtheit ,  als  ein  -nothwendiger 
Majin»  beibehalten  werden  mOs«e?  Die  Zfiten  sind,  und  zwar  glücklicher- 
weise, vtnui  rr,  in  welchen  die  Ministerien  dem  nächsten  besten  Schranzen, 
dem  angeiiehinsten  Tischgenossen  oder  noeh  sehiinuneren  Gesellen  gegeben 
werden  konnten,  in  welchen  dieselben  Hofämter  waren.  Also  auch  hier 
bandelt  es  sicli  nur  von  einem  Mehr  oder  Weniger.  Ist  dem  aber  also,  dann 
ist  es  siclier  auch  nicht  der  Mühe  wertb,  SQ  Grosses  wegen  eines  kleineren 
Verlustes  auf  das  Spiel  zu  setzen. 

Ihre  zweite  theoretische  Einwendung  gegen  das  parlamentarische  System  ist, 
es  werde  die  tob  der  Regiemng  zur  Gewinnung  von  Einflnss  ausgehende  Cor- 
ruption  nur  ersetzt  durch  Parteinmtriebe;  hierbei  aber  einen  nützlichen  Unter- 
schied zu  finden,  sei  schwer.  Doch,  mit  Ihrer  Erlaabniss.  Vor  Allem  darf 
nicht  ausser  Augen  gelassen  werden,  dass  in  einem  repräsentativen  Staate, 
in  welchem  der  alleinige  Wille  des  Fürsten  die  höchsten  Aemter  besetzt,  neben 
den  BemtUinngen  nm  Gewinnung  der  ständischen  Mehrheit,  auch  noch  die 
Ränke  nm  die  Erlangung  der  persönliclien  Gunst  des  Staatsoberhauptes  be- 
stellen mögen  ond  werden.  Nun  dürfte  aber  leicht  geschichtlich  nachgewie- 
sen  werden,  dass  der  heimlichen  Nebenbnhierei  in  dem  Kabinete  selbst,  den 
Vwiimmer-  und  Hinterthüren- Verschwörungen ,  dem  Bestreben  mittelmäs- 
siger  Köpfe  jeden  selbstständigen  nnd  Oberlegenen  Mann  zu  beseitigen  weit 
htafiger  das  Offentlicbe  WoU  zom  Opfisr  gebracht  worden  ist,  als  dem  Ringen 
gnmdsatKloser  Parteibflapter.  Jeden  Falles  hat  der  Kampf  der  Letzteren 
das  für  sich,  dass  er  öffentlich  geführt  wird,  und  somit  theils  leichte  dnrch- 
schaut,  theils  von  der  öffentlichen  Meinung  hinsichtlich  der  angewendetixn 
Mittel  cinigcrmaassen  in  Schranken  gehalten  wird.  Auch  sind  es  nothwendig 
immer  geistig  bedeatende  Männer,  welche* anf  diese  Weise  um  die  Gewalt 
ringen;  mit  eokben  wird  aber  selbst  im  schlimmsten  Falle  der  Staat  und 
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das  Volk  immer  noch  besser  fahren ,  als  mit  Menschen  ohne  Begabung  nnd 
Kenntnissen,  welche  sich  ui  Hofrünken  versuchen  und  in  solchen  den  Sieg 
davon  tragen  können.  —  Soduun  aber  dürfen  die  Uebel  eines  Parteikampfes 
auch  nicht  übertrieben  werden.  Allerdings  werden  sich  bei  einem  parlamen- 
tarischen Systeme  die  Parteien  K-mühcn,  in  die  Mehrheit  zu  kommen,  und 
sich,  wenn  sie  dieselbe  erlangt  haben,  in  derselben  zu  erhalten.  Auch  hin 
ich  wahrlich  nicht  gesonnen  zu  behauiiten ,  dass  diess  immer  mit  löblicheu 
Mitteln  geschehen  werde;  die  Parteimoral  ist  eine  gar  laxe.  Ich  räume 
also  unumwunden  die  Wahrscheinlichkeit  von  Entstellungen ,  Verleumdungen, 
vou  factiösen  Hinderungen,  von  parteiischen  Besetzungen  mancher  Aemter, 
kurz  von  manchem  Unfuge  ein.  Aber  einmal  ist  es  denn  doch  gar  nicht 
dasselbe,  ob  venverfliche  Mittel  angewendet  werden,  um  das  ganze  Wesen 
der  hauptsiiclilichsien  Staatsanstalt  zu  verflftlscheu,  oder  um  einer  bestimmten 
Ausübung  dersellicn ,  mit  Wahrung  des  Grundgedankens,  den  Sieg  in  ver- 
schaffen. Bei  einem  Kampfe  der  parlamentarischen  Parteien  um  die  Ober- 
hand kann  e^  nie  die  Absicht  oder  das  Ergebniss  sein,  dem  Volke  den  ihm 
vcrfas'^uiiL'-iiiaÄSig  /.u>iehendeu  Eintlu^s  auf  die  Staatsangelegenheiten  zu  ent- 
winden, sondern  es  handelt  sich  vielmehr  darum,  demselben  angeblich  mehr 
nnd  Besseres  zu  bieten,  als  die  Mitwerber  vers|irpchen.  Somit  \\uy\  ?iUo 
unter  allen  Umstünden  hier  die  politische  Freiheit  wirklich  gen  tt.  t.  Es  ist 
nicht  blos  ein  Schein,  sondern  das  Wesen  von  Vulkscinfluss  vorhanden.  So- 
dann ist  der  Erfolg  sogar  einer  völligen  Täuschung  des  Volkes  hier  politisch 
ein  ganz  anderer.  Es  mag  allerdings  sein ,  dass  sich  das  Volk  bei  solchen 
Bewerbungen  um  seine  Gunst  in  der  Schätzung  der  Angebote  täuscht ,  und 
das^  es  in  der  That  nützliche  Anerbieten  zurücksetzt  gegen  ein  glänzen- 
deres oder  seiner  augenblicklichen  Leidenschaft  schmeichelnderes.  Allein 
das  Angenommene  muss  denn  doch  gehalten  werden;  und  es  hat  das  Volk 
Niemand  Vorwtirfe  zu  machen,  als  sich  selbst,  wenn  die  Dinge  nun  nicht 
gehen,  wie  ihm  frommt.  Diess  aber  erzeugt  einmal  keine  Erbitterung  und 
Verachtung  gegen  die  Regierung  als  solche,  nnd  iwdtens  kann  der  Fehler 
bei  der  nächsten  Gelegenheit  wieder  gut  gemacht  werden.  Die  Selbst- 
täuschung war  dann  nur  ein  politisches  Erziehungsmittel,  während  jetzt  die 
von  der  Regierung  ausgehende  Täuschung  eine  Unterwtthlung  der  sittUchen 
Grundlagen  des  Staates  ist.  Die  bisherige  Mehrheit  wird,  wenn  ihre  Maassregeln 
fehlschhtgeD,  beseitigt;  aber  an  die  Stelle  dieser  Regiernngaiiehtiuig  tritt 
eine  andere,  welche  vielleicht  besser  ist,  jedenfalls  Hoffnung  und  neues 
Leben  gibt.  Damit  aber  iat  dem  völligen  sittlichen  Zerfallen  mit  dem  Staate 
TOTgebengt,  d.  h.  dem  grossen  Uebel  des  jetzigen  constitutionellen  Systemes. 
Drittens  und  hauptsächlich  ist  nicht  zu  vergessen ,  dass  bei  dem  parlamen- 
tarischen Systeme  die  Opposition  nie  über  das  Mögliche,  w  Uur  selbst 
Anafuhrbare  hinausgehen  kann,  wenn  sie  sich  nicht  volUHMoniflii  sn  Omnile 
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richten  will.  Es  gflit  also  die  Regierung  in  viel  ruhigerem  Geleise.  Doch, 
ich  hübe  hierüber  schon  friilur  iitesprochen.  Mit  Einem  Worte:  die  Partei- 
bestrebangen  gchaffeu  allerdings  keinen  Zustand  politischer  rnsc])iild .  allein 
sie  sind  in  allen  ihren  Ausschweifung^  und  üblen  Folg«  n  doch  weit  boisser, 
ächter  conserv&tiv  und  beseitigbarer,  pnt^veder  der  onverfaüllte  Dua- 
lismus oder  die  durch  Coimption  erzeugte  Äussere  Ofotte  einer  innerlich 
fooleu  Masse. 

Dritten«!  werten  Sie  dem  parlamentarischen  Systeme  eine  Unsicher* 
beit  der  Verwaltung  vor,  und  zwar  in  doppelter  Bichtang:  einmal  wegen 

.  der  Geschäftsunerfahrenheit  der  ans  den  Stftndeversammlungen  hervorgegan- 
genen Minister;  sodann  aber  well  ein  Heramwerfen  des  Staates  von  einem 
Eitreme  der  Maassregehi  in  das  entgegengesetzte  zu  fftrchten  sei.  —  In 
ersterer  Beziehung,  bemerken  Sie,  leaehte  offenbar  ein,  dass  ein  parlamen- 
tariscbw  Minister  sich  entweder  nnr  nm  die  allgemeine  Politik  and  etwa  nm  die 
obersten  leitenden  Onmdsfttxe  seiner  GeschAftsabthdhmg  bekümmf're;  dann 
liege  das  Wohl  und  das  Interesse  des  einzelnen  Bttrgers  wie  der  Gesttmntheit 
in  den  Binden  nicht  verantwortlicher  and  vielleicht  mittehnassiger  Unterge- 
ordneter, es  entstehe  Gefhhr  von  Misshrttnchen  nnd  geistloser  Gesehlftsge* 
wohnheit  Oder  aber  er  finde  seine  Anigabe  darin,  sich  aoch  nm  das 
Ehmelne  zn  behommem,  materieUe  E&tscheidnngen  kq  g^ben,  einzugreifen 
nnd  selbst  im  Kleinen  m  verbessern;  dann  seizofttrcbten,  dass  er  ans  Mangel 
an  Kenntnissen  und  an  Geschftftssicherheit  die  ganze  Verwaltung  in  Unordr 
nung-  bringe,  dass  "Widerspräche  ndt  froheren  Entscheidungen  die  Beamten 
und  die  Borger  verwirren,  dass  je  nach  einigen  Jahren  immer  wieder  neue 
Erlhhnmgen  gemacht  werden  müssen  und  Lehrgeld  za  bezahlen  sei.  Diesem 
Allem  könne  mir  vorgebeugt  werden  dnrch  die  Besetznug  dei>.Minister8tellen 
ndt  MInneni,  welehe  ihr  Leben  in  den  betreffenden  GesdiSilen  zugebracht, 
reiiiiche  Erfahrungen  gemacht,  die  Untergeordneten  persönlich  kennen  ge- 
hmt,  endlich  aber  durch  Verdienste  und  Gaben  sich  aus  den  Bethen  aui|se- 

.  schwangen  haben.  ^  Ich  Ifiagne  nun  aber  die  Rkihtigkeit  dieser  Alternative, 
und  behaupte,  dass  ganz  tichtige  Minister  ans  den  StOndeversammlungen 
hervorgeben  kOmen.  —  Vor  Allem  ist  nicht  mnzosehen,  warum  nicht  die 
höhere  politische  Auffhssung  und  die  allgemeine  Leitung  der  Staatsgewalt 
einem  in  den  parlamentarischen  Geschäften  nnd  Klmpfen  gebildeten  Manne 
eben  so  leicht  Men  sollte,  als  einem'  in  der  Kanzlei  herangebildeten  Bs- 
amten.  Ja  es  lOsst  sich  sogar  behaupten,  dass  diese  letztere  Laufbahn  an 
sidi  weniger  geeignet  sei,  einen  weiten  Blick  za  bewahren  nnd  das  BedOrfidss 
grosser  rechtzeitiger  Maassregeln  za  wecken.  Man  sehe  sich  mir  am  unter 
den  grossen  Staatsmitnnern  aller  Zeiten,  anch  namentlich  der  nnsem,  ob  sie 
an  den  Sekretftrs-  und  Rathstischen  ergraut  sind.  Nur  allein  der,  dessen 
Gesichtskreis  selbst  nicht  Ober  die  Abfertigung  des  einzelnen  Aktenstflekes, 
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Uber  die  Löschong  der  Nimimer  hniaiiqgeht,  wird  in  Alvede  ziehen,  dass 
die  erste  ond.nOtli^te  Eigenschaft  eines  Ministers  eine  staatsmSnnisehe  Anf- 
üusQQg  ist.  2Som  Bnreangeichfifte  gibt  es  Leute  genug;  und  wehe  dem  Lende, 
dessien  Minister  kein  anderes  Bewosstsein  von  ihrer  SteOnng  haben,  als  dass 
sie  fleissige  Schreiber  sein  sollen.  Da  ist  keine  Bede  T«n  einer  ümgestal* 
tong  ganxer  Theile  der  Gesetzgebung,  welche  sieh  überlebt  haben;  von  einer 
grossartigen  Aosbildung  des  Staatslebens  nach  dw  in  der  Verfittsmig  gege- 
benen GmndzOgen;  von  einer  Erforschong  sodaler  Gebrechen  nnd  ihrer 
Heilung  oder  Vorbeugung.  Unter  solchen  fleissigen  aber  beschränkten  Män- 
nern geht  ein  Jahr  um  das  andere  hin  mit  Erledigung  der  täglichen  Voi-rällc, 
höchstens  mit  immer  feinerer  Ausspimiung  und  unübiTsehbarcr  Auslegung. der 
Venvultiingsiiormen;  aber  im  Grossen  geschiebt  nichts,  die  ])cste  Zeit  geht 
uugenfitTt  für  Förderung  des  allgemeinen  Wohles  verloren  ,  imd  wenn  endlich 
die  Augen  durch  ein  mächtiges  Ereigniss  oder  durch  das  immer  lauter  wer- 
dende Missvergiiügen  mit  Gewalt  geöflFnet  werden,  so  sieht  man  mit  Schrecken 
den  Staat  von  allen  Seiten  Überflögelt  und  die  Regierung  iu  Missachtung  und 
Schwäche.  —  Sodann  aber  hin  ich  der  festen  üeberzeugung ,  dass  selbst 
kleinere  Verbesserungen  in  der  Gesetzgebung,  in  dem  Geschäftsgebrauche 
und  in  den  einzelnen  Einrichtungen  leichter  und  fri<icher  von  einem  aus  den 
Ständen  hervorgegangenen  Staatsmanno  werden  vorgenommen  werden ,  als 
von  einem  in  der  Verwaltung  Enjporgekonimenen.  T.etzterer  hat  sich  im 
Eaufc  der  Jahre  an  das  Restehende  gewöhnt;  ihm  fallen  die  ünzutritelich- 
keiten  desselben  gar  uicht  mehr  auf;  das  so  of^  selbst  Geübte  erscheint  am 
r  ii  U*  «Is  das  Nothwendine.  Und  wenn  je  auch  eigene  leidige  Erfahrung 
die  Veranlassung  zu  dieser  oder  jener  A'erbesserung  gibt,  so  ist  diese  doch 
seltener  uud  schüchterner,  als  wenn  das  Ganze  fremd  ist,  und  daher  dem 
ungetrübten  Blicke  die  Sonderbarkeiten,  trägen  Gewohnheiten,  unzweck- 
mSssig  schwerfälligen  Können  autfallen.  Und  man  fürchte  doch  nicht,  dass 
die  Acnderungen  allzu  stürmisch  und  unüberlegt  sein  werden.  Es  wird  an 
Vorstellungen  und  au  zähem  Widerstreben  der  Männer  des  GeschJUisgeleises 
nicht  fehlen  und  schon  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  Bäume  nicht  in  den 
Himmel  wachsen.  Sollte  aber  auch  wirklich  dann  und  wann  ein  parlamen- 
tarischer Minister  ans  Unerfahrenlieit  irren  oder  sich  nicht  zu  helfen  wissen, 
so  ist  die  Frage  nicht  die,  ob  solche  Verstösse  zu  beklagen  seien,  sondern 
vielmehr,  ob  Alles  in  einander  gerechnet  der  Nutzen  oder  Nachtheil  der 
Besetzung  der  Ministerien  aus  den  Staden  überwiege?  Und  da  knm.  scheint 
mir,  nicht  ein  Schatten  von  Zweifel  obwalten  über  die  zu  gebende  Antwort. 
Am  wenigsten  aber  ist  ein  allzu  häufiger  Wechsel  der  Minister  zu  befürchten. 
In  Zeiten  einer  festen  Bildung  der  Parteien  und  einer  bewussten  Richtung 
dfr  T'olitik  ändern  sich  die  Kammermehrht  iten  keineswegs  so  leicht.  Es 
sei  nur  an  die  vielen  Beispiele  langer  englischer  Ministerien ,  oder  an  die 
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Bfinisterien  von  Till^le  und  Guizot  crinuert.  In  kritischeii  mid  schwankenden 
Zeiten  freilich  tritt  ein  Umschlag  häutiger  ein ;  aUein  schätzt  etwa  in  solchen 

Fällen  hiergegen  die  Besetzung  der  Ministerien  mit  Beamten,  and  zwar  sogar 
in  nnbeschriiiiktoii  Ehiht n  sehaften  ?  —  Das  Henimwerfen  der  Verwaltung 
TOn  emeui  Extrim  in  (Iis  andere  sclireckt  mich  eben  so  wenig.  Ich 
will  und  kann  natürlich  div  Möglichkeit  von  Veränderungen  im  Falle  des 
Uebergangs  der  Rryieruug  von  einer  Partei  auf  die  andere  nicht  läugnen. 
Zu  dem  Endi-  wird  ja  eben  dieser  Uebergang  vürgunomnu  ii.  Allein  einmal 
fragt  sicli  denn  doch  sehr,  ob  ein  Nachgeben  im  Sinne  der  öffentlichen 
Meinung,  odir  ob  ein  fortgesetzter  starrer  Widerstand  gegen  dieselbe  geeig- 
neter ist,  das  ullgt  iiicine  Wohl  zn  fördern?  Ob  es  mehr  in  dem  Geiste  des 
8t;iates  mit  Volksvertretung  ist ,  dieser  einen  Einfluss  zu  geben ,  oder  sie 
nutzlos  reden  zu  lassen  V  Dann  aber,  zweitens,  wollen  wir  doi  h  dit  iiiatsache 
nicht  übertreiben.  Zuniichst  betrifft  der  Streit  zwischen  *itn  Tarteieu  in 
der  Regel  nicht  sOsvohl  Gegenstände  der  Verwaltung,  soudeni  politische 
Fragen,  weiche  über  dii'  allgenieine  Richtung  der  Staatsgewalt  entscheiden 
oder  eine  grosse  ^laassregel  bestimmen,  den  ürganisrnuis  der  Behörden  und  * 
die  gewöhnliche  Gesetzgeliung  aber  unangetastet  lassen.  Sodann  hat  auch 
bei  den  .vn  kiichcn  Aendennm'en  die  schon  wiederholt  be&prochenc  Nöthigung 
der  Opposition,  sich  in  den  Ureu/.en  der  Mässigung  zu  halten,  vortreffliche 
Wirkungen.  Es  zeigt  sich  allerdings  ein  Unterschied  und  eine  Schwingung 
des  Pendels;  allein  von  eigentlichen  Extremen  kaiui  nicht  die  Rede  sein.  Ich 
benite  mich  hier  statt  alles  Weil<  reu  auf  die  Erfahrungen  derjenigen  Staaten, 
welche  das  parlamentarische  S\  vteiii  vollkonnnen  durchführen ,  und  zwar 
seit  langer  Zeit.  Ist  denn  dwa  in  England,  ist  in  Belgien  ein  solches  ümher- 
werfen  der  Verwaltniig  aus  einer  Bahn  in  die  andere?  Oder  nicht  vielmehr 
ein,  wenn  Sie  wollen  ?pimlfonnige<,  Fort<;ehreiten  zu  Verbesserungen ?  Das, 
was  sich  erprobt  hat,  bhibt  stehen ;  Beabsichtigtes  dagegen,  was  bisher 
überwiegenden  Widerstand  fand,  wird  ausgeführt  und  zwar  unter  der  Con- 
trole  einer  ininierliin  niflrhtigcn  Opposition.  Da  ist  denn  hiiueichcnd  dafür 
gesorgt,  dass  keine  unniotivirti  n  Veränderungen  vorkonnhen  können.  Ich  be- 
greife sehr  wohl,  dass  man  überhaupt  der  Meinung  sein  kann,  es  sei  für  manche 
Vcrwaltungsangelegenheit  gedeihlicher,  wenn  dieselbe  von  einer  vollkommen 
selbst  ständigen  und  festen  Regierung  entworfen,  durchgeführt,  aufrecht  er- 
halten werde.  Unzweifelhaft  hat  jede  Regierungsform  ihi'C  eigenthünilichen 
Nachtheile,  und  so  auch  die  Beiziehung  einer  Volksvertretung.  Allein  nicht 
die  SS  ist  die  Frage  hier,  sondern  vielmehr:  ob  man  besser  daran  Ihut,  eine 
Regierungsform,  welche  nun  einmal  aus  höheren,  vielleicht  tmwidcrstehlichen 
Gründen  eingeführt  ist,  folgerichtig  in  ihrem  ganzen  Wesen  zu  entwickeln, 
oder  sie  in  ihrem  Innersten  zu  knicken,  um  einen  Nachtheil  zu  vermeiden? 
Da  kann  denn  doch  aber  kein  Zweifei  scin^  und  zwar  mht  etwa  blos 
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Logik,  sondem  der  prektisclien  Folgenuigen  wegeo.  Wir  «nd  Bdde  der 
Ueberzengmig,  dasB  Volksyertretnng  sein  iuiisb;  lassen  Sie  uns  abo  denn 
attck  die  Sache  dvrcbfilhrea,  irie  sie  am  Ende  aDeia  mOgUeh  ist. 

'  Erlauben  Sie,  dass  ich  zwei  oder  drei  ihrer  ireitereD  Gründe  etwas 
sonunatisch  behandle,  als  offenbar-  nnr  in  den  Dienst  gepresste,  «eiche  eine 
Grabe  ftllen  sollen,  so  gut  irie  andere  bessere  Leute.  Es  suid  diess  die 
Emwendungen,  dAM  bei  dem  parlamentarischen  Systeme  die  Staatskasse 
belastet  werde  mit  einer  nnertrftglichen  Last  tob  Ruhegefaalten  fbr  ans- 
getretene  Minister;  dass  es  den  um  die  Herrschaft  ringenden  Parteien  an 
der  erforderlichen  Anzahl  von  Staatsmännern  fehlen  kOmie  atr  Ueber- 
nahme  der  ihnen  zo&llenden'Regiening;  endlich  dass  eine  Besetnng  der 
höchsten  Stellen  mit  den-  Stilndemitgliedem  den  Eifer  in  der  ganzen  Staats- 
dienerschafi  erkälten  werde.  —  Warum,  was  das  Erste  betrifft,  aberhaupt 
emenBnhegehalt  fnr  die  abgehenden  Minister?  Ich  wenigstens  sehe  keinerlei 
Nothwendigkeit  ein ,  fOr  die  YorObergehende  Uebemahine  einer  politischen 
Stelle  ebe  lebenslftngliche  Belohnung  zugeben;  und  noch  weniger  die  Zweck- 
mftssigMti  einen  Mann  desshalb,  weil  er  euunal  Minister  war,  znmMftssig» 
.  gange  ftlr.  den  Best  seiner  Tage  jeu  Terortheilen.'  Auch  ich  will  keineswegs 
die  Ministerstellen  nur  au  reiche  Männer  kommen  lassen.  Allein  dazu  be- 
darf es  kdner  Pensionirung  aller  Minister.  Das  Ganze  beruht  denn  doch 
am*  Ende  .auf  der  wunderlidien  Ansicht,  dass  es  f&r  einen  gewesenen  Mi^ 
nister  eine  Schande  sei,  wieder  in  ein  untergeordnetes  Amt  oder  in  eine 
sonstige  ehrenhafte  BescMtigung  zurflcksutreten.  Diese  Gedanken  müssen 
wir  Töllig  ausrotten.  Ich  gebe  zu,  dass  man  einem  Minister  nicht  zumnthen 
kann,  in  einem  eigentlicfa  politischen  Amte  unter  seinen  Gegnern  m  dienen, 
sowie  man  von  diesen  nicht  veilangen  kamt,  ihn  dazu  zu  verwenden.  Allein 
ihdis  giebt  es  ja  vdllig  indifferente  Stellen  im  Staatsdienste ,  theüs  mögen 
die  abtretenden  Minister  wieder  in  ihre  firtthere  bflrgerlicbe  Stellong  zurflck- 
trel«n.  Haben  nicht  nnsere  sftmmtlichen  deutschen  Reichsminister  und  die 
meisten  der  Märzminister  in  den  einzelnen  Staaten  diess  gethau?  Missachten 
Sic  sie  dcsshalb,  mein  Freund  V  Ich  gebe  daher  höchstens  AusnahmsfUle  einer 
Zuruhcsetzung  2u,  und  verlange  im  Uebrigen  nur  billige  Erleiditerung  des 
für  den  Einzelnen  passenden  Schrittes.  Hält  man  es  fürnötbig  oder  wenig- 
stens wanschenswerth ,  dass  die  Minister  während  ihres  Amtes  ein  Haas 
machen,  nun  so  rüste  der  Staat  die  Ministerialgebäude  dazu  aus  mit  Ge- 
räthe  und  Dienerschaft,  wie  diess  in  Frankreich  Sitte  ist,  und  gebe  Reprä- 
seutatiousgelder.  Daim  wird  das  Schickliche  weder  schmutzig  unterlassen 
werdcu,  noch  das  Gegebene  ai'uiselig  ausfallen.  —  Was  aber  die  Zahl  der 
nöthigen  Staatsmänner  betrifft,  so  gebe  ich  Ihnen  zwar  darin  vollkommen 
Eecht,  dass  fiberbaupt  die  repräsentative  Regieningswcisc  eine  bei  weitem 
grössere  Anzahl  von  Staatsmuuueru  braucht  und  verbraucht,  als  jede  andere 
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Stutsfonn  und  ich  bin  deshalb  ancb,  im  Vorbeigehen  gesagt,  derHeinong, 
dass  sie  in  kleineren  Staaten  schwer  dnrchgefBhrt  werden  kann,  weil 
rie  fHar  aolcbe  eine  BieBenrüstiuig  anf  dem  Körper  eines  Zwerges  ist.  Da> 
gegen  aber  l&ogne  ich  entschieden,  dass  das  parlamentarische  System  ihrer 
malir  bedarf,  als  das  gewöhnliche  bei  uns  festgehaltene  constitutionelle. 
kb  setze  nämlich  vorans,  dass  sich  in  jedem  Staate  und  zu  jeder  gegebenen 
Zeit  nur  zwei  politische  Parteien  befinden ,  welche  um  die  Regierung 
kämpfen.  (Eine  grössere  Verschiedenheit  fasst  das  Volksbewusstsein  nicht 
auf,  und  es  kann  zu  Kincr  Zeit  sich  eben  nur  von  der  Bofol^'ung  oder 
Nicht befolguüg  Einer  bcstiuijuttn  Ki(  htnng  handeln.}  Bi  ide  bodlirfen  nun 
allerdings  ihrer  regierungsfähigen  IlÄuptcr ;  dicss  ist  aber  nicht  u»ehr ,  als 
ein  beständiges  Ministerium  und  eine  beständige  Opposition  auch  hat.  Be- 
sitzt aber  eine  Partei  wirklich  nicht  so  viele  tüchtige  politische  Männer, 
dann  wird  sie  auch,  seien  Sie  dessen  sicher,  die  Mihrlicit  nicht  haben 
oder  nicht  behaupten;  also  auch  nicht  in  den  t'ull  konuncn,  ^ie  haben  zu 
ftoiit  n.  —  Endlich  kann  ich  es  bei  wenigen  Entgegnungsworten  bewenden 
lassen  hinsichtlich  der  Unbilligkeit  der  Ministerbestellung  mit  Niehtstaats- 
di'  III  1 11  und  in  Iktreff  der  dadurch  bewirktiii  AbschwItchuHg  des  Eifers. 
Aikiduig-,  wird  die  Besetzung  dor  Wk;hsten  Stellen  mit  bLändeniitglicdern 
geringen  Beifall  finden  in  den  Kan/leien.  Vielleicht  wird  selbst  dann  und 
wann  ein  besonders  hochstrebendtr  Maffti  den  Staatsdienst  ganz  nieidtn. 
Allein  es  wird,  natürlich  eine  gerechte  und  ehrenvollf  Behandlung  der  Be- 
amten YorauFgesctzt,  sicherlich  an  tüchtigen  Mäimern  zur  Besorgung  der 
Geschälte  nicht  fehlen.  "Wie  Viele  treten  denn  in  den  Dienst  mit  der  ent- 
ßchiedenen  Absicht  auf  einen  Mini«<terposten V  Wie  Vieh'  erreichen,  unter 
allen  VerhiÜtnissen,  einen  solchen  Posten  V  Und  doch  ist  mehr  Noth  wegen 
allzugrossen  Zudrangs,  als  wegen  Mimgcls  an  Bewerboni  nm  den  ötlViit  liehen 
Dienst,  und  fehlt  es  nicht  an  eitrigen  und  braven  Mäimem  Aiu  histja 
der  Staatsdiener  nicht  gehindert,  sich  um  eine  Wahl  in  die  Stiuideversamm- 
lung  zu  bemühen,  dadurch  al)er  sich  die  Thttre  zu  Allem  zu  öffnen. 

Mehr  Achtung  habe  icli  vor  Ihrem  letzten  theoretischen  GegengrtiTuie. 
Sie  sagen  näuüich:  Das  parlanientarischc  System  setze,  wie  jede  Eegicrungs- 
art,  bestimmte  tliatsücbliche  Zustande  als  Bedingimgeu  seiner  Ausführbarkeit 
voraus.  Diese  Zustande  seien  namentlich:  Die  Bildung  bestimmter,  scharf 
geschiedener,  ihres  Zweckes  genau  bewusster  rartei  Ti;  grundsätzliche  An- 
hänglichkeit dieser  Parteien  einerseits  au  das  Köuigthuui,  viennschon  nur  an 
ein  beschränktes,  andererseits  an  die  V Olksfreiheiten;  endlich  di<'  prakti^  h. 
Möglichkeit,  mit  deu  Ansichten  dieser  Parteien  Überhaupt  zu  regieren.  Nun 
aber  längncn  Sie  das  Vorhandensein  aller  dieser  Bedingungen  in  Deutschland, 
wenigstens  in  unserer  itzigt  n  Entwicklung.  —  Wir  kommen  allerdings  liier 
naf  dien  Kern  der  Sache  und  aul  einen  schwierigeu  Punkt.  Ich  aber  wüü 


Digitized  by  Google 


4S2  Eapr&sentaürsyBtem, 

olme  Weiteres  zugeben:  eininal,  dass  die  von  Ihnen  gestellten  Bedmgangen 
richtig  sind;  zweitens,  dass  alleidings  der  bestellende  politisehe  Znstand 
Dentschlands  einer  ToUstlndigen  ErfUiang  dieser  Bedingnngen  keineswegs 
gflnstig  ist  Allein  daniit  glaube  ich  noch  Iseineswegs  geschlagen  ni  sein, 
Tielmebr  hoffe  ich  inunerhin  die  Möglichkeit  meines  Systenies  zu  beweisen, 
wenn  nfur  ancli  Sie  mir  meine  Bedingungen  zogestehen.  Heiner  Ansicbt 
nach  ist  nftmlich  die  Lage  der  Dinge  nachstehende:  Wir  haben  gegenwartig 
drei  Parteien  in  Deotschland,  aosgebildet  durdi  den  bisherigen  Gang  der 
^öffentlichen  Aiigelegenheiten  nnd  besonders  des  BeprftsentatiTqrstemea,  nämlich 
die  nicht  zahbreiche,  aber  dorch  eigene  sociale  Stelhtng  nnd,  manchfach 
wenigstens,  dorch  die  offene  oder  g^beimQ  Qnnst  der  Forsten  nlelitige 
reactionflre;  die  grosse,  aliein  ansichere  bei  grösseren  Schwierigkeiten 
nnd  bei  einer  Nothwendigkeit  entschiedenen  Handelns  nnza?er]fissige  liberale; 
endlich  die,  namentlich  anf  die  nntern  Stände  gestfitzte,  demokratische.  Es 
mOgen  sieh  noch  Ortliche  Abschattangen  anfisählen  lassen  je  nach  der  Kirche^ 
nach  alten  nnd  nenen  Prorinzen,  a.  s.  w. ;  aUein  wir  können  diese  Genauig- 
keit ersparen,  denn  es  ist  nizageben,  dass  bei  den  obengenannte  drei  tes- 
teten and  mit  denselben  das  iNirlamentarische  Qjrstem  anmöglich  ist  Hin- 
BiAtlich  der  Demokraten  versteht  es  sich  von  selbst.  Ihr  letzter  Zweck  ist 
ja  die  Kinfllhmng  einer  ganz  andern  Staatsart;  und  wenn  man  von  den 
Forsten  auch  noch  so  entschiodta  ein  Opfer  verlangen  kann  nnd  mnss,  so 
geht  diess  natürlich  doch  nicht  so  weit,  dass  man  ihnen  zuuiuthen  könnte, 
gnindsäUlichcn  Gegnern  des  monarchischen  Princips  die  Regierung  zum  Be- 
hufe  einer  gesetzliihen  ZcibLurung  ihrer  ganzen  Stellung  zu  übertragen. 
Diess  wfire  kein  Oscilliren  innerhalb  des  Gedankens  der  bestehenden  Ord- 
nung, sondern  eine  Revolutiuu.  Auch  möchte,  so  lange  unsere  Dcmokrattu 
ihre  Sitten  nicht  wesentlich  verfeinej-u,  ein  Zusammenleben  mit  ihnen  über  die 
Ertragungsftlhigkcit  gesellig  verwöhnter  Personen  gehen.  Aber  auch  hinsicht- 
lich der  beiili  i;  ;ni(lriTi  Parteien  ist  die  Unmöglichkeit  einer  Dnrchfühnmg 
des  puildincüUiiisckcu  Systemes  mittelst  derüelbeu  klar.  Die  Reactionäre 
verwerfen  das  ganze  System,  und  zwar  grundsätzlich.  Sie  wollen  wohl  gerne 
regieren,  und  zwar  mit  der  Macht  der  Krone;  allein  sie  geben  die  Möglich- 
keit eines  Ueberganges  der  Regierang  an  die  jeweilige  Mehrheit  nicht  zu. 
Nicht  nur  erscheint  linien  jede  andere  Partei  als  die  ihrige  ein  Verbrechen; 
sondern  es  ist  gerade  das  persönliche  Zurücktreten  des  Fürsten,  somit  der 
Kern  der  ganzen  Sache,  ein  Gräuel  in  ihren  Augen.  Ausserdem  wäre  bei 
ihrer  Abneigung  gegen  die  Volksfreiheilen  immer  die  V'erfassung  selbst  in 
Gefahr.  Es  wäre  abgeschmackt,  unsere  Reactionftre  mit  den  ecgli^ihen 
Tories  parallclisiren  zu  wollen.  Was  aber  die  gemässigten  Liberalen  betrifft, 
so  möchten  sie  zwar  nach  ihren  staatsrechtlichen  Ansichten  wohl  passen; 
lülcin  sie  haben  eine  innere  Schwäche,  wckhe  sie  zur  längeren  Ftthruog  der 
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eigenen  Führern,  sobald  diese  zar  Herrschaft  gekommen  sind.   Katun  sind 
die  bisherigen  Häupter  der  Opposition  im  Ministerium,  so  halten  die  eigenen 
Grenossen  es  für  Pflicht  und  Ehrensache,  sich  nun  gegen  sie  zu  wenden  mit 
Misstraucn,  Bekritteln,  Verlassen  in  wichtigen  Fragen.   Dicss  aber  ist  nicht 
rtwa  blosser  .Mangel  au  politischer  Bildung,  welcher  sich  durch  einige  schlechte 
Erialuungcu  heilen  würde,  sondern  es  liegt  im  Wesen  der  Partei,  ist  also 
unverbesserlich.    Der  Grundgedanke  dieser  Partei  ist  eim  Negation,  näiidieh 
die  Vt  rtheidiguug  der  Freiheitsrechte  gegen  Ilegii  rungbeiallus«;.    Zu  dieser 
Vertheidignng  glaubt  sie  sich  nun  auch  gegen  das  aus  ihrer  l  igenen  Mitte 
hervorgegangene  Ministerium  beruh  n;  sie  wäre  ja  sonst,  meint  sie,  nicht 
mehr  liberal.    Auch  kommt  noch  dazu,  dass  die  grosse  Mehrzahl  dieser 
Partei,  die  untere  Schichte  des  Mittelstandes,  bei  sehr  vielen  wichtigen 
Staatsangelegenhriteu  unmittelbar  nicht  bclUeiiigt  ist,  daher  auch  nicht  nach- 
haltig an  densellien  Antbeil  nimmt,  noch  weniger  Opfer  für  sie  zu  bringen 
bereit  ist.    Mit  Einem  Wort«',  ;uif  idiiiisterhafte  Politikaster  kann  sich  eine 
Kegieruiig  nicht  Ptötzen;  wir  halx  n  diess  reichlich  erfahren,    T)ii'  dcutseben 
Liberalen  sind  keine  englischen  Whigs.    Ich  aho  wenigstens  i»in  vollkommen 
der  [Jeberzcngnng,  dass  die  Einführung  und  die  Aufrechterhaltung  eines 
parlamentarischen  Svstcms  in  Deutschlani^  von  der  Gründung  ganz  anderer 
Parteien  abhängt.   Allein  diese  halte  ich  nicht  nur  nicht  für  onmöglicii, 
sondern  für  ummittelbar  gegeben,  wenn  die  beantragte  Aeudening  in  der 
Volksvertretung  ausgeführt  wird.   Ich  will  mir  nicht  herausnehmen  zu  weis- 
sagen, welche  Parteien  sich  in  den  einzelnen  deutsdu-n  Ländern  ergeben 
würden,  wenn  die  naturgemässen  Interessen  der  Gesellschaft  einen  Ausdruck 
md  die  Mögliclikeit  einer  Zusammenstellung  nach  Ort-  und  ZeitbedflrfiÜBS 
erhielten;  allein  soviel  ist  klar,  dass  die  Vertretung,  hervorgegangen  aus 
weaentlich  verschiedenen  Bestandtheilen  und  gewählt  aus  andern  Gesichts- 
punkten, anch  ganz  andere  Forderungen  an  die  Leitong  des  Staates  ateUen 
und  andere  Yerbindongen  der  Personen  erzeugen  mnas.  Der  Schwerpunkt 
gehl  von  der  Sorge  für  das  Gemeinsame  und  Einheitliche  über  auf  die  För* 
derung  der  vor^fiegenden  tbeflweiscn  Zustande;  anstatt  abstrakter  Rechte 
sind  thatsftcMiche  Interessen  die  Ausgangs-  und  die  Zielpunkte:  kurz  die 
Parteien  werden  und  mflsaen  sich  voUkonunen  ftndeni.  Dass  nun  aber  die 
neugestalteten  die  von  uns  beiderseits  anerkannten  Bedingungen  erfidlen 
werden,  ist  mir  unzweifelhaft.  Eine  scharfe  Qescfaiedenbeit  liegt  in  der 
Natur  der  Sache.  Die  Rechte  des  Volkes  werden  eifrig  vertheidigt  werden, 
weil  sie  hier  ans  den  wichtigen  nnd  bleibenden  Interessen  hervorgehen. 
Zo  einer  Feindseligkeit  gegen  das  Farstenthum  aber  wftre  nur  dann  eine 
Ursache,  wenn  sich  dasselbe  der  thatsSchlich  vorwaltenden  Gestaltung  der 
OeseUfldiaft  widersetzte;  diess  aber  soll  ja  eben  durch  das  parkunentariscbe 
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QTSton  mlMditigi  v^hindfiri  werden.  Eine  RegienmgBmOglidikeit  e&dUdi 
ist  immer  da  Yoriianden,  wo  die  Begienuig  im  Sinne  der  »lMi*BiitirNyh 
voriiandenen  ^edorlbisse  gelUirt  werden  moBs.  Also,  am  mi€b  in  Einen 
Satte  mit  Ihnen  za  verBtftndigen:  ieh  gebe  die  UnÜmidichkeit  einer  parla- 
mentarischen  Begiennigsweise  mit  niiBCHren  gegenwiiitigen  politisdien  Parteien 
zn;  behaupte  aber  die  Leicht%keii  idif^JiM^^  anf  derCrmndlage  einer 
geBeilschafUichen  Tertretong,  nnd  TCü^^ttge  somit  eine  solche  nicht  mehr  bh» 
an  Bich,  sondern  noch,  weil  de  d|e  einägeHOgiidikeit  gibt,  zn  der  e^ienfnOs 
einzig  möglichen  Handhabnng  der  Regierang  in  einem  Staate,  mit  TolltBveiv 
tretmig  zu  geloDgcn.  > :  • 

Ton  selbst  werden  Sie  .wohl  ermessen,  mein  Teriehrter,  dass  ich  miter 
so  bewandten  Umständen  kein  Gewicht  legen  kann  anf  Ihr  argamenttim  ad 
hominem,  nämlich  auf  dadTeruuglttckon  desYersnchs  eines  parlamentarischen 
R^ponentes  im  Jahre  1848.  Ich  könnte  schon  Vieles  einwenden  gegen  die 
ganze  Auffassung,  dass  die  Märzministerien  der  Anfang  eines  parlamen- 
tarischen Systemes  gewesen  seien.  Zu  einem  solchen  gehört  aiilriLlitige  An- 
erkennung des  Grundsatzes  und  der  Folgerungen  so^Yohl  von  Seiten  des 
Fürsten,  als  des  Volkes;  heides  war  aber  hier  nicht.  Ich  wäre  ferner  wohl 
berechtigt  zu  fragen:  ob  das  Missglückeu  durch  innere  oder  vielmehr  durch 
äussere  Grunde  herbeigeführt  worden  sei?  überhaupt  m  bemerken  befugt, 
dass  der  Verlauf  einer  Angelegenheit  und  die  Wirkung  einer  Einrichtung 
während  einer  Kcvuluijon  nicht  als  beweisend  und  als  normal  betrachtet 
werden  können.  Allein  auch  zugegeben,  es  sei  ein  niissglückter  Versuch  des 
Systemes  gewesen,  so  kann  doch  das  Misslingen  in  diebem  Falle  nichts  gegen 
den  Gedanken  beweisen.  Der  Versuch  war  nicht  richtij:^  gemacht,  und  es 
feiUte  fast  an  allen  Bedingungen  eiues  glücklichen  Erfolges.  Bedenken  Sic 
'/\\m  Beweise  nur  die  beiden  Umstände:  einmal,  dass  die  plötzlich  zur  lie- 
j-  u  i  nns:  eelangten  Manm  r  ihre  ganze  ständische  Laufbahn  hindurch  in  einer 
(iln  ii>ition  gewesen  waren,  welche  niemals  daran  hatte  denken  können,  zum 
Ikgimente  zu  gelangen ;  und  zweitens,  dass  sich  die  Aerinsten  anf  die  deutsche 
liberale  Partei  stützen  nmssten,  welche  ihrer  Natur  treu  blieb,  indem  sie 
sich  alsbald  gegen  ihre  eigenen  Führer  wendete,  sie  bekrittelte  und  verliess. 
Auch  mein  Ideal  einer  parlamentarischen  Regierung  sind  die  Marznünisterien 
nicht;  allein  sie  sind  ein  völliger  Ausnahmefall,  und  idh  suche  ja  eben,  um 
die  Fehler  zu  vermeiden,  nach  andern  Einrichtungen. 

Ich  hoffe  von  Ihrer  Aufrichtigkeit,  mein  Freund,  dass  Sie  selbst  Ihre 
Einwendungen  gegen  das  parlamentarische  System  als  widcrb  gt  zugeben, 
etwa  den  einen  Punkt  einer  entsprechenden  Parteibildnng  abgerechnet  Dass 
die  Ordnung  dieses  letzteren  abhängig  ist  von  einer  richtigen  Bildung  der 
y<dk8vertretang ,  räunie  dann  ich  meinerseits  ein.  Und  so  will  ich  denn 
Kigen,  dass  meine  Vorsdililge  in  dieser  Beziehung  richtig  und  ausf&hrbar, 
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Ihre  Bedenken  alter  unbegründet  sind.  l  Ii  dazu  muss  ich  mich  etwas  aus- 
mheii  und  bie  ^  !  Jon  f>s  atich  aicht  Übel  uehmeD)  f&r  heate  nicht  weiter  in 
Aospruch  genoDuneu  zu  seiu. 

vm. 

F'^  scheint  Sie  ganz  bf"^ondors  zu  belustigen,  mein  Bester,  dass  auch 
i(  Ii  Hilter  die  Weltverbesserer  g«'gungeü  sei.  Lassen  wir  das.  Schlecht 
genug  geht  es  mit  den  bisher  üblichen  Gedanken  und  Menschen;  da  kaim 
es  denn  keine  Abgeschmacktheit  sein,  sich  zu  besiimeii,  ob  deou  lieiue  besseren 
zu  finden  seien. 

Ehe  ich  aber  die  einzehien  Steine  bei  Seite  trage,  welche  Sie  mir  in  den 
Garten  geworfen  haben,  muss  ich  vor  Allem  mein  System  der  neuen  Vertre- 
tung ergänzen.  Sie  sagen  mir  bei  TerschiedeDen  Gelegenheiten,  ich  lass« 
dasselbe  sehr  im  Unbestiiiimteii,  habe  nur  allgemeine  Worte  tiber  die  nator-- 
gemässen  Interessenkreiae  iL  s.  w.  Sie  haben  Becht,  soweit  Sie  von  meiner 
bisherigen  Ausführung  sprechen:  Unrecht  aber,  wenn  Sie  glauben,  ich  habe 
den  Gedanken  nicht  in  seinen  £inzelnheiten  durchgearbeitet  Ich  will  Ihnen 
also  vor  Allem  auseinandersetzen,  wie  ich  nur  die  Zusammeiisetzung  melber 
Vertretung  denke,  wobei  ich  denn  aber  ireilich  bemerken  muss,  dass  ich  kein 
allgemeines  Bccept  habe»  welches  fdr  alle  FlUle  passt;  keine  SchablOBe,  nach 
Weyher  in  jedem  Lande  und  zn  Jeder  Zeit  eine  auf  die  Interessen  gebaute' 
Tdkivertretnng  geieiobiiet  werden  kann.  Eben  das  ist  ja  der  Kern  des 
gainai  Gedankens,  dass  nur  die  wirklieb  im  einzelnen  Falle  vorbandenen 
Isleresiei^  imd  awar  in  Ibren  richtigen  TerbftltnisseB,  wirknm  werden  Mllen. 
leb  ma»  also  notbwendig  eine  bestinmite  Art  von  Land  imdYolk  in  Gedanken 
kaben.  Und  lo  setie  ieb  denn  einen  der  deotsehen  IfittelataateD,  eines  der 
klBlDeren  KOnigrache  ^er  der  grosseren  Grossheraogtbimer,  Torans.  In 
eiiiem  aokben  Staate  nnn  aber  nehme  ich  nachstehende  geseUschaftliciie 
Kreise  als  in  einer  Yertretnng  berechtigt  an. 

ZonftcbBt  bemerlie  ieb,  dass  keinerlei  Interesse,  wenn  es  nnr  wichtig, 
daaemd  miA  Terfardtet  genng  ist,  vm  einen  'geseUscbaftUehen  Kreis  sn  er^ 
aengen,  ansgescblossen  werden  dar£  Es  sind  nnn  aber  dreierlei  Gattnngen 
soleber  KrmsO:  scdebe,  welche  ein  materielles  Interesse  zum  Hittdpankte 
haben;  sokfae,  welche  dorch  ein  geistiges  Interesse  gdrildel  sind;  endlich 
diqlemgeB,  wdicbe  ans  dem  rftnm liehen  Zusammenleben  entstehen.  Jede 
dieser  Gattongeu  bat  wieder  ihre  Arten. 

Der  gesellschlMkhenKreise  aof  materieller  Unterlage  sbid  inDeoCsch- 
bnd  vier  in  onterscheiden.  Der  grosse  Grandbesitz,  d.  h.  eine  solche 
AMdrimnng  des  in  ehMr  Hand  fereinigten  Grondeigenthnms,  dass  dasselbe  * 
eine  ^QUig  unabhängige,  Örtlich  einflnsreiefae,  mit  Binem  Worte  bedeutende 
Stellang  gewftbrt.  Gebnrts-  and  sonstige  StaadeBTerhftttnisse  kommen  nicht 
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in  Betracht;  ob  aber  eine  Sicberunjc^  der  Erfordernisse  durch  Gebundenheit 
der  Güter  zu  erzielen  sei,  oder  nur  die  Thatsache  in  jedem  einzelnen  Falle 
entscheide j  iiiug  a]   eine  offene  Nebenfrage  betrachtet  werden.   Der  kleine 
Grundbesitz,  also  tjgene  Bewirthschaftung  als  ausschliessliche  oder  doch 
hauptsächliche  Beschäftigung ;  Bauernstand  im  weitern  8inne  des  Wortes, 
und  im  Gegensatz  einerseits  gegen  den  Magnaten,  andererseits  gegeu  blosse 
Häusler.  Besitzer  von  Gärteu  u.  dgl.    Das  Gewerbe  und  der  Handel. 
Hier  ist  jedoch,  wenigstens  bei  den  Wahlen  ftir  die  Verti-etung,  zu  tinfer- 
scheiden  zvrischen  Handwerk,  fabrikmässigeni  Geschäfte,  Handel  mui  Bi^sitz 
von  grossen  TransportaH^talten.    Bei  Allem  ist  natürlich  sclbststämiiirer 
Betrieb  auf  eigene  Rechuuug  Bedingung  der  Theilnahme.   Die  L o  b  n  a  rb  r  1 1  e r 
jeder  Art.    Für  die  Wahlen  sind  wohl  noch  zu  unterscheiden  die  Falaik- 
arbeiter,  die  Handwerksgesellen,  sonstige  Taglöhuer.    Eine  Uebergehung  der 
Proletarier  bei  der  Volksvertretung  wäre  weder  gerecht  noch  Idug;  allein 
vollkommene  Unvernunft  ist  es  freilich,  denselben  eine  überwiegende  Stellung  m 
'  geben,  wie  diess  bei  dem  allgemeinen  Stimmrechte  nach  der  Kopfzahl  geschieht 
Der  gesellschaftlichen  Kreise  mit  geistigen  Interessen  sind  jed^i£yis 
drei  Terschiedene:  Die  thats&chlich  im  Staate  bestehenden  Kirchen.  Db 
vissenschaftliche  Bildung,  vertreten  theils  durch  die  Lehrer  dar  fwr- 
schiedenen  Stufen,  theils  durchfalle  Oi^fenigen,  welche  sich  über  den  ge- 
nttgenden  Besitz  einer  höheren  Bildung  i\iugewiesen  haben,  also  Doctoren, 
vom  Staate  Geprüfte  n.  s.  w.    (Auch  hier  sind  Abtheilungen  für  die  Wahlen 
nötbig,  theils  nach  dem  Gegenstande,  theils  nach  der  Stufe  der  Bildung.), 
DieKanst,  wo  dieselbe  bei  einem  Volke  wirklich  als  ein  bedeutendes  Inter- 
esse  erscheint»  ond  wenn  sich  die  Genossen  eines  Zweiges  organisch  geordnet 
haben.  ^  Als  eine  zweifelhafte  Frage  mag  stehen,  ob  nicht  auch  den 
Staats  dienern  als  solchen  ein  Antheil  an  der  Yertretnng  einzurftomen 
sei?  Weder  die  Wichtigfaät  noch  die  Dauer  des  Interesses  kann  inZweifsl 
gezogen  werden;  and  organisht  sind  die  Staatsdiener  bestimmter,  als  mandMr 
andere  gesellschaitliche' Kreis.  Ein  Zwdfel  besteht  nnr  in  so  ferne,  als 
man  das  Inteiesse  schon  dorch  die  Begierang  von  selbst  genngsani  gewahrt 
erachten  mag. 

Das  rtamliehe  Znsammenleben  endlich,  ansgebitdetza Gemeinden, 
ersengt  eine  bedentande  Anzahl  ton  mehr  oder  weniger  wichtigen  Interessen. 
Das  YerhSltniss  derselben  zun  Staate  ist  ein  mamüddUtiges;  die  Organi- 
sation ist  vollkinmnen:  somit  ist  denn  auch  eine  Yertretong  voUstflndjg  ge- 
rechtfertigt Ob  dabei  aber  wieder  zwischen  stftdtisdien  imd  ttndlichen 
Gemeinden  zu  nntcrscheiden  ist,  hingt  davon  ah,  ob  der  Staat  in  gleichen 
oder  in  Terschiedenen  gesetiHcben  YerhftUjiissen  za  diesen  beiden  Arten  yoa 
rftamlichen  Organisationen  steht,  namentlich  ob  dieselben  eine  glflifibe  oder 
^ne  Terscbied«»ie  Yet&Bsang  haben. 
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Diess  die  Zahl  der  verschiedenen  Sondervertretnngen ,  mm  welchen  die 
Cresanuntvertretiing  des  ganzen  Volks  sich  von  selbst  bildet.    Allerdings  ist 
noch  ein  sehr  wichtiger  Pnnkt  zurück,  von  dessen  richtiger  Bestimmang  die 
Art  der  Wirksamkeit  der  Repräsentation  und  die  ZafriedenstellÖDg  sowohl 
der  einzelnen  Bcstandtlieilc  der  Gesellschaft,  als  der  Gesammtheit  wesentlich 
abhängt.    Es  ist  diess  die  VcrhältnissmässiKkeit  der  Yertretnng  bei  den 
Vereinigungen  zu  ziisamipengesetztcn  Berathungi  u  mehrerer  Kreise  oder  zu 
der  Hauptversammlung.    Ich  will  der  Erörtemng  nicht  aas  dem  Wege  gehen. 
Bestimmte  Zahlen  können  freilich  nur  für  einen  luncrcten  Fall  und  nach 
genauen  statistischen  Erhebungen  ausgesprochen  werden,  und  die  eigentlithe 
Probe  meiner  Rechnung  kann  ich  somit  nicht  machen.    Dennoch  will  es  nncb  . 
bedünken,  dass  eine  Aufstellung  aü^'f  niciner  Grundsätze  für  die  Bewerkstelii- 
gung  einer  solchen  VerhiÜtmssmassigkcit  möglich  und  selbst  nicht  eben  allzu 
schwer  ist     Ks  ist  natürlich  bei  einer  solchen  Berechnung  der  verhältniss- 
niässigeu  Wichtigkeit  mehr  als  Fiiip  Hnt  ksicht  zu     hnuMf.  —  Zunacb^t  ist 
die  Zahl  der  bei  einem  Interesse  in  thnligten  Bürger  ein  sehr  wesentlicher 
Punkt     Bt'i  sonst  gleicher  Bedeutung  muss  diese  den  Maassstal)  gehen.  So 
z.  b.  tür  die  Veitretung  der  Kirchen,  der  verschiedenen  Unterahtheilungen 
der  Proletarier.  —  Sodann  ist  die  Grösse  des  bei  einem  zu  vertretenden 
Zustande  in  Frage  stehenden  Güterve rhftltnisses,  sei  es  nun  an  Kapital 
oder  an  Emähmngsfähigkeit ,  zu  beachten.   SoUen  auch  nicht  die  SadieOf 
sondern  die  Menschen  vertreten  werden,  weil  nur  diese  Rechte  ond  Interessen 
heboi,  80  ond  doch  die  Güter  so  unentbehrlich  und  f^o  bestimmend  fttr  die 
bfeiehnng  aller  menschlichen  Zwecke,  däss  die  Wahrung  und  Förderung 
ihrer  Besitzer  mit  Rücksicht  aof  die  Grösse  und  den  Ertrag  des  Eigentbome 
■erläS8lich  iat    Eine  der  grossen  Gedankenlosigkeiten  des  Systemes  der 
Vcrtretnng  nach  blosser  Kopfzahl  ist  ja  eben  die  Ni<  htheachtung  der  sach- 
hchen  Unterlage  jedes  menschlichen  Lebens.   Der  gebtthrende  Einflnss  auf 
die  Vertretung  aber  wird  durch  Sne  Berücksicbtigang  zweier  verBchiedenen 
Verhftltnisse  gefimden.   Einmal  durch  die  unmitteUNure  Vergletclrnng  der 
Grosse  des  «biem  Lebenskreise  angebOrigen  Gutes  mit  dem  Vermögen  der 
.Hbrigen  m  tertretenden  Kreise;  zweitens  dureh  die  Untersadnmg  der  Zabl 
ond  des  Wohlbefindens  der  in  einem  solchen  Kreise  Beacbftftigqng  ond  Kab- 
mng  Findenden.  Drittens  endlich  kommt  die  geistige  Bedentang  in  Be- 
tncbtnng.  Die  gesellscbaftUcben  Kreise,  ihre  GegenCtUl^  ond  Leistongen 
sind  fllr  das  Leben  des  Volkes  imStaate  aoch  in  so  ferne  von  sehr  verschie* 
dener  Wichtigkeit,  als  geistige  Begsamkeit  flbeEhanpi,  namentlich  aber  die 
ftr  den  Staat  nothwendige  ond  fSrderlicbe,  in  sehr  abwiiGhendem  Grade  von 
Ihnen  aosgeht  So  ist  z.  B.  bei  sonst  ganz  gleichen  Verhftltoissen  an  Zabl 
ond  Vermögen  ein  Kreis  von  Gelehrten  von  weit  grosserer  Wichtigkeit,  als 
ein  solcher  von  Proletariern;  oder  sind  die  Kanflente  geistig  regsamer  «Is 
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dieHaiidiverlEer,  hat  der  OroBsbMitB  einen  poHtiscIieBEiDiMB,  welflher  nicht 
nor  nit  der  ZaU  seiner  Ifitglieder,  sondern  Meli  mit  dein  OewuimtaiBiftuag 
seines  Besfixes  nicht  in  gendm  Yertiiltnisee  stellt  Anoh  bringt  Uer  der 

Gang  der  geistigen  EntwiclielQng  Yerftndeningen  in  der  Zeit  Iwrvar.  Niemand 
wird  z.  B.  läagnen  wollen,  dass  die  jetzige  weit  allseitigere  Aosbildimg  der 
Geisteskräfte  and  Kenntnisse  den  Kirchen  eine  Terhfiltnissmässig  geringere 
Bedeutung  lässt,  als  sie  etwa  im  Mittelalter  hatten.   Für  die  Abschätzung 
dieser  geistigen  Bedeutung  und  ihrer  quantitativen  Bedeutung  lässt  sieh  denn 
nun  freilieh  eine  äusserliche  Regel  nicht  aufstellen.    Kenntniss  des  Volkslebens 
nnd  eigene  allgemeine  Bildung  müssen  die  richtige  Abwägung  au  die  Uand 
geben;  und  Feststellung  durch  eine  zahlreiche  Versammlung  von  Trägem 
der  verschiedenen  geistigi  ii  Interessen  ist  wohl  das  richtige  Mittel  zur  Ver- 
meidung von  Einseitigkeiten  aus  subjectiver  Ueberschätzung.    Ich  räume  gerne 
ein,  dass  jegliche  Vertheilung  der  Stimmen ,  wie  genau  und  gerecht  sie  auch 
sein  mag,  ihre  Widersacher  finden  wird,  theils  aus  theoretischer  Meinungs- 
verschiedenheit, theils  aus  selbstischen  Gründen.    Allein  diess  kann  nicht 
hindern,  in  der  Hauptsache  ein  richtiges  und  zufrieden'^tellendes  Verhältniss 
zu  begründen.    Auch  vergesse  mau  nicht,  dass  es  weder  möglich  noch  noth- 
wendig  ist,  die  Proi)ortional/ah]en  mit  mathematischer  Schärfe  zu  berechDeD, 
sondern  dass  es  genügt,  den  wahren  Stand  der  Interessen  des  Volkes  in  einer 
für  praktische  Zwecke  genügenden  Richtigkeit  abzuspiegeln  in  der  Volksver- 
tretung.   Da/u  ober  reichen  die  vorstehenden  Mittel  sicherlich  aus. 

Hiermit,  mein  Fi  euiid,  hoffe  ich  Ihnen  mein  System  der  Volksvertretung 
ntin  vollständig  dargelegt  nnd  deM  Vorwurf  entfernt  zu  haben,  dass  ich  mich 
in  allzu  allg|Blieinen  Umrissen  halte.  Sie  sehen,  der  Unterschied  bestdit 
keineswegs  dai|p^^^s  ich  etwas  Anderes  fördern  nnd  schützen  möchte,  als 
die  gewöhnliche  cbilltitntioneUe  Einrichtong*  Andi  meine  Vertretung  soU 
die  Bedite  nnd  die  Interessen  der  Borger  gegenüber  von  der  Regierang 
wahren,  und  zwar  sowohl  aller  Einzelnen ,  als  der  Genossenschaften,  endlich 
der  Volkseinheit.  Vielmehr  weiche  ich  nur  in  folgenden  Ansichten  nnd  Ab- 
sichten ah:  1)  Im  constitationellen  System  wird  das  Allgemeine  vontngeeldlt 
nnd  als  die  Regel  der  vertretenden  Thfttigkeit  betrachtet.  Ich  dagegen  suche 
den  NittdiNinkt  der  Vertretung  in  den  einseinen  gesellschaftlichen,  d.  h. 
grosseren  Interesseltreiien.  2)  Im  ftblidien  Systeme  nevden  die  genossen- 
schaftlidien  Rechte  and  Interessen  nnd  die  der  Einxelnen  aof  Eine  Stufe  der 
WichtigtLeit  gesetzt,  während  ich  Jene  weit  voranstelle.  8)  Bei  der  oonsti- 
totioneUen  Tertretong  wird  Tom  Recht  aof  das  Interesse  geschlossen,  bei  mir 
nnigelcehrt.  4)  Der  Hanptanterschied  aber  ist,  dass  bei  Jenem  Systeme  die 
Znsammensetsnng  der  Vertretung  hinsichtlich  der  Sachkenntniss  nnd  der 
persönlichen  Betheilignng  an  dem  zn  Wahrenden  dem  Znfidte  fiberlassen  ist, 
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ich  abor  sichere  und  vcrliältiiissniilssip;  /ahlreiche  Vertreter  jedes  wichtigen 
Lebensverhältnisses  zuwege  zu  bringen  suche. 

Nun  lassen  Sie  uns  Ilire  Einwendungen  botracliton. 

Zunächst  'werfen  Sie  mir  vor,  dass  mein  Vorschlag  nicht  nur  der  Staat  8- 
einhoit,  sondern  seihst  dem  Staatsge danken  zuwider  sei.  Ich  löse, 
meinen  Sie,  den  Staat  in  seine  Bestandtheile  auf,  wenn  ich  den  einzelnen 
gesellschaftlichen  Kreisen  eine  selbst-^tändige  Vertretung  gehe.  Es  sei  viel- 
leicht ein  Fehler  der  bisherigen  Staatsphilc^oidiie  gewesen,  von  den  atomisti- 
schen  Pei-sönlichkeiten  einen  Sprung  zu  nuiclien  zur  Volkseinheit  und  deren 
Bedürfnissen,  dabei  die  dazwischenliegende  reiche  naturwüchsige  Gestaltung 
des  Lebens  übergehend :  hieraus  folge  nun  aber  nicht ,  dass  das  umgekehrte 
Verfahren  richtig  sei,  und  nun  die  gesellschaftliche  Gliederung,  also  doch  nur 
ein  Mittelglied,  als  Hauptsache  aufgefasst  werden  dürfe.  Jahrhunderte  haben 
schwer  gearbeitet  an  der  Ausbildung  des  einheitlichen  Staates;  es  sei  ein 
nnverantwortliches  Verkennen  des  hierin  liegenden  Fortschrittes,  Alles  wieder 
in  Stücke  schlagen  m  wolleii.  —  Ich  würde  Ihnen  vollkommen  Recht  geben, 
mein  Freund ,  und  meinen  ganzen  Vorschlag  in  das  Feuer  werfen ,  wenn  diQ 
Thatsache  Ihrer  Einwendung  richtig  wäre,  d.  h.  wenn  wirklich  bei  meiner 
Einrichtang  einerseits  für  die  einzelnen  Persönlichkeiten  nicht  gesorgt,  an* 
dererseits  gar  der  Staat  in  seiner  Einheit  zerrissen  ^vürde.  Gott  bewahre 
mich  vor  jener  Ungerechtigkeit  und  vor  dieser  politischen  Barbarei.  Allein 
Ihr  Vorwarf  ist  thatsachlich  nicht  richtig.  Ich  will  Ja  nicht  die  Verbindungen 
der  gesellschaftlichen  Kreise  als  unabhängige,  über  ihre  Rechte  ond  Interessen 
sonverftn  mit  der  Regierang  abschliessende  Gewalten  anfiHellen ,  welche  die 
Macht  Muten,  selbstisch  flir  sich  zo  sorgen,  unbekümmert  illiumm,  welche 
Yerletnmgen  fltr  Andere,  welche  Unmöglichkeit  ^*itMI0ifft  daraus  ent- 
stände. Sondern  vielmehr  soOen,  erstens,  schon  bei  '^rhandlnngen  der 
Gesellschaftskreise  mit  der  Regierung  andere  Betheiligte  alsbald  mitberathen 
nnd  besehUeseen,  mtd  zwar  im  TeriUtttoiss  der  Bedentang  ihrer  Interessen; 
Zwdlens  soll  die  Ehiheit  ein  Yeto  haben  gegen  alle  Ansschreitnngen  der 
Einzelgelflste,  somit  der  Staatsgedanke  immer  das  letzte  Wort  haben.  Drittens 
encDidi  sdüage  ich  vor,  dass  alle  Angelegenheiten  der  sftmmtlichen  Einzelnen, 
sowie  ÜB  der  Efaiheit  wesentlich  anstehenden  Geschäfte  ausschliesslich  nur 
Yon  der  Gesammtrertretung  behandelt  werden.  Sie  können  mir  aber  nicht 
einwerfen,  dass  diese  Gesammtrertretung  nur  ein  Aggregat  von  Sonderinteressen 
sei,  nicht  aber  die  Einheit  im  Auge  haben  werde.  Dass  in  dieser  grossen 
Yersanmlnng  jedes  besondere  Gehlste  in  der  Minderheit,  und  somit  unsdiäd- 
Ifdi  ist.  Hegt  in  der  Natur  der  Sache.  Wo  alle  Yerhftltnisse  vertreten  sind, 
da  ist  auch  eine  Vertretung  des  Gesammtinhaltes  des  Volkslebens.  Dass 
aber  der  Einheitsgedanke  anch  wirklich  festgehalten  werde,  ist  psychologisch 
DOthwendig ;  denn  welchen  andern  gemehiscbaftlichen  Standpunkt  konnten  die 
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▼enanmielten  ferschiedenen  Glieder  desVölkes  flLr  ihreViBrhgndlwgen  liabcB? 
Nor  auf  diesem  Boden  können  sie  znsigaimentreffeii,  «id  sie  werden  es  also 
such.  Davon  gar  nicht  zn  reden,  dass  die  Begienmg,  als  der  Ansdmck  der 
handelnden  Einheit,  sie  anf  diesen  Gedanken  immer  ivieder  airttcldlihren 
w4rde.  Wollen  Sie  aber  elwa  flbrehtoii  dass  die  BerQckslGhtigaug  der  rein 
menschlichen  Rechte  der  Persönlichkeiten  NciUi  leiden  «erde  unter  der  Sonder- 
färbung der  sftnuntlichen  Abgeordneten,  so  würde  ich  Sie  daranf  aafinetksam 
machen,  dass  ja  jeder  dieser  Abgeordneten  bei  der  Förderung  und  dem  Schutze 
der  abstractin  rersönlichkeit  selbst  betheiligt  ist  neben  seiner  besonderen 
Standesst t'llung.  Iiier  ibtabu  keinerlei  Gefahr  einer  Vernachlässigung.  Mögen 
Sie  übcrlianiit  eine  Vertretung  bilden  wie  Sie  wollen,  dieses  \  ei  hallujss  \^ird 
immer  dns  am  sichersten  geschützte  sein.  Nein,  ich  bin  der  Ueberzengung, 
(lasb  nmn  Plan  zwar  alh  rdings  eine  grosse  Lf\cke  füllt,  dass  er  aber  keines- 
>vegs  etwas  bereits  Erreichtes  oder  Nothwendiges  aufgibt.  Ein  mit  pünkt- 
licher Wahrheit  ins  Kleine  gezeichnetes  Spiegelbild  eines  Volkes  ibi  immer 
auch  die  Einheit  desselben. 

Melir  ausserlich  isind  diejenigen  Ihrer  Einwendungen,  welche  in  meinem 
Plane  eine  grosse  Schwierigkeit  der  Ansübung  und  Handhabung 
finden  wollen.  Ich  schlage  sie  aber  «if^-bnlb  an  sieh  nicht  gering  an.  Eine 
Staatseinrichtnng  nmss  allerdings  b  ahi  gehen ,  weil  sonst  ihre  Reibnng«!! 
eine  grosse  Kraft  nutzlos  verzehren.  Allein  icli  »il;iribe,  dass  Ihre  Besorg- 
nisse ,  wo  nicht  vollständig ,  doch  beinahe  unbegründet  sind.  2Iehmen  lii 
sie  einzeln  vor. 

Sie  behaupten  vorerst,  der  vorgeschlagene  Organismus  der  Vertretsong 
sei  allzu  verwickelt,  und  damit  schwerfällig.  —  Erlauben  Sie,  dass 
ich  diess  entschieden  bestreite,  wenigstens  im  Vergleich  mit  dm  gewöhnt 
liehen  Systeme  der  zwei  Kammern.  Es  ist  richtig,  dass  nach  meinem  Vor- 
schlage anders  und  weiter  als  bisher  bestehen  würden:  die  sämmtlicluB 
Sondervertretungen;  die  Toranssichtlicb  nicht  selten  znsammentretenden,  ge- 
meinsamen Vertretungen ;  endlich  die  Gonunission  der  Vorstände  zur  Zuwei- 
sung an  die  betreffenden  Vertretungen.  £s  ist  ferner  richtig,  dass  an 
Geschftften,  welche  jetzt  nicht  vorkommen,  sich  ergeben  würden:  die  Be- 
rathangen der  oben  genannten  Commission;  ferner  die  Vorl^gnng  der  Be- 
schlüsse der  Sonder-  und  der  znsammengesetsten  Yertretmigen  an  die  all- 
gemeine Versammlang  zum  Befanfe  der  Ansttbong  des  Veto.  Auch  ist  in 
Betncht  zn  ziehen,  dass  die  Regienmg  eine  grössere  Anzahl  von  Com- 
missüren  bedürfte,  weil  mehrere  dieser  Versammlangen  zu  {Reicher  Zeit 
Sitzungen  haben  möchten.  Dagegen  würde  ganz  weg&llen:  an  Behörden,  die 
eine  Kammer  der  jetzigen  StftndeTersammlang;  an  Geschiften  aber,  dieVer- 
handlongen  zwischen  den  beiden  Kammern  bis  zur  Erzielnng  eines  flbermn- 
stimmenden  Beschlusses  oder  zur  Feststellung  der  eotscbiejlenen  Meinungs- 
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Verschiedenheit.  Sehr  vermindert  würde,  nach  aller  Wahrscheinlichkeu, 
die  Aosdehnung  der  Verhandlungen  in  den  untergeordneten  Vertretungen  im 
Vergleiche  mit  der  Behandlang  derselben  Gegenstände  in  den  jetzigen  weit 
ahlreicheren  und  gemischteren  Kammern.  Jeder  ivcauLr  des  parlamenta- 
risrli  n  ( M schiiftsgiinges  wird  mir  nun  aber  zugeben,  dass  zwischen  der 
Debet  -  und  der  Credit&eite  dieser  Berechnung  ein  ungeheurer  UnterboUied 
lu  meinen  Gunsten  ist.  Die  Verhandlungen  mit  und  in  der  VorstÄnde- 
Commisision  können  natürlich  nacl»  Zuhl  und  Dauer  gar  nicht  in  Betradi- 
tung  konmien.  Selbst  bei  einem  lebhalten  Widi  i  ]>] m  hr  Eiim-lner  wi^re  der 
Streit  in  einem  so  kleinen  CoUegium  in  kürzester  Zeit  entsehu  ilm.  Die 
Berathungen  nber  die  Anwendung  des  Veto  wären ,  da  sie  jedenfalls  immer 
nür  das  Gaiu:e  eines  Beschlusses  beträfen  und  keine  Verben; semngsvorschiäge 
(dieses  Unheil  unserer  jetzigen  Berathungen  und  Verhandlungen)  vorkämen, 
sehr  viel  kürzer,  als  die  Erörterungen  in  einer  zweiten  Kammer.  Die  Noth- 
wendigkeit  endlich  mchr£iu:her  gleichzeitiger  Abordnung  von  Kegierungs- 
(üommis^^ären  (eine  Schwierigkeit,  welche  ich  viel  höher  anschlage,  als  Sie 
selbst  )  fände  wimigstens  eine  ziemliche  Ausgleichung  in  der  kürzeren  Dauer 
der  Verhandlungen  in  den  kleineren  ond  sachverständigen  Versammlungen. 
Auch  würden  häufig  nickt  die  Minister  selbst,  sondern  Untergeordnete  diese 
besoodem  Angelegenheiten  Namens  der  Begiefong  besorgen  können.  Mag 
aber  hier  an  Nachtheil  flbrig  bleiben,  was  da  will,  so  kommt  es  in  keinem 
Falle  in  Betracht  gegen  die  Erspanmg  der  Verhandlongen  zwischen  zwei 
gleichgestellten  Kammmi.  Ist  etwa  ein  Eüudgor  imter  ons,  die  wir  diesen 

4 

ktsteren  Gescbfiftsgaog  babeD  mit  exkben  mflssen,  dem  nicht  ein  kalter 
Sehwdss  aosbrScbe  bei  der  Erinnemng  m  gewisse  Gesetze  oder  aoch  nnr 
eimelne  BesUmmnngeii,  welche  ein  belbes  Dutsendmal  zwischen  zwei  Knm- 
mem  beramgeworfen,  Jedesmal  nen  besprocfaen,  jedesmal  in  bdden  Kammern 
TOD  der  Begienuig  neu  vertreten  wurden?  Nickt  mir  nicht  schwerftUiger, 
mein  liflber  Fremd,  sondern  im  Gegentheil  weit  weniger  zeitraobend  ist  daher 
mein  Yorsehlag. 

AUein;  sagen  Sie  mm  zweitens,  jedenfiüls  wird  die  Einriebtang  sehr 
t bener  zn  stehen  kommen.  Die  vielen  Eimnirertretimgen,  welche  denn 
doch  alle  eine  gehörige  Anzahl  von  MitgUedem  haben  mOssea,  worden  kamn 
za  benUen  sein.  Und  schon  Jetzt  wird  hnite  Klage  Uber  die  nnverhUtniss- 
missigen  Kosten  gefthrt.  —  Ich  will  mieh  hier  nicht  einmal  daran  hingen, 
dass  eine  zweckmissigere  Yertretong  anch  ein  grosseres  Geldopfer  werth 
wäre;  vielmehr  glanbe  ich,  dass  das  Nene  keinen  grosseren  Aufwand  ver- 
■rsacbea  würde.  Einmal  wtre  eine  ganze  Kammer  weniger.  Zweitens  wfirden 
die  Landtage  bei  den  kOiieren  Terbandlnngen  nicht  so  lange  dauern.  Drit- 
tens endlich  wSre  voraassicbtlich  aaf  Jedem  Landtage  die  Anwesenheit  nur 
einzelner  Sondenrertretnngen  bleibe»d  nothwendig;  die  übrigen  würden  nach 
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Vornahme  ihrer  Wahlen  nnd  etwaiger  Vorbringung  besonderer  Beschwerden 
oder  Bitten  wieder  entlassen  werden  können,  mit  Ausnahme  ihrer  in  der 
voUcn  Versammlung  sitzenden  Mitglieder. 

Schllesslich  wenden  Sie  mir  noch  ein ,  dass  durch  meinen  Vorsdüag 
der  Nutzen  einer  Abt  Heilung  in  zwei  Kammern  verloren  gienge, 
wenigstens  für  alle  Angelegenheiten  ,  ^^  eiche  lediglich  von  der  Gesammtver- 
tretnne  7n  behandeln  wliren.  Nothwondig  wUre  diess  zwar  an  sich  niiht, 
weil  am  Tjido  nichts  hindern  iiünnte,  die  Vertreter  der  einzelnen  Kreise  nach 
irgend  eint  in  Ondanken  in  zwei  Kammern  zu  theilen.  Wer  also  nur  hierin 
Heil  findet,  der  mag  es  immerhin  thun;  er  hat  keine  weitere  Einbusse,  als 
die  oben  von  mir  schon  in  Einnahme  genommenen  Geschäfts-  und  Geldvor- 
theile  des  Wegfallens  ^er  einen  Kammer.  Aber  ich  gestehe  Ihnen,  dass  ich 
mich  nicht  zu  diesen  schlagen  werde.  Dass  der  ganze  Gedanke,  zuerst  eine 
Vertretung  der  Volkseinheit  zu  grflnden,  dieselbe  aber  sogleich  wieder  in 
zwei  gleichberechtigte  TheUe  zu  trennen,  und  ihnen  ein  positives  Handehi 
nur  dann  zu  gestatten,  wenn  die  Mehrheiten  der  beiden  Abtheilungen  voll* 
gtändig  mit  einander  abereinstimmen,  etwas  sehr  KOnstliches,  wo  nicht  ge> 
radczu  Unnattirliches  hat,  kann  doch  eigentlich  Niemand  laognen.  Es  ma$ 
richtig  sein,  dass  die  Spaltung  auch  ihre  Vortheile  bringt;  allein  besteo 
Falles  ist  es  doch  schon  an  sich  eine  Einrichtung  von  zweifelhaftem Nataeo. 
Und  wenn  nun  die  Beibehaltung  einerseits  dadurch  an  Werth  verliert,  leil 
eine  bedeutende  Anzahl  von  Sachen  durch  eine  andere,  ich  darf  wohl  sagen 
natargemAssere,  Ordnung  bereits  zweimal  und  aus  zwei  verschiedenen  Ge- 
dchtspunkten  berathen  und  beschlossen  ist;  wenn  ferner  der,  vielleidit  aidit 
immer  eingestandene  aber  doch  thataScUich  vorhandene,  Zweck;  elnsahieD 
Interessen  eine  Sicherheit  m  gewähren  gegen  die  UeberlfaithQng  eüier  nach 
Kopftahl  gewfthHen  Yertretang,  von  mir  ebenftlla  hereitB  beescr  waA  ge- 
rechter befiriedigi  ist;  dnrch  di^Ehirichtong  zweier  Kammern  bd  derGesammt- 
vertretang  aber  ftr  alle  diese  Angelegenheiten  gar  eine  dritte  Berathu«  cta- 
trflte;  wenn  nur  bedeutende  Opfer  zwei  Kammern  in  dem  neuen  Systeme  möglich 
machen:  so  mochten  leicht  die  üebd  entsdiieden  ttherwlegen.  Somit  tröste 
wenigstens  ich  fttr  meine  Person  mich  sehr  leicht  über  den  WegftJl,  md 
ich  denke,  Sie  thnn  es  anch,  ADes  wohl  flberlegt 

Nnn  haben  Sk  aber  auch  noch  Bedenken  Aber  die  ZweckmftBsigkeit 
der  Ansffthrnng,  selbst  wenn  aa  sich  gegen  den  Plan  nichts  efnnwenden 
sei.  Einmal  machen'  Sie  die  grosse  Hfl  he  einer  Umgestaltung  geltend. 
Zwdtens  erinnern  Sie  an  die  flblen  Folgen  einer  Aendernng  in  der  Yer* 
fassnng,  als  welche  das  Bechtabewnsstsein  des  Volkes  erschflttere,  und 
den  ehrwürdigen  Altersrost  von  dem  Grundgesetze  nehme.  Endlich  fiirehten 
Sie,  es  sei  doch  keine  Zeit  mehr,  dem  über  den  Staat  herehibreehenden 
Umstnnse  nvonukommen,  man  kOnne  sich  also  wentgstens  vergebliche  Mülhe 
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sparen.  Ich  glaube,  meiii  Yerdiitetter,  Sie  riod  Uer  wd  dnem  klagen 
Rflckznge  begriffen ,  und  werfen  zn  seiner  Deckong  dem  siegrefclieD  Feinde 

einige  Streitkräfte  entgegen,  an  deren  Vernichtung  nichts  gdegen  ist,  mid 
welche  doch  den  Schein  wahren  sollen.  Den  Gefallen  der  Ehrenrettung  will 
ich  Ihnen  wohl  thnn:  allein  dass  ich  mich  mit  diesem  schwachen  Posten 
lange  beschäftige,  küimen  Sie  nicht  verlangen.  —  Also  zuerst  die  grosse 
Arbeit  und  Mflhe.   Ich  gebe  sie  vollkommen  zu.    Die  Ersetzung  einer  Ver- 
fassuiigsfonn  durch  eine  andere  ist  ein  weitaussehendes  Uuternehmen ,  und 
die  Ausfulirujii^-i^esetze,  Verordnungen,  Erlasse  machen  sich  nicht  von  selbst. 
Allein  unniöglieh  Kann  diess  ein  enisthafter  Grund  der  Unterlassung  sein, 
wo  eine  solche  X  >tliNvcndigkeit  der  Verbesserung  tir.'lngt.    Hoffentlich  sind 
Sie  nicht  durch  &d-  hishcrige  Misslingen  des  Gedankens  der  Repräsentation 
80  niedergedrückt,  dass  Sie  jede  Spannkraft  verloren  haben.  Sur'^nnr  corda! 
—  Wichtiger  ist  der  zweite  Punkt.    Die  Eingewöhnung  in  ein  Gest  t/,^  in 
eine  ganze  Staatsfomi  ist  von  du  i,rossem  Nutzen,  in  manchen  Beziehungen 
nicht  zu  ersetzen.    Ninunermehr  würde  ich  also  wegen  einzelner  oder  nicht 
all/n  ti<  1  gehender  Uebel  zn  einer  wesentlichen  Aenderung  rathen.  Allein 
der  Grundsatz  des  Ileharrens  kann  auch  zu  weit  getrieben  werden;  und  ein 
solcher  Fall  wftre  liier.    Wenn  wir  wirklich ,  durch  die  Erfahning  belehrt, 
der  üeberzeugung  sind ,  dass  auf  dem  Festlande  vor  einem  Men^^cbenalter 
ein  feischer  We|f  in  dem  Vertretungswesen  eingeschlagen  worden  ist ;  wenn 
wir  die  sachlichen  und  die  sittlichen  üebel  ah  sehr  bedeutend  erkennen; 
wenn  wir  einsehen,  dass  wir  uns  auf  diesem  Wege  in  einem  hoffnungslosen 
Kampfe  abmihen:  so  bleibt  doch  verständigerweise  nichts  übrig,  als  der 
Entschluss  zn  einer  Abänderung.  Die  bisher  erreichte  Eingewöhnung  wollen 
vir  dabei  aneh  nicht  allzu  hoch  anschlagen.  Ein  Menschenalter  reicht  nicht 
aus  sa  einem  Uebergehen  in  Saft  und  Blut;  und  flberdiess  war  der  ^nze 
Hergang  unseres  constitntionellen  Lebens  wenig  geeignet  zu  einem  festen 
Anschliessen.  —  Nidit  Zeit  endlich  soll  es  mehr  s«  in.    kb  fürchte  diess 
nicl^  Die  Erfahmngen  der  leisten  Jahre,  so  unerfreulich  sie  in  anderer 
JBesiefaong  sein  mögen,  haben  doch  geieigt,  da&!»  der  Sieg  der  Demokratie 
oder  gar  des  Socialismus  keiaeiwegs  so  nahe  und  so  iunrermeidlich  ist ,  als 
Bsnn  allerdings  Ursache  hatte,  zn  glauben.  Allerdings  ist  er  mit  blosser 
OeMtagebnig  md  Waffengewalt  auf  die  Dauer  nicht  zvrleiaahallen;  allehi 
die  Qesittignng  hat  doch  «obl  noch  eine  Frist,  nm  ehieo  Tersoch  n  ihrer 
Bettang  xa  machen. .  Selbst  aber,  wenn  die  Gefahr  eine  nflhere  ist,  Udbt 
et  inmier  nnklng  mid  onehrenhaft,  die  Arme  an  kreoaen  nnd  regongslos 
die  Yemielitang  der  Uaheiigen  Staats  >  and  OeseUseiiaftsznstftnde  Uber  sieh 
hereinhrechen  zu  lassen.  Im  ZweiÜBl  wird  es  immer  gelingen,  irgend  etwas 
Gates  20  erreichen;  nnd  wenn  nicht,  so  ist  doch  das  Bewnastsein  der  Ta|ifer- 
keit  and  Einsicht  gerettet 
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Idi  Imüb,  mein  ilter  Firmd,  Sie  haben  unter  meinen  Fehlem  den  einet 
starren  Eigensinnes  nnd  der  UnzugänglicUceit  ftr  Beiehrang  nicht  kennen 
gelernt  Wenn  ich  denn  xuin  also  trotz  Ihres  entschiedenen  Widerspruches 
bei  meiner  Äniicht  ?on  der  Nothwen%heit  nnd  Möglichkeit  einer  Tölligen 
ümgestaltnng  nnserer  YoUcsvertretmig  hleihe ,  nnd  wenn  ndr  Ihre  aUreichen 
Grtnde  meinen  Plan  nicht  haben  entlddem  können:  so  beweist  diess  freilich 
noch  nichts  für  die  Wahrheit  meines  Gedankens  an  sich ,  aber  doch  für  eine 
ungewöhnlich  feste  Ueberzeugong.  Diese  aber  ruht,  sowohl  was  die  Noth- 
wendigkeit  einer  parlamentaristlien  Kcgieniiigswcisc ,  als  was  das  Bedürfiiiss 
einer  Gründung  der  Vertretung  auf  die  ricscllschaft ,  und  was  endlich  die 
Verbindung  beider  Maussregcln  mit  einander  betrifft,  hoffeutlicii  nur  aof  der 
logischen  Uu&nfechtbari^cit.  Kurz:  e  por  si  muove. 

IX. 

Ich  p1;iiibp,  in  meinem  letzten  Schreiben  Ihre  sümmtlichcn  Fragen  be- 
antvorut  zu  luiljon,  und  zwar  genügend,  wenn  mich  meine  Kipenliebe  nicht 
täuscht.  Es  ^van'  jrdiHh  niclit  n  i]li.  li,  wenn  ich  nicht  mitlheüte,  dass  es 
ausser  Ihren  Kmwendungen  auch  noch  andere  Kritiken ,  wenn  auch  nur  mit- 
telbare, meines  Planes  gibt.  Ks  sind  diess  die  Schriften  Anderer,  weiche 
ebenfalls  V^orschläixp  zur  Verbesserung  unserer  repräsentativen  Zustände  ge- 
macht haben.  Da  nun  diese  Anschauungen  und  Plane  mehr  oder  weniger 
von  den  meinigen  abweichen,  so  können  letztere  nicht  richtig  sein,  wenn 
jene  das  Wahre  getroffen  haben.  Ich  kann  mich  zwar  nicht  anheischig 
machen ,  sämmtUche  Vorschläge  dieser  Art  aufzuzählen  und  zu  bes])rechen ; 
manche  mögen  auch  meiner  Kenntniss  entgangen  sein:  allein  ich  verspreche 
wenigstens  nicht  bloss  solche  auszuwählen,  deren  Widerlegung  mir  leicht  ist, 
und  ich  will  mich  bemühen,  die  AnmfthtAn  <|er  bedeatenderen  mir  bekannt 
gewerdenen  Männer  Ihnen  vorzuleben. 

Zu  Solchen  gehört  denn  gewiss  Lord  Brougham,  welcher  sich  in  seiner 
Poütical  philosophjr,  Bd.  m,  8.  63  n.  üg.,  mit  der  Frage  beschäftigt.  —  Der-  ' 
selbe  geht  von  dem  Satze  ans,  es  mtlsse  eine  Repräsentation  so  eingerichtet 
sein,  dass  sämmtliche  grosse  Abtheilungen  der  Gesellschaft  (classes  of  the 
commnnity),  welche  hinreichend  beachtenswerth  seien,  nach  einem  znaanunen* 
gesetzten  Verhältnisse  der  Wichtigkeit  nnd  der  Zahl,  anch  wirklich  vertreten 
seien;  nnmentlkh  erUirt  er  sieh  bestimmt  dsgegen,  dass  die  Zahl  die  nns- 
schUessliche  Omndlage  der  yertietnng  sei,  &  B*  grosse  Städte  im  vnUen 
Verhältnisse  ihrer  Eiuwohnenahl  anch  Abgeordnete  «flUen.  Er  ftrchtet 
von  Wahlen  der  letsteren  Art,  dass  die  allra  grosse  Gleidiartiglmit  der 
Vertreter  nnd  deren  enge  persönliche  Bekanntschaft  die  Grandlage  geflUir- 
lieber  Factionen  werden  k6ndt«.  Diese  richtige  Onmdansicbi  Itthrt  jedoch  , 
den  geistreichen  englischen  Simtsmann  m  keinem  genOgenden  Ergebnisse. 
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Vorerst  geht  er  der  Hauptschwicrigkeit ,  uiunlich  der  Aufzählung  dieser 
verschiedenen  Gcsollschaftsklasscn  und  der  Rechtfertigung  ihrer  Arurktn- 
imng,  aus  dorn  Wege,  iüUcm  er  sich  ganz  im  Allgemeinen  hält,  nur  von 
dem  Vorhandensein  solcher  Abthcilungen  des  Volkes  spricht,  ohne  sie  aber 
irgend  näher  zu  bezeichnen,  und  wäre  es  aucli  nur  beispielsweise.  Sodann 
verliert  er  schliesslich  den  ganzen  Gedanken  wieder  aus  den  Austen,  indem 
er  doch  nur  örtlich  organisirte  Wahlen  will,  und  seinen  7,\vt<k  dadurch 
zu  erreichen  glaubt,  dass  er  die  Wahlkreise  je  nach  den  vorhei t M-hoiiden 
Interessen  grösser  d  l  i  kleiner  macht,  um  auch  die  letzteren  zur  (n  ltmig 
zu  bringen.  Dabei  begeht  er  überdiess  die  Folgewidrigkeit,  vor  allzu  1  1(  ium 
Wahlkreisen  zu  warnen,  damit  nicht  die  Wenigen  den  Vielen  vorschreiben, 
auf  diese  Weise  also  wieder  zur  Grundlage  der  Zahl  zurückkehrend,  die  er 
froher  selbst  verwarf.  Da  nun  seine  säminliichen  weitereu  Forderungen 
nur  die  forraclle  Vornahme  der  Wahlen  betreffen,  oder  das  Verhältniss  der 
Gewählten  zu  den  Wäldern,  so  kann  ich  bei  aller  schuldigen  Bescheidenheit 
gegenüber  von  einem  solchen  Manne  doch  seine  Ansicht  nicht  über  die  mei- 
nige stellen.  An  der  Stelle  eines  dorchgcarbciteten  Gedankens  und  eines 
nach  allen  Seiten  hin  wohl  überlegten  Verbesserungsplanes  wirft  er  nur  eine 
unTerbnndene  Idee  hin.  Ein  tieferes  Eingehen  mochte  ihm  wohl  für  einen 
mitten  im  Leben  stehenden  Staats-  und  Geschäftsmann  nicht  passend  er- 
icheinen, ein  ausgebildeter  Plan  m  einer  Wahlrefonn  vielleicht  schftdlich 
Air  seine  eigene  Zukunft  dünken. 

Ein  anderer  bedeutender  Mann,  welcher  dem  Gegenstände  seine  Auf- 
tterksamkeit  zugewendet  hat,  ist  Stahl.  Dieser  spricht  sich  in  seiner 
neuesten  Bearbeitong  dieser  Frage  (Staatslehre,  dritte  Aofl.,  1B56,  S.  322 
B.  folgeDdermaassen  aas:  Das  Volk  sei  eine  Gliederung  von  Ständen, 
welelie  m  ihrer  Unterlage  den  Grand  und  Boden  des  Landes  habe.  Ein 
Stand  von  politischer  Bedentnng  aber  sei  ehi  beicmderer  Lebensberaf,  in  so 
ferne  derselbe  anch  eüie  Einheit  des  politischen  Interesses  und  der  politi- 
schen SteUnng  bewirke.  Daher  sei  er  nor  in  bestimmten  grossen  Gruppen 
(Laadbaa  — *  Gewerbe  nnd  Handel  geistige  Pflege)  m  erkennen,  and 
nor  im  Zosammenhange  mit  dem  drüichen  nnd  obrigkeitlichen  Verbände. 
Die  Stftnde  seien  also:  Grandaristokratie,  Sttdte-  nnd  Landgemeinden,  die 
Geistliehen  der  Nationalkirche;  wogegen  Kaofleate,  Bäcker,  Schneider  nnd 
dergleichen  nur  als  bürgerliche,  nicht  aber  als  politische  StAnde  gelten  kOn* 
nen.  IMese  ächten  Stinde  nnd  im  Allgemeinen  der  Gnmdbesits  bilden  die 
Grundlage  der  wahren  Einrlcbtang  einer  Landesvertretnng,  denn  es  werden 
nicht  bhMs  Menschen,  sondern  anch  Sachen,  das  heisse  Zustände  nnd  An* 
stalten,  so  wie  Lebensstellnngen  an  repräsentiren  sein.  Aasdrftcklicb  whrd 
dann  noch  den  sogenannten  Gapadtitten,  den  Proletariern  and  den  Kapitali- 
flten  die  BerechtigaDg  an  einer  Vertretnng  abgesprochen  nnd  Besita  verlangt, 
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Ich  wds8  es,  dasB  ich  g«geiiftber  von  IhneD,  mtin  Freund,  nidit  ent 
nothwendig  habe,  die  Scheiogrllnde  imd  logiBchm  Erschleichpngen  enfilhr- 
lidi  anaeiiMDder  m  wtaen,  ton  welchen  diese  DarsteUimg  in  der  That  irim- 
melt  Wir  sind  imr  veraohicdener  Ineieht;  Beiden  ist  es  jedoch  um  die 
Wahrheit  ea  sich,  nicht  tun  die  Erreidiiing  eines  praktischen  Zwedies  ndt* 
telst  kAnstiidier  Zustatmof  einer  theoretischen  Lehre  in  fhun«  Deeshalb 
will  ich  denn  Ihnen  nicht  erst  seigen ,  dass  es  nicht  nnr  eine  völlig  uner^ 
wiesene,  sondeni  anch  eine  aas  der  Natur  der  Sache  in  keiner  Weise  her- 
soieitende  Annahme  Ist,  die  Gliedemng  eines  Volkes  habe  den  Boden  nnd 
die  obrigkeitlichen  Verbände  zu  ihrer  nothwendigen  ünterlsge.  Ist  doch 
gar  nicht  einzusehen,  warom  ein  Lebensbenif,  welcher  ein  gemeinsdiaft^ 
liches  politisches  Interesse  und  eine  politische  Stellung  gibt,  nur  in  Yeihin- 
dung  mit  dem  Boden  soll  bestehen  können.  Auch  der  Grundbesitz-  kann 
allerdings  zu  einer  solchcu  stautlich  wichtigen  Gemeinschaft  Veranlassung 
geben;  ulk  in  keineswegs  er  aliein.  Und  in  wie  ferne  überhaupt  der  obrig- 
keitliche Verband,  also  die  räumliche  Kinthcilung  umi  Ordnung  der  Ver- 
waltung, von  einer  gesellschaftlichen  Bedeutung  aeiu  soll,  ist  geraiU/ti  nicht 
zu  begreifen,  als  iu  wie  ferne  iimn  etwa  landräthliche Kreise  und  Wahlkreise 
gleichfitellen  und  dadurch  die  Wahl  von  iiaudräthen  begünstigen  will.  — 
Ebenso  ist  es  nur  angenommen,  aber  in  keiner  Art  erwiesen,  da&s  za  der 
nothwcndigcu  Eigenschaft  eines  Standes  eine  unmittelbare  staatliche  Stellung 
gehöre.  Diess  mag  die  Folge  besonderer  Bedeutung  eines  geseilschafl- 
lichen  Kreises  sein,  allein  es  ist  keine  uispiüugiiche  Eigenschaft  desselben. 
—  Femer  ist  offenbar  völlig  unerklärt  und  ungerechtfertigt,  warum,  auch 
nur  m  dem  eigenen  willkürlich  gesetzten  Sinne  Stahles,  sclihessLicli  blu^<  dt;r 
grosse  Grundbesitz,  die  Gemeinden  und  die  Geistlichkeit  wahre  Stände  sein 
sollen.  Eirmial  sind  doch  sicher  auch  noch  andere  Lebensstellungen  vor- 
handen, welche  ein  gemeinschaftliches  politisches  Interesse  haben,  und  ;s  eK  lie 
durch  irgend  einen  obrigkeitUchen  Verband  (um  auch  dic^^e  AMindrilKlie 
Forderung  zu  berücksichtigen)  zusammcngefasst  werden,  bodaiin  i  wenu 
der  Besitz  eine  entscheidende  Bedingung  ist ,  die  Geistlichkeit  der  Landes- 
Idrche  ohne  eioen  Schein  von  Berechtigting  eingeschmuggelt.  Und  warum 
bloss  die  Landeskirche,  nicht  in  etwa  paritätischen  Staaten  mit  Gleichbe- 
rechtigung die  verschiedenen  Kirchen?  Und  sind,  endlich,  die  Geistlichen 
die  einzigen  Pfleger  geistiger  Interessoi?  Dieser  Versuch,  die  mittelalter- 
lichen drei  Stllnde  so  ohne  Weiteres  nicht  nur  als  die  jetzt  noch  bestehen- 
de, sondern  sogar  als  die  dem  Gedanken  der  Beprftsentation  nach  alleitt 
\  Berechtigten  darzustellen,  ist  doch  in  der  That  gar  zu  fadenscheinig.  — 
Nicht  begreiflich  ist  es  ferncrhiu,  wie  Ilandel  und  Gewerbe  aaent  als  ein 
wahrer  Stand  im  staatlichen  Sinne  aofgeführt  sein  kdnnea,  später  aber 
SchDeideiu  und  Schostern  and  so^  fiaufleoten  nnr  ein  «bOigerlicfacr» 
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Stand  wiU  raerkannt  kreiden.  Diese  ist  ja  eine  offenbare  eontradictio  in 
adjecto;  und  irie  will  aocli  nur  mit  einem  Scheine  von  Wahrheit  behauptet 
werden,  da^  die  Kanflente  nnd  die  Gewerbetreibenden  kein  gemeinaebaftp 
liebes  politisehes  Interesse  baben?  Ueberbanpt,  was  ist  denn  eigentlich  ein 
«bllrgerlicber»  Stand?  Es  wird  diese  nirgends  erUfirt  Und  jeden  FaUes 
sollte  man  meinen,  dass  wenn  denn  einmal  Besitz  eine  Vorbedingong  der 
Beprftsentation  sein  soll,  dieser  dem  Handelsetande  nicht  ganz  abgebe.  ^ 
Endlich  hdsst  es  doch  dem  gesonden  Denken  etwas  ^el  znmnthen,  wenn 
behauptet  wird,  es  seien  nicht  bloss  die  Menschen,  sondern  ancb  die 
Sadien  zn  reprftsentiren.  Und  ein  unerlaubtes  Spiel  mit  Worten  und 
Begrilfen  ist  es,  wenn  hn  Handumwenden  diese  «Sachen»  als  gleichbe- 
deutend mit  «Zustanden  und  Lebensstellwngen»  genommen  werden,  wahrend 
doch  letztere  unwiderspredibsr  zum  grffssten  TheOe  persönliche  Yerbllt- 
nisse  ond  ohne  alle  Begehung  zum  Grundbedtze  sind. 

So  geht  es  aber,  wenn  ftr  eine  Parteübrdenmg  oder  ftberhaupt  fttr 
einen  bestimmten  praktisdien  Zweck  eine  anscheinend  wissenschaftliche 
Bemäntelung  gefhnden  werden  soll.  Diess  ist  dn  Gmndverderben  für  die 
Wissenschaft,  wie  sich  diess  namentlich  auch  in  unserem  positiven  Staats- 
rechte zeigt,  für  ^Y('lcllos  zur  Vertheidigung  unzulässiger  und  nach  den  all- 
gemein aiigeiioninieiieii  Grundsätzen  unvertheidigbarer  Forderungen  Einzelner 
80  viele  angeblich  aligenicin  gültige  Lehren  aufgestellt  werden.  Auch  der 
gtscheidtestc  Mann  kaini  hei  solchem  Beginne  logibche  Taschenspieler- 
stückchen nicht  vermeiden,  und  es  ist  nnr  die  Zuversicht  zu  bcMrundern, 
mit  welcher  man  glaubt,  Anderen  solche  Si'lbstwidirsprüche  und  Erschlei- 
diungen  als  baai'e  Münze  aufreden  zu  können.  Wie  das  ganze  Stahl'sche 
Staatsrecht  darauf  angelegt  ist,  ein  Kuuigihuiü  von  Gottesgnaden  zu  erweisen 
mit  Vorbeischiffung  au  der  Theokratie :  so  ist  die  ständische  Theorie  insbe- 
sondere zugeschnitten  zur  Rechtfertigung  des  preussischen  Junker-  und 
Pfaffenthunis.  Ich  denke  nun  aber,  et»  hätte  einem  I^lainie  von  so  grosser 
Begabung,  so  klarem  Scharfbinne  und  so  gewaltiger  logisclier  Kraft,  wie 
deren  Urheber  in  der  Thal  ist,  nicht  schwer  werden  sollen,  nnmittclbar 
praktische  Gründe  für  seine  Absicht  ausfindig  zu  macheu,  weiche  ebenfalls 
das  Thema  zu  den  nüthigen  Parteireden  geliefert  hätten ,  ohne  dass  er  nöthig 
gt  liaht  hätte,  die  Wissenschaft  au  sich  und  seine  eigene  wissenschaftliche 
Stellung  zu  gefährden. 

Eine  kleine  Schrift  von  Levita  (Volksvertretung  in  ihrer  organischen 
Zusammensetzung.  Leipzig,  IHöS,)  hat  in  gewissen  Beziehungen  Verwandt- 
schaft mit  meiner  Anschauung,  doch  nur  theüweise  Der  Vorschlag  geht 
im  Wesentlichen  dabin,  dass  eine  Kepritoeutation  in  der  üemeinde,  im 

1)  IN«  Soliilfl  itbtlnt  ttwn»  fttt^r  aweWanen  »■  mIb  alt  dl«  «nie  BatiMtan^  dar  g«sm« 
wUMgm  Abhaaltnivs  l«b  balw  ile  jedod»  M  donn  Ahtumm  noch  nklit  friuwnk 
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Besirke,  in  der  Provinz  und  im  Staate  cinzuftllircii  sei.  Die  Grundlage 
dieser  Reihenfolge  von  Vertretungen  soll  die  der  Gemeinde  bilden,  welche 
denn  ihrer  Seits  nicht  nacli  Kopfzahl  oder  Besitz  zu  bilden  wäre,  sondern 
aus  den  «freien  Körperschaften'«  in  der  Gemeinde  iHTVorgingc.  Die  Reprä- 
sentation im  Staate  inshcsonderc  hätte  aus  zwei  Haüten  zu  hestehen,  deren 
eine  uiiinit teilbar  von  den  socialen  Gemeinschaften  gewählt  würde,  die  andere 
aber,  je  zu  \6  des  Ganzen,  aus  den  Vertretungen  der  Gemeinden,  der  Be- 
zirke und  der  Provinzen  hervorginge.  Diese  Staatsreprftscntation  würde 
denn  nur  Eine  Kammer  bilden. 

Sie  sehen,  mein  Ikster,  der  Verfasser  und  ich  stimmen  im  Grundge- 
danken, uäiuüch  in  der  wesentlichen  Berücksichtigung  der  gesellschaftlichen 
Kreise  bei  der  Organisation  der  Vertretung,  Oberein;  doch  kann  ich  nicht 
umhin,  mich  entschieden  gegen  einzelne  Tiieile  dieses  Planes  und  seiner 
naliern  Ausführung  zu  erklären.  Vor  Allem  kann  ich  schon  damit  nicht 
einverstanden  sein,  dass  die  Gememdevertretung  ausschliesslich  oder  auch 
nur  wesentlich  aus  den  gesellschaitlichen  Kreisen  hervorgehen  ^oll  Die 
Gemeinde  ist  selbst  ein  gesellschaftlicher  Kreis,  welcher  sein  eigculliuui- 
liches  gemeinschaftliches  Interesse  hat ,  nämlich  die  befriedigende  Ordnung 
d^  räumlichen  Zusammenlebens.  Auf  Erreichung  dieses  Zweckes  müs- 
sen die  Gemeinde- Einrichtungen  und  dann  auch  die  Gcmeindcbehördeu 
berechnet  sein.  Machen  sich  in  dieser  Beziehung  die  Interessen  der  in  der 
Gemeinde  thatsächlich  vorhandenen  Bestandtheile  anderer  gesellschaftlichen 
Kreise  geltend,  wie  etwa  einzelner  Gewerbe  oder  verschiedener  Kirchen, 
80  sind  allerdings  diese  anch  m  berücksichtigen,  aber  doch  nicht  MS* 
sdiliessUch  oder  auch  nur  hauptsAddiclL  —  Zweitens  mag  es  zwar  ganf 
bequem  sein,  die  Begriffsbestimmung  und  die  AufzAhliing  der  verschiedenen 
«freien  Körperschaften»  gaas  im  Allgemeinen  zu  lassen ,  wie  diess  der  Ver- 
fasser gethan  hat,  und  nur  zu  bemerken,  dass  sie  nach  den  örtlichen  Ver- 
hältnissen zu  bilden  sei;  allein  man  kömmt  damit  fttr  das  Leben  nicht  vom 
Flecke,  und  es  lässt  sich  eine  Prüfung  eines  so  ganz  onbestimmt  gehaltenen 
Torscblages  nnd  eine  Vergleichong  mit  dem  Bestehenden  gar  nicht  anstellen. 
Ist  es  ancb  ganz  richtig,  dass  die  gesellschaftlichen  Kreise  nicht  ein  Ar 
aUemale  and  aUgültig  für  jede  Art  von  Qesittignng  and  Volksentwickelong 
Abereinslimmend  angegeben  werden  können:  so  ist  es  doch  möglichi  sie  ftlr 
bestimmte  thatslcbliche  Yoranssetzongen  zn  entmckeln;  nnd  es  ist  diesz 
auch  dnrchaits  notbwendig,  wenn  man  sich  ehien  Begriff  von  der  danuu 
hervoigebendenBepritoentation  machen  soU.  Femer  habe  kk  auszusetzen, 
daas  nach  dem  Plane  des  Yerfossers  die  einzelnen  Interessenkreise  keine 
Getogenheit  erhalten,  ihre  Forderungen  abgesondert  und  nicht-  blosa  alz 
Ißnderhetten  einer  grösseren  Versammlung  geltend  zu  machen.  Auf  diese 
Weise  whrd  der  eigentlich  beabsichtigte  Zweck  ganz  verfehlt,  und  es  ist  in 
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der  That  nicht  der  Mflhe  werth,  die  jetzige  beBtehende  BeprAsentationeait' 
zn  finden.  Andi  bei  dieser  ist  es  ja  keine  Unmöglicbkeit,  nicht  einmal 
eine  UnmArsdieinUcbheit,  das«  die  einzelnen  gri^sseren  Interessen  dordi 
eine  Minderzahl  von  Mitgliedern  Tertreten  seien;  allein  die  £r&hrung  zdgt 
und  es  Uegt  in  der  Katar  der  Dinge,  das»  anf  eine  Wirksamkdt  solcher 
Minderheif.en  nicht  gerechnet  werden  kann,  eben  weil  sie  Minoritftten  sind. 
Dieses  nngflnstige  Yerhältniss  bleibt  denn  aber  im  Wesentlichen  unverändert 
in  dem  vorliegenden  Plaue.  Jede  der  freien  Körperschaften  ist  schon  in 
den  Gcmeindevortrctungfii  iu  der  Minderheit;  noch  mehr  natürlich  in  den 
Bezirks-  und  Provinzial- Vertretungen.  In  der  Reichsvcrtretuug  aber  iindtrl 
der  kleine  Antheil  einer  jeden  einzelnen  Körperschaft  an  dem  einen  Beclis- 
theile  der  Versaninilung  kaum  ueiineuswerth  die  Unterordnung  und  aho 
mögliche  völlige  Unterdrflckung.  Schliesslich  ist  es  vveidgstens  eine  be- 
strittene und  eiiK'  bestreitbare  Frage,  üb  eine  Heichsvertretung  zweckmässig 
nur  aus  Einer  Vcrsaminlung  gebildet  wird.  Jeden  Falles  kann  man  sich 
darüber  nicht  täuschen,  dass  die  etwaigen  Nachtheile,  wdche  eine  eiunudige 
Berathung  und  Schlussfassuiig  in  einer  zahlreichen  Versanindung  haben  mag, 
durch  eine  Zosammensetzung  derseibcu  ans  verschiedenen  Bestandtheilen 
nicht  im  Mindesten  beseitigt  wcrd<m.  Aneh  liier  kann  ja  die  Mehrheit  lei- 
denschaftlich oder  unüberlegt  verfahren  und  ihre  endgültige  Gewalt  mi^s- 
braucben ,  obrio  dass  eine  nocbnialige  Yornalune  des  Geschäftes  von  anderen 
Männern  und  unter  anderen  Verhältnissen  eine  Schranke  setzte  oder  einen 
begangenen  Fehler  wieder  gut  machte.  Man  kann ,  wie  gesagt .  lU)cr  das 
Zweikammersystem  eine  verschiedene  Ansicht  liaben;  allein  die  WaiUart  ist 
von  keinerlei  Entscheidtmg  ftlr  den  Streit. 

Ich  komme  aber  endlich  noch  zu  demjenigen  Schriftsteller,  welcher  die 
nns  vorliegende  Frage  am  eingehendsten  und  meiner  Meinung  nach  am 
geistreichsten  behandelt.  Es  ist  diess  A.  Winter  (Die  YoUuvertretong  in 
Deutschlands  Zukunft.  Gött. ,  1852).  Völlig  unabhängig  von  einander  mit 
dem  Gegenstande  nns  beschänigend  stimmen  wir  in.Manchem  überein ,  sind 
aber  doch  auch  in  mannigfacher  Beziehung  zu  verschiedenen  Ergebnissen 
gelangt,  and  Sie  roflgen  nun  zwischen  uns  urthcilcn. 

Zuerst  denn  eine  kurze  Schilderung  des  Winter'schen  ^jrstemes. 

Er  geht  von  nachstehenden  Sätzen  als  Aiiomen  aus:  1)  von  der  lieber- 

zengong  einer  Kolhwendigkeit  und  Berechtigung  ehier  Theilnahme  des  Volkes 

an  den  Staatsgesdiftften  mittelst  Yertretem  ans  seiner  Mitte,  und  zwar  auf 

sinuntlicfaen  Stnfen  des  Staatsorganismus;  2)  von  der  Ansicht,  dass  das 

Fehlacblageii  des  oonstituüonellen  Syatemes  durch  das  künstliche  und  ab- 

stracte  Wesen  dessdben,  so  wie  durch  die  Nichtbeachtung  der  Thataacben 

verschuldet  sei;  endlich  8)  von  der  Anerkennung  verschiedener  gesellschait- 

licher  Kreise,  mit  dem  Unterschiede  Jedoch,  dass  Winter  die  Beschäftigung 
T.  NoM,  StMdrecht  Bd.  I.  29 
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als  Mittelpunkt  dcrselbou  iiuiinuDt ,  während  ich  ihn  im  gemeinschaftlichen 
IntercssG  liade.  ilierzu  kommt  nun  aber  noch  ein  Wintern  eigenthümlicher 
Gedanke.  Derselbe  ist  nämlich  ^  lir  für  zwei  Kammern,  jVdoch  in  wesent- 
lich anderer  Auffassung  und  Xusummeusetxung  als  der  landesQblichen.  Kr 
will  nämlich  eine  Kammer  der  Staatsmänner  un*]  »  ine  zweite  von  Volks- 
männern. —  Auf  diese  Anschauung  hat  er  denu  nun  folgenden  Organismus 
der  ganzen  Staatsvei'\s'altung  im  weitesten  Sinne  gclKuit. 

Vor  Allem  ordnet  er  die  Gemeinden,  und  zwar  in  wcsentliclier 
Verschiedenheit  der  Stadt  >  und  der  Landgemeinden  oder  Gaue.  —  Einen 
Gaa  setzt  er  zusammen  ans  einer  Anzahl  von  Dorfgemeinden,  deren  jeder 
er  ^nfiich  einen  Vorsteher,  von  ihm  Bauerherr  genannt,  gibt;  wenn  et 
sich  so  trifft,  auch  aus  dem  einen  oder  dem  andern  Landstädtchen.  Als 
die  Vertretung  dieses  Gaues  bezeichnet  er  aber  die  sfimmUichen  Banerherren 
der  Dörfer,  die  Zunftvorsteher  der  Landstadt  (Handwerksherren),  den  Kra- 
merherrn, den  Vorsteher  der  Feldbcsitzer  der  Landstadt,  die  Hftnpter  der 
Geistlichkeit,  der  Lehrer,  der  Richter  und  Anwälte  des  Ganes;  endlich, 
wenn  dergleichen  vorhanden  sein  sollten,  die  Fabrikherren  and  Groes- 
hftndler,  Direktoren  tou  Betriehsgesellschaften,  die  Häupter  der  Aente^ 
Die  Begiening  des  Gaoes  soll  einem  ehenftOs  gewählten  Beamten,  (etwas 
ansprochsToU  Landgraf  genannt,)  snlionimen.  ~  Als  Vertreter  der  grossen 
selbststflndigen  Städte  aher  werden  heseichnet:  die  einzehien  grossen  Eanf- 
lente  nnd  Fabrilninten,  die  Kramerherren  und  Handwerksherren,  die  Häapter 
der  Geistlichen,  Lehrer,  Aerzte,  Bichter  nnd  Advokaten  des  Stadtgerichtes, 
endlich  die  Dekane  der  Universität,  wo  eine  solche  besteht  (?).  Diese  Ter- 
sammlnng  wird  der  Stadttag  genannt,  wie  jene  erster«  der  Gantag.  FOr 
beide  Arten  von  vertretenden  Yersammlnngen  wird  nodt  die  eigenthttmliche 
nnd  in  der  Thai  bemerkenswerthe  Einrichtong  eines  Anssehnsses  voige- 
schlagen,  welcher,  ans  drei  bis  ftlnf  Personen  bestehend,  die  sämmtUchen 
Geschäfte  desTbges  sdbstständig  vorzubereiten  nnd  sm  leiten,  Berichterstatter 
an  bestellen  oder  selbst  m  berichten  hätte.  Der  Yerwaltnngsheamte  wäre 
anch  hier  gewählt  nnd  Stadtgraf  genannt 

In  der  Land  schalt  (Provinz)  wird  schon  das  Zweikammersystem  an- 
gewendet Die  erste  Kammer  soll  sein  daa  «Grafenhaos»  nnd  bestehen  ans 
Bämmüichen  Land-  und  Stadtgrafen;  die  zwefte  Kammer  dagegen  ans  don 
Ausschässoi  teLaad-  nnd  Stadttage,  ausserdem  aber  noch  ans  den  obersten 
Provinzialbeamten  der  Geistlichen,  Lehrer,  Aerzte,  Richter.  Die  Verwaltung 
der  Provinz  fiUt  wieder  einem  gewählten  Beamten,  Ftlrst  genannt,  zu. 

Der  Reichstag  endlich  bildet  seine  beiden  Kammern  auf  folgende 
Weise:  das  Fürstenhaus  besteht  aus  den  sümmtlichen  FtLrsten  nnd  ans  Aus' 
Schüssen  der  Grafenhüuser  der  Landschaften;  daä  Volkbhaus  aber  lediglich 
aus  Attsschflssen  der  Landhäuser  der  Provinz. 
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Vergleiche  ich  nun  diesen  Vhm  mit  dem  mcinigen,  so  finde  ich,  dass 
.wir  in  folgenden  wesentlichen  Punkten  übereinstimmen:  zunöchst  in  der 
üebertragung  von  Vertretung  in  Interessen  uu  Suciiver^iaüiiige  und  persön- 
lich Betheiligtc;  sodann  in  der  Verwerfung  der  Wahl  nach  Kopfeahl  und 
nut  freier  Aussuchung  unter  allen  Bürgern,  als  nicht  verträglich  mit  der 
eben  gestellten  Furderung;  femer  in  der  Ansicht,  dass  Wahl  den  Volks- 
vertreter keineswegs  ausschliesslich  hefähige,  sondern  dass  ihn  auch  andere 
Eigenschaften  bezeichnen  müssen;  weiterhin,  jodoel!  itirht  mit  volbtSndigem 
Kinklange  der  AnMhlung,  in  der  Anrrki  nnuiii^  uü  i  Verwendung  der  ver- 
schiedenen Gesell M  liaiiskr eise ;  i'ndlich  in  der  Bildung  höherer  Versamm- 
lungen aus  den  Ausschüssen  der  Niederen.  —  Dagegen  w»'i(  ben  wir  aber 
auch  in  wesentlichen  Punkten  von  einander  ab.  Erstens  dann,  dass  Winter 
das  gewöhnliche  Zweikammersystem  beibehalten  will,  nur  mit  dem  Unter- 
schiede, dass  die  eine  a^is  StAatsnulniiiTn ,  die  andere  aber  Volk^män- 
nern  bestehen  soll;  ich  dagegen  bm  für  eine  Gegenübersteilung  des  Aus- 
druckes der  unmittelbaren  und  selbstischen  Interessen  auf  der  einen  und 
des  Eittheitsgedankeus  des  Staates  auf  der  anderen  Seite.  Zweitens  ist 
Winter  ftlr  eine  Vertretung  der  gesellschaftlichen  Kreise  auf  dem  Reichs- 
tage durch  Ausschdsse,  welche  durch  ihre  Zusammensetzung  keine  Gewähr 
für  eine  thatsftchUche  Beachtung  sämmtlicher  thatsAchlich  vorhandener  Inter- 
MMn  geben,  während  yek  «ie  durch  unmittelbare  Wahl  aus  ihrer  Mitte  und 
■M  dBOi  ganien  Lande  zu  gewinnen  suche.  Drittens  dehnt  Winter  die  Er- 
nennung church  Wahl  auf  alle  VerwaUangsbeamten ,  selbst  auf  die  Vorsteher 
%  der  Provinzen  ans;  ich  dagegen  adilage  keine  Verändenrng  in  dieser  fiiehtnng 
und  möchte  jeden  Falles  so  weit  nicht  gehen. 

Ich  bin  natürlich  nicht  selbst  der  zastftndige  Richter  über  diese  theils 
gleichartige,  theils  verschiedene  AafEusnng,  doch  hoffe  ich  in  nachstehen- 
dem Urtheile  möglichst  unbefangen  zu  sein.  Ich  erkenne  sehr  gerne  die 
^tgentkamlkhkeit  and  Selbstständigkeit  des  Verfassers  an;  der  Hechanie- 
rnns  der  TOigesdilagenen  £inrichtnog  scheint  mir  ein  leichter  zu  sein;  der 
Qedaake,  in  dem  Zweikammersysteme  die  Staatsminner  den  Tolksminnem 
gegenaber  m  stellen,  mid  somit  die  Qeeclilfte  ans  diesen  beiden  Qeiidits- 
ponkten  gidchitemig  m  bearbeiten,  will  mir  an  sich  sin  sehr  bedeotender 
bedOnken,  welcher  gar  wohl  die  Beacbtnng  aocb  Solcher  verdiente,  welche  aof 
unsere  Forderang  einer  weseotlidien  Umladerang  der  Vertretong  nicbt  ein- 
gehen  wdlen,  nnd  der  jeden  Felles  viel  richtiger  ist,  als  die  Bildung  einer 
eisten  Kammer  ans  den  bevorrechteten  Ständen,  dem. grossen  Grandbesitse^ 
der  Anstokratie  u.  dgL;  cndlieb  darf  ich  nicbt  vergessen,  dass  in  dem 
ganien  Werke  eine  Menge  von  kleineren  Berichtigongen  der  gewöhnlichen 
constitntioneUen  Lehre  sich  findet,  wslßbe  hn  tiinselnen  Ihnen  mitmtheileii 
Ich  billig  nnteriassen  habe.  —  Dagegen  kann  ich  mich  mit  anderen  wesent- 
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liehen  Bestandtheilen  des  vou  Winter  entwickelten  Systenies  nicht  so  weit 
einverstanden  erUaiüii,  dübb  ich  darüber  meine  eigene  Auliahoiui^  aulgebcu 
möchte.  Zunächst  vermisse  ich  die  Berücksichtigung  des  parlameutarischen 
Systemes,  ohne  welches  meiner  Uebcrzeugung  nach  keine  Rohe  nnd  Befrie- 
digung in  unsere  Staaten  einkchiun  kann.  Sodanu  fürchte  ich,  wie  ich 
bereits  üben  angedeutet  habe,  das^  die  Vertretung  der  Interessen  durch 
persönlich  Betheiligte  und  Sachverständige,  also  eine  Hauptaufgabe,  nicht 
erreicht  werden  kann  durch  die  voi^eschlageiien  Ausschüsse,  'ilieils  ist  es 
nämlich  blosser  Zufall,  welche  Interessen  in  diesen  Ausschtlsscn  unmittelbar 
vertreten  sind;  thiils  ist  es  für  Verhältnis smässigkeit  in  keiner  Weise  ge- 
sorgt ;  theils  endlich  tindet  kein  unmittelbares  und  ausschliessliches  Benehmen 
der  Regierung  mit  den  wesentlich  Betheiligten  statt.  Hierin  kann  ich  denn 
aber  nicht  anders  als  einen  wesentlichen  Mangel  erblicken.  Drittens  eDdlidi 
erforderte  die  Durchführung  des  Winter'schen  Planes  eine  gänzliche  Umge^ 
Blaltung  des  gamen  Staatsorganismus.  Hierzu  ist  denn  nun  aber  theils, 
meiner  Anschauung  nach,  kein  BedOrMss  irorhanden,  theils  wird  die  Aus- 
fbbnmg  durch  so  weitgehende  Forderungen  in  hohem  Grade  enchwert 
Wer  zu  ^el  Terlangt,  erreicht  in  der  B^el  gar  nichte. 

Sie  flehen  also,  mein  Freund,  ich  finde  mich  durch  die  mittelbaica 
Kritiken,  d.  h.  durch  die  von  mehien  VonchUlgeii  abweichenden  Plane  An- 
derer, nicht  enschfittert.  «Daa  ist  kein  Wunder,  werden  Sie  vielleicht  sagflu; 
vielmehr  pflegt  es  in  der  Welt  üumer  so  n  gehen,  dass  Prqjekteomachcr 
sich  nicht  tkbeneugen  lassen.»  Wur  wollen  darflher  nidit  streiten.  Ohne 
etwas  gevttgte  Gedanken  kommt  mchts  Irenes  sn  Stande;  and  ohne  Hait* 
nSckigkeit  setrt  man  nichts  durch. 

X. 

Ich  lasse  Sie  hooh  nicht  los,  lieher  Freund,  mögen  Sie  wollen,  oder  nicht, 
Sie  mtkssen  die  BeweiaAhrung  Ihr  die  Richtigkeit  meines  Heilmittels  bis  su 
deren  völliger  Erschöpfung  hOren.  Bis  jetit  habe  idi  umnittelhar  bewiesen, 
ihr  mich ,  gegen  Sie.  Nun  aber  habe  ich  auch  noch  einen  mittelhareii  Be- 
weis, der  meines  Bedünkens  von  Bedeutung  ist. 

Man  kaun  mir  nämlich  sagen,  die  ganze  Bemühung  um  eine  neue  Ge- 
stallung des  Staates  sei  denn  doch  schliesslich  nur  daim  begründet,  wenn 
wirklich  das  jetzige  constitutionelle  Sj  steni  eiialirungsgeniäss  überall  fehl- 
geschlagen habe.  Lassen  bich  uilnilich  Fälle  hndeu,  in  welchen  dasselbe  soweit, 
als  man  es  überhaupt  von  nicnschliclien  Dingen  erwarten  könne,  gut  ge- 
wirkt habe  und  wirke,  so  zeige  diess,  da>.s  das  Fehlsclilagen  niclit  in  dem 
Wesen  dieser  Staatsform,  sondern  in  sonstigen  Fehlern  der  betreffendeu 
Staaten  hege,  und  es  sei  somit  Forderung  des  gesunden  Menschenverstandes, 
erst  diese  Fehler  zu  beseiügen,  nicht  aber  gleich  das  System  umzustossen. 
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Nim  aber  gebe  es  thatsftchllch  mehrere  Staaten,  in  «eichen  las  reprleeD- 
tattve  l^stem  vortrefnid»  Wirknogen  habe;  so  England,  Belgien,  die  Ver- 
efailgten  Staaten  tob  Nordamerika,  Norwegen.  Atcpd:  ergo. 

Hier  ist  denn  nnn  meine  Aufgabe,  m  zeigen,  dass  diese  Beispiele  nicht 
passen,  weil  sie  entweder  nicht  nnserem  Systeme  der  Repräsentativ- Verfassung 
angehören,  oder  weil  sio  nicht  die  bchauptoto  putr  Wirkung  haben. 

'  Dass  ich  mich  mit  Norwegen,  dieser  Biiiurnrepoblik,  befasse,  wer- 
den Sie  nicht  vrrlanji^en.  Eine  Verfassung  mag  für  dif'  dortigen  so  önspcrst 
einfachen  und  ur nif iiijrlichen  Zustände  vollkommen  passen,  ohne  auch  nur 
entfernt  eine  Anwendung  m  t  rk  idon  auf  verwickeitere  Vorhältnisse  und  eine 
reicher  ausgebildete  Gesellschaft.  Im  Gcgcniheil  ist  mit  Bestimmtheit  anzu- 
nehmen, dass  sie  eben  desshalb  hier  nicht  taugt. 

Was  nun  aber  Knizland  betrifft,  so  ist  niemand,  wie  Sie  wissen,  ein 
aufrichtigerer  Bewunderer  der  dortigen  Staat^verhflltmsse,  als  eben  ich. 
ist  ein  grosses  Land  und  ein  grosses  Volk.  Die  englischen  Staatsmänner 
sind  ehrenhaft,  gebildet,  vaterländisch  gesinnt,  durch  und  durch  politisch 
eraogen.  Das  Parliament  vereinigt  eine  Masse  von  geistiger  Kraft,  wi<^ 
weder  die  franzr)sisc]ie  Versamnünng  von  1789  noch  das  Frankfurter  Par- 
lament aufweisen  konnte;  aber  einf^  weit  geordnetere,  ♦^rffthrenere,  das  ^fög- 
Uche  kennende  nnd  wollende  Kraft.  Zum  grossen  Theile  aus  Mitgliedern 
amammengesetzt,  welche  die  BedaHhisse  ihrer  Mitbürger  in  den  kleineren 
l&eiflen  des  ZnBammenlebene  mit  freiwilliger  ßemflhnng  ordnen,  öffentliche 
Oeacbifte  ab  die  gemeinsamen  Angelegenheiten  Aller  betrachten  ond  sich  za 
deren  nnehtgeldHcher  Besorgong  hergeben,  Eänflnss  in  fliren  Umgebongen 
durch  Leistungen  nnd  nicht  dnreh  Anspfrflcbe  n  eriang»  suchen,  besitKt 
dasFftiliament  die  geübtesten,  mit  den  wirkUchenBedürfliissen  nndZnständen 
Tertrantesten  GeschlftsmSnner.  Es  ist,  nach  6neist*s  riditigem  Ansdmcke, 
die  Koiporatioii  der  Korporationen.  IMe  Hasse  des  Volkes  aber  hat  eben 
so  sebr  einen  mimiliehen  ond  nnabhSngjgen  Freiheitssimi,  als  andererseits 
gesetsKehkeit,  Anerfcenmmg  des  bestdienden  Beehtes,  migehenchelte  Pietib 
gegen  den  Triger  der  Staatsgewalt.  Und  mag  andi  Manches  Teraltet,  nnbe- 
qnem  oder  nngenOgend,  seihet  missbrftndiUeh  sebi  im  Innern  der  <tfentllchen 
Zostflade;  ich  fta  mdne  Person  wünschte  mir  Im  Gänsen  kein  besseres 
Staatsleben,  wenn  wir  es  nur  mit  allen  seinen  Bestandtheilen  ond  Grundlagen, 
mit  seiner  Gesofaichte  nnd  EingewObmmg,  mit  der  Zlhigkeit  nnd  klaren 
Teratgadii^wit  des  angelwüchsisehem  Stammes  herübemehmen  ktonten.  Allein 
das  Beispiel  m  England  kami  ich  in  der  That  nicht  als  einen  Beweis  der 
Zütiiglichkelt  onseres  fesUündischen  Qjstemes  der  Tdksrertretnng  gelten 
lassen.  Einmal  ist  ja  schon  gerade  die  Bilfte  der  Yerindenmg,  welche  ich 
bei  uns  Terlange,  nAmüch  das  parlamentarische  System,  in  England 
ToUst&ndig  vorhanden;  nnd  es  Unft  mm  doch  gegen  alle  Logik,  die  UnM« 
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tigkeit  eines  Satzes  dorch  die  Hbiralfiiig  mf  ibi  BlBl8|id  zeigen  n  wtSkm, 
welches  gerade  diesen  Sttz  nesentlich  enthftlt  Sodann  aber  behaupte  ich, 
dass  zwar  das  System  der  Vertretnng  in  England  für  die  dortigen  Yerbltt- 
nisse  wenigstens  leidlich  passt,  keineswegs  aber  unsern  gesellschaftlichen  Za« 
sUuideü  aach  nur  entfernt  tiitsprÄche.  Mau  mass  seht-  uuf  seiner  Hat  sein^ 
wenn  man  zof&llig  einmal  mit  Herrn  Zimmexmann  in  Hannover  dieselbe 
Meinung  hat.  Die  Wahrscheinlichkeit  ist  nicht  dafür,  dass  man  zu  einer 
solchen  Meinung  durch  Benfltznng  der  edleren  Geisteskräfte  gekommen  ist; 
nnd  ich  wenigstens  ziehe  nicht  gern  m  seiner  Gesellschaft  durch  Coventry. 
Allein  in  Bcaehung  auf  die  Ucbereiii^timraung  der  enj^schen  Vertretung 
mit  dem  englischen  Volke  stimme  ich  so  ziemiich  mit  ihia  überein.  Die 
englische  Gt^sellschaft  i-t  \\t'sentlich  auf  eine  Landunstokratie  gegriijulet; 
das  Parliameut  geht  wi-tntüch  aus  der  Landaristokratie  hervor.  Die  Bci- 
nii'^cliung  von  kirchlichen  Hcxtandtheilen  in  dem  so  kirclilit  hcn  Landr,  ^oAvie 
die  Vertretung  grosser  liandt^s-  und  (n'svnlK'^t.idte  durvh  unruhigere  Geister 
entspricht  der  Wirklichkeit;  beides  freilich  wohl  nicht  gonuL';.  Selbst  die 
fremdartigen,  einer  ganz  verschiedenen  Lebensanschauung  angdiörigen  Irländer 
haben  einen  sehr  wirklichen  Theil  der  Bevölkerung  der  Inseln  hinter  sich. 
So  lange  also  im  Geiste  des  Volkes  das  in  den  Fabriken  arbeitende  Prole» 
tariat  noch  nicht  zur  EbenbQrtigkeit  wirklich  zugelassen  ist,  mag  die  Ver- 
tretung in  ihrar  jetzigen  Gestalt  eriialten  werden  und  taugen,  höchstens 
dann  und  wann  eine  allzu  lant  gewordene  Neuerung  durch  ein  flickwerk 
befriedigt  werden.  Man  kann  nicht  eben  theoretiach  acbwärmen  flir  di* 
Zosammensetzung  des  Parliamentes ;  aber  es  genügt  so,  wie  es  ist,  fttr  dit 
praktischen  Zwecke  des  Landes.  Was  aber  beweiat  diess  fQr  uns?  Unsert 
Landariatokntie  ist  ein  wichtiger  Bestandtheil  unserer  Gesellschaft,  und  ea 
ist  ein  groaaer  iKditischer  Fehler,  ihr  den  gebührenden  Einflnss  nicht  eiii- 
rtamen  m  wollen;  aber  'mit  der  engliadien  Landaiiatokratie  kann  aie  nioihil 
vtt|^ic]ien  werte*  Dagegen  haben  wir  Millionen  Ueiner  Bauern.  Unaar 
Handwerkerstand  hat  eine  tob  den  engUtchen  StandeigeDessen  weientUofr 
verachiedene  Stellung;  Handel  nnd  Fabrikation  ateben  weit  tieAr  in  ihrer 
Bedentnng  für  das  Ganae.  Der  Eigenthamliehkeit  nnaerea  Aber  die  ganae 
V  Fliehe  der  Staaten  verbreiteten  Qemeinddebena  steht  in  England  gar  niobta 
gegenflber.  Wir  haben,  in  den  BMiaten  Landern  wenlgattna,  nebren  gMcibp. 
berechtigte  Kirchen  neben  einander,  aber  keine  hochmAchtige  StaataUrohi. 
Die  geistige  BUdnog  geht  bei  uns  keinefwega  anf  in  der  AfMokralie,  bod*> 
dem  aie  iai  meihr  in  .dem  MitteUtande  anegenFochen,  nnl  flbeiliaiipt  ate 
weit  bedeatenderea  geeellachaftlichea  Element,  als  sie  ea  in  Engdand  iab 
Wir  mOgen  ona  alao  die  Engländer  in  staatlicher  Oeainmiig  uid  Donb- 
bUdong  nm  Ifnater  nehmen.  Wir  können  nnd  aollen  Tielea  von  ihnen 
tarnen  in  der  ^ndbabmg  der  YertratangieMobtttQgin,  vor  Ajlen  die 
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imbesbritteiie  Acbtong  des  pftriamentarischen  Systems.  Es  wäre  ein  tinnenn- 
iMwer  Segen  ftr  uns,  wenn  unsere  Fttrstcn  ihre  persönliche  Stellang  so 
nehmen  könnten,  wie  Königin  Victoria.  Aber  die  Zusammen<;ctzung  und 
Einricfatimg  des  britischen  Parliameutes  beseitigt  nicht  die  Uebel,  unter 
weldien  irir  leiden.  Diese  sind  uns  eigen ;  eigen  muss  ancb  das  Mittel  sein. 
Besshalb  auch  für  uns  nnr  in  einer  wesentlich  aristokratischen  Vertretung 
Hülfe  zu  finden,  weil  England  eine  solche  habe,  ist  in  der  That  der  Oipfel 
der  Stompflieit. 

Anders  frdfich  in  Belgien.  Hier  ist,  einerseits,  eine  dordians  nach 
dem  Qnmdsaitie  der  Kopizahl  eingerichtete  Yeitretnng,  nnd  geht  sogar  der 
Senat  mur  am  Wahlen  her?or;  andererseits  bietet  das  Land  ein  beneidens- 
werthes  Beispiel  von  Bnhe  nnd  Zofriedenhdt  dar.  Es  ist  somit  ganz  be- 
greiflich, dass  Tide  in  diesem  Lande  den  veikürperten  Beweis  der  TrtM' 
Üehkeit  dner  constitotioineDen  Begierang  sehen,  wenn  diese  nnr  avfrichtig 
nnd  ehrlich  angewendet  werde.  Ich  habe  Aber  diese  Beweisfthmug  nnr 
zwei  Worte  zn  sagen.  Vor  Allem  bemerke  ich,  dass  in  Belgien  das  parla- 
mentarische System  Tollkommen  eingefilhrt  ist,  nnd  dass  sich  demselben 
der  staatsweise  Kiloig  anf  das  Treflüchste  anbeqnemt.  Dass  aber  hierin 
efaie  derHanplarsachen  der  ungewöhnlichen  Befrtedigong  mit  den  Olfentliehen 
Ziistiaden,  namentlieh  aber  der  persönlichen  Belielikheit  des  Forsten  liegt, 
weiss  Jeder.  Somit  ist  Belgien,  wie  England,  znr  Bftlfte  ein  unmittelbarer 
Beweie  Ar  mich,  nicht  gegen  mich.  Hinsichtlieh  der  BiUlnng  der  Yertre- 
tong  aber  ist  mir  nnsweiüBlhaft,  dass  das  System  der  KcpfzaUwahlen  in 
Beilgien  duüh  einen  gflnstigen  ZnM  den  besonderen  YeriilttnisBen  dessfaalb 
entspricht,  weil  es  dem  Ansdrociie  des  hauptsächlichsten  Interesses  dieses 
Yolkee  wenigstens  freien  Spielraum  Iisst,  wenn  es  äach  nicht  gerade  ftr 
dasselbe  berechnet  ist.  Es  ist  dieses  Interesse  aber  das  kirchliche.  Der 
Gegensatz  von  Katbolidsmns  and  liberalem  Rationalismas  kann  sich  durch 
die  Wahlen  der  lAndbcwohner  und  der  Stfldter  aussprechen,  wie  er  ist, 
und  es  ist  namentlich  der  allmächtige  Clerus  zufrieden  mit  dem  ihm  durch 
das  Wahlsystem  möglichen  Einflösse.  Uebcr  dieser  Hauptsache  sind  bis  jetzt 
die  übrigen  Forderungen  an  die  Vertretung  wenig  beachtet  worden.  Ich 
behanpte  also,  da?5S  Belgien,  freilich  nicht  in  der  Form  um  so  mehr  aber 
der  Sache  nach,  auch  hinsichtlich  der  Vertretung  für  mich  beweist,  weil  die 
Hauptinteressen  des  Landes  sich  bei  derselben  befriedigt  finden.  Die  aas- 
nahmsweise  Zufriedenheit  des  Landes  ist  das  Ergebniss  zur  Hälfte  bcwu3?icr 
Staatsweisheit,  zur  Hälfte  eines  glflcklichen  Zufalles,  beide  in  Richtung 
meiner  Vorst  hläge.  Diess  ist  aber  w^rlicb  kein  Beispiel  der  Widerlegung, 
sondern  der  I^estÄtigung. 

Mit  den  Vr  reinigten  Staaten  brauche  ich  mich  eigentln  Ii  g.ir  nicht 
28  beschäftigen,  Sie  geboren  einer  andern  Staatsart  an;  dasCredeihcn  einer 


Digitized  by  Google 


456  ^  Beprtaentativ^jttaiii, 

Einrichtung  bei  ihnen  ist  somit  kein  Beweis  für  die  Anwendbarkeit  diesseits. 
Doch  werden  einige  Betrachtungen,  deren  Gegenstand  sie  sind,  zur  weiteren 
Bekräftigung  meiner  Ansicht  führen,  —  Dass  das  Gedeihen  der  nordameri- 
kanischen Staatcnverbindiiug  keineswegs  blos  ihrer  Verfassung  /.uzuschreiben 
ist,  sondern  dass  noch  weitere  und  vielleicht  viel  bedeutendere  Gründe  in 
der  Lage  des  Landes,  in  dem  Ueberflusse  fruchtbaren,  noch  unbenutzten 
Bodens,  in  drr  Möglichkeit  der  iUlnahme  unzählbarer  Einwanderer  u.  s.  w. 
liegen,  i^l  schuu  oft  gesagt  worden.  Ich  bin  natürlich  damit  einverstanden; 
nur  möchte  ich  das  Kind  nicht  mit  dem  Bade  ausschütten.  Wenn  die 
Staatseinrichtungen  auch  nicht  allein  Schuld  sind  an  der  grossartieen  Ent- 
wickelung  Nordamerikas,  so  trnL^en  sie  doch  ebenfalls  mit  bei.  Und  wenn 
PS  freilich  eine  grauenvolle  Dummheit  wäre,  zu  glauben,  durch  die  Einfüh- 
rung einer  repräsentativen  Demokratie  sei  Deutschland  m  verwandeln  in 
ein  zweites  Nordamerika :  so  beweist  es  auf  der  andern  Seite  eben  so  wenig 
Einsicht,  uiclit  zu  bemerken,  dass  die  in  den  Vereinigten  Staaten  bestehen- 
den Einrichtungen  den  Bedürfnissen  und  Ansichten  ihrer  Bevölkerung  wirklich 
entsprechen,  und  somit  zu  deren  Zufriedenheit  wenigstens  mitwirken.  Jeder, 
welcher  die  Vereinigten  Staaten  kennt,  wird  mir  zugeben,  dass  das  Volk 
daselbst  von  zwei  Gedanken,  oder  vielleicht  richtiger  Gefühlen,  beherrscht 
wird:  von  der  Forderung  unbedingter  Rechtsgleichheit,  und  von  der  Pfiielil 
der  Unterwerfong  Unter  die  Mehrheit  Der  leUtere  Punkt  wird,  glaube  ich, 
bei  uns  häufig  zu  wenig  beachtet,  m»  m  dner  falschen  Beurtheilung  der 
Zastftode  ibhrt.  Mir  war  es  inuner  sehr  aafihUend,  und  ich  habe  oft 
mit  grosser  Verwnndenmg  ja  mit  einer  Art  von  Sdireckai,  die  bUnde 
Unterwerfiing  aaeb  gebildeter  Amerikaner  nicht  blOB  nnter  die  llehrheits> 
bescblflfise,  sondern  nnler  die  H^hdtaansidit  geaeben.  Man  darf  dieai 
nicht  vergessen  bd  der  Beortbeibtng  der  staatlicfaen  Einrichtangea  des 
Landes.  Soweit  diese  nnn  die  von  mir  besprodienen  Ragen  betreffen, 
sind  sie  allerdings  ein  Beispiel  der  Vertretong  lediglidi  nach  Kofifitahl;  und 
eine  parlamentarische  Begiening  besteht  in  so  ferne  nicht,  ab  die  Begierang 
nicht  ans  der  Vertretong  hervorgeht  oder  dnrch  diese  bestiramt  mid,  son- 
dern noch  onmittelbar  vom  Volke  gewfihlt  ist.  Allein  desshalb  sind  sie 
doch  kein  anf  ms  anwendbares  Beispid  einer  oonstitationdlen  YerfiMsang 
im  festlAndisch-enropAischen  Sinne.  Einmal  findet  dne  irgendwie  bedeutende 
nnd  danemde  Bdbnng  zwischen  der  Begienmg  und  der  Yertietaig  in  den 
Vereinigten  Staaten  nicht  statt,  thdls  wdl  beide  ilorch  Wahl  besetit  werden, 
also  ans  demsdben  politischen  Gedanken  hervorgehen,  thdls  weil  dieThltig- 
kdtskreise  dersdben  nach  der  Gewaltentheilung  geordnet  sind.  Es  bestehen 
wenigere  FUle  gemeinschaftlichen  Rechtes,  end  bd  den  nur  knnsn  Wahl- 
edten  gleicht  ddi  Jeden  FaUes  eine  Verschiedeohdt  wieder  bald  aas.  IMe 
ganze  Leitung  des  Staates,  Begienuig  ond  Vertretni^  znaammeo,  sind  eÜHgite 


Digitized  by  Google 


fldne  msgel  und  die  HMfanittel. 


457 


Gegner  der  ihr  entgegenstehenden,  bei  den  jüngsten  Wahlen  besiegten  Partei; 
aUein  in  ihrem  Innern  ist,  wenigstens  in  der  Haaptsache,  UeberdnstiiDmaiig. 
Was  wir  also,  im  monarchischen  Staate,  erst  eningen  mfissen,  tmd  nur 
dorch  parlamentarische  Regiening  eiringeii  können,  ist  dort  schon  durch 
die  Eimiditong  seihst  gegeben.  Sodann  aber  machen  in  Amerika  die  ver- 
lehiedfloen  gesettscliaftlichen  Interessen  nicht  die  gleichen  Ansprilche  nn  den 
Staat ;  es  kann  also  auch  eine  nach  einem  andern  GrondstUte,  nfimlich  nadi 
der  Zähl  der  gieiehberechligten  BOigor  gewftblte  Yertietang  «dt  leiebter 
genSgen.  Sidit  etwa  freilieb,  wdl  die  Interesste  in  Ameiik»  keine  Bedea« 
tnng  hätteo,  der  Tankee  iat  ja  die  YerkUrperong  der  SelhsteDokt;  Boiidem 
weil  er  die  Ffirdonng  in  mit  iranigeren  FAIlen  vom  Stute  erwartet,  nnd 
wdl  er  dem,  was  von  diesem  geschieht,  dch  als  einem  Willen  derlfehrheit 
weit  anfriebtiger  unterwirft  Es  l»t  also  die  Tertretmig  schon  an  sich  eine 
andere  staatlidie  Stellong,  als  bei  uns,  nnd  ihre  Omdlongen  haben  eina 
vencfaiedene  sittüohe  Whftong.  —  In*  keiner  Art  nnd  Weise  kann  ich  somii 
die  Teremigten  Staaten  ab  einen  tbatsftcUiclien  Beweis  der  ünnOtbigkeit 
oder  ünricbtigkeit  meiner  Aasicbten  nnd  Forderongen  erkennen. 

XL 

Ich  trage  billig  Bodenken,  mein  verehrter  Freund,  IhreGeduld  mit  noch 
wdterenLnenbratiooen  Uber  «das  Eine  wasNoHithot»,  auf  die  Probe  su  stellen. 
Die  flanptsache  habe  ich  Ihnen  ohnedem  vorgetragen,  und  aUe  KinaelnheitiMi 
und  ontergeordneten  Fragen  so  erschöpfen,  ist  wedor  nothig  noch  mOgüeb. 

Ob  ich  Ihre  Znstfanmang  wenigstens  m  den  Hauptgedanken  gewonnen 
habe,  kann  ich  ans  Ihren  bisherigen  Aeusserungen  nicht  abnehmen.  Die- 
selben  haben  fhst  uor  aas  Einwendungen  bestanden,  welche  ich  mir  zwar 
schmeichle  widerlegt  m  haben;  allein  Recht  haben  und  Recht  behalten  ist 
in  der  Welt  bekanntlich  zweierlei.  Ich  verlange  auch  gar  keine  abschliessende 
Antwort,  sondern  bin  völlig  zufrieden,  wenn  Sie  mich  hoffen  lassen,  die 
Sache  reiflich  nnd  unparteiisch,  sine  ira  et  studio,  Uberlegen  zu  wollen.  Ich 
bin  auch  nicht  an  Einciü  luge  lu  meiner  jetzigen  Anschauung  der  Dinge 
gekommen. 

Nun  noch  eine  Bemerkung.  Wenn  ich  mich  entschlossen  habe,  nieine 
an  Sie  gerichteten  Schreiben  ttber  die  Vertretiingsfrage  nach  deren  Ab- 
schliessunp  itzt  auch  in  den  Drui  Iv  /u  geben,  so  weiss  ich  sehr  wohl,  dass 
ich  keint'bwep  lauter  Neues  und  EigonthQmliches  gesagt  habe.  Wie  wnrc 
diess  möglich  in  einer  solchen  Angelegenheit,  welche  täglich  Millionen  Kopfe 
,  nnd  Hunderte  von  Federn  bewrgt  V  Was  wäre  dicss  auch  nur  tür  ein  Rnhm? 
Allein  ich  glaube  nicht,  dass  meine  beiden  Haupt^wlanken ,  das  parlamen- 
Urische  System  und  die  gesellschaftlirhe  Grundlage  der  Vertretung,  in  die- 
ser Yerbiudung  nod  als  HQh  gegenseitig  bedingend  TQr  mir 
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ausgesprochen  worden  sind.    Und  erst  in  diesem  Verhältnisse  scheinen  si6 
mir  ihre  voUe  Bedeutiing  und  AasfQhmngsmöglichkeit  zu  erhalten. 

Einer  meiner  Freonde,  mit  welchem  ich  gelegentlich  den  G^nstand 
besprach,  sacht  mir  zwar  den  Oedanken  der  Bekanntmachnng  anszoreden. 
Es  könne  eine  Partei,  welche  ich  doch  jeden  Falles  nicht  zn  {Ordern  uttaudMl 
<^  Dimlich  die  mittelalterliche  —  das,  was  in  ihren  Kram  tange,  anerkennen, 
das  Uebrige  aber  beieitigen.  Ich  kann  diesen  Gmnd  nicht  für  stidk- 
ballig  erkennen.  Eine  Entstellnng  meiner  Ansicht  kann  ich  freilich  nicht 
veAiadem.  Allein  wenn  die  Besorgniss  davor  ein  Grund  wire,  GedsuaksB , 
zu  QBterdrlleken ,  deren  Verbreitoag  man  for  nfttilieh  eraciitet,  so  kfinntcB 
jß  inuDer  mar  die  schroffsten  GegensfttM  aoogeiproebett  weirden.  In  die^ 
Uegt  aber  selteii  die  Wahrheit  ünd  'scUittallcii  itt  doch  lo  viele  iairliäi- 
bril  In  der  Weift,  daü  von  Deaen^  wdehe  et«»  meiner  AnflUitingen  ge> 
denken  sollten,  nicht  bk»  des  Tadels  gegen  das  gewOhnlidie  coostitotknielle 
fllyotcm  oder  des  Teriangens  nach  iSner  geseOschaitUchen  UmUldnng  d« 
Terferetang  Emifaanng  geschehen  irird,  sondern  anch  der  Forderang  einv 
parlamentarischen  Begiemng  and  der  besondereB  Art  der  gesellsofaaftlchii 
GBedemng.  Dann  bin  ich  neolgstens  gans  snfrieden. 
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Die  repräsentative  Demokratie  ist  die  jüngste  Form  des  Rechtsstaates 
ftberbanpt  und  der  Yolkshfinrschaft  ins  besondere.  Welche  Stellang  diesem 
Versuche  mr  Ordnung  des  menschlichen  Zusammenlebens  in  drr  Gosammtheit 
des  Staatenwesens  schliesslich  beschieden  ist,  kann  wohl  kein  Schar&iim 
itzt  schon  mit  auch  nur  einiger  Sicherheit  errathen.  Zar  EatwicUiiiig  sSmoit- 
licbcr  Folgerangen  einer  bestimmten  Staatsart  bedarf  es  gar  langer  Zeit  und 
der  mancb&chsteD  Ereignisse;  und  erst  nenn  die  ganze  Wirksamkeit  nadi 
ibreii  Terscbiedenen  Bichtiingen  ud  in  aikn  ihren  AliBtiifengen  fibersielitiich 
vorliegt,  lAsst  sich  ein  unbrscbeiidiefaeB  ürlheil  ftüen  aber  Daner  der  Eän- 
lichtong,  Aber  miTerftndefften  Bestand  oder  nothwendige  Abiodemngen,  Uber 
Enmixknng  gleichseitiger  Staatsfonaen  anderer  Art  und  umgek^irt  aber 
Bednflnssung  derselben. 

So  Tid  ist  Jedoch  itst  schon  sn  erkennen,  dass  Grflnde  sowohl  günstigen 
ah  ungünstigen  Yerlaafes  neben  einander  liegen. 

Günstig  nimlicli  ist  —  nm  mir  das  Hervorragendste  zn  nennen  —  die 
ÜeberetnHtimmnng  mit  dem  Gedanken  and  dem  Oeflihle  der  Freiheit,  nnd 
swar  in  deren  itsiger  Awffaswmg;  femer  die  Yereinharkeit  mit  dem  nirth- 
SBhaftKehen  Organismus  der  Nenseit  Als  ungünstig  aber  erscheint  mangels' 
hafte  Kraft  des  Oesetses  nnd  Abaeigung  gegen  ausgieUge  Staatsmacht 

In  ersterer  Besiehong  ist  wohl  allgemein  sngegeben,  dass  der  BegriiT, 
welchen  die  antiken  Volker  von  der  Freiheit  halten,  und  der,  weldien  wir 
itzt  hiendt  verbinden,  dn  wesentUcb  Tersddedeader  ist.  Jene  verstanden 
darunter  ein  oi^anisdies  Mitregiercn ;  die  Neuzdt  erkennt  da  Freihdt,  wo 
mfiglkhst  wenig  regiert  wird  und  der  Eimtelne  seinen  Zwedcen  augehindert 
durch  den  Staat  nachgeben  kann.  Die  Griedien  und  BAmer  begehrten  die 
Ifitwiilmng  eines  jeden  freicai  Mannes  bd  den  Öffentlichen  Geschäften ,  je 
nadi  dessen  Stdlung  in  der  Qesellsdiaft;  wir  dagegen  wollen  formale  Gldch* 
heit  der  Staatsgenossen.  Diese  Verschiedenheit  des  Gedankens  drückt  sich 
denn  nun  auch  in  der  äusseren  Form  der  Demokratie  beider  Zeitalter  ganz 
folgerichtig  ans.  In  der  alten  Welt  war  die  reine  Demokratie  als  Form 
der  Volksrcgicrung  gewühlt;  der  jetzigen  Auffassung  aber  entspricht  es  eben 
so  richtig,  dass  rc p r ii s e n  t  at  i v e  Dcniokratieen  bestehen  und  von  reinen 
k&üm  mehr  t- iue  Spur  iät.  in  jener  gab  die  Yolksverbiuumluiig  jeduix  Bürger 
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Beschäftigung  und  staatliche  Stellang ;  hier  hat  er  von  Rechtswegen  Niemand 
üher  sich,  übt  gleiches  Wahlrecht  mit  Allen,  and  es  ist  die  Regierang  za 
vielem  and  starkem  Eingreifen  in  die  Verhältnisse  der  Einzelnen  nicht  au- 
gethan. 

Den  wirthschaftlichen  Einrichtungen  der  Neuzeit  aber  entspricht  die 
repräsentative  Demokratie  in  so  ferne  vortrefflich,  als  sie  der  grossen  Mehr- 
zahl der  Bürger  Verfügung  Ober  Zeit  und  Arbeit  lässt.   Eine  unmittelbare 
und  persönliche  Theilnahme  sämmtlicher  vollberechtigter  Staatsangehöriger  an 
den  öffentlichen  Geschäften  und  die  daraus  im  Allgemeinen  folgende  Ge- 
staltung des  Lebens  setzt  völlige  Müsse,  somit  eine  stellvertretende  Arbeit 
Anderer  voraus,  mit  andern  Worten  ein  System  von  Haussclaverei.  Bei 
einer  repräsentativen  Demokratie  kann  der  Bürger,  wenn  er  seine  Wahlen 
vorgenommen  hat,  ungestört  seine  Zeit  dem  Gewerbe  widmen.   Nun  ist 
zwar  allerdings  richtig,  dass,  im  Widerspruche  mit  allen  Forderungen  unserer 
itzigen  Gesittigung,  in  einem  kleinen  Theile  der  neuen  Demokratieen  Sklaverei 
besteht,  und  dass  also  hier,  wenigstens  soweit  die  wirthschaftlichen  Bedin- 
gungen in  Frage  sind,  eine  unmittelbare  Volksregierung  nicht  unmöglich 
wäre.   Es  sind  jedoch  diese  Zustände  sehr  in  der  Minderzahl,  und  die  tiber- 
wiegende Menge  der  Bevölkerungen,  welche  bereits  demokratische  Einrich' 
tungen  besitzen  oder  solche  dem  vorauszusehenden  Gange  der  Ereignisse  luch 
in  nächster  Zukunft  annehmen  werden,  ist  durch  die  Nothwendigkeit  per- 
sönlicher Arbeit  auf  eine  Uebertragung  der  Allen  zustehenden  Rechte  an 
wenige  Einzelne  angewiesen  und  findet  also  in  der  repräsentativen  Form  der 
Regierung  volle  Befriedigung. 

Ungtlnstig  dagegen  ist  es,  dass  unzweifelhaft  das  Gedeihen  der  neuzeiti- 
gen  Form  der  Volksherrschaft  auch  noch  bedingt  ist  durch  eine  allgemeine 
Achtung  vor  dem  Gesetze,  so  weit  dieses  geht  und  besteht.  Wo  es  daran 
in  der  Menge  fehlt,  artet  der  Freistaat  in  ein  wüstes  Gebahren  des  Pöbels, 
in  Mangel  am  Rechtsschutz,  in  Folge  dessen  in  gewaltsame  Selbsthülfe,  and 
endlich  bei  höchster  Steigerung  in  Anarchie  aus.  Diese  Achtung  sämmt- 
licher Bürger  vor  dem  Gesetze  ist  nun  aber  keineswegs  eine  natür- 
liche Folge  der  negativen  Freiheit,  oder  versteht  sich  gar  von  selbst  bei 
Jedem  Menschen.  Vielmehr  wird  sie  nur  hergestellt  durch  eine  gute  staat- 
liche Erziehung  des  ganzen  Volkes  und  durch  eine  geschlechterlange  Gre- 
wohnheit.  Ja  sie  kann  selbst  wieder  verloren  gehen  bei  einer  falschen  Ent- 
wickelang der  öffentlichen  Verhältnisse  und  bei  pflichtwidriger  Schwäche  der 
mit  der  Vollziehung  der  Ordnung  Beauftragten,  wenn  diese  durch  Nachsicht 
gegen  Ungebundeuheit  sich  eine  falsche  Volksgunst  verschaffen  wollen,  oder 
auch  durch  materiell  ungenügende  Macht  der  Behörden.  Es  lässt  sich  nun 
nicht  läugnen,  dass  es  in  gar  manchen  Ländern  mit  demokratischen  Staats- 
formeu  an  der  nöthigen  Einsicht  von  der  Nothwendigkeit  eines  stracken 
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Gehorsams  und  einer  entsprechenden  öffentlichen  Gewalt  kläglich  gebricht;  und 
das  Uebcl  ist  eher  im  Zunehmen  als  in  der  Ausheilung  begriffen.  Hat  doch 
selbst  Kordamerika  in  dieser  Beziehung  betrübende  Rückschritte  gemacht, 
so  gesunde  Begriffe  und  so  feste  Uebung  auch  der  englische  Stock  seiner 
Bevölkerung  hierin  einst  hatte. 

Dass  so  mächtige  und  tief  greifende  Eigenschaften  auch  entsprechende 
Wirkungen  haben  werden,  ist  nicht  zu  bezweifeln;  schwer  aber  ist  zu  sagen, 
welche  Seite  vorwiegen  und  wo  und  wann  diess  der  Fall  sein  wird.  Wie  viel- 
versprechend auch  die  günstigen  UmstAnde  sein ,  und  wie  sicher  sie  eine  Aus- 
dehnung und  Befestigung  der  repräsentativen  Demokratie  in  Aussicht  stellen 
mögen :  der  zuletzt  erwähnte  Missstand  ist  jeden  Falles  auch  von  grosser  Be- 
deutung und  kaim  verhindernd  und  zerstörend  wirken.  Rechnet  man  nun 
zu  den  hier  unmittelbar  drohenden  Gefahren  noch  die  Ueberlieferungen  und 
Neigungen  der  mit  der  unbedingten  Gleichheit  natürlich  nicht  einverstandenen 
höheren  Stände:  so  ist  es  keineswegs  so  sicher,  als  es  Viele  annehmen  und 
als  eine  einseitige  Anschauung  der  Sachlage  glauben  machen  kann,  dass 
die  repräsentative  Demokratie  bleibend  und  allgemein  der  Staat  der  Zukunft 
sein  wird.  Für  Europa  ist  es  jeden  Falles  sehr  zweifelhaft.  Wenigstens 
sind  die  bisherigen  Versuche  nicht  gut  ausgefallen  und  haben  zu  weiterer 
Fortsetzung  wenig  Lust  gelassen.  In  unserem  Welttheile  bat  sich  nur  in  der 
Schweiz  diese  Regierungsfofin  längere  Zeit  hindurch  erhalten,  und  wie  es 
scheint  befestigt.  Günstiger  allerdings  steht  es  in  Amerika,  wo  alle  Ele- 
mente zu  einem  Königthume  fehlen  und  nur  eine  Aristukratie  der  Farbe 
besteht,  welche  zu  verbreitet  ist,  als  dass  sie  sich  zu  einem  eigenen  Orga- 
nismus zusammenschliessen  könnte.  Selbst  in  den  englischen  Kolonieen  sind 
ähnliche  Verhältnisse,  und  ist  namentlich  das  Ansehen  des  entfernten  und 
Dur  in  sehr  schwachem  Abglanze  in  der  Person  von  wechselnden  Statthaltern 
sichtbaren  Königthumes  nicht  tiefgründig  genug,  um  im  Falle  einer  Losreis- 
sung  der  erstarkten  Pflanzungen  eine  andere  Regierungswt  ise,  als  eine  demo- 
kratische, erwarten  zu  lassen.  Gleiches  lässt  sich  in  Australien  mit  grösster 
Wahrscheinüchkeit  erwarten. 

Wie  dem  nun  aber  immer  sein  mag,  jeden  Falles  besteht  die  repräsen- 
tative Demokratie  weit  und  breit  und  hat  sie  flberdiess  noch  grössere  oder 
kleinere  Aussicht  auf  weitere  Verbreitung.  Eine  gründliche  wissenschaftliche 
Bearbeitung  dieses  wichtigen  Erzeugnisses  der  neuzeitigen  Gesittlgung  ist 
somit  eine  nicht  zu  umgehende  Aufgabe,  wie  weit  oder  wie  enge  schliesslich 
der  Kreis  seiner  Herrschaft  sein  wird.  Die  repräsentative  Demokratie  ist  im 
Verhältnisse  zu  den  älteren  in  der  Welt  gebrauchten  Staatsformen  eine  Ent- 
deckung; es  bedarf  somit  einer  Einreihung  derselben  in  das  ganze  System 
der  Staatsgedanken,  desshalb  denn  aber  einer  Untersuchung  ihres  Wesens, 
ihrer  erkenntlichen  Folgen,  ihres  Verhältnisses  zu  den  älteren  Organismen, 
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einer  nmsichtigcn  Beurthcilung  ihrer  Vorzüge  und  ihrer  Mangel.  Das  wirk- 
liche Leben  wird  freilich  diess  Alles  nach  und  nach  von  selbst  herausstellen, 
nnd  wohl  besser  und  vollständiger,  als  blosses  Nachdenken  es  zu  thun  ver- 
mag. Allein  es  wäre  theils  unwürdig,  die  Erkenntniss  einer  nun  einmal 
bestehenden  mächtigen Thatsache  träge  hinauszuschieben,  bis  es  nichts  mehr 
darüber  zu  forschen  giebt;  theils  kann  eine  möglichst  frühe  theoretische 
Feststellung  der  Zwecke  und  der  Mittel  nur  nützlich  sein  fftr  die  Anwen- 
dungen im  Leben. 

Diese  wissenschaftliche  Aufgabe  ist  bis  jetzt  keineswegs  vollständig  ge- 
löst, weder  was  das  Recht  noch  was  die  Politik  betrifft. 

.  Nichts  wäre  unrichtiger,  als  etwa  zu  glauben,  die  Bearbeitung  der  con- 
stitutionellcu  Monarchie  genüge  auch  für  die  verwandte  Staatsform ,  und  man 
brauche  bloss  die  für  jene  gewonnenen  Sätze  analog  anzuwenden.  Manches 
ist  allerdings  gemeinschaftlich.  So,  was  die  allgemeinen  Grundlagen  und 
Lehren  des  Rechtsstaates  überhaupt  betrifft;  das  Meiste  über  die  staats- 
bürgerlichen Rechte  der  Einzelnen;  femer  die  Lehren  von  den  Wahlen,  von 
der  Versammlung,  deren  Formen  u.  s.  w.  Allein  gerade  das  Besondere  und 
Unterscheidende  kann  im  Rechte,  oder  in  der  Politik,  einer  andern  Staatsart 
nicht  behandelt  sein;  und  häutig  erhält  auch  ein  in  der  Hauptsache  gemein- 
schaftlicher Gegenstand  doch  eigcnthümlichc  Färbmig  und  bedeutende  Mo- 
ditication  in  der  besonderen  Anwendung.  Es  bedarf  also  einer  eigenen 
Behandlung.  Fehlt  nun  auch  diese  nicht  ganz,  so  genügt  sie  doch  keines- 
wegs vollständig. 

Die  grosse  französische  Umwälzung,  deren  Ergebniss  während  einiger 
Zeit  eine  repräsentative  Demokratie  war,  hat  bekanntlich  an  wissenschaft- 
lichen Arbeiten  von  bleibendem  Werthe  ausserordentlich  wenig  geliefert; 
nnd  hiervon  ist  ülx^rdicss  das  Meiste  noch  in  der  Zeit  des  beginnenden 
Kampfes  geschrieben,  wo  noch  Einherrschaft  beschränkt  durch  Volksvertre- 
tung das  Ziel  der  Bestrebungen  der  Gebildeten,  also  der  zu  Schriftstellerei 
Geneigten  und  Geeigneten  war.  Ebenso  hat  die  vorübergehende  Bewegung 
von  1848  keine  grossen  Bereicherungen  der  Staatslehre  gebracht.  Sie  war 
zu  unaufrichtig,  zu  kurz  und  zu  sehr  mit  der  Bekämpfung  des  Communis- 
mus  beschäftigt,  um  ruhig  die  Grundsätze  und  einzehien  Fragen  der  reprä- 
sentativen Demokratie  zu  überdenken.  Das  bedeutendste  Erzeugniss  aus 
dieser  Zeit  ist  wohl  Guizot's  Schrift  über  die  Demokratie;  allein  sie 
untersucht  mehr  die  allgemeine  Frage,  in  wie  ferne  Europa  und  insbeson- 
dere Frankreich  für  eine  Volksregierung  geeignet  sei,  als  die  besonderen 
Formen  einer  solchen.  —  Reicher  ist  die  Literatur  der  Amerikaner.  Was 
Marshall,  Story,  Kent  über  das  positive  Recht  der  Union,  was  der 
«Förderaiist»,  John  Adams,  Calhoun,  über  die  allgemeinen  Grundlagen 
eines  Freistaates  überhaupt  und  eines  repräsentativen  insbesondere  geschrieben 
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haben,  was  endlkh  Tocqucvillc  fein  und  geistreich  über  die  nothwendigen 
Einrichtungen  einer  Demokratie,  deren  Bedingungen  und  Folgen  gedacht 
und  gesagt  hat,  gehört  zu  dem  Besten,  was  wir  überhaupt  an  Bearbeitung 
der  Staats  Wissenschaften  besitzen.  Zu  einer  allgemeinen  Befriedigung  des 
BedOrfaisses  reicht  es  jedoch  auch  nicht  aus,  da  es  vorwiegend  den  beson- 
deren Fall  im  Auge  hat,  und  Oberdicss  die  Bedingungen  und  Formen  eines 
Bundesstaates  dabei  eine  allzu  grosse  Rolle  spielen.  —  Von  den  allgemeinen 
Einrichtungen  der  Schweiz  endlich  erhalten  wir  zwar  von  Bluntschli  und 
Kaiser  Nachrichten,  und  beschäftigt  sich  namentlich  letzterer  auch  aus- 
fülirlicher  mit  den  theoretischen  P'ragen  und  den  obersten  Grundsätzen; 
auch  hat  Cherbulliez  über  die  Folgen  der  Demokratie  als  scharfer  und 
nicht  eben  wohlwollender  Beobachter  Mittheilungen  gemacht.  Auch  diese 
sehr  achtungswerthen  Beiträge  jedoch  lassen  noch  vielen  Stoflf  zu  Fragen 
und  Erörterungen.  ' 

Eine  vollständige  Lösung  der  Aufgabe  kann  denn  freilich  nur  durch 
Solche  erwartet  werden,  welche  in  einer  repräsentativen  Demokratie  aufge- 
wachsen sind,  und  lebendigen  Antheil  an  den  Staatsgeschäften  in  einer 
solchen  genommen  haben.  Erfahrung  vor  Allem  belebt  den  Scharfsinn, 
macht  auf  Schwierigkeiten  aufberksam,  belehrt  über  die  llüußgkeit  oder 
Seltenheit  eines  Vorkommens;  der  Darstellende  muss  unliewnsst  von  dem 
Geiste  der  Verfassung  durchdrungen  sein,  den  Instinkt  derselben  haben. 
Die  täglichen  kleinen  Streitfragen  werden,  namentlich  in  volksthümlichen 
Verfassungsformen,  mit  einem  Aufwände  von  Gründen  und  einem  Aufsteigen 
zu  höheren  Grundsätzen  behandelt,  —  sei  es  in  der  Presse,  sei  es  in  gesetz- 
gebenden Versammlungen,  sei  es  selbst  im  täglichen  Leben,  —  welche  mit 
der  sachlichen  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  nicht  in  richtigem  Verhältnisse 
stehen  mögen;  allein  eine  solche  allseitige  und  eindringliche  Besprechung 
nöthigt  zum  Nachdenken  und  gibt  eine  klare  Einsicht  in  Ursachen  und 
Folgen,  welche  dem  entfernter  Lebenden  fehlen  müssen.  Dieser  erhält 
höchstens  Kunde  von  den  abgeschlossenen  Ergebnissen,  und  auch  diess  nur 
bei  wichtigeren  Fällen;  allein  die  Fülle  des  Stolfes  zum  Nachdenken  und 
Ordnen ,  so  wie  die  lebendige  Anschauung  der  Folgen  und  Folgerungen  fehlt 
ihm  unvermeidlich.  Ist  es  doch  eine  gemeine  Erfahrung,  dass  etwas  wirk- 
lich Tüchtiges  und  den  Gegenstand  im  Kerne  Fassendes  über  eine  Staats- 
einrichtung kaum  je  von  einem  Andern  geliefert  worden  ist,  als  von  einem 
Einheimischen.  Der  Fremde  mag  einen  freieren  Blick  haben  und  gute  Ver- 
gleichujigen  anstellen;  allein  nur  der  in  Mitte  der  Einrichtungen  Aufge- 
wachsene kennt  sie  wirklich.  Fast  nur  Tocqueville  macht  hier  eine 
Ausnalime.  —  Es  konnte  daher  für  den  Verfasser  der  gegenwärtigen  Arbeit 
keine  andere  Aufgabe  bestehen,  —  wenigstens  wusste  er  sich  zu  keiner  anderen 
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befiOiigt,  —  als  die  Liefeniog  einzelner  Beitrftge;  nnd  er  nird  vOlUg  tn- 
:frieden  sein,  ancb  in  der  Th«t  Nutzen  gestiftet  beben,  venn  diese  wrw 
strenteu  ErOrtemngen  in  dem  Bereiche  der  behandelten  Fragen  Je  Beacb- 
tang  finden. 
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Ih«  Bettaümg  der  auBübendea  Gewalt  in  d«r  repxfl«en- 

tatiTon  Demokxatio» 

In  Jeder  Stoalsfonn  bestehea  eigenüifloüiche  Sehwierigkeitai  in  Betreff  der 
Ordmmg  der  (MfentlieheD  TerhftltniBse,  so  da»  dch  die  Verlegenheiten  nicht 
etmi  bhm  mflUig  nnd.in  Folge  gemachter  FeUer  »igen,  sondern  mit  dem 
heaeidmenden  Gedanken  der  besonderen  Oatlnng  oder  Art  des  Staates  zn- 
sammenhaagen.  In  dem  einen  Staate  ist  es  i.  B.  schwer,  die  nöthige  Ge- 
walt mr  YoUiiehnBg  der  Staataiwecke  snsammen  m  bringen,  weil  in  der 
gannm  Awftissnng  desselben  ?on  einer  Abtretong  bedeutender  Uittel  an  die 
Gesanuntheit  nnd  an  deren  Oberhaupt  nicht  die  Bede  ist;  so  in  der  Patri- 
arehie  nnd  dem  Patrimoniabtaate.  In  andern  Fftllen  will  es  nicht  gelingen, 
Btorichtcpgen  an  finden,  wekhe,  ohne  das  Prineip  der  Begierongsweise  zn 
fsrletien,  gonflgenden  Sehuts  Ar  die  Bechte  der  Bfliger  gewähren  gegen 
Ifissbraiieh  der  obersten  Gewalt  selbst;  so  in  der  Ariatokratie  und  in  nnbe- 
schrlnkten  Etnherrsohaften.  Britten  Staaten  wird  es  sehr  schwer  gute 
BeaanAe  m  erhalten,  weil  es  sich  mit  ihrer  besondem  Art  nidit  verträgt, 
die  Aemter  dauernd  m  besetien;  Beispiele  sind  die  unmittelbaren  Tolks- 
hetrsehaften.  Einer  Theokratie  ist  es  oieht  wohl  m<)gUch,  eine  fm»  Ent- 
wicketang der  geistigen  Krflfte  und  der  Keuntnisse  au  gewähren,  selbst  in 
solchen  Zweigen  nicht,  welche  mit  dem  religiösen  Dogma  in  keinem  unmit- 
telbaren Zosammenhauge  stehen;  die  Freilassaug  der  Forschung  in  Einer 
Beniehnng  wflrde  die,  hier  doch  nnerlftasUche,  Aafotellung  ?on  Schranken  in 
anderen  Bichtnngen  verhindeni.  AUe  Staaten,  um  nur  noch  diese  Eine  an 
erwähnen,  welche  einen  häufigen  Wechsel,  sei  es  der  Oberhäupter,  sei  ea 
eioflussreicber  Körperschaften ,  m  ihren  wesentUchen  Einrichtungen  zählen, 
mOssen  sich  darauf  gefasst  machen ,  dass  Plane  nnd  Mittd  au  deren  Er- 
reichung nicht  mit  Folgerichtigkeit  festgehalten  worden;  wie  sidi  diese  m 
Volksherrschaftcn ,  in  constitutionellen  Monarchieen  n.  s.  w.  aeigt. 

Sache  der  Staatsweisheit  ist  es,  möglichste  HOlfe  gegen  solche  Uebel 
zu  vii  bcliaffeu.   Zwar  wäre  die  Hoffnung .  eitel ,  dass  der  ganze  Missstand 
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in  der  Quelle  Ternichtct  wenlon  könn<».  Dersplbo  hängt  ja  mit  dorn  Wesen 
der  Staat^^art  znsaminen,  und  der  Schaden  ist  somit  or^mnisch.  Aber  limutT- 
hin  ist  zu  untersuchen,  ob  nicht  der  Uebclstaiul  uiugaiigcii  oder  wenigstens 
bis  zum  Leidlichen  vermindert  werden  mag.  Die  IJesorgniss,  nicht  ganz 
auszureichen,  darf  nicht  abhalten  vuii  der  Bemnhuiig  um  das  M()glielie. 
Einem  gerecliten  lad«  ]  uiiti-rliegt  es  ja  nicht,  wenn  das  aus  guten  (Jründen 
zu  Wün''cliende  nicht  v(*ll<tändig  erreiclit  wird;  die  menschliche  Unvollkuni- 
menlieit  erlaubt  es  nielit  andere,  und  die  Logik  der  Thatsachen  ist  unwider- 
stelllich.  Selbst  die  Nielit beseitigUarkeit  einer  solchen  Schwierigkeit  ist  je- 
doch noch  kein  Gnind,  sich  von  einer  ganzen  btaatsforra  abzuwenden,  falls 
die«:elbe  sonst  den  l^edürfnissen  des  Volkes  und  den  äusseren  Verhältnissen 
entspricht.  Würde  man  doch  bei  einer  andern  Staatsart  ebenfalls  wieder 
naturgemässe  Unzutrfiglichkeiten  Huden  und  leicht  in  die  Scvlla  verfallen, 
um  die  Cbarybdis  zu  vermeiden.  Tadethaft  ist  nur  ein  Mangel  an  Unter- 
suchung und  an  klarer  Einsicht  in  das  Wesen  solcher  Uebei  und  der  d»^ 
gegen  etwa  anzuwendenden  Mittel.  , 

Eiue  Schwierigkeit  dieser  Art  ist  in  der  repräsentativen  Demakratie 
die  Bestellung  der  ausübenden  Gewalt.  Das  Wesen  der  Staaisari 
selbst  bereitet  Hindemisse  für  eine  richtige  Ordnung  dieses  Theites  des 
Sta.it  M  '^Hnismus,  und  zwar  in  Besehimg  auf  die  Art,  auf  die  Daoer,  aaf 
den  Umfang  der  BestelluDg. 

Das  Wesen  der  repräsentativen  Demokratie  besteht  darin,  dass  die 
Staatsgewalt  (die  Soaveribiitftt)  im  Besitae  des  gesammten  Volkes  ist,  dit 
Aosfibang  dersdben  aber  einer  dam  gewählten  kleineiw  AnaAl  flbertftgen 
wird,  mit  bestimmten  Hechten,  Bedingangen  imd  Besebrfiidniiigen.  Der 
YersammlmBg  dieser  Abgeordneten  steht  nnn  alierdings  die  Eegtemiig  des 
Staates  m;  allein  nnr  als  einem  Mandatar,  nicht  als  EigenthUmer.  Im  Vor- 
handensein nnd  Rechte  derselben  liegt  also  keineswegs  die  Schwierigkeit, 
die  Handhabung  der  obersten  Gewalt  in  ihrer  Anwendong  asf  die  ehmebieo 
Fälle  zweckmässig  und  organisch  ta  ordnen.  Ba  de  nicht  in  eigenem 
Rechte  Anspräche  anf  irgend  efaie  Befognisa  oder  anf  £e  EntlhnithaltDflg 
irgend  einer  Einrichtung  machen  kann,  sondern  ach  den  vom  Volke  ge- 
gebenen Organismus,  wie  er  immer  sei,  gelallen  lassen  mass:  so  lotaaen 
Einwendungen  gegen  irgend  eine  ftr  sweckmässig  enpChtete  Gataltnng  der 
obersten  ansflbenden  Behörde  niemals  ans  dem  nrsprftnglicben  Rechte  der 
vertretenden  Versammlung  genommen  werden.  Wohl  aber  liegt  der  Gnuid 
des  Uebels  im  Verhältnisse  m  dem  Volke  selbst,  also  nun  Eigenthfimer 
der  Souveränität 

£s  mOssen  nämlich  folgende,  schon  einiehi  schwer  m  erfUfende  noch 
schwerer  aber  su  vereinigende,  Forderongen  an  eine  richtig  besteUte  ans- 
Abende  Gewalt  in  der  rcfpräsentativen  Demokntie  gemadit  werden.  Einer- 
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seits  ißt  vor  Allem  erforderlich,  dass  die  mit  derselben  Beauftragten  keine 
von  dem  Willen  des  souveränen  Volkes  wesentlich  verschiedene  Richtung 
einschlagen  können,  dass  sie  also  nicht  allzu  selbstständig  seien.  Zweitens 
muss  gefordert  werden,  dass  dieselben  den  Rechten  der  Demokratie  nicht 
gefährlich  werden  können,  sie  vielmehr  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  seien, 
die  anvertraute  Gewalt  zu  selbstischen  und  ehrgeizigen  Zwecken  zu  miss- 
brauchen. Drittens  erfordert  die  innere  Folgerichtigkeit  des  gesammten 
Organismus  und  ist  es  zur  Vermeidung  von  verderblichen  Zwiesixalten  uner- 
lässlich,  dass  die  ausübende  Gewalt  keine  andere  Gnindlage  habe,  als  eine 
demokratische.    Endlich  versteht  sich  von  selbst,  dass  sie  für  ihre  Hand- 

• 

Inngen  verantwortlich  ist,  weil  sie  nicht  in  eigenem  Rechte,  sondern  nur 
in  ertheiltem  Auftrage  regiert.  —  Und  doch  muss  sie  auf  der  andern 
Seite  auch  in  einer  repräsentativen  Demokratie  mit  einer  dem  Zwecke  und 
dem  Umfange  des  Staates  entsprechenden  Macht  ausgerüstet  und  zu  der 
Niederwerfung  aller  ungesetzlichen  Auflehnungen  und  jedes  staiitswidrigen 
Willens  geeignet  sein;  wobei  sehr  in  Betracht  kömmt,  dass  diese  Staatsart 
selbst  ftlr  die  grössten  Reiche  passt,  namentlich  wenn  ihr  föderative  Form 
gegeben  wird.  Femer  ist  es  augenscheinliches  Bcdtlrfniss .  die  Gewalt 
lange  genug  in  derselben  Hand  gelassen  wird,  um  auch  grössere  und  schwie- 
rigere Plane  zu  entwerfen,  soweit  diese  in  ihre  Zuständigkeit  einschlagen, 
oder  sie  wenigstens  folgerichtig  durchzuflihren,  wenn  dieselben  etwa  von  der 
vertretenden  Versammlung  ausgingen.  Sodann  nuiss  sie  nothwendigerweise 
in  solchem  Ansehen  bei  den  ihr  untergeordneten  Beamten  stehen,  dass  sie 
des  Gehorsams  derselben  sicher  ist;  es  sind  ihr  also  entsprechende  Zwangs- 
rechte einzuräumen.  Endlich  erfordert  das  Wohl  und  selbst  der  Bestand 
des  Staates,  dass  die  Art  der  Ernennung  eine  Garantie  der  Brauchbarkeit 
und  sittlichen  Tüchtigkeit  der  zu  bezeichnenden  Personen  enthalte. 

Ob  die  in  Frage  stehende  repräsentative  Demokratie  in  einem  einfachen 
Staate  besteht  oder  die  Verfassung  eines  Bundesstaates  ist,  macht  in  allen 
diesen  beiderseitigen  Forderungen  keinerlei  Unterschied.  In  einem  Bundes- 
staate hat  allerdings  die  ausübende  Gewalt  eine  geringere  Zuständigkeit  dem 
Umfange  nach,  indem  ein  grosser  Theil  der  Regierungsgeschäfte  von  den 
entsprechenden  Behörden  der  Gliederstaaten  besorijt  wird;  allein  nicht  nur 
sind  die  eben  geforderten  Eigenschaften  zur  Besorgung  von  Geschäften  und 
zur  Richtigstellung  des  Verhältnisses  zur  Demokratie  überhaupt  nothwendig, 
wie  viel  oder  wie  wenig  zu  thun  sei,  sondern  es  wird  auch  die  kleinere 
Zahl  der  Regierungsgeschäfte  reichlich  ergänzt  durch  den  grössem  Umfang 
des  Bundesstaatsgebietes,  und  es  kommt  dazu  tiberdiess  das  keineswegs 
immer  leichte  Verhältniss  zu  den  einzelnen  Bundesstaaten  und  ihren 
Organen.  Alle  nachfolgenden  Erwägungen  gelten  also  gleichmässig  ftlr  die 
einfache  tmd  fttr  die  zusammengesetzte  Form  der  repräsentativeii  Demokratie. 
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ÜB  Mihn  nim  aber  dreierlei  veraebiedflne  MBgHcJWlcii  ftr  die  Bi- 
liditaDg  der  waibeiideB  Gewalt  in  der  genaDnten  StaatafiMriii,  am  TMe 
mH  TerBcliiedeiien  ModificaitieiieB.  1.  Ea  mag  der  Auftrag,  die  BlmmÜirtwa 
B^iemugsbandliingeB  aunordnen  und  a  ttberwacfaen,  der  repriaenti- 
rei^B  Yersftniiiiliing  aelbat  flbertmgeii  aein.  NatOrlicfc  wird  aidi  Üe- 
adbe  nnr  die  allgemeine  Leitiing  jmd  die  widiligeien  BeaoUflaae  voibehaltn, 
aber  die  Vorbereitungen ,  die  laufende  Anfsiclit  und  die  Einaelhetten  einar 
der  sachlichen  Verscbiedenlieit  der  Gesehftfte  enteprechenden  Ansahl  tob 
Ausschüssen  übertragen.  2.  Die  Regiemng  mag  einem  kleineren  Gol- 
legiam  von  dazu  besonders  Gewählten  übertragen  werden;  einem  Direc- 
torium,  Bundesrathe,  Vereine  von  Consaln  u.  dgl.  Hierbei  mag  denn  der 
Vorsitz,  und  vielleicht  sonst  noch  weitere  Bevor/ugung  einem  bestimmte« 
einzeiuen  Mitglicde  on?anisch  überlassen  sein,  oder  aber  eine  rechtliche 
Gleichheit  untt  r  den  Mitgliedern  bestehen.  Die  Wahl  selbst  kann  entweder 
nnmittelbar  von  dem  Volke  ausgehen,  in  gleicher  oder  auch  verschiedener 
V/'eise  mit  der  Wahl  der  Mitglieder  der  repräsent irenden  Versammlung; 
oder  ist  es  möglich,  dass  die  Ernennung  zu  den  Befugnissen  der  eben 
erwähnten  Versammlung  gehört  ,  und  somit  nur  mittelbar  von  dem  Volke 
ausgeht.  3.  Endlich  kann  der  Entschluss  gefasst  werden,  einem  einzelnen 
Manne  die  ausübende  Gewalt  zu  übertragen,  wobei  denn  ebenfalls  wieder 
unmittelbare  oder  nur  mittelbare  Wahl  durch  das  Volk  beliebt  sein  mag.  — 
Beispiele  von  allen  diesen  verschiedenen  Bestellungsarten  lassen  siob  in  dar 
Geschichte  nachweisen  '). 

Von  selbst  versteht  sich,  dass  diese  so  verschiedenen  Einrichtungen 
nicht  dieselben  Folgen  haben  können,  und  dass  von  ihnen  weder  auf  die 
ganz  gleichen  Vortheile  zu  hoffen,  noch  dieselben  Unvollkommenbeiten  und 
Gefahren  zu  fürchten  hat.  Erst  eine  genauere  Untersuchung  jeder  der  drei 
sMigUchen  EiorichtoogBarten  berechtigt  daher  ao  cüiem  Urtheile. 


1)  Eine  Anüflbnng  der  B«ffieniDjs:  dnrrh  die  repräaentativ«  Versammlniis  Mlbst  ist  haapt- 
üchlich  io  revolutionären  Ziwtftndea  vorgekommen.  So  x.  B.  im  Araozösiieheo  Nfttionaiconvente, 
Mm  L«ig«B  PkribHMBt»  te  BaglHid,  ul,  wem  4«r  FUl  gua  hMher  fdiSrt,  Mn  ■mJawo 
rikanischen  Congreme  während  dr-R  HcvoIutionskriegeK.  Von  welcher  Bedcatnng  dieAnmcMsse 
dann  aber  sind,  seigt  namenUlch  die  üesohichte  des  Mationaloonventea.  —  Directoiiea  sind  in 
r»priaflBtilN«ii  Dwnokrrtiewi  Tora^konmeB:  te  FtMkrtloh  BMh  Vtshmng  fvm  tlW; 
femer,  der  Form  nuch,  (la^eIbs(  tioim  Conitulato;  OndUck  hat  die  Schweiz  Howohl  fflir  dm  But- 
deutaat  ala  fär  die  Mehrsahl  der  reprätentatiTm  Kantone  diese  Foim  gewählt.  EnMnnaasaa 
fom  Tolke  «unKtalbar  flmdea  daM  itatt  Ar  das  OonsnlHt ;  von  dsn  TspfassiitallTaB  Kwps^ 
•chaften  aber  für  da«  Directoriura,  und  jetzt  (ttr  den  achweiserisohen  Bondesr&th  and  die  Kaa- 
toaalbehöiden.  —  Einem  oinseiiiea  Jfanae  aber  wurde  die  aosflbeiide  Gewalt  ttbertragen  ta  daa 
maderiaiideB,  te  Nerdasserika,  seweU  te  der  Union  als  in  allen  eiaaelneo  GflederelaaleB,  ■•- 
daaa  in  Frankreioh  nach  dar  Verfaumig  von  1848;  und  zwar  erbUeh  In  den  Niederlanden,  durch 
«anittelbare  Wahl  des  gaasen  Volkes  auf  rler  Jahre  in  Fraakreleh,  darch  oigends  besteUte 
WlUar  te  dar  aofdamerikaBisoheD  Ualon  für  dieselbe  Eelt 
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•  ■ 

1.  AosttbvBf  der  BegieraogsgescbAfie  darch  die  repräiea- 

tative  Versammlnng  selbst. 

Diese  Einrichtuiig  lässt  sich,  wie  bereits  vorlftafig  bemerkt  worden,  nur* 
in  d^r  Weise  denken,  dass  die  volle  Versammlang  neben  ihren  Geschäften 
in  Beziehnng  auf  Gesctzgebnng ,  Ordnung  des  Staatshaushalts  o.  s.  w.  zwar 
allerdings  anch  du-  Entscheidang  über  die  wichtigsten  Verwaltnngsfragen 
und  die  Anordnung  einzelner  bedeutender  Handlangen  übernimmt,  dagegen 
aber  die  grosse  Mt  nge  der  Vcrwaltungsgeschäftc  der  unmittelbaren  Leitung 
und  Besorgung  einer  grossem  oder  kleinern  Anzahl  von  Aasschüssen  (Com- 
missionen ,  CJommites)  aus  dem  Schoosse  der  Versammlung  überträgt.  Tbeils 
allgemeinen  Amtsanweisungen,  theils  aber  dem  Urtheile  der  Commissionen 
im  einzelnen  Falle  muss  die  Ausscheidung  derjenigen  FfiJle  uberlasscn  sein, 
io  welchen  die  Ausschüsse  nur  vorzubereiten  und  Bericht  an  die  Versamm- 
lung zu  erstatten  haben,  um  einf  Plntscheidung  von  dies*  r  zu  erlangen, 
während  die  freie  Erledigung  der  übrigen  Ge;;-ch{lfte ,  und  natürlich  auch 
die  Vollziehung  der  von  der  vollen  Versammlung  gefassten  Beschlüsse,  den 
Commissionen  verbleibt.  Da  natürlich  jedes  Mitglied  der  Repräsentation 
das  Recht  hat,  einen  Antrag  auf  unmittelbare  Behandlung  jeder  beliebeten 
Angelegenheit  durch  die  Versammlang  selbst  zu  stellen  oder  den  betreffenden 
Ansschoss  znr  Yerantwortong  zu  ziehen  wegen  Nichtbeachtung  der  ihm  zn- 
getheilten  Znstindigkeit ,  so  ist,  bei  gutem  Willen  und  der  nöthigen  Kraft, 
eine  Gewaltanmaassnng  der  Ausschttsse  oicbt  zo  fdrchten.  Wie  gross  dia 
Zabl  solcher  Verwaltungs  -  Commissionen  zn  sein  habe,  kann  nicht  ans  aU* 
gemeinen  Grflnden  bestimmt  werden;  es  kommt  auf  die  Grösse  des  StMtM 
and  den  dadurch  bedingten  Umfuig  der  Gescbftfte  an,  auf  den  grossem 
od«  geringem  Drang  der  inneren  and  ftosseren  Angalegsnbettan ,  yioUeiehit 
selbst  auf  Persflnlichkeiten.  An  and  ita  sieb  ivire  es  aicbi  einmal  nnmOg- 
Ueb,  mir  einen  einiigen  Begierangsaossebass  zo  ernenn^,  and  diesem  die 
ganae  ansabende  Gewalt  anter  Yof  bebalt  des  nOthigen  böberen  Becbtes  der 
Yersammhug  n  flbertragen.  Doch  ist  wobl  eine  solcbe  Efatricbtong  in  der 
WiAttflhkeit  kanm  m  ermurten.  Jede  Tersaannlong  irflrde  ivobl,  and  nicbt 
ebes  mit  Ünrecbt,  besoigen,  dass  sie  eine  n  grosse  Gewalt  in  die  Hftnde 
sinnfaHT  Mitglieder  lege;  Eüersoebt  gegen  die  wenigen  Bevorsagten  wird 
es  niebt  anlassen;  der  Tbiti^Mitstrid)  einer  grosseren  Anabl  von  MitgUe- 
dsrn  nnss  befiriMigt  werden.  WoUte  man  aber  etwa,  am  allen  diesen 
Bftduiobten  Bedmong  sa  tragen,  an  einen  blnfigen  Weebsel  der  Mitglieder 
dieses  Begterangsanssofansses  denken,  so  liegt  die  Gefishr  einer  ansicbem 
oad  Idgewidflgen  Yerwaltang  ailzn  nahe,  am  niebt  hiervon  abinbalten.  Bei 
der  SdiaiiBig  mehrerer  Anssebftsse  wird  aber  die  gewObnliefae  logische  Ein- 
tbsilang  der  Staal^escbifte  den  passendsten  Anhalt  geben,  weil  sie  m( 
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eine  richtige  Theilimg  der  Arbeit  gegrttndei  ist;  znfkUige  Ereigiiine  mä 
TerbSltnisse  mOgen  dann  immeriiiD  noch  Modifieationen  vmituaeo. 

Eine  im  Wesentlichen  auf  vorstehende  Weise  getroffene  Ehnrichtong  hat 
•  nnn  uttweifelhaft  nancherki  flir  sich.  Ais  voUstlodig  genOgend  flkeUt  sie 
sich  nämlich  in  folgenden  Beaiehungen  dar: 

Vorerst  findet  kein  Dnalisrnns  zweier  w  cJnander  nnabh&ngiger  Ge- 
walten statt  Die  Ansschflsse  fSaä  gnmdsltdidi  der  Tereanunlmg  oiteige» 
ordnet  nnd  haben  Leitung  and  Befclü  von  ihr  za  empfiingen.  VersttedigerwelBC 
niuss  sogar  das  Bestehen  jedes  dieser  Ausschüsse  ihre  regelmässige  Emeuening, 
und  selbst  eine  ausserordentliche  Aufhebung  oder  NeulK'sct7ung  ganz  in  dem 
Belieben  der  Versammlung  steliL  U.  Dadurch  werden  demi  aber  die  Keibungen 
zwischen  Ucgicraiig  und  K(  priisi  ntatioii,  welche  in  der  eonstitutionellen  Mo- 
narchie so  grosse  und  Kauin  ]ü^^arc  Schwierigkeiten  bciiitcn,  ganz  beseitigt. 
Entweder  leitet  die  Versammlung  die  Ausschüsse  ganz  nach  ihrem  Willen, 
oder  sie  wird  von  di  n^clben  liceinflusst ;  in  beiden  Fälk-n  aber  ist  kein 
Streit.  Diess  ist  nun  aber  jedenfalls  ein  grosser  Gewinn,  theils  an  Zeit, 
tbeils  in  Beziehung  auf  Stimmung,  tlu  ils  endlich  für  die  Folgerichtigkeit  der 
(;e<«  h;ifts1»esorgung,  bei  welcher  es  keiner  Vereinbamngen  und  gegenseitigt-r 
verdcrbin  lier  Einräumungen  bedarf.  Vt'vim  aber  etwa  auf  die  Au&^chüsse 
des  französischen  Conventes  hingewiesen  werden  wollte  als  auf  eine  Gefahr 
tyrannischer  Unterjochunj.^  l'-r  Versammlung  durch  die  Conm  i  — ionen,  so 
war»'  eine  dadurch  erweckte  i'  ureht  unbegründet.  Nicht  nur  kommen  über- 
haupt solelu'  furchtbare  Zustünde  glflckli^hp^^Yeise  nur  sehr  selten  Tor  iß 
der  Weltgeschichte;  sundern  es  liat  es  ja  jede  Versammlung  ganz  in  ihrer 
Gewalt ,  das  Eintreten  einer  solchen  Herrschaft  ihrer  Untergeordneten  von 
vorne  herein  zu  vermeiden.  Durch  eine  kräftige  Festhaltung  ihrer  eigenen 
Stellung,  eine  scharfe  Zurückweisung  gleich  des  ersten  Versuches,  im  Noth- 
falle  durch  eine  Wiederaufhebung  eines  solchen  Ausschusses  oder  wenigstens 
eine  neue  Besetzung  desselben.  Der  Wohlfahrts-  und  der  Sicherheitsaas- 
schuss  des  Conventes  ist  nicht  sowohl  ein  sicherer  Fingerzeig  deessn,  was 
unvermeidlich  zu  erwarten  steht,  als  vielmehr  eine  bleibende  Wanrangstafd, 
der  Gefahr  zur  rechten  Zeit  zu  begegnen.  Auch  ist  anderen  Versammlungen 
mit  VerwaltnngsausschUssen  niemals  etwas  Aehnliches  begegnet,  so  z.  B.  in 
dem  amerikanischen  Congresse  wAhrend  des  Re?olationBiaieg6s  keine  Spur 
davon  zu  finden. 

Sodann  ist  es  ein  Vorlheü,  dass  kmnerlei  fremdartiges  Prinoip  einge* 
schaltet  wird.  Die  mit  der  FOhning  der  Regiemng  Beanftrsgten  gehen  gam 
•OS  demselben  VoUnwillen,  sogar  ans  der  gleidien  Haadfaing  desselben  her- 
vor, wie  die  übrigen  mit  der  Besorgung  der  Rechte  des  V<dkes  BetraoleB. 
FreUich  ist  dann  aodi  keine  Jfischang  tod  verMhiedsnen  GewaHien  nnd  In* 
tcrcssen,  worin  bekaontlich  Manche  das  Ideal  einer  Staatseinricbtnng  bsImb; 
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allein  wäre  überhaupt  Zeit,  diesrn  falschon  GpdankLii  lur  Rnhp  711  bringen. 
Sichrrlifh  soll  oinc  gerechte  nnd  zuliiedensleUeiiiic  Staatsordnung  alle  tlint- 
sachlich  vorhandeuen  Rechte  und  Interessen  Ihtü  lit.  u,  und  auch  anf  einwr 
dazu  bestimmten  Stufe  des  Organismus  einzeln  liurcn  ;  allein  wesentlich  hii'r- 
von  verschieden  ist  eine  Zusammensetzung  der  Träger  der  handelnden  Staats> 
gewalt  aus  grundsätzlich  verschiedenartigen  und  daher  beständig  sich  abstos- 
s^den  Bestandtheilen.  Ein  Staatsorganismus  dieser  Art  mag  vielleicht  ein 
Waffensüllstaud  nach  langem  und  unentschieden^ebliebenem  inncrem  Kampfe 
sein;  aber  a  ist  weder  das  Bestmögliche  noch  antik  wahrscheinlich  von  langer 
Dauer»  an  w«iiigsten  der  Maasistab,  welcher  an  die  Gate  aller  SUatsein- 
richtung  gelegt  werdoü  darf. 

Femer  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  in  Frage  stehende 
Ordmmg  der  aasflbcnden  Gewalt  im  Besitze  der  nothwendigen  Kraft  zur  Er- 
fUlDDg  der  Staataanigaben  ist  Haben  doch  die  AassehOsse  bei  Jedem  lIKMftt^ 
Stande,  welchen  sie  etwa  finden  wflrden^  die  Tersanunlnng  hinter  sich,'  ^v^Cblf 
ihnen  im  Nothfidle  mit  der  ganien  Gewalt  des  Staates  an  Hülfe  honmieD 
wfirde.  ünd  wenn  etwa  die  Bestinunang  der  regetanlssigen  2;nstlnl%kDll 
der  Anssehflflse  sich  dnreh  die  Erfidurnng  als  nngenOgend  erweisen'  solHa, 
wflre  dem  Uebel  alsbald  dorch  Znwdsang  neuer  Rechte  oder  nenor  MMftel 
ahtnhelfen.  Wo  Gesetsgehong  nnd  Ansttbong  in  derselben  Hand  vereinigt 
ist,  kann  es  wenigstens- an  den  Mittehi  anr  Dorehfilhning  des  Gewellten  nicht 
fehlen.  Und  sicher  ist  auch  nicht  zn  ihrchten,  daas  die  Yersamndnng  einen 
Ansschnss  ans  CHeicfagOltlgkeit  oder  Abneigong  im  Stiche  lassen  werde,  da 
de  dadurch  Ja  ihr  eigenes  Ansehen  Temichten  wurde,  xnr  Besengnng  eines 
Missfülena  ihr  aber  andere  bessere  Mittd  m  Gebote  stehen. 

Diese  Stellnng  bringt  es  denn,  endlich,  TOn  selbst  mit  sieh,  dass  die 
Ansscfatlsse  bei  den  ihnen  untergeordneten  Beamten  genügenden  Gehmun 
tu  Jeder  Zeit  finden  werden. 

Auf  einige  andere  Seiten  der  Regiemngseinriehtang  kann  man  vielleicht 
nicht  mit  voller  Befriedigung  hinblieken,  aber  doch  sich  am  Ende  noch  leid- 
lich mit  ihnen  zufrieden  geben. 

SiAer  gehört  for  Alfem  die  zur  Leitung  der  Staatsangelegenheiten  noth- 
^sendige  BeAhigung  der  Mitglieder  der  Ausschtlsse.  Dieselben  gehen  aus 
der  repräsentativen  Versammlung  hervor.  Nun  werden  allerdingb  die  ein- 
2elnen  Theitaehmcr  an  dieser  zunächst  und  hauptsächlich  nicht  mit  Rücksicht 
auf  ihre  Verwendbarkeit  zu  Verwaltangsgoschaluu  gewählt,  sondern  es  ge- 
ben bei  ihrer  Ernennung  durch  das  Volk  andere  Eigenschaften  und  Rück- 
sichten den  Ausschlag.  Auch  ist  nicht  eben  mit  Sicherheit  darauf  zu  rechnen, 
dawj  bei  der  Zusammensetzung  der  Ausschös^'c  in  der  Versammlung  selbst 
gerade  die  zu  dem  besünd(Ten  Geschäfte  Tauglichsten  und  dass  flberhaupt 
Rur  lauter  Xüchtige  von  der  Mehrheit  bezeichnet  werden.   Auch  hier  werdea 
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andareChrlDde  imutnchfttcfa  loa  IMBtag  Bein,  i.  B.  penflnlMie  Mcigng  wd 
Ateeigang,  örtttebe  Besiehiuigeii ,  for  AU»  aber  FirteUntereften.  AlMii 
wemi  andi  lidil  fannier  die  Beetn  Im  gaaien  YqUbb,  oder  aodi  nur  die  Aoe- 
0mAmMm  in  der  VeraunBhnig  gewählt  mdeii  werden:  so  rind  es  docb 
^fiwr  ÜGbuter,  welehe  m  dem  fireglicheo  besonderen  Geschäfte  aas  einer 
^pWmmllmg  nnd  m  einer  Yersammlimg  bea^chnek  «erden,  die  ihrer  Seils 
sÄon  eine  Answahl  ans  dem  gansen  Volke  ist  Gans  sddedil  wwden  die 
Emttunmgen  also  schwerlich  sein,  und  sie  sich  schliesslich  weU  messen 
können  mit  Jenen,  denn  doch  in  so  grossem  Maassstabe  angewendeten,  Be- 
zeichnnngsarten  der  Regierenden,  bei  welchen  der  reine  Zufall  entscheidet. 
Ein  ans  einer  vertretenden  Versammlung  gewühlter  Aiisschuss  lässl  ohiie 
Zweifel  hinsichtlich  seiner  Befähigung  zur  Besorguug  von  Kegicrungsgeschäf- 
ten  immer  eine  Vergleichung  zu  mit  einer  gleich  grossen  Anzahl  von  Mit- 
gliedern einer  Geburtsaristokratie  oder  eines  fürstlichen  Hauses. 

Eine  zweite  Seite  der  Einrichtung,  welche  zwar  nicht  vollendet  aber 
immerhin  noch  annehmlich  genannt  werden  kann,  ist  die  Verantwortlichkeit 
der  Regiemngsraitglieder.  Dem  Grundsatze  nach  ist  sie  sogar  ganz  leicht 
einzurichten,  indem  es  gar  keinem  Anstände  unterliegt,  der  Versammlung  die 
Befagniss  einer  regelmässigen  Aufsicht  über  die  GeschäftsftJhrung  der  Com- 
missionen,  und  das  Recht,  die  Mitglieder  derselben  persönlich  mr  Verant- 
wortung zu  ziehen,  verfassungsmässig  einzuräumen;  ja,  als  sich  ein  solches 
Recht  eigentlich  von  selbst  versteht,  wenn  es  auch  nicht  ausdrücklich  aus- 
gesprochen ist.  Nur  muss  man  sich  freilich  keinen  Täuschungen  überlassen 
hinsichtlich  der  wirklichen  VoUstreckimg  solcher  Verantwortlichkeit.  Nicht 
nur  wird  dieselbe  gegen  Amtsgenossen  in  der  Regel  nicht  strenge  ausfallen; 
sondern  es  ist  hauptsächlich  zu  bedenken,  dass  überhaupt  Collegien  schwer 
auf  eine  wirksame  Weise  verantwortlich  gemacht  werden.  Man  wird  also  in 
der  Regel  mit  einem  nur  mässigen  Grade  zufrieden  sein  müssen.  Dass 
flbrigens  anch  in  dieser  Beziehung  das  Beispiel  der  französisclien  Gonvoits- 
Mischflsse  nicht  als  maassgebend  betrachtet  werden  kann,  sei  es  nun  fllr 
den  Mangel  an  regelmässiger  Verantwortung,  sei  es  flir  eine  schliessliche 
farohtbare  Vergeltung,  bedarf  wohl  keiner  Ausein&ndersetznng.  £s  ist  hier 
von  den  Einrichtungen  normaler  Zustände  und  von  dem  Benelmien  gewöhn- 
licher Menschen  die  Rede,  nicht  aber  von  den  Mordhekatomben  diier  Bande 
von  Wftthricben  nnd  von  ihren  nnr  all  sn  q^lten  Zerfleischangen  nnter  sieh 
selbst 

Neben  dieser  entweder  anbedingt  lObUehen  oder  doch  wenigstens  ertiif- 
Uehcn  Seite  ebierüebertiagong  der  ansttbenden  Gewalt  an  die  repräsentative 
Yersammlnng  nnd  an  ihre  Ansscbfisse  gibt  nnn  aber  die  Einricbtong  anch 
gar  Manches  so  bedenken;  nnd  es  wäre  sehr  vorschnell,  aas  den  znerst  in 
die  Angen  fidlenden  VorsOgen  soglekdi  an  einem  Endnrtheile  sn  schreiten. 
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TMxBflkr  adft  rieh  bei  nfhcrer  Betrachtung  kainefWtfB  AU«  M,  irie  M 
fvwtasclit  werden  kann  and  gefordert  werden  mon. 

Ffir  Manchen  wird  es  schon  ein  grosser  Stein  des  Anstosses  sein,  dass 
keine  Trennung  der  gesetzgebenden  und  der  ausübenden  Gewalt  hier  statt- 
findet, und  es  wird  unmittelbar  daraus  geschlossen  werden,  dats  eine  ge- 
waltthfitige  Regierung  stattfinden  müsse,  weil  von  derselben  Behörde  lucii 
Belieben  befohlen  nnd  ausgeführt  werde.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort  ,  die 
Frag*'  von  der  sogenannten  Gewaltentheilung  ausfnhrlich  zu  besprechen;  allein 
es  kann  doch  wohl  als  die  ilurcb  vielfache  hiürterungen  festgestellte  üeber- 
zengong  der  Meisten  angenommen  werden,  dass  jedenfalls  die  praktischen 
Folgen  einer  Trennung  in  so  ferne  von  Montescjnieu  und  seinen  Anhängern  weit 
iiIm  hützt  worden  sind,  ;ih  aiich  hei  einer  persOnlicben  Auseinanderhaltiuig 
von  gesetzgelttiider  umi  iiiMibtJider  Gewalt  die  erste  ungerechte  (ic^efze 
geben  ,  die  andeix'  dagegen  wülktlrlich  verfahren  mag.  Auch  kann  ja  unter 
keinen  Umstanden  von  einer  Unabbüngigkeit  der  ausiibrndm  li'  \v?»lt  von  der 
^'esot /gebenden  die  K^  dp  sein  und  würde  sii;h  also  immer  eine  die  Rt'chte 
und  Interessen  di  i  Bürger  verletzende  gesetzgebende  Gewalt  mehr  oder 
weniger  Gehorsam  zu  verschaffen  wissen,  wenn  auch  die  Vollziehenden  ihr 
nicht  anmittelbar  angehören.  Wenn  somit  gegen  die  Handhabung  der  Kegie- 
mng  durch  die  volksvertretende  Versammlung  und  durch  Ausschüsse  der- 
selben nichts  Weiteres  eingewendei  werden  könnte,  als  die  Verletznii^  des 
€imndBatze8  der  Gewaltentrennung:  so  könnte  man  hiertlber  immerhin  weg- 
gehen und  nur  die  guten  und  leidlichen  Seiten  der  StaurieliUBV  ins  Auge 
fossen.  Allein  dem  ist  nicht  so;  M  gjM  noeh  andere,  nicht  wesentli^ 
doetiinftre  und  überdiess  bestreitbare,  sondern  ganz  unmittelbar  ins  Leben  ein- 
greifende und  kaum  einer  Meinungsverschiedenheit  unterliegende  Ans^^trMungen. 

Zunftchst  steigen  gewichtige  Bedenken  schon  in  Beziehung  auf  die  Fähig- 
keit der  vollen  Versammlung  lelbst  nr  Uebemaäne  der  Begiening  anf. 

Dnmfiglicb  nftmlich  iat,  nm  hienntt  in  beginnen,  ein  grosser  Zeitverinit 
«I  venneiden.  Die  Verfammlang  iat  zwar  aUerdingi  n  einer  fiei|iNcli»ag 
einzelner  Regiemagshandlnngen  nnd  mr  fieschlnwnahme  darflber,  was  in 
geschoben  habe,  nur  ansiiahBuweise  nnd  in  den  wiehtigeten  Ftilen  bei«^. 
Anch  gelangen  eolcbe  Angelegenbeiten  im  Zireilei  ganz  vorbereitet  an  sie. 
Allein  dleae  beninmt  Mi  die  MOglicibkelt,  ja  selbst  die  Wabrachninliebkeit 
anqgedebDter  nnd  eine  besser  in  TeniendeDde  2eit  in  Anspracli  nebmeoder 
Yerbandhmgen  keineswegs.  Immer  werden  unter  der  grossen  Menge  der 
mtgliednr  «elcbe  sein,  die  sieb  flir  ToUkommen  beflOiigt  sonnten,  an  der 
Lcitnng  der  StaatsangelegenhelteD  thitigcn  Antbefl  sn  ndunen,  nnd  welche 
nm  im  GeflUUe  einer  angefalicb  ungerechten  ZnrOeksetsung,  ans  EiüBTsaefat 
anf  die  ihnen  wrgaiogenen  Mitglieder  der  AnssdUlsse  nnd  mit  nnfthigem 
Besservfissen  YervattnngBfragen  aaüpd^Bn,  nm  ihr  Idcht  Jenehteo  n  Immu 
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Auch  mag  es  in  der  Tbtt  siolr  begeben,  wie  echoii  oben  aogedeilel  nev- 
den,  dass  ganz  beflhigte  Mitglieder  nidit  in  die  AuediflMe  bemfen  sind, 
mid  dass  dann  soldie  bei  einer  der  Tenaminlnng  vorgelegten  Fragen  flu« 
von  den  Änskfaten  und  Anträgen  eines  AoBschaasea  wesentlich  abwridund» 
Meinung  geltend  m  machen  suchen,  wae  dun  nodiwendig  etaien  langen  Kauff 
mr  Folge  hat.  Der  durch  alle  diese  Ursachen  verankaele  Zeitaafmad  iil 
nnn  aber  nach  zwei  Richtungen  hin  zu  beklagen.  jEUnnud  weil  er  die  Ver* 
Sammlung  anderen  Aufgaben  entzieht,  fUr  welche  sie  nothwendig  und  besser 
geeignet  ist.  Zweitens  weil  er  die  Leitung  der  Staalägcschäfte  hemmt  und 
schwcrföllip  macht. 

Von  wohl  noch  grösserer  Bedeutung  aber  ist  der  weitere  üebelstand, 
fiass  bei  den  an  die  volle  Versammlung  zu  biingenden  Regierungstrage n  und 
bei  allen  8treitivl<( iten  «bor  solche  die  Mehrzahl  der  Versammlung,  welche 
M*  h(  i  lirh  ihren)  llauptliestantltheil  iiacli  uicht  ans  Sachverständigen  und  ür- 
thi il>lithi;.rn  besteht,  den  Ausschlag  gibt.  Ein  grosses  Vertrauen  in  die 
Ausschüsse  kann  nllerdings  diese  Gefahr  sehr  veniundern,  indem  alsdann 
deren  Anträge  ohne  üemänglung  angenommen  werden  Allein  eine  solche 
vollständige  Hingebum?  ist  doch  immer  nur  zufällig,  und  es  bleibt  immer  die 
Möglichkeit  irgend  einer  verkehrten  Selbstständigkeit.  In  einigen  luiders 
geordneten  Staaten  ist  die  Bildung  der  obersten  Regierungsbehörde  aus  lauter 
tttch'tigen,  dem  schweren  Auftrage  vollständig  gewachsenen  Männern  keine 
kleine  Aufgabe,  welche  keineswegs  immer  gelingt,  trotzdem,  dass  man  nor 
Wenige  ausdrQcklich  zu  diesem  Zwecke  sucht;  hier  aber  entscheiden  vielleicht 
Hunderte,  welche,  in  der  Hauptsache  wenigstens,  ganz  anderer  Eigenschaften 
wegen  zu  ihrer  maassgebenden  Stellung  berufen  sindl  Diess  heisst  denn  in 
der  Thai  doch  dem  guten  Glücke  mehr  vertrauen ,  als  verständig  ist 

Femer  ist  es  ein  bedenklicher  Umstand,  dass  die  Folgerichtigkeit  der 
Verwaltung  durch  die  Beschltlsse  der  vollen  Versammlung  I  i  c  ht  Notb  leiden 
kann.  Hier  kann  sich  nämlich  gelegentlich  eine  Parteiauffassimg- oder  ein 
Parteizweck  rtlcksichtslos  geltend  iqachen;  oder  es'gerftth  die  Versammlung 
anter  den  Einfluss  eines  mächtigen  Bedners,  welchem  es  zufällig  um  Anderes« 
als  um  eine  Festhaltnng  eines  Verwaltnngsgmndsatzes  zu  thun  ist;  oder  ^d- 
lich  mögen  die  Wogen  der  Leidenschaft  in  der  Versammlnng  hoeh  gehen  nad 
auch  Fremdartiges  fttr  den  AqgenUiek  in  ihren  Strodel  Mneinreiwcn;  daan 
Aber  wird  ein  Beschlnss  geiust,  welclier  mit  Grandsfitaen  mid  Vorgüngen  im 
Widerepmche  ist,  den  AnBsdbflssen  b^  der  Dnrehfhhnrog  Ytrlegenheiteo 
bereitet,  die  Beamten  stntiig  nnd  die  Bürger  nngewiss'madit  SKcbeiUdi 
kommen  Folgewidrigkeiten  nneh  bei  andern  Begiernngsfonnen  gelegentüdi 
vor,  aas  Schwielte  oder  ans  Leidenschaft;  allein  eine  Yersamndnng  nimmt 
es  am  wenigsten  schwer,  da  jeder  i^^HI"^  nnr  einen  kleinen  Theil  der  sit^ 
liehen  Verantwortlichkeit  nnd  des  Tadela  tiigt. 
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Endlicli  kann  nicht  ganz  nborgrnifrr'n  worden .  fln«f?  rino  öffentliche  Vrr- 
handlang  über  Verwaltungsgogcn stünde  in  mehr  als  einer  Beziehung  grossi? 
Bedenklichkeiten  hat.  Nicht  selten  lassen  sich  die  eigentlichen  Absichten 
bei  einer  Maassregel  nicht  von  der  Rednerbühne  verkünden,  ohne  dass  der 
Zmck  ganz  oder  theüweitt  verfehlt  wird.  In  anderen  Füllen  lässt  sich  die 
gHUse  Wahrheit  über  gemachte  Erfahrungen  oder  Personen  nicht  laut  ab- 
sprechen, ohne  dass  entweder  grosse  Yerleteungen  begangen,  oder  sonst 
Schaden  aogerioblet  vini«  B.  in  auswärtigen  Vcrbältnisseo,  aber  Kriegs- 
einrichtungen ,  w^  w  -sieb  ?on  der  Brauchbarkeit  eines  Beamten  oder  einer 
Behörde  handelt  n.  8.  w.  •  Die  Versammlniig  ist  also  in  Gefiihr ,  über  etwas 
m  attacheiden,  wm  sie  nur  theilweise  kennt ,  und  sie  mag  leicht  einen  An- 
trag venreffen,  well  ihr  nicht  die  ganze  Begründung  desselben  mitgetheiit 
werden  konnte.  Auch  trigt  es  wohl  in  manchen  F&Uen  zur  ZnfriedeBheit 
im  Volke  wienig.  bei,  wenn  sich  aas  den  fl^Tentlichea  Yerfanndlangen  ergibt, 
dnss  eine  onbälebte  aber  doch  eben  notbwendige  Uaassregel  heftigen  Wider- 
stand bei  der  Beaehlaflsnahme  fimd,  nild  dass  sie  vielleieht  mn  ein  Kleinas 
gar  nidit  angenonunen  woid^  wftre* 

Anssev  diesen  die  TpQe  Yersanimhmg  als  Ofgan  der  ansübenden  Gewalt 
betreifenden  Bedenken  sind  aber  ancb  noch  weitere,  nnd  vielkiefat  noeh  ge^ 
wicfeftigeie,  hinsichtlich  der  Anasehllase  an  erwigen. 

Vor  Allem  ist  ftbeffaanpt  Jede  Terwaltnng,  nnd  namentüch  jede  oberate 
Leitang  der  Terwaltuig,  dnrdi  eine  ITehrgahl  toh  Personen  eine  sehr  iwei- 
felhafte  Einrichtong.  Es  gibt  allerdhigs  Gegenstände,  wehdnn  dfa  Berathni« 
mehrer  Sacfaverstftndiger  an  Gnte  kommt;  allein  d|e  Entschhlsse  an  einer 
Slaateleitong  gehören  im  Allgemeinen  scibwerlSeh  danmter,  nnd  bei  der  An- 
ordnung einadner  Begierongshandinngen  nnd  der  Ansflbang  einer  Oberanfticht 
ist  die  Theibahme  Mehrerer  nnd  ein  Handebi  nach  HehrheitsbeschlttSBen  ent^ 
schieden  verfehlt  Jene  Bandtamgen  sind  Geistesoperattoaen ,  welche  zweck- 
mlssig  nur  von  einem  Ehiselnen  Toigenommen  werden,  and  deren  Schflrfe 
nnd  Zweckmiaiigfcdt  dsrehHin-  nndHerredcn  nnter  Vielen  nnr  Met.  Nicht 
niir  auf  eine  coUegiaUs'ehe  Bildung ,  sondern  selbst  anf  eine  aiemlicfa  starke 
Besetaang  wird  man  sich  aber  bei  den  Ausschüssen  gefasst  machen  müssen, 
weil  eine  solche  im  Geiste  der  Demokratie  ist,  und  sie  überdiess  den  Wün- 
schen der  zu  einer  Theilnahnie  geneigten  Mitglieder  der  Versaninilung  ent- 
sprechen wird.  Sollte  aber  je  in  einem  solchen  Ausschasse  thatsüchUch  keine 
regelmässige  Berathung  statttlnili  ij,  sondern  jedes  der  Mitglieder  einen  eige- 
nen Geschäftstheil  sclbstständig  btlKindt  lu ,  so  dass  di  r  Aasschuss  nur  die 
Form  und  den  Namen  gäbe:  so  tritt  ein  anderer,  noch  schlimmerer,  Uebel- 
stand  ein.  Allerdings  winden  die  Uebelstünde  eines  mehrköpfigen  Regimeuteä 
wegfallen;  dagegen  aber  entstünde  eine  vollkommen  unverantwortliche  Herr- 
M:haft  der  durch  den  Namen  des  Ausschusses  gedeckten  einzelnen  L^Uar, 
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wenn  man  unter  dem  Namen  und  Schinne  einer  MebriieH  hADddt«  in  der 
Tliät  aber  durch  diese  gar  nicht  beschränkt  ist  Bis  m  wekhem  imglflib- 
liehen  Grade  eine  solche  schtiuLare  Collegialitüt,  in  der  That  aber  ZerspUt» 
terung  unter  einzelne  absolute  Herren ,  gehen  kann ,  zeigen  die  Ansscbflsse 
des  französischen  Conventes,  welche  in  dieser  Beziehung  ailerdings  als  be* 
weisend  betrachtet  werden  können. 

Die  Unrat  Iii  fjlirhkt'it  schwertälliger  Beratbnngen  wird  aber  dadurch  noch 
gesteigert,  dass  wülil  immer  mehrere  Ausschtisse  niedergesetzt  werden,  nach 
dem  Gesetze  der  Arbeilstheilung.  Hier  kann  es  denn  kaum  fehlen,  dass 
Znsaninu Mitritte  oder  schriftliche  Mittheilwngen  zweier  oder  melirerer  Aus- 
scht)s-r  erforderlich  sind,  damit  aber  Zeit  verlast,  sowie  Maugel  an  Scharfe 
und  Folgerichtigkeit  noch  gesteigert  werden.  Und  was  dann,  wenn  verschie- 
dene Ausschflsse  sich  unfireuodlich  gegenAberstehen  und  verschiedene  Bich- 
tUBgen  verfolgen? 

Ein  nicht  seltener  Wechsel  des  Personales  in  den  Ansschössen  lässt  sich 
mit  Bestiumitheit  voraussetzen.  Theils  wird  fs  vprfa«;«;niifr'^m5ls''ip  sein ,  die 
Ausschüsse  zu  gewissen  ,  nicht  allzu  entfernten  Zeiten  zu  erneuern ;  theils 
wird  die  Versammlung  zu  manchen  Aenderungen  Lust  tragen,  sei  es  aus 
Unzufriedenheit  mit  den  Leistungen,  sei  es,  um  auch  weiteren  MitgUedern 
Crelegenheit  zur  Tbätigkeit  zu  geben ,  sei  es  endlich  aas  blossem  Ueberdrusse 
von  den  schon  längere  Zeit  im  Amte  Befindlichen.  Damit  reisst  denn  aber 
ittt  Tradition  in  den  GeschAften  ab,  die  Kenntniss  von  Dingen  nnd  Personal 
mnss  neu  erworben  werden ,  Plane  werden  unterbrochen  oier  auch  wohl  gar 
in  der  AoBsiiM  auf  einen  nahen  Wechsel  pir  nicht  begonnen.  Die  Folge 
aber  muss  ein  unsicheres  Umhertasten  ib  der  Leitung  der  Geediifte  nad  eise 
terwirrende  Folgewidrigkeit  sein. 

Endlich  ist  kaum  denkbar,  dass  die  Besoigiiqg  des  Beamtenwesens  durch 
Annchttsse  gut  sei.  Zu  einer  vollständigen  Kenntniss  der  PenOolichkeitea 
«lid  es  den  wechseliMleii  Mügliedem  an  Zeit  gebrechen;  eine  alhnUhBge 
HsnnUUnng  tOdiUger  muiner  «nd  eine  Torberattobg  ihrer  Anstetlinig  Ii 
bestimmten  Aemtero  von  langer  Hand  her  ist  MitgUedern  eines  bloss« 
Aosschnsses,  ms  Mangel  sa  Berechtigung  und  an  sicherer  Amtadaner,  niofat 
möglich;  ein  scMechter  Beamter  kann  dem  bereits  «her  ihm  schwebenden 
Schwerdte  entgehen  durch  einen  Wechsel  der  AossohnsamitgUeder;  knn,  es 
wird  und  mnss  an  System  fehlen.  Ausserdem  aber  ist  m  beftrchten,  dass 
vcn  den  eouebiea  MH^iadetn  des  Anssohosses  Begflnsttgungen  geflht  wer- 

ta.  nnd  dass  aoch  aas  der  YeiaammlUMt  nvsnfhftr  nicht  leiefat  sarüekn- 
weisende  Einüriss  sich  geltend  macht  Je  kflner  dia  Gewalt  dauert,  deilo 
rascher  und  ridniGhlsloser  wird  sie  m  lügensttohtigen  imd  Parteigtngcni 
benOtzt  werden.  Und  je  ncthweadiger  bei  der  ohnedem  mangelhaften  Leitim|f 
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•  Stili^iit,  Znwri&ssigkeit  and  BnuidilNurkeit  der  Untergeordneten  wäre, 
deelo  tebwerer  werden  die  eben  angedeuteten  Mängel  ins  Gewicht  faUen. 

Ans  allen  diesen  Erwäguugen  ist  man  denn  ohne  Zweifel  schliesslich  /u 
dem  Urtheile  veranlasst,  dass  die  Handhabung  der  Staatsregierung  durch 
die  repräsentative  Versammlung  selbst .  beziehungsweise  durch  ihre  Aus- 
schtisse,  Uvu  mclit  unbedeutender  t ntbcbiedener  Vortheile  und  einiger  wei- 
terer, wenigstens  leidlicher  Verhältniäse,  doch  iiu  Ganzen  keine  Yortheilhafte 
Einrichtung  sei.  Für  eine  dauernde  Leitung  der  Geschäfte  erscheint  sie  als 
mit  überwiegiiidcn  Mängeln  behaftet,  nnd  hüchstens  kann  von  ihr  die  Rede 
sein  in  einer  Zeit  grosser  Aufregung,  welche  eine  Zusammenfassung  aller 
Macht  in  der  Repräsentanten- Versanunlung  verlangt,  und  in  welcher  keine 
kleinere  Ameahl,  und  noch  weniger  kein  Einzelner,  angesehen  und  stark 
genug  wäre ,  um  als  oberster  Leiter  der  Geschälte  aoszudauern  und  eitragen 
sa  werden. 

2.  Besorgung  der  Regieruugsgeschäfte  durch  ein  Directoriuni. 

Als  ein  unz\^ eifelhaftcr  Fortschritt  zu  richtigerer  Geschüftsbehandlung 
ist  es  daher  zu  betrachten,  wenn  in  einer  repräsentativen  Demokratie  die 
Leitung  der  laufenden  Staatsangelegenheiten  von  der  repräsentativen  Ver- 
sammlung getrennt  und  einer  kleinen  Anzahl  von  Männern ,  etwa  dreien  oder 
filnfen,  auf  eine  bestimmte  längere  Zeit  übertragen  wird  Hier  ist  das  ao 
ntttdiche  und  uothwendige  Gesetz  der  Arbeitstheilnng  beachtet.  Der  grossen 
Versammlung  fällt  die  Uandbabung  d^r  obersten  nnd  allgemeinsteu  Souverii- 
nitätsrechte  des  Volkes  zn,  nämlich  Gesetzgebung,  Ordnung  des  Staatshans- 
haltes, Genehmigung  der  Verträge  mit  dem  Auslande,  die  höchste  Controle 
Uber  du  ganie  Staatewesen;  der  kleine  Rath  dagegen  hat  die  laufende  Ver* 
mdliuig  m  besorgen.  In  solcher  Einrichtung  liegt  die  Möglichkeit  ieiner 
dauernden  und  geordneten  Einrichtnng  vor.  Auch  beweist  offenbar  das  Bei* 
ifflel,  welches  die  Schweis  nicht  nur  im  Bondesratbe,  sondern  anch  in  den 
vielen  einaelnen  Kantonen  gibt,  Tieles  i)lr  die  Bichligfceit  des  Gedankens. 

Doch  wäre  es  voreilig,  alsbald  aof  Untadelhaftigkeit  za  schHessen.  Schon 
der  gar  llble  Vorgang  des  finsniOsischfin  Diredorinms  nmss  zur  Vorsieht 
mahnen;  nnd  In  der  That  treten  bei  nflhegrer  Untersnchnng  mancfaeriei  nnd 
atm  Theile  schwere  Bedenken  entgegen,  welche  wenigstens  gegen  eine  un- 
bedingte EmpfeUnqg  sprechen. 

Es  ist  btlUg,  anch  hier  mit  den  guten  Seiteii  der  Einrichtong  sn  begin* 
nen  nnd  dieselben  aufrichtig  annerkennen.  Es  dnd  aber  wohl  nadistehende: 

Znnichst  mnss  aaeikannt  werden,  dass  dnreh  die  Bestellnng  etaesDlrec- 
torivma,  welehea  nritteibar  oder  onmittelbar  von  dem  Volke  gewlhlt  wird, 
der  Grandgedaake  der  reprOsentaüven  Donohratie  nicht  gestOrt  nnd  kein 
fremdartiger  Bestandtheil  in  den  Staatsorganismos  eingeiUirt  wird.  An« 
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ddBMilwn  Orflnden ,  wßldie  einlm  aalilrädieB  «od  durch  dio  B^sorguig  Bci-  . 

ner  PiiTatangelegcnbeiten  in  Ansprach  genommenen  Volke  die  Uebertngimg 
*  ssiner  S(mTeränitätsrechte  an  eine  aus  seiner  Mitte  gewählte,  verhflltniBfr 
müssig  kleine  Versammlang,  uothwendig  erscheinen  lassen,  mag  auch  die 
Einwilligung  desselben  abgeleitet  worden ,  die  Handhabung  der  Staatsge- 
Rcbiiitt;  im  einzelnen  Falle  einer  noch  poringeru  An/uihl  zu  übortraReu.  Ja, 
e<?  ist  sogar  diese  letztere  EntsaLuiig  uueb  eine  leichtere  uiid  nat  urlichere. 
Suwuhl  die  grosse  Versaiuiuiuiig  als  der  kleine  Rath  aber  stehen  aui  der- 
selben rccbtlichen  Grundlage,  und  sie  können  also  nicht  von  verschiedenen 
AusgangspuiikUn  gegen  einander  oder  gegen  jüriUe  argumeutiren ,  dadurch 
aber  schwer  lösliche  Verwickiuiigen  herbeiführen. 

Ein  zweittr  \  ortheil  ist  es,  dass  eine  wuidiche  Verantwortiiciikeit  für 
die  ürsorgung  der  Regierungsgeschäfte  eingerichtet  werden  mag.  Thcils 
kann  hierzu  die  Fe8t5itplhing  einer  nur  kurzen  Amtszeit  gebraucht  werden, 
wo  dann  bei  geringeren  (;riinf){>n  zur  Unzufriedenheit  die  Strafe  dorch  ein- 
fache Nichtwiedermieiinung  eriolgt.  Tlicils  aber  ist  anch  die  Bestellung 
eines  besonderen  Staatsgerichtsliofes  für  etwaige  schwerere  t  alle  eines  Amts- 
missbrauches möglich,  und  mag  das  Klagrecht  entweder  der  repräsentativen 
Versammlung  oder,  wenn  man  diess  vorziehen  sollte,  eigens  vom  Volke  ge- 
wählten Censoren  übertragen  sein.  In  keiner  Staatsform  darf  man  allerdings 
die  Wirksamkeit  einer  solchen  ausserordentlichen  Verantwortung  Qberschätxeo, 
am  wenigsten  g^fenflber  von  einer  CoUegialbehörde,  und  wäre  diese  auch 
sehr  wenig  zahlreich;  viehnehr  sind  die  Mittel  zur  Vermeidung  groben  Ge- 
waltnüssbrauches ,  hauptsächlich  in  dem  allgemeinen  staatlidien  Leben,  in 
einer  regen  und  kräftigen  öffentlichen  Meinung  und  in  der  regelmässigen 
Thätigkeit  der  reprftsentatifen  Körpenehaft  zu  suchen:  allein  ein  VcnllieU 
bleibt  es  immer,  wenn  es  möglich  ist,  eine  fönnliche  Einrichtung  zu  tn  n. 
Nieht  nur  ist  sonst  eine  Lfleke  im  Sjrsteme,  sondern  es  kann  anch  der  Ulamet 
'  an  einer  regelmissigen  gesetdiehen  Einriehtang  ni  Oewaltasltfitten  fUuta. 

Im  AUgendnen  kann  ferner  ein  poUtiscbes  Zasaramengelien  des  Diree- 
torioms  und  der  reprftsentatim  Yersammhug  ennurlei  werden.  Entweder 
wild  der  ansabende  Bath  von  der  repfftsentatifen  Yenwunminng  gewaUt; 
dann  gesehiekt  diese  natOilieh  im  Sinne  der  Ifeldrkeit  Oder  aber  geht  die 
BesteUnag  unnittelbar  von  dem  Yolki  ans;  dann  dorfen  vemtnftigeirweiBe 
,  eben&Os  Emernrnngen  im  l^ne  der  Wahlen  aar  grossen  TerssoimhiDg  er- 
wartet weiden.  Nor  in  Einem  Falle  ist  eine  Tersckiedenkeit  der  politi- 
sehen  Bkhtnvg  n  erwarten,  wie  weiter  nuten  an  besprechen  sein  wird. 

Die  Entwerfimg  wohl  flberlegter  Plane  nnd  ihre  felgeriditige  Durch- 
flümmg  ist  xwar  allerdiegs  seihet  bei  einem  kl^en  CoUsginm  schwierig. 
Dennoeh  nimmt  die  Unaningiidikeit  mit  der  Zahl  der  Personen  ab,  nnd  es 
mag  daher  einem  Dtrectotinm,  wehshes  jedeniUIs  nur  ans  wenigen  Hitgliedem 
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f>r  tf  ht,  die  Müiilichkeit  oinos  pinhcitliclipn  und  fest<»n  Handelns  und  klaren 
\ tir;iii--i'li(  u.->  ujclit  bostritton  ^M  i  iii d.    Natürlicli  wird  bei  etwas  längerer 
•    Amtszeit  die  Lust  zur  Entwerfuitg  weitausschcnder  Vorhaben  und  gemein- 
schaftliche Gewohnheit  der  Dnrchfiilinnig  waclisen. 

Schliesslich  mag  noch  erwähnt  ^vin,  dass  eine  BTehrzahl' von  Mitgliedern, 
allerdings  neben  mancherlei  Nachtheilen,  doch  auch  den  nicht  unbedeutenden 
Vortheil  gewährt,  die  Leitung  der  verschiedenen  Gattungen  von  Staats- 
geschäften nacli  der  persönlichen  Tauglichkeit  der  Einzelnen  zo  vcrthcilen. 
Wenn  es  sich  wohl  nur  selten  begibt,  dass  ein  einheitlicher  Regent  säromt- 
liehe  Arten  von  Staatsgeschäften  mit  gleicher  Sachkenntnias  imd  Vorliebe 
behandelt,  so  kann  hier  dieser  theilweisen  VeraachlAssiginig  Torgebeogt 
werden. 

T>n gegen  lüsst  sich  aber  nicht  verkennen,  dass  die  Anordnimg  eines 
Dirüctorinms  neben  den  gaten  Seiten  auch  mehrfache  flble  bat,,  und  zwar 
theils  solche,  deren  Eintreten  nki  mit  Bestimmtheit  erwarten  mnsB,  theils 
andere,  welche  wenigstens  mliglich  and  theflwdse  wahrscheinlich  sind. 

Zu  den  gewissen  Nachtheflen  einer  Directorial-Begiemng  gehArt  die 
Schwierigkeit,  dieselbe  m  dtn  Üinistero  in  ein  richtiges  Yerhfiltniss  m 
stellen.  In  einem  kleineren  Staate,  imd  namentlidi  bei  ebier  ohnedem  nur 
weniger  beschäftigten  Bnndesregierang,  ist  es  allerdings  thnnlich,  dass  die 
Directoren  selbst  Ißnisterial-Geschftfte  versehen,  und  nicht  bloss  die  oberste 
dem  Staatsoberhanpt  mtehende  Leitnng  der  Staatsangelegenheiten,  soodeni 
anch  die  ins  Etaaehie  gehende  Anfsicht  nnd  Anordnnng  flhemefamen.  So 
wird  es  z.  B.  in  der  Sdiweiz  beim  Bnndesrathe  gehalten ,  von  den  einzelnen 
Kantonen  gar  nicht  zn  reden,  tsk  einem  grossen  Beiche  dagegen  ist  daran 
dicht  m  denken.  Die  Tersehnng  eines  Ministerhuns  ist  hier  weder  mit  der 
persönlichen  SteUtmg  eines  Mitgliedes  des  Directoiinms  vereinbar,  noch 
wttrde  seine  Zeit  zmr  Besorgung  solcher  einzehien  Cteschsfite  ansreichen. 
Aach  ist  es  hnmer  eine  Frage,  ob  gegenüber  von  der  reprftsentativen  Ver^ 
sammlnng  das  Anftreten  dnes  Directors  als  Ißnister  paset,  sei  es  wegen 
seiner  eigenen  Stellang,  sei  es  wegen  des  Yerhftltnisses  zn  seinen  Anitsge- 
nossen,  in  deren  Abwesenheit  er  keine  bindenden  Terpfliditungen  flbemeh- 
men  oder  derartige  Erklftrongen  geben  kann.  Ifit  einem  Worte,  bei  dner. 
grossen  and  beschftftigten  Regierang  bedarf  es  nnter  dem  Direktorinn  der 
gewöhnlichen  Anzahl  von  Ministern,  Departementsehefe,  oder  wie  man  sie 
sonst  nennen  mag.  Es  leuchtet  nun  aber  ein,  dass  die  persönliche  and  £e 
amtliche  Stellung  dieser  Minister  zu  einem  mehrkQpfigen  Staatsoberhanpte 
eine  peinliche  sein,  die  folgerichtige  Besorgung  der  Geschäfte  beeinträchtigen, 
somit  auch  die  gute  Besetzung  dieser  Aemter  erschweren  muss.  Es  kann 
iUi  luaiichfacher  Durchkreuzung  der  Befehle,  an  getheilten  Interessen  und 

au  peinlichem  Zeitverluste  nicht  fehlen.   Wie  nun  gar,  wenn  sich  im  I>irec- 
r.  K9I1I,  StHimdit.  ld.L  31 
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Ml  !i  II '  V;  !en  Ilwren  ru  gUkber  Zfit  za  dipnm,  int  immfr  eine  fcblilHM 
Siuilii  .  ^'.iu  aCach,  wenn  diei»'  unter  sich  noeinig  iiod.  —  Lute  tireite,  iicber 
ftotrciendc,  SchwUrigUit  ia  der  Verkoltr  de»  Direktoriam»  mit  dor  rrprlk- 
aentatiTco  Venaiuilug.  Wk  oiM»  boDcriit  «nrde,  bt  ein  poMotiebe* 
Aiftrctfli  dtr  Utgltedtr  dn  DirMtortama  (■  der  Tawiuiilnf  niefat  riuk- 
lich.  Kim  Vi  rirptnng  der  Kegit'niiig  ilurcli  die  Hinister  n^K'r  hat  bei  ihrer 
eigenen  un»i(lH:r>.-n  Stcllang  zu  ü<;iii  Cutlitjuvs-uuiiMberhaopte  imiiil  dus  rtvhl« 
Gnridit;  nad  nberhaairt  kunn  vuii  einer  Vrraatwortlichkch  der  Minister 
l«tHittbcr  va  der  Voikn ertivtua  in  dieter  Bcgienui|itoB  nicht  die  Bidt 
Min,  6m  dt«  Mlbtt  vcrtstwortllduo  Direktwrea  nr  mMw  Beamte,  inUkt 
ihnen  urjtif.Ihij^t  folR-n,  hoben  können;  damit  ist  (li'iin  aliir  Jer  Nirv  d.f 
parlainetiuri;>t.l;L'j',  Vfrh«Ddluog  rwlüchen  Versammlaiig  lutii  iliBii.tei'  durch- 
echnitlrn.  Somit  bleibt  nur  der  itchl^pende  Weg  der  schriftlichen  Ter- 
budlug  nriKhcn  dm  IKnciarimii  and  der  Reprlieuatii»,  wmigMM» 
fa  ■Htn  «letligai  ABgelcgeBheltai.  —  GndHcli  iit  es  wunwlMluA,  dui, 
wenn  for  das  Directoriarn  ur.il  für  iJi.-  »ulksieririU'iiJi-  Vi.rsaiumlutig  nr- 
Khiedene  Atu(»]:eiteu  iind  »uujit  Wablj^m^ct  bcalioaul  t-imi,  (was  Un  vom 
Ar  n6thig  erachteten  lingcrcn  RcglerungsObung  der  Directoren  der  FaO 
uio  moMj  ikfa  «acli  ein  Tcnchiedener  iwlilitdter  Qeiit  bei  beiden  •«*- 
iprcebet  wird.  Sie  «lud  die  EmagBltM  TenehMener,  In  Imfe  der  Zdl 

gebiJdi'tLT  Slininiungcn ,  vit-tlciiht  v-  rM  liit  ili  iji't  Pirtfien  und  Mehrheiten. 
Ita  sie  uau  uuk  li</iii<.',  oiiiJ  <uar  liuta&dilirb  tuu  ikdil,  auX  den 

TolkswUlen  «tfitien,  nnd  l.iin  Itteil  rechtlich  Kbnidig  ist  dem  anderen 
nectamgeben:  so  kOniMm  daiMu  sehr  widrige  and  itOrende  Yeriiattniiw  eot- 
MdnD.  Jedenlidb  «erdoi  eich  die  BredMiiiiuigni  md  fWieo  xelga,  «deiic 
tlrii  in  Ji.-i;  iiielit  iiath  ilmi  fiarlviiiniitiir:*- bell  S}*:<  iin-  gi'fOhrteu  reprUipn- 
tativcD  Mouarchieeu  m  aUseiiigem  ivacUtbdi«  gelwnd  gt'inacbt  haben.  Weue 
au  Iberbupt  in  der  Ik'mokratic  das  Ansehen  der  Stutsorganc  nicbk  allPl 
groie  kt,  eo  nan  bier  eia  eokbea  gegeaieitjgea  AbceibcB  daadbcn  an  H 
erapflndlidter  «eis. 

.\ls  vrnigF^tms  mögliche  unwUntcbeaswerthe  S^itLii  tintr  DirLK-torial- 
Regte  rur.g  dringen  «ich  uK-r  dem  13<'oti«(ht<'r  fotgcud«.*  /u>UuMie  aal:  — 
Zonflchst  nOgeo  Spaltungen  in  dem  DirC'.lui  k  ^iteheo  und  diese  vielleiobt 
telhtt  bia  MML  billeier  Feiulsdiaft  lieh  Mebildeu.  Der  Omcheii  n  aolclMB 
lOubeUigkeftcD  find  aar  alba  Ttele.  Es  kann  penllnIMHr  Widerwille  wir- 
ken ;  oder  ein  sitli  gig.juv^jrK  :tii  W.'g.'  ^ttLinJcr  Klirrt  i/;  ferner  eine 
rertchiedene  Partei.'>t«iiuii^  \t>u  llw^i;  au>;  i  >ut' UemungsTerschicdenhell  6b«r 
wichtige  einzelne  Uegienrngsmaaiisregelo  d.  s.  w.  Sollte  nan  aach  ein  sokbei 
ZerMrlUM  keiaeamfi  iauaieroder  anch  mr  blafig  tt  uMw  niaWiaiw n 
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darbietet:  so  bleibt  eine  ausgesprochene  Feindseligkeit  und  inneres  ZerwOrf- 
Biss  bei  der  StilU  ,  in  welchem  vor  Allem  Einheit  des  Gedankens,  üeber- 
fin^tirnranng  des  Willens  mit  sich  selbst,  Folgerichtigkeit  des  Planes  und 
Kaschheit  des  Entschlusses  nothwendig  wflre,  ein  gar  bedenklicher  UinstaDd. 
£s  muss  namentlich  bedacht  werden,  dass  sicli  solche  Spaltungen,  wenn  de 
einmal  bestehen,  weit  Uber  den  Kreis  des  Directoriums  hinaus  ausdehnen 
werden.  Jede  Ptftei  in  demsdben  wird  ihre  Anhänger  im > Volke,  in  der 
Presse,  nnter  den  Beamten,  Tielleicht  selbst  im  Beere  haben;  damit  aber 
mnss  der  ünfiiede  und  die  gegenseitige  Hemmniss  das  ganze  Staatsleben 
dnrdidringen.  Bei  besonders  ehrgeizigen  oder  leidenschaftlichen  Directoren 
kann  eine  Femdschaft  gegen  Amtsgenossen  nnd  das  Bewnsstsein  eines 
starken  Anhanges  bis  za  den  gefihilichslen  Sehritten  führen.  Bekamit- 
lieh  war  das  fraaaOsische  Directorinm  ein  wahrer  Herd  sittlidier  Fftnlniss. 
Hatte  anch  das  einaefaie  Mitglied  nicht  die  ganie  Staatsgewalt  mr  eigenen 
Yerftgnng,  so  war  doch  der  Einflnss  nnd  die  UOgliohkeit  zu  nttien  nnd 
Anhftnger  zn  betohnen  bei  Jedem  derselben  gross  genng,  nm  Glücksritter, 
Bftnkesehmiede,  feile  Weiber  anzuziehen.  Jeder  .hatte  seinen  Hof,  seine 
eigenen  Wühlereien  nnd  iast  Jeder  seine  Art  von  Schlechtigheit  nm  sich. 
Was  etwa  im  Yergletehe  mit  einer  verdorbenen  Monarchie  an  änsserem 
frechen  Glänze  der  Yerderbniss  abging,  das  wurde  reichlich  ersetzt  dnrch 
die  Mehrzahl  der  Mittelpunkte  einer  zersetzenden  Unsittlichkeit.  Es  sott 
mm  .nicbt  behauptet  werden,  dass  ein  solcher  Znstand  vielseitiger  Unsittlich- 
keit hd  jedem  Directorinm  vorkomme,  nnd  dass  immer  Jeder  ehizebie  Director 
einem  Treiben  solcber  Art  Yorscbnb  leisten  müsse;  aliein  Erlhhmng  sowohl 
als  Nachdeiiken  zeigen  doch,  dass  sotehe  üebel  mOglich  sind,  und  dless  ist 
für  die  Staatsknnst  hinreichend,  um  dieselben  wenigstens  mit  in  Berednmng 
za  nehmen.  —  Sodann  ist  noch  immerhin  denkbar,  dass  ein  ehrgeiziges 
Mitglied  eines  Dhrectoriums  in  seiner  Stellung  die  Mittel  findet,  sich  ver- 
fitssnngswidrigen  Ehifluss  zu  verschaffen  nnd  am  Bnde  an  die  Spitze  zu 
schwingen.  Mag  er  dodi  seine  Amtsgenossen  entweder  zu  Mitschuldigen 
machen,  oder  sie  im  Augenblicke  der  Entscheidung  mit  Gewalt  beaettigen. 
Wenn  die  französische  GonsnlatS'Yer&ssung  als  ein  amtlich  gemeintes  Bei* 
spiel  einer  Directorial-Regierung  genommen  werden  kann,  so  ist  ihr  Ver- 
lauf belehrend  genug  in  dieser  letzteren  Beziehung. 

Unter  diesen  Umständen  ist  die  Fällung  tinos  Eiidurtheiles  über  die 
Räthliclikeit  der  Bestellung  einer  Directorialrcgierung  nicht  eben  leicht. 
Die  Ei-fabrung  in  IJeziehung  auf  diese  P'orni  der  ausQbenden  Gewalt  ist 
mich  Zahl  uud  Dauer  so  wie  nach  der  Art  der  anwendenden  Staaten  allzu 
beschränkt,  als  dass  sich  daraus  ein  feststehendes  Ergebniss  entwickelt  haben 
künnte,  oder  dass  auch  nur  uüe  möglichen  einzelnen  Erscheinungen  sich 
schon  herausgebildet  hätten.    Vom  bloss  theoretischen  Standpunkte  aus 
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tatnchlct  atf  nan  aber  nur  rtwa  tu 

Bne  cnlMUadtM  VeniRfii«  dm  pma  Oeduhen  itt  itaU  _ 
fotilt,  in  *o  ftnw  41«  EfarldiUnf  m  vide  gilt«  8«it«B  hat  Jedto  TUIm 

ist  sie  einer  Itrsorgnng  der  lanicndt  ii  Stjuit-gi-iliiifti-  iluHdi  die  »oUe  Ver- 
iwimniaag  MtÜMt  umI  dorcti  Jumehasac  derselben  eaUcliiedaB  Twwuithwi. 


cnHUtOi,  tlieiJs  wenigstens  k-ivlit  mCglicli,  niul  sie  siod  bedentend  gcniij;, 
UD  etoer  unbedingten  Kmpfchlnitg  oder  auch  nur  einem  grossen  Lobe  im 
Wege  zu  atebcu.  l  ii  l  i-s  m  Iii  iiit  ;iUu  nur  so  viel  sicher  za  sdn,  das«  in 
kteinenSttaiMi  iDd  f&r  UuMlescinriclitiuigeji  ein  Dbectonoii  nicht  rnipauwri 
ist,  «eil  Undaivb  die  grihwer«  BUheUwit  derOcMkifte  die  bmdleB» 
ricbtnng  und  die  tigUcbe  Fobrung  erleicbtert  ist.  Ebenso  mag  nun  r-^i  3h 
einen  durch  Krf«lirung  feststehenden  Satz  betrarbten,  das»  in  t,ucr  ver- 
dorbenen Zeit  nul  inmitten  einer  nitllicb  durcbKÜbltcn  GescUscIiaft  die 
Hachlheile  der  Sjpltiug  and  der  TcnieifMiileii  Verderliainkenle  eolicMedeii 


S.  UebertragDDg  der  aMlbcides  Gl 

E  i  D  K  c  I  u  e  n. 


Die  Uebertngane  der  aasObeudea  OemK  an  etau»  einzeln«!  Maas 
haiB  in  Dcnoliraticcii  üi  swei  «cimflich  vendiiedeiitB  FUtai  toiIuhiuiibi; 

nlnlich  entweder  als  ventweifelti^  Nfittimitli  1  Li-i  grosser  KriegBgefahr,  rar 
eiusdllitben  Za^^animenfaMning  ulUi  hruiw  uüü  ^ur  Vcrmeidnng  der  Vcr- 
aflgemagen  grosser  bcratbender  Kdriier;  odi-r  aber  als  ruhig  erwogen  blei- 
Kimkhtug.  —  hm  enteren  FaUe  in  die  BeauUnoi  «ceeollich  dae 
allein  daa  Bew|iiei  der  nfeUgltB  MMeriande  beweiat 
frcilii.  Ii,  (liiss  -ii  h  it.i^  Kri.  (.'-iiiiMi't  V.ci  längerer  Daner  tum!  ■  jiti[iin  luiuIoiii 
Ebriji  i/t'  in  «.ijit;  lilwi^citüt-,  in  liogikr  in  eine  erblichi'  Wiirilu  vcrwiaiditla 
kann.  —  Die  bh-ibcude  und  verfa&saiigsmJLssige  Eiu^'  t/uni;  i  laes  Han)itee 
der  VerwallBag  daceten  ial  entweder  ein  keelcer  und  von  eigeneBi  Keaftp 
bewnmtarä  nagender  EttacMm*,  «der  aber  etat  Bcwrti,  diu  der  Gent  der 
Fn  ilii  il,  Gb  ii  lilnit  ii:iJ  Hi^ii-Ir'  ijirruui,'  im  VoUto  Kclir  bcb«ui.h.  im  lil 
aiii  tj'liiistlti'-ii  tsl.  in  ji^uti  \  icaii-M  l/ui:f.'  ist  das  Volk  sfiii«:.*  Kiit--<:lilui.6cs, 
lieiue  AomUKsung  seiner  lU'cbte  duldi  11,  und  >>^iiii  r  (Ibmitttigcudco  StArke 
im  Falle  einer  nflthig  nerdendes  iiiiradiveisnng  so  sicher,  daiaee  eicli  aiekl 
ftreklet,  die  Tortheile  eiaer  eijiheHüelien  Regiemng  dtireh  «ine  mehr  oder 
weniger  drvliende  Gefaiir  ni  ■  r'n.iuft  u  Im  .uuKti.  ii  Zu^t.i!i(ii-  Ii  gt  auf  einen 
»Sgtichen  Veriiiet  der  Voiksregicrung ,  §ei  ts  in  der  Ücgeii!t«ruji<{  für  einen 
iMiitaurial  Man,  ed  ca  in  aeattbeitiger  Uaieejochang  darch  einen  mlebee, 
Mi  e$  endtieb  in  tUaapSat  aOAgOO^tA,  kein  GenicM.  Ein  Beieptel  der 
1  trir  «id  k  den YMtinMtan  ttiMlen  van  HafduMritai; 
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die  andere  TliaUache  erscheint  in  der  Präsidentschaft  von  Frankreich  im 
Jahre  1848. 

Eine  aas  Noth  und  für  die  Daaer  der  Noth  geschaffene  einheitliche  Ge- 
wali bietet  fftr  theoretische  Erörterung  wenigen  Stoff.  Je  nach  dem  Bedtkrf* 
nme  und  nach  dm  rogelnin^sigen  verüusmigsmfissigen  Einrichtungen  sind 
di«'  au??serordentüchen  liefuguisse  m  bemcsscif;  es  wird  mehr  ixlcr  weniger 
eine  Dictatnr  geschaffen  mit  Beseitigung  der  RegictUngsrechte  der  GesanunU 
heit  nnd  ihrer  Vertreter  nnd  aucli  wohl  der  Fr^ibeitarechte  der  einzelnen 
Bürger.  Jeden  Falls  ist  alleinige  Leitmig  des  Heerwesens»  damit  aber  die  Be- 
setaong  der  Anfllbrerstelleii  and  verstSiidigerweise  ancb  die  Bdsdwffong  der 
materiellen  Kriegamittd  in  die  Hfinde  des  FQbrers  m  legen;  wnd  anch  die 
Begdang  der  Verb&ltnisse  m  fremden  Staaten  Uberbaapi  Imnu  ihnen  nicht 
wohl  Torentbaltea  werden,  weil  dieselbe  mit  der  Eriegsleitong  nnzertrennlich 
zDsammenbflngt  Dass  eine  YerantworÜicfakeit  ftr  den  Gebranch  der  anver- 
tränten  Macht  festgestellt  sein  mass,  versteht  sieb  von  selbst  Die  NatzUcb- 
keit  der  Einiichtnng  hingt  ^  der  ErfiUlnng  zwder  Bedingungen  ab.  £Snma!, 
dass  die  znr  Eareicfanng  des  Zwecks  erforderliche  Macht  wirklich  in  die 
Hftnde  des  Aoaerwftblten  gelegt  wird  nnd  manscht,  in  kleinlicher  Folge-' 
Widrigkeit,  im  Einzelnen  znrflcknimmt,  was  man  im  Ganzen  geben  wollte 
nnd  mnsste.  Zweitens  aber,  dass  äcbere  Yorkehrnng  getroffen  wird,  na<di 
Abwendung  der  Ge&hr  den  regelndlssigen  verÜusungamftssigen  Zustand  wie- 
der berzustelleD.  Nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es,  dass  Letzteres  bei 
längerer  Dauer 'der  ausserordentlichen  Maassregel  und  gegenober  von  einem 
ehrgeizigen  nnd  volksbdieblen  Better  aas  der  Bedrüngniss  das  bd  weitem 
Schwierigere  sein  kann.  Vorbehalt  von  beliebiger  Zarackziehang  des  Auf- 
trages ,  Feststellung  einer  bestimmten  Dauer  u.  dgl.  werden  nur  dann  wiilc- 
lieh  helfen,  wenn  ein  entschlossener  Geist  bürgerlicher  und  staatlicher 
Freiheit  das  ganze  Volk  durchdringt  und  sich  dasselbe  nicht  durch  Einbil- 
diineskraft  und  vorwiegende  Neigung  zu  kriegerischem  Ruhme  zu  blinde 
Aüiiiiiiglichkt'iL  an  einen  Ehrgeizigen  hinreissen  lässt. 

Als  regelmässige  Einrichtung  bietet  dagegen  die  einheitliche  Leitung 
der  ausöbciideii  Gewalt  in  einer  Demokratie  Stoff  zu  manchlachen  fjrörtc- 
rungen  und  j>cli\viorigen  Fragen.  —  Sachlich  betraelitct  ist,  soweit  es  sich 
von  G€schäftsbe?,urgung  handelt,  oluie  Zweifel  die  Ilandliubnng  der  ausübenden 
Gewalt  durch  einen  Einzelnen  die  zweckniiissigste  Einrichtung.  Der  Wille 
des  Staat«nrf!ani'=Trms  ist  in  einem  Punkte  zusammengefasst ,  nnd  es  erleidet 
'-riiie  Bildung  durch  die  Gleirbberechtigung  Dritter  weder  äussere  Verzüge- 
vn\]'A  noch  gar  ein  unbedingtes  iünderniss ;  auch  wird  er  nicht  durch  dieKin- 
räumnngen  abgeschwächt,  welche  ^ieh  die  zu  gemeinschafHicliem  Handeln' 
BtTufcnen  oft  gegenseitig  machen  müssen,  um  zu  irgend  einem  Ergebnisse  zu 
gekngea.  fUnem  Einzelnen  ist  es  möglich,  Plane  im  Stillea  2a  entwerfen 
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Irtf  IkfteUiug  der  Muubfoileii  Gr» ah 

mi  ite  folttrlelitif  mmarMliM.  Eil  «mwAmMt  ycmItimgsorgBiiiam 

mit  lo^.vln  r  Fiti'fictlciriir  'Irr  r„^,-li;if>.i  iiijil  mir  ArliiüfstlifiliiriR  h^inshe 
nolfavendig  twdiagl  durch  nu»:  lüflliuiliidic  SiliUt.  üüwohJ  pcilitisthe  ah 
meklUdie  Terantwoitang  Ut  nar  gegen  einen  Kinzelnen  erfolgreich  geltend 
n  nMdwo.  fäii  pen<lo|ie|iM  Haapt  dir  Vermlimg  kam  akfa  abanU  dataii 
bee«bca  tat  da  ktndulD,  w>  «ine  AiwMcnMl  OrtHcli  afordcrUch  M,  vor 
Allem  sieb  an  dif  ^[lir/c  dt  r  bdwaffncotcn Macht  stiilen.  An  h  liiian  keines- 
wtgt  bebanjitct  werden ,  da»:^  riw  üoirbe  UebortraKong  an  Kineo  M«iin  dem 
GradialM  der  lHl|lll(|i>liliilii  i  n  IicowkrttUc  i^umikT  sei.  Weiio  and  soweR 
m  dM  V«lk  AaÄaiili  niciit  tat  maknlMg  «rachtat,  aeiae  Samwtalltt 
mag  PS  cbdiMwaU  ilwa  MaartBaii  alsVahnva 

nun  Sat'hwaller  «ikh1<  n 

Alleia  UBverki'nnbu-  i»t  ciu«  nokiyi  tiab«iUicbe  Regi«rang«^mtt  eiaa 
graua  ad  ataw  ilchende  Oefabr  nir  die  Denrakratie.  Es  gibt  aieht  Uw 
aaierihamdie,  UBdan  aach  fruittelHhc  Pncideatefi;  and  mit  M«kk«n 
adil(««illeli«n  Erfolgfi  ffie  ErMatdialter  dar  Niederiands  «iek  Orer  Mal* 
lang  "1  Er»*rliu:i^'  ritit-r  fbrstlicbcn  CfiHilt  l.iilii/nrfii.  i-1  cWnr.ills  bi-kanuL 

Vor  allem  liegt  wohl  anf  der  Dand,  dass  eine  erblicke  B«8teUimg 
eiaaa  «o  «richtigen  Amtes  dem  Gei»tr  einer  TaUubonehall  daietaiu  nmidtr« 
dit  llulla  nidit  «braiMadirZcrwilrlUH«  Mikliwnrter  Art  aaj  gae  rtriwnde 
driDgenda  OaMir  «aar  Taraaadlnnf  ia  aia  Vnmußmm  bt  Der  gana» 
'irrfankc  i^t  rln  -o  fcblerbafler,  dass  es  sich  InljgliLh  aus  ülHTmuchtiKfa 
gcechicbtl leben  und  thaUicklicben  VeriikUBiia«a  erkUres  lisst,  wie  derselbe 


D  atfWIw  VawUnd*  ümi  ««  dmn  WKk  b«kuo(Utk  cnmMn,  wtldi<  4ti  KrMiehk«!!  a«r 

hil'cn  liiw«  Ali'T  Uli  Ii  die  FoIk««  nlobl  aiuwrkiUebcll  liwt,  nt  .^-iwn  Ijck»nn1  Urr,  tuwi^i)«« 
Nurtg«,  Kampf  KWiwrlieD  der  onalKbra  iiiitl  4tT  ülulon-l'HJli:!  bUd«!  dPn  Minelfmakt  4l«r  Ib- 
■m  OtMtbl»  4«r  ITMidtrtiMid*  ai>d  slttnJail«  war  <Me  MunarcUa  M  M  laf  41t  fMM  fc»- 
tMMK.  DIt  iittKfpdtHAndlirh«  Vcrtksmntr  aifi  Uir«  Katwi^klitnx  M  !■  mMhihCr  BoMmMT 

h*«**«l  M^hf^A  Wf  d(p  'Htcnrt^'  d*»F  rr^.'if'^lkitst^'hfTi  irii>-  fii.lft««*?«  ftttetMMnrffhfnnirm  eird 
vfT'llT.I"  rinp  wi'ir  (.'•■tij«ii  T-   M._lMjii(.v   iil»  i»tf  iifl  ({♦    "'"ill'-h  7'i  llipl>  ynr<t  MrrkirllMlii; 

I«  Bknilcb  vvreru  du  <mi>  enrkbate  VirliiUmu«  incm  tinhHUlUhm  Inhabcn  d»  wanlcanw 
flHIwIiM  'neUM  ^  aafttbeaAfa  G«iraU;  lemvt  dl«  gaiw  idgwdMMkav  aMAMf  ata  Onai» 
Hurtwil»  m  nnllMd  ttt  Hrt^k—  d«r  nmi«naits*l«a  oi  lOiiMar  te  iwlillf  Jun*- 

l«q(*rtltf»l(fn :  41c  BlldMn^  »owoh?  'i?-  flftifml    itit  d^r  PrOTiBdül-atafll'^  aw  M«B4a< 

U;rn.  wi-Jrh»-  -"ir  rurti  ÄnwelMllff  tu>d  nlih'  r.irh  cltrriirr  t  i-lin  <i>u|pikC  qftd  Vtr»ritwiir1  NchV-il 

n  «iliiimeii  Mmni  dl*  Immmnu/Unt  4*r  0«winlitu<mi  rai  Ahqttm^m  dt>  I>nr>1«j«a 
#aa  iMaiafiallMakiaavap  wiliaa  afeav  aat  flaa  aasiliadhaaiiiaaaaMaa  flhrtaai  aiafti^Ma 

diKkdt  ilwir  Ein<fiiBiiiick«ll  allsr  B«ndiHKl<ii.  ■>  da«  Kttllmn^li  rbns  rtiatr«  alnrnlFkiiiid« 
94«4t  «Anfln  0««<hliua  dar  04«i«ral»UAi«A  vtrhUidan  luna^n.  <i'r»«1i!  Aft  Vrn^nni .  dws  die 
■alla»  dMior  EtaricknoKsa  4tm,  waa  «k  ala  daa  BlcMIge,  an  alcki  la  Ifta  tUHti  WUf 

MMuai  rtitarftar.  Wimm  *.       ktl:  a*k>«*]|,  It,  W|lMt  Minaab  K  *,  awL, 

1AM '.  —  Cf>m«ni«.nta>loliiK  de      l  •  ivin^w^nralaniai]  pmlitlafDH  BtNal^  BRaW 

n^ni,  h   ii.r  >iLt  ^"«vrrr.  rvt'-tii  Hii  ]]  H.     f]^.  —  itoa  RtlAfila  DMaiMifei M  ttr«ai^ 

Itaai,  Pulltinü  phUoophj',  Dd.  III,  6.  n>  fg. 
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siehtigniig  desselbeD  unter  gewöhnlichen  Umständen  and  bei  freierer  Wahl 
•    emzuAlhrenden  Staatsemrichtungon  nie  die  Rede  sein  wird. 

Somit  wird  denn  auch  in  den  folgenden  Erwägungen  iminer  nur  von 
der  Unterstellung  ausgegangen,  dass  eine  Wahl  des  Inhabers  der  ausübenden 
Gewalt  ond  zwar  mir  Muf  eine  bestimmte  Zeit  stattfinde.  —  Aber  selbst  unter 
dicker  Voraussetzung  bleibt  der  Elii  geiz  eines  solchen  an  die  Spitze  der  Ge- 
schäfte Gestellten  und  mit  allen  Mitteln  des  Staates  Betranten  eine  grosse 
ond  bc?tÄndige  G<  iahr,  wobei  es  ganz  gleichgültig  ist,  ob  dah  Ktgicrungs- 
haupt  unraittelbai"  vom  Volke  selbst  oder  von  der  reprftsentativen  Versamm- 
lung gewählt  ist,  da  sich  beide  in  dem  Manne  ihres  Vertrauens  irren  können. 
Besonders  bedenklich  ist  natürlich  der  so  leicht  mögliehe  Fall ,  dass  ein 
glücklicher  uiid  dadurch  bei  der  ganzen  Nation  bis  mr  Begeisterung  beliebter 
Feldherr  zum  Präsidenten  einer  Demokratie  gewählt  wird.  Einer  Seit-  wird 
ihn  der  Ehrgeiz,  Herr  des  Staates  in  eigenem  Hechte  /m  vnnUn  und  zu 
bleiben,  näher  lieg*'n.  als  einem  Andorn,  schon  dnrch  die  Gewohnheit  des 
unbeschränkten  Befehles.  Andern  Srit«:  hat  er  natürliche  Verbündete  am 
Heere  und  an  allen  Denen,  welrhr  früher  unter  ihm  dienten,  so  wIp  an  dem 
Übrigen  für  Kriegsruhm  begeisterten  Theiie  des  Volkes.  Es  ist  kaum  anders 
möglich,  als  das«;,  namentlif^h  nach  einem  langen  Kriege,  manches  Missver- 
gnttgen  und  manche  Enttäuschung  lui  Solchen  eintritt,  welche  bi<;  jetzt  die 
"Waffen  führten,  und  deren  mehr  oder  weniger  "berechtigte  Erwartungen  ver- 
eitelt wurden.  Vieh  wt  rden  sich  nur  schwer  wieder  in  bürgerliche  Ver- 
hältnisse fügen  und  durch  Arbeit  ihren  Lebensunterhalt  verdienen  lernen. 
Solche  Missvergnügte  sind  unschwer  für  ein  Unternehmen  zu  gewinnen,  wel- 
ches ihnen  eine  günstige  Stellung  und  eine  Fortsetzung  des  gewohnten  Lebens 
Yerheisst.  Die  Erfahrung  zeigt,  dass  die  zur  Anmaassung  der  Gewalt  fllh- 
renden  Schritte  allmählich  geschehen  können,  so  dass  auch  nicht  ganz  Ge- 
wissenlose anfänglich  mitzugehen  vermögen,  bis  ihnen  die  Umkehr  unmöglich 
wird.  Gegen  eine  wohlvorbereitete  Militärusurpation  ist  aber  den  bflrger- 
lidMft  Organen  des  Staates  ein  wirksamer  Widerstand  sehr  schwer,  wenn 
sie  nur  das  formale  Recht,  nicht  aber  auch  die  Macht  und  den  Volkssinn 
filr  neb  haben.  Es  mögen  noch  so  viele  und  so  krftftig  scheinende  Siche- 
niog»-  ond  Bestnfungsmaassregebi  in  der  Verfassung  Torgesefaen  sein;  sie 
nwden  nitürlich  mit  der  Verfassung  überhaupt  ond  sogar  vor  Allem  ge- 
niltstB  nmgestllnt  Der  3.  Deeember  1651  ist  hier  ein  bleibendes  Beispiel 

Aber  aofib  abgesehen  von  eiaam  sokhen  anfUmniden  MisAraiiche  der 
BleBiBg  eine  groese  Schwierii^  fnt  «dne  richtige  BesteUmig  eines 
einiigai  Haivtei  der  aasubeiidea  Gewalt  sehim  in  der  Wablfrage.  Es  sind 
drei  MittgHehheftep  «hier  Emennong:  entweder  dnrch  ehie  allgemeine  Tolks* 
waUj  oder  durch  die  repnaentatiYe  Yereammhmg;  endUch  dnrch  dne  eigene 
Mtftriieh  aach  aas  dem  YoU»  hervorgaageaa  WaUbebArde.   Alle  drei 
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lkstfllimgsartrn  Ifidcn  alK  j  .11.  Vnii  <  iiii  r  p  naucn  Kennt- 

uif»  un<l  Ik-urlbi'UuDg  tlf  r  M.l,l(,^uLlllUlM  Ucji  ?jjwic  sittlii^liau  l-Iigeniicluiften 
der  CandidaU'n  kann  In  i  >  iui-r  aUgemt'iDim  Vulkswalil  gar  licht  die  Bodo 
MiiL  Eotmider  wird  die  W«U  da  pvtm  Fart«ikaia|if  mo,  in  mleliai 
der  8Av  beiinwfRB  «iii«  ScImIuiK  ftr  die  IngUdiea  Hgendifken  dat 

r.iif  (tili  S..tiiliJ  Krlwlii  ni-n  i;i'W.'iliri  diirr  ntur  rri'wTiridrt  rinr  wHtvfr- 
tireiU-H"  ikgfiski  luig  tui  tiutu  aagtaUjUtiith  Bettebtco,  »vltber  Ictcbt  einer 
solcbPD  ZonciguDB  iikbt  wcrlh  ict ,  wMüg«toits  nicht  für  die  froglicbc  Stelle. 
Die  FtUe  (ind  «ebr  edlen,  ia  «dcheo  ein  btsünunter  Mann  ll■dMdil^^  der 
eiuidf  iMgltelie  oad  ToHkomiiifn  iM^iclie,  zu  gtoiclier  Zelt  itter  mmIi  der 

s.iiii  i;ii[i/'cri  Vijikc  cinlii'!]:;.'  iLifilr  «rliiiiintr  ist.  l->fulirn;i^sp('Tnri^s  i-.t  ilsc 
aUgi'uitiitt;  Alj^auir.iung  üiwT  «iiis  iiettieriing^tiiuipi  ziemlicb  in  MiiSMclitiiiig 
gelu)Rinicii.  —  Bei  ciutr  Wabl  doroh  die  ri.'prilaetitativc  Vei'BMUMlnnf  etekt 
eia  hUnse»  rArteitrabw  eehr  n  befarditeB,  bei  mkiMD  <■  4na  nor  nd 
den  Sieg,  niclit  tSm  tut  den  Hhib  akUunL  Andi  lind  liieiM  SMitiM 
Uedcnkllohc  l'K:--t.iiiilr  nü  lii  /n  abcrsobni.  Eiimul  mag  es  eine  solcbc  Vcr- 
wtwmliiag  ilireiti  VortbcUc  geiuikte  fiudco,  elneo  enbedenteDden  Mensclico  n 
Htklcn,  dmit  lie  Mibit  eines  un  eo  grSncna  Ein£ass  habe.  Dasü  WahW 
kArpendiaüen  mUt  voUem  Bevnietiabi  eiun  u  VenUnd  oder  Oesimuai 
Sclimeken  ansmclMn,  iit  bekamtlidi,  di  w>  der  m  ErneuHnde  mclir  oder 
wi-nigiT  grgC'DOber  ütcheii  ii;i11  Tu  t'ale  auch  gegi  ii  iVu  jot/l  W.ilili-iiJüo  ans- 
ünttbeo  faal>ea  wird,  niclit  w  selten.  Sodann  aber  machen  alle  VerfasHUgen 
BadYert)o<c  liriMÜdte  WahlcapitHlation  niclit  nirnidgUflt  In  der  Befel  weiden 
•it  aogir  aalv  olcn  bctriebcii,  i.  B.  ia  der  Fam  iM  WaUprognaMi^ 
rderüdien  K-Htltningen  der  CmAdetcn  v.  dgl.  IBerdaieh  «ird  dem  wui 
■.ihi'T  nun  iiiiinli-l'ii  dio  fn  iv  Hand  grlniinli'n  t'tir  wichtige  eiii/cliic  Ita- 
gi#rnng»bandliU)Ki^i ,  wie  iuiiner  tich  tpAtcr  nach  die  UnwUbide  gestalten 
mflgeQ}  anniiditi'iimiiiu  tier  MM  eagar  dier  «anea  «eltt  der  Terbtaiag- 
dannlcr,  iaden  db  BldiilaailibMK  von  RecMea,  wahte  dian  lllr  aath- 
wendlg  «nulltet  bat,  oder  die  Vnterlassnng  c'mm  ^ndentaades,  «dciieii  tie 
:iN  He  h"  iiiiil  Pflicht  bestimmte,  verabredet  wird,  En  mag  sein,  da.is  Mi--- 
brAoche  die»er  Art  lick  erst  «Umltfalif  md  atnfenweite  eituebieiclieB ;  allein 
SuatMtnrichtaagea  ated  flir  eine  langa  Dner  beatfaimt  and  MUni  JadeaftOa 
den  KciB  der  Tardaitain  aieM  von  Anfang  an  crkenntUdi  ia  aiek  tng». 
—  Wu  aber  eodHdi  die  Wahl  des  Regicmng^haoptes  dnreh  eine  eigens 
gebildete  W,ihll>chOrde  betrifft,  »0  ist  «wiir  uiiiii-  Z.v  ifi  1  (in  sc  EuirRktung 
die  aa  and  fllr  «idi  iMMte,  «eii  rie  des  Kbirierigeii  Anftrag  an  eine  ideio 
aan  iiiaiU  OMfar  «der  «eaifer  Taqi^iiibar  UuMgibt,  aad  aawMttefc 
dn  WaWwdiigiaB,  welche»  sonst  keine  Stellimg  im  Staate  emuimait  nndeidi 
aMbaid  aadi  der  Beendigung  seine»  Aiuftncea  wieder  auflöst,  keine  Teraa- 
laMung  «der  doch  MneJIaditiDTcialindBagBnlBciBaBialBaBaaMiaeBda 
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it  Awk  wmg  mU,  anwilidi  dDuch  nUMUm  IImHiiii><, 

nDmitt«]b«ra-  BeetcclilicMieit  vorgebeugt  «erden.  Dennoch  i»t 
•od)  Uer  Sdiliimnes  m  bewirupn.  Die  Krfahmng  in  den  Vcrcluigteo  Stuten 
zcifct  Biinilii  ti,  (U^s  sich  il,i>  I'.irt eilreiben  der  Zusinimcn-i't/iinp  des  \V;ihl« 
kttrpen  auf  cluc  jede  Uubeftqgeuiidt  uid  ScIlstUAodigkeit  deuelben  ver- 
nidMande  Wabe  taniditigatt  Unu  Sie  MiigU«der  mrien  aar  nudi  fU- 
MlifadlMB  ParteirOckMcbten  und  mit  dco  bcstimmtMMB 
cfnunit,  od  es  wird  dadnrch  die  Vor«u«tetzung  einer  neii 
imd  Gewissen  nnd  mit  amsicbtiger  Prufoiig  aller  Verhältqtow  iDd  1 
ack  taUrJuMim&Kn  VwMuwnla^g  nr  Motaea  Fictioc 

dorcb  deu  Priisidcntca.  In  einer  wirlilicbeD ,  dem  Od»te  der'  Staatsfonn 
gendss  eingKricbteteo  DemobraUe  werden  allerdings  Tielc  Aemlcr  durch 
Wahl  bcMtzt  werden;  jedoch  bWiht  eine  bttrachtlichc  An/alil  von  Vornfil- 
Itbrig,  micbe  niciit  ab  Ortttdw  Art  betrachtet  werden  kOuien, 
von  dar  CtattalTarwaHmig  n  Iwaalim  find,  oder  wo  «Im  Mnage 
rntiTtirdnniin  oiitcr  dir  Bcfflilc  ävr  nhfTvn  Bi'hBrttf  in  dar  Natur  der  Sache 
liegt  uüd  aUo  i^tctilUlis  viOti  Ik-su.'Uuiiti  •  be^t-iiuugäwcijst.'  Eotfemang  vom 
Inhaber  der  ansttbendcn  Gewalt  abMuigen  mnss.  In  grossen  Staaten  belaaft 
akh  ditZahl  soldter  {nr  Tatftgai^  dea  PrlaUentan  stcbendeD  Aemter  Mcht 
hooli  In  Ab  Tknende.  Sie  fiBMdieMnf  tümt  SttOnav  vbA  Wiiiiwiiiwi 
einer  «o  grossen  Anmlil  Nun  Funulkn  geht  nun  aber  über  «Iii-  SttllunR  cinps 
einzelnen  Blirgcrs,  um!  i^t  in  «utr  Itepublik  in  doppelter  ilczitliiiug  lii'iliak- 
lieb.  Einmal  könnt:!  <!ui1ureh  ehrgeizige  Plane  des  Hauptes  der  aasttbenden 
Gmalt  aebr  beeensügt  wcrdea,  umeMlMi  moii  der  Staat  in  der  Lai« 
M,  efD  ilarkes  fidModce  Beer  m  aMriitlln,  •bar  «debat  duA  ttaa 
gescbiclito  D('!-ct/Litig  'l-r  Anfiilircrsrtellen  nnsi  h-,»fr  vrrfD>,'t  werden  kann. 
Die  UDiWiÜ^uug  iu  i-'ränkreicli  Tom  Deccraber  Ifeül  UciU  auch  hier  (tu  immer 
ein  lehrreiches  BdspicL  ZwailHia  aber  nnd  in  Jeden  Feile  haan  tie  Be- 
Htmt  der  StaataftaMr  m  ciaen  ins  Gmeartif»  gebenden  Elnfluas  auf 
dn  VabI  mbiliriBdit  nerdra.  Die  Amifaibl  aif  eine  an  reidie  BeMmmg 

muntert  natfirlich  alle  ninkr^rlimicilc  nnd  Ahrnicarrr  anf,  /.a  Gunstra  nicht 
etwa  des  tachtigsteii  Manne»  «onderu  Desjciug«o  ta  »irkvu,  »ilüter  Aciuk'r 
und  Gehalte  in  sichere  Aussiebt  stellt.  Die  obelu  Folgen  für  die  Reinheit 
der  WaU  eeibet  brMGben  nlAl  erat  herrargeliobea  n  mTden;  ea  ief  aber 
aHfb  BMbt  aoB  den  Aagen  ta  laaeeu,  da«  ebi  graaier  TMI  der  aaf  adM» 

Vcl^r  als  Uwloi-htiaK  nnd  Belohnang  !iiiii;pw(>rfp.nr'a  öfffnllirlirn  Armtrr 
Bcklfchi  itrnug  wird  verwallet  werden,  aud  daa»  also  die  lul«res»eu  der 
Oesanmitltcit,  sowie  der  Einzelnen  schwerer  Bedrobong  ae^ceaetzt  »ind.  Auch 
koanu  sock  der  groHe  »diadcn  haafigcn  Wechsels  dwa,  iodeee  natttrUck  der 
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än  solcher  Dning  einferisBea  ist,  and  klM  mit  Jeder  neiien  Wahl  m  paam 
Vannlinginraign  Mw  Mmdwa  eiaiiakMu  Dun  int  Duadich  wtdm  wa 

Amtf!.  dir  Reite.  soniffTH  nur  von  mSglichslfr  AssbcoUng  wfthrcild  der 
kurwm  (ieaiuMtiit  hsovtuiü  dir  Drmorali&MMB  der  sAchbcbe  Schaden 
mna»  dann  al>er  in  Folge  aller  diewr  Verhillsiate  «UniliUg  grosse  Ver- 
UHatae  miltatm.  Die  VmlnlgteB  9mm  n»  Kofdaautik»  kcvetm 
die  iTtliflMlt  dlflMT  Brflh«Mm««i,  MMdn  dort  der  edle  OnoidHli  nr 
CdtiinR  m'komnifn  ist :  .Tiif  I^ute  ftlr  dun  Sieger.»  E»  i«  iillcrdiiigs  an  and 
für  sich  rnügUtb,  ikss  darch  i-iric  Dien^tpragBuUik,  «etclie  aarti  dem  Ver- 
«Alniiigsbeanteii  Sicherheit  fBr  ein  tadello«  gefBhrtee  Amt  gewjftrt,  oder 
«her,  k  Eriuitgalug  tiatr  wlctat,  d«rcfa  «iu  löle  sttlid»  üaUang  dat 
VottM  dtawB  üileri  im  Uwttndn  bdgepct  wde.  ÄUt 
wthrMheinlich  ist  r-s  nictit,  dufs  c^,  wciiigbiwis  auf  die  Diacr,  f;e»<iielip. 
Ge&etzlicbc  Berechttgtug  ai  cjtieiu  Amt«  uad  di«  mtmu  lierriUir^jjtd«  htdti«(- 
ytiutdigkeit  der  Beamten  liegt  nicht  in  dem  GeiUe  einer  Demokratie;  der 
■itUkte  Widerwill«  gegen  BeeteebaAg  «md  die  richtige  Einaklit  in  die  Felgia 
fliMr  toMMi  iM  itar  ia  giwer  OeiUr,  «m  ent  eiowl  ew  «Um  M- 
•'piol  Kl  Reben  ist  Aach  in  dir  spr  Reaehung  i«t  dif  ErfuhninK  der  Vw- 
euu^U.»  Sloatco  belelirrnd.  Von  dem  Geiste,  weldi^r  kimu  Wa.'-bi^glaa 
belebte,  und  zu  jener  Zeit  ancb  das  ganze  Volk,  ist  keine  Spur  n>chr  Tor- 
kanden,  Modem  Tielmelir  ailmihüg  ein  «ahrer  q^nitaMu  bei  Priteidenten 
nd  M  dn  u  dn  fltal  ktapAnden  Fnteieg  tu  die  Btell«  lelretw. 

Eine  schwer  zo  lösende  Fraee  \n  "lodAnn  die  liiD^icblicfa  der  Amtsdaaer 
des  Prbildentcn.  Aof  der  einen  ikit«  l(-üclau>t  «in,  dass  bei  einer  nnr  korsea 
Dmr  die  Veriraltung  empfindlich  und  mauuchiKk  Soik  kdden  mnisB.  Zar 
DMUg  lud  DuchfBhnuig  wettaaseebesder  Ptaae  M  keine  iSeit,  die  KuM- 
oiw  wn  Gwehlftee  «md  PersoaeB  geht  Immer  wieder  wtorcn,  tum  nun 

Tbeile  in  Kuiver  Frist  vQllMÄrjdi^f  gar  niilil  erwcrlien  werdoti;  di>'  Vcr- 
tdliedcnheit  der  IciU'ndui  i't'rionin  vcliadd  eiiuT  glüicUiuruugeu  Anwendang 
der  Gesebse.  Eine  bald  wieder  zo  Ende  gehende  Gewalt  hat  weniger 
Mhan  isd  findet  listigeren  Gebonaoi.  Eadlich  wird  das  ganee  Voik  fort 
lut  Itft  in  die  Aafregeng  einer  bevontebendeii,  gdide  in  Oiafe  iMfiBd- 
Ikbeo,  oder  so  eb<.-ii  liLftidiglcn  "Wuhl  »cryelzt.  Kaum  ist  ein  Rcj^iprongs- 
havpt  emaont,  vieileicbt  noch  awht  cinioal  m  da»  Aba  etogeirtteo ,  60  wird 
sdton  an  einea  Nadilhlger  gedacht,  beginnen  die  Umtriebe  flb*  eine  neoe 
Wahl.  Aach  hier  bieten  die  Veretariftaa  BttaleB  eia  MAnadea  Baiepial 
dar.  Dia  YuAtaangsmissige  HögUdikell  einer  WedererwtUaag  Vifldlgl 
zwar  einen  Theil  dieser  rebelsunde,  jc.Wth  nur  ■-ehr  un\o!lkoiniiien .  da  die 
WiederenKaaaug  uoi^ichcr  ist  und  jedenfalls  eine  Wahl  mit  aUto  ihrea  Folgeo 
mnHmh»,  Daie«  nkkt  wo  redea,  im  m  hWtt  dje  GewehaMi  hOdet, 


Kordanerika  der  Fall  ficvarden  zo  aem  sdheiiit  Anf  der  andern  Seit«  iat 
eiDC  lange  Daoi;r  4u  Amt^ieit  (i.  B.  zehn  Jahre)  bedenklidi,  weil  sie  eioem 
Ehrgeizigen  die  Torbereitimg  TerfiiMongawidriger  Plane  aehr  erleichtert.  S«- 
diiu  Mzn  bcitorcbtai,  din  ein  Wldertpruh  tat  den  politlaekea  AnKkaanocw 
OBdAMeUw  «iMt  «toa  vgr  «iMrllail»  «on  Jahnu  gMMUmPiMihBliii 
nnd  der  jüngeren  reprfixnUtivtn  Tcrsiinimlniii.' .  nicht  gar  dem  Volke 
selbM  entsteht.  Oieaa  führt  d«Dn  nan  aber  aici»  blosa  zo  anerq&ickUchcA 
Keibongen,  Mndem  vidldobt  tdlat  n  ftuMnleheD  van  der  einen  «der 
TM  der  uideni  8<ila. 

TBiflifJt  noeli  flfttvlilHi|it«  attd  tsA  ilifetehttp  tdo  dem  eüMWfllnleB 
Falle,  die  5ffif!llcblii:it  cimT  IticbttifiKsv(r<<>hiw1c'nhtit  vom  rrssirtenien  ond 
der  Mehrheit  der  ri:iuis»?iii.itiYeD  Vtrsammluag  vorhuudeu ,  oameatlich  wenn 
die  Wahl  nicht  tod  der  letzteren  aosgebt  Da  nnn  ein  parlamentariEches 
Sfitm  in  dem  Stuw  «iner  regelwlwigta  NadigieUikeit  gcflea  die  MehiMt 
der  ToUwf ei  U  elng  bier  flicbi  ittltfiiidiAt  irielwtffcr  du  Hm^A  der  netteii" 
den  Gewalt  sich  ebenfalk  auf  ficn  in  sptnpr  Wahl  knndgepplipni'n  VoIliswiTIf-n 
bem/cn  mag:  so  ent»t«bt  DaiUriich  in  dem  Toraa9ge«etüt«ii  Fallu  noc  g»r 
tible  Spaimnng  und  Stockung  der  Ge«chiftc.  Daas  die  Sachlage  dnrch  Staats- 
—fc^H—i  mttmlcberiei  £rMf  «ie  «eck  angfleteBt  werdeo  mOgeo,  nicht  lieaaer 
jBimplit  wird«  vereleht  elcb  elier  ▼no  eelhet. 

Seihft  hfi  piDpr  NpipDiig  zu  cntschipdcnfn  An«icht*'n  iA  r«,  hei  Yie- 
«*ndt«ü  Umitiladeii  in  dtr  Thal  aocb  über  eine  PriLsiilcrfsi  liai'i  akbt  Ic-kbl, 
ra  einem  abschliessenden  Urtheile  za  gelangen.  Hag  es  auch  sein,  das«  die 
Qeidir  eiurOewaUamuttecoglici  efBenkraftigeii,  auf  eeii>el''niheit  etetoen 
«ad  iSkima!6tfia  Ttdke  aiMcr  greea  M,  «edpteH  Iii  gewstallehea  Zei- 
ten; sn  Mniben  flnch  irnrarr  die  Xachtheile  der  Wahlen  nv-ii  des  Personen- 
wechscijs.  Bei  woagii  demokratisch  gesinnten  und  scblaffero  Völkern  aber 
mag  eine  Prftsideotschaft  zun  Umstnne  der  TaffeaaiPC  aad  flir  GMadaif 
der  Gamtthanacbaft  cinee  BiniigeD  fitbre». 

4.  Ergebnt««. 

Ana  den  voxElcbenden  BctrachtaagEE  durfte  stob  jcdeafals  tjii  unzmcjiül- 
faaUar  Beleg  des  Satzes  ergeben  haben,  data  keine  der  moglicben  Staatsfonnen 
eidliwuiiaaa  iat,  oad  daaa  man  rielmehr  nicht  eahaa  die  Erretehing  eioei 
LiebUngiwunadtei  mit  eben  ao  bedeatandeii  Preise  taaUtn  »ou,  daea  Via- 

nchftit.vn  \m]  Z;i1iere  aich  wohl  von  der  Er»trebiuig  abhalten  lassen  können. 
Wenn  im  L'clinge^,  «ric  es  wahrvbeinlich  ist,  die  repriventativ«  Demokratie 
nrxh  eine  grosse  Zakonft  hat,  nnd  sieb  namentlich  in  den  neo  Re^ittifrien 
■nd  bcTAUtctUBWelUkcileD  mehr  aad  mehr  ambreiteti  w  werde«  dann  auch 
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4B2  I>i«  Bestellttog  der  ansabaideii  Oewalt  in  der  nprAMBtatiTen  Demokratie. 

Eigmielitikaii  imd  Felgen  ikh  noch  weiter  entniekeln,  und  leiclit  mag  lich 
dann  begeben,  daie  Dicht  aar  Wirkoqgen  herrorMeo,  neldie  Iris  jetrt  nodi 
okht  f efjgekemmen  sind,  eondem  fieUeidit  andi  ModMkatioiian  der  Einridi* 
tong  sellitt  weiden  enonnen  werden,  durch  welche  jelil  bestehenden  Miss- 
stlnden  begegnet  werden  kann.  Bis  dahin  nnus  es  genflgen,  dass  die  Wisseo- 
ichaft  das  Terhittniss  ins  Ange  Jiust  vnd  sie  es  a  wQrdigen  sacht,  soweit 
Ihre  itaige  EhisUht  reidit 
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2. 

Die  Weiterentwicklung^  des  demokra tischen  Principes  im 
nordamerikaiüsclieu  Staatnrechte 

Es  soll  im  Nachstehenden  der  Vprsnrh  gtraucht  werden,  eine  der  bcdeuk- 
lichstea  Seiten  der  repräsentativen  ])( luoknitie  zu  bespreclien ,  nämlich  ihre 
natürliche  Neigung  zur  allmähligen  Uebertreibung  des  Grundsati^eÄ  (icr  Vnlks- 
herrschaft.  Der  Gegeustand  ist  so  wenig  erörtert,  dass  Vielen  dir  I!(  h;ni|»- 
tung  eines  in  dieser  Beziehung  vorliegenden  Uebelstandes  unbel^aiiut  sein  wird 
and  sie  vielleicht  desshalb  geneigt  sind ,  das  Vorhandensein  desselben  ganz 
zu  löugnen.  Die  Beweise  für  die  Thatsache  und  die  Gr&nde  der  bisherigen 
.Vernachlässigung  werden  aber  dargelegt  werden. 

Uniäugbar  ist  es  eine  der  wichtigsten,  aber  aucli  der  schwierigsten,  Auf- 
gaben der  Politik,  die  folgerichtige  Entwicklung  des  obersten  Grundsatzes 
einer  Staatsordnung  zu  vereinigen  mit  einer  Einrichtnng,  welche  schAdliche 
Anwendungen  eben  dieses  Grundsatzes  verhindert. 

Jena  Entwicklung  ist  nothwendig  zur  Befestigung  der  einmal  gewählten 
Ordming  und  znr  ZofriedensteUnng  der  im  Besitze  der  Gewalt  Befindlichen. 
—  Nichts  ist  unrichtiger,  als  wenn  man  glaubt,  einer  Staatsform  schon  da» 
durch  Leben  und  Dauer  gegeben  zu  haben,  dass  man  ihre  hauptsächlichsten 
Gedanken  gesetzlich  ausspricht  und  eine  Einrichtung  trifft,  welche  denselben 
uunittelbAT  znr  Eischeinnng  bringt.  Wenn  diese  nächste  Verwirklichnng 
vereinEelt  steht,  ringsum  von  Anstalten  and  Orandsätzen  angeben,  welche  einer 
•ndem  Gedankenreihe  angehören,  Ueberreste  verscluedenartiger  froherer  Za- 
stmde  sind,  oder  in  der  verkehrten  Absicht  getrofllen  werden,  eigentbflmliclie 
Vortheile  einer  andern  Staatsform  sieh  anzoeignen:  so  moss  das  £i:gebniss 
Scbwftcbe  nnd  innerer  Wiederstreit  sein.  Kar  wenn  nach  den  verschiedenen 
Seiten  des  Zusammenlebens  hin  Instltationen  bestellen,  welche  je  in  ihrem 
Kreise  die  Qmndgedanken  aar  Aneikenaang  nnd  Wirksamkeit  bringen  nnd 

1)  LNe  OruBdütgc  üioMr  AbhaniUang  'ui  eiu  Auä»aU  in  der  Kriliacben  Zeitschrift  fUr  B«ebtf 
wiMaMdMft  dM  AulMdw,  Bd.  ZXVn,  S.  MSif.;  hier  tot  ««tMlbe  J«M  wwwtMUh 
■MHtl. 
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494  ^  Weiterentwicklung  des  demokratischeD  Priucipes 

sieh  dadoKh  gegenseitig  intentauen,  ist  auch  flir  die  Siekerlieil  des  Mittd- 
ponbtes  gesoigt  Die  blosse  T»«<^hwiiig  einer  ToUcsrerjtntaiig  B.  gidieft 
aocli  keineswegs  eine  beständige  Inerkennang  und  HandJubnog  der  geseU- 
liebeaF^Kilieit;  es  mOssen  dam  ucb  nodi  gentigende  staatsbllrgerliehe  BMbte 
eines  Jeden  Einaelnen,  Selbstrerwaltong  der  gemein8cb«IUiclie&  Ingdegeo- 
heitoD  in  Ideineren  Kreisen,  ricbtige  Stellung  der  Kirdien  nid  sonttigBr 
nUkhtiger  gesellschnftlidier  Kreise  zu  dem  einheitUcben  StMteorganiflBDS, 
TheOnnhme  der  Biliar  an  der  AnfirecbterhaltiiDg  der  Reehtsordnang  Büteiit 
Oeschwomengerichte,  and  noch  manche  ähnliche  Einrichtangen  kooiieii, 
deren  fest  an  einander  liegende  Bflndel  erst  dem  Ganzen  Sicherheit  md  Mer- 
ftinstimmnng  gewahrt  INe  einst  mit  so  vietem  BeiM  b^r^isste  (^«iVfb  «idht 
nur  Ansfllhnmg  gebruchte)  Forderang,  die  Monarchie  mit  repablikttÜMte 
Institationen  m  omgeben,  war  von  Hanse  aos  eine  Tborheit.  —  Noch  wtdgK 
bedarf  es  erst  eines  Beweises  ^  um  sa  seigtn,  dass  die  Inhaber  der  StMpibge- 
walt,  wer  immer  sie  auch  sein  mögen,  nor  onzofrieden  sein  kOnuen,  *tMP^  ite 
bei  der  Ansabuug  ihrer  Rechte  und  ihrer  Pflichten  immer  wieder  aal:0liit*e 
und  läinicht&ngeii  stusseu ,  welche  ihnen  ein  fülgericlitiges  Handeln  OllTlBg 
lieh  macheu,  und  weiiii  ihnen  mit  tier  einen  Hand  genommen  wird,  was  i)p||B 
mit  der  andern  gegeben  war.  Daraus  entsteht  je  nach  der  PersÖnlkMait 
und  wohl  auch  uacn  dem  Umfange  solcher  UiudLrnisse  entweder  Verdrössia 
heit,  Gleichgültigkeit  und  Nicaiausübung  auch  der  ungehinderten  Rechte,  oder 
aber  das  Bestreben,  die  zustehende  Gewalt  zum  Unisturze  oder  wenigstens 
zur  Umgehung  Uer  bestehenden  Kinrichtungen  anzuwenden.  LtUteres  ist 
denn  ülu.  aber  höchst  gefähriiUi  lur  Jua  Lestelien  des  Rechtes  und  selbst  des 
Staates,  sondern  namc.'iitlich  auch  durchaus  eutsittlicliund ,  sowoiü  iur  uie 
Herrschenden,  als  für  die  Unterthaucn. 

Allein  .^t,  nothwendig  eine  folgerichtige  und  sachUch  vollständige  Aus- 
bildung des  Gruudgcdaiikens  ist,  eben  so  unerlässlich  ist  es,  dnss  inuner 
auch  etwaiger  übertreibender  Mis^brauch  desselben  scharf  im  Auge  behalten 
werde.    In  jeder  Gewalt  liegt  für  d^n  Menschen  ein  Reiz,  sie  immer  weiter 
auszudehnen,  und  selbst  über  die  üranzen  des  Erlaubten  hinaus.  Ausserdem 
ist  Wohl  zu  b(  denken,  dass  die  Menschen  nicht  blos  unter  dem  Einflüsse  eines 
einzigen  Grundsatzes  stehen  und  nicht  blos  Einen  Zweck  verfolgen,  dass  also 
leicht  versehicdcne  Einrichtungen  in  ihren  Folgerungen  in  Widerstreit  unter 
sich  kommen  können,  ohne  das»  desshalb  die  eine  derselben  schon  an  und 
für  sich  unrichtig  wÄre  oder  ganz  unterbleiben  könnte  und  müsste.  Hier 
fordert  denn  Klagheit  und  oft  mehr  noch  als  Klugheit  die  Pflicht,  Mittel 
anfzutinden,  Welche  ein  Kebeneinandeibestehen  der  versclüedenen  Zwecke 
nioyii,^},  niacht    Diese  Mittel  können  aber  naturgemass  in  nichts  Anderen' 
bestehen ,  als  in         Onterbrechong  der  Folgerungen  an  dem  Punkte,  wo 
Anderweitigen)  mindestens  eben  so  wichtigen,  Forderungen  einer 
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TerschiedeneDArtznsammpTitreffen  würden.  Man  iniiss  die  logische  Entwiddiiiig 
beschränken  und  aaf  einen  Theil  der  im  Umr  finssenten  Yerfolgong  etwa 
herrührenden  Yortheile  TerzichteD,  un  einen  anderweitigen,  allerdings  viel- 
Iniclit  anfili  n  beedninkenden,  TorÜieil  daneben  geniesten  ni  kOnnen.  Znr 
HBarttellnng  dieMs  GIMgtnMties  geniignn  denn  aber  niebt  selten  bUnae 
Yoncbriften  oidil,  «mdem  ea  bedarf  eigner  QBd  bierai  bestinunter  An- 
stalten. Die  scbvierige  Amlisabe  der  Politik,  von  weldier  oben  die  Bede  nar, 
bestebt  nun  eben  darin,  die  GriUnUnieD  ftr  awei  einander  sieh  begegnende 
Prinditten  an  der  rechten  Stelle  n  siefaeii  oiid  die  nOtbigen  ADstaUen  so 
gleicher  Zeit  wirksam  und  mdgUdi&t  wenig  beacbweriipb  einnuichten. 

Die  dqipeite  NotbwendigMt  der  AnsbUdniig  und  der  verstiodigen  Ein- 
gitbunnig  ist  denn  mm  aiush  schon  ttngst  erinont  worden,  und  es  fehlt  in 
alkn  Abschnitten  der  Geschichte  niiät  an  Tersochen,  ihr  gerecht  n  werden. 
Es  sd  jedodi  Yor  Allem  erst  eine  berichtigende  Bemeifcong  gemaclit.  —  Man 
pflegt  ^  Staatsfonnen,  in  wehdien  Ehuricfatnngen  sor  Ysrhiltuig  einer  Ueber- 
treibwng  des  Orondgedankena  bestehen,  «gemischte»  sn  nennen;  diese  ist 
Jedoch  ganz  Terimhrt  nnd  ?erteitet  sn  frischer  AvfEusimg  der  An^gabe.  Es 
gibt  allerdings  gemischte  Staatsarten;  alldn  diese  habea  eine  wesentlich  andere 
Bedentong.  Eine  gemischte  Yerftssong  besteht  nimüch  entweder  da,  wo  man  — ' 
im  Zweifiel  nur  Beendigung  eines  bmgen  mid  onentscfaieden  gebliebenen  KampCw 
nnter  versohiedeiMik  Parteiea  oder  Bestandtheilen  dea  Yolkes  ^  ehie  Fank- 
tioD  der  Staatsgewalt  selhetstftndig  dem  einen  Elemente,  eine  andere  einem 
zweiten,  ud  rieUeldii  einem  dritten  Obertiagen  ist,  so  zwar,  daes  Jedes  in 
sdiiCBKniae  zn  handeln  befitgt,  aber  kehies  in  dieZostladigkeitderfllHigeB 
einsngreilini  berechtigt  Ist  Oder  aber  mag  von  Mischimg  gesprochen  wer- 
den, wo  die  mit  der  Aasflbnng  der  Staatsgewalt  beauftragte  moralische  Person 
aas  zwei  wesentlich  verschiedenen  Bestandtheilen  znaanunengeBetzt  ist,  welche 
aber  zusammen  ein  formelles  ungetrciiütes  Ganzes  bilden.  ItaliLiiii-Lh*  und 
deutsche  Städte  des  Mittelalters  bieten  Beispiele  der  ersten ,  Thcukralieen 
nuL  LuiciilLiriitu  lür  die  welthch»  n  Angelegenheiten,  Fälle  der  zweiten  Art 
dar.  In  wie  ferne  solche  Spaltungen,  beziehungswel^e  Zusammeusetzungen, 
ihren  Zweck  eritUlen  oder  nur  Form  eines  Waffenstillstandes  sind,  welcher 
die  Kenne  neuer  Zerwürfnisse  in  sich  trägt,  ist  eine  hier  nicht  weiter  zu 
besprechende  Frage;  wolü  aber  leuchtet  ein,  dass  es  ein  von  dieser  Ordnung 
des  Staates  ganz  verschiedener  Gedanke  ist,  weim  die  einer  und  derselben, 
physischen  oder  moralischen,  Person  übertragene  Fülle  der  Staatsgewalt 
durch  irgend  eine  verfassungsmäsbige  Anstalt  verhindert  werden  soll,  ihre 
Macht  auf  eine  schädliche  Weise  anzuwenden  oder  über  die  Gebtthr  ansiru- 
dehutn.  Iiier  i'^t  von  einer  Mischung  verschiedenartiger  Bestaüdtheile  zur  Bil- 
dung eines  InLül>trs  der  obersten  Gewalt  keine  Rede,  dieser  ist  vielmehr  die 
einheitliche  Folge  eines  einzigen  Principes :  sonderu  es  boli  nur  eine  Schranke 
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gezogen  werden  gegen  seinen  Irrtbom  oder  flblcn  WiUeiL  Man  mag  sie  90- 
mit  wohl  «beschränkte»  Eegieniiige&  Demieit,  nifilii  aber  «gemiBcbto.» 

Solcher  BeechiiDkongen  sind  denn  non,  wie  gesagt,  scbon  manclie  «r- 
sonnen  worden,  und  einige  derselben  sind  selbst  in  so  grosser  Ansdehnong 
eingelUirt  norden  oder  n^eb.  vorbanden,  dass  sie  eine  ivellgesehichtliehe  Be- 
dentnng  haben*  —  Dieas  ist  vor  Allem  in  d^  lionarchieen  der  Fall,  nnd  iwar 
aoa  leloht  begrdiüchen  Grttnden.   Wo  die  geaanunte  Staatagewilt  In  den 
■Binden  eines  einaehien  Menschen  ruht,  iat  eine  übertriebene  oder  fidasha 
Amrandnng  in  beaonderem  Grade  an  fUrehten.  YergMtemng  der  iBigw 
Person,  Irrthflmer  im  Denlcen,  Unkenntnisa  der  Tbataaeben,  Ebigeia,  SMal- 
keit,  selbstiacfae  LeidenschafUn  aller  Art,  Ideoaynhraaieen  n.  a.  w.  ktam 
munittelben  an  einer  fidacben  Anwendung  der  Macht  und  dadnrdi  n  nibflM- 
rem  Unbeile  fthren,  wenn  der  EntacUnas  nnr  Ton  einem  Einaetaiai  giM 
an  werden  brancht,  dem  Entschlüsse  aber  atobald  die  AnsfUhningi^t 
Namentticb  wird  der  WiUe  des  Regenten  gar  leicht  den  natQrlifllwP«<ar 
▼erbrieften,  Hechten  der  Untertbanen  geOhrlich  sein,  wenn  dieaelbai  im 
ToOsoge  aeinea  Willens  im  Wege  stehen.   Ihr  Schutz  ist  ea  dfln>.inth 
TOiaugawoiae  der  Zweck  der  Anstalten,  wetehe  dem  peraOnlicbem  WU»^ 
Honardien  nnd  der  im  Dienste  deaaelben  atebenden  TOOen  gtaatageiwH  ttlat 
beatimmte  Grfioze  ziehen,  dieselbe  in  ntttzlicben  nnd  gesetzlichen  Btämm'm- 
halten  aoUen;  so  also  der  Zweck  der  Vcrthcidigung  durch  einen  Jütttiaa  mayor, 
der  JBeadirtnkang  durch  die  gcdliotUrten  Stände  des  Mittelalters,  der  Icmär 
rekdiem  nnd  umfassendem  Zuständigkeit  der  Volksvertretungen  der  Neuzeit 
—  Aber  auch  in  andern  Stiiats formen,  als  in  der  Monarchie,  sind  Anstalten 
an  gleichem  Zwecke  getroffen  worden.  Es  sollten  die  Volkstribune  die  Rechte 
der  riebs  gegen  Urbertreibungeu  der  aristokratiscben  Richtung  des  Senates 
sicher  stellen.  In  I'atriarchiecn  hat  das  Staniniesbaupt  l>ei  besonders  wichtigen 
Anlässen  die  Aeltesten  zu  versammeln  und  ihren  li^itli  zu  luiren,  damit  sein 
individueller  Wille  nicht  zu  weit  ^(ho.    In  Tbeokratieen  mag  ein  Concüium 
als  ein  stärkerer  und  reinerer  Austiu>b  des  göttlicben  Willens  tiber  die  Macht- 
anwendung des  gewöhnlichen  einheitliehen  Statthalters  gesetzt  sein.  Selbst 
in  Despotieen  ist  zuweilen  der  grundsätzlichen  WiUkükrberechtiguiif.'  s 
Ilerrscbers  durch* die  Stellung  eines  Kirchenhauptes  ein,  wenn  aoch  nur  un- 
vollkommener, Damm  gesetzt. 

Nur  in  den  Volksberrscbaften  bat  man  wenig  an  solche  schätzende  Ein- 
richtungen gedacht. 

Was  die  reinen  Demoto**'^'^^"  betrifft,  so  ist  zwar  etwa  dafür  gesorgt 
'«"•den,  dass  der  VoUcaroraammlnng  nur  voUkommen  vorbereitete  Angelegen- 
heitcn  zur  Kntscbeidnng  Wgelegt  werden,  sei  es  durch  die  Notbwendigkeit 
einer  \of5^j^^^  in  einem  Senate,  sei  es  durch  die  Aufstellung  von  Staats- 
^         sei  es  endlich  durch  die  Erschwerung  der  Autrilge  Einzelner;  allein 
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eine  eigentlicho  Beschränkung  der  Versaoimlung  bestand  doch  kdum  irgendwo. 
Die  Oründr  sind  nicht  schwer  aufzufinden.  Einmal  war  eine  Beschränkung 
des  Volkswillens  durch  eine  selbstständige  Berechtigung  irgend  einer  Minder- 
zahl schwer  in  ertrftgliche  logische  Uebercin  Stimmung  zu  bringen  mit  dem 
Grundsätze,  dass  eine  Selbstbestimmung  der  Gesammtheit  der  fireien  Bürger 
die.  einsige  natttrlich  erlaubte  Quelle  von  Goi^etz  und  Nöthigong  sei.  Sodann 
aber  mochte  (^'^  nborfiüssig  dttnken,  die  Rechte  und  Interessen  des  Volkes 
gegen  dieses  selbst  in  Schutz  zu  nehmen.  KOimte  doch  von  einem  selbstbe- 
wnseton  Willen  sich  zu  beeintttchtigen  verstflndigerweise  nicht  die  Rede  sein, 
und  man  mocbto  voraossetzen,  'dass  es  an  einer  Kenntnis»  der  Bedflrfiiisse 
da  nicht  fehlen  rirarde,  wo  Jedsr  seine  Meinnng  und  sein  Interesse  nnmittel- 
bar  geltend  m.  machen  Bebht  nnd  Gel^genbdt  babe.  Ob*  diese  AnschaunngeB 
ricbtig  ivaren,  nnd  ob  man  nicbt  ^vfekttelir  trots  der  inneren  Schirieriglnlteii 
vnd  des  TermeintUeb  geringeren  Grades  von  Nothwendlgkeit  auch  hier  imU 
dttnn  getban  bfltte,  Sohntanittel  fSar  Recbte  nnd  Interessen  anfkosachen,  ist 
iireiUeh  mehr  als  sweiüdhaft.  Die  Geschichte  irinmielt  be^EanntUcb  von  Bei- 
spielen nnflberlegter  nnd  imgerechter  Besehlflsse  dnreh  YolksYersanmünngen, 
namanfUch  von  UnterdrBdniiigeD  einer  llinderheit  oder  der  Kiebtbeacthtmg 
von  Rechlen  Einseber.  Doch  mag  eine  nibere  Untersnehnng  hier  fhgVcii 
nnterbleibeD,  da  in  der  jetogen  Zeit  di6  Zahl  ond  Bedeutung  der  reinen 
TolkshOTschaften  so  gar  Uein  geworden  iat. 

Wohl  aber  ist  die  Frage  naher  ins  Ange  sn  fossen  in  Betreff  der  itit 
angenommenen  nnd  bereits  so  wdt  verbreiteten  Form  der  Yolksherrsohaft, 
der  repiieentetiten  Dandaatie.  Diese  Staatsart  ist  in  voller  Wlrbaamkeit 
and  TOransBid^^  m  noch  weit  grosserer  Ansdehnong  über  ganze  Welt- 
ttieile  bestimmt  Wenn  also  aneh'hier  ein  Bedttrfiiiss  des  Scbataes  gegen 
die  Staatsgewalt  selblt  v<»]iegt ,  demsdbm  aber  etwa  bis  itst  noch  nicht 
gehörig  abgdidfen  ist,  so  kann  es  wenige  Anl^iaben  des  Staatsrechtes  nnd 
der  Staatskunst  von  gleicher  Wichtigkeit  geben. 

Die  Zustände  in  der  repräsentativen  Demokratie  sind  allerdings  in  so 
ferne  wesentlich  verschieden  von  denen  der  unmittelbaren  Volksherrschaft, 
als  in  jener  das  Volk  nicht  scllist  Beschlüsse  fasst,  also  weder  Gesetze  gibt, 
Verträge  schliesst,  Krieg  und  Frieden  bestimmt,  den  Staatsbank  halt  und  die 
Abgaben  fesstellt  u.  s.  w.,  (seltene  Fälle  eines  Veto  etw:t  uhgi  i  im  bu*  t ;)  noch 
auch  selbst  verwaltet.  Zn  den  wesentlichsten  liandlungea  der  Staatsgewalt 
sind  Abgeordnete  auspi  wählt,  welche  theils  in  grösseren  Versammlungen  die 
allgemeinen  und  giuuü'jätzlichen  Angelegenheiten  besorgen,  bald  in  kleiner 
Anzahl  oder  auch  wohl  ganz  einzeln  die  laufendeu  (ieschäfte  erledigen. 
lAvfrt  nnn  etwa  schon  in  dieser  Uebertragung  der  Gewalt  von  Allen  aul 
wenige  Ausei  wählte  ein  genügender  Schatz  gegen  Missregierung,  namentlich 
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gegen  eine  8ch»4mche  üebertreibaiig  des  demokmÜBchen  i^rincips,  so  dm 
anderweitige  Anstidleo  überiHlBBig  werden? 

ünzwdfelhaft  ist  es  ein  VortiieU,  dtts  die  veNcWedeDen  Arteu  von 
SteUTertretern  des  sonvcrtoen  Volkes  nicW;  ans  eigenem  Rechte  handeln, 
sondern  nnr  eine  ttbertwgene  Gewalt  nnd  eine  dnrch  die  Verfcssung  genau 
begrinste  Znsttndigkeit  bähen.   Viele  Beobts-  nod  Interesscverkt.unppn, 
und  unter  diesen  denn  anch  solche,  wekbe  ans  einer  schädlichen  Ausdeh- 
nnng  des  Volkswillens  entstehen  könnten,  sind  Ihnen  somit  rechthch  und 
forneU  nnmdglich,  wenn  die  Verfisssung  vcrstmage  Vorschriften  enthalt, 
fiin  anderer  Schntignind  ist  die  persönlkAe  VerantwortUchkeit ,  welcher 
wenigstens  die  nUt  der  Verwaltung  heanftn«ton.Brwählten  des  Vol^s  nnter- 
worfen  sind,  ond  wetehe  denn  doch  immer,  wenn  mab  auch  ihre  Wirkssii- 
keit  nicht  alba  hoch  anschlagen  kann,  die  Untorlassnng  wn  Gewaltmiss- 
brauch  rftthUch  macht.  So  Uuig'e  also  die  Oesetae  nicht  eohoii  selbst  eu» 
schlechte  Richtung  erhalten  haben,  «.  B.  anf  eine  ungerechte  ünterdüdong 
von  Minoritäten  ausgehen,  ist  die  Verwaltmag  weniger  m  flliditen,  wfwi 
anch  deren  Inhabpr  üblen  Sinnes  wiren.    Endlidi  mag  es  ««»«»^  * 
ein  Sicherungsgruiui  betrachtet  werden,  dass  dte  entscheideBde  Beb» 
keine  zahlreiche  Menge  ist  welche  siA,  aoS  p$ychologMch  WOhl  n  b^ 
fenden  ürsachui,  schon  durch  die  Aufregung,  welche  Zabl^  UnnsD  nnd  Be- 
wegung verursachen,  zu  leidenschaftlichen,  UBftherlegten  und  selbst  schrettwl 
ungerechten  Beschlüssen  hinreissen  lassen  kann,  sondern  one  weit  fcWnm 
Versammlnng  von  höchstens  einigen  Hundert«, -und  dass  bei  der  V«^" 
tuBg  sogar  ganz.  Wenige  iiaudeln,  vieUeicht  nnr  ein  Etaaelnor.  A«* 
immerhin  angenommen  werden,  dass  unter  den  aas  dem  geaammton  VoB» 
(Gewählten  viele  besonnene  und  ge^vissenhatte  MÄnner  sind,  welche  dieibnos 
anvertraute  Gewalt  nur  zu  geset2UcUcn  und  vernünftigen  Maaasregoln  aa«- 
wenden  bemüht  sind   Dennoch  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  diesen  gOnstigen 
Umständen  zur  Abwendung  möglichen  üebel.  anch  bedrohlidie  VerhlHw^ 
zur  Seite  stehen.  Einmal  niuulnh  ^verden  die  sannntlichen  8tell'«rtw|«^ 
Volkes,  die  tSkr  die  Gesetzgebung  h.  i  miuien  >uNsunl  als  die  zur  Verwaltaig 
bemfenen,  von  der  Mehrheit  gewählt  und  hängen  hinsichtlich  ih'f 
staatlichen  Laufbahn  z.  B.  der  Wiedel erwahlung .  ^uü  dicker  Mehrheit  ao. 
Sie  sind  also  gedrtort    im  Sinne  de  rselben  zu  handeln ,  was  dann  za  onr 
aberlegtem  oad  Mdenichaftachem  Benehmen ,  m  oüV  n barem  Misshwad« 
Gewalt    besonders        rücksichtslosen  VtrleUungen  der  MmderhelMn 
oder  zur  Beseitiem«  St»Wler,  von  der  augenbücküchen  Richtung  de.  Winde» 
""abhängige,  ESrichtongen  führen  kann,  wenn  der  Volk..mu  entschic^ 
dahin  neigt    Sodann  darf  der  grosse  Kin«n..  nicht  übersehen  werden, 
welchen  die  PrM»  in  dieser  Staatsfonn  übt.   Da  diese  nun  aber  überaU 
^  ^«'»agsiwiae  empfiehlt,  was  gerne  gekört  wird,  «ad  da  die  Menge  iminer 
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gtfne  hOiti  wenn  aie  w^n  fliivr  Einsicht  gelobt  und  wenn'  die  angen- 
UidtUehe'  StrQauiBg  ibrer  WUnache  als  berechtigt  und  weise  dargestellt 
wird:  so  sind-  im  Osnzen  keine  Ermabnongen  zur  Selbstbesebrflnkitng  ond 
jEor  AnlMitbaltang  bescbwedich  gewordener  Einrichtongen  zn  erwarten, 
sondern  Tieimehr  Aofordernngen  znr  rflcksiehtsloseB  Dsrchsetsiuig  des  Wil- 
lens der  Mehrheit. '  Ferner  nuijg,  ohne  jede  kOnstUcbe  AnfetacUnngf  das 
Volk  in  der  Lnst,  aneb  nnmittdbar  za  handehi,  sich  selbst  Entscheidungen 
Torbehalten,  wekfae  iweckmfissiger  im  kleineren  Kreise  erwogen  nnd  abge- 
macht .worden,  z,  B,  lemterbesetsnngen  oder  ein  Yeto  bei  gewöhnlichen 
GesetMBL  Endlich  kann  das.  anxwellblbalt  dem  Tolke  grondsBtsUch  sa- 
stehende  Becht,  ▼erandemngen  mit  der  Veirfiissnng  ?ononehmen,  alhmhiafig 
und  ohne  dringende  QrOnde  ansgeabt  nnd  dadnrch  der  Sinn  fhir  feste  Ord- 
nnng  ond  eines  Qber  dem  Willen  des  Efaisehien  stehenden  höheren  Gebotes 
noeh  mehr  geschwicht  werden ,  als  schon  an  sich  die  Folge  der  ganien 
Staatsform  ist  • 

Leicht  ist  es  ann  möglich,  dass  die.Obhm  Seiten  'des  Znstsndes  ttber^ 
wiegen;  ja  es  lassen  die  menschlichen  Iiddenschalten  nnd  SdiwSdMD  regel- 
mässig den  Sieg  derselben  erwarten.  Es  Uegt  im  Wesen  der  reprisentatiYen 
Demokratieen  nicht  nur  keine  genügende  Sicherheit  gegen  einen  gewaltthä- 
tigen  Missbrauch  der  Gewalt  durch  deren  Inhaber,  nämlich  durch  die  Mehr- 
heit, sondern  es  besti  ht  sogar  ein  besonderer  äusserer  und  innerer  Anreiz  zu 
solcher  iiandlungsweise.  Da  abtr  auf  iIil  Daun  der  Wille  der  Mf  In  ht  it  uiiliuI- 
haltsam  Gesetz  wird,  so  wäre  es  thürigt,  nicht  auch  ein  wirklichem,  Eiulreteii 
von  Üebelstflnden  zu  erwarten.  Diess  aber  ist  um  so  schlimmer ,  als  sich 
haltbare  Scluaiiken  selbstredend  dagegen  nicht  aufsteliea  lassen.  Selbst 
auch  wenn  sich  Einrichtungen  ersinnen  Hessen,  welcher  einer  Uebertreibung 
der  demokratischen  (ielu>te  Einhalt  zu  tliun  im  Stande  wären,  (und  e;.  ^iind 
solche  Einrichtuugen  noch  mrgtiids  gelrüncrs  worden,)  so  würden  dieselben 
gerade  dann  nichts  ntitxcn,  wenn  man  ihrer  am  bedürftigsten  wäre,  nämlich 
g>  gen  eine  stürmische  Autregung  der  Volksleidenschaft.  Hat  es  ja  die  Menge 
einlach  iu  ihrer  Gewalt ,  lüe  Verfassuiif^  in  jedem  Angenblicko  nach  ihrem 
Belieben  zu  ändern,  mit  dieser  dann  liIh  i-  ancls  die  bestehenden  geselzlicheu 
Hindernisse  ihrer  Willkühr.  Offenbar  sind  uur  zwei  Umstäude,  welche  mög- 
Hcherweisc  von  dem  Betreten  falscher  Wege  oder  wenigstens  von  dem  Be- 
harren in  solchen  abhalten  könnten:  besonnene  aaf  Kennt uiss  des  Menschen 
gestützte  Mässigang  der  Mehrheit  des  Volkes,  und  schlimme  Erfahrangeu.  Lei-  * 
der  ist  aber  in  beiden  Besd^ongen  nicht  viel  za  hoffen.  Eine  solche  staats- 
müimische  Mässignng  mag  die  Eigenschaft  der  wenigen  höher  Gebildeten  sein ; 
allein  von  der  Masse  der  Menschen  ist  sie  nicht  zu  envarten ,  wenigstens 
nicht  aof  die  Dauer.  Schlimme  Erfahrungen  sind  zwar  tubibarer  als  theo- 
retische Lehrender  Staatsweisheit,  ond  allen «^gUch;  allein  theUs  frigies 
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Fehler  als  anf  die  Ursachen  zDrt)ckgeflllirt  und  nicht  vielmehr  die  GrOnite 
der  Oebel  ganz  in>. anders  gesucht  werden;  theils  frird  bekanntlich  auch 
die  Ertahrong  nieder  Tergessen,  bescoders  von  einem  jttngeren  Gescblechte. 
Aoch  hindert  Er&hmng  in  dem  einen  Ponkte  keineswegs  ein  Tsffiülen  in 
ähnliche  Fehler  in  einem  andern. 

DasB  dieser  wichtige  Gegenstand  verliUtniasmässig  noch  wenige  Beadi- 
tong  erhalten  hat  nnd  anch  in  der  Wissenschalt  kanm  der  ErOrtemng  wfrth 
gefimden  worden  ist,  rtthrt  ohne  ZweüiB]  haaptsficUicfa  von  der  noch  knnen 
DajDer  der  repräsentativen  Demokratie  her.  INe  Folgen  ,eines  staatfinhf» 
Gedankens  'eiMd»ln  sich  nur  allmahlig  im  Leben,  und  dbnoitllcli  konaicn 
fehlerhafte  Uebertreibuugeii  erst  dann  zn  Tage,  wenn  die  nrsprflnglicben 
Absichten  mehr  mid  mehr  in  'Vergessenheit  gerathen  shid.  Bei  der  Ver- 
wandlnng  monarchischer  Efauncbtangen  in  eine  reprftseotative  Demoinlie 
begnügt  man  dch  anftngUch  nüt  dem  Siege  des  neuen  Grandsatses-tnd  mit 
den  nOthigsten  zn  seiner  tassMwn  DarsteUong  erfikrderliclien  Organisation. 
Die  guuze  Generation,  wehdie  sich  von  der  flttrstlichen  Herrschaft  losreist, 
ist  noch,  ihrer  seihst  viellekiht  mdiewasst,  ge&üitigt  mit  monarcbisdien  Ge- 
wohnheiten and  wagt  ach  nar  sehen  in  den  neuen  Zustand,  obglddi  sie 
denselben  grundsätzlich  will  und  herbeigeAhrt  hat  Erst  nachfolgende  Ge- 
schlechter, schon  -  aufgewachsen  im  Gefthl^  grosserer  Ungehundenheit  und 
mit  gesellschaftUcher  Ungleichheit  durch  eigene  Er&hrong  gar  mcbt  mehr 
bekannt,  fangen  an  Schlüsse  zn  ziehen,  welche  zuerst  noch  hOchst  gewagt, 
vielleicht  ganz  widersinnig  erschienen  wftr^.  Sie  werden  immer  demokra- 
tischer. Sehr  deutlich  kann  man  diesen  Gang  der  Dinge  verfolgen  in  dem 
Uauptsitze  der  Staatsfuim,  in  den  Vereinigten  Staaten.  Wie  sehr  hingen 
noch  die  grus^.en  Gründer  der  Republick  an  einem  vollen  Maasse  von  Staats- 
gewalt; wie  aristukrutisch  waren  sie,  wenigstens  verliältnissmässig ;  nnd  wie 
gemässigt  niusste  die  ganze  Bevölkerung  noch  sein,  um  die  ilir  zur  Annahme 
vorgeschlagenen  Eintu  htaiigm,  luinn  utlich  die  des  Bundes,  guUiL-issen  zu 
können!  Niemand  glaubt  wohl,  dass  es  itzt  noch  möglich  wäre,  ein  einheit- 
liches liüupt  der  Regierung  mit  so  weit  ausgedehnten  Rechten,  einen  Senat 
mit  so  selhstständigen  Befugnissen,  einen  von  allem  poiiulärem  üialius&e  ganz 
frei  gelialtenen  obersten  Gerichtshof  durchzusetzen.  Langsam  und  stückweise 
aber  unaufhaltsam  hat  sich  der  ganze  Geist  des  Volkes  in  allen  seineu  Schich- 
ten geändert ,  gleichsam  auf  einer  schiefen  Fläche  zu  stfc'ker  ausgeprägten 
demokratischen  Auffassungen  und  Einrichtungen  hingleitend.  Auf  die 
"Washingluii  und  Hamilton  kamen  die  Jefferson,  und  diesen  folgten  nut  der 
Zeit  die  Jat  k  i  u  und  Pierce,  alle  aber  als  bezeichnende  Ausdrücke  des 
allgemeinen  Volkssuines.  Die  Föderalisten  sind  von  den  Demokraten  besiegt 
worden,  gegen  diese  haben  sich  Mollifiers  und  Knownothiugs  aufgelehnt.  Durch 
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^ese  Veritoderungen  sind  aber  Fragen,  welche  in  früheren  Jahren  noch  gar 
keinen  Gegenstand,  jeden  Falles  keine  Dringlichkeit  hatten,  immer  näher 
herangetreten,  und  Erörtenmgen  sind  von  nnmittelbarer  Bedeutnng  flir  das 
Leben  geworden,  welche  als  ganz  überflüssig  früher  Niemanden  angezogen 
hätten,  daher  <!•  nn  mich  untorblirbcn.  Es  liegen  itzt  Gefahren  klar  vor 
Augen ,  den  n  Möglichkeit  noch  vor  einem  halben  Jahrhundert  kein  Scharf- 
sinn ahnen  konnte. 

rnter  diesen  Uni^ständen  ist  eine  nähere  Beaelmiiifc:  des  Ganges»  der 
l)inge  in  .l<  ii  \  I  I  i  ini-ten  Rtanit  ii  von  der  grössten  Wichtigkeit;  und  zwar 
nicht  blüs  für  den  praktischen  Stanfsmann,  damit  er  eine  sichpre  (»nindlage 
znr  Bcnrtheilnng  der  wahrscheinlichen  künftigen  Politik  des  jungen  Riesen- 
reiches  gewinne,  sondcj'u  auch  als  Stoff  für  die  Wissenschaft.  Diese  mnss 
sich  die  Aufgalie  setzen,  ^^ümmtliche  Seiten  der  Staatsform  zu  erkunden, 
welche  eine  so  mächtige  Gegenwart  nnd  eine  so  grosse  Zukunft  hat.  Der 
frommr  Glauben,  dass  hier  das  wahr«'  Ideal  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens erreicht,  die  repräscntjitive  Demokratie  dem  allgemeinen  Loose  der 
meuschliihen  Werke,  der  Unvollkommenheit ,  entgangen  sei,  ist  allzu  naiv, 
als  dass  er  in  den  Gebieten  des  geordneten  Denkens  und  des  Wissens 
herrschen  könnte.  Ilat  er  doeh  selbst  in  den  Anschauungen  der  Menge 
bedeutende  Einbusse  erlitten,  wenn  ihr  auch  die  eigentliche  Ursachen  nicht 
klar  erkannt  sein  mögen. 

Dass  hier  genaue  Betrachtung  der  Thatsachen  allgemeinen  Lehrsätzen 
und  Besscrnngsvorschlagen  vorangehen  muss,  versteht  sich  von  selbst.  Man 
muss  den  wahren  Stand  der  Dinge  kennen,  sonst  läuft  man  Gefahr,  einer 
Seils  mit  Windmühlen  zu  fechten,  anderer  Seits  Schutzmauern  aus  Karten- 
papier zu  errichten.  Zu  einer  solchen  Kenntniss  der  Thatsacben  fehlt  es 
aber  nicht  an  Mitteln,  wenn  man  sie  nur  gebrauchen  will. 

Das  erste  Verhalten  des  europäischen  Staatsmannes  und  Staatsgelehrten 
zn  dem  öffentlichen  Rechte  der  transatlantischen  Freistaaten  war  allerdings 
nur  das  der  Neugierde.  Man  war  begierig  zu  sehen,  durch  welcherlei  Ein- 
richtungen dieser  neue  Zustand  der  Dinge  wirklich  ins  Leben  eingeführt  und 
in  regelmässige  Wirksamkeit  gesetzt  werden  wolle.  Hierzu  bedurfte  ee 
aber  nur  einer  allgemeinen  Bekanntschaft  mit  den  gesetzUcheo  BestimmongeD 
des  Bundes  und  der  Bundesstaaten ;  und  zwar  mochte  man  sich  begnOgen 
mit  dem  Texte  der  Verfassangsoricnnden  and  höchstens  einiger  der  haupt- 
ffjtohUfibstwi  Gesetze.  Eine  wissenschaftfiche  Bearbeitung  bestand  in  der 
ersten  Zeit,  wie  begreiflieb,  noch  nicht,  etwa  mit  Ausnahme  des  zur  Gm- 
pfehlnug  der  vorgeschlagenen  Bundesverfassung  bestimmten  «Federalisten») 
(allerdings  in  seiner  Art  eines  Werkes  ersten  Banges;)  and  aocb  die  ge» 
adufiktliebe  Entniokehuig  der  eimelBen  Sätze  war  noeb  sehr  dflritig.  Schlflsa« 
ita  tigcnes  Terbatten  brmebte  naii  obnedem  kebie  ans  seinen  Warn  sa 
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ziehen  Ibttrii  die  in  Amerika  anfgcstellten  Grundsätze  und  Anstalten  wirk- 
lich Be'^taiid  und  P^irtgang,  so  war  es  um  so  besser  fOr  die  zunächst  Be- 
theiligtcu;  das  Gedeihen  des  noch  in  den  ersten  Anfängen  begriffenen  Landes 
und  seiner  Kinrichtiuigcu  hatte  aber  keine  weitere  Bedeutung  für  Europa, 
als  eine  rein  men^^chliche,  höchstens  eine  gewerbliche.  Selbst  die  dem  ikra- 
tisch  und  republikanisch  Gesinnten  diesseits  des  Weltmeere«  zogen  ihre 
Grundsätze  nicht  aus  den  amtrikani^chen  Vorgängen,  < mlcra  aus  den 
wesentlich  verschiedenen  Lehren  jKi)uss(au  s  und  seiner  Schule. 

Das  zweite  Stadium  de«^  Vfrhaltcns  ^var  ni!  litprarischcs.    Die  Einrich- 
tnnpen  in  den  Vereinigten  Staaten  behielten  nicht  nur  Bestand,  sondern  sie 
befestigten  sich,  dehnten  und  bildeten  sich  aus.    Ks  entstanden  immer  neue 
Staaten  mit  gleichen  Grundsätzen  und  Einrichtungen;  die  Gesetzessamni- 
loDgen  schwollen  an;  die  Bericht«  tiber  die  gerichtlichen  Entscheidmi^'en 
fingen  an  Hundertc  von  Bänden  zu  ftülen.   Ein  löblicher  Eifer  Einzelner 
nnd  freigebige  Untersttltzung  der  Bundesgewalten  förderte  die  geschichtlichen 
Quellen  reichlich  zu  Tage.    Endlich  traten  selbst  bemerkenswerthe  Schrifl- 
steller  im  Staatsrechte  auf.  Der  Föderalist  ^aod  nicht  mehr  allein ;  sondeni 
neben  ihm  traten  ein  Marshall,  Kent,  Stor>',  mn  ^n  den  Geistern  zweiten 
Ranges  nicht  zn  reden.   Es  war  nattlrlich ,  dass  man  sich  diesen  ncacn  Er- 
scheinungen zuwendete;  nnd  es  dürfen  sich  die  Amerikaner  in  der  That 
nicht  tlber  eine  verzögerte  oder  widenrillige  Znlassnng  ihrer  Koiyphäen  in 
dit  Gesellschaft  der  eoropftischen  Geistesaristokretie  beUigen.  —  Das  In- 
teresse tn  diesen  Sehrillen  war  jedoch,  wie  gesagt»  znnicbst  nur  ein  Kterar^ 

I 

gesehichtlichto;  der  behandelte  Sloff  selbst  lag  noch  ferne  nnd  wnrde  nach, 
gestehen  wir  es  nnr  anfrichtig,  nicht  gmUgend  verstanden.  Blan  bembigte 
eich  dabei,  dass  die  amerikanischen  Einriehtangen  in  der  That  LebeoAraft 
haben,  nnd  dass  sie,  so  gnt  wie  die  Gestaltnngen  der  alten  Welt,  Stoff 
zn  wisBenschaiUicher  und  feinerer  Ansbildnng  enthalten.  Ob  nnd  welchen 
Einflnss  diese  Zustande  auf  ans  selbst  haben  konnten,  welcher  Geist  flber- 
hanpt  die  Formen  belebe,  gebrauche  nnd  ndssbranche,  kam  nicht  weiter  in 
Betracht.  Allerdings  wurde  das  Land  zusehends  nichtiger;  aUein  sein  ganns 
Leben  nnd  Trachten  bewegte  sich  noch  im  eigenen  unmittelbaren  Kreise; 
und  es  schien  ziendidi  gleichgttltig,  dass  die  Anschauungen  nnd  Handlangen 
derYereinigten  Staaten  in  ihren  aaswSrtigen  Beziehangen  nicht  sehen  eigen* 
thtlmlich  waren  and  von  den  feststehenden  Sitzen  des  europäischen  y<Ukerrechtes 
abwiechen.  Die  staatsrechtlichen  Einriehtangen  hatten  wenigen  Anklang  und 
waren  höchstens  bei  Einzelnen  im  Yerhiltnisse  einer  unschuldigen,  tui 
poetischen  Liebhaberei.  Selbst  die  unruhigsten  und  zu  den  gewaltsaatIeD 
Neuerungen  geneigten  Köpfe  beschäftigten  sich  in  jener  Zeh  nur  mit  den, 
frcUich  weit  genug  hinausgerfldcten,  Grinzen  der  Toiksvertretung  in  der 
Monarchie.  Die  spanische  GOrtes-Yer&ssung  lag  ihnen  weit  eher  im  Sinne, 
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als  die  Einrichtungen  der  Vereinigten  Staaten.  Davon  war  vollends  gar 
keine  Rede,  dass  man  die  in  dem  Geiste,  mit  welchem  das  amerikanische 
Volk  selbst  seine  staatlichen  Einrichtongen  betrachtete  und  handhabte,  all- 
mAhlig  eintretende  Vcrändcmngen  scharf  in's  Auge  gefasst  and  ans  dieser 
Thateache  die  entsprecbenden  Schlösse  fQr  praktisches  Handeln  oder  ftlr. 
irissenschaft liehe  Auffassang  gez(^en  hätte.  Fand  sich  auch  wohl  unter  den 
wenigen  tiefer  Eingehenden  mehr  Theilnahme  fftr  die  FödenUisten  als  filr 
ihre  Nachfolger  und  Besieger,  die  Demokraten,  und  billigte  man  die  von 
den  £r0teren  ansgegangene  Ilandhabniig  der  einzelneD  Bestiiumangen  der 
BimdesgeseUgebimg  mehr,  als  die  spSftere  AniÜMSong:  so  ging  doch  Allee 
iwsbt  J&ber  die  immiltelbare  theoretisehe  Kritik  hinaas. 

ItKt  freilich  bat  sich  der  Stand  der  Sache  sehr  Terflndert,  und  zwar 
nach  mehreren  Seiten  bin.  Die  amerihaaiachen  I^e  sind  um  weit  nftber 
getreten  und  reidier  Stdf  fBr  ernste  politische  Bea^äitong  nnd  für  neue 
i^ssenschaiUicbe  Erwfigimgen  geworden.  »  Einmal  haben  die  Vereinigteii 
Staaten  Biesensehritte  gemsdit  in  Benehnng  auf  Ansdehnniig  des  Gebietes, 
der  BevOlkenmg,  des  Beichtbums,  kon  aller  Bestandtheile  einer  grossen 
Macht  Welches  immer  die  mehr&chen  and  rasanunengesetzten  Ursachen 
der  wunderbaren  Erscheinung  sein  mOgen:  Thktsache  bleibt,  dass  das  Land, 
welches  die  llteren  des  lebenden  Geschlechts  in  ihrer  Jvgend  noch  als  eine 
kami  von  sparsamen  Gesittigangsflecken  onterbrochene  Wildniss  betrachten 
dnrfUn,  bereits  eines  der  mächtigsten  Beiche  der  Welt  ist,  das  sich  kanm 
mehr  mit  dem  Besitze  eines  halben  Welttheües  begnflgt;  ond  höchst  wahr- 
scheinlich  ist  es,  dass  diese  GrOsse  and  diese  Last  zum  WeitergreifMi 
andi  femer  in  demselben  geometrischen  Verhftltnisse  fortwachsen  wird, 
wie  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Sdico  itzt  ist  dadorch  die  politische  md 
völkerrechtliche  Stellnng  Enropa^s  thatsSchlich  eine  ganz  andere  geworden  in 
seinen  aaswftrtigeu  Beziehungen,  und  zwar  nicht  etwa  bloss  in  Amerika 
selbst,  sondern  aoch  in  der  Inselwelt  und  in  den  grossen  ostasiatischen 
Beieben.  Und  kein  Verst&udiger  kann  bezweifeln,  dass  in,  vidleicht 
kurzer ,  Zukunft  der  Einflnss  der  Vereinigten  Staaten  in  noch  ganz  anderem 
Maasse  die  europäischen  Interessen  und  Gewohnheiten  berfihren  und  durch- 
kreuzen  wird,  wohl  in  Europa  selbst.  An  Neigung,  SelbstTertrauen  und 
KOcksichtsilüäigkeit  fehlt  cü  den  Amerilvanern  walu-Ucb  nicht;  und  die  Macht 
wächst  ihnen  ^tüu(lli^ll  mehr  in  die  Hand.  Diess  aber  ist  von  um  so  gros- 
serer Bedeutung,  weil  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  immer  ent- 
schiedener foittahif,  eigene  Grundsätze  über  völkerrechtliche  Verhältnisse 
aufzustellen  und  dieselben  mit  der  ungeschliffenen  Keckheit  zu  handhaben, 
welche  dort  zu  Laude  Sitte  ist,  und  jedon  Falles  zur  Volksbeliebtheit  ver- 
hilft.  —  Von  iiüch  giösserer  Bedeutung  aber  ist  sodann  die  weit  verbreitete 
Theüiiahme,  welche  die  inneren  staatsrechtlichen  Kinrichtungeu  der  ameri- 
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kaniijchen  Freistaaten  in  Europa  gpfimdpn  haben.  Es  ih-t  hier  nicht  <icr 
Ort  darühfr  Untersuchungen  an/ustelh  n ,  wei  du'  Si-hultl  trägt,  aber  unbe- 
streitbar ist  die  Thatsacbe,  dass  eine  gros'^p  Anzahl  von  Menschen  nicht 
mehr  hofft,  dass  die  von  ihnen  als  ihi*  Recht  betrachteten  Verbesseruiigcu 
der  Staat  ^bürgerlichen  und  der  wirthsehaftlichen  Zustünde  durch  Verände- 
rungen in  den  Fflrstentbümern  zu  erreichen  seien.  Un/ählige  sind  durch 
das,  nicht  zu  läugnendt*  uud  auch  auf  diesen  Blättern  bespi-ochene ,  Fehl- 
Echlagen  der  constitutionellen  Einrichtungen  völlig  abgewendet  worden  von 
dieBer  Möglichkeit  der  Ilerbciftlhriiag  eüier  bessern  Zukunft.  Ein  bedeo* 
tender  TbeÜ  der  Missvergntigten ,  md  es  ist  noch  der  gemftssigttn  apd 
venifinftigcre ,  hat  seinen  Blick  den  amerikanischen  Staatsformen  zagem» 
det,  und  je  weiter  die  Thatsachcn  entlegen  sind  und  je  mehi*  sie  shdi  also 
io  ihren  Ein^selbeiten  der  EiBsicbt  entziehen,  je  leichter  das  Unbehttple 
ÜBT  vortrefflich  genommen  wird.  Je  bunter  die  Yortbeile  eines  noeh  flpM 
Landes  zosammengeworfen  werden  mit  den  Folgen  der  neuen  lliiiitii^flili 
tungen  desselben :  desto  fester  ist  der  Glanbe  an  amerikanisches  Offeo&dies 
Recht,  als  än  einbPanaoee  ftr  alle  menschlichen  Uebel  in  Gesellflehaft  vaA 
Staat  Die  grosso  ood  weit  Terbreitete  Partei,  weldie  diese  Anschuiimgen 
hegt,  rieht  sich  zorttek  oder  ärftngC  vor,  je  nadi  den  Terhiltniaaen  des 
Angenblickes  and  nach  der  angenblicklichen  Macht  der  Regieningen;  -sie 
ist  in  sich  noch  manchbch  unklar  und  mag  Bestandtheile  in  ihrem  Schooise 
haben,  welche  sieb  noch  sondern  können;  sib  ,wird  selbst  bald  dorchkreait 
und  befeindet,  bald  gefördert  nnd  vorgeschoben  durch  noch  weit  Unnifiriede- 
nere  nnd  mit  ganz  anderen  UmsturqilanenSciiwangwe;  es  mag  noch  Manches 
zwischen  die  Wünsche  und  die  Erftll^ng  kommen:  allein  eine  hOchst  beach* 
tenswertbe  Etscbeinai^  ist  jeden  Falles  das  Yorbandensein  einer  solches 
Theilnahme  an  fremden  republikanischen  Einrichtungen  in  Mitte  der  enro- 
pftischen  Monarcbieen,  und  sie  hat  eine  genane  Kenntniss  dieser  Staatsibrm 
zun  dringenden  BedQrfnisse  ftr  den  Staatsmann  gemacht  —  Nidit  aber 
eines  Beweises  bedarf  es  erst,  dass  durch  diese  Umstände  auch  fiSr  die  Wis- 
senschaft eine  neue  Aufgabe  erwachsen  ist.  Sie  kann  rieh  nicht  mehr  be* 
gnttgen  mit  einer  blosen  Einreihung  der  repräsentativen  Demokratie  in  das 
System  der  Staatsgattungen  und  Staatsarten,  sondern  sie  muss  auch  das 
innere  Leben  und  die  Entwicklung  der  Folgen  derselben  erforschen.  Wenn 
dieselbe  ein  so  mächtiges  Wort  in  den  allgemeinen  Völkerverliältnissen  mit- 
zusprechen anfängt,  und  wenn  sie  das  unverholene  Ziel  weit  verbreiteter 
Wünsche  ist,  so  reicht  eine  Darstellung  der  äusseren  Kinrichtungen  und 
eine  Untersucliung  der  rechtlichen  Schlussfolgerungen  für  diese  oder  jene 
einz(h)e  I  iagL  in  den  Vereinigten  Staaten  selbst  nicht  mehr  aus;  sondern 
es  müssen  auch  die  Voriiu-iii'  und  Fehler  der  canzen  Einrichtung,  die  rich- 
tigen und  die  falschen  Bestandtheile  des  Gedankens  an  sich  mit  scharfem 
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'  BKeke  tmd  mit  gtnttgendeii  getchicWidicai  Kenntniastn  erfoncht  and  darge- 
legt werden.  Wir  mitogen  wissen,  weleher  Geist  diese  Organisation  belebt, 
weiche  TriebüBdem  sie  bewegt  und  welche  innere  EntwicUnng  die  leitenden 
43nindBttae  beben.  Vor  Allem  ist  n  mtersnehen,  welche  N«gungen  so 
schädlicher  Weiterantwiddnng  and  mr  üebertreibang  etwa  bestehen,  ton 
welchen  Folgen  dieselben  bereits  sind  and  welche  sie  im  kAnft^  in  Aassicht 
stellen.  Nor  dann  kann  von  einer  richtigeii  Benrllieihuig  der  Sacbbige  and 

'  von  einer  rechtaeitigen  and  eindringlichen  Wamang,  vieUeidit  von  Verbes* 
serangsvorschlflgeQ  die  Bede  sein.  Es  ist,  wie  die  Dhige  itat  liegen,  von 
geringerer  Wichtigkeit  für  nns,  genaa  so  wissen,  auf  welche  Weise  der 
Prisident  gewihlt  wird,  als  die  Einflösse  zu  kennen,  unter  weichen  er 
oatorgemäss  steht;  und  weniger  bekümmert  uns  die  Ausdehnung  der  Staats- 
btlrgerlichen  Rechte  des  einzelnen  Amerikaners,  als  der  (Icist,  welcher  der 
ganzen  Staat sthätigkeit  durch  das  demokratische  Princip  eingehaucht  wird, 
und  welcher  somit  auch  in  Europa  sich  geltend  machen  wdrde,  wenn  ameri- 
kanische Verfassungsformen  je  gültiges  Üe^ht  werden  sollten.  Wir  Laben 
zu  untersuchen ,  welche  Kr&ftc  in  dem  gigantisch  aufstrebenden  Bundesstaate 
die  bestimmenden  sind,  welche  Formen  des  Handelns  sich  dieselben  bereits 
geschaffen  haben  und  weiter  zu  schaffen  hemöhen.  und  in  weichen  Richtungen 
sie  bis  jetzt  gewiiki  Jiaben.  Daraus  mügen  wir  dann  abnehmen,  wie  sidi 
diese  Kräfte  zu  nns  und  zn  nnserer  Weltstellung ,  so  wie  zu  unserer  staat- 
lichen und  gesellschaftlichen  Ordnung  und  Gewohnheit  verhalten  werden. 

Glücklicher  Weise  ist  dieses  Studium  der  amerikanischen  staatlichen 
Zustände  verhjlltnissmji -  ig  leicht.  Kiner  S^its  kann  hier  na^ih  der  ganzen 
Einrichtung  kein  Gtheimniss  sein.  In  dieser  Volksherrschafi  }«<  wogt  man 
sich  auf  offenem  Markte;  und  in  den  vielen  gesetzgebenden  Vci-sammlungcn, 
in  den  Reden  der  Bewerber  um  die  grossen  Staatsiimter ,  in  den  Programmen 
der  Parteizusammenkünfte  drängt  sich  Alles  zu  Tage.  So  sehr,  dass  die 
Haujitkunst  nur  darin  besteht,  nicht  blosse  Redeweisen  filr  Wahrheit,  prah- 
lende Worte  für  Entschlüsse  zu  nehmen.  Anderer  Seits  besteht  der  jetzige 
Znstand  der  Dinge  lange  genug,  um  die  Wirkungen  auch  der  tiefer  liegenden 
Ursachen  allmAhlig  bemerkbar  zu  machen.  Wenn  es  in  der  ersten  Zeit  nach 
EinfDhrnng  der  nenen  Bundes-  und  Staatsverüassungen  nicht  möglich  war  ZQ 
betirtheilen ,  welcher  Grandsatz  der  Ausdruck  eines  wirklichen  JBedQrfiusses, 
welcher  aber  nnr  das  Erzengniss  einer  theoretischen  Meinung  sei;  welche 
Einriclitang  in  der  That  Kraft  haben  werde,  einen  bestimmten  Zustand  etwa 
auch  gegen  die  lieigongen  der  Mei^  an  erswingen ,  und  welche  sich  als 
bohle  Formen  orweisea  oder  ganz  umgangen  werden;  welche  Bc^tandtheile 
des  geistigen  imd  des  stoflnichen  Yolkslebens  sdiliesslich  die  Herrschaft  er- 
halten: so  hat  sich  in  diesen  BesiehnDgen  jetzt  bereits  Vieles  anfgeklirt 
Auch  in  der  Entfemang  kann  einem  anfinerfcsaaen  Qeobaebter  die  Richtang 
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4«r  grasioi  Strtmnicai  in  don  staatlidiai  Leben  Ammktk't  nidit  est» 

Die  der  WiiaenMliaft  «tf  eolclie  Weiie  gesteckte  Anteile  Iomb  freUich 
iiiohi  Mit  einenniale  voUetiBdig  geUM  werden.  Dm  ist  dae  MMhdenfceB 
llelurercr  and  die  ErOftenng  verediiedeaw  Seiten  erfinderllell.  Namentlich 
«tiden  die  linndidi  gesteckten  Grenien  ftberMliritten  irarden,  «oQte 
hier  der  Versuch  geuMeht  werden,  die  Entwiekdnng  der  staatlntei  Zustande 
nnd  Einrichtongen  in  den  Yereinigtcn  Staaten  allaeitig  nnd  geschiditlicli  dar- 
lOiteUen.  Ancfa  sind  natlIrJich  nidit  alle  diese  Beaelinngen  von  g^eacher  Be- 
deotang  ftr  das  Avsland.  Allein  es  kann  im  Naehlblgenden  wenigstens  der 
Pnnkt  niher  hesprochen  werden,  wekher  auch  ftr  die  Yerhiltnisse  Eomiia's 
von  der  höchsten  Wichtigkeit  ist,  und  dennoch  das  rechte  YeKitindnias  hei 
.ans  nicht  n  linden  pflegt^  nSmlichdie  stfttige,  aber  nn  wider  steh  liehe 
nnd  noch  keineswegs  bei  ihren  letzten  Ergebnissen  angelangte 
Weiterentwickelnng  des  demokratischen  Prinoipes  in  den 
Yereinigten  Staaten. 

^  Es  ist  bereite  oben  angedeotet  worden,  dass  der  Gedanke  der  Yoihs- 
herrsdhaft  in  den  Yereinigten  Staaten  jettt  keineswegs  mehr  anf  diesdhe 
ferstaaden  nnd  gehandfaabt  wird,  wie  snr  Zeit  der  Lostrennimg  von 
England  ond  s^lhat  der  GrOndong  der  jetzigen  Bnndesveriiusnng.  Damals 
wurde  allerdings  die  reprftseotative  Demokratie  als  dicyenige  Staatsform  anf- 
gefosst ,  in  welcher  uiclit  nur  der  Staat ,  seine  Gewalt  und  seine  Form  ledig- 
lich in  dem  Willen  des  Volkes  begründet  sei,  sondern  auch  die  Leitung  der 
öffentlichen  Angelegenheiten  nur  im  Sinne  dos  Volkes  und  mit  V traut won- 
wortlicbkcit  gegen  dasselbe  zu  geschehen  habe.  Zum  Volke,  in  diesem  staats- 
rechtlichen Sinne ,  wurde  aber  keineswegs  jedes  menschliche  Individani» 
gezählt,  sondern  nur  der  vollkunimeue ,  selbstständige  und  bei  dem  Wohler- 
gehen des  Ganzen  aneh  «achlifh  betheiligtc  Mann.  Und  als  vertünbar  mit 
dem  Rechte  des  Volkes  wurde  es  betiaclitet,  dass  alle  besonders  schwierigen 
und  cigcnthiiuüicbe  Kenntnisse  erfordernden  Geschäfte,  «.nmit  im  Zweifel  alle 
die  Gesainnitheit  und  nicht  blos  die  einzelnen  Oerthclikeiten  ])et reffenden 
An^  1*  u<  üheiten,  nicht  v  uiu  \ Oike  unmittelbar,  sondern  von  eigens  dazu  ht-- 
stiniuitrii,  nach  ihrer  Tauglichkeit  aus^gesnrhten  Männern  besorgt  weiiien. 
Niinu  aüich  erschien  es  als  zulässig,  dass  alle  Wahlen  da,  wo  eine  genaue 
Kenutniss  von  PfrsoTien  und  Sachen  erforderlich  sei ,  nur  von  den  dazu 
Geeigneten  vorgcuominen  werden :  nnd  wurde  die  Nothwcndigkeit  eingeräumt, 
das  Recht  und  die  Vorfassung  durch  eigene  Anstalten  gegen  die  Willkiibr 
und  die  Veränderlichkeit  der  Menge  zu  schtit^en.  —  Diese  Auffassungen  der 
grossen  Staatsmänner  des  Befreiungskampfes  und  des  gesammten  Volkes, 
welches  die  Freiheit  errungen  hatte,  sind  nun  aber  längst  verlassen,  und 
es  wird  auf  sie  als  aof  besciuNlnkte  nnd  fsst  nnwOnUge  Halbheiten  luoget 
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blickt  Als  vollberechtigtes  im4  ttttneiillidi  n  allen  Wahlen  heftigtee  Mit- 
glied des  Volkes  ist  jetit  jedes  nidtt  durch  einige  wenige  bescHMlne  ünfiLhig- 
keitsnrsacben  ansgoschlossene  Individnupi  aneriiamt  Ks  wird  ftr  das-  Volk 
der  grOsstmflgliclie  onmlttelbare  Anthail  an  die  Staatstngelegenheitea  ver^ 
langt  nnd  ihm  eine  gana  besondere,  ftst  mysteri^Me  Befthignng  wa  guter 
Besorgung  derselben  mgeacbrieben.  Demgemflss  «ii^  dann  die  Wahl  aller 
Beamten  ftr  das  Volk  selbst  gefordert,  eine  mflglicbst  knme  j^tawit  bei 
lallen  Stellen  als  Gedot  des  Rechtes  und  der  Zweckmässigkeit  dargestellt, 
und  die  Beseitigmig  aUer  Schranken,  welche  dem  Willen  der  jeweiligen 
Hehrhejt  gesetzt  sein  konnten,  als  nothwendige  Folge  der  Volkshenschaft 
Migestrebt 

Es  ist  aber  nicht  etwa' bei  der  Veränderung  in  der  Theorie  geUieben 
sondern  ßchon  mdurfochHand  an  dieAusfÜhrong  gelegt  worden.  Der  neuen 
AufEusttng  der  Demokratie  Ist  bereits .  eine  ganie  Beihe  von  Staatseinrichr 
timgen  zum  Opfer  gefiedlen,  welche  die  Gründer  der  amerikaniadien  Unab- 
hiagigkeit  ond  inneren  FMheit  ftr  anerlBsslich,  und  zwar  eben  mm  Sdmtse 
einer  Temllnftigen  ond  gesetzlichen  Freihdt,  eraditet  hatten;  und  ea  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen ,  daas  auch  noch  weitere  Forderungen  aUmihlig 
werden  gewtturt  werden ,  weldie  noch  vor  nieht  lange  r  Zeit  ab  vOllig  slna- 
.los  betrachtet  worden  wiren.  Schon  werden,  nachdem  zu  An&ng  dieses 
Jahrhunderts  in  dem  damals  noch  mehr  als  halbwilden  Staat  Ohio  der  An- 
fang gemacht  wurde,  in  vollen  zwei  Drittheilen  allor  Staaten  die  Richter 
nnnnittelbar  vom  Volke  gewählt,  und  zwai-  nur  auf  eine  knrze  Reihe  von 
Jahren.  Ebenso  sind  die  allgemeinen  Verwaltung,  äniter,  welche  sonst  ent» 
weder  von  den  (rouverneuren  oder  von  den  gesetzgebenden  Versammlangen 
besetzt  wurden,  den  allgemeinen  Wahlen  verfallen.  Die  Käthe,  welche  den 
Gouverneun u  iii  jüandun  Staaten  zur  Seite  gesetzt  waren,  zur  Krslatiuiig 
von  Gutachten  bei  Begnaöigungen  oder  Aemterbesetzungen,  sind  aufgehoben, 
damit  die  obersten  Inaniieu  ohne  Rtickhall  und  Schirm  der  Verantwortlich- 
keit von  Gehfllfen  persönlich  vollkommen  hlosstchtu.  Zu  den  Abstumuungen 
werden  auch  Solche  zugelassen,  wt  h  in  au  den  Staat  mit  keiner  Art  von 
sachlichem  Bande ,  oft  kaum  mit  einem  voraugehendcn  AulentliaUe ,  geknüpft 
sind.  Und  die  logi^clie  K!it\'>it  la-hinp  des  aUgcmeinen  Menschen-  und  Bür- 
gerrechts ist  schon  bis  m  ernst Uchen  Versuchen  tmnr  Ausdehnung  ;illcr 
activcn  und  paj>biven  politischen  Rechte  auf  die  Weibe  i  gediehen.  In  dicsrni 
Geibte  habeü  sieb  nicht  nnr  die  spater  in  die  Union  eintretenden  neuen 
Staaten  Verfassungen  gegebeiv,  welche  in  wesentlichen  Punkten  von  den 
älteren  Mu-trrn  abwiechen,  und  zwnr  jf>  weiter  abwiechen,  je  später  die 
BHdung  dr-  iK  uen  Staates  vor  sich  girij.';  sondern  es  sind  an*  h  iJie  Ver- 
fassungen der  meisten  älteren  Staaten  in  derselben  Richtung  abgeändert 
worden,  znm  Theile  mehrere  Male  und  dann  in  immer  stArker  an»- 
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gesprocbenem  deaofcralisdieiii  Sinne.  Hier  and  da  iridenteht  noch  eine 
schwMhe  HeliRaU,  irie  s.  6.  in  MMaachwetts;  allein  ee  ist  enf  die  Daner 
kaum  ffieg  ftr  de  zn  erwarten.  AUerdinga  geht  die  Bewegung  zanadut  in 
den  einielnen  Staaten  Tor  sich,  ond  ea  ist  an  den  Formen  des  Bondes- 
staates  nocb  nichts  geändert  worden;  allein  ee  wfire  ein  groeaer  IrrthnnD^ 
wenn  man  desshalb  glaahte,  es  mache  sich  der  neodemokratiache  Geist 
nicht  anch  in  der  Bnndesregiemng  geltend.  Abgesehen  da^,  dasa  auch 
diese,  wie  Alles  in  den  Tereioigten  Staaten,  imhedingt  nnter  der  Herrschaft 
der  Öffentlichen  Meinung  steht,  ist  ein  ganz  mmüttelbazer  Einfloss  dadnrch 
gesichert,  daSs  die  Wahlen  in  die  beiden  Hftaser  des  COngresses,  mittelbar 
oder  unmittelbar,  durch  die  Gesetzgebung  der  einzelnen  Staaten  beathunt 
werden.  Nicht  nur  das  Hans  der  Abgeoi^eten,  sondern  selbst  der  Senat 
hat  dadurch  b«rdts  eine  Stimmung  erhalten,  welche  freit  entftiQt  Ist  von 
dem  Geiste  in  den  ersten  Jahrzehnten  der  Union,  and  Ton  Jefferson  an  bat 
auch  die  Mehrzahl  der  Präsidenteu  die  Innrzsichtige  and  aelbstiscbe  Politik 
verfolgt,  dem  demokratischen  Strome  za  folgen  and  möglichst  die  ihm  ent^ 
gegengestellten  Dämme  zu  beseitigen,  kurzer  persönlicher  Beliebtheit  wegen. 

Die  Folgen  dieser  Veränderungen  fanpen  an  selir  siebtbar  zu  werden; 
und  sie  sind  keineswegs  erfreulicher  Art.  Es  ist  nur  Eine  Stujinic  darüber, 
dass  die  Jetzt  an  der  Spitze  der  Angelegenheiten  stehenden  Staatsmänner  in 
geistiger  und  sittlicher  Beziebung  weit  nicht  an  ihre  Vorgänger  hinanrcichei!. 
In  den  gesetzgebenden  Versammlungen,  mit  Einschluss  des  Congrcsses,  joden- 
faUs  des  Repräsentantenhauses,  sitzen  manche  rohe  und  unfähige  Mi 1k  n, 
deren  Betragen  nicht  selten  eine  Schande  für  das  Land  ist,  und  dei-  n  riut 
in  Beziehung  auf  Ehrlichkeit  und  UneigennOtzigkeit  sehr  tief  stellt  Wer 
erinnert  sich  nicht  au  die  niedertrtlchtiee  Misf?handlung  des  Senators  8umner 
durch  einen  anderen  Senator  in  dem  Saale  selbst  ?  Wer  nicht  an  die  scanda- 
lösen  Prtlgelscenen  unter  Repriisentanten  ?  Laut  wird,  selbst  von  Congrpss- 
mitgliedeni ,  geäussert,  jede  Bill  lasse  sieb  durcbbringen .  wemi  luir  Geld 
genug  darauf  verwendet  werden  wolle.  Die  Verschleuderung  der  Bundes- 
geldcr  durch  die  Beamten  und  die  Regttnstigung  des  Betruges  durch  die  zur 
üeberwachnng  berufenen  Volksvertreter  ist  ganz  unglaublich.  Durch  die 
weite  Ausdehnung  des  Wahlwesens  und  die  Zulassung  so  vieler  Ungeeigneter 
zur  Theilnahme  an  den  Wahlen  ist  eine  höchst  verderbliche  Gattung  von 
gewerbmässigen  Politikem  erzeugt  worden ,  deren  Einfluss  gekauft  oder  ab- 
gekauft werden  muss,  nnd  welchen  nach  einem  Wahlsiege  die  öffentlichen 
Aemter  als  «Beute»  zufallen.  In  keinem  Lande  der  Welt  hat  das  Becht  eine 
kleinere  Aussicht  auf  Sieg,  wenn  es  mit  dnem  grossen  und  von  der  Menge 
lebhaft  ergriffenen  Interesse  zasammenstösst;  and  wie  sehr  diese  Unsicherheit 
selbst  in  den  yerblltnissen  des  tlgUchen  Lebens  durch  die  Wahlen  der 
Biehter  auf  k^ffO  Fristen  noch  gesteigert  werden  wird,  bedarf  lceln<$s 
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BeweiMt.  fieluni  jetil  wird  von  mnaichtigen  Mftmwni  (Beiraiie  tM  in  den 
spiter  Dfllier  n  bespf^ehenden  Yerhaadiniigeii  der  Yemairnnlniig  toxi  Massa* 
chiuetts  rikUicb  gegeben)  offen  anerkannt,  dasB  die  Emennimgen  der  Bichter 
durch  Tolkswahl  und  auf  tcorze  Zeit  die  Geridite  in  YeHall  nnd  anf  eine 
tiefere  Stufe  der  Aiditiingswardigfceit  gebracht  haben.  Die  Oemeinderer- 
waltnngen  mancher  der  grOssten  Stfldte,  z.  B.  New-Tork^a,  find  hi  die  Htaide 
des  PObelB  gefiJlen  und  in  einem  kanm  glaoblichen  Grade  schlecht.  In  den 
aoawftrtigen  YerhSltmBsen  der  Yereinigten  Staaten  ist  ein  Debemmth,  eine 
Yerachtong  dea  Rechtes  der  Schvflchemf  ein  Nachgeben  der  Staatsgewalt 
gegen  nngerechte  und  onrerstiUidige  Forderungen  innerer  Parteien  entstanden, 
welche  schon  jetst  an  sehr  tadebuwerthen  Schritten  geltthrt  haben  nnd  noch 
weitere  ahnliche  in  Aussicht  stellen.  Die  neae  amerikanisdie  DemokraUe 
ist  In  ihrem  Yerhalten  an  andern  Staaten  ebenso  empfindlich  und  anspmchs- 
yoll,  als  de  ihrer  Seits  rSckaichtsloe  und  ungerecht  ist;  ihre  Weigerung,  die 
des  SklaTenhandete  verdftchtigen  Schiffe  einer  Untersuchung  unterwerfen  zu 
lassen,  ihre  offene  Begünstigung  des  Freibeutergesindels,  weldies  anf  eigene 
Ftast  firemde  schwache  Staaten  angreift  und  zu  erobern  sucht,  ihre  2urflck- 
wefsnng  der  vom  Pariser  Congresse  beschlossenen  Aufhebung  der  Kaperei 
sind  schmachvolle  Handlungen. 

Diess  sind  schlimme  Zustünde-,  und  doppelt  so,  weil  sie  offenbar  ihren 
Höhepunkt  noch  lauge  uicht  erreicht  haben.  Kmmal  wird  sich  in  den  inneren 
VerhlUtnissexi  der  Gedanke  der  Demokratie,  wie  er  jetzt  aufgefusst  ist,  noch 
weiter  entwickeln,  bis  das  Ueberuiauis  der  lulgt  richtig  sich  ergebenden  Uebel- 
stande  zu  einer  Untersuchung  der  Richtigkeit  des  Ausgangspunktes  und  zur 
Kinschlagung  einer  lauen  Bahn  nöthigt.  Bis  zu  dieser  Umkehr  ist  es  aber 
aller  menschlichen  WaUrscheiali«  lil^i  it  nach  noch  weit  hin.  Und  dies  zwar 
Ulli  ^.u  mehr,  als  in  dem  angeblich  ftvu  >trii  Lande  der  Welt  eine  Tyrannei  der 
öfft'ntlicheu  Meinung  herr>Llit,  wi  lche  gar  keinen  Widerspruch  gegen  die 
augenblickliche  Strömung,  ktiiii  Bekfimpfung  einer  von  der  Menge  ange- 
nommeneu Ansicht  duldet.  Zweitens  aber  gewährt  die  beispiellose  Zunahme 
der  Macht  der  Vereinigten  Staaten  ,  welche  ebenfalls  noch  lange  andauern 
wird,  den  T(ni;uigebern  und  Gewaltliabeni  imuier  mehr  die  Mittel,  ungerechte 
uud  antisüciale  BegchrOn  der  ^ienge  durchzusetzen,  dieser  selbst  aber  eine 
immer  grössere  Meinung  von  sich  und  immer  weitere  Lust  zu  muthwilliLn  iii 
Missbrauche.  Ob  und  wann  aber  eine  Vereinigung  der  Verletzten  und  Be- 
drohten zu  gemeinsamer DemOthigung  eines  solchen  Geistes  Zustandekommen 
und  welchen  Erfolg  sie  haben  wird,  steht  völlig  dahin. 

Sich  einen  klaren  Begriff  von  diesem  Fortschreiten  ultra-deniokratischer 
Gesinnung  zu  machen,  ist  sein*  nothwendig,  damit  man  nicht  durch  die  sich 
gleich  bleibende  Phraseologie  und  durch  bis  itzt  unveränderte  Buud.  ^vfr- 
iks^ttog  Uber  den  wahren  Zustand  der  Bi^ge  ^Uuscht  werden.  Von  ^uUeu 
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hierzu  ist  oatttrlich  die  Lc  ctQre  guter  uud  ehrlicher  Sehrillen  aber  die  uffeBt* 
liehen  Zmtfinde  in  den  Vereinigten  Staaten     doch  noch  weit  nngetrShtar 


1)  In  enter  Bdli«  oiiter  dtawii  SehrUkan  itclMii  otmeZwieUU  di«  gtlUbtMkui  Brfi  limitmn 
Cftlhoun'a  fiber  die  ReKi«ruiiff  in  einer  Demokratie,  (Works,  Colamb.,  185S,  Bd.1,)  In  welches 
er  moiAhrt .  du«  die  Entacholdunff  der  Vrngtn  durch  die  Mehrheit  zu  völliger  Recbtkitlkatt 
«Uer  Minoriüiten  führe ,  nnd  daM  zur  AbwendonK  dtotes  Uebcis  Jeder  Mlndnlielt  all  Veto 
f«9«a  die  BeschlttMe  der  Mehrheit  einirerftumt  werdwi  miisse.  Ob  diese«  \nttel  ^  richUfe 
tot,  ma^  fri^nicti  üchr  bezweifelt  werden;  auch  kann  ganz  dahin  K<»tollt  bleiben,  aus  welchen, 
vielleicht  unlubiiclieu ,  letzten  Qiilnden  diese  TheoHe  au^catrllt  Mrurde;  höchst  merkwOrdif 
bldtit  J«d«a  VwOm,  teM  «In  to  yWlt  !■>  lieben  stehender  und  mit  4m  Sml^uUn  seines  Vstar- 
biii)f"?  sn  ^fn»ii  vertrauter Staalstnanti  «liKoer  Ansicht  uud  ZU  einem  SO  Tcnwctfelteo  Rettiuvpi- 
luiUel  gtikuimucn  ist.  Kaum  ii^graadwu  durfte  den  tu  den  Vereioigteo  Staalea  allgenda  aoge- 


MhWhtt  «ad  Literatur  der  StW.,  Bd.  l,  S.  568(fr-  -  AI»  ein  z^v,  ites  sehr  bemork^nsweitbcs 
Wwk  irt  ta  nennen:  T.  Liebec^  On  civil  llberty  and  seif-govetuiueoL  2.  ed.  Phüsd.,  IIS». 
Der  YttTfluMr  bat  bekMnilllelt  dm  Voilliell,  «rendlkiM  «onpilMhe  miam  ma  Nkte  M* 
runir  zu  vetrblndcn  rnit  langJlUiriin^iTi  Aufenthalte  in  den  Vereinigen  Btnaten,  somit  unbf&nf«'»* 
höhere  Ajislcht  zu  vcrelni|^  mit  ürtUcher  Sachkenntnis«.  Das«  er  die  staatlichen  Diage  mia 
Yim  filHidpiiBcle  der  allcvDMliwB  GMItUfttBf  oad  mdi  tai8rftkmt«a  dwMMiN  WteMt« 
in  Jer  8chulgemk«sen  Art  des  R«^chmgfl«>hrten,  ^elit  seiner  Diiri>tellun4j^  eine  un^cw5hnU^b« 
i'  risvbe  ond  bringt  Seiten  zu  Ta« e,  welche  nioht  in  die  Kategorieen  des  Letst«raD  passen.  Vor 
Aflon  M  Mio  MMehtt  Knut  and  «eine  Aebtni«  tot  dem  aiwsliMMM  BmU«  woMlh— < 
dem  vorllo^endcn  Werke  setzt  er  sich  nun  die  Aufgabe,  theiU  an  und  für  sich,  tbeils  ab» 
Mmentlicb  an  dem  Oegensatse  vom  englischen  und  ftansöslschen  FreiheUsbenpriffe  aachsnweiics, 
velebe  Bnrieihtiditao  ond  Gewohnb^toa  orfbrderifch  td«  bw  RenMhuifr  «nd  IM«  Ikfi* 
düng  einer  fesetzUchen  bttriperllchen  Freiheit.  Hierbei  wird  denn  die  amerikanische  Freiböt 
alt  eine  aninitteUMre  Folge  und  Fortsetzung,  aber  auch  als  eine  bedeutende  ErwaitecwK  d" 
«ogllNiMii  Frdli«lt  dargestellt  Abi  die  wesentMchirt«!  Einrl^ttuigen  ond  OnuNWttM  d«r  NT 
Uschen  Freiheit  sind  aber  genannt:  das  Gescbwomengericht,  die  repräsentative  Regienugg,  das 
Landrecht,  (common  law,)  die  Selbstbceteuerung ,  die  Hociutellung  des  Gesetzes,  die  freie  ö*" 
dankentusserung,  die  Unterordnung  der  bewatbieten  Macht  anter  die  Oesetxgebong,  u. 
Diesen  sind  dain  als  Erweiterung«n  d«r  «nerikanischen  F^dheftMllirielrtlinKen  belgefiigt:  rtps- 
blikanlsche  BmiiSes^'^cstjilttir»^ ,  Trennung'  von  StHAt  und  Kirche.  Rrfjsserc  Glcitlihcit  der  Bürg« 
und  Auerkeuuuii^  gmudMiUlicher  staaUbürgerlicher  Hechte,  eudliuh  iui  AligeuMsineu  ein  deino* 
kratlscb«t«rKoin  dM  gMMfl  Blailal«bMit.  Der  l«tatore  —  für  dan  cngrawiitlgeffl  Zweck  haapt- 
SMchlichste  —  Pnnct  wird  dann  wieder  in  nachstellende  Eltizelnheiten  zerlegt:  in  den  Yereinlift«» 
Staaten  ist  UberaU  Abstimmung  durch  Stimmsettel  eingeführt;  der  aosUbeadeo Gewalt  steht  das 
Jtoeht  aidit  ta,  die  K«Hlig«lMBd«B  Vecaammtafan  aolknUaeB  odar  sa  vailafaa;  dla  Zahl  4« 
Gliedcrstaatcn  dcsIUmdrs  Ist  nicht  gr';  hli  s^en;  nnd  es  werden  Frenidr  uii'^.  hwer  in  dasBttnr*''' 
recht  aa%enominen,  auch  ist  die  Uulösburkeit  de»  Uuterthanen- Verbaudeg  nicht  anerkanat; 
fl«k«Mt«Bda  Gaaals«  («z  poat  fseto  law»)  «iiid  verhoten;  es  beatelMii  adnriflllehe  «nd  ia  rieh 
ahgaaehlaisene  VcrfH.si«iin»;!>iiri 'Ii: n ;  dcs.<«1i.'iI1i  stt  lit  den  ^c^etz^'ebenden  Versammlunj^en  keine 
AflgawaH  aa  und  es  haben  die  obersten  Qericbte  das  Eecbt  über  di«  VecfiuatBigainissigkeit  der 
Oeaataa  an  entacheldea.  —  Diese  «ebarftfaulg«  AntMohnang  M  sehr  rloiitig  «nd  belehrend,  wai 
niög^en  äicli  Soli  iu',  welche  die  Verschiedenheit  der  Staaten  nur  In  Aeusserlicbkeiten  suchen, 
nameatlloh  dnea  Freistaat  «Ubald  finden,  wo  kein  einselner  Mann  an  der  SpJtse  steht,  gar 
wald  das  lange  Venetehnlss  von  Biailebtungen ,  welche  In  ihrer  Oeeammthdt  erat  dne  sda« 
sehr  freie  Monarchie  zu  einer  Demokratie  machen ,  zu  Hersen  nshman.  Aueh  aind  die  Krür- 
tenmgen  über  die  elnzdnen  Gedanken  und  Anstalten,  welche  xoRammen  die  englische  Ir^reihdt 
hüden  «nd  stützen,  mit  grosser  Sachkonntuisä  und  riditigeui  lirtheile  «l^cfa&^t.   Allein  wir  v«a 
anserem  Standpuncte  aus  können  doch  nicht  umhin  zu  bedanam,  dass  es  nicht  auch  in  den 
Plane  des  Verfasaei-s  lai?,  bei  diej*»*r  pnfpü  (Gelegenheit  die  gan»««  nn<!  volle  Wahrhdt  über  den 
Zustand  der  auierikauüiubcu  Demokratie  darzulegen.  Theils  siud  nmudiu  Foigerongcn,  welche 
aas  dem  BegfMIh  der  demokratischen  rreihalt  psnettNfe  gwogen  weidan,  ttbetgnnfen.  ob- 
gleich sie  eben  s«  Heht  «fs  dt*'  ntir<-f  ihrton ,  nnd  wohl  noch  mc  ir  als  diese,  den  rnterschtsd 
Bit  den  eogfiscbcn  »tuatsziistäudeu  autkeigen.  So  namentlich:  die  Emeoaung  der  Beaiuteu 
dnreh  Ydkairahien,  und  zwar  launar  nur  anf  hnuaa  Zattj  die  Aoadlnn«  doa  BiitiH'llt'"'P 
twktaa  nadk  faUnthllaiUdMin  OsOMa;  die  BMduttdknaf  dar  niaafiwmt  Ar  flUidlahwi 


so 
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vd  fiadriBgüdier  in  die  inmittellMure  Bekuntacliaft  mit  den  TliatMchen. 
Bei  SebUdemDgeii  bricht  dch  UaM  die  Walirhfiit  in  dem  Medinm  der  snb* 
jectiTen  Axdktaingt  nid  ftr  einen  Amerikiiierist  es  Ikberdiess  aelir  adiirilrig, 
gerade  in  der  fraglichen  Bicfatnng  ongesohminkt  m  sagen,  was  er  denkt  nnd 
ftrebiet  AUerdinga  ist  die  Presie  TolUummen  frei  nnd  weder  Gesets  noch 
poUieiUcbeB  Einachreiten  hindern  den  Borger  in  dem  Vorbringen  iiigend 
einer  Thataacbe  oder  eines  Urtheiles;  allein  ebenso  bekannt  ist  auch,  dass 
die  allgemeine  Unterwerfnng  der  Ueinongen  and  des  ftvsseren  Verhaltens  unter 
dem  Willen. der  Mehrheit  etne'Abweichang  von  dem  allgemein  Angenommenen 
nicht  rftthlich  macht  und  kanm  als  erlaubt  erscheinen  Iftsst,  nnd  dass  Alles, 
ms  ieinem  Angriffe  auf  das  Begieningsreeht  and  auf  die  Vortrefflichkeit  des 
Volkes  irgend  ähnlich  ist,  als  eine  SOnde  gegen  den  heiligen  Geist  gilt  Wer 
namentlich  in  staatlichen  Dingen  einen  Eiuflnas  sa  haben  oder  ehie  Stelluiig 
einsanehmen  wttnscbt,  ivflrde  sich  geradesu  nninöglich  machen,  wenn  er  das 
Volk  tadeln  wollte,  daaa  es  sich  sn  viel  lotrane,  and  er  es  darttber  belehren 
würde,  dass  sein  immer  weiter  gehMides  anmittelbares  EingrdüBn  in  die 
Mfeatlichen  Angelegenheiten  von  flbeln  Folgen  sei.  Man  kann  daher  von 
Denen,  welche  es  zunächst  angeht  und  welche  das  Uebel  auch  gar  wohl 
kennen,  nur  leise  Andeutungen  und  mittelbare  Vorschläge  erwarten. 

Um  aber  die  wirklichen  Thatsachen  kennen  zu  lernen,  bietet  sich  keine 
bessere  Gfleginheit  dar,  als  eine  genaue  Beschäftigung  inii  den  Verhand- 
langen  der  zur  Gründung  iaiui  oder  7ur  \  t  rimderung  älterer  Verfasi^ungeu 
einbf ruttrueu  Versammlungen  (der  Coi.vi  iitionvj.  Hier  werden  der  >iulur  der 
Sache  nach  die  obei^ten  GrundBuLse  icüari  ausgpesprochen;  und  in  der  Fest- 


rnffiriiht  auf  Iii  ^■M!!. >Hhuloti ;  die  vollsfändiff«»  ünlieküirnifrrhi  Ii  S'  i.its  um  «Iii!  Kirtlieii, 
(Uuntt  tUMr  <li«  vollkuiuiuene  Abh&ugitfkdt  der  OelstUdieii  von  iXvi  Lauim  «l«r  Menge.  TbeiU 
and  haaptaldiUeh  «iMff  liMben  die  Uebertnibiiiic«iii  dta  Oadrakeiii  und  die  flUm  FViltM, 
welche  dietelbo  offenkttndi;:  nü  f»  skli  zit  Jit  ^  ,  wi^  Ubcrhuapt  Ji«-  Schatti  n  ntri.  welche  die 
l>aHakimli«  sebMi  an  sich  ^wi«  jede  sodtr«  menscbUcbe  Klnriclittmg)  anfi((iwoi«en  hat,  oob«« 
iprodien.  Zwar  fllliit  der  VerfiHwer  «cbaradniiUr  dnrdi,  daat  der  ta  efl  gebrauelile  nnd  miai' 

Ijraiulifc  Sprtirli  „VoIKh  Stimme  Gölten  Stiinim!'  iinwjilir  natli  hIUmi  He/!chuagen  Ist;  Rllciii  iHe 
luuniuelbare  und  iiu  HUnselDO  gehende  Anwendung  auf  die  tanidut  üesendM  VerhiUtniM« 
erfblgt  nicht  Wie  woUtUUig  wire  ma  aber  eine  krilttge  ««hllderamc  von  ao  einsichtiger 
Hand  Kewmen,  da  der  bchlintuute  Feind  de«  Ainerikancra  die  tli<>riKtt'  inul  kcnntiiisslosc  IJeber- 
■nyitwwy  aeioer  Eterlchlancea  iat ,  nnd  er  nm  de«  BeirerbMa  um  aeliM  Üonat  unaUiaaifHr 
und  Mhaamloaer  benchnieidifllt  wird,  als  Je  eia  HvmelMr  ▼on  HSflingen.  Uoeti,  TtaUeldit  IMgt 
dJ0  bittere  aber  heilsame  Arznei  noch  nnch.  —  Endlich  int  noch  mit  AntselchnunK  der  AbhMtid- 
langen  in  erwähnen,  welche  Cornelia  de  Witt  la  der  Kevoe  dea  den»  nunkdea  (jJabrg.  UM 
tuid  'M)  Uber  JefferBon's  I^ufbahn  nnd  WlrlmiBkelt  rerSfllMitnelit  bat.  Ult  ehweliBCldeDder 
ak«r  nicht  oimaidtenler  Scbärfo  werden  hier  die  UrHachon  und  die  Fulfctn  der  von  diätem 
bprAbten  aber  grondaataloaen  Manne  begonnenea  Uflawalxnng  tai  der  Leitaag  der  MBBBtMrtMWi 
Angelegenheiten  der  V.  8t.  herrorgehoben ,  und  m  llMt  fleh  an  der  Sdrildennig  aar  vMteldit 
das  attwetaen,  dau  dem  penOnlichen  Verhalten  Jefferaoo's  ein  zu  KT.<H»cr  EintluiM  auf  die 
nltradenioknitlschc  Rinhtting  za^chrioben  wird.  Die  Uraaehan  Uagen  tiefer,  la  üeu  Oedaakea 
der  BtaaUfurm  stillet,  und  JulTarson  iiatte  nor  die  Schuld,  ava  iUtebar  Bocht  udh  VolkaauM 
mi  mm  Mangel  an  aitUlchem  Uoth«  die  SoKleaMB  feOAMt  ao  Mmb»  doxclt  w«IcIm  mImV«|^ 
ging«»  dea  atron  gedinunt  hatttBi 
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stelfaug  der  onzelaen  EisriehtiiiigCB  nigt  Bieh  äet  bemcbende  Ociit  möge- 
Itindert  AUenÜDgR  beiiebeii  sich  diese  Teilietidhuigai  nur  «vf  iunre  An- 
gelegenlieiteii,  wdl  die  eiudiMn  01lederslMli&  keine  vQlkenrechllidMB 
Besieh&iigeii  haben;  allein  tbdls  lüet  rfcli  doch  udi  aas  ümen  ein  ScUnse 
auf  die  in  den  Vereinigten  Staaten  bestehinde  Aoffusong  der  iosiereD  Yer- 
hUtniegf  machen,  theils  and  haoptsSchlidi  ist  der  Gang  der  Dinge  imlniieiii 
lehon  an  sich  aehr  wichtig.  Wir  sehen,  n  welchen  nnertnglidien  Fdlge- 
ningen  der  fiJsche  Ansgangspnnkt  mit  logischer  Notbwendigkeit  flihrt. 

Zorn  Belege  des  Gesagten  mOgen  denn  ei^ge  Verhandinngen  dieser  Art 
niher  betrachtet  werden;  nnd  es  ist  wold  nicht  nnrichtig  gewihlt,  wenn  sn 
diesem  Zwecke  dnmal  die  ProteoDUe  der  Yersamiwlimg  genommen  werdni, 
welche  im  Jahre  1849  filr  OaUfomien  eine  Yerftssnng  entwarf*),  iweilcns 
aber  die  Yerhandlnngen  der  im  Jahre  1853  nach  Boston  «im  Zwecke  ehwr 
Yerftnderang  derYerfassnng  fon  Massadmsetts  einberafenen  Yersammbm'). 
Jene  bieten  ein  Beispiel,  wie  sich  die  im  Schwange  gehenden  OrandsitK  m 
der  Dorchschnittsbildnog  der  amerikanischen  BevOlkerong  gestalten,  nnd  wie 
sich  das  darans  folgende  Staatsideal  anf  dieser  GesittongsstnliB  mmanmen- 
baoL  Diese  dagegen  lassen  sehen,  wie  sich  hochgebildete  Hinner  an  der 
nenen  Entwickeluiig  der  Dinge  fcrfaalten,  nnd  wie  flherhanpi  die  Bewolosr 
des  gesittigsten  Theiles  von  Nordamerika  diese  Lehren  anibssen.  Beieichnend 
genug  ist,  dass  sich  in  dem  ersteren  Falle  gar  keine  Simr  von  ZweiJUn 
oder  gar  Widerspruch  äussert,  und  im  Handumdrehen  ein  Staat  anf  dieser 
Grundlage  errichtet  wird;  während  in  dem  anderen  noch  die  hartnäckigsten 
Kämpfe  gegen  jeden  überdemokraüscheu  Gedanken  geliefert ,  und  su^jur 
schliesslitli  sich  noch  im  Volke  selbst  eine,  freilich  nicht  betrathtliclie, 
Mehrlieit  tindet,  welche  —  belehrt  nnd  angeregt  durch  diese  Geistesaristo- 
krutie  —  wenigstens  für  diesesmal  noch  die  zu  weit  gehenden.  Aeuderuugs- 
Vorschläge  verwirft. 

Die  (iinii  lung  des  Staates  Californien  hatte  im  Vergleiche  mit  dem 
gewühiilicheu  Vorschreiten  in  solclien  Fallen  das  Eigentliüniliche ,  dass  das 
Land  nicht  zuerst  als  ^Tei  i  ituiiuiii»  '»üm  (ieii  \  ereiiiigteii  SUaten  organisirt 
und  verwaltet  wurde,  sondern  der  n^'ue  Staat  nninittelbar  und  ohne  Uober- 
gang  aus  di  n  iLoinibtiscben  Bestaiuliheüeu,  welche  aili  rki  /utalle  zusamiueu- 
gewürfelt  hatten,  entstand.  Als  nilinlich  die  Vereinigten  Staaten  das  be- 
kanntlich kaum  von  einigen  wenigen  Menschen  europäischer  Abstammung 
bewohnte  Land  von  Mexiko  abgerissen  hatten,  besetzten  sie  es  zunächst  nur 
militärisch,  bis  ein  Eutschlo^s  Ober  die  weitere  Beliaudluiig  ieststehe.  Da 

I)  Report  ot  th«  IMmIw  «f  the  OoiiTinitton  ofCaMmte,  ra  tfw  iataMtlMi  tfiM  Miai 

ODBrtItntTon  !n  K(>,it  ntn!  Od.  1849.  By  J.  EoM  Browne.  Wash.,  1850,  479  und  tl.VI  s.  «T.i 
S)  OiUuai  Ucptirt  ul  the  DebatM  «od  Proceedlngs  In  the  »täte  üonTenttoo  iw8«mbl«»aMajr4. 
te  wrtm  — a  uhbbA  thg  OmUiiiifciB  orfhdOomawinrwlih  oTHMiMifanattk  B«tt,  isSi^ 

i-iu,  mp.  8b  muDM  MSI  a.  !■  dofftltaa  OotaaMo. 
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wuf  die  Enttteckimg  des  Goldreiclithoiiis  pU^tdicb  eine  so  grosse  Menge  von 
Mensehen  aus  allen  Tbeilen  der  Unioii  und  aller  flinrigeii  Herren  Lflnder 
daliin,  dass  die  nadi  dem  Geeetee  der  Y.  St  aar  GrOndung  eines  eigenen 
Staates  befeehtigte  YolksaUd  ajsbald  weit  überschritten  war.  Und  wenn 
aaeh  ein  aemlicher  TheO  dieser  BevOUcenuig  ab-  und  zaströmte,  so  blieb 
docb  iminer  ein  so'betrftcbtlicher  Stock  von  wenigstens  leidlich  Ansftssigen, 
dass  die  Union  sich  weigerte,  erst  noch  eine  Territorialregierong  zn  er- 
lichten,  sondern  dem  militSrischeo  BctfeUshaber  den  Anftrag  gab,  die  Em- 
wohner  alsbald  zur  Wahl  einer  Yersanmdmig  aofzoibrdem,  wekdie  eine 
Yer&ssong  flir  den  nenen 'Staat  an  entwerfen  ond  solche  dem  Yolke  snr 
Aanahme  vonolegen  bitte.  Dies  geschah  denn  aocli,  obgleich  die  Znstflnde 
noch  so  angeordnet  Waren,  dass  selbst  an  ebie  regelmftssige  YertheOong  der 
SB  wihlenden  Abgeordneten  nach  der  Yolkazahl  keine  Bede  sein  konnte, 
sondern  man  am  Ende  alle  Diejenigen  xnliess,  welche  sieb  mit  irgend  einem 
Mandate  meUteteo  and  ernstlich  Zutritt  YerUingten;  ond  obgleich  die  Be- 
▼Olkerang  ganz  gerne  erst  eine  Territorialregierong  von  Seiten  der  Union 
angenommen  hfltte,  da  ihr  diese  die  Aw^gßlbe  vnd  die  Mfihe  eino*  eigenen 
Verwaltung  erspart  haben  würde.  Die  Yersammlong  trat  am  1.  September 
1849  in  Montcrey  zusammen,  damals  einem  ganz  kleinen  Orte,  welcher  nicht 
einmal  eine  Druckerpresse  besass;  am  13.  October  war  die  V  erfassungs- 
urkiuide  fertig  /ui'  Vuriage  aü  du^  Yuik 


1)  Der  GogeatUuid  Ut  zwar  xuiiächst  hier  nicht  niber  zu  besprechen,  doch  mag  m 
limrtlB  wuljitiiiiii  fm  ToiMgvhoB  bemerkt  sein ,  dass  diese  OrHadoofr  dae  eaBAmriMkeM 

Staates  TOn  entschiedener  Wiehtigkeit  fiir  eine  vielerörterte  Streitfrage  der  allgemeinen  Staat*- 
lehre  ist  Bekanntlich  ist  es  von  conservativen  Staatsgelehrteu  schon  häa%  als  eine  voUkom- 
BMDe  UnroSflrUchkeit  dargeeteOt  woirdeii,  4»m  du  Staat  ohn«  alle  rorgäxigig«  (reaeMdtfHcka 

Ontuwa  lediglich  durch  Vertrag  der  Theilnebnier  geyriindet  werden  könne.  Nur  etwa  Ver- 
bessernngen  bereits  bestehender  Einrichtungen «  meiiien  sie,  mSgen  auf  dies«  Weise  ror  sich 
gehen.  Diese  Behauptung  wurde  allerdings  schMi  Mher  dorah  die  Bildung  der  neuen  Staaten 
Im  Westen  der  Vereinigten  Staaten  thatüiiehlich  widerlegt;  hier  aber  li^  4aw  ein  ganz  beson- 
der« hf*:^cichncndor  Reweis  der  Möglichkeit  einer  solchen  StiiatHtfründung  vor.  In  Califüniiou 
bestand,  wie  gesagt,  amerikanischer  Seits  nicht  einmal  eine  vorläufige  Territorialregierung; 
Sie  ohnedem  kaum  maiklldton  Spuren  der  mexikanischen  Eiaitoklaiigen  aber  waren  vollkommen 
vemichti't  utv\  wip  S]»rf»ii  vor  dem  Winde  z<;r«toben.  Ks  wHret?  also  thatsjlchürh  ntich  nicht 
die  ersten  AnXauge  eiDüa  äiaatswesens  vorhanden.    Em  mit  ataatsieben  und  btaat«büdung 

verschiedensten  Stimmen  angebörigc ,  ttntcr  <^!ch  p-nn?  unbekannte  Menüchon  za5^ammen;  diese 
aber  wiklten  auf  den  ersten  Anstoe«  bewuMt  und  ruhig  ans  ihrer  Mitte  Stellvertreter  znr  BU- 
iaat  dam  Vuiftiniifl',  der  Bntwnif  hia  tat  kaiMatarlMl  in  Stand«»  and  dteMeav»  deaToUUa 

aotschiüd  In  freier  Ab.ttiiiimnn^  über  Annahme  und  ^'l  r«  ci  funpr  'Mrui  wende  nicht  ein  ,  dos« 
ddi  der  Inhalt  der  Geaetze  nur  inncriiaUi  eiaer  btwliuimten  Gedankenreihe  habe  bewegen 
kOfmeo,  wefl  sonet  der  neue  Staat  nksiM  in  die  Unk»  anürettemmen  worden  tvSre;  noch  auch, 

da«H  bereits  Torhar  li m  V  rfrfin;;«  uls  Master  Ke<l'en'  liaTien,  Ni  !it  diess  ist  die  Frage;  sondern 
ob  ea  denkbar  sei,  dass  ein  noch  gar  nicht  bestehender  Staat  durch  freie  Ueber^nkunA  Unver- 
boodeoer  aas  Nlehti  geediaffira  werden  kSoaet  Ob  er  dieser  oder  jener  Oattnng  aagehSrt ,  Itt 
völlig  gleich(fültijf ;  auch  ändert  ea  an  der  rechtlichen  Bedeutung  IcdiKlich  nicht-  I  ins  die  den 
Vertrag  SehUesseoden  gewisse  gemeinsame  Anschauungen  haben.  Letzteres  muss  unter  allen 
ttaagShidMi  vBisngaMlsl  wardst,  da  aonat  «Ine  UeberdiMllnwnc  dar  WDIen  aklit  daakter 
wipa.  Natdrlich  soll  durch  die  lUnweleuBg  wut  ümn  Voiiwa  nidit  gwaftt  sein,  daaa  atastfa 
T.  M ohi,  ataateaehL  Bd.  L  89 
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Nichts  kann  bezeichnender  sein,  als  die  ZasanmeoseUuig  and  die 
geistige  Beschaffmiheit  dieeer  snr  OrOndnng  eimer  neocD  repfisentaftivea 
demoloratischenyerbsstuig  bestimmten  Vertamialnng.  Sie  beatand  snm  gros- 
sen Theile  ans  Eimranderern  ans  allen  Thdlen  der  Union;  doch  waim  auch 
euuebie  Fremde,  namentlich  einige  spanische  Eingeborene  damnter  Mieht 
ein  dnaiger  Hann  in  der  ganzen  Menge  ttbenragte  41«  gewöhnliche  Dnreh- 
Bchnittsbildong,  vnd  die  grosse  Mehrafal  stand  offenbar  noch  tief  unter  ihr. 
Die  bei  weitem  Meisten  waren  Jange  lObmer  bis  n,  höchstens  40  Jahren, 
wio  bei  einer  solchen  abenteuernden  Bevölkening  leidit  begreiflich.  In 
der  pariamentarischen  Behandlang  von  Geschäften  waren  sie  jedoch  hin- 
reichend gewandt;  and  wenn  auch  l^ne  Spar  Ton  feinerer  Keuntniss 
war,  so  besassen  sie  doch  genoic  Ueberiiefening  und  Uebimg,  tun  r«gel- 
mAssig  im  Oeschflite  Yorwirts  la  kommen  nnd  leidliche  Ordnang  in  der 
honten  Menge  zn  halten.  In  dieser  Beaiehong  sowohl,  als  in  der  sacblidteD 
Berathnng,  flihrten  einige  ans  den  glteren  Staaten  nach  Galifonte 
sprengte  Rechtsgelehrte,  ?on  offenbar  sehr  zweifelhafter  A^JitangswOrffi^i 
und  zum  Theile  von  einer  wfarldieh  belastigeadea  Unkenntniss,  das  grosse 
Wort.   (So  belehrt  z.  B.  einer  derselben  die  gläubige  Yersammlang ,  die 
Habeascorpus-Acte  stehe  schon  in  «First  JosUnian».)  Von  einer  aUgenieineo 
staatlichen  Bildung,  welche  eine  Vergleichung  verschiedener  Staatseinricb- 
tuiigoii  odir  auch  nur  t  ili  klarem  ViTständiiis^  der  amerikaiiiscbeii  demokra- 
tischen Auffassung  niugliih  g  iii<iihi  hätte,  war  uugends  die  Rede.  Die 
oben  bereits  bezeichneten  AuMcliteu  vun  Volksrechten  waren  die  einzigen 
den  Mitgliedern  bekannten,  and  wurden  auch  von  ihnen  im  besten  Glauben 
und  mit  grosser  Naivctät  als  die  einzig  uiüglichen  gehandhabt.  Von  theore- 
tischen Zweitein  wurden  sie  nicht  geplagt,  nnd  «her  Principien  waren  su-  gur 
nie  im  Streite,  sondern  höchstens  Ober  eini' Anwendung ;  am  hilufigsteti  aber 
über  rein  praklihche  und  zufällige  Dinge,  so  über  die  Grösse  der  Taggelder, 
tibt  r  die  Abgrenzung  der  Wahlbezirke,  über  die  Lage  der  Hauptstadt  u.  dgl. 
Von  welcher  Hesrhaüenheit  diese  Staatsgrttnder  waren,  ergibt  sich  nameutiu  h 
auch  daraus  sehr  bezeichnend,  dass  die  wenigen  Spanier  in  der  Yersamm- 

mir  auf  dlflseWelM  saataiMle  kmniMiB  «od  On«  Batotahoar  •iiMe1ili«Mlleb  «■!  dloM  W«fa» 

leehtlich  erklüii  werUeu  ktiniie.  Es  ^'if  ilI  rrliri;^>  m  i  h  .iruterf  thatsiichlichc  und  ret:hllii.he 
BQKründungaarUul.  Aber  es  i»t  erwie»«u,  tUuut  uut«r  Anilorvin  auob  durch  freie  Uel>ereinkuofi 
aller  BetbeWeieii  ein  Staat,  nad  Mllift  «<a  fllaat  arft  ealur  aaafeUldetoe  FVinaea,  aa  Slaaie 

koiiiirieii  kann. 

i)  UiM  YenetcliniM  der  Milclieder  gibt  naehetehende  okhi  aoiaerkvardice  Macliirei«uigeB: 
Von  den  48  mtgllederB  der  Vetiaaimlang  warea  aar  8 Kiofeborene  de« Landet;  dner  war  aa» 

Frankreich  und  einer  aus  Schuttlaud  gebürtig,  die  übrigen  sänuntlicb  -dun  den  älteren  Staates 
der  Uaioui  und  swar  lO  »tu  Meiwyerk,  1  »u»  Mieeonri,  4  au»  Louisiana,  S  aus  Maryland ,  S  je 
mos  Hassachus«na,  Virginien  und  Kew-Jersey,  l  Je  aas  Pennsyhraiiieo ,  niinote,  Ohio,  ladiana, 
CJonnecticut,  Wisconsin,  T«xa«  und  üregoo.  —  Von  den  Eüngewaaderten  war  nnr  Einer,  der 
Sdiweiser  «»utter  (auf  dessen  I<and  bekanntlich  das  erste  Oold  gefttndea  wurde)  10  Jahre  im 
l«ande,  die  fibrigen  nur  s  bis  3  Jahre,  nicht  wenige  selbst  nur  4—5  Monate.  Von  einer  aatou» 
Kidalgaa,  ^btUeNa  Oiaadlaf«  dar  flUatalmllaimni^iiB  war  all»  gar  kilM  Bada> 
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long  dai  1»ei  iraitem  günstigsten  Eindnick  machai.  Sie  scheiimi  nidit  nur 
auf  einer  «dt  hoberen  sittliehen  Stufe  gestanden  zu  haben,  «Caballeros» 
gewesen  m  sein,  sondern  änsserten  anch  gelegeotUcb  sehr  verständige  poli- 
tische Ansichten,  anf  welche  freilich  gar  keine  Rficksicbt  genommen  wurde. 
'  Natfirlich  waren  armen  firttheren  Bewohner  des  Landes  schon  dorch 
mangelhafte  Kenntniss  der  englische  Sprache,  welche  sie  so  plötzlich 
fiberflnthet  hatte,  in  den  Schatten  gestellt. 

Die  Arbeit  dieser  Versammlung  ging,  wie  schon  die  kurze  Zeil  ihrer 
Dauer  beweist,  sehr  rasch  vor  sich.  Iliorzu  trug  aber  ein  doppelter  Umstand 
in  ungefähr  gleichem  Maasse  bei.  —  Fimnal  die  allgemeine  Uehereiüstimmung 
nicht  nur  über  das  Wesen  der  zu  gruiuleiidc]!  Siaatsform,  sondern  auch  über 
die  meisten  Einzelnheiten.  Ks  stand  als  sich  \  on  selbst  verstehend  fest,  dass 
eine  repräsentative  Demokratie  zu  schaffen  sei;  aber  nicht  weniger,  class  die 
gesetzj?ebende  Versammlung  aus  zwei  RJiasern  bestehen,  der  Gouverneur  nur 
auf  kurze  Zeit  gewählt,  die  Ernennung  der  Beamten  der  unmittelbaren  Volks- 
wahl überwiesen,  die  Grenze  der  staat;;bürgerlichen  Keelile  niugliehst  weit 
hiiiausgerückt,  kurz,  dem  deiiu  kiatiscben  Principe  die  freiAst«  Entwcklung 
und  unbedingte  Herrschaft  gegebt  11  werden  müsse.  Ah  Anhaltspunkt  aber 
fflr  alle  Einzelnbestimmungen  und  deren  gesetzlichen  Ausdruck  galt,  eben- 
falls unter  fast  allgemeiner  Zustimmung,  die  Gesetzgebung  des  Staates  Jowa. 
Und  so  war  es  denn  möglich,  Feststellungen  in  wenigen  Stunden  zu  bewerk- 
stelligen, welche  in  weniger  einigen  und  mit  einem  grösseren  Reicht  huni  von 
staatlichen  Gedanken  getränkten  Versammlungen  wohl  schon  Monate  in  An- 
spruch genommen  haben.  Wahrend  z.  B..  der  Frankfui-t<  r  Reichstag  sich 
tlber  endlosen  Erörterungen  der  «Grundrechte*  in  den  Sand  verlief,  wurden 
in  der  califoniischen  Versamndung  dieselben  in  Einer  Abendsitjcung  abge- 
•  macht.  Der  zweite  Grund  der  raschen  Förderung  war  freilich  ein  sehr 
prosaischer.  Die  Mitglieder  drftngten  sammt  und  sonders  zum  raschesten 
Abschlüsse,  weil  sie  zu  ihr^  weit  einträglicbercn  Prifatgeschnften  in  dem 
Goldlande  znrflckzukehren  wünschten.  Sie  hatten  dessen  gar  kein  Hehl.  AÜe 
«eitUlnfigen  Reden  nnd  Streitigkeiten  Ober  untergeordnete  Punkte  ^i-urden  mit 
gromer  Ungeduld  ertragen  nnd  durften  sich  auf  keinen  Erfolg  Hoffnung 
machen.  Vielleicht  trug  anch  das,  wie  es  scheint,  sehr  bescheidene  Maass 
von  BeqnemlicUMit  des  Anfenthaltes  in  Monterey  das  Seinige  bei. 

Die  von  der  Teisammlnng  vorgescidagene  Verfiissnng  bietet  nnter  diesen 
Umstflndeii  allerdings  keine  Eigenthttmlielikeiten  dar,  ifenn  man  sie  mit  den 
tbrigen  nenen  Gmndgesetaen  ameiücanisdier  Staaten  veigleicht.  Nicht  weniger 
bezeichnend  ist  aber  docÜi,  dass  sie  mit  einer  Ausdehnung  der  Rechte  der 
Menge  ond  des  Einzelnen^  von  vorne  herein  beginnt,  welche  die  ftbrigen 
Staaten  erst  nach  langen  Jahren  und  nack  mehrfachen  Verftndemngen  all- 

nBbtig  verlangt  und  erlangt  haben.  Uit  Einem  Blicke  Abersieht  man  die 

33« 
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gesammten  Ergebnisse,  weli^e  die  immer  weiter8cbreiteiid6£ntwi<dtetBng  des 
demokrtttischeii  Gedankens  niwege  gebradit  hat  Wir  finden  denn  also  hier, 
«ie  sich  Ton  selbst  versteht,  das  allgemeinste  Stimmrecht  Jeder  minnliche 
Bänivohner  von  21  Jahren,  welcher  seit  wenigstens  6  Monaten  in  dem  Wahl- 
beiirke  lebt,  hat  bei  allen  in  demselben  vorkommenden  Wahlen,  von  denen 
des  gesammten  Volkes  bis  zn  denen  der  Gemeinde  herab,  efaie  Stimme;  und 
swar  wird  diese  sdiriftlich,  also  wenn  man  will  geheim,  abgegeben.  Die 
Mitglieder  des  Abgeordneten-Hanses  (Assembly)  werden  mir  auf  ein  Jahr 
gewählt :  die  Senatoren  anf  zwei  Jahre.  Die  Bedingongen  des  activen  Wahl- 
rechts genügen  auch  ftlr  die  passive  Wählbarkeit,  mit  der  einzigen  Aasnahm'e, 
dasis  wenigstens  ein  Senator  ein  Jahr  im  Staute  und  ii  Monate  im  Wahl- 
bezirke gelebt  haben  uiusj*.  Auch  fiir  die  Bekleidung  der  (iuuverneursteHe 
werden  keine  weiteren  Eigenschaften  verlangt,  als  dass  der  Gewählte  25  Jahre 
alt  uud  seit  zwei  Jahren  Kinwübner  von  Californien  sei.  Kr  wird  Ton  deni 
gesammten  Volke  iu  den  Versanmilungen  für  die  Wahl  der  Abgeordneten  mit 
Stimmenmehrheit  ernannt.  Ganz  dasselbe  findet  statt,  und  zwar  ebenfalls  je 
für  /.wei  Jahre .♦nnt  den  übrigen  iiöheren  Vorwaltuugbbeamten ,  nämlich  dem 
Vicegüuverneur,  dem  Staatsanwälte,  dem  Uberiandvermesser ,  dem  Schatz- 
meister uiid  dem  Controleur  (Fiuauzmiuister).  Nur  der  Staatssecretär  wird 
vom  Gouverneur  mit  Zustimmung  des  Senates  ernannt  Als  ein  aiigenieiiier 
Grundsatz  gilt ,  dai?s  kein  Verwaltungsbeamter  auf  inngere  Zeit  als  4  Jahre 
eniannt  werden  kann,  auch  wenn  die  Verfassung  solches  nicht  besonders 
vorschreibt.  Endlich  hat  auch  die  unverständigste  Forderung  der  Demo- 
kratie, nämlich  die  Wahl  der  Richter  durch  das  Volk,  Befriedigung  gefunden. 
Die  Mitglieder  des  obersten  Gerichtshofes  sollen  bei  Gelegenheit  der  allge- 
meinen Wahlen  von  dem  ganzen  Volke,  die  Bezirksnchter  von  den  Wählern 
des  Be&rkes,  die  Grafschaftsrichter  von  denen  der  Grafschaft  ernannt  wer- 
den; die  beiden  ersten  Gattungen  auf  sechs  Jahre,  die  letzteren  sogar  nur  auf 
vier.  Von  dem  Xaeii\M  iM>  einer  Befähigung  z»  solchen  Stellen  ist  gar  keine 
Bede.  Dass  ansdrttukliche  Bestimnmngen  gegen  jegliche  Art  von  Beeintrftch- 
tignng  der  Pressfireiheit,  des  Versammlungsrechtes,  der  Glanbensfreiheit  n.  8.  w* 
gemacht  sind,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung.  Ebenso  wenig  aber  natlkr- 
üeh  auch,  dass  völlige  Ausschliessung  der  Nachkommen  von  Afrikanern  too 
allen  politischen  Rechten  ausgesprochen  ist.  So  unerschrocken  nimlkih  anch 
die  Logik  der  amerikanischen  Demokratie  in  Entwicktamg  der  Folgerungen 
ans  dem  angebomen  Rechte  des  Menschen  anf  Gleichheit  nnd  Freiheit  ist, 
so  gelten  diese  Sfttae  doch  nur  von  Menschen  mit  weisser  Haut  Wo  nur 
ein  Tropfen  afrikanischen  Blutes  nachgewiesen  werden  kann,  findet  jene  Be- 
weisfbhmng  keine  Anwendung. 

Während  des  ganzen  Yerlanfes  der  Yerhandlnngen  flbw  die  an  gründende 
Verfassung  wurde  nicht  ein  einsigesmal  anch  nur  die  Frage  avliiewnirfen,  ob 
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nicht  dem  Willen  des  souveränen  Volkos  in  oinnr  bestimmten  Richtung  eine 
Schi  Hikr  vü  ziehen ,  ireend  eine  Anstalt  oder  Dienstleistung  gegen  die  Wan- 
delbarkeit der  Meinung ,  eine  augenblickliche  Leidenschaft  der  Menge  oder 
die  eigene  GesinnnQgsschwäcbe  der  Beauftragten  sicher  zu  stellen  sei.  Nicht 
ein  einzigesmal  wurde  das  leiseste  Bedenken  geäussert,  dass  Recht  und 
GeaiUigQiig  doch  vielleicht  nicht  ganz  sicher  gestellt  seien.  Bass  ein  auf 
eine  coiiaervatiTe  Einrichtung  gestellter  Antrag  kurzer  Hand  verworfen  wor- 
den ^'^Tp ,  kann  alierdiqgs  bei  dem  Geiste  der  Versammlung  nicht  dem  min- 
desten Zweifel  unterliegen ;  allein  merkwürdig  ist  es  doch  immer,  dass  Niemand 
noch  nur  einen  Gedanken  dieser  Art  gehabt  bat  Möglichste  Ausdebnong  der 
persflnliehen  Rechte  des  Einxebien  bis  rar  Grtnse  der  Anfhebnng  einer  zwin- 
genden Geeellschaftsgewalt  nnd  EinriUunnng  unmittelbaren  und  nn'beschrftnkten 
Onflnsses  der  Menge  nnf  alle  Öffentlichen  Angelegenhdten  waren  die  einsigen 
SeEpunkte;  wo  man  nicht  den  bereits  vorliegenden  Beispielen  solcher  Bestini- 
mnngen  bUnd  folgte,  war  nur  von  dnem  noch  weitem  Yorsdireiten  in  jenen 
beiden  Richtungen  die  Rede.  Als  tatik  gans  von  selbst  verstehend  wurde 
betrachtet,  dass  jeder  neue  Staat,  wo  immer  thmdieh,  noch  weiter  gehen 
müsse,  als  alle  bisherigen,  und  dass  eben  darin  die  höchste  BUthe  des 
amerikanischen  Staatslebens  bestehe. 

Die  anf  solche  Weise  von  der  Yersammlnng  entworfene  Yerfassong 
wnrde  alsbald  dem  Volke  rar  Annahme  voigelegt.  Ton  den  nngefthr  15,000 
an  der  Abstimmung  AnUieil  nehmenden  Ifibmem  wklärt^  sich  13,061  flkr 
die  Annalnne,  811  gegen  diefldbe,  etwa  1500  gaben  (dnrch  ein  Versehen 
in  der  Form  der  Stimmsettd)  nngoltige  Stimmen  ab.  Dem  ra  Folge  wur- 
den denn  alsbald  die  Mitglieder  der  gesetig^nden  Versammlung,  der  Oon- 
vemeur  und  die  übrigen  vollsiehenden  Beamten  gewihlt,  und  der  Staat  trat 
in  VirksanlKit  Seine  Anfiiabme  in  die  Union  erfolgte  nach  Beseitigung 
einiger  Schwierigkeiten  Aber  die  Grenzen  n.  s.  w. 

Es  würde  nur  ra  einer  Wiederholung  der  oben  bereits  gemachten  Be- 
merkungen fahren ,  wollte  noch  ein  ürtheü  über  den  Inhalt  dieser  Verfassung 
abgegeben  werden.  Bemerkt  aber  darf  wohl  werden,  dass  der  Erfolg  bereits 
gezeigt  hat,  was  mit  solchen  Grundsätzen  und  Einrichtungen  geleistet  wer- 
den kann.  Es  ist  weltbekannt,  wie  nnmächtig  und  zum  Theile  vielleicht 
auch  unwillig  die  vorübergehend  mit  der  Staatsgewalt  Beauftragten  sind; 
yrie  offen  das  Gesetz,  obgleich  vom  Volke  selbst  eben  erst  ausgegangen,  mit 
Füssen  getreten  wird;  wie  geringe  die  Rechtssicherheit  in  Califomien  ist; 
wie  frech  die  schreiendsten  Verletzungen  begangen  werden.  So  ist  es  denn 
'  gekommen,  dass  die  um  Leben  und  Eigenthum  besorgten  Einwohner  gc- 
nOthigt  sind,  durch  aussergesetzliche  Vereine  und  eine  förmliche  Organi- 
sation der  Selbsthölfe  (das  Lynch-law)  die  Schwilche  der  Regieningsgewalt 
und  die  Unwirksamiieit  oder  Verdorbenheit  der  Gerichte  m  ersetzen.  Am 
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bellen  Mittage  Teraammeln  sich ,  durch  öffentliche  Zeichen  zasanunflogenifao» 
selbet  in  der  Hauptstadt  die  Mitglieder  der  Vertheidigonggfebme  zu  Hun- 
derten, holen  Mörder  nnd  Brandstifter  mit  Gewalt  aus  den  Gefängniaseii, 
utzen  aber  sie  zu  Oericbt,  and  b&ngen  sie  alsbald  in  einem  Kreise  von 
Bewafoeten  aui^  ahne  dnss  eine  Macht  beatflnde,  welche  aolches  barbarisches 
Yerfakren  verhindern  konnte.  Diess  will  denn  nun  allerdings  mit  der  völ- 
ligen ünmacbi  nnd  Unramlisaigkeit  der  untlichen  Behörden  und  nüi  der 
unbedingten  Nothwendii^eit,  unter  einer  znm  grossen  TheOe  ans  dem  Am- 
Wurf  der  ganzen  Erde  zasanuneogesetzten  BevOlkertuig  wenigstens  leidttche 
Ordnung  nnd  heüsamen  Schrecken  an  verbreiten,  entschuldigt  werden; 
nnd  es  mag  ancb  immerhin  sein,  dass  anter  den  gegebenen  Umatlndea 
nicht  viel  Anderes  übrig  bleibt  Allein  damit  ist  die  Einwendung  nicht 
beseitigt,  dass  handgreiflich  die  dem  neuen  Staatswesen  zu  Qrunde  liegendea 
ultrademokratisclien  Anschanongen  und  die  in  Folge  dersdhen  getroffmen 
Einrichtnngen  nicht  ausreichen  zur  Herstellung  auch  nur  der  ersten  Zwed» 
eines  geordneten  Zusammenlebens.  Gerade  unter  den  in  Califomien  thafc- 
sichlich  bestehenden  Yeitaitnissen  wflrde  eine  gesundere  StaatsaBsicfat  vor 
Allem  eine  bedeutende  Macht  der  Staatsgewalt  und  eine  Beschrtaikang  der 
Mitregierung  auf  die  zu  sokhem  Werke  Befthigten  ftr  geboten  erachtet 
haben,  nnd  wäre  bemOht  gewesen,  durch  Einräumung  entsprechender  Yor- 
theile  die  der  schweren  Ao^pbe  gewachsensten  Beamten,  namentlich  Bichter, 
zu  gewinnen.  Und  es  liegt  auf  flacher  Hand,  dass  Einrichtungen,  welche 
grundsätzlich  die  grOsstmOgliche  WiUkahr  des  Einzetaien,  die  auagedehntesle 
Mitwirkung  Aller,  auch  der  in  keiner  Weise  Geeigneten,  bei  der  Feststellung 
des  StaatswiUens,  endlich  ein  Minimom  von  nachhaltiger  und  selbstst&iidiger 
Gewalt  bei  den  Behörden  beabsichtigten ,  und  die  ihr  eine  intellektuelle  und 
sittliche  TAchtif^eit  des  einaehien  Beamten  gar  kefaie  Sicherheit  gewährten, 
nicht  geeignet  waren,  aus  einem  Chaos  von  atomistiscbeu  and  antisocialen 
Bestandtheilen  einen  genügenden  Zu:»tand  zu  schaffen.  Es  mag  ferner  sein, 
dass  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  und  bei  der  BeschatTenheit  dtr 
verfassungijebenden  Versammlung  nichts  anderes  zu  erwarten  war.  AUun 
eben  darin  liegt  ja  der  Beweis,  dass  die  in  den  Voreinigten  Staaten  ini 
Schwange  gehenden  Ansichten  von  Freiheit  und  Volksherrschalt  das  Ziel 
weit  überscbiessen ,  und  dass  sie  nicht  einmal  zur  Herstellung  einer  solchen 
Ordnung  di  r  Dinge  taiit^en,  wie  sie  der  dortige  sehr  dürftige  Staad  der 
Gesittigung  erfordert. 

Einen  wesentlich  anderen  (  liarakter,  als  den  in  der  halbwild*  n  califor- 
hin  VersamTnhiug  zu  Tage  tretenden,  linben  allerdings  die  Verhandlungen 
der  zur  Verbesserung  der  Verfassung  vuu  Ma  ssac  hu'^ett  s  im  Jahre  1853 
in  Boston  zuf^aminengetreteuen  ^Cunventinn»-     Wlibmul  lUnt  d]c  robesten 
Bc&tandtheiie  und  Ergebnisse  der  amerikani sehen  Zustände  in  Wirlisamkeit 
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sind,  treten  hier  die  gebildetsten  MAnner  der  Vereinigten  Staaten  in  dem 
Utesteil  and  bestgeordneten  Gemeinwesen  derselben  aaf.  Hier  kommt  niclit 
^  blos  nngeschnlter  demokratischer  Instinkt  and  die  tmbewusste  angenommme 
Ueberliefcmng  der  Dordischnittsbildang  der  unteren  Klasse,  ins  Spiel,  son- 
dern die  höchste  staatsirinnoiMhe  nnd  menschliche  Verfeinemng,  welche  dte 
Laad  Oberhaupt  m  tiefem  vemag.  Massacbiisetts,  und  namentlich  Boston, 
ist  anerkanntermaossoi  der  gesittigsle  Theü  der  Vereinigten  Staaten.  Yer 
bAltnissmäsaig  edion  alter  Anhaa»  lAnger  begrtndeter  vnd  befestigter  Wohl- 
stand, der  Besits  der  besten  höheren  Lehranstalt  Amerika^  endlich  ein  guter 
Rest  alter  puritanischer  Sittenstrenge  haben  hier  eine  grosse  geistige  Ans- 
bfldnng  and  eine  feste  sittliehe  Ordnnng  beiieriuteUigt.  Piest  spriebt  sieb 
dann  in  .den  vorliegenden  Yerbandbingen  nieht  nnr  in  dem  Torbandensein 
eimebier  in  der  Tbat  bedeotender  inteUektoeUer  Of^aeen,  sondern  nameni- 
liob  auch  in  der  Haltung  der  gaaasn  Yersaauidang  ans.  Der  Gedanke  der 
Demoinatie  geht  dareh  ein  gsns  anderes  Hiedlnm  ond  nimmt  daher  aneh  doe 
vesentlich  Tersehiedene  Flrbnng  an.  Die  aar  Kritik  and  Yerbessenrng  der 
beetehendeo  Staatsordnmpg  ans  einer  sokhen  BevöUcemng  aasgeschiedenen 
Mimier  bebandelten  dieselben  Fragen,  welche  van  den  abenteaenden.'SObaen 
der  Wfldniss  knrsweg,  ohne  Ahnung  ron  ihrer  innem  Schwierigkeit  and  nor 
nach  Ueberllefemng  abgemacht  wurden,  in  sehr  TersdiiedeBer  Weise.  Ihnen 
wmr  klar,  dass  diese  Anijgaben  Terscfaiedene  Seiten  haben;  sie  hatten  so  viele 
Einsicht  und  Kenntniss,  am  die  Folgen  der  möglichen  Richtungen  einmseben; 
es  lagen  bereite  geordnete  VerUtttnisse,  Rechte  sowohl  als  Interessen,  vor, 
wekhe  durch  eine  WeiterHUurung  der  demokratischen  Ideen  Aenderangeo 
erleiden  mnsaten  und  sich  somit  dagegen  sperrten;  endlich  waren  einzelne 
Mitglieder  vorhanden,  wetehe  die  Frage  von  einem  hohen  allgemeinen  Stand- 
punkte aa&nten  oder  sie  mit  nmsiditigem  Scharfsinne  in  ihre  Conseqnenzeo 
zu  verfolgen  wussten.  Yon  einer  so  naiven  und  auf  Unwissenheit  gegrOn- 
detenUebereinsthnmnng,  wie  sie  in  der  californisebea  Yersammlung  lierrschte, 
war  somit  keine  Rede;  vielmehr  entspann  sich  eine  grflndliche  und  vielseitige 
Erörterung  fast  aller  TheUe  der  ganzen  Staatsordnnng;  ein  lebendiger  Kampf 
unter  den  Vertretern  der  entgegengesctilen  Ansichten;  (freilich  auch  eine 
bis  an  die  Grenzen  des  Erträglichen  ausgedehnte  Ausfflhrlichkeit  der  Ver- 
handlungen). 3Iit  Kmcm  Worte,  Besseres  an  KrüXUiu  und  Gesittigung  konnten 
die  Vereinigten  Staaten  nicht  aufweisen. 

Und  dennoch  hatte  auch  in  dieser  auserlesenen  Versammlung  die  über- 
triebene dcniukrati>che  Richtung  die  überhand.  Vergebens  bestrebte  sich 
die  staatsmännischc  Auffassung  derselben  den  Sieg  streitig  zu  machen.  Und 
wenn  am  ijidv  aiu  h  iIh  Autr  i^e  der  VersaiJimluui;  an  einer  kleinen  Mehr- 
heit des  Voikt  ;^  iur  ilu  t>ebu)al  noch  scheiterten,  so  trugen  hierzu  vorzugsweise 
einige  reiu  örtliche  GrOnde  bei,  ond  nichts  ist  wahrscheinlicher,  als  cUss 
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bei  einem  r  rneiipnen  Versoche  auch  Massachusetts  in  die  falsche  Bahn  werde 

hineingerigsen  werden. 

Der  Verlauf  der  Dinge  war  aber  folgender: 

Der  Staat  Massachusetts  hatte  sich  schon  im  Jahre  1780  an  die  Stelle 
seiner  alten  königlichen  Charter  eine  reprftseatativ-deiDokratisdie  Ta&ssung 
gegeben.  Im  Jahre  1820  wurden  Veränderungen  vorgenommen ,  namentlich 
in  der  Richtung  einer  weiteren  Entwickclung  der  Volksrechte  and  der  Gleich- 
heit. Aber  auch  diese  genQgten  dem  in  die  neueren  Ideen  von  weiterer 
DenKkkratisirong  eingelretenen  Theile  einer  spftteren  Genentioii  nicht  mehr, 
und  ea  worden  daher  Versuche  anr  Einbemfiing  einer  ahemiBligm  yer&iF 
eangverftndemden  Yersainnilang  gemacht  ,Anfiing8  vergehlich,  indem  steh 
namentlich  die  Stadt  Boston  ahgeneigt  erwies.  Endlich  wnrde  jedoch,  vit 
der  verhflltnissmAssig  geringen  Hehrheit  ron  60,416  gegen  5J9,112  StinoKD, 
der  Beschfaiss  ge&sst,  aaf  den  4.  Uai  1663  eine  Yersamminng  einaibenileii, 
wdche  der  Abaftnunnng  des  Volkes  Verbesserungen  der  Verfusnng  nnUv^ 
breiten  sollte.  Der  ans  mehr  als  400  Ifitgliedem  bestehende  GonTent  hidt 
seine  Sitsnngeo  nnonterhrochen  bis  zmn  1.  Angost  (in  der  Regel  cweinial 
tiglich),  totd  kam  am  Ende,  aUerdings  mit  geringen  Hehiheiten,  6ber  eins 
Beihe  von  AbinderangsTorschlftgen  Qberein,  welche  nnter  acht  Fragen  an- 
sammenge&sst  and  dem  Volke  mr  Annahme  ttbeigeben  worden.  Bei  der  am 
14.  NoTember  za  gleicher  Zeit  in  allen  Theilen  des  Staates  vorgenommeneB 
Absthnmnng  erfcllrte  sich  Jedoch  eine  kleine  Mehrheit,  etwa  64,000  gegen 
68,000  Stimmen,  wider  simmtUcfae  acht  Fragen,  so  dass  »inAchst  irgend 
eine  AbSnderong  nicht  vorgenommen,  sondern  die  Veriiusong  von  1820  wei- 
terhin  als  geltendes  Gesetz  bestätigt  werde.  Aach  diessmal  war  es  baupt- 
sllchlich  wieder  die  Stadt  Boston  und  ihre  Ümgebong,  so  namentlich  die 
Universitätsstadt  Cambridge,  also  die  reiche  and  gebildete  Klasse,  welche 
den  Ansschlag  gab. 

Es  ist  natürlich  eine  völlige  Unmöglichkeit,  aus  einer  Verhandlung, 
welche  so  umfangrt'ich  und  so  einlässig  war,  dass  ihre  Protoeolle  wenigstens 
acht  Bände  gewöhnlicher  Grösse  füllen  lirden ,  alle  au  sich  bemerkens- 
werthen  Gegenstände  auszuheben,  oder  gar  von  den  einzelnen  Beweisfflh- 
rungen  einen  Begriff  zu  geben.  Für  den  hier  vorliegenden  Zweck  genügen 
aber  auch  kürzere  Andeutungen  über  den  Charakter  d'er  ganzen  Verhand- 
lungen und  Hervorhebungen  des  einen  oder  des  andern  ganz  besonders  wich- 
tigen Punktes. 

Vor  Allem  ist  denn  zu  bemerken ,  dass  der  ganze  Gang  der  Verhand- 
luDgen  einen  sehr  günstigen  Eindruck  in  Beziehung  auf  die  Befähigung  der 
Mitglieder  macht.  Wie  natürlich  läuft  zwar  auch  die  eine  oder  die  andere 
komische  Person  mit  unter;  auch  ist  nicht  zu  läu^nen,  dass  die  StimmfQhrer 
der  extremsten  Partei  des  jungen  Amerika  an  Sitte,  Haltung  und  Darch- 
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hndimg  auf  eiiw  kdnenvegs  flir  ale  lelnneielieltefle  Weise  »micltslelMi  ge^en 
dieHiii|iter  der^emlsaigteii  oodErluüteiiden.  ABein  im  AUgemeiiieii  Michiieii 
neb  die  AeuflemDgen  der  Abgeordaeleii  nicht  mir  doicli  eine  grosse  ibrmelle 
Gewnndtlieit,  tm  TbeSk  selbst  dnrdi  ieiite  Beredtsemkeit  sns;  sooden  es 
wird  anch  das  StoflüdMi  mit  ScharfBinn,  Menschenkenntnisg  mid  positiYem 
"^mssen  beiutodfllt  Die  parlamentarisclie  Beliandlong  der  GeseUfte  ist  vor* 
treffüeb  mid  beweist  eine  grosse' Uebong  und  Sieberbdt  in  diesen  Formen. 
Aach  mnss  es  dem  riobtagen  Takte  der  Ifitglieder  besonders  liodi  angerecb- 
net  werden,  dass  die  weniger  bedeutenden  ond  som  MRentüchen  Reden  nnge- 
eigneteren  Mitglieder  willig  sorftcksteben  ond  die  Fflbnmg  dar  YerbaDdlnngen 
den  Begabteren  nnd  Unterricbteteren  überlassen.  Daher  denn  ancb  dieselben 
Namen  immer  wiederkehren,  nnd  sich  ganz  wohl  schon  ans  dem  Gedruckten 
der  Grad  des  Einflnsses  der  Einsebien  ermessen  liest  In  der  That  mochten 
die  Parteien  auch  immerhin  ein  solches  Vertranen  gegen  ihre  Ftthrer  flben/ 
Es  ist  nicht  anders  möglich,  als  diese  Yerhandlnngen  mit  grosser  Achtung 
gegen  Männer  ans  der  Hand  zn  legen,  wie  Choate,  Hallet,  Parker,  Greenleaf, 
namentlich  aber  Dana  anter  den  P^rhalt enden ,  Morton  und  BoutweU  nnter 
den  gemfissigteren  Liberalen ,  Butler  uud  Wilson  unter  den  entschiedenen 
Demokraten.  Wenn  man  b(;deukt ,  dass  Massachusetts  kaum  eine  Million 
Einwohner  hat,  so  wird  man  nicht  in  Abrede  ziehen  wollen,  dasf<  es  sich 
mit  einer  solchen  Versamndung  kühn  neben  jedes  andere  Land  stellen  kann, 
und  dass  es  einen  glänzenden  Beweis  liefert,  wie  sehr  die  olf  ut liehe  Verhand- 
lung aUer  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten  politisch  i)il<i(  t. 

Damit  soll  aber  nicht  gesagt  sein,  dass  man  mit  jeder  aufgestellten 
Ansicht  und  jedem  Beschlüsse  einverstanden  sein  könne,  dass  tlberhaupt  der 
Bo^toner  fonvent  dem  allgemeinen  Loose  menschliclier  Un Vollkommenheit 
entLMii^'i  n  >ri,  fm  Gegentheil  treten  selbst  bei  ihm  die  eigcnthündicheu 
amerikanischen  Xlebelstäude  sehr  fühlbar  hervor.  Die  Mehrheit  der  Ver- 
sammlung huldigte,  wie  bereits  benu  ikt,  ebenfalls  dein  m-uvn  Geiste,  welcher 
durch  das  ameriknni-phe  Staatswesen  trebt.  Sie  entschied  sich  also,  trotz 
des  heftigen  Widerspruchs  der  erhaltencien  Partei ,  fnr  eine  Reihe  von 
VrrändemngsYorschlägeu,  welche  man  wahrlich  nicfit  für  Verbesserungen 
gelten  lassen  kann.  Namentlich  wurde  die  Ernennung  des  dem  Gou- 
verneur zur  Seite  stehenden  Rathes ,  sowie  der  obersten  Verwaitungs- 
beamten  durch  allgemeine  Volkswahl,  anstatt  der  bisherigen  Ernennung 
durch  iea  Senat,  ja  sogar  die  Wahl  der  Richter  durch  das  Volk  und  nur 
je  anf  kurze  Zeit  beschlossen.  Es  wurde  beliebt,  dass  regehnässig,  nnd 
somit  ancb  ohne  besondere  Veranlas^nng ,  nach  zwanzig  Jahren  dem  Volke 
die  Frage  vorzulegen  sei,  ob  nicht  eine  Revision  der  Verfassung  stattfinden 
soll.  Dem  Geschwomengeridite  wurde  die  Befugoisa  auerkannt,  in  allen 
StrafEiUen  Ober  Thatsache  nnd  Ober  Recht  m  erkennen.  SftmmUiche 
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Offiziere  der  BttrgerbewafFnung  soliien  durch  Wahl  ernannt  werden  a.  s.  w. 
Aoch  Mstt  sich  nicbi  in  Abrede  ziehen,  dass  nur  sehr  wenige  Mitgii^er, 
nAter  webdMit  namentlich  Dana  hervor leocb tele,  den  Mutb  hatten ,  sich  offen 
zn  irgend  einer  Ansicht  zu  bekennen ,  welche  die  unht  dingte  Fähigkeit>|ii|i 
Volkes  n  allen  R^priernngshandlnngenf  dessen  Yortreffüchkeit  aia  ei&»#Bfttes, 
seine  unbedingte  BerecfaUgang  znr  DurchfOhmng  seines  Will^  aageswdfdt 
bitte.  Die  in  dem  nTrir^rikanischon  Leben  ebenso  widrig  henrortrelAWftiv^ 
unsäglich  nachtheilige  Boschmeicbelong  der  Menge  nnd  die  VergOtternng 
der  Mehrheit  ging  auch  luer  weit,  and  wurde  nidit  selten  als  ein-^MldlBlii 
Mittel  der  Terdichtjgnng  ond  Verhaagtinadrang  der  Gejgner -nogMiilipt 
Dies  aber  wur  vn  so  ttdelnswertliar,  als  gerade  deijenige  Hudl  diri(9i^ 
saomilmig,  udeber  die  angeblicb  inibedingte  Acbtong  tot  der  ^»Miwi'  jlil 
Volkes  ond  die  VÜSM  der  Unterwiii-figkeit  onter  dieselbe  ak  w0atit/^ 
'Art  TOD  hAÜigcm  Gesetze  vorzngsweiBe  im  Monde  fthrte,  omb  greUe^ili^ 
sftcMieben  Beweis  lieferte,  wie  wenig  es  in  der  Wirkliehkeift  damit  uiink 
kabe,  wenn  das  Interesse  Anderes  Terlaage.  Als  es  Sick  nlmliiil  isfH 
handelte,  die  Wahlen  som  Hanse  der  Abgeordneten  stvenge  nach  def  Tafti 
ahl  ni  ordnen,  somit  eine  der  nnmittelbarsten  Folgerongen  der  aUgOMiii* 
Reehtsgleicheit  ond  des  Hehrheitsgmndsatzes  anzuerkennen,  seilte  eagvnik 
die  nltrademokratiscbe  Partei  dnrch,  dass  die  bisherige  Wahl  nach  Geäctadak 
beibehalten  fmrde,  trotzdem  dass  dieselbe  eine  Ungleichheit,  znm  TheBe  ai 
TerUUtnisse  von  1 :  8^  znwege  bringt.  Diess  aber  geschah  gaas  einlaek  4aa»- 
halb,  weil  die  dOmberOlkerten,  nnd  somit  nach  der  bestehenden  Einricliin|i| 
SD  einem  nnverhlltnissmftssig  grossen  Antheile  an  der  Vertretung  harech* 
tigten,  Gemeinden  im  Hinterlande  der  Hani»tsits  der  ultmdemokritiaflfemi 
Gesinnungen  sind,  wihrend  die  gebildetere  nnd  reiche  TTriTHnrniimg  dsr 
grossen  StAdte  eine  weit  conservatiVere  Richtung  hat  So  bldben  deh  .ten 
Ehrgeiz  undEigennntz  in  der  ganzen  Welt  gleich,  ob  sie  nuh  unbesekrlafctes 
Fflrstentham  oder  unbescbrinkte  YoUcsherrschaft  fiur  sich  zu  gewinneB  hthea; 
und  sie  nehmen  eben  so  wenig  Anstand,  dieser  als  jenem  durch  UeberM- 
bung  des  Grandsaties  nnd  Nachgiebigkeit  gegen  Leidenschaften  m  scMml 
Ton  den  die  Fortschritte  des  demokratischen  Geistes  beMlehttfliiden 
Gegenstlnden  derVeriondlang  verdient  eine  Frage,  welche  gleich  beim  Be- 
ginne der  Versamadung  anftanchte,  im  ersten  Augenblicke  höchst  unbedeu- 
tend nnd  blosse  Formsache  zu  sein  schien,  aber  bald  einen  grossen  Umfang 
und  eine  tiefe  Wichtigkeit  annahm,  vor  Allem  eine  Beachtung.  Es  handelte 
sich  nämlich  darum,  einen  Wahlbezirk,  dessen  Abgeordneter  die  Wahl  nicht 
angenommen  hatte,  zu  einer  neuen  Wahl  aufzufordern.  In  den  meisten  Ver- 
sammlungen der  Welt  wäre  hierüber  kein  Wort  Ycrloren,  sondern  das  Be- 
nachrichti^ngsschreiben  als  etwas  sich  von  selbst  Verstehendes  erlassen 
worden.    Hier  aber  bemächtigte  sich  juristischer  ScUarfsinn  der  kleineo 
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Hajidbabe,  sm  eine  vide  Tage  lang  danerade  Bentbuig  auoipiiiiieii  md 
20  dea  höchsten  Fragen  der  repriseDtatiren  Denwkratie  aufaiisteigeii.  Ei 
warda  nSmlich  geltend  gemacht,  dase  die  Einfaentfeng  der  VeraanuDhmg  anf 
einem  BeBchlnsse  des  Volkes  bemhe,  in  diesem  die  Tomahme  der  Wahlen 
an  länem  Tage  im  gaasen  Staate  aageordoel,  fitr  NaehwaUen  abericeiBerlei 
Bestimpiang  getroffen  worden  sei.  'Es  stehe  mm  der  TersaonnilQng  ni^ 
in,  ans  eigener  Machtvollkommenheit  an  dieser  Bcsttnunang  des  sonvertaen 
Volkes  etwas  m  Sndem;  ond  es  können  somit  die  am  Hormaltage  nicht 
vorgenommenen  Wahlen  nicht  ergflnst  «erden.  Mit  Recht  wnrde  dieser 
Aaffaseaag  der  yermatliliche  Wille  des  Gesetigebers,  das  Interesse  und  der 
Anspracb  der  ohne  ihre  SefanU  nicht  vertretenen  TheQe  der  BevOlkerang^ 
endlich  eineBeShe  von  Vorgftngen  ans  allen  Theilen  der  Union  aageAhrt;  mit 
Uarecht  ^sen  geiriss  genttgenden  Gritnden  von  Anden  nach  noch  der  fidscbe 
Orand  beigefügt,  dass  die  nr  Verbesseamng  der  Verbsenag  berafsae  Ver- 
sammlaag  eine  revolationlre  (!),  waä  sie  somit  an  kein  positives  Gesetz  ge- 
bnnden  seL  An  dieser  Meinangsversehiedenheit  rankte  sieh  dann  di# 
Berathang  bis  n  der  ErOrteraag  der  Oraadfragea  Uber  den  Ursprang  der 
Staaten  and  der  Staatsgewalt,  aber  das  Verhaitaiss  der  gewöhnlichen  Ge- 
setzgebung ZQ  anmittelbaren  Volksbeschlossen,  ond  Uber  die  Rechte  einer 
*  m  Verfossongs&ndemngen  beiafnien  Versammlang  binaof.  Unzweifelhaft  ist 
anter  den  Erörterungen  gar  manche  nngesonde  nnd  sophistische  Beweis- 
führung, and  geht  der  Scharfsinn  der  Rechtsgelebrtcn  nicht  selten  durch 
mit  dem  gesunden  Menschenverstände  und  der  staatsmännischen  Beachtung 
der  Zwecke:  allein  die  Verhandlung  ist  doch  mehr  als  in  einer  Beziehung 
he/t'ichnend  und  luichrend.  Namentlich  ist  über  das  VcrhiUtniss  einer  zur 
lieruthunp  von  Verfassungsvenüiderungen  einberuff!nen  ausserordentlichen  Ver- 
sainniluiig  m  der  regelmässigen  gesetzgebenden  Gewalt  einer  Seits,  und  dem 
souveränen  Volksrechte  anderer  Seits  ticler  Eingehendes  gesagt,  als,  meines 
Wissens  wenigstens,  sonst  wo  zu  linden  ist.  Als  Gesammtciudruck  bleibt 
aber  immer  die  U<  bor/en;rting ,  dass  es  ausserordentlich  schwer  ist,  ver- 
staidiige  Staatseinnchtungen  zu  treffen,  wenn  mit  sulcher  zähen  Folge- 
richtigkeit der  unmittelbare  Wille  der  Menge  über  alles  Andere  gesetzt 
wird  und  keine  Uebertragung  cmci  bindenden  Beschlusses  an  die  dazu  vor- 
zugsweise oder  allein  Befähigten  zugelassen  wird.  Was  soll  namentlich  ge- 
schehen, wenn  einer  Seits  das  ganze  Volk  nicht  wo})1  in  Bewegung  gesetsst 
werden  kann  wegen  einer  verhältnissmässig  unbcdniteii  it  n  Angelegenheit, 
andcn  1  Seits  Niemand  berechtigt  ist,  ergänzend  einzugreifen  ."  Desshalb  ist 
ja  eben  die  repräsentative  Demokratie  ersonnen  worden ,  weil  bei  grosser 
Bevölkerung  und  in  einem  ausgedohnti  n  Lande  der  Wille  des  rechtlichen 
Inhabers  der  Staatsgewalt  nicht  leiclit  in  Erfahrung  gebracht  werden  kann 
und  doch  zu  jeder  Zeit  eine  Möglichkeit  sein  muss,  für  eine  aulUucheDde 
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Fnge  eine  alM6Ui«8Mnde  EntacbeSdang  m  eHialten.  Diesem  Gedaakeii, 
auf  deasen  FesthaUang  der  moderne  VolkBsteai  bemht,  wird  mm  aber  ge» 
nden  entgegengewirkt,  wenn  bei  jeder  Gelegenbeit  die  Menge  seibet  als 
eiiiiig  berechtigt  erUlrt  wird. 

Ein  anderer  beaeiehnender  und  ebeafiüls  durch  mehrere  Sitzungen  fort- 
gespoonener  Beratl^nngegegengtand  war  die  Frage:  wer  daa  Volk  sei? 
Die  Antwort  ist  natttriidi  in  einer  DemoliTatie  von  der  höchsten  Bedentnng, 
indem  sich  daaadi  nicht  nnr  das  aeUve  Wahhreeht,  sondern  flbcfliaiipt  der 
ganze  nmnittelbare  Antheil  an  den  Staatsangelegenheiten  mit  Uiglsclier  Notb- 
wendii^eit  richtet  Zn  aUen  Zeiten  ist  es  das  Bestreben  der  Seilten  Btasls- 
mianer  in  äeser  R«gienwgtfllDnn  gewesen,  den  BegHf  des  stiBimberechtigteo 
imd  flberhanpt  sonrerfinen  Yolkes  so  festcnsteUen,  dass  die  rar  Terstfindigen 
BehandloDK  der  öffentlichen  Angelegenheit  Ffthigen  zugezogen,  der  Pöbel 
aber  und  die  bei  gnter  Leitung  des  Gemeinwesens  persönlich  nicht  Bothoi- 
ligten  ausgeschlossen  sind;  während  die  Demagogen  sich  hemühcn ,  den 
Kreis  der  Berechtigten  so  weit  als  miiglich  auszudehnen,  indem  sie  auf  die 
niederen  und  gehässigen  Leidenschaften  der  Untersten  ihre  Herrschaft  grüntlen. 
Anch  in  den  Vciliandlungen  der  Bostoner  Versanunlung  wurden,  nach  der 
allgemeinen  staatlichen  Richtung  der  Mitglieder,  zwei  wesentlich  verschiedene 
Begriffsbestininumgeu  geltend  gemacht.  Die  Einen  erklärten  kui/.weg  jede? 
im  Staate  lebende  menschliche  Ge<?chöpf  für  einen  Theil  des  Volkes  und 
die  Gesammtheii  der^^elben  für  das  Volk.  Die  Folgerung  daraus  war  natflr- 
lich,  dass  jedes  überhaupt  vorliandene  Individuum  auch  an  der  obersten 
Gewalt  Antheil  habe,  nnd  nur  Solclien,  welche  (iherhanpt  zur  Ausübung  ihrer 
Rechte  persönlich  nicht  befähigt  seien .  Theilnahme  an  den  politischen 
Rechten  versagt  werden  könne.  Die  Anderen  dagegen  machten  einen  Unter- 
schied zwischen  dem  Volke  im  natürlichen  und  that sachlichen,  und  dem  im 
gesetzlichen  Sinne.  Jenes  begreif'^  allerdings  alle  Einwohner  in  sich;  dieses 
aber  bestehe  nur  am  den  gesetzlich  berechtigten  Wählern,  mit  andern 
Worten,  ans  den  nach  ZweckmAssigkcitsgründen  mit  politischer  Volksbe- 
rrchtigung  ausgestatteten  Bürgern.  Der  Streit  wurde  von  beiden  Seiten  mit 
Geist  nnd  Gewandtheit  geführt ,  aber  unverkennbar  war  auch  viel  Hohles 
nnd  Sophistisches  in  den  Beweisführungen. 

Beide  Theile  kamen  fibrigens  bald  genug  in  praktische  Yerlegenheaten 
durch  ihre  Lehre.  —  An  Diejenigen  namlieh,  welche  jeden  innerbalb  der 
StaatsgrSnsen  Torbandenen  Menschen  anch  zum  staatlieben  bereditigten  Volke 
sBhIten,  wurde  alsbald  thdls  von  ungeschickten  Lannmadiem  der  eigenen 
"Partei,  tbeils  und  haapttitehlicb'von  Gegnern  zum  Spotte  die  Forderung  gesteUt, 
ancb  den  Weibern  ein  Stimmrecht  nnd  flberiiaupt  jeglicben  Antbeil  am  Staats^ 
leben  einzurtamen ;  und  sie  konnten  sich  auf  ihrem  Standpunkte  dieser  Folgerung 
nur  schwer  erwehren.  Da  die  Weiber  offenbar  auch  menschliche  Geschöpfe 
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ihid,  Bichfirlieli  aneli  Reehte  und  Interesse  haben,  auf  welche  der  Staat 
einwirkt,  ea  war  die  ^nrflcfcweimug  im  schieiendea  Widerspruche  mit  dem 
aUgemeineo  Gnmdaatm.  Mit  Recht  bemerkte  ein  Mitglied  (Wibi^):  dass 
di^enigen,  welche  das  göttliche  Bedit  der  Könige,  dieMensehn  ohne  deren 
Znatimmiing  zu  beherrachea,  in  Abrede  ziehen,  schwer  den  Beweis  werden 
fthren  können,  daas  die  Mttmer  ein  göttliches  Recht  besitzen ,  die  Weiber 
ohne  deren  Ziutioanng  m  regieren.  Nor  wenig  befriedigend  war  unter 
diesen  UmitSaden  die  bald  auf  eine  falsche  SeuUmcntalitilt  und  heuchlerische 
Teigöttemng  der  Weiber ,  bald  auf  Scherze  gestützte  Motivimng  der  Ver- 
werfung des  Antrages.  Die  ganze  Sache  scheint  nur  lächerlich  zu  sein;  sie 
ist  aber  doch  wohl  ernster,  ul^  luau  auf  den  ersten  Blick  glauhen  muehte. 
Nicht  zu  sagen  ist  niunlich ,  ob  nicht  doch  am  Ende  die  immer  weiter  ge- 
triebene Aufstellung  abstracter  staatlicher  Rechte  des  menschlichen  Indivi- 
duums die  juiigamerikanische  Demokratie  zu  Anerkennung  der  politischen 
Gleichberechtigung  der  Weiber  treiben  wird.  Der  einzige  schlagende  Gegen- 
grund, nämlich  die  Stellung  der  Bcfthiguug  über  das  blose  Dasein,  wird 
ja  vüii  ihnen  grundsät;;lich  verworten;  und  so  bleibt  der  logische  Zwang 
ihres  unrichtigen  obersten  Satzes  ungeschwilcht  gegen  sie  bestehen.  Man 
stö'^st  also  auch  hier  auf  eine  üble  Folge  des  UltradernukratiMim- .  iln  i  ti 
er  sich  zw'ar  noch  zu  erwehren  sucht,  allein  nur  mit  Seibst^Yiderspruch.  — 
Die  Vertheidiger  des  beschrilnkfereu  Volksbegriffes  aber  kamen  in  Verlegen- 
heit, W€i!  sin  'Ach  dem  Vorwurfe  nicht  entziehen  konnten,  durch  einen  Akt 
blosser  Willkür  die  Ausübung  der  angeborenen  und  unveräusserlichen  Men- 
schenrechte auf  beliebige  Einzelne  beschranken ,  und  somit  die  Gruudlage 
des  amerikanischen  Stoatslebeus  verletzen  zu  wollen.  Immer  wieder  wurde 
ihnen  das  Dilemma  entgegengehalten:  entweder  habt  ihr  kein  Vertrauen  in 
das  Volk;  oder  ihr  habt  es.  Im  ersten  Falle  begeht  ihr  eine  Lästerung 
gegen  die  Grundlage  unseres  Staatslebens;  im  andern  aber  aberlasst  denn 
auch  dem  Volke  die  Entscheidung.  Ein  Vorwurf  volksfeindlicher  Gesinnung 
ist  denn  nun  aber  keine  Kleinigkeit  für  ein«!  amerikanischen  Staatsmann, 
dessen  ganze  Zukunft  und  Wirksamkeit  von  einer  weitverbreiteten  und  nach- 
haltigen Beliebtheit  und  von  dem  Rufe  eifriger  Verehrung  des  VolkawiUens 
abhängt.  Ein  Verdacht  entgegengesetzter  Gesinnung  ist  ihm  eben  so  schftd« 
lieh,  als  dem  Dienstbewerber  in  der  Monarchie  die  Beschuldigung  demokra- 
tisehw  Meinnngen;  nnd  das  amerikanische  Volk  ist  durch  die  onanfhörlichen 
Lobpreisangen  seiner  Yortrefflichkeit  nnd  staatliehen  Befähigung  gaas  be- 
sonders empfindlicb  gemacht  gegen  jeden  Schatten  eines  Tadels  oder  IGss- 
tranens.  Die  mit  so  Iblgeschwangerer  Anklage  Bedrohten  waren  daher  auch 
nicht  selten  m  Einrlamnngen  gegen  bessere  Ucbeneognng  gedrängt  oder 
sahen  sieh  in  entscheidenden  FftUen  von  den  vorsichtigeren  ihrer  Anhänger 
Terlassen.  ^  Offenbar  werden  sich  die  amedkaniflchcD  Bedner  and  Sehrift- 
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steUer  Uber  SUatsraeht  so  lange  dem  Dilenm»  wUlkürlicher  YerUngnoiig 
kgitch  Qotliweiidiger  Folgenmgen  od«r  der  Anfttelhing  {»nktiacb  nnmlig- 
lieber  Tertangen  Dicht  enfewindeB  kduieii,  als  nieht  der  miricbtige  Gmiidge- 
daake  eines  nalUrttohenUrrechto  anf  Begienuig  aafgegeben  ist,  nnd  man  sieh 
nieht  entsehltesst,  aosaerkennea,  dass  die  Besorgnng  Öffentlicher  Angelegen- 
beiten  ein  Anfing  bit,  weteher  anr  von  dam  besonders  Beflbigten  ver- 
stlndigerweiBe  flb^monunen  irerden  kann.  Ss  ist  dne  baadgreifiicbe  Begriflii- 
verwirnulkg,  die  Forderang,  data  der  Beditsataat  die  Tenillnfßger  Lebenszwecke 
eines  Jeden  seiner  Tbeilnebmer  nach  Kräften  in  (Ordern  habe,  fllr  glddi- 
bedentend  n  eraehten  mit  dem  Satae,  das»  ein  Jeder  ein  aiigcbofenea  Recht 
auf  die  Bestimmung  nnd  die  Eandbabung  der  Mittel  bienn  besitae.  Üebcr 
das  Letalere  kann  nnr  ans  ZweckmissigkeitsgrOnden  and  je  aadi  dem-Tcr* 
laderlicfaen  Stande  der  al^ioneinen  Gesittigung  entschieden  «erden;  nnd  es 
darf  TOD  einer  Bereehtigong  Dessen,  der  die  Fifaigkeit  snr  Leistung  nicfat 
hat,  vernünftigerweise  um  so  weniger  die  Rede  sein,  als  er  ja  durch  seine 
Unfähigkeit  den  Rechtsanspruch  aller  Anderen  an  den  Staat  gefährden  würde. 
Um  es  mit  EiniMii  Worte  zu  s«M?en :  die  Wahl  des  Grundcharakters  des 
Staates  (z.  B.  ub  Thcokratic,  Rechtsstaat  u.  s.  w.)  ist  eine  Frage  des 
Hechtes,  weil  des  Lebenszweckes;  die  Wahl  und  die  liaiidhabuijg  der  beson- 
deren Verfassongsform  aber  nur  i  iue  i  rage  der  Politik.  Die  Demokratie  hat 
so  viel  und  so  wenig  Ikcht  zu  sein,  als  die  Monarchie  oder  die  Aristokratie; 
ein  ausgedehntes  Wahlrecht  ist  an  sich  so  möglich,  als  ein  beschränktes: 
es  kununt  lediglich  daraut  an,  welche  dieser  Kiuhchtungeu  unter  den  ge- 
gebenen Umständen  den  obersten  feststehenden  Zweck  am  besten  crftiUt. 
Auf  diese  hat  dann  die  Gesammtheit  ein  Recht .  nicht  aber  der  einzehie 
etwa  zur  Ausfülirung  zu  Berufende.  Von  einer  aügenieiueü  Anerkennung 
und  furchtlosen  Ausspreclmng  dieser  gebunden  Ansichten  ist  denn  nun  freihch 
in  Amerika  keine  Rede:  vieliiHlir  entfernt  man  sich  täglich  mehr  von  ilmen. 
Die  üblen  Folgen  kumuieu  denn  aber  auch  zu  Tage,  and  werden  mehr  nnd 
mehr  sich  zeigen. 

Eine  andere  sehr  ausführlich  und  mit  einem  grossen  Aufwände  von  Be- 
weisführung und  von  Geist  behandelte  Frage  war:  ob  die  Wahlen  nur  durch 
eine  absolute  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen  zu  Stande  kommen 
«ollen,  oder  schon  durch  eine  relative  Mehrheit  (ob  durch  «majority» 
oder  durch  «phirality-)?  Der  Deschluss  fiel,  trotz  der  eifrigen  Bestrebongen 
der  bedeutendsten  fStaatsmünner  in  der  Versammlung,  für  die  unbedingte 
Mehrheit  aus ;  jedoch  mit  der  Bestimmung,  dass  durch  einfache  Gesetzgebung 
eine  Aenderung  beschlossen  werden  könne.  —  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
dass  der  Grundsatz  einer  Entscheidung  durch  absolute  Mehrheit  dem  Graod- 
gedankcn  der  Demokratie  überhaupt,  namentlich  aber  in  ihrer  itzigeu  ameri* 
kamschen  Aofiassong  melir  eatspiicht,  als  die  Möglichkeit  einer  Beatimnuv 
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dnrcli  eine  Minderttlü,  welche  nur  d«8  filr  aidi  aniUuen  jEam,  due  sie 
grosser  ist,-  als  Jede  eimeliie  der  zwei  oder  meiirereii  anderen  Ansichten. 
Wo  das  höchste  Prindp  ist,  dass  Jeder  so  viel  Recht  nnd  so  viel  Gewicht 
hat,  ab  jeder  Andere,  kann  hei  MeinnngsTerschiedciiheit  nnr  die  Hehrahl 
entscheideo.  Eine  Mehraahl  aher  ist  nicht  vörhanden  hei  einer  hloss  reia« 
tivenli^loritftt;  vielmehr  hat  diese  immer,  alle  anderen  Mdmmgen  snsammen« 
geilhlt«  die  Mehrheit  gegen  sieh.  Es  begreift  sich  also  sehr  wdil,  dass  man 
in  Massacihnsetts,  wie  in  den  ftbngen  Staaten  der  Union,  mir  Wahlen  ahso» 
hitor  Hehrheit  gelten  lassen  will.  Leider  aber  hat  die  Ansfibong  im  Leben 
sehr  ttble  Folgen;  and  xwar  nach  mehr  als  einer  Seite  hin.  —  Einmal  ntan- 
Kcih  ist  es  natOrlieh  eine  vOHige  Unmöglichkeit,  wirklieh  sImmtUche  Berech- 
tigte zur  Abgabe  ihrer  Stimmen  za  bringen.  Krankheit,  Abwesenheit,  Gleich- 
gflltigkeit,  kurz  hundert  Ursachen  halten  immer  sehr  Yide  vom  Erscheinen  bei 
den  Wahlen  ab.  Man  mnss  sich  also,  wenn  irgend  etwas  zu  Stande  kommen 
soll,  alsbald  zu  der  Aloditication  des  Grundsatzes  verstehen ,  dass  der  abso- 
luten ]M(  liilitit  der  Erschein eu  d l  n  die  Entscheidung  zustehe.  Eigentlich 
wini  düjuit  freilich  der  letzte  Grund  der  Maassregel  aufgegeben;  allein  man 
kann  eben  uicht  umhin,  der  unabänderlichen  NoliiwenUiglvi  i(  dii  si  Ut  cliiiiuig 
zu  tragen,  wenn  nicht  die  Staatsmaschine  ganz  still  stehen  oll.  Si  ln  uIh  i  ist 
nnn  aber,  dass  aui  diese  Weise  die  schliessLicbe  Wahl  liauiig  \oii  ganz 
Wenigen  geschieht,  und  wohl  gar  von  Solchen,  welche  der  wirklichen  Mehr- 
heil d-er  säromt liehen  Wähler  keineswegs  angehören.  Wenn  nämlich  eine 
erste  Wahl  wegen  fehlender  absuluter  Mehrheit  kein  Ergebniss  geliefert  hat 
und  uuu  ein  neuer  Termin  angesetzt  wird,  so  püegeu  gar  Manche,  welche 
das  erstemal  gestimmt  haben,  nicht  noch  einmal  zu  erscheinen.  Sie  sind  der 
Sache  müde.  Noch  mehr  ist  diess  der  Fall,  wenn  gar  eine  dritte,  vierte 
Wall!  11  immer  wieder  nicht  erfolgter  absoluter  Mehrheit  ausgeschrieben 
werdrii  muss.  Am  Ende  sind  es  nur  noch  Wenige,  welche  uicht  uachlasseu; 
und  da  begibt  ea  sich  leicht,  nach  allgemeinem  Geständnisse  sogar  oft, 
dass  am  Ende  eine  Ansicht  siegt,  welche  sehr  in  der  Minderheit  des  gau^n 
Bezirkes  ist,  und  anfänglich  gar  keine  Aussicht  hatte.  Die  auf  solche  Weise 
um  die  Durchsetzung  ihres  Willens  gekommene  wirkliche  Mehrheit  kann  sich 
allerdings  formellrechtlich  nicht  beklagen ;  allein  in  der  Sache  selbst  ist  sie 
natürlich  desshalb  nicht  zufrieden.  Daher  denn  alle  Arten  von  VerdrOsslicli- 
keiten  und  Beibungen,  Missachtung  der  Gewählten,  Spott  tiber  die  Vertreter 
einer  blossen  Minderzahl  u.  s.  w.  Kurz,  es  zeigt  sich  dann  eben,  dass  eine  rechte 
liehe  Fiction  nicht  die  Wirklichkeit  ist,  weder  deren  innere  Berechtigung,  noch 
deren  Macht  hat;  und  dass  auch  hier  die  Ultrademokratie  ihr  Ziel  überscliiesst 
und  ins  Widersinnige  fällt.  Eine  noch  weit  schlimmere  Folge  des  Grundsatzes 
der  absoluten  Mehrheit  sind  aber  die  aUmählig  in  den  gesammten  Verritiigten 
Staaten  Sitte  gewofdenen  Tottersammlnngen ,  die  sogenaautui  Uaocu3  und 
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CionfeDtioiieiL  Da  nflinUch  eine  ZenpUtterang  der  StimmeD  nicht  bloss  des 
Sieges  im  WaUkimpfe  «egen,  soDdem  scbon  mr  Zustandebringong  dner 
WnU  iberiiu^  am  Jeden  Prds  fendeden  werden  nmss,  so  bat  sieh  die  all- 
gemeine Sitle  anigebildet,  dase  Tor  jeder  Wahl  die  .versefaiedenen  Parteien 
Znsamme&tritte  von  BevoQmäehtigen  veranstalten,  in  velehen  der  ^  der 
Partei  sa  Wählende  beieichnet  irird.  Ton.  jedem  Anh&nger  derselben  irird 
dann  strengste  Einhsltang  dieser  Yenibredang  verlangt ,  und  eine  anders 
Abstinunnng  gilt  flir  eine  nnveraeihiiehe  Treulosigkeit  Aof  diese  Weise  be> 
schränkt  sich  denn  non  aber  thatsftehlhäi  das  Wahbedil  des  freien  ametiks- 
niscben  Borgers  auf  die  Alternative  einer  blinden  Befolgnng  derVerafaifds^g^ 
mag  er  damit  einverstanden  sein  Oder  nicht,  oder  einer,  völligen  Enthstaag 
von  der  Wahl.  Ueberdicss  aber,  und  diess  ist  noch  bei  w^^item  schlimmer, 
hängt  die  Bezeichnung  der  zu  Wählenden  in  diesen  Yorversammlungen  sehr 
häufig  von  Rünkosclimiodon  und  Unitreibern  ab,  welche  aus  dem  Politisiren 
ein  Gewerbe  machen,  den  ruliigen  Bürger  verdrängen  oder  überschreien,  und 
die  gar  im  lit  hi^ltiii  zu  dem  ^<  hl  echtesten  Tbeilc  der  Bevölkerung  gehören. 
Von  ihnen  niuss  Zustimmung  odi  i  wenigstens  Stillschweigen  erkauft  werden; 
sie  bedingen  sich  einträgliche  Ai  nitt  i  von  dem  durch  ihre  Fürsprache  zu 
Wählenden  ans.  —  I.uut  und  unwideisproclieu  wurden  diese  Uebelstände  in 
der  Versammlung  zur  Spruche  gebracht,  und  gefragt:  ob  iliess  die  richtige 
Art  sei,  dem  allgemeinen  Yoikswillen  seinen  Einfluss  in  den  öffentlichen  Aii- 
gelegenheiten  zu  sichern?  Dennoch  ist  es,  wie  gesagt,  nicht  gelungen,  die 
Vorschrift  der  absoluten  Mehrheit  zu  beseitigen.  Schlaue  Parteiführer  konnten 
dieses  Einflussmittel  nicht  aus  der  Hand  lassen;  was  lag  duuu  an  dem  v>iik- 
licbeu  Retlite  des  Volkes  und  an  dem  öffentlichen  Wohle?  Die  stereotypen 
Redeweisen  Ober  die  volikummenc  Gleichheit  und  Gleichberechtigung  Aller 
gaben  aber  die  Scheingründc  für  Vertheidigung  des  Unfuges  ab.  Und  sehr 
zweifelhaft  ist  es,  ob  das  vorgeschlagene  Mittel  zur  Geheimhaltung  der  ein- 
zelnen Abstimmung  eine  genügende  Abhülfe  geleistet  hätte,  nämlich  die  Be- 
stinmiuiig,  dass  alle  Wahlzettel  in  gleichförmig  n  ,  von  dem  Staate  dazu  ge- 
lieferten Briefumschlägen  abgegeben  werden  niühseu.  Wenn,  wie  diess  die 
Sitte  ist,  die  Abstimmungsplätze  von  Anhüiigcrii  aller  Parteien  di^  Iii  umlag^t 
bleiben,  (und  wer  vermöchte  diess  zu  hindern?)  so  ist  eine  fremillige  oder 
erzwungene  Erkundigung  der  einzelnen  Abstimmung  immer  möglich.  Auch 
hier  ist  ein  fanler  Flecken  in  dem  Systeme  der  \  i  lksrcgierung,  wie  sich 
dieses  in  Amerika  ausgebildet  hat,  und  es  mag  derseUir  wohl  zur  Warnung 
in  ddiipeltcr  Beziehtmg  dienen.  Einmal,  wie  sich  in  der  Wirklichkeit  aTi> 
antäiiglRb  kaum  bemerkbaren  und  anscheinend  zufälligen  Ursachen  Manches 
ganz  anders  gestalten  kann,  als  luun  nach  den  Grundsätzen  und  Woi  t(  n  der 
Verfassungen  erwarten  sollte.  Zweitens  aber,  dass  es  sehr  ^hw-r  und  fast 
immOglich  ist,  selbst  schreienfie  Uebeh>t4nde  zu  beseitigen ,  weim  dieüelbeB 
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Folgerungen  aus  einem  falschen  uliersten  Satze  sind  und  in  der  Richtung 
einer  allgemeinen  Strömung  liegen. 

Es  ist  oben  bereits  die  Ucberzeugung  ausgcspruc  Ucii,  das  die  jetzt  in 
den  Vereinigten  St4\aten  so  allgemein  gewordene  Wahl  der  Richter  durch  das 
Volk  und  auf  eine  bestimmte  kurze  Frist  eine  der  schliumisti  ii  Folgen  der 
übertriebenen  Ausdehnung  und  Ausbildung  des  demokratischen  Principes  ist. 
Eine  recht  anschauliche  Einsicht  in  diebc  Frage  gibt  die  ausführliche  Ver- 
handhing in  dem  vorliegenden  Werke.  Nackt  und  kahl  treten  die  Gründe 
för  die  Wahl  hervor.  *Wir,  das  Volk,  -  so  sagt  z.  B.  der  Abgeordnete 
Wood  —  haben  das  Recht,  unsere  Richter  lu  wJihlen ,  so  gut.  wie  die  an- 
deren Arten  von  Beamten.  Niemand  kann  Iftugnen ,  dass  das  Vulk  da>  un- 
bedingte Recht  dazu  hat;  und  die  Frage  ist  nur,  ob  wir  es  für  pa«-t nd 
tinden,  dieses  Recht  selbst  auszuüben  Diese  Frage  beantwortet  denn  nun 
aber  ein  Anderer  (Holder)  dahin:  >Icli  glaube,  dass  Wahl  unsere  Richter 
mit  einer  wahren  und  gottälinlichen  (god-like!)  Unabhängigkeit ,  geprUndel 
auf  den  volksthümlicheu  Willen  des  Volkes  (populär  will  of  the  i>e()plej  be- 
kleiden wird.  Dieser  Wille  ist  immer  wahr  und  unfehlbar,  und 
muss  von  Allen,  welche  ein  öffentliches  AiüX  haben  Ix'standig  im  Auge  be- 
halten werden.  Wollen  wir  Richtern  (.inen  Gelml'  l:i  Ijen,  welehe  nicht  vom 
Volke  gewühlt  und  nicht  bei  ihm  beliebt  sind  .-'-  Die  Anhänger  dieser  kurz- 
sichtigen, man  darf  wohl  ohne  Ungerechtigkeit  sagen  stupiden,  Ansicht  läugnen 
gar  nicht,  dass  die  von  der  Regierung  auf  Lebenslang  ernannten  Richter  bisher 
gerecht,  gelehrt,  ehrenwerth,  kurz  vortretflich  gewesen  seien;  allein  sie  ver- 
missen rücksichtslose  Höflichkeit  an  ihnen.  Dieser,  sagen  sie  naiv  ge- 
nug, sei  man  '•selier,  wenn  die  Richter  durch  immer  wieder  neue  Wahlen  in 
Abhängigkeit  gehalten  werden;  in  den  Haupteigensjchaflen  aber  hoffen  sie, 
freilich  ohne  Angabe  ein<-s  Grundes ,  mindestens  gleiche  Fortsetzung.  —  An 
solcher  Einfalt  oder  solchen  plunii>en  selbstischen  Absichten  jirallten  alle 
Gründe,  welche  die  bedeutendsten  Rechtsgelehrten  in  der  Versammlung  aus 
der  Natur  der  Sache  und  aus  der  Erfahrung  geltend  machten ,  machtlos  ab. 
Vergebens  entwickelte  ein  Choate,  ein  Parker,  ein  Greenleaf ,  ein  Dana 
wirklich  glänzende  Bercdtsamkeit  und  schlagend  richtige  Kenntniss  der 
menschlichen  Natur.  Für  den  grossen  Haufen  war  es  ein  hinreichender 
Grund  zum  Bestehen  auf  der  Aenderung,  dass  andere  Staaten  in  dieser  An- 
erkennung des  ganzen  freien  Volkswillens  bereits  vorangegangen  seien,  Mas- 
sachusetts also  sich  schämen  müsste,  zurückzubleiben ;  ehrgeizige  aber  mittel- 
mässige  junge  Advokaten  licssen  sich  aus  der  Hoffnung,  auf  solche  Weise  zu 
einem  Kichtcrstuhle  zu  gelangen,  nicht  hinausargumentiren ;  fanatische  oder 
ränkesüchtige  Demagogen  hielten  fest  an  diesem  neuen  Einflussmittel.  So 
ging  denn  schliesslich  selbst  in  dieser  verbal tnissmässig  ausgezeichneten  Ver- 
sammlung der  Beschlnss,  die  Richter  sämmtlicb  dorch  Volkswahlen  za 
r.  Mobil  SUatwrwhL  Bd.  L  84 
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erneimen,  mit  204  gog^n  143  Stimmea  durch,  (73  Mitglieder  waren  ftbwesend.) 
—  Zur  Befriedigung  gereicht  es  Qbrigens,  dass  dieser  VerftnderongsToncUag 
es  TorzagsweiSe  war,  welcher  die  Terweifiiiig  der  ganzeii  Arbeit  der  Teraamiii' 
limg  von  Seiten  des  Volkes  herbeifolirte.  Dieses  war  klftger  ab  die  Mehr^ 
heit  seiner  Stinunfthrer,  nnd  Uess  sich  nicht  Terlocken,  die  Sicherheit  seines 
Rechtes  einzntaasehen  ihr  eine  scheinbare  Termehrnng  seiner  Uacbt;  und  es 
mag  der  Vor&U  sn  gleicher  Zeit  als  Beweis  dienen,  dass  die  Uebertreibiiiig 
der  demokratischen  Grondsfltse  nicht  oisprOngtich  im  allgemeinen  Bewnsst- 
sein  nnd  im  BedOrfiiisBe  des  .Volkes  begründet  ist,  sondern  kOnstlich  darch 
selbstsftchtige  Rtokeschmiede  gepflanzt  nnd  gross  gezogen  wird.  Leider  be- 
steht sie  non  aber,  nachdem  sie  einmal  in  Gfang  gesetzt  ist 

Eine  bezeichnende  Verhandlung  worde  femer  gepflogen  Ober  die  lYage: 
ob  das  Wort  «Unterthan»  (sabject)  in  der  Verfassongsorfcnnde  stehen  blei- 
ben, oder  durch  andere  Bezeichnungen,  z.  B.  indiyidnum,  Person,  Meosdi, 
Borger,  ersetzt  werden  solle.  Vergeblich  wurde  daraof  aafmerksam  gemacht, 
dass  diese  letzteren  Ausdrflcke  schon  an  sich  unpassend  ihr  den  Zweck  und 
thellweise  geschmacklos  seien;  dass  aber  namentlich  auch  in  einer  DemH 
kratie  wohl  zwischen  der  doppelten  Besiehnng  des  Einzelnen  zum  Staate  u 
unterscheiden  sei.  Einerseits  nehme  er  allerdings  an  der  Ansflbnng  foa 
Begierungsrechten  Antheil,  und  sei  somit  ehi  Theil  der- sonverfinen  Gewalt; 
andeferseits  aber  sei  er  der  Ver&ssung  und  den  Gesetzen  persönlich  unter- 
worfen. Als  solcher  denn,  und  in  Beziehung  anf  die  Pflicht  des  Gehorsams, 
als  «Unterthan»  bezcnchet  m  werden,  sd  keine  KrabwOrdi^uiig,  sondern  die 
ein&che  Thatsache  und  das  richtige  Wort.  Die  Mehrheit  war  jedoch  anch 
hier  weder  für  Grflnde  noch  flir  Spott  zugänglich.  Man  sprach  (wie  seiner 
Zeit  in  Deutschland)  von  dem  Einzelnen,  als  von  einem  «Sonverän».  Und 
schliesslich  wurde  der  Ausdruck  Untcrtliaii  in  der  Vtrl;isbuiig  gestrichen. 
Dabei  lässt  ein  der  licdner  gck-geutlicli  einen  tiefen  Blick  in  das  Innere  des 
amerikanischen  Staat«lcbenb  \verfen,  wenn  er  alles  Ernstes  den  Sati^  auf- 
stellt: -^ein  Bürger  \uu  -Massachusetts  sei  woLl  der  Unterthan  einer  Partei, 
oder  einer  thatsüchlicheu  Gewalt,  uienials  aber  des  Staates».  Hierin  liegt 
sehr  viel  Wahres,  wenn  auch  in  einem  andern  Sinne,  ah  der  Maim  es 
zunächst  meinte;  uiid  *»s  ist  der  Schlüssel  zum  richtigen  Ycrsiaudiusse  von 
manchem  jetüdgeu  und  künftigen  Uebelstande. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  dass  die  unbedingten  Förderer  der 
Theilnahme  des  Volkes  an  den  Rcgiertmgshandlungen  und  die  Vertheidiger 
der  unbedingten  Fähigkeit  desselben  zu  ihrer  richtigen  Vornahme  so  weit 
gingen,  der  iicgierung  (d.  h.  den)  Gouverneur  und  seinem  R-itlie)  die  Befugm^s 
streitig  zu  machen,  einen  dn  muh  Volke  gewählten  Beamten  wegen  erwie- 
sener Unfllhigkeit  oder  begaugener  Verbrechen  für  den  Rest  der  Amt&zeil 

k)eseitigen.  Höchstens  im  Falle  von  Geisteskrankheit  wollten  sie  dieai 
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zugeben;  nnd  sie  ftusBerton  die  in  der  Tbat  für  die  Yerwaltimg  einer  Demo- 
kratie nidit  Bchineiclielhafte  Besorgniss ,  dass  eine  Bereclitigaag  dieser  Art 
dazu  mtssbrancbt  Verden  irflrde,  sftmmtliche  dem  Gouverneur  politisch  anbe- 
quemen Beamten  anf  den  Grund  fidscber  Anidagen  zn  beseitigen.  «Wird 
etva,  rief  der  Abgeordnete  Parsoos,  das  Volk  den  Mann  nicht  kennen»  den 
es  gewählt  hat?  Ich  möchte  doch  wissen,  ob  es  nicht  der  beste  Richter  Aber 
die  Ffthigkeiten  sdner  Beamte  ist?  Den  mochte  ich  doch  sehen,  welcher 
das  Gegentheil  behaaptet.  Ich  wenig^ens  gehöre  nicht  zn  Denen ,  welche 
Schwierigkeiten  machen  and  feilschen,  wenn  von  den  Bechten  des  Volkes 
die  Rede  ist.»  Und  in  dieser  Art  weiter.  —  Der  Unsinn ,  einen  BeanUen  im 
Aiiitt'  m  lassen,  trotz  erwiesener  Vcrgelicii  oder  Unfäliigkeiteu ,  blos  weil  er 
durch  Wulil  ernannt  sei,  uar  denn  aber  Joeli  /u  gru-ss ;  und  die  Versamm- 
lung beschlobs,  das  für  die  Regierung  \  erlangte  Recht  der  Enthebung  zu 
gewähren. 

Vorstehende  Mittheilungen  werden  wohl  eiueu  Begriö"  geben  von  dem 
dreiste,  in  welchem  jetzt  das  demokraliMhe  Princip  auch  in  den  gebildttöten 
Theilen  der  Vereinigten  Staaten  geliandhabt  wird;  und  sicherlich  liefern  sie 
genügeüdt!  Beweise  für  die  Eingangs  aufgestellte  Behauptung,  dass  <?elb«t  hier 
eine  falsche  und  zum  Uebel  führende  Bahn  eingeschlagen  norden  ist,  wenn 
auch  noch  Widerstand  von  Einsiehtigeu  und  Gesinnuugstüchtigen ,  zuweileu 
selbst  noch  ein  richtiges  Gefühl  bei  der  Menge  stattfindet.  Jedenfalls  eiln  ]lr, 
daas  in  dem  inneren  Lehen  des  grossen  transatlantisclien  Rt  icho'^  Bewegungen 
vor  sich  gehen  und  Zustände  so^ie  Handlungen  sich  vorbereiten,  von  welchen 
sich  freilich  Diejenigen  unter  uns  nicht*^  träumen  lassen ,  welche  sieh  unter 
jedem  amerikanischen  Staatsmann  einen  Washington  denken,  von  allen  dort 
vorgegangenen  Veränderungen  nur  die  Zunahme  der  Grösse  und  Macht  des 
Landes  kennen,  und  von  dem  Wesen  einer  Demokratie  nichts  weiter  wissen» 
als  dass  ein  gewähltes  Staatsoberhaupt  anstatt  eines  erblichen  an  der  Spita» 
stehe.  Es  ist  sehr  zu  fQrehten ,  dass  solche  unschuldige  Bewunderer  ferner 
und  angekannter  Zustnnde  eines  schönen  Tages  grosse  Enttäuschungen  er- 
leben werden,  sowohl  in  Beziehung  auf  Ereignisse  ini  Innern  der  Vereinigten 
Staaten,  als  hinsichtlich  des  Verhaltens  derselben  im  Völkent  1 1 !  !ire 

Hiennit  soll  ftbrigens  keineswegs  gesagt  sein,  dass  die  Verhandlungen 
der  Bostoner  Versammlung  blos  solch  bedenklichen  Iidialtes  waren,  und  dass 
sie  Bich  todigUch  am  eine  nnventftndige  Erwt  iternng  des  unmittelbaren 
YolkseiafluMes  auf  die  Regierung  drehten.  Im  Gegentbeile  wurden  von  ihr, 
welche  ao  viele  amgeieidmete  Mitglieder  zfthlte,  manche  Fragen  des  öffent- 
lichen Rechtes  nnd  Wohles  mit  sehr  vieler  Begabung  und  Sachkenntniss  und 
in  ganf  lobenswerther  Richtung  besprochen.  So  s.  B.  die,  namentlich  fittr 
die  anMtHfcf^^Tfthf n  Tfirhftl*"*—  höehst  wichtige,  Feststellung  des  Bankwesens 
nnd  die  Sehafl^  tou  GeseUichaften  mit  corporatiTen  Rechten;  femer  die 
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UnterstüteUDg  gt(»sser  Uuteiuelirauugen,  z.  Ii.  der  Eisenbahnen,  mit  Geldern 
oder  dem  Cndiie  dos  Staates ;  die  beste  Form  di">  Begnadigungsrechtes 
in  einer  RepuliliU ;  maiu  la-  l'uiikte  des  ailgemeiueu  StaatsbUrgerrechtef, 
u.  s.  w.  Allein  eben  *la>.  i>>t  das  Merkwürdige  und  rrscbreckiiid  Abiioniu', 
dass  eine  an  Hegalmiig  und  luiintiiisson  so  reicht'  Versiuumlmig  eine  Ver- 
bindung drr  vurgebchritteii^ten  (icsittiguug  und  der  verderbUchsten  staat- 
lichen Kichtuiig  zeigen  konnte.  Wenn  diess  aber  hier  &</  war,  was  kann 
man  erst  von  jenen  Tlieilt  ii  des  grossen  Kt-iclies  erwarten,  welche  sich  knom 
aus  der  Wildnass  cniporringen,  deren  -Mitglieder  durch  ihre  ganzen  äu>sere)i 
Verhiiltnisbe  uui  eine  trotzige  Unabhängigkeit  gestellt,  dai'ch  Unwis^tniicit 
aii  einer  üebersicht  über  die  IJedfirfnisse  eines  Staatswesens  gehindert,  und 
durch  die  Nothwendigkeit  zur  Verwechslung  an  Freiheit  und  gesetzbser 
Selbsthtllfe  veranlasst  sind  V  In  die  Uäudc  dieses  Thciles  der  Nation  fiUt 
aber  jder  jentscheidendc  Kiufluss  Ulglich  unwiderstelüicher. 

An  solcher  Ansicht  der  Dinge  ändert  es  nichts  Wesenthches,  dass  die 
von  der  Melurlieit  der  Dostoner  Versammlung  vorgeschlagenen  Verfassungs- 
verändertmgen  schliesslich  mit  einer  kleinen  Mehrheit  vom  Volke  verworfira 
worden  sind.  Einmal  ist  dicss  keinerlei  Beweis  Aber  die  StimmnDg  de» 
Landes  im  ^Ulgemeinen;  Massachusetts  hat  in  manchen  Beziehungen  viel 
Eigenthümlichcs.  Sodann  i>t  selbst  hier  wohl  schwerlich  auf  längere  Zeit 
die  Wiederholung  des  Versuchis  abgeschnitten.  EndUcb  aberHrug  n  dil^ 
sem  Ergebniss  wohl  hauptsächlich  der  Umstand  bei,  dass  die  sftnuntliebcD 
eigentlich  politischen  AenderongsvorschUlge  oogetiennt  als  Eine  Frage  nr 
Ahstimmnng  kamen.  Auf  diese  Weise  mosste  also  Jeder,  welcher  sich  mit 
irgend  Einem  Yorschhige  dorchan?  nicht  versöhnen  konnte,  gegen  das  Ganse 
stimmen;  nnd  namentlich  scheint,  wie  bereits  bemerkt,  die  TorgescUagene 
Wahl  der  Richter  in  den  grossen  Städten,  vorab  in  Bostob  selbst,  den 
Ausschlag  flkr  die  Verwerfang  gegeben  ai  haben.  Es  ist  folglich  der,  an 
sich  allerdings  erfreoliche,  Ausgang  nnr  als  ein  glflddidier  nnd  veränidter 
ZniaU,  nicht  aber  als  ein  Beweis  davon  zu  betrachten,  dass  mit  Unrecht 
eine  Uehertreibung  des  Gedankens  der  Yolksherrschalt  in  den  Vereinigten 
Staaten  behauptet  werde.  Diese  findet  vielmehr  in  allen  Theilen  des  Landes 
statt,  in  der  Wildniss  wie  in  den  Utesten  Wohnplfltien,  und  wenn  sie  auch 
noch  soweilen  auf  einen  Widerstand  stösst,  so  rtthrt  dieser  von  besonderen 
Verhältnissen  oder  von  einem  mehr  und  mehr  verschwindenden  Geacblechte 
her,  ohne  dass  Hofhung  auf  emen  ausgiebigen  Sieg  oder  gar  aof  eine  voll* 
stAndige  Umkehr  wftre. 

Biese  Ansicht  von  der  Bichtang  des  staatlichen  Lebens  der  Vereinigten 
Staaten  ist  keine  erfreuliche;  sie  rUhrt  jedoch  weder  ans  einem  allgemeineu 
Widerwillen  gegen  das  Land  nnd  das  Volk  her,  noch  ist  sie  leichthin  ge- 
iasst  Allein  Je  entschiedener  man  in  den  Einricbtongen  Nordamerika'*  eine 
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Moe  Form  des  Recbtsfebens  von  weltgefldiicbtücber  Bedentnn^  «x1»liekt;  Je 
meitwürdiger  diese  Erwdtenmg  der  menscfiliclieii  Veranche  mr  genUgenden 
Ordmmg  des  Staetes  Ar  jeden  Pfleger  der  poUtiseheA  mssensehaften  ist; 
je  sUmenswerflier  die  Hedit  des  tntasAtlantisehen  BeieheB  anfbluht:  mit 
desto  grösserer  Besorgniss  ninss  man  die  im  imiersten  Wesen  der  Zastinde 
vor  sieh  gehende  Yerindernng  betvnehten.  Der  immer  weiter  am  sich  grei- 
fende Wahn,  dass  Alles,  was  eine  Menge  thnt,  recht  nnd  vemflnftig  sei, 
blos  weil  sie  es  thnt;  die  steigende  Abneigang  den,  doch  ans  dem  eigenen 
Willen  des  Volkes  hervorgegangenen  nnd  nor  anf  kurze  Zeit  eingesetsten, 
Trftgem  der  Öffentlichen  Gewalt  eine  mr  Besiegong  nngeselzlicher  Bestre- 
bungen genttgeode  Macht  anzo vertrauen;  der  immer  nngeschenter  hervor» 
tretende  Widerwille  giegen  alle  seibststlndigen  Stellangen,  wenn  ancb 
nur  nm  diesen  Preis  eine  tüchtige  Leistung  so  eriangen  ist;  mit  Einem 
Worte,  die  immer  weiter  am  sich  greifende  EntwicUnng  enes  ftJschen  demo- 
kratisdien  Geistes  ist  schon  in  der  Gegenwart  die  Qoelle  grosser  Uebelstände, 
^  nnd  bedroht  noch  mit  grössov  in  der  Znknnll:.  Mm  kann  sich  der  üeber^ 
zeogong  nicht  erwehren,  dass  ans  einer  im  letaten  Grande  anrichtigen  Aof- 
^snng  des  Bechtes  nnd  der  Freiheit  schliesslich  ein  Zustand  entstehen 
mnss ,  welcher  im  Inneren  der  höheren  Gesittignng  tödtlidi ,  ÜKr  andere  Staaten 
aber  wegen  Becbtsverachtong  und  Habgier  höchst  gefthrlich  ist;  «an  neoes 
BOmerreieh,  vorwftrts  getrieben  durch  rastlose  ünrube  und  rflcksichtslose 
niflligheit  der  Menge,  geneigt  in  gewaltsamen  Angriifen  auf  Schwichere 
dorch  SelbstQbmchBtKung  und  Ifongel  an  sittlichem  Gefilhle,  aufgestachdt 
durch  Ehrgeiz  so  Eroberungen  nach  allen  Seiten.  Uniiihig  zum  Widerstande 
gegen  innere  Partd-Lddenschaft  und  ^menschliche  und  geflihllose  Baeen- 
ttuterdmclnmg  so  wie  gegen  freischflrierische  Gelflste  ist  die  Begiernng 
stark  and  orgaoieirt  genag,  diese  Fehler  lllr  das  Ausland  bedenklidh  zu 
machen.  Pflicht  und  Becht  wird  langsam  aber  in  steigendem  Maasse  durch 
aogenblicfclicheWillklir  ersetit,  die  Leitung  der  Mentlichen  Angelegenhelten 
geht  aus  den  BBoden  der  Staatsmionw  in  die  der  Yolksveiihbrer  Uber. 
Nichts  aber  ist  Ungewisser,  als  ob  die  Grösse  des  Uebels  recbtseitig  eine 
Heilung  herbeifthren  wird;  und  völlig  veritehrt  gar  ist  die,  in  Eurofia  nicht 
selten  gehegte,  MebuDg,  dass  schliesslich  eine  Monarchie  entstehen  mttsse. 
Die  Ereignisse  nehmen  den  gerate  entgegengesetzten  Weg ;  und  es  ist  weit 
wahrscheinlicher,  doss  die  Geschidite  der  Tersnohe  das  Zusammenleben  des 
Menschengesdiledites  zu  ordnen  zwar  am  ein  neaes  grosses  Beispiel ,  nicht 
aber  nm  einen  Erfdg  leidier  werden  wird. 


Es  ist  uns  nidit  gelungen,  unsere  Ansidit  riditig  daixolegen,  wenn  der 
Leser  erwwlei,  itst  andi  noch  Vorschläge  zur  Abwendimg  oder  mo^istena 
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Ntutrali.'^irung  i-  -  ^'.-«i  liM«  rtrn  f.  bris  zu  tioden.  So  ent?^(hjrdor  w:r  die 
MiFsstände  f-rktitrifn  üikI  .i'iirirhtig  wir  heklaprn.  >o  wouic  «i-sen 
wir  Einrichtungen  zu  ersjuiiMi,  wt  l  he  ein«  r  IMimreilnng  des  df  mokrati- 
se  hen  Geisten  zu  begegnen  im  Stande  wären.  i>ie  «chÄdli<  he  Ne  igung  hegt 
im  innersten  We«ien  der  Volksherrschaft;  und  da  sie  den  aileinigen  Inhaber 
der  Staatstf^^walt  selb^^t  beherr*>cht .  *o  ist  eine  Abhülfe  dnrch  orgajüsche 
Anstalten  logisch,  oder  vielleicht  richtiger  gesagt  p^^ychologifich,  anmöglich. 
Nicht  etwa  desshalb,  v^eil  h  keine  Forateo  finden  lies^fn,  durch  welche 
Veränderungen  in  der  bestehenden  Verfa5»«iang  auch  in  einer  repräsentatifeik 
Demokratie  erschwert  worden,  od^  r  k«  ine  Behörde  gebildet  werden  kteBle, 
welcher  man  dnrch  lange  Wahlzoit  ünabhflogigkeit  and  darcli  Vortage- 
gnngene  Aemter  der  Mitglieder  Erfahrung  genng  geben  kOute,  um  ihr  ein 
Veto  gegen  Beschlösse  der  gewOhnlicheD  Volksvertretang  nt  fthertngoi: 
sondern  weil  es  kein  Kittel  gibt,  einer  rar  Yeriolgimg  einer  bestuuBla 
Ricbtnng  leidenscbafUicb  entscUoBBenen  Mehrheit  des  Yolkes  so  Terwdirci, 
mit  geeetzUcher  Beseitignng  aller  dieser  HindenuigsaiistalteB  zn  beginaen.  & 
ist  oben  schon  bemerkt  worden,  dass  nur  klnge  Selbstbehenschmig  im 
gesammten  Menge,  namentlich  erzeugt  durch  acblinune  Er&hrangeB,  fon 
der  Betretung  fiiischer  Wege  abhalten  kOone,  dass  aber  auf  «in«  sokho 
Sinnesart,  ftlr  die  Dauer  wenigsten«,  nicht  zn  rechnen  sd. 

Nur  ebe  naive  Unkemitniss  des  Staatslebens  konnte  nun  aber  Aber  diese 
UnmOf^cbkeit  einer  Abhflife  staunen.  Jede  denkbare  Staataart  hat  ibre 
Schattenseiten,  deren  Besdtignng  keiner  Weisheit  geüagt,  weil  sie  im  Wesen 
des  die  Yerfossung  bestimmenden  Gedankens  und  in  der  mensclüiche»  Natur 
selbst  begründet  sind ;  und  eben  dies^ist  ja  die  Aulfabe  und  dasYerdienst  einer 
umsichtigen  wisscnschaftBchen  Prftlnng  des  gesammten  Yoirathea  der  slaat» 
liehen  Einrichtungen ,  dass  die  natOrlichen  Yortheile  und  Fehler  einer  jedco 
derselben  nach  Ursachen  und  Wirkuagen  klar  dargelegt  ,  dadurch  aber  richtige 
WOrdigungen  derselben  und  Entscheidungen  ftür  die  eine  oder  die  andere 
angebahnt  werden.  K»in  Nachsinnen  oder  Beklagen  wird  i.  B.  ▼erhindem, 
dass  in  ein«r  Monarchie  die ,  möglicherweise  an<^  sdiliautten ,  Eigenadttflea 
des  zur  Regierong  berufenen  IndiTidunms  von  sehfidliehen  Einflüsse  auf 
das  allgemeine  Wohl  und  Wehe  sind ;  oder  dass  es  in  einem  havsviterlichen 
oder  han«herrlichen  Staate  an  den  zur  Einrichtung  kostspieliger  Anstalten 
uullijgti»  Mittel  fihlt;  dass  in  eintr  ^U'istokratic  gelegentlich  hochfahrende 
Missachtung  der  Mehrheit,  Selbstsucht  der  Bevorrechteten  und  Härte  zu  Tage 
tritt;  dass  in  einer  Thcokratie  die  freie  Geisteaausln]  limg  auch  in  zunächst 
nicht  kirchlichen  Beziehungen  Noth  kidet.  Die  Frage  ist  nur,  ob  diese  L'ebel- 
ständc  oder  oh  die  den^<  Hkii  Staatsarten  ebt  nfalls  innewohnenden  natflrlicheji 
Yortheile  Uberwiegen,  und  ob  sich  also  ein  Volk  vernunttigermaasaen  ent- 
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schliessen  kano ,  trot2  der  Mi^^chung  von  Gut  und  Uebel  dne  solche  Form 
des  ZusammcnlpbfTi^  aiuntiphmfn  V 

F«  i«t  flnliei  auch  mit  der  Erörterung  der  oben  geschilderten  IJebel- 
stände  der  Demokratie  keineswegs  ein  abschliessendes  Verwerfungsurtheil 
über  dieselbe  ausgesprochen.  Es  soll  nur  auf  eine  wichtige,  aber  gewöhn- 
lich unberücksichtigte  Seite  der  Einrichtung  aufmerksam  gemacht,  vorüeber- 
scbfttzung  gewanit  und  der  Beweis  geführt  werden,  dass  diese  Staatsform 
keineswegs  —  wie  so  manche  Einsichtslose  glauben  —  eine  ganz  mangel- 
nnd  t&dellose,  das  endlich  aufgefundene  Ideal  des  menschlichen  Zusammen- 
lebens sei.  Daneben  können  denn  immerhin  noch  grosse,  ja  überwiegende 
Vortbeile  bestehen,  und  es  ist  keineswegs  geläugnet,  dass  in  bestimmten 
Gesittigtingszuständen  und  Gebietsverh&ltnissen  die  durch  Vertreter  ausge- 
übte Volksherrschaft  die  richtige  Siaatsform  sei.  Es  war  weniger  die  Ab- 
sicht, Fehler  in  den  amerikanischen  Znst&nden  als  überhaupt  die  Schwäche 
drr  Men<;chen  nachzuweism ,  and  das  Ergebniss  soll  nicht  eine  Missachtung 
der  Vereinigten  Staaten,  «mdern  eine  Bereichening  der  theoretischen  Staats- 
wieeeDsehalkeii  b^. 
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Bemerkungen  über  die  französische  Verfassung  von  1846  ). 

Fttglich  mag  bezweifelt  werden,  ob  je  ein  vorstandiger  Maiin  an  oiue 
längere  Dauer  der  ropublikanischcn  Verlassung  1  iaakjcjcUs  vom  Jahre  1S48 
geglaabt  hat,  und  auch  daiubtr  werden  die  Meisten  mit  sich  einig  sein, 
da&&  das  französische  Volk,  nach  seinen  guten  und  nach  seinen  schlimmen 
Eigenschnfti  o  tihrrhanpt,  fHr  demokratische  Einrichtungen  wenig  taagt.  Dies« 
bindert  aber  nicht,  das  Grundgesetz  wissrnscliaftlich  zu  untersuchen,  welches 
während  des  Bestandes  jener  Staatsf  n  in  In-  Kegiemng  des  Landes  ordnete, 
und  welches  aus»  längeren  Berulhungen  einer  zahlreichen  Versammlung  her- 
vorging, unter  deren  MitgUedern  manche  ausgezeichuete  Männer,  freilich 
aacb  ziemlich  viele  Narren  waren. 

Der  Vrrsurh,  in  einem  grossen  Reiche,  für  einige  drei^^sig  Millionen 
Menschen  und  bei  einer  sehi'  gesteigerten  und  theilweisc  überfeinert ou  Ge- 
sittigung  eine  einheitliche  repräsentative  Demokiatie  einzurichten ,  ist  immer 
merkwürdig.  Wenn  man  namentlich  bedenkt,  dass  die  Franzosen  von  allen 
europäischen  Nationen  am  wenipsttn  an  Selbstregierung  in  kleineren  Lebens- 
kreisen gewöhnt  «ind,  «ondeiii  «iles  vom  Staate  erwarten,  und  dass  sie  eine 
bis  zum  Aeussersten  gt  triebene  Zn?ammenfa55«nng  der  Gewalt  für  gleichbe- 
deutend nehmen  mit  Grufse  und  Macht  de^  VRf(T!;t!i(le< :  so  ist  man  mit  Recht 
begierig  darauf,  durch  welche  EinrichtuiJL;(  ii  jjian  neben  einem  durch  solche 
Forderungen  und  Neigungen  bedingten  ubermächtigen  Regierangsorgan  i'^mus 
doch  auch  noch  der  demokrati«Jchcn  Freiheit  Kaum  zu  verschaffen  gedacht?. 

Eine  Prüfung  des  gesammten  Systemes  ist  freilich  an  dieser  Stelle  ausser 
Frage.  Theils  mag  für  eine  durch  die  Erfahrung  nicht  erprobte  Einrichtung 
so  viel  Raum  und  Mühe  nicht  wohl  in  Anspruch  genommen  werden.  Theils 
waren  einzebie  Bestimmungen  dieser  Verfassung,  wie  z.  R.  die  Einsetzung  einer 
einzigen,  unbeschränkten,  beständig  vereinigten,  keiner  YertAguug  gegen  ihren 

1)  Die  Grundlage  dieser  AbbaadJuog  bUden  meltme  AoftäU«  in  der  KriUsdien  Zeltscbrill 
flr  BoehtmiMMueball,  aMMiitUd»  in  Bd.  XU  und  XXm.  lli«r.«nelMbi«i  th«Oi  «rw«lltit 
tbcilt  •bfckOrft  Dod  n  ein«  Gansea  TvnurMttt. 

t 
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WiUen  und  keiner  Aaflösang  anterworfeneo  gMet^gebeoden  Venaminlaiig^  dli 
EDtneliiinf  Jedes  wirksameii  Einfliines  des  Regiemagsliaiiiitee  auf  dieee  Ver« 
Bamndwg,  odor  die  flbendnvSngUcbe  und  ftr  ein  Geeeti  gnns  imbniidibare 
formeUe  Abbssang  der  Gnmdrecfate,  so  offenbar  feblerhaft,  dnss  eine  besondere 
Attseinandersetimg  des  Missgiiffes  als  gaasuberflflssig  erscheint  immwiiin 
kfinnen  aber  eiaieliie,  vielleicht  minder  herrorrsgende  aber  doch  stofflich 
wicfatigQ  Bestimnumgen  mit  Nntsen  besprochen  ond  mag.  aas  ihnen  Stoff  n 
^genschaftUchen  Sitien  gewonnen  werden.  Wenn  hierbei  mehr  das  Tadeins» 
wertho  als  das  Löbliche  in  das  Aoge  ge&sst  wird,  so  geschieht  es  nicht  in 
altUnger,  den  Ergebnissen  nachhinkender  Weishdt  nnd  ans  selbsIgefUliger 
Lust  an  der  Kritik..  Die  om&ssende  wissenschaftUehe  Bearbeitnng  einer 
jeden  Staatsail  erfordert  nicht  hU>s  die  Anftlhlung  und  den  Erweis  der  positiv 
20  verlangenden  Grondsilze  und  Formen,  sondern  es  ist  eine  Erörterung  der 
möglichen  üdil^haften  Einriefatnagen  eben  so  noihwendig.  Letstere  bestehen 
nicht  immer  dnlach  in  der  Abwesenheit  oder  Negation  der  guten  Anstalten, 
sondern  sie  können  aneh  ein  selbststftndiges  Leben  haben,  und  es  mögen  ni 
ihrer  Yertbeidigong  mehr  oder  weniger  scheinbare  Tmgsfltze  aufgestellt  sein. 
Die  repräsentative  Demokratie  insbesondere  besitzt  an  dem  «Föderalisten» 
eine  in  aller  Zeit  unübertrefiFbare  Auseinandersetzung  ihrer  Vorzüge  nnd  eine 
siegreiche  Vertheidigung  der  namentlich  für  den  amerikanischen  iiuiidt  - mat 
gewählten  Einrichtungen;  aileiu  es  fehlt  nocli  umii/,  an  einer  gleichaitigen 
NachweisiiJig  des  zu  Vermeidenden  und  an  einer  Ei  läuterung  auch  der  Schat- 
ttn^eite.  Hierzu  nun  büUcu  die  nachfolgenden  Bemerkungen  einen,  wenn 
auch  nur  unbedeutenden,  Beitrag  liefern. 

Anderen  mag  lui  der  Durchgehung  der  französischen  Verfassun«  von 
1848  Anderes  auffallen, —  sie  ist  reich  genug  zu  einer  Auswahl,  —  uns  haben 
vorzug^wiisp  fünf  Gegenstände  in  Anspruch  genommen:  die  BeetimmuHgen 
über  deu  Begriff  des  frt\nzösi«chen  Staatsbürgers;  die  Einrichtung  der  gesetz- 
gebenden Gewalt,  die  Stellung  des  Präsid«T5ten:  der  Staatsgericbtshofi  end- 
lich die  eigenthümlicbe  Bildung  und  Bedeutung  des  Staatsratbes. 

4 

1. 

Die  Bestiniranngen  Ober  fransösisehes  Staatsbflrgerrecht. 

Es  bedarf  keiner  weitläufigen  Auseinandersetzung ,  dass  in  einer  Demo- 
kratie die  Feststellung  der  Staatsbtlrgereigenschaft  von  der  höchsten  Bedeu- 
tang,  eigentlich  das  wichtigste  Grundgesetz  ist  Nicht  nur  nämlich  wird 
dadnrcli  principiell  bestimmt,  wer  Theilnehmer  an  der  Staatsgewalt  ist 
and  2ur  Bildong  dM  idigemehien  Volkswillens  beizutragen  hat;  sondern  es 
hat  auch  die  grössere  oder  geringere  Ausdehnung  des  Rechtes  entschieden 
praktiachen  Einflnss  anf  die  Staatsangelegenheiten.    So  kh»n  jiftmUek 
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der  EiafloM  daes  Jeta  Einafaiea  auf  die  Fisnmg  yod  Bttchlflssen  oder 
Mf  dis  tifiMM  der  WaUeii  Beia  mag,  so  ist  es  doch  hinsioiiUidi  des 
Gdfles  sokfcer  StaattluuidlnBgea  aichts  neaignr  als  gleichgültig,  nddM 
Klaaflea  der  Berdlkeroag  aad  ivie  aUrekhe  BMechtigte  an  jeder  derselben 
Anthdl  aebaieB. 

Die  Beartbdlang  concreter  Bestimmungen  Aber  das  Staatsbttrgerrecbt 
zerfällt  in  eine  technisch  -  rechtliche  und  in  eine  politische.  —  Jene  hat  m 
nntersuchen,  ob  die  gesctzlidicn  Vorschriften  durchaus  klar,  vollständig  und 
unter  sich  übereinstimmend  sind,  so  dass  kein  Zweifel  bleibt,  wer  zur  Vor- 
nahme bestimmter  Handlangen  berechtigt  ist,  und  also  nicht  leicht  durch 
Missvcrst&ndniss  Befngte  ausgeschlossen  Unbefugte  aber  beigezogen  ^verdeII 
können.  Die  foniielle  Richtigkeit  des  Gesetzes  ist  namentlich  dann  von  dop- 
pelter Bedeutung,  wenn  auch  im  bürgerlichen  Rechte  die  Pjgenscluift  eines 
vollberechtigten  Staatsbürgers  als  Bedingung  gewi'-ser  Rechtsgeschalte  ge- 
fordert wird.  ~  Politischer  Betrachtung  aber  unterliegt  das  Gesetz  in  Betreff 
der  Fragen,  ob  die  Bezeichnung  der  Bertthtigten  im  Geiste  einer  Volk;- 
herrschaft  gf  srlu  licn  i-^t:  ob  nicht  offenbar  Untaugliche  zur  Vornalime  von 
Stf?ntshandlungen  zugelassen  werden ;  endlich  ob  nicht  der  Mechanismus  der 
fkgiemng  als  schwerfällig  und  allzu  verzogerlich  erscheint? 

Um  nun  die  Be';timTnnn<zf>n  der  französischen  Verfassung  von  l^l'^  hin- 
sichtlich der  StJiatsbürger-Ei  gen  Schaft  einer  umsulitiLiij  rechtlichen  Pni- 
fong  nnterzichen  zu  können,  ist  wohl  die  Aufsteliong  einiger  Yorbemerknngea 
an  der  Stelle. 

Offenbar  ist  die  Erfüllung  dreier  Forderunpen  uncrl&sslich  zur  richtigen 
aad  vollständigen  Feststellung  eines  Staatsbürgerrechtes.  —  Vor  Alieni  mass 
die  allgemeine  Staatsangehörigkeit  (die  Nationalität  oder  das  Untertbaaea- 
recht)  genau  bestimmt  sein.  Es  ist,  mit  andern  Worten,  festzusetzen,  wer 
überhaupt  dem  Staate  als  bleibender  Genosse  aagehört;  wer  also  deuGennss 
der  staatlichen  Aastaltea  und  der  allgemeinen  sog.  staatsbürgerlichen  Rechte 
in  Ansprach  an  nehmen,  die  Forderungen  des  Staates  auf  Gehorsam  and 
Leistungen  zu  erüQllen,  die  Vorschriften  des  linrpi  rllchen  Straf-  und  Process- 
Rechtes  im  Gegensatze  gegen  Fremde  auf  sich  zu  bezieben  bat.  Auch  siad 
natarHeh  die  Bedingnngca  aad  Formea  der  Erwerbong  and  des  Verlastes 
dieser  Staatsaagehorigkeit  anrageben.  Eiae  solche  aniweifelbafte  Beidch- 
aoag  des  menscfalichea  Stoffiq^,  ans  welchen  der  Staat  besteht,  masa  aber 
YOraagehen,  weil  soast  eiae  genOgeade  and  sichere  AnswaU  der  aar  Thefl- 
aaloae  an  dea  OffentUchen  Angelegeaheitea  sa  BeraÜBnden  aamOj^ich  ist;  aad 
von  lalbBt  Yarsteht  es  sieh  aach,  dass  das  Yerhiltaiss  eine  elgeae  geselaliche 
Benenaang  erhalten  massi  damit  Iceine  Verwechslang  mit  andern  Bechtesa- 
stoadea  nad  kein  Zweifel  über  die  Salejekte  eiaer  VorsdnÜt  aas  eiaer  aaga- 
naaaa  and  weehsebiden  TermiBologie  eatsteM.  —  Zweitens  aUkssea  diitfenigea 
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Staatsangehörigen  genau  bestimmt  werden ,  welchen  das  Recht  der  Theil- 
n&hme  an  den  Staatsangelegenheiten  zustehen  soll,  also  die  Staatsbflrgeir 
im  engem  Sinne  des  Wortes.  Wie  weit  auch  eine  Demokratie  diese  unmitteN 
bare  Betheiligung  ausdehnen  mag,  immerhin  bleiben  Viele,  ja  bleibt  die  grosse 
Mehrzahl  der  Staatsangehörigen  davon  ausgeschlossen.  Jeden  Falles  können 
n&mlich  Weiber,  Unmttndige,  unter  Vormondschait  Gestellte,  theils  aus  Rechts- 
tbeils  ans  Zweckmftssigkeitsgranden ,  zur  Mitlüldung  dos  StaatswiUeiiB  nicht 
mgefattien  wenteD.  Gs  ünden  sich  aber  bei  näherer  Untersnchmig  aoch  Doch 
manche  andere,  zum  Theile  zahlreiche,  Kategorieeo,  welchen  ohne  Gefahr  und 
Unvernanft  eine  Einwirkung  auf  den  Staat  nicht  eingeräumt  werden  kann, 
oder  welche  wenigstens  aus  tiberwiegenden  Gründen  der  Staatsweisheit  ferne 
ZQ  halten  sind,  lieber  die  Ursachen  und  den  Umfang  dieser  Unfthigkeü 
nag  Heimingyvflrschiedenheit  s^ttfinden  and  eine  mehr  oder  wienlger  demo- 
kratische Geabmiing  YerschiedeaeB  klangen:  allein  dass  Gebngene,  mit 
schweren  peanUdieD  StraHen  Bdegte,  in  OffentMehem  Atauosen  Stehmde  v.  dgL 
^raniflnftiger-  and  anstindigerweise  niclit  nr  Mitregierong  des  Staates  atzo^ 
lassen  seien,  ist  wohl  den  Wenigsten  zweifelhaft.  ~>  Endlieb  aber  Ist.  es 
n0l^,  die  Terscbiedenen  staatlichen  Handlangen,  deren  IBtfonahme  den 
Inhalt  des  voOcn  StaatsbUigerrechts  bilden  soll,  genan  aofrafUiren.  Matflr- 
ficb  macht  es  einen  bOcbst  bedentenden  Unteracbied,  ob  es  sieb  teo  einer 
reinen  oder  von  einer  reprftsentatiTen  Demokratie  bätadett  Im  letaleren  Falle 
wird  «oeser  Tbellaahme  an  den  verMsbiedenen  Arten  von  Wahlen  and  etwa 
einem  Rechte  der  Abstimmung  bei  Yeräusoags  -  Aendenmgen  kaum  etwas 
Weiteres  ttbrig  bleiben.  Von  bedeutenden  rechtlichen  Folgen  kommn  Tor* 
Schriften  eein,  welebe  die  Eigenscfaaft  ehns  Staatsbflrger  i.  e.  S.  auch  bei  Ge- 
schlften  des  btirgerliehen  BecUes  verlangen;  sie  finden  jedoch  nicht  sowohl 
In  der  Veiftssongsarimnde  ab  in  den  Bechtsgeselmn  ihre  Stelle. 

Gegenstand  eines  grossen  Staonens  Ist  es  mm,  wie  wenig  das  fransOsiacbe 
GmndgesetK  vom  Ähre  1848  fteeen  Forderung m  entspriebt.  Kann  eine 
derselben  ist  leidllcb  beachtet. 

Besthmnungen  Uber  die  allgemeine  Staatsangehörigkeit  sind 
nicht  nur  keine  gegeben,  sondern  es  wurde  sogar  durch  einen  doppelten  Gebrauch 
des  Wortes  «citoyen»  in  den  Einleitongsbesünmmngen  und  in  dem  Texte  der 
Verfassungsurkande  selbst  eine  neue  Verwirrung  in  diesen  im  französischen 
Rechte  so  oft  verschieden  und  so  oft  nngenttgend  geordneten  Gegenstand  ge- 
bracht. —  Um  dieses  klar  zu  machen,  bedarf  es  eines  Zurflckgehens  ^  zur 
Verfassung  von  1791.  • 

Nachdem  die  verfassunggebende  Versammlang  alle  Unterschiede  der 
Gfburts-  und  Rangverhältmsse  sowie  der  provinziellen  RecfatssteUungea  be- 
seitigt hatte,  föhlte  sie  das  Bedttrfiiiss,  allgemeine  gültige  Vorscbriflcn  über  • 
die  Staatfiangehöngkeit  zu  geben.  Diess  geschah  durch  die  BeäUmmungen 
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der  YeffiMBOiig  in  lüd n,  Art  3  iidS  aber  doQ  Begriff  und  tib^r  die  Aittn 
der  Erwerimng  diesei  TeriiUtidiaee,  sowie  dofdi  die  sog.  Erkttmiig  der 

Menschen-  nnd  Bfij^errecfate.  Zu  gleicher  Zeit  aber  war  sie,  trotz  ihrer 
grossen  Abneigung  gegen  alle  Ansnahmeberechtignngen,  allzu  einsichtig,  nm 
(lor  gcsammten  Masse  nun  auch  die  Ausühung  der  politischen  Rechte  einzu- 
räumen; sie  übertrug  diese  vielmehr  uui*  an  Diejenigen,  welche  eine  Keihe 
von,  freilich  leichten,  Bediuguugen  erfüllten,  z.  B.  Ansfissigkeit,  Volljäh- 
rigkeit, Unhescholtenheit,  Steuerzahlung.  Die  gchammten  Staatsangehöripen 
nannte  sie  -französische  Bürger*^  (citoyens  fran^^is).  die  zu  staatlichen  ILiiid- 
lungen  berufenen  aber,  vielleicht  iiichtganzglücklii:h,  -thätige  Bürger-  (citoyciis 
actifs).  —  Ohne  Zweifel  war  diese  riesct2jfebnng  in  ihren  Grundgedanken  eine 
ganz  richtige;  allein  vollkommen  war  s;<  noch  keineswegs.  Namentlich  war 
es  nothwendig,  die  wunderliche  Hauptbestimmuug ,  dass  derjenige  -tVanzö>i- 
scher  Bürger»  sei ,  welcher  in  Erankreieh  von  einem  "französischen*  Vater 
geboren  sei ,  m  ergänzen.  War  doch  hiermit  die  t'rage  nicht  beantwortet, 
wer  ihm  die  Eigenschaft  eines  französischen  Vaters  in  Ansprach  zu  neh* 
men  habe? 

Diese  Verbesserungen  wurden  nun  aber  zunächst  keineswegs  gegeben. 
Vielmehr  warf  der  Convent  in  seiner  ersten  Verfassung  —  der  jacobiniscben 
von  1793  —  wieder  Alles  durcheinander.  In  ultrademokratischer  Abneigung 
gegen  staatliche  Vorrechte  und  dem  früheren  Geschrei  über  den  gehässigen 
Untersdiied  zwischen  activen  nnd  nicht  activen  Bftrgem  Kechnnng  tragend, 
ertheilte  er  jedem  volljährigen  Hanoe  (mit  ganz  wenigen  Ausnahmen)  das 
jEtocht  der  Mitwirkung  bei  Wahlen,  und  liess  in  so  weit  die  beiden  Benen- 
nungen nnd  Begriffe  von  dtoyen  fran^ais  und  citoyen  actif  in  dem  Einen 
Verbttltnisse  nnd  Worte  des  «dtoyen»  aufgehen.  Damit  war  aber  natürlich 
die  hier  zonftebst  zn  beantwortende  Frage  nidit  gelöst  Wie  weit  auch  die 
poUtischen  Rechte  ansgedeihnt  worden,  immer  waren  noch  weitere  blosse 
Staatsgenossen  vorhanden,  und  sie  bildeten  sogar  die  grosse. Mehnahl  der 
BevOUterong.  Hinsichtlieh  dieser  war  nun  formell  gar  nichts  bestimmt,  nnd 
wenn  von  ihnen  auch  anzweifelhaft  die  Menschen  nnd  Bürgerredite  ange- 
sprodien  werden  konnten,  da  diese  ohne  Unterschied  «jedem  Henschon» 
erkannt  waren,  so  war  keiaerid  ErUftmng  darüber  mehr  vorhanden,  wer 
zn  ihrer  Klasse  gehöre. 

Zn  etwas  verständigeren  Bestimnmngen  kehrte  die  zweite  vom  Convnnte 
ansgehende  Verfiissnng,  die  Directorialver&ssnng  des  Jahres  DI  znrilcfc.  £s 
wnrde  nun  wieder  ein  Unterschied  zwischen  Staatsgenossen  im  AUgmemen, 
Hit  «Fran^»  genannt,  nnd  den  staaüieh  Berechtigten,  «dtoyens»  geanacJit, 
fikr  letztere  nsmentlieh  eine  Beihe  von  Erwerbangsbedingongen  aa^esteltt, 
niiter  weldien  die  Eintragung  in  dn  eigenes,  in  jeder  Gemebide  zn  iMÜtendes, 
Bmgervendduies  nen  und  wichtig  war.  Hierdnrdi  war  also  der  in  der 
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Sache  liegende  Unterscbied  nrischen  Genossen  and  VoUberechligtea  wieder 
fömlich  aasgesproehen;  eine  groeae  Loeke  blieb  jedoch  dadorcb,  dass  nur 
aber  die  letitere  Gattung  KUieres  angeordnet,  dagegen  wieder  keine  Bestim- 
mung Uber  die  Erwerbong  und  .flberhanpt  Ober  die  rechtliche  Bedeutung  der 
allgemeinen  Staatsgenossenaehaft  getrolFen  war. 

Erst  die  Gesetzgebung  des  Consnlates  brachte  in  dieser  Bedehong  Ab- 
hälfe, and  zwar  theils  durch  die  Verfassung  des  Jahres  VIII,  hauptsfiehlich 
aber  durch  den  Code  civil.  In  der  Verfassung  war  im  Wesentlichen  das 
System  der  Dircctorialvorfassung  beibehalten ,  somit  der  Unterschied  zwischen 
«Frangais»  im  AUgemeinpn  und  -citoyeub*.  Hiusichtlieh  der  letzteren  waren 
zureichende  RestimiimngLii  getroffen,  insbesondere  die  p]rwerbang  der  Eigen- 
schaft von  einer,  itzt  ziemlich  erschwerten,  Eintragung  in  die  Bürgerliste 
abhängig  geniacbt  Der  Code  civil  aber  bestätigte  ausdrücklich  den  Unter- 
schied der  Staatsangehörigen  im  AJIgemeiuen  und  der  mit  politischen  Rechten 
versehenei?  Bürger,  holte  die  in  der  Verfassnng  abermals  übergangene  Bostim- 
raungon  über  die  allgemeine  Staatsangehörigkeit  (qaalit^  de  Frani^ais),  4eren 
Erwerbung,  Verlust  u.  s.  w.  nach,  und  fügte  aüeh  eine  rjeilie  von  privat- 
rechtlichen  Folgen  sowohl  dieser  Eigenschaft  als  der  des  citoyeu  bei.  Nur 
blieb  auch  hier  der  schon  von  der  verfassunggebenden  Versammlung  gemachte 
Fehler  bestehen,  dass  nicht  erklilrt  war.  wer  der  «franzüsische»  Vater  eines 
ehelichen  Sohnes  uud  dadurch  französischen  Bürgers  sei. 

Einen  grossen  Rückschritt  in  Klarheit  und  Logik  machten  wieder  die 
Karten  von  1814  und  1830.  Nicht  nur  war  der  Begriff  der  allgemeinen 
Staatsangehörigkeit  lediglich  vorausgesetzt,  nirgends  aber  ausdrücklich  aner- 
kannt und  geordnet;  sondern  es  wurde  auch  die  bisherige  Bestimmung  des 
citoyen  stiUachweigend  ganz  verlassen,  ohne  dass  ein  anderer  an  die  Stelle 
geaetst  worden  irftre.  Die  Bürgerlisten  hörten  auf,  und  das  active  Wahlrecht 
wurde  an  eine  vcrhältnissmilssig  ganz  kleine  Anzahl  gegeben,  deren  Anspruch 
lediglich  auf  einem  bestimmten  Steuerbetrage  beruhte.  Dass  nun  diese 
«Wflhler»  nicht  allein  die  Bürger  im  Sinne  der  früheren  Ver&ssnng  und 
namentlich  des  Code  sein  sollten  nnd  sein  konnten,  war  kaum  zweifelhaft; 
allein  um  so  ungeivisser,  wer  ausser  ihnen  diese  Eigenschaft  habe.  Eine 
richtige  Beantwortung  der  Frage  war  aber  namentlich  desshalb  von  der 
höchsten  Bedeutung,  weil  die  GoHigkeit  einer  Rdhe  vm  Rechtshandlungen 
die  TheUnahme  Ton  «dtoyena»  yerlangte.  Da  die  Gesetsgebong  sich  nicht 
beeilte,  diesen  unklaren  Zustand  anfeiheUen,  so  trat  nothgedmngen  ein 
Gericbtagebranch  ins  Mittel,  welcher  für  die  zunAcfast  betheiligten  priyat- 
reebtlichen  Yerhiltnisse  ausreicbend  sem  mochte,  allein  die  Frage  im  All- 
gemeinen  am  so.  weniger  loste,  ab  er  höchst  unlogisch  und  wiUkflfarlicfa  war. 
Es  wurde  mmlich  angenommen,  dass  itzt  in  den  Tom  Crode  ftr  die  citojens 
*  vorbebaltenen  Handlange  jeder  «Franaose»  (also  jeder  Staatagenosse  im 
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AUgemeiDen)  beOhigt  sei,  Jedoeb  mit  Aimlime  der  von  der  Consnlar- 
Terfiurang  m  der  AiifiuluM  in  die  BQrgerHsteB  Au^gescbloeseiicii. 

Ee  iit  dttleocbteDd,  d«S6  es  eine  nabe  üegeade  Anlipbe  der  Teribssoitg 
TOB  1848' gewesen  iiire,  diese  nnkinren  and  kanm  notbdflrftlg  Ar  einen 
elnzdnen  Zweck  geordneteo  Yerbiltnisse  endlicfa  einmal  ins  Beine  an  hiiniiifii 
an  dem  Ende  aber  vor  Allem  die  allgemeine  Staatsangebörigkeit,  die'^|M]jtt£ 
de  Fran^sais,  unnreifelbaft  nnd  ToUstlodig  festznsteUen.  Diese  ist  debn  au 
aber  so  wenig  gescbeben,  dass  sogar  mebr  als  je  Yerwirrong  erzeugt  wurde. 
Der,  TOD  (ruberen  Gesetsgebnngen  nnbedenlclicb  anerlcannte,  Untersdiied  s«i* 
scben  den  beiden  Art^'  von  Einwobnem  ist  nicbt  Idar  ansgesprocben,  sondefn 
ergibt  sieb  nur  dorcb  einen  Scblnsa  ans  einer  gelegentlicben  lfebeneinanler> 
setznog  der  bfligerlicben  and  der  poUtiscfaen  Recbte.  Die  seit  lange  bestebendsa 
Llicben  in  der  Gesetqtebvng  tber  die  Staatsgenossen  bleiben  nnaasgsMIt 
Und  nun  üeberflosse  wird  awsb  nodb  ganz  zwecidos  der  feststebendei  Syraeb- 
gebraneb  geet5rt  Die  Verftssuag  gebraacbt  nfllnlicb  einersdta  den  Mit 
1798,  jeden  Falles  seit  der  CooaalargesetzgeboDg,  von  der  Oesammtheit  d« 
Staatsgenoisen  ttbUebsten  Ausdruck  «Fran^»  nicht,  sondern  bedient  sieb  dei 
Wortes  «citoyen» ,  anch  da,  wo  gana  nnzweifelbaft  nicbt  m  politisch  VoU- 
berechtigten,  sondern  w  Jegüchem  StaalsangebOrigen  die  Bede  ist.  Bo 
z.  B.  in  den  thOrichten  sittUcben  Vorschriften  der  Einldtiuig;  so  immer  bei 
den  staatsbOrgerlichen  Rechten ,  weiche  sie  schon  in  der  Uebersebilft  all 
«Droits  de  citoyens  garantis  par  la  Constitution»  bezeichnet.  Aof  der 
andern  Seite  aber  erklärt  sie  (in  Art.  25),  dass  das  Wahlrecht  allen  «FVsD* 
zoscii''  zustehe,  welche  gewisse  Bedingungcii  crftüleu.  Wenn  also  auch 
gtrade  eine  völlige  Umtauscliung  der  hergebrachten  Bezeichnungen  beabsich- 
tigt sein  mag,  so  ist  jeden  Falles  die,  im  Hechte  so  wünschcnswerthe ,  Be- 
stimmtheit des  Sprachgebrauchs  verlassen.  —  Mau  wird  zugeben,  da&ti  die 
Nachlässigkeit  kaum  weiter  getrieben  werden  konnte. 

Nicht  besser,  um  das  Wenigste  zu  sagen,  verhält  es  sich  mit  den  Be- 
stimmungen über  das  Staatsbürgerrecht  im  engeren  Sinne,  also  mit 
der  Bezeichnung  derjenigen  Staatsgenossen,  Vielehe  zur  Theiluahnie  an  den 
Staatsge^jf haften  berufen  sein  sollen.  —  Abgesehen  nämlich  davon,  dass  der 
oben  bereits  gerügte  unbestinnnte ,  weil  in  seinem  letzten  Anhaltspunkte  /.vvei- 
felhafte,  Ausdruck  •»Fran(;ais*  gebraucht  ist,  entspricht  es  dem  Wesen  einer 
Veriassuug  nicht  und  gibt  es  zu  gewichtigen  Zweifeln  Anlass,  dass  die  be- 
rechtigenden Eigenschaften  nicht  einzeln  und  bcstinunt  angegeben,  soodero 
nur  mit  einem  einzigen  Worte  angedeutet  sind;  und  den  ent&chiedeiist^'n 
Tiulol  verdient  es,  dass  hinsichtlich  des  alten,  unter  der  Herrschaft  der 
Karten  von  1814  und  1Ö3Ü  uur  durch  einen  sehr  anfechtbaren  Gerichtsge- 
braocb  bei  Seite  geschobenen,  Zweifeis  aber  die  cifürecbtliclien  Folgen  des 
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Staatsbürgerreclits  nicht  uor  kein«  feste  Entscbeidoqg  g^ben,  sondern  sogur 
noch  neac  Schwierigkeit  verursacht  worden  ist. 

Was  die  ungenügende  Bezeichnung  der  Bedingungen  des  vollen  Staats- 
bQrgerrechtes  betrifft ,  so  ist  die  einzige  in  der  Yert-Urk.  Merftber  enthaltene 
Bestiomnmg  die  des  Art.  25 ,  welcher  ausspricht,  dass  «alle  21  Jahn  alten 
Franzosen,  welche  sich  im  Genosse  der  bllirgerliGfaen  und  der  politischen 
Beehte  befinden,  W&hler  seien.»  Diess  ist  denn  nnn  in  diei&cher  Besie> 
hnng  nnvollBtftndig.  —  Einmal  sind  die  «politischen»  Bechte,  in  deren  Besitz 
der  BOiger  sein  ninss,  gar  nicht  angaben.  Wie  die  Dinge  ainftchst  liegen, 
bedeutet  allerdings  das  Wort  nicht  mehr  nnd  nicht  weniger,  ab  Wahlrechte, 
indem  die  Yerbssong  keine  anderweitigen  politisefaen  Beehte  kennt;  und  es 
heisst  also  der  Satz  dentlicher  ansgedrttckt:  Wflfaler  ist  Jeder  an  sich  rechts- 
'  iU4g8  21jflfarige  iVanzoee,  dem  das  WaUreeht  nicht  ansdracUich  abgesprochen 
ist  Aliein  da  eine  geeetdiche  Feststellong  weiterer  Theilnahme  an  Staats- 
angelegenheiten, als  nnr  an  den  Wahlen,  nirgends  aasgeschtossen  ist,  eine 
solche  sogar  in  einer  Demokratie  ganz  natftriicb  erscheint,  wie  z.  B.  Theil- 
nahme am  Geschwomengerichte,  Beredttigang  zur  Abstimmang  Uber  Ter^ 
fossuigsftttdeningen,  ein  Teto  bei  gewissen  Gesetzen  o.  s.  w. :  so  entsteht  die 
Frage,  ob  Di^enlgen,  welchen  etwa  ein  spiter  geschaffenes  politisches  Becht 
nicht  ankäme,  dennoch  als  im  Besitze  der  «politischen»  Beehte  befindUch 
betrachtiBt  würden,  nnd  WUiler  blieben?  Sowohl  fBr  die  Vemebiung  als  ftlr 
die  B^ahong  lassen  sich  bei  der  gewflhlten  Fassnng  gute  Grflnde  anfthren.  — 
Sodami  ist  nhrgends  bestimmt,  ans  welchen  Gründen  die  politizeheii  IMte 
.entzogen  werden  können.  Ueber  den  Ysrinzt  der  bttrgerlichen  Beehte  ent> 
hält  der  Code  genügende  Bestimmnngen;  allein  die  Feststellnng  der  politi* 
sehen  Rechtsnnf&higkeit  ist  der  gewöhnlichen  Gesetzgebung  ansdrflcklich  dorch 
Art.  27  der  V.-U.  Oberlasseu.  Sie  mag  daher  nach  der  Strömung  der  Be- 
gebenheiten und  der  Parteiabsichten  geändert  werden,  and  es  besteht  keinerlei 
Sicherheit,  dass  die  zuerst  getroffene  Bestimmung,  (wie  sie  später  das  Gesetz 
vom  15.  März  1849  enthielt,)  eine  bleibende  sein  werde.  Dass  ein  solcher 
wesentlicher  Punkt  wenigstens  in  seinen.  Grundzügen  in  der  Verfassungs- 
urkuiide  selbst,  und  somit  möglichst  unantastbar  m:d  uavuainii  ilich,  festge- 
stellt sein  soilU  ,  kann  nun  aber  nicht  wohl  eines  Beweises  I  <  lin  fcii.  Wom 
sonst -ist  ein  Grundgesetz  vurUaudm  ?  —  J-jidlich  ist  keincsw  (  gs  mit  Bestimmt- 
heit ausgesprochen,  dass  Wähler  und  vollberechtigter  Staatsbürger  derselbe 
Begriff  sei.  Ohne  Zweifel  ist  diess  die  Abgeht  des  Gcsctzgrbers;  allein  in 
seinen  Worten  liegt  kein  Hinderniss,  neben  dem  weitausgedehuii  n  W  ahlrechte 
noch  eine  andere  engere  Katt  g  nie  von  btaatlich  Berechtigten  zu  schaffen. 
Ob  ein  solcher  Gedankt  un  In  oder  weniger  zweckmässig,  die  Ausführung 
mehr  oder  weniger  walu-ächeiiUich  ibt,  kann  an  dem  Tadel  der  ungenauen, 
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dAdnicli  aber  groBsen  Hiubranch  enDO^henden,  AbfiuBsoiig  des  Grmidge- 
mOm  niehtfi  indein. 

Von  noch  ^Bserer  Bedeotnng,  weil  von  munittelbarer  Wirkung  uf 
das  tfgliche  bflrgerUche  Leben,  ist  die  Offenbaltmg,  ja  sogar  ymchllnuneniiig 
des  alten  Zweifels,  wer  die  naeb  gelegentlichen  Yorschiiften  des  bflrgcr- 
lieben  Becbtes  m  gewissen  Bechtsbandlongen  allein  befidugten  StaatsbOiger, 
«dtoyens»  seien?  80  lange  in  FranbreiGh  Blirgerlisten  flberbanpt  nicbt 
geAbrt  wurden,  konnte  man  sieb  mit  der  üebmig  der  Oericbte,  dass  Jeder 
SD  Jenen  Becbtshandlongen  zoständig  sei,  welcber  in  eine  solche  Liste  bitte 
dngeaeiohnet  werden  können.  Ms  die  Yerlbssnng  des  Jahres  ym  noch  be- 
stUnde,  m  Notb  zofirieden  geben.  Es  musste  in  der  Ermanglung  jedes 
Ailbaltes  in  der  bestehenden  Qesetsgebong  thatsSchlich  irgend  eine^Aosknnft 
nr  Befriedigung  der  Fordemng«!  des  GiTilgesetdNiclieB  getroffen  werden, 
and  die  gewählte  war  wenigstens  zweckgemftss.  Allein  durch  die  Yer&sssBg 
des  Jahres  1848  stellt  sich  die  Sache  wesentlich  anders  und  wird  die  Mi- 
herige  Ordnung  sehr  zweifelhaft  gemacht.  Einer  Seits  nämlich  ist  itzt  wieder 
eine  weite  Ausdehnung  politischer  Hechte  augeordnet  und  die  Beschränkung 
derselben  auf  einige  Tausend  Wähler  aufgegeben ;  auch  werden  wieder  Ver- 
zeichnisse der  Berechtigten  in  allen  Geuiiiiideu  geftilirt  und  sind  (durch  das 
Gesetz  vom  15.  März  184Ü)  Ausschliessuiigsgrtlnde  bestimmt.  Auf  der  andern 
Seite  aber  sind  die  in  Frage  stehenden  I^echte  und  Wahlrechte  und  nicht 
üherhaupt  staatsbürgerliche  Rechte ;  es  Iieisscn  auch  die  neuen  Verzeichnisse 
«Wählerlisten»  und  nicht  *Bürgerlisten' ;  endlich  ist  in  Art.  25  der  V.U. 
nur  von  Wählern  die  Rede  und  nicht  von  Krtheiluug  der  »qualite  de  citü)  en»,* 
wo  mehr  Art.  ü  des  Code  spricht.  Es  entsteht  also  die  Frage:  ob  die  seil 
dem  Jahre  lbl4  bestehende  Gerichtsübtuig  in  Betreti  des  Begriffes  ^citoyen» 
auch  nocli  bestehe  und  ob  namentlich  die  der  Verfassung  des  Jahres  VIH 
entnommenen  Unfiüiigkeitsfitlle  auch  itzt  noch  gelten ;  oder  ob  an  deren  Stelle 
die  Bestimmungen  der  Verfassung  von  1848  Ober  das  Wahlrecht  getreten 
seien,  dann  aber  natürlich  auch  die  neuen  Fälle  der  Ausschliessung  von  dem 
Wahlrechte  gelten,  wie  sie  das  Gesetz  vom  15.  März  1849  feststellt?  Die 
BeantwoiUmg  aber  ist  von  um  so  grösserer  Wichtigkeit,  als  die  kaiserUche 
Verfassung  von  1852  in  diesen  sftnuntlichen  Bestunmongen  nichts  geAD- 
dort  hat. 

Es  bedarf  nur  kurzen  Nachdenkens,  um  einzusehen,  dass  verschiedene 
T. Ölungen  der  Frage  möglich  sind,  nnd  dass  sich  nicht  ungewichtige  Gründe 
für  jede  derselben  anfahren  lassen.  —  Einmal  nämlich  kann,  am  nor  die 
nAchstliegenden  denkbaren  Ansichten  anzudenten,  davon  ausgegangen  werden, 
dass  die  Verfassung  durch  ihre  Bestimmungen  ftber  Wahlen  gar  nicht 
habe  Uber  die  vorliegende  Frage  entschdden  wollen,  dass  dageg^  aber  der 
GeseUEgeber  zu  jeder  Zeit  den  Begriff  des  «Staatsbtirgers»  nach  seine» 
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Belieben  bestimmen  möge,  jede  nene  Festsetzung  aller  älteren  GeseUe  und 
Gewohnheitsrechte  fBr  dio  künftige  Anwendung  aufbebe,  und  also  im  gaiuwB 
Rechtssysteme,  wo  immer  der  Begriff  des  Staatsbürgers  zur  Anwendtmg  zo 
bringen  sei,  der  jOogst  bestimmte  ohne  weitere  BescbrAnkangen  and  Be- 
dingungen allein  gelte.  Htoas  gebe  denn  hervor,  daas  unter  der  Herr- 
schaft der  YerfhsBong  von  1848  StaatsbOrger  und  Staatsangehöriger  (Franzose) 
TiHilg  ^etebbedeatend  seien,  indrai  die  yerfessnqgsarkande  in  dem  gerade 
zur  Festsetzung  von  staatsbargerUchen  Rechten  bestimmten  AbBchnitte  die 
beiden  Worte  als  völlig  gleichbedeutend  behandle.  Wenn  also  hinsicbtlicb 
der  notariellen  Flhigkeit  oder  in  was  immer  ftr  einer  Beziehung  noch 
weitere  besondere  i^genschaften  wOnscbenswerth  erscheinen,  so  mflsse  durdi 
dn  eignes  Gesetz  naehgehoUen  werden,  bis  dahin  aber  jeder  an  sidi  rechtsfiduge 
Franzose  sngelassen  werden.  »  Eine  zweite  mOgUche  Antwort  ist  die,  dass 
auf  den  onzweifelhalten  Willen  des  Gesetquebers  gesehen,  und  somit  jeden 
Falles  ein  Untersdded  zwischen  den  bürgerlichen.  Gesetzen  und  den  poli- 
tischen Bechtsbestimmongen  gemacht  werden  mflsse.  Die  letzteren  mOgen 
immerhin  nadi  den  jeweiligen  Yerfiutsungsrichtnngen  und  Ereignissen  wechseln, 
Befiignisse  geben  and  nehmen;  dies  aber  gehe  die  bflrgeriicbe  Gesetzgebung 
niehta  an.  Es  sei  z.  B.  Uar,  dass  der  Code  die  Gültigkeit  gewisser  Recbts- 
handlnngen  von  dem  Besitze  bestinmiter  sittlicber  und  sachlicher  Eigen- 
schaften habe  abhAagig  machjon  wolten;  dass  er  diese  Eigenschaften  In 
Demjenigen,  welche  bi  die  zar  Zeit  seiner  Abfossnng  bestehenden  Bflrger- 
Bsten  etaigetragen  waren,  verdnigt  gefunden,  und  scmdt  kurzweg  diese  Ein- 
getragenoi  als  befUiigt  beieiefanet  habe;  dass  diese  freie  besondere  Be- 
stimmung zwar  durch  Auslegungen  und  Gericbtsgebraucb  geordnet,  niemals 
aber  durch  allgemeine  Gesetze  über  die  politische  Seite  des  Bürgerthnms 
habe  geändert  werden  wollen  und  können;  und  dass  somit  auch  muh  den 
neuesten  Veründerungcn  in  den  Grundrecliten  uiul  \V;i]dhefugnissen  dio  vom  . 
bürgerlichen  Gcsetzbuchc  vorausgesetzten  Bestiiiiniungen  (in  ihrer  späteren 
gültigen  Entwickeln  11-')  im  Bereiche  seiner  Wirkuiig  gelten.  —  Auf  wesent- 
lich gleicher  Grundlage,  allein  auf  verschiedener  logischer  Weitoi  iuln  ung 
ruht  eine  dritte  Meinung.  Man  geht  nämlich  hier  auch  vun  dt  in  l  nter- 
sciucde  zwischen  bürgerlichem  und  öffentlichem  Rechte  aus;  nimmt  ferner 
in  Beziehung  auf  jenes  ebenfalls  an,  der  Gesetzgeber  habe  bei  bestinnnteu 
Rechtshandlungen  einen  höhern  Grad  von  Zuverlässigkeit,  eine  sittliche 
.  Sicherlit  it-lei«'tung,  verlangt:  stellt  nun  aber  den  Satz  auf,  dass  der  Be- 
weis dieser  besonderen  Zuverlässigkeit  von  den  ürliebern  des  Code  in  dvr 
Eintragung  in  die  Wählerliste  des  Staates  gefunden  worden  sei;  dass  lut. 
nachdem  jetzt  wieder  Wilhlerlisten  wesentlich  illiiilichpr  Art  b»'nrestellt  seitn, 

die  bisherige  nothgedrungcne  Abweichung  von  dem  Willeu  des  Gesetzgebers 
V.  Mohi,  Staatsrc<^U  Bd.  L  35 
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Terlassen  nnd  die  vuni  Codv  verlangte  staatsbUrgerlicbe  Eigeniehaft  wieder 
mit  der  Eintragung  in  die  WiUiUisteii  verbunden  werden  mflBBe. 

Es  ist  nicht  eben  leicht,  unter  diesen  drei  Meinongen  za  entoch^ideD;  - 
die  verschiedenen  für  eine  Jede  derselben  geltend  zu  machenden  GrOnde 
halten  sich  so  aemlicfa  die  Wage;  und  doppelt  hat  sich  ein  Anattnder  n 
bedenken,  ehe  er  einen  entechiedenen  Aussprach  wagt  Es  mag  daher  ge- 
nOgen  zu  bemerken,  dass  sich  die  Uehrzabl  der  franzOsicfien  BechtagelehrteB, 
nnter  ihnen  z.  B.  Laferri^re,  ftr  die  zweite  Andefat  ausgesprochen  bat 
Erlaubt  ist  es  jedoch  wohl  anannehmen,  dass  hierbei  nicht  htoss  die  reio 
theoretischen  Gründe  den  Ausschlag  gegeben  haben,  sondern  namentlich  die 
Bttcksicht  auf  die  Aufrechterhaltung  der  langt»  befolgten  Ordnung  hu  Geiicbt 
ge&llen  ist  An  sich  genommen,  scheinen  die  Grflnde  ftr  die  dritte  Ma* 
nung  die  einfachsten  und  durdischlagendsten  zu  sein. 

Wie  dem  aber  sein  mag,  so  ist  zum  mindeaten  so  viel  unhestnitbsr, 
dass  diese  unerwarteten,  gidch  auf  der  Sehwelle  de«  neu  begrOndeteii  fraa- 
flOsiscben  Staatsrechtes  begegnenden  Zweifel  emen  neuen  Beweis  der  Wahr- 
heit abgeben,  wie  schwer  es  ist,  mitten  im  Stonue  einer  an^B^regtan  Zeit 
und  bei  ausschliesslicher  Bichtung  aller  Gedanken  md  Bestrebungen  aaf 
einige  Tagesfragen  allseitig  richtige  und  gut  wirkende  Veriasattiigaver- 
Bndemngen  vorzunehmen.  Es  ist  da  weder  Zeit  noch  Lust  nur  umsichtigca 
Beachtung  auch  der  entfernteren  Folgen;,  zu-sptt  aber  ist  es,  wenn  Er&hmng 
und  Nachdenken  die  nnbewusst  angestellten  Zerstörungen  oder  die  jetct  eist 
bewerkstelligten  Widersprache  zwischen  Gesetz  nnd  Gesetz  aufdecken.  Und 
was  hilft  es  dann  auch,  dass  sich  durch  Scharfsinn  und  praktischen  Takt 
allmfthlig  bessernde  .Auslegungen  und  Gerichtsgewohnheiten  bil4en?  Eine 
neue  Aufregung  bringt  eine  neue  Verfassung;  diese  aber  neue  Locken  und 
Zemichtongen;  der  Stein  des  Sisyphus  ist  also  von  neuem  zu  wilzen. 

Endlich  ist  oben  noch  eineAusstellnng  gegen  die  Fassung  derVerfL-Uik. 
von  1848  in  der  Bichtung  gemacht  worden,  dass  sie  es  unterlassen  habe,  die 
mit  der  Eigenschaft  des  Staatsbürgers  verbundenen  politischMi  Bechte  genaa 
und  voUstAudig  zu  bezeichnen.  —  Aus  dem  im  Yorstehcnden  Erörterten  er- 
gibt sich,  dass  lediglich  nur  aber  die  Ausdehnung  des  Wahlrechtes  Be- 
stimmungen getroiTen  shid;  hinsichtlich  aller  weiteren  in  einer  Demokratie 
dem  BOiger  etwa  zustehenden  fheilnahme  an  staatlichen  AngelageahaiteB 
wird  ein  vollstttndiges  Stillschweigen  beobachtet.  Dass  nun  aber,  auch  in 
einer  nur  repräsentativen  Demokratie,  Betheiligung  bei  den  verschiedenez 
Gattungen  von  Wahlen  keineswegs  das  einzige  mögliche  politische  Recht  ist, 
bedarf  nicht  erst  des  Beweises.  Die  ausschliessliche  FUiigkci^t  znr  Beklei- 
dung öffentlicher  Aemter  und  Dienste,  die  Wirksamkeit  als  Geschwomer, 
die  Befagniss  zur  Betreibung  gewisser  Beschäftigungen ,  selbkt  die  Abstim- 
mung ober  bestinmite  wichtige  Arten  von  Gesetzen  u.  s.  w.  können  gar  wohl 
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auch  neben  einer  Besorgong  der  ordentlichen  Staatsangelegenheiten  doreh 
eine  Versammlung  gewählter  Vertreter  als  gesetzliche  Befugnisse  des  ein- 
zelnen Vollbflrgcrs  bestehen,  und  ihre  Zuerkennung  ist  sicherlich  dem  Ge- 
danken liner  Volksherrschaft  nicht  zuwider.  Von  allem  diesem  ist  nun, 
wie  gosiigt,  in  der  Vcrfussuug  von  1848  keine  Rede.  Ist  nun  aber  damit 
ausgc spruchen,  dass  auch  keine  Rechte  dieser  Art  dem  französischen  Bürger 
zuJvOninieh  sollen?  Gewiss  nicht,  und  zwar  schon  aus  dem  einfachen  Grunde, 
dass  in  (  iingi  ij  Ocziehnngen  solche  weit^^rc  staatsbürgerliche  Rechte  bereits 
bestehen,  wie  /.  B.  hinsichtlich  der  Aemterbckleidung,  bei  anderen  aber  die 
Nothwendigkeit  da^  treiben  kunu.  So  ist  B.  alsbald  nacli  dem  Staats- 
streiche  von  18')1,  ohne  dass  erst  eine  Verfassungs-V*  s  iiulfnuig  in  dieser 
Beziehung  vorausgegangen  wäre,  die  Gesamnitheit  der  Bürgt  1  zu  einer  Ab- 
stimmung Über  eine  neue  Staatslurni  uulgefordert  worden,  als  zu  seiner  sich 
von  selbst  verstehenden,  im  "Wesen  des  Bürgerftunju's  liegenden  Betugiiiss. 
Offenbar  genügt  d  ilser  die  ausschliessliche  Aufzählung  des  Wahlrechtes  nicht, 
ja  sie  ist  sogar  unrichtig,  indem  sie  den  Begriff  des  Bürgers  durcli  den 
des  Wählers  zu  verdrängen  geeignet  ist.  Kurz,  es  wäre  die  Aufgabe  des 
Gesetzgebers  gewesen,  die  Gesammtbeit  der  Rechte,  welche  dem  Staats- 
bürger zukommen  sollen,  in  einen  Bündel  zusaniniLii/iifa>-;en  und  dafiurch 
den  ganzen  Inhalt  und  die  Bedeutung  des  Verhältnisses  scharf  lud  bestimmt 
hervorzuheben. 

Ftlr  den  Staatbaiann  sind  allerdings  di>-  im  Vorstehenden  gemachten 
hauptsiJciilii;li  juristisch  -  tcchni'^fhen  Ausstellungen,  (etwa  die  letzte  ausge- 
nommen,) geringerer  Bedeutung,  als  für  den  Rechtsgelehrten,  in  dessen 
nedankcH  und  Thätigkeitskreis  eine  richtige  Bezeichnung  von  Rechten  und 
eine  umsi  Iduc  Beachtung  ihrer  Folgerungen  nächstes  Bedürfnis«  ist  Jener 
fasst  die  \  t  i  fa^vuugsbestinnuungen  in  ihrem  Verhältnisse  n\  der  gewählten 
Staatsart  und  111  ihren  Wirkungen  für  das  gesamnite  öflenliiclie  Leben  auf. 
Es  besteht  also  in  Bi'trelT  des  vorliegenden  Gegenstandes  auch  noch  eine 
Frage  aus  dem  Standiuiukte  dt  r  i'olitik,  nämlich  ob  die  Bestimuiuag, 
dass  jeder  21jährjge  Franzose,  dem  nicht  aus  besonderen  Gründen  die 
Ansttbuiig  von  Rechten  untersagt  ist,  an  der  Leitung  des  Staates  durch  sein 
Wahlrecht  Antheil  zu  nehmen  habe,  dem  Gedanken  der  repräsentativen 
Demokratie  an  sich  entspricht ,  und  ob  sie  nützlich  zu  wirken  verheisst  ? 

Diese  Frage  kann  allerdings  mit  Bestiiiimtheit  nicht  beantwortet  werden 
ohne  vorgängige  nähere  Untersuchung,  welche  gesetzliche  Gründe  denn  den 
Bürger  der  Ausübung  seiner  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  berauben 
können;  denn  nun  erst  lässt  sich  übersehen,  wem  tliatsächlicb  die  Ausübung 
des  Wablreciites  zusteht.  Was  nun  ciie  Entziehung  der  bürgerlichen  Rechte 
betrifft,  so  gibt  hinsichtlich  dieser  flas  bürgerlirbc  Gesetzbuch  alsbald  ge- 
ntlgende  Aaskonft,  (Bach  1,  Kap.  2,  Art.  17— saj  und  es  ergibt  sieb,  da« 
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diesa  nur  in  zwei  FSlten  eintritt;  nftmlich  wie  sich  diess  ?on  selbst  Ter> 
steht  —  bei  dem  Verluste  der  Staatsangehörigkeit,  sodann  bei  dem,  io 
Folge  gewisser  schwerer  Verortbeilmigen  eintretenden,  bürgerlidien  Tode. 
Hiebt  munittelbar  klar  liegt  dagegen  die  Antwort  vor  hinsichtlich  des  Ver- 
lustes der  politischen  Rechte.  Die  Verfassungs-Urkunde  selUt  ciith  ili.  wie 
bereits  bemerkt,  darüber  keine  VorschritU'u,  suiult  in  verweist  nur,  ia  Ai  i.^T, 
auf  ein  cr>{  /u  erlassendes  Walilgesctz,  welches  ühcr  den  Verlust  des  activen 
und  passivcu  Wahlrechtes  das  Nähere  anordiit  n  werde.  Da  nun  alu  r  dieses 
Gesetz  später  wirklich  erlT-stii  worden  ist,  (unter  dem  15.  Miirz  l>^45<j 
erhellt,  dass  die  Ausübung'  jtolit i'-i her  Rechte  Deiyenigen  untersagt  sein  soll, 
welc  he  /u  sdiweren,  naher  he/.t  iehneten ,  peinlichen  Strafen  vemrlheilt 
Würden  feiud;  wi-lche  eine,  wenn  auch  leichtere,  Verurtheilung  wegen  ge- 
wisser als  hcsüuders  unehrenhaft  hetrachteter  Verbrechen  erhalten  habeu. 
Z.B.  wegen  Diebstahls,  Betrugs,  Fälschung,  Kasseneingriffs,  Wuchers;  endlich 
Gantleitten  und  der  eigenen  Vermögensverwaltung  Entsetzten.  In  Beziehung 
auf  beiiie  Kategorieeu  von  Hechten  sind  es  also  im  grossen  Ganzen  nur  Ver- 
brecher, welchen  die  Tlieilnahme  an  der  btaatsieitung  verweigert  wird,  md 
es  ist  auf  sonstige  ungünstige  Verhältnisse,  wie  z.  B.  persönliche  Abhängig- 
keit, Vermögenslosigkeit,  äussersten  Grad  von  Unwissenheit  u.  s.  w.  keine 
Rücksicht  geaommeTv  Die  Folge  hiervon  aber  ist,  dass  ungefähr  der  vierte 
Theil  der  gesanmiten  Bevölkerung,  nämlich  flher  acht  Millionen  Männer, 
an  den  Wahlen  (und  an  andern  Staatshandlungen ,  welche  etwa  den  Wahlen 
gleiebgesteUt  werden  möchten,)  Antheil  zo  nehmen  berechtigt  ward. 

Dns^i  in  einer  Demokratie  auch  die  ausgedehnteste  Betheiligung  an  Staats- 
a]q(elegenheiten  nicht  gegen  das  Wesen  der  Staatsart  ist,  bedarf  keiner  Er- 
örterung. Namentlich  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  die,  in  der 
Monarchie  allerdings  schwierige,  Streitfrage,  ob  die  Theilnahme  an  Wuhten 
TOD  Yertretem  eine  Folge  des  Besitzes  tou  Rechten  und  des  Bedarf- 
Bisses  von  Schatz,  oder  aber  ein  Anftiag  des  Staates  nnd  eine  Dienst- 
leistung sei,  ob  also  diese  Theilnahme  allen  Berechtigten  gestattet  werdeo 
mfisse,  oder  nnr  den  als  besonders  tauglich  Erachteten  flbertragen  werden 
dOrfe,  in  der  repräsentativen  Demokratie  jeden  Falles  m  Gunsten  der  allge- 
mehien  Berechtigung  zo  entscheiden  ist  Eine  Beanstandung  des  so  weit 
ausgedehnten  Wahlrechtes  der  Yerbssung  Ton  1848  kann  somit  vom  Stand- 
punkte  der  Folgerichtigkeit  nicht  stattfinden. 

Damit  ist  denn  aber  allerdings  aber  die  Nlltzlichkeit  der  Eintiditniig 
nicht  entschieden.  Immerhin  kann  es  sein,  dass  eine  solche  weite  Ausdehnong 
auch  solche  Barger  umfasst,  von  deren  Mitwirkung  in  der  Mehrzahl  der 
Folie  kein  gnter  Erfolg  zu  erwarten  steht.  Und  wenn  diess  nacbgewieseo 
werden  kann,  so  ist  es,  auch  in  der  Demokratie,  eine  Forderung  der  Staats- 
kunst, die  wahrscheinlich  Unbrauchbaren  und  Schädlichen  ansxnschdden. 
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Einer  Hinweissunp  auf  allgemeine  Recht  der  Biireor,  an  der  oborsteri 
Leitnncr  der  Staatsgeschäfte  wonißistens  mittelbaren  AuiIm  i:  .u  nehnion,  «teht 
das  eben  so  nnbostreitbare  (n  !)ot  der  Staatsklugheit  gegenüber,  Solehe,  von 
welchen  aus  bl  il  ' nicD  und  m  der  Natur  der  Dinpe  becrnnd^-ten  Ursachen 
mit  überwiegender  Wahrseheiiiiichkeit  ein  verderblicher  Eiiiduss  auf  eine 
Angelegenheit  zu  erwarten  ■^teht,  von  derselben  uuszuschliessen.  K^in  Recht 
kann  ein  nnbedingtes  sein;  und  wer  zur  zweckmässigen  AusfibütiL^  eines  din 
Gesarmntheit  in  seinen  Folgen  bertihrenden  Rechtes  untahig  ist .  kann  das- 
selbe nicht  zum  Schaden  allgemeinen  Wohles  in  Anspruch  nehmen.  In  der 
Demokratie  hat  nicht  Jeder  ohne  Unterschied  mitzuregieren ,  sondern  es 
darf  nur  kein  BefÄhigter  ausgeschlossen  werden.  Die  zu  beantwortende 
Frage  ist  also:  ob  Mindeigährigkeit  und  eine  durch  gewisse  verbrecherische 
Hudlnngen  bewiesene  ungesetzliche  und  unehrenhafte  Oc'^innung  die  einägen 
WafarschdlUichkeitsgründc  einer  staatlichen  UntaugUchkcit  sind  ? 

Ohne  BetKH^ss  eines  Widerspruches  kann  der  Satz  aufgestellt  werden, 
dass  ein  Mann  znm  nngeffihrlichen  Gebninche  eines  Waiilrechtes  ni(  ht  be- 
fähigt ist,  wenn  er« sich  in  einer  von  der  Willkühr  eines  anderen  Bürgers 
wirthschaftUch  durchaus  abhängigen  SteUung  befindet;  wenn  es  ihm  an  den 
Vorbedingungen  selbst  der  elementarsten  "Bildung"  nnd  der  Erwei  hung  eines 
Urtheiles  in  staatlichen  Fragen  fehlt;  endlich  wenn  er  ohne  alles  Vermögen- 
i<:t.  —  Im  ersten  Falle  ist  zn  besorgen,  dass  er  bei  der  Abgebang  sdner 
Stimme,  nicht  seiner  Ueberzengnng  folgt,  sondern  von  seinem  Patrone  zu 
einer  Abstimmung  nach  dessen  Willen  genöthigt  ist.  Nnr  Wenige  werden 
ihren  Nahi-ungsstand  opfern,  nm  ihrem  politischen  Gewissen  za  folgen;  es 
wird  aber  durch  eine  aufgezwungene  Abstimmung  die  Einwiricnng  der  sich 
Fugenden  anf  die  Öffentliche  Sache  verfiUscht  Diess  aber  ist  nm  so  bedenk* 
lieber,  als  Viele  in  einer  solchen  Abhängigkeit  von  Einem  nnd  Demselben 
stehen  können,  dieser  somit  anstatt  der  einzigen  Stimme,  za  welcher  er 
bereditigt  ist,  thatsflchlich  eine  Hehrzahl  derselben  abzugeben  nnd  einen 
ganz  ongebtlrlichen,  dem  Wesen  der  Yolksherrschaft  zowiderhrnfenden  Ehi- 
flnss  za  flben  vermag.  So  z.  B.  ein  grosser  Fabrikherr,  ein  Ontsbesitzer 
mit  vielen  nur  auf  ihn  angewiesenen  TaglOhnem  oder  lediglich  anf  kurze 
AufkUndigungsfrist  gesetzte  Pächtern.  Dass  dem  Uebelstande  nicht  durch 
Strafandrohungen  gegen  Beehitrichtigung  der  Wahlfireiheit  Untergeordneter 
begegnet  werden  kann,  wegen  der  Schwierigkeit  des  Beweises,  lenchtet  wohl 
ein;  und  es  bleibt  somit  nichts  fibiig,  als  Deiijenigen,  welche  unfrei  sind,  die 
AusObnng  des  Wahlrechtes  zu  versagen*  Eine  Härte  liegt  nm  so  weniger 
hierin,  als  doch  dne  vorgeschriebene  Abstimmung  nicht  nur  keine  Befirie- 
di^nng  gewährt,  sondeni  im  Gegentheile  eine  Demflthignng  und  ein  Gewissens- 
zwang ist;  die  Möglichkeit  dnes  Kichtgebranches  des  Einflusses  von  Seiten 
ebadner  Eem  aber  ist  kein  zureichender  Grund  zur  UntevUrnng  einer 
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SifiheiiftfllioBg  des  Stiaies.  Hiebt  Mosa  Parteisueht,  Eitelkeil  wd  Ehifeii» 
tODdern  ancb  naeigmatage  Uebeneogwig  werden  in  der  Mehrwhl  dtr  Fllte 
nr  BeQftUong  der  gelnetendea  SteUnng  drioflea;  das  WalinclieiBliche  aber 
■M  verstftDdigerweise  voniugeBettt  werden»  —  YoUstftndige  Unwiaseiibeit 
■Mbi  onftbjg  ntm  Begreifen  staatlicber  Fragen,  ond  wer  ancb  Hiebt  einmal 
die  BlemantarkenntniBse  besitit,  iat  aaiser  Stand,  deh  xa ,  unterricbten» 
Nanieatlieb  Btebt  in  einer  Staatafenn,  in  wekte  so  viele-  in  der  Frease  ver* 
bandelt  wird  ond  dnrcb  dieselbe  der  Einaicbt  ond  dem  Witten  dsr  Bürger 
nabe  gebracbt  werden  will,  der  nicbt  einmal  des  Lesem»  Sandige  ansserbalb 
des  wiiklicto  Lebens,  and  es  gebricht  ihm  an  der  MOgiichbeit,  sieb  em 
selbststSadiges  Urtheü  je»  bilden.  Ihm  kann  daher  aneh  keine  Stimme  in  den 
Ifliuilliebett  Angelegenheiten  anvertrant  werden.*  —  Dem  völlig  Vermögens^ 
iMea  endlicb  fehlt  eine  der  wichtigsten  ond  nothwendigsten  Bendrangen  am 
Staate,  indem  er  bei  dessen  Slaassregeln  hinsichtlich  des  Beaitaes,  der  Stenern, 
der  öffentlichen  Ausgaben  persflotidi  nicht  betbeiligt  ist.  Er  kann  daher  aach 
niefat  verlangen  mit  Denjenigen  auf  gleicher  Stnfe  gestellt  za  sein,  welche  aacb 
eine  dingliche  Verbindung  mit  dem  Staate  haben  und  deren  Interessen  bei 
jenen  Fragen  bethciligt  sind.  Es  ist  unbillig  und  widersinnig,  den  Besitz- 
losen über  (las  Eigenthum  Anderer  und  über  die  Leistungen  aus  demselben 
mit  entscheiden  m  lassen.  Auch  kommt  überdicss  norli  1  izu  die  Wahr- 
scheinlichkeit grosser  Abhängigkeit,  einer  Versuchung  bei  angebotener  Be- 
fltechung,  endlich  einer  geh&ssigen  Get^iuuung  und  eiuer  wühlerischen  Lost 
SU  Neuerungen. 

Wenn  denn  also  die  französinhe  Verfassung  von  1848  in  allen  diesen 
V(  rh^lltuls^t•n  ktinen  Grund  «-ieht  zu  Beschränkungen  des  allgemeinen  Wahl- 
rechtes» sü  tragt  sie  der  menschlichen  Natur  und  der  Erfabrunc  aller  Zeiten 
keine  Rechnung.  Sie  wirt't  in  vielen  unti  gerade  den  wichtigsten  Orrilicli- 
keiten ,  so  wie  in  jenen  ausgedehnten  Theilen  des  auf  sein  Gei«tesprimat  so 
stolzen  Frankreichs,  auf  welchen  immer  noch  die  dickste  Unwissenheit  lastet, 
die  Entscheidung  der  Wahlen,  damit  aber  den  bestimmten  letzten  Grund  der 
Staatsleitung,  den  ungebildetsten,  ännsten  und  abhängigsten  Volksklassen  zu. 
Damit  aber  eröffnet  sie  der  Unvernunft  odei'  ränkesichtigen  und  gewissenlosen 
Wahlern  Thüre  und  Thor.  Sie  schafft  einen  Ausdruck  des  allgemeinen  Wil- 
lens, welcher  eben  sowohl  zu  einer  rohen  Pöbelherrschaft  als  zu  einer  Unter* 
drücknng  der  höhem  and  edlem  Forderangen  dnrcb  eine  schlaae  Gewalt 
jftthryw  kann. 

Diese  aber  thut  sie  gegen  die  Vorgänge  anderer  besser  beiathener  Staatca, 
ja  des  eigenen  T.andes.  —  Mit  Ausnahme  der,  bekanntlich  wegen  ihrer  inneren 
Unmöglichkeit  ni'  nutls  ins  Leben  gerufenen,  jacobioischen  Vuriaasung  von  1*93 
ist  keine  der  früheren  französischen  Virfessangen  so  we  it  gegangen  ia  der 
vlnsdebnaag  des  Wahlrechtes,  wie  das  Gesetz  von  134d.  Die  Verfessnng  voo 
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1791  verlangte  vom  activen  Bürger  wenigstens  ein  25jfthriges  Alter,  Ansässig- 
keit, die  Bezahlung  einer  directen  Steuer  im  mindesten  Betrage  von  drei  Arbeits- 
tagen, und  sie  scbloss  überdiess  alle  als  Dienstboten  in  Lolin  StehPiidtn  aus. 
Ebenso  machte  die  Verfassung  von  1795  die  Eintiagung  in  die  Bürgerlisten 
abhängig:  n  oh  der  Bezahlung  einer  directen  Steuer,  von  der  Bekanntschaft  mit 
einem  Gewe  rbe,  von  Kenntniss  rlps  Lesen?  und  Schreibens,  und  wies  ebenfalls 
Liohndiener  zurück  Und  in  wefientlich  fibnlifhor  Weise  reprlte  die  Verfassung' 
des  Jahres  VIll  die  Tln  ihi.thme  au  den  Wahikollegieu.  Gar  nirht  /n  reden 
von  den  -  allerdinK'-  m  der  Beschränkung  der  politischen  Herechtigung  viel 
zu  weit  gehenden,  Karten  von  1814  und  1830.  —  Ebenso  fanden  sich  in  allen 
Verfassungen,  welche  sich  die  bishcriEfcn  mglischen  Koionieeii  Im  i  ihrer  Los- 
reissung  vom  Mntterlandc  gaben,  mehr  oder  weniger  bedeutende  Beschrän- 
kungen des  Wahlrechtes.  So  z.B.  verlangte  die  Verfassung  fllr  Massachn^etts 
vom  J.  177ß,  dass  ein  Wähler  ein  Freigut  von  jahrlich  (hn  Vinvj]  F.rtrag 
oder  sonst  liegende  Gründe  im  Wcrthe  von  (iO  Pfund  habe.  i>ie  Verfassung 
von  Maryland  vom  J.  177fi  bedingte  das  Wahlrecht  mit  dem  Besitze  eines 
Freigutes  von  50  Acres  oder  sonstigen  Eigenthumes  im  Werthe  von  30  Pfund. 
hk  Mordcarolina  wurde,  «177^,  zum  Wahlrechte  für  den  Senat  der  Besitz  von 
50  Acres,  für  das  Unterhaus  die  Bezahlung  einer  Steuer  verlangt.  In  Pen- 
sylvanien,  1790,  Ohio  u.  A.  ist  wenigstens  das  letztere  BeduigüDg.  Erst 
später,  als  allmählig  oltrademokratische  Begrife  und  Verlangen  anfingen  um 
sich  -  i  ^'reifen,  liess  man  in  den  Verfassungen  der  neuen  westlichen  Staaten 
oder  bei  Veränderungen  der  Älteren  Grundgesetze  diese  Beschränkungen  all» 
mftblig  fallen ,  höchstens  Solche  noch  ansschliessend ,  welche  im  öffentlichen 
Abnosen  stehen;  Wie  wenigen  Nutzen  aber  diese  rflcksichtslose  Ausdeh- 
nong  des  Bürgerrechts  gebracht  hat,  ist  bekannt  genng.  —  Ebenso  findet 
sich  in  den  Ver&ssnngen  der  scbweuEmsehen  Kantone,  wenigstens  nicht 
selteB,  als  Bedingong  der  Aosflbnng  des  Wahhrechtes  der  Besitz  eines 
Ortsbflrgerreditte  ?or,  (bekaimUich  keine  leicht  sn  erwerbende  Eigen- 
schaft,) und  flherall  sind  die  ans  Qffentlicheo  Sassen  UnterstHtzten  ansge- 
sddossen. 

S. 

Die  gesetzgebende  Gewali. 

Mehr  als  Eine  Yeranlassnng  m  Betrachtungen  geben  die  Besthnnrangen 
der  VerfiMSttng  von  1648  aber  die  gesetzgebende  Gewalt 

Als  Ansgangspankt  der  hier  einschlagenden  Bestinunangen  ist  der 
GmndsalB  anlgeskelH,  dass  eine  Trennung  der  Gewalten  die  erste  Bedin* 
gnng  einer  freien  Staatseinriehtang  sei.  Hierans  wird  gefolgert,  dass  die 
Versamnilung  der  YolkSTertreter  nicht  nnr  das  Becht  der  ersten  Beantragang 
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der  Ctesetce,  sondeni  aach  derai  allemige  Festsetniiig  habe.  Dabei  boQ 
awiacben  gewdbnlicben  and  drioglichea  Gesetzen  natencbiedeD  werden,  so 
daes  bei  jenea  eine  dreimalige,  ivenlgsteas  je  Auflage  aneeinaader  Kegead» 
Berathnng  and  BeBeUoMnahme  nöthig  sei,  bei  diesen  aber,  wenn  erst  die 
Venammhiiig  die  Dringlicbkeit  aneritaimt  habe,  eine  alsbaldige  oad  nur  ein- 
malige Berathang  ond  Abstimmnng  stattfinden  kDnne.  Aocb  sind  jene  inner- 
halb  vier  Wochen,  diese  binnen  drei  Tagen  bekannt  an  ntacben.  Das  Bnqit 
der  ausübenden  Gewalt  ,  der  Präsident  der  Republik,  hat  dabei  zwar  incb 
das  Recht  der  Beantrapiing,  das  Recht  und  die  rtiicht  der  Bekanntmachung; 
allein  er  hat  kein  Vtto,  sondern  nur  die  Befugniss,  innerhalb  vier  Wochen 
eine  npue  Berathunp  oinc»  ihm  niissfallipt  u  Gcsft/cs  zu  verlangen;  und  wenn 
er  die  Bekanntmachung  versäumt,  geht  diese  von  dem  Vorsitzenden  der 
Versammlung  aus. 

Liisst  man  nun  auch,  mit  der  oben  f. -igt  >is  lUen  Seihstbeschränkunp,  die 
allgemeine  politische  Frape  tlber  die  Zweckmässigkeit  mir  Einer  voIk<ver- 
tretenden  Versammlung,  uuü  si  lli-t  die  Erörterung  de> ,  jeden  Falle?  uugc- 
höriger  Weise  in  ein  Gesetz  autL  n  rnmenen ,  theoretischen  Lehrsatzes  von 
der  Trennung  der  Gewalten  ganz  hei  Seite,  beides*  anerkennend  als  fest- 
stehendes Recht:  so  bleibt  doch  auch  so  noch  Manches  za  bedenken  und  zu 
bezweifeln. 

Zunächst  drangt  sich  unabweisbar  die  Frage  auf :  ob  die  von  der  Ver- 
fassung getroffenen  Bestimmungen  eine  Schutzwehr  gegen  Uebereilung 
in  der  Gesetzgebung  gewähren  konnten?  Hier  ist  denn  die  Veroetnung  ganz 
nasser  allem  Zweifel.  f2ine  solche  Scbatzwehr  war,  wie  so  eben  geaeigt,  bei 
der  weder  durch  eine  zweite  Kammer,  noch  durch  das  Veto  eines  Regenten 
gehemmten,  tiberdiess  zur  «selbst ständigen  Anfassung  jedes  Gegenstandes 
aasdrficküch  ermächtigten  Versammlung  lediglich  in  einer  dreimaligen  Be- 
rathnng, sowie  in  der  Möglichkeit  einer  vom  Prftsidenten  ausgehendeo 
AQÜbrdening  an  nochmaliger  Erwftgnng  gesacfat;  ond  wenigstens  jene  Ver- 
zOgernng  fiel  auch  noch  weg,  wenn  nur  die  Versamnulaog  selbst  einen  Be* 
Bchhiss  fttr  dringlich  erklärte.  Es  ist  nun  aber  einlenchtend,  dass  schon 
an  sich  in  einer  blossen  Terzögerong  von  einigen  Tagen  ond  in  dner  wie- 
derholten Besprechong  nicht  die  geringste  Schemng  gegen  schftdliche  Be- 
schlttsse  liegt,  wenn  eine  Yersammlopg  durch  Partdlddenscbaft  aofgeregt, 
durch  eine  eben  im  Schwange  gebende  falsche  AniFassnng  verwirrt,  von 
Aussen  eingeschflchtert  ist.  Wie  kann  eine  so  kurze  Zeitfrist  etwas  Wesent- 
liches ftndem,  wenn  sonst  alle  Bestandtheile  der  Sachlage  diesdben  bieibea? 
Allein  hieran  nicht  genug.  Selbst  diesei«  Spinnengewebe  von  Hindemiss  weg- 
zuräumen, stand  bei  der  Versammlung  selbst,  die  nur  die  Dringliebkeit  zu 
bescbliessen  brauchte,  um  sogldcb  Alles  zu  Ende  bringen  zu  kOanen.  Es 
lautet  aber  in  der  That  wie  Spott,  wenn  man  es  lediglich  in  den  eigooea 
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EotsdihUB  SB  eiiier  UeberaOmig  Geneigten  stellt,  ob  er  ein  Hindeniiiw  - 
haben  ivill.  Und  vieUddit  noch  weniger  war  za  erwarten  yon  der  Anffor- 
denmg  des  Prisidentcn  der  Republik  m  nocbmaliger  En^  ägimg.  Wflre  doch 
eine  aoiebe  AviliDrderaqg  offenbar  Hichts  gewesen  als  eine  Terietrang  der 
Eigenliebe  der  Yersaaunlang  ohne  -NOthigung  and  Kacbbaltigkdt.  Nnr  sehr 
selten  werden  aber  die  Fftlle  sein,  in  welchen  die  bh>s6e  Ermahnnng  eines 
Dritten  eine  Tersanunliing  bewegt ,  doreh  Kflcknabnie  eines  eben  geliusten 
Beschlusses  entweder  ihrer  Eimicbt  oder  ihrem  Charakter  ein-  Armatbs- 
zeagniss  aasznstellen.  —  Was  aber  soll  aus  diesen  tadelnden  Bemerkungen 
geschlossen  werden  ?  Etwa ,  dass  die  Dringlichkeitserklärungen  ganz  lu 
beseitigen  gewesen  wären  V  Nichts  weniger.  Die  Nothwpndigkeit  angen- 
blicklicher  Entschlüsse  ist  für  jede  Regierung  einleuchtend;  tlui>i»elt  för  eine 
auf  vnlkanischcm  Hodi  n  stehende.  Oder  vielleicht  ein  Antrag  auf  Beschluss- 
lassung  durch  grohsere  Mehrheiten,  z.  B.  von  zwei  Drittheilen?  Eben  so 
wenifT.  Diess  hiesse  die  Mehrzahl  künstlich  de?-  Minderheit  nnterordnen,  und 
würde  somit  zn  den  widersinnigsten  Verwickluugen  und  bald  zu  offenen 
Gewaltschritten  fuhren.  Nichts  soll  gesrhloc^cn  \\<  rden,  als  dass  die  fran- 
zösische Kepablik  schlechten  Gesetzen  nicht  entgehen  konnte  bei  dm  Be- 
stimmungen der  Verfassung  über  deren  P'ntwerfhng. 

Eine  zweite  Bemerkung  ist  die,  dass  die  Stellung  des  Präsi- 
denten der  Republik  in  allen  Oesetsgebongssachen  eine 
gan?  falsche,  nämlich  für  ihn  wenig  ehrenTdle  nnd  fttr  den  Staat  be- 
denkliche, war.  Die  betreffenden  Bestinmrangen  der  Yerfassungsnrkunde 
waren  ein  Gemisch  von  logischen  Folgerungen  aus  einem  theoretischen  Satze, 
ans  Fordemngen  des  gesnnd(M)  Verstandes,  und  aus  ansdtigen  Erinnenmgen 
früherer  Einrichtongen.  Die  Theorie  der  Gewaltentrennung  fithrtc  zu  der 
Verweigerung  eines  Veto  des  Präsidenten,  d.  h.  zu  der  Zumuthung  einer 
DnrchfUming  anch  des  von  Ihm  als  onmGglich  oder  Terderblicb  Erachteten 
nnd  ErUIrten.  Im  offenbaren  Widerspmcbe  mit  dieser  Einriehtong  gab 
nnn  aber,  zweitens,  gesunder  Verstand  dem  Hanpte  der  Regierung  des  grossen 
Seicbes  dieBefiigniss,  Antrflge  auf  Gesetze  zn  stellen.  Es  seUen,  mit  Beeht, 
doch  gar  zu  verkehrt,  gerade  Dem,  welcher  die  beste  Gelegenheit  hatte^  die 
BedOifliisse  der  Gesellschaft  und  des  Staates,  und  die  Ltlcken  'ond  Fehler 
der  bestehenden  Vorschriften  kennen  zn  lernen,  auch  nicht  einmal  einen 
Wunsch  zur  Verbessemng  zn  gestatten.  In  unklarer  Erinnemng  endlich  an 
die  froher  Yon  den  Kllnigen  ausgehende  Bekanntmachung  der  (von  ihnen 
gegebenen  oder  wenigstens  gebilligten,  jeden  Falles  in  ihrem  Namen  er- 
tcbeinenden)  Gesetze  war  dem  Prftsidenten  auch  die  Auflage  der  amtliehen 
Verktkndigung  gemacht,  zu  gleicher  Zeit  aber,  schon  in  Voranssetsong  der 
MdgHchkeit  eines  Ungehorsames,  der  Vorsitzende  der  Versammlung  beauf- 
tragt,  an  die  Stelle  des  erstem  einzutreten.  Es  dürfte  schwer  sein,  eine 
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fTfisaere  Verwirmni  und  eine  fiOscbere  VerbMNnmg  von  FeUern  teck 
Ausnahmen  md  Aunahnen  von  Ansnahnen  mwefe  m  bringen.  CMMtf 
«tr  bier  der  Prfisident  zn  einer  Wahl  gedrlngt  iwiiciien  aehnlUidier  8ellN(- 
endedrigung  durch  Yollziehang  schlechter,  wa  ihm  .pelbit  als  solcher  8a6^ 
kanntcr  Maaesregeto,  nnd  strafbarem  Ungehorsam.  Er  hatte  gerade  Bdbgaitt  . 
genug,  seine  Uebeneogong  ölüentlich  anssaspreehen,  dann  aber  die  PiUcbt, 
das  Qegenibeil  teBist  vonnschreihen  nnd  dnrehmfthren.  Diess  war  kdne 
Stellnng  Ar  einen  Hann  von  Geist  ond  Willen;  ein  Andersr  aber  konnte 
Frankreich  nicht  fronmien.  Nichts  aber  wAre  &lseber  gewesen,  ab  «rf  das 
Beispiel  der  Vereingten  Staaten  hinmweisen  znr  Bechtfertignng.  Nicht  nar 
findet  ketaie  Yergleiehnng  statt  zwischen  dem  Baapte  einer  nur  anambrns- 
weise  wirksamen  Bnndesgewalt  nnd  dem  Leiter  eines  bis  nm  Oebcnnaastt 
nsammenge&ssten,  ebensowohl  mit  Aaigaben  als  mit  Kriften  ikberfUHfei 
Staatseinriehtoqg;  sondern  es  ist  nach  die  rechtliche  Stellang  des  amerik»- 
msehen  Prisidentea  eine  weit  folgerichtigere,  als  die  flr  daa  fraaiMsdic 
RsgiemngBliaupt  bestimmt  gewesene  war.  Bei  jenem  ist  die  Trennnng  der 
Gewalten  in  der  Tbat  ganz  darehgeihhrt.  Er  hat  mit  der  Gesetzgebung 
formell  gar  Nichts  zn  tban;  und  wenn  er  allerdings  nach  den  Coagreee  im 
AUgemdttsn  anfinerksam  madien  kann  auf  wUnsehenswerthe  Maaasregeln, 
so  hat  er  doch  keineswegs  das  Recht ,  und  somit  die  Pflicht ,  einer  Hhn- 
lichen  Initiative ;  und  ebenso  wenig  macht  er  Gesetze ,  gegen  welche  er  sich 
etwa  erklärt  bat,  bekannt. 

3. 

Die  Stellnng  des  Prttsidenten. 

Diess  führt  denn  nun  aber  Überhaupt  znr  Erwägang  der  dem  P  r  äs  i  d «'  nten 
in  der  Verfassung  von  1848  gegebenen  Stellung.  Auch  hier  \Naren  in  der 
Tbat  Fehler  aller  Art  gehäuft,  und  nur  gelegentlich  liefen  minder  tadelns- 
werthe  Bestimmungen  mit  unter.  Der  Gesetzgeber  füR'htete  sich  vor  der 
eigenen  Schöpfung,  und  suchte  in  Schwächung  der,  denn  doch  eben  selbst 
als  nothwendig  geschaffenen,  Gewalt  eine  verzweifelte  und  grossentbeils 
unwirksame  HtÜfe. 

Bekanntlich  übertrug  die  re|)nblikanische  Verfassung  dii  Fuhrung  der 
Regierung  Frankreichs  einem  dui'ch  allgemeine  Volkswahl  auf  vier  Jahre 
ernannten,  nach  Ablauf  dieser  Zeit  nicht  unmittelbar  wieder  wählbaren 
Präsidenten.  Derselbe  wurde  für  verantwortlich  erklärt  ;  jedoch  bedurften 
seine  Regieningshandlungen  auch  noch  der  Gegenzeichnung  eines  Ministers. 
Die  Befugnisse  des  Präsidenten  waren  im  Wesentlichen  die  eines  constita- 
tionellen  Staatsoberhauptes,  jedoch  mit  mehreren  wichtigen  Beschränkungen. 
Abgesehen  nftmhch  von  den  eben  erörterten  Beaehongen  aor  Gesetigebongi 
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war  dem  PritaidBiiteii  die  BnamoB«  der  Staatarttiie  entsogm  and  der 
KalionaherBBnnlinig  abertngen;  ebenso  begtiimnte  das  Geaets  die  Zahl 
irad  die  ^tsliefiigDisse  der  lliniater;  ferner  hatte  das  Regiemngsliaapt 
keinen  Einfinaa  aof  Zasaumeatritt  und  Tertagvog  der  NalionalTersaoiiiivng 
ansser  der  awserordentlichen  Benifiing  einor  vertagten;  eine  AnfliMRing  war 
ihm  ganz  nateraagt;  er  Terfligte  zwar  aber  die  bewaiBoete  Hadit,  allein 
sollte  sie  nie  persönUeh  befehligen;  in  EriegcerkUntttgen  nnd  allen  Yer- 
tragsahschlftssen  bedurfte  er  der  Zostinminng  der  Yersanunlnng;  der  Zn- 
stimmnng  des  Staatsrathes  aber  zur  Absetning  der  MaSres  nnd  anderer  vom 
Yolhe  erwftbUen  Beamten,  sowie  snr  AaflOsoag -f^eidiartigBr  ttrtlicher  Yer- 
sammhingen. 

Es  sei  nun  erlaabt,  einige  der  wichtigsten  dieser  Bestimmungen  einer 
genanemPrÜ^  zn  unterwerfen;  nnd  zwar  beginnen  wir  zonAckst  mit  dem 
LöbUcfaen, 

In  erster  Reihe  steht  hier  die  Einheit  der  vollziehenden  Gewalt. 
Obgleich  Frankreich  sich  f&r  Volksherrschaft  grundsätzlich  entschieden  hatte, 
worde  doch  weder  die  Regierung  an  die  volksvertretende  Versammlung 
selbst  ttbeitragen  (etwa  um  durch  Ausschüsse  besorgt  zu  werden),  noch 
fand  eine  aus  Mehreren  bestehende  höchste  Vollziehungsbehörde,  ein  Direc- 
torium,  irgendwie  Anhänger.  Zu  diesem  Entschlüsse  bedurfte  es  nicbt  ein- 
mal des  Vorganges  der  Vrr*  luigten  Staiiti  n.  von  beiden  hielt  die  unmittelbare 
französische  Erinnerung  ab,  einer  Seits  nämlich  die  an  den  Convent,  anderer 
Seits  die  an  das  Directorium  und,  noch  frischer,  an  die  provisorische  Regie- 
rang von  184«.  Frankreich  hatte  durch  theuer  erkanfto  F.rlahrungen  die 
Einsicht  gewonnen,  dass  eino  aus  staatlichen  und  gesellschaftlichen  Kämpfen 
hervorgegangene  und  in  solchen  lebende  Versammlung  lediglich  nur  eine 
pewaltthatige,  «^tossweiso  handelnde,  alle  gewöhnlichen  Geschäfte  vcrwiirtnde 
Retierung  liefern  kann :  und  da^s  eine  gleichberechtigte  Mehrzahl  wohl  sich 
gegenseitig  zu  hindern,  das  Känkewesen  zn  vennehffachen ,  aber  niemals 
einen  grossen  Gedanken  m  fassen  oder  durchzuführen  vermag,  überdiess 
ein  verantwortliches  Ministerium  damit  ganz  unvereinbar  ist.  Offenbar  ist 
also  die  Anfstellnng  einer  einheitlichen  Regiening  ein  Beweis  von  Staats- 
weisheit gewesen. 

Ebenso  kann  es  ferner  nur  Lob  finden,  dass  die  Wahl  des  Inhabers 
der  Staatsgewalt  nicht  der  Nationalversammlung  übertragen  wurde,  wie  diess 
eine  Minderzahl  in  dt  r  verfassunggebenden  Versammlung  hartnäckig  ver- 
langte. Abgesehen  davon,  dass  sich  eine  solche  Einrichtung  mit  den  Grund- 
sätzen der  Gewalf eiitrennung  und  der  Volksherrlichkeit  schlecht  vertragen 
hatte :  so  liegt  auf  der  Hand ,  dass  eine  Emennong  durch  die  Versammlung 
einer  Seits  zn  tiefster  ^'f  rdcrbniss  dieser  selbst,  anderer  Seits  za  Wahlver- 
trftgcn  fahren  mnsste,  weiche  dieBegierong  abschwächten,  sie  in  ihrer  freien 
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Bewegung  binderten.  Und  nichts  wäre  nnb^rflndeter  gdresen,  «Is  die Hoffnnng, 
dass  die  Versainmlnng  wenigstens  einen  tfldlligeil  Ifann  wflhlen  werde.  Im 
Gdgeothcilr'  v,hrv  die  Wahrte  hciiilidikeit  gewesen,  dass  man  sich  oor  in  dm 
engsten  Parteikreise  drehen,  dabei  aber  die  Mittelm&ssigkeit  vorzugsweise  An- 
sicht haben  wflrde.  WoUte  aian  dieses  UrdMUen  die  tllelitigeD  Wahleii  der 
RegiemngBhänfyter  ans  der  Mitte  aristokratisdier  KOrperediafteD  und  durch 
dieselben  entgegenhaUen,  so  wAre  eimnal  at  bemerken,  dass  die  eisene 
Festigkeit,  die  iniTerbrQchlichen  UeberKefemogen  and  der  staatsUnge  Eigen- 
ontzen  einer  iiristokratie  ganz  anders  sieb  Snssem,  als  die  mirahigen  PMi- 
leidenscbaften,  die  Zerfrbrenheit  und  die  anf  schnelles  Zngreifen  der  Einsdnen 
angewiesene  knne  Herrschaft  gewählter  Versammlnngen;  zweitens  aber,  dass 
In  Aristofcratieen  jene  Häupter  kenie  von  der  Yersanunlmig  Terscbiedeoe 
Gewalt,  sondern  nar  deren  eigene  Stfttse  ni  bilden  haben,  somit  hier  ehie 
Selbstständigkeit  nicht  verlangt  noch  gewtlnscbt  wird.  Bei  aristokratischen 
WahlkOrperschaften  kann  ein  heimliches  Abdingen  von  Verwaltnngsrecfaten, 
ein  Einbedingen  eines  SteUenpatronates,  eine  Terschiebong  des  Schwerpunktes 
der  YeriiMsung  gar  nicht  vorkommen.  Sie  sind  ja  schon  Alles  und  haben 
schon  Alles,  was  ihnen  und  den  Ihrigen  frommt,  und  jeder  Einzelne  wäre 
sein  eigener  unmittelbarer  Feind,  wenn  er  die  Kraft  und  Einsicht  der  Regie- 
rung zn  schwächen  versuchte.  —  Hiermit  soll  übrigens  nnr  der  aUgemoine 
Gedanke  einer  selbststdndigen  Ernennung  des  Präsidenten  gelobt  sein.  Eiue 
ganz  andere  Frage  ist,  ob  die  von  der  französischen  Verfassung  bestimmte 
Ervvhlilunp  durch  allgemeines  unmittelbares  Stimmrecht  die  richtige  Maass- 
regel  war.  Selbst  die  spätere  kecke  Zurtickschncidung  dieses  Rechtes  gab 
noch  keineswcfts  eine  Sicherheit  verstandiger  Einsicht.  Eine  andere  Emen- 
nungsweise  war  al^o  ebenso  m(»glich  als  nothwcudig. 

Nun  aber  beginnen  die  Bestimmungen,  mit  welchen  mau  sich  nicht 
einverstanden  erklilrt  ii  kann. 

Schon  die  Vor?ebrifl  über  die  K  idesleistuug  des  Präsidenten  und 
dos  Vicepräsidenten  gehöit  hieher.  Es  mag  sachlich  nicht  von  grf)^>er  Be- 
doutung  sein ,  allein  es  ist  ein  ^chr  bezeichnender  Beweis  des  Mis^tj-aueus, 
mit  wxdchem  die  Verfassung  ihre  eigene  Schöpfung  betrachtete.  Während 
sie  (ohne  Zweifel  fehlerhaft  genug)  es  bei  der  von  der  provi'-urisclK'i  Rtgic- 
rung  angeordneten  Aufhebung  aller  und  jeder  Diensteide,  namentlich  jeden 
Eides  der  Treue  gegen  die  bestehende  Ordnung  der  Dinge,  beliess,  schrieb 
de,  in  Art  48,  jenen  beiden  Regierungshäuptern  die  Worte  eines  feierlichen 
Eides  vor,  in  welchem  sie  der  «demokratischen  einen  und  untheilbaren  Re- 
publik» Treue  schwören  musstcn.  Die  Folgewidrigkeit  ii^  hier  eben  so  klar 
'  vor,  als  die  innere  Nichtigkeit  des  Mittels.  Warum  nur  von  diesen  beiden 
höchsten  Beamten  verlangen,  was  man  gegenüber  von  jedem  andern  Fran- 
nosen  fikr  unbillig  oder  gar  illr  unsittlich  erachtete,  was  keinem  andent 
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Beamten,  keinem  VolksvertreUr  angcmutliet  ward?  Und  welche  Wirkung 
konnte  man  bei  der  einer  Aafhebuig  aller  politischen  Verspreehongseide  zn 
Grande  liegenden  MesschenTerachtnng  oder  Rechtsansicht  sich  gef«de  hier 
versprechen?  Es  war  nach  eigener  Schttaing  ein  Strohhalm,  an  den  man 
sich  hielt;  und  «doch  n  ^ai«^fir  Zeit  eine  Bdeidigmig  nnd  ein  GeelAndniss 
von  Schvliofae*  Abo  schlechte  Politik  nach  aUen  Seiten  hin.  Den  Erfolg 
hat  bald  geang  der  2.  Deci$mber  geliefert. 

Noch  entscbiedenereD  Tadel  .aber,  weil  unmittelbar  and  in  das  Leben 
eingreifend,  verdient  manche  der  .Beschrftnknng^a,  welche  die  Ver- 
fassung dem  Prisidenten  auferlegte,  Mass  man  nSmlldh  ancfa  mgeben,  dass 
ihm  dieBefiignisse  desKOnigthnmes  gegenflber  ?on  der  Volksvertretang  nicht 
sostehen  konnten;  wiU  man  femer  es  billigen,  dass  Kriegseildlrungen  nnd 
solche  Yertifige,  welche  in  bestehendes  inneres  Becht  eingreifen,  der  Znstunmong 
der  Nationalversammlotig unterworfen  sein  sollten:  so  erscheinen  dagegen  alle 
übrigen  Bestimmungen  als  nachtheilig.  —  Deber  die  Verkehrtheit  der  Ifaass- 
regel ,  den  Staatsrath  der  Begierong  zn  entfremden  und  in  die  Mitte  dieser 
einen  fremdartigen  parlameatariadien  Bestandtheil  m  stellen,  werden  weiter 
unten  Bedenken  erhoben  werden.  —  Sodann  erscheint  es  als  etat  höchst  be- 
denklidies  Unternehmen,  die  Gültigkeit  aller  Verträge  mit  dem  Aaalande  fon 
der  Billigung  der  National?ersammlnng  abhSngig  an  machen.  Die  VeräOge- 
mng,  dte  Bloslegcu  der  Absichten  und  Interessen,  die  ümnOgUchkeit  geheimer 
Verabredungen,  die  Wahrscheinlichkeit  läppischer  und  beleidigender  Aeusse- 
rungen  von  Seiten  Torlaater  Unberufener  mttsste  nicht  nur  an  sich  Verl^en- 
heiten  fftr  Frankreich  erzeugen,  sondern  konnte  unter  Umstanden  gefilhrliche 
Waffen  für  Gegner  liefern.  Sicherlich  soll  der  völkerrechtliche  Verkehr  eines 
mäclitigen  Reiches  und  übcrdicss  einer  volksherrlichen  Regierung  frei  von 
Ränken,  schleclitt  li  Zwecken  und  gemeinen  Mitteln,  ehrlich,  offen  und  gross- 
artig f5oin.  Allein  damit  ist  nicht  gleichbedeult  lul  Verhaüdlung  aller  und 
jeder  Dinge  auf  offenem  Markte  und  mit  dem  nächsten  besten  Sclireier  und 
Pfuscher.  Man  lasse  die  strengste  Verantwortlichkeit  auf  jeder  vollendeten 
Thatsache  rulien .  welche  iu  Wirksamkeit  tritt;  abf»r  die  Regierung  sei  im 
Vorbereiten  und  Handeln  frei.  Man  lege  nicht  die  auswäiligen  Angelegen- 
heiten in  die  V«iil  kuiumeru.  Hoffentlich  wird  man  wenigstens  hier  iiiiht 
das  Beispiel  der  Vereinigten  Staaten  anrufen  w  ollen.  Den  Senat  in  Washington 
als  Geheimenrath  des  Priisidenten  kann  man  doch  in  der  Üehandlung  poli- 
tischer Fragen  nicht  gU  ichstelli  n  wollen  mit  einer  französischen  National- 
versammlung r*  Die  in  Frage  stehende  ?^i^tiTnuiuug  konnte  nnf  die  Dauer  zu 
nichts  Auderem  führen,  als  zu  Umgehungen  oder  zu  emiitindiiehen  Nach- 
theilen. —  Noch  weniger  fast  möchte  endlich  die  Bestimmung  zubilligen  sein, 
nach  welcher  der  Präsident  zwar  über  die  bewaffnete  Macht  verfügte,  sie 
aber  niemals  selbst  befehligen  durfte.    VölUg  unhegreiliicU  ist,  wie  ein« 
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solche  UnftliiglDntserkUrnng  wirklich  die  Freiheit  acbotaeii  solHe  fegen  einen 
ehrg^iiigen,  yom  Heere  ib  seinem  Unternehmen  nnterstfltaten  Piteidenten. 
Komiie  denn  ein  solcher  kefaien  Befehkbaber  finden,  welcher  nach  seinen 
Planen  anlfthrte?  Würde  llberhanpt,  wer  im  Begriffe  wftre,  die  ganze  Yer> 
fiusuiig  ununutAmn,  sich  nm  diese  dnielne  Bestimmung  derselben  bekam- 
mem?  Der  eimdge  emsthaft  scheinende  Gmnd,  welcher  etwa  angeflihrt 
werden  konnte,  war  der,  dass  es  dnreh  das  Verbot  dä  persönlichen  Obcr^ 
befebles  einem  Präsidenten  nnmOglicU  guuiacht  sei,  an  der  Spitie  der  Heere 
grossen  Siegesrahm  zo  gewinnen,  und  dann  mit  dtei  von  ihm  bennsehten 
Heere  nnd  mit  Billigtmg  des  ebeofidls  Ihr  üm  sehwftrmenden  Yolkes  Aber  itte 
Freiheit  herznfalleD.  Mit  anderen  Worten,  es  sollte  einem  nenen  Napoleon 
der  Weg  des  Ersten  versperrt  werden.  Allein  wie  will  man  diesen  m()glichen 
Gtwiuu  in  Vergleich  sctzrn  mit  dein  Nachtbeile,  welclicr  dem  Ansehen  der 
Regierung  uud  dt  in  öfft-ntlichfii  Wohle  daraus  erwachsen  niusstf .  dass  es 
dem  ersten  Manne  in  Frankieich  nicht  erlaubt  sein  sollte,  sich  an  die  Spitite 
des  Heeres  zur  Vertheidigung  des  \  alciiandes  zu  stellen?  Diess  aber  hei 
einem  so  kriegerischen,  für  Feldherrnruf  so  eingenommenen  Volke.  Es  konnte 
nimmer  richtige  Staalsklupheit  sein,  das  Staatsoberhaupt  in  eine  vou  ihm 
selbst  und  vom  Volke  für  unehrenhaft  ungesdiene  Stellung  zu  bringen.  Hier 
haben  die  Vereinigten  Staatm  riclitigtr  gesehen;  ihr  Präsident  ist  der  erste 
liefeldshaher  der  ganzen  bewattneten  flacht.  Dort  weiss  man,  dass  der  Schutz 
gegen  Machtanmaassung  nicht  in  EiU/u  lmng  nöthiger  Befugnisse  und  in  Be- 
schimpfang,  sondern  in  dem  allgeuitmen  Freihcitsgefülüe,  im  Bürgerstolze 
und  im  Rechtsbewusstsein  des  ganzen  Volkes  liegt.  Hatte  das  französische 
Volk  diese  Tugenden  nicht,  so  konnte  keine  Verfassung  der  Welt  es  gegen 
ungesetzliche  Herrschaft  schätzen.  Und  der  Erfolg  bat  in  der  That  geaeigt, 
dass  es  sich  nicht  zu  schätzen  wusste. 

Was  aber  soll  man  gar  zu  der  Verfussungs-Bestinimung  sagen,  welche 
die  Wiedererwählung  eines  Präsidenten  nach  Ablauf  seiner  viegährigen 
Begierungszeit  verbot?  Aus  Furcht  vor  möglichem  Missbrauche  sollte  also 
auch  eine  gute  Regierung  nicht  fortg(  st  txt ,  der  vielleicht  oothwendige  Mann 
dem  Vaterlande  nicht  erhalten  werden!  Aus  Besorgniss  vor  der  ebenen 
Schwäche  soUte  das  lAnd  mit  sehenden  Augen  einen  falschen  Schritt  tbun! 
Und  diess  zwar  da,  wo  nicht  etwa  eine  kleine  Anzahl  von  Wählern  selbsti« 
sehen  Missbranch  treiben,  durch  Ränke  gewonnen  und  verderbt  werden 
konnte;  sondern  wo  die  Entscheidung  in  den  freien  Willen  des  ganaen 
Volkes  gelegt  war,  wo  Millionen  zu  ehier  Kenwahl  berufen  wurden.  Ent- 
weder begdnstigte  die  Mehrheit  der  Franzosen  eine  TOm  Präsidenten  einge- 
leitete Ctewaltanmaassnng,  oder  sie  wollte  sie  nicht.  Im  ersten  Falle  ging 
trotz  aller  papiemer  Sdintawehren  die  Sache  doch  vor  sich;  im  andern 
Fiii»  stimmte  die  Mehrheit  gegen  eine  VerIfln|Eemng.  Allein »  wendet  nun 
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vieJlcicht  ein:  zeigten  nicht  gpAtere  Ereignisse  die  ZweckmAssigkeit  der 
fiestimniiiiig?  War  es  nidit  das  sugesiaodene Bemühen  Derer,  welche  Frank- 
reich einen  neuen  Hemeher  geben  wollten»  vor  Allem  die  Wieden  i  w-ihl!  ar- 
keit  gleich  des  ersten  Präsidenten  durchzu^^etzen ,  um  ihm  Zeil  zur  Beifoog 
seiner  Plane  zu  lassen?  Nun  ja  eben.   Gleich  der  erste  Präsident  machte 
Anstalten  zu  einer  Thronbesteignag.  Da  er  hierin  wirklich  von  dem  Willen 
der  Mehrheit  begfinstigt  war,  und  er  sich  llberbaivt  dem  Unternehmen  ge- 
wachsen zeigte:  so  war  das  Tertiot  einer  Neawahl  keinen  Angenblick  ein 
Hindemiss,  sondern  es  wurde  mit  der  Beimblik  aoc^eidi  bei  Seite  gflnorfen. 
Yerihsaungen  werden  erhalten  doreh  ihre  Uebereinstimmong  mit  den  all* 
gemeinen  Ansichten  und  BedOrfiüssen,  nicht  aber  durch  ihre  eigenen 
Bestimnwngen ,  und  glflckliche  Usnrpateren  stehen  nicht  still  vor  einem 
Verbote  der  Usoipation.  Knn,  das  Verbot  einer  alsbaldigen  Wiederei^ 
wfthlnng  eines  Präsidenten  konnte  nor  Gfntes  ferhindem,  nicht  aber  Ver- 
fisasoDgawidriges  abwenden.   Im  Gegeutheile  ist  wohl  nnsweifelhäft,  dass 
eben  die  Besehrftnknng  der  Prisidentschaft  auf  eine  bestimmte  knrae  Zeit 
die  Katastrophe  beschlennigt  and  nuTenneidlicb  gemacht  hat,  da  dem  Ehrgeize 
und  dem  Glaoben  an  die  eigene  Bestunmnng  keine  andere  Wahl  gelassen  war. 

Endlich  noch  ein  Wort  Aber  die  persönliche  Verantwortlichkeit 
des  Prisidenten.  Eune  solche  ist  aUerdings  eine  togische  Nothwendlg- 
kdt  in  einer  Repnblik  (nnd  in  dieser  Beziehnng  yermag  man  der  von  be* 
dentenden  fransOeischen  Staategelehrten,  s.  B.  von  Laferridre,  ansgesprodienen 
entgegengesetzten  Ansicht  nicht  znzostunmen).    Ebenso  mag  nach  Recht 
und  ELogheit  die  Verantwortlichkeit  anf  .alle  Staatebeamte  nach  dnes 
jeden  Antheil  nnd  Schuld  ansgedebnt  werden,  somit  namentlich  anch  anf 
die  Minister.  AUeui  vollkommen  einverstanden  moss  man  mit  der  Ansicht 
sein,  welche  die  von  der  Verfossongaorkunde  Terlangte  Oegftnzetehnnng  eines 
Ministen  ftr  unpassende  Hertlbemahme  ans  einer  wesentlich  verschiedenen 
Staatsfiirm  erklärte.  Bei  einem  persönlich  oavenuitwortlidien  FOrslffii  ist 
die  verfassungsmässige  Kothwendigkeit  einer  Qegenzeiehnnng  nicht  nor  eine 
Erleichterung  der  Auffindung  des  faitellectaeUen  Urhebers,  simdem  hl  der 
That  ein  Schutz  bedrohter  Rechte,  weil  sie  den  eine  Gewalthandlung  beab- 
sichtigenden Fürstin  nöthigt,  unter  der  Zahl  der  höchsten  Beamten  einen 
mit  persönlicher  V -i  antwortlichkeit  eintretenden  Theilnehmer  zu  hinlon,  was 
Wenigstens  nicht  immer  möglich  sein  wird.    Allein  bei  eiucni  vi  rantwort- 
liehtn  R(  giemngshaupte  ßUt  nicht  nur  mit  den  Gründen  auch  die  Folge 
Veg,  sondern  es  treten  noch  g&nz  andere  Erwägungen  ein.    Wenn  lier 
t'rasident  verantwortlich  war,  so  hatte  er  natürlich  anch  die  Unterlassung 
Dothwendiger  Regieningshandlungen  zu  vertreten.     Dann  aber  muj-ste  er 
utig,  hemmt  im  Handeln  sein.    Diess  war  er  jedoch  nicht,  wenn  er  die  Gegen- 
ü^cicluiung  eines  Ministers  brauchte,   ^üaou  wäre  es  ohne  Zweifel  weit  mehr 
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im  Geiste  der  nun  eiunial  gewählten  Staatsform,  wäre  es  namentlich  eine 
DurclifQhning  des  an  die  Spitze  gesteUteo  Gmiidsatzes  der  OewaHen- 
trennung  gewesen,  wenn  an  die  Stelle  eines  parlamentarischen  Ministeriams 
die  iM  Tsüiiliche  RejjMorung  des  vom  Volke  gewählten  und  verantwortlich«! 
Hauptes  der  aosflbenden  Gewalt  getreten  wäre.  Eben  deasiialb  ging  ja 
letzterer  an>:  unnuttellMrar  Yolkswabl  und  nicht  aas  Emennang  der  Nationai- 
Versammlung  hervor,  weil  er,  eine  von  letiterer  verschiedene  Kraft,  in  seinen 
Wirkoogskreise  unabhängig  von  ihr  sein  sollte.  Wenn  er  noa  aber  der 
Znstinunnng  seiner  Minister  bedurfte,  nnd  wenn  er,  TOfWissielitlich,  keine 
Minister  ftnd,  als  solche,  welche  der  Mehrheit  der  Yersnmmlnng  nagebOrtoi 
(weil  Andere  ibre  Verantwortlichkeit  nicht  hinreidiend  gedeckt  wnssten): 
so  war  die  zwar  nnr  mittelbare  aber  nothwendige  Folge  der  Terfimmigs- 
missigen  Gegenseichnnng  die  parlamentarische  Regierung  der  Minister.  Diess 
konnte  nur  ▼ermieden  werden  durch  eine  ToUstSndige  SeUwtstindig^t  and 
alleinige  YenntwortUehkeit  des  Prftsidenten  fiBr  alle  sebe  Begienmgsbsad- 
Inngen.  DieJfinistermnssten,  wie  bi  den  Yereinigten  Staaten,  ledigUcb  seine 
Bathgeber,  er  aber  allein  flir  die  Befolgung  des  Bathes  yeraatwortlidi  sein 
So  wie  die  Sadien  duroh  die  Yerliusung  gesteUt  wurden,  war  der  PrisSdeift 
von  BVankreich  mehr  nnr  der  Yorstand  eines  Mlnlsterrathes,  als  das  alkiniie 
Haupt  der  ansQbenden  Gewalt,  wie  er  diese  denn  doch  nach  dem  eigent- 
lichen Gedanken  der  Yerftssung  sein  sollte. 

Sicherlich  war  die  Yerihssmig  von  1848  nicht  i^flcfclidi  in  ihna 
Bestfammmgen  Aber  die  Stelling  des  Oberbaaptes  der  BepnbUk.  Sehwichuag 
der  Gewalt,  die  man  doch  stark  haben  wollte;  Zersplitterung  der  Einheit, 
welche  unerllsslich  ersdiien ;  gesetadicbe  Aensserong  eines  beMigenden  Miss- 
trauens, wahrend  der  allgemeine  Mangel  an  Yertraaen  das  GrundObel  der 
staatlichen  Zustände  war:  wie  konnte  man  hoffen,  dass  solche  Fehler  ange- 
rächt bleiben?  Ob  Frankreich  eine  Republik  bleiben  konnte,  mochte  anter 
allen  Voraussetzungen  zweifelhaft  sein.  Allein  so  viel  war  gewiss,  ilass  die 
dem  Präsidenten  g'  gi  bcnc  Stellung  Nichts  beitragen  konnte  zur  Aufrecht- 
erhaltung dieser  Kegierungsform ,  soudeni  im  Gegentheile  in  kürzerer  oder 
längerer  Frist  wesentliche  Aenderungen  herbeifilbren  musste. 

4. 

Der  Staatagerichtshot 

Merkwürdig  sind  die  Bestimmougen  Uber  die  Eiorichtong  des  Staats- 
gerichtshofes. 

Unzweifelhaft  ist  eine  tadellose,  aUen  Forderungen  des  Rechte?;  und  der 
Staatsklugheit  entsprechende  Bestellung  der  zum  gerichtlichen  Schutze  einer 
TerfasBUDg  und  überhaupt  des  öffentlichen  Rechtes  bestinunten  Behörde  ia 
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jegUeber  Staatsform  eioe  selir  schwierige  Aufgabe.  Schon  die  grosse  Menge 
der  7<r8adie,  weldie  in  Yerscliiedenen  Staaten  md  in  demselben  Staate  zu 
versdiiedenen  Zeiten  g^nacht  worden  sind  *),  1>ewei8t,  dass  die  bei  dieser  Art 
▼on  Richtern  mramgtnglich  nothiveodige  Yereinigong  toi^  BechtslceDntniSBen, 
geschätzter  und  onabhflngiger  Stelfamg,  endlich  von  staatlicher  Einsidit  ohne 
eigene  Betheilignng  bei  dem  Gange  der  staatlichen  Angelegenheiten  schwer 
anfkofinden  ist  Dazu  kommt  noch  die  Schwierigkeit,  die  Anwendnng  der 
ganzen  Einrichtniig  nnd  die  YoUstfecknng  etwaiger  Strafoitheile  sicher  zn 
stellen  gegen  schhine  oder  gewaltsame  Hindemisse  von  Seite  des  Bedrohten 
oder  der  Parteien.  Um  so  grosser  ist  also  das  Verdienst,  wenn  einer  Yer- 
ftasong  diess  Alles  leldBch  gelingt,  und  es  verdient  dne  nadisichtige  Bear- 
theihing,  wenn  ein  Fehler  begangen  oder  nicht  die  nöthigo  Kraft  gefunden 
ist.  Beide  Pflichten  sind  denn  auch  gegen  die  Verfassung  vuu  1Ö48  zu 
erfUllcD. 

Das  constitutionelle  Königthum  Frankreichs  hatte  die  Aulgabe  gelöst 
durch  Uebertragung  des  Auftrages  an  soinp  Pairskammer.  Mit  welcher 
Weisheit,  namentlich  seit  Aufliebuiig  der  EiLiicLikeit  der  Pairie,  mag  hier 
ununtersucht  bleiben.  Jeden  Falles  machte  die  republikanische  Gestaltung 
des  Staates  eine  Aendertmg  nothwendig,  und  eine  pasäCüde  Einrichtung 
war  it7.t  doppelt  wichtic,  aber  auch  zehnfach  schwierig,  weil  das  Haupt  der 
Regierung  selbst  vor  Gericht  sollte  gestellt  werden  können.  —  Im  Wesent- 
lichen wnrden  denn  Folgendes  bestimmt: 

Alljährlich  hatte  der  Cassationshof  ftinf  seiner  Mitglieder  als  Staats- 
richter zu  bezeichnen,  Sie  waren  für  jede  in  diesem  Jahre  von  der  National- 
versammlung erhobene  Anklage  ohne  Weiteres  zuständig;  jedoch  nur  zur 
I^rozessleitung  und  zur  Gesetzesanwendung.  Zur  Urtheilsfindung  über  die 
Thatsache  waren  Nationalgeschworene  bestimmt  Diese  aber  wurden  ans  den 
Mitgliedern  der  Departcmentalräthe  in  der  Weise  genommen ,  dass  fllr  jeden 
einzelnen  Prozess  ein  Mitglied  aas  jedem  der  86  Dcpartementahrflthe  durch 
das  Loos  bezeichnet ,  aus  diesen  wieder  durch  Loos  und  Recnsation  ein 
Geschworacngericht  von  36  Mitgliedern  und  4  Ergflnzongsmänncm  gewonnen 
ward.  Eine  SchnldigerkUrong  sollte  nor  mit  wenigstens  zwei  Dritiheilen  der 
Stinunen  erfolgm* 

Es  wftre  in  der'  That  nnhillig,  diese  Bestimranngen  nicht  zo  loben  in 
ihren  Gmndgedanken.  Der  Staatsgerichtshof  hatte  eine  wesentlich  politische 
Gnndlage  mit  der  nMhigen  rechtskundigen  Beimischong  nnd  Regelang; 
somit  sh^eriicb  die  richtigste  Zosammensetzang.  Es  konnte  sehier  Thftp 
ti|Mt  keb  Hindemiss  von  der  Begiemng  entgegengesteUt  werden  ohne 
otene  BjjegserUflnmg  gegen  die  Yerftssong,  was  denn  doch  in  gewAhn- 

1)  ich  darf  hier  wohl  verweUeo  auf  die  ^rürtonuigeo  in  meiner  Schrlit:  i>ie  Vcrjuiiwort- 
ÜeUnH  Scr  HUriar  ImVtOmmMiim  naS  7oUwr«itntnBf .  TBb.,  18S7,  namenftteliS.  t70-ST8, 
T.  M»bl,  SlMlnMbt.  Bd.L 
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üdien  FftUen  nicht  m  erwAiteo  war.  Ein  angebtthrliGlier  Eloifain  auf  ^ 
Bezeiehniuig  der  Mitglieder  fand  nicht  statt  Die  Geschworenen  wuenaU- 
reich  und  verschiedenartig  genug,  om  sieh  gegenseitig  in  fehlenden  goloi 
Eigenschaften  zu  ergänzen,  in  Torliandenen  ablen  at  nentraliaireo.  Und  iit 
etwa  anch  bei  schftrfster  PrOfung  uicht  sa  verkennen,  dass  bei  den  asf  die 
beieichnete  Weise  gewählten  Geschworenen  nicht  mit  onbedingter  Skberheit 
anf  höhere  staatliche  Einsicht  gerechnet  werden  konnte,  vnd  daes  oberhMil 
wie  bei  allen  Geschworenen,  in  wichtigen  Prozessen  Einzelne  möglicherweise 
einer  Bestechung  von  oben  oder  der  Furcht  nach  unten  erliegen  moditeB: 
80  war  auch  keine  andere  denkbare  ZusaniraenscUung  ohne  ihre  eigen- 
thOmliche»  und  zum  Tlieile  bti  wt  ium  grösseren  Fehler.  Die  Feststellung 
eiuer  grösserL  ii  Stiiiiinenzahl  als  der  einfachen  Mehrheit  zur  Aussprechuiig  eines 
Urtheilt's  war  wohl  vuu  überwiegendem  Nutzen.  Mit  Einem  W  urlc,  die 
Bestiiiiiiiuugen  der  Verfassung  in  dieser  schwierigen  Fragf  wann  ciu  sehr 
beachteiiswerther  Beitrag  zur  endlichen  riclitigun  Lösung  der  Aulgabe,  und 
man  durfte  sich  von  ihücn  eine  gute  W  irkung  verbprtchen. 

Man  wird  vielleicht  diesem  Lobe  entgegenhalten,  dass  die  für  so  tüchtig 
ausgegebeuiii  lii-stiiinnungen  doch  den  Umsturz  der  Verfassung  uidit  hakfl 
verhindt-rii  können  und  glt-irh  bei  dem  ersten  Falle  einer  Aüwendbarkeit 
gar  nicht  iiaben  ins  Leben  tn  ten  können.  —  Allerdings  ist  der  btaatsbtrekb 
vom  2,  Decbr.  gewagt  wordt  n  trotz  der  drohenden  Einrichtung  des  Staats- 
gerichtshofes, und  ist  letzterer  uicht  in  ThAtigkeit  gerufen  worden  trotz  der 
schreiendsten  Veranlassung.    Einen  Vorwurt  gegen  die  Anstalt  als  solche 
hierauf  zu  grtindcu,  ist  jedoch  ungerecht  und  beruht  auf  einer  Begriffsver« 
wechslung.    Wie  nftndieb  immer  ein  Staatsgerichtshof  geordnet  und  die 
Verantwortlichkeit  bestimmt  sein  mag,  so  viel  ist  jeden  Falles  klar,  ^ü:^ 
das  Gesetz  iediglicb  nur  eine  feste  imd  gerechte  Behandlung  nach  crlangtcsi 
Siege  über  einen  hocliverüthcrischt n  Angriff  gewähren  kann;  dass  aber 
nimmermehr  durch  blosse  Verlftssungsbestimmungcn  den  Versuchen  zu  Cot* 
Sturz  und  Aufrichtung  einer  anderartigeu  Regicrungsgewalt  wirksam  vor- 
gebeugt wird,  falls  solche  Versuche  nach  Beschaffenheit  der  Personen  und 
Teihftltnisse  lockend  sind.  Mögen  nSmlich  jene  Gesetze  auch  noch  so  strenge 
hinten  and  noch  so  schwere  Folgen  androhen,  so  habe  n  sie  Ja  nur  eine  Be* 
dentnng  unter  der  Voraussetzung  des  Bestandes  der  jetzigen  Ordnung  der 
Dinge.  Wer  diese  ans  selbstischen  oder  vermeintlich  allgemeinen  GrflDden 
nmstossen  will,  lllsst  sidi  natttrlich  durch  ihre  eigenen  BesUnunongen  davos 
nicht  abhalten.  Eben  diese  will  er  ja  mit  Gewalt  beseitigen;  und  hdchstens 
rufen  sie  zu  einem  eigens  auf  sie  berechneten  Schlage  ant  Die  Abwehr  dei 
thatsftchlicb^  Angriffes  kann  nnr  durch  einen  thatsAchlichen  WiderstüMl 
erfolgen,  und  geht  jener  von  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt  selbst  ans,  uottf 
misBbrftnchlicher  Anwendung  der  ihm  anvertranten  Mittel,  eo  ist  HftUe  av 
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in  einer  allgemeinen  Erhebung  des  Volkes  zor  YerthekUgung  seiner  Bechte 
m  hoffen.  Eine  BUlignng,  Gleichgültigkeit  oder  Fei^it  nsa  Seiten  der 
Bürger  selbst  Yennag  nkht  durch  das  Yorhandenaein  und  selbst  nicht  doreh 
HandlnngsTOrsache  emiger  weniger  USnnerersetstza  weiden.'  Wenn  also  der 
gewaltsame  Umston  der  Yerfassong  am  2.  Dec.  bat  widerslandtos  erfolgte 
und  nachher  sogar  von  der  ongehenren  Mehrheit  des  franiOsischen  Yolkes 
«mdrackUdi  got  geheisoen  wurde:  so  ist  diess  nicht  Sebald  des  StaatsfO- 
ricbtshofBB,  nnd  beweist  es  nichts  gegen  die  Richtigkeit  der  Bestinunnngen 
Aber  denselben.  Diese  hfltten  sich  erst  aeigen  k<lnnen,  und  wurden  sich 
ohne  Zweifiel  erprobt  haben,  wenn  ein  besiegter  Staatsverbrecher  vor  ihn 
geetdtt,  nnd  wu  eiA  gerechtes  nnd  ninsiehtiges  UrthoU  wn  ihm  verhrngt 
worden  wire.  Also  nidit  der  Staatsgericfatshof  ist  ea,  welcher  sich  schlecht 
erprobt  hat,  sondern  die  KatieitalTOrsammlnng  hat  schwach  nnd  thörigt  ge- 
handelt, and  das  Yolk  hat  wollen  unterjocht  sein. 

Eben  so  unumwunden  aber,  als  die  vortheilhafteu  Siitcii  der  Einrich- 
tung anerkannt  worden  sind,  müssen  nun  auch  die  YerfehlU-n  Maassregeln 
bervorgt hoben  werden.  Es  sind  diess  aber,  einmal,  die  nothwendige  lang- 
suinu  Bildung  des  im  bestimnittn  Processe  zu  verwendenden  Geschworenen- 
gerichtes; sodana  einige  nutzlose,  und  somit  tadelnswerthe  Drohungen,  welche 
die  Verfassungs  -  Urkunde .  in  Art.  (iO,  gegen  Umsturz -Untcruelmiungen 
eines  Präsidenten  cntb alt  —  Was  die  erstere  Ausstellung  betrifft,  so  ist 
einleuchtend,  duss  ülirr  iler  Ausloosunf/  der  Geschworenen  aus  den  Departe- 
mentalräthen ,  nod!  mehr  aber  über  der  Einberufung  so  vieler  über  ganz 
Frankreich  zer^t^euter  Männer,  deren  augenblicklicher  Aufenthalt  vielleicht 
nicht  eiumal  bekannt  wäre,  oder  für  welche  zum  Theile  Ersatzwahlen  nöthig 
werden  konnten,  ziemliche  Zeit  in  An<!prnch  nehmen  musste.  Je  nach 
deu  ümstilnden  kann  aber  eine  Verzögerung  in  einem  Staatsprozesse  voa 
grosser  Unzutrüglichkeit  sein,  indem  der  Nutzen  der  ganzen  Anstalt  nicht 
bloss,  und  selbst  nicht  einmal  hauptsächlich,  in  der  Verurtheilung  des  Schul- 
digen an  sich ,  sondern  in  der  Beruhigung  der  öffentlichen  Meinung  durch  eine 
abschliessende  rechtliche  Entscheidung  der  Angelegenheit  liegt  Der  hier 
gemachte  Fehler  ist  um  so  grösser,  als  es  gar  nicht  schwer  gewesen  wäre, 
eine  Einrichtung  zu  treffen,  welche  one  schnellere  Thfttigkeit  der  Geschwo- 
renen mögUch  gemacht  hätte.  —  Hinsichtlich  der  gegen  hochverrätherische 
Unternehmungen  eines  Präsidenten  getroffenen  Anordnungen  aber  gehört  nicht 
viel  Scharfainn  dazu,  nachzuweisen,  dass  diese  auf  den  ersten  Blick  so 
iurchtbar  aussehenden  Vorkehrungen  in  der  Wirklichkeit  sich  keineswegs 
Als  solche  zeigen  würden.  Wenn  nämUch  angeordnet  war,  dass  eine  Auf- 
lösung, Vertagung  oder  Hinderung  der  Nationalversammlung  Hochverrath 
von  Seiten  des  Präsidenten  sei;  dass  durch  die  blosse  Thatsache  schon 
dessen  Absetznng  erfolge;  dass  alle  BtUrg^  verpflichtet  ^cien,  ihm  den 
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Gehomm  m  Tenreigern;  endlieh,  dass  der  StMtegeriditBliof  bei  sdiwerer 
Strafe  aogenblieklidi  auanunenzatreten  habe:  so  foUen  oÜBabar  alle  diese 
Yorbereitangen  einer  verfassangsmässigen  Awflehnang  vor  der  Einen  Be- 
merknng  in  blosse  Bedensarten  naammen,  daas  wenn  der  PMsideni  nicht 
▼öllig  mihnsinnig  war,  er  einen  Umatnn  der  Yerfiusnng  nicht  ohne  eine  grosse 
ihm  nnbediiigt  ergebene  Macht  beginnon,  diese  aber  natürlich  sidi  um  die 
Yertheidiguiigsdroliuugeu  derYer&ssung,  welche  sie  dien  beseitigen  wollte,  sehr 
wenig  kammem  konnte.  Es  war  dann  eben,  wie  in  allen  Staatsumwälzungen, 
eine  Frage  der  Macht  und  der  Begabung.  Der  siegende  hochverrätheriscbe 
Präsident  konnte  durch  die  gesetzlichen  Dioliungcii  gar  nicht  erreicht  wer- 
dai;  der  unterliegende  würde,  auch  ohne  diese  Maassregehi,  der  rächenden 
Strafe  verfallen  sein.  OUVnbur  sind  diese  Bcstimmuns?en  des  Art.  (iö  aus  der 
Krinnerung  an  den  18.  IJruniairc  iici \urgegangen.  Um  aber  ilirc  Hohlheit 
vom  ersten  Augenblicivt  uu,  und  ehe  der  2.  Deceniber  den  thatsächlicUen 
Beweis  derselben  geliefert  hatte,  zu  erkennen,  hatte  man  sich  nur  die  ein- 
fache Frage  vorzulegen:  ob  wühl  ein  solcher  Artikel  in  der  Verfassung  von 
1795  den  1».  Brainaire  V(  rhiudert  haben  wurdeV  WuUte  aber  etwa  die 
Ansicht  geltend  gcniachl  werden,  dass  eine  uhnmi  ksauie  Drohung  s\t  iiigsiens 
Nichts  schaden  könne;  so  ist  zu  erwidern,  dass  es  allerdings;  eiu  t  ihler  ist, 
Misstrauen  zu  zeigen  ohne  Jrugleicli  (he  Gefahr  wirksam  zu  entlerneu;  und 
ein  noch  grösserer  Fehler,  durch  die  Gesetze  Handlungen  zu  regeln  m 
suchen ,  über  welche  sie  keine  Wirkung  haben.  Wenn  namentlich  Ver- 
fassungsurkunden diesen  Fehler  machen,  so  kann  es  nur  zur  bteigerung 
ohnedem  schon  vorhandenen,  Misstrauens  in  ihre  Wirksamkeit  beitragen. 

Diese  Fehler  mögen  von  minderer  Bedeutung  sein;  allein  ein  Tadel 
kann  nicht  erspart  werden,  da  sie  ganz  leicht  zu  vermeiden  gewesen  w&reu 
and  Jeden  Fallet  gegen  ihre  Wiederholong  in  Ahniif.he.u  FAllen  gewarnt 
werden  mass. 

6. 

Die  Bestimmungen  Uber  den  Staatsralü. 

Wenige  Theile  des  französischen  Yerwattongs-OrgaiüsnnB  haben,  wenn 
man  anch  nicht  weiter  nrttckgeht,  als  aaf  die  seit  der  Revohition  6inge> 
tretenen  YerftnderoQgen,  somit  in  dem  gegenwftrtlgen  Jahrhvnderte,  so  viele 
Umarbeitnngen  erlitten,  als  der  Staatsrath.  Abgesehen  m  Yeiftnde- 
rungen,  welche  nor  Einaelnheiten  betreffen,  hat  diese  Behörde  seit  der 
Consnlar-YerfiMsottg  bis  zum  gegenwftrtigen  Augenblicke  Tier  wesentlich 
verschiedene  staatsrechtliche  Stdlnngen  erhalten*). 

t)  I>teOMclilolUe  des8tauiU»Uiet  der  «Itou Monansblo  ini  iMürlMutot  in  UoillHrü,  Uotuii« 
#a  Onnicü  dn  Rot  Pw.,  i7io,  4.  Bit  nr  amMtn  ZeU  lianutcr  s«bl  4m,  a«IU«k  MHdi 
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Unter  Napoleon  I.  war  der  Staatsrath  schon  TerfassimgBgenftBs  einer 
der  widitigsten  Tbeile  des  Staatsorganisnras;  nnd  er  stieg  noch  mehr  in 
seiner  Bedentong  theils  dnrch  die  allmSUige  Ahtödtong  derYolksvertietnngf 
tbeils  durch  die  Begflnstignng  des  gewaltigen  Herrschers,  welcher  sidi  in 
der  Mitte  dieser  Yersannihmg  besonders  wohl  gefiel  und  sie  immer  mehr 
zur  ersten  Behörde  im  Staate  machte.  Ursprllnglicfa  nnr  mr  Begntachtong 
und  Tertheidigiing  der  (lesetsentwarfe  bestimmt,  hatte  der  Staatsrath  spSter 
thatsioblieh  die  einzige  wirUiche  gesetq^beriscfae  Thltigkeit  Zv  der  ihm 
organisch  sostehenden  Verwaltangsrechtspflege  ftgte  der  Esiser  nicht  selten 
förmliche  Bichteianftrilge;  die  höchsten  Beamten  hatten  sich  hier  zu  ver- 
antworten. Er  nahm  Theil  an  der  Äusseren  Politik;  seine  Mitglieder,  sogar 
blose  Anditoren  desselben,  worden  mit  der  Yerwaltnng  eroberter  Ltnder 
beauftragt.  IGt  Einem  Worte,  der  Staatsrath  war  im  ersten  Kaiserreiche 
ein  mächtiges  Regienuigswerkseug;  ihm  anzngehflren  war  hohe  Ehre  für 
die  bedeutendsten  Männer.  Dass  der  Kaiser  die  Mitglieder  nach  seinem 
Gntbefinden  ernannte,  bedarf  nicht  erst  der  Erwähnung;  nicht  immer 
schützte  das  Gesetz  gegen  willkührliche  Entlassung. 

Eine  weit  bescheidenere  Stelle  nahm  der  Staatsrath  ein  unter  dem  con- 
«titutionelk  11  Königthume.  Weder  die  Verfassung  von  1814,  noch  die  von 
1830  erwähnte  seiner  ausdrücklich;  ja  erst  im  Jahre  1845  wurde  die  Ein- 
richtung und  Zuständigkeit  desselh^h  durch  ein  Gesetz  geordnet ,  nachdem 
eine  grosse  Anzahl  vergeblicher  Entwürfe  und  Berichte  vorangegangen  war. 
Die  parlamentan^.che  Reperungsweise  hob  die  Kammer  und  die  Ministerien 
weit  Ober  den  Staat  ^r;ith.  Grundsätzlich  /um  Rai  he  der  Krone  hei  Gesetjj- 
pebnngsarbeiten  bestimmt,  wurde  er  doch  nnr  sehr  selten  da/n  benfttTt, 
und  war  hauptsächlich  thätig  in  der  Leitung  bestimmter  ihm  übertragener 
VpT^vaitnngstheile,  ^owio  als  oberstes  Verwaltunpsgerirht  ,  v>obei  er  jedoch 
keinerlei  selbstständigc  Kn'scheidiinc^n  zu  treffen,  sondern  Alles  nur  als 
Outachten  an  die  "Regierung  zu  gehen  hrifte  Die  Mitglieder  wurden  nicht 
nur  nach  Belieben  von  der  Krone  ernannt,  sondern  auch  eben  so  entlassen; 
an  ausserordentlichen  und  Ehrenmitgliedern  war  Ueberfluss.  Immerhin  noch 
^  eine  bedeutende  und  nützliche  Behörde ,  war  doch  der  Staatsrath  bei  Mangel 
an  Selbstständigkeit  and  beschränkter  gesetzlicher  Zuständigkeit  nnr  eine 
Stelle  zweiten  Banges  gewcrden 


•ebwaebe,  Werk  von  Resnanlt,  Histoire  du  OoiweU  d'J&Ut.  Par.,  ISM.  —  üeber  dieM  uad 
andere  verwandte  Rchrlften  n.  meine  Oeschlcht«  nnd  Lfteratar  der  Stamtow.,   Bd.  ni, 

1)  ffbcr  dfc  Steltnni;  deM  ntaatsnUbes  anter  drr  fonntitutinneDen  Monarchie  sehe  m;in  z.  R. 
die  AoMtse  Kaater'a  in  Mlttermaier'a  Zeitschrift  für  RechtswlMen^chaft  drs  Ausland««, 
Bi.  UV,  8.18llliaS04«  udBi.XB,  l;  «der  Cormr  nin  .  Dn  i-onKcil  dVtHt.  PHr.,  1818; 
▼Wien,  ^hTr?rf  nflminlutratfve«  <?  ?«7— '»M  NH>iPrp«  über  die  (ieRch>»nnk'»>!'Pn»tiinfl(»  und 
rermn  geben  natürlich  dl«  Werlte  über  fraax(>«i&che«  Verwaltungsrecht,  die  Mono^phieen 
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In  fino  ganz'  veränderte  Stellung  knin  nun  aber,  drittens,  der  Sti^a:-- 
rath  dnn  h  die  rcpubiiknni^rhr  Vcrfac-img  von  l^A^.    Nicht  nur  trat  er,  in 
formeller  Beziehung,  durch  ein  eigenes  Kiipitel  der  Verfassung  and  iiiaiuhr 
sonstige  zerstreute  Bedingungen  derselben  wieder  in  die  Reihe  der  gruud- 
gesetzlichcn  Einrichtungen,  und  wurde  demgemäss  auch  bald  durch  ein  orga> 
oiscbes  Gesetz  gestaltet ,  sondern  er  erfuhr  auch  die  wesentlichsten  VeriUide- 
rnngeo  in  materieller  Beziehung.   Theils  wurden  seine  Befugnisse  erweitert» 
genauer  bestimmt  und  seine  Benützung  als  gesetzliche  Nothwmdigkcit  «T- 
klArt;  theils  und  baaptüäililuh  aber  trat  er  dadurch,  dass  die  Kmenmuig 
Beiner  Mitglieder  von  der  Regierong  anf  die  Nationalversammlung  ttbertrageo 
und  darcb  häufige  Emenenmg  immer  Ucbereinstimmnng  mit  der  Richtung 
dar  letztem  bewirkt  wurde,  ans  der  Stellung  einer  Regicrungsbehilrds  ia 
einer  Controle  der  Regierung  Aber.  Es  wurde  der  Versocb  gemaelit,  cii 
pirlamentariscb^demokratisches  Element  in  die  Verwaltung  m  bringen. 

IHe  vierte  Aendemng  in  der  Bildung  nnd  Bestimmung  des  StaatsraCbes 
ist  endlich  durch  die  Oeieb^ebung  des  zweiten  Kaiserreiches  eingetreten  *). 
Er  ist  anfs  Ifenei  wie  sich  von  selbst  versteht,  zu  einer  reinen,  unter  der 
obersten  Leitung  des  Kaisers  stehenden  und  von  ihm  allein  znsammeiigMdMflD 
Reiperungsbehörde  geworden,  in  dieser  Eigenschaft  aber  höher  ate  Je  igt- 
stellt,  so  dass  er  ohne  allen  Streit  itzt  das  bedeutendste  Glied  in  dem 
Yerwaltungs»  Organismus  ist.  Er  ist  nicht  nur  ftberbanpt  der  groase  Beth 
des  Staatsoberhaupts  in  allen  einzelnen  von  diesem  vorgelegtai  Fragen, 
sondern  er  hat  auch,  stehend,  weBentlichen  Mtbeil  an  der  Gesetzgehung, 
(indem  er  nicht  nur  die  von  der  Regierung  ausgehenden  GesetzesentwQrfe 
ansaibeitet  und  dieselben  durch  einige  seiner  Mitglieder  in  der  Abgeordneten^ 
kanuner  vertheidigt,  sondern  auch  zu  den  in  den  Gommissionen  dieser 
Kammor  etwa  auftauch^den  Verliesseruugsanträgen  seine  Zustimninng  zi 
geben  bat;)  eine  grosse  Anzahl  der  wichtigeren  Regierungsmaassregelp  be- 
dHrCen  seiner  Zustimmung  und  selbst  Anordnung ;  er  ttbt  das  Oberan&icbls- 
reebt  des  Staates  Aber  Behörden  und  einzebne  Beamte,  so  wie  Uber  die 
Korporationen  aas,  und  entscheidet  in  dieser  Eigenschaft  llbw  die  Inen- 
Uagesetzung  der  Beamten;  endlich  ist  er,  wie  zu  allen  Zeiten,  das  oberste,  * 
Öffentlich  ver&hrende  Yerwaltungsgericht  —  Hiebt  im  Senate,  nicht  in  dem 
gesetzgebenden  Körper,  sondern  im  Staatsrathe  liegt  itzt  das  Scbwerge^ 
wicht  der  Regierung. 

Hier  handelt  es  sich  natürlich  nur  von  den  Bestimmungen  der  repobö- 
kanischcn  Vcrfasäuug.   Diese  sind  demi  aber  einer  nähereu  Prüfung  sebr 


l>  6.  die  Verf.Urk.  von  tl  47-58;  Oiganisdie«  Decrot  über  deo  Staatonth  von 

M.  jjbuittr  isti;  Bwldiliing»-V«rorÄiiugw  Tom  90.  JImMr.  Vfl.  hnuti  I*«f«rrf*r«)  Oo"» 
de  droit  pablto,  «d.  d,  P«r.,  tSBS.  Bd.  1,  8.  IM;  Block,  DM.  d«  radaaWMntfoa,  Artikel :  0*^ 
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würdig,  indrin  -ir-  nicht  nur  an  sich  zum  ThHle  ganz  pigrnthtimlichp  Ein- 
richtungen enthalifii,  sondern  überhaupt  der  ersto  Vrrsuch  warm,  einer 
Seit»  eine  so  mfiihtigc  Vcrwnltnng<;behördo  in  eine  repräsentative  Demo- 
kratie rinznfflhi  f  n ,  anderer  Scits  der  gesetigebenden  Versammlung  einen 
bedeutenden  Eintiuss  in  der  Verwaltung  zu  verffhaffen.  Bei  der  ErÖrtening 
derselben  aber  ist  es  allerdings  nöthig,  nicht  blos  die  Bestimmungen  der 
Verfassungsurknnde ,  sondern  auch  riie  de«;  or^niscben  Gesetzes  vom  3.  März 
1849  zn  betrachten  ');  aber  es  erscheint,  zur  Vermeidung  ungehöriger  Aas- 
ftthrlichkeit ,  zweckmässig,  mit  üebergehung  aller  minder  wichtigen  Pnnl  te, 
nur  die  Hauptfragen  im  Auge  zu  behalten.  Jene  mögen  noch  so  trefflich 
bestimini,  oder  noch  so  verfehlt  sein,  sie  können  doch  das  Urtheil  tlber 
den  wichtigen  neuen  Versuch  nicht  beBÜmmen.  Ale  Haoptfrafen  »ber  stellen 
sieb  nameDtlieb  folgende  drei  heraus: 

Erslens,  war  der  Gedanke,  der  französischen  Verwaltung  ein  parlamen- 
tariscb-demokratlsches  Element  mitlelst  eines  von  der  Nationalversanindnng 
allein  ansgeheaden  Staatsrathes  einsnlftgen  und  sie  dadurch  in  solchem 
Sinne  zn  überwachen  und  m  bestimmen,  ein  richtiger  und  heilsamer? 

Zwdtens,  naa  ist  von  dem  Versuche  zn  halten,  dieNationatversaaunluog 
dnivh  fiusnltative  Staatsrathsgotachlen  vor  Ueberstanangen  fn  der  Geseta- 
gebong  SU  beivahren? 

Endlich  drittens,  ivaren  die  dem  Hanpte  der  Yemaltung,  dem  Prftsi- 
denten  der  Beimblik,  durch  die  dem  Staatsrathe  eingerAomten  Verwaltungs- 
rechte gesetsken  Beechiftnlningen  zweckmissig? 

Sowohl  die  Bedeutung  dieser  Fragen  an  sich,  als  der  Hinblick  auf  den 
groesen  Staat,  welcher  hier  einen  kdhnen  Versuch  mit  einer  neuen  Einrich- 
tnag  unternahm,  machen  ehie  umsichtige  und  ruhige  Prflliing  zur  Pflicht. 
Wenn  nnn  aber  diese,  und  nicht  etwa  blos  vorlante  und  eitle  TadeUust,  zu 

r 

einem  nngllnstigea  Ergebnisse  gelangt,  bo  ist  auch  aus  denselben  Gründen 
ein  wramwundenes  Aussprechen  des  Tadels  geboten.  Der  vemnglfldcte  Vor* 
gang  soll  nicht  zum  Muster  werden  Ihr  konftige  Ähnliche  Aoiigaben.  —  Dass 
aber  in  der  That  eine  solche  gewissenhafte  Untersuchuog  nur  zu  einem  on- 
gOnsUgen  Urtheüe  fhhrt,  und  zwar  in  Beziehung  auf  alle  drei  Fragen,  wird 
sich  ans  nachstehenden  Erörterungen  ergehen. 

In  Betreff  der  ersten,  und  offirohar  wichtigsten,  der  drei  Fragen  ist  eine 
doppelte  Untersuchung  nöthig.  Einmal  muss  ein  so  weitgreifender  und  all- 
gemeiner Plan  aus  höherem  politischem  Standpunkte  aufgefasst  and  bcurtheilt 
werden;  sodann  aber  ist  zu  untersuchen,  welche  anmittelbare  Folgen  fttr  das 
tigliche  Leben  er  in  Aussicht  stellte. 


t>  8.  Sm  Tnt  aittet  OMttsM  In  d«r  Zdtiährffl  fSr  ««elitfwfit.  Am  Anlwia«i,  Bd.  XU» 

^  ^■''•?<{g.  Sehr  b«merken£werth  i«t  auch  der,  von  Vivien  erstatttlS,  CkWIWBhrtOHilSwIda  SftSg 
dicMs  Qe««u.  8.  dCDNiiMO  in      a«vM  d»  MglitattoD,  ISA». 
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In  erstercr  Bezichong  nun  drängen  sich  zw«  nnbezi^eifelbare  Grundsätze 
der  Slaatsweisbeit  glric-hniAssig  der  Henchtung  anf.  Der  eine  lehrt,  dase  ein 
Staat  nur  80  fester  eing«  i  i(  liti  t  sei  und  am  so  sicherer  imd  mhiger  bestehe, 
je  mehr  die  sämmtUeben  Theiie  seiner  Yer&ssnng  and  Verwaltoag  tos  doi- 
selben  Grundgedanken  herrorgegangen,  Ton  demselben  Geiste  dnrdidniBgeii 
sind.  Der  andere  aber  erklftrt  es  fttr  nothwendig*,  jede  Staatsdmriditiing  so 
20  treffen,  dass  im  NothfoUe  mr  Quelle  ihrer  Kraft  aofgt.&tiq^  ind  ans  ihr 
Terstlrlning  zn  derUeberwindnng  von  Schwierigkeiten  gesogen  werden  kann. 

Aaf  den  ersten  Blick  scheinen  nun  swar  diese  beiden  Begebt  im  for- 
liegenden  Falle  wohl  beachtet  za  sein.  Frankreich,  so  kann  gesagt  werden, 
war  nach  der  Terfassong  von  1848  eine  Demokratie;  es  wnrde  also,  ein- 
mal, durch  Demokratisimng  der  Yerwaltnag,  üebereiBstimmiiQg  denelbsi 
mit  dem  Grundgedanken  der  Verfassung  erzeugt;  zweitens  aber  wurde  eine 
iismer  sich  wiederholende  Erneuerung  und  KrSftiguug  dieses  demokratiscbcn 
Yerwaltongsbestandtheiles  durch  die  je  nach  drei  Jahren  sich  wiedeiliolends 
Neuwahl  der  Bfilfte  der  Staatsrftthe  bewirkt,  indem  dadurch  eme  etwa  auf" 
tauchende  falsche  Bichtang  derselben  immor  wied«  rechtzeitig  und  gründUiä 
beseitigt  werden  konnte.  —  Eine  nAhere  Prttfiing  zeigt  jedoch,  dass  dien 
anscheinende  Grundsatzmäsüigkeit  nur  eine  iasserliche  war,  und  daaa  gerade 
die  oben  angestellten  Heischesfttze  verletzt  wurden. 

Was  Dämlich  die  innere  Uebereinstimmung  der  Staateanstalten  betrifft, 
so  ist  Zweierlei  zu  bedenken.  Erstens  hatte  Frankreich  seine  repräsentative 
Demokratie  ausdrücklich  nach  dem  Grundsatze  der  Gewaltentrennong  einge- 
richtet; zweitens  war  die  vollziehende  Gewalt  in  die  Hände  eines  einzelnen 
(wennschon  gewählte ii)  Inhabers  gelegt,  welcher  für  dcicu  richtigen  Gebrauch 
verantwortlich  war.  Ucr  ^valioiialversammhinfi  war  die  gesetzgebende  Gewalt 
anvertraut  und  sie  hatte  mit  der  Verwaltung  lediglich  Nichts  zu  thtin.  Ihr 
einziger  Kint^u^s  auf  (iiebelle  war  der  mittelbar  durch  Bewilligung  der  Aus- 
gabt n  und  durch  Staatsauklageii  ausgeübte.  Der  Grundsatz  der  einheitlichen, 
vom  Inhaber  der  ausftbenden  Gewalt  ausgehenden ,  Regierung  aber  war  so 
slrcüge  und  so  allgennin  beibehalten,  dass  die  Kinführuug  der  republikani- 
schen Verfassung  auch  nicht  die  mindeste  Aenderung  in  dem  Organismus  und 
in  der  Zuständigkeit  der  Behörden  oder  in  den  Verwaltungsgesetzen  noth- 
wendig  gemacht  hatte .  Die  starke ,  vom  Mittelpunkte  aus  geleitete  Verwal- 
tung, wie  sie  Napoleon  I.  gegründet  hatte,  bestand  auch  unter  der  Kepnblik 
von  l'^  lS  noch  durchaus  ;  die  Behörden  wurden  keineswegs  deniokratisirt. — 
Nun  leuchtet  aber  ein,  dass  sowohl  von  diesen  Gnindsätzen  der  Gewalten- 
trennung, als  von  den  der  einheitlichen  Verwaltung  abgewichen  wurde,  wenn 
eines  der  wichtigsten  Organe  der  Verwaltung  völlig  unabhängig  von  dem 
Haupte  der  Regierung  durch  die  gesetzgebende  Gewalt  bestellt,  oud  sogar 
durch  häufige  Erneuerungen  daf&r  gesorgt  war,  dass  diese  Behörde  iBuner 
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dem  jeirdfigen  Sinne  der  ü^atioD^voreaminliiiig  entspred».  Der  PrftNdeot 
der  Republik  war  somit  nicht  nnt  genothigt,  bei  Entwerfbug  der  von  ihm 
«Dsgeheodeii  OeaetnAentfrlUrfe  nnd  Verordimiigeii  anstatt  der  Ittnner  seines 
Yertraaens  and  der  höchsten  Gesch&ltserfabning  eine  ihm  aolgedrangene, 
mOglicberweiBe  feindselige,  jeden&Us  ans  einem  der  Yerwiltong  gans  fremden 
Gesichtspunkte  bestellte  Behörde  sn  henatsen;  sondern  dies^  Behörde  be- 
stimmte auch,  dnreh  die  ihr  nistefaende  Yenraltnngs-  nnd  Becfatspflege«  die 
Aoalegnng  mid  Anivendong  aller  Terwaltnngsgesetse,  ja  sie  hatte  in  einer 
Beihe  lim  nichtigen  Ffitten  onmittelbare  TbeUnafame  an  der  laafenden  Ter* 
waltong.  Bass  diess  aber  gegen  den  Sinn  nnd  gegen  die  Erfidmmg  nnd 
Genohnheit  der  Terwaltong  geschehen  konnte,  dass  somit  die  vidrigsten 
und  stOrendsten,  die  Kraft  der  Begiemng  brechenden  "Wlderspriehe  im  Innern 
derselben  aosbreclien  werden,  war  niehi  nor  mOg^ch,  sondern  selbst  bOchst 
wahrscheinlich.  Es  war  somit  verfiusnngsmlssig  die  innere  Uebereinstini- 
mong  der  Staatsanstalten  nnd  ihre  Gleichartigkeit  gestört  ~  Hiergegen 
wolle  man  nicht  etwa  geltend  machen,  dass  Ja  aneh  der  Präsid^t  der  Repo- 
blik  ans  demokraUsehen  UrwaUen  hervorgegangen  sei,  nnd  somit  ein  dnrcb 
demokratische  mittelbare  Wahl  gebildeter  Staatsrath  mit  demselben  habe 
übereinstimmen  müssen.  Allerdings  sollte  die  Verwaltung  der  französischen 
Repnblik  m  di mokratischem  Geiste  geföhrt  werden.  Allein  diess  war  durch 
die  Volkswalii  dei*  Präsidenten  und  durch  das  Beaufsichtignngs-,  im  schlimm- 
sten Falle  dorcb  das  Anklagcrtcht  der  Nationalvcrsrirnniluiig  erzielt;  und 
ctwns  ganz  Verschiedenes  davon  war  es,  in  den  Geiiorsani  und  m  dü  geordnete 
Geschaftsüberlieferung  der  Verwaltungsbehörden  Störung  zu  bringen  durch 
einen  fremdartigen,  scli wankenden  ßestandtbeil.  Der  richtige  Weg,  den 
demokratischen  Geist  der  Verwaltung  m  erzeugen  nnd  zu  erhalten,  war  der 
Einfluss  der  Nationalversammlung  auf  den  Präsidenten  und  seinen  Minister- 
rath, nicht  aber  die  Einscbiebnng  ciriPr  von  ihm  unabhängigen  Behörde 
zwischen  ihn  und  die  untergeordneten  Beamten.  —  Und  wo  möglich  noch 
weniger  bcdeut< nd  wäre  die  £inweudung,  dass  der  Präsident  der  Republik 
das  Recht  gehabt  habe,  die  Reqnßten  -  Meister  m  emrnnen,  und  dadnrch 
habe  Eintiuss  auf  den  Staatsrath  Oben  können,  l-dnmal  halte  diese  Klasse 
von  Mitgliedern  des  Staat?rathcs  nur  berathendc,  nicht  entscheidende  Stimme. 
Zweitens  bildete  sie  nur  eine  Minderzahl-  Drittens  eudlich  konnten  sie  nur 
an?  den  von  den  Vorständen  des  Staatsratbes  Vorgeschlagenen  emanst 
werden. 

Eben  so  bestimmt  lAsst  sich  zeigen,  dass  der  Grundsatz  des  ungestörten 
Aufsteigens  zur  Quelle  einer  Gewalt  verletzt  war.  Offenbar  kann  eine  unter- 
geordnete Verwaltung  in  dem  bSufigen  Streite,  welchen  sie  mit  dem  Eigen- 
sinne oder  dera  Eigennutzen  der  fifirger  zu  bestehen  bat,  ihre  Wirksamkeit 
und  Stellong  oiobt  behaapten,  wenn  sie  nicht  erforderlichen  Falles  in  Ans- 
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ftlmiflg  des  Oesetoes  nntentfltzt  wird  dnich  eine  in  ihrem  Geiste  erfolgende 
Entscbddong  der  streitigen  FftUe  Seiten  der  lifllieni  Behörde,  ond  wenn 
nicht  die  allgemeinfln  Yerwnltangsordnangen  daranf  herechnet  sind,  sie  za 
statten  nnd  m  schütttn,  soweit  sie  im  Bechte  ist.  Sie  mass,  wenn  ihre 
Zttstmdiglie^  oder  llseht  nicht  mdir  tnsreiciht,  ungehindert  von  den  hühem, 
am  Snde  von  der  höchsten  Yerwaltongsmacht  HOlfe  erhalten  künnen.  Dop- 
pelt nothwendig  war  diess  in  Frankreich ,  während  der  Baner  der  Bepublik, 
weil  eben  damals  die  gesellschaftlichen  Bestandtheüe  in  lebhaftester  Bewegung 
waren,  nnd  etoe  starke  Regierung  ein  nnentlwhrlicher  Schild  fhr  die  bedrohte 
Gesittigung  gewMden  War.  Diese  nothwendige  Verbindung  war  nun  aber 
wenigstens  theilwelBe  nnterbrochen  durch  den  in  die  Yerwaltnng  eingescho- 
benen fremdarttj^  Staatsrath.  Kichts  war  möglicher,  als  dass  dieser,  dessen 
Mitglieder  iricht  ans  den  Bedflrfnissen  und  mit  den  Gewohnheiten  der  Regie- 
rung, sondern  aus  der  Wahl  einer  demokratischen  Versammlung  hervorgingen, 
sowohl  bei  den  durch  Berufung  an  ihn  gelangenden  Fällen,  als  bei  Entwer- 
fung  der  Vollziehungsverordnungen  nicht  aus  dem  Gesichtspunkte  der  Ordnung, 
sondern  aus  dem  der  Freiheit  handeln  wflrde.  In  jedem  Falle  war  keine 
bestimmte  Rechnung  darauf  zu  machen,  dass  er  die  Behörden  gehörig  sttltzen 
werde,  aus  deren  Mitte  er  nicht  hervorgegangen  war.  Die  Minister  nnd  der 
Präsident  aber  waren  entweder,  bei  den  Urtheilen  in  Streitsachen,  ganz 
ausser  Stand  zu  helfen,  oder  war  es  ihnen  wenigstens  bei  den  Verordnungen 
und  einfachen  Vcrwaltungsfragon  ^ehr  erschwert.  Wohin  es  aber  führt,  wenn 
die  untere  und  mittlere  Verwaltung  KiuU  und  Entschlossenheit  verliert,  weil 
sie  nicht  uui  entschiedene  Hülfe  von  Oben  rechnen  kann,  diess  zeigt  jedes 
Land  in  Zeiten  der  Umwälzung. 

Diese  allgemeinen,  mehr  theoretischen  Grtlnde  gegen  die  getroffene  Ein- 
nclitung,  werden  aber  noch  bedeutend  verstärkt  durch  einige  wichtige  un- 
mittelbar praktische  Rücksichten. 

Einmal  niimlich  konnte  der  Staatsrath  bei  der  Erneniuu.g  liurch  die 
Natiuualversammlung  unmöglich  immer  gut  besetzt  sein.  Diess  aber  ans 
mehr  als  Einem  Grunde.  Vorerst  gab  diese  P^nunnnngsart  keinerlei  Ge- 
währ für  Brauchbarkeit  fUr  Gesetzgebung,  Verwaltung  oder  Rt^chtspflege. 
Die  NationalversammUuig  ernannte  völlig  nach  belieben,  mit  Ausnoluin'  der 
einzigen  aber  wenig  besagenden  Beschrilnkuiig,  dass  höchstens  die  llälfte 
der  zu  Ernennenden  aus  ihrer  eigenen  Mitte  genommen  werden  dürfe. 
Somit  waren  diese  NV.thlcn  zunächst  Parteisache,  und  ein  auch  noch  so 
verdienter  unti  nothweiidiLn  r  Mann,  welcher  der  gerade  bestehenden  Mehr- 
heit nicht  angehörte,  konnte  nur  wenige  Aus^ielit  haben.  Man  kennt  ja 
die  Alt  und  Weise,  wie  Wahlen  in  grossen  politischen  Körperschaften  zu 
Stande  kommen.  Wie  leicht  werden  sie  zur  gemeinen  Cotteriesarbe,  zum 
Mittel,  am  Stimmen  zu  erwerben.  Eine  Partei  räumt  der  andern  eine 
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geniMe  AnaU  EneoninieeB  ein  Qlitar  der  Bedingang  einer  gegenseiügea 
Znstlmmiiiig  Ar  die  diesfleitigeD  Beglliistigteii  s.  w.  Hieran  afeer  nicht 
einmal  genug.  Die  Stellen  der  StaaUrWie  worden  nur  auf  tedif  Jalur» 
gegeben,  ond  eine  Wiedererwfthlnng  war  natOrlicb  nngewiss;  flberdien 
nacbte  eine  Ernennong  in  den  Staatnatb  einem  UitgUede  der  Natieiiilver^ 
flanunlnng  den  Anstritt  am  dieser  nAtUg.  NkÜit  wenige  tflditige  Männer 
entschloBsen  sieli  daber  nioht  zur  Annabme  eines  so  nnsichem  ond  dabei 
mit  einem  so  grossen  Opfer  verbtindenen  Amtes.  Selbst  also,  wenn  die 
Mehrheit  der  Versommlnng  giit  wfihlen  wollte,  feliltc  ihr  zuweilen  die  Mög- 
lichkeit dazu.  —  Daf^s  die  von  der  NationalversaDiinliing  vorgenommenen  und 
von  den  Ernannten  angenommenen  ersten  Wahlen  im  Wesentlichen  gut  aas- 
fielen, beweist  nichtn  für  das  System  oder  für  die  Dauer.  Und  eben  so 
■wenig  ist  ein  Gewicht  darauf  zu  legen,  dass  ein  Vorbereitan^m«!chn8S 
eine  Wahlliste  aufzustellen  hatte.  Aneh  dieser  Ansschuss  ging  ja  aus  der 
Verammlung  hervor  und  theilte  ihr  i>oijti>cher'  Leben  und  Treiben:  nnd  tiber- 
diess  war  die  Verssammlung  nirht  einmal  an  seine  VorscbL'ifre  gebunden. 

Sodann  kann  der  im  (it^tue  vorgeschriebene  hiiiiii^'c  Wechsel  der 
Staat srtlthe  nur  als  ein  grosser  Narbtheil  anerkannt  werden.  Wenn  irgendwo, 
so  ist  b<'i  einer  Behörde,  welrln  (Tf  m  t /»  vorschlflge  zu  begutachten,  der 
Verwaltung  StütipK-fit  und  Emheit  zu  geben  hat.  rinn  grosse  Ge^i  hiiftsrr- 
fahning  der  Mitglieder  nöthig.  Und  eine  Stelle  gar,  welche,  wie  der  Iran- 
zösische  Staatsrath,  die  Jnri-pnidenz  eines  prncsen  Theiles  der  Rerbt^^ptlrge 
festzustellen  hat,  muss  vor  Allem  Gleichförmigkeit  der  Ansichten  und  Ge- 
sctzesauslegung  haben.  Wie  waren  nun  aber  diese  P^igenschaften  zu  er- 
warten bei  einer  Körperschaft,  welche  alle  drei  Jahre  zur  Hillfte  erneuert 
worden  sollte?  Hier  war  vielmehr  möglich,  dass  je  nach  so  kurzer  Zeit 
immer  wieder  eine  gänzliche  Veränderung  in  der  Richtung  und  in  dem  Geiste 
der  Geschäftsbehandlung  tot  sieb  ging.  Welche  Störungen  und  Uogewiss- 
heiten  diess  aber  fflr  die  ganze  Verwaltung  nnd  fttr  den  einzehien  Bfliger 
bitte  haben  mns^*  n ,  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises.  Und  wahrlich  nur 
geringes  Gewicht  kann  man  aaf  die  l>eiden  Verbesserungsgründe  legen, 
welche  elwa  möchten  herbeigezogen  werden ;  nämlich  auf  die  Wiedererwählung 
der  austretenden  Mitgbeder,  nnd  aaf  das  Bleiben  derBequ^tcnmeister.  Erstere 
war  höchst  unsicher;  dieses  aber  von  nntngeordneter  Bedeutung,  da,  wie 
sebon  einmal  bemerkt,  die  Beqnitenmeister  nur  beratbende  Stimme  balten 
and  die  Miodembl  bildeten. 

Endlicb  bann  es  nnr  als  ein  groflser  Uebeistand  betrachtet  werdmi, 
dass  dnrcb  die  Ton  der  YoUMvertretnng  aasgebende  EmeniMing  der  Staate- 
liUw  eteee  der  wesentliebften  Mittel  zur  Aafinnntemng  und  Belebrung  der 
fruugöflisdien  Verwaltongsbeauten  vendchtet  war.  Ein  Sitz  im  Staateratbe 
^te  jetzt  niebt  mebr  das  Ziel  dee  erlaubten  Ebrgf^s  fikr  ansgeieicbnete 
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Talcnto  ud  Keantnine  wbi;  aidit  mdur  die  ehrenvolle  Belohtiniig  Ar  lug- 
jthrige  tadellose  Dienste  in  tmtergeordneten  Poeten  oder  als  Beqs^tenmeister. 
Die  emeimende  Venanmlang  kannte  diese  Anq^rflclie  nicht,  oder  nahm  dodi 
andere  Backrichten.  Bedenkt  man  non  aber,  irfe  wenigen  Reiz  aberhaopt 
die  Vermltangdaafbalui  in  Frankrddi  flir  den  pfliehtgetrenen  od  eldi 
Aüdenden  Hann  bat,  wegen  der  Ünsichmiidt  der  Aemter  and  der  binfigeo 
politiscben  Radtsioliten  bei  Besetsnng  gerade  der  höheren  nnd  eintrlgfiefaen 
Stellen;  erinnert  man  sich,  dass  es  schon  lange  der  Wunsch  unterrichteter 
und  wohlmeinender  Männer  war,  für  den  Verwaltungsdienst  neue  Sicherungs- 
und  Aiifmunteruügsmittel  zu  schaffen,  nm  dagegen  auch  andererseits  die 
Forderungen  steigern  zu  kümien:  ^  >  kauii  niau  nicht  anders,  als  in  dem 
angenommenen  Systeme  einen  Schlag  gi'gen  die  gerechten  Ansprüche  gerade 
der  sich  auszeichnenden  nnd  föhigsten  Heamten  zu  flehen.  Diess  aber  war 
nicht  etwa  bloss,  oder  auch  nur  vorzugs^^^■i^^  ,  wegen  der  Beamten  selbst 
za  bedauern,  sondern  vielmehr  des  allgemeinen  Wohles  wegen.  Ohne  gute 
Beamte  keine  ente  Verwaltung-,  ohne  entsprechende  Laofbahn  and  Beloh» 
nung  aber  ktiiic  wrnten  Reamten. 

Fasst  man  nun  aber  alle  diese,  tbeik  mehr  theoretischen,  theils  unmitttei- 
bar  dem  Leben  entnommeoen  Gründe  zusammen,  so  ist  es  in  der  That  un- 
möglich, zu  einem  anderen  Ergebnisse  zu  kommen,  als  zu  einer  entschiedenen 
Verwerfung  des  ^ranzen  Gedankens,  die  Ernennung  des  Staatsrathes  der 
Nationalversammlung  zu  Ubertragen,  um  einen  demokratischoparlainentarischea 
Einfluss  auf  die  Verwaltung  zu  gewinnen. 

Auch  auf  die  zweite  Frage,  nämlich  was  von  dem  Plane  zu  halten  sei,  die 
^Nationalversammlung  durch  facultative  Staatsrathsgatacbten  von  UebcrstOr- 
mögen  in  der  Gesetzgebung  abzuhalten,  kann  nur  eine  verwerfende  Antwort 
gegeben  werden.  Die  Grttnde  m  diesem  Urtheile  liegen  sehr  nahe,  and  sind 
folgende : 

An  nnd  fttr  sich  wird  sicher  Kiemand  in  Abrede  sieben,  dass  eine  Zügelung 
dieser  Art  hflchst  wtlnschenswerth  gewessn  wtte.  Man  bedenke,  dass  die 
VersanmlBng  ans  dem  allgemeuisten  WaUrechte  berrorginf ;  dass  sie  das 
Gesetsgehongsrecht  beinahe  unbesehrflakt  hesass,  (Indem  das  knrse  anficliie- 
bende  Veto  des  PrSridfluten  kanm  in  Betracht  kommen  konnte;)  dass  mr 
Eine  Kammer  bestand.  Die  Besorgniss  mnsste  also  sehr  nahe  fiegen,  dass 
sie  sich  in  der  Anfregong  des  Angenblickes,  ans  Parteileidensehaft,  oder  w 
ftfart  durch  Selbstregi  ernngsgelflste  mr  Erlassmg  von  ^naOberlegten  nnd  un- 
möglichen Gesetienhitteinreissen  lassen  kOnne.  Anch  gescUchUlGh  Hessen  die 
ErftJmmgen,  welche  gerade  Frankreich  an  seiner  "verfiuunnggehenden  Ye^ 
sammlnng  ?on  1789  nnd  amConvente  gemaeht  hatte,  den  Wunsch,  einer  tiA 
übereilenden,  mit  der  Sachlage  nnd  naraentüch  mit  den  BedflHUssen  der 
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Temltnog  niclit  bekannten  g^s^t^benden  Yemmmlnng  Hemmnisse  n 
bereiten,  sebr  begrflndet  finden. 

HIennit  Ist  aber  natfliifeh  nicht  gesagt,  dass  der  Staatsrath,  gräade 
dieser  Staatsrafh,  nnd  dass  er  mit  dem  gegebenen  Hitlet  die  Angabe  zu 
lösen  im  Stande  gewesen  sei  Im  Gegenthette  seigt  ein  konBee  Nsebdenlien, 
dass  ihm  hier  eine  gar  nieht  an  erfUlende  Anl^abe  geseilt  war. 

Es  soll  Icein  Qewicfat  darauf  gelegt  werden,  dass  die  ans  dem  Sehoose 
der  Tersaamdimg  hervorgehenden  Gesetsesentwllrfe  dem  Staalarathe  keines* 
<wega  ZOT  Begntacfatung  mitgetheilt  werden  massten,  nnd  somit  wahrscheinlidi 
gerade  dann  Ihm  nicht  nigestdlt  worden  wftren ,  wenn  die  leldeasdiaftliche 
Yersaamdong  eine  bemhigende  Einsprache  am  meisten  bedurft  bitte.  Biese 
Bestimmung  bitte  leicht  kOonen  gelodert  werden.  Es  soU  nach  nicht  daraaf 
hingewiesen  werden,  dass  der  Staatsrath  keine  Mittd  hatte,  sone  Ansicht 
bei  der  mflndlichen  Berathong  geltend  an  machen,  und  er  somit,  je  nach  der 
Gesch&ftsbehandlang  in  den  Ausschflssen  and  den  Sib:ungen  der  Versammliing, 
ganz  bei  Seite  gesetzt  werden  konnte:  auch  hier  wäre  zu  helfen  gewesen. 
Allein  zwei  Hüupteinwendangen  waren  nicht  zu  bestreiten,  noch  jemals 
wegznränmen.  Einmal  war  nicht  zu  erwarten,  das»  der  aus  der  Versamm- 
lung selbst  hervürgrgaiigeiie  btaatsrath  häufig  eine  wesentlich  andere  Anssicht 
haben  werde,  als  diese  selbst.  Namentlicli  konnte  gerade  dann,  wenn  die 
Nothwtndigkeit  einer  Hülfe  dringend  war,  nämlich  bei  einer  ganz  auf  eine 
äusserste  Seite  sich  neigenden  Versammlung,  der  Staatsrath  diese  am  wenig- 
sten gewähren,  da  er  nur  ein  Ausdnii  k  der  Versammlung  selbst  war.  Sie 
wählte  und  enn  nerto  ihn  ja  in  ihrem  Siuiic.  Sodann  und  hauptsächlich  war 
ein  blos55es  Gutachltii  einer  Verwaltungsbehörde  ein  durchaus  unzureichendes 
Mittel,  eine  leidensrhaltliche .  mit  unbeschränktem  Gesetzgebungsrechte  ver- 
sehene Versammlung  aufzuhalt(  ii  und  zur  Be;?iununti;  und  Umkehr  zu  bringen. 
Diess  war  ein  Spinnengewebe  für  einen  Löwen.  Am  guten  Rathe  fehlt  es 
selten  im  öffentlichen  Leben,  wohl  aber  an  dem  Willen  ihm  zu  folgen. 

Wollte  also  das  französische  Volk  —  and  es  that  sehr  wohl  daran,  es 
zu  wollen  —  wollte  es  wirklich  eine  ßeschränkung  der  Allmacht  seiner  Ter« 
treter;  wollte  es  wirklich  sich  schützen  t<m*  Uebereilnng,  Ungeduld  und  Lei- 
denschaft der  Gesetzgeber:  dann  musste  es  ganz  andere  Mittel  eigreifen. 
Dann  war  s.  B.  ein  Senat  mit  Antheil  an  der  Gesetzgebung  zu  errichten, 
oder  wenigstens  dem  Präsidenten  ein  unbedingtes  Veto  einzoriUimen.  Ein, 
noch  dazu  bloss  facultatives ,  Gutachten  eines  Staatsrathes  war  nicht  einmal 
em  halbes  Mittel.  Der  ganze  Gedanke  war  falsch  ond  hohl;  und  es  gehört 
hl  der  That  eine  gute  Gabe  ChitmOthigkeit  dasn,  um  m  glauben,  dass  der- 
selbe auch  nur  recht  enstUch  gemeint  gewesen  sei. 

Es  ist  endlich,  drittens,  auch  über  die  dnrch  die  neue  Verfassung  dem 
Staatsrathe  gegenüber  von  dem  Frftsidente&  der  Bepablik  eingerlnrntei) 
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VernBltiiwtiesclirliikiingeD  ein  nngttnstigM  ürtlieU  angekflndigt  wDiden.  Es 
wird  sicili  dieses  dnreli  folgende  Benerkiingen  reelitfesligea: 

Der  in  Frage  steheodeD  BesebrSnknngen  waren  dreL  Einmal  war  der 
Präsident  (dnrcih  Art  $6  der  Yerf.-Urk.)  genOthigt,  vor  Ajassbug  dee  Be- 
gnadigangsrechtes  ein  Gntacbten  des  Staatsrathes  einaabden.  Znweüen 
war  er  (nach  Art.  63)  an  die  Zastimmnng  des  Staatsratlies  geboaden  bd 
der  Absetznng  eines  Beamten.  Und  drittens  war  dieeer  Bebflrde  dasselbe 
Recht  eingerlomt  bd  der  AoflOsuug  von  Departemental- ,  Cantonal-  onl 
Gemeindertttben  (s.  Art  99). 

Was  mm  das  Gntaditen  in  Begnadignngs fragen  betrifft,  so  war 
dlerdings  die  dem  Haapte  der  Verwaltung  hledtirch  auferlegte  Beechrftnknng 
keine  sehr  bedeutende,  indem  er  einer  Seits  bei  einer  Abgeneigtheit  zu  be- 
gnadigen den  Staatsrath  gar  nicht  zu  fragen  hatte,  anderer  Seits  bei  einer 
Geneigtheit  das  abrathende  Gutachten  des  Staatsrathes  kein  Veto  war.  Ebenso 
mögen  ganz  triftige  Gründe  angeführt  werden,  die  Ausübung  des  Begnadi- 
gungsrechtes überhaupt  der  ganz  persönlichen  ^Villkühr  des  StuaL-uber- 
haupUb  m  eutzieheu  und  sie  einer  vorgängigen  Bt.  rathuüg  m  uuterv.i  i  li  n  , 
doppelt  80,  bei  einem  bloss  gewählten  und  aui  kurze  Zeit  regierenden  üLcr- 
haupte.  Kein  Si^iatbmaiiii  hat  jemals  die  Schauspielscenen  gebilligt,  in  welchen 
bloss  des  Effectes  wegen  Begnadiguiit;'M  vorgcnommeu  werden;  und  es  ist 
kein  vernünftiger  Grund  einzusehen,  wiu  uiii  t  iüe  verdiente  Strafe  nachgelassen 
werden  soll,  bloss  weil  das  Staatsol n  i  hiuipt  ein  Gefängnis-  tm^-ieht.  oder  es 
an  seinem  Geburtstage  einen  Fackelzug  \^üiit?ciit  u.  dgl.  Audi  hat  man  wakr- 
scheinlich  Beweise  genug  in  der  Hand,  da«R  weichliches,  um  nicht  zu  sagen 
feiges,  Ainnestiren  in  Masse  die  Vt'i})i(  <  In  ugelüste  nur  n&hrt.  Allein 
es  war  nicht  der  Staatsrath,  dem  die  Ikgutachtung  hatte  übertragen 
werden  sollen.  Entweder  war  eine  Begnadigung  Forderung  der  Billigkeit 
und  des  gesunden  Verstandes  im  Falle  einer  allzu  grossen  Härte  des  Ge- 
setzes, oder  es  war  eine  i  nif^i  di  r  Staatsklugheit.  In  jenem  Falle  war  der 
Justizrainister,  etwa  nach  Anhörung  des  betreffenden  Gerichtes,  die  passende 
Person  zur  Beurtheilung.  In  Fragen  allgemeiner  Politik  aber  konnte  und 
durfte  nur  der  Ministerath  eine  Stimme  haben.  Der  Staatsrath  aber,  welcher 
weder  für  eine  verntmfüge  Verwaltung  der  B,echt«pdege  noch  für  die  Füh- 
rung des  Staates  im  Allgemeinen  verantwortlich  war ,  konnte  auch  nicht  ftr 
die  richtige  Behörde  zur  Abgabe  eines  Gntachtens  betraditet  weiden;  am 
wenigsten  ein  der  Verwaltong  anügedrungener  Staatsrath. 

Noch  entschiedener  nniss  man  sich  aber  erklären  gegen  das  dem  Staats- 
rathe  eingeriUimte  Einwilligongsreeht  bei  Beseitigung  von  Beamten 
nnd  Auflösung  von  Bezirks-  und  Oemeinderäthen.  Der  Onmd 
zu  dieser  Beschränkung  des  Präsidenten  war  offenbar  die  Fnrcht  vor  miss- 
brioeblicher  UnterdrOcknng  der  indiiidnelien  nnd  oorporatiTen  Freiheil  nnd 
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Ebrenhaftigkeit;  und  mr  mag  die  Nothwendigkeit  eines  Schoties  der 
Beamten  gegen  wiUktthrliche  Absetaing  and  der  Örtlichen  Bargerrertretnngen 
gegen  Oewaltthfttigkeit  einer  hemdünstigen  Begiening  angeben.  Allein  der 
Mer  gewährte  Schntt  ging  zn  weit;  and  jeden  Falles  war  es  wieder  nicht 
der  Staatsrath,  dem  er  h&tte  flbertragen  werden  soOen.  Der  Sehnte  ging 
zn  weit,  weil  Jetzt  möglicherweise  die  Begierong  anaser  Stand  gesetzt  edn 
konnte  ,  selbst  in  hOckst  dringenden  FlUen  einen  scbidlichen  Beamten  oder 
eine  feindselige,  ihre  Befugnisse  ttbersehreitende  Ortlicke  Yertretnng  zn  be- 
scitigcu.  Diess  mnsste  aber  entweder  zn  materiellem  Unhefle,  oder  zu  einer 
offenbaren  YerliusangsTerletzong  führen.  Ein  richtigeres  Maass  von  Yorsksht 
bätte  sieb  wohl  ndt  einem  Gutachten  einer  höheren  Behörde  nad  ndt  einer 
bestimmten  parkuDentarischen  Yerantwortong  begnogt  Die  freie  Presse  hätte 
diesen  Scbntz  zun  gekOiig  wirksamen  gemacht,  ohne  dass  man  dabei  in  den 
Fehler  verfellen  wäre,  der  Freiheit  dienen  wa  wollen  durch  SchwScfanng 
der  Regierung  in  Nothwendigem. «  Wie  dem  nun  ab»^  sein  mOge ,  so  war 
jeden  Falles  ein  anf  die  beliebte  Weise  gebildeter  Staatsrath  nicht  die  Be- 
hörde, von  deren  Mitwirknng  die  Ansfibuog  des  Rechtes  and  der  Pflicht  der 
Kc  gieniDg  hätte  abhängig  gemacht  werden  dürfen.  Er  sollte ,  nach  dem 
ganzen  Gedanken  des  Gesetzgeber«; ,  sicli  nicht  verschnielzeu  mit  der  Regie* 
rung;  es  war  selbst  möglich,  dass  er  sich  in  offenbarem  Zwiespalte  mit  ihr 
befand.  Be^Yusst  odi  i  la  uiibewusster  Abneignng  konnte  nun  aber  eine  solche  Be- 
hörde die  Regierung  dadurch  lalunen,  dass  sie  ungehorsame,  feindselige  Beamte 
und  u.ufrtlhrerische  Bezirks-  oder  Ortsbehördeu  in  Schutz  nahm.  Frankreich 
befand  sich  in  einem  Zustande,  in  welchem  eine  starke  Regierung  der  letzte 
Schild  gegen  den  Umsturz  der  Gesellschaft  und  der  Gesittung  war;  diese 
Regierung  in  sich  selbst  zu  schwächen  und  zu  bjjalten ,  war  ein  grosser 
Fehler.  Dass  sie  überwacht  wurde,  und  zwar  durch  eine  demokratische 
Gewalt  und  im  Sinne  der  Demokratie,  verlangte  die  staatliche  Gesinnung 
des  Landes;  allein  bier/u  \\[ir  die  Nationalversammiuiig  eben  so  passend 
als  geneigt,  und  was  weiter  ging,  wai'  vom  Uebel. 

Es  wäre  allerdings  mehr  als  thörigt.  anzunehmen,  dass  eine  Vermeidung 
der  im  Vorstehenden  ausgehobenen  l  ehl  r  der  Verfassung  von  1Ö4Ö  der 
repräsentativen  Demokratie  in  Frankreich  cm  längeres  Leben  gesichert  hätte. 
Ihre  Unmöglichkeit  lag  in  gan^  allgemeinen  Ursachen,  namentlich  in  der 
Unvereinbarkeit  dieser  Staatsfoi  in  mit  dem  gan/en  Wesen  des  französischen 
Volkes  und  mit  dessen  ganz«  r  Auffassung  vom  Staate.  Höchstens  hätten 
verständigere  Bestimmungen  über  die  Amtsdauer  des  Präsidenten  und  (iber 
die  Wiederwählbarkeit  desselben  die  Krisis  um  einige  Zeit  hinausschieben 
können,  oder  hätte  die  Wahl  einer  anderen  Persönüchkeit  einen  verschie- 
denen Lauf  der  Ereignisse  veranlasst.  Unhaltbar  war  die  Republik  in  Frank- 
reich unter  allen  Umständen.  Damit  aber  ist  der  theoretische  Nutzen  einer 
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Prüfang  der  Verfassungshestimmungen  nicht  beseitigt.  Es  gibt  Verhältnisse 
und  Völker,  für  welche  die  durch  Stell?ertreter  ausgeübte  Volksherrschaft 
die  passendste,  vielleicht  die  einzig  mögliche  Form  des  Zusammenlebens  ist ; 
die  Gest  Ugeber  solclier  Lander  köuneii  aber  nur  lernen  von  den  auderwärts 
begangenen  Fehlem. 
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Die  Pflege  der  internationalen  Gemeinschaft  als  Aufgabe 

des  ViUkerrechtes* 

Bekanntlich  smd  in  neuerer  Zeit  wiederholt  Kritiken  der  Völkerrechts- 
wissenschaft nntemommen  worden,  und  zwar  sowohl  in  Betreff  des  Inhaltes 
als  der  formellen  Behandlung.  So  von  H.  C.  Ton  Gagern,  welcher  sane 
vielseitigen  Kenntnisse  and  seine  weltmännische  Erfahrung  zu  Formnlirung 
von  ahgerissenen  Sitzen  und  zur  Prüfang  einzelner  ihm  persönlich  nflber 
liegender  Fragen  Terwendete  Femer  von  dem  zu  frühe  verstorbenen 
Fallati,  welcher  in  geistreicher  Parallele  die  Hcgcrsche  Entwickelnng  des 
Slailsbegriffes  auf  die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  Obertmg  ond  auf  diese 
Welse  m  «igen  snehte,  dass  die  bisher  Abliebe  Darstellnng  der  intematio- 
nalen  Terbftltoisse,  also  des  ZasammenseinB  vereinaelter  Staatsindividnen 
in  Baum  ond  Zeit,  der  Ansdebnong  nach  nngenfigend  sei,  viebnehr  m  einer 
Lehre  von  der  VöIkergeseDscbaft  nnd  sddiesslieh  vom  Y^^lkerstaate  vorge« 
schritten  werden  mflsse^.  Endlidi  von  K.  von  Kaltenborn  ond  von 
Bnlmerincq,  welche  in  ansfttbrlichen  literargescbicbtlicben Untersadhongen 
den  Inhalt,  namentlich  aber  die  Ifethode  nnd  Systematik  des  yoikerrechtes 
prüften  ond  Veriiesseningavonchllge  machten^. 

Diese  Thitt^eit  ist  nun  keineswegs  eine  snfidlige  nnd  ans  snijectiver 
Liebhaberei  entspnmgene;  vielmehr  war  sie  eine  in  dem  Zustande  der  Wis« 
tenschaft  begrOndete  Nothwendigkeit  Die  Bearbeitaiq;  des  Völkerrechtes 
war  zw»  der  Zahl  der  nen  erscheinenden  Schriften  nach  nicht  ins  Stocken 
gerathen,  hatte  sich  viebnehr  weit  nnd  breit  Uber  neue  Lander  und  selbst 
Wdttheile  ansgedehnt;  aber  die  Wissensciiaft  als  solche  hatte,  indem  die 

1)  Oagern,  H.  a  von,  Xmikte  vaiBBRfcliti.  HU  pntfliwihar  JtimmBm^  nf  mware 

£elL  Lig.,  IMO. 

f)  FalUtl,  J.,  IM«  OmtäM  dm  VanMfgwBwhift,  da  B«Ura|r  «ur  Bertako  der.ysntcr» 

MchtKwlsHen^rhaA.    In  der  Tübirifrpr  Zpitschrift  filr  Ht;tatf!'n'iss. .  1844,  H.  1—3. 

3j  K.iklt«DborD  voo  Strachau,  C,  KxiÜk.  dea  Völkerreohla ,  nadi  dem  Üaigm  Stand- 
vmi*  dm  mmmmML  LHh  iSif.  Bnlinerln«q,  Die  ^itenMtnt  dm  YtUkmn^tHm. 
Bd.  I,  Kritik  der  AiiiMhnui«!  md  Foncfai^va  sa  OnaitaB  d«r  aistmtWnu«  dm  poaMm 

V.E.«   Dorp^  186«. 

Ü7  * 
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vt  rstliieUcntJichcn  und  grossen  Ucwcgungcii  auf  dini  Gebiete  der  Rechts- 
philosophie und  der  socialrn  Wissonschaft  von  ihr  ganz  uubcachtet  gelasfiOl 
wurdiMi ,  t'inrn  lanji^on  Stiii?>taiid  gemacht  und  war  entschieden  hinter  T«r» 
wandten  Disoipliuen  zurückgchlieben ,  und  /war  sowohl  in  stoffUcher 

als  in  fomeller  Beziehung.    Das  Bedürfniss  einer  kritischen  Revision  des 
Bestandes  lag  >onnt  hhir  vor.  Ist  es  doch  namentlich  augenscheinlich,  dass 
die  Herstellung  einer  gutm  wissenschaftlichen  Methode  und  einer  ontadei- 
hafteu  systematischen  Gliederung  des  Stoflfes  nicht  nur  die  Uebei  sicht  Ober 
die  Gesammtheit  der  vorliegenden  Rechtssätze  erleichtern,  sondern  nament- 
lich auch  zu  einer  richtigen  Auffassung  und  Durcharbeitung  derselben  niüchlig 
beitragen  musste.    Erst  bei  einer  solchen  Behandlang  konnten  die  Verbin- 
dungen so  wie  die  gegenseitigen  Bedingungen  und  Beschränkungen  der  Lehre 
klar  und  vollständig  hervortreten,  und  wurde  so  durch  ein  begründetes 
Zusammenstellen  und  Trennen  der  Gegenstände  die  Aufstellung  wahrer  ocd 
richtig  begrflnzter  Grundsätze  möglich  gemacht    Davon  ganz  abges^heti. 
dasB  TOn  einem  Ineinandergreifen  der  verschiedenen  vrissenschaftUchen  Kreise 
tmd  von  einer  Verbindnng  derselben  ni  einem  hannoniBcben  Ganzen  nar 
•nter  der  Bedingung  die  Rede  sein  hann,  daas  dieselben  sftDmtlich  auf  der- 
selben BAhe  der  Ausbildung  stehen. 

Ohne  Zweifel  ist  von  den  oben  genannten  Scbriflstellelrn  schon  maach» 
Bedeutende  zur  Dnrchfilhrung  der  kritischeiL  Sichtung  und  des  daran  sieb 
hnflpfenden  Neubaues  geleistet  worden;  doch  war  eine  alsbaldige  Anwendsiig 
der  allgemeinen  Forderungen  auf  alle  Einzelheiten  nicht  ihre  Absicht,  obA 
liegt  es  ftberhaupt  in  der  Natur  der  Sache,  dasa  erst  aUmihlioh  und  dnidi 
die  Arbeit  Mehrerer  den  Untersuchungen  aber  die  Grundlage  und  richtige  Be- 
hendlungsweise  einer  Wissenschaft  volle  Wirksamkeit  gegeben  werden  kaan. 
Es  bleibt  also  noch  Vieles,  sehr  Vieles  zu  thtm  Hbrig. 

Ein  Beitrag  hierzu  wird  denn  nun  aach  auf  den  nachfolgeaden  BUtteni 
geboten.  Es  ist  jedoch  keineswegs  der  Plan,  ein  vollständiges  System  des  Tfllkw 
rechtes  in  Einklang  mit  den  neu  angestellten  kritischen  Bemericungen  mldFo^ 
derungen,  soweit  sie  als  richtig  anerkannt  werden  können,  w  vefsoch«« 
Die  bescheidenere  Aufgabe  geht  vielmehr  nur  dahin ,  einen  einsetaen  bisher 
besonders  vemachlftssigten  Theü  ins  Auge  zu  fassdi  und  richtig  za  rteUen, 
afimlicb  die  Lehre  von  der  internatio u alon  G emcin 

Schaft  Alle^ 

dings  hat  sich  gerade  hier  Kaltenborn  Verdienst  erworben;  allehi  theik 
bieten  die  allgemeinen  Sfttze^  so  hinge  ihr  Urheber  kein  voUsUludiges  3srBt»e 
des  Völkerrechtes  bekannt  gemacht  sondern  es  nur  für  den  Mann 
Fache  angedeutet  hat,  wenige  Handhabe  zur  Auw.ndnng,  ««d  ist  eia»«*- 
we.s  von  welch  wichtigen  bisher  entweder  gauz  vemacbUissigi.n  oderjlodi 
a^cht  am  rechten  Orte,  in  der  richtigen  Verbinduncz  und  üi  der  voUeoT» 
weue  au%eseichnet»n  Regeln  es  sich  hier  handelt 
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ÜieiJs  Jtest  nck  die  «itieiiüGhaftliche  Begrtndmig  niebt  ohne  Nataen  auch 
Bodi  uf  venebiedeDe  Weise  ausdehnen. 

Vielleieht  wird  aber  gtingt  werden,  ob  es  eben  itrt  an  der  Zeit  sei, 
neue  Forderangen  im  VOllEerrecbte  anänstellen,  wfthrend  manche  Ungst  an- 
erkannte und  befolgte  Satze  wieder  ins  Schwanken  gekommen  seien,  and  ob 
verstindigerweise  Ideale  verfolgt  werden  können,  wAhrend  nnmittelbar  Noth- 
wendiges  mit  aller  Kraft  TOrtheidigt  werden  sollte?  Hieranf  wflre  einfach  ni 
erwidern,  daas  zwischen  dem,  was  im  Leben  zonächst  Noth  thnt,  nnd  daher 
anch  verstAndigerweise  verfolgt  werden  nmss,  nnd  dem  was  die  Wissenschaft 
erftrtem  nnd  erweisen  kann,  wohl  an  unterscheiden  ist.  Baas  nnsere  prak- 
tischen Staatsmänner  nmftchst  NOthigeres  m  than  haben,  als  eine  Ansdeb* 
nnng  der  vOlkenechtlichen  Bedehnngen  Ober  das  bisher  gewOhnücb  ange- 
nommene Maas  binans  anxnbahnen,  mag  gerne  zngestanden  sein.  Anch 
:  sollen  gewiss  diejenigen  Theoretiker  nicht  gcsdwlten  werden,  welche  die 
eben  unmittelbar  vorliegenden  Furagen  über  Legitimitllt  oder  NationaBtit  der 
Begiemngen  o.  dgl.  behandeln  wollen.  Allein  warum  soll  nicht  anch  za 
gleicher  Zeit  eine  BemOhnng  darauf  gerichtet  werden  dOrfen,  den  ganzen 
Grundgedanken  des  internationalen  VerUUtnisses  richtig  zu  stellen  nnd  weiter 
auszubilden?  Der  Erweis  einer  Wahrhdt  la>mmt  nie  zu  früh;  und  wenn 
sie  aach  zunächst  noch  das  Gebiet  der  reinen  Theorie  nicht  ttberschrdtet, 
80  mag  sie  ^h  Wer  Wurzel  fassen  and  mn  so  reifer  zur  Anwendung  werden, 
wenn  einmal  der  Zeitpunkt  hierzu  herbeikömmt.  Auch  wird  die  richtige. 
Einsicht  in  die  zunächst  in  VerharitUuug  begriffenen  Fragen  durch  eine 
solche  entfernt  liegende  Krörteruiig  keinewegs  gestört ,  vieinielir  kann  im 
Gegentheilo  leieht  selbst  auf  diese  ein  nützliches  Streiflicht  fallen.  Ist  es 
doch  schon  gar  nieht  iibertlQssig,  wenn  sich  herausstellt,  dass  eine  das  Leben 
gerade  jetzt  sehr  bewegende  Forderung  noch  weit  hinter  der  idealen  Auf- 
£ftssimg  der  Auigube  zurück  ist. 

1.  Feststellung  der  Aufgabe. 

Für  jeden  denkenden  Menschen  ist  es  ^in  nnab\\ (  i  itares  intellec- 
tnello>  iH'dflrfniss ,  vich  Rechenschaft  zu  geben  über  den  letzten  Zweck 
Hines  Daseins  aul  der  Erde;  <:itt liehe  Pflicht  aber  ist  es  für  ihn,  sein 
i«ben  dem  (^kannten  Zwecke  gemäss  einzurichten. 

Die  I  >üsung  jenes»  liÄthsel*  wJlrf  sehr  erleichtert .  wenn  wir  tiber  die 
Zukunft  des  Men-^chen  nach  Beendigung  des  gegenwärtigen  Lebens,  also  über 
<^'e  Art  seiner  alsdann  eintretenden  Existenz  und  seiner  nun  folgenden  Auf- 
Rabe,  irgend  etwas  wüssten.  Dann  wäre  eine  Einsicht  in  das,  was  auf  der 
J^tdgen  Stufe  des  Daseins  nothwendig  ist,  sei  es  als  selbststAndiger  Zweck 
als  Vorbereitung  für  das  Weitere,  unschwer  za  gewinnen.  Da  wir 

aber  nwt  einen  einsögen  Satz — nftmlich  das  Wesen  unseres  Lebena  auf  der 
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Erde  —  und  diesen  nicht  oinmal  sicher,  festzustellen  vennOgen:  BO  ist  es 
freilich  schwer,  irgend  eine  Schlassfolgenmg  SD  aehen,  und  ganz  unmöglich, 
fttr  die  Bichtigkcit  der  etwa  gewonnenen  eine  gaUkgendeBOrgschafl  zu  geben. 

Man  irird  vielleicht  snr  LOmog  dfii  RftOnds  koner  Hand  aal  die  BeliffOD 
verweisen,  welche  sich  entschieden  Aber  die  nachirdische  Bestimnung  dei 
Menschen  ansspreehe;  aUeia  ohne  Befriedigong.  Lenchtet  doch  eb,  diM 
die  von  den  Religtonen  in  Aussicht  gestellten  fcttnflagen  Zostflnde  ftr  philo* 
sophiscfae  Ertrtemngen  nicht  genügen.  Tbeils  mOssen  die  letzteren  Wali^ 
heit  enthalten  filr  alle  Menschen,  anch  wenn  sie  einem  bestimmten  leUgiOMa 
BekemitniBse  nicht  zogethan  sind,  sie  sich  von  der  oljectiven  Biditigkeiteäier 
Lehre  nicht  flherseogen  können;  theils'  machen  die  meisten  nnd  die  su  tm 
nächsten  liegenden  Religionen  sich  die  in  Frage  stehende  Anüsahe  in  so  fase 
aUsD  leicht,  als  sie  die  ganie  Eiistenz  des  Menschen  filr  aUe  Zeit  ondEvif' 
keit  in  zwei  sehr  nn^dche  HUften  theilen,  nämlich  in  das  spannenlange  jetiiie 
Verweilen  anf  der  Erde,  und  in  einen  ewig  dauernden  onTerinderlicheD  Zi- 
stand,  welcher  sich  nnmittelbar  und  ohne  weitere  Entwiddnngsphasen  arf 
Erlkbmngen  an  jenes  anschlicesen  soll.  Dioss  mag  tut  ihre  Zwecke,  nisEf^ 
Ar  eine  glSnhige  Einrichtung  des  Lebens  luich  ihrem  Dogma,  voUsttsfig 
aasreichen;  allein  es  entspricht  eben  so  wonig  einem  zwar  nur  dunkeln sDfiii 
nnvertilglichen  Gefühle  des  Menschen,  dass  er  mit  diesem  Erdleben  noch  nicht 
an  dem  Ziele  seiner  Ausbildung  anlange,  als  einer  Betrachtung  des  Weltalls, 
soweit  wir  dieses  auch  um-  mit  unseru  jetzigen  Sinnen  und  von  unserm  gegcD- 
wirtigen  Beobachtung^^tandpnnkte  aus  aufzufassen  im  Stande  sind ,  inftgin 
wir  non  unsere  Unterbuthungen  auf  die  Erforschung  der  kleinsten  Erschei- 
nungen oder  auf  die  der  unermebslichen  ilimnielsräume  richten.  Das  rationelle 
Denken,  und  also  die  Wissenschaft,  muss  einen  weiteren  Gesichtspunkt  uehmeü, 
wenigstens  eine  weitere  Mögliehkeit  zulassen. 

Beschiaiiki  nun,  wie  wir  sind,  auf  die  Beobachtung  unserer  gegenvfär- 
tigen  Organisation  und  der  übrigen  irdischen  Zustände,  bleibt  uns  nur  die 
Erwfigufig  der  Anlagen,  der  Bedürfnisse  und  der  Mütel  des  Menschen  übrig, 
um  zu  einem  Schlüsse  über  den  Lebenszweck  za  gelangen.  Möglich  alW- 
diügs,  dass  hierbei  sehr  WesenUiches,  aber  nur  erst  in  unentwickelten  Keimen 
Vorliegendes  übersehen  nnd  dagegen  UnwesenUiches  ui  seiner  Bedeutung  nnd 
Zukunft  Oherschätzt  wird:  es  ist  aber  keia  Mittel  vorhanden,  aus  dieben 
Sibrank.n  der  mensehliehen  UnvoUkommenbeit  hcnwsaitreten,  und  wir  mü^^en 
eben  die  Dinge  orkiären,  wie  wir  sie  2a  fassen  vermö«en.  -  Di«  Beobaditoflg 
jener  Zustände  zeigt  aber  Dreifaches: 

als  kL'^^r  y^'*^';^"^'^'"^^^"  zahh-eicher  und  versehiedener,  9^ 

als  körperlicher  Eigenschaft eji  und  Kräfte- 

«Wichkeit  to,  uuU  zwar  m  der  «toppeHea^^^  du>  *" 
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hiifariHnnm  entweder  einzelne  seiner  Eigenschaften  ;nis^.  blif '.^lich  und  mit 
Ytnitichl&attgang,  wo  nicht  gar  mit  Unterdrückung  der  iibrigen  geltend  machen 
kann,  oder  dass  eine  gleichzeitige  Aasbildong  mehrerer,  im  Ideaie  die  har- 
monische Geltendmachung  aUer,  stattfindet; 

3.  hinsichtlich  der  Mittel  za  Befriedignng  dieses  BcdQrfhisses  oidlicb 
eine  doppelte  NothwendigkeiL  Einer  Seits  nämlich  moss  der  einzelne  Mensch 
selbsttUttig  Bdn  bei  der  Uebong  seiner  Anlagen  und  der  Erreichung  seiner 
Zwecke;  nur  er  selbst  kann  z.  B.  for  sich  denken ,  wollen ,  sittlich  eein,  sieb 
kfirperiicli  TernOnftig  halten.  Anderer  Seits  aber  tat  ein  Zusammennirkeii 
mit  Andorn  and  eine  gegenseitige  Unterstatomg  da  nnerlftsslich,  wo  die 
länselknll  ikht  mehr  ansreiclit;  was  denn  sowohl  bei  physischen  nnd  sloff- 
lichen,  als  h&  geistigen  BeschAftigungen  sehr  häufig  der  Fall  ist. 

Bleiben  nun,  als  zn  andora  Kreisen  der  menschliehen  Lebensaafgabe 
nnd  ihrer  wissenschaftlichen  Behandlnog  gehörig,  alle  di^enigen  Forderungen 
and  deren  Folgen  bei  Seite  gestellt,  welche  das  vereinzelte  Leben  des  Men- 
schen betreffen;  nnd  werden  vielmehr  nnr  di^enigen  Verhältnisse  ins  Ange 
gefasst,  wo  von  einem  Znsammeo wirken  Mehrerer  die  Rede  ist:  so  ergibt 
sich,  dass  der  Mensch  wegen  seines  AnsbUdnngsbedflrfusses  einerseits  und 
seiner  unzureichenden  Kraft  andererseits,  das  Recht  nnd  die  Pflicht  hat  in 
eine  dem  Umfiunge  und  der  Mächtigkeit  nach  aufsteigende  Reihenfolge  too 
Verbindungen  mit  andern  Menschen  einzutreten.  Einmal  nämlich  tritt  er  mit 
einzelnen  Andern  n  gemeinschaftlichen  Zwecken  zusammen.  Diess  aber 
wieder  in  doppelter  Weise.  Entweder  dnrch  rechtliche  Uebereinkanft  je  Air 
einen  bestimmten  Fall  und  mit  wesentlichem  Vereinzeltbleiben  in.  allen  anderen 
Beziehangen ;  oder,  mit  Benutzung  der  Geschlechtsverschiedenheit ,  bleibend 
zu  einer  Familie.  Eine  zweite  höhere  Stofe  der  Verbindung  ist  das  Zusammen« 
treten  zn  geaeUsehnftlieben  Kreisen,  deren  Ifittelponkt  ein  gemein- 
schaftliches bleibendes  Interesse  ist,  welches  zu  seiner  Erreichung  ein  Zn- 
sammenwirken aller  Betheiligten  erfordert  Die  Verbindung  kann  hier ,  je 
nach  der  Beschaffenheit  des  einzelnen  Falles,  eine  engere  oder  Uxcrc,  eine 
mehr  oder  weniger  organisirte  sein;  bezeichnend  flir  alle  Arten  derselben 
ist,  das«  sich  ihr  Zweck  und  ihre  etwaige  Einrichtung  auf  dm  bestimmten 
Gegenstand  beschränkt.  Dagegen  ist  das  einzelne  Individuum  durchaus  nicht 
gehindert,  je  nach  seineu  Interessen  und  nach  den  äusseren  Verhältnissen, 
gleichzeitig  e\ner  grösseren  oder  kleineren  Zahl  von  gesellschaftlichen  Kreisen 
beizutreten.  Noch  höher  steht,  diilltns,  die  Verbindung  zum  Staate,  d.  h. 
mm  einheitlichen  Organi.>5iauh  eines  ganzen  Volkes,  zur  gemeinschaftlichen 
Förderung  seines  gesammten  concreten  Lebeuszweckcs.  Und  endlich  besteht 
viertens,  das  VerhäJtniss  des  Staates  m  andern  Staaten  und  deren  Ange- 
hörigen, die  internationale,  völkerrechtliche,  Verluiidung  zur  Ordnung 
^8  Nebeneinander btsieheub  der  gleichzeitigen,  an  sich  von  einander  uuab- 
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hlDgigeD  YiaXkienirgn^gmen  und  n  gtteehiBeWfclicher  Förtemig  «dcher 
gcmeiiwamer  Angaben»  deroi  Erreidnuig  einem  dMetoen  Staate  siebt  mOg* 
lieh  irt. 

Jedes  dieser  Verliftltiueee  oDtorstelit  Tergehiedeiien  OattnngeD  tod  Ge- 
setaen:  phytrischeii,  viithscfaaftlidien,  logisoheii,  etluBchen,  inebesondere  aber, 
als  einer  besondem  Gattung  der  letaCem,  recbtUchen.  DieaeGesetieTeilaiigen 
alle,  je  in  ibren  Kreise,  entspreebende  Belolgnng;  mid  Aufgabe  der  Witten- 
■ebaft  ist  es  Ar  eine  jede  der  oben  anijsefllbrten  Verbindung  und  wiedemm 
fltr  das  Yerbaltniss  derselben  at  den  versdiledenen  Arten  tod  GeseCsen  dne 
eigene  Lehr$  sa  begründen  and  diesdbe  in  einem  Systeme  sn  entwicketn. 
Katörlieh  ist  dabei  anf  die  gegenseitige  Beeinflnunng  nnd  Beschrlaknng  der 
Ldven  and  Systeme  gehüiige  BAeksicbt  m  nehmen.  Diese  grosse  Anlgibe 
ist  denn  non  ancb  im  Lanfe  der  Zeit  und  dnreb  das  Zasammenniriiett  der 
▼ersebiedenen  gesittigten  Volker  so  nemlicb  gdftst  worden,  doch  bestehen 
freilich  noch  ntaneherlei  Lacken. 

Eine  nmfiwsende  Darstellmig  aller  Disciplinen,  weiche  die  Verbindnngn 
der  Menschen  mit  Menschen  bebandeln,  wOrde  einen  grossen  Baum  in^An- 
spmcb  nehmen,  und  doch  for  den  znnicihst  hier  voriiegenden  Zweck  som 
grossen  Theile  Qberflassig  sein.  Es  genügt  vielmehr  nur  die  recfatlidie  Seite 
der  menschlichen  Verbindongen  ins  Ange  ni  fiMsen,  somit  die  dieses  Ver- 
UUtniss  insbesondere  regebde  Wissenschaft;  und  hier  ergibt  si^  denn,  dass 
die  vier  angeführten  Stufen  der  Verbindung  von  Menschen  mit  Menschen  in 
nachstehenden  Bechtstheüen  behandelt  werden: 

Die  Verbindung  des  einseinen  Menschen  mit  andern  Einaelnen  ist  be- 
handelt im  Privatrechte,  und  zwar  namentlich,  je  nachdem  es  sich  von 
der  einen  oder  von  der  anderen  Art  des  hier  möglichen  Verkehres  handelt, 
hanptsicfalich  im  Familienrechte  oder  im  Obligationenrechte.  Nicht  erst  der 
BemeKkang  bedarf  es  aber,  (und  zwar  sowohl  für  diese  Stufe  der  Verbindung 
als  flir  alle  anderen,)  dass  die  entsprechende  Lehre  entweder  phitoiophisches 
oder  positives  Recht  enthalten  mag ,  je  nachdem  die  Sttie  filr  die  Regelung 
der  individuellen  Verbindung  aas  der  Natur  der  Sache  abgeleitet  werden, 
oder  den  Willen  einer  im  concreten  Falle  maassgebenden  Audorit&t  zur  Quelle 
haben.  Auch  ist  bekannt  genug,  dass  in  beiden  Beziehnngen  und  zwar  sohon 
seit  Jahrtausenden  so  Vieles  geleistet  ist,  dass  die  Wissenschaft  des  Privat- 
reefates  zu  den  am  grOndUcbsten  and  zu  gleicher  Zeit  am  feinsten  ausge- 
arbeiteten Systemen  des  menschlichen  Denkens  gehört 

Weniger  vollständig  ausgebildet  ist  das  Recht  der  Verbindungen  zu  ge- 
sdlschaftlichen  Kreisun.  Der  ganze  Gedanke,  diese  Gattung  von  menschlichen 
Verbindungen  abgesondert  zu  betrachten  und  als  eine  eigene  Form  des  Zu- 
sammenlebens auch  wissenschaftlich  zu  behandeln,  ist  noch  allzu  neu,  als 
dass  schon  die  wissenschaftlichen  Folgerungen  s&mmtlicb  gezogen  sein  konnten. 
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Wird  doch  ftlwr  das  Dasein  und  die  riditige  Awfhmwmg  der  Sadw  seUisl 
noch  T&dfiMh  gestritten.  Dennoch  fehH  es  keineswegs  gaas  an  einer  Be* 
arbeitimg  des  Gesellsehaftsr echtes»  nnd  manche  Theile  desselben 
sind  sogar  so  ansflBhrtich  erörtert,  als  nnr  irgend  ein  anderer  Becbtsgegen- 
stand;  nur  mnss  freiHch  der  StoJT  abthdlongenwelse  ans  anderen  Disoipliaen 
sosaannengelesen  wcnten,  doien  er  bei  frllherer  nnklarer  Adlsssnng  dieser 
Verbindangsstofe  beigemischt  wnrde.  So  näraenlllcb  theflweise  ans  den 
PiiTatrecbte,  tbeil weise  ans  dem  Staatsreehte,  nnd  namentlich  anch  ans  dm 
Kirchenrechte,  als  der  am  meisten  bäiandsItenLdife  einer  einzelnen  Art  von 
Gesellschaft. 

Sehr  ToDsIttDdig  wieder  ist  dag^en  das  Recht  der  Yerbindang  zum 
Staate  erörtert  Das  Staatsrecht,  sowohl  in  seiner  philosophischen  Anf- 
fiwsnng  ate  auf  positiver  OninAage,  ist  ein  sehr  bearbeiteter  Theil  der 
Recht8¥rissenschaft ;  anch  ist  Ober  sein  Bestehen  als  ein  eigcnthttmlicher  nnd 
abgesonderter  Theil  derselben,  sowie  über  das  Vorhandensein  eigener  leiten- 
der Grundsätze  und  besonderer  daraus  htaiimituder  Folgesätze  nicht  der 
mindeste  Zweifel  vorhanden. 

Auffallen  darf  es  daher  immerhin,  dass  das  Recht  des  internationalen 
Verkehres  der  Menschen  in  seiner  wissenschaftlichen  Bearbeitung  so  weit  zu- 
rücksteht gegen  die  nahe  verwandte  I)is(  iplin.  Dieser  Theil  des  Verbindungs- 
rechtes, das  Völkerrecht,  ist  zur  Stunde  noch  eben  so  unvolistilndig  in  den 
Grundsätzeu  als  lückenhaft  dem  Stoffe  nach.  Nicht  dass  man  das  Vorhanden- 
sein eines  solchen  Verkehre«?  verkannt  hätte  und  hätte  verkennen  können; 
Bearbeitungen  des  Völkerrechtes  sind  seit  dritthalb  Jahr buüderten  in  grosser 
Menge  geliefert  worden:  allein  es  wird  ein  doppelter  Fehler  bedangen.  — 
Einmal  wird  der  ganze  Gegenstand  gewöhnlich  lediglich  nur  vom  iStandpunkte 
der  Sonveriinitiit  der  Staaten  ans  aufgefa^^st,  also  von  dem  ihrer  Selbststän- 
digkeit und  gegenseitigen  Unabhängigkeit.  Mit  andern  Worten,  die  Frage 
wird  so  gestellt:  wie  viel  oder  wie  wenig  sieb  ein  selbstständiger  Staat  in 
Bcziehunp  auf  den  Verl<<  hr  mit  Fremden  gefallen  lassen  müsse,  seinerseits 
aber  in  Anspruch  nehmen  könne,  diess  aber  sowohl,  was  seinen  Verkehr 
mit  fremden  Staaten  selbst  oder  mit  einzelnen  Angehörigen  derselben  betreffe, 
als  soweit  der  Verkehr  einzelner  Fremder  mit  den  diesseitigen  Btirgern  in 
Frage  stehe?  Bei  dieser  Auffassung  ist  denn  natürlich  die  Bemühung  dabin 
gerichtet,  so  wenip  al-  möglicli  von  der  Selbstständigkeit  aufzugeben;  wäh- 
rend doch  dir  richtige  Auffassung  vielmehr  die  ist,  nach  gesicherter  Selbst- 
stiUidiurkiit,  (welche  allerdings  als  die  Gründl. ige  jedes  Gedeihens  vorangehen 
umsb,)  die  Gemeinschaft  unter  den  grossten  organischen  Menschenverbin- 
dimgen,  Staaten  genannt,  möglichst  zu  fördern  als  letztes  Mittel  zu  Erreichung 
der  menschlichen  Lebenszwecke.  Es  bricht  also  die  übliche  Behandlung  des 
Völkeircclitea  gerade  in  der  Mitte  ab;  and  es  erhält  ttberdie&s»  die  erürterte 
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HlUfce«  mnigileiis  tMiveite,  cum  iUtehe  FMmig  ZweHens  abor  iit 
eine  <)iielle  von  IbrolikoiiiiBailieit  der  itadgon  TfilkemeiitewineDMbift  darin 
n  ladMii,  dus  die  Terinndmig  von  Staat  mit  Staat  TOnogsudse,  wo  mäA 
gau  aSetai,  ins  Ange  getot  wird»  wihrend  doch  die  Lehre  von  der  inter» 
Dationaleii  Gemeiiudiaft  der  Einzelaen  tind  der  Geadhehaften  eben  so  nodi- 
wendig  lit.  Ton  einer  Beaehtang  der  OeBeüadiaft  war  aber  in  VüttcefreijMe 
bis  itst  ancb  nidit  einmal  die  Rede;  nnd  andi  das  internationale  Bseht'der 
Einseinen  ist  mir  sehr  anTollkonunen  entwickelt  Mass  nttnlieb  aach  ang»* 
geben  weiden,  dass  scbon  m  wiederholten  Malen  ein  grSsaeror  Aalanf  g«- 
nommen  worden  ist,  om  (im  sogenannten  internationalen  Prifatreebü)» die 
RechtSTsrhillnisse  der  Einaelnen  za  fremden  Staaten  ansflttiiüdi  sa  ertrteni; 
nnd  ist  nicht  zu  liognen,  dass  viel  Scharfinnn  and  grosse  fiflfilirii umreit  ajsf 
diese  Afbeiten  Torwendet  worden  ist:  so  entsprieht  doch  das  Ergehniaa  ksl> 
neswegs  diesem  Aufwände.  Die  Grandlagen  sind  immer  noch  sdmaiAHl 
nnd  bestritten,  nnd  die  sjrstematische  Ihvcfafthrang  ist  hödist  MekeBlfftj 
wie  es  freilich  nicht  anders  sein  kann,  da  es  an  dem  klaren  BewüslMli 

■ 

der  An^gabe,  Ja  selbst  des  Yorbandenseins  einer  eigenen  Stnüs  derManadMl^ 
verirfndnng  febU. 

Sind  die  vorsteh^iden  Aoifossangen  nnd  Aosstellnngen  richtig,  so  ergOit 
sich,  was  von  der  Wissenschaft  des  Völkerrechtes  binsichllich  der  Begeling 
der  internationalen  menschlichen  Gemeinschaft  zn  fordern  ist  Es  müssen 
die  Bechtssfltae  anbetenden  werden,  welche  die  Verbindmig  der  Menschen 
in  ihrer  höchsten  Potenz,  nimlich  über  das  Leben  des  einadnen  Staates 
hinaas,  and  zwar  zar  Erreichang  ihrer  Lebenszwecke  zn  regeln.haben.  Diess 
moss  aber  in  doppelter  Beiiehang  ▼oUstlndig  geschehen.  Einmal  sind  die 
sftmmtlichen  Snltjekte  einer  intemaHonalsn  Yerbindnng  za  beaditen;  ninilich 
nicht  bloss  die  Staaten  seDwt,  sondem  wk  die  gesellschaftlichen  Kreise 


1)  HUiht  yetbeuort  natürlich  wird  die  üdiiefheit  der  Av&tatmg  and  die  UnvoUatÜndi^keit 
dir  nwiliriliiin  daSuNib,  das«  nieht  Mlten,  oad  Mzar  Mci^d«  SehiMSMIanit  üa 
beiden  ver(«chlp<!r*nrn  spitnn  de«  Völkf^rrpchtes  —  die  BonverSnetiU  nod  die  interoadoniUf  Ge- 
aMtaMhaft  —  »o  versUuideo  werden,  m1«  handle  et  sieh  von  den  Uotencbiede  iwiidMo  Sitxea 
im  ttrmmw.  Beebto  (obllgmtion«  Jute)  nnd  Ckwokduttw  d«r  mUftaH  oad  BOAnz  (eonttas 
nmimtiTn'' -,  and  wenn  dann  die  G<^Tni  <n?'  ^nft  jUs  ungHaTir  Kleiphb<?d(»uten(l  mit  der  letrf««r<»n 
Art  von  Fordaraac«D  and  Btniftamun^ea  genommea  Ut  Man  »ebe  a.  B.  IL  Orotlaa,  De  Jore 
MM  tt  pocli,  Pratair.;  Peil«t  De  neawa.  «t  wn  J«rto  |«iifln,  «ii.  I;  Phllltnor«,  Com- 
n-irntarlt  s  T^-l  I,  190  ftr.  Bd  dloser  Elnthf-nnriir  wird  nicht  aaf  die  Vewchledciih.  if  V  i 
Sache  aeliitt,  sondem  nur  aof  einen  aaffebUcben  Unterschied  Ia  der  BegrSndong  der  8iUs« 
BSflkiltht  zwwwaa,  Samft  tmm  alm  gw  kda  BesiMT  von  Sem  Uludto  nd  SarVawwdg— g 
der  WNscnsrhafr  (rrt:<'^>"n.  T'<^!if=rf!ie8*  entspricht  der  rtri^rrnntrjiünif  T'^ti^r^i-hipi.;  In  di-T  R.-'rriin- 
daag  der  ForderoQ^eu  den  TluUMchea  lediyitcti  nicht,  int  e«  scbun  niulit  rtuhtl^ ,  vou  stunmt- 
BduB  SÜMii  4w  8oiiv«rlnltttii«hra  n  Mnaptott,  Sa«  lie  itowiff  lofilick«  V^tgammm  aw 

obersten  Tin  VitsyinruMpini  srlm,  und  rlas«  keine  Oewohntn  'tcii  d"r  nitlipkclt  ond  Oesittlsraiig 
dabei  stattfiodeit:  so  ist  es  vöiliK  fislsoh,  die  gaue  Lehr«  vua  der  VölkerzesMÜMobaft  dais«- 
•tentDota  Jfld«rilNnzwSfldrt«vfVBdlafl«'1wi»aaS  In  dMOtbM  «UtoaMte  fMlr» 

Oer»dc  dahin  rouM  ;r'-^tr>  1 1  wi  r<i>  n .  (Ima  dlt  mAOIcIm  BflgiSoiiias  Str  IntoniiliiwirtBii  fla> 
Wihncihaft  ebenmissig  erwiesea  vorU«gt. 
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and  die  einzelnen  Individaen.   Sodann  aber  sind  die  sfimmtUchen  otgekUvm 
Gegenstände  eines  Verkehres  solcher  Art  zu  erörtern.  In  beiden  Beziehnngen 
aber  ist,  wie  nicht  erst  bemerkt  za  werden  bnmcht,  sowohl  philosophisches 
als  positives  Recht  za  entwickelD,  wenn  eine  abwlnte  ToUatändi^teit 
vonnen  sein  soll. 

Eine  Lösung  der  so  geleckten  Anfgabe  ist  denn  nun  fireilich  rin  presset 
Werk;  denn  die  Darstellung  würde  nicht  wenig(»r  als  «den  dritten  Tbeil  eines 
richtig  geordneten  Völkerrechtes  nm&ssen,  welches  zerf&llt  in  die  Lehren 
von  der  Souveränität  der  Staaten ,  v(m  der  internationalen  Verbindung  der 
Menschen ,  endlich  von  der  DurchfQhmng  dieser  beiden  Gattungen  von  Rech- 
ten. Wenig  Zweifel  kann  sein ,  dass  dieses  genfigend  nnr  in  einem  vollkom- 
menenSysICBie  der  ganzen  Vdlkerrechtswissenschaft  ansseftfart  weiden  kann, 
ika  gegenwärtiger  Stelle  moBS  ein  beschränkteres,  wenn  schon  iiHiwAiffcfa 
wichtiges  Ziel  gesetzt  werden,  nftmlicb  nnr  die  Hervorhebnng  des  e^enthttnir 
liehen  Gmndgpdaidrans  dieser  Abtheilong  des  Völkerrechtes  imd  ein.  Uniiss 
dcrTerscbiedenen  in  denselben  zn  behandelnden  Gegenstände;  und  zwar  Beides 
nur  anf  dem  Standpnnkte  des  philosophischen  Rechtes,  da  eine  DarsteUnng 
der  Yersttche  zn  einer  posttiven  Ordnnng  einen  flbogroisen  Baun  in  An- 
spruch nehmen  wflrde.  Anch  so  beschränkt  ist  aber  die  Anfgabe  im«mwMii 
noch  eine  mlssHche,  in  so  ferne  es  sich  beim  jetzigen  Stande  der  Wissen- 
schaft zunächst  von  Gewinnung  einer  festen  Grandlage  und  von  Begründung 
der  hanptsäehliehsten  leitenden  Grandsätze  handelt,  also  gerade  von  den 
schwierigsten  ErOrtenmgen.  Ist  freilich  bo  viel  gewonnen,  so  ist  der  weitere 
Aasban  verhältnissnässig  leicht;  doch  wird  noch  denn,  wie  ttberall  im  Völker- 
rechte,  die  Erörterung  der  aas  der  Bator  der  Sache  ffiessenden  Gmndsätse 
einer  Yerbessenuig  des  positiven  Beebtes  vorangehen  mfissen,  weil  die  erste 
Ueberzeogong  von  der  Nothwendigkeit  eines  Znstandes  die  allmähUge  Yer- 
wirkfichnng  im  Leben  nach  sich  zieht 

2.  Gegensatz  von  Sonveränität  und  Gemeinschaft. 

Die  gewöhnliche  Aaffusong  des  Völkerrechtes  ist,  dass  dasselbe  die- 
jenigen Bechtssätse  catwidile,  welche  die  gegenseitigen  Yerhlltnisie  sou- 
veräner, d.  b.  sdbsUtändiger  und  von  einander  unabhängiger  Staaten 
regeln* 

Diese  ist  denn  nnn  in  so  ferne  ganz  richtig,  als  es  sich  Im  Y^lkeirsdite 
allerdings,  im  Gegensatze  gegen  das  Staaterecht,  von  den  Beditsverhält> 
nissen  verschiedener  ganzer  Ofganismen  des  Zusammenlebens  handelt,  und 
nidit  von  den  Beziehnngen  der  einzehnm  Uensshen  zn  dem  bestimmten  ein* 
zdnen  Oigfudsmas,  dessen  bleiboide  Mitglieder  sie  sind.  Es  ist  femerUn 
'"wvrtifcUiaft  richtig,  dass  im  Völkerrechte  vor  AUem  und  zur  Gewinnung 
einer  rechtlichen  Grundlage  ihr  das  Weitere  das  Redit  des  einielaen  StMies 
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n  Itestehflii,  dcli  Zwecke  n  setcen  mid  diese  mit  den  nothwendigco  MifttclD 
m  irerfolgen,  begrOndet  und  g^gen  «illkllluljclie  EingrÜB  anderer  Staaten 
sieliergeBtellt  wird;  und  es  kann  dieses  nkht  gesdieheD,  obne  daas  maiidi- 
ÜMihe  logische  !Polgernngen  alsbald  gezogen  werden.  Die  Soiwerajuttt  der 
Staaten  ist  ihre  rechtliche  Persönlichkeit,  ond  es  liest  sich  ein  System 
ihres  ftnsseren  Rechtes  nicht  entwickeln ,  ausser  wenn  die  Bedingung  der 
Entstehung  dieser  Persönlichkeit,  ihr  Ansprach  anf  Anerkennung  dendbea 
y<m  mnäm  in  Raum  nnd  Zeit  gleichmassig  Vorhandenen,  endlich  die  im 
Wesen  einer  solchen  unabhängigen  Persüiilichkeit  liegenden  Eigenschaften 
nnd  Forderangen  festgestellt  sind.   Es  verhält  sich  hier  gerade  so,  wie  im 
PriTEtrecbte,  wo  eine  Auseinandersetzung  des  Wesens  der  menschlichen 
Person  nnd  der  Nachweis  der  in  derselben  enthaltenen  abstrakten  Rcdite 
der  Entwicklang  der  Verliilltnisse  zu  den  Sachen  und  zu  andern  Personeo 
vorangehen  muss;  oder  wie  im  Staatsrechte,  wo  die  Bestandtheile  des  dB- 
zelnen  Staates,  nanilirh  Bürger,  Gebiet  und  oberste  Geviüt  rechtlich  ffl 
erörtern  sind ,  elie  m  den  Folgerungen  für  das  Recht  der  Regierung  wi 
der  Regierten  übergegangen  werden  kann. 

Allein  es  ist  eine  Halbheit,  wenn  nur  dieses  egoistisch  berechtigte  und 
abgeschlossene  Sein  der  Staaten  zum  Gegenstande  der  Erörteningen  des 
Völkerrechtes  gemacht,  und  daran  etwa  nur  noch  die  Darlegung  der  Mittel 
geknüpft  wird,  wie  die  Persönlichkeit  nnd  die  ihr  innewohnenden  Rpcbtc 
gütlich  oder  mit  (Jewaltmaassregeln  gevsalirt  werden  können  Neben  »iiesem 
Rechte  zu  sein  und  für  sich  zu  leben,  imgekrilnkt  und  ungezwungen  vou 
Anderen,  im  Kotbfalle  sich  zu  vertheidigon  ,  st^-ht  ii:in»1irh  auch  noch  die 
grosse  Aufgabe ,  dureb  geordnete  Verbindung  des  Staates  mit  fremden 
Staaten  sowohl  die  Lebenszwecke  des  eigenen  Volkes,  als  die  des  gesammteü 
Menschengeschlechtes  zu  fördern. 

Die  Nothwcndigkeit  und  Erlanbthrit  «  iner  Sorge  für  den  eigenen  Tor- 
theil bedarf  kaum  eines  Beweises.  Wie  mächtig  auch  ein  Staat  ^eui  mag, 
es  kommen  doch  Fälle  vor,  in  welchen  zur  Erreichung  einer  in  sich  berech- 
tigten Absicht  das  Maas«  seiner  Kräfte  oder  die  Gränze  seiner  ZuständiRkcit 
nicht  ausreicht.  Und  wie  hulfreich  er  seinen  Bürgern  bei  der  VerfolguDg 
ihrer  Lebenszwecke  beistehen,  wie  vieimjtig  den  einzelnen  Staatsangehörigen 
dnrch  die  Gesammtkraft  und  durch  ilen  einheitlichen  Organismus  m 
Eireichung  ihrer  individuellen  Aufgaben   verholfen  werden  mag:  immci- 

bleibt  eine  ganze  Reihe  von  Verliültnif^sen  übrig  in  welchen  Lchem- 
»wedte  des  Volkes  im  Ganzen  und  einzelner  GUeder  desselben  innerhalb  des 
^taete^fangs  oder  mit  der  verfügbaren  Macht  des  einzetaen  Organismo« 
»^  Od^  nicht  vollständig  erreicht  werden  kennen  8o  ist  es  ?..  B.  .elb.t 
^«»««M^  Staaten  rechtlich  nicht    mögUcb  e^l«« 

B«*te«ninnng  aUein  zu  lösen.   Wenn   ein  V^UclT  fä^ 
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geflUdilet  odfir  sich  imAnakuide  gegai  diesseitigMBecht  stnikar  Tefgangen 
hat,  kann  er  nicht  ans  eigner  MaehtvoUkommenhdt  in  dem  fremden  Gebiete 
an^grüEni  oder  daselbst  snr  Strafe  gezogen  weiden.  Wenn  in  einer  diesBeite 
anbingigen  Beditsaache  Beweise  notbwendig  sind,  an  deren  HersteUnng  aber 
amtliche  Haadinngen  in  fremden  LIndera,  so  kfiimen  onsere  Gerichte  dieselben 
weder  selbst  TOmehmen  noch  auch  nor  befehlend  anordnen.  Znr  YoUstreckung 
eines  diesseits  geMten  ürtheiles,  welches  eine  Anwendung  aof  Personen 
oder  Sachen  in  fremdem  Gebiete  erleiden  sollte,  reicht  die  Zostlndigkeit  der 
Gerichte  nnd  der  sie  nnteratfltienden  Staatsgewalt  nicht  aas.  Feiner  kann 
eine  Regiemng  in  fremden  Lftndem  kdne  richtige  nnd  gleichmftssige  Be- 
handlnng  ansteckender  Krankheiten  Torschreiben,  nm  dadnrch  das  eigene 
Gebiet  sicheraistellen  oder  etwaige  Yerkehrsaachtheile  abmwenden.  Wenn 
ein  Staat  es  ftr  iweckmässig  erachtet,  seinen  ein  fremdes  Gebiet  besuchen- 
den Handeisleaten  oder  Schüfem  an  Ort  und  Stelle  einen  amtlichen  Rath- 
geber  oder  einen  Schiedsrichter  Ihr  ihre  Streitigkeiten  anter  einander  an 
bestellen,  so  kann  er  demselben  eine  anerkannte  Stellnng  nnd  Wirksamp 
keit  nicht  aas  eigenem  Rechte  geben.  Eine  Handelsstrasse,  welche  dnrch 
ferscfaiedene  fremde  Gebiete  nach  einem  fernen  Zielponkte  zidiea,  oder 
eine  Yerkehrsaastalt,  welche  eine  sichere  nnd  schnelle  Mittheilong  noch  in 
fremde  LSiider  Termitteln  soll,  kann  durch  einseitige  Kraft  und  Gewalt  nid^t 
hergestellt  werden.  £ine  Gleichheit  der  Hllnae,  des  Maaases  nnd  Gewichtes 
oder  des  Haaddsgesetses;  eine  Erleichterong  der  ZoUbehandlong  im  Ans* 
lande  kann  anderen  Staaten  nicht  einfach  befohlen  wwden.  Und  wenn  ein 
Staat  anch  noch  so  gross,  seui  Gebiet  noch  so  verschiedenartig,  sein  Er^ 
zcuguisa  noch  so  reichlich  ist,  so  genügt  doch  diesa  Alles,  erfehmngsgemiss, 
nidit  anr  Befriedigung  simmtlicber  kOiperlicher  und  geistiger  Bedllrihisse 
seines  Volkes;  das  Fehlende  mnaa  ans  aDen  TheUen  der  Erde  ansammen- 
gebraeht  werden.  Sehr  selten,  oder  viehnehr  niemals,  findet  eine  blflbende 
Gewerbethätlgkcit  vollstftndigen  Absatz  Ihrer  Erzeugnisse  innerhalb  des  eige- 
nen Landes,  während  sie  anderwftrts  Bedfirfiiiss  sind  nnd  gesucht  werden. 
Der  durch  diese  gegenseitigen  Bi^dfirfeisse  erzeugte  Yerkdir  unatidiger  Ein- 
aefaier  und  Gesellschaften  findet  vielfech  in  fremdem  Gebiete  statt,  veranlasst 
ein  Gehen  und  Kommen  im  Aaslande,  ein  Senden  dahin,  ein  Empfangen 
daher.  Nur  wenn  alle  Welttheile  benfitzt  and  durdireist  werden  kOnnen, 
mögen  die  Zwecke  jedes  einzelnen  Volke«  erreicht  werden.  Ist  aber  gar 
em  Staat  nnr  klein  und  unro&chtig,  so  wird  die  Unmöglichkeit  dem  dgenen 
YoUce  die  Mittel  znr  Erreichung  seiner  Zwecke  selbst  nnd  allein  zu  liefern, 
noch  in  vielen  weiteren  Beziehungen  herantreten.  Hier  bleibt  also  dem 
Staate  überall  nur  die  Wahl  zwischen  einer  unvollkommenen  Erreichung 
•"»er  Anzahl  von  wichtigen  Aufgal^cn,  und  einem  Hinausschreiten  Uber  den 
^  ihn  ^uiiutiiöt  gezogenen  Kreiä,  mit  andern  Worten  einem  Verkehr^ 
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mit  Auma  und  einer  VerWadang  mH  mkam  Staaten  zu  gemeißschaft- 
lichem  Handebi  oder  wenigstens  nt  geordnetem  Dolden  dieudtigen  Han- 
delns. Was  mm  von  Beidem  aber  YemünfUgerweifle  an  uftUsn  ad,  kann 

keinem  Zweifel  unterliegen. 

Schwieriger  ist  es  allerdings  zo  zeigen,  dass  es  auch  Aufgabe  des  Staates 

sei,  Lebenszwecke  anderer  Völker  und  der  Menschheit  überhaupt  nach  Kriften 
zu  fördern.  Diess  versteht  sich  allerdings  von  selbst,  so  weit  es  sich  von 
solchen  Zu<:i'-t;lndnissen  und  Leistungen  handelt,  welche  nur  die  Erwiede- 
rung beaelmiigsweise  die  Kehrseite  der  von.  uns  im  eigenen  Vortheile  an 
fremde  Staaken  zuerst  gestellten  (so  eben  besprochenen)  Fuideruugen  sind. 
Dass  die  Ki  iullung  solcher  Begehren  nicht  einseitig  erlangt  wri  den  kann, 
vieliathr  in  der  Regel  eine  Erwiederung  derselben  Maassregel  von  uu  trer 
Seite  die  Bediuguug  der  Erreichung  ist,  bedarf  keiner  Auseinandersetzung. 
Was  also  von  Handlungen  oder  Einräumungen  zwar  an  Fremde  geleistet 
wird,  eben  weil  es  zur  Erlangung  der  eigenen  Wünsche  nöthig  ist,  bildet 
eigentlich  nur  einen  integrirenden  Theil  des  besprochenen  Verhältnisses,  md 
die  rechtliche  und  sittliche  Nothwendigkeit  der  Leistung  ist  durch  die  eigoie 
Forderung  gegeben.  Allein  der  zu  erörternde  Gegenstand  ist  ein  wesentlich 
anderer.  Es  soll  nämlich  nachgewiesen  werden,  dass  der  Staat  eine  Ver- 
pflichtung habe,  selbst  da,  wo  er  nicht  selb5?t  betheiligt  ist,  menschliche 
Lebenszwecke  ihrer  selbst  wegen  m  fördern.  Dieser  Reweis  kann  nun  aber 
wirklich,  und  zwar  auf  folgende  Weise  geliefert  wer  ii u 

Darüber  ist  allerdings  kein  Zweifel,  dass  eine  Verbindlichkeit  so  lange 
nicht  besteht,  als  die  fremden  Staaten,  Körperschaften  oder  Einzelne  selbst 
im  Stande  sind,  bei  g  liorigcr  Anstrengung  ihrer  Kräfte  ihre  Zwecke  zu  er- 
reichen ;  am  allerwenigsten ,  wenn  über  der  Leistung  au  Fremde  die  Befriedi- 
gung der  Forderungen  des  t  ig'  lu  n  Volkes  und  die  Bedingungen  des  eigenen 
Staatsdascins  Noth  leiden  \surden.  Kann  der  Staat  die  Beiträge  seiner 
eigenen  Unterthancn  für  die  ihn  selbst  und  die  Seinigen  bctrefFcndm 
Zwecke  nur  dann  und  nur  in  so  weit  in  Anspruch  nehmen,  als  diess  durch- 
aus nothwendig  ist,  und  wenn  die  Kräfte  des  zunächst  Betheiügten  nicht 
ausreichen :  so  kann  noch  weit  weniger  davon  die  Rede  sein ,  dass  er  frem- 
den Staaten  oder  einzelnen  Angehörigen  derselben  auf  Kosten  seiner  Unter- 
thanen  solche  Lebenszwecke  beschaffe,  welche  diese  selbst  befriedigen 
könnten,  wenn  sie  nur  ernstlich  wollten.  Ks  handelt  sich  also  selbstredend 
nur  von  Menschheltszv^ccken ,  welche  ohne  Thätigkeit  oder  mindestens  ohne 
Rechtsbcschr&nkung  eines  zunächst  und  für  sich  nicht  betheiligten  Staates 
nicht  befriedigt  werden  können.  In  solchen  Fällen  ist  nun  aber  offenbar 
die,  in  andern  Beziehungen  sehr  berechtigte  und  nothwendige,  Abtheilung 
des  Menschengeschlechtes  in  einzehie  sonverftne  Staaten  eine  schwere  Un- 
ToHkowmenhfiit  ond  ein  Uindemiss,  ivelches  die  Yemonft  wo  möglich  zv 
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b«wltigeii  gelrfetfli  per  einieliie  Staat  ist  allerdings  otn  meriisaHdiefi 
Kittelglied  zur  Errddiimg  der  ttebensanigabe  des  Mamwfcen  auf  der  Erde; 
aBein  er  ist,  trots  ssiiwr  Madit  and  seiner  ykdkitk  grossen  Iisistaiigen, 
doch  nnr  ein  nnroUkommenes  Werkzeug,  da  er  wesentlich  dem  Baume  und 
dar  Kraft  nach  beschrftnkt  ist;  und  nichts  ist  weniger  logisdi  nodmendig, 
als  dass  ein  menschlicher  Lebenszwedc  desshalb  angegeben  werdoi  mtss, 
weil  es  nicht  in  der  Macht,  oder  vielleicht  nur  nicht  in  dem  Sonyeranittts- 
reehte,  des  zonftchst  bethciligtcn  Staates  liegt,  die  Mittel  zu  seiner  Erreichong 
zu  beschaffen.   Der  richtige  Scliluss  ist  vielmeiir,  dass  man  sich  nun  nm 
eine  noch  grössere  Kraft  oder  um  die  Zustimmung  des  genügenden  fremden 
Rechtes  bemühen  muss.    So  wie  die  Einzelnen  zur  ErgänzuTig  ihrer  Kraft 
zusammentreten  zur  Familie,  die  Familie  zu  gescllschaftliclitii  Kiiibou,  diese 
zum  Staate:  so  haben,  in  Verfolgung  desselben  Bedürfnisses  und  Gedankens, 
uuüli  die  Staaten  zusammeuzuwirlieu ,  wo  der  euizclnu  vuu  ihm  n  nicht  ge- 
nügt.   Aiicidiiigs  ist  die  Kraft  des  Menschen  schüesslich  nnmer  eine  be- 
schränkte, uiid  selbst  eine  noch  so  vollständige  und  ausgedehnte  Zasammen- 
Itgung  derselben  reicht  oft  nicht  aus  zur  Gewälti^^ung  von  Naturzuständen, 
weiche  sich  thatsächlich  der  Erreichung  eines  erlaubten  Zweckes  entgegen 
stellen,    bugar  die  Vereimguug  der  Kralle  mehrerer  Staaten  mag  sich  als 
unzureichend  erweisen.   Dann  bleibt  freilich  nichts  flbrig,  als  den  unerreich- 
baren Wunsch  ganz  aufzugeben;  allein  in  sehr  vielen  Fällen  ist  durch 
ein  Zusaiiiiiienwirken  nichitier  Stiuiton  >v]iklich  erreichbar,  was  der  An- 
strengung des  einzelnen  gespottet,  oder  wozu  diesem  wenigstens  allein 
das  Recht  nicht  zugestanden  hätte.  —  Aber,  fragt  es  sich  natürlich ,  kann 
dem  Staate  die  Verwendung  seiner  Kräfte  zu  Zwecken  zugemuthet  werden, 
welche  ihm  selbst  und  auch  seinen  Angehörigen  fremd  sind?  Allerdings,  i 
wenB  es  überhaupt  Pflicht  des  Menschen  ist ,  nicht  bloss  die  eigenen  Zwecke  \ 
m  verfolgen ,  sondern  auch  Nebenmenschen  in  der  Verfolgung  ihrer  Lebens-  ' 
anhabe  httlfreich  zur  Seite  zu  stehen,  wo  Solches  nothweudig  ist.  Bestellt 
elBa  solche  Pflicht,  und  sie  wird  emstlich  nicht  in  Abrede  gezogen  werden 
wollen ,  so  kann  die  Verschiedenheit  und  die  Souveränität  der  Staaten  kein 
Grund  zur  Verweigerung  einer  nöthigen  Hülfe  sein.  Die  Absonderung  des 
Menschengescblecbtes  in  eme  Anzahl  kleinerer  Gcsamnitheiten  ist  nnver- 
iMidUeh  trogen  der  mangelhaften  Herrschaft  des  Menschen  Ober  Raum  und . 
Zeil'  und  wegen  der  Unmöglichkeit  die  Angelegenheiten  allzu  vieler,  zn  Ter>| 
sehiedeaaftiger  und  in  allzu  grossen  Entfeniiingai  auseinander  wohnender^ 
MeBBnhfm  m  einem  Mittelpunkte  aus  zu  besorgen.   Allein  in  dem  Begriffe 
des  fliMitea  nnd  in  der  Nothwendigkeit  des  letzteren  liegt  keineswegs  auch 
dll  AimfliHf^"g  aller  menschlichen  Rechte  nnd  Pflichten.  Der  einzelne 
Staat  nid  sdne  Soavertaitit  ist  zur  Besorgung  gewisser  AngelegenhäteA 
eben  so  nnerllsslich,  wie  aar  Erkdignng  anderer  BedOrihisse  die  Uetaieiet 
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OrgaainneB  der  Familie,  Gemeinde,  Kiidie  n.  e.  w.  vorhandeD  sind.  Was 
aber  durch  ihn  allein  nieht  besorgt  werden  kum,  Mt  so  wenig  aas  der 
mBDscUiclien  LebensMi^be  ans,  als  jene  BedOrfiiisse  onbefriedigt  bleiben 
niaseii,  ndchen  die  Familie  oder  der  geseUso^iafUiche  Kreis  ni«^  gerecht 
werden  kann.  Vielleicbt  lisst  sich  aas  dieser  üngenttgenheit  des  eiinaelnen 
Staates  (mit  FaUati)  ein  Sdilnss  auf  die  NoChweiidiglKit  bOherer  8taataa?er* 
Undnngen,  also  der  VOlkergesellschaft  nnd  scUieseHeb  des  YOlicentaates 
siehen,  md  es  soll  an  dieser  Stelle  anerledigt  bleiben,  ob  diese  hdbeven 
Gestaltangen  idrklifili  die  letste  Aniii^  des  YOlkarredites  sind:  aDein  jeden 
Falles  beateben  diese  Steigerangen  des  menschlidieli  ZosammenlebeDB  tiist- 
sAchlich  noch  nicht,  wflbrend  die  unbefriedigten  Bedftrfiiisee  nnd  wenigstens 
zuweilen  die  Möglichkeiten  einer  Abhülfe  durch  suntchst  nicht  betheihgte 
Staaten  vorhanden  sind.  Und  so  bleibt  es  denn  jeden  Falles,  da  die  Erfüllung 
der  sittlichen  Pfliclitcn  nicht  durch  zufällige  Abtheilungen  der  ErdoberffikAie 
und  häusliche  Einrichtung  in  denselben  beseitigt  »ein  kann,  bei  der  vorlänfigeo 
Verpflichtuüg  zur  luLernationalen  Hülfe  in  den  dazu  geeigneten  F&Ilen. 

Unzweifelhaft,  geht  man  bei  der  vorstehenden  Auffassung  der  völker- 
rechtlichen Verhältnisse  weit  hinaus  über  das  im  lieben  gewöhnliche  und  vor. 
den  bestehenden  Staaten  anerkannte  Maass  der  Leistungen.  Es  ist  ein  idealer 
Standpunkt,  welcher  Liei  tjugenonimen  wird,  und  ein  allgemeines  Kingeheu 
auf  die  eben  aufgestellte  und,  wie  gehoift  wird,  erwiesene  Forderung  einer 
'  freiwilligen  Hülfe  zur  Erreichung  sonst  unbefriedigharer  Lebenszwecke  hätte 
eine  wesentliche  Steigerung  und  Veredlung  der  gegenwärtigen  Verhältnisse 
derStiialtn  zur  Folge.  Aiiein  in  einem  solchen  Fortschreiten  des  Gi'claukcns 
und  in  einer  solchen  Steigerung  der  Gcsittigung^furdcrungen  liegt  keineswegs 
ein  Grund  zu  einem  Rückschlüsse  auf  einer  Unrichtipkcit  des  Ausgangspunktes 
oder  zu  einer  Verhöhnung  unpraktisclicr  Träumerei.  Wenn  das  thatsächlich 
Bestehende  der  unbedingte  Maassstab  fiU-  alles  Erlaubte  und  Mögliche  wtlre, 
so  wäre  das  Meuschengeschlecht  niemals  über  die  rohesten  Zustände  allge- 
meiner Barbarei  hinausgekommen.  Jedem  Schritte  vorwärts  musstc  eine 
relativ  ideelle  Anschauung  und  eine  hierauf  gebaute  Forderung  vorangehat 
Und  dass  wir  das  letzte  Ziel  aller  möglichen  Vortreflflichkeit  bereits  erreicht 
haben,  wird  doi  li  selbst  der  Eitelste  unter  uns  nicht  behaupten  wollen.  Aohn- 
liehe  Steigerungen  der  Auffassung  von  Pflichten  und  Rechten  kommen  auch 
im  inneren  Leben  des  einzelnen  Staates  vor.  Es  hat  z.  B.  allerdings  einmal 
staatliche  Zustündo  ^ 'ben,  in  welchen  alle  Forderungen  für  befriedigt  er- 
achtet wurden,  wvnn  nur  jeder  einzelne  Thcilnehmer  in  einem  gesicherten 
privatrechtlichen  Verhältnisse  zu  dem  Inhaber  der  Gewalt  stand,  und  er 
etwa  noch  im  Nothfalle  eine  Rechtshülfe  erhalten  konnte;  es  dagegen  für 
eine  vollkommene  Abenteuerlichkeit  erachtet  worden  wäre,  wenn  man  dem 
Staate  die  Aufgabe  zuerkannt  hätte,  die  einzehieii  IbeUnebiner  dareb 
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Anwendung  einer  zusammengelegten  Gesammtkraft  in  allen  solchen  Fällen  zu 
unterstützen,  in  welchen  die  eigene  Anstrengung  zu  Errciehuiig  eines  nütz- 
lichen Zweckes  nicht  genüge.  Dennoch  ist  diese  gegenseitige  Hülfe  jetzt 
gan2  unbestritten  und  allgemein  als  einer  der  Hauptzwecke  des  Staates  an- 
erkannt und  geübt.  Auch  hier  ist  die  idei  11c  Forderung  vorangegangen,  hat 
sich  nicht  nur  als  lilcherlich,  sondern  selbst  aU  unerträglich  anfechten  lassen 
müssen,  konnte  doch  aber  schliesslich  den  Sieg  davontragen.  Oder  um  noch 
Käherliegondes  zu  nehmen :  die  Griechen  und  Körner  hatten  bekanntlich,  trotz 
aller  ihrer  hohen  P>ildung,  keinen  Begriff  von  Völkerrecht,  weil  sie  allen  an- 
deren, barbarischen ,  Staaten  schon  die  Berechtigung  zu  bestehen ,  gar  nicht 
zuerkannten.  Dessen  unerachtet  ist  die  Lehre  von  der  völkerrechtlichen 
Soaverfinität  der  Staaten  sammt  allen  ihren  Folgerungen  allmählig  entstanden 
und  anerkannt  worden ,  obgleich  die  Einwendung  einer  unpraktischen  Steige- 
mg  der  Anschaniuigen  nnd  Forderungen  ebenfalls  erhoben  Verden  konnte. 

8.  Allgemeine  Grundsätze  der  internationalen  Gemeinschaft. 

Aus  don  bisher  Erörterten  ergibt  sich,  dnss  die  Thätigkeit,  welche  von 
dein.  Staate  zur  Erreichung  der  menschlichen  Lebenszwecke  auch  Ober  das 
eigene  BedUrfniss  hinaus  gefordert  wird,  weder  ein  Zurücktreten  von  den 
einem  jeden  derselben  obliegenden  nnmittelbaren  Aufgaben  bedingt,  noch  in 
einer  Uebernahme  solcher  Leistungen  bestehen  soll ,  welche  tou  den  zunächst 
Betheiligten  selbst  bewerktteUigt  werden  können.  Es  wird  weder  eine  schwftr* 
meriacho  Selbstanfopferong,  noch  ein  Eintreten  für  Gleichgültige  und  in  den 
dgenen  Angelegenheiten  Ttige  verlangt.  Es  handelt  eich  viehnehr  lediglich 
TOD  einer HttlÜB,  welehn  einer  Seite  ohne  Beeintrftchtigong  der  eigenenZwecbe 
getaltket  werden  mag,  anderer  Seits  aber  desihalb  nothwendig  iat,  ireil  die 
EiÜbd  des  xonichsi  nr  Handlung  Berufenen  zur  Emidmng  einee  ihm  natz- 
liehen  nd  nothnendigen  Zweckes  nicht  genflgen.  Wird  diese  Grundlage  fest 
im  Ange  behalten,  so  ergeben  aksh  denn  anxsk  die  einaelnen  Segeln,  welche 
diesem  Theile  des  Völkerrechtes  zur  Bichtichnnr  dienen,  von  selbst 

in  erster  Linie  steht  der  Qrandsati,  dass  der  Staat  vor  Allem  die  Anf* 
gäbe  hat,  den  conereten  Zweck  sehies  eigenen  Daseins  voUstindig  m  erftUen, 
hiem  aber  die  vOlkerrechtUehe  SonverAnitAt  mit  allen  ihren 
Folgerungen  geltend  an  machen.  Ueber  diese  besondere  Daseina- 
an%abe  entscheidet  jeder  Staat  für  sich.  Sie  ist  aber  bekanntlich  eme 
wesentKch  veMdMeae^  je  nach  der  Gesittigangsstnfe  der  YOIker,  welche 
dMi  sllgemeinen  Lebenmeek  bestimmt  nnd  damit  anch  dem  Staate  Inhalt 
und  Form  gibt.  Sache  anderer' Staiten  ist  es  nicht,  diese  Bestimmung  naeh 
s||sncm  Gntfinden  nnd  etwaiger  abweidiender  LebensadEusuig  vocmschrei- 
heu,  nnd  demge^iilfo  etwa  AendinmgiB  im  thatsAchlicb  Besteheaden  oder  im 
tapliltb^  n  einer  sokhen  an^ednngeoeft 
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Acndenmg  bin  grossere  Ansprüche  an  die  dadarch  verfDgbar  werdenden 
Mittel  zu  machen.  Sie  mögen  ihr  eigenes  Leben  leben;  haben  aber  dieedbe 
Freiheit  Anderen  zn  gewahren ,  auch  wenn  sie  mit  dcrr n  Anffusnng  oder 
den  von  ihnen  gewilhlten  Mitteln  nicht  einverstanden  sein  sollten,  nnd  mflssen 
sich,  iBr  ihre  eigenen  Zwecke ,  mit  Ansprachen  an  das  thatsächlich  Yorhan- 
deiie  und  an  die  Mittel,  welche  es  gewährt,  begnügen.  Einzig  nnr  in  dem 
Fkile,  wenn  die  von  ebnem  Staate  befolgte  Bichtnng  die  volle  Ansflbung  der 
eigenen  Bechte  bei  anderen  Staaten  stOren  wflrde,  haben  diese  die  BefegnisSi 
sieli  solchem  Oebahren  n  widersetzen  nnd  ein  Verhalten  m  Teriamgen,  bei 
welchem  sie  ihre  eigenen  erlanbten  Zwecke  ungestört  Terfolgen  kömieD.  IM 
Analogie  des  Verhaltens  eines  einzelnen  Indiridsoms  n  anderen  Einselncn, 
oder  eines  gesellschaftlichen  Kreises  ni  anderen  GeetaUnngen  seiner  Ali  trilt 
hier  vollkommen  so.  Mit  andern  Worten:  die  Lehro  von  der  vOlkemdi- 
lichen  SooverSnitit  geht  allem  Anderen  vor;  aber  sie  ist  nicht  der  eimiga 
Inhalt  des  internationalen  Rechtes. 

Eine  nnmittelbare  Folge  hiervon  ist  zweitens,  daas  kein  Staat  aehiddig 
ist,  diejenigen  Mittel,  welche  er  snr  ErreielinBg  seiner  eige- 
nen Aufgabe  bedarf,  fflr  die  Zwecke  anderer  Staaten  an  vei^ 
wenden.  IKe  einem  Staate  zur  Verftgung  gestellten  Mittel  rflhren  alle, 
mittelbar  oder  nnmittelbar,  aas  dem  Vermögen  oder  ans  den  körperlichen 
und  geistigen  Kriften  seiner  Bürger  her.  Sie  sbid  ihm  nicht  an  beliebiger, 
wenn  an  sich  vielleicht  guter,  Verwendung  aberiassen,  sondern  swnschliess- 
Udi  nur  Befriedigung  der  Lebensswecke  des  Volkes  bestimmt  Za  dieien 
Lebensswecken  des  vemttnftigen  Menschen  gehOrl  nun  allerdhiigs  die  FArde- 
rung  fremder  Interessen  unter  gewissen  Vonmssetsungeii  ebenblls;  allein 
vorerst  kommt  doch,  wie  soeben  gezeigt,  die  Erreiehnng  der  eigenen  Lebeas- 
aniigabe.  Nicht  fllr  Andere,  sondern  zunichst  für  sich  selbst,  lebt  der  Memeh; 
und  zwar  ein  Volk  so  gut  wie  ein  Einzelner.  Dabei  Ist  denn  nicht  zu  ftber- 
sehen,  dass  die  Quelle,  ans  welcher  die  dem  Staate  eingerftnmten  Mittel 
fliessen,  BtanUch  das  VolksvermOgen  und  die  personliche  Thitigkeit  der 
TheUnehmer,  keineswegs  nnerschOpffich  ist  Schon  an  and  ÜBr  sich  nidit, 
weil  der  Oesamnlbetrag  dieser  beiden  Letotnngstbestandlheite,  wie  gross  er 
immer  sein  mag,  doch  nur  eine  bestimmt  begrenzte  ist,  und  tberdiess  die 
Nachhaltigkeit  der  Verwendung  auch  eine  Nachhaltigkeit  der  Wiederersetsnag 
verlangt  Dann  aber  und  selbst  vorzugsweise  desshalb  nicht,  weil  der  ge> 
sammte  stoffliche  Vorrath  des  VolksvermOgens  nnd  der  VdDnkrifte  krines* 
wegs  dem  Staate  allein  oder  auch  nnr  hanptsftddich  zur  Verfügung  steht, 
sondern  vielmehr  zanlohst  die  persOnlicheB  Bedflrfidsse  der  Einzelnen,  und 
woU  aaeh  die  der  genellrohsfrliBhen  Vereine,  daraas  befri^gt  werden  mfls- 
sen, und  dann  ent  von  den  Fordanmgeii  des  Staates  dielMe  sein  kann. 
SeIhstvcrstlndUeh  Ist  nnn  aber,  daaa  in  einem  ColHiBoniliiif  die  wichtig«* 
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und  nahcrliegende  Aufgabe  \orgeht  und  die  Pflicht  zur  Erfüllung  der  anderen 
iu  der  Unniögliclikeit  der  Leistung  erlischt.  —  Dieser  Auffassung  können 
zwei  scheinbare  Einwendungen  entgegengesetzt  werden ,  sie  halten  aber  eine 
nähere  Prüfung  nicht  aus.  —  Wenn  nämlich  gegen  die  Bevorzugung  der 
eigenen  unmittelbaren  Lebensaufgaben  des  Volkes,  und  somit  des  Staates, 
geltend  gemacht  werden  wollte,  dass  bei  einer  Unzureic^licnlieit  der  Mittel 
für  eine  eigene  und  für  einen  frcnKku  Zweck  der  verhaltnissrnässige  wcrth- 
voUere  von  beiden  den  Vorzug  verdiene,  und  dass  daher  ein  minder  wichtiger 
einheimischer  Zweck  einem  bedeutenderen  der  allgemeinen  internationalen 
Gemeinschaft  nachstehen  dürfe  und  müsse:  so  wäre  darauf  zu  crwiedem, 
dass  der  Staat  doch  offenbar  zunüclist  seine  eigene  unniitttlbare  Aufgabe  zu 
erfüllen,  und  sich  diesem  Zwecke  gemäss  vollständig  einzurichten  hat,  ehe 
er  berechtigt  ist,  sich  nach  weiteren,  zwar  allerdings  ganz  legitimen  aber 
doch  nur  ferner  stehenden  Thatigkeiisgegenstäuden  umzusehen.  Es  kann 
nichts  Wichtigeres  für  ihn  geben,  als  dass  er  seine  eigene  Persönlichkeit 
vollständig  ausbildet.  Es  ist  die  nothweudige  Form,  in  welcher  das  Volk 
im  Ganzen  und  jeder  einzelne  Bcstandtheil  desselben  den  Zweck  seines  irdi- 
schen Daseins  erfüllt;  um  dieses  zu  ermöglichen,  bringt  es  grosse  Opfer 
an  Gut  und  an  Freiheit :  es  wäre  ein  Angriff  auf  dessen  ganzes  vernünftiges 
Dasein  und  zu  gleicher  Zeit  ein  Kaub  au  seiner  Habe ,  wenn  die  Erreichung 
der  eigenen  Staatszwecke  der  Förderung  (  ines  andern  Volkes  nachgesetzt 
ivlirde.  —  Man  wird  aber  vielleicht,  zweitens,  einwenden  wollen,  dass  hiermit 
die,  doch  ernstlich  behauptete,  Pflicht  der  intirnationalen  Gemeinschaft  that- 
sächlich  wieder  aufgehoben,  weil  für  praktisch  unanwendbar  erkläi't  sei. 
Diess  wäre  jedoch  eine  grosse  Uebertreibung.  Richtig  ist  allerdings,  dass 
die  BedQrfoisse  der  zuuächstlie^euden  Aufgabe  des  Staats  sehr  bedeutend 
aind,  ud  die  zu  Gebot  stehenden  Mittel  hai*t  in  Anspruch  nehmen,  so  dass  für 
andarweitige  Thätigkeit  nicht  eben  allzu  viel  übrig  bleibt.  Allein  theils  weiss 
Temflnftige  Sparsamkeit  immerhin  auch  hier  für  Nothwendiges  Mittel  zu  be- 
schaffen ;  theils  nnd  haaptsächüch  handelt  es  sich  bei  der  Fördei-ung  fremder 
ZwedM  keineswegs  immer  oder  auch  nui*  hauptsächlich  von  Ausgaben,  son- 
dern oft  nur  von  der  £inrftamung  gewisser  Befugnisse  oder  höchst^  von  der 
Erlaubniss  zur  Benfitzong  ohnedem  bestehender  Einrichtungen. 

Ist  aber  auf  diese  Weisse  xonächst  für  die  eigenen  Bedürfnisse  des  Volkes 
und  Staates  geiorgt,  so  moss  non,  drittens,  der  Grundsatz  geltend  gemacht 
werden,  dass  es  dio  Aufgabe  emes  gesittigten  Staates  ist,  uöthigen  Falles 
auch  die  Ifft^eu szwecke  Fremder  zu  fördern.  Diess  denn  aber  frei- 
jUi^^fy'  Tiinn,  i,f  n  i.pn  ^^Rsi  txiingpn  uud  näheren  Bedingungen.  Ein  zu 
i|9|ip90tzender  Zweck  muss^  nach  diesseitigem  Dafürhalten,  an  sich  vcmOnftig 
und  ausführbar  sem.  Die  zu  Unterstützenden  müssen,  aus  Mangel  an  eigenen 
y^fftüa^  iui^  ^f6^0liiSllirkhitk  bedflr&n;  aack  darf  kein  zur  Unterstützung 
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naher  Verpflichteter  vorhanden  sein.  Von  der  prfot  th  it<  n  I'ntor'^tüt/ung 
inuss  verstilndigerweise  unter  den  gerade  vorliegnid* n  riiia  uKli  n  ein  gun 
Ktigcs  Ergebniss  zu  erwarten  stehen.  Bei  mehrereü  gleichzeitigen  Forderungen 
geht,  wenn  sie  aus  Mangel  an  Mittehi  niclit  sämmtlich  befriedigt  werdon  l<r»nnen, 
zunächst  diejenige  vor,  welche  auch  dem  zu  Hdlfe  gerufenen  Staate  und 
seinen  Angehörigen  von  Nutzen  ist ;  bei  sonstiger  Gleichheit  der  Verhältnisse 
aber  der  wichtigere  Gegenstand  dem  unbedeutenderen.  Dagegen  sind  aber 
anch  nicht  etwa  bloss  solche  Zwecke  m  fördern,  welche  einem  fremden  Staate 
selbst  obliegen,  sondern  auch  die  ein2elnen  gesellschaftlichen  Kreisen,  ja  selbst 
Individuen  zustehenden.  —  Der  Satz  an  sich  findet  seine  RechtfertigiiBg  io 
den  gaazen  oben  entwickelten  Anschauungen  von  den  menschlichen  Lebens- 
zwecken und  von  der  Nothwendigkcit  immer  höher  steigende  und  umfassendere 
Yerbiodungen  zu  gegenseitiger  Förderung  eissogeben.  Internationale  HOlfB 
ist  die  oberste  Stufe  der  dem  schwachen  Menschen  möglichen  Einricbtangen; 
sie  ist  aber  auch  logisch  und  thatsfiehlich  unentbehrlich ,  und  ihre  Anerkeo- 
nimg  und  treue  Ausübung  ist,  in  dieser  Kiditang,  der  Triumph  der  Gesittigung. 
Was  aber  die  beigefügten  Nebcnbestimmungen  betrifft,  so  sind  dieselben  für 
sich  selbst  schon  klar  und  bedürfen  kaum  eines  näheren  Erweises.  —  Unwider- 
sprecblich  ist  doch,  dass  die  Gewährung  einer  HtUfe  nicht  von  dem  Willen 
des  Bittenden,  sondern  vm  der  Uebemogong  des  Oewftlireiiden  und  Tm 
seiner  Kenntniss  der  eigenen  LeistnngnnOgUehkeit  abhftngt  Dieses  Yerhftll- 
niss  findet  scboa  im  Lmeni  eines  jeden  Staates  statt  bei  den  Ansprachen  an 
StaatshOlfe  snr  FOrdemng  individneller  Zwecke;  immQglich  kAnnen  Fremde 
ein  ndter  geltendes  Beeht  haben,  als  die  eigenen  BQiiger,  nnd  es  wflra  gani 
nidersinnig,  ihr  Terbngen  entschdden  »i  lassen  Aber  die  Anwendmig  der 
Staatskrifie  eines  sonrerSnen  Staates  nnd  gegen  dessen  Willen  nnd  eigenes 
Bedttiihiss.  —  Die  blosse  Sobsidiaritftt  der  YerpfliditQng  kann  nach  Allen, 
«as  früher  Torgetngen  irorden  ist,  gar  nicht  in  Zwei^  sei^.  — <  Ebenso 
Tetsteht  sieh,  wenn  eine  Aaswahl  getroffen  werden  mnss,  die  Bevorragnag 
des  anch  dem  eigenen  Volke  Kfltilichen  vor  dem  ihm  vOUig  fremd  Bleihenfcn^ 
oder  die  HohersteUnng  des  wichtigen  Aber  dem  nnbedeatenderen  Zwed^  aas 
einCsehen  Gesetzen  des  Benkens  ganz  Ton  selbst.  Nur  mag  in  leliterer 
aiehnng  daranf  anfrierksam  gemacht  sein,  dass  (gerade  wie  im  inneren  StaiAs- 
leben  nnd  namentlich  bd  der  polizeilichen  Thätigkeit)  die  «^»■■»■»■g  der 
Wichtigkeit  eines  Ijebensaweckes  keineswegs  allein  n|oh  dem  stoffUdHU 
Werthe  der  Ergebnisse  bemessen  werden  darf,  8onder9^,da8s  ge^tigo  nnd 
sittliche  Zwecke  ebenfiOls  ihre  volle  Berechtigung  h^fä.  &0  licdifige 
gegenseitige  Abwägung,  namentlidi  nngieichartiger,4||j|a^  MHäi 
nicht  immer  leicht,  nnd  es  mag  die  getroffene  WabCjgi^z^  VfuAmiim 
fthren:  allein  es  Ist  diess  eine  Schwio^keit,  wel^j^jj^lfi^Uimiiiß 
swar  sowohl  dem  einsebien  wie  dem  genossensdiaitiidite,  kdiiaihui* 
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erspart  werden  kann,  und  deren  mögliches  Eintreten  an  der  Richtigkeit  des 
Grundsatzes  selbst  durcliaus  nichts  ändert.  —  Einer  genancren  Rechtfer- 
tigung bedarf  wohl  nur  die  Forderung,  dass  incht^  bloss  Zwecke  fremder 
Staaten,  sondern  auch  die  von  Gesellschaften  und  vuii  I  j  uzt  Inen  eine  inter- 
nationale Berücksichtignng  zu  verlangen  bereclitigt  seien.  Diese  Rechtfer- 
Ligimg  ist  jedoch  zu  liefern.  Darübir  kann  au  und  für  sich  kein  Zweifel 
Bein,  dass  die  yemOnftigen  Lebenszwecke  der  Menschen  keineswegs  alle 
aufgehen  in  denen  des  Staates.  Es  treten  vielmclir  mit  der  steigenden  Ge- 
sittigung  die  nur  von  Mehreren  oder  Einzelneu  verfolgten  Zwecke  immer 
mehr  in  den  Vordergrund,  da  Gesittigong  nichts  anderes  ist  als  gesteigerte 
Bildung  der  menschlichen  Persönlichkdt.  Wenn  also  flhorhaupt  das  blosse 
Bestehen  eines  vernünftigen  Lebenszweckes  den&elben  tiutn  Anspruch  auf 
eine  Förderung  gewährt  und  zwar  durch  alle  Stufen  der  menschlichen  Ver- 
bindungen hindurch,  so  ist  nicht  cinzu.^rh'  n,  wamm  die  zunächst  fQr  kleinere 
Kreise  bedeutenden  Lebensaufgaben  gerade  von  internationaler  Berücksich- 
tignng ausgeschlossen  sein  sollten.  Sind  doch  unter  ihnen  solche,  welche 
zur  Blüthe  des  menschlichen  Daseins  gehören,  z.  B.  Erwerbung  oder  Ver- 
breitung religiöser,  wissenschaftlicher,  allgemein  menschlicher  Bildung,  und 
ist  es  eine  Forderung  der  Gcsittigung,  nicht  bloss  den  Mächtigen,  sondern 
auch  (Ipu  Kleinen  und  Schwachen  gerecht  zu  werden.  Wenn  aber  etwa 
geltend  gemacht  werden  wollte,  dass  im  Völkerrechte  nur  Staaten  mit 
Staaten  in  Verbindung  stehen  und  nur  deren  gegenseitige  Rechte  Gegen- 
stand der  Verhandlung  nnd  Verbindung  seien:  so  w&re  diess  lediglich  eine 
petitio  principii.  Die  Bebanptang  ist  ja  gerade,  dass  eine  vollständige  Ent- 
wicklung des  rein  menschlichen  Verhältnisses  tmter  gleichzeitigen  Staaten 
ein  Hinansschreiten  Aber  diese  ersten  roheren  Anfänge  des  geordneten  Zu- 
aanmenlebens  derselben  fordere.  Ueberdiess  ist  eine  so  enge  Zweckbestim- 
ouuig  des  Volkerrechtes  nicht  einmal  thatsächlich  richtig;  selbst  nicht  auf 
dem  blossen  Sti\ndpunkte  der  Souveränität.  Auch  wenn  die  Persönlichkeit 
«ad  Selbstständigkeit  der  Staaten  streiige  als  das  Princip  des  Völkerrechtes 
adgestellt  wird,  kommen  vielfach  Fälle  vor«  in  welchen  die  BedOrfnisBe  Ein- 
lelner,  auch  ohne  dass  dieselben  TOD  ihren  Regierungen  vertreten  oder  als 
ein  fiestandtheil  ^es  fremden  Gesanuntorgamsmus  in  Betrachtung  zu  ziehen 
wflren,  unweigerlich  von  anderen  Staaten  halfreich  berflcksichtigt  werden. 
Schon  bisher,  wo  denn  doch  die  Hegong  internationaler  Gemeinschaft  nicht 
als  Onmdsatz  aufgestellt  zu  sein  pflegte,  wurde  wohl  nirgends  einem  FremdMi, 
welcher  die  allgemeine  Bedingong  der  Zolassong  erlllUte,  die  Benützong 
wissenschaftlicher  oder  kflnstlerischer  Anstalten  Tenreigert;  nirgends  einem 
tmitm  Schiffe  der  Gehranch  der  Siehenrngaanstalten,  einem  fremden  Knof- 
mutnb  die  Ansdefanong  der  Sehntnnaassregeln  nnch  auf  seine  Guter  Tenagt 
IH»  gaue  intematioiiale  Privatrecht  bemast,  daas  all«  geaittligten  Staaten 
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den  einzelnen  Fremden  Rochtsschutz  scliuldig  zu  sein  zncohen,  (wenn  anch 
Uber  die  Einzelheiten  Zweifel  ist.)  Und  weuu  allerdings  hi-lier  woniger  von 
gesellschaftlichen  liecUten  im  Auslande  die  Rede  war,  so  inüirt  diesa 
daher,  dass  tiberhaupt  der  Begriff  der  Geiellschaft  nnd  des  einzelnen  gesell- 
schaftlichen Kreises  in  den  ötaatswissenscbaftcn  nicht  die  gehörige  Beachtung 
gefunden  hatte.  Eine  vollständige  Lehre  der  völkerrechtlichen  Soaverfinit&t 
Tdrd  künftig  auch  die  Ge-ellschaft  berücksichtigen. 

Es  ist  einleuchtend .  dass  der  sicherste  Weg  zu  einer  klaglosen  und 
danernden  Ordnung  d(  r  internationalen  HQlfcn  zu  gelaiijrpn ,  in  Rn<;drück- 
lichen  Verabredungen  besteht,  und  dass  sogar  in  manchen  Füllen  nur  eigene 
Congresse  von  mügüchst  vielen  Theilnehmern  einen  gewünschten  Zustand  herzu- 
stellen vennügen.  Daher  muss,  viertens,  die  Forderung  gestellt  werden,  dass 
jeder  Staat  alle  i>assenden  Gelegenheiten  benütze,  um  sich  in  möglichst 
weiter  Ausdehnung  mit  anderen  Staaten  über  die  Gegenstände 
veniünftiger  Völkergemeinschaft  zu  verständigen,  —  Je  Ix^stimmter  und 
je  mehr  ins  Einzelne  gehend  die  Feststellungen  sind,  desto  weniger  ist  nalQr- 
lieh  Zweifel  und  Streit  in  der  Anwendung  zu  fürchten ;  doch  ist  ein  Vertrag 
nicht  gerade  die  unerlässliche  Form.  £s  mag  in  den  verschiedenen  Btaateo, 
welche  an  sich  über  eine  gewisse  Handlungsweise  einverstanden  sind,  du 
WOnschenswerthe  auch  durch  einseitige  Anordnungen  geschehcm;  und  es 
kann  sogar  dieses  Verfahren  das  räthlichere  sein ,  wenn  die  VoUsiehnng  Or- 
ganen übertragen  werden  muss,  i\hpr  deren  Einrichtung  man  aHB  Gründen 
innerer  Politik  beständig  freie  Uuud  behalten  möchte,  oder  wenn  zunicfact 
nock  Versuche  flber  die  beste  Art  der  Ausführung  gemacht,  Erfahrungen 
Ober  das  Ei^ebniss  gesammelt  werden  sollten.  Iiier  wQrde  VerpfUcbtnng  ia 
bestimmter  Form  mehr  schaden  als  ofltsen.  Auch  mag  noch  bedacht  werdäi, 
dass  bei  dem  itzigen  Stande  der  ganzen  Lehre  von  der  vOikerrechtlicheii 
Gemeinschaft  Anträge  zu  förmlichen  und  umfassenden  Verträgen  leicht  aber 
ein  Misstranen  als  eine  Geneigtheit  zur  Verständigung  hervorrufen  kAfii^tap^ 
oder  bereits  bestehende  Schwierigkeiten  durch  Terongldckte  FormnUrottg  ver- 
schiedenartiger Aniuenng  hartnäckiger  werden  mOcbten.  Iii  aoldton  FUta 
wurd  durch  eine  nur  weniger  bindende  BespredraDg  iranigatena  ein  Ziel  er- 
reicht, wenn  schon  auch  nicht  das  allerroUkommenste.  i,-^::^' 

Wie  mmveifeUiaft  auch  die  Pflicht  der  intamationalen  GemeiMeliall  vd 
HQlfc  sein  mag,  immerhin  ist  an  erwarten,  daas  sich  einaelne  Staaten  dat^ 
selben  entsichen,  sei  es  noa  grandsStdioh  oder  sei  es  thatsleUich,  nnd  ent- 
weder gans  aUg«inein  oder  nur  in  einselnen  Bedehnngea.  Fftr  solohe  FiHa 
mnsa  denn  nan  endliefa,  fünftens,  der  Grondsats  anigestellt  weiden,  dass  ein 
Staat  gflgenttber  von  solchen  Staaten,  welche  die  Terpfliehtnng  einer  gengeta 
Gemeinschaft  nicht  eiarftnmen,  aaeh  seinerseits  so  Leistungen  entspre- 
chender Art  nioht  verbunden  ist  Neben  der  Pflicbt,  F^reaidaB  Bttlfe 
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n  kisteo,  liat  der  Staat  aucb  die  Pflicht,  gleiche  Förderung  der  Zwecke 
seiues  eigenen  Volkes  von  jenen  zu  Tcrlangen.  Nun  aber  ist  die  YerweigeniBg 
■einer  Hälfe,  welche  zwar  nicht  erwidert  werden  will,  aber  gerne  angenommen 
wQrde,  das  n&chstlicgcnde  und  im  Zweifel  auch  erfolgreiche  Mittel  zur 
Breobiing  der  Selbitsocht  und  Unbilligkeit.  Aach  wflre  es  jeden  Falks  hart, 
wenn  der  Staat  seinen  Bflrgern  Beiträge  zu  internationalen  Leistungen  zn- 
■ntliBte,  ohne  dass  er  ibnn  in  FAUen  gleichen  BedOrfikines  Ton  Seite  fremder 
Staatfltt  eine  Unteratatnog  Terschaffle.  Die  Pflicht  besteht,  allein  unter  der 
YoraasMtanng  einet  vemflnftigen  Zusammenlebens.  ~  Damit  soll  freilich  nicht 
gesagt  sein,  dasa  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  nicht  auch  unter  Um- 
stftnden  eine  Ausnahme  erleiden  kflnne.  Wenn  namentlich  der  Staat  durch 
eine  vereinidte  Kiditanafthrnng  einer  sonst  allgemeinen  Anordnung  sieh  seihst 
Yenriirong  oder  sonstigen  Schaden  anziehen  wllzde;  oder  wenn  mit  Wahr- 
*  echeinUchkeit  an  hoffen  steht,  dass  der  bisher  die  Endderung  verweigemde 
Staat  doreb  das  diesseitige  Vorgehen  sich  besehftm^  oder  ans  sonst  wetehen 
Grflndan  zur  Nachahmung  bestiinmeii  lassen  werde:  so  gereicht  ein  Toran- 
sehreiten anf  der  Bahn  zur  Gesittignng  nicht  nur  nicht  zur  Unehre,  sondern 
es  ist  vielmehr  ein  vernünftiges  Yerfahren  gegenüber  von  Eigensinn  oder 
aonetiger  kleinlicher  Leidenschaft.  Namentlich  mag  ein  michtiger  Staat  hier 
arit  fruit  gewisser  Aussicht  auf  nfltzlicbe  Folgen  einseitig  vorangehen. 

4.  Die  einzelnen  Beziehungen  der  internationalen 

Gemeinschaft 

Es  ist  oben,  S.  583,  bereits  bemerkt  worden,  dass  die  gegei\seitige  För* 
demng  der  Lebensswecke  dreierlei  Sul^jecte  zum  Gegenstände  haben  kann: 
die  Staaten  selbst  als  organische  Einheiten;  die  verschiedenen  gesellschaft- 
Udwn  Kreise  innerhalb  der  coeidstirenden  Staaten;  endlich  einzelne  Unter* 
thanen.  Es  soll  nun  im  Folgenden  der  Yersuch  gemacht  werden  die  Yer* 
hiltnisse  naher  anfrnzflblen,  in  welchen  eine  internationale  Unterstützung  des 
einen  oder  des  anderen  dieser  Subjecte  als  geboten  erscheint,  und  die  Hand- 
lungsweisen wenigstens  anzudeuten,  welche  in  dem  einzelnen  Falle  als  die 
zweckgemiBsen  erscheinen. 

ffierbd  mnss  denn  aber  zur  Yeimeidung  von  llissverstlndnissen  eine 
.  doppelte  Bemerkung  vorausgehen. 

Einmal  nfUnlich  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  grosser  Bedacht  daranf 
genommen  werden  muss,  jede  Yermischung  mit  jenen  Lehren  zu  vermeiden, 
welche  die  SouverHnitit  der  Staaten  faetreifen.  Die  beiden  internationalen 
Ilauptvcrhältnisse ,  nämlich  einer  Seite  Selbstständigkeit  und  Sclbstberech- 
tigang  der  einzelnen  Staaten ,  also  ihre  PersAnllcfakeit  und  Freiheit,  anf  der 
audcru  Seite  aber  das  Herausgehen  ans  dem  bestimmt  nmschriebeneu  Kreise 
der  erlaubten  Selbstsucht  und  die  Anerkennung  des  Nutzens  und  der  Noth- 


Digitized  by  Google 


600  ^  VHtge  der  IntentitiMudeii  QcnMtetebtft 

M-rndigkrit  rinor  Gemeinschaft,  bernhen  auf  verschiedonon  ohrrsten  Setzen. 
Es  kann  daher  nur  entweder  zu  einer  Tenvimnis  nach  Form  und  Sache  oder 
wohl  gar  zn  wesentlich  falschen  rjcliauiittni^on  fülircn,  wenn  diese  beiden 
Seiten  des  Völkeriebcns  nicht  amli  formoll  scharf  au^cinaTidf^r  gt-halten  werden. 
Dass  dic>;s  higher  nicht  in  gcnfigentlor  Weise  gescliah,  war  eine  Hauptursache 
der  Verkennnng  der  völkerrechtlichen  Gemeinschaft  als  einer  eigenen  poU- 
tiscben  und  rechtlichen  Aufgabe,  damit  natürlich  aber  auch  der  Grund  der 
Unterlassung  einer  Ausbildung  genflgender  Regeln  der  letzteren.  Allerdings 
hat  die  Macht  der  Thatsachen  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  hier  wesent- 
lich Terschiedcnartige  Forderungen  neben  und  durcheinander  liegen,  und  man 
hat,  in  Ermangelung  eines  tieferen  Eindringens  in  den  letzten  Grund  dies(V 
Verschiedenheit  sich  mit  dem  logischen  Nothbehclfo  der  Aufstellung  m 
Regel  und  Ausnahme  zu  helfen  gesucht  *) ;  allein  diess  gentigt  offenbar  nicht 
Zwar  kann  anf  diese  Weise  nllzn  schreiender  Widersprach  Termieden  und  Gsut 
Art  vnn  :lnsserer  Ordnung  in  den  Stoff  gebracht  werden ;  dagegra  ist  es  iri«8€0- 
schaftlich  unrichtig  zwei  verschiede  iic  s(  Ibst'^tändige  Seiten  eines  nnd  dessdbeB 
grossen  Ganzen  so  darzustellen,  als  sei  die  eine  die  Regel  un  !  lic  eigentfiehe 
Wahrheit,  die  andere  dagegen  nur  unzusammenhingender  Hanfe  von  Aus- 
nahmen, für  welche  sich  in  ihrer  Losrcissnng  von  den  eigenen  Grnndgedanka 
yieUeicht  nicht  einmal  ein  zureichender  Grund  angeben  lässt  und  die  daher 
sehr  m  ihrem  Kachtheüe  als  irrational  und  wo  möglich  bei  erster  Gelegenheit 
beseitigend  erscheint  Sodann  geht  natOrlich  bei  solcher  Behandlongsweise 
jede  Uebersiebt  Qber  den  so  ontergesteckten  Thea  ganz  verloren  und  ist  nichts 
leichter  möglich,  als  dass  wesentliche  Thefle  ganz  vergessen  bleiben.  Endlid 
nnd  hauptsächlich  aber  ist  die  Aufstellung  richtiger  Grundsätze  ftr  eineii'^) 
durcheinander  gemischten  in  sich  ungleichartigen  Stoff  sehr  schirierig.  Nament- 
lich besteht  die  Ge&hr,  dass  ftr  die  als  blosse  Aasnahmen  oder  an  sich  Qng»> 
rechtfertigte  Erweiterungen  behandelten  veranselten  Sfttse  aAgemeine  leitende 


i)  Anf  eine  merkwürdige  VfeUe  steht  die  Eiartcbt,  d«n  swei  vetaohtedeae  Elemenle  im 
VStkerredit«  ntlbtn  thuaadm  Uegea.  and  ^eMlImi  a»eh  in  der  it>nnen«B  DanteUang  getreuot 

gchidtcn  wcidcii  «^olltrii.  im  "WidLfsimichc  mit  e  iner  st  lilct  htci^loprischeii  Behaiidlllllj  bei  PfclH^ 
■aor«  (Oommeotarie«  npoo  intenuUioiuü  Iaw).  jülerdioge  geht  der  Verftner  roo  der  —  oben, 
Sdt«  IM,  Amnerk.  1,  beretti  beeproeheaen  —  tuulebliüea  AnfRusunff  an«,  dan  der  doppelte 
Inhalt  in  dt-r  Verscliiedcnheit  dor  strengen  RechtMÜtxe  (strietnin  Jus)  nnd  der  mitdemden  Billige 
keit  (coraltas  aaltoanm)  baitebe;  allda  wie  dem  auch  sei,  Jeden  Falles  dringt  er  auf  ciitschiodene 
Stmdening  der  beiden  Arten  TOBSitiea.  Diese  wird  denn  nun  aber  in  sehr  plimiper  und  fotge- 
wtdrifrer  Vi  che  bowcrkstcilifrt.  DIeJenifren  Billiglieitsif  »:rln  ,  >vrk  lu-  !;{ch  allmäblig  lilirtilifWllb 
der  iiMeniatktMJeo  Vca-hiUtnisse  dor  einselneD  menschlichen  Individuen  grebildt  t  hnbcn.  seien 
so  nmflusend  and  bedentend,  dass  sie  eine  ganz  abgesonderte  Abtbeilutij;  de«  Werkes  in  An- 
sprach  nehmen ;  ittr  die  ans  der  comitas  nntionum  flir  die  VeiliJUlnilBe  von  Btaal  sa  Staat  «■!- 
■tandene  bei  weitem  weniger  zahlreiche  Oewohnhdten  gr'  nflffe  Hre  Anfühninpr  als  Ausnaliwe 
Ton  der  Regel.  8.  Bd.  I,  8.  160.  Es  ist  schwor  begrcitiieh,  d;us9  das  doch  nothwcodigc  Miss- 
hfhiigcn  an  solcher  stflmperhnften  Kystematik  den  türhtigen  Mann  nicht  m  «Ineni  ^flWtWI 
£otschlusso  einer  durchgreifenden  A>rnK'll-rlL'Iiti);>  n  nrhundlung,  dadoidit  Abi»  WMar  W  dar 
AnlBndiuig  dos  oigcntllchea  Wesens  der  VontdUedeutaeit  gelttlitt  bat. 
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Principien  nicht  gefunden,  vielleicht  gar  nicht  gesucht  werden.  Der  gegen- 
wärtige Stand  der  Lehre  Yon  der  internationalen  Gemeinschaft  beweist  am 
deutlichsten  das  Bestehen  dieser  Schwierigkeiten. 

Sodann  aber  ist  ein  für  allemal  zu  bemerken,  dass  selbst  eine  ganz 
gelungene  wissenschaftliche  Fii  rinihung  am  die  Herstellung  eines  Systemes 
der  internfifionalen  Geuieinsrliut!  nicht  für  immer  zu  einer  Absehliessung  in 
stofflicher  Beziehung  führen  l^aim.  Liie  Grundsätze  über  die  Souveränität 
der  St.iatcn  mögen  allerdings,  in  der  Hauptsache  wenigst;  u<,  siinimtlich  auf- 
gefunden und  ein  für  alleraal  richtig  gestellt  werden.  iJieseiben  betreffen 
ein  zu  allen  Zeiten  und  ff^r  alle  Arten  7on  Staaten  pleichniüssig  bestehendes 
Yerhältniss  nnd  Bedürfiiias;  *  jin'  richtige  Logik  uml  <  inr  :iii-r(  h  Im  nde  Kennt- 
niss  der  Geschichte  reichen  sonnt  aus,  den  gesammt*  u  Stoö  aufzufinden  und 
7ü  ordnen.  Höchstens  kommen  etwa  von  Zeit  zu  Zeit  einzelne  neue  Behaup- 
tungen oder  früher  noch  nicht  gemachte  Versuche  zu  Eingriffen  zu  dem  bis- 
herigen Stoffe  hinzu,  und  haben  dann  auch  eine  Einordnung  und  Beurthei- 
lung,  übrigens  nach  den  bereits  feststehenden  Regeln,  zu  erfahren.  Anders 
jedoch  bei  der  Lehre  von  der  Httlfsgemeinschaft  der  Völker.  Nicht  etwa, 
dass  es  hier  an  allgemeinen  Grundsätzen  ganz  gebräche;  im  Vorstehenden 
ist  hoffentlich  das  Gegentheil  thatsächlich  erwiesen:  wohl  aber  weil  durch 
die  immer  sich  verändernde  menschliche  Gesittignng  und  durch  die  beständig 
fortdauernde  Auffindung  neuer  Mittel  für  dieselbe  der  Kreis  der  zu  behan- 
delnden Gegenstände  sich  fortwährend  verändert  nnd  erweitert.  Eine  stoff- 
lich vnl!=t;'indige  Lehre  kann  also  hier  nur  immer  je  fttr  eine  bestimmte  Zeit 
geschafft  n  v  orden,  und  selbst  die  beste  Darstellung  des  YOlkerrecbtes  ist  in 
dieser  Abtheiluog  unvermeidlich  zu  allmählichem  Veralten  verurtheilt.  Es 
findet  hier  ein  ganz  analoges  Yerhältniss  statt  wie  zwischen  dem  Staatsrechte 
nnd  der  Polizeiwissenschafl.  Während  ersteres  ein  fttr  allenuü  in  jeder 
bestimmten  Stantsgattung  festgestellt  werden  kann ,  wird  letztere  beständig 
TOnFordenmgen  in  Folge  neuer  Bedürfnisse  und  Befriedignngsmittel  bedrängt. 
Solche  Disdplinen  haben  fireilich  den  Yortheil  einer  nie  nachlassenden  An- 
regung, aber  ue  Tersagen  dagegen  auch  die  Befriedigung  eines  Abschlnwes 
und  entbehren  Idcht  einer  voUstindigen  Dnrchfllhmng. 

Es  wSre  logisch  Tielleicht  richtiger  die  AnizShlnng  der  verschiedenen 
Forderungen  an  die  internationale  Oemeinsehaft  mit  demjenigen  FftOen  m 
beginnen,  in  welchen  dnzehie  Borger  eines  fremden  Staates  in  erlaubten 
Zwecken  aosfiftrts  gefiSrdert  werden  sollen;  Yon  da  zar  Berfleksichtlgmig  der 
Gesellschaften  aofrosteigen ;  und  erst  schliesslieh  dioTom  Staate  anderen  Staaten 
geleistete  Untersttttnmg  sa  betraditen.  Es  trtgt  Jedoch  wohl  ntr  Anerkemnmg 
des  Gedankt  der  Gemeinschaft  bei,  wenn  die  bekanntere  nnd  bisher  schon, 
wenngleich  nngenflgend,  behandelte  Frage  tber  das  YerhUtnise  von  Staat 
zn  Staat  Toransgeht  In  der  Sache  selbst  macht  die  Yoranstellong  der  einen 
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oder  der  anderen  Frage ,  das  HiDaufsteigen  vom  Einzelaen  saim  AUgemeuieii 
oder  das  umgekehrte  Hcrabsteigoii  keinen  Unterschied. 

I.  Förderung  der  staatlichen  Zwecke  dorcli  andere  Staaten. 

1.  Gegenstände  der  Rechtsordnung. 

Die  Aofigabe  eines  Staates  zur  Herstellung  einer  vollständigen  Rechtt- 
ordmnig  in  seinem  Gebiete  umfasst:  die  Rechtsgesetzgebung ;  die  Bestelloog 
der  verscbicdencn  Rechtsbehörden;  die  Mnassregcln  der  Praventivjusti2;  das 
Yerfaliren  in  der  einzelnen  bürgerlichen  und  StraCrechtMacbe;  die  Vollstrecktiiig 
der  gerichtlichen  Urtheile.  In  allen  diesen  Beziehungen  aber  kann  eine  Bei- 
hfllfe  fremder  Staaten  sehr  wflnscbensirortli  sein,  und  in  einxelnen  FUkn 
ist  de  sogar  «nerl&sslich. 

a)  Was  zuerst  die  Rechtsgesetzgebang  betrifft,  so  ist  diese  aller- 
dings eine  der  ersten  Aufgaben  eines  jeden  Staates,'  und  fiberdiesa  hinMCihtüiA 
des  Inhaltes  nach  den  Bedürfnissen  des  einzeUien  Volkes  zu  bemessen.  Jk 
nun  ttberdieae  einem  Staate ,  welcher  etwa  die  geistigen  Kräfte  zur  fintwer* 
fmg  von  eigenen  Rechtsgesetzbftcbcrn  niclit  besitzt,  die  einseitige  Annabme 
lolcher  fremder  Gesetze ,  welche  einer  Seits  mit  der  gesduditlichen  Gnmd- 
Ittge  des  nationalen  Lebens  oicbt  im  Widerspruche  stehen  nnd  anderer  Seiti 
den  gesteigerte  Fordcrongen  entsprechen ,  vfllUg  freisteht :  so  ist  aUecduHI 
in  der  Regel  ein  Bmbmen  mit  fremden  Staaten  fiber  die  £atwerfung  ge* 
meissehMäicher  Becbtegesetie  oder  über  sonstige  Httlfe  Ton  ihnen  in  dieser 
Benehting  nldit  nothwendig,  vielleieht  nichifc  damal  zotrilglieh;  eomit  desD 
aneh  fttr  Fremde  gewabnlich  kein  Gnmd  nir  OewSbrnng  einer  UnterstatnBf 
oder  nir  Beschrankong  ihrer  eigenen  SdfaetsABndigkeit  Torhaaden.  Beanodt 
bestehen  YerhSltnisse,  In  irelchen  der  einzelne  StaeA  seine  diessilJUiB  Auf' 
gäbe  nicht  so  lösen  Termag,  nnd  wo  er  sieh  dessbaib  mit  andern  Begiersagea 
Aber  gemeinscbaftlieho  Haasaregeln  zn  TerständigeB  soeben  ninaa,  von  dieses 
aber  eine  Geneigtheit  zur  BeihOlfe  Terlangt  mrden  kann.  Diees  ist  nssuatp ' 
lieh  da  der  Fall,  wo  ein  grosses  Volk  in  eine  Amcahl  selbststladiger  StsstA 
zersplittert  ÜBt,  deren  BeyAlkerongen  aber  doch  bei  gleieher  Kati«Nialittt  aad 
wesentlich  ähnlicher  Gesütigong  dieselben  Beddrfiiisse  der  Lebensordsnag 
haben,  und  bei  rftnmlichem  Nebenetaiandeiliegen  m  Tielfiushem  Verkehre  mit 
enumder  stehen.  In  solchem  Falle  bringt  eue  Yeescfaiedenbeit  der  bflr8e^ 
lieben,  namentlich  der  Handdsgesetzgebnng,  aber  aoch  die  des  gerichtliclNa 
Yerfthrens  nnd  selbst  der  Straljgesetie  eine  empfindliehe  Tenrinnag  ^ 
Bechtabegriffe  nnd  Uberdiess  viel&che  materielle  Beschwerde  0-  Gins» 

l)  Dio  Beaciügnng  der  Yonebiedenheit  tnitteUt  einer  g«flneii)flebaAUohea  0««ete^))i"|^ 
kaiu  Mfw  die  VerUDtnleM  «linr  wiaUgw  pemfaehw  UMwngd  mimIuimb,  wen«  die  Bncb- 

Stücke  desselben  Btammcs  durch  einen  Bund  en^eror  oder  weiterer  Art  zw  einem  gr<Tfl»en  tiao*** 
vereinigt  werden  sollen.  Je  aoasedehnter  dann  die  gemeiuBcbamidic  Beditsgeseugebnng  ^ 
deri«  fteter  wird  aocH  im  eteatUdie  Bud  Mfn,  welehet  dnreh  OMcMMlt  der  Lefceiwortoaf. 

Jes  Itecbtsbewosetsetns  und  der  inaleriellen  Zustiill<^•  t.i^'ii  In    wvtm  ;ui.  h  unbcwusstc 
Icong  erliJUt.  Die  Erörtonuig  die«er  Seite  der  Bacbe  ist  jedovli  biat  nicht  Mi  der  6teUe< 
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grundsätzliche  Schwierigkeiten  hat  glQcklicherweise  ehae  Beseitigung  dieser 
UcbclsULnde  nicht.  Bei  der  Gleichheit  der  geschichtlichen  Grundlage  uud 
der  BedOrfhisse  ist  eine  sachlich  und  formell  gleiche  Gesetzgebung  für  alle 
solche  Länder  anwendbar,  und  es  bedarf  nur  eines  guten  WiUens  nnd  der 
gewöhnlichen  Befähigung  zur  Zustandebringung  derselben.  Auch  leidet  die 
Souveränität  der  zusammentretenden  Staaten  keinerlei  Einbusse  durch  die 
Einwillipunf?  zu  einem  gemeinschaftUchen  Gesetze.  Handelt  es  <ich  dudi  nur 
von  heiwilliger  Ucbcrnahmc  und  Einräumungen.  Dennoch  dürfuu  zwei  hück- 
lichore  Punkte  nicht  aub^er  AiLt  gelassen  werden.  —  Einmal  ist  niclit  zu 
längnen,  dass  für  sfimnitliche  Betheiligte  die  Unbescbr:inl;tlu  it  des  Gebahrens 
bei  später  etwa  wünschenswcrth  ti  sutu  iiKjudcu  Aendovungcti  oder  gar  Auf- 
hebungen wesentlich  beeinträchtigt  ist.  Isamentlich  mnA  dl*  Zunmthung,  ein- 
seitig keinerlei  Verbesserungen  der  Bechtsgesetze  mehr  vorzunehmen,  einem 
Staate,  dessen  Gesetzgebung  von  den  übrigen  ohne  Weiteres  angenommen 
^urde,  als  eine  gar  schwere  erscheinen ;  und  doch  ist  ihre  Erföllung  uner- 
lässUeh,  wenn  nicht  entweder  die  kaum  gewonnene  Einheit  wieder  soll  gestört 
werden  können,  oder  man  nicht  siiniuiiiichen  einer  solchen  Gesetzgebung  sich 
anschliessenden  Staaten  die  m  ihren  Folgen  gar  nicht  zu  ermessende,  daher 
auch  unzulässige,  Vorplliihtung  au  tilgen  wiii,  sich  unbedingt  zum  Voraus 
jed^T  Aenderung  vn  unterwerfen,  weiche  der  nrsprOnglichc  Gesetzgeber  für 
passend  erachten  nun  lite.  Offenbar  muss  hier  bei  Vermeidung  eines  Schei- 
terns der  ganzen  Sache  eine  gentlgeudc  Abhtllfe  gefunden  werden.  Diese 
findet  sich  d- nn  nnii  aber  wohl  darin,  dass  jedem  der  vertragi:'nden  Staaten 
anheim  gestellt  bleibt,  nach  geschehener  Aufkündigung  wieder  von  der  Ge- 
meinschaft znröckzutroten.  Auf  die?;  '  Weise  wird  nicht  nur  die  Gefahr  be- 
seitigt, in  einer  nothweiuü gen  Rechtsentwicklung  aufgehalten  zu  werden  durch 
Eänko  oder  Beschränktheit  eines  anderen,  viclieiclit  ganz  unbedeutenden 
und  zu  eigenen  Leistungen  unfähigen  Staates;  sondern  es  hält  nurh  die 
Aussicht  auf  eine  solche  mögliche  Ausscheidung  uu vernünftiges  und  unbilliges 
Verhalten  auf  allen  Seiten  in  Schranken.  Aus  dem  letzteren  Grunde  ist  auch 
das  Bedenken,  dass  die  Bercchtigong  zum  Aiistritte  den  ursprünglichen 
schlechten  Zustand  wiederherzustollen  droht,  sehr  ahg(  st  hwächt.  —  Zweitens 
aber  ist  es  keine  ganz  leichte  Aulgabe,  für  die  Ki  haltung  einer  vollständigen 
Gleichförmigkeit  der  gemeinschaftlichen  Gesetzgebung  zu  sorgen.  Dass  eine 
solche  nothwendig  ist,  wenn  der  Zweck  erreicht  werden  soll,  bedarf  keines 
Beweise.  Es  gehört  liierzu  aber  zweierlei.  Thcils  muss  feststehen,  dass' 
keiner  der  verbundenen  Staaten  irgend  eine  die  Form  oder  den  Inhalt  eines 
gemeinniiieii  GeseUes  betreffende  Maassregel  einseitig  treffe;  also  etwa 
Aendernngen  Yomehme,  Zusätze  mache,  authentische  Auslegungen  erlasse. 
Theils  muss  Air  eine  gleichmässige  gerichtliche  Anordnung  und  somit  für 
einen  abereinstimmenden  -bindenden  Oerichtsgebfanch  gesorgt  werden.  Die 
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erste  Anfgabe  ist  an  sich  nicht  schwer  m  erftlUen.  Eine  entweder  regel- 
mässig oder  nach  Bcdurfniss  imsammentretende  gemeinschaftliche  Gesetz- 
gebungscoiuinission  kann  die  notlnvendigen  allgemeinen  Normen  ausarbeiten, 
nnd  Saclic  dor  licgieruiigeu ,  beziehungsweise  der  StÄndeversanrnnlungon,  ist 
sodann  dorm  Annahme  in  einzelnen  Staaten.  Als  eine  Pflieht  aber  lur  alle 
Botheiligt (11  stolli  sich  die  Billigung  heraus,  wenn  nicht  die  entschiedensten 
Grfinde  die  Verwerfung  des  einen  oder  des  andern  l'uiiktcs  aufdringen;  und 
in  dieser  Beziehung  besteht  denn  aach  eine  internationale  Verbindiiclikeit  für 
die  betreffenden  Stände.  Tiefer  in  die  Unabhängigkeit  und  Selbstständigkeit 
der  verbundenen  Staaten  sehueidct  allerdings  die  Einrichtung  zu  einer  über- 
einstimmenden gerichtlichen  Anwendung  der  gemeinschaftlichen  Gesetze  ein. 
Sie  kann  nur  dnrch  die  Bestellung  eines  gemeinsam  obersten  Grrii  ]it>h(ifes, 
mindestens  eines  Cassatioubhofes,  erreicht  werden;  und  dass  eine  solche 
manche  Bedenken  und  Unzutrfiglichkeiten  hat,  Iftsst  sich  nicht  in  Abrede 
stellen.  Donnoch  kann  ver«tnndigerweise  du  s  Mittel  nicht  verweigert  wer- 
den, wenn  mau  den  Zweck  will  ohiu  i me  '-ulrhe  Anstalt  mr  Zusammen- 
fassung der  Ansichten  nnd  zur  Auliiuthigung  derselben  Auslegung  wird,  zwar 
langsam  und  nur  stückweise  aber  auf  die  Dauer  unvermeidlich  und  sehr 
fühlbar,  ■nieder  \  crschiodenheit  des  Rechtes  in  den  einzelnen  Staaten  eiD- 
treten Auch  hierzu  liegt  somit  eine  Ptlicht  vor,  dercu  Erfüllung  freilich 
niaiichfache  ^lodiHcationcn  zulässt.  Wie  schwer  auch  dem  einzelnen,  nament- 
lich grösseren,  Staate  ein  solches  Aufgeben  eines  Stückes  der  Souveränität 
fallen  maju',  ihre  Verweigerung  hilttc  eine  unvollkommeno  Leistung  einer  an 
sich  als  bestehend  anerkannten  iutemationalon  Ptiicht  zur  Folge  und  wäre 
ein  Beweis  von  oodi  sehr  nuToUkommeoer  Geltang  der  Lehre  von  der  Volkes 
gemeinschaft. 

b)  Im  Zweifel  ist  jeder  Staat  im  Staude ,  die  für  seine  Angehörigen  er- 
forderlichen Rechtsbehörden  selbst  zu  bestellen,  und  bedarf  hierzu  (den 
eben  erwähnten  Fall  eines  gemeinschaftlichen  obersten  Gerichtes  zur  Erhal- 
tung der  Cifeaetzesgleichheit)  keiner  Hülfe  von  Aussen.  Es  ist  somit  auch 
TOB  keiner  regelrnftssigeii  völkeirechtlichen  Veipfliditimg  in  dieier  Beaehnng 

1)  Einen  Bchla^onden  Beleg  von  derliothwondigkoit  sowobl  Kemclnschnftlicher  furtgesetiter 
OMetseMosbildiing  alt  eines  gemeiniuuiMD  obersten  Getichtea  (Br  einen  geraeiioainen  Tbedl  der 
BcchtaordnuDg  liefern  die  schon  nach  wenigen  Jahren  bei  der  angcincincn  dcatacben  Wi>L-h»<>t- 
ordnung  eingctrcteueo  Zustände.  Die  RccbtseioheU  ist,  theils  durch  legislatorische  von  dUmnder 
slnrridiead«  lleflttBiiiinig«n  einsdoer  Staatn,  tkeib  durch  elM  ▼«radtftdndMlt  der  etant* 
^rorichttlchfn  Anwcnrtnngen  de«  flcsctzes,  bereits  merkllt  li  jresfSrt.  Der  erstereUcbelstsnd  niuf 
TiuUcicht  durch  UenUtsung  der  (su&lUg  be«tcb«adeD)Couiuussion  zur  KntwerAing  eine«  deutsches 
HeadeltReMltlHKlM«  ranlolMt  wider  beMltlgt  werden  kSnneii.  Allelnt  ebgeedieB  voa  dne 
immorhin  xweifelhaftcn  Erfblge,  ist  damit  eine  dauernde  Einheit  nicht  gesichert,  80o<1orn  erfor- 
dert diese  vieUuelir  eine  stebeodo  Einricbtiiog.  Qegeo  die  andere  Ursache  ist  n<>cb  gar  keine 
WOtb  verraelit  worden.  Daea  das  Besteben  dteeeeVlHibuidei,  Temidirt  nodi  dweh  die  AamMt 
Hilf  ein  noch  weit  frrüsseres  glclchartlfires  Ucbel  nach  Grllndsing  eines  umfÄSScnilcn  ITandeU- 
gesetzbuches,  tu  der  Gründoog  eines  stcheoden  obersten  Bundosgeriohts  beitragen  werde ,  M 
aber  leider  mebr  ta  wlatdien  ale  m  hofliuL 
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die  Rede.  Nur  bei  ganz  kleinen  Staaten  mag  eine  Scliwierigkeit  in  Betreff 
der  Beschaffung  eines  genügenden  hüchsten  Gerichtes  eintreten.  Theils  ist 
in  solchen  die  erforderliche  Anzahl  ausgezeichneter  Rechtsgelehrter  schwer- 
lich aufzufinden;  theils  vermöchte  der  Staat  den  entsprechenden  Auhsaiui  nicht 
zu  machen.  Auch  wäre  nicht  einmal  eine  hinreichende  Beschiiftigung  für  eine 
solche  Behörde  vorhanden,  während  doch  die  Unabhängigkeit  der  Richter 
eine  gleichzeitige  Verwendung  der  Mitglieder  zu  Yn  walttiiiptsgeschäften  ver- 
böte. Lässt  sich  denn  nun  auch  möglicherweise  dem  Beuurinisse  abhelfen 
durch  die  Benützung  ausländischer  Schöppenstühle ,  RechtsfacaltJltcn  u.  dgl., 
so  ist  doch  für  einen  solchen  Staat  die  Erlaubnis? ,  das  oberste  Genciit  eines 
andern  vollständig  eingerichteten  Staates  in  Anspruch  zu  nelimen,  der  grös- 
seren Gleichförmigkeit  der  Rechtsprechung  wegen  entschieden  m  i  zuziehen. 
Schwer  ist  es  freilich,  einen  allgemeinen  Grundsatz  darüber  ;nii;ai-tcllen, 
welchem  Staate  dieUülfeleistung  angemutbet  werden  könne.  Wenn  auch  wohl 
zuzugeben  i^^t .  dass  solche  Staaten  einen  Anspruch  auf  Ablehnung  haben, 
deren  oberstes  Gericht  durch  das  ficeno  T  and  vollständi<r  in  AiL-pruch  ge- 
nommen wird,  oder  deren  Gesetzgebung:  vrsentlich  versc]iir(]rii  vitn  der  des 
Ansuchenden  ist:  so  ist  hiermit  in  Beziehung  auf  eine  positive  Antwort  nocli 
nichts  gewonnen.  Kaum  wird  sich  eine  andere  Entscheidung  finden  lassen, 
als  dass  die  sonstige  Nähe  der  Beziehungen  deu  Ausschlag  zu  geben  habe. 
Dass  jeden  Falles  entsprechende  Eutschädipng  ftlr  etwaigen  weiteren  Auf- 
iraad  verlaugt  werdea  könnte,  versteht  sich  von  selbst 

c)  Nichts  weniger  als  beliebt  pflegt  der  internationale  Beistand  zu  sein, 
welcher  zu  Zwecken  der  Prilventivjnst  iz  (Rechtspolizei),  also  zur  Abwehr 
erst  drohender  Rechtsverleti^Tingeu,  gewährt  wird.  Dieser  Widerwille  beruht 
d»  nn  aber  doch  nur  thrilwcise  auf  zureichenden  Gründen :  in  der  Hauptsache 
ist  er  verkelirt  und  stunnut  aus  Missverstündnissen.  Begründet  nämlich  muss 
allerdinDrs  der  "Widerwille  gegen  manche  Vereinbarung  uud  verf^in;'elte  Dienst- 
leistung genannt  werden,  welche  übertriebener  Aengstlichkeit  der  Regierungen, 
tadelnswerther  Abnciguncr  gf^^rrn  bürgerliche  Freiheit ,  eigensinniger  und 
kurzsichtiger  Aufrechterbaitung  von  verrotteten  oder  ungerechten  Zuständen 
ihren  Ursprung  verdanken ;  wie  z.  B.  die  Verabredungen  zu  gemeinschaft- 
licher Beschränkung  der  Pressfreiheit ,  der  ständischen  Rechte,  der  Vereine 
tt.  s.  w.  Allein  in  einer«  grossen  Anzahl  von  andern  äilen  muss  die  zu  rechts- 
polizeilichen Zwecken  auswärts  gesuchte  und  geleistete  Hülfe  nicht  nur  im 
Grundsätze  sondern  auch  thatsAchlich  für  vollständig  gerechtfertigt  iurI 
wohlthätig  in  ihren  Wirkungen  erklärt  werden.  Der  Beweis  ist  leicht  m 
liefern.  Dass  es  Aofgabe  des  Staates  ist,  wahrscheinlich  drohenden  Rechts- 
störungen in  seinem  Gebiete  wo  möglich  vorzubeugen,  ist  unbestritten  und 
unbestreitbar.  Nun  aber  kann  es  sich  leicht  begeben,  dass  die  innerhalb  des 
eügenea  Gebietes  and  der  diesieitig«B  fiechteastiodigkeit  mfigliclieii  Yoriceh- 
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rangsmittel  nicht  ausreichen,  es  vielmehr  zur  Erreichung  des  ^wccko?  au  l 
noch  der  einen  oder  der  andern  Handlung  von  Seiten  eines  fremden  Stit.ties 
bedarf.  Ist  nun  das  ganze  Unteraehmon  erlaubt  und  vielleicht  dringend  noth- 
wendig:  so  ist  natQrlich  auch  eine  lieihüife  dazu  nicht  nur  lütlit  tadtlns- 
wertli ,  sondern  sogar  Verpflichtung.   Nicht  der  internationale  Beistand  m 
Zwecken  der  Präventivjostiz  an  sich  ist  dalier  zu  bekämpfen ,  sondern  nur 
ein  etwaiger  Missbrauch;  und  es  handelt  sich  in  der  Wissenschaft  und  im 
Lehen  blas  vun  einer  genauen  Einhaltung  der  richtigen  Grundsatze  auch  iD 
solchen  Fällen,  in  Avclchen  fremden  Staaten  Hülfe  geleistet  werden  soll  — 
Eine  ausfQhrliche  Darlegung  der  allgemeinen  Lehre  der  Präventivjustiz  würde 
liier  zu  weit  führen;  es  genügt,  die  gewonnenen  Ergebnisse  ')  kurz  znsam- 
menzufiissen.    So  steht  denn  fest,  dass  der  Staat  keinoswpg«  auf  die  Wieder- 
gutmacliang  bereits  erfolgten  Unrechtes  beschrfüikt  i^t,  i  r  vielmehr  demselben 
rechtzeitig  verhindernd  entgegentreten  darf  und  soll;  dass  er  aber  gegen  erst 
zu  erwartende  Handlungen  nur  dann  einschreiten  kann,  wenn  diese  sowohl 
mit  übjectiver  als  mit  subjectivcr  Wahrscheinlichkeit  eine  Rechtsstörung  e^ 
warten  lassen,  und  dass  auch  dann  die  Vorbpupnngsnmssregeln  verhfiUaiss- 
mässig  sein  müssen,  nur  iuNüthfälien  und  y\o  nit'glich     ;?enEntschädiguDg  jb 
bestehende  kleinere  Rechte  Dritter  eingreilcn  dürfen,  endiicl  i  mit  Wnhrscheinltch- 
keit  einem  Erfolge  entgegensehen  lassen  sollen.    Diese  zunaciisi  das  Vt'rhalten 
im  Innern  des  Staates  und  sein  Gebahren  mit  den  eigenen  KraUcii  n  g«  iinhn 
Sätze  gelten  denn  nun  aber  auch  für  die  Fülle  einer  intcrnatioiuilrn  Ueilmii^. 
Was  man  mit  eigenen  Kräften  und  ans  eigenem  Rechte  nicht  thtin  darf, 
kann  man  auch  von  einem  Erenrden  s  k  fy  nicht  leisten  lassen;  und  dieser 
kann  keine  Befugniss  haben,  durch  seine  Hülfe  einen  Zastand  herzustelki», 
welcher  von  den  znn,'5rbst  Bcthriügteu  nicht  erstrebt  werden  darf  Wird 
dann  im  Falle  einer  von  einem  andern  Staate  geforderten  Hülfe  zu  rechts- 
polizeilichen Zwecken  neben  Beobachtung  dieser  besonderen  Grundsätze  auch 
noch  strenge  gehalten  auf  das  Vorhandensein  der  allgemeinen  Bedingungen 
einer  Thätigkeit  für  Fremde,  so  ist  sicher  eine  Begünstigung  hassens werther 
und  überflüssiger  Dinge  nicht  zu  fürchten;  im  Gregentheile  gehören  die 
noch  übrigen  gemeinschaftlichen  Fälle  den  nützlichsten  und  nothwcndigstcit 
Maassr^eln  zur  Aufrechterhaltung  der  Rechtsordnung  zuzurechnen.  —  T  iu't"^ 
Beispiele  mögen  das  Gesagte  erleichtem.  —  Häuüg  versetzt  die  £ntweicli(Ui£ 
Sokber«  wekhe  sieh  eines  beabsichtigten  Verbrechens  dringend  verdächtig 
gemacht  haben,  den  zunächst  betheiligten  Staat  in  die  Unmöglichkeit,  ^i^^ 
devseiben  zu  bemächtigen,  um  sie  unschädlich  zu  machen.  Hier  eutstebt  deou 
die,  nicht  eben  leichte,  Frage  des  internationalen  Rechtes,  ob  derjenige 
Staat,  in  wekhen  soldie  FUtohtlioge  tbatoadulidi  Aolnafame  geAuidea  iw^i 
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die  Yerpfliclitniig  bat,  dafllr  in  songen,  dass  flie  die  T<m  ibDea  geftrchtelen 
Untflnnliimnigeii  nieht  viikUeh  ftoslUuren  können,  und,  fidls  diess  bedingt 
oder  unbedingt  n  bf^ohen  ist,  irelche  KBnesregeln  er  in  eigreifen  babe? 
Hier  nird  denn  wobl,  wenn  nicht  die  ganze  Annahme  einer  Pflicht  nt 
interaationater  Gemeinsehaft  vnfiehtig  ist,  die  YerbindUchlceit  m  einer  Anf- 
rechterhaltnng  der  Bechtsordnong  im  Allgemeinen  nicht  gelftngnet  werden 
]£l»nnen.  Der  lonlchst  lor  Abwehr  tod  Unrecht  bemfene  Staat  ist  dam  nicht 
im  Stande,  wihrend  diesseits  die  Mittel  dam  vorhanden  sind.  Allein  hier- 
mit ist  noch  keineswegs  gesagt,  dass  sdbst  ehi  begründeter  and  von  dem  rar 
BeihQlfe  ao^eforderten  Staate  anerkannter  Verdacht  einer  Gefthrlichkeit  die 
Yeipflichtnng  rar  Fortweisong  ans  dem  jetzigen  Anfenthaltsorte  oder  gar 
zur  Anslieierang  an  den  SngstUchen  Staat  begründe.  •  Yiefanehr  wird  eine 
Begierang,  welche  Ansttndem  Aufenthalt  gestattete,  znnftchst  nur  daÜOr  ra 
sorgen  haben,  dass  die  gewährte  Zaflnchtsstätte  von  diesen  nicht  missbraoeht 
werde  zor  Bedrohnng  oder  gar  Beschfldignng  eines  Rechtes;  nnd  wenn  sie 
dieser  Obliegenheit  wirksam  nachkommt,  kann  Weiteres  nicht  von  ihr  ver^ 
langt  werden.  Es  eigibt  sich  also  die  Möglichkeit  eines  doppelten  recht- 
lichen Verhaltens.  Entweder  nimUch  können  von  Jedem  Staate  einseitig 
nnd  lediglich  als  IBestandthefl  der  inneren  Oesetzgebong  Vorschriften  Aber 
das  Benehmen  der  in  seinem  Gebiete  sich  anf  haltenden  Fremden  im  Ver- 
hiltaisse  ra  fremden  Staaten  nnd  deren  Bechtsordnong  anlsestellt  nnd  ein- 
tretenden FUles,  sei  es  nacb  erfolgter  Aoffordernng  Yon  Apisen  sei  es  ohn« 
eine  sdkhe,  voOragen  werden.  Oder  aber  jnOgen  besondere  Vertrlge  über 
das  in  solchen  Fillen  gegenseitig  einrahaltende  Verlhhren  abgeschlossen 
werden,  m  welchen  die  einzebien  Veranlassongen  ra  einem  berechtigten 
HlUiiiverlangea ,  so  wie  die  nach  Beschaffenheit  der  Hinge  ra  eigreilenden 
Msassregeln  des  Nihem  bestimmt  sind.  NatOriich  moss  denn  aber  andi 
eine  solche  Verabredang  anf  der  Grandlage  der  allgemeinen  Grondsttae 
raboB,  nnd  es  nameatUch  den  ra  dner  Handreichnng  airfgeforderten  Staate 
flbedaasen  bleiben,  tb«r  die  Beschnldigiing  einer  veibrecherischen  Absieht 
naeh  eigener  Anaehammg  des  Beehispanktea  nnd  der  Thalaaehen  ra  ortheilen. 
—  Ein  anderer  Fall  von  Internationaler  HBUb  zor  AbwehroDg  einer  erst 
drohenden  BechtaverMsang  ist  der,  wenn  ehie  Begieruug,  gleicbgoltig  jetzt 
dmvfa  welche  Vesanlassang,  sichere  Knude  von  emer  gegen  einen  fremden 
StMit  ii^endwo  beabeiditigten  BechtastOning  zugekomm«i  ist.  Hier  erscheint 
es  oflBiidiar  als  dno  Pflicht  des  sittUchen  Zosammenlebens  coeiistircnder 
Staaten,  dass  an  den  Bedrohten  rechtzeitige  nnd  genflgeode  MittheUuug  von 
AarGefüir  gemacht  wird,  nnd  zwar  gleichgültig,  ob  der  fremde  Staat  selbst, 
oder  oib  Einzefaie  seiner  Angehörigen  beschädigt  weiden  edlen,  fener  eben- 
nMg,  ob  die  Bedrohenden  sich  unter  der  Botmüsnigkeit  des  die  Entdeckung 
inaflhfiiden  Staates  oder  ob  sie  sich  in  einem  andern  Gebiete,  lieUeioht  in 
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dem  des  bedrobteu  Staates  selbst  befinden.   Ein  Unterschied  besteht  nnr  ia 
so  fern,  als  bei  einem  Aufenthalte,  der  Gefährlichen  innerhalb  der  Grinttn 
des  die  Entdeckung  machenden  Staates  dieser,  neben  der  ^littheUqng,  aucli 
noch  unmittelbare  Maassregeln  zur  Yerhifiderüng  des  AngrifEes  zu  treffen 
hnt.   Die  Pflicht  der  MittheiliiDg  aber  ist  so  unbedingt,  dass  es  nicht  erst 
eines  Vcrtitges  zu  ihrer  Begründuog  bedarf.  —  FOr  eine  Uebereinkonft  da- 
gegen empfiehlt  sich  ein  Weiteres  VerhAltniss,  dessen  imgfiiegeltes  Bestehen 
Tiellkche  Verlegenheiten  und  Rechtsverletznngen  gnawr  Staalen  nod  Ein- 
selner  herrorrofen  konnte.   Es  ist  diess  die  Behandlang  HeunatUoser. 
Offenbar  mnss  deren  Staatsangehörigkeit  vor  allen  anderen  Uaaasr^geln  sttr 
Einfingnng  sotcher  bedenklicher  Mentehea  in  .dio  Staatsordnung*  rechAlich 
.geregelt  werden.  Dorcb  ein  blos  thatsftchliehas  gegenseitiges  ZnachMbcn 
wild  dem  Nachbar  eine  Gefahr  zngewUzt,  ein  nü  gsordneten  Beehtaa- 
standen  nnvertrSgUcher  Znstand  yerewigt,  nad  sdiUcsslich  flberdiess  gegen 
die  znnlchst  Betroffenen  selbst  iinertrtgliehe  Misshandlnng  gettbt^  Allein 
.80  einlenefatänd  das  BediBrfiüss  einer  gentlgenden  Beseitagong  dieser  Qsdle 
TOQ  Bechtsdrohiingen  anch  ist,  so  wenig  sind  die  Omndsfttse  tther  die  Landes- 
angehOrigkeit  soteher  Aaswflrflinge  nnbestritten  odsr  anch  nnr  -aas  allge* 
meinen  Piindpien  Ideht  herstellbar.  Desshalb  erscheint  denn  eine  Yere» 
Uanmg  als  Pflicht  —  Ein  weiterer  dnrck  die  allgemeine  Entwidcelong  der 
^  ge werbethätjgkeit  sehr  wichtig  gewordener  Gegenstand  internationaler  BiOlfe 
sind  sodann  noeb'  gemeinschaftliche  Yorkehnmgen  gegen  Betrog  In-  Oe* 
weibesachen.  Ein  grosser  Thefl  der  In  dieser  Besiehnng  nOthigeii  M«ui- 
regeln  kann  nnd  mnss  allerdings  vcm  jedem  Staate  in  seinem  Innen  md 
mittelst  einseitiger  Gesetse  getroffen  werden;  allein  es  gibt  doch  aach 
Fille„  in  welchen  nur  die  HQUb  eines  fremden  Staates  Beeintriahtigongen 
achtbarer  Interessen  and  wcdilerworbener  Bechte  n  gewahren  vennag.  Diem 
findet  namentlich  statt,  wenn  die  Nachahmung  Ton  Waarenhesdehnvogiii 
nnd  Jtm  Namen  der  Yerfertiger  oder  die  Beafltinsg  patentirler  Erfin- 
dnagen  im  Auslände  stattfindet.  Hier  ist  offenbar  ein  ansreichfinder  Schata 
nnr  dann  mögUch,  wenn  nach  andere  Staaten  Digenigen,  welcha  nadi  den 
Gesetaea  ihres  Tatellandes  rar  aasschUessUcfaen  gewerblichen  Benfltin]^ 
eines  technischen  Yer&hrens  oder  anr  Fahnmg  einer  Beaeichnnag  berechtigt 
sind,  gcgea  BeeintrJtehtigangen  von  Seiten  ihrer  eigenen  Unterthanen  sicher 
stellen.  Die  Yerpflichtaag  solcher  Hfllfe  ist  wdU  nnsweielbaft»  Weil  sonst 
die  Aa%ibe,  betrOgerische  Tlnschungeu  oder  Eingriffe  in  das  geistige  Eigen- 
tbnm  (am  diesen  Ansdmck  korz  an  gebrauchen)  nadi  Möglichkeit  an  Ter- 
hindern,  imerf&llt  bleibt,  und  der  Umstand,  dass  der  haoptsichUch  Bedrohte 
Angehöriger  eines  andern  Staates  ist,  die  Obliegenheit  nicht  beseitigt,  die 
eigenen  Unterthanen  von  einem  Unrechte  abzuhalten.   Am  wenigsten  kann 
natOrlich  die  Erwägung  ins  Gewicht  Men,  dass  die  Gestattong  des  £in- 


Digitized  by  Googb 


als  Aufgabe  des  Völkerrechtes. 


609 


griffss  in  fremdes  Recht  vortheUhaft  flUr  die  Unternehmer  «ftre;  ^ürde  doch 
eine  solche  Anschauiuig  folgerichtig  zur  Erlaubniss  von  See  raub  und  von 
rftaberiBchen  Einfällen  im  fremdes  Gebiet  führen.  Dabei  ist  es  aber  aller- 
dings rithlich,  hier  im  Wege  des  Vertrages  vorzugehen,  damit  nnzweifcl- 
hafte  Anhaltspnnkte  fiOr  die  an  eigreifeud«!  Maassregein  gewonnen  und 
Streitfragen  abgeschnitten  werden,  anch  vollliommene  Gegenseitigkeit  des 
Schntzes  stattfindet.  —  Endlich  mag  noch  erwflhnt  sein,  dass  sehr  beschwer- 
liche Unnitrfiglichkeiten  in  Besiehnng  anf  solche  Verminen,  welche  In  meh- 
reren Staaten  xngleich  unter  vorsorglicher  Verwaltung  stehen,  und  auf 
persönliche  Vormundschaften  Hher  Personen,  welche  Unterthanen  Terschie- 
deaer  Staaten  sind,  vermieden  werden,  wenn  sich  die  betreffenden  Regierungen 
n  goneinschaftlichen  Gmndsfttien  Aber  die  in  solchen  Füllen  zur  Anwendung 
konanenden  Gesetie  verstehen.  Wenn  hier  eine  Vereinbarung  nicht  statt- 
findet, sondern  jeder  einzelne  Staat  seine  Sonverftnitftt  und  die  volle  Selbst- 
ständigkeit seines  Rechtssystenes  fosthilt,  so  können  ganz  Unschuldige 
schwere  Verloste  erleidm. 

d)  Eine  UnterstOtzong  fremder  Staaten  zn  gerechter  Rehandlang  und 
Entscheidung  einzelner  Fülle  der  wiederherstellenden  Rechtspflege 
mnss  unter  Umständen  sowohl  bei  Strafsachen  als  bei  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten  gefordert  werden. 

•)  Strafsachen.  Dass  jeder  Staat  die  Angabe  hat,  strafbare  Ver- 
letzungen seiner  Recbt6ordnnng  zunächst  selbst  zu  behandeln,  und  dass  er  in 
der  Regel  nach  die  Ifittel  hiezn  besitzt,  bedarf  keiner  Auseinandersetzung. 
Es  gibt  aber  doch  eine  nicht  onbedeutoide  Zahl  von  Verhältnissen,  in  welchen 
diese  Aufgabe  nur  durch  die  Reihlilie  emea  fremden  Staates  gelOst  werden 
kann,  weil  znr  Eneichang  des  Zweckes  Handlangen  ausserhalb  des  Staats- 
gebietes und  also  jenseits  der  Zuständigkeit  des  diesseitigen  Staates  vorge- 
nommen werden  mflssen,  vielleicht  selbst  das  ganze  Verfishren  und  das  Urtheil 
in  einem  fremden  Staate  vor  sich  gehen  moss  und  nur  der  Anstoss  hiena 
von  dem  sonächst  verletzten  Staate  ausgehen  kann.  Hierher  gefaOrt  z.  R.  der 
Fall,  wenn  es  einem  aof  frischer  That  verfolgten  Verbrecher  gelingt,  ttber 
die  Landesgrenze  m  gelangen  und  .er  sich  somit  der  Restrafnng  leicht  ent- 
sieben  konnte,  wenn  den  nacheilenden  Rechtsorganen  nicht  die  Erlaubniss 
znitflnde,  ihn  noch  noch  auf  fremdem  Gebiete  zur  Haft  za  bringen.  Sodann 
der,  sehr  häufig  vorkommende»  Fall,  dasa  zur  Entdeckung  eines  Verbrechers 
oder  zur  Reweisfilhmng  gegen  einen  bestimmten  Reschnldigten  die  amtliche 
RichtigstcUnng  gewisser  Thataacben  durch  die  RehOrden  eines  fremden  Staates 
nnerlässlich  ist.  Welterhin  der  Aafenthslt  des  Angeschuldigten  im  Auslände, 
wo  es  sich  denn  entweder  von  der  AnsMefernng  an  den  verletzten  Staat  oder 
von  der  eigenen  Restrafnng  eines  im  Auslände  odibt  wenigstens  gegen  das 
Aasland  Lcgaugepen  Verbrechens  handehi  kann,  —  Natürlich  hängt  die 
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Beantwortimf  der  Fkage»  welcherlei  BeihftM»  ein  Staat  in  dsn^ekben  lUlai 
zo  leisten  habe,  lediglich  davoD  ab,  weldie  aUgemelne  AtdlMsimg  mao  foo 
der  vOikerreehtlichen  Aaigabe  hat,  rar  Anfreehtbattmig  der  BeehtaordiiimB 
in  der  Welt  ftberbaiipt  und  nicht  bloss.  In  dem  eigenen  Staate  heizntngen. 
Läset  man  die  Forderungen  der  SovTertbiitit  stirker  ins  Gewicht  faUeo  als 
die  Anetkconnng  einer  rechtlichen  Wdtordnnng,  to  werden,  Je  nach  der 
jenen  Forderungen  gegebenen  Ansdehnangi  die  verlangten  Beihttlfen  gaas 
oder  th^wdse  rarflckgewiesen  werden.  Sieht  man  dagegen  in  der  Mitwirfcnng 
rar  allgemefaien  Herrschaft  sitüieher  Gebote  eine  Beehta-  nnd  eine  Ehren- 
aafgabe:  so  mnss  auch  eine  £rfllUnng  gerechtfertigter  TtrUmgen  logegebai 
werden.  Welcfae  von  diesen  beiden  Ansehannngen  die  richtige  sei,  kann 
nicht  im  ZwdM  stehen;  somit  denn  anch  nicht,  daas  die  internationale  Bei- 
haife  rar  Strafrechtapllege  i^emder  Staaten  eine  eben  so  hinfige  als  widrtigs 
Yeranlassnng,  sei  es  ra  einseitigen  Handinagen  sei  es  nr  Terabtedog 
gegenseitiger  Xaassiegebi,  ist  Anf  die  Einaelheiten  einsogehen  kann  jedoch 
an  dieser  Stelle  onterbleiben,  da  sowohl  die  Yorfirage  als  die  einselnew  Fel- 
gemngen  hinsichtlich  des  hanptsachlichsten  und  schwierigsten  Falles  In  der 
nicfastfolgenden  Abhandlong  (S.  «37  weiden  einer  ansfUniidien  ErOr- 
temag  nntenogen  werden. 

fi)  Bttrgerliche  Rechtssachen.  Sind  ancb  die  intenmtiMaleB 
Hindernisse,  welche  sich  einer  genflgenden  bitrgerlicben  Bedutspiege  in  den 
Weg  stellea,  theils  geringer  an  Zahl,  theils  im  Gannn  weniger  bedoatendt 
so  i^hlt  es  doch  nicht  ganz  an  solchen,  und  es  bedarf  also  anch  in  dieaa 
Besiehnng  richtiger  Gmnds&tie  nnd  eines  gnten  Willens.  —  Zuniebat  ist 
es  uftmlich  nothwendig,  für  die  blliigerliGhe  Rechtspflege  eben&lls  eine  gegen- 
seitige Verbindlichkeit  der  Behörden  sor  Beisehaflhng  von  Beweismittehi  nnd 
snr  Leistung  sonstiger  amtlicher  Beihfllfen,  s.  B.  der  Feststellnng  rw  Tliat* 
Sachen,  Mittfacilung  gerichtlicher  BesddAsse  n.  dgl.,  ansnerkennen.  Eine 
solche  Beihfllfe  sor  Rechtsoidnang  kann  um  so  weniger  einem  Anstände 
unterliegen,  als  sie  gar  kein  nennenewerthes  sachlicbes  Opfer  von  Seite  ^ 
Leistenden  erfordert  nnd  dodh  von  Wichtigkeit  ftr  den  UntostOIrten  ist 
—  Sodann  gereicht  es  ftr  Behörden  und  ffBr  Private  m  grosser  Erleichterang, 
und  ist  es  sogar  in  manchen  Fällen  die  nnerlässliche  Bedingang  eines  ge- 
rediten  und  in  sich  flbereinstimmenden  YerCdirens,  wenn  rar  Erledigong 
von  Rechtssachen,  deren  Gegenstand  im  GeUete  mehrerer  Staaten  aerstrent 
Hegt,  ein  einziges  zuständiges  Gericht  verabredet  wird.  So  namentlich  bei 
Gaatnngen  und  bei  Streitigkeiten  Ober  Erbschaften.  NatOrlich  mnsa  hierbei 
bestimat  werden,  welcherlei  Gesctie  in  den  verschiedenen  Arten  von  Fäüen 
zur  Anwendung  ra  bringen  Bind.  Jlbenso  versteht  es  sich  von  seihet,  daaa 
vollständige  Gleichheit  in  der  Behandlung  der  gegenseitigen  StaatsangehOiigen 
stattzuihiden  hat  •  Die  Hauptsadie  aber  ist,  dasa  mtA  üsk  darOber 
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▼ereinigt,  welche  Wirkung  rechtskräftigen  gerichtlichen  Urtheilen  gegenseit  ig 
eingeräumt  werde.  Ohne  eine  solche  Verabredung  herrscht  grosse  Ver- 
wirrung, denn  die  in  dieser  Frage  bestehenden  Gewohnheiten  und  Gesetze 
der  verschiedenen  St^iaten  weichen  sehr  von  einander  ab.  Während  nämlich 
in  einer  grossen  Anzald  von  Staaten  die  rechtskräftigen  Urtlieile  auswärtiger 
burL^erlicherGerichte  als  niuas^^'i'beiid  erkannt  werdm,  und  nur  (freilich  wieder 
mit  verschiedent  n  Muilifii  i^ition i  ii)  deren  Vorhandensein  und  formelle  Gültig- 
keit nntersncht  wird,  geht  man  uudeiwarts  (iiamcallicli  in  Frankreich)  in 
starrer  Festhaliüug  der  Soaverünität  so  weil,  die  gcriclilliclien  Urtheile 
anderer  Staaten  als  völlig  unverbindli  !i  für  diessseitige  Behörden  nnd  ein- 
zelne Unterthaiien ,  gleichsam  als  gar  lutlit  vorhanden,  zu  erkhircn,  so  dass 
ein  im  Auslande  vom  zuständigen  Gerichte  bereits  entschiedene  Sache  noch- 
mals uud  gauz  vun  >ieuem  bei  den  eujheimischen  Gerichten  angebracht  and 
nnn  auch  nach  diessseitigen  Landesgesetzen  entschieden  werden  muss,  falls 
und  soweit  das  fragliche  Rechtsverhältniss  in  diessseitigem  Gebiete  irg^- 
wie  zur  Anwendung  kommen  oder  in  irgend  welcher  Beüehuug  eine  Anrer- 
].( imung  finden  soll  *).  Dass  bei  einem  Verfahren  der  letzten  Art  nicht 
nur  grosse  Verzögerungen  und  Unkosten  erwachsen ,  sondern  bei  einer  Ver- 
schiedenheit der  formellen  Behandlung  und  des  mattMiellen  Rechtes  auch 
unlöslicher  W^iderspruch  entstehen,  somit  durch  die  Handlungen  des  Staates 
Rechtsverwirrung  anstatt  Rechtsordnung  bewerkstelligt  werden  kann,  liegt 
auf  <ler  Hand ;  und  man  darf  daher  auch  keinen  Anstand  nehmen,  die  Fest- 
haltuug  der  Souveränität  bis  zu  solcher  Ausdelmung  als  eine  VerleUuiip^  der 
völkerrechtüchen  Pflicht  einer  Gemeinschaft  zu  erklären.  Aber  auch  die 
mildere  Behandlung  der  Angelegenheit  lässt  in  Beziehung  auf  Bestimmtheit 
und  (ilcichtorimgkeit  Vieles  zu  wunscheu  Obrig.  Somit  ist  denn  eiuo  ver- 
trag, nii-siüre,  alle  einzelne  Streitpunkte  umfassende  Feststellung  sachlich 
sehr  wüii  i  lu'iiwrrth,  BereitiRillißkeit  dazu  aber  vom  allgemeinen  Standpunivte 
des  VülkeirLtUte>  rhicht.  Unzwtilelhaft  ist  die  für  eine  Verabredung  ge- 
stellte Ani'galie  eine  schwierige,  und  bedarf  es  zu  eint  i'  vullig  zufrieden- 
stellenden Lösung,  je  nach  der  Rechtsgeset^gebung  der  verschiedenen  Staaten, 
nicht  nur  mauchfacher  näherer  Bestimmungen  und  Modificutionen ,  sondern 
seihst  des  Verzichtes  auf  lange  befolgte  Grundsätze,  welche  bisher  als  noth- 
\v(  nili^  für  (lit^  Selbstständigkeit  und  für  die  Ehre  des  Staates  betrachtet 
würdt  n  sind.  Weder  die  sachliche  Schwierigkeit  nuch  die  faiscbe  Auffassung 
dürfen  aber  abhalten  von  der  Forderung,  dass  den  ricliliLrcn  Grundsätzen 
Wirksamkeit  verschafft  werde.  Wie  denn  etwa  auch  im  iiimzehien  die  üeber- 
einkuufi  ausfallen  mag,  jeden  Falles  mnss  gegenseitige  Anerkennung  der 
reclktakrftftig  gewordenen  gehcbtlichen  UrtheUe  als  Priacip  feststehen,  dem 

1)  a.  dM  Mtttra  Iktr  «Im»  ▼«■Mktotaihillin  M  9«lla,  Dntt  tttbtrMtauä  piM,  M. 
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nur  «ine  fmldie  entspricbt  der  Pfficht  einer  GemeiiisdilA  imd  einer  Wechsel- 
seitigen  Aoshfllfe  nnter  den  Staaten. 

e)  Ohne  Zweifel  am  schwierigsten  ist  die  Beantwortong  der  Frage,  was 
vom  Standponkte  der  YoUcergemeinschaft  aas  gefordert  werdien  icAnne  hin* 
sichtlich  des  Vollzages  der  von  den  Gerichten  eines  firemden  Staates  ge« 
Mten  Urtheile.  In  hOrgerlichen  Bechtssaehen  ist  allerdings  die  Fnge  mit 
der  gansen  oder  theilweisen  Aneritennong  fremdgeiichtlicher  Urtheile  wenig- 
stens im  WesentUchea  erledigt.  Soweit  diese  als  an  sich  gOltige  Rechts- 
normen auch  diesseits  anerkannt  sind,  mflssen  sie  natflrlieh  nach  auf  Anmfen 
der  Betheiligten  Yollstrecfcnng  finden,  ond  efe  ist  somit  hier  nnr  noch  das 
Nähere  Aber  die  nur  Tomahme  der  verlangten  Handkngen  verpflichteten 
Behörden,  Aber  die  Qerichtsvollstreclcer,  die  Unkosten  n.  dgL  festsostellen. 
Desto  grösseif  m  Bedenken  nnterlicgt  die  Vollstrecknng  fremder  Strafoxthsils 
an  diesseitigen  Unterthanen  oder  wenigstens  ni  zeitigen  Schntx  Anfgenom- 
meneu,  ferner  die  Anerkennung  der  mittelbaren,  z.  B.  oivilrechtUdien,  Folgen 
eines  fremdländischen  Strafiirtbciis.  Eine  unbedingte  und  allgemeine  Ver- 
pflichtung zu  solcher  Vollziehung  kann  offenbar  nicht  anerkannt  werden. 
Allerdings  wäre  es  das  Ideal  einer  allgemeinen  Weltrechtsordnung,  wenu 
die  in  irgend  einem  Staate  ausgosprocheue  Strafe  ohne  Weiteres  in  der 
gaii/.Lii  gesittigtcn  Welt  gleiche  Wirkung  hatte  und  sie  tJberall  zur  Anwen- 
dung käme ,  \vü  irgend  eine  Beziehung  stattfände.  Allein  es  ist  wohl 
bedenken,  eiumul,  dass  der  doch  ganz  allgemein  geltende  Grundsatz,  uicL* 
nur  die  eigenen  Unterthanen  überhaupt ,  sondern  auch  fremde  t'Iüchtige 
bei  bestimmten  Arten  von  Anklagen  nicht  auszuliefern  durch  eine 
Volhdehung  der  fremden  Strafurtheile  der  Wirkung  nach  ganz  aufge- 
hoben wäre;  ja  dass  eigentlich  die  Sache  sich  für  den  ötaat  noch  sehr 
verschlimmern  wflrde,  indem  er  nun  selbst  vollziehen  müsste,  was  er  tlber- 
haupt  nicht  zu  Stande  kommen  lassen  will.  Sodann  konunt,  zweitens,  die 
grosse  Verschiedenheit  der  Strafgesetze  in  den  verschiedenen  Ländern  sehr 
in  Betracht.  Bei  unbedingter  Pflicht  zur  Vollziehung  fremder  Urtbeüe  kuunt« 
ein  Staat  gar  leicht  in  die  völlig  unhaltbare  Lage  kommen,  einem  Unter- 
thanen eine  Strafe  zuf&gen  zu  müssen  wegen  einer  Handlung,  welche  das 
eigene  Gesetz  gar  nicht  als  strafbar  erkläit  hat;  oder  rechtliche  Folijen 
einer  Verurtheüung  auszuführen,  welche  mit  seinen  eigenen  Verurtheiiuugen 
nicht  verbunden  sind;  oder  StrafQbel  zuzufügen,  welche  das  diesseitige  Gesetz 
gar  nicht  kennt  und  die  Gesittigung  des  Volkes  nicht  duldet,  und  zwar 
vielleicht  aus  sehr  guten  Gründen.  Davon  gar  nicht  zu  reden,  dass  mög- 
licherweise ganz  ungeheuerliche  aber  formell  begründete  Kingriflfe  in  dies- 
seitige Zustände  versacht  werden  könnten;  z.  B.  Venutheilongen  diesseitiger 


1)  H.  kierttb«r  «U«  uäctuUui^ftiud«  Abhandlnuy. 
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StMtmnilniier  zn  Gcfitiigniss  oder  Amtsentferttang  dnrcli  ein  belieMg«  fremdes 
Gericht,  und  vielleidit  iragen  HandlmigeD  im  Interesse  und  snr  Yertheidigiiag 
des  eigenen  Staates.  Diese  Schwierigkeiten  (nnd  ihre  Zahl  Hesse  sich  leidifc 
noch  Tennebren)  sind  offenbar  so  bedentend,  dass  wenigstens  im  mgemeinen 
von  ehier  Tolhdehnng  fremder  StrafbrtheUe  nicht  die  Bede  sein  kann,  nnd 
höchstens  dfirften  elwn  Uebereinkttnfte  mAgltch  sein,  welche  ein  solches 
VerhUtniss  bei  bestimmten  einzebien  Yergehensarten  nnd  Stra^sttnngen 
feststelllen. 

3.  Gegenstände  der  polizeilichen  Fflrsorge. 

Oor  Bechtsstaat  der  Neuzeit  ist  nicht  btoss  eine  Jostisanstalt,  sondern 
er  hat  auch  die  An%ahe,  seinen  ünterthanen  die  Eneichnng  ihrer  Lebens- 
swecke durch  Anwendung  der  Gesanuntmacht  zn  erleichtem,  wenn  die  eigenen 
Krftfte  der  Einzelnen  oder  der  geeellsehaltUchen  Kreise  znr  vollen  Erlaogong 
nicht  ansreiehen.  Der  Grundgedanke  dabei  ist,  grossere  Hindemisse  dordi  noch 
grossere  Bjaft  zo  beseitigen.  Nichts  ist  nnn  aber  möglicher,  als  dass  gerade 
hl  Besiehnng  anf  sotehe  Arten  von  Leistongen  die  Mittel  des  einzehien  Staates 
nicht  aasrddien.  Entweder  sind  selbst  Ihr  die  von  ihm  verftgbar  zn  machenden 
Krftfte  die  Hindernisse  zn  gross,  oder  aber  reicht  das  einseitige  Recht  nicht 
ans,  weil  die  zur  BewarkstelUgnng  des  Zweckes  nothwendige  Tfafttigkeit  sich 
Uber  die  CtebietsgrOnzen  hinaus  erstrecken  nmss.  Damit  ist  freilich  noch 
mdit  gesagt,  dass  in  aUen  diesen  FftUen  ohne  Weiteres  eine  BeihOlfe  fremder 
Staaten  in  Ansprach  gciHmimen  werden  kOnne.  Vor  AUem  kmnmt  vielmehr 
der  oben  anfgestellte  Grundsatz  zur  Anwendung,  dass  jeder  Staat  seine 
Krftfte  und  namentlich  die  Leistungen  sehier  Ünterthanen  znnlchst  znr  voll- 
sUtaidigen  ErflUlang  der  eigenen  Aufgaben  zn  verwenden  hat  Da  nnn  bei 
alten  gcsittigten  Völkern  gerade  die  Anforderungen  an  eine  polizeiliche  Hftlfe- 
leistung  nach  Art  und  Ausdehnung  in  bestündigem  Wachsen  begriffen  sind, 
80  folgt  schon  daraus  die  thatsachlicbe  nnd  die  rechtliche  Unmöglichkeit 
einer  häafigen  und  ausgiebigen  Unterstfltzung  Fremder.  Es  kommt  aber 
noch,  dazu,  dass  von  einer  Yerpflichtang  zur  Unterstatznng  Oberhaupt  nur 
unter  der  Yoraussetzung  die  Bede  sein  kann,  wenn  das  von  dem  fremden 
Staate  für  seine  Angehörigen  Erstrebte  nach  diesseitigen  Anschauungen  voll- 
ständige Billigung  sowohl  des  Zweckes  als  der  angewendeten  Mittel  findet 
Eine  solche  durchgehende  Uebereinstimnmttg  wird  nun  aber  keineswegs  immer 
bestehen.  Es  bleiben  somit  thatstehlich  nur  zwei  Gattungen  von  Fftllen,  in 
welchen  sich  eine  Unterstützung  fremder  poUzeilidmr  Anstalten  als  völker- 
rechtliche Pflicht  geltend  macht  —  Einmal,  wenn  auch  diesseits  ein  gleich- 
namiges Bedürfuiss  vorliegt  und  durch  dne  Verbindung  der  beiderseitigen 
Kräfte  das  Beiden  Nützliche  erreicht  werden  kann.  Hier  ist  denn  nicht 
Sowohl  die  Uebereiiikuufl  selbst  unter  den  Gesichtspunkt  der  Ptiicht  zu 
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htelii  n,  ida  sie  ja  vielmehr  ein  M^itol  zur  P>reichuiig  •  ifzoiier  Vortheile  ist,) 
^votll  ;i[M  r  muss  es  als  eine  "\'(  ibunilii  hkeit  fil<anDt  werden,  dass  das  Zn- 
staiiiickonimen  der  gemeinschaitlicheii  Maassregeln  nicht  vou  BediiiL^un^en 
uKlningig  gemacht  wird,  welche  dem  fremden  Staate  schaden,  ohiu  doch 
durch  die  KrfüUung  des  in  Frage  stehenden  Zweckes  für  die  dü  .-^i  itigen 
liciliii  fuisst'  geboten  zu  sein,  oder  welche  mit  denselben  gar  nicht  m  V.^r- 
biüduug  st*-hen.  Mit  andern  Worten,  es  darf  die  Beihülfe  nicht  um  einen 
unbilligf  ii  Preis  vorkauft  and  znr  Abnöthigmig  fremdartiger  und  ua(;hthei- 
liger  Ümräumungea  niisshraurht  werden.  So  erlaubt  es  also  z.  B.  ist,  bei 
der  Zu<?timmang  mr  Erbauung  einer  von  einem  Nachbarstaate  gewünschten, 
auch  das  diesseitige  Gebiet  berührenden  Eisenbahn  Bedingungen  zu  machen, 
welche  die  Benützung  derselben  nach  den  ripf  nen  interes.s(  n  sicher  stellen, 
oder  etwa  auch  noch  solche,  welche  die  Krlrichterung  des  Verkebr<^s  zwischen 
beiden  Ländern  überhauiit  betrefien :  bo  weiiig  Icann  das  Verkehrsbedurfniss  des 
fremden  Staates  missbrancht  werden,  um  demselben  eine  Vt  rzichtleistung  auf 
eine  Schuldforderung  o  I  m  luf  ein  im  Streite  befindliches  Gebietsstück  ab- 
zupressen. Ein  solches  Verfahren  ist  keine  Erfüllung,  sondern  vielmehr 
eine  Lüugnuiig  des  Grundsatzes  einer  internationalen  Gemeinschaft.  —  Die 
zweite  Gattuug  von  Unterstützung  Fremder  aber  bilden  jene  zahlreichen 
Fälle,  in  welchen  andere  Staaten  ein  ihnen  nützliches  Unternehmen  nicht 
zu  Stande  bringen  können,  wenn  sie  in  ihren  Maassregeln  auf  ihr  eigenes 
Gebiet  beschrilnkt  bleiben  oder  ihnen  sonst  keine  Einräumung  in  Beziehunf 
auf  diesseitige  SouveränitÄtsrechte  gemacht  wird.  Dass  eine  Gestattung 
fremden  üebergreifens  in  den  diesseitigen  Rechtskreis  nicht  Pflicht  ist,  faUi 
dadui'ch  der  Ehre  oder  eigenen  materiellen  Zwecken  ein  fühlbarer  Nachthefl 
zugefügt  würde,  vei'steht  sich  allerdings  von  selbst;  allein  anders  stellt  sich 
die  Sache,  wenn  entweder  der  fremde  Staat  zu  einer  vollständigen  Cnt* 
Schädigung  oder  sonstigen^  Ausgleichung  fähig  und  bereit  ist ,  oder  aber 
wenn,  die  ihm  nützliche  Einr&amang  diesseits  gar  keinen  Schaden  bringt. 
In  allen  solchen  Fallen  ist  eine  Verweigerung  der  Hülfe  eine  muUiwiUige 
und  somit  unerlaubte  Beeinträchtigung  menschlicher  Lebenszwecke. 

Es  ist  nicht  wohl  möglich,  alle  einzelnen  Gegenstände  aufzuzählen,  hift- 
sichtlich  welcher  eine  gemeinschaftliche  Thätigkeit  oder  wenigstens  ^ne 
£iiurinniung  vom  Standpunkte  der  Gemeinschaft  ans  Mi  der  Stelle  ist;  nnd 
wenn  eine  solche  Aufzählung  heute  vollständig  wire,  so  würde  sie  es  leicht 
in  Folge  neu  entstandener  Bedürfnisse,  einer  neuen  Erfindung  u.  dgL  in 
kurzer  Zeit  nicht  mehr  sein.  Es  ist  daher  ntur  die  Absicht,  im  Nachstehen- 
den b(  X!  icbnende  fieispiale  aoM&hren,  nicht  aber  den  Oegenstaiid  stofflich 

erschöpfen  zu  WOllSD. 

a)  Wie  immer  man  von  Uebervfllkemng  nnd  von  Vorbeognngs-  oder 
Abhfllfenutlela  fiber  dieselbe  denken  Oig:  die  Thatsache  xe^ebntaiger  and 
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nUreicher  AaBfranderangeu  aas  emzelnen  Ländern  liegt  vor.  Wenn 
nun  solche  Staaten,  wie  sie  gewiss  sollten  aber  freilich  bis  itit  lange  nicht 
in  gehörigem  Mai^se  tiinn,  es  fOr  ihre  Aa^gabe  erachteten,  wegziehenden 
Landeskindem  den  bedenklichen  Schritt  nach  Möglichkeit  zu  erleichtern, 
und  sie  iäbti  gegen  Uebervortheilnng,  Misshandlang  and  selbst  vielleicht 
Unterging  zn  schlitzen:  so  wäre  dies  ein  nQtzliches  Beginnen,  zu  welidiea 
fremde  Staaten  die  Hand  zu  bieten  hätten«  Es  möchte  daher  von  letzteren, 
iii  so  fenio  drr  Zug  der  An  Wanderung  durch  ihr  Gebiet  ginge,  vielleicht 
in  denselben  die  Einschiffung  für  die  schliessliehe  Bestinunang  Uge,  gefor* 
dert  wefden,  dass  sie  die  Bestellung  von  Agenten  nr  Berathung  und  Be* 
schfltzong  von  Auswanderern  in  ilirem  Gebiet  zngeben  und  denselben  die 
sor  VoUiiehnng  ihres  menschenfreundlichen  Anftrages  erforderliche  Stellung 
'  einrBnoun;  es  wäre  kein  anzulässiges  Begehren  an  die  Regierang  des  £in- 
«nndenaigslandes,  dass  sie  entweder  Maassregcln  zur  Sicherung  des  ersten 
'  Snterksinnicos  der  Eintreffenden  selbst  ergreifen,  qder  wenigstens  die  Yer- 
Mfltnitnnf  solcher  demi  Vaterlande  derselben  gestatten  möge,  z.  B.  den  An- 
kutf  von  Gruidstttcken  auf  Rechnong  des  bisherigen  Staates  zum  Behnfe 
edber  leichten  allmähligen  Elrwerbnug  von  Seiten  der  dazu  Losttragenden; 
es  konnte  mit  Becht  verlangt  werden ,  dass  der  neue  Heimathstaat  dnrch 
eigsne  Geseüigebang  oder  wenigstens  dnioh  YerwaUangsmaassregeln  unrecht- 
ikhem  Beginne  seiner  Unterthanen  gegen  Aaswanderer  Torbengen,  so  z.  B. 
dniih  Bestinunongen  Uber  die  Ansrllstnng  von  Einwaaderersehiffen,  dnrch 
YjSrlote  olboibarer  Tflnscbnng  Eingewanderter  n.  s.  w. 

b)  Eine  sehr  nothw^idige  poUieUlche  Anstalt  sind  in  manchen  Lindem 
Yorksimmgen  gegen  die  Einschleppong  ansteckender  Krankheiten. 
Es  iit  nan  aber  leicht  möglich,  dass  ein  einzelner  Staat  das  an  seinem 
Schate  Erforderliche  nicht  mit  vollem  Erfolge  aasfthren  kann,  sondern 
diess  fon  der  Ergreifiing  übereinstimmender  Maassregeln  von  Seiten  anderer 
Mlflhti  ahhingt  Anch  zeigt  die  Erfidirong,  dass  darch  eine  abwekdiende 
Behanttang  der  Aagekgenheit,  z.  B.  dorch  Feststellang  einer  kllraeren 
Qnarastänesrit,  diitten  Lindem  grosse  Nachtheile  in  Beziehang  aaf  Handel 
and  Ycrfcdir  zogeAlgt  werden  können.  Hier  kann  d^  nan  mit  vollem 
Bsehte  an  alle  ihrer  goographischen  Lage  nach  betheiligte  Staaten  die  Eor* 
deining  gestellt  werden,  dass  sie  sich  za  einem  gemeinschaftlichen  zweck- 
gemissen  Bandeln  verstehen;  nnd  es  mag,  wo  ein  BedOrfiiiss  dazu  Torliegen 
sollte,  dia  Uebereinknnft  ohne  Beeintrichtignng  von  Ehre  und  Selbstständig- 
keit bis.^  sar  Einriamang  ehier  gegenseitigen  Controle .  nnd  einer  gemein- 
■diaftMi»iifti  AiifiramiMiiig  der  amtlichen  Handlangen  der  Terschiedenen 
GesaadtaollsbehOrden  aasgedehnt  werden  >). 

1)  Ein  Mju  lobeiuwertfaer  Vof|fUff  in  »ulehea  gcmemschaitliebon  Ujuistregeln  war  der  in 
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c)  Manche  I.ändor  sind  wogen  ihrer  Unfrachtbarkeit  oder  bei  Mfer  «W- 

rcicluT  Bcvülkcrung  in  der  Lage,  einen  Theil  ihrer  Lebensmittel  »it 
dem  Auslande  bezichen,  hierbei  aber  das  Gebiet  vorliegender  Staaten 

mm  Transit  beuützen  zu  müssen.  So  gewiss  nun  im  Allgemeinen  jeder  StMft 
das  Recht  hat,  seine  Handelsgesetzgebung  nach  srin<'n  besonderen  Bedftrf- 
nissen  zu  ordnen,  so  wäre  es  doch  nicht  bloss  hart  sondern  eine  schreiende 
Rechtsverletzung,  wcim  die  Lage  eines  Landes  und  die  Riclitung  der  noth- 
weiidigen  Bezngswege  zu  einer  Ausbentnng  der  fremden  >;uih  durch  eine 
Besteuenmg  gcmissbraucht,  oder  gar  das  Bedfirfniss  an  Lebensmittehi  benützt 
würde,  um  mittelst  Yerbotes  oder  sonstiger  iimdernisse  dem  einführenden 
Staate  lastige  Einräumungen  in  anderweitigen  internationalen  Verhältnissen 
abzui)ressen.  Ungestörte  Durchfuhr  von  Lebensmitteln  muss  vielmehr  als 
ein  unbedingtes  Recht  in  der  Voikrrgenieinschaft  aufgestellt  werden. 

d)  In  mehr  als  Einer  Beziehung  gibt  die  Aufgabe  des  Staates,  das 
geistige  Loben  seiner  Angehörigen  raöglichbt  zu  fordern,  zu  intematio 
nalen  Ansprüchen  Veranlassung.  —  Znnflchst  nämlich  ist  es  offenbar  ea 
schwerer  Narbtheil  kleiner  und  mit  wenigen  Mitteln  ausgerüsteter  Staate!, 
dass  '-olchc  sieh  in  der  Unmöglichkeit  befinden,  Bänuntlichc  zu  einer  vol- 
stiindigen  Ausbildung  nöthige  Anstalten  zu  errichten.  Hochschulen,  poy- 
teehnische  Anstalttn,  grosse  Büchersammlungcn  u.  dgl.  übersteigen  iire 
Kräfte ,  oder  die  Unterhaltung  stünde  wenigstens  im  Missverhältmsso  mit 
der  doch  nur  kleinen  Zahl  der  Bonützendcn.  Kann  nun  anch  sicheilich 
benachbarten  oder  son^stwie  besonders  geeigneten  grösseren  Staaten  lein^ 
Verpflichtung  zuerkannt  werden,  auf  ihre  Kosten  und  mit  Becinträchtgung 
eigener  Zweck«'  \  ()rkehrungcn  für  die  Bedürfnisse  solcher  Fremder  zu  treffen: 
so  ist  es  doch  nur  eine  folgerichtige  Entwickelung  der  völkcrrechtichen 
Gemeinschaft ,  wenn  von  den  dazu  beföhigten  Staaten  wenigstcre  die 
Zulassung  der  Unterrichtsbedürftigen  au?  solchen  kleineren  Ländern  etwa 
gegen  eine  billige  Entschädigung ,  als  eine  förmliche  Ptlicht  erkannt  wird. 
Nur  durch  eine  solche  Hülfe  kann  ja  eine  wichtige  Lebensaufgabe  «rreicht 
werden.  Es  wäre  sogar  keine  übermässige  also  unzulässige  Beschränkung 
der  Souverilnität ,  wenn  dem  untcrstütznngsbi'dürftigiMi  Staate,  auf  dessen 
Verlangen,  die  Befugniss  eingeräumt  würde,  den  Anstalten  des  grossen  Nach- 
bars auf  seine  Kosten  solche  Lehrer  beizufQgen,  oder  sonstige,  di«  Haupt- 
anstalt nicht  störende,  Einrichtungen  zu  treffen,  welche  ihm  zur  vollstia- 
digen  Ausbildung  seiner  Angehörigen  nothwendig  erscheinen  möchten.  — 
Aber  nicht  bloss  kleine  Staaten  sind  in  der  Lage,  eine  Fördening  ihrer 
geistigen  Entwickelung  toü  begünstigten  Nachbarn  erbitten  zu  müssen;  son- 
dern es  gibt  auch  Fälle,  in  welchen  selbst  die  mftcbtigsten  Staaten  eine 

Muten  sor  Verabrodimg  glefehiniMi^  genuHUiflllqpolifadldier  Vorinbrangoa  gofm  ^F«L 
Lddtt  ünd  ft«meh  die  BefoUBaee  der  At»B«ordiietao  nicht  snr  AnAhnn«  gelnamiea. 
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iatematiaiitle  Htife  n  mMmo  Zwecken  in  Ansprach  m  nehmen  haben. 
Dieis  M  nfWtHch  der  BUl  Uarichtlidi  Vertatnderasg  des  Naobdnickes. 
Eft  iftt  U«r  nlehl  der  Ort»  die  Grande  und  QtffmgiiksidB  ftr  dieee  Mean- 
regd  n  erOtteni«  mtd  deren  Billigkeit,  so  wie  die  nachhaltige  gfinstigeEin« 
wirkong  aaf  das  Schriftentliiim  eines  YoUces  m  se^n;  alMn  angenommen, 
dass  ein  Staat  es  iBr  seine  Aol^abe  ersditet,  seinen  Schriftstellem  nnd' 
Baehhftndlern  einen  gesidiertefen  Gewinn  dnreh  «in  seitweises  Monopol  des 
Verkaufes  Ünrer  gemeinschaftüclwn  Enengnisse  in  siebsm:  so  ist  es  ein- 
leoehtend,  dass  diese  Absicht  aar  som  getingw  Tlieile  emidit  wird,  wenn 
ein  Kacbdrack  in  anderen  Gebieten  stattfinden  kann.  Thcils  wird  eine  Ein- 
sehwlrnng  solcher  im  Andaade  naehgedmekter  Btteher  sdiwerlich  gam 
ferhindeit  werden  können;  theils  nnd  hanptsiefaüdi  aber  dflrfte  der  Naeh^ 
drnck  den  grOssten  Theil  des  answMgen  Hsiktes  in  Besehlag  nehmen, 
damit  aber  dem  Yerfesser  nnd  Yerlsger  nntsr  Umstlnden  sehr  grosser  Nteh- 
theil  sngehen.  Es  ist  diese  so  einlenchtead,  dass  selbst  schon  jetst,  wo 
doch  die  Grandsitse  aber  die  TflikeiTeebtliche  Gemeinschaft  noeh  keines* 
wegs  eine  derchschlagende  Aneikennnng  finden  nnd  noch  weniger  bereits 
immer  Anwendung  erfithren,  Aber  gemeüuehaftUche  Maassregeln  gegen  Nach- 
drnck  weit  und  breit  Yertnge  afageschloBBen  worden  sind.  Dass  aber  dieses 
nicht  bh»SB  ans  dem  Beweggronde  eigenen  Yortheiles  geediehen  ist,  son- 
dern in  der  Anerkennung  einer  Yerpfiichtong  snr  Hfllle  bei  dnem  efaren- 
werthen  Zwecke  itoder  Staaten,  seigt  am  besten  der  Umstand,  dass  sich 
anch  solche  Staaten  sn  der  Beschtttsnng  fremder  Autoren  und  ihrer  SteÜ- 
Vertreter  verstanden  haben,  welche  flir  sich  Kachdmcfc  wenig  in  ftrehten 
hatten  und  in  deren  Gebiet  sogar  bisher  dn  gewinnreiches  Gewerbe  mit  der  * 
Ansbentang  fremder  Verdienste  nnd  Untendmnmgen  betrieben  worden  war. 
Es  mag  sein,  dass  eine  genanere  üntersnohnng  dieser  Yertrfge  einiebie 
Missgriff»  nnd  Yemachllssigangen  gerechtfertigter  Fordemngen  nachweist; 
nnd  es  wird  Tielleicht  eine  sachliche  Umgestaltnng  derselben  mit  der  Zeit 
eintreten:  immerhin  sind  sie  dankenswertfa,  namentUch  weil  die  Bereü- 
wilUgkeit  mr  Erglnsang  fremdherrlicher  Geeet^gebnng  einen  erfreulichen 
Fortschritt  intemattonaler  Gesittignng  und  efaie  aUmlhliche  Verbreitung  der 
Grnndsitae  Uber  Gemeinschaft  beweist. 

e)  Die  Entwi^hmg  der  Gewerbe  aas  der  Enge  der  mittdaltsriiohen 
Staifte  und  des  handweiksmfissigen  Betriebes  hat  theils  Ford«nngen  der- 
selben hervorgerufen,  deren  voOstindige  Befriedigaog  die  Krifte  des  eüi- 
seben  Staates  übersteigt,  theils  orgsnisatoriseheMaassregehi  wllnschenswerth 
gemacht,  deren  Wiricsamikeit  von  einer  möglichst  grossen  Ansdrimung  ihres 
GlUtigkeitsgebietes  anhingt  Zxi  den  etetran  geh(M  namentlich  Schnti  der 
Erfindungen  dnrdi  Patente;  in  der  andern  Besiehung  machen  sich  i.  B. 
ttbereinetimmende  Feststettnngen  Aber  Kinderubelt,  idisr  die  Dauer  der 
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U^ßäbm  Aifctitiwit  «  Mbriken  u.  s.  w.  bemerklieb,  fis  ist  leicht  ein» 
■tta,  dass  auch  üb  iwwluugasigste  GeseUsgebong  aber  diese  Puiikte  za 
einem  gateu  Theile,  vielleicht  sogar  der  Hauptsache  nach,  wirkongslos  bleibt, 
weuD  in  anderen  Ländern ,  deren  Gewerbethätigkeit  eine  mitwerbende  ist,  ver» 
Bcluedene  Grnndaitn  gelten.  Ein  grosser  Theil  des  VortheilM  ^er  Pateoti- 
mag  geht  verloren,  wenn  die  dieiaeito  gesdiAtzte  Erfindung  anderwärts  M 
benfltzt  werden  darf;  and  wenn  die  ans  Vomi«'Mi«iiir^it«rfli^Wi<.ii»afi  einge- 
ffthrten  Beschrftokungra  ftberm&ssiger  Arbeit  in  einem  mitwerbenden  Linda 
nicht  geltflp,  somit  die  gteichartigen  Waaran  hiw  wohlfeiler  geUefert  werden 
können,  so  hört  entweder  die  ganae  Art  von  Thfttigkeit  diesseits  auf,  oder 
es  nmss  die  beabsichtigte  Wohlthat  onaoageAlhrt  bleiben.  ZanldMi  freUtdi 
ist  auf  eine  internationale  Gleichstellung  solcher  Gesetzgebungen  noch  wenig 
la  rechnen,  weil  die  Ansicht^  Ober  die  theoretisefae  Bichtigkeit  viid  dk 
ftraktiscbe  Ansfilbrbarkeit  der  eiDMUageDden  MaaMragaln  noch  zu  weit  ans- 
einandergehea,  ond  natttriiob  k«in  Staat  ikh  dam  ^aratahen  ivird,  iliai  nach 
in  der  That  nicht  ingemnthet  mfdcn  kam,  Midie  i^chtoagea  za  treff«, 
von  deren  Kothweadigkeit,  vklkicbt  lalbst  Mfl^chkett,  er  nickt  flbaraeagt 
itt  Em  Tadel  wegen  Untedaatoni^  ist  ftigüdi  aar  Zeit  noch  nkdtt  a&  dv 
Stella.  Wird  sich  jedoch  eimnal,  nie  doeh  ohne  Zmilial  an  eniaiteii  «Ulk, 
eine  ailgeraein  anerkannte  Lehre  ansgabildst  liaben,  ao  tritt  auch  alalisld 
die  Yerpfliehtnng  sa  gemeinsohaftMchem  Handda  ein.  Djefiafidgang  disMr 
Pflicht  anss  dann  aber  anch  am  so  sidieier  gefurdert  nardon,  weil  ücht 
nar  jeder  einzelne  Staat  seinen  wiittachaMichen  Yortheil  dabei  finden  wiii 
Bondem  einer  der  klsslichsten  Flecken  «nserer  Gcaittigaag  and  aiB«a  d« 
grOsstea  Hindftmiseft  einer  frderen  A^wtfHldang  des  MffiwffhwigeachlMhtt* 
nor  aof  solehe  Weise  beseitigt  weiden  kann. 

f)  Es  Utsst  sieh  nicht  leogaen,  dass  das  intsraatlonale  Verfiibrai  ia 
Besiehnng  aaf  den  Handel  der  Volker  noch  groase  innere  Widerqpvtehe 
aeigt»  und  dass  selbst  mancher  Best  geseUiger  and  volkswirthschaftlidisr 
Barbarei  in  voller  Wiiksamkeit  ist  Anf  der  einen  Seite  sodit  man  noch 
gar  hftafig  bk»  ans  Missgnnst  ond  aas  Farckt  vor  htiftiger  Mitwerbaiig  die 
oatOrlichen  Handdsvortheile  anderer  Ydker  zu  dorchkreoaen  ond  sich  Theüe 
des  Yeikekres  gegen  die  Natar  der  YeriiAltaisse  dareb  gewattaasM  Maasa- 
legda  aller  Art  nsnweaden,  so  dass  die  Haadelsiiolitik  aach  der  gasittigstea 
Yittker  von  diesem  Staadponkte  aas  sich  mehr  als  ein  Hrieg  Aller  gsgsa 
Alle,  denn  als  eine  gegeasdtige  Fdrdenng  an  gemeinsamem  Yortheile  aaa- 
nimmt;  anf  der  andern  Seite  aber  Ist  man  gerne  bereit,  die  grossen  Yor- 
bedingungen  des  Handels,  nimlicb  Yeibesserang  der  Yerbindongswege  ond 
der  Mitthdhingsmittd,  mflgUchst  an  Ordein,  anch  in  solchen  Beaiehongea 
ond  Bichtangen,  in  wddien  der  eigene  YortheU  wenigstois  akbt  flber- 
wiegend  lit.  Zenge  dessen  sind  die  saUrdchsn  Yertrtige  oder  sonstigen 
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Zi^estlDdMSBe,,  wdidM  UntichtUGh  der  IVirtüBluiiiig  frwndBT  Biwbihfcrii 
4>der  TelegnphtuliBien  Ober  diesseitiges  GeUet  bestehen;  die  üebereinklUifte 
tbsr  leichte  gegenseitige  Bentttmag  der  Schienenwege  u.  s.  f,;  die  Post» 
veiiiige,  durch  welche  noch  dem  answirtigen  .BfiefWeiäise!  Schnelliglceit 
und  Woblfeilheit  der  Befordenug  zugewendet  wird;  die  Venbredangen, 
dnrch  welche  die  Dnm]ifschiflfiihrt  mehr  nnd  mehr  sn  einem  die  ganw 
'gesittigte  Welt  umfassenden  Netse  aasgebildet  wird,  ffier  ist  denn  offen» 
bar  Doppeltes  zn  Terlaage».  —  Da,  wo  der  Gnmdsats  allgemein  mensch- 
lichen Zasammenwiricens.noch  nicht  Pbts  gegriffen  bat,  viebnehr  nun  min- 
deeten  starre  Festhaltuig  der  SoaverinitJlt,  wo  nicht  gar  rohe  Feindselic^t, 
obwaltet,  ist  natOrlich  vor  AUem  die  onricbtige  Aniliusang  der  internatio- 
nalen Bedehnngen  im  Handel  zn  befalmplen  und  dnrch  einen  gegensdtigBn 
freieren  Verimbr  zo  ersetzen.  Richtigere  Einsicht  in  das  Wesen  der  Volks- 
wirthscfaaft  nnd  die  Mittel  zur  Reichtbamerwerbong  wird  aUmfiUig  lehren, 
ms  Ar  jedes  Yclk  natoigemflssester  Gegenstand  des  Handels  ist,  welche 
bisher  aafrecbterbaltene  Schranken  und  Berorrechtnngen  im  eigenen  Interesse 
niedergerissen  weiden  mOssen,  welche  üebergangszustAnde  etwanOthig  sind; 
and  an£  dieses  bessere  Yerstlndniss  dessen,  waa  Allen  frommt,  können  dann 
nach  freiere  internationale  Maassregehi  gegrdndet  werden,  seien  es  mm 
Tertrlge,  seien  es  sogar  einseitige  Maassregehi.  Eorz,  hier  ist  ein  freieres 
nnd  den  menschlichen  Zwecken  wahrhaft  entsprechendes  Volkerrecht  auf 
die  KationalOkonomie  zn  baaen;  aber  allerdings  anch  vor  einem  entschie* 
denen  Siege  der  letzteren  nicht  zn  erwarten.  Ja,  selbst  nicht  einmal  so 
versachen;  indem  keinem  Staate  zngemothet  werden  kann ,  bestehende  £hi- 
richtnogen,  in  welchen  ein  Theil  der  BevOlkerong  bisher  Schutz  nnd  For- 
derung gesehen  hat,  nnd  ans  welchen  jeden  Falles  eine  weite  nnd  tief 
gehende  Yerzweigniig  von  Interessen  hervorgegangen  ist,  za  zerstören,  ehe 
die  ihnen  entgegengesetzte  Ansicht  voUstflndig  als  wahr  erwiesen  and  nach 
von  der  Öffentlichen  Meinung  anerkannt  worden  ist.  Za  bkissen  Tersochen 
ohne  Ueb«rzeagnng  sind  diese  Dinge  zn  mlehtig  and  za  elniassreich.  Aber 
wenn  unabUssige  Geistesarbeit  in  der  Lehre  von  derBeherrschaag  der  Natur- 
krftfte  durch  den  Menschen  za  richtigea  Regeln  (vidleicht  auch  za  eben 
so  richtigen  Ausnahmen  in  bestimmten  Fällen)  geflihrt  haben  wird:  dann 
kann,  nnss  and  wurd  der  Freihandel  zuerst  anch  von  dem  phitosopl^schen 
Toikerrecbte  als  Grundsatz  gefordert  nnd  im  Binaeinen  fannnlirt,  sodann 
hn  praktischen  internationalen  Rechte  ins  wirkliche  Lehen  eingeAlbit  wer- 
den, dadondi  aber  die  Völkergemeinschaft  eine  hOchst  bedentende  Ansdeb- 
wmg  gewinnen.  ^  In  jenen  Beziehungen  des  Vericebrslebens  dagegen ,  in 
weldien  scbon  itit  Ifacbdenken  und  Erfthrung  den  gegenseitigen  Natson  der 
Hülfe  und  freien  Qebahrung  gelehrt  haben,  ist  natHrlich  bei  dem  Errungenen 
sa  bahama  md  dasselbe  weiter  za  ftfaren. 
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Atterdiiigs  BtoboD  die  irnYomtdieiideii  geidiflderteii  Hftlfen  noekT^reiinelt, 
j  und  es  wird  nicht  immer  BAch  kkr  eriaumteu  und  richtigen  GnmdBfttxen  ▼«■- 
bhren;  aiweitefi  etOrt  selbst  aoch  ein  greller  HiMton  eeUNiMchtiger  Sonvert- 
tdtU;  allein  es  vird  andi  bei  dem  itsigen  Zustande  sein  Bewenden  nidil  kaben. 
Jlaas  noeh  Weiteres  geschehen  mnss,  ist  Jedem  Uar,  nnd  daaa  es  geaehehai 
'  wd,  darf  mit  Bestimintheit  gehott  werden.  Die  bereits  bewilligten  Unter* 
stotinngen  sind  doch  immer  Zei6hen,  dan  die  Staaten  begonnen  haben,  ihre 
gegenseitigen  Yerblltnisse  freisinniger  anfimfiuaen,  nnd  dasa  sie  den  For- 
derangen der  internationalen  Gemeuischaft  mehrimd  mehr  Beehnnng  tragen. 
Die  Oeschichte  des  TftOterrechtes'  seigt,  nidit  gerade  nr  Ehre  der  Mensdi- 
heit,  das«'  die  Torsehritte  sn  Temflnftiger  Gedtttgung  in  den  Terblltnissen 
der  gleicfaieitigen  YOlker  nor  sehr  langsam  sich  entfallen.  Man  darf  sich 
daher  nicht  von  Ungednld  übermannen  lassen.  Wemt  auch  noeh  sebr  Vieles 
m  than  ist  nnd  nicht  selten  keinerlei  Anstalten  tn  Yerbesserongen  akht- 
baifr  werden  wollen:  so  ist  doch  Anssicbt  aof  ein  albnihligee  Zosaaunen- 
achliessen  der  jetst  nnr  ansnabmsweise  bestebeaden  Ergebrnsse  dar  Geeltti- 
gong  m  einem  Gänsen.  Das  lebende  GeseUecht  wird  es  freilich  nicht  acbanca, 
nnd  das  nflchste  schweiüch  in  seiner  Tollendiiog;  genug,  dasa  dieae  liberfaaaiit 
m  erwarten  ist 

n.  Forderang  gesellschaftlicher  Zwecke- dorch  andere  Staaten. 

Der  Omnd,  wamm  dieses  ganse  Yerhftltniss  bis  Jetst  in  der  wissenaehaftr 
liehen  Beaibeitong  des  Yölkerrechtes  gamdich  nnberOcksIchtigt  gebliolten  iil» 
wurde  oben  bereits  angedentet  Man  kann  In  der  That  keinen  emstm 
Vorwurf  darQber  machen.  So  lange  selbst  die  Wissenschaft  des  innena 
Staatslebens  das  Bedflrfiiiss  nicht  hatte,  die  Erscheinnngen  auf  dem  gcseO- 
scfaaftlicben  Gebiete  m  erforschen  und  snrechtzolegen;  so  lange  sie  das 
Wesen  nnd  die  Berechtigung  der  einseinen  gesellsdiafllidien  Kreise  nicht 
feststellte,  aberhanpt  ihr  Dasein  gar  nicht  beacbtete:  war  es  dem  Völker- 
rechte  sehr  n  veneihen,  dass  ihm  die  aHerdings  anch  auf  seinem  Gebiete 
theilweise  bestehende  Anfjgabe  entging.  Doppelt  begrdflksh  aber  ist  es,  dass 
namentlich  die  internationale  FOrdernng  fremdländischer  gesellschaftlicher 
Kreise  kein  bewnsster  Gegenstand  der  Lehre  oder  des  Lebens  war ,  da  ja 
diese  ganze  Seite  des  YölkerverbiltaitBses  ttberhaapt  und  nach  allen  Rich- 
tnngen.  im  ünUaren  lag.  »  Nun  aber  ist  doch  die  Zeit  gekommen ,  sich  mit 
dieser  Lttcke  zn  beschiftigen ;  nnd  wenn  auch,  wie  natflrjicli,  die  ersten  Au- 
fiUige  der  neuen  Lehre  nur  sehr  lückenhaft  und  vielleicht  zum  Theile  selbst 
nnrichtig  ausfallen  sollten,  so  muss  doch  das  jetzt  Mögliche  versucht  werden, 
und  besteht  wohl  ein  Anspruch  auf  eine  billige  Beurtheilung  der  Leistung. 

Irren  wir  uns  nicht,  so  sind  hauptsächlich  zwei  Gcgenstäiule  zu  er- 
örtern; nämlich  die  Verpflichtung  eines  Staates,  die  in  andern  Staaten  be- 
stehenden gesellscbafthchcD  Kreise  überhaupt  anzuerkennen  und  sie  als 
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beieehtigte  Etirtemen  m  bebudelu;  toätm  aber  die  Förderung  veinllnf'- 
tiger  nnd  erlaubter  Zwecke  soleber  Kreiae,  folls  ein  BedfirfiiiBs  dam  vorliegt. 

Die  Berechtigang  der  gesellscbaftliebea  Kreise  nr  Anerkennung  von 
Seiten  fremder  Staatoi  bat  Analogie,  aber  freiKcb  andi  nur  Analoi^e,  mit 
der  Lehre  von  der  Anerirennong  einea  ganaen  Staates  dorcb  die  flbrigen 
Staaten.  So  nie  svar  ein  Staat  an  und  für  aieh  za  seiner  Entstefanng  und 
ZOT  FeststeUnng  seiner  Zivecke  and  der  denselben  entsprechenden  Einrich- 
tung der  Erlanboiss  anderer  Staaten  nicht  bedarf,  er  jedoch  Ten  diesen  ala 
gleichberechtigte  Persfloliekeil  imr  dann  anerkamit  nnd  behandelt  nird,  iveui 
er  gewisse  Bedingungen,  z.  B.  hinsichtlich  der  rechtlichen  LOsong  frnherer 
Yerhlltnisse,  erflült  hat:  so  hat  anch  ein  gesellschaftlicher  Kreis  zu  seinem 
Entstehen  und  rechtlichen  förtgesetaten  Dasein  sicberiich  die  Geuehmiguag 
fremder  Staaten  mcht  nSihig ,  wird  aber  doch  keineswegs  ohne  alle  weitere 
Untenmchung  und  atif  sein  erstes  Auftreten  und  Verlangen  hin  von  fremden 
KcgieruugeD  als  eine  berechtigte  moralische  Person  angesehen.  Fremde 
Staaten  haben  oatflrlich,  so  lange  die  in  auswtrtigem  Gebiete  etwa  bestehenden 
gesellschaftlichen  Kreise  in  kehie  Berflhmng  mit  ihnen  kommen  und  keine 
Forderungen  an  sie  stellen,  weder  ein  Interesse  noch  ein  Recht  sieh  um  deren 
ttotigfMiffiMfB  oder  reehtlicihes  Torhandensdn  n  bekttmmem.  Dieas  ist  su- 
niehst  Sache  der  eigenen  Staatsgewalt  Aflden  aber,  wemi  eine  Berflhrung 
mit  der  ausseiytaatlichen  Welt  eintritt  SdU  ein  fremder  Staat  die  Verpflich- 
tung haben,  eine  solche  angeblich  bestehende  moralische  Person  mm  Genüsse 
von  Beefaten  mgniaasen  oder  gar  ihre  Hülfiiforderungen  za  erfOUen,  so  muss 
ihm  einmal  die  üeberzeuguug  gegeben  werden,  dass  ftberhnnpt  der  fingliche 
Ver^  nach  den  Gesetaen  und  Verfailtnissen  des  Heimathlandcs  zu  Hecht 
besteht;  zweitens  aber  wird  er  sich  darüber  in  entscheiden  haben,  ob  er 
nach  sdnen  eigenen  Gmndsltaen  eine  sidehe  Verbindung  als  erlaubt  und 
wQnschenswerth  betrachten  kann. 

Der  Beweis,  dass  die  völkerrechtliche  Stettung  emes  gesellschaftlichen 
Kreises  znnftchst  bedingt  ist  durch  die  einheimische  Gesetzgebung  und  deren 
thatsSchliche  Handliabung,  ist  leicht  zu  flihren.  Ein  Verein,  welcher  schon 
in  dem  eigenen  Yaterlande  keine  rechtliche  Existenz  hat,  besteht  von  vorne 
herein  filr  fremde  Staaten  nicht.  Diese  mögen  etwa  ancrliennen,  dass  eine 
Mehrzahl  von  Personen  ein  gemeinschaftliches  Interesse  haben;  sie  mögen 
selbst  innerhalb  ihrer  Granzcn ,  wenn  ihnen  der  Fall  danach  auguthan  scheint, 
dieses  Interesse  fordern ,  als  das  der  einzelnen  Betheiligten ;  sie  können  femer 
unzweifelhaft,  wenn  ein  ähnliches  bleibendes  und  gemeinschaftliches  Interesse 
bei  einem  Theilc  ihrer  Unterthanen  besteht,  einen  fönidichen  und  organi- 
sirten  Verein  derselben  im  eigenen  Lande  anerkennen:  allein  fremde  Zustände 
fehmen  sie  nicht  anders  auffassen  als  so,  wie  diese  zu  Hause  thatsächlich 
>ind.  Dabei  ist  es,  indem  dxe  ilxaiaache  dta  Besteheuä  o4er  Nichtbestehens 
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entscheidet,  ganz  gleichgültig,  ob  einem  gesellschaftliclion  Kreise  die  Aner- 
kennung und  Organisation  aasdrQcklich  von  der  heimisclK  n  Staatsgewalt  ver- 
sagt wurde  oder  ob  nur  zufällig  nichts  besteht.  Eine  Handlungsweise,  durch 
welche  man  einen  im  Heimathlandc  nicht  anerkannten  Verein  diesseits  als 
eine  moralische  Person  erklärte,  wäre  eine  offenbare  Verlct;^aii^  der  Sou- 
ver  iJiitut  des  anderen  Staates,  indem  diesem  gegen  seinen  ^^  illiu  und  in 
seuu  m  Gebiete  eine  Ordnung  innerer  Verhältnisse  aufgi  tlruugen ,  an  seiner 
Stelle  eine  ihm  allein  zustehende  Maassregcl  ergriffen  wlirde.  Und  ebenso 
kami  es  keinerlei  Unterschied  in  ulu  n,  die  >.iLliUiuorkennung  im  eigenen 
Lande  an  und  für  sich  zu  billigt^n  iht  oder  nicht;  oder  ob  etwa  ein  formlos 
und  unanerkannt  gebliebener  gesellschaftlicher  Kreis  für  menschliche  Zwecke 
oder  in  politischer  Beziehung  eine  besondere  Bedeutung  hat  •). 

Mit  der  Anerkennung  eines  gesellschaftlichen  Vereines  im  eigene n  Limde 
ist  aber  natürlich  über  die  VerpHichtung  fremder  Staaten  zur  Anerktairnng 
oder  gar  Förderung  noch  keineswegs  entschieden.  Es  ist  nümlick  gar  wohl 
möglich,  dass  die  verschiedenen  Staaten  in  Beziehung  auf  die  Zulassbarkeit 
einer  bestimmten  socialen  Gestaltung  ganz  abweichender  Ansicht  sind,  und 
es  mag  sich  sogar  begeben,  dass  ein  «esellschaftlicher  Verein,  welcher  in  dem 
einen  Lande  niciit  mir  am  rkaimt  und  loriiudl  ausgebildet  ist,  sondern  sogar 
als  Im )  [ist  wichtig  und  ers])i  u  üblich  betrachtet  wird,  einem  andern  Staate  als 
völlig  unzulässig  er-rliemt,  vielleicht  von  ihm  sugai-  mit  Feuer  und  Schwert 
verfolgt  wird.  Olltubar  hat  nun  aber  ein  Staat,  welcher  einen  gesellschaft- 
lichen Kreis  in. seiner  Mitte  nicht  dulden  zu  kömien  glaubt,  keine  Verpfii«k- 

1)  Fülle,  in  welchen  geMll«ohaftUche  Vereine  imAtulaade  keine  FördernnR-  finden  können, 
weil  sie  im  eigenen  VaterUuide  nidit  organitirt  nnd  nieht  aiierlaumt  sind,  lassen  ttich  leicht 
denlcen  und  sind  auch  in  der  Wirklichkeit  nicht  selten.  -  Wenn  z.  B.  in  einL-nt  Stiuite  eine 
einzige  Religion  gesetzlich  erlaaht»  Mmiit  auch  nur  eine  einzige  Kirclie  thatilchlich  un<1  recbt- 
Uch  vorhanden  iat,  dabei  aber  doch  ^e  Anzahl  von  Unterthanen  sich  vereins6lt  und  ohne 
Susaem  Organismus  zu  nbweichenden  Religionen  bekennt:  so  steht  es  fremdeo  StMrtMl  akht 
«n,  die  In  solcher  Weiso  l'eherdnstinunenden  als  eine  Kirtho  zu  behandeln.    Man  ma^  sie,  fklU 
sie  das  Ausland  besuchen,  dort  nach  Belieben  üb  Kinzcluo  in  diu  eut^prcdieodcQ  Landeskin^oa 
anlassen ;  es  kann  dt^n^elben  etwa  auch  als  Einzelnen  im  eigenen  Vaterlande  TboilnalunM  iMBeagt 
werden :  allein  eine  oftentliche  Einrichtung,  wi-lehe  der  heinialhllehe  Staat  nicht  nor  nicht  kennt 
sondern  »ogar  verbietet,  darf  von  andern  Staaten  nicht  als  zu  Recht  bestehend  bebaiMlett  werdea. 
Ob  dieso  fremden  Staaten  sieh  xelbist  zu  einer  solchen  Religion,  ganz  oder  tltellweis«^  bekemMa, 
macht  dabei  keinen  Untersehied.    Dieselben  haben  wühl  dt«  Rerln.  «irh  fiir  ihre  OlaubenabrOder 
bei  einer  £r«mden  Regierung;  bittend  sn  verwenden  und  etwa  auf  Anerkennung  ihror  Kirche 
UninwIilCBD:  alWn  die  nicht  bestehende  dOrftn  sie  nicht  ao  der  fltelt*  dar  laatliidliiM  Gewalt 
errichten.  ~  Ein  anderer  denkbarer  VnU  i^t         der  Staat  A  den  g"m«sftn  OnintTbe.sitz  seines  Lan- 
des hU  einen  dgenui  ge»&UM:kaltÜchcu  Krcu  anerkennt,  organisirt,  mit  Vorrechteo  vexteben 
bat,  Im  Staate  B  dagegen  niebti  dieser  Art  besteht  Wenn  nna  d«t  Staat  A  die  groascMigiiiDd 
besltzer  von  B,  glefehg-illtig  bd  welcher  (•>e!»'<renh!'!t  nnd  in  welcher  Bezfehunff,  ebenfalls  als 
einen  eigenen,  rechtlich  aasgescmdertea  Stand  behandelte:  so  würde  er  sich  gegen  die  800- 
▼erlnitlt  dee  Ihm  (Helehstebenden  Verstössen.  —  Wenn  die  Oewerbegeietsgebung  eines  Staates 
ausgesonderte,  mit  eigen'^n  Hcchtrn  nrrl  Orgranen  versehene  Verbinduiig^eii  K't'wisser  OattunKcn 
von  Gewerbenden  nicht  kennt  und  gestaUet ,  so  kann  auch  ein  fremder  Staat  Personen  dieser 
Art  in  Ihrem  Vatwriande  nicht  als  nondisdiePetMMD  anerkeuiea  ond  sidi  mit  Umen  alc  aotdisa 
in  Betiefatugea  aeteea. 
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flm  in  ihrem  Bereidie  gestattet,  nad  dieeer  darauf -hin  seinDiieln 
Zwecke  geltend  BMdun  irfH.  So  ist  s.  B.  eine  Kirehe,  weldie  in 
fltimmten  Lande  aabedii^tferiMlenisttnlditbefeiditig^  aiefaindiesl 
nla  erlanbt  and  als  Jarittisobe  Person  sn  betragen,  weil  sie  in  eine! 
Staate  aMfkaant  ist  Oder  ee  kann  der  Adel  eines  fremdem 
niebt  als  piivilegiiten  Staad  in  einem  Staate  benebmen  and  w 
Anerkanaang  als  sokben  vsriangen,  weil  er  in  seinem  Yaterlande  als  soUher 
bereeiitigt  ist  Es  ist  allerdfaigs  mOglieb,  dass  eiae  soldm  Nicfatanerkennnng 
der  geseUsduftUcbea  Kreise  eines  anderen  Staates  sa  Tefdriessbcbea  Ver- 
wickelongea  mit  diesem  letiteren  fthrt,  wenn  er  sich  der  tob  ihm  gebilligten 
Oeataltnag  and  Inlkeressen  anainuat;  aUeia  das  abstracte  Beebt  der  Aner- 
kenaang  oder  MieblaneAMmang  kann  kein  Gegenstand  efaies  Streites  sein. 

Wxd  nan  aber  da  geseUsebaftUsber  Xreis  siaes  freaiden  Staatea  ak 
befecbtigte.sKmliscbe  Person  betraeblet,  so  ist  nan  die  sweite  Frage-, 
nimUcb  die  Uber  Yeipflicibtaag  in  ünterstatsnng  ihrer  Zwecke,  m 
erOrtem« 

.Pubuf  db  TorfraiB»cb  es  iberbaqit  Angabe  eiasa-fliaalea  ssi,  TsksM 
awseka  an.  ftadsnr,  walehe  nfiebt  die  efaies  gesaanrten  «onneriaen  Staates, 
sondern  nur  die  einer  grosseren  Anahl  von  Bestandtbeilen  dnes  scdchen  seien, 
mit  anderen  Worten,  ob  ein  fremder  Staat  flberhaapt  in  der  Lage  sei,  einen 
aasHadisfiben  gesellschaftlieben  Kreis  fördern  so  sollen,  ist  bereits  oben, 
8*  697,  emtscbiedea  worden,  and  swar  b^fabemL  £b  ist  eine  der  Anfgaben, 
welche  snr  Entwidnbmg  der  menschlicben  Lebensswecke  gestellt  sind.  Es 
fingt  sieb  also  nnn  bhMs,  webdw  gesellsebaftUebe  Kreise  erfidmngsgemlss 
GegeaslaBd  solcber  iatemalionaler  Yeibiltnisse  sein  kamwo,  nnd  was  sie  etwa 
aar  FOrdorang  ihrer  Interessen  laa  aaswlrtlgen  Staaten  wtangen  mOgen. 

Organisirte  geeeDsehalUidm  Yereiae,  welche  anbedingt  in  allen  Staaten 
bestehen  nnd  als  mlMg  anerkannt  werden,  süid  wohl  nur  die  Kirchen 
nnd  die  Gemeinden. .  Allerdings  in  manchen  Staaten  vorhanden,  dagegen 
aber  in  anderen,  soweit  ihre  eigenen  Angelegenheiten  in  Frage  stehen,  be- 
seitigt; sind  Zinfte  nnd  Ibnliche  Organismen  der  Gewerbetbltigkeit;  femer 
AdelsToreine,  z.  B.  Bitterachallen.  Die  fbr  das  gesittigte  nnd  selbst  ihr 
das  staatliche  Leben  answeifUhaft  sehr  wichtigen  gesellscbaitlicben  Kreise 
des  grosseren  and  dee  kleineren  Grnndbesitses,  des  Grossgewer- 
bes, der  höheren  Bildnng  sind  gewöhnlich  nicht  fsrmlich  «ganisirt 
aad  kommen  daher  hier  nicht  weiter  in  Betracht;  wobei  aber  natOrlicb 
■icbt  ausgesprochen  ist,  dass  bei  einem  etwaigen  Bestände  eines  geoellschaft- 
Oigajdsmas  dieser,  oder  noch  anderer,  Art  aacb  im  Anslande,  Yer- 


Es  iat  nathnnücb.  alle  Fille  sam  Torans  aafcasUilcn.  in  welchen 
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niöplichcrw»  isc  liiio  Kirche  von  ciiiein  fi\radeii  Staate  UntcrstützuD!^  ihrer 
ZHcckc  vt'iiaiigin  kann.  In  der  lUgtl  wi'rden  die  Leistungen  der  inner- 
halb des  eigenen  Staates  habenden  Glaubensgenossen  und  die  von  diesiin 
Staate  zu  erlangenden  Untcrstiit/ungen  zu  Erreichung  der  Zwecke  einer 
genieiiisainen  Güttesverelirung  ausreichen  ;  manche  Kirchen  sind  sogar  ganz 
wesentlich  bloss  Landeskirchen  und  schliessen  sich  mit  den  (iren/en  des 
Staates  vollständig  ab.  Dennoch  sind  Falle  nothweudiger  Hülfe  von  Seiten 
eines  auswärtigen  Staates  gar  wohl  denkbar.  Vielleicht  liegen  z.  B.  im  Ge- 
biete desselben  heilige  Orte,  zu  welchen  die  Gläubigen  zu  pilgern  pflegen. 
Ein  besonderer  Schutz  solcher  Orte,  eine  ungestörte  Reise  zu  denselben, 
vielleicht  liegtlnstiguiig  der  daselbst  vorzunehmenden  religiösen  llaiidlungen, 
Gestattung  von  Einrichtungen ,  welche  nnt  dem  Glauben  der  Freuideu  enge 
verbunden  sind,  wie  z.H.  Hospitäler,  Klöster  u.  dgl.,  mögen  nun  dem  betref- 
fenden Staate  unzweifelhaft  augemuthet  werden ,  auch  wenn  er  unter  seinen 
eigenen  Untcrthanen  gar  keine  Anhänger  dieser  Kirche  zählt.  Nur  versteht 
es  sich  von  selbst,  dass  keine  Handlungen  \ "i -^  nommen  \V(  nK  ii  diirfcn, 
welche  er  seinen  eigenen  Bürgern  in  ihren  Kirchen  oder  überhaupt  nach  deii 
Laodesgesetzen  nicht  gestattet.  In  andern  Fallen  mag  eine  Kirche  vielleicht 
ein  Interesse  dabei  haben,  eine  Bildungsanstalt  an  einem  bestimmten  Orte 
eines  fremden  Gebietes  zu  besitzen,  (etwa  weil  hier  bereits  für  einheimische 
Bedürfnisse  der  gleichen  Kirche  Vorkehrungen  getroffen  sind,  oder  weil  hier 
der  Mittelpunkt  des  geistigen  Lebens  ist,  bestimmte  Kenntnisse  und  Uebongefl 
am  besten  hier  erworben  werden.)  Die  Gestattong  einer  solchen  Anlage,  die 
Yerleihong  der  zu  ihrem  Bestände  und  Gedeihen  nothwendigen  Kechte,  ihre 
Beschfltzung  in  Nothfällen  kana  tanzweifelhaft  als  Förderung  erlaubter  Zwecke 
verlangt  werden.  Oder  aber  mag  eine  Kirche  zur  Bestreitung  auaaerontort- 
lieber  Ausgaben  besondere  Sammlungen  unter  ihren  Angehörigea  Torf|^hme|k 
Ein  Verbot,  die  im  diesseitigen  Gebiete  wolineiiden  Gkubensgeaos^  «m 
freiwillige  Beisteuer  anzugehen  und  die  hierzu  nothwendigen  Kinrichtoto^n  Im, 
treffen,  Hesse  sich,  wenigstens  in  allen  jenen  Fällen,  in  welchen  solches  einhei- 
mischen Kirchen  nach  den  Landesgesetaen  gestattet  «äre,>iiiit  äer  PHiobt  d^ 
V<MkMrgeu(iB^scbaft  nicht  vereinigen. 

ö^emeinden  haben  ihrem  innersten  Wesen  nach  ^  reiQ  ArttttAws- 
Itfben  und  selbst  in  dem  eigenen  Staate  sind  sie  selten  in  4taB  Falle, 
annschtlb  ihrer  Gemarkung  Ansprache  sa  machen.  Auch  bleibt  es  natOrlich 
ganz  innere  Angelegenheit,  ob  etwa  amnahmsweise  einer  Gemeiade,  welche 
entweder  als  ein  Mittelpunkt  des  ganzen  staatlichen  Lebens  Uber  die  nte 
lokalen  Zwecke  hinaus  kostspielige  Vorkehrungen  zu  treffso  kat,  oder  wel!C|B 
zu  arm  ist,  auch  nur  die  nothweDdigsten  BedOrfiiisse  des  OrtUdien  Zuammcn- 
lebens  aufzubringen,  eine  ünterstatzung  ans  allgemeinea  Staatsmitteln  zd  ge- 
vllmn  ist.  Dennoch  kami  ea  sich  ereignen,  dass  eine  Gemeinde  aneh  in 
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einem  fremden  Gebiete  ^nt('res^^cn  odtr  Eeclite  zu  verfolgen  hat,  z.  B.  weil 
sie  daselbst  Eigcntlium  besiUt^  oder  in  einen  Reclitsstreit  verwickelt  ist.  Mit 
Fug  wird  sie  in  solchem  Falle  von  dem  jVi  inden  Staate  verlangen  können, 
nicht  nur,  dass  er  sie  überhauiit  als  nioraiis.elie  Pci'bou  anerkeii!  !  u  utid  han- 
deln lässt,  sondern  dass  er  auch  die  ihr  naeh  den  vaterländisciieu  Gesetzen 
zustehenden  Vertreter  als  solche  anerkennt  und  deren  Befugnisse  nicht  bean- 
standet, selbst  wenn  den  eigenen  Gemeinden  solche  Formen  unbekannt  wären 
oder  diese  bei  Handhabung  ähnlicher  Rechtsverhältuhsse  au  andere  Beding- 
nisse  gebunden  wären.  —  Und  was  hier  von  Gemeinden  gesagt  ist,  gilt  auch 
von  etwa  bestehenden  anderweitigen  örtlichen  Corporatlouea,  z.  B.  Armen* 
Verwaltungen,  Bczirkscorporatiouen  u.  dgl. 

Anders  verhält  es  sich  wohl  mit  Fordeningen,  welche  ein  organisirter 
Ad  eis  verein  an  einen  fremden  Staat,  welcher  eine  solche  Einrichtung  nicht 
kennt ,  vielleicht  sogar  unbedingte  Gleichheit  Aller  vor  dem  Gesetze  als  ver- 
fassungsmässigen Grundsatz  aufstellt,  zur  Begünstigung  seiner  Zwecke  richten 
möchte.  Zwar  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  Rechtsverhältnisse,  welche 
unter  der  Herrschaft  des  vaterländischen  Gesetzes  gültig  zu  Stande  gekommen 
sind ,  auch  anderwärts  anzuerkennen  und  erforderlichen  Falles  aufrecht  zu 
erhalten  sind,  wenn  sie  in  ihren  Folgen  über  die  Grenzen  hinausreichen; 
z.  B.  also  ungleiche  Erbtheilung  unter  Kindern,  die  rechtlichen  Folgen  einer 
Missheirath,  Heimfall  eüies  Lehens  u.  s.  w.  Diese  Zustände  sind  formell 
gültiges  Recht,  und  ob  sie  unter  anderer  Gesetzgebung  soirie  ttberbaupt  unter 
anderen  Verhältnissen  ebenfalls  zu  Stande  gekommen  wären,  macht  in  ßc- 
ziebung  auf  ihre  Anerkennung  keinen  Unterschied.  Wenn  aber  der  Fall  so 
läge,  dass  schon  zur  Herstellung  eines  solchen  AreDMkrtigcn  Verhältnisses  die 
Hülfe  des  auswärtigen  Staates  in  Anspruch  geuommw  werden  mttsste,  vielleicht 
sogar  zum  Kachtheile  eigener  Unterthanen  desselben,  so  würde  er  mit  Recht 
sich  einem  solchen  Ansinnen  entziehen.  Seine  eigenen  Einhchtnngen  xa  stören 
und  auf  Auffordemng  Fremder,  Grundgesetze  in  seinem  Innern  nnd  gegenüber 
Ton  seinen  Bürgern  zu  verletzen,  ist  er  nicht  schuldig,  ja  nickt  einmal  berechtigt 

Aehnlicherweise  würde  es  sich  verhalten  bei  Forderungen  von  Zünften 

in  einem  auswärtigen  Lande,  welches  allgemeine  Gewerbefreih  it  geniesst. 

Soweit  die  Aneiketmnng  einer  Zunft  als  berechtigte  PerBdniickkeit  oder  die 

Gültigkeit  einer  von  ihr  im  Vaterlaude  gesetzlich  vorgenommenen  Handlung 

in  Frage  steht,  hat  auch  der  iremde  Staat  Schutz  und  Uulfe  zu  gewähren. 

Aber  wenn  auf  der  Grundlage  einer  solchen  Organisation  eine  Beschränkung 

des  freien  Gewerbes  im  Auslande  verhuigt  würde,  so  könnte  diesem  Ansinnen 

keine  Folge  gegeben  werden.   Ein  Beispiel  mag  dieses  deutlicher  machen. 

Wenn  einem  Vertrage  zwischen  zwei  Staaten  gegenseitiger  Besuch  der  Märkte 

Beujeuigen,  aber  auch  nur  Denjenigen,  eingeräumt  wäre,  welche  nach  den 

6<^sct2en  ihrer  Heimath  das  fieobt  selb8tstäu4igen  Gewerbbetriebes  haben, 
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nun  aber  in  dem  einen  der  vertragenden  Statten  Gewerbefreiheit,  in  de« 

anderen  dagf  j^en  strenge  Zünftigkeit  bestünde:  so  niQsste  auch  der  erstere 
diejenigen  Bürger  des  freradon  Staates  von  seinen  Märkten  zurückweisen, 
welche  das  M<'isterrecht  nicht  besitzen,  obgleich  er  von  seinen  eigenen  Unter- 
tliancn  die  J^riüllung  einer  ähnlichen  Bedingung  nicht  verlangte.  Wenn  da- 
gegen eine  Zunft  von  der  ficindpii  Regierung  forderte,  dass  sie  ihr  angehörigc 
Arbeiter  wahrend  eines  vorübergehenden  Aufenthaltes  im  Gebiete  derselben 
zur  Einhaltung  d<  r  heimischen  Zunftregcln  anhalten  möge,  so  könnte  Solches 
nur  /III  ückgewiescD  werden. 

III.  Förderung  der  Zwecke  Einzelne  r. 

Tausendfach  koinnicu  die  einzelnen  Angi  hörigen  eine«?  gesittigten  Volkes 
in  die  Lage,  fremde  Gebiete  zu  betreten  und  ia  Ji  mselbeii  Zwo«  ke  zu  verfolgen. 
Je  geistig  regsamer  und  gewerbethätiger  ein  Volk  ist,  in  desto  grösserem 
Maasse  stellt  sich  das  Bedürfniss  ein,  auch  ausserhalb  der  eigenen  Grenzen 
vernünftige  Lebenszwecke  zu  verfolgen.  Ausserdem  bringt  die  Verschiedenheit 
der  Himniel>striche,  der  natürlichen  Erzeugnisse,  der  zu  Taj^e  tretenden  Natur- 
kräfte  die  verschiedenartig'^tt  n  Bedtirfnisse  einer  Ortsveründerung  und  der 
Benützinig  fremder  Zustände  mit  sich.  Gesnndlieit;  Erw  erbung  von  Kenntnissen; 
Handel  und  Gewerbe;  Verfolgung  von  Krelit^angelegenlieiten  oder  sonstigen 
persönliclien  Interessen;  Besuch  bei  Freunden;  blosse  Dnrclireise  nach  weiter- 
hiu  liegenden  Ländern  u.  s.  w.  kuniicn  Gründe  der  Bttretung  eines  fremden 
Landes  und  eines  kürzeren  oder  ausgedehnteren  Aufenthaltes  in  demselben  sein. 

Unter  diesen  Umständen  muss  es  für  einen  förmlich  barbarischen  Gnindsati 
erklärt  werden,  wenn  auf  die  Grundlage  der  absoluten  Souveränität  hin  jed(*ra 
Staate  das  unbedingte  Kecht  zugesjiroclK  n  werden  will,  Fremde  nach  Belieben 
zuzulassen  oder  auszuschiiessen.  Die  Abtheilung  der  Erdoberfläche  in  ver- 
schiedene Staatsgebiete  ist  allerdings  nothwendig,  theils  wegen  des  Bedürf- 
nisses eines  engeren  Zusammenlebens  nach  Bildungseinheit  oder  Nationalität, 
theils  wegen  der  Unmöglichkeit,  die  Angelegenheiten  des  gcsamraten  Menschen- 
geschlechtes von  einem  euizigeu  Mittelpunkte  aus  zu  regeln.  Diese  Abtheilung 
in  mehrere  Staaten  hat  denn  natürlich  auch  vielfache  rechtliche  Folgen 
für  die  einem  solchen  bestimmten  Organismus  Angehörigen,  so  wie  für  die 
ihm  Fremden.  Es  unterliegt  z.  B.  die  PHicht  der  ei-steren,  die  nöthigen 
Mittel  für  die  Staatsgewalt  aufzubringen,  ihr  Gehorsam  gegen  die  einheimischen 
Gesetze  in  allen  und  jeden  Beziehungen ,  dagegen  aber  auch  der  Anspruch 
auf  Rechtsschutz  und  auf  ausreichende  Förderung  der  Interessen  keinem 
Zweifel.  Ebenso  ist  klar,  dass  ein  einem  bestnnmten  Staate  nicht  Angehöriger 
keine  Befugniss  hat,  auf  eine  bestimmte  Ordnung  oder  Aenderunp  der  Ein- 
richtung des'^elben  hinzuwirken,  die  Bekleidung  von  Aemtem  in  demselben  in 
Anspruch  zu  nehmen,  von  dessen  Gesetzen  verbüttne  Handlungen  vorzunehmon. 
weil  sie  ihm  in  dem  vaterläudiscUen  Staate  erlaubt  sind;  ja  er  kauu  einen 
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fremden  Staat  nicht  nöthigen,  ihn  wider  den  eigciu  n  WilUn  zum  Unterthaupn 
aufzunehmen  oder  auch  nur  ihm  bleibenden  Aufenthalt  /u  Lre.-tatten.  Ihuicbi  n 
besteht  aber  auch  die  natürliche  Bestimmung  des  Mi  nsclien  auf  der  Erde 
nnd  sein  Recht,  so  wie  seine  Pflicht,  der<elhen  /u  leben.    Es  können  also 
ancb  die  kflnstlicb  gezogenen  Strich f  auf  dt  r  Landkarte  Icein  grnndsjitzliches 
Hinderniss  sein,  die  von  dem  Schupfer  der  Weltordnung  gestellte  Aufgabe  des 
Dasein'^  zu  erreichen.    p]s  niuss  vielmehr  der  Satz  aufgestellt  werden ,  dass 
jedem  menschlichen  Individuum,  als  Regel,  das  Recht  zusteht,  an  und  für 
sich  verntlnftige  also  erlaubte  Lebenszwecke  überall  zu  verfolgen,  wo  er  die 
geeigneten  Mittel  liierzu  zu  finden  glaubt,  zu  dem  Ende  aber  namentlich  auch 
die  Gebiete  fremder  Staaten  zu  betreten  und  sich  die  seinen  Zwecken  ent- 
sprechende Zeit  hindurch  daselbst  aufzuhalten.    Eine  Zurückweisung  oder 
unfreiwillige  Wiederentfernung  kann  dem  betreffenden  Staate  nur  dann  zu- 
stehen, wenn  er  selbst  oder  seine  Angehörigen  unter  der  Anwesenheit  des 
Fremden  und  unter  seinem  Gebahren  leiden,  namentlich  also,  wenn  entweder 
die  Zwecke  oder  die  für  sie  gewählten  Mittel  des  Ausländers  unvernünftig  und 
unerlaubt  sind,  oder  wenn  dieser  schon  durch  seine  blosse  Persönlichkeit  im 
Widerspniche  mit  gesetzlich  bestehenden  Einrichtungen  ist,  oder  zureichender 
Grund  zu  der  Annahme  besteht,  dass  er  die  ge'^ft/liche  Ordnung  stören  und 
der  Verfolgung  der  eigenen  Zwecke  des  Staates  Hindernisse  bereiten  werde. 
Bei  der  vid&chen  Yerschlungenheit  der  VerhftUusse  mögen  solche  zureichende 
Qrfinde  in  verschiedenen  Formen  und  Voraussetzungen  eintreten ;  jeden  Falles  - 
aber  steht  fest,  dass  keine  Willkar  stattfinden  darf,  noch  eine  neidische  Ver- 
kllmmerung  fremden  Vortheiles.   Eine  unmittelbare  Folge  hiervon  aber  ist, 
dass  ein  Staat,  welcher  sich  vollkommen  abschliesst  gegen  alle  Freu  den  und 
diesen  regelmässig  den  Zutritt  verweigert  auch  bei  völlig  vernOnftigen  Zwecken 
eines  Eintrittes,  als  ein  Feind  des  ganzen  !ilenacliengeschlcchtcs  zu  betrachten 
ist  und  im  NothfiiUe  mit  Gewalt  zur  Aufhebung  seiner  ^eriittmmermig  der 
DatQrlichen  Lebenszwecke  genöthigt  werden  darf). 

Was  nun  aber  die  YerhAltnisse  eines  Individuums  in  einem  fremden  Lande 
im  Einzelnen  betrifft,  so  kOimen  diese  wesentlich  dreifacher  Art  sein: 


1)  Aus  (liosom  Ge«ichtspuncte  ist  donu  der  \üii  earopimchon  Miichtcu  gegenüber  von 
China,  Japan  nnd  ähnlichw  WdM  abfcaehUwsenen  usiatUchen  Beiohen  geltend  gemacht«»  An- 
qHrvdl  anf  «Ineo  geregetten  «ad  den  BedSiftilMeo  entsprechenden  Vedtehr  an  sich  vollstkudig 
gereditfcrtigt ,  und  es  kann  sogar  eine  zwangvwcUe  Duruhbrecbong  der  Schranken  vortbuidigt 
werden.  AImt  frsUioli  man  nilt  derselben  Bestinuiitheit  verlangt  werden,  dass  die  snin  V<'i  kehre 
cngelassenen  Boropier  nnd  ihre  Regierungen  die  BeilwfrtindlgkeK  solcher  Staaten  und  die 
eigenen  Lebenszwecke  Ihrer  Völker  nahten  und  unangetastet  lassen.  Sit-  liaben  das  Uccht,  die 
In  dleeeo  Ländern  Torhandenen  lUttel  an  Erreioboag  Ihrer  vemBnfkJgcn  Aulgalten  au&u<-hcn 
nnd  dfeaelben  in  recbtfleher  Welte  erwerben  u  dOfftn;  allein  kelneawegs  das  Recht,  diese 
Gebiete  sich  anzueignen  iitk-r  die  ihren  Ucwohucru  genügenden  LebensbusUmmnugcn  mit  (•t  w.Ut 
ao  lladam.  Da  nun  dl4  Erbhrung  aeift,  dass  diese  letitero  PfUdit  keineswegs  Immer  befolgt 
Wird,  eo  kann  man  amh  den  B—rtHwngea  nm  O^ong  der  YeiscUoeseuen  Reiche  nur  sehr 
bedlBglen  Bdfldl  felwn. 
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entweder  wieder  zu  Einzelnen;  zu  dortigen  gesellschaftüchen  Kreisen;  oder 
endlich  zum  Staate  selbst.  In  allen  drei  Beziehungen  aber  ist  eine  FOrdenmg 
Ternünfligi  r  Zwi-ckc  durch  den  fremden  Staat  mflgiicb. 

1.  Das VerbUltniss  des  Einzeliu^n  zum  einzelnen  Angehörigen  eines 
fremden  Staates  bietet  in  AlIgeuitiiiLU  keine  £igenthümlicheiten  dar.  Ist  es 
doch  klar,  dass  der  Fremde  in  allen  Beziehangen,  in  welche  er  während  seines 
Aufenthaltes  mit  den  Landesangehörigen  tritt,,  die  Gesetze  erfüllen  rauss, 
welche  Oberhaupt  fttr  den  bttref enden  Fall  angeordnet  sind.  Der  Einge- 
borene ist  nicht  schuldig  sich  di  .ssluiib,  weil  er  mit  einem  dem  Staate  nidit 
bleibend  AngehOhgen  in  Berührung  kommt,  einer  anderen  Ordnoog  zu  unter- 
werfen,  als  der,  welche  für  ihn  Gültigkeit  hat  und  in  welche  er  seine  Be- 
dürfnisse befriedigt  findet ;  ja  er  bat  sogar  das  Recht  gar  nicht,  verbietende 
oder  unbedingt  gebietende  Gesetze  zu  brechen,  weil  der  ihm  OegeoOber^ 
stehcndki  ein  Fremder  ist.  Es  steht  also  mit  Einem  Worte  der  Fremde 
ivflhrend  seines  AnfeDtbaltes.  in  allen  Beziehungen  zu  Einzelnen  Jedig^Gb 
unter  den  allgemeinen  Gesetzen  des  Staates.  Hieraus  folgt  denn  aber  auch 
andnerseits,  dass  der  Staat  die  YerpfUchtang  bat,  dem  Fremden  während 
der  Dauer  seines  Aufenthaltes  den  gleichen  Schutz  der  Gesetze  aDgedeiben 
m  iMsen  wie  den  eigenen  Unterthanen,  und  namentlich  darauf  zu  halten, 
dass  einem  Ansifinder  bloss  dieser  Eigenschaft  wegen  kein  Becht  Yerweigeit 
werde,  wekhes  dem  Eingebomen  unter  gleichem  Yoibfiltnisse  geschützt  und 
sneifcannt  wird.  Falls  dem  AusUnder  etwa  in  einer  bestimmten  .Beziehaiig 
durch  die  Gesetze  seines  Yaterhindes  eine  diesseits  nicht  fibliehe  Bechti- 
uniUiigkeit  anklebte  oder  er  ans  diesem  Grunde  eine  bestimmte  Bechtspfltcht 
nicht  erflillen  könnte,  so  wäre  es  allerdings  Sache  des  Staates  sidi  darOber 
in  entscheiden,  ob  er  einen  solchen  ^cht  auf  demselben  B«ehtsboden  mit 
seinen  Unterthanen  Stehenden  Oberhaupt  zulassen  wolle  oder  nicht  Im  Falle 
der  Zulassung  mftssten  natOrlich  die  Folgen  der  BechtSTerscfaiedenheit  '?Qn 
dem  getragen  werden,  welcher  mit  ihr  in  Bertthrong  kftme. 

2.  Noch  sehr  wenig  untersucht  ist  Oberhaupt  das  Yerbtttniss,  in  wel- 
ches ein  Fremder  zu  gesellschaftlichen  Kr,eisen  seines  iwrttbergehenden 
Aufenthaltes  zu  stehen  kommt;  am  wenigsten  die  Frage,  in  wie  ferne  sich 
internationale  ünterstotznng  in  diesen  Beziehungen  Terhingen  liset.  Leicht 
möglich,  dass  eine  von  Terschiedenen  Gesichtspunkten  ansgeliende  Durch- 
denkung  zu  mehr  oder  w^iigw bedeutenden  Modlficationen  ftlhren  wird;  zu- 
nAchst  scheinen  denn  nun  aber  nachstehende  SAtze  richtig  tu.  sein:  Wo  ein 
gesellschaftlicher  Kreis  eine  vom  Staate  ausgehende  oder  einen  Bestand  der 
Staatseinrichtung  bildenden  festen  Organismus  hat,  kann  ein  Auslftnder  eine 
Aufiiahme  in  denselben  und  eine  AusObung  der  Genossenschaftsbefugnisse 
nicht  ab  ein  Becht  in  Anspruch  nehmen.  Es  ist  ledig^ch  Sache  der  Re- 
gierung, unter  UmstAndeu  des  mit  Autonomie  versehenen  Kreises,  darOber 
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zn  eatseheldeD,  ob  unter  mlelieii  Bedingungen  eine  Anfimliine  freiwillig 
SQgegeben  werden  wilL  Allerdings  ist  ihm  znr  Verfolgung  seiner  Zwecke 
der  Eintritt  in  das  Land  nnd  Aufenthalt  in  demselben  gestattet ;  allein  in 
den  Staatsverband  wird  er  durch  diese  Zulassung  keineswegs  anfgenommen, 
nnd  er  hat  also  anch  nicht  das  Recht,  sich  einem  wesentlichen  Theile  des 
Staatsorganismus  gegen  den  Willen  der  zustandigen  Gewalten  einzuverleiben. 
Sollte  hierdurch  etwa  die  Verfolgung  seiner  subjektiven  Zwecke  Noth  leiden, 
so  kann  diess  kein  Grund  zur  Beeinträchtigung  fremder  Rechte  oder  der 
Anmassung  nicht  gebührender  Eigenschaften  sein.  Der  Grundsatz  einer  inter- 
nationalen Gemeinschaft  fordert  allerdings  Zulassung  von  Fremden  nnd  Ein- 
willigung zur  Verfolgung  ihrer  erlaubten  Zwecke;  allein  diese  Pflicht  geht 
nicht  bis  zur  Anfgebung  der  eigenen  Rechte.  Iiier  bleibt  also  dvm  Aus- 
länder nur  die  Wahl,  entweder  einen  sokben  Staat  zu  meiden  und  einen 
anderen  seinen  Absichten  günstigeren  Aufenthalt  zu  sucben,  oder  aber  sich 
um  völlige  Anfiiahme  in  den  Staatsverband  zu  bewerben.  Doch  ist  hierbei 
eine  wichtige  Ausnahme  nicht  zn  vergessen.  Es  gibt  nJlmlicb  organisirto 
gesellschaftliche  Kreise,  welche  schon  ihrem  Wesen  nach  über  die  Grenzen 
eines  einzelnen  Tifindrs  binausreicheu;  so  z.  B.  manche  ivirchcn.  In  einem 
solchen  T  illc  i^l  dann  unzweifelhaft  ein  Fremder,  welcher  schon  in  seinem 
VaterlaiiJe  dem  Vereine  angehörte,  von  selbst  Mitglied  desselben  während 
seines  Aufenthaltes,  und  es  ist  weder  von  einer  beliebigen  Auinalmie  oder 
Zurückweisung,  noch  von  eigenthäraliehen  Beziehungen  irgend  die  Rede.  — • 
Ist  dagegen  ein  gesellscliaftlicher  Kreis  nicht  lui  mlich  organisirt  nnd  er  somit 
nur  die  natürliche  aber  forndose  Gruppirung  der  Betheiligten  um  ein  geniein- 
scbaftliches  Interesse,  so  wird  auch  der  Fremde,  welcher  dieses  Interesse 
theiit,  als  ein  ^ütglied  des  Kreises  während  seines  Aufenthaltes  zu  betrachten 
sein.  Seine  Zulassung  im  Laude  bejtreift  ja  die  Verfolgung  erlaubter  In- 
teressen in  sich,  und  aus  dieser  ergibt  sich  eben  diese  Geuüssenschaft  von 
selbst.  Hieraus  folgt  denn  aber,  dass  wenn  sich  eine  Veranlassung  darbietet, 
bei  welcher  von  einem  Vereinsnntglude  ein  Si^-hutz  oder  eine  Hülfe  des 
Staates  verlangt  werden  kann,  diess  auch  von  dem  Fremden  in  Anspruch 
genommen  werden  kauu 


1)  B«ispiolc  (ormlich  orgraniHirter  ((esdlsclmfllicber  RrcLsc  sind  Zünfte ,  RitterftcbaAen, 
0«aiitbid«n.  Sie  alle  «lud  «ntweder  roin  Staate  sdfast  oncAoisirt  oder  ist  wcnifc*teiu  derao 
antouoiner  OrganiMnus  «einer  G esurnintKCStaUunfr  PinppcfÜKt ;  in  beiden  Fäilen  jcdoi  h  nns- 
•chlleuUcb  fQr  die  eigenen  äuatuutscböricen ,  und  zwar  schuo  aas  dem  Grunde  mangelnder 
Evidiittgkalt  aber  Fiendei.  VnaweUtfhail  kOmite  ea  aon  aber  auch  die  IntcreMen  einea  Ava» 
landen  fördern,  wenn  er  während  seines  Anfenthnltpf!  im  Lande,  oder  wilhrend  der  Dauer 
•onstiger  Beiiehangea  au  demaelben,  in  eine  solche  Genomcuscbaft  auHj^enommen  wiirde.  £ia 
Ctaweirbetnibeader  wOrde  dadordi  a.  B.  ent  daa  BmU  aar  AiMt  eriudte«  oder  weafgatena, 
wenn  er  etwa  auch  sonst  m-hon  hierzu  Erlanbniss  hält«',  nimchf  Varthcite  hfi  der  Aosttbung 
aeloea  Gewerbes.  Ein  firemder  Adeliger  könnte  vieUeicht  ai»  Mitglied  der  Ritterschaft  Ansprüche 
Mf  Plivfleciain  Teiaebiedener  Art  naeliaD,  a»  UMiebdleib  der  OerieUabaikeit,  vewlaaar  Bhraa- 
rMht««.a.w.  Bte  in  einer  OanalDde  alA  IImw«  Mt  «olhattander  A««li»dcv  bitte  treU  AmI 
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8.  Das  YerhÜtoias  eines  Fremdeii  211m  Staate  und  rar  Staatsgeviak 
kann  dn  vidCMhes  sein;  nnd  es  ist  aocb  da^enige,  welches  schon  hiahff 
in  der  Wissenschalt  nad  im  lieben  am  mdsten  beachtet  nar. 

a)  Zunächst  haoddt  es  sich  naUkrlich  von  der  Znlassnng  Uber  die 
Landesgrtnzen  nnd  m  der  Gestattong  ehies  Anfenthaltes,  so  wie  ¥«1  den 
Bedingongen  derselben.  Dass  die  Zolassoag  Fremder  als  B^l  nnd  als 
allgemeines  Recht  verlangt  werden  muss,  ist  oben,  8.  626,  bereits  bemeiht 
worden.  Ist  sie  doch  die  nothwendige  Bedingung  der  Yerfolgiuig  von  Lebens« 
swedcen  im  Auslände  nnd  somit  die  erste  internationale  Hfllfe.  Dieas  scfaliesst 
jedoch  eine  doppelte  Bdngnies  Jedes  Staates  in  Beziehnng  auf  einidne  an» 
reisende  Fremde  nicht  ans.  Einmal  hat  der  Staat  das  Becbt,  dch  dchete 
Aaskünft  fHber  die  Persftnlichkdt  des  Einzelnen  za  versdiaffen.  Es  wflre 
lächerlich,  ihm  strdtig  machen  zu  wolleut  solche  Individuen  rarUduEuweisen, 
von  wdchen  nach  ihrem  bisherigen  Leben  oder  gar  nach  bestimmter  Sunde 
mit  Wabrscheinlidikeit  Terbrechen  und  OrdnungsstOrungcn  zu  erwarten  stdien. 
Hier  liegt  die  Pflicht,  sich  selbst  und  die  dntdnen  Angehörigen  za  schiltien, 
weit  nfiher  als  die  Aufgabe,  die  (hier  nicht  einmal  sehr  wahrscbeliilichea) 
vernünftigen  Zwecke  Fremder  m  fördein.  Zwdtens  aber  mnsa  ea  dem 
Staate  unverwehrt  sein,, die  Yerfolguug  vonZwedcen^  weldie  mit  den  seinigen 
unvereinbar  sind»  zu  verfaiet«ii,  also  dnen  darauf  geriditeten  Besodi  eines 
Fremden  abzuwenden.  Wie  bestimmt  auch  die  Aufgabe  vorliegt,  die  Lebena- 


tn  alten  B^chuo^n,  wie  Uio  Eingeboreneu  solbat,  cid  Intcreflce  dabei,  über  die  Eiurichtiuii^ 
des  (irtlit'hen  ZaMUnmenwohnens  mitzurnlcn.  Dennoch  lit,  rI«  ReKel,  von  ihrer  Znlasaang' n 
•ulchen  GcaoBüPOsehanea  nUlit  ilii-  Itnli-;  und  wnn  es  auch  auanahnuwciso,  r>ntwo<lcr  bei  jtp- 
wi»8cn  VoraiuwütznuKen  oder  alu  btsHuiiiIcic  iicj,'üoj«tiHuiii; ,  gesirhehen  6oU(c ,  m  eutolebt  danua 
kein  Recht  fQr  Amlcro,  (Qr  analog  Fülle,  selbst  nicht  auf  Nichtabändemn«  der  betrcOtoda 
Gesetigebiintr.    Eine  Zula<«snns-  frcmiler  l'nf  n'csntt'n  Uaiidwfrkem  Iceinen  Anspnirh; 

viue  Aufnahme  nushindijKJior  Gcselicu  in  ein  zunlciK(^  Vurhältulä.»  butcchti((t  weder  LcbrUiffe 
iioch  Meister  tn  fcleicher  Stdlong;  t»  mag  ein  Fremder  in  die  Ritterechaft  »unwlnwinn  wnrdla 
««m  Zwecke  eine»»  OutAorwerbes,  ohne  das«  ein  Anderfr  desshalb  auch  mtf^nommen  werden 
lUiiMilc;  Fremde,  wuldio  gewtMH)  Iledioguuffen  erfUUen,  etwa  viae  t^ustimioto  linsere  Zeit  ta 
«Iner  Gemeinde  wobnen,  denMlbm  DIeut»  lelftan  n.  dffL,  mSeni  «IsOeoMMn  MuMdnltwwilaa, 
Andere  nicht.  —  Dass  dn^^ei^cn  b<rt  nieht  organisirten  j?e8cllRrhaflHchcii  Kreisen  im  T,Andc 
»ich  aothalteude  Ausländer,  welche  ao  dem  gcmeinachafUicbmi  Interease  Theil  nehmen,  ohne 
Anttuid  «ng«la«ten  werden  nnd  In  so  flmie  denn  MUh  «i  da«  F5rd«nuiir  dnreh  dan  SfeMt 
An9i)rueh  machen  können,  mÜKcn  folpcnrtr  Fälle  bcTrelsen.  Wenn  die  ncÄCtzjfcbiinff  ein«'« 
Ötaates  auch  ir'remücn  die  Erwerbung  von  Urandclgentbum  gettatteti  «lue  gewisse  G&Uang 
Ton  Eifenttiflniem  nber  gemeinMun«  TntereMen  ireHtolgt,  etwa  VenanmlaiiKeB  UUt,  Pediloaen 
l»ei  derRctfienrnff  oder  den  Ständi  n  einreicht,  LeihlcaMen  (rriindct:  so  ist  kein  recLtliclier  Gmnd 
fltnausehen,  wamm  Aualander,  welche  ein  Eigcutbum  der  fragUcbeuArt  bcHltzen,  ausgeacblones 
Min  solHen.  Oder  wenn  die  In  etnem  Lande  lebenden  SehrifWdler  licli  gemeliui^AfUleli  Ml 

die  Rejrtrniiit:  wi  nden  um  eint»  Vcrbi  sscnmg  de«  PrCMgCScfzes .  eine  Ificlitcro  ZugüngUchkeit 
wissenschaftlicher  Anstaltea  bitten  u.s.  w.:  so  wird  Niemand  daran  denken,  einen  In  demselbca 
Verhlltntme  befindlichen  nnd  also  dasselbe  Tntereaee  babenden  AuaUlnder,  ata  aoTcben,  meek- 
ainvi  isi  t).  I'bcngo  wonig  einen  frcimlcn  ,  nlier  im  Lande  an  GeldgcRchäften  sicli  1  ethciligendcn 
Kaitttalisten ,  wenn  diese  Gattung  von  £igenthUmern  gemeinsebafiUclie  Schritte  tbnt.  Matttrileli 
tot  diess  Alles  nnr  dann  der  Fall,  wenn  daa  Wetenlllelie  der  TheUnatame  an  abiem  geselbrlMd^ 
liehen  Krciflc ,  nkmiich  daü  gemcinschafHklia  Interene,  Torkaiidea  ist  y«B  einem  Aaayivcka 
Dnrcbcdsender  b.  B.  ist  keine  Bede. 
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nrecke  der  Mcoscbcn  fiberhanpi  n  begOnstigep,  ao  ist  dieieibe  doch  keiae 
«DbedugCe,  und  naoMutliflii  gehl  jedenbUs  bei  (MHsioBen  der  eigene  Zivedr 
TOI*.  —  Welcher  Mittel  sieh  ein  Staat  nr  Yeigeviieemiig  fkber  Persönlichkeit 
und  Zwecke  bedienen  will,  ist  fon  untergeordneter  Bedeatong;  nor  dürfen 
natarlich  dieselben  nicht  so  gewfthlt  sein  und  nicht  so  gehandhabt  werden, 
dass  sie  auf  mittelbarem  Wege  die  Berechtigmig  n  freier  Bewegang  auf- 
heben. Diess  gilt  denn  namentlich  von  den  Pissen.  Densdben  kann  an 
sich,  als  amtlichen  Urkonden  Aber  Znverlftseigfceit  der  Person  and  Eriaabt- 
heit  der  Beiseabsieht,  ZweckmAssigkeit  and  somit  vOlkerreehtliclie  Billigung 
nicht  abgesprochen  werden;  sie  sind  aber  nicht 'nnr  hiofig  leere  Form  nnd 
dann  eine  tadelnswertbe  QoUerei  geworden,  sondern  sie  können  aoch  dnrch 
Auflegung  schwierig  zu  erllülender  FotmaUtäten  oder  durch  Benfltsnng  zu 
bedeutenden  Steuern  geraden  In  ein  Hindemiss  auch  des  erlaubtesten  und 
nothweudigsten  Te]:kehres  Terwaadelt  werden.  Ist  somit  auch  nicht  die  vdllige 
Beseitigung  der  Pftsse  als  eine  Forderung  des  Völkerrechtes  lu  verlangen, 
so  mttssen  doch  Jeden  Falles  solche -Yorschriften  und  Einrichtangcn,  welche 
den  freien  Verkehr  wesentlich  stören'  und  doch  dem  Staate  keine  sichere 
Auskunft  Aber  die  Person  und  ttber  die  Zwecke  der  Beisenden  geben ,  ^ 
de»  aUgemdnai  intemaHonalea  Verpffiditungen  xnwiderlanfend  gelten  *). 

b)  Unentbehrlich  ist,  wie  dem  Eingeborenen  so  auch  dem  Fremden,  ein 
insrek^ender'.Bechtsschutz;  und  einen  solchen  nimmt  er  denn  auch 
von  dem  Staate  in  Anspruch,  der  ihn  aa%enomnien  hat  Es  ist  aber  die 
Forderung  eine  doppelte:  Einmal,  dass  dieselben  allgemeinen  Anstalten, 

1)  An  Rcfsyiiolon  vorkchrtor  nnfl  iincrlHiiliter  PasAqunlcrdcn  fohlt  e»  Irhicr  bekanntlich 
■lebt.  —  Ala  TülkorruciitJivviUrij;  kuuneii  z.  Ii.  utiiwcifolhaft  die  b«d«utendeD  Gebühren  be»eicbnet 
w«rd«n,  wdcll«  in  mehr  aU  Einem  Lande  für  die  zum  Kiotrilte  in  dM  Laad  Mthwcnfflye  TlM 
elnfts  MlniRtcrinm«,  Gcsanilft-n  oder  ri.nsiiTs  vcrliinift  «(nlcn.  /So  r.  R.  in  Frankreich,  Neapel, 
8«ntlaiai  »•  w.)  Bedient  »icb  ein  Krcmder  nach  seinem  Ucliertritt«  ttber  die  Giiiiuc  eiuer 
Utontliehen  mnrieklniWv  filr  wddie  anch  derlJnbflüniMdie  Steuer  ni  iMmlilflii  hat,  oder  belekt 

er  ttb^rhrirpt  '  tni-  wrtcli-  n  x-h  r1<'n  CieRetcen  de«  I^ande^  «»ine  Ahfrahc  nnrh  sich 

aieht,  iH>  ist  iiatUrlicii  auüi  er  zur  /.uiiiuug  verUanden;  allein  die  bluMe  Erlanbnifts  das  L4ind 
an  betreten,  nrit  aaderaa  Worten  die  ffana  allgeoielae  Brianlinlw  Teminfttge  Lefmuaweelie  w 
v  rr  iu-f'n,  läast  »Ich  jrcrccht'  iMi  Kc  nicht  bosttMum.  Am  wonl^sten  za  dem  Zwecke,  Hnrn 
bettimtuten  Beamtea  ohne  L»»t  für  die  titaatskaMe  xu  besolden,  denn  die  Bczahlang  der 
Diener  tot  Saclie  dea  Staaleo ,  nlaht  der  Fremdeo.  Sei  Int  noch  tndelnawerther  aiad  Oe> 
bilbren,  welche  Hir  übf rtrir*<pn  wlfdorholtc  und  sinnlose  Vontrisrnncen  der  V'Asy^c  blos  Dtirch- 
niieoiiiler  gefordert  werden;  wie  x.  B.  in  den  itallAiiiachrn  Staaten  der  FaU  war.  Dieiw  kann 
kemer  Haad  ab  BeateledmeMerel  heielehnet  werden,  tat  aber  ideht  bloa  nwttvdit,  «ondem 
auch  f.innt'll  unrctlitllili.  —  Kixl'  h  Ii«  ss  sich  sicherlich  die  französische  Vcrordnunjf  vom  J. 
UtM,  nach  welcher  Jeder  nach  Frankreich  Keiaende  nnd  zwar  vor  Jedem  einzelnen  Wieder- 
bobmgflfldle  aufli  Kene,  aleh  penSnlieh  bei  elaeni  ftaasSdacben  diplemattacben  Agenten  im  Ana- 

Lmdo  t\i  sU-n<-n  hafi*'.  a!s  (lun  liiiii*  vrilktTn'clitswiilriic  l>«-'/<  iilni<-ii.  KIncr  Scif>  w.'It  «if  fnanienf- 
Uch  der  bald  genug  eintretenden  Art  der  Handhabung)  den  Zweck  der  Sicherstellung  de« 
Staalseberhanptea  geg^n  Hordplaae  hi  keiner  Wdae  etfUlte,  eemit  «Um  untaloae,  d.  h.  nnerlanUe 

F.rscluvcniTitf  tiii  t  -  bliclK-ii  Vcik<'tiri's  war;  HiidiTcr  Scit^.  nnrl  sflti.*!  haui>f<iHchUch ,  well 
der  dadurch  in  vielen  Fallen  berTorgeruTeno  Zeitverluct  die  Krreichung  nicht  nur  uoachidlieher 
«ondem  selbit  bdehst  «riebtiger  Zwecke  oninSi^eb  macbeu  mnMie,  a.  U.  hol  Kiaridielten, 
Tod>-sniii<ui .  uuihwciiiiiK'i'iii  iMihtaeltlgani  EbitreOM  an  eiaer  gerlditlichw  Handlang,  der 
▲bfkhrt  eine«  Schiffe«  u.  dgL 
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welche  zur  Abwendung  drohender  Rechtsverletzungen  von  der  Person  oder 
von  dem  Vermögen  der  Unterthanen  selbst  getroffen  sind,  auch  auf  ihn,  den 
Fremden,  Anwendung  finden.  Die  G^wjlhrang  dieses  Verlangens  ist  der  Staat 
den  Zugelassenen,  er  ist  sie  aber  auch  sich  selbst  schuldig,  indem  eine  un- 
bedingte Aufrccbterhalinng  der  Rechtsordnung  innerhalb  seiner  (rrenzen  seine 
erste  Pflicht  ist,  er  überdiess  den  Zweck  nnr  erreichen  kann,  wenn  nirgendwo 
eine  Lücke  und  ein  Angriff  auf  irgend  ein  Recht  geduldet  wird,  schon  des 
üblen  Beispiels  wegen.    Zweitens  aUr  wjrd  verlangt,  dass  im  Falle  einer 
bereits  eingetretenen  Recht sstfirung  der  Fremde  von  den  Behörden  and 
namentlich  Gerichten  des  Landes  dieselbe  Hülfe   und  dieselbe  gerechte 
Behandlung  erfahre,  wie  der  Eingeborene.    Hierbei  kann  dann  zunächst 
darüber  kein  Zweifel  sein,  dass  in  Strafsachen  der  Fremde  wegen  seiner 
innerhalb  des  Staatsgebietes  begangenen  Handlungen  ganz  nach  den  Grund- 
sätzen des  I^ndrechtes  behandelt  wird.    Er  hat  keine  Entschuldigung  oder 
leichtere  Behandlung  in  Ansjiruch  zu  nehmen,  als  die  vom  Staate  überhaupt 
für  zulässig  erachtete;  es  dürfen  aber  auch  keine  härteren  üebel  gegen  ihn 
zur  Anwendung  kommen,  als  die  an  und  für  sich  i^erecht  und  menschlieh 
anerkannten.    Nur  wcnigo  Ausnahmen  liegen  in  der  Natur  der  Sache  und 
sind  somit  auch  vom  Standi)uukte  des  Völkerrechtes  aus  nicht  anzufechten. 
Einmal  nämlich  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  der  frc^ptzlirhen ,  unter 
gleichen  Voraussetzungen   auch  grgen  Einheimische    ani-'t  ^v endeten  Strafe 
gegen  einen  Fremden  die  Ausweisung  ans  di  m  Lande  beigefügt  werden  darf. 
Per  Staat  ist  zu  einer  solchen  Sichcrstellung  gegen  eine  bereits  durch  die 
That  erprobte  gesetzcs-  und  rechtswidrige  Gesinnung  vollkommen  berechtigt, 
ja  in  Hinblick  auf  seine  Bürger  sogar  vcrpthchtct.  Sodann  gibt  es  einzelne 
verl)üt(  nc  llandlunj^en ,  W(>lc}u'  bei  einem  fremden  Schuldigen  unter  eine 
versi  liiedene  rechtliche  Kategorie  fallen,  als  bei  einem  einlieimischen,  somit 
auch  einer  anderen  Strafe  unterliegen.  I)iess  i^t  z.  B.  der  Fall  bei  Hochverratb 
und  bei  Landesverrath ,  als  zu  deren  Begehung  verletzte  linterthanenpflicbt 
und  Staatsangehörigkeit  logisch  nothwcndig  ist,  und  welche  daher  von  einem 
Auslilndei-  gar  nicht  begangen  werden  können,  während  seine  Handlung  unter 
andere  Begriffe  ßllt,  je  nach  deren  Inhalt.  —  In  bürgerlichen  Rechts- 
streitig k  ei  t  eu  können,  je  nach  der  Art  des  Falles,  sowohl  die  Gesetze 
des  Heimathlandes,  als  die  des  jetzigen  Aufenthaltes  zur  Anwendung  kommen, 
und  es  ist  die  schwierige  Aufgabe  des  internationalen  Privatrechtes,  fÄr 
jedes  einzelne  Verhältniss  zu  bestimmen,  welches  von  beiden  gesetzlichen 
Systemen  zu  gelten  hat ').   Im  Allgemeinen  kann  hier  nnr  80  viel  bemerkt 
werden,  dass  die  Gerichte  des  fremden  Staates  in  Beziehung  auf  die  alJge* 
meine  Rechtsfähigkeit  nnd  anf  den  peraftnlichen  Recihtostand  des  ?or  sie 

1)  Velwr  dtoLHarainr  nd  fib«r  dto  vottciMtBca  ftyMMM  tatatVBatfoBfltaBMvaln^Un 
meine  GeedileMe  «od  Uleratnr  der  fltailnr.,  Bd,  I,  8. 4il 
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gestellten  Prfflidon  die  Heimathsgc?otzo  desselben  anzuerkennen  haben,  wenn 
dieselben  anch  verschieden  von  den  eigenen  sein  sollten.  Sic  haben  allerdings 
nicht  den  Aulirug,  die  Gesetze  eines  fremden  Staates  zur  Austuhning  zu 
bringen;  allein  sie  haben  ancli  nicht  das  Recht,  au  dt-ii  lit -^tuwüiuäigeii, 
welche  ein  fremder  Staat  zur  Ordnung  der  Rechtspersönlichkeit  seiter  Unter- 
thanen  zu  treffen  ftlr  gut  findet,  etwas  zu  ändern,  sondern  sie  müssen  diese 
persönliche  Zustande  in  der  Weise  ancrlvcnnen ,  wie  sie  beim  Uebertritte 
über  die  Grenze,  und  also  liei  der  Auiuihuie  unter  diesseitigen  Schutz,  be- 
stimmt waren.  Was  aber  Handlungen  betrifft,  so  konunt  es  in  der  Haupte 
Sache  darauf  an ,  ob  dieselben  unter  der  Herrschaft  des  heimathlichcn  oder 
unter  der  des  in  jetzigem  Aufenthaltsorte  geltenden  Gesetzes  unternommen 
worden  öind.  Während  bei  den  letztem  dasjenige  Recht  zur  Anwendung 
kommt,  unter  de«!sen  Schutz  und  Vorschrift  sie  entsandon  sind,  müssen  aus 
gleicher  Ursnrhe  frühere  That>^achen  nach  den  dortigen  Gesetzen  beurtheilt 
werden.  Dabei  kann  es  wohl  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  auch  die  ent- 
fernteren rechtlichen  Folgen  derjenigen  Gesetzgebung  in  /.nwcndung  zu  bringen 
sind,  welche  im  Prineip  entscheidet.  Hinsiehtlicli  der  Formen  endlich  einer 
während  des  Aufenthaltes  im  Auslande  vorgenommenen  Rechtshandlung  ist  ledig- 
lich die  öi-tliche  Gesetzgebung  maassgebend,  welche  über  die  nassere  Gültigkeit 
oder  Ungültigkeit  des  unter  ihrer  Herrschaft  zu  Stande  Kummenden  allein 
Vorschriften  zu  geben  hat., —  Höchst  wOnschens\Y(  rth  wäre  es  freilich,  wenn 
bei  der  mannchfachen  Verschiedenheit  der  Ansichten  über  das,  was  ein  Fremder 
von  den  Gerichten  de«  Aufenthaltort  es  in  formeller  und  materieller  Beziehung 
zu  verlangen  berechtigt  ist,  und  bei  der  grossen  f'chwierigkeit  der  theore- 
tischen Lehre  gemeinschaftliche  ausreichende  Grundsatze  von  möglichst  vielen 
Staaten  verabredet  werden  wollten.  Eine  solche  üebereinkunft  könnte  nur 
ihnen  selbst  zur  Beruhigung  dienen ,  und  eine  grosse  Anzahl  von  Menschen 
si  li^r  rrrr  Sortre  und  üngewissheit  entziehen.  Und  eine  solche  zu  jeder  7f^it 
wünschenswerth  gewesene  Maassregel  ist  sogar  zum  dringenden  Bediii misse 
geworden,  seitdem  durch  die  Verbesserung  der  Verkrhrsmittcl  und  durch 
die  Steigerung  der  Gewerbthiithigkeit  die  Zahl  der  im  Auslande  sich  Auf- 
haltenden in  so  ungeheurem  Maasse  zugenommen  hat.  I's  wird  eine  schöne 
Frucht  gestiegener  internationaler  Gesittigung  und  namentlich  einer  Aner- 
kennung des  Grundsatzes  der  Völkergemeinscliaft  sein,  wenn  einmal  Hand 
an  die  Rcarbeitung  eines  inteniationaleu  Privatrechtes  gelegt  werden  kann, 
nnd  man  wird  nach  dessen  Zustandekommen  Mühe  haben,  den  vorange- 
gangenen misicheni  imd  zum  Theile  sogar  halbbarbarischen  Zastand  zu 
begreifen. 

c)  Nicht  80  günstig  wie  in  den  Justizangelegenhciten  stellt  sich  das 
VerhWtniss  von  Pri\*aten  zu  fremden  Staaten  hinsichtlich  der  polizeilichen 
Ünterstflizang  ihrer  Interessen.  —  Daraber  kann  swar  keüi  Zweifel  sein. 
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das«  auch  Fremde  ohne  weitere  Sckwierigkeiten  oder  hirtere  BedingnugcB 
zum  Genüsse  der  ciumal  bestellenden  Öffentlichen  Anstalten  zogekMen  werden. 
Nirgends  wird  z.  B.  einem  AnsUnder  der  Gebrauch  der  Peei,  der  EiMn- 
iMÜinen  untersagt,  oder  ein  grosseres  Entgdt  von  ihm  verlaagt,  aadi  üim 
kommt  d^Iiebensmittel'  und  Theorungspoliaei  ni  Gute,  von  den  OffentUchea 
Anstalten  zsr  geistigem  Ansbildong  oder  zur  Erholoog  und  nm  VergnOgen 
ist  er  nicht  ansgeschlossen;  nnd  eine  Ansnahme  tritt  nnr  da  ein,  wo  der 
Staat  ftr  einen  bestimmten  inlftndischen  Zweck,  nnd  nnr  anf  diesen  berecbnct, 
eine  Einrichtung  getroffen  hat,  wie  z.  B.  aar  Bildnng  seiner  Beaateii,  OA^ 
ziere,  Schullehrer  u.  dgL  Zur  TheUnahme  an  solchen  Anstalten  ist  natariich 
Staatsangehörigkeit  die  erste  Bedingung;  and  nur  etwa  ans  besonderer  Will- 
fthrigkeit  mag  in  einzelnen  FUlen  eine  Xheitaiahnie  gestattet  worden.  — 
Anders  verhJUt  es  sich  dagegen  mit  solchen  ünterstfttzungamaassregelD,  bei 
welchen  der  Staat  aus  den  Mitteln  der  Gesammfkraft  einaelne  Borger  ani«r- 
stützt,  und  wo  somit  die  Öffentlichen  Mittel  im  Yerbfiltnisse  der  ZaU  der 
an  der  Wohlthat'Tbclbiehmenden  zur.  Yerwendung  kommen  ^).  Ferner  da» 
wo  der  Staat  zur  Erreichung  eines  wttnschenswerthen  Znstandea  eine  be- 
stimmte Gattaug  seiner  Bürger  mit^  einem  Organisams  'Tersieht Auf  solche 
UnterstOt2ungeü  kann  der  Fremde  keinen  Ansiimdi  nehmen,  auch  wenn  seine 
Zwecke  ihm  diess  wOnscheuswerth  maiäien.  Im  ersten  Falle  nkht,  weil  db 
durch  die  Ausdehnung  anf  Fremde  entstehei^  Steigerung  der  Kosten  den 
Staat  in  die  Unmöglichkeit  versetzen  wttrde,  seinen  eigenen  Bürgern,  sei  t» 
in  der  fraglichen  Beziehung  selbst  sei  es  bei  andern  .begründeten  Auforde- 
mngen,  die  schuldige  liolfe  zu  leisten,  er-  also  nfther  liegende  Zwecke  ober 
einen  ferneren  versäumen  mOsste.  An  der  bezeichneten  Organisation  aber 
kann  der  Fremde  keinen  Antheil  nehmen,  weil  er,  dem  Staate  nicht  blei- 
bend angehörig,  auch  keinen  Theü  wesentlicher  oder  wenigstens  nor  für 
die  eigenen  Bürger  bestimmte  Einrichtuugcu  desselben  bilden  kann.  —  Ob 
ein  Aaslfinder  ein  freies,  d.  h.  unter  keiner  abgeschlossenen  Ordnung  ge- 
stelltes, Gewerbe  im  Lande  zu  treiben  berechtigt  ist,  hängt  vorzüglicli  diivon 
ab,  ob  er  die  gesetzlichen  Bedingungen  zu  erfüllen  vermag,  welche  auch 
für  den  Eingeborenen  vorgeschrieben  sind,  da  es  sich  von  selbst  versteht, 
duss  er  keine  Stellung  verhmgen  kann,  welche  der  Stant  eigenen  Bürgcni 
verweigern  würde.  GewOhuIich  wiid  er  alierdiogs  duvuu  ausgebchlussen  sein, 


1)  Belapida:  Vertbeilnnff       Ijetwimiltieln  Iwl  TlMMieiitng;  Jodo  Axt  Ton  Aimeamter* 

atfltKui)»^';  VorwllUgnng  von  Retacgeldern  an  Künstler,  Gelehrte,  Gcwerljcude  sn  deren  Fach- 
«lubildang;  Beiträge  »tu  der  SUatakMM  «vAblüniiif  von  OnuuUMteoi  AbtNtiwK  Sffflaliicher 
GowiUscr  zu  GoweiiieiweckMi. 

8)  Audi  ibgaMhen  Ton  ZHaflfliii  und  Innnng«n,  welehe  richtiger  in  den  ffesellMluiftlicheii 
Vereinen  gerechnet  werden ,  Aach  wenn  ihr  OrgaoJsmtUi  nicht  aotonom  aondtsra  vom  8tMte 
gc-Kcbcu  ist,  kommen  ziiwtiUcu  stuAtlicbe  Zusammenfassongen  von  Bürgern  durch  eine  staatlicite 
Ordnung  und  su  politoilichon  Zwecken  vor.  8o  i.  B.  Mgnttcto  BnndnlaswdlMiWlM  adt 
nofolen,  BangKrhMnahrten  o.  dgi. 
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indani  m  einem  selbekeUUidigen  Betriebe  Angtesigkeitsreclit  m  gehören  pflegt» 
dieses  aber  ineder  tod  dem  Besitze  des  Staatsbfligerrechts  abbSn^  ge- 
macht ist 

-  d)  Endlich  ist  aber  anisb  noch  die  Frage  zn  erOrtein,  welehe  Yerpflicb' 
taugen  ein  Fremder  in  Betreff  der  Beisteuern  an  Staates wecl^jen  durch 
seine  innere  Anvesenheit  und  durch  den  Gebraoch  der  Öffentlichen  Anstalten 
flbemimmt?  Es  mnss  hier  «oht  onterschieden  werden.  In  einer  Anzahl  von 
FAUen  ist  eine  Beitragspflicbt  Fremder  «nbeswdfclbar;  bei  andern  Veran- 
lassongen  sind  ne  dagegen  firei  zn  lassen*  Wenn  nSmlich  nacli  dem  Steoer- 
fljsteme  des  Staates  filr  bestimmte  Lostmigen  der  Behörden  von  altoi  Den- 
jeoüten,  welehe  solcher  Amtshandlungen  bedOrfen,  Aiigaben  verlangt  werden, 
(Sportein  und  Taxen);  oder  wenn  ftr  die  Bentttzong  einer  Staatsanstalt  im> 
mittelbar  und  im  YerhflltniBse  dieser  Benfltsnag,  bezahlt  wird,  (Weggcld, 
Postporto,  Sebntzgeld;)  endlich  wenn  gewisse  Handlangen,  ein  bestimmter 
Besitz,  eine  besondere  Gattung  von^  Einnahmen  besteoert  werden,  (z.  B. 
Zölle  Tdn  eingefllhrten  Waaren,  Accise  von  Yerkinfen  im  Lande,  Gmnd- 
und  Hiuser-  oder  Gewerbesteuern:)  so  unterliegt  es  gewiss  keinem  Bedenken, 
dass  auch  der  im  Lande 'sksh  aufhaltende  Fremde,  welcher  durch  sein  Gebahren 
oder  seinen  Besitz  unter  ein  solches  Gesetz  fiUlt,  dfirgleidien  Lasten  zu  tragen 
bat.  Auf  der  andern  Seite  ist  es  eben  so  gewiss,  dass  es  sich  weder  recht- 
fertigen lasse,  wenn  er  zu  Steuem  für  Staatszwecke  beigezogon  werden 
woUte,^  welche  ihm  ihrem. ganzen  Wesen  nadi  iBme  bleiben,  wie  z.  B.  zu 
Armen-  und  Xriegssteuern,  Beiträge  für  die  Yolkswebr  u.  dgl.;  noch  ihm 
gerechter  Weise  solche  persönliche  Leistungen  auferlegt  werden  können, 
deren  Bechtfeitigungsgmnd  in  der  Unterthaneneigenschaft  zn  suchen  ist» 
wie  z.  B.  Kriegsdienste  oder  unentgeldüche  Yersehong  Öffentlicher  Aemter. 
Die  erstgenannten  einzelnen  Abgalten  sind  gerecht,  weü  sie  fAr  einen  un- 
mittelbaren Dieost  von  Seiten  des  Staates. bezahlt  werdeu,  oder  durch  sie 
fem  Staate  die  von  ihm  abhäugigc  Erlaobniss  zur  Begebung  einer  gewissen 
Hsndlung  erworben  wird,  in  beiden  FSlteii  aber  der  Fk-emde  offenbar  nicht 
verlangen  kann,  gOnstiger  behandelt  zu  werden,  als  der  einheimiscfae  Barger. 
Ausserdem  würde,  wenn  Aoslflnder  befreit  blieben,  eine  Rechtsungleichheit 
entstehen,  weldie  leicht  zum  empfindlichen  Kachtheile  der  mit  grösseren 
Lasten  beschwerten  und  daher  in  ungünstige  Mitwerbungsbedingungen  ver- 
setzten einheimischen  Bürger  ausschlagen  könnte.  Dagegen  ist  es  einleuch- 
tend, dass  nur  die  bleibenden  Angehörigen  des  Staates  die  allgemeinen  Lasten 
für  den  Bestand  des  Staates  und  für  die  Grundlagen  desselben  unter  sich 
auf/ubringen  haben.  Für  sie  und  nacli  ihren  Zwecken  ist  derselbe  einge> 
richtet;  die  dadurch  bedingten  Ausgaben  werden  geleistet,  auch  wenn  nie- 
mals ein  Ausländer  das  Gebiet  betritt;  Fremde  werden  nicht  um  ihre  Zu- 
stimmung zn  den  Zwecken  oder  zu  den  Mitteln  gefragt.  Eine  Beanspruchung 
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Fremder  bei  Bolchen  weeentlieh  ftr  du  eigene  Leben  gemechten  Einrich- 
tnngen  «ftre  somit  weder  gerecht  noch  wttrdig.  —  JJlerdinge  bleiben  bei 
dieser  Unterscheidniig  unter  den  Abgaben  noch  maocbeilei  FttUe  übrig,  hd 
welchen  die  Zablongspflicht  der  Fremden  sweifidhafter  ist;  doch  liest  sich 
wohl  eine  allgemeine  Kegel  ftr  die  Beantwortung  der  Frage  nnfetellen. 
Wenn  nimlieh  die  Person  des  Fremden  oder  sein  Vermögen  durch  die  Be- 
aahlong  einer  Abgabe  mltgeschlltst  oder  mitgefbrdert  wird,  ist  dieeelbe  sn 
leisten;  wo  dagegen  er,  in  seiner  Eigenschaft  als  Ansiinder,  dorch  des 
Zweck  der  Ausgabe  gar  nicht  berflhrt  'wiid,  er  Tielleicfat  sogar  ftnnlich  ans- 
geschlossen  ist  Ton  der  Theihmhme  an  dem  Gegenstände  der  Leistong,  kann 
nichts  von  ihm  Terlangt  werden.  Dennach  wird  dann  namentlich  .zo  ent- 
scheiden sein,  in  wie  weit  ein  (nicht  bloss  als  Dnrdireisender  sich  anflial- 
tender)  Auslinder  an  Gemeindeabgaben  oder  an  ansserordentlichai  Zwaags- 
sahlnngen,  z.  B.  Contribotionen,  Zwangsanlehen,  Brandschatzongen  v.  dgL 
Antheil  za  nehmen  hat;  ebenso,  wie  weit  er  bei  allgemeinen  TermOgens- 
oder  Einkornmensstenem  in  MStlddenheit  gesogen  werden  dar£  Dws  asf 
die  Besonderheiten  Jedes  einzelnen  Falles  Blicksicht  zn  nehmen  ist,  verstellt 
eich  Ton  selbst. 


Dass  im  Yorstehenden  nicht  nnr  manche  einzelne  Bebanptongen  aufge- 
stellt sind,  welche  bei  näherer  PrBfiuig  angezweifelt,  umgestaltet,  Tielleicht 
▼emorfen  werden  kflnnen;  sondern  dass  der  ganze  Grundgedanke  eine  inte^ 
nationale  Gemeinsdiait  und  der  Ansbildnng  eines  eigenen  Bechtes  derselben 
lange  nicht  bei  aUen  Pflegern  der  Tfllkerrecbtswissenschaft  Eingang  finden 
wird:  darüber  ist  Niemand  weniger  im  Zweifel,  als  der  Verfasser  selbst 
Er  hat  es  aber  ftr  eine  Pflicht  gehalten,  die  3nn  nothwendig  scheinende 
Verbesserung  und  Erweitemng  des  Völkerrechtes  nicht  bloss  in  einigen 
kurzen  Sitzen  zu  verlangen ,  sondern  mit  wenigstens  einer  SkiBie  der  sidi 
aus  der  allgemeinen  Forderung  ergebenden  Folgerungen  und  des  daraas 
formell  zusammenzubauenden  Abschnittes  im  Systeme  voranzugehen.  Sache 
der  Männer  vom  Fache  ist  es  nun,  Ober  den  Gedanken  an  sich  und  Qber 
die  Ausführung  zu  urthcilcu. 
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In  der  vorangehenden  Abhandlung  ist  der  Versodl  gemacht,  dio  gesammte 
Lehre  von  der  internationalen  Gemeinschaft  als  einem  wesentlichen  Theilc  des 
TAlkerrechtes  in  leichtem  Umrisse  damuteUen  und  namentlich  ihr  sachliches 
sowohl  als  systematisches  Yerhältniss  zu  der  Souveränitätslehre  nachzuweisen. 
Hierbei  wnrde  denn  aneh  (8.  602  fg.)  auf  die  Verpflichtung  der  Staaten, 
nur  HersteUong  einer  allgemeinen  Rechtsordnung  nach  Krftften  mitsowir- 
kea,  aofaerfcMun  gemacht  Ein  tieferes  Eingehen  in  eine  eiuelne  Frage 
war  aber  natttrlich  bei  dieser  blosen  Ueberdcht  Aber  das  gesammte  Gebiet« 
dessen  «Annexation»  as  die  bisherige  Wissenschaft  des  Völkerrechtes  verlangt 
mirde,  nicht  m<)glich;  selbst  nicht  in  den  für  das  t&gliche  Leben  der  Staaten 
wichtigsten  Fällen.  £s  erscheint  dal^er  nicht  als  fiberflüssig ,  auch  wenig- 
stens Eine  Frage  in  alle  Elinzelnheiten  zu  verfolgen,  um  dadurch  dem  Beweis 
zu  liefern,  dass  die  aUgoneinen  Chmndsfttae  die  Fenerprobe  einer  Entwicklung 
ihrer  Folgerangen  gar  wohl  ertragen,  und  vm  an  einem  wichtigen  Falle  die 
Bedeutsamkeit  dieser  Folgesitze  an^nueigeu.  Gelingt  dicss,  so  ist  nicht  nor 
die  Riditigkeit  der  ganzen  Anschauung  und  die  Nothwcndigkcit  der  geforderten 
Umgestaltung  der  herkömmlichen  Wissenschuft  durch  eine  TliatBache  darge* 
than,  sondem  anch  gleich  ein  Beispiel  des  Verfobrens  gegeben. 

Als  eine  sokhe  besonden  xa  bearbeitende  Einsehilehre  erscheint  nnn 
aber  die  vom  TOlkerreehtlichen  Asyle  vor  anderen  geeignet.  Sie  ist 
nidit  nur  wissensdiaftlich  bedeutend  und  schwierig,  sondern  auch,  and  zwar 
gerade  in  der  Gegenwart,  von  höchster  praktischer  Wichtigkeit 

Die  theoretische  Bedeutnng  nnd  Schwierigkeit  wird  sich  von  selbst  ans 
dem  Verlaofe  der  Untersodrang  ergeben.  Aber  anch  die  Wichtigkeit  im  Leben 
bedarf  nicht  erst  eines  Ka«hweises.  Die  gewaltsamen  Umw&lzangen,  nnd 
&st  noch  mehr  die  missglflckten  Umwilnngsrersache,  welche  nnsere  Zeit 


1)  Diese  Abhandlung  erschien  in  einer  «raten  Bearbelttinjc  in  der  Tüblnper  Zeitjchr.  flr 
SlaatswiMenacbalt ,  itsbi,  8.  461  tg.   Hier  Ict  tie  manndifiich  iimifMUltet  uud  uul  den  gcgea- 
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80  bäofig  gesehen  hat,  sind  die  YenotbuiBiiiig  n  viederhoKea,  manchmal 
massenhaften  Anafnindenuigen  politisch  tief  Verwickelter  geworden;  und  wer 
wigt  es  an  hoffen,  dass  die  Bdhenfolge  solcher  Ereignisse  bereits  gesdiloesen 
sei?  Die  siegenden  Gewalten  sind  nun  aber  keineswegs  immer  xnfrieden  mit 
bioser  YertTtibong;  sie  verlangen  auch  wohl  die  von  ihnen  als  Verbrecher 
Beseichneten  bestrafen  m  kOnnen,  mindestens  vor  weiteren  AngrÜBen  der^ 
selben  sicher  gestellt  zn  sein.  Ausserdem  aber  hat  auch  noch  die  fidierhafte 
gewerbliche  Thfltigkeit  die  Zahl  Deijenigen  sehr  vennehrt,  welche  nach  be» 
gangenen  oder  wenigstens  versnchten  ^igenthmnsverletzangeo  der  strafenden 
Gerechtigkeit  ihres  Vaterlandes  m  entrinnen  soeben  müssen.  Auch  solche 
werden  hftnfig  ans  den  Staaten,  in  deren  Gebiet  sie  sidi  aufhalten,  zorOdc- 
gefordert  aar  üntersnchong  nnd  Bnse.  Uk  solchen  Ansinnen  der  verfolgen^ 
den  Staaten  sind  aber  die  den  thatsiehUchen  Sdintz  gewahrenden  keineswegs 
immer  einverstanden. 

So  ist  es  denn  gekommen,  dass  die  Frage  Uber  das  Asylrecbt  nnd  seine 
etwaigen  Bedlngongen  nnd  Beschrflnkongen  in  die  erste  Beihe  der  interna* 
tionalen  Besiehnngen  getreten  ist  Sie  beschäftigt  Kabinete,  setzt  Parlamente 
nnd  Presse  in  Bewegung,  ist  Gegenstand  vielfechster  Besiirechnng  anter 
Kündigen  nnd  Unkondigen,  ihre  praktische  Bdiaadlnng  kann  in  jedem 
Angenblieke  an  den  ernstesten  Verwickinngen  Veranlassang  geben.  —  ABer- 
dhigs  ist  diese  Frage  nichts  weniger  als  ehm  neue.  Zn  aüeit  Zdten  haben 
FMchtlinge  in  einem  fremden  Staate  Schutz  gegen  die  Gewalten  in  ihrön 
Vaterlande  gesachi  Anch  waren  von  jeher  die  verschiedensten  VeFBiilaa- 
sangen  zur  E^itfemung  aos  der  Heimath,  bald  allgemeine  Verhiltniaso,  bald 
Handlungen  Einzelner.  BeUgion  nnd  Staatsverfessung  sind  der  Grand  der 
ZerwOrftiisse  gewesen;  Eöniglicbgeainnte,  Aiistokraten,  Demokraten  haben 
sich  ins  Ausland  flflditen  mflssen.  Hier  waren  es  die  Edelsten  ihres  Volkes, 
dort  basseaswerthe  Verbrecher.  Audi  hat  es  an  Verbandlungen  und  Streitig- 
keiten unter  den  Staaten  Aber  den  den  FMcbtlingeii  gewährten  Aufenthalt 
und  Schutz  schon  froher  eben  so  wenig  gefehlt ,  als  die  Lehrer  des  Völker^ 
rechtes  und  desStraürediteB  unterlassen  haben,  theoretische  Sätze  aufenstellen. 
Allein  der  Gegenstand  ist  unlftugbar  in  eine  ganz  andere  Stellang  getreten, 
fheüs  durch  die  froher  unbekannt  gewesene  grosse  Zahl  der  Flüchtlinge,  theüs 
durch  die  demokratische  Solidarittt  des  politischen  Theiles  derselben,  hanpt- 
alcbUch  aber  durch  die  itzigc  Schnelligkeit  der  Gedankenmitthdlong  und  der 
Ortsverflndemng,  welche  die  Vorbereitung  und  AnsfOhrnng  von  Unterneh- 
mungen in  weiteste  Feme  gestattet 

Selbst  wenn  keine  üngewissheit  Aber  die  einzuhaltenden  Grandsitze  be- 
stände, wftre  es  unter  diesen  Umstiaden  Aufgabe  der  Wissenschaft,  die  froher 
anfjgestellten  Lehren  über  das  volkerrechtliche  Asyl  und  was  daran  hangt, 
einer  Durcbarbettnng  mit  Berücfcsachtigung  der  neuen  Verhiltnisse  zu  untere 
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wprfrn.  Allein  von  rtivhts  siuii  wir  übcrdiess  weiter  entfernt ,  als  von  einer 
grund>;:itzlichen  Mc iuungscinheit  unter  den  Staaten,  unter  den  Stimniführern 
der  öffentlichen  Meinung,  und  unter  den  Männern  der  WisRenscliaft.  Viel- 
mehr ist  offenkundig,  dass  die  Verschiedenluit  der  Ansichten  llher  das,  was 
gefordert  nnd  fsrewährt  werden  könne,  unter  den  Regierungen  schon  oft  zu 
grosser  Erbitterung,  in  dem  allgemeinen  Bcwusstsein  zu  entschiedener  Ver- 
wirrung geführt  hat,  und  dass  die  Theoretiker  von  Anbeginne  an  im  Streite 
nnd  im  Schwanken  waren.  Abscheuliche  Verbrechen  haben  nun  die  Gereizt- 
heit und  die  Unsicherheit  noch  gesteigert,  aber  auch  die  Nothwendigkeit  einer 
befriedigenden  I.ösung  der  Frage  verdoppelt.  —  Allerdings  ist  die  an  die 
"Wissenschaft  gestellte  Aufgabe  nicht  ganz  von  ihr  überhört  worden,  vielmehr 
in  kurzer  Zeit  eine  ziemliche  Anzahl  von  Schriften  erschienen,  welche  sich 
entweder  ausschliesslich  oder  doch  einliisslich  mit  der  Asylfirage  beschäfti- 
gen     all^  auch  die  itzt  aufgestellten  Ansichten  gehen  immer  noch  sehr 

1)  l>ic  LiUsraiur  über  das  vülkcrreuhtücbe  Asyl  luid  iibcx  die  damit  ziükknustiatalnf enden 
Fnven  seht  hoch  hlmuaf,  nnd  swar  sehr  begreiflicherweise  namenUich  In  DeutMhluid.  Die 
Frftjfc ,  was  Rechtens  sei  bei  eln^m  Im  Atulandu  KL'jjrfn  dits  dieueiti^e  Recht  begangenen  Ver- 
brechen oder  bei  der  Flucht  ebiee  Verbrechen  auf  fremdes  Gebiet,  war  im  deotaclMn  Seiche 
M  dar  yroMen  Zahl  der  la  demaelbea  vereinlgton  Stuten  and  bat  Uiier  vMAushan  Unterabi- 
andermiBcbuoji?  vun  tri^-livhei-  practischer  Bedeutung,  und  die  AafHndnng'  richtiger  Orui^  lsiit/o 
ttber  Bestrafung  vuu  Verfehlungen  gegen  fremde  Staaten  oad  Uber  AnsUeforong  ein  dringendes 
BnMilUii.  fii  ward«  also  aneh  -viel  Iber  den  Ongenatnnd  g«Mliri«b«n.  Uan  aelw  a.  B.  daa 
beträchtUche,  und  doch  nicht  einmal  vollRtllTidljre ,  Vcrzcfchni^-;  v  ti  Monographieen  über  die 
betreffenden  Haupt-  und  Nebeoponcte  bei  K  amp  tz ,  Literatur  do«  Völkerrechts,  8. 116%.  Diese 
iUereh  SduHflM  liaben  Jedooh  geiringw  Wertb  In  Itiiger  Zell;  nod  swar  nlcM  bkw  detthalb, 
well  Uzt  s  w  iM  an  Strafgesetzen  als  an  Stunr-vrrtrnfji  n  rfn  anderer  Stoff  zur  Behandlung 
TotUegt,  soaderu  hauptMichlich  weil  sie  sich  aur  Aufünduug  leitender  OrondsAtze  lediglich  anf 
dam  Bodsa  des  deatsdien  BdehsstaateMlrtos  anstatt  saf  den  InteraattonalarOiandsItie  steUtea, 
dadurch  aber  Tielleicht  richti;je  Rcj^oln  fiii  (inen  concrr tcn /ti  tnr  l,  welcher  itit  vcrschwundcu 
ist,  erbieitea,  keineswegs  aber  eine  bleibende  und  aUgewein  gültige  wissenschaftUche  Lehre. 
—  Von  anderer  Art  «ad  grosserer  Bedentany  sind  die,  ebeaAüIs  saUrdeheo,  BeartMttttngea, 
weleht  dir  ncubelebtc  deutsche  Strafr^'f  hts'i^issrngchaft  den  Fra^rcn  Ober  da«  VerhMItniss  des 
Staates  su  auswärts  begangenen  Verbrechen  und  auswärts  sich  aufhaltenden  Verbreotiem 
wldnwto.  Sto  ven  Fenettoeh,  TMauun,  HdHe,  Ahegg,  Hemmn,  Wens,  MIttennider,  Heiler, 
Kösflin  U.A.  uugestellten  Unt.  i  suchuuffen  «ind  auch  für  das  Völkerrecht  aller  Beachtung  wcrth, 
(ond  worden  sie  auch  weiter  unten  finden.)  In  so  ferne  sie  jedoch,  wie  allerdings  ihre  Aufgabe 
amtkelistwar,  hauptslelilldi  die  Forderungen  deaBtraft«ditea  Ina  Ange  Unsen,  die  Intematbmalen 
Verhältnisse  alier  mehr  oder  weniger  ausser  Acht  la&scn,  bedürfen  sie  einer  wescutlichcn  Er- 
ginsung.  —  Aach  die  ailgemeineo  Bearbeitongen  des  VWierredites  haben  die  vorliegendea 
Fmgen  aielkt  gnns  Obergelien  kSnnen;  doch  ist  Utagere  Zdt  Mndoieli,  wto  die  SoUlderan^  den 
Standes  der  Lehre  geböri;jcn  Orte«  zeigen  wird,  wcni^jcr  hier  geleistet  worden,  als  man  zu 
erwarten  wohl  berechtigt  gewesen  wire.  —  Desshalb  ist  es  denn  begreiiilch,  dass  am£ode  der 
wtehtige  Gegenstand  In  einer  Ansah!  von  Sondersekriften  eigens  nnd  grossen  Thüles  Im  vollen 
ITmfani^e  in  DehundlunK:  genommen  wurde.  Und  wenn  dies^i  von  Mehreren  zu  gleicher  Zeit, 
aber  ganz  nnabhinglg  von  einander  geschah,  so  kann  darin  nur  ein  Beweis  des  inneren  wiasen- 
■challllohen  nnd  des  fcasseren  praetlschen  Bedarfhlsses  erkannt  werden.  iMesa  Monographieen 
aber  sind : 

Cosman,  Do  delictis  extra  civitatis  fines  admisiis.  Anst,  18S9. 
ProTd  KInIt,  II.,  DIss.  de  dedKione  profkgomm.  Logd.  Bnt.,  ItM. 

Witte,  Th.,  Meditationcs  do  jure  criminail  respcctu  juris  intoruatlonaiis  institutae.  Dorp.,  Ift'l. 
Berner,  A.F.,  Wbrknngslu^  der8tva%esetse>  nachZeit,  Baun  nnd  Personen.  Berl.,i85S, 
Hohl,  B.,  BovWon  der  vMhamehllHheo  Ldn»  vom  AMfH.  In  der  TVb.  tdi^^batt  Ar 
StaaUw.,  im.  (Dia  «!•  BmÄtUmg  dsr  f»tiawhlltin  AVhnndlnny.) 
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weit  aoBduaiider  imd  ein  Yeniidi,  die  riebtige  Lebre  za  finden,  ist  diber 
gar  «Olli  gestattet 

Ehe  aber  in  die  Saelie  selbst  eingegangen  wd,  seien  einige  Worte  lor 
genanem  Feststellung  des  Gegenstandes  der  Untersuchnng  voran- 
geschickt 

Die  »inflcfast  vorliegende,  in  jedem  Falle  die  wichtigste,  Frage  ist: 
welche  Fo^dfirnngen  ein  Staat  an  einen  befreundeten  Staat  stellen  kAase 
hinsichtlich  seiner  SichersteUnng  gegen  feindselige  Bandlongeu  poütisclMr 
Flflehtlingc,  die  sieh  sor  Zeit  hn  Gebiete  der  nm  Sicherung  angegangenen 
Madit  befinden?  >)  - 

Bier  leuchtet  denn  vor  AUem  ein,  dies  eine  wirUich  absdilieesemde 
Beantwortong  nnr  anf  dem  Boden  des  Yölkernechtes  gewonnen  werden  mag. 
Nur  wo  nachgewiesen  werden  kann,  dass  eine  bestimmte  Handlungsweise 
nach  allgemein  anerkannten  Graadslttsen  strenge  Bechtspflieht  ist,  kann  anch 
eine  nnabwtisbare  Forderong  gestellt  werden.  Beweisfilhruugcn ,  welche  auf 
die  Billigkeit  (cuiuitas  natknram),  anf  Politik,  oder  selbst  anf  Staalsmoial 
gestellt  sind,  lassen  weit  leichter  eine  Widerlegung  oder  wenigstens  Aus- 
'  weichong  za,  und  haben  jeden  Falles  kerne  fönnelle  swingende  Kraft  IHess 
hat  sich  in  concreten  Fftllen  schon  hinrdcfaend  gezeigt. 

Es  ist  für  anbillig  erkUzt  worden,  dass  ein  eimefanr  Staat  dordi 
die  unbeschränkte  Freiheit  des  AuÜBnthaltes  und  des  Gebahrens,  welche  er 


Bnlmeriacq,  A..  Dm  Aij^lrocht  und  die  Autliefecuji«  flttchtiirer  Verbrecher.  Dorp.,  itta. 

Tille  fort,      Dei  cthme  et  4ei  dUti  comuIi  k  Mtnater.  Pur.,  lass.  ^ 

Arnold,  F.  Ck.  T.,  Verbrechen  der  Itilaadtt  M  Antallda  «a4  d«r  AttUadv  tu  UblllK 

im  öeiidittM»!,  1866,  Bd.  I,  S.  8S»ik- 
P5sl,  Dollnftaa  wd  Btvateokli,  la  den  Art  Aqrliveht,  AMMtamns  imdAiidMteai« 

poUtlicher  Vorbrecher  in  Blantschli's  Btautüwürterbach,  Bd.  I,  1857. 
AmanMn  undMarquardieQ,  In  dam  Art.  A«jrlreeht|  aid&otteek  aadMArqvaidtea 

ia  den  Art  AaeUatevae  la  Watqkev'a  StaaMta^aBo,  a  Aafl.,  Bd.  I  *  n,  IS». 
Samhaber,  F.,  Oaber8lMlaverlm«haB  >aytilMliarüatwlliBawiaiaaaaiwrthUaaBlaa>w» 

Aschaff.,  la&S. 

Lewis,  Sir 6.  ComewaU,  On  fbreign  Jnrisdiotion  and  the  extradletfam  ot  eriminala.  Lood., 

1859. 

1)  Sa  ist  flomit,  eelbitredead,  von  dem  kirchlichen  oder  inneren  ■tMatlichen  Aqrl- 
rechte  hier  gar  keine  Bede.  Dieses  ist  etwM  nach  Begriff,  Begründung  and  Qesclilchte  v50ig 
Vemcliiedenes,  aad  das  eiuige  thatalchlich  GomeiitschafUiche  besteht  darin,  dass  der  StaiU  bi 
beiden  Beziehungen  gehindert  igt,  seine  Hand  «nf  einen  Angeschoidigten  oder  Verartheiltea  sa 
legen.  Waa  iouacr  hiusicbtücU  solcher  im  Innern  des  Staates  liestehenden  Asyle  Bechtens  oder 
wünschenswerth  sein  maf ,  dla  TdlkerrochtUcbe  Frage  wird  dadurch  gar  nicht  berührt.  -  liu 
Uebrlgeo  ist  auch  dieses  innere  Asyirecht  Gegenstand  Tieifacher  und  sam  Theile  sehr  grttnd- 
lidker  Bearbeitung,  and  «war  sowolü  vom  Juristischen  als  vom  geschiehtMchea  Standponcte 
ans,  gewesen.  Man  sehe  x.  B.:  Bitter8hu3 i  u ,  ^aoiui,  hoc  est,  du  jurr  ,ih>luruiii.  Art^ent., 
leSi.  —  van  Espen,  Diss.  de  lataroeiskme  episooponun,  seu  asylo  templorum.  JLtOv.,  1721.  — 
Aaemaaal,  Ooauaaat  da  «odaiHi,  aanua  Mvenatla  et  aqrlo.  Bon.,  ITM.  —  Hdlla,  TVaM 
de  prüc.  crijii.,  Bd.  II,  S.  m  tg.  -  Wallon,  A. ,  Du  droit  d'asyle.  Par.,  1837.  —  Dann. 
Ueber  den  Ursprung  dos  Ajjrlxechtea  und  deasea  Schicksale,  in  der  Zeitschr.  U  deutsch.  B., 
lld.  m,  8.  StT4r.  —  Barnar,  Wlzknagdtrala  des  8tra%eMtaai,  8.  ilttg,  —  Balmerlacq, 
Das  Asyirecht,  8.  11—135.  —  Bcanrepairc,  Kssai  s.  Tasyle  rcUgieux  dans  l'empire  iMWli 
et  la  moaarchie  <hui(iaise,  in  der  BlbL  d«  Ticole  des  ohattes,  Jdür.  III«  Bd.  IV  uad  V* 
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geiftbrlicben  Umwälzungsmännern  gewähre,  viele  andere  Staaten  in  bestfin- 
diger Gefahr  erhalte  und  sie  zu  kostspieligen  Sichemngsmaassrcgehi  nöthige. 
fiiearanf  hat  aber  äw,  Antwort  nicht  gefehlt:  es  sei  in  dieser  AnmaUmiig  eine 
doppelte  eigene  Unbilligkeit  enthalten.  Einmal,  indem  man  der  beaneprnchten 
Begienmg  znmothe  Schritte  zu  thun,  welche  dem  Gtiste  ihres  Volkes  zu- 
wider, nnd  deren  blosser  Versuch  schon  für  ihren  eigenen  Bestand  bedenklicli 
wfirc ;  zweitens  aber ,  weil  man  das  Ar  alle  Parteien  natzliche  und  von  allen 
der  Beihe  nach  dankbarst  in  Anspnudi  genonmene  unbeschrftnkte  Asyl  nur 
für  sich  selbst  gelten  lassen  wolle. 

Wenn  man  es  sodann  ftr  eine  politische  Nothwendigkeit  erkUbrt 
hat,  dass  alle  Begierongen  gegen  den  Geist  der  Umwftlsang,  welche  sie 
slmmtlich  bedrohe,  zosammenstelien:  so  ist  diese  Bedrohung,  nnd  mit  ihr  « 
jene  Nothwendigkeit,  filr  bestimmte  Staaten  und  BegiemngisjiteiDe  in  Ah- 
rede  gestellt,  und  als  Antwort  anf  die  Bdehmng  im  Fache  der  Staatsklnghdt 
der  Rath  ertheilt  wollen,  dorch  eine  Aendemng  des  eigenen  Regierongs- 
systemes  die  Yeranlassaiig  rar  ümmfinedeDheit  und  damit  Sie  tigentiiche 
Quelle  der  Gefthrdong  an  beseitigen. 

Eine  Hinweisniig  Midlich  anf  die  Unsittlichkeit,  einem  Haufen  von 
Yerschwöreniy  UOidem  nnd  FalschroftiuEem  Schntz  nnd  Möglichkeit  der 
Begehvig  ihrer  Verbrechen  zn  geben,  ist  erwiedert  worden  dorch  den  Vor^- 
trag  anderer  Abschnitte  ans  der  politischen  Moral,  welche  die  Pflicht«»  der 
Begiemngen  gegen  die  Unterthanen  behanddn. 

Solchem  Gesftnke,  welches  erbittert  «her  nichts  entscheidet,  kamt  nur 
dorch  eine  grOndliche  nnd  TollstBndtge  Feststellung  des  Rechtes  abgeholfen 
werden.  Eine  LOsnng  dieser  An^be  fordert  dann  aber  in  mehrfacher  Be- 
tiehmig  hinreichenden  Umfiuig  der  Untersochnng; 

Tor  Allem  ist  nat&rlich  die  Thatsache  des  jetzigen  Zo Standes 
Uar  and  flbersichtiiGh  danolegen.  Diese  Thatsacfae  aerMt  aber  wieder  in 
zwei  Theile: 

einmal  nflmlicb  sind  sowohl  die  positiven  Gesetze  nnd  Rechts- 
gewohnheiten  der  bedentendsten  Staaten  Aber  die  An&ahme,  Bestrafhng 
nnd  AasUefemng  von  Ansttndem,  als  die  Aber  diese  Yerhflltnisse  geschlos* 
aenen  Verträge  solcher  Mächte  anzogeben; 

Zwestens  aber  mflssen  die  bis  Jetzt  anlgestellten  Ansichten  der  leitenden 
Schriftsteller  im  Wesentlichen  dargelegt  md  nadi  ihrer  inneren  Vei^ 
wandtschaft  sBsavmengestellt  werden. 

Ist  diese  Uebersicht  gewonnen  nnd  somit  der  zur  Ansbildnng  einer  selbst- 
stsndigen  Ansicht  nOthige  Stoff  gesammelt,  so  mag  dann  znm  zweiten  Haapt- 
gegenatand,  zur  eigenen  Lehre  übergegangen  werden.  Einleuchtend  ist, 

hierbei,  wenn  wiiUicb  Ordnung  geschafft  werden  will,  ebenfiiUs  zweierin 
geschehen  moss. 

M Ohl,  aiMlHWkt.  Bd.L  41 
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Znnäcbit  ist  es  mit  einer  blossen  Ergänzung  des  jetzigcu  maugel- 
haften  positiven  Völkerrechtes  aus  der  vorhandeiKii  Müsse  von  Verträgen, 
einseitigen  Erklärungen  n.  s.  w.  nicht  gethan.  Dass  diese  I3ruclistiiekc  und 
sich  geradezu  widersprechenden  Satzungen  zur  Gewinnung  ein«'S  ausreiclieiiden 
Systemes  und  eines  festen  Standpunktes  nicht  gentigen,  ist  ja  ehen  dujcU 
den  Zwiespalt  der  Meinungen  und  Handlungen  der  europäischen  Staaten  er- 
wiesen. Ein  sicherer  Bnden  wird  nur  gewonnen  durch  eine  Darlegung  der 
Siltze  des  j»hilo  ri  Ii  i:,thon  Rechtes  Ober  den  Gegenstund,  also  durch  eine 
Entwicivluiig  und  Naihweisung  des  rein  Vernünftigen.  Allerdings  hat  Letz- 
teres zunächst  nicht  die  Bedeutung  einer  formellen  internationalen  Verab- 
redung oder  Gewohnheit.  Allein,  einmal,  kann  nur  auf  »liese  Wei^^e  eine 
Grundlage  fnr  eine  bewusste  und  folgerichtige  Kritik  des  thatsächlieh  Vor- 
handenen gewonnen  werden,  wie  nie  einer  grflndlichen  Verbes«ienmg  voran- 
gehen mus«?.  Dann  aber  lialieii  die  Ergelinis&e  einer  solchen  Forschung  doch 
auch  ihre  unmittelbare  BedtuUmg  für  <las  Ijeben.  J)icselbcn  können,  als 
die  not  Ii  wendigen  Folgerungen  aus  dmi  WeMii  der  Staaten  ninl  ihres  gegen- 
seitigen Verhältnisses,  nicht  nach  Belieben  liei  Seite  geschoben  w»  nlen,  weil 
sie  (  twa  neu  oder  nii^sliebig  sind.  Sie  müssen  durch  richtigere  Aufbteiiungen 
widerlegt,  oder  als  Verptlichtuug  eingeräumt  wiidru. 

Zweitens  aber  darf  sich  die  Untersuchung  nicht  auf  die  Asyl  frage  an 
sich  beschränken,  bondern  niuss  eine  feste  Grundlage  durch  die  Prüfung  und 
Feststellung  des  ganzen  Virhältnisses  gewinnen,  in  welchem  ein  Staat  m 
der  Rechtsordnung  des  Menschengeschlechtes  tlberhau|-i  t-teht.  Die 
Frage,  in  wie  ferne  ein  Staat  verllichtet  ist,  gewisse  Handlungen  gewisser 
Menschen  gegen  einen  gewissen  Zustand  ausserhalb  seiner  Gränzen  zu  ver- 
hindern, ist  nur  ein  Theil  der  viel  weiter  gehenden  Frage:  ob  und  wie  weit 
er  überhaupt  eine  Verpflichtung  zur  Herstellung  des  liechtes  innerhalb  und 
ausserhalb  seines  Gebietes  hat?  Alle  Beantwortungen  jener  Frage  sind  ge- 
wagt und  ohne  sichern  Grund,  so  lange  nicht  der  höhere  Satz  feststeht,  von 
welchem  jene  nur  Ableitungen  sind.  Dieser  höhere  Sat7  ist  denn  aber  frei- 
lich seines  Theiles  wieder  nur  eine  Seite  der  Lehre  von  der  inteniationalen 
Genieinschu}> ,  web^lie  somit  der  Ansgang.-punkt  der  ganzen  üntersüL  lmng  ist. 
Die  im  ersleii  Anblicke  Tielleicht  sehr  weit  erscheinende  Ausholung  I  t  /alilt 
sich  reichlich;  und  die  vielleicht  fOr  ganz  ideal  gehaltene  Aufiassuug  wird 
sich  als  unmittelbar  praktisch  erweisen. 

Steht  auf  dn-i'  Weise  fest,  was  bei  einer  vcmOnftigen  Auffassung  der 
staatlichen  und  üb»  rluiupt  der  menschlichen  Verhältnisse  sein  soll,  dann  ist 
endlich  noch  der  dritte  IIaui)ttheil  der  ganzen  Aufgabe  zu  lOsen:  nämlich  die 
Kritik  des  Bestehenden  in  Wissenschaft  und  Gcseti^ebung.  Dass  die 
Beurtheiiong  auch  in  Vorschläge  m  Aeudemngen  und  Verbcsseruugea  ans- 
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liiuft,  lir-L't  in  der  Natur  der  Sache,  und  wird  wohl  nach  umsichtiger  Vor- 
bereitung nicht  als  Anmaassimg  und  leeres  Gerede  betrachtet  werden. 

1. 

Dir  tli>tiftflhliohg  gegenwärtige  Zoitwid. 

# 

a)  Das  positive  Recht  der  bedentradstei  StaattiL. 

Die  Gewährung  eines  Asyles  für  die  polizeilich  oder  {gerichtlich  ver- 
folgtin  Unterthancn  anderer  Staaten,  so  wie  das  Recht,  beziehungsweise  die 
Pflicht,  zur  Au-üff^vung  solcher  Personen,  sind  nur  Theile  des  gcsanimten 
Verhaltens  der  Staaten  zur  Bestrafung  der  Verbrühen  überhaupt.  Ein 
richtiges  Verstündniss  der  Bestimmungen  über  jene  Fragen  ist  somit  bedingt 
durch  eine  Kcnntniss  des  ganzen  Systenies;  und  es  niuss  daher  auch  im 
Nachstehenden  der  Darstellung  der  Gesetzgebung  Ober  das  Asylrecht  ein 
kurzer  Ueberblick  über  die  von  den  verschiedenen  Staaten  gegennber  von 
Verbrechen  eingehaltenen  GrundsiUze  vorangehen.  Diese  Principien  betreffen 
aber  thcils  das  innerhalb  des  eigenen  Staates  und  in  Beziehung  auf  dessen 
eigene ,  bleibende  oder  vorübergehende  Unterthancn  einzuhaltende  Verfahren, 
theils  beziehen  sie  sich  auf  strafbare  Handlungen  ^  welche  im  Auslande  und 
von  Aoslfindern  begangen  sind.   Ebenso  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache, 
dass  es  theils  selbstständige,  auf  einseitig  erlassene  Gesetzen  beruhende 
Aufstellungen  sind,  theils  (und  zwar  zu  Erlangung  grösserer  Bcstinuatbeit 
und  namentlich  einer  Gegenseitigkeit)  vertragsmAssige  Verabredungen. 

•)  Staats-  und  yOlkerrechtliche  Grundsätze  über  Bestrafung 

rechtswidriger  Uandlungen. 

1.  Vollkommene  Einstimmung  herrscht  nnter  allen  Staaten  darttber, 
dass  ein  jeder  Staat  das  Recht  bat,  die  von  sdnen  eigenen  Untertbanen;  im 
eigenen  Gebiete,  gegen  ihn  selltst  oder  gegen  Mitnntertbanen  unternommenen 
Verbrechen  nach  seinem  GutdQuken  zn  verhindern,  beziehungsweise  zu  be- 
strafen. —  Dieser  Satz  ist  so  unbestiitten,  dass  es  eines  Beweises  ond  der 
AnfUhmng  von  Belegstellen  nicht  bedarf. 

2.  Ebenso  ist  Einstimmigkeit  darüber,  dass  jeder  Staat  berechtigt  ist, 
AtuJänder  während  ibres  Aufenthalts  in  seinem  Gebiete  seiner  Polizei-  und 
Eechlagnsetigebimg  sn  onterwerfep,  demgemflss  auch  die  einbeimischen  Straf- 
gesetze gegen  sie  anzuwenden  wegen  der  von  ihnen  gegen  ibn  selbst  oder 
gegen  seine  Unterthancn  während  dieses  Aufenthaltes  begangenen  Verbreohen. 
Eine  Milderung  der  Strafen  oder  völlige  Unzurechnungsfähigkeit  wegen  an- 
geblicher Unkenntniss  der  Gesetze  ist  jeden  Falles  nicht  die  Regel.  Belege 
der  gesetxlicben  Stellung  der  Fremden  nnter  das  einbeimische  Becbt  sind 
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Haler  andereii  folgende:  ftr  Oesterreich,  Cnm.Ges.6iich,  §  31;  ftr  Pvenaten, 
Landrecbt,  II,  Tit.  29,  §  12  und  13;  ftr  Bayern,  Pobücat  P&t,  Art.  4;  ftr 
K.  Sachsen,  Straf.CB.,  Art  9;  ftr  WOrttemberg,  Straf.G.B.,  Art  4;  ftr 
Frenloeicb,  Code  dvil,  Art.  3;  ebenso  ftr  Belgien;  ftr  den  Kircbenstaat, 
Straf  J*r.O.,  Art.  60.  lieber  England  und  die  Vereinigten  Stakten  von  Nord- 
amerika  vergl.  Story,  Gonflict  of  lavs,  ed.  2,  §  620. 

3.  Femer  ist  darüber  keinerlei  prindpielle  Meinongsferschiedenfaeit  imter 
den  europäisch  gesittigten  Staaten,  dass  ein  Staat  das  Becbt  vod  dnss  er 
die  Pflicht  hat,  Verbrechen  za  bestraüen,  welche  TOn  seinen,  bleibenden 
oder  vorflbergehcnden,  Unterthanen  in  seinem  eigenen  Gebiete  gegen  ans- 
wärtige  Staaten  oder  deren  Angehörige  begangen  werden.  Die  dabei  tof» 
gekommeneu  Stroitigkeiteu  betreffen  nicht  den  Gnindsats,  sondern  nntei^ 
geordutte  Fragen ,  z.  B.  ob  auf  eine  Beschwerde  des  Terletzten  Staates  n. 
warten  oder  das  gerichtliche  Verfahren  von  Amtswegen  ZU  beginnen  seL 
Und  ebensu  ist  es  kein  Beweis  eines  verschiedenen  Grnndsatzes,  wenn  ver^ 
letzte  Staaten  zuweilen  nicht  Bestrafung,  sondern  Wegsendung  des  Beleidi« 
gers  verlangen.  Theils  finden  sie  in  solcher  gänzlicher  Entfernung  eine 
grössere  und  nachhaltigere  Sicherheit  für  sich;  theils  mögen  sie  zuweUen 
eine  solche  Verwaltungsmaassregcl  der  Oeffentlichkeit  eines  Strafverfahrens 
vorziehen  ').  Nur  J^iigland  macht  in  dem  vorliegenden  Punkte  theilweise 
eine  Ausnahme.  Es  besteht  mar  keine  Weigerung,  ein  im  eigenen  Gebiete 
gegen  einen  Ausläuder  heganigenes  Verbrechen  der  einheimischen  Straf- 
gericbtsbarkeit  zu  unterwerfen,  uud  es  liegen  sogar  viele,  zum  Theile  ge- 
schichtlicli  selir  berühmte,  Beispiele  solcher  Rechts verfulguug  vor:  allein 
theils  ist  kein  allgemeiner  gesetzlicher  Grundsatz  aufgestellt,  welcher  in 
allen  einschlagenden  Fällen  zur  Anwendung  käme,  sondern  es  entscheidet 
lediglich  der  Gerichtsgebrau  h  über  die  Strafbarkeit  jeder  einzelnen  Art 
von  Handlung ;  theils  w  ird  wcuigstens  bei  Vtiletzungen  fremder  Regierungen 
der  Grmid  der  Strafbarkeit  nielit  in  der  Rechtsstörung  an  sich ,  sondern  in 
der  internationalen  Gefährlichkeit  einer  solchen  li  indlung  gefundtu. 

4.  Keinerlei  Ueberstimmung  besteht  dagegen  hinsichtlich  der  Frage,  ob 
ein  Unter than  wegen  eines  im  Auslande  begangenen  Verbrechens  bestraft 
werden  kaun?  Die  Staaten  zerfallen  vielmehr  in,  dieser  Beziehung  in  vier 
verschiedene  Gruppen,  weiche  von  einer  Meinung  zu  der  entgegengesetzten 


1}  BiflM  iüi4  MBTenbur  <li«  Grüjwle,  au«  welclMO  in  J.  ISU  die  meitteo  MachbantMUB 
imr  Wefwaten«      Theflnehmef  m  dem  Ssrojer  SSnjre,  Bieht  aber  Peehmftuiy  denelbe«  roo 

der  Schwell  verlangten.  Drss  aber  Mcfa  Icfzti  ic  ils  tm  RrThto  beifriindct  angosehen  i*-unle, 
beweiit  s.  B.  die  aardiaiaclie  Ifote  Tom  S8.  April  iüm  j^Uertens,  K.  8ap{»L,  Bd.  III,  8.  8i9)i 
ond  noeh  mdtr  daa  Yeriialten  von  Frankreich,  weldiei  leteerBeNt  wirkBdi  gerfehnSeheScluitte 
anordnete.  Wenn  die  Schweis  nicht  hcMtriine,  60  übte  »ie  damit  kein  Recht  ihrer  UnabhftairiC' 
luU,  aonderu  blieb  einfach  in  dieser  fieaiehang  hinter  ihtea  vüUMmebÜicben  Verpflich» 
tnoigeii  imHiäki  ww  Ihr  dcBB  iNluHyrillcli  widi  tob  aHw  ^enu^  gcaa^ 

wwdni  itt. 
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dnrch  verschiedene  mehr  oder  wonigtr  folgewidrige  Modiheationen  fort- 
schreiten. —  T)ic  erste  drrselben  wird  von  denjenigen  Staaten  gebildet, 
welche  gnuid^atHich  ein  im  Auslande  beLmn^ones  Verbrechen  nicht  be- 
strafen ,  gleichgültig  von  wem  es  nnd  gegen  wen  es  verübt  wurdo .  weil  sie 
die  Strafgcwalt  des  Rtrtntr>s  auf  das  eigene  Gebiet  beschränkt  orru  luen.  Es 
gehören  aber  hierher  ^'iitiand,  Nordamerika  und  Frankreich,  freilich  wieder 
mit  Verschiedenheiten  unter  sich,  und  zum  Theile  mit  emptindlicher  Abschwä- 
chuüg  des  Grundsatzes.  Am  strengsten  halten  die  Vereinigten  Staaten  an 
dem  Principe  des ,  auch  in  dieser  Beziehung  von  ihnen  angenommenen ,  ge- 
meinen englischen  Rechtes  fest;  selbst  in  Beziehung  auf  die  in  einem  der 
Gliederstaaten  begangenen  Handlungen.  Schon  etwas  mehr  entfernt  sich 
England,  indem  hier  allmählig  eine  Reihe  von  einzelnen  Ausnahmen  gesetzlich 
eingeführt  und  somit  eine  Zuständigkeit  englischer  Gerichte  bei  Verbrechen, 
welche  ein  Engländer  im  Auslände  beging ,  festgestellt  worden  ist Diese 
Ausnahmen  beruhen  jedoch  auf  keinerlei  allgemeinem  Satze,  sondern  sind 
lediglich  aus  folgewidrigen  Zwcckmassigkeits-  oder  Gefühlsgründen  im  einzelnen 
Falle  entstanden.  Es  sind  nämlich  di(^se  Verbrechen:  Hochverrath,  Mord 
und  Todschlag,  Bigamie,  die  in  gewissen  barbarischen  L&ndern  begangenen 
Verbrechen,  endlich  die  gesetzwidrigen  Handlungen  der  Bemannung  eines 
englischen  Schiffes ;  wozu  denn  noch,  nach  allgemeiner  völkerrechtlicher  Sitte, 
kommt  die  Gerichtsbarkeit  über  Seeraub  und  den  ihm  gleichgesetzten  Sclaven- 
bandel,  so  wie  die  der  Gonsuln  in  der  Levaotc').  Am  weitesten  geht  Frank- 
reich von  dem  Grundgedanken  Ab,  indem  ee  nicht  nur  einzelne  mehr  oder 
weniger  si&Uige  Ananahmen  nllsst,  sondeni  sogar  ganae  £ategorieen  ra 


1)  Rewühnlich  wird  tob  England  behasptet,  dut  es  die  Tenrttorialitftt  de«  Btrafg^csctzes 
nnbediogt  festhalte.  Dem  Ist  denn  nan  allerdingt  eo  nadi  dem  gemeinen  Beeilte  tuid  soiuit  in 
der  B«i«l;  allala  «biinal  iit  es  doch  thatsächlich  unrichtig ,  wenn  die  bedeutenden  Ausnahmea 
nicht  erwXhnt  werden,  und  xweitena  ist  sa  bemerken,  da«  dieee  Ausnahmen  nicht  etwaFol^ren 
eines  daz,elaeu  bcstiinnitcn  damit  aber  auch  genau  umschriebenen  GruacUat^e«  sind,  suudcrn 
nadi  Belieben  der  Oesctz^jehong  bald  da  bald  dort,  itxt  aus  dieser,  ein  andennal  aus  einer 
Tcrschiedcnen  Ursirhi'  ftiifj^estellt  werden ,  sin  sirh  also  «uch  ins  Unbestimmte  vermehren 
können.   UnsweifcliuUt  sind  die  engikchon  Gericiito  uud  HccbtssctiriftsteUer  der  mögUchstea 
FiMtlitMmig  dat  QnmäaatMm  tng«neigt;  »Mein  es  lisst  sich  nicht  Ungnen,  dam      Ton  Füx^ 
llamente  ansge«prochf*nf>  Ausnahmen  mehr  und  mehr  an  UmfnnK  runchmen.    WÄhrcnd  die 
Parliamentiactea  83  Hon.  VJLIl,  c.  n»,  und  üb  Hen.  VIII,  u.  x  nur  Mord  und  Uochverrath ,  wenn 
In  AMkaidft  begugw  ISr  itiafbar  eridliCMi,  nnd  swar  d«a  Ifacd  Mir  M  «HdrlcUiidier  ntw 
dem  RTossen  kSnigllehen  Siegel  erlassenen  Anordnung  eine»  hr^nntlfTTi  (Tcriehfcs,  lirfmtr-  tiie 
Acte  43  Qeo.  III,  o.  116,  »ect.  6,  die  letztere  Mögikbkeit  schon  auf  loUtung  ans,  und  wurde 
dttroh  Sir  B.  Feel*i  eooMrildating  mI  von  It»  A»  fewShaUeba  rkkterilehe  Zostindlgkeit  dabd 
eingeführt.  Im  Auslande  beRarrp-mr  Bigamie  wurde  als  strafbar  erkl&rt  durch  9  Oeo.  lY,  c.  n, 
•eet  tt;  und  die  aof  alle  Arten  von  Vergeben  und  Verbreohea  von  Seeleuten  sieh  entreckende 
A«le  M  von  UM  <1V  «wl  IS  Vle.  e.  IM,  MCt.  tfT.)    BbeMO  haben  ildi  die  tnOHaitsfuilB- 
erfclärungen  bei  Verbrothtn  in  barharischen  Lindem  Immer  weiter  niiKfredehnf ,  und  zwar  vei 
einer  BeMbriakiuig  auf  NeuAindland  au  (1899)  bis  auf  die  gesammte  8äd»oe  (0  (Ico.  IV.  e.  M.) 
Dbm  mamAm  dteaer  Cteaelie  aar  MttaB  aar  Aawendnnr  kemnea ,  iadeit  aidils  tan  Onudtatie. 

8)  Kfne  AufrShlunf^  nicht  nar  dieser  Ausnahmsgesetze,  sondern  auch  der  In  FoIro  der- 
selben Torgeaoauouoen  Anklagen  s.  bei  Sir  O.  C  Lewis,  On  fbreign  Jurisdiction.   I<oq4,  . 
»61,8.  SO*. 
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Handlungen  priiicipiell  unter  die  Landesgerichtp  stellt ,  auch  wenn  sie  im 
Auslande  Ixjgaiigen  werden.  Nachdem  niunlieh  im  ältereu  französischen  Rechte 
und  selbst  noch  nach  dem  Gesotzbuche  vom  Pinimaire  des  Jahres  IV  die  Be- 
strafung als  allgenieinc  Regel  stiittgefundeu  hatte,  wurde  sie  durch  den  Code 
de  proc.  crim.,  Art.  0  und  7,  auf  einzelne  bestimmte  Verbrechen  beschränkt; 
und  zwar  sind  vorab  alle  gegeu  Frenide  ioi  Auslande  begancene  Verbrechen 
ganz  strahos,  von  den  gegen  den  französischen  Staat  ali«r  begangenen 
einzelne  bestimmte  strafbar,  (iianienlüc  li  Verletzung  der  Sicherheit  des  Staates 
and  Fälschung  seiner  Siegel,  Münzen  und  Geldpapiere,)  und  die  gegen 
einzelne  französische  Unterthanen  begangenen  werden  nur  dann  verfolgt, 
wenn  die  Beschädigten  klagbar  auftreten,  und  auch  dann  blos  «crimes» 
nicht  aber  auch  «delits.»  —  Eine  /weite  Abtheilung  besteht  aus  solchen 
Staate^,  welche  zwar  grundsätzlich  sowohl  die  gegen  sie  selbst  als  gegen 
einen  der  ihi  1:111  \m  An^landf  vfui  tinein  üutcrthan  begangenen  vcrbotencD 
Handlungen  b*  -ti;iiVii,  dagegen  nur  in  einzelnen  bestimmten  Fällen  eintreten, 
wenn  die  Handlung  einen  Fremden  betraf.    Hier  sind  vor  Allem  zu  nennen 
Belgien,  (Gesetz  vom  30.  Dec.  IRac)  und  Holland  (Strafproc.O.  von  183S, 
welche  lüe  gegen  Fremde  begangenen  Verletzungen  nur  in  bestinunten  schwe- 
rern F&Uen,  z.  B.  Mord,  Brandstiftung,  Nothzucht,  Fälschung  u.  dgl.,  Belgien 
namentlich  dann,  wenn  es  auch  eine  Auslieferung  fremder  Flöchtiger  bewilligen 
wftrdc,  bestrafen.   Femer  gehört  hierher  Sardinien,  welches  nach  Art.  6 
seines  St.G.B's.  zwar  die  von  einem  seiner  Untcrtbancn  in  der  Fremde  be^ 
gangene  Verbrechen  (crimes)  unbedingt  bestraft,  dagegen  die  Verfolgung  von 
blossen  Vergehen  (delits)  von  der  Beciprocität  des  verletzten  Staates  abhängig 
macht,  in  beiden  Fällen  auch  um  eine  Stufe  im  Strafmaasse  heruntergebt 
BncUidi  ist  wohl  auch  noch  das  dannstädtische  $t.G.B.  von  18  il  m  dieser 
Grnppe  zu  zählen,  dessen  Ausnahmen  von  der  Bestrafung  freiiidi  sehr  eigenr 
fbOmlich  bestimmt  sind.    GrundstUsUcb  werden  nämlich  hier  nur  die  gegen 
einen  deutschen  Bundestaat  begangenen  Verbrechen  bestraft ;  bei  den  übrigen 
Staaten  hängt  die  Verfolgung  von  der  jeweiligen  Billigung  des  Justizministeriums 
ab.   Und  mmdestens  als  wunderlich  darf  es  bezeichnet  werden,  dass  eine 
gemilderte  Strafe  noch  erfolgen  kann,  wenn  der  im  Auslände  sich  verfehlende 
Hesse  dort  bereits  gestraft  oder  begnadigt»  oud  sogar,  wenn  er  dort  freige- 
sprochen ist.  —  Noch  weiter  von  einem  festen  Principe  entfernt  lieb  die 
dritte  Gruppe.  Dieselbe  wird  ausschliesslieb  von  Württemberg  gebildet,  welches 
die  Ausübung  seiner  Strafgewalt  davon  abhängig  madit,  ob  die  fingiiche 
Handlung  in  dem  verletzten  Staate  selbst  mit  einer  Strafe  bedroht  ist,  ins- 
besondere  aber,  ob  sie  bestraft  würde»  wenn  sie  dort  gegien  Wftrttemberg  be- 
gangen worden  wSre.    Auch  gestattet  es  die  Anwendung  eines  etwaigen 
milderen  Strafmaasses  des  Staates,  in  welchem  das  Yerbrechen  Tertkbt  wurde. 
—  Zn  einem  in  sich  Qberetaistimnie&den  Qnmdsatse  dagegen  bekennt  sich 
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endlicb  viorte  Onippe,  in  welcher  vor  Allm  die  ttberwiege&de  Melirzabl 
der  dentschen  Staaten  steht'),  dann  aber  aoch  Neapel,  Portugal,  Rosa* 
land  und  Komcfe«  oad  dne  Anxahl  sehweiserischer  Kantone.  Diese  Staaten 
bestrafen  jedes  im  Auslände  von  einen  ihrer  Unterthanen,  sei  es  nnn  gegen 
sie  selbst  und  ihn  Angehörigen,  sei  es  gegen  Fremde  begangene  Vergehen, 
und  mar  dnbch  nach  dem  eigenen  Qeaet«.  Man  sehe  die  Straigeeetzbflcher 
von  Oeateneidi,  §  80;  von  Preossenv  §  4;  von  Bayem,  Art.  80*);  von 
Oobnrg,  Art  2  nnd  a;  von  K.  Sachsen,  Art  d;  von  Hannover,  Art  S;  von 
Baden,  Alt  4;  von  CHdenbvrg,  Art.  3;  von  Neapel,  Straf-Pr.-O.  von  1819, 
Art  6  mid  7;  Portugal,  StG3.,  Art  24;  Rassland,  Art  179—181;  Nor- 
vregen,  Kap.  1,  §  1  and  4;  AaigaA,  §  2;  St  OaUen,  Art  4.  Sehe  ferner 
die  verschiedenen  Verträge  Ober  die  Bestraihng  der  von  den  eigenen  Untere 
thanen  in  fremdem  Lande  begangenen  Forste,  Jagd-,  Feld-  u.  s.  w.  Frevel. 
So  X.  B.  swischen  Oesterreich  nnd'Prenssen  vom  21.  Mirs  1842,  awiachen 
Knrhessen  nnd  Sachsen-Weimar,  vom  1.  Sept  1842,  swischen  Preassen  nnd 
8.  Kobnig,  vom  27.  Dec  1847  (sflmmtlich  bei  Martens,  N.  R.  G.)  Unzweifel- 
haft kommen  in  den  zn  dieser  Gruppe  gehörigen  Gesetsen  einige  Verschieden- 
heiten Uber  nnteigeordnete  Punkte  vor;  sie  sind  aber  nicht  bedentend genug, 
um  den  Gnmdsats  selbst  ansogreilea,  oder  sind  sie  anm  TheHe  sogar  nur 
Folgerungen,  welche  man  in  dem  einen  Staate  ansdrOcIdich  ansgespioefaea, 
in  andern  aber  flbergangen  hat  So  ist  es  a.  B.  keine  BeschiSnkongt  soo- 
dem  viebnehr  eine  Bestatigong  des  Grondsataes,  wenn  das  preussiscfae, 
das  badiacfae  und  das  hannoversche  Gesetx  den  Eintritt  einer  Strafe  in  dem 
FMle  beseitigt,  wenn  die  fragliche  Handlang  nur  nach  dem  fremdem,  nicht 
aber  auch  nach  dem  preussischen  u.  s.  w.  Goetie  ihr  strafbar  eridlrt  ist 
Ebenso  sind  einige  eigenthflmliche  Bestinmmngen  des  badischen  Gesetaeii 
unerheblich  oder  selbstverstAndlich. 

5.  Eine  hemerkliche  Verschiedenheit  der  Ansichten  findet  sodann  anter 
den  earopoischen  Staaten  über  die  Fcage  statt,  ob  ein  Staat  die  von  einem 
Auslftnder  im  Auslände  gegen  ihn  selbst  oder  gegen  einen  seiner  Unter- 
thanen begangnen  Verbrechen  zu  bestrafen  berechtigt  ist,  fslls  er  den  Thäter 
später  in  seinen  Gewahrsam  bekömmt,  sei  es  durch  Auslieferung,  sei  es  nach 
freiwilligem  Betreten  des  diesseitigen  Gebietes?  -r-  In  einer,  freilich  nur  kleinen, 
Attsahl  von  Staaten  findet  in  solchem  Falle  gar  keine  Bestrafeng  statt  So 
bUt  das  englische  und  amerikanische  Recht  hier  strenge  fest  an  dem  Grund- 
satie  von  der  Territorialitftt  der  Verbrechen,  was  in  diesem  Falle  um  so 


1)  In  nezitlning  auf  dir  ,  r'stlie  ftosotzjfcbunj;  ist  iillordingt  bMtritten,  ob  dk- Rrslnifiing 
▼QU  AtulÄaderu  sich  our  auf  Frivatrerbrccbeo  beachrünkc ,  od«r  MCh  Mif  8ta«tavcrbrccbeu 
«irttbaa.  8.  tfamhaber,  s.  m.  O.  Dar  Beirelt  flr  die  Mldtt— rtehawig  «nMMat  fM««H 

%)  Kintt  Tcrdienfttieha  ZaMumneaftelliiiiff  der  eintchla^ndeo  deuUcbco  Gesetzgcbongen 
vA  im  dum  i«liödc«  IJtomtv  gUM  a«rm«r,  WiHainKilMlt  4m  VttUtmtibmt  S.  11t  tg^ 
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bemerkenswerther  ist,  als  das  unbedingte  Asylrecbt  Englands  und  Nord- 
amerika's  ihnen  auf  diese  Weise  die  unantastbare  Duldung  fremder  Verletzer 
ihrer  eigeuen  Rechtsordnung  auftiöthigen  kann.    Auch  das  Strafgesetz  fQr 
Oldenburg  erklärt  die  im  Auslande  von  Ausländem  gegen  einheimisches  Recht 
bogangeiie  Verbrcdun  für  straffrei  (Straf-G.B.,  Art.  3),  macht  jedoch  die, 
wohl  am  wenigsten  von  allen  zu  vertheidigende,  Ausnalime,  dass  die  als  üuch- 
Terrath  und  Müjt  ^talbbeleidig:nng  im  Gesetze  bezeichneten  Handlungen  be- 
straft, werden  können.  —  Kine  zweite,  von  sehr  vielen  Staaten  angeiKiTiiiii  iif, 
Ansicht  geht  gerade  entgegengesetzt  dabin,  das?  der  Staat  vollkünmien  be- 
rechtigt sei,  auch  ausländische  Verletzer  seiner  Gesetze  nach  eigenem  Rechte 
zu  bestrafen,  wenn  er  derselben  anf  erlaubte  Wtise  habhaft  werden  kann. 
Nicht  nur  sämmtHche  deutsche  Staaten,  ^^oiKlcrn  auch  Holland,  Russland  und 
Norwegen  halten  diesen  Grundsatz  fest.    Man  sehe  z.  B.  das  österreichische 
Straf-G.B.,  §31;  das  bayerische  Publicat.-Putent,  Art.  4,  und  das  Strafgesetz, 
Art.  31;  das  hannoversche  Straf-G.B.,  Art.  3;  das  k.  si'ichsische  Straf-G.B^ 
Art.  4  (somit  denn  auch  das  weimar'sche,  altenburg'sche  Gesetz);  das  würt- 
tembergische Straf-G.B.,  Art.  4;  das  oldenburgische,  Art.  4;  die  braun- 
schweig'sche  Verf.Urk. ,  Art.  205;  das  badische  Straf-G.B.,  Art.  5;  die  hol- 
ländische Strafprozess-0.  von  1838;  das  russische  Criminal  -  Gesetzbuch  von 
1845,  §  175.   Und  nur  untergeordnete  Beifugen  sind  es,  wenn  2.B.  Oester- 
reich in  solchen  Fällen  das  mUdere  auswärtige  Gesetz  anzuwenden  erlaubt, 
dagegen  aber,  ebenso  auch  Bayern,  jeden  Falles  Ausweisung  des  Bestraften 
anordnet ;  oder  wenn  das  Gesetz  von  St.  Gallen  der  Regierung  einen  beson- 
dem  Bescbluss  Uber  die  Anstrengung  des  Verfahrens  vorbehält.  —  Verschieden 
hiervon  ist  denn  aber  wieder,  drittens,  die  Bestimmung  des  fraii258i8Chea 
Rechtes,  welche  sich,  wie  sie  freilich  folgerichtigerweisc  thuB  musste,  an  die 
Vorschriften  über  die  Bestrafung  der  eigenen  Unterthanen,  welche  sich  im 
Auslände  verfehlten ,  anlehnt.   Nachdem  nämlich  das  filtere  Recht  keine  be- 
stimmte Sätze  darüber  enthalten,  das  Strafgesetzbuch  vom  Jahre  IV,  Art  12, 
aber  die  Bestrafung  von  Ausländern  ausdrücklich  nor  anf  die  Fälscher  T0& 
Geld  oder  Geldpapieren  beschränkt,  (ISr  alle  Qbrigen  nur  AosireiBang  aus  dem 
Gebiete  der  Bepnblik  angeordnet  hatte:  dehnte  der  Ciode  d'instr.  crim«,  Art  6^ 
die  Bestrafung  auch  auf  Dl^enigen  ans,  welche  die  Sicherheit  des  (huuOsischeu 
Staates  angegriffen  oder  seine  Siegel  gefiUscht  hatten.  Gegen  einadne  Fran- 
zosen un  Auslände  von  Anslaadeni  begangene  Verbrechen  soUen  dagegen  un- 
gestraft bleiben.  Auch  findet  kein  Contumadalrerfidiren'  statt,  da  nur  gegen 
Solche,  rnlehe  wirklich  in  der  Gewalt  des  Staates  sind,  Torgeschritten  werden 
soll.  Ganz  dieselben  Bestimmungen  gelten  denn  auch  in  Belgien;  und  ui 
Sardinien  ist  nur  die  Ahweidiung,  dass  auch,  wenn  es  sich  ton  einem  gegen 
einen  einzelnen  Sardinier  begangenen  Verbrechen  handelt,  die  Bestrafung  an- 
gestrebt, zu  dem  Ende  aber  zunächst  die  Auslieferung  an  das  forum  ddieti 
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toamtaA  «agebotaii  «nd  ent  naeli  dessen  Abliefennig  eelNt  eingeeohrit- 
ften  nird. 

6.  Nur  sebr  aetten  findet  eieli  endlidi  eine  Besthnnumg  Aber  den  FUl, 
wenn  dn  AnslAnder  im  Anelnnde  gegen  anelandische  Staaten  oder 
PrlTEtpcraonen  gefehlt  liat  Die  bei  weitem  meisten  Staaten  betrachten  einen 
solchen  Fall  als  Ihnen  gans  fremd  bleibend;  nnd  mar  etwa  bei  der  Brwigong, 
ob  einem  Fremden  Aufenthalt  gestattet  werden  wolle,  wird  RQcksicht  anf 
frohere  von  ihm  begangene  BechtswidrlgkeiteB  genommen,  oder  kann  bei  den- 
jenigen Staaten,  welche  angestrafte  Yerbrecher  ansUefein,  das  Im  Aashinde 
gegen  Ansttnder  nnd  von  einem  Ansländer  Verabte  sor  Spnu^e  Icommen. 
Dennoch  haben  einzelne  wenige  Staaten  die  Abneigung  gegen  StOmng  der 
fiechtsordnnng  aberhanpi  so  weit  getrieben,  dass  sie  sich,  wenn  kein  näher 
Berechtigter  oder  TeiiifliehtetiBr  eine  Strafe  erkennen  wiQ,  ftr  berofen  er^ 
achten,  auch  in  dem  vorliegenden  Falle  nur  Znftgong  der  Tcrdienten  Strafe 
beizutragen.  So  namentlich  Oesterreich,  Bayern  und  Sachsen  samnt  den 
sich  anschliessenden  verwandten  Staaten.  (Siehe  die  nflchst  vorstehenden 
Stellen  der  betreienden  Gesetzbacher.)  Doch  findet  ein  verschiedenes  Yer- 
fehren  statt  In  den  sächsischen  Staaten  ist  zunAchst  nur  Anfrage  bei  dem 
Justizministerium  vorgesehrieben,  welche  aber  freilich,  wem  die  Bestimmung 
einen  Sinn  haben  soD,  einen  BefeU  zur  Auslieferung  oder  zu  eigenem  Ein- 
schreiten veranlassen  kann.  Nach  baTerischem  Gesetze  mnss  immer  die  Ans- 
lieferang  an  den  verletzten  Staat  angeboten  werden;  im  Falle  einer  Annahme- 
verweigerung aber  erfolgt  nur  Ausweisung,  nicht  eigene  Bestra&ng.  Am 
weitesten  geht  Oesterreich,  welches  allerdings  auch  in  erster  Linie  Anslie- 
ferusg  anbietet,  anf  Weigerung  der  Annahme  aber  nun  selbst  bestraft  nnd 
flberdiess  schliesslich  aasweist. 

Staats-  nnd  volkerrechtliche  Orundsitze  Aber  Anslie- 

ferung  von  Verbrechern. 

An  die  vorstehenden  Bestimmungen  aber  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Staaten  zur  eigenen  Bekämpfung  der  Terbreehen  durch  Strafen  schliessen 
sich  denn  die  Grundsätze  an,  nach  welchen  durch  Auslieferung  an 
den  zunlebst  Verletzten  mitgewirkt  werden  will  zur  Herstettang  der  Bechts- 
ordnung. 

Die  Auslieferung  ist  eine  Ergänzang  des  dgenen  Oudelns,  wddie  da 
eintritt«  wo  ein  Staat  sich  für  verpflichtet  erachtet,  zur  Bestrafeng  einer  ge- 
seuwidrigeu  Handlung  mitzuwirken,  er  aber  eine  eigene  S&utändigkeit  zur 
Erkennung  dieser  Strafe  nicht  in  Anspruch  nehmen  kann  oder  wilL  Es  ist 
daher  auch  begreiflich ,  dass  die  verschiedenen  Staaten  sich  za  dieser  Frage 
verschieden  vcriialteii,  je  nacbdein  i^ie  tlberhaupt  eine  Pflicht,  oudk  ausser- 
halb des  Kreises  ihrer  Unterthanen  oder  ihres  Gebietes  zur  Aofrediterhaltnng 
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der  Rechtsordnang  mitanrirfcen,  anerkennen  oder  nicht;  und  eigentlich  soUteo 
sich  die  von  jedem  Staate  in  Benehnng  auf  Ansltefenmg  befolgten  Gnind> 
afttse  alsbald  angeben  lassen,  sobald  dessen  System  jn  Besiehong  aof  die 
eigene  Bestrafiing  der  im  Vorstehenden  anter  4— '6  aiil|(aiUilteB  FAUe  be- 
kannt ist.  Eine  solche  strenge  Folgerichti^eit  findet  jedoch  keineswegs  statt 
Die  Darstdlang  der  versdiiedenen  Sjrsteme  ist  vielmehr  dadurch  uidii  wenig 
erschwert,  dass  sidi  bei  der  Ansliefenmgsfrage  in  vielen  Fällen  theils  King- 
heitsrftcksichten  theils  Leidenschaften  geltend  gemacht  haben,  nnd  weder  ein 
sich  bestftncfi«  gleich  bleibendes  noch  ein  freies  bloss  der  eigenen  Uebeneo* 
gong  folgendes  Handeln  statt  findet  Es  kann  daher  im  Folgenden  nicht  nur 
von  einem  einfiushen  togischen  Anknttpfen  an  die  Orundsttie  über  die  Stral- 
rechtstheodeen  der  ehizebien  Staaten  nicht  die  Rede  sein,  vielmehr  nfjut- 
gegeben  weiden,  was  thatsftchlich  als  Regel  aofgestellt  ist;  sondern  es  lanien 
aoch  noch  neben  diesen  Bestimmnngen  oft  genug  einselne  abweichende  Qaad- 
longen  oder  selbst  aof  anderen  Gmndsäten  ruhende  Yertiäge  her.  —  Zu 
richtiger  Einsicht  nnd  Vollständigkeit  ist  dabei  im  Uebrigen  nfithi«,  nicht 
nur ,  dass  immer  die  Ausliefemng  der  eigenen  Unterthanen  von  der  Ani- 
•  liefening  Fremder,  gewöhnlich  FIflchtiger,  nnterschieden  wird,  bd  beiden 
aber  vrieder  die  Anslieferang  wegen  angeblicher  staatlicher  nnd  wegen  soge- 
nannter gemeiner  Verbrechen;  sondern  dass  anch  die  Grundstt»  aafgeführt 
weiden,  nach  welchen  die  einzefaien  Staaten  hinsichtlieh  der  Anftiahme  Fremder 
in  ihr  Gebiet  nnd  in  ihren  Sehnts  verfiihrcn.  Es  fUlt  nfiralich  fa  £e  Augen, 
dass  eine  grosse  Bereitwilligkeit  in  dieser  Beziehung  dem  Verhalten  bei  Ans* 
liefcmngen  eine  ganz  andere  praktische  Bedentnng  gibt,  als  wenn  thatsächlich 
keine  oder  nur  wenige  Flüchtlinge  flberhanpt  aigelassen  werden.  Namentlich 
wo  Leichtigkeit  der  Aufnahme  nnd  Erschwerung  der  Auslieferung  znsammen- 
fallen ,  müssen  die  Folgen  fOr  den  Staat  selbst  nnd  für  andere  Staaten  von 
grosser  Bedeutung  sein. 

Ordnet  man  nun  die  Staaten  in  eine  fortlanfende  Reihe  von  Gruppen, 
je  nachdem  sie  in  steigendem  Misasse  zur  Aufrechterbaltung  der  Rechts- 
ordnung in  fremden  Gebieten  mittelst  Nichtzulassung  Flüchtiger  und  durch 
Allst it'fernngen  mitwirken,  so  kann  darüber  kein  Zweifel  sein,  daä&  auch 
hier  wiedff 

1)  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordann  l  ik.i 
zuerst  zu  nennen  sind.  Es  verstehen  sich  dieselben  namlieh  am  wenigsten 
von  allen  Staaten  zu  einer  Beihfllfe  der  bezeichneten  Art;  und  zwar  in 
doppelter  Weise.  iMumal  wird  das  A-^ylrecht  gegenüber  von  allen  anderen 
Staaten  ganz  unbi. dingt  in  Aubprueh  genommen  nnd  ki  in  Begehren  einer 
Zurückweisung  oder  Wiederwegscndung  ertüllt ;  ja  sogar  der  lUgicrung 
selbst  das  Recht  niclit  gegeben,  wegen  eigener  Belästigung  oder  GefJlhr- 
dung  diurch  einen  Fremden  eine  Beschränkung  oder  Ausweisung  desselben 
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aiuniordiieA.  Das  Aqrl  irt  mwohl  Recht  als  Pflidit  Sodann  ist  die  Am- 
lieferaag  m  Vorbneiieni  auf  das  geringste  Maass  besehrinkt  Eine 
Aosliefening  eigener  Bürger  findet  tut  niemals  nnd  wegen  keines  Ter- 
brechens  statt,  weil  die  IHditaiuliefening  eigener  Unterthanen  weitans  bei 
den  meiaten  Staaten  Gnndsatk  ist,  dieselbe  dann  aber,  wegen  des  Weg- 
&Ue8  der  Gegenseitigkeit,  aoeh  gegenüber  von  ihnen  nicht  stattfindet.  Es 
sind  also  die  eigenen  Unterthanen  in  der  anendlichen  MehRahl  der  FfiUe, 
wenn  sie  ibr  Vaterlnnd  glttdtUch  erreichen  kflnnen,  keinerlei  Strafe  wegen 


.  1)  Lediglich  nach  der  Oesetx^lianic  des  betreffenden  Staates  ist  nutürlieh  la  entftoheldeii, 
wer  idi  Bürger  und  wer  als  Aaslftodcr  zn  behandeln  iat  Bi  ateht  ganz  tn  threm  BeUebeOp 
die  BedlnSfQVM  dar  Indigenataerwerbung  «eh wer  oder  leicht  sa  aetsen,  aacfa  Änderungen  Iii 
denselben  vononehmen.  Ebenso  mag  sie  einem  erst  natoraliairteii  Bflrger,  vorübergehend  oder 
lebenslänglich,  bestimmte  politische  Rechte  verweigern,  ohne  daae  aelne  Hanpteigenschaft  da- 
diureh  veribadert  würde  und  er  gegenüber  vom  Aaslande  keinen  Sdntftf  erhielte.  Nicht  das 
Minderte  Ixt  duhor  von  HoUen  fremder  Staaten  dagegen  einsuwenden,  wenn  Jetzt  in  ED^Iand, 
nsKh  Act.  7  unil  «.  Vii-t.  c.  55,  eine  blosse  Urkunde  dca  Staatssekretärs  anstatt  der  früher  noth- 
wondlgen  P»rliainentsnl<to  Nataralisation  verleiht;  QBd  abea  10  weii]|f-lMt  England  gehindert, 
dir,  AuKliffeninjc  eines  solihoii  naturalisirton  Bürg^fTs  sn  verweigern,  weil  es  fBr  gut  flndet, 
einem  solchen  ihm  staatsbürgerlkhi.-  jjitssivo  Wahlrecht  vorzuenthaltea.  —  Pfiffegen  liegt  es  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  der  Staat  Solche,  welche  er  in  seinen  Verband  noeh  nicht  als  wirk* 
Sehe  Mitglieder  aufgenommen  hat,  aucti  noch  nicht  als  solehe  erklürcn  und  Ix  si  hiitrr-n  k;tnn; 
Bnd  aus  den  elementarsten  BechtsbegHlTen  ergiebt  sich,  duss  die  erst  theilweinti  i'.nullun^  der 
geeetsHölMB  ▲Bitaabme-BedbisiniK'o  noch  keine  Veränderung  im  RechlHllMle  hervorbringt. 
Auch  ist  unaweifelhaA,  dass  es  keinen  rei-litlklicn  Zustand  zwisehen  Bilrgfr  und  NichtbUrger 
giebt;  wer  nicht  BUrger  Ist,  ist  Ausländer.  Deeshalb  beruht  denn  die  von  den  Vereinigten 
Staaten  In  4km  Koeata-EHdel  aa^eateUte  "nieocle,  daai  eto  AnaUnder  durch  cinfkcfaes  Donddl 
,  Anspruch  auf  Rtaat^<irhutx  gegen  Aussen  erwerbe,  selbst  wenn  er  nicht  einmal  die  Absicht 
habe  das  U4irgcrrocht  sa  erlangen,  aof  eotsohledenater  Begrilbverwirmng  oder  unerträglicher 

Btaatssekret&rs  Marcy  vom  25.  Sept.  185S,  in  New- York  Weekly  Herald.  Nro.  SRO.)  da.?8  eine 
•olcho  PerM>Q  nach  allgeroeiD  anerkani^en  völkorrechtUcheo  Sätsen  xwar  nicht  natnrallsirt» 
«eU  afear  nfttioiiallalrt  Mi,  tat  «miean  au  4er  Luft  gtgäatm.  Bio  aeletar  UataneUed 
von  Naturalisation  und  Nationali-Hlrun«^  ist  noeh  gar  nie,  weder  in  der  WlssenschnfT  noch  Im 
Leben,  aufseetellt  worden;  und  ist  überhaupt  Natlonnlltat  und  Naüonalisimng  gar  kein  Becht»- 
kegriST,  MüSeni  cIm  swebWiilllelMi  oter  piy<olMilQstadM  TfariMclM»  Dfo  nun  Bcwetoa  dev 
hauptnnp  beiffeT)rachten  OrUnde  sind  hHchst  kliipriich.  Die  strllc  aus  Kent's  Commentarien 
spricht  gtr  nicht  von  Bttrg«neolit  oder  Nationalität,  soodern  von  der  Unterwecfting  fremder 
Kanaaoti  «nMr  iaa  LMMhueeht  Die  QtmktMt  der  OoaariB  In  der  Levante,  tuA  Nteht« 
land.sliuto  in  ihren  s  In  t*  zu  nehmen,  Ist  eine  völlige  F;in;nüarität  jen-r  h.ilbbarbarischen 
Zostäode.  Und  wenn  endlich  der  amerilUMiiscbo  Minister  glaubt,  die  ao  naheliegende  Einweo» 
dang  elnae  onertrigWdien  Mtaelifneliee  aetaev  Theotto  dvch  die  nehwiptniig  ealkilften  m 
können,  äSL:^»  im  Falle  eines  ffeiifen  da»  .Au.iland  bcjfnnffenen  Verbreciien.?  von  i^tittn  eines 
•NatataUsUten*  daa  Verhaltoisa  werde  ala  erachlichen  erklärt  werden:  ao  iat  dtees  nur  aua 
▼nUgani  MaHcd  •Oer  SedMaUldng  an  erkUbeo.  Wie  kann  bei  der  Thatsaohe  des  DeMtalb 
und  den  rechtlichen  FolKen  derselben  von  »rutem  oder  schlechtem  Glauben  die  RedL«  sein  ?  Wo 
*o»eht  die  Geaetsgebung  der  Vereinigten  Staaten  die  Erwerbang  des  BOigerreditea  oder  der 
HnSoMlHIt  Ton  einer  Abriebt  oder  «tawr  VmMilcUnlt  dea  Betragena  äUiinglgT  Wie  kann 

ein  niirKerreeht  durch  ein  Verbrechen  im  Auslundc  verloren  fffhen?    Die  Kanrc  8treitfra;,'u 

horOlirt  die  L^e  vom  Aagrlreebte  anr  gelegentUch,  ond  Uire  Redeatoatf  liegt  ganz  wo  anders: 
dtaaeeli  tat  aaeh  aaf  Jenem  Peide  blareldiaBder  Gmad  sa  emaUkihfler  Beikimpfhng  dar  amerf» 
hanisehen  BeKriffjnrerwirrung.  Leuchtet  doch  ein,  dass  wenn  hier  nicht  durch  gemeinschaft- 
liobeo  Widetataad  der  eaiosAiaclien  Ifächle  Secht  und  Logik  aufirecht  eriiattcn,  überhaupt  der, 
Aeaeu  amerikaniaehen  Oebarea  an  Gtande  Hegenden ,  ungesogenen  Abneigung  gegen  Jede 
nicht  demokratische  Regierung  scharf  entgegengetreten  wird,  man  beständig  wiederholten  An- 
'°*"*Nngen  nnd  JKacktawldiigkeiton  ansgoseut  ist,  sunäclMt  und  aamittelbar  aber  alle  Vertrüge 
Aadliianiiiif  TOB  Fdhratverbrechem  völlig  illuaoriaeh  abid. 
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einer  im  Aoslaiide  boRangenen  Handlung  ausgesetzt,  da  der  eigene  Staat 
sich  um  solche  Vcrbrecben  nicht  In  kümmert,  der  verlet/tp  fremde  Staat 
abor  nicht  in  die  Lage  gesetzt  yärd,  sein  Strafrecht  aus/uuben.  Aber  aach 
Ausländer  werden  nur  sehr  selten  ansgeliefert ;  nämlich  nur  in  Folge  eines 
besonderen  mit  d<Mii  lutrf.ff.Tiden  Staate  geschlossenen,  von  der  gesetz- 
grbriulen  (rcwail  besouders  g*  tulligti n  Vertrages,  und  anch  dann  niemals 
wegen  staatlicher  Vergehen,  sondern  nur  wpgfn  gemeiner  Verbrechen  in 
weniger  besonders  schreienden  Fällen  gröbster  Art.  —  Doch  werden  froi- 
lirb  diese  Grundsfttze  nicht  so  ganz  ansnahmslos  eingehalten,  wie  inan  »it 
iiiiiiiiiiint  und  ;uirb  wohl  mit  zwcifi'lbaftem  Sclbstlobr  aufstellt  Kngluiul 
hat  schon  mit  grosser  Heftigkeit  Schutz  von  fremden  Rrgicningen  gegtn 
Umtriebe  verlangt,  welche  in  dem  Gebiete  der  letztem  gegen  seine  Hechte 
unternommen  wurden  *).  Und  flr^^s  es  seine  vielgcrflhmte  Asylpflicht  wäh- 
rend der  Dauer  der  französischen  Kriege  und  noch  niaTiclie«  Jahr  nachher 
durch  die  Alion-bill  gar  sehr  bescbranlit  nnd  der  Regierung  das  Recht  der 
Austreibung  eines  Frr  mf!i>n  als  blose  Verwaltungsmaassregel  eingerfmmt  bat, 
ist  bekannt  genug.  Auch  ist  nnlflugbar,  dass,  wenn  gleich  jetzt  keinerlei 
Beschränkungen  in  der  Zulassung  Fremf]fr  bestehen,  und  zunächst  eine 
Erneuerung  solcher  Maassregeln  nicht  wahrscheinhch  ist:  diess  doch  nor 
aas  freiem  Willen  und  politischer  Ansicht  geschieht ,  ein  rechtliches  Hinder- 
nisfl  aber  einer  neuen  Gesetzgebung  jener  Art  nicht  entgegen  steht  Auch 
in  den  Vereinigten  Staaten  ist  schon  vielfach  der  Gedanke  einer  Beschrän- 
kung der  Einwanderung  zur  Sprache  gekommen.  Zunächst  mögen  allerdinfs 
Dur  GrOnde  der  Armenpolizei  u.  dgl.  hierzu  bewegen;  allein  damit  sind 
nattlrlich  auch  politische  und  rechtliche  Erwägungen  nicht  aasgeschloss^ 
sobald  sie  als  richtig  und  bedeutend  anerkannt  werden.  Was  aber  die 
Auslieferong  betrifft,  so  sind,  abgesehoi  von  jenoi  dnidaen  F&Uen,  in 
welchen  namentlich  die  englische  Regierung  Anslicfeningen  verlangte,  (soinil 
nattLrlich  aoch  nnter  gleichen  Umständen  hätte  gewähren  müssen,)  mehrere 
Verträge  von  England  und  von  den  Vereinigten  Staaten,  theils  unter  sidi 
selbst  theils  mit  fremden  Mächten,  dber  die  regelmässige  Ausliefening  von 
flüebtigen  Verbrechen  gcschlosson  worden.  Und  zwar  ist  der  Kreis  der 
Fälle,  in  welchen  gegenseitige  Auslieferung  bedangen  wird,  in  der  Erweit^mg 
begriffen.  —  England  steht  itzt  mit  drei  fremden  Mächten  in  Auslieferung»- 
Verträgen;  nämlich  mit  den  Vereinigten  Staaten,  nüt  Frankreicli  und  mü 
China.  In  dem  Vertrage  mit  den  Veieinigtea  StaAen  vom  19.  0ec.  1794 


I)  Man  «eh«  «.  B.  Lord  Cokc,  In«titutc,  Buch  III.  Cap.  IftO. 

8)  Mit  E«cht  ist  England  dieser  Beweis  schreiender  Folicewidri^keit  uoii  bcibstsucht  bitter 
tWgnifttftio  worden.  8.  Al\g.  Zeit,  1S5S,  Nro  80  nnd  9L  Bl«r  tbA  MnMt  die  iwflUiiihibM 
Worte  einer  cnpllsi-hcn  Note  an  das  Kabinet  inWuhington  mifrfthcnt,  In  welcher  Schatz  sr««'«T> 
di«  Umtrieb«  auaf^ewaoderter  kanadischer  Bmpöror  gefordert  und  die  VerQliii|(ten  i^taatea  in 
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und  28.  (kH:  1796  (Hartem,  Bec^  Bd.  VI,  S.  38B)  war  Ansliefening  be- 
dungen bei  Uord  and  FAIscbnog;  in  dem  Vertrage  vom  9.  Angnst  1842 
(Martens,  N.  Bec  G^.,  Bd.  IE,  8.  463)  ward  sie  auch  noch  auf  Seeranb, 
BrandatiftaDg  nnd  Filscbnng  erstreckt.  Und  swar  ist  wohl  sa  bemericett, 
dasB  dabei  üe  AjuKefenng  eigener  Staatsangehöriger  keineswegs  aasge- 
scUoesen  ist  ICt  Frankreich  (so  wie  mit  Spanien  und  der  batayischen 
Bepoblik)  ging  England  in  dem  Frieden  von  Amiens  vom  27.  Mftrz  1802 
auf  Ansliefemng  wegen  Vords,  Filschnng  nnd  betrflgeriBchen  Bankerottes 
ein.  S.  Martens,  Bd.  TU,  S.'404.-  In  den  Yertrlgen  zwischen  England  nnd 
Frankreieh  vom  81.  Angnst  1787  nnd  7.  März  1816  wurde  fOr  die  gegen- 
seitigen oetindi'schen  BesiUangen  sogar  die  Ansliefemng  aOer  Fluchtigen, 
nicht  nnr  wegen  Jeder  Art  von  Terbrechen,  sondern  selbst  wegen  Schulden, 
festgesetst  S.  Martens,  Bec,  Bd.  IT,  S.  281  nnd  Nonv.  Bec,  Bd.  n,  S.  104. 
Und  der  Vertrag  vom  13.  Febr.  1843  endlich  (Martens,  N.  B.  G.,  Bd.  V, 
S.  20)  emenert  im  Wesentlichen  die  Bestinunongen  des  Vertrages  von  Amiens 
für  den  ganien  Um^g  der  beiderseitigen  Belebe  >)*  Uit  China  endlich 
hat  FiHgland  zwei  Ansliefemngs-Vertrige  geschloesen.  Einmal  ist  in  dem 
Vertrage  vom  8.  Oct  1843  gegenseitige  Ansliefemng  von  flüchtigen  Ver- 
lirecheni  fllr  gewisse  FflUe  nnd  Orte  zugesagt;,  sodann  in  dem  Vertrage  von 
Tirtsin  (Art.  9)  weitere  AnslieliBrang  ^chinesischer  Flttchtlinge  ohne  Gegen- 
seitigjkeit  Auch  darf  nicht  ganz  flbersehen  werden,  dass  Verträge  Uber  die 
AnsUefemng  von  Ansreifloem  sogar  sehr  häufig  wfthread  des  18ten  Jahi^ 
hnnderts  von  England  mit  deutschen  Staaten  geschtossen  worden  sindi  S.  das 
Vetzeichniss  bei  Foelix,  Droit  intern.  priv6,  §  600.  —  Die  Vereinigten 
Staaten  aber  haben,  ausser  den  eben  erwihnten  üebereinkonften  mit  Eng- 
land in  den  Jahren  1788  and  1823  Vertnge  mit  Frankreich  Uber  Ausliefe- 
rang  von  AnsreiaBera,  und  unter  dem  9.  Nov.  1843  (Martens,  N.  B.  G., 
Bd.  VI,  S.  660)  sogar  eine  üeberehiknnft  Aber  die  AnsUeüBrung  wegen  ein- 
xelBer,  genau  bezeichneter,  gemeiner  Veibrecben  geaddossen;  letzteres  aber 
so  wenig  bereuet,  dasa  sie  unter  dem  2&  Nov.  1860  mit  der  Schweiz  und 
unter  dem  16.  Juni  1862  mit  Preussen  und  anderen  deutschen  Staaten  ganz 
Umliche  Verabredungen  tralan,  freilich  in  diesen  Fällen  mit  Ausschliessung 
der  AusMerung  eigener  StaatsangehAriger.  üeberdiess  ist  die  Ansliefemng 
von  Verbrechern  Jeder  Art  unter  den  Staaten  der  Union  selbst  schon  durch 
die  Verftssung  festgestellt  (Art  4,  sect.  2),  and  auch  gegcnftber  von  fremden 
Staaten  bat  sich  der  Staat  New-Tork  durch  ein  eigenes  Gesetz  zur  Aui- 


1)  Da  Sie  ▼«lltiakav  im  ▼•itne«*  ^  IStt  mmMMkit  8ehwtari«keiten  bei  dm  tuf 

''•chen  Gerichten  fend,  ho  wurde  xu  deren  Hpi^fritipijns^  ein  iictics  Ucbercinkoinmen  ^etroff^n 
Bad  auch,  unter  dem  S8.  Mai  ISM,  uoteneiduiet.  &.  dmteUie  beiUertnict»  Treatiae«,  lid.  IX, 

det  ParlJanientes  Isonntc  nicht  rrlring-t  wcrclr^n,  und  so  Ist  ea  znnilr'i^t  hol  ilcm  Vertrag  von  litt 
geblieben.  VgU  d.ie  Debattea  im  OUrbau»«  am  8,  11,  U  oad  i6.  Juiu  ibäü  bei  Uaiwardi 
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liefemng  wegen  aller  gemeiner  Teiiirccilier  benit  eritlfirt,  wenn  solche  nach 
dem  Beehte  im  verletEtai  Staatee  mit  Tod  oder  Ocftogniss  zu  bestrafen  seien. 

2)  Einesweite,  taUreidiereAbtheÜDngbüden  diejenigen  Staaten,  welche 
Fremden  kehieswcgs  ein  onbedingtee  Recht  des  Zutrittes  and  Aufenthaltes 
gestatten,  sondern  sowohl  allgemeine  Verftgongen  als  einzefaie  Iftaassregeln 
je  nach  eigenem  Vortheile  treffen,  in  Beziehung  auf  Auslieferung  aber  das 
System  befolgen ,  eigene  üntcrthanen  niemals ,  Fremde  nicht  wegen  eines 
Verbrechens  g{'geü  den  Staat,  wohl  aber  wegen  schwerer  gemeiner  Ver- 
brechen auszuliefern.  Allerdings  finden  kleinere  Verschiedenheiten  in  der 
Ausführung  dieser  Sütze  statt;  sie  betreffen  jedoch  nicht  den  Kern  des 
Gnuuisutzcs,  sondcni  nur  untergeordnete  Punkte.  So  sind  z.  B.  die  sich 
zur  Auslieferung  eignenden  Fälle  nicht  ganz  pkiiliniÄssig  bestimmt.  Wah- 
rend einzelne  Staaten  nur  b(i  ausdrücklich  auerkuniiter  Oegcnscitigkeit 
handeln,  und  sie  somit  die  obigen  Grundsätze  nur  als  Ausgangspunkte  für 
besonders  abzuschliessende  Vertrage  crUlüren ;  vollziehen  andere  die  von 
ihnen  aufgestellten  Kegeln  ohne  alle  Kücksielit  uui  das  Verfahren  Dritter. 
Kben  su  ist  die  Aufnahme  von  fremden  Flflchtlingen  bei  den  Kinen  durch 
allg(  meine  Vorschriften  geordnet;  bei  Andern  wird  sie  dagegen  je  naeh  der 
He-^i  haffenheit  des  einzelnen  Falles  und  naeh  besonderer  Anweisung  der 
Regierung  behaiidrlt.  —  In  diese  Abthcilniig  gi  höreii  denn  uunientlich  Frank- 
reich,  Belgien  und  die  Schweiz,  dereii  Grundsätze,  wegen  der  besonderen 
Wichtigkeit  gerade  dieser  Länder  in  der  Asylfragc,  im  Einzelnen  dargelc^ 
werdeJi  müssen;  ferner  Russland 

Frankreich  an«  il;rnnt,  zunächst,  kein  Recht  eines  Fremden  sieh  gegrn 
den  Willen  des  Staatsuberhauptes  aufzudrängen.  Vielmehr  ertheilt  das  Gesell 
vom  21.  April  1832  ausdrücklich  die  Befugniss,  Fremde  aus  dem  Staats- 
gebiete zu  entfernen,  wenn  ihre  Anwesenheit  der  uffentlielicn  Ruhe  und 
Ordnung  nachtheilig  sein  sollte;  und  zwar  steht  die  Entsclieidung  lediglich 
Regierungsbehörden  und  nicht  etwa  den  Gerichten  2U.  Aber  auch  geduldete 

1)  GewSkiilteli  wM  B«Mltiifl  nater  deo  Staaten  »ufgerührt,  wdobe  nieoiab  MuUefcro,  dea 

l'aU  licsoiidcrfr  Verträge  aiugcnommcn.  8.  n.  a.  Miirtcns,  Prt'ris,  §101.  Es  ma^  Jaliin  }c.>st.Il£ 
bleiben,  in  wit-  fcruc  dicm  HiuidlaogsweiM  wirklich  als  Gruuikatz  aa%ü!ittiiU  i»t.  (ein  B«wei* 
dAflir  iat  nirgend«  irogeben,  and  selUi^t  in  den  dein  Gegenstand  besondere  gewidmtteii  Sduiftea 
nichts  zu  finden,  wie  niiincntlich  bei  Witte,  Die  llt^cht.sveihalfniiise  der  Ausländer  in  Russhind. 
Dorp.,  läil);  tliaUMclüicli  (luden  Auslief crim^uu  in  vielen  Fällen  statt,  da  dor  Kalsentjuit  cum 
▲bieUasse  botraffander  Vorträge  ganz  geneigt  Ist.  Solche  VeiMt«  bMlduB  "Ith  nH 
allen  NaclibarstiMt'-fi  s^o  mit  Chinji,  s.  Criminiil-(!r^rt7buch  von  1815,  t  175.  Annieric. ;  mit  der 
Ttlrkei  der  Vertrag  von  Kainardschi,  vom  lü.  Juli  nn,  wekfaer  noch  im  Jahr  1849  geltend 
gcnacilt  wiirds;  odt  OMtenelch  und  Pnamn  «fai  ▼«ftnv  Ton  4.  Jan.  iSBi  In  Belnff  4«t 
Bewolmer  ehemalig  polnischer  Provinzen;  mit  Schweden,  vom  SO.  Nov.  isio.  bezügluh  der 
Auslieferung  wegen  grober  gemeiner  Verbrecher;  mit  Preossen  vom  to.  Mal  18M  ein  ganz 
•OgemtiBer  AnsUeftMungt vertrag  ohne  eil«  Beediriakuig;  MmeHfln  uhlrelebe  Yettzig«  Bber 
die  Auslieferung  von  Fiihnv-rHilchtlgen.  !>  i  Kti«:«1;ind  Überdicss  ztt  den  Stantcn  pchört,  welche 
den  Zutritt  und  den  Aafeuibalt  vonFiraideu  ledigUeh  nach  ihrem  Bellebeo  ordnen :  (s.  die  ange- 
llhrtt  flehilft  fw  Witt«,  8.  SBI^.}  »  Irt  4uuM»  to  «Om  r^Vfr^tri  BaridnncM  Ib  «• 
g«ge>wlitifi  uNlt«  ES$m§  n  MMam. 
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FlQehtlinge  siod  bestimmten  ToTsiiditsmaMBTOgeln  unterworfen;  namentlicli 
werden  sie  immer  in  das  Innere  getnueht  S.  Bmidsebreiben  des  Polizei*  • 
minitters  vom  April  169S;  and  Block,  Dietiomiaire  de  Tadministr.,  Art. 
B6fiigite.  —  Wm  aber  dio  Ansltefemng  betrifft,  so  ist  von  einer  solchen 
in  BeBehing  aof  Fkanioaen  gar  keine  Bede.  Einige  frühere  Yortrage, 
welche  es  gestalteten,  sind  Ungst  erloschen  nnd  standen  immer  vereimEelt. 
Und  ebenso  ist  ein  kaiserliches  I>ekret  vom  98.  Oktober  1811,  welches  dem 
Staatsobeihan|ite  die  üeberlassong  eines  ünterthanen  an  einen  fremden  Staat 
vorbehielt,  ansser  Uebong,  wenn  es  überhaupt  Je  m  Anwendnng  kam. 
Fremde  dagegen  liefert  Frankreich  ans;  jedoch  nur  unter  folgenden  Be- 
sehrflnkongen.  Vorerst  ist  die  aosdrUddiche  Genehmi^g  des  Staatsober' 
haoptes  in  jedem  cinselnen  Falle  nOthig.  Sodann  werden  nur  eigene  Ünter- 
thanen des  Terhmgenden  Landes,  nicht  aber  etwa  anch  Solche,  wetehe  sich 
froher  in  dieses  Land  anderwftrts  her  geflüchtet  hatten,  ansgeliefcrt.  Drit< 
tens  geschieht  es  nicht  wegen  staatUcher  Verbrechen  nnd  nicht  wegen  blosser 
Vergehen ,  sondern  nur  wegen  gemeiner  Verbrechen  (orimes).  Endlich  nmss 
die  fremde  Regierang  selbst  die  Ansliefernng  verlangen,  und  nicht  etwa 
eine  nntergeordnete  Behörde.  S.  Bondschreiben  des  Jnstianinisterinms  vom 
5.  Aprü  1841,  bei  DaUoi,  Dict.,  Art  EsAradition;  fener  Block,  a.-^.  0., 
Alt  Extradition.  —  Die  vielen  von  Fnnkreich  abgeschlossenen  Vertrüge 
sind  nur  besondere  Festsetsaogen  dieser  allgemeinen  Grandsfttxe;  and  wenn 
etwa  auch  noch  in  früherer'  Zeit  einige  Abweicbimgen  vorkamen,  wie  e.  B. 
in  dem  Vertrage  mit  der  Schweis  vom  la  Joli  182S  Aosliefemng  wegen 
staatlicher  Verbrechen  verabredet  war:  so  ist  diese  Bestimmung  sogar 
dnreh  einen  besondem  Vertrag,  vom  3.  Sept  1833,  ausdrücklich  nrttdc- 
genommen  worden ;  und  je  u&ber  der  G^nwart ,  am  so  weniger  findet  eine 
Abweichung  mehr  statt.  Die  Anslieferungsvertrilge  Frankreichs  gehen  über 
die  Mitte  des  18tcn  Jahrhondcrts  hinauf.  Abgesehen  von  den  vielen  Ver> 
abrednngen  Ober  die  Anslieferung  Fahnenflüchtiger,  wurde  unter  dem  17. 
Angust  1736  ein  Ansliefcmngsvertrag  mit  den  Niederlanden  bekannt  ge- 
macht, (8.  Helic,  Traite  de  l'instr.  ciini.,  Bd.  U,  S.  656.)  Sodann  liegen 
iwei  wesentlich  gleichlautende  Vcrtrn go  vor  mit  dem  frl^nkischcn  Kreise 
vom  4.  Oct.  1741,  (s.  Moser,  Versuch,  Bd.  VII,  S.  152)  und  mit  Württem- 
berg vom  3—9.  Dec.  1763,  (Martens,  Ree.,  Bd.  I,  S.  310),  wcU  he  die  Aus- 
Uefemng  von  Räubern,  Uebelthätern  (malfaiteurs) ,  Dieben,  Braiulstiftirn, 
Todtschlflgem,  Mördei  •u  und  Vagabunden  verabreden.  Unter  dem  f).  Juli 
1783  trat  Frankreich  einem  Vertrage  zwisdien  Spanien  und  Portugal  bei, 
welcher  die  Auslieferung  von  Falschmünzern ,  Sehnuiggh  i  n  und  Fahnen- 
ftlchtigen  bestinnntc.  Mit  der  Schweiz  besteht  seit  dem  2.  Fruct.  des  Jahres 
VI,  Oder  19.  August  1798,  ein  Vertrag,  welcher  am  27.  Septbr.  1803  und 
Mn  18.  JttU  1828  erneuert  wurde,  (bueU,  iiaiidbucb,  Bd.  I,  S.  495  fg.)  und 
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durch  welchen  eine  Reihe  von  schweren  geiririnrn  Vcrhrt'chpn  al'-  Onind 
gt'geiisritigpr  Ausliofiruug  festgestellt  ist.  Zur  Gnindlage  für  eine  aUgc- 
meine  Regel  dient  aber  itzt  der  Vertrag  mit  Belgien,  vom  22.  Nov.  1834. 
Durch  denselben  sind  liostinmitc  Fülle  als  gemeine  Verbrechen  bezeichnet, 
nämlich ;  Mord,  iv'üthzucht,  Vergiftung,  Brandlcgting,  Fälschung,  Falsch- 
niüiizerei,  Meineid,  Diebstahl,  betrügerischer  Bankrott,  KasseuTcruntreuimg ; 
und  ausserdem  ist  noch  bei  diesen  Vergehen  ausdrQcklich  festgestellt,  dass 
Auslieferung  nur  in  den  bis  zu  einer  peinlichen  Strafe  gehenden  F&Uen 
stattfinde.  Wesentlich  dieselben  Bestimnangen,  zum  Theile  mit  den  gleidien 
Worten,  sind  denn  seitdem  in  einer  ganzen  Reihe  von  Yeiträgen  zwischen 
Frankreich  und  anderen  Staaten  aufgenommen  worden.  So  die  Ueberein- 
kQnftc  mit  Sardinieii,  vom  23.  Mai  1838;  mit  England,  vom  13.  Febmr 
1843;  mit  Lucca,  vom  10.  Nov.  1843;  mit  den  Vereinigten  Staaten,  vom 
9.  Nov.  1843;  mit  Baden,  vom  27.  Juni  1844  und  17.  Nov.  1853;  mit  Tos- 
cana,  vom  11.  Sept.  1844;  mit  Luxemburg,  vom  26.  Sept  1844  und  mit 
Holland,  vom  7.  Nov.  1844;  mit  Neapel,  vom  14^  Joni  1845;  mit  Preussen, 
Tom  21.  Juni  und  20.  August  1845;  mit  Bayern,  vom  26.  Härz  1846  und  20. 
Juni  1854;  mit  Mecklenburg-Schwerin,  vom  26.  Jan.  1847;  nut  Mecklenbnig" 
Stielltz,  vom  10.  Febr.  1847;  mit  Oldenburg,  vom  6.  ÜHn  1847;  mit  Braaen, 
vom  10.  Juni  1847;  mit  LQbeck,  ?  1847;  mit  Hamborg,  vom  5.  Febr.  1848; 
mit  K.  Sachsen,  vom  28.  Febr.  1850;  ibH  Nen-Qranada,  ?oni  9.  April  18S0; 
mit  Spanien,  vom  26.  Angost  1860;  mit  Knrhessen,  vom  12.  Not.  1852;  mit 
WOrtteniberg,  vom  26.  JUmer  1863 ;  mit  OH.  Hessen,  vom  26.  Jlniier  1868; 
mit  Fnnkfart,  TOm  9.  April  1868:  mitHessen-Hombiirg,  vom  18.  April  1863; 
mit  Nastan,  vom  80.  Jaul  1863;  mit  Lippe-Detmdd,  vom  14.  April  1864; 
mit  Waldeck,  vom  10.  Jnli  1864;  mit  Poitngal,  vom  13.  Jnli  1864;  mtt 
Hannover,  vom  13.  Hfirx  1855;  mit  Oesterreich  1866. 

In  Belgien  ist  das  ganae  Yerhiltnias  bald  nach  der  Orflndong 
Staates  durch  Gesetzgebung  ansdrflcklich  and  unzweifeUiaft  festgestellt  wor- 
den,  so  dass  hier  weder  ein  Schwanken  noch  eine  Ansnahme  aolstdsst  — 
Die  Anftiahme  FMchtiger  ist  zwar  als  Begd  angenommen;  jedoch  der  Begie- 
mng  die  Befogniss  rar  Aosweisang  in  aUen  FAllen  eingerlomt,  in  welchen 
ein  Fremder  entweder  durch  sein  Belagen  die  6ffentliche  Bnhe  gefiUvdet, 
oder  wenn  er  wegen  eines  der  gemeinen  Verbrechen,  welche  C^rond  n  einer 
Ansliefemng  sind,  in  seinem  Talerlande  bestraft  oder  angeklagt  ist  Diese 
aofinglich  nnr  auf  drei  Jahn  gültige  Bestimm  nng  ist  später  wiederholt  ver- 
lfingert worden.  —  Eine  AnsUefenmg  darf  die  Beglemng  bei  Belgiern  nie- 
mafai  bewilligen,  und  aooh  bei  Fremden  nicht  wegen  ataatlicher  Handlangen; 
wohl  aber  ist  ihr  gestattet,  gegenseitige  Tertrtlge  mit  fremden  Staalen  sa 
schliessen  6ber  Anstiefenng  wegen  bestinunter  gemeiner  Verbrechen.  (Es 
sind  die  so  eben  bei  dem  Vertrage  mit  Frankreich  an%eAlhttc]L)  8.  Qeaeti 
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vom  1.  Oct.  1833.  —  Auf  dieses  Gr«:otz  gestützt  ist  denu  eine  Anzahl  von 
Verträgen  solchen  Inlialtos  wirklich  abf?cschlos«:cn  worden.  So  z.  Ii.  mit 
Frankreich,  unter  dem  22.  Nov.  1832:  mit  rnussen,  vom  29.  Juli  1836; 
mit  Bayom,  vom  Febr.  184t);  mit  Kurhes^i  ii ,  vom  30.  April  1845;  mit 
Hannover,  vom  lö.  Oct.  1845;  mit  Sach.scn-Coburg,  vom  IG.  Juli  184(;;  mit 
der  Schweiz,  vom  11.  Sept.  184(5;  mit  Anhalt-Bernburg,  vom  12.  Oct.  184(i; 
mit  Anhalt-Dessau,  vom  24.  Oct.  1841);  mit  Sachsen- Weimar,  vom  3.  Nov. 
1846;  mit  Aabalt-Kjitlien ,  vom  ö.  üov,  1846;  init  Sachsen-Memi^en,  vom 
4.  Nov.  1848. 

Die  Schweiz,  als  völkerrechtliche  Gesammtheit,  nimmt  das  Kecht  d^s 
Asjles  in  Aiispmcli,  und  übt  es  auch  bekanntlich  sehr  vieltilltig  und  in  aus- 
gedehntem Maasse  ans.  Allein  sie  erkennt  weder  die  l'tlichi  an,  eiucu 
Flttchtling  gegen  ihren  Willen  in  ihrem  Gebiete  zu  dulden,  hat  vielmehr 
Bchou  in  sehr  vielen  Fällen  und  bis  m  die  neueste  Zeit  Fremde  ausgetrieben, 
vvelche  entweder  aidi  ünnxtrfiglichkeiten,  auch  leichterer  Art,  im  Lande  selbst 
zu  Schulden  kommen  Hessen,  oder  weiche  nach  ihrer  Aufnahme  lu  den  schwci' 
zeriscben  Schutz  weitere  Unternehmungen  gegen  fremde  Staaten  vornahmen; 
noch  gestattet  sie  den  geduldeten  Flüchtlingen  vollkommene  Freiheit,  indi  jn 
sie  dieselben  theils  von  den  Grftuzeu  entfernt,  theils  ihnen  bestinmite  Wohu- 
orte  im  Innern  anweist.  Die  allerdings  vielfach  von  anderen  Staaten  ge- 
ftthrtei  Klagen  über  das  Verhalten  d#  Schweiz  k treffen  nicht  sowohl  die 
TOD  ihr  anfgestellten  Grundsätze,  als  eine  na(  hliissigc  und  übelwullt  iuU'  Voli- 
atrecknng  derselben  in  einzehien  FftUen  —  Weniger  klar  ist  das  Verlialtrn 
der  Schweiz  hinsichtlich  der  Ausliefernngsfrage.  Keinem  Zw«  if(  1  unterliegt 
zwar  zon&chst}  dass  thatsftchlich  weder  eigene  BUi-gcr  noc-li  irciade  politische 
Flflchtlinge  ansgelicfert  werden,  wenigstens  seit  einer  langen  Keihe  von  Jahi  en 
nicht  mehr.  Aach  mag  zugegeben  werden,  dass  diese  Verfahrensweise  auf 
der  allgemeinen  Annahme  beruht ,  es  sei  dieselbe  grondaAkzlich  die  richtige. 
Dennoch  liegen  auf  der  andern  Seite  Verträge  vor,  jßnd  selbst  ans  neuerer 
Zeit,  in  welchen  die  Schweü  Ausliefcmngen  Fremder  wegen  Staatsverbrechen 
zusagt  So  z.  B.,  wie  bereits  bemerkt,  der  Vertrag  mit  Frankreich  vom  18. 
Juli  1828,  bis  zn  dessen  AbAnderung  im  Jahre  1833.  So  femer  der  Vertrag 
mit  Oesterreich  vom  23.  Sept  1828  auf  25  Jahre  abgeschlossen,  in  welchem 
die  gegenseitige  AnsUefemng  wegen  Hochverraths  nnd  Anfrnhrs  bedungen 


l)  nie  W5tht!j?ke!t  dieser  Belnurvtnuf^  crgirM  sich  am  bwtcn  Jins  ifcn  rutsfilhrHrfifn  V(  r- 
baDdloiiKen ,  welche  «Ue  Sctaweix  wittUeibult  und  fiuit  mit  sjinuntUctien  ouropiUiielicu  Stiui(vu  in 
dao  lolBten  JalunMlMcii  gtluM  iMt  Mn  Mlie  s.  B.  die  bei  Mulene,  N.  8ii|ipl.,  Bd.  Ul, 
8.  T99— aes,  jrti.n:ii!Tv  riK^t'(1nt('ktcn  Aclen«ttlpkc'.    Nicht  nur  zlcJtt   die  EidKenoHsunscImlt  Ihre 
Pfticht,  diu  N»vlitMn»tiUik;n  vor  Untemebmungcn  der  von  ihr  beherbergte»  FlUchtUngo  «i  be» 
^•hrea,  BtcoMli  IB  Abrede,  eonden  ale  beriOunt  ildi  eogar  fbrerThMskeH  «mdWUlüMehelt. 
l>or  StrHt  hcstniid  nur  im  .7.        ,  wir  mrch  nnch  sji.'itt  r.  n  imcnUirh  hi  U«'n  .lalirfii  ists  nud 
litöä,  darin,  djuw  die  Nacbbarataaten  mehr  Worte  uud  8i.-li«lo  «k  «rirkUdto  und  \virk»nuie 
Heidlntep  «rkemm  wollten,  üad  eDettUBs*  mIv  ntt  Beoht. 

V.  Hehl»  SlMltteclrt.  Bd.  I.  42 
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ist,  und  zwar  niefat  nur  ftlr  den  Fall  einer  Begehung  nach  Anfiiahme  in  den 
Schutz,  sondern  auch  wegen  Verbrechen,  «welche  in  dem  coutrabirenden 
Staate  gegen  das  Vaterland  begangen  worden  sind.»  Endlich  ein  Vertrag 
mit  Baden  vom  30.  Angnst  1808,  und  erweitert  unter  dem  26.  Nov.  1820  — 

10.  Febr.  1821,  in  welchem  ebenfalls  Anslieiemng  wegen  Aufruhrs  und  Hocli- 
vorruthos  versproclien  ist.  (S.  Snell,  Handbuch,  Bd.  I,  S.  485.)  Uiiisiihtlich 
der  AuslioftTutig  wegen  gemeiner  Verbrechen  bestehen  nicht  nui  g<  gt-u- 
über  von  den  eben  genannten  Staaten,  ferner  gegenüber  von  Belgien  (vom 

11.  Sept.  184G,  Martens,  N.  R.  G.,  Bd.  IX,  S.  322)  ausdrilekliche  Verträge, 
welche  Auslieferung  bei  bestimmten  Verbrechen  festsetzen;  sondern  es  liegen 
viele  einzelne  Fälle  vor,  in  welchen  auch  gegenüber  von  solchen  Staaten,  die 
keine  besonderen  Verträge  g(»schlo>siii  hüben,  gemeine  Verbrecher  ausge- 
antwortet, ja  die  Ui'benialiiue  und  Fortbnuguiig  derselben  durch  fremde 
Beamten  im  Innern  des  Schweizergebietes  zugegeben  wurde.  Aber  aucli  hier 
fehlt  es  doch  an  allgemein  aufgestellten  Grundsätzen  und  an  bestimmten 
Formen  des  Verfahrens. 

3)  Eine  dritte  Üriippi^  bilden  diejeuigeu  Stuateu,  welche  einer  Seits 
eine  Asylpflicht  niclit  anti kennen,  vielmehr  jeden  Falles  nur  solchen  Aus- 
ländern den  Zutritt  gestatten,  die  mit  bestimmt  vorgeschriebenen  Aoswciseu 
über  ihre  Person  versehen  sind,  selbst  Solche  aber  nicht  zulassen  oder  w  ieder 
ausweisen,  wenn  ihnen  diess  unter  gegebenen  Umständen  räthiich  erscheint; 
anderer  Seits  zu  Aublieferungen  grundsätzlich  bereit  sind,  und  zwar  nicht 
bloss  bei  gemeinen,  sondern  auch  bei  politischen  Verbrechen.  Nur  eigene 
Unterthaneu  bleiben  auch  hier  unbedingt  von  Auslieferung  ausgeschlossen. 
Hierher  gehören  Oesterreich,  Prcusseu,  im  Allgemeinen  die  Staaten 
des  deutschen  Bundes,  Neapel  u.  s.  w.  *).  Ducli  ^•ind  allerdings  auch 
hier  nicht  unwichtige  Unterschiede  in  den  Einzeiuheiten,  von  welchen  nach- 
stehende eine  besondere  Hervorhebung  verdienen. 

Oesterreich  hat  ein  genau  geordnetes  System,  auf  dessen  Grundlage  es 
gegenseitige  Ueberemkanfte  mit  dem  Auslande  abzuschliessen  sucht,  welches 
es  aber  auch,  in  Ermanglung  von  Verträgen,  selbstständig  befolgt.  Diesem 

1)  Aas  den  hier  lUld  tn  dar  nilchsteD  Abtheilung  angefahrten  Thatsacben  ereriebt  sich  deaa, 
«law  die  von  Lord  Palmenton  in  seinem  Schreiben  vom  6.  Oct.  IMd  an  Lord  niootnfleld  (Corre- 
apondence  resp.  Keftiffees  trom  Hon^ary.  Lond.,  1851,  fol.,  8.  31)  aufgestellten  Behaapiunn^ 
aber  ein  gleichförmiges  VÖlkergiewehnheititflebt  In  FlUcbtlingsf^agen  viel  zo  weit  gehen.  Bie- 
selbcn  lauten  näinlidi  folfrctidcmiRassen:  „Wcun  es  irgend  eine'Etxel  K">eb!,  welche  in  n«J«w 
2eit  vua  alleu  gutütügtuu  Stautun,  gross  oder  Idein,  vorzugsweise  befolgt  wird,  so  ist  es  die, 
iam  kein  Staat  einen  politischen  Flüchtling  ausliefert,  e«  milsste  denn  eiM  gana  hrrtlmnitn 
TOrtragsmässige  VVr^nndliehkcit  dazu  bestütuu ;  und  Ihrer  M%)MtÜt  Regierung  glaubt,  dnas 
nur  wenige,  wmm  itberiuuipt  welche,  Verträge  ditumv  Art  bestehen.  Die  (äesetze  der  Oast- 
tnmmMuit,  die  Fovtemven  der  MeMdiMehkeitt  das  allgemeiiie  Oefühl  vorbioten  eoltdw  An- 
lieferungen glolchiuüjjbig;  und  ein  unabhäng-iger  Staat,  welcher  mit  freiem  Willi  n  rine  Hnnfllimg 
dieser  Art  vomaluue,  wäre  verdientermaassea  und  gaux  allgemein  gebranUuiatlit  als  herab- 
i«iHMI|(  n«  wMhrt,«  In  wte  iwae  di«w  Aiirtcht  eine  tte<>rc«<ehileht%«i«t,  witdatAipif 
idf«o;  «IMa  porittTw  «««pliMMi  VWnniaiit  tat     «Ante  n^ 


Digitized  by  Google 


Die  vOUcerrechilieh«  Lehre  Tom  Asyle. 


659 


zu  Folge  werden  Inländer  nie  ausgeliefert;  Ausländer  dagegen  immer,  und 
zwar  sowohl  wegen  gemeiner,  als  wegen  staatlicher  Verbrechen.  Die  Aus- 
lieferung aber  geschieht  sowohl  auf  Verlangen  des  verletzten  Staates,  als 
ohne  ein  solches  Ansuchen  und  somit  von  Amts  wegen  bei  jeder  steckbrief- 
lichen Verfolgung.  lu  letzterrm  Falle  wird  vorerst  Verhaftung  oder  sonstige 
Sichorstellung  gegen  den  Beüeffenden  augeordnet,  dann  dem  verfolgenden 
Staate  die  Aualiefemng  angeboten.  Wird  letztere  nicht  angenommen,  so  er- 
folgt Bestrafung  nach  österreichischem  Gesetze  und  uachherige  Aiü^weisung. 
(Zuständigkeit  der  Behörden  und  Verfahren  sind  geordnet  durch  Hofdecret 
vom  10.  Dec  1808.)  —  Auf  Grund  dieser  Bestiuimniigen  sind  denn  Verträge 
geschlossen  ndt  Panna,  vom  3.  Juli  1818;  mit  der  Schweiz,  vom  13.  Septbr. 
1828;  mit  Toscua,  VOm  12.  Oct.  1829;  mit  Sardinien,  vom  6.  Juni  1838  % 
Mit  Russland  und  Prenssen  besteht  ein  besonderer  Vertrag  über  die  gegen- 
seitige Auslieferung  von  Staatsverbrechern  aus  den  ehemaligen  polnischen 
Provinzen,  jedoch  nur  auf  Anforderung.  S.  übor  das  Ganze:  Vesque  von 
Püttlingen,  Die  gesetsliche  Behandlung  der  Ausländer  in  Oesterreich,  S.  165ff. 

Preusscn  hat  zwar  keine  allgemeinen  Kegeln  aufgestellt,  vielmehr  — 
mit  Ausnahme  der  vertragsmässig  geordneten  Punkte  —  die  VerwilUgni^ 
eiuer  Auslieferung  im  einzelnen  Falle  der  Begierung  vorbehalten;  allein  «s 
ist  doch  wesentlich  dieser  dritten  Staafteogruppe  beizuzählen.  Nicht  nur  ist 
die  Auslieferung  schon  in  den  frei  zu  entscheidenden  F&Uen  keineswep  auf 
gemeine  Verbrechen  beschränkt ;  sondern  es  bemahi  sich  auch  die  Begierung 
nachhaltig  und  folgerichtig,  allgemeine  AusliefernngsTcrtrAge  mit  möglichst 
vielen  fremden  Staaten  au  Stande  an  bringen.  Solche  sind  zum  Beispiele^ 
fast  wortgleich,  von  dem  Jahre  1824  an  abgeschlossen  worden  mit  Weimar, 
Altenburg,  Gotha,  Reus»  -  Plauen ,  Sachsen,  Waldecki  Budolstadt,  Bemburg, 
Braunschweig,  Grossberzogthum  Hessen,  Sondershausen.  (S.  Sunon,  Preusa. 
Staatsrecht,  Bd.  II,  S.  470  ff.)  Ferner  mit  Bnssland  die  oben  bereits  ange- 
finhrte  Uebereinkuttft  vom  20.  Mai  1844  (Martens,  N.  B.  6.,  Bd.  TU,  S.  26.) 
Und  nnr  ansnahmsweise  bestehen  auch  solche  Ueibereinkflnfte,  welche  die 
Anslieferong  auf  gemdne  Yerbrechen  beschränken.  So  mit  Mecklenburg- 
Schwerin,  vom  14.  Febr.  1811  und  vom  28.  Febr.  1831  (Martens,  K.  B.  G., 
'Bd.  IX,  S.  215);  mit  Bnssland  und  Polen,  Tom  5.  Hai  1815  nnd  17.  Mftrz 
1830  (Bfartens,  N.  B.  G.,  Bd.  IV,  S.  293,  und  Bd.  Vm,  8.  244),  Obrigens 
im  Jahr  1843  wieder  aushoben;  mit  Belgien,  vom  29.  Juli  1836;  mit 
Luxemburg,  vom  11.  März  1844  (Martens,  N.  B.  6.,  Bd.  VI,  8.  308).  Es 
ist  somit  nicht  Abneigung  gegen  AnsUefemng  jeder  Art  von  auslftndischen 


1)  InB«iirtniiffaiirdlflmTertnf  «Nl8iMtoiidhd«rdg««M^ 

den  Krieilrnsvrrtrnpr  xnm  €.  Attp-.  lS4t>  die  früheren  Vcrtriljfe  in  ^1  i  t  Hir  horgeiftellt  erklärt 
Warden,  die  sardiiüsdien  Kanunern  dea  Vertrag  von  1838  «1«  anauweadbar  auf  die  Aiulieftnuim 
polWMihtt  VttbMdiir  «ikUbMn,  dto  Biflnmv  di«igw  ttlMdlii^  nittaicta. 
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Verbrcchem,  öder  anch  nur  Schwanken  in  den  Grandsätsen,  was  die  Auf- 
stellung eines  ganz  sclbststSmügen  Systeme«  ferbindert;  sondern  der  Eatp 
schluss,  nnr  im  Falle  der  Gegenseitigkeit  sich  zu  binden. »  Bemerkenswert]! 
Hind  bei  Preusson  noch  die  vielen  Vertrage  Ober  die  Anslieferong  von  AnsreissenL 
Der  deutsche  Bund  bat  allgemeine  und  somit  sAmmtlicbe  Mitglieder 
verpilichtcnde  Bestimmungen  Aber  die  Auslieferung  von  Bundesstaaten  an 
«inander  getroffen.  Zuerst  wurde  durch  Bundcsbeschluss  vom  18.  Aug.  1836, 
eine  allgemeine  gegenseitige  Auslieferung  aller  Personen  angeordnet,  welche 
sich  «gegeu  die  SouverAnitat  oder  gegen  die  Existenz,  Integrität  oder  Sicher- 
heit eines  anderen  Bundesstaates  verfehlen.»  Später  erfolgte  eine  gleiche 
AuslicfcruugsYorschrift  in  Beziehung  auf  s&mmtliche  gemeine  Yeigeben,  mit 
alleinigem  Ausschluss  von  Abgaben -Ddirandationen  und  Uebertretnngen  von 
Polizei-  und  Finanzgesetzen.  (Bundesbeschl.  vom  26.  Jänner  1654,  beiZ<tpd, 
Stautsr.,  Bd.     S.  657.)  Eülzig  die  eigenen  Unterthanen  sind  von  solcher 
Ausiii'ft-nuig  ausgenommen;  was  denn  auch  um  so  nothwendiger  war,  als  die 
Vcrfasüangsurkunden  oder  die  StrafgcsetzbQcher  der  meisten  deutsehen  Staaten 
jt  de  Auslieferung  der  eigenen  Bürger  au  fremde  Staaten  aasdrflddich  nnter- 
sageii.    Eine  Reihe  von  näheren  Bestimmungen  regelt  die  Art  des  Ausliefe- 
ningsvLi  luugens,  die  Priorität  der  Berechtigung  bei  mehrseitiger  Beanspruchuiif 
derselben  Person  u.  s.  w,  —  Ausser  diesen  Buiidesgesctzcn  besteht  auch  noch 
unter  säniuuliLhtii  Liundcbsluuteu  eine  ailgemeiue  Carteil - Couvention ,  vom 
12.  Marz  Ibdl. 

b)  Hsr  gtgfliwlfllgt  Staid  d«r  Ifhn. 

Nicht  viel  \v(  uiger  liiium,  als  das  positive  Recht  der  verschiedenen  Staateu 
in  Au-i  i  iu  li  niuiint,  erford«M't  die  Darlegung  der  so  manchfach  auseinander 
geUi  iuka  Ansichten  der  Theoretiker  über  das  Asylrecht  und  was  daniit  zu- 
sammenhängt. Eine  üelxTsieht  ist  a]>er  wohl  am  leit  liti  ^ten  zu  gewinnen, 
wenn  die  Frage  in  ihre  IJ»  stiuultlicile  aiifgi'lü>t,  und  dann  in  Beziehung  auf 
jidcu  dciöcHnii  das  Belreliendc  luilgctheilt  wird.  Dabei  erscheint  es  zv. ck- 
mässiger,  Meinungen  nach  ihrer  inni  r(  n  lie»chaffenheit  und  Begründung 
zusaiiuiiciizustellen ,  als  die  S(hrift>t<  lU  i-  nach  den  Disciplinon  zu  gruppiren, 
welche  ^it;  in  ilt  r  ILiupLöache  beurbi  itcfen.  Es  halte  allerdings  auch  soine 
Vortheile,  wenn  übersichtlich  dargestellt  würde,  wie  sich  die  Criniinalisti n, 
die  Staatsrechtslebrer,  die  Bearbeiter  d<'S  Völkerrechtes  u.  s.  w.  zu  der  Frage 
verhalten;  allein  \ou  grü--erer  Bedeutung  ist  t  s  doch,  zu  wissen,  was  gesagt 
ist,  als  wo  und  bei  welcher  Gelcguaheit  es  geschah.  —  Denigemäss  wird 
denn  im  lolgendeu 

fi)  vi)r  Allem  dargelegt  werden,  welche  Ansieliten  bestellen  über  deu 
Unrfang  der  Keelit-aufgaiu'  de«  Staates  überhaupt.  Xüeraof  mag  dann  m 
deu  Eiuzc'luheiteu  üüergegaugcu  uuU  ^uuüciibt 
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ft)  erörtert  werden,  volcbe  Saixe  aufgostdit  sind  hinsichtlich  des  Bechtes 
beaiehiiBgsweise  der  Pflidit  des  Staates,  zum  Schutze  der  Bei'htüordnnng 
anderer  Staaten  vorbeugende  MaaKsregeln  zu  ergreifen.  Hieran  reiht  «ich 

r)  die  Darlegung  der  Lehren  ttbcr  die  Zuerlcerainng  von  Strafen  wegen 
wirklieh  eingetretener  Verletzung  iremden  Rechtes.  Endlich  sind 

die  Meinungen  Ober  das  Recht  und  Aber  die  Pflicht  des  Staates, 
fremden  ünterthanen  Aufenthalt  und  Schutz  gegen  Verfolgung  ihrer  Regie- 
mngen  zu  geben,  darzustellen 

«)  Die  Ansichten  Aber  den  Uinfang  der  Recbtsaufgabe  des 

Staates  aberhaupt 

Man  sollte  glauben,  dass  eine  so  wichtige  und  wisscnschafttich  anspre- 
chende Frage,  wie  die  nach  dem  rftnmlicben  Umfange  der  dem  Staate  zufal* 
lenden  Recbteaufgabe,  eine  häufige  und  grflndliche  Bearbeitung,  eine  zahlreiche 
Literatur  veranlasst  haben  mflsse.  Dem  ist' aber  keineswegs  so.  Fehlt  es 
auch,  und  zwar  schon  seit  langer  Zeit,  nicht  an  gelegentlichen  Erörterungen 
oder  wenigstens  MeinungsAussemngen,  so  ist  doch  erst  in  den  letzten  Jahren 
die  Frage  in  ihrer  ganzen  IVagwcite  au^efasst  und  Gegenstand  besonderer 
Bearbeitungen  geworden  *).  Die  Grande  dieser  wenigstens  verhUtnissmflssigen 
DOrfUgkeit  sind  aber  wohl  verschieden  gewesen. 

Einmal  ist  es  ttberhaupt  dne  ziemlich  hftuiige  Erscheinung,  dass  eine 
Aufgabe,  welche  auf  der  Gränze  verschiedener  Wissenschaften  liegt,  nur  eine 
unzureichende  Bearbeitung  findet;  namentlich  wenn  sie  an  sich  schwierig  ist 
Während  sie  gegenseitig  zugeschoben  wird ,  bleibt  sie  allerseits  liegen.  Die 
Untersuchung  Ober  die  Ausdehnung  der  Rechtsaufgabe  des  Staates  mochte 
an  «Ich  ini  philosophischen  Staatsrechte,  im  Völkerreehte,  im  Strafrechtr,  in 
gewissen  Beaehuiigen  in  der  aUgemeinen  Lehre  des  bftrgerlichen'  Ri'cbtes 
erörtert  werden.  Dennoch,  oder  vielmehr  eben  dess\Mg(  ii,  wurde  j»ie  nur 
selten,  und  noch  seltener  in  irgend  einer  Ansfahrlichkeit,  behiuidelt,  aondern 
vielmehr  in  der  Regel  mit  einigen  ganz  allgeminnen  Behauptungen  ultgcf«  rügt, 
deren  Begründung  und  Ausfllbrung  nngeblicb  anderen  Wii>seqjichafteu  zu- 
stehen sollte,  dort  dann  aber  auch  nicht  zu  finden  war. 

Ein  zweiter  Grund  der  Nichtbeaditong  war,  \\euigsten8  in  Beziehung 
aui  zwei  der  einschlägigen  Rechtsdisciplinen ,  ein  iimcrcP  und  Wissenschaft- 
lieber.  Sowohl  das  philosophische  Staatsrecht  als  das  VOlkcrreuht  wurden 

1)  Mit  Vorbedacht  wird  die  Frage:  ob  der  8tÄ«f  (  icri  n«'  Ttiti  rthaneii.  welch«  im  AuHlaiidc 
Vertamscb«!  gtgeo  Um  Mlhtt  oder  g9gea  MitunterthiuiL-o  bcKtuiguu  babeii,  bei  »twUercr  lUbhall- 
w«r<iiiiir  SB  bMtnOta  bareehtifft  vnd  «di«Mlir  sei?  Iri«r  fllHniraoff««t,  w«l1  dieser  Fitll  di«Rochto- 
vcrhältiÜMe  vcrsi-htedoncr  RtaHtm  zu  i  iii:iiHl'  r  ni.lif  t"  iiihii.  •.t.inl.  rii  nur  die  Ansdelnnm;.'  ilor 
SUatagew-alt  und  ihrer  Gebote  filr  die  oijjuuun  An(;chärii;cn  bctiiffl.  Dieser  riuict  lai  »uiuil 
M  der  ÜBteniodmoiir  der  vBüiemcliflldMn  tAthn  von  kefner  BtAtntang. 

t)  8.  die  ubeii,  »eite  6J!>,  Amii«rk.  1,  »ntfefilhrlcn  St  hrinen.  welche  »ith,  wenn  aiu  h  niehl 
MMchUeHUeli  ao  deeh  weeenUicfa  sucli  mit  der  aUgemeiniieii  k  r»gii  be«vhiUU4i«u  luuaütcii. 
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ntsiUch  wahrend  sehr  laqger  Zeit  yon  Orandansiditflh  lie1ic$nälit,^Nvel^ 
eine  euüSsslicbe  Erörterung  der  Frage,  ob  Qnd  wie  weit  der  Staat  etwa  40^ 
aber  seine  Grflnien  hinansreichende  Bechtsanfgabe  habe,  nicht  erfbrdertoif 
theilweise  gar  nicht  zaliessen.  So  lange  nftmlich  im  philosophischen  Staate- 
rechte der  Staat  nicht  als  ein  Glied  in  der  anfstdgenden  Reihenfolge  von 
menschlichen  Ordnnngni  des  Zosammenkbens  anfgefissst  wurde,  sondern  mit 
Einem  Spmnge  von  dem  einzelnen  fndiTidnnm  znrn  einheitKohen  Organismns 
eines  ganzen  Volices  fortgeschritten,  in  letzterem  dann  aber  auch  das  Endziel 
alles  gemeinschaftlichen  Lebens  gefunden  wnrde,  mnsste  J^e'  Fknge  kurzer 
Rand  verneint  werden.  Es  war  ja  klar,  dass  jeder  Stttit  im  tfer  sich  and. 
die  Seinigen  nach  den  besonderen  Terabrednngen  zn  sorgen  hatte,  die  Be- 
dflrfiüsse  AnswBrtiger  aber  lediglieh  darch  die  ton  ihnen  gebildeten  Vereine 
nnd  deren  Einrichtongen  m  heschalTen  waren,  eben  weil  sie  den  diesseitigen 
Znstftnden  nnd  deren  Absebliessnng  in  höchster  Instanz,  dem  Staate,  lücht 
angehörten.  Im  Völkerrechte  aber  war,  nnd  ist  sogar  bei  Vielen  jetzt  noch, 
die  Annahme  eines  völlig  nnverbnodeneo;  atomistlschen  Nebeneinander* 
bestehens  verschiedener  von  einander  ganz  miabhSngiger  Staatsindividueii  die 
Grundlage  aller  rechtlichen  Begreifung  und  BeweisfUhrnng.  Nicht  erst  einer 
Erörterung  bedarf  es  nnn  aber,  dass  bei  dieser  Anfliusang  gmndsfltzlidi 
jeder  Staat  seine  ganze  [iu^itive  Thätigkeit,  also  auch  die  auf  Herstdlnng  der 
Kenhtsordnung  gerichtete,  streng  auf  sich  selbst  zu  beschränken  hat;  dass 
also,  mit  anderen  Worten,  auch  hier  die  Frage  nach  einer  Ausdehnung  der 
Rechtsanfgabe  grundsätzlich  und  vorne  herein  abzuweisen  ist.  Allerdings 
besteht,  auch  nach  dieser  Ansicht,  die  Pflicht,  andere  Staaten  nicht  zu  be- 
leidigen noch  durch  Unterthanen  beleidigen  zu  lassen.  Allein  hierdurch  wird 
nur  ein  rein  negatives  Verhalten  veranlasst,  nnd  es  ist  bloss  die  Aufzahlung 
einzelner  Handlungen  nöthig,  welche  zu  unterlassen,  beziehungsweise  zu  ver- 
hindern sind.  Diese  Bezeichnung  kann  denn  aber  olino  oin  Aufsteigen  zri 
den  obersten  Grundsätzen  erfolgen,  und  ist  denn  nucli  so  luiiaiidelt  worden. 
• —  Der  jetzige  wissenschaftliche  Stand  beider  Disciplincn  ist  nnn  zwar  ein 
wesentlich  verschieden»  !  g.•^vor(Un,  und  dadurch  für  beide  die  Mciglichkeit 
und  Nüthwendigkeit  einer  Lcisung  des  Problemes  entstanden ;  allein  noch  sind 
die  besseren  Grundansichten  zu  neu ,  als  dass  schon  alle  einzelnen  Lehren 
von  ihnen  hatten  durclidi  ungi  ti  werden  künneu 

Ein  solcher  innerer  (rrund  war  nun  allerdintrs  weder  beim  Strafrechte 
noch  beim  bürgerliclKn  Kechte  vorhanden.  Im  rugcntheile  niu^ste  man  sich 
bei  dem  irstern  zu  allen  Zeiten  und  bei  jeder  Theorie  klar  darüber  sein, 
wt  iclir  il(  i  Arten  von  Handlungen  zu  bestrafen  seien;  und  es  konnte  somit 

1)  8o,  aber  A^UIch  auch  nar  ao,  lüMt  es  sich  erklAren,  daM  selbst  iu  den  Werken  von 
Stahl,  Bluntschli,  Büssler,  Morgenstern,  Bchüts enberg^cr,  Soria  di  CrispAftAt 
Flage  ttbw  die  AvedelumBS  der  BeebtMMrdmntspflteli^t  dee  BtMtee  anbeepiediCB  MelM. 
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die  Frage  aber  das  Territorial -Prindp  der  Strafe  nicht  mnguifeii  werden. 
Ebenso  iwr  die  CoUision  der  Statuten  eine  der  wicbtigsten  aUgemeioen  Lefaiea 
des  Civilrechtes,  velche  oicbt  imberllcksichtigt  bleiben  durfte.  Und  so  kam 
es  denn  anch,  das  das  Meiste  und  das  Beste,  was  bisher  Ober  d^n  Umftoif 
der  staatlichen  Rechtsao^be  geleistet  war,  Ton  Bearbeiteni  dieser  beiden 
Rechtsthcile,  vor  JUlem  tou  Crimjnalisten,  henUhrte.  Dennoch  lagen  aach 
hier  Grttnde  tot«  welche  die  Ausbeute  nicht  so  rddi  werden  Hessen,  als 
eigentUcfa  sa  erwarten  stand.  Einnul  nSmlidi  erschien  es  sehr  Tiefen ,  iun 
nicht  zu  sagen  den  Meisten,  in  beiden  Wissenschaften  möglich,  die  vorliegende 
Frage  ledigMch  anf  dem  Boden  des  positiTen  Rechtes  zo  behandeln,  ohne  dass 
zn  den  höchsten  Gründen  aofgestiegen  werde.  In  wie  fenie  diese  Anffassang 
zn  einer  genflgenden  LOsnng  der  eigenen  Anligaben  dieser  Wissenschaftm 
führte,  kann  hier  dahin  gestellt  bleiben;  allein  klar  ist,  dass  sie  die  Doreh- 
aibeitnng  der  allgemeinen  Frage  empfindlich  TerkOmmerto.  Zweitens  aber 
warde,  nnd  swar  Tomgsweise  ton  Givilisten,  bei  grandsttsücher  Behandlnng 
der  Frage  der  Fehler  begangen,  dass  man  nicht  höher  als  zn  dem  Satze  anf- 
stieg:  es  kOnne  ein  Richter  nor  snn  Landesgesetz  anwenden.  Kan  lenchtei 
aber  ein,  dass,  selbst  wenn  dieser  Satz  ganz  richtig  gewesen  wftre,  er  darüber, 
wie  weit  dieses  Laadesgesets  aasgedehnt  werden  kOnne  ond  solle,  gar  nichts 
aussagte.  Diese  aber  ist  eben  der  Kern  der  Frage. 

£ine  genanere  Prüfung  der  vorliegenden  Ansichten  über  die  Ausdehnung 
des  Rechtes  und  der  Pflicht  der  Staaten  zur  Anfrechterhaltnng  der  Rechts- 
ordnnng  nnd  namentlich  zor  Anwendung  von  Strafen  zn  diesem  Zwecke  Usst 
denn  nun  erkennen,  dass  dieselben  in  drei  wesentiicb  verschiedene  Gruppen 
zerfUlen.  Innerbalb  der  einsebien  dieser  Abtheilnngen  mOgen  immerhin 
antexgeordnete  Abweichungen  in  der  formellen  Fassung  der  Sfttae,  in  der 
Beweisftthrong,  vielleieht  selbst  im. Grundsatze  sein:  aDein  im  greesen  Ganzen 
wird  doch  entweder  eine  strenge  AbscUiessung  der  Sorge  des  Staates  Ar 
Rechtsordnnng  auf  sein  eigenes  Gebiet  aufgestellt;  oder  aber  zwar  ein  Hin> 
ansgreifen.  des  Staates  über  sein  Gebiet  und  über  die  dasselbe  betref ende 
Rechtsordnung  m  Bechtanvecken  und  aas  Bechtsgründen  gestattet,  diese 
Handlungsweise  aber  nur  bei  bestimmten  Uebertretnngen  und  aus  einzelnen 
Gründen  zagegeben;  oder  endlich  wird  die  Forderung  einer  allgemeinen  Welt- 
rechtsordnung und  die  Pflicht  zu  deren  Herstellung  nach  Kriften  und  Um- 
stünden beizutragen  anfigestellt  Es  stehen  sich  abo  audi  in  der  reinen  Wis- 
senschaft, wie  in  den  Gesetzen  und  den  Yerttügen  der  Staaten,  zwei  üusserste 
einander  widersprechende  Anscfaammgen  gegenüber,  und  zwischen  diesen  liegen 
gutgemeinte  aber  mehr  oder  weniger  folgewidrige  nnd  schwächliche  Versuche 
au  ebcr  Ausgldehung. 

1.  ZaUreich  shid  die  Rechtslefarer,  sowohl  unter  den  Beaibeitern  des 
Stnfiedites  als  unter  denen  des  Völkerrechtes,  welche  dem  Staate  eine  über 
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die  eigene  Sicherung  hinausgehende  Befugniss  mr  WiederhorsteUmsg  einer 
pest orten  lic«  litsunhniii^'  beizutragen,  nicht  eim';iiiiiK;ii ;  und  es  niuss  zuge- 
geben werden,  dass  nicht  "Wenige  von  den  Anhiiügoni  dieser  Aufliissunp  (tie 
Frage  scharf  und  giündlich  behandelt  haben.    l',s  begegnen  hi(T  sehr  be- 
deutende Nnmrn.  —  Vor  Allen  ist  Kl^inschrod  {,Ja;c^i^0lBc  OriaL-fL, 
Bd.  Vll,  S.  H^il  Ü.)  der  Ansicht,  dass  zwar  aU('rdiiiga'iv|Miid  der  Daa«r 
den  ckiQtücbcn  Reiches  ein  irgendwo  in  Deutschland  gegen  das  ganeine  Recht 
beganf?i  lies  Verbrechen  in  jedem  deutschen  Staate  zu  bestrafen  gewesen  sei ; 
dies^  Aufgabe  sei  jedoch  nur  eine  Folge  des  geschichUiches  UmstandeB  der 
damaligen  Rechts-  und  Staatseinheit  gewesen.  Für  die  souverän  gcwordenop 
St^iatt  II  (und  somit  ttberhaupt  fOr  alle  unabhängige  ii  Staaten)  bestehe  eine 
solche  Verpflichtung,  die  Ordnung  ausserhalb  ihres  (iebietes  aufrecht  za  er- 
halten, nicht.  —  Feuerbacb  (Lehrb.  des  {»einl.  Rechtes,  14.  Aufl.,  S. 
dr&ngt  seine  Ansicht  dahin  zusammen,  dass  der  Borger  nur  den  Stra%^ 
Fetzen  seines  eigenen  Staates  nntcrworfen  sei,  daher  gegen  einen  AnsUader 
lediglich  die  Strafgewalt  des  Staates  der  begangenen  That,  gegen  einen  m 
Auslände  fehlenden  Inlilnder  aber  nur  dann  eine  Stra%ewalt  begrOndet  sei, 
wenn  er  gegen  das  eigene  Vaterland  oder  dessen  Angehörige  sieb  vergang« 
habe.  —  Die  von  Mittermaier  in  den  Noten  zn  Feaerbach  (a.  a.  0.,  Seilt 
55  sq.)  aufgestellten  Sätze  sind  wobl  folgender  Der  Staat  hat  keine  allgeineiae 
Rechtspflivbt;  er  tbnt  also  vollständig  genng,  wenn  er  bei  einem  im  Ao^' 
lande  begangenen  Verbrechen  a)  den  Aoslflnder  (wenigstens  unter  UmBtftnden) 
ausliefert;  b)  den  InlBnder  selbst  bestraft.  letsteres  darf  er  aber,  selbst 
ohne  besondere  Bestimmong  der  Landesgesetzgebong,  wenn  entweder  der 
Untertban  sich  im  Auslände  gegen  den  eigenen  Staat  oder  dessen  im  InUude 
befindlichen  Angehörigen  verging;  oder  wenn  er  gegen  eine  im  Inlande  Aber* 
nommeiie  Pflicht  sieb  verfehlte;  endlich  wenn  er  in  fraudem  legis  in  das 
Ausland  ging.  —  Einer  eigenen,  ansfllbrlichen  Pminng  bat  Ahegg  (Ueber 
die  Bestrainng  der  im  Auslande  begangenen  Verbrechen.  Landsh.,  1819)  den 
ganzen  Gegenstand  unterworfen.  Der  Satz,  von  wdcbem  er,  (freüicb  ohne 
ihn  zu  beweisen,)  ausgeht,  ist  der,  dass  der  Staat  nor  innerhalb  sdnes  Ge- 
bietes den  Recbtsstand  zu  sicbem  habe.  Ansserbalb  seiner  Or&nzen  werden 
weder  seine  Gesetze  verletzt,  noch  seuie  Pflichten  in  Anspruch  genommen; 
besonders  aber  dOrfe  die  Strals^chtsbarlnit  des  Statttes  nicht  aoB  blossen 
GrQndcn  der  Politik  aber  die  rechtlichen  Grtnaen  aasgedehnt  werden.  Diess 
wird  dann  mit  Folgerichtigiceit  auf  die  einzebien  Fftlle  angewendet,  und 
namentlich  behauptet,  dass  der  Staat  keinerlei  vorsQi^iches  Recht  an  sehie 
Untertfaanen  jenseits  der  Landesgrftnze  habe,  und  sie  also  auch,  ans  dieaum 
Grunde  wenigstens,  nicht  bestrafen  könne  wegen  Handlungen,  wdche  sie  im 
Auslände  begangen;  femer,  dass  bei  einem  vtm  einem  A^wBlndftr  im  Auslande 
begangenen  Verbrechen  gar  keine  rechtliche  Beaehung  zu  unserem  Staate 
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bestehe,  ad  es  naeh  Snl^ect,  nach  Olffect,  nach  Ort,  oder  Gesets.  —  Beaan- 
den  klar  spricfat  sich  ferner  Hef  fter  ans  (Lehrb.  d  Griiii.>B.,  §  25  und  26; 
im  N.  AiduT  Ihr  Bd:  XIT,  S.  551  ff.;  und  im  Völkerrechte,  Ste  Avfl^ 
S.  68  fg.).  .^wj^At^folge  darf  Bich  kein  eiiuselner  Staat  den  Beruf  beilegen;' 
die  GerechUgksäli^iit^^  m  TerwirUichen.  Michi  nar  wirdbn  ihm  die 
Mittel  da2a  feUeii;'  eoddem  er  kann  ancb  nicht  fordern,  daa8  4Hi|ii^:#4Qip|[k 
sang  des  Beektes  amserhalb  seiner  Grtüuen  aneikannt  werde,  jäsr  Staat 
hat  viehnehr  die  Ansttbnng  seiner  Bechtsp^ege  auf  die  Grftnsen  seiner  völkei^ 
rechtlich  abgeschlOBSeiien  Wirksamkeit  m  bescbrinkeB.  Er  kann  namentlich 
Bvr  da  strafen,  wo  er  eine  Pflicht  auferlegen  darf;  dless  ist  aber  nur  bei  den 
Unterthanen  der  Fall.  Selbst  die  sog.  delicta  juris  gentium  geben  kein  Recht 
zur  Bestraiung,  (so  wichtige  anderweitige  rechtliche  Folgen  sie  haben  mögen,) 
weil  kein  Geseta  besteht,  wie  und  Ton  wem  gestraft  wsrden  soll,  eine  allge- 
meine reehtlicheUeberaeugnng  aber,  welche  etwa  dasGesets  ersetien  ktante, 
keineswegs  Torhaaden  ist ').  ^  Sodann  hat  auch  Köstlin  (Neue  Bevision 
der  Grundbegrüfe  des  Grim.-B.,  8. 786  sq.  und  System  des  Stra{^-R*s.,  Allgem. 
Tbeil,  S.  S8  %.,)  sich  bestimmt  und  geistreidi  ihr  die  Beechrflakung  auf  dae 
Staatsgebiet  aasgesprochen.  Seine  BeweidUirung  ist  im  Wesentlichen  fol- 
gende: Das  Recht  ist  awar  in  der  Idee  ein  Allgemeines;  allein  in  der  Er- 
scheinung nur  ein  Besonderes,  Positives.  Namentlich  ia  allen  staatsrechtlichen 
Bcaiehnngen  gibt  es  kein  anderes  Geseti,  als  das  eigene,  weil  nur  dieses  das 
individuelle  Leben  des  Staates  ausdrückt  Die  speeifischen  Staatsfhnctionen 
sind  wesentlich  territorial,  und  zwar  in  dem  doppelten  Sinne,  dass  sie  aas- 
sddietsende  Geltung  innerhalb  des  Gebietes  haben,  und  dass  sie  Aber  dasselbe 
hinaus  gar  nichts  gelten.  So  kann  zwar  möglicherweise  der  Staat  in  Fragen 
des  bargerlichen  Rechtes  AusUnder  billig,  d.  h.  nach  ihrem  eigenen  Rechte, 
behandeln ,  weil  hier  der  Staat  «seine  Besonderheit  relatiT  negattr»  setzen 
kann;  dagegen  hat  sich  die  Strafrechtspflegc  auf  das  Staatsgebiet  zu  be- 
Bchrflnken,  und  die  individuelle  Besonderheit  anderer  Staaten  zu  achten. 
Durch  Bestrafung  einer  ausserhalb  sdnes  Gebietes  begangenen  Handlung 
würde  der  Staat  in  die  Reefate  emes  andern  Staates  eingreifen.  Das  Völker- 
recht verlangt  nur  gldchen  Rechtsschutz  auch  für  den  JusUnder,  und  ihm 
genügt  bei  einem  im  Auslände  begangenen  Yerbrechen  entweder  Ausliefening 
oder  Ueberaahme  der  Bestrafung  iin  Namen  des  berechtigten  Staates.  Sehr 
ausführlich  werden  noch  die  beiden  Sätze  bestritten,  dass  ein  im  Auslande 
fehlender  Inländer  diesseits  bestraft  werden  könne,  und  dass  selbst  ein  im 
Auslande  von  einem  Ausländer  begangenes  Verbrechen  unter  Umständen 
diesseitiger  .Strafgerichtsbiirkeit  ra  verfallen  vermöge. 

'Weniger  ausführlich  in  der  B^üudung,  allein  nicht  minder  bestimmt 


1)  Ueber  etne  yon  Heffter  gemachte  beioodero  Anwendung  i.  weiter  unten. 
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in  der  Aufstoll  t  in  er  drs  Grundsatzes  i^t  oino  Anzahl  von  Sclirift^tcllrrii  aber 
Völkerreclit ,  und  zwar  gerade  von  dm  Neuoren  und  Angcsehrnpu.  ist 
z.  B.  Story,  (Conflirt  of  laws,  cd.  i',  S.  öir, .)  unbedingter  Anhänger  der 
Beschr?lnkung  aller  und  jeder  Straf^M  rii  litsharkeit  auf  das  Gebiet  des  Staates 
und  die  in  demselben  begangenen  Handlungen.  Ansdrncklich  billigt  er  die 
Lehre  des  englischen  comn.ou  law,  dass  der  Staat  weder  ein  Hecht  habe, 
ein  ansser  seinen  Gränzen  begangenes  Verbrechen  zu  bestrafen,  noch  eine 
Verpflichtung,  irgendwie  sich  darum  zu  bekümmern.  Sodann  ist  Oppen- 
heim (System  des  V.R.'j,,  S.  195  und  384  fg.)  für  strengste  Territorialität 
der  Strafgerichtsbarkeit  und  dafür,  dass  jeder  Staat  nur  sich  selbst  zu 
schützen  habe.  Femer  scheint  Wh  eatOB,  (Klemens,  cd.  2,  Bd.  II,  S.  137  fg.) 
dieselbe  Ansicht  zu  vertreten.  Mit  grosser  Entschiedenheit  Terwirft  Wild- 
mann (Institutes  of  international  law,  Bd.  I,  S.  60  fg.)  alle  und  jede  Ge- 
richtsbarkeit Ober  Handlungen,  welche  ausserhalb  des  Staatsgebietes  begangen 
worden  seien.  Die  Strafgerichtsbarkeit  sei  ein  Ausflnss  der  Staatsgewalt, 
diese  aber  habe  keine  rechtliche  Macht  ausserhalb  der  Staatsgränzeu  luid 
könne  nur  Unterthanea  Vorschrifteii  geben.  Als  einiige  Ausnahme  ivird  £e 
Bestrafung  von  Seeräubern  zugelassen,  nnd  aoch  diese  eigentUeh  nur  als 
eine  strenge  Ansttbnng  des  Kriegsrecbtes  gegen  einen  allgemeinrn  FetML 
Aaeh  Phillimorc,  (Gommentaries  upon  international  law,  Bd.  I,  S. 
steht  auf  dieser  Seite,  jedoch  mit  folgewidriger  Zulassung  der  Bestrafoag 
eines  eigenen  Unterthanen,  welcher  im  Auslande  gegen  die  dimdUge  fiochls- 
ordnnng  gefehlt  habe,  ünd  endlich  ist  es  die  eigentUebe  Absicht  der  nevetten, 
oben  bereits  angeführten,  Schrift  von  Sir  C.  Lewis  (On  fordgn  jnrisdictioB, 
a.  St.),  für  die  Anfrechterhaltnng  des  Teiritoria^aniicipea  wider  die  da- 
gegen Tersachten  Angriffe  einzutreten.  Die  von  ihm  gestatteten  Ausnahmen 
(Seeranb,  Verhreehen  auf  Dationalen  Schiffen  u.  s.  w.,  betreffen  den  eigent- 
lichen Streitpunkt  kaum  oder  gar  nieüt,  und  lassen  somit  den  Gnmdsati 
ungebrochen. 

2.  Nicht  wenige  Recfatslehrer,  und  iwar  nun  grossem  Theile  Ydlker» 
rechtBlehrer,  haben  sich  jedoch  za  einer  starren  Festbaltong  des  Territorial« 
principes  der  Strafftchtspflege  nicht  entscbliessen  kOnneo,  theils  wohl  In  dem 
Geftlhle,  dass  dasselbe  zu  Folgerungen  führe,  wekbe  mit  mensddieiier  Qesit- 
tigmig  and  mit  der  sicheren  Verfolgung  erirabter  Lebensiwecfce  schwer  vck^ 
einbar  seien,  theils  wegen  praktischer  Schwierigkeiten,  wdcbe  damua  fir 
das  friedliche  TerhAItniss  zu  andern  Staaten  entsteben  mMten.  Da  sie 
nun  aber  doch  anderer  Seite  nicht  zo  dem  Grondsatie  dner  aMgeaeiB« 
Weltrechtsordnung  nnd  za  der  Anerkennimg  einer  Pflicht,  zu  deren  Auf* 
rechterbaltung  mitzuwirken,  ansteigen  wollten:  so  haben  sie  sich  mit  der 
Aufsuchung  einzelner  Fülle  begnügt,  in  welchen  ansnafamsweise  Yerbrechen 
zu  bestrafen  seien,  wenn  dieselben  auch  nicht  innerhalb  des  Gebietes  and 


Digitized  by  Googl 


Di«  TOlkerrechtUche  Lehre  vom  Asjie.  067 

nielit  TOD  eigenen  Uhterthanen  begangen  wetden.  Die  Grflnde  fbr  solche 
Ausnahmen  sind  denn  freilich  sehr  Terschiedehen  Erwägangen  entnommen; 
bald  der  StaatsUaghdt,  bald  dem  sittlichen  Ahschc^o  gegen  besonders  schwere 
Reebtsverletzangcn ,  bald  einer,  in  anderen  FlUlen  nicht  beachteten,  Schutz- 
^  pflieht;  nnd  mehr  als  Einer  hat  bei  solchem  Bemflihen  wenige  rechtswissen- 
schaftliehe  fficherheit  nnd  logische  Folgerichtigkeit  bewiesen.  Die  Darstellung 
der  aof  solche  Wdse  gebüdete»  Sfttte  ist  keineswegs  immer  leicht,  nnd  es 
erforderte  namentlich  die  einzelne  An&fthlang  der  gemachten  Ausnahmen  nnd 
Ausnahmen  von  Aasaahmea  mehr  Baum  nnd  M ahe,  als  daran!  hier  verwendet 
werden  kann;  anch  ist  die  Zahl  Derer,  welche  diesen  Weg  eingesdilagen 
haben,  za  gross,  um  eine  ToDst&ndigc  AnHUirung  zn  gestatten:  doch  werden 
die  nachstehenden  bezeichnenden  Beispiele  ein  genflgendes  Yerstflndniss  dieser 
Art  von  Behandlung  geben.  —  Schon  Renazzi  (Eleownta  juris  crim.,  Bd.in, 
cap.  5,  §  3,)  Terlangt,  dass  der  Staat  im  Auslände  begangene  Yerhrechen 
bestrafe,  wenn  dieselben  so  schwer  seien,  dass  jedes  Volk  dn  Interesse  dabei 
habe,  sie  ganz  beseitigt  zn  sehen.  —  Kndolph,  (De  poena  delictorom  extra 
territorium  admissorum,  Col.,  1790,)  erachtet  es  für  eine  Pflicht  der  Mensch- 
lichkeit, (d.  h.  also  wohl  für  eine  sittliche  wenn  auch  nicht  strenge  rechtliche 
Pflicht,)  dass  auch  zur  Bestrafung  solcher  Verbrechen  mitgewirkt  werde, 
welche  zwar  unsere  Sicherheit  und  Wohlfahrt  nicht  verletzen .  wohl  aber  die 
anderer  Staaten,  vorausgesetzt,  dass  solche  Mitwirkung  von  diesen  fiimüen 
Staaten  verlangt  werde.  —  Schmalz  (V.-K.,  Beil.,  1817,  S.  157  fg.)  geht 
im  Allgemeinen  von  dem  Gruadsatiie  aus,  dass  wer  im  Auslände  Verbrechen 
begehe,  unser  Geset;^  nicht  verletze  und  nicht  feindselicr  i^c^vn  uns  handle, 
daher  auch  von  uns  nicht  bestraft  \verden  könne.  Dennocli  gibt  er  zu,  dass 
ein  diesseitiger  Unterthan  wegen  eines  im  Auslände  begangenen  schweren 
Verbrechens  auf  Verlangen  des  verletzten  Staates  bestraft  werden  könne.  Er 
will  ferner  Auslicierujig  fremder  flüchtiger  Vcrbreebor:  endlich  die  Bestrafung 
des  Lajidesangehörigen,  welcher  vom  diesseitigen  Gebiete  aus  fremdes  Recht 
verletzt  habe.  —  Martens  (Preci^  du  droit  des  gens.,  ed.  3,  S.  182  fg.) 
erkennt  zwar  keine  eigentlieln  lltcbtsp flieht  an,  ein  im  Au>^lande  gegen 
eine  fremde  Rechtsordnung  liogangenes  Verbrechen  zu  bestrafen,  i-^t  aber 
doch  der  Meinung,  dass  man  dazu  berechtigt  sei,  besonders  auf  erfolgtes 
Ansuchen ,  und  namentlich  werde  man  die  Bestrafung  einer  gesittigten  und 
befreundeten  Macht  nicht  absehlagen.  —  In  ziemlich  unklarer  Weise  spricht 
sich  Schmelzing,  (Enrop.  Völkerrecht,  Bd.  I,  S.  188  und  195.)  dahin  au^, 
dass  die  Staatsgewalt  nur  innerhalb  des  Staat-gehirtes  wirksam  fV),  und 
daher  keinerlei  Art  von  Jurisdiction  im  Auslände  erlaubt  sei;  gibt  aber  doch 
einem  verletzten  Staate  das  Ib  ciit ,  Genugtluuing  im  Auslande  zu  fordern, 
welche  zu  gewähren  sei,  wenn  nicht  etwa  besonder^  itnlitiscbe  oder  feind- 
seUge  Beziehungen  eine  Ausnahme   begründen.     Wie  immer  diess  nun 
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znpammpnhilngon  und  vorstanden  sein  mag,  jeden  Falles  geht  daraas  die  Aner- 
keminn^'  des  Satzes  hervor,  das«  der  Staat,  wenigstens  in  gewissen  Fällen, 
zur  Herstellung  der  Rechtsordnung  verpflichtet  sei,  auch  wenn  er  selbst  zu- 
nächst keine  Stöning  erlittt>n  habe.  Noch  schwerer  ist  es.  Kl  über'«  Ansicht 
(Y.-B.,  Ausg.  von  Mörstadt,  §  60— ,63)  in  bestimmte  SftUe  zosammonzn« 
drftogen  and  in  einen  logischen  Zusammenhang  zu  bringen,  and  es  dOrfte 
sich  wohl  auch  an  dieser  Stelle  erwahren ,  dass  bei  ihm  geschichtliches  und 
literarisches  Wissen  entschieden  überwog  Aber  rechtswiBsenschafllichcn  Sinn; 
allein  so  viel  ist  doch  unter  allen  Umständen  klar,  dass  er  die  Territorialität 
des  Strafirecbtes  als  Regel  aufstellt ,  dabei  aber  Ausnahmen  znlässt.  Nament* 
lieh  rftomt  er  einem  verletiten  Staate  das  Recht  ein,  «Genugthoong»  zu 
nehmen,  wenn  er  den  Verletzer  an  einem  Orte  treffe,  wo  gar  keine  Staate^ 
gewalt  sei.  Femer  will  er  ebenfalls  dm  Staat  verpflichten,  «^Genugthuung* 
m  Terschaffeo,  wenn  ein  fremder  Statt  anf  diesseitigem  Gebiete  in  seinen 
Rechten  beschädigt  worden  sei;  nnd  sogtr  «Strafe»  ni  erkennen,  wenn  er 
die  fragliche  Handlang  in  seinen  Strafgesetzen  verpönt  habe.  Endlich  ver- 
plKcbtet  er  sogar  den  Staat,  äm  eigenen  Unterthanen  im  Anftrag  eines  fremden 
Staates  (!)  za  strafen,  wenn  dieser  sich  in  dessen  Gebiet  veiiging,  oder 
sein  eigenes  Gesets  die  Handlang  aneh  Im  Falte  der  Begehnug  mit  Strsfe 
bedrohte.  —  Wenn  femer  Saalfeld,  (Handbncfa  des  podL  Völkerrechtes, 
S.  SO,)  erkUrt,  dass  der  Staat  iwar  nicht  Terpflichtet  sei,  die  im  Anslande 
hegamsenen  Yeibrechea  m.  bestrafen,  namentlidi  felis  sie  nm  Fremden  be> 
gangen  seien;  dass  er  aber  ein  Becht  dan  habe,  sowohl  wenn  er  den  FaB 
in  seinen  Gesetsen  mgesehen,  als  auf  Ansoehen  eines  fremden  Staates,  be^ 
sonders  bei  Staatsverbreehem:  so  ist  iwar  aneh  hier  Yerwimng  nnd  Ge- 
daakenkwigkeit;  allein  es  steht  JedenfeUs  die  Ansicht  fest,  der  Staat  habe 
die  Befegniss,  Ahr  Bechtsordnnng  ansserhalb  seiner  dgenen  nnmitteilbaren 
BetheUigong  bei  der  Verletzong  sn  sorgen.  —  Tittmann  (Die  Stmfrechts- 
pflege  in  vOlkerrechtL  Hinsicht  Dresd.,  1S17,)  führt  zwei  Gründe  für  die 
Ansdehnnog  des  Strafrechtes  Aber  die  eigene  Bechtsordnnng  an*  Einmal 
Bftmlich,  weil  der  Staat  an<b  im  Anslande  eine  Oberherrschaft  Uber  seine 
eigenen  Ünterthanen  habe  (?).  Zweitens,  die  Teimeidnng  von  Beschwerden 
fremder  Staaten.  Ansserdem  behauptet  er  noch  anderwirts,  (Haadbach  der 
Strafrechtsw.,  2.  Anfl.,  §  32,)  dass  delicta  Joris  gentium,  d.  h.  Terbreehea, 
welche  der  menschlichen  Natnr  gemäss  flberall  als  Yerbrecben  erachte^  seien, 
dem  Strafrechte  Jedes  Staates  onterlifigen,  aneh  wenn  sie  im  Anslande  be- 
gangen seien.  ~  Schärfer  fiust  Egger  die  Sache  anf,  wenn' er  0a.  ZeiUer^s 
JShrl.  Beiträgen,  1609,  Bd.  IH,  Nr.  3)  dem  Staate  ein  Strafrecbt  wegen  der 
im  Anslande  begangenen  Handhmgen  seiner  Bttiger  desshalb  beil^,  weil 
derselbe  dnrch  solche  Vergehen  selbst  beleidigt  sei,  er  fiberdiess  eine  Bflzg* 
Schaft  des  Rechtes  in  Besiebong  anf  seine  Ünterthanen  ftbenMunmen  habe. 
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Nur  unter  der  Voraussetzung  dieser  NochhQlfe  sei  der  Verkelir  unter  den 
Menschen  gesichert.  Gründe  der  Sta^itsklugheit  werden  nebenbei  angeführt. 
—  Helie  (Traite  de  Tinstruct.  crim.,  Bd.  II,  S.  495  sq.)  behandelt  zwar 
zunächst  nur  Sätze  des  positiven  fraiizüsischcn  Rechtes;  allein  seine  Beweis- 
führung findet  auch  auf  die  Frage  im  Allgemeinen  Anwendung.  Seiner  An- 
sicht nach  ist  es  nämlich  aligemeines  menschliches  Intercsst  .  dass  jedes 
Verbrechen  auch  bestraft  werden  kann.  Nun  würde  aber  eine  im  Auslande 
begangene,  dort  aber  tbat  u  lilu  h  hk  }it  zur  Strafe  gebrachte  That  straflos 
bleiben,  wenn  nicht  entweder  ausgeliefert  oder  vom  diesseitigen  Staate  be- 
straft würde.  Jt'üi^s  sei  nicht  thunlich  (V),  also  müsse  Strafe  erfolgen.  — 
Endlich  gekürt  auch  der  neueste  Schriftsteller  über  den  Gegenstand  zu  dieser 
Klasse,  nämlich  Berner,  (Wirkungskreis  des  Strafgesetzes  nach  Zeit,  Ort 
und  Personen,  Berlin,  1853.)  Derselbe  ist  einer  allgemeinen  Weltrechts- 
piücbt  des  Staates  entgegen ;  nimmt  aber  einen  doppelten  Grund  zur  Ueber- 
schreitnng  des  Territorialprincipes  an.  Einmal  geht  er  davon  aus,  dass  der 
im  Auslande  sich  vergehende  Inländer  durch  die  Persönlichkeit  der  Straf- 
gesetze der  diesseitigen  Gerichtsbarkeit  unterliege.  Zweitens  nimmt  er  an, 
dass  hinsichtlich  des  im  Auslande  gegen  uns  fehlenden  Ausländers  ein  natür- 
liches Strafrecht  bestehe,  indem  der  Staat  gegen  ihn,  welchen  sein  eigener 
Staat  nicht  im  Gesetze  erhalte,  in  einen  Naturzustand  surttcktrete.  Ver- 
brechen von  Ausländem  gegen  Ausländer  im  Auslande  begangen ,  betrachtet 
er  als  gar  keinen  Gegenstand  der  diesseitigen  Staatsthätigkeit.  (In  wie  ferne 
hiermit  freilich  der  für  Auslieferung  geltend  gemachte  Grund,  nämlich  die 
Verpflichtung  des  Staates,  fremde  Bechtspflege  sn  onterstfltzen,  flberein- 
atimmt,  ist  eine  andere  Frage.) 

3.  Die  dritte  Gruppe  von  Schriftstellern  hat  mit  der  ersten  die  Auf- 
stellung eines  allgemeinen  durchgreifenden  Gmndsaties  c^ndn;  allein  sie 
stellt  ein  nicht  nur  wesentlich  verschiedenes,  sondern  geradezu  inderspre- 
chendes Princip  au£.  Sie  erirannt  afimlich  nicht  bloss  ein  Recht,  sondern 
euie  Pflicht  der  Staaten  an,  za  einer  allgemeinen  Weltrechtsordnong  beiza- 
tragen  and  m  dem  Ende  erforderlicheD  Falles  ant^  zur  Bestrafimg  der 
ausserhalb  ihrer  Grenaen  begangene  BeehtSTvletsnng^  mitsavirken.  Biese 
Forderong  ist  zwar  keineswegs  immer  mit  dieaem  knrzen  Ansdmcke  for< 
mnlirt,  niweilen  mag  einem  Anhänger  der  Lehre  nicht  einmal  ihre  ganze 
Bedentnng  oder  Tragweito  genan  im  Bewosstsein  gewesen  sein:  allein  deren 
Anerkennung  Hegt  wenigstens  seiner  Stellnng  zn  der  Frage  Aber  die  rftomliche 
Anaddmnng  der  Stxa^erichtsbarkeit  an  Grunde  nnd  er  ist  somit  hierher 
n  rechnen.  —  Schon  Hngo  Grotins  bekennt  aldi  zn  dieaer  Lehre,  wenn 
er  anch  vieUdcht  nicht  sftmmüiche  in  ihr  liegenden  Folgenngen  zieht.  Er 
sagt  nflmlieh  (Bnchll,  Kap.  20,  §  40):  Man  nmas  wissen,  dass  den  Ronigen 
and  den  flbrigen  Staatsoberbtaptern  das  Becht  an  strafien  nicht  bloaa  bei 
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YerletzongeD  flirer  selbst  od«r  Omr  Üiiterttmwn  mteht»  sondfim  auch  bei 
Yeigehen,  welche  ^  lischt  beamden  betreffen,  Ms  diese  eine  aebr  schwere 
Yerletmng  des  natürlicben  und  des  TlUkeirechteB  sind,  sleicbgQltig  gegen 
wen  immer  gerichtet  Ich  sage  ansdrUddicb:  gegen  wen  immer  gerichtet; 
also  nicht  bloss  wenn  gegen  die  eigenen  Unterthanen.  —  Ebenso  erkennen 
Hert  (De  colL  leg.  §4,  Nr.  18^21)  and  P.  Voet  (De  statntis,  §4,  cap.  2, 
Kr.  6)  die  Strafbarlieit  der  von  Unterthanen  im  Anslande  begangenen  Bechte- 
verletamgen  an.  Allerdings  ist  der  nAebste  Omnd,  welchen  sie  rar  Be> 
grOndnng  ihres  Satzes  angeben,  n&mlich  die  Einordnung  der  Strafgesetas 
nnter  die  statuta  personaüa,  ein  schiefer;  ^ein  im  leUten  Grunde  kann 
auch  diese  Behauptung  nur  auf  der  Anerkennung  .einer  allgemdnen  Bechts- 
Ordnung  berohen.  —  Yattel  (Buch  II,  Kap.  0|  §72^.)  bespricht  die  Frage 
von  dem  Standpunkte  der  Yerpflichtnng  eines  jeden  Staates,  seine  0nter» 
thanen  von  den  Yerletznngen  fremder  Bechte  absuhalten,  und  erklärt  sie  in 
Folge  dessen  für  berechtigt  und  verpflichtet,  alle  schweren  von  den  eigenen 
Borgern,  gegen  Fremde  und  im  Auslande  begangenen  Ycrbrechen  selbst  an 
bestrafen,  oder  die  Thttter  ansauliefem.  So  wenig  nun  diese  eine  EnU 
scbeidong  die  ganze  Frage  deckt,  so  liegt  ihr  doch  dne  entschiedene  LSog- 
nung  des  Territorialprindps  zu  Grunde.  —  CHmz  klar  und  unumwundea 
stellt  besonders  E.  S.  Zacharift  (Yiendg  Bacher  vom  Staate,  2.  Aufl., 
Bd.  Y,  S.  236  iqg.)  es  als  die  letzte  Aufgabe  des  rechtüch  geordneten  inter- 
nationalen Lebens  auf,  dass  ein  «WeltbOigerrecht»  von  jedem  Staate  ane^ 
kennt  und  vorkommenden  Fallbs  geschätzt  und  gefördert  werde.  Seine» 
auch  bei  dieser  Gegenhdt  nicht  unterlassene,  wunderliche  Art  der  Bebend' 
lang  und  die  bloss  fragmentarische  Art  der  Entwickhtng  hat  freilich  einer 
Anerkennung  im  weiteren  Kreise  Eintrag  gethan;  doch  ist  er  keineswegs 
ohne  Zustimmung  und  Nachfulgc  geblieben.  —  Zunächst  darf  auf  die  erste 
Bearbeitung  der  gegenwärtigen  Abhandlung  hiugc  wiesen  werd^  in  welcher 
der  Yersnch  gemacht  wurde,  das  Aufsteigen  zu  einer  Weltrcchtsordnung  als 
eine  wissenschaftliche  Nothwendigkeit  und  als  ein  praktisches  Bedflrfniss 
gesittigter  Staaten  nachzuweisen.  —  Fast  gleichzeitig  und  ganz  unabhängig 
von  diesem  Yorgange  filhrte  denn  die  Untersuchung  der  Asylfrage  auch 
A.  Bnimerincq  c^as  Asyhrecht,  18{i3,  S.  140%.)  zn  wesentlich  gleichen 
Ergebnissen.  Er  erkannte  es  als  die  oberste  Angabe  des  Yolkenechtes  in 
dieser  Beziehung  an:  das  Becht  zn  verwirklichen.  Da  dieses  nan  aber  nur 
durch  die  Rechtsordnung  möglich  sei ,  diese  wieder  nur  durch  die  Rechts- 
Verfolgung,  so  haben  die  Staaten  einen  Organismus  zur  Bechtsverfolgung  zu 
bilden,  dessen  Glieder  sich  gegenseitig  fordern  und  sttttien.  KamentUch 
mOssen  also  alle  Staaten,  um  das  Recht  hn  eigenen  Lande  wirksam  ver* 
folgoi  zu  kennen,  sich  gtgcnäeitig  das  Recht  einrftumen,  auch  Uber  die 
eigcntm  Grenzen  hinaus,  jedoch  mit  Wahrung  der  Oberhoheit  des  fremden 
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Staates,  ihre  Rechtsverfolgin^  auszudehBen.  —  Endlich  hat  auch  noch 
Yiilefort  (Des  crimeB  commis  k  Tetraiiger,  1855)  sich  dit^er  AuiTassung 
zugewendet,  indem  er,  um  den  Uiuutrflglichkeiteu  der  auf  das  Territürlal- 
ininoip  im  Wesentlichen  gestfitzten  fraoiOsischen  Gesetzgebung  ausgehend, 
zu  der  Terwcrfung  des  Grondsatzes  eelbet  and  zar  AoisteUang  einer  weiten 
Fordening  gelangt. 

Eine  aasfdhrliehere  Beurtheilong  dieser  verschiedenen  Anschauungen 
wird  unten,  im  dritten  Abschnitte,  versucht  werden.  Indessen  ergibt  fineilich 
schon  der  fluchtige  Ueberblick,  dass  die  Frage  aber  die  Yerpfliehtong  zur 
Bechtsordnung  beizntragen,  in  keinem  Falle  durch  eine  abgesonderte  Be- 
trachtung und  Feststellung  des  Strafrechtes  in  ihrem  ganzen  Umfange  gelüst 
werden  kann,  vielmehr  sowohl  der  Standpunkt  der  Yorheugung,  als  der  der 
Wiederherstellung,  und  in  letzterer  Beziehung  sowohl  das  bflrgerliche  als 
das  Strafrecht  ins  Ange  ge&sst  werden  mnss.  Die  Bechtsordnong  ist  ein 
Ganzes;  sie  steht  anter  einem  gemeinsamen  obersten  Grundsätze;  und  nur 
ans  diesem  können  aasreieliend  wid  vOlUg  verlfissig  die  Begeln  ftr  die  ein- 
wlne  Seite  des  Zustandes  geschöpft  werden. 

Wie  dem  nun  aber  auch  sein  mag,  jeden  Falles  gibt  die  Beantwortong 
dcor  allgemeineD  Frage  keineswegs  Auskunft  über  die  Lösung  der  einzelnen 
in  derselben  enthaltenen  Probleme.  Eine  glOddicbe  Behandlung  einer  Be- 
sondertheit  ist,  bis  auf  einen  gewissen  Grad  wenigstens,  vereinbar  mit  einer 
Terfeiilang  des  Hauptpunktes;  und  umgekehrt  ist  es  immerhin  mOglich,  dass 
der  Urheber  einer  im  Ganzen  richtigen  Ansicht  in  einer  einzelnen  Beziehung 
sich  geirrt  haben  und  folgewidrig  geworden  sein  kann.  £s  ist  also  immerhin 
ancli  die  Doctiin  und  die  Literatur  der  einzetoen,  oben  angegebenen  Fragen 
danusteilen.  —  Was  nun  aber  znnichst 

fi)  die  Lehre  von  den  Yorbeugungs-Maassregeln  znm  Schatze 

anderer  Staaten 

betrifft,  so  versteht  sich  von  selbst,  dass  hier  flberhaupt  nur  die  Bede  sein 
kann  von  Maassregeln,  welche  der  Staat  gegen  beabsichtigte  Unternehmungen 
elniehier  (bleibender  oder  vor&bexfehender)  Unterthanen  zu  treffen  haben 
mag.  Von  Yorbengongs- Maassregeln  des  Staates  gegen  seinen  eigenen  Ge- 
sammtwillen  za  reden,  wftre  sinntos,  und  die  von  dritten  Staaten  ansgehenden 
Handlangfln  hat  er  nicht  za  bestinimen.  —  Nichts  ist  bekanntlich  im  prak- 
tischen YOlkerverkehre  hiofiger,  als  dass  ein  Staat  von  einem  anderen  Staate 
die  Yomahme  von  Maassregdn  verlangt,  welche  er  za  seinem  Schutze  gegen 
Unternehmungen  d^  Unterthanen  des  In^oirlrten  Staates  filr  nüthig  erachtet; 
oder  dass  ein  Staat  sich  aber  die  Unterlassang  tolcfaer  Maassregeln  als  aber 
die  Unterlassung  einer  Pflicht  von  Seiten  der  Ussigen  Begierung  beklagt 
Nicht  selten  kommen  auch  in  der  That  Staatsanordnnngen  vor,  welche  ohne 
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vorgängige  Auffordenmg  von  Aussen  die  Vcrliindcning  einer  von  Untertbaoen 
gegen  das  Ausland  beabsichtigten  Verletzung  beabsichtigen.  So  z.  B.  die 
Versetzung  von  Flüchtlingen  in  das  innere  Land;  Besetzung  der  Grenze  zur 
Zurückhaltung  der  Unterthaneu  von  Einfällen  in  den  Kachbarstaat;  Verbote 
von  Vereinen;  Beschlagnahme  von  Waffen,  von  Schiffen;  Verhaftungen  von 
VerdÄchtigen  u.  s.  w.  lieber  das  Recht  und  die  Pflicht  der  Staaten  ist  also 
im  Leben  gar  kein  Zweifel  und  Streit  *);  höchstens  wird  über  die  Anwend- 
barkeit im  einzelnen  Falle  oder  über  Zeit  und  Maass  der  Vorkehmngen  ge- 
stiitten.  Um  so  auffallender  ist  demnach ,  dass  diese  ganze  Frage  bis  jetzt 
so  gut  wie  gar  keine  wissenschaftliche  Erörterung  gefanden  hat.  Eine  Be- 
rflcksichtigoiig  derselben  im  Strafrechte  und  im  internationalen  Privatrecbte 
ist  allerdings  ausser  Frage,  da  diese  Lehren  sich  nur  mit  Wiederherstellung 
gestörten  oder  angezi^eifelten  Rechtes  beschäftigen.  Allein  im  Völkerrechte, 
im  natürlichen  SUatarechte,  endlich  in  der  Politik  war  Ort  und  Veranlassung. 
Hier  war  nftmiirfi,  qucI  swar  in  jeder  dieser  Wissenschaften  von  ihrem  Stand- 
punkte ans,  an  nntenodien :  ob  überhaupt  Maassregeln  der  fraglichen  Art  zu 
treffen  sind?  in  welchen  Fällen?  und  von  welcher  Art?  Alles  dieses  aber  in 
der  doppdten  Richtung  der  Beziehungen  zum  Auslande  und  des  Bcchtsstandes 
der  eigenen  Unterthanen    Diess  ist  aber  nicht  und  nii^ends  geschehen. 

Von  den  Lehrern  des  Völkerrechtes  wird  der  Gegenstand  ganz  allgemein 
flbeigangen.  Selbst  Dicgenigen,  welche  dem  Staate  das  Recht  und  die  I'tlicht 
ausdrücklich  zusprechen,  seine  Unterthanen  zu  bestrafen,  wenn  dicselbca 
die  Rechte  anderer  Staaten  verletzt  haben,  berühren  die  Verhinderung 
solcher  strafbarer  Handlangen  nicht.  Lediglich  Yattel  streift,  Buch  n, 
Kap.  6,  §  72,  im  Vorbeigehen  an  die  Frage.  —  Ebenso  bleibt  die  Frage  im 
philosophischen  Staatsrechte  völlig  unerörtert  Diess  erklärt  sich  allerdings 
thdU  ans  der  allgemeinen  VemadUfluigong,  ja  selbst  leidenschaftlichen  Zu- 
Tftckweisang,  aller  Erörterungen,  welche  sich  auf  die  Prftventivgewalt  des 
Staates  beziehen,  theOa  daraus,  dass  sowohl  diaVerhAltnisse  der  Staatsgewalt, 
als  die  der  Unterthanen  nur  von  der  Seite  flirer  Rechte,  nicht  auch  ihrer 
Pflichten  betrachtet  zu  werden  pflegen;  allein  gerecfatfert^  wird  das  Ue her- 
gehen dadurch  keineswegs.  Und  am  wenigstens  ist  zu  verzeihen  das  ebeniaUs 
unbedingte  Stillschweigen,  wcldies  in  den  Systemen  d^  Politik  im  Giuizen  und 
der  Prävcntiv-Jostiz  (Rechtapolicel)  insbesondere  beobachtet  wird.  Will  man 
nämlich  auch  etWB  die  rechtlichen  Gründe  und  Folgerongen  einer  Verhinderong 
der  Unterthan«n  von  answflrtigem  Unrecht  anerOrtert  lassen;  so  sollte  doch 
jeden  Falles  Tom  Standpunkte  der  Klugheit  und  ZweekmMgkeit  unteraudii 
werden,  ob  und  was  hierin  zu  thun  sei  Sowohl  die  Bewahrung  eines  uo- 
getrftbten  Friedens  mit  anderen  Staaten,  als  die  Anordnung  der  nOthtgen 

i)  Man  vei^eiclx«  hierüber  «Ike  WHirttoiuberybdi«  Note  au  die  Hcbwetz  vuoi  tö.  April  laöS 

Uflff.  M,  am,  ML  m  V>.  ISS)* 
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yorkehrnBgeii  im  Inlands  sind  denn  doch  von  binreichend«  Bedentnng,  um 
VOM  erwogen  m  wdrden  *). 

Die  Frage  aber  die  Torbeogong  iit  somit  als  iriseeoflehaftlieh  TAUig 
biaeh  li^nd  m  erldären. 

Fut  aber  das  entgegengeselzle  Uebei  mOcbte  man  klagen,  binBichtlick 

m 

der  irisseneobalUiäien  KHMerongen  Uber  die  Ziehre 

r)  Ton  der  Bestrafung  einer  gegen  einen  fremden  Staat  oder 
dessen  Angeliörige  begangenen  Terletzang. 

Nicht  nur  ist  der  Gegenstand  imYolkerreebte  und  im  Stiafrechte  Aber- 
baopt  vielfuh  nnd  ansAbrlieh  besprocben  worden,  sondem  es  lanfen  aaeh 
die  Ansiebten  aof  das  verscbiedenartigate  ao»  ehiander.  Alle  möglichen 
Ueinongen  swisefaen  dem  Satze,  dass  der  Staat  Fremde  gar  nicht  an  schützen 
habe,  selbst  nicht  gegen  Handhingen  der  eigenen  Unterthanen,  nnd  der  Be- 
banptong,  dass  er  sogar  ein  im  Anshude  von  einem  AnslAoder  gegen  ans- 
lindisehee  Redit  begangenes  Verbrechen  im  NothMe  bestrafen  müsse,  haben 
ihre  Yertreter  geihnden.  Es  wird  jedoch  genügen,  wenn  im  Folgenden  nnr 
AniAihning  bekannter  Stimmfllhrer,  nicht  aber  YoUzfthligkeit  der  AnAhmngen 
erstiebt  wird. 

Die  Frage:  ob  der  Staat  die  gegen  einen  fremden  Staat  nnd  seine  Ange« 
hörigen  begangenen  Recfatsverletzongen  sn  bestrafen  habe?  kann  möglicher- 
weise fünf  verschiedene  33eantwortangen  erhalten,  von  welchen  bei  den  vier 
leiste  immer  die  spSter  angeffthrte  alle  froheren  Bejahungen  ebenfidls  an- 
nimmt, aber  je  noch  einen  weitem  Fdl  beUÜgt  Es  kann  nimlich:  aa)  jede 
Bsstrafong  in  solchem  Frile  geliognet  werden;  oder  bb)  dieselbe  anerkannt 
werden,  aber  nnr  gegen  InUnder,  welche  im  Inlande  gefehlt  haben;  oder 
ee)  ansser  diesen  auch  noch  Strafe  gerechtfertigt  werden  gegen  InUnder, 
welche  (bisher  nngestiaffc)  das  Yeibrechen  im  Auslände  begangen  haben; 
o^r  dd)  die  Bestrafimg  erstreckt  werden  anf  Unterthanen  des  fremden 
Staates,  welche  sieh  im  Auslände  gegen  denselben  verfehlten;  endlich  ee)  diess 
sogar  gefordert  werden  in  Beziehnng  anf  Solche,  wehdie  weder  des  bestra- 
fenden noch  des  verletzten  Staates  Unterthanen  waren,  als  sie  im  Auslände 
die  Bechtsordnnng  des  letzteren  beeintrftchtigten.  Alle  diese  togischen  Mög- 
lichkeiten sind  denn  auch  wirUich  als  Losungen  der  Fragen  anQ^estellt 


Zn  aa).  Weit  am  geringsten  ist  die  Zahl  Deijenigen,  wefadto  in  strengster 
Beschrlnkong  des  Staates  auf  seine  eigenen  Zwecke  gar  keine  Strafe  wegen 
der  Yerletsung  einer  auswärtigen  Bechtsordnnng  anerkennen  wollen.  Yen 


1)  Auch  icli  seibat  hab«  mich  (liesor  VcmachlH&iulgiiiig  nitzaschulrliKCn,  indem  ich  in  meinen 


worden. 


kSjMMM  der  f  tävmtiT-Jiutls''  die  Abwendanc  Toa 
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bekannteren  Strftfrechtslebrern  bekennt  sich  nur  Tittmann  (die  Stra^ 
rechtspflege  in  vOlkerr.  Hmsicht,  S.  15)  grondsützllch  zu  dieser  änssersten 
Ansicht,  und  zwar  auch  er  nnr  auf  rechtlichem  Standpunkte,  während  er 
—  freilich  wohl  sehr  nngerecbtfertigterwcise  —  ans  poUÜBchen  Gründen 
•ine  Strafe  zulassen  will.  Aaseerdem  beklagt  swar  Witte  Gl'ieditationes, 
8.  49ii|.)  die  geringe  Aosbildong  des  Völkerrechtes,  welche  einen  gegen- 
ieiti|Bn  Sehrts  noch  nicht  verlange,  scheint  aber  diesen  Zostand  doch  als, 
wcBigrtens  itzt  noch,  zu  Recht  bestehend  zu  betrachten. 

Zu  bb).  Weit  zahlreicher  sind  diejenigen,  wdche  eine  Bestrafung  ößt 
Tiiii1)iiyi|||^nii  .fremden  Seebtes  anlassen,  jedoch  nnr  in  so  ferne  dieselben  mn 
blefiMMIfg^^  ünterthanen  diBS  Staates  and  swar  inner- 

hafll^ipier  eigeaen  Gfenaen  begangen  wurden*  Solche  finden  Straflosigkeit 
bei  id^.  QBtef  Herrschaft  des  Staates  begangenen  ungerechten  Handinng 
onT^idNir  i|dt  d4pR  Begriffe  des  Becbtos  nnd  Gesetses,  flberdiess  gfiUkt' 
}li0i9pgen,  v^if^t^  von  Seiten  fremder  Staaten.  AUerdiqgs 

Ijfilihäil^läBä*  der  Bestrafimg  noch  keinesiisgs  mit 

Nodiprendisp^  ^das»  der  elniMiniisehe  Staat  das  Strafrichteramt  selbst  fllier- 
rili^lH  «  il^if^'19mt)ii^t  nnd  der  Klngbeit  (so  mit  diese  Beadi- 
di^  'eine  Ansliefernng  des  Angescbnldigten  an  den  verletM 
i^ljlj^il^'^ni'fii^g  ••▼or  seinen  Gerichten  mindestens  eben  so  vollständig 
lliiii^if}iiilis|[iii  Dieses  Ansknnftsmittel  irird  jedodi  Cut  einhellig  fOn 
den  rt^ifli  Standpunkte  Stehenden  als  der  Pflicht  and  der  Würde  dei 
Staates'  niriderianteid  Terworfen,  (man  sehe  Berner,  Wiiknngskreii» 
8.  184  nnd  die  daselbst  angefbbrte  Literatnr,)  nnd  dgenes  Torgehen  des 
Staates  selbst  gefordert  Za  dieser  Ansicht  bekemia  sieh  abers.B.  Black- 
sfone,  (Commentaries,  BachlT,  Cap.6;  Stephens,  Gommentariee,  Bd.1?, 
a  24Sft;)  Schmals,  (Vaikenreeht,  S.  157 sq.;)  Vattel  (Buch  E,  Kap.  «, 
§  101),  freilidi  ans  dem  fidadien  Chronde,  weil  der  Staat  eine  Hitsehnld 
flbemehme,  wenn  er  nidit  bestrafe;  Ahegg,  (Ueber  die  Bestraftmg  der  im 
Anslande  begangenen  Yerbrechen,  S.  82  IT.;)  Fenerbaeh,  (Lehrbuch, 
14.  Anfl.,  S.  54)  0;  Wildman,  (Ihstitntes  oi^  inten,  law,  Ijd.  L,  8.  SOO^ 
welcher  wenigstens  die,  freilieh  in  mebrfedier  Beiiehang  folgewidrige,  An- 
sieht der  englischen 'Gerichte  vertritt,  dass  ehie  Bechtsverletnng  fremder 
Forsten  oder  sonstiger  bedeutender  Personen  strafbar  sei,  namentUch  wenn 
geeignet,  die  friedlichen  Beziehungen  der  beiderseitigen  Staaten  zu  stören. 

1)  Wenn  F«aerbaoli,  a.  «.  O.,  die  Bestrafung  eines  ünterthaaea  wegen  eine«  im  Ao^ 
laal»  ffagm  dm  aig«ii«a  Staat  oder  dMM  AngchSrlge  bugifwun  VertireelwM        w>  wtttz 

■0  betrifft  diese  Aasnahme  den  hier  in  France  stehenden  Fnll,  nämlich  den  Schutz  einea  fremden 
StaAtes,  nicht.  Im  Uebrigen  masi  der  von  Feaerbach  fUr  seine  enge  Ansicht  angeführte  Orond 
(Ha  iiiwclillMslieto Vwpflldrtng  d«tBS«|«n  durah  duOeMts  Minw  Wfttm)  all  Mkradiwadi 
bezeichnet  werden.  Denn  man  frag^atürlich:  l)  Wie  aber,  wenn  da»  einbeltnisLhe  Ge»elB 
y erbrechen  auch  im  Aaalaade  TerbietR?  Und  1)  Ist  der  Staat  hienu  nicht  schuidig  aus  aO- 
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Nor  gans  Wenige  sind  geneigt,  dieser  Selbstbcstrafung  die  Auslieferung 
des  angeschuldigten  Unterthanen  vorzuriehen.  So  namentlich  Marquardsen 
(Art.  «Ansliefemng»  im  Welcker*8chen  Staat slexicon)  und  C.  Lewis  (Fonigu 
jurisdiction,  S.  29fg.);  und  auch  von  diesen  schiebt  wtuigstons  der  Erstere 
den  allgemeinen  Vollzug  der  Maassregel  noch  auf  bis  zum  Eintritte  einer 
grösseren  Gleichheit  in  der  Gesittigunj:  der  Staaten. 

Zu  cc).  Nicht  wonigo  fügon  den  im  Inlande  vorgefallenenen  Tlandlungen 
auch  noch  die  im  Aushmdc  von  diesseitigen  Unterthanen  Itgangonen  bei; 
natürlicli  unter  der  Voraussetzung,  da«*«  nicht  am  Orte  der  begangt-nen 
That  bereits  Strafe  «'rfolgt  sei.  Die  Begründung  und  Begrenzung  i<t  aller- 
dings ziemlich  verschieden.  So  beschränkt  z.  B.  Sclmielziug,  (Europ. 
Völkerrecht,  Bd.  1,  S,  188  ff.,)  grundsätzlich  die  Strafgewalt  des  Staates  auf 
dessen  Grenzen,  rüumt  aber  doch  einem  verletzten  Fremden  das  Recht  ein, 
Genugthuung  zu  fordern.  Saalfeld  (V.Ii.,  S.  80)  gibt  dem  Staat»  /\v;ir 
nicht  die  Ptlicht,  aber  das  Recht  der  Strafe,  falls  seine  Geseti:e  illM  iliaiipt 
be^tmrmte  Handlungen  untersagt  haben,  namentlicli  aber  bei  Staatsvc rl)r( m  ijen. 
Oppenheim,  (V.R.,  S.  19.>  vgl.  mit  384  ff..)  niisst  dem  Rechte  neben  der 
Territorialität  auch  noch  Persönlichkeit  bei ,  somit  eine  den  Unterthanen  iu 
fremdes  Gebiet  verfolgende  Verptiiehtuug.  Von  den  Strafreelil-lelin  ru  ist 
Rudolph,  (De  poeua  delict.  extra  territ.  commii^s.,  §  10-12,)  für  Bestra- 
fung der  im  Auslände  und  gegen  dasselbe  l>egangenen  Verbrechen,  falls  der 
verletzte  Staat  die  Bestrafung  fordere,  indem  der  Unterthan  tiberall  dem 
vaterländischen  Strafgesetze  nnti  rwur  ii  n  bleibe,  dessen  Anwendung  in  solchem 
Falle  allgemeiue  sittliche  l'lücht  ^ti.  Kgger  (in  Zeil  er 's  Beitrügen, 
Bd.  ni,  Nr.  3)  findet  die  Strafe  gerec  htfcrtigt ,  weil  der  .^taat ,  der  durch 
Verbot  bestimmter  Handlungen  Bürge  des  Rechtes  geworden,  durch  die  Ver- 
letzung selbst  beleidigt  sei.  Helie,  (Traite  de  l'instr.  crim.,  Bd.  II,  S.  495  ff.,) 
ist  für  die  Bestrafung,  weil  das  allgenume  Interesse  die  Möglichkeit  der 
Bestrafung  eines  jeden  Verbrechens  verlange,  eine  Auslieferung  drs  ( igenen 
Unterthanen  an  den  Verletzten  aber  nicht  statthaft  sei.  Von  Unrtcht  gegen 
den  Bestraften  sei  aber  kenie  Rede,  weil  neben  der  Territoritalitflt  des  Straf- 
gesetzes auch  eine  persönliche  Eigenschaft  desselben  laufe.  Mittermnier 
begründet  (in  den  Noten  zu  Feuerbacli's  Lehrbuch,  14. 'Aufl..  S.  55)  die  Be- 
strafung der  eigenen  Unterthanen  durch  die  Unmöglichkeit  der  Äuslitfening 
an  den  Verletzten.  Er  führt  naher  an,  vvtlche  Handlungen  auch  ohne  be- 
sonderes Landesgesetz,  also  gemeiurechtlich,  bestraft  werden  dürfen.  He  ff  t  er 
(V.R.,  2.  Auti.,  S.  Ib.S  fg.)  ist  für  die  Verptiichtung  zur  Vi  r>ehaffung  einer 
Genugthuung,  weil  sonst  da»  Recht  selbst  ein  Unding  oder  ohne  Realität 
wäre.  Köstlin  (Neue  Revision,  S.  738 ff.)  legt  dem  Staate  die  Veriitiiclitung 
auf,  im  Namen  des  fremden  Staates  die  gegen  dcuselbtu  begangenen  Ver- 
brechen zu  strafen.  Bern  er  (Wirkungskreis  der  Strafgesetze,  ä.  162)  erkennt 
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die  Sferafbtrkeit  an,  «eil  das  SfcrafgeMtc  ein  penonales  sei,  nnd  somit  der 
Staat  in  der  Yerletsiing  eines  answMgen  Bechtes  im  Auslände  ebenso  gnt 
dne  Becbtsverletnin«  nnd  eine  StAniDg  des  TlUkevTeclitliolMii  EinTemebmens 
adle,  als  venn  die  Handlmig  im  lolande  TorgefitUen  wire.  Phillimore 
endlich  (Commentaries,  Bd.  1, 8. 856)  verwirft  awar  die  Bestrafimg  eines  gegea 
einen  fremden  Staat  im  Auslände  fehlenden  Uatertbanen  im  Qrundsatae,  gOit 
aber  dodi  eine  weitTerbreitete  Uebung  eines  solehett  Strafredites  in  and  hllt 
diese  andi  fBr  gerediftfertigt  bei  Staatsverbrediea',  ifdl  diese  aonold  gegsi 
das  fremde  als  gegen  das  diesseitige  Gesetz  Verstössen  (?). 

Zu  dd)  ond  ee).  Wdt  geringer  allerdings  ist  irieder  die  Zahl  Der- 
jenigen, wdehe  dem  Staate  dasBedit  und  die  Pflidit  beimessen,  sogar  einen 
Andänder,  wdcher  im  Auslände  gegen  sein  eigenes  oder  gegen  ein  fremdBS 
Gesets  gefehlt  habe,  SU  bestrafen.  DlelteistenhhigneneinesoldieAni^abedei 
Staates  ohne  Untersdiied'der  beiden  Falle,  und  begnflgen  sidi  (wie  alabold 
nflher  erhellen  nird)  mit  Audieferang,  oder  dnd  wohl  gar  für  gimdidie  Un- 
nstandigkdt  Dodi  verlangen  einnlne  namhafte  Beditsgelehrte  aUerdiags 
andi  in  soldien  FAIlen  Strafe.  So  stützt  Sehmid  (Deutsdiea  Staats-IL, 
§67  und '88)  eine  Bestrafung  sowohl  des  InUnders  als  des  AnsUnders  auf 
die  Terpffichtnng,  an  dner  sittBdien  und  reditlidien  Ordnung  unter  denMea- 
sefaen  beisutrsgen.   Andere  fordern  wenigstens  dann  Stnfe,  wenn  in  der 
dnen  oder  der  andern  Voraassetrang  dn  Terbredien  gegen  dne  allgeiwis^ 
menscfaliehe  Yerpfliditmig  verslAsst  und  somit  sdne  UntetdrOdnng  im  snfS- 
meinen  Interesse  Hegt  -  So  sdion  Kenasai,  (Elemente  jur.  crim.,  L.IQ, 
c.  5,  §  3;)  and  jetzt  Heffter  (Lehrbudi  des  Strafr.,  §  27,  Kote  2,  uad 
YflUcenecht,  2.  Anfl.,  §  104)  ,').  Hierbd  können  de  denn  folgeriditig  kdnea 
Untersdiied  maehen  zwisdken  dem  Fremden,  der  gegen  das  eigene  Qeseli, 
und  dem,  der  gegen  ein  auswlrtiges  verstieas,  da  der  Grand  lad  dar  Fall 
der  Bestrafung,  welchen  sie  annehmen,  auf  bdde  Arten  von  Vergehen  eben- 
mAssig  passt  Endltdi  will  Berner  (a.  a.  0.,  S.  147  fg.)  wenigstens  eine 
Bestraftmg  des  im  Auslände  gegen  dessen  Bedit  fehlenden  Inländers;  dagegen 
vorwirft  er  jede  SMSndigkeit  Aber  dm  in  soldiem  Falle  befindUchen  Audftndtf . 

Ein  Gegenstand  der  viel&chsten  Verhandlungen  ist  endlich  noch 

• 

6)  die  Yerpflichtung  des  Staates  zur  Auslieferung  eines 

gefluchteten  Ausländers. 

Es  bedarf  nicht  erst  eines  Beweises,  dass  die  Gründe  ftlr  oder  gegen 
die  AnsUeferaag  eines  Inländers  an  fremde  Strafgerichte  keineswegs  aoch 

1)  Dieser  f'nU.  widerspricht  keincBwpg^s  der  v  n  Heffter   HXifÄ:cstellten,   oben  S.  Sn' 
AiutUlirlicb  aogefUlmea  Lehre  von  der  Beschr&okuug  «ies  SUatCB  auf  die  BetchütEoo«  der 
c%«Mn  SadMMHNbnuiv.  IM*  ▼«rteliaiw  «lB«r  «gvnatailMlflldMn  V«ipaiahMKg*  bwahiC  Ja  4m 
bestrafenden  Staat  sellwt  eV  i  f  dls.   K!(  ht  zu  lüujiniW  lit  fttlttclit  dM 
TSrleUtea  Staat«»  dadurch  wittderberyeetellt  winL 
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•■f  die  Fnge  AnwendoDg  erleiden,  ob  ein  Aosliiider  aasgelielert  werden 
dOrfe  oder  nidit?  Die  dem -Staate  gewdknüeli  sügesehEiebeoe  Terpfliclitiing, 
dasBeehtsgeseta  auf  aeine  eigenen  Bürger  edbet  anmwenden,  konont  in  dem 
letzteren  Falle  gar  nidit  aar  Frage ;  and  mmgekehrt  treten  hier  Bttekaiehton 
der  MemcUichkeit  gegen  anscholdigc  Opfer  freoider  Terfolgong  ein,  «ddia 
bei  lollndeni  nIdit  voifeonnnen  kfloaen.  'Knra,  die  Frage  über  die  Ana- 
liefisrang  von  Aailtedem  etefat  anf  eigenem  Gmnde  and  iat  m  ihrem  be* 
■ondern  Wesen  n  beantworten.  Weit  laufen  nan  aber  die  Aiidrfifain  und 
Grttnde  am  einandar. 

Znerat  eine  Anfcthlnng  Derjeuigen,  wdehe  eh»  Analiefenmgspflicht 
nicht  anerkennen,  and  «war  m%  Sondemng  aadi  der  Art  der  Schriften,  in 
denen  de  eich  anssprechen. 

Yen  den  Systemen  des  Yillkerreehtes  erklirt  sich  efaie  groeee  Anzahl, 
nnd  zwar  sowohl  solche ,  welche  anf  philosophisch- ,  als  solche ,  welche  auf 
posiÜT-rechtlicher  Grundlage  stehen,  gegen  eine  rechtliche  Verpflichtung 
des  Staates,  Ausländer,  die  er  in  sein  Gebiet  zugelassen  und  somit  in 
seinen  Schutz  aufgenommen,  zur  Untersnchong  und  Bestrafung  an  den  von 
ihnen  angeblich  verletzten  Staat  auszuliefern.  —  Schon  Pufendorf  (Jus 
nat.  et  gent. ,  L.  Vin,  c.  6,  §  12)  erkennt  keine  vollkommene  Pflicht  der 
Auslieferung  an.  Nur  wenn  der  Schützling  auch  nach  der  Aufnahme  seine 
ünttTnchmungen  gegen  den  fremden  Staat  fortsetze,  sei  die  Maassregel  ge- 
rechtfertigt. (Frage:  ob  nicht  vielmehr  Bestruiiiug  - )  —  Entschieden  spricht 
sich,  was  Manchem  wohl  unerwartet  sein  mag,  gegen  Auslieferuug  aus: 
Schmalz,  V.Ii.,  5.  ir)8,  weil  sonst  despotische  üugLicchügkeit  auch  un- 
schuldig verfolgte  Männer  aus  ihrem  Zufluchtsorte  reisscn  könnte.  Und  wenn 
an  derselben  Stelle  die  gegenseitige  Auslieferung  der  deutschen  Staaten  als 
ein  Iii  weis  von  Freundschaft  und  Gefälligkeit  bezeichnet  ist,  so  kann  dieser 
scheinbare  Widerspruch  seine  Erkl&rung  in  der  Ueberzeugung  des  Verfassers 
finden,  dass  nie  ein  deutscher  Staat  despotisch  und  ungerecht  sein,  niemals 
einen  Unschuldigen  verfolgen  könne.  —  Auch  Saulfeld  (Handbuch,  S.  81  ff.) 
erkennt  grundsätzlich  keine  Auslieferungspflicht  an.  Seine  weitere  Ausführung 
der  angeblichen  Uebuug  ist  freilich  verwirrt  und  grundsatzlos.  —  Ebenfalls 
keine  volikonmiene  Pflicht  erkennt  Martens  (Pr6ci8  du  dr.  d.  g.,  S.  184 ff., 
und  f Erzählungen  merkw.  Fälle,  Bd.  I,  S.  21);  doch  gibt  er  zu,  dass  Aus- 
lieferungen häuhg  vorkonimeü,  theils  ia  Folge  von  Verträgen,  theils  gegen 
Reversalien,  theils  aus  blosser  comitas,  so  zwar,  dass  eine  Weigerung  alb  Beweis 
üblen  "Willens  betrachtet  werde.  —  Fester  gibt  Kl  üb  er  (V.R.,  2.  Aufl.,  S.  75j 
keinerlei  Verpflichtung  ohne  Vertrag  zu.  —  Dass  Pinheiro  Ferreira  (Cours 
de  droit  publ,  Bd.  U,  S.  32  ff?,  uud  179)  unbedingt  gegen  jede  Auslieferung 
ist,  kann  nicht  Wunder  nehmen;  wohl  dagegen,  dass  Wheaton  (ßlenienta 
dn  dr.  intern.,  6d.  2,  I,  S.  13^  ig.)  bloss  nur  die  Meinungen  für  und  gegen 
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anfiAhH,  Beine  gegen  die  Aoaliefieningspdieht  gehende  Meinung  thtt  me  er- 
rsüiea  liest.  —  Aof  einen  theofetiscb  ond  pnkti8clibedenUielK&  Boden  stellt 
sich  Oppenheim  (T.B,  S.  192  nnd  882),  wenn  er  smr  eine  natttiliche  Ans- 
fiefemngsverpfllchtnng  Iftognet,  dem  Staate  aber  znm  Behnfe  des  Hechtesdnitiiet 
den  AbscUnsB  von  Yertrflgen  za  gegenseitiger  AnsUefemng  sor  Pffidit  machei 
will,  jedoch  ivieder  nnr  mit  solchen  Staaten,  ivdehe  anf  gleicher  Gesitlnngs- 
stofe  stehen,  nnd  sich  seihst  ein  gebildetes  Recht  lor  An^jabe  steilen.  —  b 
klarer  Aasfthrong  setst  endlich  Heffter  (VJt.,  2.  Anfl.,  B.  119  Ig.)  aas- 
einender,  dass  keine  unbedingte  Bechtspllicht  sor  Ansiiefemng  bestehe,  es 
Tiebnehr  Sache  des  Gewissens  nnd  des  klagen  Ünnessens  sei,  Yertrlge  n 
schliessen,  nnd  zwar  namentlich  mm  Behnfe  gegenseitiger  Ansüefcning  is 
solchen  Füllen,  in  welchen  dem  Staate  selbst  oder  dem  menschlichen  Gescfaleckts 
an  der  Bestrafung  liege.  Unter  dieser  Yoranssetzong  sei  dann  aber  kciss 
Art  ytm  YerbrecbeD  ansgenommen;  anch  die  politischen  idcht.  —  Philli- 
more  (Commentaries,  Bd.  I,  8.  408  fis.)  endlich  ist  der  Ansicht,  dass  eise 
natflrliche  Rechtsverpflichtnng  snr  Anslieferang  nicht  bestehe,  sondern  de 
eine  Sache  der  GefUligkeit  nnd  Billigkeit  (comity)  sei 

Weniger  bedentend,  als  man  berechtigt  irfire  in  erwarten,  dnd  die 
Ansfblmingen  aber  das  Schntsreebt  nnd  die  Anslieibmngsplidit  in  den  eigean 
Werken  Aber  das  internationale  Privatrecht,  welche  sich  denn  doch 
anch  anf  strafrechtliGhe  Fragen  erstredcen.  Doch  sind  dieeelben  wohl  sDe 
gegen  die  Annahme  einer  nnbedtngten  und  natOrlicben  Pflicht.  So  s.  B.  Toet 
(De  statatis  eoornmqne  concorsn,  Sect  XI,  c  1,  no.  6);  Leyser  (UeäbL 
ad  Pand.,  med.  10);  Story  (Gonflict  of  laws,  2.  Anfl.,  8.  516 fg.);  Foelix 
(Droit  intern.  pnv6,  S.  579). 

Ansfllhrlich  dagegen  wird  die  lGcht?erpflichtimg  zur  Anslieferang  be* 
hauput  in  einigen  Sonflerschriften.  —  Mit  grosser  Lebendigkeit,  a&etB 
mit  mehr  Wortgeprange  nnd  Leidensehaft,  als  mit  stichhaltigen  Grflndea 
wird  jede  Anslieferang  bekSmpft  tod  Canchois  Lemaire  nnd  Gnyet 
(Appel  h  Topinion  publique,  k  la  Haye,  1817).  Urnen  ist  die  Ao&ahme 
eines  Flflcbtigen  förmliche  Bechtspflicht,  die  Anslieferang  ein  Verbiechen 
gegen  die  persönliche  Freiheit  ond  eine  Anmaassung  von  Gerichtsbarkeit, 
wo  keine  begrttndet  ist  —  Wsaeasohaftlicher  nnd  umsichtiger,  aber  mdit 
immer  folgerichtig  ist  Provö  Kluit  (wohl  eigentlich  den  lex)  De  dedi- 
tione  profngoram.  Lngd.  Bat,  1889.  Dun  zufolge  hat  der  Staat  ein  ?oll- 
kommenes  Becht  des  Asyles,  ond  der  verletzten  Regierung  steht  nur  eine 
Bitte  auf  Ansliefoung  so.  Die  GewShrong  derselben  ist  keine  ToUkommoie 
YerpflicbtuDg,  weil  der  Staat  nicht  die  Aufgabe  hat,  fremdes  Recht  sa 
sditttzen  nnd  zu  fördern;  doch  besteht  allerdiags  eine  sittliche  Pflicht  io 
Beziehung  auf  wAche  gemeine  Rechtsverletzungen,  welche  überall  als  solche 
gelten.  Unbedingt  angeschlossen  ist  somit  Auslieferung  wegen  kleinerer 
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VergeheD  ood  «egen  aDgebUeher  fltafttllcber  und  kSrcUidier.  Tol€tanigeii. 
Der  mderlegoDg  entgegengesetster  MdsiiDgen  ist  vi«l  Brau  gewidmet. 

SedeQteod  mm  aber  iit  tneh  die  Zahl  und  das  AnselieD  DereTf  welche 
im  Widerspruche  mil  den  bisher  angefahrten  Ansiehten  eine  rechtliche 
Yerpfliehtong  znr  Anslieferaag  anerkennen. 

Unter  den  Systematikern  spricht  sich  schon  der  Yater  desTdlker- 
.  rechtes  in  diesem  Sinne  mt  (s.  H.  Grotins,  De  jure  b.  et  p.,  lib.  n, 
c.  21).  Er  erachtet,  dass  der  die  Ansliefemng  verweigernde  Staat  sich  nm 
Mitschuldigen  des  Verbrechers  mache.  Der  Terletifee  Staat  habe  ein  Becht 
auf  Bestrafung,  welches  ihm  durch  keine  Herrschaftsbindlting  der  diesseitigen 
Regiemng  geschmälert  werden  dOrfe.  Ein  Schuldiger  habe  k^en  Ans^nch 
auf  Asyl;  zum  mindesten  sei  er  fortzuschaffen.  —  Dieselbe  Ansieht  verficht 
im  Wesentlichen  Cocceins  in  seinen  Praelect  ad  H.  Gr.  libros  de  jnre 
belli  et  pacis,  l  c.  Man  sei  dem  fremden  Staate  Uolfe  scholdig  in  seinoi 
Bemühungen  am  HersteUong  des  Rechts;  ferner  Burlamacqui  (Du  droit 
naturel,  T.  II,  p.  IV,  cap.  3,  §23 fg.)  und  Rutherforth  (Institutes  of  nat. 
law,  Bd.  II,  S.  12  fg.).  —  Buddeus  fJurispr.  histor.  spec,  317  fg.)  erklärt 
die  Verweigerung  einer  Auslieferung  für  eine  Rckidigung  des  verletzten 
Staates,  welcher  ein  grosses  und  gerechtes  Interesse  bei  der  Bestrafung 
habe.  —  AuchVattel  (Buch  II,  §230  fg.)  erkl&rt  sich  für  die  Auslieferung 
als  flu  t  iiie  Rechtspflicht,  jedoch  nur  bei  groben  gemeinen  Verbrechern,  als 
Mördern,  Giftmischern,  Brandstiftern,  Seerflubern.  Allerdings  sei  die  Rechts- 
pflege zunflchst  territorial;  allein  ausgenommen  sei  die  Bestrafung  von  Ver- 
brechern, welche  wegen  Schwere  und  lläuligkeit  ihrer  Hundlungeu  als  Feinde 
der  ganzen  menschlichen  Gesellschaft  erscheinen.    Solche  könne  Jeder  ver- 
tilgen, der  Hand  auf  sie  lege;  verlange  sie  aber  der  zunüclist  verletzte 
Staat  zur  Bestraiung,  so  seien  sie  ihm  zu  überlassen,  sowohl  weil  er  vor- 
zugsweise bei  der  Bestrafung  betheiligt  sei,  als  weil  bei  ihm  das  geeignete 
Verfahren  stattfinden  könne.    Der  Staat,  welcher  weder  ausliefere  noch 
selbst  bestrafe,  mache  sich  zum  Mitschuldigen.  —  Sodsinn  ist  auch  noch 
Kent  (Commentaries ,  Bd.  1,  S.  H(i  fg.)  sehr  entschieden  für  Auslieferung. 
Und  schliesslich  ist  doch  auch  ('ornwüll  Lewis  (Foreign  Jurisdiction, 
S.  31  fg.)  dieser  Ansicht.    Zwar  will  er  eine  förmliche  Rechtspflicht  nicht 
zugeben;  er  fülirt  jedoch  so  viele  und  m  schlagende  vermeintliche  Zweck- 
mÄssigktii^gründe  für  die  Auslieferung  an,  namentlich  die  weit  grössere 
Sicherheit  der  Untersuchung  und  eines  gerechten  ürtheils  an  dem  Orte  der 
wirklich  oder  angeblich  begangenen  Handlung,  femer  tÜe  Notiiwendigkeit 
die  Strafrechtsptlege  ausschliesslich  nach  dem  Territorialprincipe  zu  hand- 
haben, dass   sich   für  einen  iinhi  I  in??e?i  Prüfenden   aus  d(  n^-rll  cn  nicht 
bloss  ein  Billigkeitsgrund  (toantj  j,  sondern  vielmehr  ein  strengrechtlicher 
Beweis  für  die  Auslieferung  ergibt. 
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An  besonderen  Sehriften  Uber  die  Fnie,  irelebe  eine  Pflcttt  nr 
Anaiiefierimg  anerkamen,  sind  aber  namentliGh  folgende  xa  nennin:  Titt* 
mann  (Die  Stnfreebtspflege  in  TQOcerr.  BOckilcbt»  8.6ii|^  20%.);  Ho  man 
(De  delictis  peregrinoram.  Groen.,  1823);  0.  Convert  (De  deling.  tradHaone 
in  Belgio  permlsBa.  Gand.,  1828);  Bern  er  (Wirknngakraa  des  8tra^ 
gesetzes,  S.  178  fg.);  Bnlmerlneq  (Das  Asylrecht,  8.  151  %.)>  so  wie 
Blnntschli  (StnatswOrterbnch,  Art.  «Aoslieferong  polit  Yerbredrar»)  nnd 
Harqnardsen  (inWelcker's  Staatslencon,  Art  «Anslieferang»).  FreOidi 
ist  die  Beweisfthrang  dieser  ISchriiketeller  sehr  Tersehieden.  Wihread  nlni- 
Uch  Bemer,  Bnhuerincq  and  Bhmlschli  ifie  Aosliefernng  ganz  ein&eh  aaf 
die  Fffidift  des  Staates  statten,  sor  Beohtspflege  mitaiwirken;  Harqaardsen 
aber  nnr  eine  sitüicfae  Pflicht  rar  AnsUefemng  anerlcenht,  welche  erst  dnnh 
einen  Yertrag  m  einer  rechtlichen  Terhindll^keit  TeratSrkt  weide: 
die  Ansicht  der  üehrigen  im  Wesentlichen  dahin,  dass  der  Tetletste  Staat 
ein  Tollkommenes  Becht  anf  Bestrafiing  habe ;  wer  sich  ihm  hierin  widir* 
setze,  begehe  also  selbst  ein  Unrecht;  man  widersetie  sich  aber,  wenn  nun 
den  Flacbtliug  nicht  ausliefere  (oder,  nsch  Contrert&'e  Alternative,  densdbea 
von  dem  verletttea  Staate  anf  diesseitigem  Gebiete  aufgreifen  lasse). 

Schwer  ist  et,  Schmelz i  ng  and  H61ie  den  einen  oder  den  andeiai 
Gesinnungsgenossen  beisnordnen.  Der  erste  (Bd.  I,  8.  191  fg.)  spricht  sich 
nämlich  einerseits  entschieden  gegen  die  Yerbindlichkeit  zur  Ausliefemog 
oder  Bestrafung  ans;  findet  aber  eine  Willfährigkeit  ganz  unbedenklich  bd 
Gegenseitigkeit  und  wo  keine  dringenden  politischen  VerhAItnisse  das  Gegen- 
tbeil  erheischen.  H^lie  dagegen  erkennt  es  för  eine  Pflicht  des  Staates, 
^  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Rechts  zur  Geltung  zu  bringen,  ebenso  die 
sichere  Bestrafung  der  Verbrechen  für  ein  allgemeines  Interesse;  alleiu  den- 
noch will  er  keine  vullkoaimene  Pflicht  zu  einer  Auslieferung  sehen,  sondern 
nur  einen  freiwilligen  Beitrag  zur  allgemeinen  Rechtsonlimng.  Daher  sei 
die  Ausliefenmg  ins  Belieben  gestellt  und  den  allgemeinen  Grnnds.'ltzen  über 
Strafrecht  miterworfen.  —  Nicht  ungerecht  ist  es  wuiii,  jene  SnUa  für  un- 
verständig, diese  für  unverständlich  zu  crkläi'en. 

Nur  eine,  freilich  wichtige,  Nebenfrage  ist  es,  ob  etwa  die  Auslieleruugs- 
pflicht  ausnahmsweise  in  Beziehung  auf  gewisse  Arten  von  Verbrechern  zu 
beschraiikeu  i^ei.  Die  neuem  Schriftsteller,  auch  die  oben  genannten,  sind 
dieser  Ansicht,  freilich  aus  nicht  ganz  gleichen  Gründen. 

3. 

Die  Lehre. 

Es  ist  Wold  keine  Anmaassung,  wenn  sowohl  In  ini  Vorstehenden  dar- 
gelegte Stand  des  positiven  Bechtes  als  der  Befund  der  Wisseubchaft  als 
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ein  höchst  unct  riüL'f  ii(irr  bezeichnet  wird.  Schon  das  so  weite  Aubeiuaudcr- 
geiieu  der  Sutzuii^^eu  und  der  Meinungen,  dann  aber  auch  der,  zum  Theile  ' 
wenigstens,  sehr  auflfallcnde  Inhalt  derselben  beweist  grosse  Unsicherheit  und 
Steuerlosigkeit.  Offenbar  kann  in  diesem  Chao'^  nur  durch  eine  in  sich  fest 
begründete,  den  ganzen  Gegenstand  unitVL  sciide  Lehre  Ordnung  geschaffen 
werden;  zuerst  in  der  Theorie,  später  und  uliuiaiiiig  denn  woiü  auch  in  den 
Bestimmungen  und  Verträgen  der  Völker. 

Die  Herstellung  einer  solchen  Lehre  ist  denn  nun  aber  keineswegs  eine 
leicht (  und  einfache  Aufgabe.  Sie  erfordert  einer  Seits  die  Auffindung  und 
unludelhaft  logische  Entwicklung  richtiger  GrundBfttze,  anderer  Scits  Berück- 
sichtigung der  praktischen  ZntrSgliehkeiten  im- Verkehre  von  Staat  zu  Staat. 
Eine  ausschliessliche  Berücksichiigung  der  Folgerichtigkeit  könnte  leicht 
der  Anwendbarkeit  im  T.eben  schaden;  ein  blosser  Nüt/licbkeitsstandpunkt 
würde  des  Haltes  und  eines  Maasstabes  für  die  Wahrheit  entbehren. 

Zwcckmüs.'-ie:  es  natflrlich,  vor  Allem  die  Ursachen  des  bisherigen 
FeWschlagens  aufznlinden,  und  sie  zur  Vermeidung  ins  Auge  zu  fassen.  Ihrer 
sind  denn  aber  zwei  in  ungefähr  gleichem  Umfange  wirksame  zu  bemerken: 

\  ni  i  [  st  die  beinahe  gänzliche  Verna cblässigung  d(T  Untersncbnng  über 
die  Au'-ii  •Imung  der  Rechtsaafgabe  des  Staates  im  Allgemeinen.  Ks  ist 
einleuchtend,  dass  mau  ohne  eine  feste  Beantwortung  dieser  Frage  bei  dor 
Besprechung  der  einzelnen  Punkte  lediglich  im  ^Dunkeln  tappt ,  und  leicht 
zu  Winkflhrlichkf'iton  und  FoJgewidrigkeiten  konmit.  Wio  knnn  von  einer 
sielieren  mal  gegen  Zweifel  geschützten  Feststellung  der  Befugnisse  und  der 
PHicbtr-n  des  Staates  hinsichtlich  dieses  odfr  jenes  Falles  von  internationaler 
Rechtshtllfe  die  Rede  sein,  wenn  man  darüber  mit  sich  gar  nicht  im  Reinen 
ist,  welche  Aufgabe  er  überhaupt  in  Beziehung  auf  die  Herstellung  und  Auf- 
rechterhaltung der  Rechtsordnung  in  der  Welt  hat?  An  ganzen  Kfihfn  von  * 
Beispielen  liesse  es  sich  nachweisen,  dass  namentlich  drei  Felder  die  Folgen 
eines  solclien  mangelhaften  Ausgangspunktes  sind.  Einmal,  die  Aufstellung 
von  angeblich  obersten  Sätzen,  weiche  im  besten  Falle  nur  einen  Tb^i!  der 
Frage  beherrschen.  Zweitens,  die  Begnflgnng  mit  blossen  Behauptungen, 
anstatt  bewiesener  letzter  Gründe.  Drittens  endlicl),  die  völlige  üebergehnng 
ganzer  wichtiger  Seiten  des  Gegenstandes  *).   äo  lauge  hier  nicht  gründlich 

1)  Nachjtehende  Beispiel«  Vtmn  liah  bdiudw  nadi  Bellebfln  ^ioiMhMn.  —  Als  Beleg  d«r 

Annahme  i-inw  nur  theilwt'ise  nnsrt'!rh<'!nl»^n  Ratzes  ersthciüt  c«,  wfnn  man  von  dem  Axiom 
au^cbt,  der  ätaat  habe  mx  Kecht  zur  i>trait-,  aku  überhuiipi  tut  (iehchtsbwkeit,  nar  da,  wo 
«r  lar  AnUtgav  vw  Pflichten  berechtigt  sei.  Dies»  möchte  etw»  vod  Bwl«Ut»ag  Mbl  fir  dto 
8trr\frp<  htlicho  intematfonalo  Frage;  allein  es  igt  klar,  das«  damit  für  die  gunec  Vorhoagtings- 
frage  und  fUr  einen  guten  Theii  dos  interoatioaiüen  Friviitrechtes  gar  kein  Äuimlt&pimlit  ge- 
wonnen tat.  Der  BatB,  w«iid  «r  Mberfaanpt  wahr  kttm  bSdutens  ia  swettw  Unto,  ttagni 
fBr  dne  UnterabtheOong  stehen.  —  Begnügran?  mit  einer  blossen  Behauptung  anstatt  der 
Aofflndong  eine«  richtigen  obersten  Grundsatzes  ist  es  aber»  wenn  man  ohne  weiteres  setzt,  der 
Staat  dflift  «•  wog.  MM»  Jnlf  fwrttan  ««fm  ftrac  AMnikftMt  IbenOl  Toftlm, 
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gefaolüBn  irt,  ist  «Um  Andere  rnnsoost,  Mdutens  Stickiieck.  Dabei  aber 
Bei,  war  Yemeidnog  jedei  MiseventtDdidflfeB,  gleidi  itsfc  «udraddich  be- 
meikt,  dass  der  OmndflatB  der  «TenitorieUtit  dee  Becbtee»  keineewege  als 
die  lingst  gefondene  Löning  der  bler  geateUten  Anfgabe  betraefatet  werden 
kann.  Dieser  Grondsats  spricht  sieh  nnr  darttbcär  ans,  weiehe  AnliBabe  der 
Staat  in  sehiem  Innern  und  nüt  Bfleksicht  avf  die  Zwecke  seiner  AngdkOrigen 
hinsichtlich  der  Bechtsordnong  habe,  nnd  welehe  Rechte  und  Pfliehten  ihm 
in  dieser  Beiiehnng  zdhUen;  allein  bei  der  Asjlfirage  liandelt  es  sich  ja 
eben  davon,  ob  and  was  «her  diese  An^sabe  hiaans,  nimlich  in  Besiehong 
anf  fremde  Bechtsordnungeu,  za  leisten  sei? 

Die  «weite  Ursache  des  jetzigen  ungenogenden  Znstaadas  iat  der  Mangel 
Bo  Zosammenfusong  der  ganzen  Lehre,  die  Losreisspng  der  elnaelnen  Auf- 
gabe vom  Stamme.  Die  einzelnen  grossen  Fragen,  in  welche  sieh  die  Bd* 
hftlfe  «I  einer  Wettrechtsordnnng  logisch  zerlegt,  werden  —  mit  sehr  aelteDer 
Ausnahme  —  vollständig  getrennt  von  einander  behandelt;  in  der  Bogel  in 
gauz  verschiedenen  Wissenschaften.  So.  die  Vorbeugung,  so  weit  von  ihr 
Qberhaopt  die  Bede  ist,  in  der  Fdini;  die  BeciitehttlfB  in  bOigerlidten 
Streitigkeiten  im  Privatrechte;  die  internationalen  strafrechtlichen  IVagen 
im  Stralireehte  nnd  Strafverfidiren;  daa  Abbrecht  vnd  die  AnsBaferung,  viel- 
leicht noch  zuweilen  ein  Lappen  einer  der  anderen  Fragen,  imT<51keErecihte. 
flierdoreh  geht  nun  aber  nicht  nnr  die  Ud»erdebt  und  das  volle  Bewvsrtsehi 
von  der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  verloren;  sondern  es  wirkt  natilriidi 
die  Abtrennnng  uDgaustig  sowohl  aof  die  allseitig  ridbtlge  nnd  omfueende 
Ausprägung  des  obersten  Grandaaties,  als  auf  eine, folgerichtige  und  har> 
monische  Ausbildung  der  einaetoen  Abtheilungen.  Es  bt  nun  keineswegs 
die  Absiebt,  zu  behaupten,  dass  es  wissenschaftlich  munOglich  sei,  die  eia- 
aelnen  der  genannten  Fragen  abgesondert  za  behandeln,  (wird  ja  doch  auch 
hier  znnftehst  nur  Eine  derselben  erörtert ;)  vielmehr  ist  es  nat&rlidi ,  dass 
sie  in  denjenigen  Wissenschaftskreisen,  weldien  sie  dem  Stoffe  nach  ange- 
höreu,  gehörigen  Ortes  dargestellt  und  in  die  hierbei  passende  Verbindung 
gebracht  werden ;  allein  eine  richtige  Lösung  dieser  Probleme  ist  unmöglich, 


grÜDiea  Becht  su  tduiffeD  im  Stüde  sei;  oder  analmmt,  der  tiUat  koona  AremdM  B«cbt  wohl 
1b  Fnis«D  dm  MbfsaUdiM,  alclit  aber  auch  im  Mtadfclien  B«drt«t  ■■•riMmMB;  wlhnBi 
rtoch  der  erste  8«tc  Tollkommen  wlllkflhrlich  tind  xop-nr .  wenn  einmal  <Mnf  rtusgredphnter« 
R«cbtMuii^be  «ngeoommao  ist,  <^eobar  unrichtig  Ist  j  Ucr  zweite  ffegen  *ho  Ui^lichen  Krl^- 
rmgm  im  VSUurietaa,  b.  B.  M  BlaalsveiMIcm,  Unft,  «td  «otacwllteh  aelb«t  dtoXSglldikdt 
eine«  internationalen  Privatrechtes  IKttfrnct;  für  den  dritten  aber  gtir  kein  Gn.nd  r  :n/ii»ehea 
iat,  da  dooh  offeiUNU  die  Beeeh&tziUMi  de»  (»iiigerUchen  Seclitee  eine  eben  weseatUche 
atuldMDdldiw  trt,  als  du  OAlMkND  mit  poiMtehM  BMhtatt.  —  Sa  wddMa  «immb  Uekea 
aber  der  Manjrp!  .m  umfas'^enden  obersten  GrundflÄtf.en  führen  kann,  beweißt  gewiss  die  bis- 
herige Unterlawuüg  jegUchen  Versoehat,  die  Vorbeugung  von  Unrecht  gegen  firemde  Keetus* 
orSBaBgaii  wiaaMwilnaUA  aa  vatanaabaB  and  m  afdaaB»  Jadw  tttlgaMalDa  abanlafliMBdaMb 

ii>if*r  rttp  Aii";(!''hnnnH-  rlrr  Rrrhtspflif^hf  df's   ^ta^tos  hätte  mit  Ior^IrcIiU  IfBfhWWdlulNll 

Behandlaog  dieaer  Frage  geifUhrt,  und  awar  aogar  vor  allem  Aadem. 
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f?ttiiii  ile  niobt  in  Verttindoog  mit  tai  GruuigedAiikan  gehftlteii  wflrdan,  und 
Hiebt  gehöngen  OrtM  mdi  doi  verwandten  Fragen  anagewJiant  wird. 

Mit  der  Venneidniig  offmberer  Febler  flUlt  dann  aber  die  ricbtige  Lebre 
nocb  keineswegs  selbst  in  den  Scbooss.  Die  grosse  Yerschiedenbeit  der 
Ansiebten,  wie  sie  bier  tbatsicbiicb  voriiegt,  nnd  di^  Bartnftelagl&eit,  mit 
welcher  manebe  derselben  Jabrbnnderte  bindnreb  festgehalten  wird,  lassen  sieb 
nnr  dadmrdi  erUArai,  dass  mögliehmreise  mebrere  von  einander  gsnx  ab- 
weiebende  Ansgangspankte  genommen  werden  liOnnen,  nnd  zwar  mit  einem 
grossem  oder  geringeren  Grade  Ton  VerstAndiglceit  nnd  anter  der  Anfitbrang 
▼on  mebr  oder  weniger  scheinbaren  GrOnden.  Dessbalb  ist  es  denn  zur 
Gewinnung  eines  nnanfeohtbaren  Ergebnisses  wo  nicht  nnbedingt  nothwendig, 
so  doch  gewiss  sehr  xwecfcmftssig,  diese  Terscbiedenen  Ansichten  einaeln  nnd 
in  ihrer  vollen  Begrflndong  darznsteUen,  am  aaf  diese  Weise  doreh  Ter- 
gteichong,  und  vielldcbt  Verbindung,  zar  Wahrheit  zu  gelangen.  Die  Sache 
liegt  aber  folgendermaassen: 

Dass  jeder  Staat  eine  Bedilsordnong  nnter  seinen  Angehörigen  nnd  (ttr 
dieselben  anfrecht  n  halten  hat,  nnterliegt  keinem  Zweifel  Ist  auch  die 
Anifassung  des  Staates  als  einer  blossen  Bechtsanstalt  m  enge,  so  bleibt 
doch  die  Ani^e,  das  Becht  m  dchera,  immor  sehie  erste,  nnd  ihre  ErlUlnng 
ist  die  Bedingung  alles  Weiteren.  ~  Nicht  so  deatlieh  nnd  anbestritten  ist 
aber  die  Antwort,  wenn  es  sieh  frflgt,  ob  der  Staat  eine  natflrliohe  Ter* 
I^ehtnng  habe,  znr  Herstellung  einer  Bechtsordnong  ftkr  das  gesammte 
Ifensehengescblecht  beisotrsgen.  Davon  kann  l^dlicb  niemals  die  Bede  sein, 
dass  der  Staat  einen  Beehtsschatz  in  soldien  FAllen  handhabe,  welche  onier 
der  Botmässigkeit  eines  andern  anabh&ngigcu  Staates  stehen.  Hierza  hat 
er  nicht  nnr  keine  Pflicht,  sondern  nicht  einmal  ein  Becht.  Es  wftre  eine 
Verletzung  der  Selbststfindigkeit  nnd  der  ftr  alle  gleichmässig  l)estehenden 
oberhobeitlichen  Gewalt,  und  wOrde  llberdiess  endlose  Verwirrungen  und  Ver- 
widdnngen  herbeifOhren.  Selbst  wenn  ein  Staat  eine  Aufgabe  gegen  Ange> 
hörige,  welcher  er  an  sich  wohl  gewachsen  wäre,  aus  Ubiern  Willen  oder 
ans  Ungeschicklichkeit  nicht  erfOllt,  kann  und  darf  eine  fremde  Regierung 
keine  Handlungen  oberster  Gewalt  innerhalb  seines  Gebiets  und  Befugniss- 
kreises vornehmen.  Sie  ist  nicht  zur  Vormflnderin  Ober  andere  ihr  an 
Selbstbestimmung  und  Unabhängigkeit  gleichstehende  Vereine  und  dorcn 
Lenker  bestellt;  eine  nicht  erfüllte  Aufgabe  derselben  ist  eine  Unvollkoni- 
menheit,  für  deren  Heilung  sie  nicht  zu  sorgen  hat.  (Und  wenn  gegenüber 
von  der  Türkei  andere  Forderungen  geltend  gemacht  werden,  so  ist  diess 
eben  nur  desshalb,  weil  sie  im  Grunde  doch  nur  als  ein  Barbarenlagt  r  und 
nicht  als  ein  gleichberechtigter  Staat  gilt,  und  —  weil  sie  von  der  Gnade 
der  grossen  M&chte  ihr  Leben  fristet.)  —  Allein  wesertlich  verschieden 
hievon  sind  solche  Falle,  in  welchen  ein  Kecht  zwar  nicht  zur  eigenen 
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Rechtsordnimg  gehört,  jedoch  nur  durch  eine  diesseitige  Handlung  geschOt2t 
werden  kann.  Ereignen  kann  sich  di^s  aber,  wenn  entweder  der  ein  ans- 
.  wBrtigeB  Becht  Bedrohende  oder  Verletzende  sich  innerhalb  des  diesseitigen 
GeUetee  befindet  und  somit  nur  von  der  diesseitigen,  nicht  aber  auch  von 
eiimr  answArtigen  Gewalt  erreicht  werden  kann ;  oder  wenn  nur  durch  unser 
Mitwirken  ein  uns  zunächst  nicht  berührendes  wohl  aber  für  Andere  wün- 
fleheniwerthes  allgemeines  Rechtsverhältniss  ermöglicht  werden  kann.  In 
aoldirai  Falle  ist  allerdings  von  der  Beeinträchtigung  eines  fremden  Staates 
nicht  die  Rede,  da  das  von  diesem  Grcwünschte  nur  durch  fremde  Handlung 
bewerkstelligt  werden  kann;  aber  duiuit  ist  eine  rüiclit  zuintchst  ünbe- 
theiligtcr  zur  Vornahme  des  rechtlich  Unanfechtbaren  noch  keineswegs 
gleichbedeutend.  Diese  ist,  wenn  ihre  Leistung  gefordert  werden  will,  be- 
sonders nachzuweisen. 

Es  sind  nun  aber  drei  verschiedene  An>ichteu  über  die  Verpflichtung 
zu  solciicr  Thatigkcit  möglich:  eine  kosmopolitische^  eine  selbstsüchtige  und 
eine  vermittelnde.      *  '         •  " 

t)  DIt  kmtptliilMba  Hifftüiu 

geht  von  dem  Satze  aus,  dass  es  überhaupt  eine  sittliche  Änfjafabe  des 
Menschen  sei,  zur  Herstelliing  eines  vollkommenen  Rechtszustandes  nach 
Kräften  beizutragen:  thcils  schon  an  sich,  weil  die  Vernunft  einen  solchen 
fordere,  theils  weil  er  }>! aktisch  die  nothwendige  Bedingung  der  Erreichung 
alles  körperlichen  und  geistigen  Guten  sei.  Auf  diese  Grundlage  wird  denn 
auch  au  den  Staat,  als  au  einen  Verein  von  vernünftigen  Menschen  zu  ge- 
meinschaftliclicr  Erreichung  ihrer  Lebenszwecke,  das  Ansinnen  gestellt,  mit 
seinen  grösseren  Kräften  das  ihm  in  dieser  Richtung  Mögliche  zu  bewerk- 
stelligen. Dieses  Mögliche  aber  besteht  nun  eben  darin,  dass  der  Staat 
nicht  blos  für  den  eigenen  Kreis  und  iu  demseibeu  das  Recht  fördert  und 
sciiul/t ,  sondern  auch  ausserhalb  desselben  wirkt,  so  weit  man  seiner  be- 
darf und  er  nicht  auf  ein  näheres  Becht  zu  solchen  Handlungen  stösst  % 

1)  Diese  latilera  Befrlnsim«^  der  BelMUftpfllebt  datf  nkM  ttbenehea  werdtt,  wenn  ran 

nicht  die  ItosmopolitUchc  AnschauiinK  Ranz  falsch  aufTiiJwcn  uud  Ihr  unrecht  thun  will.  Weder 
mU  4«r  einsetae  Staut  dadorcb  gehindert  worden  „fich  local  und  nattoaal  so  fijciren",  nodi  wird 
«fiM  •llgeoMliM  itMlmclitlieli«  ißBrwHn  pitieBdl"  dadvnh  berteUt,  wie  dfew  Md«!  M»r> 
qaardson,  iu  dem  Art.  „Auylrecht**  im  Welckür'Hchcn  Stuatslexicon  anaimrol.  Von  einpr  Ver- 
ÜndcrunK  des  AlMchlowes  eines  Jaden  Staates  ist -gar  keine  Sed«.  Dieser  wird  vietmebx 
wesentlich  rorausgesetzt;  und  nnr  «b«n  desdudb  weit  die  auf  Ml«htt  Wdse  abgeschlessmea 
fllaaten  in  gewimon  Fällen  physisch  und  rechtlich  nicht  in  der  Lage  sind  das  Recht  aufrecht 
KU  erhalten,  wird  die  Forderung  einer  auf  gegenseitige  UntantUUung  berechneten  wetteren 
Gemeinschaft  gostelit.  Die  berechtigten  sdbstiaelMB  Zweek«  des  Staate  werden  In  kefoer 
Weise  dabei  berührt,  soudeni  nur  weitere,  auf  eine  höhere  Oestttigungtstufe  eintretende  aner» 
kaniit.  Ebenso  findet  der  BegrilT  einer  serrttus  patiendi  hier  in  keiner  Beiiehung  eine  Anwen* 
dang,  indem  vielmehr  eine  gegenseitige  actire  Unterstützungspflicht  in  bestimmten  N<rthlIilcB 
aufgestellt  wird.  Wenn  aber  gesagt  wird,  daM  «IMO  kein  Weltstaat  sondern  eine  Staatenwelt 
bflat«he,  so  Ist  «  gemde  die  AnUmlM,  die  mngfaiadm  Steattawdt  (aieht  an  «ln«m  Welt» 
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Nadi  dieser  ijialcbt  ist  alio  die  FfUeht  ent  denn  Tollstlndig  eiftUt,  weaa 
auf  der  gamen  Erde  die  Hecndililt  des  Beehtes  AmgeMtet  ist;  und  es 
niDSB  das  imalilissige  Anliegen  des  Steates  Mn,  den  jetsigen,.  allerdings 
noch  sehr  nnToUkonunenen,  Znstand  jenem  Ziele  an  nfihem. 
*  Die  ErfUlnng  dieser  Aufgabe  erfordert  «ber  terscbiedene  HaassregBlif, 
je  nach  der  Art  der  mOgUchen  Fille,  deren  sich  viererld '  antencheiden 
lassen.  BSsmal  die  Verletsnng  der  Bechtaordnmig  eines  andern  Staates  durch 
die8seiti|(e  Unterthanen  nnd  ran  diesseitigeni  Gebiete  aas.  Zweitens,  Beebts- 
▼erietiongen,  begangen  im  fremden  Gebiete  vqn  diesseitigen  Unterthanen, 
welche  nach  der  That  und  nnabgenrtheilt  in  die  Heimath  zorackgekehrt 
sind.  Drittens,  Vergehen,  in  fremdem  Gebiete  begangen  von  Angehörigen 
desselben,  welche  nach  der  Handhing  nnd  nngeetrafb  sich  in  den  diesseitigen 
Staat  begeben.  EndHoh  irtiBitens,  Vergehen  gegen  einen  fremden  Staat,  be- 
gangen, von  Angehörigen  ebies  dntten  Staates,  welche  seitdem  in  diesseitige 
Gewalt  gekommen  sind. 

•  tt)  Der  erste  .Fall. 

Vor  Allem  mnss  natttrlich  daülr  gesorgt  werden,  dass  keiner  Deijenigen, 
welche  thatslchlicfa  nnd  rechtlich  nnter  den  Gesetzen  nnd  der  Bot- 
mftssi^keit  des  Staates  stehen,  die  Rechte  anderer  Staaten  nnd 
ihrer  Angehörigen  vom  diesseitigen  Gebiete  ans  Terhstst.  Das 
Wenigste,  was  .snr  HersteUnng  äner  Weltrechtsordnnng  geschehen' kann,  ist 
offenbar,  dass  man  denjenigen  Störuitgcii  derselben,  welche  man  selbst  hin- 
dern kann,  und  sogar  allein  hindeni  kmn,  entgegentritt.  Dabei  ist  es  natUr* 
lieh  im  Gedanken  nnd  in  dem  Erfolge  gans  einerlei,  ob  die  an  Hindernden 
bestlüidig  oder  nnr  xeitweiae  der  Staatsgewalt  nnd  ihren  Gesellen  nnter^ 
worfen  sbid.  Verletinngen  «ollen  auch  nicht  blos  a^tweise  TOfkommen;  nnd 
wer  im  Schutze  eines  Staates  steht,  hat  sich  anch  wflhrend  der  Daner  dieser 
Verhältidsse  der  Ordnung  desselben  za  ftgco  nnd  darf  Zwecken  dessdben 
nicht  entgegentreten.  Von  einer  Weltrechtsordonng  könnte  keine  Bede  sehi, 
wenn  jedes  einsdne  Staatsgebiet  ein  Schlnplwuikel  wire,  Ton  welchem  ans 
man  zwar  nicht  in  nichster  Blhe,  wohl  aber  in  der  Entfenrang  Unrecht  ver- 
flben  dürfte ,  eine  Art  yon  Baubschloss.  Die  schädlichen  Folgen  aber  wflren  ' 
durch  die  neueren,  sich  inmier  nodh  Termebrenden  and  steigernden,  Er- 
findungen hinsichtlich  schneller  Gedankenmittheilung  and  Ortsverftudernng 
ansserordentUch  Termehrt 

Die  Au^be  ist  aber  natürlich  nnr  dann  vollständig  gelöst,  wenn  der 
Staat,  so  wie  er  seine  eigene  Rechtsordnung  in  doppelter  Weise  schätzt, 
anch  zur  Wahrung  des  fremden  Rechtes  nicht  blos  repressive,  sondern 

Staate,)  aber  zu  eivpm  höhrrcn  firoieo  Or^^nnlsmu»  xa  erbeben  und  die  Uuvollkomnu'nheit,  um 
nicht  zu  »sgeo  die  I^üarci  der  Veieioselung  uud  ge^«OMiÜgen  Unboküiumertheit  cu  überwinden. 
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«ich  präfeatiTe  MaMres^ta  unreadet  Die  Berecbtigaiig  nur  Yotnahmfi 
der  letzteren  Oattnng  von  Reehtsaichenmg  bedarf  keines  besondem  Beweises. 
Se  beruht  «if  der  allgemeiiien  YemaaftMemng ,  das  Uebel  m»  möglich 
sieht  erst  gescheiiev  so  lassen,  mn  es  alsdaon  m  spift  und  hinfig  sehr  nn- 
ToUkommeii,  vieUeicbt  gar  sieht,  nieder  gut  m  naeheB,  sondern  ihm  n- 
toradmuBten  0> 

Eäiie  ins  Eiaielne  gehende  Anfclhhnig  der  Torbeagungs-Maassregebi 
ist  nieht  nOtUg.  Nachstehende  aUgsmelne  Oemerknngen  werden  ansreichen  *). 
^  Vor  Allem  versteht  skli  von  selbst,  dass  die  obersten  Gnmdsfttie  tiier 
MTentivjastiz  obezhaopt  ancfa  bd  den  Sdmtse  fremden  Rechtes  ihre  volle 
Anwendnng  finden.  Dieselbe  gründen  skih  |a  idcht  avf  die  persDnlicte 
Besiehangen  des  an  flchataenden,  sondern  anf  die  Recbtsaufgabe  des  Staates 
an  sidi.  Denigemflsa  hat  denn'  der  Staat  das  Recht  und  die  Pflicht ,  alle 
nnd  jede  Art  von  verbrecherischen  Störungen  fremder  Rechtsordnungen, 
welche  seine  Unterthanon  unter  sdner  Botmässigkeit  vornehmen  wollen,  zu 
hintertreiben;  und  zwar  nicht  etwa  Mos  solche,  welche  einen  fremden  Staat 
selbst  verletzen  würden ,  sondern  auch  ünternehmungt  n  gegen  die  in  dessen 
Schutz  stehenden  Rechte  von  Privaten.  In  allen  diesen  Fällen  aber  hat  der 
Staat  das  Recht  und  die  Pflicht,  schon  bei  blosser  Wahrscheinliclikeit  zu 
bandeln,  vurausgesetzt ,  dass  diese  in  objectiver  und  subjtctiver  Be/iithuug 
genügend  vorliegt.  Er  liat  femer  die  Aufgabe,  inmior  die  eutspreclieuden 
Mittel  anzuwenden.  Er  soll  allerdings  nicht  überflüssige  Belästigungen  zum 
Bebufe  des  Schutzes  anordnen;  dagegen  massen  seine  Anstalten  unter  allen 
Umständen  dem  Zwecke  gewachsen  sein ,  und  namentlich  ist  Bedrohungen  # 
besonders  wichtiger  Rechte,  oder  ungewöhnlich  gewaltsamen,  frechen  und 
häufigen  Angriffen  mit  entsprechenden  Vorkehiungen  entgegen  zu  treten. 
Endlich  dart  uiclii  erst  auf  Klage  oder  Bitte  des  Bedrohten  gewartet  wer- 
den. Erhaltung  der  Weltrechtsoiilnung  im  eigenen  Gebiete  ist  unbedingte 
Pflicht,  welche  auch  ohne  Aufforderung  vollzogen  werden  muss,  sobald 
überhaupt  sichere  Keimtniss  irgend  einer  Art  von  der  ohjectiveu  Nothwen- 
digkcit  zugckonmieii  ist.   Und  aus  demselben  Grunde  entbindet  auch  die 

1)  A.  M.  ist  allcrding»  Marquardsun,  in  'WeUkcr's  Staatstexiioii  3.  Aufl.,  Art.  Asyl- 
recht.  Em  ist  »ber  In  der  Tbmt  nicht  «bsuMhen,  wie  ein  Staat  dewbalb,  weil  er  Temänfti^ 
▼oaldit  Sbt  mid  beaMehllftaBi  Vniwdrt  In  d«a  We«  tritt,  m  Umtn  fehSrni  mB,  wticlie 
npropter  vitam  Tivendi  perdunt  causaa".  Eine  auf  lU>el(t»grund.s:ilzi'  (^cbnute  PriventiTjostlK 
Itt  keine  PoUseliilaekerel  toiideni  eine  der  beilMmatea  nnd  in  «ich  gerechtfertigvten  Zweiji« 
der  Bf— trtMtIgkelt  Eben  m  tit  kein  Orand  elnsawkea,  wantm  4to  anf  Frande  iMnehnetea 
Vürbeugnngsanstalten  nicht  andere  sein  liönnen,  al«  die  fUr  die  Eijiheiniiscben  nothwundlg 
beAudenea.  Eine  Verechiedenheit  der  VerhättniMe  redilfertigt  oieht  nur  auch  ein«  Venchiedeii- 
kttt  der  Mittel ,  sondern  Uaat  sie  M^mr  nta  BodnmOr  «nekelMii.  VtmUMim  ktenea  eich 
tibtsc  fremde  FlUchtUnf^e  und  die  Eingeborenen  n  bMtiromten  auswärtigen  Staaten  verhalten. 

t)  HlniifhtUeh  der  eimeinca  yoriMagangmaassregeln  und  deren  Rechtfertigung  naoh 
Orasdnti  und  Gegenilaiid  bedehe  1^  nleb  im  Allgemeinen  auf  mein  „System  der  PilT«ntiT' 
Justiz",  in  welchem  flreilicb  ctmKclut  nur  die  tjtuutMthKtigkeit  znr  Sicherung  der  eigenen  mnittd* 
baren  8tMU»-S«ohiMtdmiit  «rSrtvt  iiC  Di«  amadlice  bleibt  Jedodi  di«  nteaUeh«. 
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etwaige  MflgHohkeft,  dan  der  fivmde  Stut  die  diesseits  niebt  valiindeite 
Ge&br  doch  seUiet  noeli  nftcb  dem  Anfibn^  in  seinem  Gebiete  und  mit 
seineil  UlttelB  besiegen  kflnnte,  niidit  voa.pffiflbtgemflsier  Tbstigkeit.  — 
Hinsiebtlidi  der  einselnen  sa  eggreilMden  Kiassregel  entscheidet  nAttmieh 
die  Crreidinng  des  Zweokes.  Desshatb  kOonen  «neb,  wenn  dieser  es  er- 
fordert, tolebe  Hussrsgeln  irerlingt  werden,  welche  Ar  die  Bewahrung  des 
innen  Rechtes  nicht  erforderiieh  sind.  In  solchem  Falle  wi>e  die  Einrede 
der  Kiehtanwendang  einer  bestimmten  Yoikehrnng  ftr  die  eigene  Sicherheit 
nicht  antreffend;  nidit  diese  Sidierinit,  sondern  eine  fremde  soU  ja  ge- 
wahrt werden.  Und  eben 'so  wenig  wtre  es  ein  genttgender  ünterlassnngi* 
grnnd,  dais  znm  Schntae  eines  fremden  Staates  ein  Recht  der  cUesseitigen 
Blliger  bescbrlnkt  werden  mOsse.  Wenn  dieser  Scfants  eine  Aa^sabe  des 
Stai^  ist,  haben  die  Borger  die  entsprechenden  Opfer  m  bringen,  welcher 
Art  sie  ancb  seien.  Beispiele  soldier,  ftr  die  eigene  Rechtsordnung  ent- ' 
weder  simdoser  oder  doch  ongewOhnlicher,  ftr  den  Schnts  eines  fremden 
Staates  aber  mflgUcherweiBe  nochwendiger  Vorkehrnngen  sind  a.  B.:  die 
Entfenmng  gefthrlicber  Personen  von  der  Landesgrinie;  militärische  Be- 
setsong  dersdbeik;  gewaltsame  Zerstreoang  von  Freisehaareniflgen ;  Ueber- 
wachnng  der  Reisegelegenheiten. 

Da  nnn  aber  in  keinem  Yerhiltnisse  der  Welt  Yorbeogongs-lbassregeln 
aUe  Yerletsnngen  des  Rechtes  Tcrhindem»  so  mflssen  bei  der  Angabe,  daa 
Beeht  ausserhalb  des  eigenen  Reefatskrelses  an  schataen,  JedenlUls  an^h 
BepressiT-Maassregeln  als  Strafe  angewendet  werden. 

Ueber  das  Recht  eines  Staates,  einen  —  bleibenden  oder  vordber* 
gehenden  Dntertbanen  gesetaüch  mit  Strafe  an  bedrohen  wegen  einer 
fon  demselben  im  Staatsgebiete  selbst  begangenen  Yerletznng  einer  fremden 
Reehtsordnong,  kann  an  nnd  ftr  sich  keüi  Zweifel  obwalten.  Znaldist 
schon  ist  es  eine  Störung  der  nftchsten  Aufgabe  des  Staates,  welcher  innere 
halb  seines  Gebietes' keine  Yerletzong  von  Rechten  dnldet,  wer  immer  anch 
der  Inhaber  sei.  Eienn  kommt  denn  aber  nodi,  nnd  hanptsSchlich,  der 
kosmopolitische  Grandsatz.  Nach  dieser  Ansicht  ist  es  ehie  fiitmliche  Pfficbt 
des  Staates,  ftr  die  Rechtsordnung  anch  ausserhalb  seines  eigenen  unmittel- 
baren Interesses  in  allen  jenen  Fallen  zu  soi^^eu,  in  welchen  jene  ohne 
seine  Thfltigkeit  nicht  bewahrt  werden  könnte.  Nun  kann  aber  einer  Seite 
ein  fremder  von  einem  diesseitigen  Angehörigen  verletzter  Staat  ohne  völlige 
YemichtQ]^  der  diesseitigen  Unabb&ogigkeit  und  ohne  inmaassung  der  Staats- 
gev?alt  keine  Aifltshandlnngen  In  unserem  Gebiete  vornehmen,  z.B.  diesseitige 
Bürgor  verhaften  und  bestrafen;  anderer  Seite  ist  die  Auslieferung  eines 
nnter  diesseitigem  Gesetze  sich  Yergebenden  an  einen  fremden  Staat  zur 
Beatrafeng  durch  denselben  unstatthaft,  da  jeder  gesittigte  Staat  ftr  dief 
Gerichtsbarkeit  Aber  seine  ünterthanen  allgemeine  Bestimmungen  getroffen 
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hat,  auf  deren  Vollziehang  sie  ein  Recht  haben Es  ist  somit  anch  mit 
BAdniGht  auf  das  verletzte  fremde  Becht  die  Anwendung  der  eigenen  Straf- 
gewalt  äla  einer  Beihfllfe  zur  Herstellung  der  allgemeuran  Eechisordnong  kkr 
erwiesen;  mit  der  Pflicht  aber  anch  das  Recht. 

*  Was  aber  die  besonderen  Grondsitse  betrifft,  welche  bei  einer  solchen 
gerichtliehen  Yerfolgnng  der  eigenen  Unterthanen  wegen  einer  hn  eigenen 
.  Qebiete  TOigenonmenen  Handlung  an  befolgen  sind,  so  ist  nicht  entfernt  ein 
Grand  vorhanden,  warmn  von  den  im  Staate  sonst  bestehenden  und  von  ihm 
ab  sweefanftssig  und  rechtlich  nothwendig  anerkannten  Normen  abznweichfln 
wire.  Der  Staat  ist  verpflichtet,  nr  allgemeinen  Beohtsordnnng  mibn^ 
wirken;  allein  er  ist  es  nnr,  so  weit  nnd  wie  er  fiberhavpt  die  Rechtsplliege 
handhabt.  —  Vor  Altem  gelten  also  anch  hier  die  allgemeinen  OrondsitM 
über  Strafbark^  Ubeihanpt.  Es  dtufen,  nun  Beispiele,  hier,  so  gnt  wie 
bei  Vergehen  gegen  die  Rechtsordnung  des  eigenen  Staates,  Strafen  nnr  fttr 
bestimmte,  im  Oesetae  geoan  besddmete  FAUe  erfolgen").  DteFestaetzongen 
flberZorechnvngstthij^eit,  flberUilieber  nndGehtÜfen,  namentlich  andi  Ober 
blossen  Versneh  nnd  vollendetes  Vergehen,  finden  yollstftndig  ihre  Anwendung» 
—  Eben  so  wenig  besteht  eine  grössere  WÜlkflhr  der  Bichter  hinsichtllnh 
des  nmerkeimenden  Straftbels.  Die  vom  Oeselwangedrohten  Strafen,  nnd 
nnr  diese,  sind  ansin^reeben;  die  Bewegung  innerhalb  des  Strsfeahmens 
nmss  nach  den  gewöhnlichen  Normen  gesohehen.  —  Feiner  ergibt  äch  bei 
nfiherer  PrOfimg,  daas  anf  dem  Boden  dieser  ganzen  Bechtsanschaanng  so- 
wohl die  'Grosse  der  Straftbel,  als  das  eintuhaltende  Verfehren  bei  den 
Verletsnngen  gegen  eine  fremde  Bechtsordnong  vollkommen  dieselben  sein 
•mflssen,  wie  die  ttt  tinfaeimisehe  Verbrechen  voigeaeichneten.  Wenn  nim* 
lieh  der  Staat  1iberhaiq;it  die  Anlgabe  hat,  eine  Weltrechtsindnung  a  wahren, 
so  kann  es  keinen  üntersehied  machen,  ob  die  Verletiung  gegtn-  diese  oder 
jene  der  grossen  Gesittongseinrichtangen  begangen  ist   Wenn  also  s.  B. 


1)  Allerdiogs  gehen»  wie  berdti  angefiUut  worden  iat,  einige  Btukten  in  atreager  Fecüuütiuig 
d«»  l^MnUorbdpfliiolpei  der  fStrkft  m»w«I^  dSM  rfe  m  AuUeftniDg  eigener  thitaifh«B«a  benlt 

■lad;  nnd  es  findet  diese  MiULRüregel  nucii  bei  einigen  wenigen  SchriftsteUem  Vcrthcidigong, 
■0  DMnentiicli  bei  Harqoardsea  (Art  nAttsUefeniBg"  Im  Welcker'«cli«n 8taatsl«sk»B)  und  bei 
atr  C  Lewis  (Foreign  Jorisdietion,  8.  »  ond  4S1^.).  Bei  dm  mefiteiii Geeetsgeitom  iiadn«»> 
retilurn,  welche  Jenem  Principe  huldigen,  widenteht  Jedoch,  wo  nicht  ein  klarer  Oedanke  so 
doch  ein  natOrliehee  GefQhl  einer  «o  weit  geUkteiMUi  Folgeiiclitfgkett.  £■  mag  aonnt«:nnicht 
bleiben,  ob  ee  nicht  richtiger  wKre,  twi  dw  legiidi  uutadellwflan  bImt pmelMhivfdrigenFolg« 
Burückzvschliessen  anf  die  Falschheit  dos  AasgAngigrandsatxes,  anstatt  sich  aus  bloeen  OefUhl*. 
gründen  denselben  sn  entxleben.  Jeden  Falles  ist  es  kein  geringer  Vorzug  der  kocmopoUtischea 
AnfTassnng,  dass  sie  diese  Schwierigkeit  nicht  kennt,  sondern  tineo  wanitiheatSm  Beehtsgnuid 
ttr  Nichtanslieferong  nachxuweisen  Tennag. 

8)  Es  kann  sich  also  namenUioh  ein  fremder  Staat  darüber  nicht  beschweren,  wenn  eiM 
gegen  ihn  begangene  Handlang ,  die  der  diesseitige  Staat  in  seinen  eigenen  BeaMnmgen  (rieht 
Verbietet  und  bestraft,  gmz  angeahndet  bleibt.  8o  i^t  z.  B.  eine  gegen  den  eigenen  Stact 
erlaubte  Aenssernng  in  der  Presse  aneh  iiustraflNur  gegenüber  von  «loein  ftvmdanStMt«^  wchth« 
GcMtse  dieser  za  Uanso  aach  haben  mag. 
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der  0taat  'iS»  Tergeben  gegen  seine  eigene  nnmittelb«re  Ordnimg  von  Amts- 
wegen verfolgt,  80  mus  dieae  «och  geedielien  bei  Yergehen  gegen  die  Ord« 
mmg  eines  andern  Stentes,  fitUt  diese  «berlisiqiit  unter  seine  Gericbtsbailceit 
Men;  nnd  es  ist  nicht  etws  erst  eine  Anffordernng  von  det  snnächst  ver- 
Jetitai  Bsgierong  absnuirten.  Ebenso  ist  der  in  Straijiesetzen  oft  festge- 
btltene  Gmndsats,  dass  ein  g^;en  den  eigenen  Staat  verttbtes  Terbredien 
strenger  sn  bestrafen  sei,  als  das  gleiche  gegen  einen  fremden  Btaat  began- 
gene, bei  der  hier  m  Grande  liegenden  AnlEusong  offenbar  nnlogiseli.  Der 
Unterthan  hat,  wenn  man  sidi  auf  den  kosmopolitiscben  Standpunkt  steDt, 
aberbanpt  die  Pifliebt,  die  sar  Anfrecfaterbaltong  der  Bechtsbrdnnng  und  sn 
Erreichnng  der  Mensehbeitssweeke  bestellten  Gewalten  In  ihrem  gesetslichen 
Znstande  nicht  so  stOren,  gleiehgttltig  welkem  Staate  sie  sonSchst  vorstehen; 
nnd  er  begeht  z.  B.  also,  wenn  er  Begieruugsreefate  irgend  eines  Staates  an- 
greift, immer  dasselbe  Terbrechen  —  Endlieh  kann  Irainem  Zweifel  nnteN 
liegen ,  dass  die  allg^einen  gesetzliclien  Torschriften  ftber  Begnadigung  (so 
wie  Ikber  Abolitioo,  wo  eine  sokfae  rechtlieh  möglich  ist)  ancb  bei  FlUlen 
dieser  Art  ihre  volle  gewöhnliehe  Anwendung  finden.  Es  ist  also  nameni* 
lieh  ein  fänversIlBdniss  Aber  die  Ansabung  dieses  Beehtes  mit  dem  verletiten- 
fremden  Staate,  oder  eine  fiefegniss  desselben  in  irgend  einer  länmisdmag 
keineswegs  vorhanden.  Der  Staat  htit  die  Weltrecfatserdnung  aufrecht  niebi 
etwa  ans  OefiUlii^t  gegen  Dritte,  sondern  aus  eigener  Ueberzeugung,  als 
eigene  Aü%abe  und  nach  eigenen  Gesetsen,  und  hat  also  aneh  nur  seiner 
Ansteht,  seiner  Pflicht  und  seinem  Becbte  dabei  sn  ibigen. 

/)  Der  zweite  FalL 

Schon  schwieriger  ist  die  Auffindung  der  richtigen  Qrundsätse  in  dem 
zweiten  der  oben  bezeichneten  Fftlle,  w«ui  nimlieh  diesseitige  Unter- 
tbanen  in  fremdem  Staatsgebiete  gegen  das  dortige  Becht 
sieb  verfehlt  halben,  aber  anbestraft  in  die  Heimath  zurflek- 
gekabrt  sind. 

Von  Yorbeagungs-Maassregebi  kann  hier,  wenigstens  in  der  Bogel, 
nicht  die  Bede  sein.  Es  handelt  sich  ja  von  Unternehmungen,  welche  in 
einem  fremden  GeUete  vor  sidi  gehen;  und  fttr  den  diesseitigen  Staat  liegen, 
wenn  ihm  die  Kunde  wird,  laater  bereits  vollendete  Handlungen  vor.  Eine 
BeUüUfe  sar  Vorbeugung  ist  also  nur  etwa  In  so  fisrae  möglich  nnd  nOthig, 


1)  Wahl  Lienuit  vflreinbar  int  die  BflfdiränkaoK  der  Begehimg  (und  somit  anch  der  Be< 
strafang)  Ton  UocttvermÜi  und  roo  im^^^^^''^^^"^  »uf  üic  ui^änen  Untertlutnen.  Ulew 
Vwrgchcii  »et^en  bc<rrifl1ich  eine  b c s o u d e r e  Verpfliclitung  de«  UntertlianeD,  ais  solchen, 
ge^en  dm  btaai^uLurküupt  vonuu.  iijoliicbtunterüuuiluuui  sie  also  g«r  nicht  begeben  und  ful^Uch 
anch  nicht  dej»sb4Ub  bestraft  wtill—i  KaMlUdi  M  deMtwlb  »eine  Uundlung,  welche  bei  einem 
Unterth*nf>n  IIui  üm nafh  u  s.  w  ^(yyvcß.fn  w8re,  nicht  an  sich  und  tiothwi^iidig  »tniflos ;  üla 
kann  unter  eise  aadere  iüU«gurle  von  Vorttrechtut  ikileu,  z,  B.  oageaetKitciter  Widentand  aein. 
Mohl,  auMlntcht  Bd.  L  4i 
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ftls  vielleielit  diesseitigeil  Angehörigen,  welche  Yerdicbt  einer  hösfen  AMehit 
erweeken,  der  Eintritt  in  das  fivmde  Gebiet  nntentgt  nerden  kann,  oder 
als  Kidiriehft  Aber  ein  in  dem  jenseitigen  Gebiete  beibsiditigtesüntenielinHn 
reobtieitig  gewusnen  irird.  So  Tiei,  aber  nach  nicht  weiter,  ist  denn  andi 
an  leisten.  Was  abor  im  Strnfen  betxüt,  lo  sind,  der  Beihe  nadi, 
ibigende  Firngen  an  beantwmten.  Tomst  und  ais  Yoifirage:  hat  der  Staat 
•berhanpt  die  Anlisabe  (Becht  sowohl  als  Pflicht),  Tergehnngen  gegen  das 
Becht  eines  andern  Staates,  begangen  in  dessen  Gebiet  selbst,  nur  Bestraihng 
an  bringen?  Zwdtcns,  fidls  dieses  in  irgend  einer  Aasdehnnng  b^|aht  wird, 
ist  diese  Bestrafong  dnndi  AasUefenmg  des  Beschuldigten  an  den  verletiten 
Staat  oder  dnrch  Yer&hren  vor  den  eigenen  Geriditen  sn  bewerkstelligen? 
Drittens  endlich,  wenn  diesa  Letitere  immer  oder  theilweise  stattfindet,  hat 
der  Staat  seine  eigenen  Stra^getetce  oder  die  des  nrietstcn  Staates  bei  Be»' 
nessong  der  Strafen  zur  Anwendung  an  bringen? 

Den  geringsten  Anstand  hat  wohl  die  Bidahnng  der  Vorfrage,  sobald 
man  sieh  etnmal  auf  dem  kOsmopoUtiadien  Standpunkte  befindet  Allerdings 
hatte  der  verktae  Staat  annächst  und  vorsogsweise  die  Angabe,  sono  eigene 
Bechtsordnong  an  wahren;  nnd  es  unterliegt  namentlich  keinem  Zweifel,  dam 
er  yoükonimen  berechtigt  war,  gesetaUehe  Strafen  gegen  Fremde  ansn- 
sprechen,  welche  sich*  in  seinem  Gebiete  gegen  dieselbe  tergangen  haben. 
Allein  anr  Yerh&nguug  solcher  Strafen  wäre  nothwcndig  gewesen ,  dass  er 
den  Thfiler  ergtilfea  hfitte.  In  dem  Torliegenden  Falle  wird  non  aber  tor- 
anageaetat,  dass  dem  nicht  so  sei,  vielmehr  der  Thiter  snbestraft  nnter  die 
Botmfissigheit  seines  eigenen  Staates  habe  aarflekkebren  kflnnen.  Hier  ist 
denn  Bdhfilfe  des  Letsteien  Becht  ind  Pfiidit,  da  dner  Seite  eine  Befegniss 
des  fremden  Staates,  den  Flttchtigen  im  diesseitigen  Gebiete  in  ergreifen, 
unter  ^en  Umstanden  ansser  Frage  ist ,  anf  der  andern  Seite  die  Wettrechl»- 
Ordnong  dnrch  eine  Strafkwigkeit  beeintrfichtigt  bliebe.  Und  zwar  best^ 
diese  Pflicht  nicht  etwa  bloe  ans  dem  Grande,  weil  das  Strafgesetz  dem 
Bfirger  persönlich  anklebt  und  ihm  so  ins  Ausland  folgt,  (dieser  mittelalter- 
liche Gedanke  h&lt  keine  PrUfting  aus)  >);  sondern  weil  der  Staat  die  Ver- 


1)  Allerdings  »ucbt  Berner  dieieoi  QedAokea  wieder  Oiilügkeit  zu  Terscliaüea  und  ika 
n  fliiiem  murnftttmiiMk  Im  IntamalloiiialMi  tHuAmHO»  wa  muhn.  9dm  BewvMihNif 

(WirtiiingfskrelB  dea  iStntfK-^'^etzea,  8.  126  fir.)  Jsl  McJistehende:  Es  folgt  nu  der  ganzen  Natur 
de«  BtrafjKflMtxes,  dau  d«M«ibe  den  Inländer  pertSnllch  Terblndet,  nnd  nidit  bloi  territorial 
wihread  tefaM«  Anftmtiialtee  In  Inlaade.  Der  Btut  beseidinet  nlmlleh  Im  BtwfttMUt  die 
Ilnr.  iliiiiR  ,  ^vf  li'he  er  als  u  n b ü  r ge  rl i  c  h  ,  als  unvi'rrinfnr  mit  tli  r  l'i^^fjnsohafl  eines  Stnatt* 
bürg  er  8,  betnicbtet,  Uiebt  man  nun  diese  Kigenachafl  nicht  auf,  m  darf  man  auch  keine  ihr 
wMtitiweehWMie  aMdlofM  lMg«li«i;  MllMt  Im  ▲talMd«  nlelit  Dtatt  «llt  alMr  nleirt  ««■ 
tfln  localon  Vergehen,  uauientlu'h  gegen  localpollsellfche  \"nr>"hriften ,  welche  nur  arn  Orfe 
der  Tbat  verletst  werden  können.  —  Letalerer  MelMOpankt  mag'  an  einer  andern  6t«U«  Eiür- 
lenwrfliid««;  U«r«MM,  g«g«B  den  Onudiati  lallMl,  eowle  wtgm  4te  ncwaWahnuv  air 

dfn.soMicii  V(';'wrtJirnnj^  rlnf;:clcgt  werden.  ~  I'^  i>t  ;diiTiIiii^;s  riclit';.':  ,  daM  Bernor  sich  nicht 
auf  die  gewÖhnUeke  (unr  in  oiTllreckUldier  Uealehting  ricktige)  IviutheUanff  in  PeiMUÜ-  ood 
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pflichtanfüf  hat ,  zur  nlli/cnioinen  Horr«;chnft  des  Rechtes  niilzuwirkeii.  Die, 
an  sirli  yaiLü  gerecht fci-tigte,  Einwendung  al)er,  dass  eine  Strafe  nicht  ohne 
auijdruvklirhpfs  Strafgesetz  dürfe  erkannt  werdm,  iässt  sich  voll'^tiindi!'  besei- 
tigen durch  die  einfache  Vi'rkluKhgung  eiufr  allgemeinen  Strafdrohung  gegen 
•die  im  Auslande  hcgaugeuen  KetihlsverleLzungeu. 

Hiermit  ist  aber  die  zweite  Frage  ,  ob  Angeschuldigte  dieser  Art  seihst 
gerichtlich  zu  verfolgen  oder  oh  sie  an  den  zunftchst  verletzten  Staat  auszu- 
liefern seien,  keineswegs  auch  hchon  entschieden.  Auch  durch  eine  Aus- 
lieferung gewährt  der  Stnat  die  Möglichkeit  einer  Rechtssühne,  und  erfüllt 
dadurch  also  seine  allgetneinc  l'fiicht.  Ja  es  scheinen  sojjar  triftige  (iriinde 
gerade  fOr  diese  Maassregel  zu  sprechen.  Vor  Allem  die  Wiederberstellung  des 


B«il-8tatat«it  lOKrt,  md  dan  dab»r  anf  Oui  die  OHbid«  iMiM  Anwendmff  eil«ld«ii,  welch« 
gegen  die  Anwendung  dieses  Unterschiedes  auf  i^trafgcsctze  gciiiaoht  wurden,  (wie  z.  B.,  iu 
sehr  seharfsinuiger  Weise,  von  VUlefort,  a.  a.  U.,  8.  17%.  Allein  weli  die  too  ihm  der 
Sache  gcKeliene  Wendnnir  M  antnlltoalg.  —  Vor  Allem  wldenprleht  daa  angeKobene  Weaen 
*    dee  Strafgesetze«  den  ili  nirntar.-ton  RegrifTen.   Der  Stant  verbietet  gewisse  IlHndlungen,  well 
de  der  objectiven  RecbUordoong  auwlderiaafen ;  lud  er  belegt  die  Ungehorsamen  mit 
einem  bestimmten  Uebel  —  derStraft  —  a»  einer  (Inneren  Oder  IniMren)  NeChwendiglteit,  welclie 
allerdings  von  Verschiedi  iit  n  vi  isdiieden  aufgofasst  wird,  allelo  doch  inuner  nur  sich  wieder 
anf  diese  übjeetive  Rechtsordnung  bezieht.   Von  irgend  einer  Bezugnahme  auf  die  Eigenschaften 
und  die  Würde  de«  p:inwühnen  und  Bürgers  ist  bei  alP  diesem  gar  Iceine  Rede.  Nicht  weil 
Einer  die  Rhrc  hat,  ein  Prcusse,  oiu  Franieae  oder  ChiiK-si  ^u  sein,  soll  er  nicht  stehlen;  son- 
dern w(*il  Diebstahl  eine  Verletzung  der  von  dem  bctrcfS'enden  Btaate  anerkaiiiiten  Rechts- 
ordiiuu^       —  Sodann  ist  zu  bemerken,  dass  die  Begriffsbestimmung  Bertu  r'.H  die  Möglicbkei 
einer  Btrafe.  Jedenfalls  alle  Abstufungen  der  Strafe  anfliebt.   Es  ist  luinilich  nii  ht  tibzusehen, 
wie  dl«  Zufüp'unfr  vmcn  physischen  l'i'liols.  uImo  einer  >;ti;<fe,  gedankenrichtig  die  I'iiljr«»  oinps 
Uugelioraames  sein  könnte,  da  offenbar  Uiuiteirucht^iLnvüudigung  der  logisch  riclitiK«^^  .St-iiiuas 
ans  einer  ndt  der  BOrgereigcuschaft  unvereinbaren  Handlungsweise  wäre.   Wie  also  z.  B.  dna 
Gesetz  die  Annahme  eines  IVcmdcn  5Jtaiifsiliinsf<--i  <Hlcr  dk' KrwcrIiiitiK  efiipn  frciiideii  Iii(lik''*nate!i, 
oder  eine  thatsävhliche  bleibende  >iied«:rla^sui)g  im  Aui>laudu  iü»  uuvereinimr  mit  der  Kigen- 
sebafl  eines  Staatsbürgers  erklärt,  and  in  solchen  Fällen  der  AusschloM  ans  dem  Unterthanen« 
verhSIlniss  erfolgt  (nicht  als  Strafe,  sundern  als  logisdic  Nitth wendigkeit):  so  wsirp  aiirh  hft 
Mord,  Raub,  Hocbverrath  a.  s.  w.  zu  verfahren.  Und  xwar,  wobibemerkt,  in  allen  Fällen  einer 
nicht  Mos  anf  ttrUlcba  Verhältnisse  sidi  beziehenden  GcsetzesttbeTtretoug  immer  mit  BQiger> 
rfilit-^  iiirkflndifirnnß',  und  nur  mit  Ihr.   Eine  Vfrbaünjuric  nnd  Hn  Meuchelmord  wHre  eine  ^nii- 
bürgerlivhe'*  mit  der  lugcnschaft  eines  Uotertbanen  „unverträgliche"  Uaodlung.  Ein  oberster 
Sata,  welcher  an  Midien  Folgernngen  ftUurt»  M  «ber  nethwendlg  (bbeh.  —  Ferner  Iblgte  eelbat 
daraas,  dass  der  Staat  eine  gewisse  Vl.tnrllnng  iUr  unvoiTinhar  mit  der  Fifrmsrhnft  des  Btaats- 
bftrgers  erklürt  hat,  noch  keia«sw«ga  diese  st^eoaaute  Persönlidikeit  des  ätrafgcsctzes.  Jene 
Handlang  iit  dann  doiiii  nnr  nninliwlg  fllr  den,  weldier  SlaatsMIrger  tot,  nnd  In  ao  Ibme  er  es 
ist.   Im  Auslande  begangen,  bezieht  <(\c  »ich  auf  die  dortiR-en  AnfTassungen  und  ZnstMnde:  die 
Verhältnisse  so  seinem  Vaterlando  werden  dadurch  gar  nicht  berührt;  er  ItaiiD,  nach  seiner 
klddielir,  rteh  wieder  vollkonunen  In  adne  normal«  Stellmiig  anm  Staate  nnd  deiMen  Geboten 
begeben,  nnd  dieser  fuil  k«'"  keinen  Griind  zu  einem  Tadel.   Wenn.  v,\c  doeh  nicht  zweifelhaft 
ist ,  der  fremde  Staat  die  CragUchu  Handlung  seloersoits  verbietou  und  bestrafen  luiun,  so  l«t 
Aeaa  ja  der  dentHdute  Beweto,  daas  die  Handlang  Um  beithrt,  und  ntebt  vm.  —  EndHob  mnaa 
man  der  von  f^ir  C.  Lewis,  a.  a.  O.,  8.  S9fg.,  Reniiuhtt-n  Renierkung-  beistimmen,  dass  wenn 
das  Stralgesetz  „einem  Uaterthanen  um  den  ilals  gcbuudea  wäre  ood  Umi  VerpflichtunKeu 
aaftBilegte,  woldn  er  ei^  tanmer  bngeben  niiMiM",  darana  folgen  wOrd«,  daaa  er  bei  einem 

AufeTithnlt  '  im  Aiwlnnde  zwei  versehiedenen  Rtmfiiresetzgebungen  unterworfen  wäre,  wns  n  ith- 
wendig  eiuon  unlösliuhen  Widersprach  zwischen  diesem  einheimischen  Qose^  und  dem  jedes 
flwmdan  StantM  «nengen  wftrd«.  Denn  dam  der  BBiger  wibrend  eeittea  Verwellena  ta  «tamn 
ftemden  Stnate  unter  desaen  günfliwelif  aUlM,  aeija  gar  aiebt  tm  ZweiAd  und  Strdte. 
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Rechtes  durch  diejuiigo  Gt  walt,  welcher  Jie  Wahrung  desselben  zunächst 
zustand  und  unter  deren  Botmässigkeit  sich  der  Verletzende  im  Augenblicke 
seiner  Handlung  rechtlich  und  thütsächlich  befand.  Dann,  in  dtn  meiNtdi 
Fällen  wenigstens,  die  leichtere  Beischailuiig  der  Beweise,  sowohl  für  die 
Schuld  des  mit  Kocht  Angeklagten,  als  zu  seiner  Rechtfertigung,  wenn  er 
unscliulfiip  wäre.  Endlich  die  Schwic  i  iu'ki  it,  dtin  verletzten  Staate  ein*,  m  h- 
tige  Stellung  iu  der  Verfolgung  des  Vergehens  vor  einem  freiuden  Gerichte 
anzuweisen.  Dennoch  umss  eine  genauere  Prflfung  eine  Aubiieierung  in  dem 
vorUegenden  Falle  verwerfen.  Einmal  ginge  dieselbe  gegen  das  Recht 
und  die  Ptlichf  eines  jeden  Staate?;,  seine  Angehörigen  zur  Achtung  dos 
Rechtes  durch  die  eigenen  Gesetze  und  Einrichtungen  anzuhalten,  so  weiL 
irgend  eine  Möglichkeit  dazu  besteht.  Diese  Möglichkeit  besteht  nun  aber 
hier,  da  der  eigene,  jetzt  wieder  im  Gebiete  anwesende.  Unterthan  in  die 
Gewalt  des  Staates  zurückgekehrt  ist.  Sodann  ist  es,  w«  iiiii^tpns  bei  Staats- 
vergehen, nicht  undenkbar,  dass  gegen  ausgelieferte  Fremde  nicht  das  Hecht 
allein,  sondern  auch  Rache  und  Freindcnhass  das  Urtheil  bestimmen  könnten, 
während  zu  einem  Zweifel  gegen  die  heimathlichen  Behörden  kein  Grund  ist. 
Da  nun  Oberdicss  die  für  Auslieferung  geltend  zu  machenden  Gründe  grossen 
Theils  m  beseitigen  sind,  —  und  zwar  die  Rücksicht  auf  den  zunächst  be- 
nifeneii  Staat  durch  die  Hinweisung  auf  den  noch  höhem  Gedanken  einer 
kosmo]H  lit  chen  Rechtsordnung;  die  grössere  Schwierigkeit  der  Beweis- 
führung durch  eine  entsprechende  Thätigkeit  des  verletzten  Staates;  das 
processualisclie  Bedenken  über  dessen  Stellung  aber  durch  ein  voUkom* 
nienes  Eintreten  des  diesseitigen  Staates  für  die  fremde  Regiemqg  mid 
I<'ühruug  ihrer  Sache  wie  einer  eignen:  —  so  kann  die  Entscheidung  nur 
dahin  ausfallen,  dass  Unterthanen,  welche  in  einem  fremden  Staate  Ver- 
brechen begangen  haben  aber  ungestraft  zurtickgekehrt  sind,  durch  die 
einheimischen  Gerichte  zur  Strafe  gebracht  werden  messen.  —  Was  nun 
aber  die  Kenntnissnahme  von  den  in  fremdem  Gebiete,  somit  ausser  dem 
Bereiche  der  Beobachtung  und  der  Organe  des  diesseitigen  Staates,  began- 
genen Verbrechen  betrifft,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  es  snnicbst 
dem  verletzten  Staate  obli^,  nicht  nur  die  Anzeige  von  dem  gegen  sdn 
Recht  begangenen  Frevel  zu  machen,  sondern  anch  die  Beweise  gegen 
den  Angeschuldigten  beizubringen,  und  zwar  letzteres  in  der  Art,  wie 
es  nach  der  Gerichtsordnung  des  diesseitigen  Staates  erforderlich  ist,  weil 
sonst  eine  Vemrtheilung  nicht  erfolgen  kann.  Kömmt  der  beleidigte  Staat 
diesen  Bedingungen  nicht  nach,  so  hat  jeden  Falls  er  kein  Recht,  sieb  an 
beklagen.  Damit  soll  jedoch  nicht  etwa  gesagt  sein,  dftw  der  Staat  kein 
Recht  and  keine  Pflicht  habe,  strafend  gegen  einoi  AogebOrigen  einan* 
schreiten ,  wenn  er  auf  andere  sichere  Weise  Nachrieht  und  Beweis  einer 
von  demselben  im  Anstände  begangenen  Bechtsmletsong  eriiilt;  etwa  durch 
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Klage  eines  verletzten  Privtten.  Im  Gegentheile  steht  die  aUgcmeine  Auf- 
gabe, Sur  Weltieditsordnimg  beixntragen ,  aaeh  in  diesem  Falle  fest 

Am  zweifelhailesteB  Isl  die  Beantwortung  der  letzten  Frage :  ob  die 
Oeselse  des  verletiken  oder  die  des  artheilenden  Staates  dem  Urtbeile  zu 
Gnmde  so  legen  seien?  —  Dass  bei  dem  formelleu  Verfahren  lediglich  die 
gewöhnlichen  Vorschriften  des  handelnden  Staates  angewendet  werden  können, 
verstellt  sich  von  selbst.  Es  besteht  ja  keine  andere  Möglichkeit  gültiger 
Amtshandlungen  für  das  Grericht ,  und  niemals  verfäiu  i  daher  auch  ein  sol- 
ches, in  bflrgerlichen  oder  in  peinlichen  Sachen,  nach  der  Prozessordnuug 
eines  fremden  Staates.  Allein  damit  ist  nicht  gesagt,  dass  nicht  unter  Um- 
stünden in  materieller  Beziehung  das  Gesetz  eines  andern  Staates  augewendet 
werden  könnte;  und  zwar  diess  um  so  weniger,  als  bei  anderen  Arten  von 
Rechtsfragen  fremde  Gesetze  an<taiidlos  als  entscheid*  iitl  {.'eilen.  Leicht 
kann  man  sich  auf  den  ersten  Bhck  zu  der  Ansicht  bestimmen  lassen,  dass 
allerdings  das  fremde  Recht  zur  Auw(  iKiiing  zu  bringen  sei.  Es  scheint 
nämlich,  als  mftsse  der  Umstand  entscheiden,  dass  der  fremde  Staat,  nicht 
der  diesseitige,  die  in  Frage  stehende  Handlung  verboten  und  mit  einer 
Strafe  belegt  habe;  Niemand  aber  in  eine  Strafe  verflUlt  werden  könne, 
welche  nicht  angedroht  gewesen  sei ,  oder  in  eine  andere ,  als  in  die  ange- 
drohte. Man  kann  ferner  geltend  machen,  dass  (kr  Thiiter,  welcher  in  einem 
fremden  Gebiete  eine  verbotene  Handlung  begangen  habe,  diess  unter  der 
HiTi  M  liaft  des  betreffenden  Landesgesct^es  gethan  habe,  welches  dann  also 
auch  zur  Anwendung  zu  bringen  sei.  Dennoch  muss  eine  reitiiöhere  Erwftgung 
die  r'eherzeugung  bringen,  dass  nach  allgemeinen  Grundsätzen  nur  das  dies- 
seititrt'  Hecht  zur  Auweudung  kommen  kann.  Eine  Strafe  ist  eine  Rechts- 
vmnindi  1  ung,  welche  dem  Vcrurtheilten  vom  Richter  zuerkannt  wird.  Zu 
einem  solchen  Eingriffe  in  das  Recht  ist  der  Richter  nur  befugt  durch  eine 
ausdrückliche  Erkläiuiig  der  Staatsgewalt ,  und  die  Vornahme  eines  Rechts- 
eingriffes in  emem  nicht  dazu  bezeichneten  Falle  und  in  einer  nicht  erlaubten 
Form  oder  Grösse  wäre  unter  allen  UmstlUideu  rechtlich  nichtig,  möglicher- 


1)  Wwa  <Uh«r  in  dem  Cod«  de  proe.  crioL,  Art  7,  die  fransöfliacben  Gerichte  «ngewi^oa 
•tnd,  ilnftnd         fbtm  FMommb  wtgtn  «Idm  von  demeolbflii  Im  Aulaade  liegen  einen 

Franrosen  VscKanp-rrpr  Wrhrfrhen'^  L'lnj'.iisthr''ltrTi  falls  dJejier  letiterc  klagrfnJ  bei  ihnen 
•afiritt:  m  ist  g«gvu  diesen  Grandutz,  so  weit  er  gebt,  ledigUch  aieht«  einzn wenden.  Wohl 
•IMT  M  Idar,  dam  d«r«elb«  —  auf  dem  ImmopoUtltehM  Standpunkte  —  In  deppelter  Boiielraiv 
ftl«  zu  en(fc  bezeichnet  werden  muns.  Einerseits  nSmlich  sollte  ein  Verfkhron  auch  dann  statt- 
fladeo,  wenn  der  Verietste  nicht  lelbst  klaft,  sondern  nur  sonst  der  StaatalMhörde  eine  genQ- 
g«ad«Had»Mht  mgekommen  M;  Kw«R«u  «twr  tot  dl«  MmAHUkmg  anf  dl«  YttMuam 
eines  Fransoscn  zu  tadeln.  Jede«  im  Auslande  begangenr  m  l  I  is  jf  tzt  r.kht  bestrafte  Ver- 
bnehm  «Ins«  Ztuflckgelbehrten  sollte  Qnind  an  einem  Verfiihren  abgelven  könoeo.  Die  Be^ 
«ahriUrang  &m  Bcfentn«  anf  den  Landsmann  hat  flu«  Quelle  entweder  In  etnem  miklareti  nad 
tuiTiohtigen  QeAhle,  oder  in  einer  mehr  als  zweifelhaften  Anwendung  der  mehr  als  zwclfclbancn 
Lehre  ron  der  Persönlichkeit  des  Rechtes,  welche«  dam  Unterthanen  auch  in  das  Ausland  fblge. 
WbkUch  haantriobende  Folgen,  wflleh«  ttA  «w  4«M  IM  gttUigea  Reckte  «itelMB.  ■>  M 
viilefott,  8.  u^. 
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wjeifle  ein  TdriNredtm  von  Setiin  des  Richters.  Die  ErUinmg  eines  fremdso 
Staates  Itami'  dem  Bichter  keine  Znstfindigkdt  Aber  Personen  und  kein  Heelit 
in  einer  Reckt^veraiindening  im  diesseitigen  Staate  terleiben,  nnd  dessen 
Gesetzgebimg  kann  die  diesseitige  Staatsgewalt  nicht  nOthigen,  Handlungen 
m  bestrafen,  «elcfae  sie  selbst  nicht  flilr  strafbar  erachtet,  oder  Straflibd 
anwenden  an  tesstfi,  welche  sie  nach  Art  od«r  Grosse  nnnllssig  findet  AmA 
der  80  Bestrafeade  kann  sich  nicht  daraof  berufen,  dass  er  seine  Handlungen 
unter  der  Gewalt  des  fremden  Rechtes  begangen  habe  und  somit  dessen 
Anwendung  verlangen  dflrfe.  Die  Bestralang  seiner  Rechtsverletzung  erfolgt 
aus  eigener  Aufgabe  des  diesseitigen  Staates,  weil  sein  Einschreiten  zur  Her^ 
steUung  einer  WeltrechtstHrdnong  unerlftssUch  ist  Dabei  verfthrt  er  denn 
aber  nach  seinen  eigenen  Ansichten  von  Recht,  und  es  kann  ihm  kein  Vor* 
wurf  einer  Pflichtversftumniss  gemacht  werden,  wenn  er  seine  Beibehfllfe  zum 
Rechtsschutae  in  der  Art  leistet,  wie  er  sich  selbst  schfltzt,  also  nach  seinen 
eigenen  StraCsesetzen.  Dazu  kommt  denn  auch  noch  der,  freilich  nicht  als 
wesentlich  entacheidende  doch  immerhin  zu  beachtende,  Umstand,  dass 
die  Anwendung  Ikemder  Gesetie  und  vielleicht  verschiedener  Straiidttel  Ihr 
den  inUndischen  Richter  Schwierigkeiten  hotte  Die  Anwendung  des  btt^ 
gerlichen  Rechtes  fremder  Staaten  in  den  dazu  geeigneten  Fällen  ist  etwas 
wesentlich  verschiedenes.  Hier  handelt  es  sich  nftmlich  lediglich  davon, 
zu  erkennen,  welche  Absicht  die  Parteien  bei  ihrem  Rechtsgeschäfte  tfaat- 
sftchlich  hatten,  oder  ob  thatsftchlksh  ein  solches  Geschäft  ttberbaupt  unter 
obwaltenden  Umstibiden  zu  Stande  kam.  Kur  zur  Herstellung  dieser  That- 
Sachen  hat  der  Richter  das  fremde  Recht  zu  erkunden  und  es  fhr  ange- 
wendet oder  nicht  angewendet  zu  erklären ;  keineswegs  aber  spricht  er  sein 
Urtheil  darnach ,  weil  es  fnr  ihn  selbst  eine  genügende  Kraft  hätte  und  ihm 
amtliche  Handlungen  vorschreiben  könnte.  Das  fremde  Recht  ist  eine 
thatsachliche  Voraussetzung  für  iliii ,  über  keine  Norm ,  wie  immer  es  sein 
mag.  Und  es  »Tgibt  sich  namentlich  uiuh  die  IJnriclitiefkeit  der,  freilich 
manchfach  nicht  imr  von  Schriftstellern  sondern  auch  von  Gesetzgebt^rn 
vertretenen,  Ansicht,  dass  im  Fiilh"  einer  Verschiedenheit  des  inländis«  htu 
Gesetzes  das  mildere  fremde  Gebetz  anzuwenden  Fei.  —  Hiermit  soll  aber 
allerdings  nicht  gelÄagnet  sein,  dass  ein  Staat  in)ni(  rliin  wohl  thut,  wenn  er 
ansdrÜeUieh  durch  Gesetze  aussi*richt,  duss  vorkommenden  Falles  nach  den 
Liiiuit  <;gesetzen  werde  gcurt heilt  werden.  Eine  solche  Feststellung  schneidet 
jeden  Zweifel  für  Richter  und  ünterthanen  ein  ftir  aiienial  ab. 

y)  Der  dritte  Fall. 
Sehr  häufig  ereignet  es  sich,  dass  Ünterthanen  eines  fremden 
Staates  eine  Rechtsstörung  im  eigenen  Lande  begehen,  aber 

1)  Tgl.  Bern«?,  «. «.  0.f  wdehir  ümt  4odi  dlM«r  BIfaAaliAt  «Im  m  fiunc  BtStotaav 
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ABf  dieiioitigfts  Gebiet  tbertreten.  Es  ittdieas  lo »eilt  eigentlich 
dk  Flllditliiigafraee.  Die  richtige  Bebaodlimg  dieses  Falles  alrar,  »bgeeebea 
nr  Zeit  von  positiTeii  Seefaten  und  Tertrflgeo,  somit  lediglteh  naeh  Gmnd- 
situn  des  philoaophiaGheii  Rechtes,  ist  folgende: 

PriTentiv-MMsaregeln  sind  hier,  der  Natur  der  Sache  Bach,  ganz 
anaier  Ffige;  man  mfisste  denn  etwa  BeDaefaiichligniigea  von  beabsichügten 
Yerbneben  (ftJIs  man  soflUig  diesseits  su  ihrer  Eitheilimg  im  Stande  wire) 
dan  rechnen. 

Was  aber  die  nach  begangener  Tbat  Tonanehmenden  Schritte  betrifft, 
m  fragt  es  sieh  vor  Allem,  ob  der  Staat  flberhaapt  berechtigt  und  ob  er 
verpflichtet  ist,  fremde  Unterthanen  nnter  den  eben  beedchnetenUmstBnden 
in  sein  Gebiet  snnlassen ,  nnd  ob  also  nicht  die  ganze  Frage  dorch  allge- 
meine ZuUckwebnng  solcher  machtUnge  1>eseitigt  werden  hann  nnd  rnnss? 
Eine  Yerpflichtnng  im  rechtlichen  STinne  ist  allerdings  nicbt  Tor- 
banden.  Die  Yerbindlicbkeit  snr  Anfiiahme  könnte  ja  nnr  bestehen  gegen 
den  Yerletsten  Staat,  gegen  die  snm  Uebertritte  Geneigten,  oder  mit  Beiie- 
•hang  anf  d^  eigene  Anlgabe  des  Staates.  Nnn  wire  es  aber  vollkommen 
ilcberlidb,  anch  mir  n  sprechen  von  einer  Yerpfliehtang  gegen  den  fremden 
Staat  selbst,  die  vor  sehier  strafenden  Gerechtigkeit  FMditenden  diesseits 
anfrsnehmen.  Wünaeht  er  Ja  sogar  im  Gegentheile,  in  derBegd  wenigstens, 
die  Hnbhaftwerdong  der  FlftchtUnge.  Ebenso  wenig  besteht  eine  Yerpfliehtang, 
Fkemde  in  den  Staatsverband  gegen  eigenen  Willen  anihebmen  in  mflssen. 
Ueber  einen  solchen  iossem  Znwacbs  nr  fierOlkemng  hat  lediglich  die  Staats- 
gewalt in  eigenem  Interesse  zu  entscheiden,  nnd  zwar  ebenmissig,  ob  es  sidi 
von  einer  bleibenden  Aufnahme  in  das  Staatsbflrgerrecht  od^  nur  von  einem 
vorOhergehenden  Aolenthalte  nnd  Schutze  handelt  Kein  Fremder  hat  ein 
Recht,  sich  einer  Staatagesellscbaft  anfrndrftngen;  nnd  am  wenigstens  kann 
am  Zwangsrecfat  dadnrch  entstehen,  dass  der  Fordemde  em  Yergehen  gegen 
sein  hiaheriges  Yaterlnnd  begangen  hat,  nnd  sich  nnn  anch  noch  flbenliesa 
der  gesetzlichen  Strafe  zu  eatziehai  sacht.  Die  Aufgabe  des  Staates  endlich 
begreift  jeden  Falles  nur  die  Zwecke  des  eigenen  Yolkes,  nnd  in  diesen  ist 
eine  allgemeinayerpflichtaiig  zom  Sdmtie  Fremder  nicht  enthalten,  welcherlei 
Lebensswecke  sidi  anch  ein  Yolk  gesteckt  haben  mag.  Und  wenn  Yattel 
darani;  dass  ein  Yerbannter  doch  irgendwo  leben  mflsse,  eine  (freilich  nicht 
nnbedingte)  Yerpfliehtang  nr  Anfimhme  gründen  will,  so  ist  nicht  nar  ein- 
leaehtend,  dass  ans  diesem  thatslchlichen  BedOrfiiisse  noch  keineswegs  eine 
Rechtspflicht  fttr  «Inen  bestimmten  Staat  entstOnde;  sondern  namentlich  anch, 
dasa  eine  Berechtigung,  sich  irgendwo  der  gesetzUdien  Strafe  ittr  begangene 
Handinngen  zn  entziehen,  ftberhanpt  nicht  anerkannt  werden  kann.  Hierbei 
soll  keineswegs  gel&ngnet  werden,  dass  in  einzelnen  FftUen  eine  sittliche 
Fflieht  bestehen  mag,  gewisse  Flflchtiinge  ans  gewissen  Staaten  aofrnnehmen; 
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allein  eben  weil  es  nur  eine  sHtliche  Pflicht  ist,  eafastebt  dftnns  kein  Recht 
far  irgend  Jemand.  —  Dtgegen  kann  im  Allgemeinen  einem  Staate  das 
Becbt  nicht  abgesproofaeii  werden,  Solche  in  seinem  Gehiete  wiailaBBeQ, 
welche  bisher  einem  andern  Staate  angehörten,  and  sie  auch,  wenn  er  es 
für  gut  findet,  bleibend  nnter  seine  Bflrger  aufzanefameD.  Eine  solche  Zn- 
lastimg  ist  nicht  etwa  schon  eine  anbefugte  Handlang  an  sich;  vielmahr  üsft 
es. im  Begriffe  des  Staates i  alle  Diejenigen,  welche  sich  seiner  ooncralsn 
Lebensanffassong  anschliessen  und  thatsAchlieh  sein  Gebiet  bewohnen,  m 
einor  T^lnilrtt  in  vereinigen.  Ebenso  kann  aach  der  bisherige  Staat  des  Anf- 
sondMienden  Grond  aiae  Einwendung  n^cht  erheben,  indem  der  Mensch 
inebt  XiSibeigenerd^  Organiemiis  ist,  mkhem  er  zu  Erreichang  seiner  Lebens- 
lHl|j||ji^||^  ^t^gij^Bifji/^ßo^em  eine  anveränsserliche  Bofugniss  hat,  sich  von  ihm 
SB  Crenaen,  ww  ^  durch  denselben  nicht  befriedigt  findrt,  and  einen 
geeigneteren  avtenchen.  Mögen  anch  einzelne  Staaten  ehie  soldie  UnlBs- 
baibeit  der  Unterthanenverbindang  anfstellen,  so  ist  'diess  kein  atos  allge- 
meinen Gründen  sn  vertbeidigendes  Becbt,  sondern  GewalttbStigkeit  od» 
Suds.  Eine  allgemeine  Bannnng  in  das  soOllige  Gebortsland  m  güdcbv 
Zeit  ein  Frevel  an  der  einaelnen  Persönli(bkeit;,eln  Htndemiss  der  afirnUigen 
GeUttigong  der  £rde;  endlieh  eine  Yerutiieilang  rar  Eidoldnng  jeder  noch 
so  entwtsiicben  Gefpaltberrsdicft.  Und  Jeder  Staat,  weldier  dem  Beebte, 
Fremde  an&nndmiea,  im  Allgemeinen  nnd  grondsfltslicb  entsagte,  irtirde  sieb 
dadordi  snm  Ifitsebnldigen  jeder  noch  so  unverantwortlicben  Untctdritelnttg 
machen.  Ist  es  nflmlicb  anoh  onTermeidlicb,  dass  nicht  bald  da  bald  dort 
anf  der  Erde  »ein  nnertrilglicber  Dmck  stsatüdier,  religiöser  oder  gpaelL' 
scbaftlksber  Art  stattände,  so.mnss  doch  wenigstens  eine  MOglicbkett  fttr  die 
Leidenden  offen  stehen,  aoswirts  Sehnte  nnd  Beeht  ra  finden.  Und  s«ar 
li^  es  in  dem  Interesie  jeder  Partei  nnd  jeder  Uebeneogong,  iveleber  Aft 
sie  aneb  sei,  dass  der  Grandsaiz  qnUtalicber  Gebondenbeit,  nicht  aar  Geltung 
komme,  denn  keiner  ist  sicher,  mcbt  ancb  selbst  frOber  oder  spAter  in  die 
Lage  ra  liommen,  Seboti  gegen  Gewalttbat  sn  suchen.  Die  Gesebmhte  aller 
Zeiten  gibt  hierfiber  die  nnsweifelbaftesten  Ausweise.  Durch  grundsltzliche 
Nicbtaufbabme  aUer  Flaobtlinge  aus  fremden  Staaten  lAsst  sich  also  die  lur 
Untersuchung  gestellte  Frage  nicht  beseitigen. 

Damit  ist  aber  allerdings  nicht  gesagt,  dass  die  kosuM^litiscbe  Anlbs- 
snng  der  Becbtswahrong  keine  Anwendung  erleide  auf  den  Fall  eines  von 
jetst  fluchtigen  Unterthanen  eines  fremden  Staates  in  dessen  Gebiet  be- 
gangenen Verbrecbmis.  Im  Gegsndieile  steht  anch  hier  die  Verpflichtung 
an  einer  Beibfilfe  Tollkonunen  fest  Die  so  ciben  ▼ersuchte  BegrUndong  ehws 
Asylrecbtes  soll  nicht  dsm  dienen,  Sotebe,  welche  sieh  eine  geredite  Strafe 
sagezogen  haben,  dieser  an  entcieben;  sondem  nnr  dazu,  onscbnUBg  Ter^ 
folgten  einen  Zufluchtsort  offen  n  halten.  Wenn  also  einem  Staate,  welcher 
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■leb  flbertuutpt  ra  dieser  gwiieii  AnachMiimg  der  WettretAtaordmmg  be- 
iDemit,  aaf  genügende  Weise  nachgewiesen  ist,  dass  von  Flüchtlingen,  welciie 
flidi  in  tdBer  Botmftssigkdt  befinden,  andernirts  irirldich  gegen  das  Recht 
geliandfllt  worden  ist,  so  hat  er  sefaie  lOtwirlnuig  nr  Wiederherstellimg 
nicht  m  ytamgen*  —  Dieser  Omndsatc  wirkt  dann  aber  nach  zwei  ver- 
acihiedaifin  Bichtangen  hin.  —  Einer  Seite  versteht  sich  von  selbst,  dass 
der  Staat  nicht  ab  nrthefls-  mid  wfllentoser  Tollzieher  fremden  Willens 
handelt  Es  ist  seine  eigene  üeberzengong,  sein  freier  Wille,  das  Recht  zn 
schätzen ,  nicht  Geborsam  gegen  das  Verlangen  eines  Andern. '  Eine  noth- 
wendige  Bedingung  jeder  Thätigkcit  von  seiner  Seite  ist  daher  die  eigene 
Anficht,  dass  wirklich  eine  RechtsTcrletzung  vorliege.  Somit  genügt^ (|Uie 
blosse  Behauptung  einer  fremden  Regierung,  dass  gewisse  Flüchtlinge «^l^  ' 
brechen  begangen  haben,  keineswegs,  sondern  es  mnss  der  zur  Mithülfe 
Aufgeforderte  nach  Prüfung  der  ihm  gelieferten  IJeweise  sich  von  dem  wirk- 
lichen Vorhandensein  einer  strafbaren  Handlung  überzeugt  liabcn.  So  lauge  • 
ihm  daher  der,  sei  es  objective  sei  es  »ubjVctive,  Thatbestand  uiigpnügt?nd 
liergestellt  oder  die  Strafbarkdt  der  in  i^age  stehenden  llundlung  iiieht 
nachgewiesen  ist,  verbietet  ihm  die  eigene  Selbstständigkeit  jedes  Einschreiten. 
Und  zwar  ist  wohl  dabei  zu  bemerken,  dass  das  Urtheil  i  Im  r  In  h' Vorfrage 
nicht  ans  den  Recbtsanschanungeu  und  Gesetzen  des  fremden  Staates,  son- 
d(  i  n  aus  der  eigenen  AuflPassung  von  Recht  uöd  Unrecht  hervorzugehen 
hat.  Alierdings  ist  der  Staat  nicht  dazu  ermächtigt,,  über  die  innere  Cifltc 
der  positiven  Gesetze  eines  andern  Staates  zu  Gericht  zu  sitzen,  und  kann 
er  etwa  die  ihm  nicht  ^isagpnden  für  nichtig  erkliiien;  allein  er  ist  auch 
nicht  schuldig,  Anurdiuingen  P'remder  zum  Vollzuge  zu  bringeu,  welche  ihm 
gegen  die  allgemeinen  Begriff*»  von  Hecht  zu  hiufou  scluMuen.  Gerade  weil 
er  sich  dazu  versteht,  die  Rechtsordnung  in  der  Welt  aufrecht  erhalten  zu 
helfen,  ist  es  seiner  Gesinnung  zuwider,  Unrecht  zu  fördern.  —  Anderer 
Scits  geht  aus  dem  aufgestellten  Grundsatze  der  selbststilndigen  Mitwirkung 
zur  ReciuM>r(lnuug  die  Verptlichtung  hervor,  die  nothweudige  Hülfe  auch 
ohne  besondere  Autluniernng  zu  leisten,  sobald  nur  die  erforderlichen  Gilinde 
zur  Ueberzeugung  in  objectivor  und  subjectiver  Beziehung  vorhanden  sind. 
Es  hat  also  der  Staat  auch  dann  einzuschreiten,  wenn  er  ohne  alle  Mit- 
theilung von  Seiten  des  VerletTiten  sonstige  sichere  Nachricht  von  einem 
Verbrechen  erhält,  welches  ein  in  seinem  Gebiete  sich  aufhaltender  Flüchthng 
in  fremdem  Gebiete  begangen  hat.  Ja,  es  i«t  sein  Recht  und  seine  Pflicht, 
solbst  bloss  Durchreisende,  vou  deren  im  .Vu'^laiide  begangenen  recht'^widrigen 
Handlungen  er  genfkgend  unterrichtet  ist,  anzuhalten.  Das  Vorhandensein 
eines  richtigen  Passes  oder  dergleichen  ändert  nichts  an  dieser  höheren 
Aufgabe  des  Staates. 

Hiemacb  entsteht  non  freilich  die  wichtige  Frage,  auf  welche  Weise 
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der  Staal  ia  de^Joiigeii  FBItoa,  in  iralehen  ihm  niiUidi  eiae  BwUeiinK 
TerletzUr  Rechtsordnimg  nothwendig  n  Mtn  scbcmt,  seine  Beibaifeja  leoteM 
hat?  Entweder  nlmlioh  kann  er  aach  hier  seine  mtwifkmg  dordi  Yer- 
iveining  an  seine  eigenen  Oerlehte  hethllifen  nnd  m  dieeem  ZuMke  die 
nöthigen  UittfaeUnngen  md  Beweisinittel  fon  den  mielMt  verieUlai  Staate 
verlangen;  oder  mag  derBesdinldigte  an  diesen  letrteren  aosgeUefert  werden. 
Es  ist  nun  keineswegs  ein  Widersprach  mit  der  oben  8.  688  aaliieflelllea 
Aadeht,  wenn  in  Fallen  der  jetit  miiegenden  Art  die  ▲asUeferang  ab . 
das  richtige  Yeilshren  erfclirt  wird.  Zwar  wire  aadi  hier,  wie  ia  der 
oben  berflhrten  UntersteUnng,  eine  Herbeischaftng  aordehender  Benveiae 
aar  Ftilang  eines  ürtheila  gegen  den  Flflditigen  darcfa  die  dieoieitigHi 
Gepidite  aicht  aaanOglioh,  and  somit  ein  von  den  eigenen  Gerichten  cia- 
geleitetes Yerfthren  nieht  etwa  bhws  eine  verkHipte  Yenraigennig  der  Bei- 
hfiUB.  Aach  wOrde  aas  der,  aüerdiiigs  beetehenden,  Unfthi|^  der  diea> 
seitigen  Gerichte,  fremdes  Strafgesetz  aar  Anwendung  xa  briagea,  aodi  keine 
Unmöglichkeit  einer  Straftnweodang  gegen  einen  Flflditling  flherhaapt  eat- 
Btehen,  indem  die  Yerpflichtang,  am  Weltrechtsordnang  in  NothftUen  mü- 
zawiricen,  eine  Anwendung  der  einheimischen  Gesetie  an  sich  rechttetigte 
Allein  ea.mttSB  doch  eine  Thiti^eit  der  dlesaeitlgvi  Gerichte  in  dem  anter- 
stellten  FUle  als  angeeignet  erscheinen.  Die,  anlftagbar  immer  miaallehe, 
stellvertretende  Anwendung  unserer  Strafgesetie  anf  Handlungen,  welche  ia 
fremdem  Gebiete  und  somit  aoaflehst  unter  der  Herrschaft  fremder  Geaetae 
■  begangen  wurden,  ist  nar  dana  erlaabt,  wenn  wfrUidi  ehi  Nothfidl  vorliegt, 
dis  beisst,  wenn  ohne  diesseitige  Staatsf  hMtgkeit  gar  keine  Bestrafiüig  einer 
Ifiasethat  etaitrite.  Dieae  Yoraassetiung  trifft  naa  aber  gerade  hier  kehies- 
jßgf  t&xL  D6r  sanftchst  bei  dem  ia  Frage  stehenden  Yeriireohen  betfaciligle 
Staat.let  la  eiaer  atralnden  Thfttigkeit  bereit  Nach  aaaerer  etaenea.Anaicht 
^ilp^ljlelbe  zu  gerechter  Behandlang  der  Sache  geneigt  und  b^Lhigt.  Sine 
^^^jgtffidwfYe^  einem  Ansiander  seinen  anständigen  Bichter  vona- 

-^MMudten,  besteht  aascrer  Seite  sicher  nieht,  daa  Wenigste  gesagt  Die  Aas- 
JfUdunag  erfolgt,  wie  bereite  featgesteUt  iat,  aicht  auf  hioase  Jeaaeitige  Foi^ 
^fecngf^anaj^  nar  wenn  man  sich  nach  diesaeita  aas  den  mitgetheütea 
t|^mat|i||pii7|!PMi  Beweisen  von  der  Wirididikeit  eines  begangenen  Yergeheas 
aad  taa  'der  Wahrscheinliehett  dner  Schuld  dea  Angeklagten  flbcraeogt  hat 
Man  hat  ea  aondt  in  jedem  ehmelneD  Falle  ganz  hi  der  Baad,  nidift  dar  101^ 
schuldige  und  Scherge  bei  angerediter  Yerfolgang  zu  sein,  vidmehr  aaadialdig 
Bedrohte  gegen  solche  aa  sdifitzen.  Es  versteht  neh  ferner  von  sdbat,  da» 
der  fremde  Staat  gegen  dnen  Aasznliefemden  nur  wegen  derjenigen  Anaehnl* 
digungen ,  ttber  welche  er  MittheiluDgen  gemacht  und  Beweise  gelieÜBrt  hat, 
nicht  aber  auch  wegen  beliebiger,  anderweitiger  gerichtlich  vorgehen  darf;  aadl 
dass  man  hierfiber  bestimmte  Sicheibeii6ieiätuiigeu  diesseits  verlangen  und 
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bis  ta  deren  befriedigender  SieUang  die  AttBUefemDg  ün  Aneteade  ^kseen 
,iuaL  Unter  diesen  UmstSnden  wftre  eine  Yorenthaltung  de«  vor  seinen 
■atfirllcben  Richter  Geforderten  nnd  eine  stellvertretende  Rechtspflege  von 
unserer  Seite  völlig  ongerechtfertigt,  und  letztere  so  wenig  ein  verpflichteter 
Beitrag  zu  einer  Weltrechtsordnnng,  dass  sie  vielmehr  dieselbe  stören  würde 
dnrch  Behinderang  des  in  jeder  Beziehung  zur  richtigsteu  Bebandlang  geeig- 
neten Richters. 

S)  Der  Tierte  Fall. 

"Wcim  es  sich  endlich  von  Bestrafung  von  Verbrechen  handelt,  welche 
gegen  einen  fremden  Staat  durch  Menschen  begangen  wurden, 
welche  weder  ihm  noch  ans  als  Unterthaiien  zur  Zeit  der  That 
anfje hörten,  drigegen  sich  später  in  das  diesseitige  Gebiet 
flucht  et  on:  so  konmtt  es  vor  Alh^m  darauf  an,  ob  solche  Handlungen 
ülM  i  haupt  als  rccbllich  btrafbare  Handlungen  betrachtet  werden  können,  oder 
vielmehr  als  feindselige  Untcrnchnningen ,  gf  gen  welche  den  Bedrohten  zwar 
Vertheidigung  und  den  Verletzt^-n  Retorsion  oder  Sdiadensersatz-Forderung. 
aber  kein  Stmfrecht  zusteht.  In  der  ersten  Voraussetzung  ist  die  Sa  lie 
ganz  ähnlich  zu  behandeln,  wie  der  so  eben  bcsprociicne  dritte  Fall').  Im 
andern  Falle  kann,  selb'-tredend,  unser  Staat  aus  Grtinden  einer  Weltrechts- 
ordijung  nur  zu  einen»  l)ürgerlicbcn  Kechtsurthcilc  Ober  den  sachlichen  Schaden 
verpflichtet  sein,  nicht  aber  zu  Strafe  oder  Auslieferung.  Höchstens  mag  es 
sich  fragen,  ob  etwa,  wenn  ein  besoinh  res  Schutzböndniss  /wischen  lu  idcu 
Staaten  besteht,  ein  Fall  vertragsniässiger  Htilfeleistuug  geyen  einen  yeinein- 
Bchaftlichen  äusseren  Feind  vorliegt.  Zu  benicrken  ist  j(  «lucii  hierbei,  dass 
in  Beziehung  auf  SeerHubcrei  nach  allgemeiner  Gewohnheit  ein*'  Ausnalune 
gemacht  wird,  und  diese  kurzer  Hand  einer  Strafe  von  Seiten  des  der  Schul- 
digen habhaft  werdenden  Stautts  erfolgt,  selb'-t  wenn  das  Ver}>rechen  von 
Fremden  gegen  Fremde  begangen  wurde.  I)iess  iasst  sich  denn  auch  recht- 
fertigen. Srerüulterei  ist  uümlich  als  ein  gewcrbinfissiges  Verbrechen  get^cn 
die  ganze  Menschheit  zu  betrachten^  und  es  hat  äumit  jeder  Staat  das  Kecht 

1)  Km  bMtcht  hier  eine  liemlich  miMlge  CMuistik  Uber  die  Aiulieferungspfllcht  in  iBMiehwrl«! 
mehr  oder  wpnfpTpr  nnwjilirsiliehiUpJion  FiUlcn.  Muri  sehe  z.  R.  Sohmali,  Völkerrecht, 
8.  106%.;  Tittuianu,  HinUreelititptlege  in  ▼.  r.  lIuiJULLt,  6.  Fruvö  Kluit,  De  deditioo«, 
6.  M;  Berner,  Wirkttngakrei«,  S.  186  f^.  Mit  einem  Theilc  der  ireRrebeaen  BBtMbddiiiie«B 
k;inn  man  nrnnSgUcb  elnversUndcn  sein.  Wenn  x.  B.  Bcriicr  dt-r  Ansicht  M,  da^s  in  Bexiehanfp 
not  einen  FlUchUinK«  welcher  in  einem  fremden  SUutte,  dem  er  aber  aclbot  nicht  angeböre,  ein 
Verinredm  tMcmngen  habe,  der  ZveUbl  beetelu»,  ob  er  dem  Terielstoa  oder  Mibum  betanafho 
lirhi"n  s»Uiatn  aiiszutlt'ff  rn  und  -wcxm  er  nan  dem  heimathlirh''Ti  Sf-i-i«»  dm  Voreug  geben 
will,  tülb  dieser  cor  Bestralunt;  bereit  sei:  so  rUhrt  decZwetfid  und  diu  fHlscbo  Lösiuk  ^on  der 
Annahme  der  ParaottalltiU  des  BtraHfresetzes  her.  Es  tat  denn  doch  offenbar  nur  detjeolK«  Staat, 
gegen  welchen  Rffehlt  wiirdr,  tu  einer  Htrafhandlniifr  nigtändlif ;  nnd  wenn  Je  nn  «Ii"!!  n  h  ine 
AusUeferung  stattlinden  kann,  so  ist  de^ieuige  8taat,  welcher  d«»  Schuldigen  itzt  in^  «><uuer 
Gewalt  hat,  aas  Pflicht  der  WellTeehlwndiianir  Beatiafluir  heralMt  sieht  aher  ahsiiMbeat 
wie  er  dloie  MMkt  aaf  den  vnpcfliigllebeB  HehwrthihMit  aeUte  tterwOnik  kamen. 
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und  die  Pflicht  eigener  Unterdrtickung  und  BcBtrafung.  Für  die  Schuldigen 
hat  es  ohnedem  keine  Bedeutung,  wer  das  Strafamt  übt,  da  die  Strafe  überall 
dieselbe  ist. 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Erörterungen  ist  denn  also,  dass  vom 
Standpunkte  einer  kosmopolitischen  Rechtsansicht  aus  der  Staat  eine  doppelte 
Aufgabe  hat.  Einmal  soll  er  immer,  vfo  der  Natur  der  Sache  nach  eine 
Möglichkeit  dazu  besteht  und  wo  seine  Mitwirkung  zum  Zwecke  nöthig  ist, 
Vorbeugungsmaassregcln  zum  Schutze  des  Rechtes  treffen,  auch  wenn  dasselbe 
zunächst  ausserhalb  seines  Gebietes  liegt.  Sodann  aber  muss  er  auch  durch 
Beihülfe  zu  den  gesetzlichen  Strafen  zur  Herstellung  der  Weltrechtsordnung 
mitwirken.  Und  zwar  hat  er  durch  die  eigenen  Gerichte  und  nach  seinen 
eigenen  Gesetzen  seine  bleibenden  oder  vorübergehenden,  Unterthanen  zur 
Strafe  zu  briugen,  welche  ein  auswärtiges  Recht  verletzt  haben,  sei  es  im 
diesseitigen,  sei  es  im  fremden  Gebiete.  Durch  Auslieferung  an  den  ver- 
letzten Staat  aber  soll  er  (ausgenommen  den  Fall  einer  beabsichtigten  Un- 
gerechtigkeit oder  unmenschlicher  Härte)  Beihülfe  leisten,  wenn  eine  strafbare 
Verletzung  des  fremden  Rechtes  zwar  auf  fremdem  Gebiete  und  von  Fremden, 
d.  h.  seiner  Gewalt  zur  Zeit  der  Begehung  in  keiner  Weise  Unterworfenen, 
begangen  wurde ,  er  aber  der  Thäter  später  irgendwie  habhaft  geworden  ist. 

b)  Die  selbstsüchtige  Anfrassong. 

Die  bisher  erörterte  und  in  ihren  Folgerungen  dargelegte  Ansicht  ist 
aber  keineswegs  die  einzige  grundsätzlich  mögliche.  Vielmehr  kann  das 
Verhalten  des  Staates  zur  allgemeinen  Rechtsordnung  auch  auf  eine  ganz 
andere  Grundlage  gestellt  und  folgerichtig  auf  dieser  entwickelt  werden. 
Diess  geschieht  aber,  wenn  man  dem  Staate  lediglich  die  Aufgabe  setzt,  seine 
eigene  Rechtsordnung  gegen  Angriffe  zu  schützen,  und  nach  etwaiger  Ver- 
letzung wieder  herzustellen,  über  diese  Thätigkeit  hinaus  ihm  aber  weder 
Rechte  noch  Pflichten  einräumt. 

Hier  stellt  man  als  obersten  Satz  und  Ausgangspunkt  auf,  dass  jeder 
Staat  ausschliesslich  die  Aufgabe  habe,  die  Lebenszwecke  seiner  Theilnehmer 
zu  fördern,  zu  dem  Ende  aber  die  entsprechenden  Mittel  zu  ergreifen.  Eine 
weitere  Bestimmung,  also  namentlich  eine  Förderung  allgemeiner  Zwecke  der 
gesammten  Menschheit  oder  der  Gesittigung  aller  Völker  u.  s.  w.,  wird  ledig- 
lich zurückgewiesen  als  unklare  Phantasterei  oder  besten  Falles  als  ein  erst 
in  unabsehbarer  und  unbestimmtbarer  Zeit  vielleicht  eintretender  Zustand. 
—  Das  unentbehrlichste  aller  Mittel  zur  Erreichung  der  concreten  Lebens- 
zwecke ist  nun  die  Herstellung  einer  bestimmten  Rechtsordnung.  Eine 
solche  besteht  aber,  wenn  die  Verbältnisse  der  dem  Staate  angebörigen 
Einzelnen  zu  Eiuzehicn,  der  verschiedenen  im  Staate  befindlichen  mensch- 
lichen Vereine  unter  sich  und  zu  Einzelnen,  endlich  die  der  Gesammtheit  zn 
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den  Einzelnen  und  zu  den  gesellschaftlichen  Gliederungen  des  Volkes  be- 
stimmt sind  und,  nöthigen  Falles,  vom  Staate  aufrecht  erhalten  werden.  Das 
hier/u  Erforderliche  an  Gesetzen,  Vorbeugungsmaassregeln ,  Gerichten  und 
Yollstreckungseinrichtungen  muss  vorhanden  sein  und  nach  den  jeweiligen 
Bedürfnissen  in  gutem  Stande  erhalten  werden.  —  So  wie  nun  aber  der 
Staat  überhaupt  ein  in  sich  abgeschlossener  Organismus  ist  und  zu  Erreichung 
seiner  Zwecke  sich  selbst  genügen  muss  ohne  Beihülfe  anderweitiger  Ein- 
zelner oder  Vereine:  so  namentlich  auch  bei  seiner  Rechtsordnung.  Was 
über  die  eigenen,  auf  die  richtige  Weise  in  Anspruch  genommenen  Kräfte 
hinausgeht,  ist  eine  relative  Unmöglichkeit  für  ihn,  und  kann  nicht  gefordert 
werden.  Ebenso  beschränkt  er  aber  auch  seine  Leistungen  auf  sich  und  die 
Seinigen,  und  ist  völlig  zufrieden,  wenn  innerhalb  seines  einheitlichen  Kreises 
keine  Rechtsverletzungen  vorkommen  oder  solche  wenigstens  wieder  gut  gc- 
macht  werden.  Gleiches  für  sich  zu  thmi,  überlässt  er  jedem  andern  Staate,  > 
welcher  ja  ebenfalls  selbststiLndig  seine  eigenen  Zwecke  zu  erreichen  hat. 
Das  Rechtsverhältniss  zu  anderen  Staaten  besteht  alsa  lediglich  darin,  dass 
keiner  in  die  Selbstständigkeit  des  Andern  eingreift,  noch  sich  seiner  Seits 
eingreifen  lässt.  Gegenseitige  völlige  Unabhängigkeit  ist  der  oberste  Grund- 
satz, und  kein  Staat  hat  ein  Recht,  von  dem  andern  eine  Mitwirkung  zur 
Erreichung  seiner  eigenen  Zwecke  zu  verlangen. 

Nothwendige  Folgerungen  dieser  Auffassung,  welche  ohne  Zweifel  eine 
«selbstsüchtige»  genannt  werden  darf,  sind  nun  aber  nachstehende. 

Vor  Allem  bekümmert  sich  der  Staat  um  Handlungen,  welche  nicht 
gegen  seine  eigene  Rechtsordnung  gerichtet  sind,  gar  nicht;  gleichgültig, 
wo  und  von  wem  dieselben  vorbereitet  oder  begangen  Wurden  mögen.  Er 
ordnet  weder  Vorbeugungsmaassregeln  zu  ihrer  Verhinderung  an,  noch  ent- 
hält sein  Strafgesetz  ein  Verbot  derselben,  oder  ist  seinm  Gerichten  irgend  • 
eine  Zuständigkeit  in  Beziehung  auf  solche  Handlungen  gegeben.  Selbst 
wenn  sie  in  seinem  Gebiete  und  von  seinen  Angehörigen  unternommen  sind, 
ist  es  nicht  seine  Sache,  denselben  entgegen  zu  treten,  da  sie  mit  seiner 
eigenen  Aufgabe  in  keinem  Widerspruche  stehen,  er  aber  nicht  zum  Hüter 
und  Vormund  fremder  Staaten  gesetzt  ist.  Diese  mögen  sich  selbst  schützen; 
und  sie  haben  namentlich  auch  unbestritten  das  Recht,  Verletzer  ihrer  Ge- 
setze, wer  immer  sie  sein  mögen,  nach  ihren  eigenen  Bestimmungen  zu 
behandeln,  wenn  sie  derselben  im  Bereiche  ihrer  Zuständigkeit  und  ihrer 
Gewalt  habhaft  werden  können.  Lediglieh  in  dem  Falle,  wenn  eine  gegen 
auswärtiges  Recht  gerichtete  Handlung  auch  den  iunern  Frieden  zu  stören 
oder  dem  Staate  sonstigen  Schaden  zu  bringen  geeignet  ist,  mag  solche 
gesetzlich  verboten  und  vorkommenden  Falles  bestraft  werden;  aber  natür- 
lich nur  eben  im  Verhältnisse  dieser  inneren  Beziehungen. 

Eine  zweite  nothwendige  Folge  dieser  Auffassung  ist  es,  dass  Menschen, 
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Was  nlailidi  nent  die  ans  der  kosmopolitischen  AiilEMSiaK 
entstehenden  Schifierigkelteii  und  NacfatheUe  hetrift,  so  ist  vor  AUsia 
einleachteBd,  dass  der  Staat  sich  dadorch  eine  grosse  Menge  von  be- 
schwerlichen und  weit  anssehenden  Geschiften  anfladet,  welche 
nur  in  sehr  mittelharer  WoIm  i&r  ihn  selbst  TOn  Nntnn  sind.  So  weit 
es  sich  naadieh  Yon  Torheagnngs- Haassregeln  bandelt,  mnss  er  nidit 
nor  die  politischen  YerhlltAisse  aller  Staaten,  mit  welchen  seine  UeibeiidMi 
oder  Torttbergehenden  Dnterthanen  in  Bertthrong  kommen  kOnnen,  beständig 
im  Auge  behalten^  un  dadonh  so  beortheilen,  ob  nnd  welche  Eingiiffe 
etwa  gemacht  werden  kAnnen,  und  nm  entsprschende  Yorbeagaagsangtalten 
so  treifen;  sondern  er  mnss  selbst  da,  wo  nnr  die  Yerletumgen  Einsdner 
in  fremden  Staaten  als  wahrscheinlich  erscheinen,  eineehreiten,  nnd  abe 
beobachten.  Wie  weit  diess  aber  gehen  kann,  nnd  sn  welchen  FolgeraDgn 
es  fllhrt,  dam  mögen  nachstehende  Andeotongen  uigetthr  einen  Begriff 
geben.  Bei  der  Ifitwirknng  som  Schntae  fremden  Oftsntlichen  Rechtes  wiid 
es  sich  nicht  etwa  bhio  von  der  Verhindemng  Yon  Yerschwiftmngen,  iVsi- 
fichaarenzügen  n.  dgl  handeln,  sondern  s.  B.  anch  von  Maasaregeln  gegen 
Schleichhandel,  welcher  vom  diesseitige]^  Gebiete  ans  in  fremdes  Iiand  ge- 
itlhrt  werden  wollte.  Die  Yerletnmg  der  fiinkommengeeetse  ^  fieodea 
Staates  and  die  StOrong  des  Ton  ihm  beliebten  Gewerbeschntaea  ist  itniweifBi> 
haft,  abstract  anigefasät,  eine  Hecfatsrerle^bning.  Will  maa'aim  noch  gross- 
müthig  davon  absehen,  dass  diese  Anstslten  vieUdcht  nnmittelbar  gar  Be- 
nachtheiligimg  muerer  eigenen.  Angehörigen  wirken  oad  dasn  bestellt  sind: 
so  springt  jeden  Falles  die  Anedehnong  nnd  die  Beschwerlichkeit  der  Yops 
kehnmgen  in  die  Augen ,  welche  zur  Yerhindening  des  Schleichhandels  dar 
eigenen  Uttterthanen  iiöthig  werden  können.  Ist  schon  die  Abhaltung  fremden 
Schmuggels  schwer  und  kostspielig  genug,  so  ist  eine  wirksame  Beanfnehti- 
gtu^  sftmrotlicher  eigener  Gewerbender  noch  ganz  anders  eingreifend.  Und 
diess  vielleicht  zu  Gunsten  eines  Staates,  welcher  uns  nicht  einmal  gleiche 
Httlfe  seiner  Seits  gewährte!  Hinsichtlich  der  Verhinderung  von  Privatver- 
brecheu  aber  würde  es  sich  nicht  etwa  blos  \oii  Kauber-  oder  Diebsbanden 
handeln ,  welchen  man  den  Weg  nach  benachbarten  Staatcu  zu  verlegen  hätte, 
sondern  auch  von  der  BcaufsichtigtniL'  alles  Betruges  im  Handel  mit  den 
Angeliörigen  dos  fremden  Staates  u,  (Il-I  —  Kine  ebculalls  grosse  Last  kann 
die  Untersuchung  und  Beslra  tu  ii  g  der  vun  (iirs^tiUgcu  Uuterthauen 
im  fremden  Gebiete  begangenen  Recht:  vciieuuiiycu  liuiiaden.  Obgleich  der 
diesseitige  iStaat  unmittelbar  gar  nicht  betheiligt  ist,  muss  er  mit  Mühe  und 
Kosten  Beweismittel  aus  fremden»  Lande  herbeischaffen,  seine  Gerichte  üirtui 
eigentlichen  Berufe  entziehen,  die  erkannteu  Strafen  in  seinen  Austaiteu  voll- 
ziehen. 

Die&e  liL-äciiwerden  sind  aber  um  so  weniger  zu  unterschätzen,  als  böch&t- 
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mhneheinliiili,  iweitens,  alle  Bemabnoecii  um  den  Bechtssdiiitz  Firemder 
doch  nicht  hinreicben  werden,  um  maochfiiehen  Beschwerden,  Verlangen 
and  Yerwicklnngen  ?on  Seiten  anew&rtiger  Staaten  Tombeagen. 
Auch  bei  bestem  'Willen  der  obersten  Gewalt  wiid  es  keineswegs  immer  ge- 
lingen, beabsicbtigte  Terletzongen  absowenden  oder  dnreh  gerichtlidie  Tbfltig^ 
kdt  einen  dem  BesehAdigten  genflgenden  Sprach  an  erwirken.  Dann  aber 
mag  man  mit  Bestimmtheit  Klagen  and  Forderungen  entgegensehen,  deren 
allgemeine  BegrOndnng  nicht  einmal  in  Abrede  za  ziehen  ist,  da  Ja  die  Ter- 
pflichtung  ZOT  Bechtshflife  diesseits  anerkannt  wird. 

Ein  dritter  sehr  bedeatender  Uebelstand  ist,  dass  man  durch  das  ^stem 
allgemeiiier  Rechtshtlfe  gedrftngt  werden  kann,  sich  Aber  zweifelhafte  and 
bedrohliche  ZnstAnde  in  einem  andern  Staate  amtlieh  anszusprechen, 
and  sie  somit  entweder  als  sn  Redit  bestehend  anzuerkennen  oder  sich  feind- 
selig gegen  sie  zu  benehmen,  während  lAngeres  Zuwarten  Gebot  der  Klug- 
heit w&re ,  oder  vielleicht  die  Dinge  an  sich  noch  kebieswcgs  spruchreif  sind. 
Wenn  in  einem  Lande  Parteien  am  den  ffieg  kJbnpfen,  Herrscher  entstehen 
and  gestürzt  werden,  ist  es  nicht  immer  Jeieht,  auch  nur  den  bequemen  in- 
ternationalen Grundsatz  aufrecht  m  erhalten ,  nach  welchem  die  jeweil  that- 
sftchlicb  besteheudc  Gewalt  im  fremden  Staate  ebenfalls  thatsachlich«nerkannt^ 
aber  den  Bechtsbestand  aber  kein  bindendes  Unheil  abgegeben  wird.  Allein 
ganz  anders  noch  wird  die  Schwierigkeit,  und  unter  Umst&nden  die  Gefahr, 
wenn  ein  Staat  von  einer  solchen  zweifelhaften  aber  starken  auswärtigen 
Gewalt  kategorisch  aufgefordert  wird,  sich  über  deren  rechtliche  Anerkennung 
zu  erkl&ren;  oder  wenn  er  in  die  Lage  kommt,  seiner  Seit«  amtliche  Schritte 
zu  thun,  welche  eine  solche  Anerkennung  läuguen  oder  aussprechen.  Eine 
Läugnung  mag  Krieg,  eine  Anerkennung  Verwicklung  in  fremde  Unruhen, 
Zerwürfniss  mit  bisherigen  Yerbündeteu,  Untreue  gegen  bisher  festgehaltene 
politische  Grundsät/e  zur  Folge  haben.  Jeder  Schritt  dieser  .\rt  will  also 
wohl  überdacht,  mit  anderen  Regierungen  besprochen  sein,  üiue  bülche 
Umsicht  iät  aber  i'ür  einen  Staat,  welcher  sich  /.n  kosmopolitischer  Rechts- 
hfllfe  bekennt,  sehr  erschwert.  Natürlich  kann  nur  g*^  gen  recht  In  Ii  ])estehende 
Regieningen  ein  Staatsverbrechen  begangen,  nur  von  solchen  Gewalten  eine 
Auüurdejung  zum  Rechtsbeistande  angenommen  werden.  Eine  Rechtshülfe 
znr  Unterstützung  einer  uugebtUlichcn  Gewalt  wäre  Theilnahme  an  ihrem 
Vergehen  und  /u  gleicher  Zeit  Unrecht  gegen  den  (jestraften.  Umgekehrt 
aber  muss  einer  begründeten  Aufforderung  einer  rechtsbegrtindeten  KegiLi  ung 
Folge  geleistet,  ja  eine  solche  auch  ohne  Verlangen  von  ihrer  Seite  durch 
Vorbeugungsmaassregeln  geschOt^^  werden.  Kur  allzu  leicht  kann  also  irgend 
ein  Zufall,  ein  verhältnissmässig  unbedeutender  Umstand  zu  einer  frühzeitigen 
und  dadurch  sehr  bedenkiiciieu ,  auüdrUckiichen  oder  stillschweigenden  £r- 

klftrung  nöthigeu. 
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Endlich  noch,  und  es  dürfte  diess  das  Bedenklichste  sein,  setzt  sieb  ein 
n  kosmopolitischer  Bechtshfllfe  entschlossener  Staat  der  Ühlen  Alternative 
ans,  einer  fremden  gewütthätig  und  gesetzwidrig  herrschenden,  aher  Ibmiell 
rechtmässigen  RegieniDg  entweder  solohe  Flfichtlinge  durch  Ansliefenmg  snm 
Opfer  za  bringen,  welche  einen  verunglückten  Versuch  gemacht  hatten, 
den  nngesetzlirhcn  Dmck  abzuwerfen ,  vielleicht  also  die  besten  Uftnonr  eines 
unglttchlichen  Volkes ;  oder  aber  die  Yerweigerong  der  Ansliefenmg  dudi 
die  nnrnnwondeno  Erklürong  begrflndcn  zn  müssen ,  daaa  eine  sokh«  Regi^ 
mng  nnr  eine  Gewaltherrschaft  sei  nnd  jedw  Angriff  gegoi  sin 
diesseits  als  berechtigt  betrachtet  werden  mflsse.  Im  letirteni  FUle  kOuMB- 
die  Folgen  filr  den  gewissenhaften  Staat  nnabsehbar  sein.  Im  erstem  ith. 
gegen  macht  er  sich,  ans  blos  fonnellen  Orttnden  oder  aas  Schwiche,  nni 
Ifitschnldigen  der  Gewaltherrschaft  nnd  lieUeicht  der  Chransamkeiten  ^eiMr* 
Begiening,  welche  er  selbst  haast  nnd  verachtet,  nnd  trflgt  das  Seinige 
dazn  bei,  die  Erde  m  einem  grossen  Oeitegnisae  zn  machen,  ana  welchem4 
kein  Entrinnen  ist;  er  stellt  sich  anf  Sdte  der  ünterdmcker  nnd  Henfesr. 
Ein  bis  zur  ftnssenten  ChrSnze  gehendes  Pfliditt|dMil  gegen  die  Bechta- 
wdnnng  kann  also  in  Beihfliii»  znm  schrdendK^  Unrechte,  eine  Sorge  ftr 
ein  Mittel  *der  Gesittignng  zur  gransamsteitftJlp^^  bringen. 

Anderer  Art  zwar,  jedoch  nicht  eben  ^inger^  sind  die  Kacbtheilftr 
wdche  eine  folgerichtige  DnrchfBhmng  des  selb  statt  cht  igen  SjyntemsB 
bringt  Ein  Theil  derselben  tritt  unbedingt  nnd  mit  Ilothweadigkeit  dn; 
andere  dagegen  erscheinen  in  verschiedener  Oesthlt  nnd  GrOsse,  je  nadn 
dem  noch  andere  Einrichtungen  mit  diesem  Gmndsatie  verbondfai  werden. 

In  ersterer  Beziehung  leuchtet  vor  Allem  ein,  daaa  sidi  ein  solcher 
Staat  unter  allen  Umstanden  nicht  nur  selbst  auf  einen  sehr  tiefen  Stand* 
punkt  im  TOlkerleben  stellt,  sondern  auch  zur  FesthaHung  dessdben  in 
weiterem  Kreise  beltrflgt 

^  Die  ganze  Auffassung  des  menschlichen  Lebens  und  seiner  wicbCigiteB 
Gestaltung,  des  Staates,  ist  hier  eine  enge  und  kleinliche.  Weder  aner- 
kennt man  die  Aofgabe  des  Menacheugeschlechtes,  durch  eine  AnsbiMuqg 
der  Gtemeinsehaft  immer  mehr  zn  allgemeiner  Gesittigung  vomschreiten; 
noch  wird  Oberhaupt  ein  das  starre  Recht  ftberragendes  Gebot  der  Sitt- 
liehkeit  als  eme  Bogel  des  y<»lkerverkehres  erklärt  Wie  der  Zofiül  dl« 
einzahle  Volks-  und  Staats -IndividualitAt  zu  Wege  gebracht  bat,  und  wi« 
diesem  Werise  des  Zuiklles  auch  die  concreten  Zwecke  entsprechen  uttd 
genügen:  so  lebt  jeder  Verein  fdr  sich,  und  ttberiAast  allen  anderen  n 
ihrem  Ziele  zn  gelangen,  bo  gut  sie  es  vermögen.  Eine  solche  Leben»- 
ansacht  steht  zwar  am  eine  Stufe  hoher,  als  die  jener  rohen  Volker,  welolie 
im  Fremden  immer  nur  einen  Feind  sehen;  allein  sie  ist  zn  dem  Begriffe 
eines  hOheni  geistigen,  sittlichen  nnd  wirthschaftUchen  Menschheitslebena 
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aodi  Bidit  durdigednmgeii.  Fremdes  Recht  wird  an  licli  aaerktimt;  aUeiii 
man  gibt  kdne  Pflicht  zo,  dasselbe  zu  sehfltmi,  «och  wenn  es  durch  Mangel 
eines  sekhofi  Schntnt  Tenichtet  werden  sollte.  Durch  eine  solche  Hand- 
Inogs weise  hflH  denn  aber  der  betreffende  Stoat  nicht  nur,  so  weit  s^ 
eigener  Umfing  nnd  Einflnss  geht,  eine  aUgememe  Entwickelnng  des  Men- 
sehengesehleebtes  xnrOek;  sondern  er  Teranlasst  anch,  gor  leidit  wenigstens, 
eine  weitere  Handhabnng  desselben  roheren  Gehahrens  bei  anderen  Yflikem, 
welche  an  sich  so  einer  sittlidieren  Aulfoasang  geneigt  wflren. 

Es  filhrt  nWich  ein  selbststtchtlges  Terhalten  der  geschilderten  Art,  — 
und  diese  ist  der  zweite  unbedingte  Nachtheil,  »  andere  Staaten  ans  GrOnden 
der  Betorsion  xa  der  Anwendung  gleicher  Ornnds&tse  gegen  ihn. 
Es. mag  sein,  daas  es  ein  Beweis  Ton  noch  höherer  sittlicher  Bildong  wflre, 
wenn  Andere  sich  durch  eine  Yerweigemng  geforderter  Beihlllfe  nicht  da?on 
abbringen  liessen,  nach  einem  solchen  engherzigen  Staate  gegenflber  die 
grundsttzlicbe  Mitwirkung  ihrer  Sdts  nicht  zu  versagen.  Allein  es  wird 
darauf  in  der  Regel  nicht  zu  rechnen  sein.  Theils  wird  verletzte  Empfind- 
lichkeit und  das  Gefthl  der  Oleichstellung  so  wie  der  internationalen  Ehre 
den  Sieg  davon  tragen;  tfieils  mag,  verständiger,  die  Erwiederung  unge- 
nossenscbaftllchen  Benehmens  und  sachlicher  Nachtheile  als  das  einzige 
Mittel  nur  Bekehrung  des  selbstsficbtigen  Staates  erscheinen.  Die  Folge 
aber  ist,  so  lange  sotehe  Retorsion  geabt  wird,  eine  weitere  Ausdehnung 
des  weniger  gesittigtea  Zustandes  und  eine  erhöhte  Erschwerung  der  Ge- 
lasgung  zum  Rechten. 

Ausser  diesen  Jeden  Falles  sich  ergebenden  Nacbtheilen  k5onen  aber 
auch  noch  weitere  dazu  kommen.  Je  nachdem  bei  dem  selbstsüchtigen  Sy- 
steme noch  andere  naheliegende  Einrichtungen  getroffen  werden.  Es  hängt 
ngoüich  viel  davon  ab,  ob  ein  Staat,  welcher  lediglich  ihr  seine  elgtee 
Rechtssicherheit  sorgt,  auch  noch  ein  allgemeines  Asyl  f&r  die  Flüchtlinge 
aus  anderen  Staatöi  eröffnet,  oder  ob  er  ein  solches  Recht  nnd  eine  solche 
Pflicht  nidit  beansprucht. 

Im  ersten  Falle  ist  nicht  vermeiden,  dass  das  betreffende  Land  eine 
Herberge  für  alle  Arten  von  Verbrechern  werde.  Weil  sie  weder 
Bestrafung  noch  Aaslieferung  zu  gewarten  haben,  werden  sie  sich  von  allen 
Orten  hierher  ziehen ;  zunächst  natürlich  aus  den  Nachbarstaaten.  Es  ist 
nun  nicht  nur  müglich,  sondern  sogar  sehr  walirscheinlich ,  dass  sich  aus 
einer  solchen  Ansammlung  grosse  Naciithcile  entwickeln,  und  zwar  sowohl 
für  den  schützenden  Staat  selbst  aib  für  andere  Staalcn.  —  Was  den  ersteren 
betrifft,  so  kiim  die  Anwesenheit  von  Menschen,  welche  ihre  Nichtachtung 
des  Rechtes  bcrtiU  m  ihrem  Yaterlande  bewiesen  haben,  nicht  anders  als 
gefährlich  und  beschwerlich  sein.  Ks  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  sich 
solche  Flüchtlinge,  namentlich  auf  die  Dauer,  jeder  Kechtsverlctzung  gegen 

46* 


Digitized  by  Google 


708 


Die  völkerrechtliche  Lehre  Tom  Asyle. 


den  sie  jetzt  beschützenden  Staat  und  gegen  dessen  Angehörige  enthalten. 
Zorn  Danke  fttr  die  Gastfreundschaft  ist  man  also  eigenen  Verlusten  und 
Ge&bren  amgeseUt,  und  hat  aberdiess  die  Mühe  nnd  den  Aufwand  häufi- 
gerer Yoi4)eugung8-,  Entdeckungs-  und  Bestrafuugsmaassregeln.   Es  kann 
ferner  der  Anblick  grosser,  jetzt  aber  ungestraft  umhergehender  Verbrecher 
das  Kochtsbewusstsein  des  eigenen  Volkes  empfindlich  stören.   T^^«»«^»«*»  sind 
bedenkliche  Reibungen  mit  dem  Auslände,  dessen  Verbrecher  man  tor  Strafe 
und  Unschädlichmachung  bewahrt,  nnTenneidlich ,  and  keineswegs  werden 
^e  immer  durch  Hinweisong  auf  den  nun  einmal  fest  stehenden  Grundsatz 
dee  Aqrlrechtes  m  beseitigen  sein.  Das  Geringste  ist  nocb,  dass  sich  die 
firnnden  Staaten  bewogen  sehen  können,  nun  eigenen  Sehnt»  gegen  die  ihrer 
Bechtsordntmg  bestlndig  drohenden  Ge&hren  Maassregeln  zn  ergreifen,  wekhe 
aoch  den  rechtlichen  Yezkehr  der  diesseitigen  Bürger  heeintrichtigen.  — 
Was  aber  die  Benaehtheilignngen  anderer  Staaten  betrillt,  so  ttegsn  diess 
anf  der  Hand.  Einmal  ist  schon  ftherhai0i|»r^  Be6htssland  weit  umher 
geOhrdet  daich  die  Möglichkeit,  Tielleicbt  Läi^keit,  sieh  der  Strafe 
durch  Flacht  in  ein  sicheres  Asyl  zu  eoUieheiC; -^^^  aar 
Fortsetiong  ihrer  rechtswidrigen  Anm^^i^^^i^^         FlSehtUnge  Ihre 
Yoibereltongen  in  dem  Zoflnchtslande  id|^^|(idBlitibkeüi,  nenn  sie  woOea 
selbst  offen,  betreiben  and  den  günstigen  Adgenblick  aor  Itdlaiehnng  ab- 
warten. Im  schlimmsten  Falle  steht  ihnen  wieder  der  BfldDng  In  das  u- 
bedingt  schlltaende  Gebiet  oien,  and  bleibt  die  Aussicht  anf  immer  neue 
Wiederholongen.  Darans  entsteht  aber  nicht  abrebsende  Qefehr  Ihr  die 
fremden  Staaten  and  die  Nothwendigkeit  beschwerlicher  and  kostspieliger 
Yorkehrongeii.  —  Diese  Alles  aber  natttrllch  in  dem  YerhiUtniss  der  Ans> 
dehnong  des  gewährten  Asyles,  and  je  nach  der  geographlsehen  Lage  des 
Landes.  Wenn  das  Asyl,  wie  diese  die  richtige  Folgernng  ans  dem  selbsl- 
süchtigen  Grandsatae  ist,  anf  alle  anter  fremder  Botmftssigkeit  begangenen 
Arten  Ton  Becbtsverletzongen  aosgedefant  wird;  and  wenn  das  Gebiet  ohne 
Schwierigkdtza  erreichen  and  wieder  an  ?erlassen  ist:  so  nmss  ans  dem 
aehfltaenden  Gebiete  eine  Art  von  Diebs-  and  RinberhOhle  werden,  wekhe  nicht 
nnr  den  Auswurf  aUer  YOIker  gegen  die  verdiente  Strafe  sehfltit,  sondern 
ans  welcher  sie  au  neuen  Unthateh  auaaiehen.  Ausserdem  kann,  je  nachdem 
die  staatlichen  Zustünde  in  der  Welt  überhaupt  sind,  auch  noch  ein  Heerd 
für  politische  Unruhen  und  umwülierische  Unternehmungen  in  grüsster  Trag- 
weite gebildet  werden.  Es  ist  möglich,  dass  sich  die  FlüditUnge  Terschledener 
Staaten  in  einem  solchen  Aqrle  sammeln,  sich  unter  sich  Terbinden  und  da- 
durch verstÜrken,  von  hier  ans  die  Bewegungen  äUerwürts  unterhatten,  end- 
lich bald  dahin  bald  dorthin  zu  wohl  vorbereiteten  und  vielleicht  umfhssenden 
Angriffen  sich  wenden. 
'  Kicht  erst  eines  Beweises  bedarf  es  aber,  dass  diese  Uebelstünde 


Digitized  by  Google 


Dfe  ytXkenetMMiB  Lduw  tom  Aiyl«.  709 

besonders  ki^üg  hervortreten,  ja  zum  Theile  noch  mit  weiteren  vermehrt 
werden,  wenn  ein  Staat  das  nÜLTinciiio  As\lrccht  so  weit  treibt,  dass  er 
flfichtige  Fremde  nicht  blos  ausnalnnelos  beherbergt,  sondern  sie  auch  grund- 
sätzlich und  somit  ohne  persönliche  Unterscheidung  in  sein  Staatsbürgerrecht  ■ 
förmUch  aufnimmt.  In  diesem  Falle  verliert  niünlich  der  Staat  einer  Seits 
selbst  die  geringe  Möglichkeit  von  Aufsichtsmaassn^eln  und  Beschränkung^ 
welche  er  etwa  noch  gegen  blos  geduldete  Fremde  zum  Rechtsschntzc  und 
zur  Verminderung  der  oben  angedeuteten  Nachtheile  ani^«iuien  könnte;  und 
anderer  Seits  kann  er ,  vielleicht  gegen  Wuiisch  und  bessere  sittliche  üeber- 
zengnng,  in  die  Lage  kommen,  sich  eines  mit  ani^wärtigen  Behörden  in 
Ungelegenheit  gekommenen  neuen  Staatsangehörigin  dieser  Art  annehmen 
zu  mOf^sen ,  während  er  einen  blos  geduldeten  Fremden  verdientem  Schick- 
sale  hätte  überlassen  können 

Verbindet  dagegen  der  Staat,  welcher  sich  zu  jener  engen  Auffassung 
seiner  Rechtspflicht  bekennt,  damit  die  Bewilligung  eines  unbedii^ten  Asjles 
für  Fremde  nicht,  —  nnd  es  hftngen  diese  beiden  Eiurichtongen  keineswegs 
mit  solcher  Kothwendigkeit  zusammen,  dass  sie  gar  nicht  getrennt  werden 
können,  —  so  mindern  sich  allerdings  die  Uebel.  Der  Staat  behält  die  Mög- 
lichkeit, sein  eigenes  Land  rein  zn  halten,  so  irie  das  Ausland  von  beständiger 
Furcht  zu  befreien.  Aber  anch  hier  bleibt  doch  immer  noch  Bedenken  genug 
abrig.  —  Unter  allen  Umstanden  wird  es  fortgeseteter  Anfinerksamkeit  aof 
die  in  das  Staatsgebiet  eintretenden  Ftanden  berufen,  am  sich  nnerwflnscfaten 
Zoznges  zu  erwehren.  Th>t(  dem  nftmlich,  dass  kein  unbedingtes  Asylrecht 
besteht,  wird  doch  schon  die  Aussicht  auf  Tölliges  Unterbleiben  jeder  Art 
von  gerichtlicher  Untersuchung  und  Bestrafimg  allerwfirts  Bechtsverbrecher 
anlocken.  Mtlgücherweise  finden  sie  ja  Schutz  durch  Kachsicht  oder  Tllaschung 
Aber  ihre  Persönlichkeit;  im  schliüamBten  Falle  steht  nur  einfache  Wegwei- 
sung bevor.  Der  Zndrang  wird  also  jeden  Falles  gross  sein  und  bedenkliche 
BestandtheUe  enthalten.  —  Allein  daran  nicht  genug.  Offenbar  hfingt  der 
gerne  Säistaod  lediglich  von  den  GrundsAtseen  ab,  welche  der  Staat  in  Be- 
aehnng  auf  das  Asyhrecbt  flberhaupt  aufstellt  Behalt  er  sich  ein  freies  1 
Entscbeidnngsrecfat  Uber  die  Annahme  und  Duldong  einee  jeden  Fremden 
vor,  (eine  alien  biU,)  dann  bftngt  allerdings  nur  von  ihm  ab,  sich  selbst  und 


1)  Kleht  «nt  dar  8«flMitanv  Iwtor  m,  diM  «hsh  dtoftech«  nedi  wai«  MbÜBanar  frertaltM, 

wenn  ein  solcher  Staat  nicht  blos  fürmlicli  RnfTRnoimnenf  Hiii  ^'-  i  ■ -hüfzt ,  sondfrii  ciTir  V  r 
pfllcittaaii;  lüMia  tcboii  aneriMiuit,  w  bald  ein  FiachUlog  auch  nur  die  ersten  oavoUkoiumenen 
flduUt»  m  «loer  kftnitigm  Atflnbm  gvmadit  hat,  s.  B.  eine  Mddnnf  um  etnrtltfli  Billiger- 
recht,  Efgielftmg  eines  DomtcUes  im  Lande  u.  denci»  Ui«*  ist  (!!c  Mög^IlLbkeit  cineMMis.shrHiu-Iir>s 
der  so  nnronichtiflr  angebotenen  Bchutzgewalt  M  gnws;  die  Wahrscheinlicblieit  vielf^er  vw 
dil«Mdicber  Verwicklangen  mit  andern  Staatsn  lo  dringend ;  die  Grimdlage  der  ganzen  Baad« 
Inaglwel^  Ici^  s i'n  und  Juristisch  so  anhaltbar:  dass  in  der  Tliat  nur  eine  Verbindung  von 
leidenschaftlidicr  Anmaassung  and  von  gedanItenioBer  UnwlflMiibeU  auf  einen  solchen  Grundnto 
twfliUen  kann.  Dieses  Urtheil  kann  den  Verdnigtea  SttMli»        oipMl  wwcto» 
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Andere  vor  Schaden  nnd  Gefahr  zu  bewahren;  and  es  bleiben  dann  nnr  in 
80  ferne  Nachtheile,  als  etwa  einem  wirklich  geßlhrlichen  Menschen  Aufent- 
halt verwilligt  wird,  oder  weil  die  Duldung  eines  bestimmten  Flüchtlings 
einem  fremden  Staate,  gleichgflltig  jetzt  ob  mit  Recht  oder  Unrecht,  Veran- 
laasnng  zu  Besorgnissen  und  zu  Beschwerden  gibt.  Macht  dagegen  der  Staat 
die  Anfenthaltserlanbniss  abhängig  Ton  der  ErfOUang  gewisser  gesetzlicher 
Bedingungen,  (wie  diess  wohl  bei  der  gcsammten  Bechtsanffassung  eines 
solchen  Staates  der  walirschcinlichorc  Fall  ist,)  dann  tritt  wieder  dieMOgiich« 
keit  manchfacher  Unzotraglichkeit  ein.  Wie  immer  solche  Bedingungen  ge- 
setzt sein  mögen,  von  einzelnen  Unerwünschten  werden  sie  umgangen  oder 
erfüllt  werden,  daraus  dann  aber  die  oben  nachgewiesenen  Nachthdle  fikr 
das  eigene  Land  ond  ftr  fremde  Staaten  entstehen. 

e)  Das  fsrmittslade  System. 

Sehr  leicht  begreift  sich,  dass  die  bedeutenden  Nachtheile,  welche  eine 
folgerichtige  DorchfiBbrong  sowohl  der  kosmopolitischen  als  der  selbstsücb- 
tigen  Anscbannng  zur  nothwendigen  Folge  hat,  stutzig  machen.  Soll  man 
in  der  Thai  einer  ideellen  Auffassung  der  Menschheits-  und  derStaatsiwe^e, 
deren  vollstSndige  Erreichimg  doch  jeden  Falles  in  weiter  Feme  siebt,  so 
bedeutende  nnd  omnittelbare  Opfer  bringen?  Ist  es  im  andern  Falle  klng, 
eine  so  wenig  genossenschaftlicfae  SteUong  einzioiebm^»  dass  man  durch 
den  anTermeidltcben  Bflcksehlag  selbst  empfindlich  leidet?  Ist  es  ftbexbaapi 
die  Auljsabe,  die  menseUicben  Angelegenbeiten  rar  Znfriedenst^ang  eines 
dogmatisdien  Gmndsataea  einzoriditen,  was  immer  die  Kosten  und  die  Leiden 
einer  logisch  mtaddhaften  Dorehfitbrong  sein  mögen;  oder  ist  es  nicbt  viel- 
mehr Fordenmg  der  gesonden  Venmift  und  der  Sittlicbkeit,  nach  einer 
soteben  Oestaltang  der  Dinge  ra  suchen,  welche  die  mebrsten  Yortbeile  bei 
den  geringsten  Kachtheilen  Terspricbt,  wenn  auch  dabei  nicht  gans  folge- 
richtig Terfrbren  werden  kann? 

ISicfat  nnr  joa  aUen  eoropsiscben  Staaten  (fi«ilicfa  mit  sehr  verschiedener 
Ausflibrung),  sondern  auch  &st  ausnahmslos  von  der  Lehre,  (freilich  in  der 
Begel  ohne  genaues  Bewnsstsehi  und  scharfe  Gedanktnfolge),  ist  die  letalere 
Frage  bejaht  worden.  Man  ist  darflber  einig,  dass  weder  eine  ansnahms- 
k>se  kosmopolitische  üntersttttiong  der  Bechtsordnung,  noch  aber  aacb  eine 
enge  BescbrSnkung  anf  die  Hfltung  des  eigenen  Hanses  die  praküscbe  Auf- 
gabe sein  dtlrfe.  Es  soU  das  HOgUebe  erstrebt  werdoi;  das  heisst,  es  soU 
Beehtsschnta  auch  aosserbalb  der  unmittelbar  belheiliglea  Staatsordnung 
geleistet  werden,  wo  dieselbe  nothwendig,  und  so  lange  sie  nicht  mit  fiber- 
wiegenden  Nachtbeildi  ibr  den  rar  Mitwirkung  Aufgeforderten  verbunden  ist 
Mit  anderen  Worten,  man  ist  dahin  einverstanden,  dass  ein  vermittelndea 
oder  mittleres  System  zu  erstreben  sei. 
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Es  ist  nun  aber  einleachtend ,  dass ,  wenn  anch  die  Richtigkeit  dieser 
Ansicht  lediglich  nicht  beaustaudct  wird,  eine  praktische  Lösung  der  Aufgabe 
bedingt  ist  durch  die  Beantwortung  der  Vortrage:  ob  als  Grundlage  des 
gemischten  Verfahrens  die  kosmopolitische  oder  aber  die  selbstsüchtige  Auf- 
fassung angenommen  wird  ?  Nicht  nur  hängt  davon  die  formelle  Ordnung  des 
Gedankenganges  ab ;  sondern  es  ist  überhaupt  ein  grosser  Unterschied ,  was 
als  Regel  und  was  als  Ausnahme  zu  betrachten  ist,  ftlr  welche  Antwoil  also 
in  einem  Zweifelsfalle  entschieden  werden  muss. 

Nachstehende  Gründe  sprechen  nun  aber  dafür,  die  kosmopolitische 
Auffassung  der  Rechtsaufgabe  als  die  richtige  Grundlage  für  gesittigte  Staaten 
zu  erklären.  —  Vorerst  sind  die  ihr  wesentlich  .anklebenden  Uebelstände, 
Alles  wohl  überlegt  und  verglichen ,  die  peringeren ;  denn  sie  begreifen  nur 
Unannehmlichkeiten  und  minder  grosse  Oj)ler  in  sich,  wahrend  die  natür- 
lichen Nachtheile  des  selbstsüchtigen  Systemes  in  manchfacher  und  bedenk- 
licher Bedrohnn*,^  der  Iv*  i  litssirht  rlH  it  iM  ^tehen.  Wenn  also  auch  etwa  die 
für  zweckmässig  •  l  ai  liteteu  Abwdt  hiiiic;rn  von  Grundsätzen  nicht  alle  und 
jede  UnzuträglicliKrit  ho^eitigc  n  sollt,  ii,  -o  sind  doch  bei  dieser  Grundlage 
die  übrig  bleibeii<hn  Missstiinde  erträglicher.  —  Sodann  ist  hier  überhaupt 
die  richtigere  Ai;-!<  ht  vom  mensdilichcn  Leben  und  von  der  Staatsaufgabe. 
In  der  möglichsten  Ausbildung  des  rin/(  Inen  Volks-  und  Staalslebens  geht 
die  Bestimmung  -1  Mi  !)s(  h*  np' s(  hl*  ( 1 s  nicht  auf,  und  es  dürfen  also 
auch  nicht  alle  Ji,innchiungen  im  letzten  Gedanken  nur  darauf  berechnet 
sein.  Eine  völlige  Gleichheit  aller  Völker  in  Gesittigung  und  gesellschaft- 
licher sowohl  als  staatlicher  Gestaltung  mag  ein  Hirngespinnst  sein;  und  es 
ist  selbst  mehr  als  wahrscheinlich,  dass  die  Verschiedenheit  der  Ra^en,  der 
Himmelsstriche  und  der  tellurischen  Lage  auch  eine  wesentlich  verschiedene 
Ausbildung  grosser  Abtheilungen  des  Menschengeschlechtes  für  immer  be- 
dingt, und  nur  eine  Harmonie,  nicht  aber  eine  Gleichheit,  als  letztes  Ziel 
erscheinen  lässt.  Allein  damit  ist  die  Verpflichtung  zur  Hegung  guter  und 
wirksamer  Gemeinschaft  nicht  beseitigt,  vielmehr  eine  allgemeine  Handreichmig 
zur  Bewerkstellignng  der  fttr  Alle  gleichmAssig  nothwendigen  Zustände  gar 
wohl  vereinbar.  Unter  diese  für  alle  Völker  und  bei  allen  Gesittigungszwc  cken 
gleich  unentbehrlichen  Yoraussetzungen  gehört  aber  vor  Allem  Rechtsschutz. 
—  Endlich  ist  nur  bei  ist  Zognuidelegung  des  kosmopolitischen  Grundsatzes 
ein  ruhiges  Fortschreiten  zu  immer  h-eieren  und  gesittigteren  Gesinnungen 
mOgUch.  Wenn  von  dem  selbststlchtigcn  Gedanken  ausgegangen  wird,  so 
erscheint  jede  Beihülfe,  zn  welcher  £rfiahning  und  steigende  Gesittigung 
drängen  mOgen,  als  eine  weitere  Ausnahme  und  ein  neuer  Angriff  auf  die 
Grundlage;  w&hrend  umgekehrt  bei  der  grundsätzlichen  Annahme  des  kos- 
mopolitischen Prindpes  jede  Erweiterung  in  der  BeihQlfe  zu  einer  VVeltrechts- 
ordnang  die  Entfennmg  einer  bisher  bestandenen  folgewidrigen  BeschrAnknng 
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uud  somit  die  immer  vollständigere  und  reinere  Gestaltung  des  riebtigen  Ge» 
dankcns  ist.  Da  nun  aber  doch  jeden  Falles  die  Bewegung  nach  allen  Er- 
fahningpii  dt  r  Geschichte  in  der  Richtung  der  immer  weitem  Gesittigui^  vor 
sich  geht,  und  sie  nach  den  Forderungen  der  Vernunft;  in  dieser  Richtung 
Vor  sich  geben  soll :  so  ist  auch  die  Annahme  einer  Grundlage,  welche  damit 
übereinstimmt,  i'tiitht  und  Klugheit. 

Als  Aufgabe  für  ein  niittleres  System  stellt  sich  somit  heraus:  bei 
wesentlicher  Annahme  des  kosmopolitischen  Grundsatzes 
diejenigen  Folgerungen  desselben  zu  beseitigen,  welche  dem 
sie  durchführenden  Staate  all/ugrosse  Upfer  oder  nicht  wohl 
zu  über  windende  Verlegenheiten  bringen. 

Es  ist  oben  gezeigt  worden,  dass  die  Kachtheile  einer  starren  i>urcb- 
führung  des  kosmopolitischen  Systemes  hauptsächlich  folgende  sind :  die  Ueber- 
nahme  vielfacher  und  weitläiiligcr  Vorbeugungsinaassregeln  und  gerichtlicher 
Verfahren;  die  unerftillbaren  und  uubiUigen  i'oiüeruiigea  fremder  Staaten; 
die  Notliwendigkeit,  über  fremde  zweifelhaft«  Staatshändel  eine  bindende 
Ansicht  auszusprechen;  diu  llilile  der  Auslieferung  in  manchen  Fällen.  In 
diesen  Beziehungen  muss  also  nach  Verminderung  der  Uebelstände  gestrebt 
werden,  umi  wSre  es  auch  auf  Kosten  der  streng  logischen  Folgerichtigkeit, 
und  um  den  Preis  eines  gelegentlichen  Vcrfallens  in  Forderungen  des  selbst- 
ßOchtigen  Systemes. 

Jedoch  kann  hier  wieder  ein  grosser  Unterschied  nicht  iibersehen  wer- 
den. Eb  bedarf  nämlich  nicht  eben  langer  Untersuchungen ,  um  herauszu- 
finden, dn=s  es  vorzüglich  die  Verletzungen  des  öffentlichen  Rechtes 
anderer  IStiKitin  sind,  bei  welchen  diese  Naclitlieile  hervortreten,  während 
die  r  r  i  \  n  t  [gemciueu)  Verbrechen  nur  in  weit  geringerem  Maasse  «i  den- 
selben führen 

Bei  diesen  letzteren  ist  nämlich  vor  Allem  von  einer  bedenklichen  Kiit- 
scheidung  über  zweifelhafte  politische  Zustände  eines  anderen  Staates  gar 
nicht  die  Rede.  Wie  immer  diese  sein  mögen,  so  kann  doch  Mord,  Dieb- 
stahl und  Nothzucht  in  solchem  Lande  nicht  als  erlaubt  betrachtet  werden; 
nnit  es  wird  über  Rechtmässigkeit  oder  Unrechtmässigkeit  der  fremden  Regie- 
rang kein  Urtheil  gefällt,  wenn  mau  diesseits  zur  Bestraftmg  von  Kassen- 


1^  Kt  cntppht  mir  nicht,  d»K  nlr  ht  nur  die  iui^o  StrafVcchti- Wissen «f  ^rirt  bi  jrrtffHch  vi«! 
dnsuweudcn  bat  gegen  die  EintlioiiuDg  Ucr  Verbrechen  In  prlT«te  und  öffentliche,  soadera  dam 
raeli  pffaktiMli«  Orihide  gtgtn  die  Aafhahiiie  d«r  EtaiflieOanir  f ■  ncoe  Stnil^MstaMkdier  'Vüt- 
gebmcht  werden.  leh  l.issc  dies.««  Alles,  wlo  bUli((,  «n  »cim^n  Ort  gest  lli:  In  wenn  ihm 
aueh  M  i«t,  so  Ist  damit  die  ZweckmüMickeit  oder  gut  Not]iw«Midi4jrli«il  uinvr  ihiUidwi 
BiriheDnair  *n  rSUtamclillldieii  Sw«di«B  nldil  berfUut,  noch  wenlfw  wUeriegt;  WNndwn  m 

folgt  höchstena  dantiu,  man  .sieh  n!<'ht  lief^nüffen  d»rf,  nw:  Un  Mlt;ein<>inen  jene  ünter- 

•ebeidiiDS  io  Vertrisen  a.s.  w.  za  machen,  sondern  doss  vielmehr  die  eilueloea  Arten  ran 
y«ri«lMii,  w«leh8  M  od«r  Mdan  IMluiiMMt  wwdw  mUm,  nMWirtltwh  ud  «IiimIb  «dtantttaa 
ilad,  tal  w  ta  4«r  Tlwoi^  a«l  m  In  Qmmm  waA  Twtiiin. 
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diehstahl,  Fälschung  und  Betrug  beiträgt.  Mit  ein  wenig  Vorsicht  in  fien 
ForniPTi  !5sst  sich  jede  Verlegenheit  vermeiden.  —  101  hu  -o  sind  hier  uner- 
füllbare Anniuthungen  oder  eine  grausame  und  luigereclite  l^liirte  nicht  za 
befürchten.  Soweit  von  eigenen,  bleibenden  oder  vorübergehenden,  Unter- 
thanen  die  Rede  ist,  bhibt  deren  geriehtliche  Verfolgung  und  Bestrafung 
lediglich  den  einheimischen  Gerichten,  and  kann  es  sich  also  von  irgend  einem 
Missfaraoche  oder  emer  ansserordentlichen  Maassregel  gar  nicht  handeln. 
Abw  anch  im  Falle  einer  gerechtfertigten  Auslieferung  ist  kaum  etwas  za 
Ibeaorges,  wenn  nur  die  Thatsache  wirklich  feststeht,  dass  es  sich  nur  von 
einem  gemeinen  Verbrechen  handelt.  Die  Aufforderung  zur  gemeinschaft- 
lichen Verfolgung  eines  gemeinen  Verbrechers  kann  wedrr  die  Ehre  noch 
den  Vortheil  des  diesseitigen  Staates  bedrohen.  Bei  dem  Verfahren  gegen 
den  Ausgelieferten  aber  ist  eine  böse  Absicht  oder  gesetzwidrige  Einmischung 
in  den  Gang  der  Rechtspflege  von  Seiten  der  fremden  Regiening  in  solchem 
Falle  nicht  leicht  zu  besorgen,  wie  sie  sonst  auch  sein  mag.  Sie  hat  hierzu 
keinen  Grund,  in  der  Reg;^  auch  gar  kein  Mittel.  Die  einzige  Möglichkeit 
eines  Missbraoches  ist,  dass  hinter  Vorschiebung  eines  gemeinen  Verbrechens 
Analieferong  verlangt,  diese  dann  aber  am  Verderben  eines  politisclmi 
Gegners  benfltzt  werden  könnte.  Hiergegen  mag  sich  denn  aber  d&  nr 
NotbhOlfe  anjfgeforderte  Staat  genflgend  sicher  stellen,  wie  unten  nAher  er- 
örtert werden  wird.  —  Somit  bleibt  also  war  die  Mflhe  der  Vorbengnng  oder 
Ifitwirlning.  Mag  nun  auch  diese  unter  ümsttnden  nicbt  nnbedentend  sein, 
so  kann  sie  doch  kaum  in  Betracht  kommen  gegenflber  von  den  VortkeUen 
einer  allgemeinen  Bechtssicherang. 

Anders  bei  Staatsvergeben.  Sdum  hinsiditUdi  der  bescbweriiehen  Cle> 
schlftevermehmng  Hegt  der  Schaden  h^  am  Tage.  Torbeagangsmaassregeki 
sind  baoptsScUich  nur  wegen  Solcher  nflthig,  welche  fremde  Begienmgen 
vom  diesseitigfln  Gebiete  ans  bedrohen.  Nicht  wegen  der  Diebe,  Betrüger 
und  sonstiger  Terktzer  der  Einietaien,  aondem  snr  Abwendung  von  Angriffen 
auf  fremde  Staaten  und  deren  Begienmgen  werden  Grflnsbesetsungen,  Anf- 
steUnngen  von  Truppen,  Beiseeontrolen  n.  s.  w.  veranstaltet.  Aber  anch  die 
gerichtliche  Terfoignng  eines  nicht  AnsniUefemden  wegen  einer  angeblich 
gegen  einen  fremden  Staat  nntemommenen  Bechtsverletsung  kann  die  weit- 
Unllgrten  und  kostspieligsten  Yoikehmngen  veranlassen.  —  Nicht  leicht  wird 
sodann  wegen  lässigen  Sdintses  gegen  gemeine  Verbrecher  eine  bedenklidie 
Beschwerde  von  einem  mftchtigen  Nadibarstaate  erhoben  werden;  aber  gar 
bJbifig  und  snm  TheUe  sehr  nüsslldi  sind  die  Forderungen  pOnktlicberer 
Yofhengungsmaassregebi  gegen  staatliche  üntemehmnngen.  — •  In  der  Natur 
.der  Sache  liegt  es,  dass  anschliesslich  bei  angeblichen  Unternehmungen  wider 
den  Staat  selbst  und  seine  obersten  BefaArden  die  Finge  sur  Entscheidung 
kommt:  ob  die  aogegriffene  Gewalt  oder  Person  sich  mit  Becht  als  eine 
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ge«?etzUch  bestellte  und  hostchende  aasgibt  ?  —  Endlicb  kOimen  tncli  ZweHtd 
über  die  sittliche  Erlaubtlieit  einer  Ansliefening  kaam  je  in  einem  andern 
Falle  eutblL'bcn,  als  bei  Flüchtigen,  welche  entweder  nur  als  Besiegte  in  einem 
Kampfe  von  mindestens  zweifelhaftem  Redite,  oder  als  Schwärmer,  vielleicht 
als  Vorzweifelte,  nicht  aber  als  Verbrecher  betrachtet  werden  können.  Solche 
raögt'ii  allerdings  mit  grundloser  Leidenschaftlichkeit  verfolgt  werden,  und  es 
Jtann  sich  gegen  ihre  Auslieferung  aiicli  ein  vernünftiges  Gefühl  sträuben. 

Hieraus  ergibt  sich  denn,  dass  du  verschiedenes  Verfahren  hinsicht- 
lich der  Privat-  und  der  Staatsverbrechen  stattfinden  kaun  uud  muss. 

Bei  der  Mitwirkung  zur  Verhiuderuug  oder  Bestrafung  von  Privat- 
verbrechen, welche  gegen  eine  fremde  Rechtsordnung  liegangen  woiden  f?ind, 
bedarf  es  keiner  bedeutender  Abweichungen  von  dem  kosmopolitischen  Systeme. 
Ohne  Besorgiiiss  wef^mtln  her  Nachtheile  kaun  der  Staat  die  zur  YcrhQtung 
von  Recbtsverletzmigeii  ul  iliaupt  bestehenden  Austalttu  auch  auf  sie  aus- 
dehnen; und  im  Falle  eines  dennoch  eingetretenen  Vergehens  bcntrait  er 
einheimische  Thäter  nach  Vorschrift  der  geviuhuhchen  Gesetze,  Ausländer 
aber,  welche  er  in  seiner  Gewalt  hat,  mag  er  ebenfalls  bestrafen  oder  in  den 
dazu  geeigneten  Fällen  ausli«'fern.  Auch  in  den  Ein/i  hilieiten  der  Ansftihrung 
sind  keine  bedeutenderen  Si  hwiengkeiteu  m  übcrwmden.  Es  liedarf  hier 
lediglich  eine  doppelte  Vorsicht.  Einmal  nmss  man  sich  (xewissheit  darüber 
verschaffen,  dass  es  üch  in  der  That  von  einer  Forderung  zur  Unterstützung 
der  Rechtspflege  handelt  uud  nicht  etwa  von  anderweitigen  Vorsiclits-  oder 
Sicherungsmaassregeln  des  fremden  Staates.  Nur  zur  internationalen  Auf- 
rechthaltunp  der  Kechtsordnunp:  liegt  eine  Verpflichtung  vor,  nicht  aber  zur 
Beihülfe  bei  sonstigen  l)eli(bigiii  Handlungen,  welche  unbegründete  Furcht, 
persönliche  Abneigung,  verkeiirtes  Regierungssystem  veranlassen  mOgen. 
Daher  denn  jeden  P'allcs  »>ine  Auslieferung  nur  stattfinden  kann ,  wenn  von 
einem  zuständigen  Gerichte  ein  beweisender  Act  vorgeL  \\  ird;  also  ent- 
weder ein  Verhaftbefehl,  oder  ein  Anklagebeschluss ,  oder  endlich  vielleicht 
selbst  schon  ein  Contumazialurtheil  Zweitens  aber  muss  sieb  der  um  Aus- 
lieferung angegangene  Staat  jede-- niiil  gniau  ul)iT/(  ui:rn ,  ob  auch  wirkhch 
ein  Privatverbrechen  vorliegt,  und  er  nicht  etwa  unter  dem  Vorgeben  eines 
solchen  zu  Mitwirkung  gegen  Staatsverbrechen  misshraucht  werden  will.  Er 
hat  also  nicht  nur  die  nöthigen  Nachweise  über  die  in  Frage  stehende  That- 
sache  und  über  die  desshalb  erhobene  oder  beabsichtigte  Anklage  zu  ver- 
langen; sondern  es  ist  auch  ganz  zweckmässig,  wenn  er  entweder  durch  eine 
allgemeine  vertragsmässige  Bestimmung  oder  durch  eine  besondere  Erklärung 
im  einzelnen  Falle  sich  die  Gewissheit  verachafft,  dass  ein  von  ihm  Ausge- 
lieferter einzig  und  allein  wegen  der  in  dem  AnsUdfeningianainnen  beieicb- 

1)  U«lMi  die  BedlagnacM  od  PonMtt  diMr  AMsUsflnanf  i.  Marquardfea«  «i  Oi, 
8.  nur. 
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Beten  tmd  dieeadts  aneikannten  'Vergehen  In  üntmodiang  vnd  Strtfe 
genonuDen  vtnL  Zur  Vemeidong  ?on  Stieit  darober  aber,  was  als  Ptivat- 
verbrecben  und  was  als  Yerletning  des  OffentUehen  Beehtes  sa  betntcbten 
,  wird  leicht  im  Wege  des  Vertrages  eine  Anftthlnng  md  Eintheilang 
festgestellt. 

Was  dagegen  mm  die  Yerfeblinigen  gegen  das  öffentliche  Becbt  an* 
derer  Staaten  betriflt»  so  ist  aUerdings  im  Vorstehenden  die  grosse  nnd  flber- 
«iegende  ünzntrflgliehkeit  einer  vollen  Anwendung  des  kosmopolitisefaen 
Systemes  anf  dieselbe  naehgewiesen.  Es  ranss  also  Tersncht  werden,  doreh 
eine  Beschrlnknng  der  RechtshmCe  hi  dieser  Bichtang  ein  verstAndiges  mid 
ertrigliehes  Haass  m  finden;  nnd  die  Frage  ist  nnr,  wie  weit  in  der  Weige- 
rung gegangen  werden  soU  nnd  darf? 

Von  einer  TOlligen  Verweigemng  jeder  Beditshftlfe  in  allen  FtHen, 
in  welchen  die  flifentlichen  Beehte  eines  fremden  Staates  bedroht  oder  ver- 
letst  sind,  kann  natOrlich  nicht  die  Rede  sein.  Eine  solche  grandsStiliche 
Nichtaneikennong  des  Redites  fremder  Staaten  wäre  nicht  nnr  eine  Bar- 
barei, sondern  aoch,  weil  damit  anch  der  Ansprach  anf  Achtong  des 
eignen  Beehtes  aufgegeben  wire,  eine  grobe  Verkennnng  wohlverstandenen 
Vortheiles.  Ueberdiess  Messe  diess  den  kosmoimlitischen  Gedanken  gani 
verlassen,  nicht  ihn  aber  anf  Nothwendiges  beschrftnken.  Der  Grondsatz  der 
Hfllfe  mnss  also  bestehen  bleiben;  and  nnr  wo  es  eich  findet,  dass  dieselben 
fbr  den  firemden  Staat  nnd  dessen  Bedit  von  ontergcordneter  Bedeutung  ist, 
während  ^e  darans  Ihr  den  diesseitigen  Staat  drohenden  Ifisstfinde  sehr 
empfindUeh  w&ren,  mag  eine  Ausnahme  bilUgerweise  gemadit  werden. 

Wirft  man  mm  einen  Blick  anf  die  (oben  S.  685  it.  nfther  erörterten) 
verschiedenen  Fälle,  in  welchen  möglicherweise  bd  Anerkennung  des  kosmo- 
politiscbett  Grundaatses  einem  fremden  Staate  sur  Aufrechthaltung  seines 
Beehtes  HfllÜB  au  leisten  sein  kann:  so  sieht  man,  dass  dieselben  swei  Gruppen 
bilden.  Ist  der  einen  stehen  diejcuiguu,  präventiven  und  repressiven,  Maan- 
regeln,  welche  der  helüende  Staat  gegen  die  unter  seiner  cigeDonBotmfissfgkeit 
Stehenden  su  ergreifen  bat.  Also  tbeils  die  Verhüiderung  oder  Bestrafang 
soldier  Angriffe  anf  fremde  Staaten,  welche  im  diesseitigen  Gebiete  von  blel- 
benden  odnr  voröbergchenden  Unterthanen  vorbereitet  und  vollzogen  weiden; 
theils  die  Bestrafhng  solcher  Angehöriger,  welche  zwar  in  fremdem  Gebiete 
gegen  die  dortige  Gewalt  sflndigten,  allein  uncntdeckt  oder  mindestens  unge- 
straft, unter  die  vaterländische  Gerichtsbarkeit  zurückkamen.  Die  andere 
Abtheiinng  aber  wird  gebildet  Yon  den  Fällen,  in  welchen  entwed<T  Unter- 
thanen des  fremden  Staates  selbst  oder  Angehörige  dritter  Staaten  sich  gt  goii 
die  Rechte  jenes  Staates  verfehlten ,  unbestraft  entkamen ,  nun  aber  sicli  in 
diesseitiger  Gewalt  befinden.  —  Vergleicht  man  nun  aber  die  eigenthttmliche 
Wichtigkeit  der  BeihUlfe  in  den  beiderseitigen  FäUeo  fiOr  den  verletzten, 
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und  dio  Beschwerlichkeiten  der  Mitwirkung  fttr  den  helfenden  Staat:  so  ist 
wohl  hinsichtlich  der  in  die  erste  Gmppe  gehörigen  Fälle  tuusweifirihalt,  einer 
Seits,  dass  sie  für  den  bedrohten  Staat  gefährlich  sind,  weil  er  zaro  grossen 
Theile  ihre  Verhinderung,  jeden  Falles  ihre  Bestrafimg  nicht  in  seiner  Macht 
hat,  die  Aussiehi  auf  solche  Freiheit  und  Straflosigkeit  aber  eine  Aofoiim* 
terong  zor  üntemebranng  von  Rechtsverletznngcn  und  beliebigen  und  immer 
'Vkiederbolten  Yersochen  Aein  kann.    Die  in  die  zweite  Giiippe  gehörigen 
Fälle  sind  dagegen  in  so  ferne  weniger  bedenklich,  als  der  Natur  der  Sa«^ 
nach  eine  bedeutende  materielle  Gefiüir  fllr  den  ?erletsten  Staat  wenigstens 
nnmittelbar  bier  nicht  besteht.  Es  mag  sein,  dass  ein  wichtiges  Redit  ver- 
letzt oder  ein  groeaeB  Verbrechen  gegen  den  Staat  und  die  TrSger  aeiner 
Gewalt  wirklich  begangen  worden  ist;  allein  jeden  Falles  kann  der  Ver- 
letzende nicht  Sieger  geblieben  sein ,  indem  er  ja  zur  Flucht  ausserhalb 
Landea  genöthigt  war.   £s  bleibt  hier  also  nur  der ,  freiUeb  nicht  geringe 
anznaohlagende ,  ideelle  Nachtheil  der  begangenen  Rechtsstflmng ,  ohne  dass 
eine  Strafe  anf  das  Terbrecben  folgte,  ond  die  MAglichkdt  eines  wiederbolten 
YersQcbes.     Hit  den  Unintriglichkdten  der  Beibttlfe  verhilt  ea  qieh  mm 
aber  leider  beinahe  magekefart  DieHitwiilciing  bei  Fällen  der  ersten  Gnippe 
mag  alleidiQga  beachwerlicb,  anweilen  weitanaaebend  ond  koatapielig  aein; 
auch  wird  ea  an  yerdrieaslichen  und  ungerechtfertigten  Ansinnen  anderer 
Staaten  nidit  feUen;  dagegen  hat  der  mitwiikende  Staat  die  gamn  Behand- 
long  dea  einzelnen  Fallea  und  selbet  die  Anfatellang  der  allgemeinen  Grand- 
sttie,  nach  welchen  er  m  deigleichen  Votlamimenheiten  verfthrt,  veilig  in 
aeiner  Gewalt  Er  kann  also  bei  seinem  koamopolitiachen  Streben  nach  all- 
gemeiner Beebtsordnong  nfemab  ftber  Becbt  nnd  Sittlichkeit  binaoagedrlngt 
werden,  nnd  kommt  nicht  in  Gebhr,  seine  wohlgemeinte  nnd  dirliche  Bd- 
hflUb  som  Beehte  an  Verfolgangen  nnd  QraaaamkeUen  misabrandien  sa  aeben, 
da  ja  humer  nur  ihm  die  Bewilligung  eines  Strafveriiihrena,  ao  wie  aeinem 
Organen  das  Yerfiüiren  nnd  die  Benrthdlnng  zusieht  Bei  den  Fällen  der 
aweiten  Groppe  dagegen  lat  die  Mtthe  nnd  der  Aufwand  bhiaaer  Nacbapttnuig 
nnd  Analiefenuig  nicht  nennenawerth;  dagegen  aber  können  thefla  die  silil- 
'  liehen  Bedenken  nngewtttlgbar  aein,  theila  nmg  nicht  adten  die  Yerlegenlieit 
und  TJnintrflglichkeit,  ein  amttichea  Urtheil  ttber  die  Geahmnugen  der  Maefaft- 
baber  oder  Aber  die  RfftbtmlliwigkHt  der  staatlichen  Znatände  dnea  andern 
Landea  an  fiUlen,  dcfa  ala  hücbat  bedeutend  heransaleilen.  Jenea  iat  der 
Fall,  wenn  bei  der  angeblich  verletaten  Begiernng  nicht  ehrlichea  Verlangen 
nach  Herstellnng  der  Bechtaordnnng,  sondern  Bachednrat,  bei  den  Gerichten 
Feigheit  nnd  Abhängigkeit  an  fftrchten  iat;  wenn  man  aomit  in  Gefiahr 
ateht,  der  Tollaiehung  einer  formellen  Yerpffiehtong  das  Innere  Recht  und  die 
Menachlichkeit  anm  Opfer  an  bringen,  sich  ^elleldit  nrn  Handlanger  dea 
Henkers  edler  Uenschen  nnd  berechtiger  Yateriandafrennde  n  erniedrigen. 
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In  die  schwere,  untfr  Um<tiin(!fn  «flbst  sehr  gcßüirliche,  Verlegciilipit  eines 
Urlheiles  über  friTiidi'  Zuslünde  und  Persünliclikeiten  kommt  ein  ko'^niopo- 
hlisi  hiT  Stiüit  ali(  r  da,  wo  es  sich  von  Auslieferungen  nru  h  i  rful^losem 
Aflgrirte  üik'i        i Stande  gegen  die  thatsächlieh  herrscUcude  Gewalt  bündelt. 

Es  ist  nun  otfenhar,  dass  der  um  Mithülfe  mm  Schutze  des  öfTentlicheu 
Reehts  eines  andern  Stuatc-  ^mm^':*  nr  Staat  seine  Ptiielit  nieht  erfüllte, 
IUI  t  r  iiii  ht,  und  /\v:tr  diii  rli  eigene  g«'richtlicbe  Verfolgung,  gegen  seine 
eigenen  Angehörigen  liuHe  verliehe.  Ein  aus  der  Straflosigkeit  in  jedem 
einzelnen  Lande  entstehender  Zustand  allgemeiner  Kechtsunsicherheit  wäre 
nnertraghch  und  überdiess  höchst  schädlich  für  Gesittigiing  und  Wohlstand, 
da  er  nothweudig  zu  einer  scheuen  Absclüiessung  jedes  Staates  und  zur 
möglichsten  Unterbrechung  alies  Verkehres  mit  dem  Auslande  führen  müsste. 
Von  der  Retorsion  gar  nicht  zu  reden.  Je  gewissenhafter  aber  ein  Staat 
bei  dieser  selbstthätigen  Schätzung  des  Hechtes  gegen  die  seiner  Gewalt 
Unterworfenen  verfährt,  namentlich  auch  bei  den  Vorbengungsmaassregeln, 
desto  unbectenklicher  nuig  er  dagegen  die  AosliefeniDg  seiner  üntertiiaiieu 
Yerweigem. 

Wesentlich  anders  verhält  es  sich  mit  den  zu  der  zweiten  Gruppe  ge- 
hörigen FäUen,  wo  nämlich  ein  Ausländer  im  Auslande  die  öffentlichen 
Rechte  eines  fremden  (sei  es  seines  heimathlichen ,  sei  es  eines  dritten) 
Staates  verletzt  hat,  und  er  sich  nun  unbestraft  im  diesseitigen  Qebiete 
vorfindet.  Hier  kann  an  sicli  zur  Wiederherstellung  der  Rechtsordnung  ent- 
weder von  Auslieterung  oder  von  gerichtlicher  Verfolgung  vor  den  einhei* 
mischen  Behörden  die  Rede  sein;  nnd  es  ist  oben,  S.  698,  nachgewiesen 
worden,  dass  auf  dem  reinen  kosmopolitischen  Standpunkte  die  Ausliefenmg 
als  das  richtige  Mittel  erscheine,  indem  dae  ThAtigkeit  der  eigenen 
Gerichte  bedeutenden  Schwierigkeiten  unterliege,  wenn  de  auch  nicht  grund- 
flälalich  unmöglich  sei.  Eine  umsichtige  Erwägung  der  wirklichen  VerhAlt- 
niBse  zeigt  denn  nun  aber  die  grossen  Schwierigkeit^  und  leicht  eintretenden 
grossen  Schaden  jenes  Beihfllfinittels.  Die  Ansliefenmg  politisch  Angeklagter 
kann  m  den  schwersten  Bedntrficfatigangen  des  wahren  Rechtes  and  Achter 
BOigertogend,  lur  Yertheidiguiig  gewissenloser  Gewaltherrschaft,  sur  Bei- 
bttlfe  m  leidenschaftlichen  Partdvemrtlieilungen  fuhren,  dem  aosliefemden 
Staate  ÜBr  immer  einen  Maekel  an^rftgen.  Selbst  einem  im  allgemeinen 
gesittigten  Staate  ist  in  dieser  Beriehnng  keineswegs  immer  und  gegenflber 
'  voB  jedem  Angeklagten  in  tnwen,  wie  die  Geschldite  aller  Zeiten  und  Völker 
neigt  Wenn  also  nieht  anf  die  streng  logische  DnrchAhrong  eines  Prin- 
dpes,  sondern  aaf  die  richtige  Handhahong  der  menschlicben  Yerhftltnisse, 
wde  sie  nun  einmal  sind,  Gewicht  gelegt  werden  wUi,  so  mnss  von  der  Aus^ 
Uefarang  in  dem  erliegenden  Falle  gani  abgesehen  werden«  Aber  auch 
die  Yomahme  dner  aelbaltfattigen  Yeifolgnng  durch  die  eigenen  Gerichte 
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ersdu'int  als  kaam  ausführbar.  Nelion  lUu ,  ao  der  aum  tnhrten  SU  Ue  be- 
reit» bt  wiiktcn  theoretischen  Bedenken  kommen  nanilicli  auch  noch  sehr 
bedeutende  praktische  Schwierigkeiten  in  Betracht.  Es  kann  nämlich  einem 
verletzten  Staate  kaum  znsageu,  dass  fremde  Behörden  über  die  Recht- 
mässigkeit seiner  offentlichreclitlicheu  Zustände  und  über  seine  Ansprflche 
auf  (Tehorisani  der  Ünterthanen  eu  Gericht  sitzen;  und  bicht  könnte  es  sich 
begeben,  dass  er  durch  die,  doch  immer  mögliche,  FreispreclKing  des  Ange- 
klagten weit  grösseren  moralischen  Schaden  erlitte,  als  durch  die  thats&ch- 
liehe  Straflosigkeit  eines  Flüchtlings.  Eine  sohlir  Beihülfe  wird  er  also 
kaum  je  suchen,  vielleicht  selbst  dii;  angebotene  zurückweisen.  Dass  aber 
ohne  seine  Mitwirkung,  namentlich  in  Herbeischaffung  der  Beweismittel,  das 
ganze  Verfahren  in  der  Regel  völlig  nutzlos  wäre,  liegt  auf  der  Hand.  Somit  ist 
es  denn  weitaus  das  Zweckmilssigere,  auch  auf  dieses  Mittel  zur  Rcchtsher- 
steUung  m  verzichten.  —  Damit  aber  ergibt  sich  allerdings  eine  bedeutende 
Verschiedenlieit  zwischen  dem  rein  kosmopolitischen  und  dem  gemischten 
Systeme,  denn  gerade  die  Flüchtlinge  aus  politischen  Ursachen  sind  sehr 
zahlreich,  unter  Umstanden  der  bei  weitem  überwi(  gmdc  Fall. 

Nicht  unmittelbar  mit  der  Frage  über  Verbiaderung,  Bestrafung  und 
Auslieferung  hängt  die  Frage  über  Gestattnng  eines  Aufenthaltes 
ffir  Flüchtlinge  ans  fremden  Staaten  zusammen.  Das  vorstehende 
vermittelnde  System  kann  an  ond  für  sich  durchgeführt  werden,  ob  der 
Staat  den  flüchtigen  Angehörigen  fremder  Länder  einen  Aufenthalt  gestattet 
oder  Dicht;  und  ersteren  Falles,  ob  der  Staat  sich  eine  freie  Entscheidung 
Ober  den  einzelnen  Fall  vorbehält,  oder  sich  ein  für  allemal  durch  ein  Geseti 
bindet  Dennocli  ist  eine  gleichzeitige  richtige  Bestimmung  dieses  Punktes 
tehr  wttnsehenswerth,  indem  hiervon  die  Uebemahme  oder  Vermeidung 
mancher  bedeutender  Unntrftglichkeiten  abhängt.  Es  ist  nbniich  klar,  dass 
bei  jeglicher  Gewfthmag  eines  Asyles  den  Vorbeogongsmaassregeln  ein 
grosserer  Urnüsng  gegeben  werden  nniss,  ond  zwar  in  dem  Verhältnisse  ein 
grtteaoer,  als  die  Aafiuüime  hftnfig  nnd  aasnahmsloe  ist.  Auch  werden  vor- 
anssiehtlicli,  nnd  awar  ebenfisUs  in  diesem  VerhUtnisse,  Verwicklnngen  mit 
Nachbarstaaten  ans  dw  An&ahme  flttditiger  ünt«rtliaaen  derselben  ent- 
stehen. £b  bewahrt  aber  wohl  der  Staat  den  Geist  der  praktisehen 
Weisheit  nnd  der  Uftssigong,  welcher  snr  Aolgehang  der  starren  Folge- 
richtigkeit in  der  Hauptfrage  ihhrt»  wenn  er  weder  eine  nnbedingte  Znrllck- 
weisnng  aller  FlftchtUnge  ans  fremden  Gebieten,  noch  eine  nnbedingte  Aof- 
naiime  Aller  nnd  Jeder,  so  wie  eine  alsbaldige  gmndsfitsliche  Gleichstellnng 
derselben  mit  den  eigenen  Ünterthanen  in  sftmmtlichen  blligerlichen  nnd 
staatlichen  Bechten  ausspricht,  sondern  angibt,  was  Menschlichkeit  nnd 
eigener  Yorthett  verlangen,  dagegen  sieh  weder  die  Uebemahme  ttbergroeser 
Lasten  nnd  Terlegenheiten,  noch  die  BeibOlfe  m  gemetoschadlichen  Zostttoden 
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und  gefährlichen  Bechtsbedrohimgen  atifdrftngen  Iflsst.  Dem  gemäss  dQrite 
es  aber  das  Richtige  sein,  wenn  in  einem  Staate,  ireleher  Unsicbtlich  der 
Bestrafong  und  Verhinderung  ein  mittleres  Sjetem  verfolgt,  aoeli  hingichtlieh 
des  Asyles  naehfitehende  SÄtae  aofgestellt  werden: 

Der  Staat  spricht  im  Allgemeinen  das  Beebt  an,  Unterthanen  fimder 
Staaten  in  sein  Gebiet  anfinnebmen  nnd  denselben  Aafonthalt  za  gestatten, 
aoch  wenn  dieselben  ?on  ihrer  bisherigen  Begiening  wegen  angeblicher 
Rechtsrerlettongen  terfolgt  werden.  Er  erkennt  es  femer  im  Allgemeinen 
als  eine  sittliche  Pflicht,  solchen  FlQcbtlingen  Aufenthalt  and  Schatz 
xa  gewihren,  sn  deren  Besträfong  mitzowirhen  er  nach  den  Ton  ihm  aner- 
kannten GrondsStsen  nicht  benifen  ist 

Dagegen  anerkennt  der  Staat  kein  förmliches  Recht  eines  Ans- 
Iftnders,  Schnfi  nnd  Aufenthalt  za  fordern,  sondern  er  behAlt  sieh  Tiel- 
mehr  in  jedem  eiosebien  Falle  die  Nichtsolassnng  oder  Wiederansweisnng 
TOr.  Ebenso  hat  ein  geduldeter  Auslander  nicht  das  Recht,  die  Tolle  und 
ansnahmstose  Anwendung  der  Landesgesetse  auf  seine  Person  in  Ansprach 
zu  nehmen;  viehnehr  steht  dem  Staate  frei,  entweder  im  einzelnen  Falle 
Bedingongen  der  Dnidung  zu  machen,  oder  durch  allgemeine  Vorschriften, 
welchen  nch  alle  Flftchtlinge  zu  unterwerfen  haben,  ihre  Verhältnisse  zu 
ordnen.  Zugegeben  mag  dabei  werden,  dass  alle  diese  BeschrBnkungen 
gmndsfttzlich  nicht  weiter  gehen  sollen,  als  es  die  dem  Staate  obliegende 
und  von  ihm  anerkannte  Beihalfe  zur  Bechtsordnung  erfordert. 

Im  Allgemeinen  ist  Nichtzulassung  Grundsatz:  theils  wenn  sieh  der 
FIflcfatling  gemeinschaftlich  mit  diesseitigen  Unterthanen  einer  Verletzung 
eines  fremden  Staates  schuldig  gemacht  bat,  wegen  welcher  letztere  dies- 
seitiger Strafe  verfelkn  werden;  theils  bei  solchen  Vergehen  gegen  fremde 
Staaten,  welche  nicht  bloss  das  positive  Becht  verletzten,  sondern  aoch  die 
sittliclie  Ordnung  der  menschlichen  Gesellschaft  in  ihrer  Grundlage  angreifen; 
tbeils  endlich,  wenn  der  Staat  bereits  sichere  Kunde  davon  hat,  dass  der 
sieb.  Anmeldende  grober  Verletzungen  von  Ptivatrechten  schuldig  ist  Im 
letzteren  Falle  mag  entweder  eln&che  Verweisung  oder,  nach  Beschaffenheit 
des  Falles,  Verhaftung  und  Auslieferung  verftigt  werden. 

Eine  Wiederanfkflndigang  des  Asyles  aber  tritt  regelmSssig,  auch 
ohne  Yerhingen  von  Aussen,  ein,  wenn  Flflchtlinge  nach  ihrer  Aufiiahme 
weitere  Bechtsverh^imgeu  gcgcu  fremde  Staaten  vorbereiten  oder  begehen, 
oder  wenn  sie  die  ihnen  im  Allgemeinen  oder  Einzelnen  gesetzten  Bedin- 
gungen brechen.  Im  leUtem  Falle  hftngt  es  vom  Staate  ab,  ob  er  wohl 
die  verwirkte  Strafe  erstehen  lassen  oder  sogleich  mit  der  Ausweisung  be- 
ginnen  will.  Handelt  es  sich  von  einer  gerichtlichen  Maassregel  gegen  einen 
Flachtigen,  so  findet  natOrlich  das  allgemeine  gesetzliche  Verfehren  auch 
gegen  ihn  statt,  da  die  Gerichte  kein  anderes  kennen  und  befolgen  dflrfen. 
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Namentlich  sind  die  laiidesüblichrn  Grundsätze  des  Ik'weisverfahrens  gegen 
ihn  einzuhalt^^n ,  und  auch  fremde  Staaten  können  keine  Abweichung  von 
denselben  verlangen.  Zu  einer  einfachen  Wiederausweisung  reicht  der  Grad 
und  die  Art  der  Oewiasheit  bin,  weldw  ttberbaupt  m  YerwaltongsiDaas»- 
refeln  berechtigen. 

Hiermit  sind  denn  wohl  die  GmndzUge  des  vermittelnden  Systemes,  so- 
jnM  was  die  active  Mitwirkung  zur  HeFstellung  der  Rechtsordnung,  als  die 
passive  Gewährung  von  Asyl  betrifft,  im  Wesentlichen  entwickelt,  ond  also 
anch  die  Hauptanbaltspunkte  fttr  das  praktische  Verfahren  gegeben.  —  Nicht 
gesagt  ist  ober  freilich,  dass  nicht  bei  genauerem  Eingehen  in  die  Einzeln- 
beitea  sich  noch  das  Bedflrfiiiss  von  Ausnahmen  oder  Modificationen 
herausstelle.  Nur  selten  decken  sich  die  logischen  Schlussfolgen  eines  Systemes 
und  die  Wirklichkeiten  des  Lebens;  und  namentlich  in  dem  vorliegenden 
Falle,  wo  es  sich  nicht  von  der  ausnamelosen  Durchführung  eines  Grundsatzes, 
sondern  fidmebr  von  der  Aufstellung  einer  praktisch  zuträglichen  Einrich- 
tung handelt,  ulre  es  sehr  unventlndig,  ein  sich  aufdrängendes  Bedftrfoiss 
dnrcfa  einbcbe  TerweiBimg  auf  eine  logische  Schlnssfolge  abweisen  m  wollen. 
Solche  Fragen  rind  vielmehr  nach  ihren  sachlichen  Verhältnissen  und  in 
dem  Geiste  der  Yenneidnng  von  aberwiegond«n  ünsutrilglichkeiten  m  ent^ 
scheiden. 

Theils  genauere  Prlllbng  der  Lehre,  tbeils  Betrachtang  der  in  den 
positiven  Tertrilgen  niedeigelegten  Bestimmungen  llihrt  denn  auch  in  der 
Tbat  SU  der  Uebernengnng,  dass  in  einer  Beibe  wichtiger  Fragen  eine  rOek- 
sicbtslose  DnrchfUiniiig  der  oben  aufigestellten  allgemeinen  Sfitie  an  enftp 
Bchiedenen  ünantrflglichkeiten  führen  würde.  Ünd  zwar  finden  sidi  der- 
gldcfaen  Falle  sowohl  bei  den  Maassregebi  ÜnsichtUch  der  gemehien  Vergehen, 
als  bei  der  Behandlung  Solcher,  welche  sich  gegen  das  Öffentliche  Becfat  eines 
andern  Staates,  angeblich  oder  wirklich,  verfehlt  haben. 

In  ersterer  Besiehnng  sind  es  besonders  swei  Punkte,  welche  eine  erast- 
liehe  üeberlegung  Yerdienen.  Einmal  nflmlidi  fragt  es  dch,  ob  ehie  Ans- 
liefemng  wegen  eines  gemehien  Verbrechens  stattfinden  darf,  auf  welches  in 
dem  nur  Bestrafung  befugten  Lande  gesetdich  eme  grausame  und  von  der 
diesseitigen  Geiittignng  entsdneden  verworfene  Strafe  bestimmt  ist?  Sodann 
ist,  zweitens,  zu  untersuchen,  ob  die  sfimmtlichen  Vorbeugnngs*,  Bestrafinigs- 
und  Auslieferungs-Onmdsfttse  auch  bei  kleineren  und  unbedeutenderen  Hechts- 
verletzungen snr  Anwendung  kommen  sollen? 

Die  erate  dieser  beiden  Fragen  ist  unzweifialhaft  an  Terneinen.  AJOet- 
dhigs  wird  dnrcfa  eine  Weigerung  der  Omndsats  verlassen,  welchem  gemlss 
das  Gesetz  und  das  gesetdiche  Yer&hren  eines  andern  Staates  ohne  weitere 
Untersuchung  als  gerecht  und  der  Rechtsordnung  angemessen  zu  betracfalen 
und  zu  achten  ist  Ferner  ist  nicht  zu  läugnen,  dass  der  Weigerung  ein 
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verletzendes  ürtbeil  ttber  die  Gesittigmigsstiife  des  firaglkhen  SUtttes  sa 
Grunde  liegt.  Mehl  einmal  ist  der  Staat  durch  seine  BereitiviUlgk^,  nur 
WeitreehlBordnmig  beiatnicen«  nicht  Terbnnden,  zu  einer  von  ihm  selbst  als 
gnniam,  somit  als  sacUieh  imgereeht,  erlEannten  Hsadliiiig  mitniwirkeii; 
Tielmebr  irtlrde  eine  Beihfllfe  dieser  Art  geradeso  pflichtiridrig  sein.  So- 
dann liat  der  Staat  das  Recht,  sieh  einer  Handlnngsweise  zn  enthalten, 
welehe*ihn  d«r  Aehtmig  seüier  eigenen  Unterthanen  beranben,  ihm  selbst 
vielleicht  ernstliche  üngelegenhelten  zosiehen  wOrde.  —  Im  üebiigen  mOg^ 
.die  Zwistigkeilen  mit  dem  fremden  Staate,  weiche  ans  ehier  Weigerung  ent- 
steboi  Icö&nten,  durch  ein  khiges  Benehmen  Temdeden  werden.  Entweder 
kann  nftmlich  dnrch  einen  Vertrag  ein  Ihr  allemal  dieYerpflichiang  rar  Ans- 
lieferang  wegen  der  in  Frage  stehenden  Verbrechen  beseitigt  werden;  oder 
aber  Ist,  ond  swar  noch  hesser,  die  Nichtanwendnng  der  von  nns  beanstan* 
deten  Strafe  Ar  alle  FSUe  von  Andiefeningen  dnrch  besondere  üebereinknnit 
festansetien. 

Die  Yertiflge  ttber  die  gegenseitige  Üntersttttrang  der  Rechtspflege  be- 
schränken, wohl  ausnahmslos,  die  Yerabredongen  Aber  Ansliefemng  auf  die 
schwerem  Yerbrechen.  Entweder  sind  dieselben  ansdrOcklich  ond  anter  dieser 
Beteichnong  btossen  Vergehen  entgegengestellt;  oder  sie  sind  nach  der  Hohe 
der  gesetdich  angedrohten  Strafe  bezeichnet;  oder  es  wird  endlich  ein  Ver- 
zeidiniss  solcher  groben  Rechtsrerletzongen  gegeben,  anf  weidie  ansscUless- 
lieh  die  Bestlmmnngeo  des  Vertrages  Anwendnng  finden  sollen.  Beruht  nun 
diese  Gewohnheit  auf  einer  richtigen  Aufiiusung,  und  ist  daher  auch  in  der 
Lehre  eine  allgemeine  Ausnahme  grundsätzlich  ra  verlangen?  —  Allerdings. 
Zwar  hegreilt  eine  ToUstSndige  Rechtsordnung  auch  die  Bewahrung  des  Ge- 
Betzes  gegen  leichtere  Verletzungen;  und  kann  mOg^cherweise  eine  Handlung 
dieser  Art  eben  so  vielen  unsittlichen  und  ungesellschafUichen  Willen  he- 
wmsen,  oder  d>en  so  grossen  sachlichen  Schaden  anrichten,  als  die  Verletzung 
eines  hdheren  Rechtes.  Femer  ist  die  Grflndinie  nicht  in  der  Natur  der 
Sache  begrOndet,  und  wird  daher,  als  wUlkflrlich  gezogen,  nicht  selten  ra 
Wunderilcfakeiten  und  vielleicht'  WiUkttrUchkeiten  fthren.  Allein  vorerst 
erscheint  es  kaum  als  passend,  dass  der  Staat  wegen  einer  nnbedentenden 
Angelegenheit  ehies  fremden  Staats  bemliht  werde.  Sodann  wttrden  bei  klei- 
neren Vergehen  gar  leicht  die  Folgen  einer  AnsUdärung  weit  über  Billigkeit 
und  VerhUtniss  hinausgehen.  Wegen  eines  nach  Absidit  und  Gegenstand 
kanm  nennenswerthen  Vergehens  könnten  ehrenhafte  Mensch^  ehie  beschim- 
pfende Uaassregel  ra  befrJiren  haben,  eine  nen  gegründete  Ansledlung  unter- 
brochen sehen.  EadUch  wttrde  der  Schutz,  weldien  die  Ridulcbten  der 
IfenscUichkeit  und  Zweckmlseigkeit  politlwäien  Flüchtlingen  angedeihen  lassen 
ivoUen,  gar  dt  vereitelt  werden.  Wie  leicht  wire  es  nindich,  einen  solchen 
Irgend  einer  kleinen  Gesetsesflbertrctang  ra  beiBchtigen ,  nm  Ihn  anf  solche 

Uohl.  atMtea^i.  nd.  L  46 


Digitized  by  Google 


722  ^  vAUeerrecbtlidie  Lehm  vom  Afyle. 

Weise' nieder  in  die  Hftnde  m  bekommen  *).  —  Zwei  Bemorkmigeii  werden 
abrigens  dabei  an  der  Stelle  sein.  Zonftchst  erscbeint  es  r&tblicb,  die  Fftlle, 
in  welchen  Anslieferong  stattfinden  sdl,  dnrcb  Au&ahlong  der  einzelnen  Ver- 
brechensgattongcu,  nicht  aber  durch  das  Strafinaass  oder  durch  die  allge- 
meinen Eintheilnngen  der  Geset^cher  oder  der  Lehre  festzustellen.  Erstere 
ist  kein  sicherer  Maasstab  ftr  die  Schwere  der  in  der  Rechtsordnung  ange- 
richteten Verletzung,  indem  noch  manche  weitere  Gründe  auf  das  Strafmaass 
einwirken  können;  ttberdiess  moss  bei  grossen  Strafrahmen,  wie  sie  die 
neueren  Gesetze  oft  haben,  Ungewissheit  und  Folgewidrigkeit  entstehen.  Die 
allgemeinen  EintheUimgeo  aber  finden  in  vielen  Fällen  erst  daim  Anwendung, 
wenn  schwierige  und  zweifelhafte  Rechtspunkte  bereits  entscliiedtn  sind. 
Diess  kann  aber  nur  zu  Zögerungen  und  Zwistigkoiteii  führen.  Eine  zweite 
Bemerkung  aber  gebt  dahin,  dass  nur  die  Ausliuftrunfjen,  nicht  aber  auth 
die  Vorbeugungsmaassregelu ,  so  wie  die  Bestrafungen  der  tigfucn  Unter- 
thanen  wegen  Verletzungen  fremder  Gesetze  sieh  nach  dieser  Gränzhuie  zu 
richten  haben.  Möchte  man  nämlich  etwa  auch  behaupten  können,  dass  der 
fremde  Staat  angenommenermaassen  überhaupt  nur  Schutz  gegi  n  gröbere 
Verletzungen  zu  verhingen  habe:  «o  ist  doch  za  bemerken.  da>>,  »Jer  dies-  . 
zeitige  Staat  bei  Vorbeugungen  und  Strafen  zu  .-meinem  eigenen  Nutzen  weiter 
gehen  musö.  Die  Verschiedenheit  des  Verfahrens  bei  einer  und  derselben 
Handlung,  je  nachdem  der  Gegenstand  des  nnrechtlichen  Willens  der  engem 
uder  weitem  Rechtsordnung  angehörte,  könnte  nur  Verwirrung  des  Rechts- 
bcwusstseins  und  Unwirksamkeit  der  Maassregeln  zur  Folge  haben.  Die 
Beschränktheit  des  auswärtigen  Ansprudub  mag  es  also  rechtfertigen,  dass 
zur  Abwehr  oder  Bestrafung  kleinern  Unrechtes  gegen  Fremde  niciits  Eigen- 
thümhchcs  angeordnet  wird;  allein  so  weit  die  einheimische  Gesetzgebung 
zum  Schutze  des  eigenen  Rechtes  geht,  hat  sie,  ertjiinzungsweise ,  aueh  das  , 
fremde  zu  bcrUcksiclitigen,  und  zwar  gleichmässig  sowohl  nach.Form  als  In- 
halt der  Maassregeln. 

Aach  in  der  Lehre  vou  dem  Veriialteu  zum  öffentlichen  Rechte 


1)  Nur  Wenige  wohl  dOrften  geneigt  sein,  Bich  dem  ron  Berner,  a.  a.  O.,  8.  191,  fBr 
die  Straflosigkett  der  in  Amüuide  Ueineieo  Uebectntiiia|g«n  amgrithmn  Oraade 

atnuehUeMAn.  nun  m  FVtlge  ■Ind  dl«  Uer  In  lYage  ■toheadten  7«i«e1ieo  «refai  looteii*  Alt, 
welche  somit  aach  nnr  y,am  Orte  der  That  verletit  werden  kSnnen*.  Hiergegen  ist  denn  nun 
•b«r  vorAUam  ca  tMmefken,  dass  es  irrig  ist,  geringe  Tergehen  fttr  gleichbedeufttd  «a  utkmm 
ndt  Gehoten  tob  Cifllciher  Beatebong.  Oering  iet  ein  Fergehon ,  wenn  das  vetlettt«  RMfet  aa 
■ich  ein  onbedentendes,  oder  die  Schuld  bei  der  Handlung  eine  leichte  ist  Nim  kann  alter  einer 
flelts  ein  unlwdeutcndcä  Recht  ein  sehr  allgemeines  und  weit  verbreitetes  sein;  anderer  Setts 
iit  ei  gar  wohl  möglich,  dass  bei  Geboten  oder  Verboten  rein  örtlicher  Art  die  schwersten  md 
alt  dan  hfidMtiB  Strafen  bedrohten  Uebertretaugen  Torlconunen  können.  BiHf"  aber  Ist  nicht 
einsTueben,  warum  nicht  anoh  bei  kleineren  Vergehen  die  vom  V'uri.  nngenommene  Persönlich» 
keit  des  Strafrochtes  sollte  statuiuaen  küiuieu.  —  Diu  Suche  ist  »ehr  einfach.  Die  Abrügung 
solcher  kleiner  BMtaitTedebmagVD  Ist  von  keiner  Bedeutung  fBr  die  Erhaltung  der  Becht»- 
«wdnung  In  ärcMMtt  aad  Oatuca,  und  deMhalh  tritt  kcioe  UIUb  von  Staat  aa  Staat  dabei  «in. 
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aDderer  Skaaten  sind  es  swd  Fragen»  welche  eine  beeondere  Bcaditnog 
scholl  hei  der  allgemeiaeii  Feststdliiog  der  Theorie  Terdienen.  Die  eine 
geht  dahin:  ob  die  Nichtansliefemng  Ton  FittehtigeD  fdch  anch  auf  Diejenigen 
ersfcreclce,  welche  gegen  die  Kriegsdienstordnnng  ihres  Vaterlandes 
gefehlt  haben,  nnd  also  entweder  nadi  bereits  geschehener  Einreihang  in 
das  Heer  fahnenflBchtig  geworden  sind,  oder  sich  der  Anshebnng  durch 
Flneht  entzogen  haben.  Zweitens  aber  fragt  sijch:  ob  die  vorbeogenden  Vor- 
kebrongen  eines  Staates  an  Gunsten  firemder  Oesetse  sieh  auch  auf  die 
Abhaltnng  diesseitiger  Angehöriger  ton  Schleichhandel  in  den  fremden  Staat, 
Qbefbaopt  aof  den  Schutz  seiner  Abgabengesetze,  zu  erstrecken  haben? 
—  Eine  Yerndnung  der  ersten  Frage  wire  also  eine  Ausnahme  Ton  dem 
Orundsatae  der  Nichtauslieferong;  eine  Verneinung  der  andern  aber  wflrde 
eine  bedeutende  Locke  in  dem  Systeme  der  Abhaltung  der  eigenen  Ange- 
hörigen Yon  Verletzung  Fremder  zur  Folge  hnben. 

Was  nun  den  ersten  Fall  betrifft,  so  ist  zwar  bekannt,  dass  viele  Staaten 
gerade  die  Analiefenrng  flfiehtiger  Heerpflichtiger  zum  Gegenstande 
Ton  besonderen  Vertrügen  gemacht  haben,  und  zwar  selbst  solche  darunter, 
welche  sonst  keine  Verpflichtungen  dieser  Art  eingehen;  audi  Iftsst  sich 
etwa  zurBechtfertigang  einer  Ausnahme  sagen,  dass  ein  ungehorsamer  Kriegs - 
dienstpflichtiger  nicht  btos  eine  Öffentliche  Pflicht  Terletzt,  sondern  auch 
einem  seiner  Hitbttrger,  welcher  jetzt  Ar  ihn  eintreten  muss,  einen  schweren 
.  Schaden  unrechtlicher  Wrise  zufttgt;  so  wie,  dass  wenigstens  zuweilen  Dieb- 
stahl Öffentlichen Eägenthnmes  mit  der  Fahn^flucht  verbunden  ist:  dennoch 
mnss  man  sich  gegen  die  Verlassung  des  Grundsatzes  erldflren.  Nicht  nur 
wflrde  man,  selbst  Jetzt  noch,  in  eiDzefaien  FftUen  mithelfen  zu  barbarischen 
Strafen;  sondern  es  konnte  flberhanpt  eine  grundsBtzUdie  Auslieferang  der 
Kriegsdienstpflichtigen  leicht  missbraucht  werden  zur  Umgehung  der  ganzen 
Nichtauslieferong  bei  Staatsvergeben.  Es  bedürfte  ntaidieh  von  Seiten  einer 
beliebigen  Regierung  nur  einer  scheinbaren  Ansdchnui^  der  Dienstpflicht 
auf  die  Männer  aller  Alter  and  Verhältnisse,  um  jeden  politischen  FlOchtling 
als  Ausreisser  in  Ansprach  nehmen  za  können.   Und  gerade  in  den  schlluuu- 
sten  Fällen  dürfte  man  wohl  solchen  Versuchen  entgegensehen.    Von  einer 
hölieni  Notlnveiuligkcit  der  Ausnahme  aber  kann  nicht  die  Kede  sein,  da 
die  Erfahrung  genügend  zeigt,  dass  Staaten,  welche  die  Kriegsdicii!-ti>Hielit 
niclit  auf  eine  harte  Weise  übertreiben,  und  welche  den  Soklatm  gtrt  t^ht 
uiilI  iiicnschlicii  behandeln,  keine  ihre  Vertheidigungskraft  beeintrüchtigeude 
J^uliiii  n^lueht  zu  fürchten  haben. 

Dagtgen  ist  alh-rdings  die  andere  Ausnahme  zu  vertlieidigen,  nämlich 
die  Unterla.vsuug  von  Voibeagungsmaassregeln  gegen  die  Verletzung  von 
E  i  iikommeusgesetzen  fremder  Staaten,  namentlich  also  gegen  Schleich- 
handel diesseitiger  Uutertkuuen  in  das  jenseitige  Gebiet.   Nicht  etwa,  weil 
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der  Schleichhautkl  iiiclit  r.i.tu-  ilm  lU-griff  der  Störung  der  K(  c  litHudnmig 
ht'k'.  I)i<'  Zollgest  t/c  <\ih]  v'in  M.ntliclu  s  Mittel  mv  Fcstsielluiig  üer 
Bc'itiagpftichl  der  verschiedenen  Guttungen  von  Unterthaueii  zu  deu  St.iiit^- 
lasten;  und  ühordios  hängt  von  ihrer  Durchführung  die  Aufrechterhaltung 
manchfachcr  Rechte  und  Privih  pit  n  nb,  welche  jeder  Staat  vollkouiuien  befugt 
ist,  seinen  Unterthanon  zu  verleihen.  Auch  nicht  damit  kann  die  Ausnahme 
gerechtfertigt  wordeo,  dass  der  diesseitige  Staat  bei  der  gaii/<  n  Maas>regel 
kein  Interesse  habe.  Abgesehen  davon,  dass  diese  Rücksicht  In  i  der  kosmo- 
politischen Auffassung  überhaupt  zurückgestellt  wird,  wäre  diese  Ansicht 
nicht  t  inmal  thatsachlich  richtig.  Tbeils  ist  nidits  verkehrter,  als  die,  freiUch 
nicht  ebi  ii  seltene,  Freude  einer  Kegierung  an  der  erfolgreichtu  Durch- 
brechung des  Ilaudelssystenies  anderer  Staaten.  Die  Vergeltung  lüsst  in 
der  Regel  nicht  lange  auf  sich  warten,  da  die  zu  erfolgreichen  Schleich» 
h&ttdlern  Gebildeten  keiuerlei  Anstand  nehmen,  ihre  Künste  auch  gegen  die 
eigenen  Gesetze  zu  kehren;  und  flbcrdiess  ?on  dem  diesseits  nicht  besehatzten 
Nachbarstaate  nicht  erwartet  werden  mag,  dass  er  nun  doch  seiner  Seits 
seine  Unterthanen  von  Beeintiflchtigung  onscrer  Abgabengesctae  abznhaltqi 
suche.  Theils  aber  bildet  sich  dnrch  den  Schleichhandel  eine  Terwegene^ 
arbeitsschene,  aUmftblig  auch  zu  Jeder  andern  Art  von  Gesetaesverletzang 
geneigte  BeTdlkernng  ans,  welche  dem  eigenen  Staate  lästig  und  gefthrlich 
werden  kann.  Am  wenigsten  endlich  darf  die  Yorbeagong  desshalb  unter- 
bleiben, weil  etwa  Yortheil  aus  dem  Schleichhandel  gesogen  wird.  Aus 
gleichem  Grande  k<tantc  Diebstahl,  Betrag  und  Raubmord  im  fremden  Ge- 
biete begünstigt  werden.  —  Wohl  aber  rechtfertigt  sich  die  AafoteUang  einer 
Ausnahme  von  dem  Prftventivsysteme  in  diesem  besondera  Falle  dadurch, 
dass  eine  wirksame  Yorkehrung  nur  durch  solche  Ueberwachuogen  und  Be- 
schränkungen des  eigenen  inneren  Gewerbewesens  und  Handels,  der  sAmmt* 
liehen  Yerkehrsanstalten  und  Yerbindungswege  hergestellt  werden  könnte, 
dass  sie  den  diesseitigen  Unterthanen,  und  zwar  allen  ohne  Unterschied,  die 
empfindlichsten  Hemmungen  und  Nacbtheile  bereiten  mflsste.  Dieas  wftre 
nun  aber  unveraflnftig,  und  somit  unerlaubt;  um  so  melur,  als  dieser  Schaden 
jeden  Falles  und  in  weitester  Ausdehnung  eintrite,  während  die  abzuwen- 
dende Gesetzcsverletzung  nur  eine  mO^che  und  vereinzelte  wftre,  flberdiesa 
der  zunächst  Betheiligte  seiner  Seits  selbst  Vorkehrungen  treffen  kann.  Audi 
darf  nicht  vergessen  werden,  dass,  wenn  die  Yorbeugnngsmaassregcln  unbe- 
dingte diesseitige  Bechtspflicht  wären,  sie  auch  von  solchen  Staaten  zu  ihren 
Gunsten  in  Ansprach  genonmien  werden  könnten,  welche  durch  flbertriebene 
und  selbststtchtige  Sperre-  und  Yerbotsybteme  dem  allgemeinen  menschliche 
Verkehre  unerlaubte  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legt  n ,  und  gegen  deren 
gemeiusch&dUche  und  verkehrte  Maassregel  in  der  That  der  Schleichhandel 
ein  uatnrgemässes  Vertheidigungsmittel  ist  —  Wenn  es  also  allerdings 
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niemals  dem  Staate  gestattet  sein  kann,  den  Schleichhandel  seiner  Dnterthanen 
in  einen  fremden  Staat  positiv  ni  fordern :  und  wenn  er  vielmehr  dem  Rechte 
and  Bich  selbst  schuldig  ist,  denselben  immer  als  eine  nnerlaabte  Handlang 
zn  betrachten  nnd  za  behandeln:  so  kann  doch  kein  System  von  Yorbeugoogs- 
maassregeln  von  ihm  als  Rechtspflicht  verlangt  werden,  sondern  es  mnss  ihm 
fiberlassen  bleiben,  zu  beurtheilen,  ob  und  wie  weit  er  unter  den  Jeweil  gege- 
benen Umstlloden  die  Ergreiiiing  von  Yerhinderongseinrichtungen  mit  dem 
Wohle  und  Rechte  seiner  eigenen  Unterthanen  vereinbar  findet. 

Auf  diese  Weise  ergtebt  sich  denn  als  eine  Folge  der  AalTassnug,  nicht 
sowohl  die  folgerichtigste  Durchfnbrung  eines  obersten  Grundsatzes  als  die 
Aufstellnng  der  am  sichersten  zum  allseitigen  Besten  fahrenden  Normen  an- 
zustreben, in  Kürze  folgende  Rei)ie  von  Sätzen:  Der  Staat  erkennt  imAUge-. 
meinen  die  Verpflichtung  an,  zur  Herstellnng  der  Rechtsordnung  auch  ausser^ 
halb  seiner  eigenen  unmittelbaren  Verhältnisse  beizutragen,  wenn  ohne  seine 
Mithtllfe  diese  Ordnung  nicht  geschaffen  werden  könnte.  Diese  Mitwirkung 
kann,  je  nach  dem  Bedttrftiisse,  aus  Vorbcugungsmaassregeln  oder  aus  Strafen 
bestehen.  Erstere  sind  sowohl  bei  solchen  Rechtsverletzungen,  welche  fremde 
Staaten  im  Ganzen,  als  welche  einzelne  Angehörige  derselben  bedrohen, 
anzuwenden;  nur  bei  Unternebmungon  grgen  fremde  Zollgesetze  bebAlt  sieh 
der  Staat  l^eie  Hand  vor ,  je  nach  der  Beschwerlichkeit  nnd  Schfidlichkeit 
der  an  sich  nöthigcii  Maassregeln.  Die  Straten  werden  entweder  durch  die 
eigenen  Gerichte  des  Staates  und  nach  seinen  Gesetzen  zugefügt,  oder  durch 
Auslieferung  des  Verbrechers  an  den  verletzten  Staat  mOglich  gemacht. 
Ersteres  findet  statt  bei  denjenigen  RechtsstOrungcn ,  welche  von  den  Aiigc- 
hörigoii  dos  mitwirkenden  Staates  begaugen  worden  sind.  Ausgeliefert  da- 
gegen werden  Angeliörigo  des  verletzten  Staates  nnd  Solche,  welche  beiden 
Staaten  fremd  sind;  beide  jedoch  nur  dann,  wenn  sie  der  Verletzung  von 
Kochten  Einzelner  beschuldigt  sind,  wogegen  flüchtige  politisclie  Verbrecher, 
welche  dem  Staate  ilii  t  s  jetzigen  Aufenthaltes  fremd  sind,  von  letzterem  weder 
bestraft  nocli  iui^lh  lirfert  werden.  Ihre  Duldung  oder  einfache  Wegweisung 
ist  ledij»lirh  Sache  der  Gosetzgebung  und  Politik  des  einzeln*  ii  uia  Aufenthalt 
uiij/<'i,';niLU'iien  Staates:  d(  im  ihr  Staut  hat  nur  ein  Recht,  nicht  aber  eine 
PHii-lit  zur  Aufnahme  Fremder;  die  Geduldrtrii  mitcrlirüfc  n  jfdrn  Falles  dru 
nothigen  Vorbeugungsmoassregeln  gegen  Wiedei  lioluiig  ihrt  r  Unt^  rneliiiiunpren. 

Als  ein  wiilitiger  Anhang  ist  sehliesslich  noch  die  Frage  über  Gegen- 
soitigkfit  des  Vcrfalirens  zu  (M-<)rttm. 

Die  im  V(jr*t('bciiden  dargekgtcii  GruiKisatzo  sowolil  litx  r  Verhinderung 
und  Bestrafung  im  All^'rm.  inen  als  tiber  die  Aufnalnnc  FUkhtiger  im  Beson- 
deren flie««en  ans  der  Natur  der  Sache,  d.  h.  aus  der  wrsentlicben  Aufgabe 
des  Staates  und  aus  überall  gültigen  Zweckmässigkrit'^gifindi'ii.  .Tider  Staat 
ist  daher  nicht  nur  berechtigt,  dieselben  als  Regeln  seines  eigenen  Verhaltens 
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aufzustpHen  nnd  zn  boiolgen;  sonderu  er  kaun  auch  verstSndiger- und  billiger- 
weise an  andere  Staaten  das  Verlangen  stellen,  Uass  dieselben  in  ihrem  Ver- 
hältnisse zu  ilim  das  gleiche  Verfahren  einhalten.  Leicht  v.ird  daher  auch, 
bei  der  iniiern  Richtigkeit  der  Sache,  eine  Gewohnheit  oder  gar  ein  förm- 
licher Vertrag  auf  dieser  Grundlage  zwischen  hestioimten  Staaten  zu  Stande 
gebracht  werden  können.  —  Allein  es  ist  ailtn  dings  möglich ,  dass  irgend 
eine  fremde  Regierung  diese  Aussicht  vuu  Recht  und  l'tiicht  nicht  tbeilt,  und 
ihrer  abweichenden  Auffassung  im  flüssern  Verkehre  Folgen  giebt;  aJso  ent- 
weder eine  von  uns  geforderte  Mitwirkung  nicht  leistet ,  oder  eine  diesseits 
nicht  als  zulässig  erachtete  weitergehende  Ilülfsfunlcrung  stellt.  Es  entsteht 
nun  die  Frage,  welche  Folgen  eiu  solcUoT  Widerspruch  haben  könne,  be- 
aebuiigsweise  haben  müsse V 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  eine  Forderung  oder  Weigerung  dieser 
Art  sachlich  so  bedeutend  oder  so  verletzend  fflr  klares  Recht  sein  kann, 
dass  sich  selbst  ein  Krieg  daraus  entspinut.  Da  jegliche  Rechtsverletzung 
grundsätzlich  zur  Selbsthtllfe  führen  mag;  und  da  femer  jeder  Staat  Ober 
die  Thatsache  und  die  Schwere  einer  ihm  zugcfflgtcn  Bechtsrerielinng  selb.st 
Richter  ist:  so  lässt  sich  natürlich  nicht  im  Allgemeinen  sagen,  welche FAUe 
gerade  dieee  än^sersten  und  bedenklichen  Mittel  rechtfertigen  müchten.  Allein 
man  kann  wohl  zugeben,  dass  z.  6.  die  ungehinderte  Duldung  von  Frnr 
schaaren-  oder  Seeränberzfigen,  oder  ein  Vcrsoch,  die  Auslieferung  dnes 
eigenen  Unterthanen  des  angegangenen  Staates  zu  erzwingen,  oder  die  Ge- 
währung eines  Asyles  für  alle  Arten  von  gemeinen  Verbrechern,  den  Streit 
bis  zur  Ergreifung  der  Waffen  erhitzen  kOnne.  Mehr  Sittlichkeits  -  und 
Klngheits-,  denn  Rechtsregeln  sind  es  daher,  wenn,  einmal,  gefordert  wird, 
dass  ein  Lall  von  geringerer  Bedeutung  oder  gar  von  fweifelhaftem  Rechte 
nicht  als  Grand  zu  einem  Kriege  betrachtet  werde;  und  wenn,  zweitens,  der 
Rath  gegeben  wird,  Forderangen,  wekhe  nicht  in  dem  oben  aaseinander 
gesetzten  gen&sdgten  Systeme  ihre  Recbtfertigong  finden,  flberfaaapt  nicht 
znm  Gegenstande  eines  erasttichen  Streites  m  machen,  weil  man  sonst  leicht 
in  dieCre&hr  kommt,  sich  selbst  ab  ausserhalb  des  bestehenden  Qesittigangs- 
nnd  YerstAndigkeitskreises  stehend  xa  erweisen,  und  dorch  eme  ongewOhn- 
liehe  Forderung  den  Widerspradi  and  die  Ahneigong  aller  lykteren  Staatten, 
selbst  der  ainlehst  nicht  betheiligten,  m  erwecken. 

In  der  Regel  ist  flbrigens  natflrllch  von  diesem  tassersten  Mittel  lor 
Entscbeidang  einer  MeinongSTerschiedenheit  Aber  internationale  Beehtshfllfe 
keine  Rede,  sondern  es  handelt  sich,  wenn  YorsteUnngen  and  Unterhandlnngeo 
nicht  cor  Aosgleichmig  fthreo«  nnr  von  Retorsioii,  als  Zwangsmaassregel  und 
Herstellong  der-  Gegenseitigkeit.  Hier  werfian  sieh  denn  aber  xwei  Fragen 
anC  Erstens,  ist  es  erlaiibi,  gegenflber  toh  einem  Staate,  welcher  in  seiner 
Beihfllfe  nun  Rechtsschatze  nicht  so  weit  geht,  als  der  diesseitige  Staat 
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ftr  recht  bätt  und  m  gehen  bereit  itt,  anch  einen  Tbeil  der  sonst,  d.  h. 
anderen  Staaten,  gewfihften  Mittvirkung  2a  entliehen?  Zorn  Beispiäle  also: 
dOrfen  gegenflber  von  einem  Staate,  welcher  in  seinem  GeUete  keine  Yor- 
bengangsmittel  xnr  Bewahrung  nnserea  Rechtes  trifll,  ebenfalls  nnerlanbte 
Untemehmnngen  onserer  Angehörigen  ungehindert  zugelassen  werden  f  oder, 
würden  eüiem  Staate,  welcher  ans  die  AnsUeferang  flOcbtiger  gemeiner  Ver- 
brecher ?erweigert,  seine  Unterthanen  gleicher  Art  eben&lls  vorenthalten? 
Zwdtens,  kann  veriangt  werden,  dass  gegenüber  von  einem  Staate,  welcher 
eine  ausgedehntere  Beihttlfe  leistet,  als  wir  nach  nnserem  Systeme  fDr 
gweditÜBTtigt  erachten,  ebenfidls  erweiterte  QnindsttUe  befolgt  werden?  Zorn 
Beisineie:  sollen  einem  Staate,  welcher  seiner  Seite  poUtiache  Fltlchtiüige 
aoshefSsTt,  aasnahmsweise  seine  Unterthanca,  welche  wegen  poUtiseher  Ter- 
gehen  an  ans  geflScbtet  sind,  anch  tinsgeliefert  werden?  —  Beide  Fragen 
sind  abar  sowohl  vom  Standpunkte  des  Rechtes,  als  der  Staatsklogheit  zu 
beantworten. 

Es  ist  nicht  in  Abrede  zu  jdehen,  dass  die  erste  Frage  sowohl  ton  der 
rechtliehen  als  too  der  politischen  Seite  zweifelhaft  ist  ^  Stellt  man  sich 
nBmlich,  in  jener  Besiehung,  auf  den  Boden  des  Yölkerrechtes,  so  unteriiegt 
di«  Berechtigiing  zur  Retorsion  gar  keinem  Zweifel.  Es  steht  nach  Lehre 
und  Gewohnheit  der  eoropsischen  TiHker  gleichmftssig  fest,  dass  ein  Staat, 
welchem  eine  gerechte  Forderung  versagt  wird ,  gegenüber  von  dem  Ter- 
letzenden  das  gleiche  Terfehren  einhalten  darf.  Anders  mm  aber,  wenn 
man  die  Rechtsaufgabe  der  Staaten  an  sich,  somit  den  eigentlichen  Kern 
der  Sache  ins  Auge  fesst.  Hier  nflmliGh  mnsa  man  sich  erinneni,  dass  die 
Hftwirimng  zur  Reditsordnang  in  fremden  Staaten  nidit  diesen  za  Liebe, 
noch  weniger  als  Vergeltung  eines  von  ihnen  erwiesenen  Dienstes  oder  als 
Folge  eher  Verabredmqg  anerkannt  wird;  sondern  weil  der  Staat  die  Pflicht 
dam  an  and  fttr  sich,  d."  h.  in  dem  Hensehheitszwecke,  begründet  erachtet. 
Desshalb  hängt  denn  auch  «Ha  Erftilung  der  versddedenen  Auflagen  nicht 
von  der  mehr  oder  weniger  lÖbUdien  Handhmgsweise  Anderer  ah;  sondern 
es  mnss  eine  etwaige  Unterlassung  ihrer  Reehtspflicht  durch  anderweitige, 
an  sich  nnantastbare  Mittel  erzwungen  werden.  —  Vom  Zweckmlssii^eits- 
standpnnkte  aber  erscheint  einer  Seits  eine  Retorsion  allerdings  ab  ein 
natürliches  und  wirksames  Mittel  zur  Nötbiguiig  des  Gegners;  und  zu  gleicher 
Zeit  ist  man  geneigt  ,  sie  auch  för  notbwendig  zur  Wahrung  der  Ehre  zu 
betrachten.  Auf  der  andern  Seite  verliert  man  durch  das  Eingehen  auf 
Ausnahinsmaassregehi  die  sichere  und  abgeschlossene  Haltung,  welche  am 
leichtestt'U  über  Zweifel  und  Schwierigkeiten  weghilft,  und  namentlich  auch 
die  einfachste  und  am  wenigsten  verletzende  Vertlieidigung  gegen  zu  weit 
gehende  Forderungen  anderer  Staaten  abgiebt.  Wenn  einmal  aus  Nutzens- 
grüuden  abgcwicheu  wird  vum  üruudi^atze,  so  ist  das  Eude  von  Forderungen 
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•  und  Nachgiebigkeiten  nicht  abzusehen.  Als  höchste  Wahrung  der  Ehre 
aber  mag  es  angesehen  werden,  wenn  sich  der  Staat  unter  keinen  Umstän- 
den, selbst  durch  eine  Verletzung  nicht,  von  der  Handhabung  des  als  Recht 
and  Pflicht  Erkannten  abdrängen  lässt.  —  Erwägt  man  nun,  dass  das 
Völkerrecht  zwar  eine  Befugniss,  dagegen  die  Förderung  der  Rprhtsordnnng 
eine  Verpflichtung  gicbt;  femer,  dass  die  Festhaltung  des  Systemes  eine 
höhere,  weil  eine  weitersehende ,  Klugheit  ist,  auch  ein  edleres  Ehrgefühl 
verräth:  so  muss  man  wohl  zu  dem  Schlüsse  kommen,  dass  die  ausnahm- 
lose Festhaltung  sämmtlicher  Grundsätze  über  Rechtsförderung  auch  gegen- 
über von  solchen  Staaten,  welche  dieselben  gegen  uns  nicht  vollständig 
einhalten,  die  richtige  Handlungsweise  sowohl  aus  Gründen  des  Rechts  als 
der  Staatskunst  ist.  Dass  damit  übrigens  die  Benützung  jedes  an  sich  er- 
laubten sonstigen  Mittels  zur  Gewinnung  oder  zur  Nöthigung  des  Gegners 
Tereinbar  ist,  versteht  sich  von  selbst.  Es  soll  nicht  feige  Friedensliebe 
um  jeden  Preis  and  marklosc  Geduld  empfohlen  werden;  sondern  vielmehr 
das  richtige  Verfahren  nach  verständiger  Erwägung  von  Pflicht  und  Vortheil. 

Geringerem  Zweifel  unterliegt  die  Beantwortung  der  Frage :  was  Recht 
und  Klugheit  gebieten,  wenn  ein  anderer  Staat  in  seiner  Beihülfe  zur  Rechts- 
ordnung weiter  geht,  als  frir;  er  aber  Gleiches  von  uns  verlangt?  Geht  man 
hier  nftmlich  davon  ans,  dass  das  gemässigte  System  Alles  leistet,  was  nach 
Recht  nnd  Zweckmässigkeit  verlangt  werden  kann:  so  ist  klar,  dass  Niemand 
befiigt  ist,  weiter  gehende  Forderungen  zu  stellen.  Von  einem  Rechte  dritfeor 
Staaten,  uns  ihre  Auffassong  aufzunöthigen,  kann  somit  keine  Rede  sein. 
Sie  mögen  ihr  Ansinnen  stellen ;  allein  wir  sind  rechtUch  nicht  verpflichtet, 
demselhen  uns  sa  fftgen.  Namentlich  kann  von  einer  völkerrechtlichen  Ver- 
pflichtnng,  weiter  zu  gehen,  gar  nicht  die  Bede  sein,  da  die  Uehong  vieler 
nnd  sehr  bedeutender  Staaten  nicht  einmal  ganz  einräumt,  was  das  genannte 
System  verlangt.  —  Was  nun  aber  die  KlugheitsrAcksichten  betrifft,  so  mag 
es  sich  immerhin  begeben ,  dass  unserer  Weiganng  missliebige  Maassregebi 
Ton  der  andern  Seite  folgen.  Hier  tritt  denn  nun  aber  die  Alternative  ein, 
dass  entweder  der  fremde  Staat  ans,  im  Wege  der  Retorsion,  gerade  so 
behandelt,  wie  wir  nns  gegen  ihn  Terhatten;  oder  dass  er  andtmeitige  oad 
mittelbare  Nöthigongsmittel  amnweiiden  femeht,  a»B»  Yerweigemng  tob 
Tortheileo,  welche  er  mis  sonst  bewflligl  hitto,  BtiMnamg  mit  Toralel- 
hmgen  o.  s.  w.  In  dem  ersten  Falle  erdulden  wir  offenbar  gar  kein  üebel, 
indem  dann  eben  zwischen  beiden  Staaten  derZnstaad  hergestellt  ist,  welcher 
m»  von  Anbng  an  als  der  richtige  erschien.  Es  werden  s.  B.  von  beiden 
Seiten  politische  FlflchtUnge  nicht  aasgeUefnt.  Dass  dieser  Zosland  keinen 
Grand  abgeben  kann,  abmweidien  von  unseren  Grondsfttnn,  verstdit  sich 
von  selbst  Im  andern  Falle  mögen  wir  allerdings  mehr  oder  weniger  em- 
pfindlich leiden;  und  swar  ist  natflriidi  nicht  im  AUgenelMn  m  siisn,  wie 
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weit  diess  gehen  kann.  Dennoch  scheint  anch  hier  kHn  Zweifel  über  das 
Festhalten  an  dem  richtigen  Systeme  bestehen  zu  künnL  ii  Wenn  in  einer 
so  wichtigen  Frage,  wie  das  Verhalten  zur  Wcltrechtsordnung  ist,  ein  Staat 
gegen  seine  AuffassuDg  von  Pflicht  und  Recht  fremdem  Ansinnen  nachgibt 
so  ist  seine  Selbstständigkeit  verloren,  damit  aber  auch  jeder  unbcrrchtigten 
und  schädlichen  Forderang  fremden  Uebemiuthes  Thür  and  Thor  geöffnet. 
Hier  gilt  es  also,  (wenn  irgend  die  Macht  zur  Wahrung  d»  r  Gh  ichljerechti- 
gong  und  Unabhängigkeit  vorhanden  ist,)  tapfer  Stand  zu  halten.  Welche 
bessere  Stellung  kann  er  aber  haben,  als  die  Yertluidigung  einer  Hand- 
lungsweise, welche  sich  einfach  auf  die  Vorschriften  der  Vernunft  gründet^ 
«nd  far  welche  flberdiess  das  Mitgefühl  der  gesittigten  Völker  und  dt  r  Mehr- 
sabl  der  Eegiernngen  spricht?  Und  nicht  erst  der  Bemerkung  bedarf  es, 
dass  muere  Pflicht,  der  eigenen  Ueberzeuguog  zu  folgen,  nicht  im  Mindesten 
geändert  wird  durch  das  Anerbieten  des  fremden  Staates,  das  an  uns  Ter* 
langte  auch  seiner  Seits  zu  vollziehen.  Wenn  Recht  und  Sittengesetz  uns 
die  Begehung  einer  bestimmten  Handlung  Oberhaupt  untersagen ,  bann  die- 
aelbe  doreh  die  vertragsmissige  Verpflichtung  eines  Andern,  sie  ebeniaUs 
anszuflben ,  nicht  zn  einer  erlanblen  werden 

Das  Ergebniss  ist  somit,  dass  der  Staat  sich  dnrch  die  SGcbtins^mmuog 
fremder  Staaten  an  dem  mittlem  Erstem«  weder  seiner  Seite  m  Retorsionen 
treiben,  noch  aber  nr  Efaistiramvng  in  fremde  Forderoogen  dnrcb  NOthignngs- 
lAaassregebi  oder  Tertragsaneibieten  bewegen  lassen,  sondern  vielmehr  un- 
wandelbar die  richtigen  Grandsälze  befolgen  soll,  gieicbg&ltig,  ob  sie  Enrie* 
demBg  finden  oder  nicht,  ob  er  Kachtheile-  nt  befiihren  hat  oder  nicht 

Kritik  und  YorsdüAge. 

Es  bleibi  non  noch  flbrig,  die  im  Vorstehenden  entwickelten  An- 
achanangen,  namentUeh  aber  die  als  die  LOsnng  des  Problems  scfaliesslicfa 
angestellte  mittlere  Theorie,  naammenrahalten  theils  mit  den  bemerhens- 
Werthesten  lleinongen  Anderer,  Üieils  mit  den  wichtigsten  Bestimmongen  des 
positiTon  Rechtet,  wie  es  in  Gesetibflehem  ond  Yertiflgen  ÜBStgestellt  ist 


1)  Hlenuu  eiKl«bt  lAah  tfflun  MHk,  ta  Vorbcifehen  gesagt ,  wie  toDkoiiiiitea  gnadtatOm 

die  bia  in  die  neueste  Zeit  ron  Völlterrechtslehrern  aufgestellte  Ansicht  ist,  das«  swar  keine 
unbedingte  Recbtspfllcht  xnr  Aaslieferung  flOobtlger  Verbrecher  fOr  den  Staat  bestehe,  wohl 
aber  im  Wege  des  Vertrages  ein«  solche  Verbindlichkeit  Ubonommen  werden  könne.  (8.  oben. 
8.57S.}  Wenn  der  Staat  keine  PHicht  hat,  eino  gewisse  BestraAing  zu  bewirken,  so  hat  er  MMk 
kein  Recht  dam;  denn  nur  In  so  ferne  seine  Becbtsaufgabe  es  gebieterisch  verlangt,  kann  er 
sur  ZufBgung  von  Uebel  und  Leiden  befkigt  sein.  Eine  Znfilgung,  welche  rechtlich  und  sittlich 
aaeh  OBtatlaasen  werden  kann,  ist  eine  Grausamkeit,  aber  kein  Rechtsact.  Durch  das  Ver- 
sprechen eines  Dritttin,  in  Ähnlichen  Fnllen  gleich  unurluubt  zu  handeln,  wird  aber  «lelMritcll 
eine  BeAiguls«  diesseits  nicht  begründet,  sondern  nur  doppelte»  Unr«cht  geschaffen. 
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Prindpes  genftgcnd  gelöst  ^«rdeii.  Darch  einen  blossen  Tenach,  demGestrflppe 
von  vcreinxelten  Sfttzen  tnd  folgewidrigen  vie  folgelosen  Auftnahoien  eine 
neoe  Be^iisroiiDg  einzureiben,  wird  die  ITnklarheit  nnr  verniebrt:  es  bkibt 
im  Gauen  bei  der  falschen  Ricbinng;  nnd  nichts  ist  ttberdiess  mOglicber, 
tb  dass  die  AnsfftUang  der  einzelnen  zonScbst  fdblbaren  I^ke  auf  eben 
10  grossen  Widerstand  stOsst,  als  ihn  eine  ▼ollstftndige  theoretisch  richtige 
Asfecbtnng  des  ganzen  Znstandes  gcfnoden  haben  wtirde.  üns  wenigstens 
will  bedanken,  dass  es  nicht  nnr  die  wttrdigsto  Aufgabe  an  sich,  sondern 
anch  das  mit  der  Zeit  wfrk«tamste  Verfahren  gewesen  wäre,  wenn  der  Ter- 
fosser  versucht  hStte,  England  die  üeberzeugong  beiznbringen,  dass  es  in 
dem  fraglichen  Tlieile  des  internationalen  Rechtes  hinter  den  Obrigen  ge- 
sittigten  Völkern  znrückstehe,  Anderen  zorn  viellachen  Verdmsse,  aber  anch 
sich  selbst  sowohl  zar  ünehre  als  zu  mannchlachem  Schaden.  Möglich,  dass 
die  grosse  Menge,  wir  meinen  namentlich  auch  der  Rechtsgelehrten,  sich 
anfiinglich  mit  grossem  Lftrmen  gegen  solche  Ketzerei  erklärt  hätte;  allein 
warum  sollte  nicht  der  Wahrheit  schliesslich  doch  der  Sieg  bleiben? 

Es  mag  jedoch  diess  dahingestellt  bleiben;  allein  sicher  ist  jeden&lls, 
dass  es  dem  Verfiisser  nicht  gelungen  ist,  die  theoretische  l^chtigkeit  des 
Territorial]n*incipes  zu  erweisen.  Die  von  ihm  vertretene  Ansieht  ist  nflm- 
lieh  in  Kurzem  folgende:  Jeder  Staat  habe  innerhalb  seiner  Grenzen  die  aus- 
schliessende  Befugniss,  die  Rechtsordnung  herzustellen;  über  sein  Gebiet 
hinaus  erstrecke  sich  dagegen  weder  Macht  noch  Befhgniss.  Der  immer 
steigende  Verkehr  unter  den  Menschen  nöthige  jedoch  zu  einer  «gewissen» 
Anerkennung  anch  fremder  Rechte,  somit  zu  einer  Abweichung  von  der 
Strenge  des  Grundsatzes.  Fflr  das  Piivatrecht  sei  bereits  gesorgt  (?) ;  im 
Strafrecbte  dagegen  werde  noch  heftig  gestritten.  Hier  sei  denn  vor  AUem 
'  der  Gedanke  einer  allgemeinen  Weltrechtsordnung  zu  verwerfen,  schon  wegen 
der  grossen  Verschiedenheit  der  Rechtsbegrif  e  bei  den  verschiedenen  Völ- 
kern und  ihrer  Verfassungseinrichtungen.  Wenn  vielmehr  die  oomitas  na- 
tionnm  und  die  Rticksicht  auf  die  Bewahrung  friedlicher  Verhältnisse  zu 
anderen  Staaten  es  wttnscbenswerth  mache,  dass  deren  Rechte  gogeu  An- 
griffe geschätzt  werden,  welche  Im  diesseitigen  Staate  gegen  sie  unter- 
nommen werden;  und  wenn  auch  der  emheimische  Staat  in  gewissem  Maasse 
gegen  Verletzungen  seiner  Rechtsordnung  im  Auslände  geschätzt  werden 
mflBse:  so  sei  doch  immer  die  rein  örtliche  Natnr  des  Strafrechtes  als 
Grundsatz  beizubehalten  und  nur  durch  Ausnahmsgesetze  das  Nöthige  vor- 
zusehen. Hierbei  sei  namentlich  wohl  zu 'bedenken,  dass,  wenn  ein  Ver- 
brechen von  einem  itzt  unter  der  Botmässigkeit  des  diesseitigen  Staates 
Befindlichen  in  Audande  begangtm  worden  sei,  nicht  die  eigene  Bestra- 
fung, sondern  eine  Auslieferung  von  dem  vorletzten  Staat  als  das  richtige 
Mittel  erscheine,  selbst  Ms  der  Augeklagte  ein  diesseitiger  Unterthan  wäre, 
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indem  mir  ani  Orte  der  br^angcn*  u  Hai  «llinig  >iv\\  S(  luild  oder  Unsclmld 
richtig  Im-woIsi'U  lasse.  Mit  dii«-'  n  An-i-almii  ii  ^i-i  übrig  ii>  t-iu  allgtiiit'iiKjg 
As3  lrecht  sehr  wohl  vi  i  ( iiil>.ii-.  in  politi^cht  n  Dingen  sognr  dt  bot  dn*  31t  iiscli- 
lidikcit.  -- ■  Im  Wc^i  ntlii  li'  ii  >i  i  dit'ss  denn  auch  der  Siuiitl  di  r  ciiglischca 
(i>  M  t/g<  huug,  wdcliu  jedoch  iii  cimeiueu  Theileu  uu  Lücken  und  Uuidor» 
Leiteil  leide. 

Gegen  diese  Auffassung  ist  nun  im  Gan^ien  und  im  Einzelnen  gar 
Manches  einzuwenden. 

Vor  Allem  ist  es  offenbar  ein  Missverstündniss ,  wenn  Sir  C.  Lewis  die 
•Möglichkeit  einer  Weltrechtsordnung  aus  dem  Grunde  läugnet,  weil  die 
liechtsbegriffe  und  die  Rechts(  inrichtungcn  der  Völker  allzu  verschieden 
seien.  Dass  in  jedem  Lande  die  licclitsgeset/gebung  nach  den  besonderen 
Bedürfnissen  abgefasst,  und  dass  die  bestehende  von  den  verfassungsmäs- 
sigcn  Behörden  i^^i  hiuidhabt  werden  mus.s,  versteht  sich  ganz  von  selbst. 
Allein  die  verlangte  Weltrechtsordnung  besteht  ja  gar  nicht  in  einer  Gleich- 
fönni'jkeit  der  Gesetze  aller  Länder,  sondern  lediglich  in  der  Anerkehntniss 
des  Grundsatzes,  dass  die  Absondening  des  Menschengeschlechtes  in  ver- 
schiedene Staaten  und  die  Verfolgung  eigener  nächster  Aufgaben  kein  Giund 
m  einem  Rechtsmangel  sein  dürfe,,  sondern  sich  vielmehr  die  Staaten  mr 
Herstellung  eines  verletzten  Rechtes  gegenseitig  zu  untcrstfltzcn  haben,  wo 
die  Befugnisse  des  Einen  territorial  nicht  ausreichen,  dagegen  der  Andere 
zur  Bewirkuug  einer  Herstellung  im  Stande  sei.  Hier  kann  denn  die  Vcr- 
schiedeuheil  (1(  r  Verfassungen  ninl  d»  r  Rechtsgeset2e  kein  iiinderniss  sein, 
weil  natOrlich  nicht  nur  die  Form  r  i liUfeleistang  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  und  Kiuricbtungen  eines  jeden  Lund«  s  zu  geschehen  hfitte,  sondern 
audi  niemals  ein  Staat  genötbigt  wäre,  Strafmaassregeln  za  nnterstotzen, 
oder  gar  selbst  anszuftthren,  wo  nach  seinen  Rechtsanschauuugen  gar  kein 
Verbrechen  begangen  wurde.  Uebcrhaupt  ist,  in  der  vorstehenden  mittleren 
Lehre,  weitlAofig  erörtert,  dass  sich  mit  dem  Systeme  der  gegenseitigen 
Httlfe  gar  wohl  auch  Ausnahmen  vertragen,  welche  den  Staat  von  der  Ge- 
fahr befreien,  der  Leidenschaft  anstatt  der  Gerechtigkeit  dienen  zu  mflssen. 

Allein  audi  abgesehen  von  dieser  misslnngenen  Widerlegung  einer  ailtf  ' 
gegenstebenden  Ansicht  ist  es  dem  britischen  Staatsmann»  nicht  gelangen, 
das  Territorialprincip  positiv  zn  rechtfertigen.  Anch  bei  ihm  anterUnft  die 
BegrÜfsverwechslung,  dass  der,  an  sich  ganx  richtige  nnd  von  keiner  Seite 
bestrittene,  Satz:  jeder  Staat  habe  anssdiliessUch  in  seinem  Gebiete  fftr  die 
Bechtsordnnng  zu  sorgen,  nicht  bloss  (ebenfalls  richtig)  so  verstanden  wird, 
der  Staat  sei  weder,  berechtigt,  innerhalb  fremden  Gebietes  eine  Justizhand- 
lang vorzunehmen,  noch  auch  beftigt,  dem  fremden  Staate  die  Mittel  zu  dessen 
Bechtsordnnog  vorzaschreiben;  sondern  dass  er  auch  so  aasgelegt  wird:  1)  der 
Staat  sei  nieht  ermilchtigt,  eine  in  seinem  Gebiete  gegen  einen  fremden  Staat 
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begangene  Handlung  zu  bestrafen :  nnd  2)  es  stehe  ihm  nicht  zu,  einen  unter 
seiner  Botniässigk*  it  Stehenden  wegen  einer  im  Auslände  begangeiu  n,  noch 
unbestraften  Handlung,  zur  Strafe  zu  britigeu.  Diese  beiden  Ictrteu  Sfttze 
sind  nun  aber  nichts  weniger  als  in  dem  PriDcipe  der  Souveränität  jedes 
Staates  in  seinem  Gebiete  enthalten,  und  keineswegs  gleichbedeutend  mit 
den  richtigen  Folgesätzen  aus  diesem  Principe,  sondern  vielmehr  an  «ich 
unrichtig.  Was  den  ersten  derselben  betrifft,  so  hat  der  Staat  vielmehr  die 
Yerpflichtung ,  dafür  zu  sorgen,  dass  Oberhaupt  unter  seiner  Botmässigkeit 
keinerlei  Recht  verletzt  werde,  wer  immer  der  Berechtigte  sei.  Eine  Be- 
strafung der  gegen  frenides  Recht  im  Inlande  begangenen  Verbrechen  ist 
somit  nicht  nur  nicht  ontersagt,  sondern  s(  Ibst  geboten.  Hinsichtlich  des 
anderen  Satzes  ist  es  aber  ganz  aniweifelhaft  Rechtens,  dass  jeder  im  dies» 
seitigen  Gebiete  Befindliche  auch  unseren  Gerichten  untergeordnet  ist.  Wenn 
nun  also  der  fremde  verletzte  Staat  keine  Strafgewalt '  Aber  unseren  bleiben- 
den oder  vorübergehende  n  Untoi-than  hat,  es  dagegen  in  Folge  der  Pflicht 
zu  internationaler  Gemeinschaft  Verbindlichkeit  des  diesseitigen  Staates  ist, 
im  Nothfalle  zur  Wahrung  auch  fremdeu  Rechtes  mitzuwirlien:  so  ist  die  Za- 
ständigkeit  über  Yerbricber  und  Handlung  unläugbar.  —  Einen  weiteren 
Grund  mr  Vertheidigung  des  Territorialprincipes  hat  aber  Sir  C.  Lewis  nicht 
beigebracht;  und  es  kann  ihm  somit  die  theoretische  Stütze  i&r  die  Beibe- 
haltung des  englischen  Rechtes  nicht  zugegeben  werden.  Am  wenigsten,  um 
diess  noch  gelegentlich  m  bemericen,  desshalb,  weil  etwa  die  Unrichtigkeit 
des  Grandsaties-der  Personalitilt  gezeigt  werden  konnte.  Diess  ist  Sir  C. 
Lewis  allerdings  in  sohlagender  Weise  gelungen;  allein  es  besteht  ja  nicht 
die  Alternative,  dass  entweder  das  eine  oder  das  andere  Princip  richtig  sein 
moss;  Tietanefar  kfimien  beide  unrichtig  und  die  Angd^enheit  nach  einem 
dritten  Onmdsatie  m  ordnen  sein. 

'  Schon  der  Umstand  hlltte  den  Yerftsser  von  der  Unbattbarkeit  seiner 
Grundlage  flberseugen  kOnnen,  dass  er  selbst  sngeben  mnsste,  das  praktische 
BcdOrihiss  erfordere  Ausnahmen  nach  verschiedenen  Seiten  hin,  und  dass 
selbst  der  ganae  Zweck  seiner  Schrift  ist,  eine  noch  weitere  an  verlangen. 
Er  will  diess  freilich  auf  die  comitas  nationum  gründen;  allein  bedarf  es  erst 
'der  Bemerkung;  dass  BiUigkeit  and  Freundlichkeit  swar  wohl  Grand  snr 
NiGhtauBttbung  eines  unbesweifelten  Rechtes  sein  kOnnen,  nicht  aber  zur 
Ausübung  eines  nicht  bestehenden  Rechtes?  Wenn  der  Staat  eine  gewisse 
Zustfindi^cdt  an  sich  nicht  hat,  so  kann  er  sie  unmOgUeh  aus  Höflichkeit 
ausüben;  und  es  ist  keine  billige  Rücksicht  gegen  einen  Nachbar,  sondern 
ein  Uarer  Justismord,  wenn  er  auf  Verlangen  desselben  einen  Menschen 
straft,  welcher  seinen  Gesetzen  rechtlich  nicht  anterworüen  ist  —  Ueber- 
diess  beweist  das  Beispiel  von  England  selbst  am  besten,  wie  durch  willkttbr- 
lieh  gemachte  Aumahmen  dem  Bedürfnisse  keineswegs  anch  nur  praktiscli 
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abgholfen  wird.  I-Ann  Bewilligung  in  e'mom  VdUe  uml  fine  Yrrweigcning  in 
eiuem  ganz  analogen  anderen  Falle  stellt  st)  wenig  ein  inedliilit  s  Verhaliniss 
her,  dass  vielniubr  gerade  die  Beschwerden  um  so  bitt^Ter  wtideu.  Nichts 
kann  unzweifelhafter  sein ,  als  dass  nicht  durch  Feststellung  von  ein/einen 
Bestimmungen  und  darauf  folgende  Ausnahmen,  oder  auch  dureh  analoge 
Ausdehnungen  von  vert  Inzelteu  Sätzen  geliolfen  werden  kann,  sondern  nur 
doj'ch  einen  allge meinen  Grundsatz,  der  denn  freilich  t^in  richtiger,  d.  h.  dem 
Rt'cht>begriiT'-  •  ntsprechender,  sein  uiuss.  Aus  jenem  Verfahren  kann  nur 
Verwirrung  und  Verlegenheit  für  aUe  Betheiligten ,  namentlich  für  die  - 
richte,  enlÄtehen;  es  bildet  sich  kein  allgemeines  Hechtsbewusstsein  hinsicht- 
lich der  Frage,  so  dass  geli  gentlich  die  öffentliche  Meinung  ganz  falsche 
Wegt'  einschlägt;  die  Regierung  kann  in  jedem  Augenblicke  W(gen  einer 
ihr  ganz  fi-midt  n  und  ihr  sonst  vielleicht  durchaus  verhassten  Handlung  in  die 
grüssten  Sehwierigkeiten  mit  einem  fremden  Staate  verwickelt  W(  rdi  n.  (icwiss 
lauter  sichere  Zeichen,  dass  man  sich  auf  einen  falschen  Buden  gestellt  hat. 

Unter  diesen  L'm^tanden  ist  f«  denn  wohl  übertitissig  ,  auch  noch  über 
einzelne  untergeordnete  F^unkte  mit  Sir  Cornewall  T^ewis  zu  rechten ;  dieselben 
konneu  doch  in  der  Haupt  ache  nichts  Itrssern.  Wenn  e-^  ihm  z.  B.  auch 
gelungen  sein  sollte,  genügende  Gründe  für  die  Fälle  ausiindig  zu  machen, 
in  welchen  auch  England,  trotz  des  Territorial i>rincipes,  im  Auslände  began- 
gene Verbrechen  bestraft  (zum  Theil  mit  Anwendung  höchst  wunderbarer 
K(  chtsticlionen) ;  so  ist  diess  für  uns  ganz  gleichgültig,  die  wir  überhaupt 
das  Princip  läugnen,  und  der  Ansicht  sind,  dass  die  im  Auslände  von  In- 
ländern begangenen  Verbrechen  sämmtlich  bestraft  werden  sollten.  Ferner 
ist  es  eine  Sache  ganz  für  sich,  ob  die  mit  muthiger  Folgerichtigkeit  von  dem 
Verfasser  verlangte  Auslieferung  eigener  ünterthancn  sich  rechtfertigen  lässt 
oder  nicht.  Auf  das  I^iocip  bat  die  Entscheidung  dieser  Frage  keinen  Ein- 
tluss.  Eine  AuAliefening  ist  eine  bestiminte  Form  der  Rechtshülfe,  and  es 
ist  klar,  dass  nur  da,  wo  überhaupt  ein  Recht  zu  einer  Bestrafung  ist,  eine  ' 
Auslieferung  stattfinden  kann  ;  sie  dann  aber  auch  zu  erfolgen  hat,  wenn  sie 
das  richtigere  Mittel  zum  Zwecke,  nämlich  zur  wirklichen  Wiederherstellung 
des  gekränlcten  Rechtes,  ist,  und  keine  anderweitigen  überwiegenden  Bedenken 
entgegenstehen.  Die  Gründe,  wai-um  eigene  Unterthanen  in  der  Regel  nicht 
ausgeliefert I  sondern  lieber  seihst  bestraft  werden,  sind  somit  nur  Zweck- 
missigkeitsürwägungcn. 

Wir  glauben  nach  allem  diesem  nicht  von  vorgefasster  Ansicht  irre  ge- 
fnhrt  zu  sein,  wenn  wir  behaupten ,  dass  das  Tcrritorial^stem  durch  diesen 
nenesten  Versuch  zu  seiner  Ycrtheidignng  wenig  gewonnen ,  das  Princip  der 
intemaUonalett  Rechtshilfe  keine  SchAdigung  erlitten  habe.  Was  aber  selbst 
.einem  Manne,  wie  Sir  Ck>niewaU  Lewis,  nicht  g^fickt  ist,  darf  wohl 
Qberhaupt  als  unmöglich  angesehen  werden. 
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Von  den  beidi  ii  Schrift^t»  Horn,  welche  einr»  BpihÜlfe  zur  Rechtsordnung 
anderer  Staaten  iiu  ht  als  Rochtsverbindlichkeit,  sonärni  nur  als  sittliche  Auf- 
gabe anerkennen  und  die  Vollziehung  je  vun  der  Erwägung  der  Umstände  ab- 
hÄngig  raachen  wollen,  ist  ohne  Zweifel  Provö  Kluit  der  Juristisch  schwächere. 
—  Derselbe  geht  von  dem  Grundsatze  aus ,  es  bestehe  keine  rechtliche  Ver- 
pflichtung zur  Auslieferung ,  weil  jeder  Staat  in  sein  Gebiet  zulassen  könne 
wen  er  wolle,  und  weil  er  nicht  versprochen  habe,  das  Recht  anderer  Staaten 
zu  schätzen.  Dagegen  aei  die  Ueberlassung  eines  Verbreche  nnii^|f|MMMf; 
auch  kein  natürliches  Unrecht,  sondern  es  hänge  von  dem  Ermessen  der 
Regierang  ab ,  ob  sie  dem  frenulen  Staate  helfen  wolle  oder  nicht.  Im  Be* 
jahongs&lle  können  selbst  eigene  Unterthanen  ausgeliefert  w  erden,  wenn  man 
einer  gerechten  Behandlung  derselben  sicher  sei.  So  bilde  sich  denn  atifl, 
sittlichen  nnd  ans  Zweckm&saii^itggrOnden  folgendes  System:  Kicht  aas- 
ndiefeiD  seien  eigene  Unterthanen  und  die  Angehörigen  dritter  Staaten; 
dagegen  mögen  die  Angehöngen  des  reqairirenden  Staates  ihm  zugesendet 
werden,  theils  wenn  sie  in  dessen  Gebiet  sich  verfehlt  haben,  theUs  wenn 
sie  diesseits  nicht  bestraft  werden  kOnnen.  Jeden  Falles  Jedoch  nur  wegen 
gemeiner  and  schwerer  Verbrechejod 

Es  ist  wohl  nicht  nöthig,  erst  zn  zeigen,  anf  wie  schwachen  Fassen  dies* 
Anschauong  nnd  Ansfahrung  steht  ^  wie  sdilotterig  die  ganae  BeweisfiUuimg 
ist  —  Die  rechtliche  BegrOndmig  ist  weder  zur  Yertheidigiuig  des  eigenen 
Satzes  noch  zur  Widerlegung  anderer  Meinniigen  Yon  irgend  einer  Bedeatnng. 
Emmal  nämlich  wird  die  Nichtrerpflicbtiing  rar  AosfieÜBniDg  darauf  gestfltst, 
dass  der  Staat  fiber  die  ZnüBasmiß  Fremder  in  sein  Gebiet  nach  eigenem 
Gatbefinden  entscheide.  IKess  unterliegt  mm  nicht  dem  mindesten  Zweifd; 
allein  es  heisst  doch  nur  so  viel,  dass  er  Solchen  den  Anfenthalt  vcrweigertt 
könne,  welche  ihm  nicht  zusagen,  nnd  keineswegs  ist  damit  gleichbedeat«nd, 
dass  er  ein  Becht  habe,  Diejenigen  der  strafenden  Gerechtigkeit  n  entzlehon, 
welche  er  seiner  Zeit  nicht  abwies.  Begelmlsajge  Anftiahme  nnd  ansnahms- 
weise  Ansliefemng  können  gar  wohl  neben  einander  bestehen ,  wenn  der 
Staat  flberhanpt  die  Yerpflichtnng  hat,  die  Bechtsordnang  Anderer  'im  Kotbr 
Me  ra  onterstatzen.  Dass  aber  eine  solche  Yerpffichtong  rechtlich  nicht  zn 
begründen  sei,  hat  der  Terfasser  gar  nicht  vntemonunen  zn  beweised.  Und 
was  gar  den  zweiten  Gnqid  einer  KichtTerpflichtnng  rar  Ansliefenmg  betrifft» 
nflmlich  den  Mangel  eines  attsdrOcklichen  Terspreehens,  so  ist  es  ganz  flber- 
flttssig  erst  zn  bemerken,  dass  es  doch  wahrlich  auch  rechtliche  Terpflieh- 
tnngen  gibt,  welche  nicht  anf  einem  Yersprechen  berohen,  sondern  ans  dem 
Wesen  der  Yerhflitnisse  selbst  entstdien.  Gerade  eine  solche  natflrlidieYef^ 
pflichtong  wird  aber  in  Beiiehnng  anf  internationale  Beihlllfe  zur  Bechls- 
ordnnng  behauptet  Wi  Einem  Worte,  der  Yerfissser  begreift  den  recht- 
lichen Kern  der  Frage  gar  nicht  —  Der  von  ihm  aber  angestellte  Yersock, 
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am  «ogebüch  aittllcbeii  und  poUtiscben  GrOndea  die  FlUe  einer  eingerftiimten 
oder  ta  verweigenideii  AusUefeniDg  festsostellen  ,  berabt  lediglicb  auf  snb- 
jeetiTen  GefBblon,  ond  ertrlgt  daher  eine  nSbere  Mftmg  gar  nicbt  Jeder 
mag  nach  Belieben  auf  solcher  Grondlage  so  oder  auch  anders  meinen.  — 
Somit  war  es  vielleieht  ein  Verdienst  des  VerCusers,  die  Anslieferangsfrage, 
und  damit  natttrlicb  das  ganse  Princip,  nach  längerer  Yeraacblissigong  ans- 
ÜlhrliGh  besprochen  zn  haben;  aneh  ist  die  Aibeit  in  An&ihlong  der  posi-' 
tivea  Bochtsbestimmangen  ▼erichiedener  UUider  fleissig  and  zuTerUssig; 
aber  eine  LOsong  der  An^be  ist  sie  nicht 

Weit  schirfer  und  nnt  TdUig  richtigem  TerstAndnisse  der  Frage  ver- 
fthrt  Harqnardsen.  Er  nimmt  praktisch  den  englischen  Standpunkt  ein, 
sncht  jedoch  denselben  eine  bessere  ivissenscbaftliche  Begrfittdnng  zn  geben, 
als  er  im  eigenen  Lande  zn  erhalten  pflegt,  nnd  diess  flihrt  ihn  denn  zu  daer 
eigenen  theoretischen  Anftlellnng.  Da  er  seine  Theorie  in  zwei  getrennten 
Abhandltiagen  dargelegt  hat,  so  ist  auch  jede  derselben  ahgesondert  ins  Ange 
zn  fossen. 

In  der  Daretellnng  des  Asjirechtes  geht  er  von  der  TOlkerrechtlichen 
SovreriUtittt  der  Staaten  nnd  von  der  TerritoriaUtAt  des  Rechtes  aas,  und 
l^tet  darus  dfe  Abschliessong  der  Bechtsordnnng  eines  jedea  Staates  mit 
dessen  Gebiet  her,  sowie  die  ünzottssigkeit  firemder  Bechtshandlangcn  inner* 
halb  der  diesscitigcu  Grenzen.  Allerdiugs  sei  es  eine  sittliche  Pflicht  des 
Staates,  fremde  Staaten  in  ihren  Bemtthangen  um  die  Anfrwhterbaltuug  ihrer 
Bechtaordnang  zu  onterstitaen;  allein  eine  rechtliche  Fordemng  daranf  stdie 
ihnen  nicht  zn,  viehnehr  sei  es  die  Sache  der  freien  Entscbliessnog,  darQber 
za  entsdietden,  wie  weit  man  ftber  die  eigene  nnmittelbaro  Beehtsaa^abe 
hinausgehen  wolle,  nnd  es  habe  sich  hierbei  jeder  Staat  durch  seine  IhdiTi* 
daalität  bestimmen  zn  lassen.  Eine  Weltrecfatsordnang  hestehe  nicht ,  son- 
dern nttr  eine  Staatenwelt,  in  welcher  jeder  Staat  nach  seiner  Individualität 
bestehe  und  lebe.  So  sei  denn  namentlich  die  Yerhütung  der  Beeinträch- 
tigung fremder  Staaten  durch  eigene  Unterthanen  nur  eine  sittliche  Pflicht, 
und  jedenfalls  könne  der  fremde  Staat  keine  weitergehenden  Maassregeln  zu 
seinem  Schutze  verlangen,  als  der  Staat  fUr  sich  selbst  fUr  uuiliweadig 
erachte. 

In  der  Abliüudlung  über  die  Auslieferung  geht  der  Verfasser  davon 
aus,  dass  von  alten  Zeiten  her  zwei  Grundsätze  als  nuiassgebend  betrachtet 
worden  seieu;  förmliche  Rechtsverpflichtung  zur  Ausliefeiuiig  in.  Folge  aus- 
drücklicher Verträge ;  blosse  rechtliche  Möglichkeit ,  ohne  solche  Verträge, 
also  bei  freiem  sitthchen  Willen.  Da  nun  das  letzte  i  L  ungenügend  und  un- 
sicher sei,  so  müsse  allerdings  die  Abschlicssung  von  Verträgen  aiigrrathen 
werden  und  liaa  AuslieferuügsreciiL  sei  nichts  anderes,  aii  das  Kachl  der 

Auslieferungsverträge. 

r.  Uohi,  suurtiNebt.  Bd.1.  47 
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Eti  soll  nicht  in  Abrede  gezogen  werden ,  dass  Marquardsen  seine  An- 
sicht mit  Öchartsiim  entwickelt  und  ^ie  auch  in  manchen  (im  Obigen  nicht 
näher  angegebenen)  Einzelheiten  folgerichtig  festhält ;  aHein  das  Ganze  leidet 
an  einem  doppelten  Grundirrt hume.  —  Einmal  tritt  auch  hier  wieder  die 
wunderliche  Ansicht  entgegen,  dass  die  ausschliessende  Souveränität  des 
Staates  in  seinem  Innern  neben  der  Hülfe  zur  Aufrechterhaltung  fremder  Rechts- 
ordnung nicht  bestehen  könne.  Es  ist  nun  aber  wohl  nicht  nothwendig,  noch 
einmal  nachzuweisen ,  dass  jenes  Recht  und  diese  Pflicht  sehr  wohl  neben 
einander  bestehen  können ,  ja  dass  sie  sogar  nur  Folgerungen  mh  eia^  und 
derselben  Aufgabe,  nämlich  der  Ermöglichung  vernünftigen  menschlidi^ 
Znsammenlebens,  sind.  —  Zweitens  aber  ist  die  versuchte  Unterscheidung 
zwischen  bloss  sittlicher  Pflicht  zur  Rechtshttlfe  und  einer  fömdichen  Verbind- 
lichkeit eu  solcher  entschieden  zu  veiPWerfen;  oder  vielmehr  ist  zu  behaopten, 
dass  die  fragliche  Verpflichtung  ans  jdem  Gebiete  der  Sittenlehre  heraustrete 
ond  förmliche  Rechtsveryflicbtung  werde.  Die  Aufgabe  des  Staates,  für  Aof- 
rechterhaltung  der  Rechtsordnung  zu  sorgen,  ist  allerdings  in  so  ferne  zuletzt 
im  Sittengesetze  begrflndet,  als  das  fieetehen  einer  solchen  Ordnung  eine 
anerl&flsHche  Bedingung  der  Erreichung  Temttnftiger  Lebenszwecke  ist.  Da 
der  Staat  dasn  bestimmt  ist,  diese  Lebenszwecke  zn  fordern,  so  ist  es  na- 
türlich aucli  seine  Pflicht,  die  nothwendigen  Mittel  an  -ergreifen,  und  es 
nag  diess  immerhin  schon  ans  dem  Standpmikte  des  allgemeineo  Sitten- 
gesetzes  erwiesen  werden.*  Allein  es  ist  einirrthnm,  die  in  Frage  stehende 
Yerpflichtnng  als  im  Kreise  der  weiteren  sittlichen  Pflicht  stehen  bleibend 
zu  betrachten.  Wenn  das  Becht  im  Gegensatz  gegen  die  Sittlichkeit  dann 
besteht,  dass  das  erstere  ans  solchett  vermmitgemflssen  Handlangen  besteht, 
welche  einerseits  nothwendig  zur  Erreichnng  vernftnitlger  Zwecke,  andrer- 
seits erzwingbar  dnrch  änssere  Gewalt  sind:  so  fragt  es  sich  in  Benehmig 
auf  die  vorliegende  Frage  lediglich,  ob  die  internationale  RechtshMfe  noth- 
wendig ist  zur  Erhaltnng  einer  voUstindigen  Rechtsordnung,  und  ob  sie  im 
Nothfiklle  darch  äussere  Mittel  erzwungen  werden  kann?  Beide  Fragen 
sind  nun  aber»  sicherlich  zu  blähen.  Es  ist  ein  oiüenbarer  und  unter  Um- 
ständen sehr  fllhtbarer  Mangel,  folglich  eine  Beeinträchtigung  der  Ternttof- 
tigen  Lebenszwecke,  wenn  ganze  Kategoricen  Ton  Bechtsstönmgen  desahalb 
nicht  verbindert,  beziehungsweise  nicht  bestraft  werden  kdnnen,  weil  sich 
der  Yerbrecher  der  Wirksamkeit  des  zunächst  betheiligten  Staates  entzieht 
Es  bt  somit  nothwendig,  dass  hier  von  Denen  nachgeholfen  werde,  welche 
m  der  Lage  dazu  sind.  Dass  aber  die  zu  solchem  Zwecke  getroffenen  Vaaas- 
regeln,  nämlich  entweder  eigene  Bestrafung  der  gegen  das  Ausland  began- 
genen Verletzungen  oder  Auslieferung  des  Angeschuldigten  an  den  verletzten 
Staat,  nöthigen  Falles  erzwungen  werden  kflnnen,  (soweit  in  internationalen 
Verhältnissen  Oberhaupt  von  Zwang  die  Bede  ist,)  kann  keinem  Zweifel 
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unterliegen.  Somit  ist  dean  voller  Gruud  vorhanden,  hier  ein  förmiichM 
Kechtsverhältniss  und  nicht  bloss  eine  sittliche  Pflicht  anzuerkennen.  Am 
iraiigsten  sollte  der  YerfMser  dieses  selbst  Iftugnen.  £r  gibt  j«  selbst  zu, 
dSM  Auslieferung  u.  s.  w.  eine  förmliche  Rechtspflicht  sei,  wenn  sie  durch 
einen  Vertrag  festgestellt  worden.  Nun  wird  er  aber  doch  gewiss  nicl^t  in 
Abrede  aeben,  dass  ein  Vertrag  keineswegs  immer  das  Recht  erst  schafft, 
sondern,  und  zwar  sehr  häufig,  nur  bereits  bestebeodes  Recht  bestimmt  an- 
erkennt  und  in  seinen  Einzelheiten  f^tsteUt.  £s  kommt  also  in  )edem  ein> 
Minen  FaUe  nur  darauf  an,  ob  der  Gegenstand  des  Vertrages  auch  schon 
aus  allgemeinen  Gründen  zu  Recht  bestand,  oder  ob  willkflrliches  Reckt  eilt 
dur^.daueU>en  geschaffen  wird.  Dass  aber  gerade  liier  alle  Bedingongen 
einet' natartiolien  Bechtsfordernng  vorhanden  sind,  ist  oben  naebgewksen. 
Die  so  sdiarf  «ooentoirte  Indifidaalitflt  der  Staaten  aber  kann  Ton  keinerlei 
EiBfrirlmng  auf  die  Yerpflicbtiing  sein,  m  Anfrediterhattna«  der  Bachts- 
Mjdnnng  flberbanpt  beiratragen.  Diese  IndiTidiialität  hat  lediglich  die  mög- 
liche Folge,  dass  bestinunte  Handlangen  von  dem  einen  Staate  als  strafbare 
Bechtsyarietaingen  betrachtet  werden,  Ton  anderen  dagegen  nicht,  und  dass 
also  die  ersteren  sich  gmndsfttalich  weigeixi,  rar  Bestrafong  eines  von  ihnen 
fftr  erlaubt  erachteten  YerhaHens  nütaiwirken;  keineswegs  aber  kann  daraas  , 
eone  wiUkflrlicfae  Freiheit  entstehen  ,  BechtshOJlie  flberhanpt  ra.  leisten  oder 
nicht  Der  Staat  mag  sein,  wie  er  wiU,  immer  hat  er  gegenAber  von  coexi- 
stiienden  Staaten  die  Yerpflichtong,  in  vemflnfUger  Gemeinsdiaft  mit  ihnen 
ra  leben.  Ehi  Vertrag  mag  also  in  dem  vorliegenden  FaUe  rfttblich  sein 
aar  Besdtigang  von  Streitigkeiten;  allein .  nothwendig  zur  Schaffung  der 
HflUspfliebt  ist  er  an  sich  nicht. 

Ueber  untergeordnete  Ponkte  mit  dem  Yerfiuser  ra  rechten,  wAre  swar 
aoch  möglich;  aliein  es  mag  flBgUch  nnterbleiben,  da  mit  der  Antwort  Ober 
die  Hanptfrage  sich  das  Einaelne  von  selbst  ergibt  Nor  die  Bemerknng 
ist  wohl  noch  gestattet,  dass  di^enige  Theorie,  welche  die  Herstellung  des 
Rechtes  m  der  grOsstmOglichen  Ansdefannng  nnd  durch  um^Msendes  Zn- 
sammenwirken aller  gesütigten  Staaten  verlangti  sich  an  Achtung  der  Rechte- 
idee  wohl  mit  Jenen  Anschannogen  messen  kann,  welche  nur  theilweise  und 
unter  Bedingongen,  dadurch  aber  mit  manigfachen  Lücken,  sich  dara  ver- 
stehen wollen. 

Was  endlich  die  von  Berner  and  Arnold  aufgestellte Iiefare  betrifft, 
so  besteht  ihre  Eigenümmlichkeit  darin,  dass  kein  gemeinschaftlicher  oberster 
Grundsatz  ani^tellt  ist,  aus  welchem  die  Frage:  ob  und  wie  weit  ein  Staat 
emem  anderen  Staate  rar  Anfrecfaterhaltong  der  Beehtserdnung  des  letzteren 
HolüB  schuldig  sei,  hn  Ganaen  nnd  in  allen  einzeben  Theilen  beantwortet 
werden  soll,  sondern  dass  vielmehr  je  ftir  die  einzelnen  FUle  gleich  hoch 
stehende .  Principien  aufgesucht  sind.   Die  beiden  genannten  Schriftsteller 
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stlnmen  in  dor  HMptsadie  und  In  der  EntwiddiiiigsweiM  fiM  mit  ein- 
•oder  tttarefn,  doch  treten  gegen  dat  Ende  ilirar  Beweiiflllinmg  einige 
yenduedeotaeitcn  ein.  Yoii  Beiden  ttbcranstimmend  irird  nttdieh,  ment» 
die  Territoriftlprindp  des  Stnfreebtes  als  entechridend  iBr  alle  im  eigenen 
GeWite  begnngenen  Yerbreelien  betraditeL  Sodenn  iat,  sveitflM,  die  ta>- 
eoonlitltsprindp  aneffcannt  ftir  alle  Terbotenen  Handhrngen,  welcbe  ein  bh 
linder  im  Anslaade  gegen  da»  inUndisctae  Recht  begehen  mOcbCe;  dieaea 
aber  geititit  aof  den  durch  einen  Anfentludt  aneaer  Landea  nicht  nnter- 
hvoehenen  Untertfaanenverbaad.  Ferner  wird,  drittens,  flir  die  Bestraihng 
WH  Handlnngen,  welche  Iidinder  im  Auslände  gegen  dieses  begangen  haben 
möchten,  eine  internationale  Terpfflditnng  des  Staates  anerkannt,  fremde 
Staaten  sn  anterstatsen  in  ihrer  Bechtspflege.  Ton  hier  ab  tritt  aber  die 
Terschiedeuheit  ein.  Einer  Seite  will  nlndich  Bemer  das  letitgenannte 
Princip,  damit  nicht  eüi  üebermaass  .nnd  dadnrdi  eine  ÜnmOgliehkeit  der 
Erftllong  eintrete^  beachrlnken  aaf  die  FlUe,  in  welchen  der  Staat  sdbst 
ein  Interesse  bei  der  Bestrafiing  habe  nnd  ihm  ein  natflrHcbes  Strafrecht 
anstehe.  Anf  der  andeni  Seite  begnogt  sich  Araold  nicht  mit  den  drei 
Können  der  Territorialitat,  Personalität  nnd  IntemationaUtSt,  sondern  er 
will  aadi  noch  ein  riertes,  welchem  er  keine  bestimmte  Beseichnnng  gibt, 
das  er  aber  als  anf  der  Sdbsterhaltong  bemhend  betrachtet,  beiAgen,  ind 
dieses  zwar  anwenden  auf  Handlangen  von  Aoslftndem  im  Auslände  gegen 
diesseiliges  Becht  begangen.  —  In  Beoehnng  anf  die  Ansliefemng  insbe- 
sondere aber  wird  von  Berner  angenommen,  dass  der  Staat  gleichsam  still- 
schweigend (?)  einen  grossen  Bund  mit  den  flbrigen  Staaten  geschlossen 
habe  zur  Terwirklichong  des  Rechts  unter  dem  Menschengeschlechte ,  und 
dass  also  jeder  Staat  die  Pflicht  habe,  anderen  Staaten  bei  ihrer  Rechts- 
pflege beizustehen,  damit  diese  durch  die  berechtigten  und  berufenen  Organe 
geübt  werde.  Erst  da  also,  wo  eine  Auslieferung  nicht  mehr  der  Gerei  h tig- 
keit  dienen  würde,  sei  auch  die  Grenze  der  Aaslieferuugspflicht ;  vuii  tinem 
Becbte  des  Verbrechers  aber,  nicht  ausgrliefert  zu  wurden,  könne  niemals 
die  Rede  sein,  weil  ihm  keine  Forderung  auf  Siraflosigkeit  zustehe. 

Mit  diesen  Ausführungen  niuss  man  so  weit  vollkommen  uiu  ver- 
standen sein,  als  die  Verfasser  das  Nichtausreichen  des  Territorial-  und 
des  Personalitfttsprincipes  erweisen ,  und  eine  natürliche  PÜicht  des  Staates 
fremden  Staaten  bei  Haudliahung  der  Ikciitsordnung  beizustehen,  aner- 
kennen. Allein  es  genügt  das  Eingeräumte  nicht.  Zunächst  müssen  jene 
Principien  \üilsUindig  verlassen  vvf  i  Jen;  sie  sind  auch  zur  Erklärung  nur 
einer  bestimmten  Kategorie  von  iiautilungen  nicht  l)enüubar.  Dass  das 
TerritorialpnüLi];,  m  der  Weise  wie  es  auf  die  Frage  angewendn  /u  werden 
pflegt,  nur  ein  Bündel  von  Begriffsverwirrung  ist,  wurde  obm  bereits  ge- 
zeigt. Das  Persou&Utatöpriiicip  aber  ist  ohnedem  durch  und  dui'ch  unhaltbar, 
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wie  dloss  itzi  wieder  Sir  G.  Lewis  mit  wenigen  schlagenden  Grflnden  dar* 
gethan  hat.  Der  Untertbaa  kann  unmöglich  im  Aaslande  zwei  verschiedenen 
und  sich  vielleicht  widersprechenden  Strafgesetzen  nnterworfen  sein;  über- 
diess  hält  der  (von  Berner  besonders  geltend  gemachte)  Gedanke,  dass  die 
Strafverbote  des  Staates  sich  ans  der  UnTereinbarkeit  einer  Handlang  nüt 
der  StaatsbUrgcrcigenschaft  erklären  lassen ,  und  dass  dessbalb  DeijeiUge, 
welcher  diese  Eigenschaft  nicht  nnigegeben  habe,  «noh  im  Anslande  an  daa 
Verbot  gebondsn  sei,  eine  nflelileine  PrOfang  nidit  ans.  Strafe  ist  noth- 
wendig  nnd  begrOodet,  weil  sie  ein  naerttasUcbes  Mittel  zur  AnfrechthattiiBg 
der  fiecfatsordnnng,  diese  aber  idedelr  die  Yorbedhiguig  der'  Erreichnng 
simmtlidnr  menscidieher  Lebensawecke  ist;  niebt  aber  weil  es  nfcbt  an- 
stlndig  ftr  den  Bflrgar  ist,  gewisse  Handlnngen  so  begehen.  Sodann  aber 
Tsrtiert  das  an  sich  riebtige  Princip  der  HfliUelebtluig  seinen  Werth,  wenn 
es  in  doppelter  Beiiebnng  wUIkOrlicb  bescfartnkt  wird.  Einmal  in  so  fiome 
es  nur  aaf  eine  cinnlne  Klasse  fon  Fallen  angswendet  wird,  während  es 
doeh  die  geaammte  Frage  beberrscfat  Bann  aber,  weil  dieHOUspfficht  auf 
die  Fftlle  bescbrftnkt  werden  will,  bei  welefaen  er  selbst  ein  Interesse  hab«. 
Wenn  eine  solehe  Pflieht  besteht,  so  besteht  sie  ja  gerade  des  Notb  lei- 
denden  fremden  Becbtes  wegen.  Wo  der  Staat  selbst  betheiUgt  ist,  kann 
er  aaeb  ans  nnmlttelbaiem  eigenem  Beeihte  bandetai,  nnd  die  Holle  flir 
fremdes  Beebl  kommt  dabei  gar  nicht  aar  Anwendung.  Daas  ohne  diese 
Bescbränhnng  die  Pflicht  eine  nngemessen  groaie  nnd  daher  naansfBhrbare 
sein  würde,  ist  gana  ohne  Beweis  angenommen.  Die  Zahl  der  Falle,  in 
weMien  dn  Staat  Hfllfe  an  leisten  hat  bei  Verbrechen,  welche  im  Anslande 
Ton  AnsUndem  begangen  nnd  dort  nicht  beatlraft  sind,  ist  nnter  keiner  Vor> 
anssetaong  eine  nnmtssig  grosse,  da  wdtaas  in  der  Bogel  Jeder  Staat  bei 
den  in  seinem  Gebiete  begangenen  Verbrechen  selbst  angreift,  eine  Flncht 
des  Thiters  aber  entweder  nicht  gelingt  oder  gar  nicht  Tersncht  wird.  - 

Allein  ganz  abgesehen  hiervon,  ist  eine  Hanpteinwendnng  dessbalb  an 
maehen,  daas  die  Lflsong  der  Fhtge ,  ob  nnd  wieweit  der  Staat  an  einer 
BeehtshflUb  über  sein  eigenes  unmittelbares  Bedttrfoiss  hinaus  berechtigt  und 
ferpflicbtet  sei ,  nicht  aus  drei  Tersehiedenen  in  gleicher  Höbe  stehenden 
Oesichtspankten  betrachtet  werden  kann,  sondern  ans  einem  einaigen  obersten 
Grundsatze  entschieden  werdm  mnss.  Es  liegt  hier  nur  ein  eimdges  Problem 
f  or,  welches  sich  allerdings  im  weiteren  Verfolge  in  einaelne  untergeordnete 
Aufgaben  spaltet,  th»  dodi  immer  ein  wesentlidi  ansammenhflngendea 
Ganses  bildet.  Wenn  nun  diese  einaehien  AnsHufer  der  Frage  unter  ver- 
■chiedene  Gmndsfttze  gestellt  werden,  so  entatebl  nicht  nnr  ünUerheit  Aber 
die  eigentlich  entscheidende  Norm  und  vielleiebt  materieller  Widerspruch, 
sondern  es  wird  Qberhaapt  thatsftchlich  der  Beweis  geliefert,  dass  man  noch 
nicht  zu  dem  Standpunkte  aufgestiegen  ist,  von  welcbon  aus  sich  das 
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Ganze  zasammenhängend  entfaltet,  und  von  welchem  aas  es  mit  einer 
durchgreifenden  Regel  versehen  werden  kann.  Wenn  also  (was  man  gerne 
»igeben  kann,  ja  sogar  in  noch  weiterem  Maasse,  als  es  die  Verfasser  ftap- 
hageii,)  das  Tcrritorialprincip  und  das  PersonalitAtsprincip  nicht  taugen  n 
einer  vollständigen  Lösung  der  Aufgabe,  so  ergibt  sich  als  richtiges  Verfahren 
Bicht  die  Nebeinander-telhing  mehrerer  unter  sich  OBTirembarer  Regehi  und 
eine  Vertheilnng  des  Stoffes  unter  dieselben,  sondern  vielmehr  die  AaCsnchiiiig 
eines  Prindpes,  weh  heg  durchweg  genflgt.  Als  ein  solches  aber  erscheint 
die  Beihfilfo  mr  Weltrechtsordnung  mit  einigen  durch  die  thatsAchlichea 
Verhiltnisse  des  Leben«;  nöthig  werdenden  BeschrHiiknngen ,  welche  somit 
nicht  als  eine  bloss  theilweiae,  aoodern  als  die  aUeinige  imd  dmohgreÜBude 
Norm  andieftellt  werden  mass. 

b)  JLritik  des  poslüven  Aechtes. 

Wie  sich  nun  aber  immer  das  wissenschaftliche  Urtheil  Aber  die  auf- 
gestellten Theorieen  gestalten,  jond  welcherlei  Einflnss  diejenige,  «elolie 
Billigung  verdient  und  findet ,  auf  mehr  als  Eine  Rechts-  und  StaattwiiaeB- 
sohaft  ansfiben  kann:  die  Hanptsache  ist  nsMrlich  der  Einflnsi,  weidien  eine 
Theorie  aaf  das  Leben  anszattben  geeignet  ist 

Es  wftre  freilich  thöricht,  auch  von  der  offenbar  riebtigsten  Lehre  eine 
alsbaldige ,  eine  dorcbgftngige  und  eine  anverbrflehliebe  üeberelastiBflMng 
der  Grtmdsitte  imd  Handlnngen  Ummtlidier  Staaten  ni  eniirten.  Die 
Wirkung  kann  niebt  angenhUdElieh  sein,  («enn  schon  gerade  imTOlkerreefale 
neoe  Uebenengnngen  an.  sich  leichter  in^s  Leben  treten.)  Noch  ncniger  ist 
eine  TOlUge  Gleicbfi^miigkeit  n  erwarten,  wdl  die  Bereitwilligkeit  mr  Unter- 
sttttaing  fremder  Staaten,  sn  welchen  Zwecken  es  aaeh  immer  sei,  vielAeh 
bedingt  ist  durch  allgemeine  Terhlltnisse,  flberhanpt  bestehende  Oerasin^ 
gefilhle  oder  Abneigungen,  mit  Einem  Worte  durch  Interessen  undYorurtfadle, 
und  nicht  immer  durch  Uebeneogongen.  Und  am  wenigsten  darf  darauf 
gehofft  werden,  dass  niemals  Leidenschaft  oder  die  Besehaflienheit  des  cin* 
selnen  Falles  zu  einer  Abweichung  Ton  den  Begdn  verleiten  werden,  selbst 
wenn  diese  grundsAtdich  allgemein  anerkannt  wlrsn.  Zur  scheinbaren  Recht» 
fertigung  einer  Abweichung  von  Tölkerrechtlichen  Begeln  hat  es  erfordere 
liehen  Falles  niemals  an  Worten  und  Scharfrinn  gefehlt. 

Dennoch  kann  es  nur  ntttdich  sein,  die  hestehenden  Yerabrednngeo 
unter  den  Tdlkem  und  deren  Gesetse  susammeniuhalten  mit  der  von  der 
Wissenschaft  geftmdenen  Lehre.  Ein  grosser  TheU  der  jetiigen  Verschieden- 
heiten und  Unsntrtiglichkeiten  rührt  nicht  her  von  einem  besondem  Interesse 
oder  ans  einem  bewnssten  Widerwillen:  sondern  ist  lediglioh  die  Folge  der 
mangelhaften  und  vielgestaltigen  Theorie.  Alle  nur  ans  diesem  Grunde 
irre  gehenden  Staatsmftnner,  Richter  und  schliesslich  Gesetsgeber  kOnnnn 
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sich  aber  eines  Bessern  (ibor/eugen  und  darnacli  auch  bandeln.  Selbst  für 
die  an  sich  wonigor  (icneigten  ist  die  Fcsthaltung  einer  eigenthOmlichen  und 
violleicht  offenbar  selbstsüchtigen  Vrrfahrrnswei'^o  «ehwer  gemacht  gegen- 
tlber  von  einem  in  der  Wissenschaft  allgemein,  von  den  gesittigten  Staaten 
wenigstens  ftberwiegend  angenommenen  Grundsätze.  Ja  sogar  die  Affcntlicba 
Meinung  jener  Völker ,  welelie  nur  ihre  eigene  Rechtspflege  als  eine  zuver- 
lässige, ihre  Richter  als  unabhängig  und  ehrenhaft  zu  betrachten  gewohnt 
and  daher  einer  Unterstfttnuig  fremder  Ccsetze  sehr  abgeneigt  sind,  dadurch 
aber  anch  Ihren  Regierungen  die  Hände  binden;  selbst  die  öffentliche  Mei- 
nung also  in  England,  Nordamerika,  Frankreich  kann  doch  wohl  auf  die 
Dauer  sich  einer  klaren  Nachweieuog  des  wirklichen  Rechtes  und  der  Ver- 
nuBftmftssigkeit  nicht  entziehen. 

BaSB  eine  Annahme  der  im  Vorstehenden  entwickelten  Grund^Jätze 
eine  grosse  Veränderung  in  dem  positiven  Rechte  zur  Folge  hatte,  ist  aUer- 
dinp:<(  richtig,  and  ergibt  sich  auch  ohne  nähere  Untersuchung  schon  aus  der 
jetzigen  grossen  Verschiedenheit  desselben.  Allein  eben  am  dieser  Ver- 
scliiedenheit  rauss  auch  auf  das  Bedürfuiss  einer  Verbesserung  geschlossen 
werden,  da  doch  von  diesen  sich  widersprechenden  Verträgen,  Gewohn- 
heiten und  Gesetzen  höchstens  nur  Eine  Gattung  das  Richtige  feststellt. 
Die  Mfihe  der  Umgestaltung  kommt  daher  nicht  in  Betracht,  wenn  nar  eine 
Lehre  als  die  bleibend  richtige  betrachtet  werden  kann. 

Es  wfirde  in  weit  führen  und  kaum  von  genngender  Bedeutung  sein, 
wenn  die  untergeordneten  Einzelnbeiten  des  bestehenden  positiven  Rechtes 
nocfaiüalB  aaCgefEÜirt  und  mit  der  Lehre  zusammengebalten  werden  wollten. 
Der  Zwedt  wird  erreicht ,  wenn  auch  nur  die  Hauptpunkte  ausgehoben  nnd 
bemtbeilt,  anch  Tiellcicht  gehörigen  Ortes  Vorschläge  gemacht  werden,  — 
Alf  «riebe  Hauptpunkte  lassen  sich  nun  aber  folgende  drei  bezeichnen:  ein- 
mal die  Frage  Ober  die  eigene  Bestrafung  der  Staatsangehurigen  wegen  eines 
im  Auslände  b^angcnen  Verbrechens;  zweitens,  die  Bestrafung  eines  von 
einem  Auslfinder  gegen  das  Ausland  und  in  demselben  begangenen  Yerbre- 
ebens;  drittens,  das  Asylrecbl  nnd  die  Auslieferung 


n  DIt  dlMMltfS«  nwlnfliHg  «Ines  Ausländers ,  wc^on  einet  im  AiitaBdo  gegen  uns  b«> 
ffiinifcnfn ,  bisher  nicht  hp-^traftcn  Vwrbrechons  ist  hier  nicht  mit  aufKenommcn ,  ob)<leich  diese 
Frage  von  den  verachicdineii  ÄitiuUta  sehr  verschieden  beantwortet  wird  ^s.  ol)«n,  8.  617  fg.)-  8o 
wMhtfff'nliidlek  Mch  die  Frage  in  intervaUoamlar  Hexidiung  ist,  wegen  der  in9glielMinr«lM 
▼er»chie<ienpn  A"ff:t*«"n>r  Rt  i  li(s|)uiikt»'(»  von  Hc'tni  il<^r  lu  idcn  betheiiigtcn  Htauten;  so 
macht  sie  doch  keinen  Thcil  des  hier  znniichst  zu  beäiti'u^jhi  iiden  Systeme«  der  crgänzondea 
ReelilBplflse  «m.  b  «Iimbi  mIcImb  Falle  nlauDt  Ja  der  Staat  keine  fremde  Be^nuqr  lo  An«  « 
sprach  »ur  Ergänzung  seiner  eigenen  ,  nicht  nn<ireii  lion(i('ii  Il<  <  htsiifloK-o ;  finndorn  vr  sieht  «ich 
Im  OegenUteile  Jettt  im  Stande ,  seine  Geseteo  durch  seine  (terichte  in  Anwendung  zu  bringen. 
D«r  «Inslce  Paukt,  In  watcbem  dt«  Beatniftana  «Im«  Aulind«n  mtt  der  Lahr«  von  d«r  lator- 
nationalen  Ri'i-lil>l)onnlirt'  in  VrrhtnrlnnK'  «tnht,  ist  der  etwaig-p  Anspnifh  anr  Ausllcffnin^  eine« 
•olcheo  Verbrecher».  Dieser  Fuli  wird  über  bei  der  Asjirrago  erörtert.  —  Gute  Erörterungen 
flb«r  dl««o  rma«  «.  bd  Vlllaforl,  D««  «rtm  ««mml«  k  rdtn«g«r,  9.»^. 
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a)  Bestrafung  eigener  Staatsangeliörigen  wegen  eines  im 
Auslände  begangenen  Yerbrechens. 

Dio  positiv(»n,  gegeniKärtig  bestehenden  Beslimmungen  hinsichtlich  dieses 
Falles  bilden  (wie  oben,  S.  644  das?  angegeben  ist),  niclit  weniger 

als  vier  Gruppen.  Nach  der  f inon  Auffassung  werden  sie  gar  nicht  bebiraft ; 
nach  einer  zweiten  allerdings  und  unbedingt;  nach  einer  dritten  unter  ge- 
wissen Bedingungen ,  nameiiüich  der  Gegenseitigkeit;  nach  einer  \itTtPn  nur 
bei  einzelnen  b».  timmten  Arten  von  Verbrechen.  —  Die  im  Vorstehenden  als 
die  richtige  anp<  iiommene  mittlere  Theorie  aber  enthillt  (S.  715  fg.)  nach- 
Ftphrnde  Sätze:  Der  Staat  gewährt  jeder  fremden  Rechtsordnung  in  so  ferne 
Schutz,  als  er  die  von  eigenen  Unterthaneii  geg^  sie  begangeneu  Verbrechen 
bestraft,  gleichgtlltig,  ob  dieselben  im  eigenen  Gebiete  oder,  unentdeckt,  im 
fremden  Lande  begangen  wurden,  gleichgültig  ferner,  ob  sie  Privat-  oder 
öfifentiicbe  Rechte  verletzen;  und  zwar  bestraft  nach  eigenem  Verfahren  und 
nach  eigenem  Gesetze,  auch  ohne  Aufforderung  des  Verletzten,  und  selbst 
bei  Verweigerung  der  Gegenseitigkeit.  Hiervon  machen  nur  ganz  unter- 
geordnete Vergehen  und  die  FabnenflUcbtigkeit  eine  Ausnahme.  —  Es  fftUt 
also  die  Theorie  vollkommen  zusammen  mit  dem  positiven  Hechte  der  zweiten 
Gruppe,  d.  h.  Oesterreichs,  Preussens,  Bayerns,  Sachsens  u.  s.  w.,  indem  in 
diesen  Staaten  der  Unterschied  zwischen  eigentlichen  Rechtsverletzungen  nad 
unbedeutenden  Vergehen  ebenfalls  gemacht  ist.  Nur  goringe  Abweichungen 
finden  statt  zwischen  der  Theorie  und  den  Gesetzgebungen  der  dritten  und 
dttr  vierten  Gruppe ,  indem  jene  den  Grundsatz  zugibt  und  nur  einige  Bf 
dingungen  beifügt,  diese  aber  zwar  den  Grundsatz  als  solchen  zurückweist» 
allein  durch  aahlreiche  Anfzfiblungen  einzelner  zu  bestrafender  Handlungen 
im  Erfolge  beinahe  Gleiches  leistet  Dagegen  befolgt  die  erste  Gruppe  voU- 
stflndig  entgegengesetste  Grundsfttae.  —  Die  An^be  ist  also,  den  Werth 
dieser  drei  abweiclif  riden  BestinunoDgen  sa  prfifen  und  dieselben  namcoUiefa 
mit  den  Sfttzen  der  Theorie  m  vergleiehen. 

Was  nun  znerst  die  Bedingungen  betrifft,  unter  welchen  der  in  der 
dritten  Gruppe  stehende  Staat  (Worttemberg)  sich  nr  BestraAu^g  der  gegen 
Fremde  begangenen  Reehtsverletzungen  versteht,  so  sind  dieselben:  Gegen- 
seitigkeit; Strafbarkeit  der  Handlang  auch  nach  dem  Gesetze  des  terletztea 
Staates;  Mildemng  der  eigentlich  auf  die  betreffenden  Handlnngen  gesetzlich 
gelegten  Strafen.  —  Ueber  die  Forderong  der  Gegenseitigkeit  ist  bereits 
oben,  8.  725  das  NAthige  bemerkt  und  nachgewiesen  worden,  dass  der 
Staat  die  unbedingte  Pflieht  des  Bechtsschntses  hat,  und  ihn  also  tadelns- 
wertbes  Handeln  eines  anderen  Stastes  hiervon  nicht  entbinden  kann.  Etwa 
Ihr  nOthig  erachtete  Zwangsmaassregeln  und  Betorsionen  haben  in  Anderem 
zu  bestehen,  als  in  Preis^ung  der  Becfatsordnung.  —  Sehr  veifheidigbir 
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erscheint  anf  den  ersten  Blick  die  Bedingung,  dass  eine  gegen  ein  ft'emdes 
Recht  gerichtete  Handlung  auch  nach  dem  Gesetze  dieses  Staates  selbst  mit 
einer  Strafe  bedroht  sein  müsse.  Wenn  nämlich  auch  der  zur  Begründung 
des  Satzes  zunächst  angeführte  Grund:  volenti  non  fit  injuria  '),  im  Straf- 
rechte keineswegs  richtig  ist :  so  mag  für  die  erwähnte  Forderung  allerdings 
angeführt  werden,  dass  die  Aufgabe  des  Staates  nicht  darin  besteht,  seilte 
eigene  Becbtsordniing  auch  in  anderen  Staaten  zur  Anwendong  zu  bringen, 
sondern  vielmdbr  in  der  Unterstützung  der  fremden  Ordnung  in  ihren  gesetzt 
ücheu  Bestinmniiigon.  Dennoch  muss  man  sich  gegea  die  frsgliche  Bestim- 
mung erklären.  Allerdii^  soU  der  Staat  nnr  die  unzureichende  fremde 
Bechtspflege  untersttttaen;  idlein  er  tbnt  diess,  und  darf  es  nur  thun,  nach 
seinen  eigenen  Bestimmungen  Uber  Recht  und  Strafe.  Nicht  was  der  fremde 
Staftt  vorschreibt  oder  naterlftsst,  ist  Air  ihn  and  fitr  seine  Gerichtsunter, 
gebmen  bestimmend;  sondern  was  er  selbst  diesen  verboten  hat  So  wie  er, 
anerkanntenaaassen,  nicht  bestraft,  wenn  eine  Handlnng  xmr  im  Auslande, 
ftUein  nicht  von  ihm  selbst,  verboten  ist:  so  mnss  er,  anderer  Seits,  strafen, 
wenn  er  eine  Strafe  angedroht  hat,  ohne  BAeksicbt  auf  die  Rechtsansicht 
des  Terletsten.  Strafe  erfolgt  ja  tiberhanpt  nidit,  weil  der  Verletzte  es  ftr 
gnt  findet,  sondern  weil  gesetzliches  Becht  Terletzt* worden  ist.  Die  ani- 
wftrtige  Freilasiong  einer  diesseits  Tcrbotera  Handlang  hat  somit  hOdistens 
die  thatsiehliche  Wlmng,  dass  der  fremde  Staat  keine  Anadge  Toa  den 
▼orgefmenen  Handlangen  macht,  ond  dass  er  nicht  rar  Bestiafiing  anifor- 
dert;  allein  wenn  der  diesseitige  Staat  anderweitige  Kcnntniss  erhält,  so  ist 
er  for  Bestraihng  berechtigt  nnd  verpflichtet.  ^  Dass  es  kein  Grond  ra  einer 
Tenninderang  der  Strafe  ist,  wenn  das  verletzte  Becht  dem  Lehenskreise 
eines  fremdem  Staates  nnd  Yolkes  angefaOrt,  nnd  nicht  dem  eigenen,  bedarf 
ivohl  nicht  erst  einee  Beweises.  Nicht  desshalb,  weil  ein  verletztes  Recht 
nnter  nnserem  Sehntie  steht,  sondern  weil  es  flherhanpt  ein  Becht  ist,  irird 
eine  Strafe  nothwendig  ond  gerecht.  Die  Höhe  des  Strafhbels  aber  wird 
bestimmt  theils  dnrch  die  Bedentang  des  ra  schlitzenden  Rechtes  an  sich, 
theils  dnich  das  Haass  der  nnrechtlicben  Gesinnong  des  Thaters.  Beide 
BOcksichten  werden  denn  aber  dnrch  die  riomlicfae  Lage  des  verletzten  Rechtes 
gar  nicht  berflhrt  Es  Ist  somit  erwiesen,  dass  die  von  Wttrttemberg  (übri- 
gens gelegentlich  anch  von  anderen  Staaten  in  verschiedenen  Beziehongen) 
gemachte  Ausnahme  nnd  Bedingung  keine  innere  BegrOndnng  hat.  Kimmt 
man  non  hierm  noch,  dass  ttberbaapt  dnrch  solche  Modificationen  die  rich> 
tige  Anifasrang'  des  ganzen  yerhflltnisses  getrftbt  ond  erschwert  wird:  so 
erscheint  die  Terwerfoog  des  ganzen  Gedankens  am  so  begrOndeter. 

Wenige  Worte  werden  gentigen,  dasselbe  m  beweisen  von  den  Staaten, 
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welche  die  oben  bozcic lnieto  vierte  Gnij^pe  bilden,  nämlich  Belgien,  Holland 
und  Sardinien.  Ks  besteht  ilir  Sj  stem  darin,  (la^<5  einzelne  Verbrechen  be- 
sonders hervorgehoben  und  nur  diese  auch  für  den  Fall  ihrer  Bejrehung 
gegen  Fremde  mit  Strafe  bedroht  werden.  —  Hier  ist  nicht  sowohl  gegen 
den  Inhalt,  als  gegen  die  Form  zu  kämpfen.  Im  Grundsätze  ist  keine  Ver- 
schiedenheit. Anch  die  hier  in  Betracht  kommenden  Staaten  wollen  in  allen 
bedeutenden  FMlen  Beihülfe  leisten  zur  Wiederherstellung  einer  fremden 
Rechtsordnung.  Allein  die  von  ihnen  gewählte  Art  des  Ausspruches  ihres 
"Willens  ist  fehlerhaft.  Die  theoretische  Lehre  zeigt,  dass  für  den  Staat  die 
Aufgabe  bestehe,  auch  fremde  Rechtsordnung  zu  fördern,  hierbei  jedoch,  aas 
Zweckmässigkeitsgründen,  von  der  Bestrafung  unbedeutender  Verletzungen 
Fremder  abgestanden  werden  könne.  Nun  sollte  es  doch  keinem  Streite 
unterliegen,  dass  unter  diesen  Umständen  das  einzig  richtige  Verfahren 
darin  besteht,  die  Ausnahn»,  n&mlich  die  freizulassenden  kleineren  Ver- 
gebe, scharf  ZU  bestimmen  und  zu  nmgränzen;  nicht  aber,  die  Regel  auf-* 
zolOsen  in  eine  zoftUige  Zahl  von  einzelnen  Fällen,  somit  das  Verhältnis« 
gerade  nmmdrehen.  Der  Tadel  bembt  nna  aber  nicht  etwa  blos  auf  einer 
logischen  Peinlichkeit,  sondern  er  mnss  ntis  höheren  Gründen  fe.stgehalten 
werden.  Einmal  verliert  sich  bei  solcher  Behandlung  der  grosse  Onmdsati 
aus  dem  Auge  und  dem  Bewnsetsein.  Der  Staat  erkhlrt  nicht,  dass  er  eme 
Weltrechtsordnung  anerkenne  und  ilir  /n  dienen  verpflichtet  sei;  sondern 
'  er  bestimmt  Strafen  für  gewisse  Fälle.  Hieraus  lässt  sich  weder  ein  allge- 
meiner Satz  ableiten,  noch  dürfen  daraus  SchlQsae  anf  weitere  Handlongen 
gezogen  werden.  Zweitens  aber  wird  der  anwendende  Staatsmann  und 
Kichter  durch  die  Bezeichnong  nor  einzelner  FAlle  anstatt  eines  Grundsatzes 
gar  leicht  genöthigt,  zur  Anwendnng  der  Analogie  zn  greifen.  Dass  nun 
aber  dieses  Verfahren  von  allen  Anslegongsarten  die  anikherste  ond  dem 
Streite  am  meisten  ausgesetzte  ist,  weiss  Jeder.  Endlieh  ist  bei  Verände- 
rungen in  der  Gesetzgebnng  Gefahr,  dass  nutz-  und  absichtslos  Schwierig- 
keiten entstehen,  welche  bä  der  Anfstelinng  eines  einheitlichen  Gnmdsatzes 
gar  nicht  eintreten  könnten.  —  Somit  ist  auch  hier  Uar,  dass  die  einftdie 
Anschliessnng  an  die  Lehre  bei  Weitem  das  Zntrlglichste  wire. 

Nicht  so  leicht  freilich  ist  ein  Abkommen  mit  denjenigen  Staaten,  welche 
die  erste  Gruppe  bilden,  also  mit  England,  Nordamerika  ond  Frankreieh. 
Hier  handelt  es  sich  nicht  blos  von  Fassung  oder  von  klnneren  Abinde- 
rangen  nnd  Zusätzen,  sondern  es  wird  der  Grnndsati  selbst  gelftngset 
Während  nämlich  nach  dem  Rechte  dieser  Reiche  allerditfgs  solche  Ver- 
gehen gegen  Fremde,  welche  innerhalb  des  Gebietes  begangen  werden,  znr 
Strafe  gebracht  werden  könne»,  wird  (wenigstens  im  Gmndsatse  nnd  ab- 
gesehen von  Ansnahmcn)  jedes  Verfiihren  gegen  eine  im  Anslaiide  begangene 
Handlnng  eines  Staatsangehörigen  verweigert   £6  steht  also  hier  ditt 
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TenitorialitAt  des  Rechtes  (in  der  Anffassnng  als  Beschränkung  auf  das  eigene 
Gebiet)  dl  m  GmndsBUe,  dass  ein  anbestraft  gebliebenes,  im  Auslände  gegen 
Ausländer  begangenes  Unrecht  dos  Unterthanen  zum  Behofe  einer  Fördening 
der  Weltrecbtsordnimg  m.  bestmlen  sei,  geradeai  entgegen. 

Die  Einwendungen,  welche  sich  gegen  dieses  System  erhebeu  lassen. 
Bind  nun  aber  manchfach  und  bedentend.  —  Vor  Allem  triflFt  es  der  Vor- 
wurf der  Folgewidrigkeit :  und  zwar  in  doppelter  Beaebong.  Einmal  in  so 
ferne,  als  es  ganz  dieselbe  Handlung  begangen  von  demselben  Menschen 
bald  bestraft,  bald  nicht.   Wörde  sich  das  Becbt  dieser  Staaten  lediglich 
beschrftoken  aof  den  Schutz  des  eigenen  StattM  vnd  der  Angehörigen  des- 
selben, imd  würde  also  keinerlei  Yerletzang  eines  fremden  -Becbtos  als 
Gegenstand  von  Untersaehmg  and  Strafe  betrachtet:  so  möchte  zwar  eine 
solche  Selbetsaeht  immerbin  aus  Gründen  der  aUgemeinen  Gesittigong  und 
HnmaniUlt  getadelt  werden;  aUein  es  wftre  gast  iUgericfatig,  wenn  auch  ein 
im  Antiande  begangenes  Verbrechen  nnberücfcsichtigt  bliebe.    Allein  so 
weit  wM  die  AbschUessang  nicht  getrieben.  Ein  im  Lande  selbst  gegen 
aaswMges  Bedit  begangenes  Yerbrecben  ist  strafbar.  Ein  Recht  also, 
welches  nicht  innerhalb  der  geographischen  Schntsgrftnaen  Hegtt  findet  in 
diesem  Falle  Scbnti;  eine  Handlang,  weldie  innerhalb  dieser  GrBmen  keine 
Wiitog  hat,  wird  als  strafbar  betrachtet  Olfoibar  kam  der  einiige  Bechts- 
gmnd  dieser  Anwendvng  des  Strafrechtes  sein,  dass  der  Staat  seinen  Unter- 
thsaen  die  Terletamg  anch  fremder  Rechte  nntereagt  hat  in  Anerkennung 
senier  Pfficht,  das  Recht  flberbanpt  innerhalb  des  Um&ages  seiner  ans- 
schliMtUchen  Wirksamkeit  an  wahren.  (Denn  dass  der  wohl  auch,  nament^ 
lieh  TCO  englischen  Beehtsgelehrten,  geltend  gemachte  Gmnd,  es  könne 
dnrch  eine  solche  lerbrecherische,  im  Lande  selbst  begangene  oder  vor- 
bereitete,  Handlang  dem  Staate  in  seinen  üriedlichen  Beziehangen  mit  anderen 
Staaten  geschadet  werden,  gar  kelae  rechtliche  Bedentang  bat,  ond  dass 
efaie  an  sich  straffreie  Handlung  dadurch,  dass  sie  nnangenehme  Folgen 
haben  kann,  keine  strafbare  wird,  liegt  anf  der  Hand.)  Nun  aber  besteht 
gans  derselbe  Fall  eines  verlelaten  Rechtes  nnd  einer  ansschliessenden  Mög- 
lichkeit der  Wiederherstellnng,  wenn  der  Ünterthan  zwar  im  Aaslande  ge- 
handelt hat,  allein  ungestraft  in  das  Staatsgebiet  zorttckgekehrt  ist.  Das 
Verbrechen  ist  dasselbe,  da  dasselbe  Recht  desselben  Besitzers  von  dem* 
selben  Thftter  verletzt  werde.  Die  UnfUiigkeit  des  fremden  Staates,  den 
Verbredier  in  England  n.  s.  w.  dnrch  seine  Gerichte  zur  Strafe  zu  bringen, 
ist  dieselbe.   Die  Verletznng  des  Rechtsbewosstseins  der  Qbrigen  Unter- 
thanen, welche  ein  Verbrechen  anbestraft  sehen,  ist  eben  sowohl  dieselbe, 
wie  die  politische  Bedenklichkeit,  die  Handelnden  selbst  an  die  nngestrafte 
Behang  von  Verbrechen  zn  gewöhnoi.  Der  Untoschied  besteht  also  ledig- 
lich hl  der  Oertlichkeit  der  begangenen  Handlang.  Diese  aber  ist  von  keiner 
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Bedeutung  bei  der  sittlichen  und  rechtiichen  Würdigung  der  Handlung;  und 
es  ist  also  eine  Foigewidrigkeit ,  in  dem  einen  Falle  zu  strafen,  in  dem 
andern  nicht.  Die  zweite  Inconseqaenz  aber  liegt,  wenigstens  in  England 
und  Frankreich,  darin,  dass  einzelne  Gattungen  von  Handlungen  von  der 
gmndsätzlichen  Straflosigkeit  ansgenommen  werden,  anch  wenn  sie  im  Aas- 
lande vorgenommen  sind.  So  in  England  Mord  and  Tödtang ,  Bigamie  n.  s.  w., 
in  FrMikreich  bestimmte  Vergehen  gegen  den  französischen  Staat.  Warnm 
nar  hier  die  Auswahl  ?  Entweder  ist  eine  im  Aaslande  begangene  Handlang 
von  Rechts  wegen  den  einheimischen  Gerichten  unterworfen  ^  oder  sie  ist  et 
nicht.  Ini  ersteren  Falle  sollte  in  Beziehung  auf  aUe  von  den  Landea- 
gesetzen  aberhaapt  mit  Strafe  bedrohten  Handlangen  dieser  Art  in  gleicher 
Weise  verfahren  werden,  im  andern  Falle  ab^  bei  keiner  derselben  eine 
Strafe  erfolgen.  Dass  England  die  genannten  Verbrechen  nur  bestraft,  wem 
sie  gegen  einen  Engländer  begangen  werden,  nicht  aber  wenn  gegen  einoi 
Fremden,  und  dass  Frankreich  nur  die  .gegen  den  Staat  und  nicht  aach 
gegen  die  Privaten  gerichteten  Verletzungen  bestraft,  macht  die  Folgewid- 
rigkeit nur  noch  schreiender,  und  ist  ttberdiess  gar  m  pfampe  Selbstsucht 
»  Eine  zweite  gewichtige  Ausstellung  gegen  dieses  System  besteht  darin, 
dass  unter  dem  Sehnt»  desselben  .nnbeschftdigt  nnd  ungestraft  Verbrechos 
gegen  fremde  Staaten  nnd  deren  Angehörige  vorbereitet,  deren  VoUiiekuig 
im  Anslande  versucht,  und  endlich,  nach  f^ttckliebem  oder  mi^iddidieB 
Ansgange,  Straflosigkeit  von  dem  zurftckgekehrtan  Sdmldigen  verlangt  wer- 
den kann.  Allerdings  verbieten  die  Landeegeset»  dnnliie  Arten  von  Vor- 
bereitangskandlnngen  nabedingt,  aaeh  wenn  das  Üntemehmen  gegen  das 
Ansland  gerichtet  werden  will.  Allein 'tkeflt  sind  diese  nur  Annahnen, 
welche  IlberdiesB  mehr  oder  weniger  leicht  wqgangen  werden  mögen;  fheOi 
bleibt  immer  der  Rttdszng  nach  vollendeter  That.  Cs  mag  nnn  sein,  dass 
sich  politische  Leidenschaft  zu  einer  Entscholdignng  nnd  selbst  na  einer  Lob- 
preisung dieses  Verhaltens  hinreissen  Iftsst;  allein  einem  nngetrAbten  recht- 
lichen Urtheile  mnss  es  als  ein  Verkennen  der  allgemeinen  Beditsani^abe 
jedes  gesittigten  Staates  nnd  als  eine  grobe  Selbstsacht  ersdieinen,  welche 
mn  so  weniger  zn  entecbnldigen  sind,  als-  Jede  wirUidi  wOnscheoswertlie 
nnd  löbliche  Ansdehnong  des  Asylreehtes  mit  einer  Bestralnng  wiikUdier 
Verbrechen  durchaus  vereixibar  ist  —  Der  Fehler  aber  isl  um  so  grösser, 
als  die  genannten  Staaten  durch  solche  Straflosigkeit  offisttbarer  Bechtawid« 
rigkeiten  sich  selbst  manchfisch  schaden.  Einmal,  indem  sie  ihre  eigene 
Sicherheit  und  Beebtsordnoag  in  Gefshr  bringen,  wie  bereits  ölten  ange- 
deutet ist  Die  gegenftber  dem  Anslande  wo  nicht  gehegte,  doch  wenigstens 
nicht  nnterdrackte  unrechtliche  Oesinnung  und  Gewohnheit  moss  nothwendig 
auch  in  inländischen  Verhältnissen  sich  geltend  machen.  •  Sodaan  aber,  weit 
leicht  missliche  VerhUtaisse  zn  aoswirtigea  Staaten  «ätstehen,  welche  sieb, 
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und  in  der  Thtt  mit  Recht,  ttber  Verweigerung  von  Schatz  und  Hfllfe  be- 
schweren. So  gewiss  ein  grosses  Reich  Alles  daran  setzen  soU,  um  dem 
Beidite  nichts  zu  vergeboi:  so  wenig  löblich  und  so  unklug  ist  es,  wenn 
es  sieh  imd  den  Seinigen  Schaden  zusiehi  dorch  Festhaltong  offenbaren 
Unredrtes,  welches  niclit  einmal  von  ihm  ansgeht,  ihm  selbst  sdiadet,  und 
schBeesHivh  nur  in  einer  Terkehrten  theoretischen  Insieht  seinen  Qrand 
bat.  Mehr  als  naiv  aber  ist  es,  wenn  man  f^nbt,  Torworf  und  Schaden 
durch  Beroftmg  aof  die  nun  einmal  so  bestehenden  Grondsltie  der  Landes- 
geset»  abwenden  su  können.  Eben  Uber  diese  OeseUo  beschwert  man  sich 
ja;  nnd  ai  ihrer  Ablnderang  bedarf  es  mir  der  Einsicht  und  des  gnten 
IHßllens. 

Eine  Yerbessening  dieser  tadehmrerthmi  SEostlnde  ist  wohl  nur  UoigBam 
nnd  theilweiso  an  hoffen.  In  Frankreich  hat  man  nbnlich  awar  schon  seit 
Lai^em  an  der  Bichtlgkelt  der  bestehenden  Geset^ebnng  an  zweifehi  be- 
gonnen; efam  Aendemog  ist  Jedoch  bis  itit  noch  nicht  sn  Stande  gebracht 
worden  >),  da  sieh  offenbar  die  richtige  Meinung  in  den  maassgebenden 
Kreisen  noch  nicht  gehörige  Bahn  gebrochen  bat  Doch  ist  hier  wenigstens 
eine  MO^icfakeit,  und  also  aoch  ein  Behairen  anf  der  richtigen  Lehre  Pfiieht 
nnd  Nntsen.  Was  aber  England  und  die  Yereüngten  Staaten  betrifft,  so 
wire  es  ehie  grosse  Selbsttänschong,  wollte  man  den  theoretischen  Gründen 
einen  baldigen  und  wiricsamen  Sieg  rorsprechen.  Dem  widersetien  sich  die 
geringe  Ausbüdung  der  Bechtsgelehrten  dieser  Lander  in  den  allgemeben 
Lehren;  die  Ueberachätnmg  der  persönlichen  Ungebundenheit;  die  Miss- 
achtnng  anderer  Staaten  und  Bechtssostände;  vor  Allem  aber  die  Gewohn- 
heit und  das  Berkommen.  Streitigkeiten  mit  anderen  Staaten  bewirken,  so 
lange  die  Öffentliche  Meinung  nicht  geftndert  ist,  nur  ein  um  so  erbitter- 
teres und  hochmllthlgeres  Beharren.  Ob  und  wann  unter  solchen  ümstinden 
es  fortgesetiten  Bemühungen  gelingen  wird,  richtigere  Anschauungen  zu 
verbreiten,  Ist,  mindestens  gesagt,  sehr  unsicher 


1>  BAwi  amwri,  ataUA  In  d«  Jifcm  litt,  IMtaadlSSl,  hat  itl«flnuBstalMb*B«ffl«nuir 

den  Kammern  0««eUeseotw1irfe  ror^elegt,  welche  die  BestraAiog  «Kmmtlicher  im  Aulande 
begangener  Verbrechen  und  selbst  Vergebea  eine«  Fraoioseo  *vaa  Gegenstände  hatten;  allein 
mm$t»  m  die  SMh«  SB  Bndt  tMH  wmim.  -  YefeiMMttkli  tot  41e  Kritik»  tMlqhe  ▼llle- 
fort,  Des  erimes  et  dellts  conunia  h  l'dtranpcr,  8.  20  ^.  und  57  fg.  giebf. 

2)  Kein  gutes  Frognostt<K»o  ist  es  gewiss,  dau  selbst  ein  Hann  von  der  bewondemswertheo 
tUfttmlam  Bndnag  wi4  awa«iilUeh  «üb  logtodm  8eilkKrA,  woltte  Bir  Ooraewall  Lswtt 
aosseichnen,  noch  in  der  ncucHtcn  Zeit  «tarr  An  dem  Tcn-itodalprincipe  des  Straft-echtes ,  als 
•o  dem  practisGli  ricbtigea  Verfuhren ,  hingt.  Seine  ganxe  auf  die  Termeintliebe  Schwierigkeit 
der  Aoafllinuig  and  anf  di«  OeringfVgfgkelt  des  EtiftMmm  geititile  Beweiaftthraog  Ist  Kwar 
nicht  mefar  und  nicht  wenigur,  als  ein  mittulbaieti  Eingeständnis  der  wissciischaftllcbon  Unan- 
fechtbarkeit der  Qegneri  allein  er  meint  schliesslich  doch  (On  foreigo  jarisdiction,  8.  32):  die 
^on  ftMüadbAio  flckiMiUnm  n  ^Heie  Prag«  Tei«diw«iid«te  BeweMIIhrang  «nterif^  der 
^f  tiiLtkung  Bacon'g  über  di^  Erfinder  von  StaataroiUHoen  ,  diiss  „ihre  Reden,  wie  dio  .Styrne, 
w^lg  Lieht  geben,  weil  sie  so  hoob  Mian"!  und  tos  aiiMr  Belehrung  zu  der  richtigen  Ansicht 


Digrtized  by  Google 


750 


ß)  Beslraluüg  eines  Ausländers  wegen  eines  im  Auslände  and 
gegen  dasselbe  begangenen  Verbrechens. 

Nicht  sowohl  wegen  ihrer  grossen  Wichtigkeit  fflr  das  Leben  und  wegen 
der  Häufigkeit  des  Vorkommens,  als  wegen  der  Bedentong  für  das  System 
muss  die  zweite  der  oben  aasgehobenen  Fragoi:  ob  der  Staat  bereohügt 
und  verpflichtet  ist,  ein  von  einem  Aasländer  im  Aaslande  begangenes  Ver- 
brechen zu  bestrafen,  falls  der  Thäter  noch  unbestraft  in  diesseitige  Gewalt 
gerathen  ist  und  kein  unmittelbar  betheiligter  Staat  die  gerichtliche  Ver- 
folgung für  sich  in  Anspruch  nimmt?  als  ein  Hauptpunkt  bezeichnet  werden. 
Weniger  wichtig  für  das  praktische  Leben  ist  diese  Frage  nämlich,  weil 
es  nicht  oft  vorkommt,  dass  weder  der  verletcke  Staat,  noch  derjenigei 
welchem  der  Thäter  als  Unterthan  angehört,  ihn  zur  Bestrafung  einfordern; 
dagegen  von  hoher  Bedeatong  fOr  die  Theocie,  weil  eine  Bejahung  der- 
selben offenbar  die  änsserste  Folgenmg  aus  dem  mittleren  Grundsätze 
ist,  and  die  Antwort  als  schAr&te  ^be  der  gemachten  Becbnnng  getUo 
mag. 

Dass  nur  wenige  Staaten  den  Fall  in  ihren  Gesetzbüchern  aasdrttcklich 
erwähnt  haben ,  ist  oben  S.  649  fg.  bereits  bemerl^.  Ein  Stillschweigen  ist 
jedoch  als  Vemeinong  zu  betrachten,  indem  nicht  nur  bei  den  Staaten  des 
engUscb-firaniOsischen  Systemes  ein  Ansprach  $xif  eine  Gerichtsbarkeit  dieser 
Art  ganz  ausser  Frage  ist;  sondern  auch  in  den  ttbrigen  Staaten  die  Ge- 
richte eine  Zastindigkeit  Uber  Fremde  mir  entweder  in  Folge  einea  allge- 
meinen  Grondsaties,  wddwr  nicht  aasgesprochen  ist»  oder  nadi  anedrftck» 
Udien  FinzelnbeBtinunangen  in  Anspruch  nehmen  kannten.  Wenn  etwa  aneh 
ein  Gcnrohnheitsrecht  eine  allgemeine  Znstftndigkeit  über  Seertnber  anerkennt: 
so  ist  diess  nar  eineAasnahme,  welche  sich  daranf  gründet»  dassY^recher 
dieser  Art  nicht  nur  als  ganz  aosser  allem  Gesetze  and  Rechte  befindlich 
sondern  aoch  als  die  Feinde  Jedes  einzelnen  Staates  angenommen  werd«n.-~ 
Um  so  bemerkenswerther  ist  daher  die  Gesetsgebong  Oesterreiiohfl,  Biiyenis 
ond  Sachsens,  welche  —  mit  untergeordneten  Abweicfanngen  —  din  oben 
anfgestellte  Frage  bejaht,  nnd  somit  die  Ifitwirkong  zn  einer  Weltrechts- 
ordnvng  bis  za  ihrer  flnasersten  Spitze  anerkennt 

Ist  nun  jene,  ansdrüddicfae  oder  stillschweigende,  Verwerfung  das  Biditigei 
oder  das  Beispiel  dieser  deutschen  Staaten  als  ein  allgemein  nachahnmngs- 
wllrdiges  anzupreisen? 

Die  Antwort  richtet  sich  offenbar  danach,  ob  etwa  in  diesem  Falle  der, 
an  sich  nnzweifelhaft  logisch  richtigere,  kosmopolitische  Grandsatz  über- 
wiegende praktische  Naditheito  in  seinem  Gefolge  hat^  oder  nicht  Diess  ist 
denn  nun  aber  nicht  der  Fall. 

Dass  vor  AUem  keine  Tenricklongen  entstehen  können,  sei  es  mit  dem 
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zunächst  verletzten  Staate,  sei  es  mit  demjenigen,  welchem  der  Verbrecher 
als  Unterthan  angehört,  crgiebt  sich  daraas,  dass  unter  allen  Umständen 
der  diesseitigen  Strafe  ein  Anerbieten  der  Ausliefening  an  diese  beiden 
Staaten  mass  vorangegangen,  dieses  aber  abgewiesen  worden  sein.  Wenn 
es  nun  aber  diesen  Staaten  ausdrüeklich  auheim  gegeben  wurde,  den  Be> 
schuldigten  nach  ihrer  Auftovng  von  Recht  zu  behandeln  und  ihn  der 
diesseitigen  Gerichtsbarkeit  zu  entziehen,  so  können  sie  sich  weder  Ober 
einen  Eingriff  in  ihr  eigenes  n&heres  Recht,  noch  Uber  eine  der  bestraften 
Person  zugefügte  Unbill  beschweren.  —  Eben  so  wenig  kann  von  einem  allge- 
meinen  Vorwurfe  die  Rede  sein,  dass  der  zu  solcher  Handlungsweise  sich  be> 
rechtigt  und  verplSicbtet  haltende  Staat  seinem  Rechte  eine  allgemeine  Gelftang 
auch  ausserhalb  sein»  Gränzen  beisolegen  versuche.  Einer  Seite  beortheilt 
er  natürlich  die  Frage,  ob  aherhanpt  ein  unbestraftes  Verbrechen  vorliege, 
nicht  nach  seinem  liandesrechte,  sondern  nach  dem  Rechte  des  Ortes  des 
Verbrechens.  Nur  wenn  unter  den  besonderen  Verhftltnissen  des  fraglichen 
Falles  flbarhaupt  ein  Verbrechen  begangen  worden  ist,  kann  ja  von  einer 
Strare  die  Bede  sein.  Eine  nngeboriiche  Ausdehnung  der  eigenen  Gesetz- 
gebung in  das  Gebiet  eines  anderen  Staates  hinein  findet  also  gar  nicht 
statt  Anderer  Seite  abt  der  strafende  Staat  Gerichtsbarkeit  nur  in  seinem 
Gebiete  und  nur  gegen  einen  In  seiner  Gewalt  Befindlichen.  Also  ist  auch 
hl  dieser  Besiehung  kein  Grund  m  einer  Beschwerde  und  hieraus  folgenden 
Verlegenheit.  —  Endlidi  können  aber  die  überwiegenden  Nachtheile  nicht 
etwa  darin  bestehen^  dass  ein  zu  dem  firagUchen  Grundsätze  sich  bekennender 
Staat  sich  eine  lächerliche  und  doch  schliesslich  unmögliche  douquixotische 
Verfolgung  alles  ungestraften  Verbrechens  in  der  weiten  Welt  auflade.  Nicht 
zu  ehier  allgemeinen  Bechtsherstellung  verpflichtet  er  sich;  sondern  nur  zur 
Bestrafung  solcher  Verbrecher,  welche  sich  ihm,  ohne  ihre  Handlung  ge- 
stthnt  zu  haben,  selbst  in  die  Hände  geben,  und  zu  deren  Ueberf&hrang  ihm 
voraussichtlich  die  Beweismittel  zu  Verfhgung  stehen*  Diese  FftUe  sind  aber 
nicht  nur  selten,  namentlich  wenn,  wie  natttrlich,  auch  hier  alle  kleinem 
Gesetzesabertretungen  unbeachtet  bleiben;  sondern  es  macht  auch  ihre  Be^ 
handlang  keine  ungewöhnliche  und  ttbergrosse  Beschwerde.  Nicht  einmal 
,  besondere  Ansforschungs-Maassregehi  werden  verhingt;  es  genUgt,  wenn  der 
Staat  seine  Thätigkeit  im  Falle  einer  ihm  im  gewöhnlichen  Geschäftsgänge 
znkomm^den  sichern  Nachricht  entwickelt  Und  wenn  etwa  der  betreffende 
fremde  Staat  die  Beischaffung  der  in  semem  Bereiche  befindlichen  Beweis- 
mittel verweigert,  so  hört  ohnedem  die  Verbindlichkeit  zu  handeln  auf 
gegenOiber  von  der  Unmöglichkeit  eines  Erfolges. 

Bemgemftss  ist  von  irgend  nennenswerth^  Nachtheilen  einer  Anerken- 
nang  und  Befolgung  des  mittleren  Systemes  nirgend  die  Bede;  und  es  ist 
somit  auch  nicht  abzusehen,  welche  Grflnde  hindern  könnten,  an  die  Stelle 
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einer  folgewidrigen  und  mit  feincrem  Rechtsbewusstsein  im  Widerspruche 
tttehenden  Glcichgflltigkeit  eine  Beiholfe  zur  Rechtsordnung  treten  zu  lassen, 
welche  um  so  verdienstlicher  ist^  als  der  Handelnde  durch  keinerlei  selbstischen 
Yorthcil,  sondern  lediglich  durch  PflifihtgefiÜil  zur  Anfwendmig  von  Kraft 
und  Mitteln  bewogen  wird. 

r)  Das  Asylrecht  und  die  Aaslieferong. 

Dais  die  Frage  Aber  Asyl  und  Auslieferung  eine  der  wichtigsten  des 
ganzen  Oegenstandes  ist,  bedarf  nicht  einer  nochmaligen  Ansfilhning.  Sie 
schlingt  sich  durch  alle  anderen  Fragen  durch,  indem  sowolil  theoreliech  bei 
der  Bestrafung  eigener  Unterthanen  und  fremder  Frevler  Ober  Sdiutz  oder 
AniUefemng  entschieden  wird,  als  praktisch  die  Anwendung  der  verschie- 
denen S8lze,  in  der  Begel,  dorch  AnsUefirag  bedingt  ist.  Lächt  begreift 
•idi  daher  noch,  dats  diese  Frage  wrzogsweise  bei  Erörterungen  Aber  intern 
natioiiale  B/d&MOh  in's  Ange  ge&sst  wird,  nnd  dase  sich  die  Meinungen 
hartnlckig  mn  die  YertheidigaBg  oder  Bekanipfting  der  Terschiedenett  posi- 
tiven Bestimmungen  — mnM»in. 

Es  ist  genigt  worden,  daas  Oesettgehnngen  nnd  YertrSge  die  Staaten 
hinsichtlich  des  YOlkemehtlichen  Asylea  in  drei  wesentlich  terMhiedene 
Gmppen  steilen.  »  In  der  einen  Ahtheitang  stehen  diejenigen  Staaten,  deren 
Qmndsati  einer  Seite  nnbedingte  Anfiiahme  fremder  Flflchtünge  ist,  nnd 
welche  anderer  Seits  die  Anslieibnng  anf  ehi  sehr  geringes  Maaas  beschrftnken, 
indem  sie  nfimlich  nur  nach  Torangegangenem,  eine  Gegenseitigkeit  anaicbem- 
dem  Vertrage,  nnd  anch  dann  hlos  in  einxelnen  schreienden  FÜlen  von 
PrlYatverbrechen  analieleni.  Diess  ist  namentlich  England  nnd  Nordamerika. 
—  Ehie  jcweite  Qmttnng  besteht  ans  demjenigen  Staaten,  welche,  wie  Frank- 
reich,  Belgien,  die  Sdnrel^,  awar  in  der  Regel  Flüchtige  znlassett,  doch  sich 
hierin  Ansnahmra  nach  ihrem  Gntbefinden  im  einzelnen  Falle  vorhehalt^; 
poUtisebeYerhrecher  jedoch  nienials,  gemeine  nnr  in  bestimmten  schwereren 
Fftllen  ansliefem.  Eine  dritte  Gruppe  bUden  namenttich  die  deutschen 
Staaten,  welche  sich  sowohl  die  Zulassung  als  die  Auslieferung  aller  Arten 
von  fremden  Flftchtlingen  gmndsfttzlich  vorbehalten,  daher  denn  au  beliebigen 
Yerlrfigen  mit  anderen  Staaten  befidiigt  nnd  geneigt  sind.  Auch  poUtiscbe 
Flflchtlinge  sind  hier  von  der  Möglichkeit  einer  Auslieferang  keineswegs 
ausgenommen. 

Als  Gmndsats  der  mittlen  theoretischen  Lehre  aber  Ist  auigestellt 
worden:  unbedingte  YerweigemDg  der  Auslieferung  eigener  Unterthanen; 
freie  Entscheidung  der  Begierung  aber  die  Zulassung  fremder  Unterthanen, 
und  Yorschreibung  beliebiger  Bedingungen  der  Auihahme;  NicfatausUefenmg 
politischer  Flflchtlinge  und  Auslieferung  wegen  grosserer  gemeiner  Yer- 
brechen. 
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Da  die  Verwerfliebkeit  der  Auslieferung  eigener  üfiterüianenen  ganz 
Msaer  Zweifel  ist,  so  sind  die  zur  BeurtlieilaDg  gestellten  Fragen  folgende: 
Ist  der  Grundsatz  des  englisclien  Becfates,  nach  welchem  der  Fremde  einen 
unbedingten  Anspruch  anf  Znlassong  hat,  vom  Standpunkte  des  Rechtes  nnd 
der  Teninnft  za  vertheidigen?  —  Ist  im  YemeinnngsftUe,  also  bei  nur  be- 
dingter Zolassnng,  das  belgische  System  einer  Regelung  der  Bedingungen 
durch  Gesetz,  oder  eine  freie  Ueberlassung  des  einnlnen  Falles  an  das  Be- 
lieben der  Regierang,  wie  diess  z»  B.  in  Frankreich  besteht,  vorzozieben?  — 
Endlich  Utoat  die  Ansliefenmg  politischer  Flflchtlinge,  wie  sie  die  deatschoi 
Staaten  tbeils  als  Möglichkeit  ralassen,  theils  als  Yerpffichtung  abemommen 
haben,  eine  Yertheidigung  zu,  sei  es  eine  allgemeine  nnd  grandsittiiche ,  sei 
CS  eine  ansnahmsweiBe? 

•*)  WmB  MigllMli-awffllunUdI«  ayatiau 

Es  gehört  Tielleicht  einiger  Muth  dazu,  das  System  Englands  und  der 
Vereinigten  Staaten,  welchem  so  viele  Tausende  eben  jetzt  dankbar  sind,  und 
welches  noch  weit  Zahlreicheren  eine  sichernde  letzte  Hoffnung  in  möglichen 
Wechselfällen  erscheinen  mag,  anzugreifen  als  unvereinbar  mit  Recht  und 
Vemonft.  Und  dennoch  ist  dieses  herbe  Urtheil  darüber  zu  ÜUlen.  Es  ist  — 
wie  hiervon  die  Beweise  oben  S.  707  und  721  hinreichend  geliefert  sind  — 
nnTemftnftig,  wenn  ein  Staat  sich  die  Pflicht  auferlegt,  j^den  Fremden  nach 
dessen  Belieben  aufzunehmen  und  zu  beherbergen,  mag  auch  dessen  Ter* 
gangenheit  noch  noch  so  schuldbedeckt,  dessen  Anwesenheit  noch  so  nadi- 
theilig  and  selbst  gefährlich  sein.  Ein  Fremder,  der  Augehdrige  eines 
andern  Volkes,  der  toh  Tersehiedenen  Sitten,  Rechtsanschanongen  nnd 
Neigungen  Belebte  hat  aneh  nicht  einen  Schein  von  Recht,  sich  einer  poli- 
tischen Genossenschaft  einseitig  nnd  gegen  den  Wunsch  der  bisherigen 
Theilnehmer  und  ihres  Stelltertretes,  des  Regenten,  als  Genosse  au&ndrfingen. 
Es  kann  bOchst  bedenklich  fQr  die  eigene  Sicherheit  und  Ordnung  werden, 
wenn  der  Staat  ohne  seine  eigenen  augenblicklichen  Zustände  und  die  Zahlen- 
verhältnisse  berQcksichtigen  zu  dflrfen,  zusehen  mnss,  wie  jede  beliebige  Menge 
und  jede  Art  von  Ausl&ndem  einwandert,  sich  nach  Belieben  zusammenrottet 
oder  vertheilt ,  dieser  oder  jener  innern  Partei  sich  anschliesst  oder  dient 
Höchst  wahrschihilidi  ist.  dass  eine  solche  unterschiedslose  Aufiiahme  anderen 
Staaten  zu  bcstündigen  uiul  /.um  Theile  ganz  gerechten  Klagen  VenuUasfiung 
gibt,  indem  äie  auf  diese  Weise  in  fortwährender  Besorgniss  vor  erneuerten 
Unternehmungen  gelinlteu  sind,  wohl  zu  beschwerlidiea  nnd  kostspieligen 
Sicherungsniaasäregeiu  genöthigt  werden.  Dass  ans  solchen  MisssUmmnngen 
aber  auch  für  den  aufnehmenden  Staat  firflher  oder  später  ungOnstige  Folgen 
sich  ergeben,  i>t  wenigstens  wahrscheinlich.  Möglich,  dass  eine  weite  geo- 
graphische Entfernung,  ein  aasgedehntes  GeUfit  und  eine  grosse  Yolkszahl, 
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in  weldieii  tidi  die  fremden  FHtehtlinge  Tertheilen,  diese  NaehtheOe  ftr  den 
eigenen  Staat  und  für  Andere  mindeni;  allein  die  ErlUinmg  zeigt,  auch,  da« 
rieh  dienibea  im  YeililltnisBe  einer  leicliten  und  aehnellen  Yerbindno«  stei- 
gern. Günstige  Lage  und  Uncht  mögen  die  lOttel  geboi»  alle  Beadiweiden 
andenr  Staaten  mmitsaeliten  and  selbst  ra  veriidlinen;  allein  hierin  kann  nur 
Vsftlenduug  und  Bobheit  einen  Beweis  von  liiMierer  Gesittignng  md  Bediti- 
iditimg  erblicken,  ivibrend  in  der  That  das  Ganse  ein  Beispiel  Ton  nnor- 
ganiseben  Znstinden  und  von  Teikennang  der  höheren  Beehts-  and  Mcnscli* 
beitsftirdennigen  ist  —  Die  Frage  also:  ob  die  eogliseben  md  amerikanischen 
Genohnheiten  sieh  Tertheidigen  lassen,  moss  unbedingt  verneint  werden. 
Wenn  aber  schon  an  amtUdier  Stelle  erklärt  worden  ist,  dass  kein  seiner 
Shme  mlehtiger  englischer  Ulnister  wagen  wfirde,  dem  ParUamente  eüie  Aen^ 
derang  in  diesem  Rechte  vonasdilagen:  so  mag  immerhin  ein  solches  Bdsj^ 
von  dem  Festhalten  eines  Volkes  an  dem,  was  es  ftr  recht  nnd  Ihr  freishmig 
hllt,  mit  Achtnng  erfOUen;  allein  ehi  Beweis,  dass  dieser  Ueberaeogong  wirk- 
Heb  etwas  Temttnftigee  cn  Gnnde  liegt,  ist  natürlich  nicht  gegeben.  In 
Gegeniheile  hat  die  WissensdmA  nm  so  sicherer  die  An^gabe,  Uber  die 
Wahrheit  aaftnUlren;  damit  sieh  aHmSlIg  die  allgemeine  Heinnng  Andere, 
dadnrdi  aber  eine  Yetbesseriuig  des  Rechtes  mOglich  werde. 

Wird  mm  aber  dem  Staate  ein  Recht  auf  nöthige  Freiheit  der  eigenen 
Entscheidnng  und  anf  Yerfshren  nach  Örtlichen  und  persöniichen  Terhllt- 
nissen  snerkannt,  ao  kann  —  nnd  diess  ist  die  Aniwoft  anf  die  sweite  der 
oben  anQsestellten  Fragen  —  darüber  wohl  kein  Zweifel  obwalten,  dnss  es 
fast  eDi  Widerspruch  in  sidi  ist,  wenn  man  die  Entscheidongen  der  Begierong 
durch  allgemeine  Gesetze  möglichst  zu  regeln  and  sn  beengen  sacht,  wie  diess 
das  belgiBdie  Recht  thnt  Darin  besteht  ja  eben  das  Tadehiswerthe  der 
enghscheo  AnlEusang ,  dass  man  einem  Fremden  dn  ÜSmdicbea  Recht  gibt, 
sich  nnfinidräiigen,  nnd  iwar  desshalb,  weil  er  mit  den  Gesetaen  seines  Yater> 
Undes  in  Zwiespelt  gekommen  Ist;  anstatt  der  Regiemng  in  jedem  besonden 
Falle  eine  Prüfung  über  die  Anndmibaikeit  der  Person  nnd  über  die  wahr- 
scheinliehen  Folgen  des  Schatzes  nicht  nur  einsarftamen,  sondern  sogar  mr 
Pflicht  sn  machen.  Non  ist  es  ober  klar,  dass  wenn  ganse  Katcforieen  von 
Personen  ein  ffOr  allemal  als  ndassnogsfähig  erklirt  sind,  w»  ferner  die 
Aufkündigung  des  Sehntaes  bestimmten  Yoranssetsongen  gesetadich  nnteriiegt, 
ein  grosser  Theü  der  freien  Bewegung  wieder  genommen  ist  Es  Ist  on- 
mOglich,  diese  Eategorieen  so  so  bilden ,  dass  sich  nicht  In  vielen  efaiaelnen 
Füllen  UnsatrfigUchkeiten  ergeben ;  keinem  SchaifUnne  wird  es  gelingen,  alle 
triftigen  Gründe  ehier  Wiederwegweisang  snm  Yoraos  onszosinnen.  0ie  ein 
fer  allemal  gegebenen  Ansprüche  benehmen  der  Regierung  die  Möglichkeit, 
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Bedingnnprn  dor  Puldurg  voi  /mm  hu  il»  n  ,  welche  vielleicht  allein  im  Stande 
wfiren ,  (lic  im  Inneren  oder  von  .Aussen  drohenden  Naelithcilc  zu  beseitigen. 
Es  kann  unter  diesen  Umständen  weder  au  Zerwilrfnis^^cn  mit  dem  Auslan<le, 
üoeh  an  widrigen  und  fast  unwürdigen  Rtreitickeiten  mit  einzelnen  Flücht- 
lingen fehlen.    Das  Ganze  ist  eine  halbe  üiIaasMegei.  welche  denn  arieh  alle 
Folgen  einer  solchen  hat,  namentlich  Undank  von  jeder  Seite.  —  Kutscliieden 
ist  also  das  System  der  volligen  Unheschrflnktheit  der  Staatsgewalt  vorzu- 
ziehen.   Dass  darunter  niclit  Willkür  und  uubegründ*  te  Harte  verstanden 
sein  will ,  bedarf  hoffentUch  nicht  erst  der  Bemerkung.    Auch  da .  wo  der 
"Begiernnp:  eine  Prüfung  des  ein/eiiu-n  Falles  zusteht,  und  wo  Bedingungen 
der  Autnahme  und  fernem  DnMung  vorgeschrieben  werden  können,  ist  die 
Aufstellung  von  allgemeinen  (irundsatzeu  möglich,  nach  welchen  in  der 
Regel  gehandelt  wird.    \Varum  sollte  ein  Staat  nicht  auss])rechen  können, 
duss  er  im  Zweifel  Fremden  Aufenthalt  gestatte,  dass  er  jeden  Falles  einen 
politischen  l'lüchtling  oder  einen  wegen  bestinunter  uiitergeordneter  Ver- 
gehen Vi  1  folgten  nicht  ausliekre  u.  dgl. ;  dagegen  allerdings  sich  eine  Knt- 
sch(  idung  in  jedem  einzelnen  Falle  vorbehalte,  oh  nieht  Gründe  des  allge- 
meinen Wohles  oder  die  Verhältnisse  der  Person  und  der  in  Frage  stehenden 
Beschuldigung  eine  Ausnahme  oder  wenigstens  die  Anflegung  von  Bedin- 
gungen erheischen?    Nichts  ist  freilich  möglicher,  als  dass  sich  auch  bei 
dem  seitenslrn  und  hilligsten  Gebrauche  solcher  Rechte  ein  Geschrei  erhebt, 
und  zwar  wohl  ein  um  so  lauteres,  als  der  von  der  Maassregel  Betroffene 
dieselbe  wirklich  verdient;  allein  dicss  kann  doch  kein  Grund  zur  Ver- 
zichtung auf  ein  nnthwendiges  U(  cht  und  zur  Nichterfüllung  ( iner  grossen 
Pflicht  sein.    Auch  soll  gar  nicht  in  Abrede  gestellt  werden ,  dass  die  ein- 
geräumte Freiluit  niisshraucht  werden  kann,  schon  oft  luissbrauclit  worden 
ist,  aus  Feigheit  nach  Aussen,  aus  kieinhcher  polizeilicher  Quälerei,  aus 
Abneigung  gegen  edle  Bestrebungen  und  tüclitige  Männer.  AlUin  hier  liegt 
einfach  die  Alternative  vor,  ob  die  sittlichen  Zustände  und  die  staatlichen 
Kinrichtuugen  des  Landes  so  beschaflfen  sind,  dass  sich  eine  gesunde  öffent- 
liche Meinung  gegen  einen  solchen  Missbrauch  kräftig  und  nachhaltig  gel- 
tend macht;  oder  oh  dem  nicht  so  ist.  Im  ersten  Falle  wird  die  Begicning 
in  bessere  Bahnen  gedrängt  werden;  im  andern  würden  auch  formeile  Be- 
stimmungen thatsächhch  k(  inen  Schutz  gewähren.    Uebcrhanpt  ist  es  keine 
richtige  Staatskunst,  den»  Staate  aus  Besorgniss  vor  Missbrauch  die  noth- 
wendige  iSIacht  zu  versagen.    Vielmehr  sorge  man  durch  allgemeine  Ein- 
richtungen für  einen  Gei-t  gesetzlicher  l'reiheit  und  mäimlichiu  Bürger- 
bewusstseins,  danji  w  ird  sicli  der  richtige  Gebrauch  schon  von  selbst  ergeben. 
Hierin  allerdings  kann  i:Iugüind  ein  Muster  sein. 
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Auch  ftr  die  mittlere  Theorie  ist  der  Satz  aufgestellt  worden,  dass 
keine  AnsUefenmg  wegen  politischer  Anklagen  stattfinden  dürfe.  Nun  findet 
«ich  aber,  dass  im  Widerspruche  mit  dieser  Lehre  solche  Ani^lieferungeu 
^Ifocb  zogestanden  weiden,  und  zwar  auch  von  solchen  Staaten,  welche  den 
Yorwnrf  sehwer  ertragen  wirdeii,  schnöder  Willkür  und  Härte  m  fröhntu. 
80  s.  B.  die  dentschen  Staaten ,  namentlich  seit  dem  Bundesschlusse  vom 
18.  Aug.  1836,  welcher  die  allgemeine  gegenseitige  Auslieferung  von  Staatv 
Verbrechern  anordnet.  —  Ist  nun  diese  Abweichung  von  einer  unter  den 
übrigen  gesitUgten  Völkern  fast  unwandelbar  bestehenden  Sitte  zu  tadeln, 
oder  liegen  etwa  in  den  besonderen  yerhftltmssen  dieser  Linder  Bechtfer- 
ttgn&gBgrande? 

Es  ist  vor  Allem  m  unterscheiden. 

Wenn  es  deutsche  Staaten  gibt,  welche  ihre  Geneigtheit  zu  Ausliefe- 
rungen politischer  FlAchtlinge  auch  gegcnflber  von  nichtdeutschen  Staaten 
bethfttigen,  so  kann  hier  natürlich  der  Rechtfertigungsgrund  nicht  in  den 
eigenthfimliehen  inneren  Verhältnissen  gefunden  werden.  Der  Bund  ist  in 
diesen  FflOen  nur  etwa  in  so  ferne  von  Bedeutung,  als  er  selbst  kleineren 
Lftndem  eine  bedeutende  Stütze  gewährt,  welche  sie  in  den  Stand  setzt  auch 
im  Yerhfiltnisse  n  mflchtigeren  Staaten  ihr  Recht  uud  ihre  Unabhängigkeit 
au  wahren  und  die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Befugnisse  in  Anspruch  za 
nehmen.  In  solcher  günstiger  Stellung  befinden  sie  sich  denn  auch  in  der 
Anslieferungsfrage;  und  bei  den  grossen  deutschen  Mächten  bedarf  es  nicht 
einmal  einer  solchen  weiteren' Unterstützung  ihres  Rechtes.  —  Wenn  also 
dennoch  dne  Auslieferung  politisch  Angeklagter  an  fremde  Staaten  statt- 
findet, sei  es  grundsätzlich,  wie  in  Oesteneich .  oder  wenigstens  gerne  ver- 
ttagsmftssig,  wie  in  Preussenr  so  treten  ohne  Zweifel  die  gegen  eine  solche 
folgerichtige  Anwendung  des  kosmopoUtischen  Systemes  geltend  zu  machenden 
Gründe  auch  hier  in  Kraft  £s  wSre  also  zwar  eine  Beeinträchtigung  des 
logisch-richtigsten  Gedankenganges,  allein  ein  Vorschreitcta  zu  einer  prak- 
tisch zwedonftssigern  und  mildem  Auffassung  der  menschlichen  Verhältnisse, 
wenn  sich  solche  Staaten  zur  Anwendung  des  mittlem  Systcmes  in  die- 
sem Punkte  vwständen.  Was  sie  etwa  in  einzelnen  F&llen  an  Sicherheit 
oder  wenigstens  an  Bequemheit  der  Zustände  verlören,  würden  sie  wohl 
reichlich  in  sittlicher  Achtung,  selbst  der  eigenen  Unterthanen,  gewinnen. 

Wesentlich  anders '  stellt  sich  die  ganze  Frage  bei  den  Auslieferungen 
der  deutschen  Staaten  unter  sich.  — 'Gegenstand  der  besonderen  Verab- 
redung sind  Solche,  welche  sich  «gegen  die  Souveränität,  oder  gegen  die 
Existenz,  Integrität  oder  Sicherheit  eines  andern  Bundesstaates»  verfehlten 
und  dem  ihrer  habhaft  gewordenen  Staate  nicht  selbst  angehören.  Die  an- 
geordnete Maaasragel  aber  ist:  Auslieferung  an  den  verletzten  oder  bedrohten 
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Staat,  auf  vorgfliigigcs  Verlangen  desselben.  —  Hieraus  ergibt  sich  denn 
zunächst,  dass  der  Buiidesbcschluss  eine  Auslieferung  nicht  vorschreibt  für 
Solche,  welche  einer  L'nternchniuug  gegen  den  Bund  selbst  beschuldigt  sind. 
Allerdings  verfügt  das  Gesetz,  dass  solche  Handlungen,  weil  die  Bundes- 
verfassung wesentlicher  Bestandtheil  der  Verfassung  jedes  einzelnen  Bundes« 
Staates  sei,  unter  den  Begriff  des  Hochverrathes ,  Landesverrathes  u.  s.  w. 
fallen  sollen;  allein  eben  hieraus  geht  hervor,  dass  jeder  einzelne  Staat,  der 
eines  Beschuldigten  dieser  Art  habhaft  wird,  zur  Anstellung  eines  ge- 
richtlichen Verfahrens  zuständig  ist.  Selbst  wenn  die  in  Frage  stehende 
Handlung  ausserhalb  Landes,  und  wenn  sie  von  einem  Kicht-Unterthanen 
begangen  wurde,  ist  Auslieferung  keine  Nothwendigkeit ;  sondern  es  tritt 
dann  vielmehr  der  Fall  einer  gegen  den  Staat  im  Auslande  und  von  einem 
Fremden  gerichteten  Verletzung  ein,  zu  deren  Untersuchung  und  Bestrafung 
die  einheimischen  Gerichte  vollkommen  zuständig  sind,  wenn  der  Thäter 
(wie  hier  vorausgesetzt)  in  Gewahrsam  gebracht  ist.  Ferner  erhellt  ans 
den  Worten  des  Gesetzes,  dass  die  Auslieferung  keineswegs  eine  unbedingt 
DOthwcndige,  in  Folge  des  Bundesschlusses  von  selbst  eintretende,  und  so- 
mit die^eiazig  erlaubte  Verfahrensweise  ist;  sondern  dass  sie  nnr  erfolgen 
mass,  wenn  sie  vom  Verletzten  verlangt  wird.  Bis  dahin,  and  in  Ermang- 
lung eines  Auslicfernngsansinnen«; ,  ist  jeder  Bundesstaat  ermächtigt ,  nach 
den  von  ihm  im  Allgemeinen  befolgten  Grundsätzen  zn  verfahren,  also  na- 
mentlich ,  wenn  er  es  ftlr  gut  findet ,  Asyl  zu  gewftbren»  sei  es  mit  sei  es 
ohne  Bedingungen,  oder  aber  den  Flüchtigen  ganz  wegzuweisen.  Endlich  ist 
bestimmt,  dass  eigene  Uuterthanen  auch  in  diesem  Falle  niemals  auszuliefern 
sind.  —  Die  Frage  ist  also,  ob  die  vom  Bunde  in  solcher  Weise  bcschr&nkte 
Aoalieferong  in  den  eigenthümlichen  Verhältnissen  Deutschlands  begrfindet 
ist,  so  dass  eine  Ausnahme  von  dem  mittleren  Systeme  als  eine  besondere 
Nothwendigkeit  und  nicht  als  ein  Vtnkennen  der  von  der  europäisdien  Ge- 
eittignng  im  Allgemeinen  geforderten  Handlungsweise  erscheint? 

Hier  kommen  denn  nun  dreierlei  Umstände  in  Betracht:  die  Kleinheit 
des  Gebietes  sehr  vieler  Bundesglieder;  die  vielfache  Verschlingung  der 
Landesgroisra;  endlich  die  gemeinschaftliche  politische  Grundlage  der  deut- 
schen Staaten.  —  Die  Kleinheit  des  Gebietes  hat  zwei  bedeutende  Nachtheile 
ftr  die  Besch&tzong  der  bestehenden  Staaten  gegen  ungesetzliche  Unter- 
nehmungen. Zunächst  die  Leichtigkeit  der  Flucht  nach  vollzogener  oder  ge- 
scheiterter Verletzung.  Zweitens  die  Unmöglichkeit,  einem  politischen  Flücht- 
linge in  solchem  beflChrftnktenRanme  einen  unschädlich  machenden,  etwa  von 
der  Grenze  oder  von  den  grossen  Verkehrswegen  entfernten ,  Aufenthaltsort 
anzuweisen.  —  Letzterer  Umstand  fällt  aber  um  so  mehr  ins  Gewicht,  als 
die  Unregelmässigkeit  der  Grenzen  und  die  selbst  tbeilweise  vorhandane  Zer- 
rissenheit der  Gebiete  dazu  kommt  Diese  erschwert  eben  so  sehr  Yorsichts- 
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mAMBTOgelB,  als  sie  Wiederholangeii-  der  Yorbenitmigeii  und  AngtiBd  er- 
leichtert. Dasft  namentlich  die  kldneren  dentschen  Staaten  durch  diese 
TerhUtnisse  in  Schviefigketten  verwickelft  sind,  welche  in  grosseren  Staaten 
gar  nicht  bestehen,  Usst  sich  nidit  verkennen.  —  Was  aber  schlieflsUch  die 
gemeinschaftliche  staatliche  SteUang  der  Bondesataaten  betrifit,  soiist  aller- 
dings in  Betraditnng  zn  sieben,  nnd  ist  dorch  ErCihmng  vielfitcb  nachge- 
wiesen, dass  bedeutendere  Unruhen  in  einem  Lande  die  Ordnung  aocb  ja 
anderen  schnell  nnd  bedenklich  gefährden  können.  In  welchen  letzten  Ur- 
sachen ein  solches  Gemcingeffthl  begrOndet  ist,  thut  hier,  wo  es  sich  nicht 
ytm  Wünschen  nach  UmgestaUnng  der  deutschen  ZnstAnde,  sondern  von  den 
Maassregeln  zur  Yertheidigung  der  bestehenden  bandelt,  nichts  zur  Sache; 
es  genügt-  die  Anerkennung  einer  eigenthflmUchen  Gefahr. 

Unter  diesen  Umständen  mOgen  denn  allerdings  SicfaenngainBassregebi, 
welcher  ausgedehntere  nnd  selbststftndigere  Staaten  nicht  bedürfen,  ergriffen 
werden.  Und  dass  eine  grossere  Wahrscheinlichkeit  der  Bestrafung  ein 
Sichemngsmittd  sei,  ist  eben&lls  nicht  zu  bestreiten.  Als  eine  ganz  grand- 
lose nnd  verkehrte  Särte  ist  also  diese  Aasdefanung  der  Auslieferung  au 
sich  nicht  zn  erkliren.  Allerdings  kann  dieselbe  auch  unter  den  deut- 
schen Staaten  nüssbrancht  werden  und  zur  VoUbringnng  gehSssiger  Rache- 
liandlangen  and  offenbarer  Ungerechtigkeiten  dienen;  und  es  ist  somit  sehr 
wünschenswerth,  dass  in  demjenigen  FftUen,  in  welchen  etwa  Uebelthaten  m 
befürchten  stehen,  besser  gesinnte  Regierungen  nicht  nur  durch  geeignete 
Torstellnngen  Einhalt  thun,  sondern  namentlich  auch  der  nngeflUurdeten  'Ent^ 
femnng  unschuldiger  Flüchtiger  nichts  in  den  Weg  legen:  aDein,  wenn  schliess- 
lich ein  Bedauern  auf  der  Ifaassregel  liegen  bleibt,  so  ist  er  mehr  verschuldet 
dorch  die  ganze  Gestaltung  der  deutschen  Dinge,  als  durch  diese  besondere, 
in  der  That  nicht  willkOrlich  hervorgemfene,  Folge  derselben.  Es  wftre  so- 
mit auch  ungerecht,  ans  dieser  Abweichung  von  dem  mittlem  Systeme  auf 
eine  tiefer  stehende  sittliche  und  menschliche  Bildung  Deutschlands  nnd  in 
Sonderheit  seiner  Regierungen  zn  schliessen.  Kbthwebr  scUiesst  in  allen 
Yerhültnissen  feinere  Rücksichten  ans. 

0)  ToneUig. 

Doch,  es  ist  mehr  als  Zdt,  die  Erörterung  zu  Ende  zn  bringen.  Es 
sei  aber  gestattet,  dieses  zn  thun  durch  eine  HIndentung  auf  das  Mittel,  wei- 
ches allgemein  eine  bessere  Ordnung  des  wichtigen  Gegenstandes  herbeisa- 
filhren  geeignet  erscheint. 

Wie  immer  die  Ansicht  des  Emzehien  über  die  theoretisch  beste  Lösung 
der  Asyl-  und  Flüchtlingsfrage  und  denen,  was  daran  hingt,  oder  über  die 
Handbarkeit  der  Sache  im  Leben  beschaffen  sein  mag;  darüber  kann  nur 
Eine  Stimme  sein,  dass  die  jetzige  Meinungsversohiedenheit  dsr  RegierangeB, 
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10  frie  4to  groiM  AbmU  der  TOMdiiedWftrtigBtea  G<Mlie,  Verträge  und 
Qewobnheitsreetite  ein  giwser  Uebelitud  i«t  Deno  IfefanugtrersduedeDheit 
Mmt  Becht  md  PiUdit  der  Slum  UnsiditBdi  der  intoniatioiialen  Rechts- 
piege  fllurt  tMrmgßimän  m  htafigen  md  wm  Thdle  hOebst  bitteren 
SMtl^eiten.  Die  Yerweigerung  einer  Hfilfe  irird  von  dem  Anfordemden 
eis  BegQnstigang  leiaer  Feinde,  vielleiclil  ab  «nTemutwortliclie  Genossen- 
Bohaft  mit  Yeibreebem  betraditet;  irtluread  der  Angaforderte  aieh  beleidigt 
findet  dnndi  eine  Zernntirnng,  welehe  ibn  dne  Berberei  und  deren  Erfüllung 
eine  Feigheit  erecbeint  Die  Klagen  Uber  Beiftstigungen  and  GeAhrdangen 
dnrch  die  jenseita  behecbergten  FliebtUnge  reisun  niebt  ab;  and  schon 
in  mehr  ab  Einem  Falle  iat  die  Siliitlamng  fiwt  bia  aar  Kriegserkläning 
gestiegen,  hat  niederbolt  sehr  beibe  Gegenmaassregeln  als  Retorsion  hervor- 
gerallHi.  Und  da  sidi  die  iKditisebe  I<eid«isdiaft  Ua  an  MordanfUlen  ge- 
steigert hat,  so  hat  ancb  das,  an  sieh  gewiss  sehr  gerechte,  Verlangen  nach 
Beaeitignng  der  Ge&hr  die  Fftrbang  der  persönlichen  Beleidigung  erhalten. 
Kaa  erinnere  sieh,  statt  aVes  Andeni,  an  die  Stimmung  der  franaöiischen 
Begiemng  gegen  England  nach  dem  Orsini*adien  Ifordansoblage.  Dnreh 
alle«  Dieses  aber  ist  ein  bisaUiihmr  Misateo  in  grosse  VölkerfaifaUtniase  ge- 
konuaen  und  ein  neuer  Zflndstoff  den  ohnedem  nur  allsn  «ahlreiehen  Streit- 
gründen  zugefügt.  Und  je  weniger  eine  schnelle  Berohigung  der  staatMchen 
Bewegungen  uaA  Yefsnche  sa  erwarten  steht,  wihrend  die.  Schnslligkeit  nnd 
Ldofatigkeit  der  Teihindnngen  nnter  Lflndern,  Ja  Weittbeilen  ins  Fabdbafte 
widut:  desto  sieherer  wird  das  Uebei  fntdaaem  nnd  selbst  «mehmsn.  Die 
grosse  Menge  nnd  Verschiedenheit  der  positiven  BeehtsqueDon  aber  ist  eine 
Qnal  nieht  nnr  ftlr  die  Uebersicht  nnd  Beherrscbnng  des  Gegenstandes,  sondern 
noch  weit  mehr  fitr  die  AmtstUttigfceit  der  Behörden  aller  Art  £s  streift 
doeh  ftst  an  das  lAcberiiche,  wenn  über  diese  einzige  Frage  ganae  Saam- 
Inngen  fon  Yertiigen  m  Einem  Staate  abgeschlossen  nnd  angewendet  wer- 
den, nnter  sieh  vott  unmerklicher,  spitsfindiger  Unterschiede  nnd  ahweiehender 
kleiner  Beathnmangen. 

Nnn  ist  aber  woU  nnbestreitbar,  daas  die  gsn»  Frage  nnter  Staaten  wn* 
seotlich  gleicher  Gesittigong  anf  eine  gleiehmtesige  Weise  bestimmt  werden 
könnte.  Es  ist  ja  —  fielleicht  mit  einsehien,  genan  sn  beseiduienden  Aoa- 
nabmen  —  dieselbe  keine  Frage  der  Zeit,  des  Ortes,  der  Bagiemngsfonn, 
sondeni  ehie  gau  allgemeine,  menschliche.  Ebie  einzige,  keüieswegs  ans- 
gedehnte  Vereinbarung  würde  freundliche  Gesinnung  unter  den  Regierungen 
vnd  Staaten  nnd  ebne  grosse^  Yereinfiichnng  der  Geschäfte  herbeillihren, 
ttberdiess  sowohl  dem  Ganaen  als  dem  Ehmebien  eine  grossere  Sicherheit 
^klioher  Beebte  gewähren. 

Wo  nicht  als  das  einzige,  so  doch  jeden  Falles  ab  das  mrerlftnigete  und 
an  gleic|ier  Zeit  leichteste  und  schleunigste  Mittel  lor  Zuskandebringimg  einor 
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solchen  üeberdnstiiiimang  encheint  deim  ato  ein  besonderer  zu  die« 
sem  Ende  absubaltender  Congresi,  oder  —  findet  man  diese  Be- 
nennung m  nm&ssend  nnd  m  anspracbsroU  —  eine  Zasammenknnft  von 
besonders  beToUmftcht igten  Abgeordneten  der  terscbiedenen  Staaten. 

Es  sind  aUerdings  gegen  diesen  Oedanken  *)  Terscbiedene  EinwendimgeD 
gemaebt,  nnd  es  Ist  tbeils  seine  Kehtiglteit  an  sieb  bestritten,  tbdls  wenig- 
stens die  pralttiscbe  Ansftbrbarlieit  nnd  der  Natten  solcber  allgemeiner  Ver- 
abredungen gelängnet  worden.  Uit  Unrecht,  wie  nacbstefaende  Bemerkungen 
wohl  zeigen  werden. 

Wenn  nAmlich  die  Zweckmtssiglreit,  vielleicht  die  Erlanbtlieit,  einer  . 
Yereinbaning  unter  den  simmtUchen  europäischen  Staaten  Ton  TOmebcrein 
desshalb  bestritten  werden  will,  weU  der  GnsA  der  itzigen  Versehie- 
denhdt  der  Anschauungen  nnd  Bestimmungen  in  der  noch  immer  be- 
stehenden Yerschiedenheit  des  Charakters  der  Staaten  liege,  nnd  weil  der 
IhdiTidnalitftt  der  Staaten  die  Möglichkeit  einer  Geltendmachung  durch  be- 
sondere Verträge  Aber  Auslieferung  Ittt  wenigstens  noch  an  belassen  sei*): 
so  ist  es  schwer,  diesem  Grunde  eine  Tragweite  zu  geben.  Die  Verschieden* 
heit  der  enropfiischen  Staaten  hu  Beziehung  auf  ihre  inneren  Aa%aben  und 
auf  die  Mittel  zu  deren  Lösung ,  namentlich  also  auf  die  Verfiusungsform, 
ist  allerdings  noch  betrlchtlich  genug;  allein  dieselbe  kommt  hinslditlicb 
der  hier  vorliegenden  Frage  in  keinerlei  Betracht.  Rechtsstaaten  shid  sie 
sAmmtlich,  und  ihre  ideelle  Aufgabe  hinsichtlich  der  Herstellung  einer  Bechts- 
ordnnng,  Oberhaupt  ihr  VerhUtniss  zum  Bechtsgedanken,  ist  dundiaus  flber- 
einstimmend.  Die  Gesittigung  derselben,  wenigstens  der* Regierungen,  ist 
keineswegs  eine  spetifisch  rerschiedene.  üeberdiess  handelt  es  sich  gar 
nicht  davon,  irgend  eine  Ver&ndemng  in  den  inneren  Einrichtnngen,  welche 
jeder  Staat  nach  seinen  besonderen  Bedfirihissen,  Anschanungen  und  Gewohn- 
heiten triüt,  zu  verabreden;  alles  dieses  bliebe  bei  einer  Uebereinkunft 
über  das  Verhalten  zwischen  Staat  und  Staat  ganz  anberOhrt  Welches 
Interesse  sollte  nun  die  «IhdividualitAt»  eines  Jeden  einzeken  Staates  dabei 
haben,  durch  eine  Reihe  von  einzelnen  Vertragen  und  nicht  durch  eine  ge- 
meinschaftliche Verabredung  das  allgemein  Vemflnftige  und  AusAlhxtee 
anzuerkennen?  Dass  ein  jeder  Staat,  welcher  mit  den  in  dem  Gongrease 
beschlossenen  Bestimmungen  nicht  einverstanden  wflre,  sehie  ünterneichnung 
Yerweigem  und  sich  anf  das  itzige  VerhUtniss  znraekziehen  könnte,  versteht 
sich  von  selbst;  aber  kein  Grund,  noch  weniger  eine  Pflicfat,  zn  einer  Ver* 
einzlung  liegt  vor,  wenn  das  Verabredete  als  recht-  und  zwedanSssig  an  sieh 
erkannt  wttrde. 


1)  Ygl  die  Auinerkan«:  l  »uf  8.  "30. 

t)0,  Harquardsea,  in  Welcker's  ätMtdezicon,  Bd.  ii,  ü.  uig. 


Digitized  by  Google 


Die  TOlbemdiUidM  Lehr«  ?oai  Aeyle.  761 

Ebenso  urenig  mag  den  togebltcfaen  praktischen  Schwierigkeiten  ein 
entscheidendes  Gewicht  eingerftnmt  werden.  Es  sind  deren  zweierlei  geltend 
gemacht  worden:  die  Nothwendigkelt  Tcrschüdener  AnsUeiiniuigsfonnen  je 
nach  den  Yer&ssoDgeeinriehtnngen;  und  die  Versehiedenheit  des  AosUefe- 
rnngshadOrfnisses  je  nach  der  geographischen  Lage  der  Staaten,  oh  dieselhen 
nftmUch  durch  weite  Entfernungen  n  Land  oder  See  von  einander  getrennt 
seien,  oder  nahe  beisammen  liegen,  namentlich  lange  gemeinschaftliche  Land« 
grinse  haben  —  Was  das  erstere  betrüft,  so  wAre  natürlich  das  Aus- 
UeferungsYerlaugen  in  jedem  Staate  an  die  seiner  Organisation  nodi  dam 
geeignete  Befa^yrde  zu  richten;  allein  die  Feststelluttg  der  Bedingungen,  unter 
welchen  dasselbe  gestellt  werden  könnte,  z.  B.  die  Vorzeigung  einee  ge- 
richtlichen Baftbeiehles  oder,  wohl  noch  besser,  einee  gerichtlichen  Anklage- 
beschlusses, wftre  wohl  in  einer  allgemein  anwendbaren  Weise  sa  Stande  m 
bringen.  (S,  oben,  S.  697.)  —  Die  Verschiedenheit  der  geographischen  Lage 
aber  scheint  doch  in  der  That  nur  die  Häufigkeit  der  AosKeferungsfUle, 
keineswegs  aber  dein  Grundsata  selbst  tu  bertthten.  Oh  ein  flüchtiger  Ver- 
brecher eine  trockene  oder  eine  nasse  Grenze  lu  Qberschreiten  hatte^  macht 
in  Bedehnng  aof  seine  Stralbarkeit  nnd  auf  die  Pflicht  der  üeberlassung 
an  die  Gerichte  der  Terletilai  Bechtsordnung  keinen  Unterschied.  Ebenso 
luag  bei  grosser  rftumlicher  Entfernung  die  Anaüefemng,  so  weit  der  sitt- 
liche Uebclstand  unbestraften  Yevhrediens  und  die  Gefiüir  einer  Wieder^ 
bolong  in  Frage  steht,  seltner  erforderlich  erscheinett;  allein  ein  grond- 
sltilicher  Unterschied  kann  in  der  Verschiedenheit  des  Baumes  nicht, liegen, 
und  flberdiess  verschwindet  die  Bedeutung  dieses  Umstandes  bei  der  täg- 
lichen ErWhtomng  und  BescUennigung  de»  Verkehres  immer  mdir. 

Wirklich  im  Wege  stehen  nur  swei  Hindernisse,  und  auch  diese  nicht  der 
Sache  seUbst,  sondern  nur  dem  augenblicklichen  Vollzuge  und,  höchstens,  einer 
alsbaldigen  allgmnehien  Ausdehnung  der  Verabredung  auf  sfimmtliehe  gesit- 
tigte  Staaten,  ^nmal  der  Stand  der  wissensdmftlichen  Bearbeitung.  Die 
MeinnngsTerschiedettheit  Uber  Grundsatz,  Folgerungen  und  Ausnahmen  dauert 
lort  bis  zu  diesem  Augenblicke;  dadurch  wird  aber  die  Gewinnung  einer 
gleichlSmiigen  AnfEasaung  unter  den  Staatsmfinnern,  die  Annahme  eines 
von  Allen  anerkannten  Ausgangspunktes  erschwert.  Zweitens,  die  bis  zum 
Fanatismus  in  einzelnen  Lindem  gesteigerte  Tdksthflmlicbe  Entschiedenhett 
flir  eine  bestimmte  Ansicht,  nnd  leider  nicht  fhr  die  richtige.  Diese  hindert 
die  Regierungen  an  freier  Verfolgung  einer  bessern  Ansicht,  zumal  in  par- 
lamentarischen Staaten. 

Diesen  beiden  Hindernissen  mnss  allerdings  entgegengearbeitet  werden, 
wenn  eine  Vereinbarung  zu  Stande  kommen  soll.  Glttcklidierweise  ist  dieses 


1)  P.  ölr  O.  Uoroewall  Lowi»,  Oa  foreign  (utiiKUcÜoa ,  8.  16%. 
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nflglicb,  und  gelmi  sogv  Ate  MIMfll  gegen  beUd,  nvoigeteiiB  wriliigBct, 
Band  in  Hand. 

Dm  erste  Eilbtdenii8s  ist  eine  fertgeMUe  uteemchalUiciie  Dordfair* 
beitong  der  gaven  Lelire,  deren  sdilieMlicbeB  E^taisB»  udehee  ee  nan  aadi 
eadUich  sei,  doch  am  Ende  in  lo  eiaMier  Sache  eine  Gewinnong  grotter 
UebereinstimiDiing  sein  masa.  Der  Anfing  ist  Ja  bereite  gemaefai,  ond  die 
Bo  lange  Zeit  hindurch  nicht  mit  Emst  «ngefiwste  Frage  seit  weoigeB  Jahren 
TieUkch  nnd  grOndlich  erörtert  worden.  Koch  weiteres  kann  ond  soll  fi»lgen. 
Auch  hier,  wie  überall,  wird  es  freilich  an  QoMlcApfen  and  eigensinnigen 
Rechthabern  nicht  ÜBhlen;  allein  wenn  die  groose  Hehnahl  der  geaandea 
Menschen  sich  flir  eüi  Ergeboiss  wird  entscheideD  kflonen,  ist  filr  die  Be- 
nfttanng  im  Leben  das  Nathige  erreicht  Diese  wissensehsUliche  ErOrterang 
kann  denn  mm  aber  ohne  alle  Hindemisse  vor  sich  gehen. 

Schon  diese  Terfaandlongen  aber,  und  noch  mehr  ein  endliches  allgeaeia 
aneikanntes  Ergebniso  derselben,  würden  viel  beitragen  snr  Anlklinmg  der 
öffentlichen  Meinung.  Dass  es  langsam  ginge,  ist  freilieh  mslir  als  wahr> 
scheinlich.  Es  brancht  lange,  ehe  nen  gewonnene  Sfttie  dnreh  die  Tefsdiio- 
denen  Oattnngen  des  Schrütentlrams  eine  Ümstimmnng  der  Maaaen  bewirken. 
Aber  es  ist  keineswegs  nnmdgtich.  namentlich  wird  man  hier  wohl  auf  die, 
in  anderen  Besiebangen  freilich  nnwilnschenswerthcn,  flBhlbareii  Wirinmgen 
der  im  gegenwärtigen  Znstande  nnvermeidlichen  Strdti^eiten  rechnen  kfimien. 
Anch  Volker  werden  durch  Schaden  Uag;  ond  die  bei  solchen  Gelegenheiten 
nothwendig  entstehenden  TieUhehen  Erdrtemngen,  welche  darch  die  Unmitlel* 
barkeit  der  Beispiele  sehr  belehrend  sind,  mtlssen  michtig  daia  helfen.  Hier 
ist  es  denn  Sache  der  tfli^en  Presse,  anfldirend  nnd  flbemeagend  anf  die 
Massen  zn  wirken. 

Wenn  diess  nnn  aber  nicht  flberaU  so  schnell  nnd  so  TOlModig  geSagen 
sollte,  als  za  wttnschen  wftre,  z.  B.  also  Bnssland  anf  «ner  AnsUeforaag 
politischer  FlflchtUnge  bestehen  wollte,  oder  in  TgwgiiiH  und  notdamerika 
sich  grosse  Beste  ftlscher  Meimmgen  halten  sollten:  so  hinderte  dleas  die 
flbrigen  Staaten,  welche  im  Wesentlichen  so  gkieher  Anfliurang  gelangt 
wflren,  keineswegs  mit  einer  Yereinignng  nnter  sieh  n  beginnen.  Worin 
sollte  die  Unmöglichkeit,  oder  aaeh  nnr  die  Schwierigkeit  liegen,  darah  einen 
Congress  der  westenropflischen  Staaten  xn  einer  gemehisaaien  Uebereinknnft 
zn  gehingen?  Schon  jetit  shid  die  Ansichten  nnd  Gesetagebangen  dieser 
Begiemngen  ziemlich  ftberelnstinuaend;  eine  völlige  Vereinigang  anf  dae 
mittlere  Handloagsweise  aber  dürfte  (anch  ganx  abgeedwn  von  der  Maoh- 
hfllfe  einer  bessern  Theorie)  dadarch  erleichtert  werden,  dass  Tortheühafte 
Attsgieichongen  flir  das,  was  etwa  ongeme  aa||egeben  würde,  in  der  Thal 
vorhanden  wftren.  Wenn  nflmlich  %  B.  einzelne  Staaten  zn  dem  Grundsätze 
der  Kichtaasliefemag  wegen  staatlicher  Yergehen  nnr  angenie  ihie  Zostim- 
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mang  gäben;  so  könnte  eine  aBgemeineYereinbaraiiB  ndi  ein  gemeiniehnft- 
Ucfaes  nnd  wirksames  System  vorbeogender  Manaaregebi  entbalttti ,  dadurch 
aber  eine  jetzt  nngeltannte  Sicbemng  and  Beruhigung  bringen.  Man  nehme 
an,  dass  eine  der  verabredeten  Bedingnngen  fsstsetse,  ein  politischer  FlOcfat- 
ling  sei  in  einem  unmittelbar  anstossenden  Bta«te  gar  nicht,  und  aberhaupt 
nur  in  einer,  bestimmten  geographischen  Entfemung  von  den  Grenzen  des 
Staates,  gegen  den  er  sieh  vergangen,  m  dulden:  wflrde  dadurch  nicht  (um 
eben  jelit  bestehende  Yeihtitniase  ansufUiren)  Oesterreich  gegenftber  von 
Piemont,  Frankreich  gegen  Belgien  gewinnen?  Aber  eben  so  aaf  der  andern 
Seite,  d.  h.  bei  denjenigen  Staaten,  welche  ihrer  bisherigen  Beihftlfe  zu  frem- 
dem Bechtsschutze  etwas  beifügen  mflssten.  DnzweÜelhaft  würde  sich  z.  B. 
die  Schweiz  zu  den  eben  genannten,  und  vielleidit  nodi  wdtwen,  Torbedgnngs* 
maassr^^  sdiwer  verstehen.  Allein  wflre  es  unverstftndig  nnd  unehrenhaft, 
die  bisher  eingehaltene  grtesere  Freiheit  aufimgeben,  wenn  dagegen  nicht  nur 
eigene  Befreiung  von  nicht  ahreissenden  Beschwerden  nnd  Unannehmlichkeiten 
aller  Art  erlangt,  die  Veranlassung  zu  harten  und  auch  Ihr  Unschuldige  ver- 
derblichen Jtepressalien  beseitigt;  sondern  noch  der  Grundsatz,  dessen  Durch- 
setzung die  edleren  Geister  des  Volkes  als  Forderung  der  Gesittignog  be- 
trachteten, nflmlich  die  Asylberechtignng  politischer  Flflchtlinge,  zum  allge- 
meinen enropftischen  Bechte  erklärt  werden  könnte?  Schwierigkeiten  würden 
freilich  sein.  So  müsste  x.  B.  vielleicht  den  besonderen  Verhältnissen  Deutsch- 
hmd  in  so  ferne  Bechnung  getragen  werd^,  als  sich  der  Bund  nur  ala 
Gesammtbeit  und  gegen  Aussen  den  allgemeinen  Grundsätzen  anschlösse,  in 
seinem  Innern  aber,  d.  h.  ihr  die  Verhältnisse  der  Mitglieder  anter  sich, 
freie  Hand  für  besondere  Verabredungen  behielte.  Ist  doch  der  Grund- 
gedanke, welcher  in  der  ganzen  Sache  festgehalten  werden  moss,  der  der 
Mässigung,  dar  Anerkennung  der  BedOrfmsse  des  Lebens  Im  Gegensatze 
g^fen  blosse  logische  Starrheit.  £s  soll  dadurch  im  TCin«>|n^Ti  und  Gani»n 
das  erreichbare  Gute  an  die  Stelle  von  Streit  über  das  unbedingte  Becht, 
nnd  Anerkennung  der  verschiedenen  Bedürfiaisfle  an  die  Stelle  von  hoch- 
müthlge»  und  eigensinniger  Einseitigkeit  gesetzt  werdea  Und  von  derjenigen 
Auffassung  der  internationalen  Verhältnisse,  welche  die  Zollvereine,  die 
Verträge  über  die  Posten,  Eisenbahnen,  Telegraphen,  Nachdruck,  die  Ver- 
abredungen über  Heimathlose  zu  Stande  gebracht  hat,  welche  eine  gemein- 
schaftliche Qnaranläneordnung  verabredete,  darf  schliesslich  auch  hier  das 
Bessere,  wenn  schon  schwierig  zu  Stande  zu  Bringende  erwartet  werden. 

Im  schlimmsten  Falle  aber  würde  sogar  eine  Verabredung  anter  nur 
wenigeren  Staaten  ein  grosser  Gewinn;  zunächst  filir  die  Betheiligten  dann 
aber,  nnd  hauptsächlich  als  Anfang  nnd  zwingender  Vorgang. 

Einer  besondeni  Erwägung  könnte  bei  jeglicher  Ausdehnung  des  Ver- 
eines anch  noch  die  Frage  unterzogen  werden,  ob  nicht  zur  Entscbeidnitg 
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Uber  ziraiMuifte  Fragen  ein  TdUnmehÜiches  Scbiedigericht  xn  beildlML 
wftre;  wenigstens  fOr  die  erste  Zeit,  bis  sor  BÜdnng  eines  Gewolmheits- 
reebtes.  Es  ist  wobl  erlanbt,  SUbn  B^tt*8  Pinn  im  Gänsen  n  beilcbehi, 
und  docb  sieb  m  der  Ansidit  n  bekennen,  dnss  eine  Aosdebnnng  des 
scbiedsriebter^cben  Yeriidirens  nur  Ordnung  einseineff  bestinunter  Fngen 
ein  grosser  Gewinn  nnd  Iceine  thatsicMiche  UnmOgUcblceit  wire. 

So  viel  ist  jeden  Falles  gewiss,  dass  der  jeliige  Znstand  der  inter- 
nationalen BechtsbAlfe  eine  ünebre  filr  die  Wlssenscbaft.nnd  ein  Uebel  flir 
das  Leben  ist;  nnd  dass  es  also  einer  Abbilife  bedgrf.  Will  also  dem  for- 
stebendeu  Yorscblage  kein  GebOr  gegeben  werden,  so  ist  jeder  andere  bessere, 
das  beisst  ansfllbrbarere,  willkommen  m  beissen.  Möge  er  nur  g^niaehl 
werden! 
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Ueber  yölkerreclitawidxige  KnegsmitteL 

Dio  Ef'den  und  Beschlüsse  jener  YersaminluDgen  von  Friedensfreunden 
sind  lilDgst  verhallt  ohne  irgend  einen  Erfolg:  im  Gegcnthcile  hat  Europa, 
dessen  Gesittignng  man  der  Barbarei  (Je-^  Krieges  ent^vachiseu  erklörte,  in 
den  letirten  Jahren  so  blutige  Kriege  als  je  zuvor  erlebt,  und  es  sieht  wahr- 
lich nicht  danach  aus,  als  wenn  sie  die  letzten  Beispiele  dieser  entsetzlichen 
SelbsthOlfe  der  Staaten  sein  sollten.  Wie  immer  man  urtheilen  mag  von  der 
ünzweckmfissigkeit  des  Krieges  als  Rechtsmittel,  nnd  von  der  Folgewidrig- 
keit der  Hinschlachtung  vieler  Tausender  von  Unschuldigen  auf  den  Befehl 
derselben  Staaten,  welche  selbst  dem  Schuldigsten  ihrer  ünterthanen  nur 
nach  den  genauesten  Untersuchungen  und  unter  Anwendung  aller  denkbaren 
Sicherungsmittel  das  Leben  absprechen;  wie  sehr  man  davon  überzeugt  sein 
mag,  dass  die  durch  eiuen  Krieg  möglicherweise  zu  gewinnenden  Vortheile 
ganz  verschwinden  gegen  die  unberechenbaren  Nachthdle  desselben  ttlr  Staaten 
und  Völker;  kurz,  wie  sehr  man  den  Krieg  verabscheuen  mag:  auf  eine 
Wiederkehr  von  Kri<'!7en  muss  man  gefasst  sein.  Wer  in  der  jetzigen  Welt- 
lage an  eine  Ertuilung  der  Bemühungen  der  Friedensfreundr  trl;iubt,  mag 
vielleicht  von  woUlwullender  Gesiimuiig}  aber  siclicr  nicht  von  praktischem 
Verstände,  Zcugniss  ablegen. 

VerluUt  sich  dem  nun  aber  eben  so  bei  Solchf  ii .  welche  wenigstens  be- 
stimmte einzelne  Uebel  der  jetzigen  Kriegtuln  ihil^'  beseitigen  und  für 
deren  Unterlassung  eine  allgemeine  völkerrechtliche  Anerkennung  erwirken 
möchten  ?  Viele  werden  allerdings  dieser  Meinung  sein.  Es  wird  ihnen  eben 
so  unpraktisch  bedtluken,  die  Gewaltigen  der  Erde  von  der  nutzlosen  Un- 
menschlichkeit einzelner  bestimmter  Kriegshandlungen  überzeugen  zu  wollen, 
als  von  der  Barbarei  des  Krieges  überhaupt.  Und  selbst  besten  Falles  wird 
ihnen  der  einzige  zu  einem  solchen  Ziele  führende  Weg,  nämlich  die  Gewin- 
nung einer  unwiderstehlichen  öffentlichen  Meinung,  so  unabsehbar  weit  er- 
acheinea,  dass  sie  seine  Betretung  fOr  eitel  Zeitverlust  und  Vers&umung 
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nOtdkkerer  weil  erreichbarer  Zwecke  erldftren.  Dennoch  liegen  wohl  in  der 
That  die  DiBge  anders;  es  will  vielmelir  bedtlnken,  dass  es  ndgiich  sei,  Ver- 
besserungen der  fraglichen  Art  wenigstens  zur  Sinrache  zn  bringen,  ohne  dass 
man  dem  Yorwnrfe  uatzloser  Phantasterei  nothwendig  verfiele. 

Wer  nftmlich  nicht  absichtlich  seine  Angen  gegen  widrige  Thatsacben 
▼ersehliesst,  mnss  bemerken,  dass  keineswegs  Uoe  die  Hoftraogen  auf  ein 
gfinzliches  Unterbleiben  der  Kriege  sich  als  leer  erwiesen  haben,  sondern 
dass  sogar  die  Kriege  nodi  weit  vnheilToller  als  froher  theils  bereits  gewor^ 
den  sind,  theils  kflnftig  m  werden  drohen.  Diess  aber  in  doppelter  Beaehnng. 

Einmal  hat  es  sich  dorch  eine  grausame  Ironie  des  Zofalles  begeben, 
dass  gerade  die  gestiegene  Gedttigung  und  vor  Allem  die  hohe  Ansbildnng 
aller  Technik ,  welche  man  als  Hauptgründe  für  die  künftige  ünmO^chkdt 
eines  Krieges  gepriesen  hatte,  die  Mittel  zn  einer  weit  verheerenderen  nnd 
iHlher  onbekannte  Leiden  mit  sich  bringenden  Kriegsfahrang  liefen.  Die  all- 
gemeiner verbreitete  und  tiefergebende  Kenntnias  der  Katturwissenacfaaften  hat 
neben  den  grossen  Friedenserfindnngen  anch  neoe  Zerstflrangsmittel  geUefiort, 
welche  die  froheren  an  F^irchtbarkeit  weit  hinter  sich  lassen.  Es  sind  s.  B. 
die  Fenerwaffm,  nnd  zwar  sowohl  die  Qeschotze  als  die  kleineren,  dnrch 
nnenntidliche  Yersiclie  nnd  doreb  Anwendung  der  gelehrtesten  und  scharf- 
sinmgsten  Terfahrensarten  nach  Tragweite,  Sicherheit  des  Treiena,  Zerstö- 
rungskraft so  vervollkommnet  worden,  dass  sie  die  Temichtong  von  Menschen 
und  Dingen  in  froher  unmöglichen  Ausdehnnngeu  gestatten.  IKe  Fortschrittte 
der  Schiffbaoknnst,  der  Physik  und  der  Mechanik  haben  die  Erbauung  von 
schwimmenden  ISriegsmascfainen  emiügllcht,  welche  den  Kriegen  eine  froher 
gau  unbekannte  und  onmOgUche  Ausdehnung  zn  geben  erlauben.  Es  können 
durch  die  von  Dampf  bewegten  Kriegsflotten  nnd  ungeheuren  T^ansportsdiÜfe 
it^t  ganze  Heere  mit  einem  Male  nnd  unabhängig  von  Wind  und  Wetter  an 
eine  fremde  KOste  geworÜBn,  dadurch  aber  Lander  in  Ge&hr  von  YerwOstnng 
und  Untetjoehuug  gebracht  werden,  welche  sidi  frOber  frd  von  Jedem  un- 
mittelbaren  Kriegsobel  glauben  durften.  Es  ist  wahrscheinlich ,  dass  stahl- 
gepanzerte Schiffe  aller  bisherigen  Yertheldigungseinrichtnngen  zu  spotten 
und  Yerbeerong  in  Seehafen  und  Flösse  zu  tragen  vermögen ,  welche  noch 
vor  einigen  Jahren  für  unangreifbar  galten.  Ausserdem  ist  nicht  zn  ver^ 
gessen,  dass  der  durch  einen  Uuigen  glflckliehen  Frieden  sehr  gesteigerte 
Beicbthum  der  YOlker  lücht  blos  die  Mittel  zn  höherem  Genüsse  und  zur 
Errichtung  stannenswerther  Friedensmittel  gewährt,  sondern  auch  durch 
libelhaft  grosse  Anlehen  und  um  das  Yiel&che  gestiegene  Auflagen  das  zur 
Kri^Sfilhrong  unerUssüche  Geld  in  froher  unbekannter,  fast  ungemessener 
FOUe  liefert,  dadurch  aber  die  Kriege  thdls  IddUer,  theils  umfiingreicher 
macht.  —  Mit  Einem  Worte,  die  Fortschritte  der  gesittigten  YOlker  haben 
Mich  die  Kriegführung  ausgebildet,  so  dass  sie  an  Furchtbarkeit  das  noch 


Digitized  by  Google 


Ueber  vfllkwrrecMnrUrigt  Kricgmfttel.  767 

vor  dlligen  Geiwntionen  Mögliche  in  demselben  Grade  fibertiÜft,  wie  dieses 
Miner  Scüb  Aber  den  Zeratl^ningainitteln  des  Mittelalters  oder  der  halbwilden 
T6]ker  itand. 

Zweitens  aber  haben  die  Begebenheiten  der  letzten  Kriege ,  namentlicli 
aber^die  des  itidienischen ,  gezeigt,  dass  sich  caropftiscbe  Hftchte  nicht  be< 
denken,  nach  ansgebrocfaenan  Kriege  zur  Beschidignug  und  Schwächung  des 
Friedens  Maassregeln  poUtiseber  Art  tu  ergreifen ,  welche  man  in  froheren 
Zeiten  gar  nicht  oder  doch  nur  in  sehr  kleinem  Maasse  benitzte,  and  die 
man  kaum  als  ehrenhaft  betrachtet  hfttte.  Es  ist  diess  die  Verwendung 
von  barbarischen  Kriegsvölkem  zur  weiten  Verbreitung  eines  lähmenden 
Schreckens;  die  Yerftthrung  der  gegenüberstehenden  Trappen  zur  Fahnen» 
flocht;  endlich  die  Aufwieglung  weit  entlegener  Gebietstheile  des  Gegners. 
Von  welcher  Tragweite  diese  Maassregeln  sind ,  und  wie  sehr  sie  zu  einer 
Ansdehnong  der  Kriegsübel  beitragen  müssen,  bedarf  nicht  erst  einer  Er- 
örterung; namentlich  aber  würden  sie  sich  erst  in  ihrer  ganzen  Tragweite 
zeigen,  wenn  sie,  wie  doch  bei  wiederholter  Anwendung  nicht  fehlen  könnte, 
dorch  Retorsionen  nnd  K(  i>ressalit'n  in  allgemeinen  Gebrauch  kämen. 

So  entsteht  denn  die  i  ragt  ,  ob  wirklidi  das  Menschengeschlecht,  nicht 
nur  trotz  steigender  Bildung,  sondern  vielmehr  theilweise  geradi-  dureh  Be- 
nützung derselben,  zu  einer  uubeiecbeubareu  Steigerung  der  Ki  iegu  und  ilirer 
Uebel  vcrurtbeilt  ist? 

Mehr  als  naiv  wäre  es,  zu  hoffen,  dass  die  Staatt  u  durch  Vorstellungen 
über  die  Furchtbai  k  it  der  neu  erftindenen  Zt  rstöningsmittel  bewogen  wer- 
den kuiiiiten .  sich,  im  \NrM;i  des  Vertrages ,  /u  einer  Niehtbenützung 
derselben  zu  i  utschliessen.  P^uunal  erfundene  Kriegawtrkzeuge  und  Kriegs- 
einricbtungen  werden  gebraucht  werden,  wus  uian  immer  vom  sittlichen  und 
sentimentalen  St;uidj)unkte  aus  dagegen  einwenden  kann.  Wenn  sie  auch, 
von  beiden  Sejicu  glLicluü.i^Äig  gebraucht,  keine  \  i  l  anderung  in  den  Macht- 
verhältnissen hervürl>ringcn ,  sondern  nur  fui  alJe  Theilc  grössere  Uebel  zur 
Folge  haben,  so  muss  doch  jeder  Staut  zu  ihiuii  greifen,  um  nicht  durch 
einseitige  ISth.uiüug  beim  Alteu  reiaiiv  scliwilcher  zu  werden.  Wie  seiner 
Zeit  die  Klagen  über  die  Uinitterlichkeit  des  Feuergewehrs  keineswegs  von 
Eiufilhrujug  desselben  abliieltuu;  wie  die  vom  revolutionäre«  l  i.iukreirh  er- 
sonnene  allgemeine  Kriegsdienspflicht  die  kleinen  geworbenen  Heere  überall 
beseitigte  und  bei  allen  Völkern  eine  neue  grösseste  Last,  die  Blutsteuer, 
eiuiuhrte :  so  ist  es  bereits  geschehen  und  wird  es  noch  weiter  der  Füll  sein 
hinsichtlich  der  gezogenen  Kanonen,  der  Spitzkugeln,  der  verbesserten 
Büchsen,  der  stahlgepan/crten  Widderschifie  uiid  -chwimmeuden  Battiric  i  ii, 
der  Sclu-uubenlinienschiffe  u.  s.  w.  Und  selbst  su  im,  wie  kaum  zu  bezweifeln 
ist,  noch  anderweitige,  vielleicht  noch  furcht bartre  Zerstörungsniiltel  wer- 
den cräouueu  werden,  so  ist  anch  deren  möglichbt  schueller,  allgemeiner 
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mnftliniog  md  «ntgedelintester  Yemndiug  entgegen  sn  Beben.  Die  Sleige- 
rtng  der  techniechen  QescUckliGlikeii  irird  allerdings  eof  diese  Weise  mm 
Flacbe  ÜBr  die  Mensebheit;  allein  sie  kann  nicbl  rückgängig  gemaebt  weiden 
und,  einmal  vorliasden,  nicht  onbenfltrt  bleiben. 

Yernftoftigerweise  kann  «Isn  nnr  nntemdit  irerden,  ob  nicht  ^e  mit 
«den  neoen  tecboiacben  ZerstArnngsmitteln  anagerttateten  Begtemngen  wenig- 
stens die  Piücbt  haben,  anf  die  andere  Qtttong  der  ebenMs  drohenden 
gesteigerten  KriegaDdUiel  zo  venkhten? 

Das  eoropliiebe  Yolkerrecbt  hat  m  keiner  Zeit  die  Inwendnng  aller 
nud  jeder  Mittel,  welche  einem  Feinde  n  acfaaden  ren&ochten,  gebilligt 
Es  ist  bebannt,  dass  der  Gebraneh  gewisser  Wata  und  OesdiOBse,  jL  fi.  dar 
Kettenkugelu,  deä  gehackten  Bleies,  der  Mägel,  Glasstflcke  a.  dgl.  für  TOlker- 
recbtswidrig  gilt ').  Es  ist  nicht  erlanht,  Mencbelmord  gegen  einen  Feind 
zn  begehen ,  und  es  darf  dessbalb  ancb  kein  Preis  auf  den  Kopf  eines  feind- 
lieben  AnfBbrers  gesetzt  werden  Vergiftung  von  Bnumen  und  Lebens- 
mittel, Zusendung  von  Pestkranken  ist  untersagt  Es  darf  keine  falsche 
Flagge  beim  Angriffe  anf  ein  feindliches  Schiff  aufgezogen  und  dadurch  das- 
selbe  in  falsche  Sicherheit  gewiegt  werden  Die  Niedermetzelung  wehrloser 
Gefangener  oder  Solcher,  welche  sich  ergeben  wollen,  ist  gegen  das  Völker- 
recht,  Fälle  von  Retorsion  oder  von  Sorge  ftlr  eigene  Sicherheit  abgerechnet  •). 
Es  gilt  für  eine  schimpfliche .  eines  gesittigten  Staates  unwürdige  Barbarei, 
ohne  unmittL-lbare  Nothwendigkeit  für  Kriegszwecke  das  feindliche  Land  m 
verheeren,  das  Eigenthum  der  Bürger  wegzunehmen,  sie  persönlich  zu  niiss- 
handeln  Es  gilt  ferner  als  unehrenhaft  und  den  Gesetzen  eines  ofleniii 
Z\veikanii)fes  zuwiderlaufend :   eine  Hintergehung  des  Feiudub  durch  eine 


1)  Von  allen  t^cbriftoteUera  Uber  VÜlkerreebt  iclüy  nkerthoek,  (^iMstJar.  pobL,  Uh.U 
e.  1,  d«r  etiurig«,  wflMhtt  Jed«  Art  von  Vemiektooir  «i4ll«MUUIffuiff  teFMsdw  fb  eriattM 
erklärt;  es  !<<t  ihm  Jedoch  2u  Jodi^r  7.(^11  von  iiIK-n  Soften  eillaefaiAdeil  Wid«n|»tOCll«a  WOfdMb 
luwl  «ach  die  uuzweifelhafteste  (iewolinbeit  Ut  ^egen  ibn. 

S)  S.  Msrtens,  PiM*      droit  d«  ff«u,  6d.  S,  B.  4SS,  AoOMtk.  d;  Klflbn,  Suof. 
Völkerr..  g  214;  OrtoUBf. Plpfannaile  d«  Im  nier,  Bd.  II,  a.  SB Heffler,  Bato|>.  TSlkecr^  ^ 
S.  Aufl.,  8.  220. 

5)  S.  Vattel,  Bnohm,  |1SS<^.;  J.3.  Moser,  Venndi  de«  nwwrtea  vm^yJLM^  B4.IX, 

li  8.  130  fg. :  Mnrtcns,  VrMi.  S.  iCA. 

4)  S.  H.  Qrotlus»  Do  Jure  belli  et  pacU,  Lib.  III,  c.  i,  f  16;  Vailel,  a.a.O.;  Martern, 
a.  a.  O.,  8.408;  Klttl^eff  a.  a  o.,  IS44;  Oke  If aunlor,  Commeotariea  on  tb«  law  of  mIImm, 
8.  150;  Iloffter,  Völkerreclil .  2.  Ausg.,  ».  2ir»  fK.  Kine  Anzahl  älterer  hesomlerer  .\lihHuJ- 
Innffen  ttbor  4ea  QogeiwtaDd  a.  bei  Ompteda,  Literatur  dea  V.R.'8,  Bd. II,  S. 636;  unter  dieaea 
•bor  inatwMiidef«:  Trlakbnalus,  D« UHeito T«iMiialonmi aimorsn «ib.  issSi  Oftee^i» 
Da  aindi  BiMUa.   Knuicf.,  i(^:»s,  4. 

6)  8.  OftoUn,  Diplomatte  de  la  mer,  öd.  3,  Bd.  II,  ü.  id. 

«)  8.  J,  J.  lfo««r,  Veimdi,  Bd.  EE,  t,  8.  MO;  Vattel,  Boeh  m,  •  mtg.;  ICartes», 

Priels,  I  27.'.;  Klüher,  u.  a.  O.,  •  «49;  Wh.  .iton,  filcmeu«  du  droit  intern.,  Piirt.  IV,  ch.  i, 
fl;  OkeManning,  a.a.O.,  8.156;  Uotfter,  a.a.O.,  S.üi.  liODograpliiMi  •.  bei  Ompteda, 
UtMater.  M  n.  8.  SM«,  md  bd  Kaaipts,  8.  Wtg. 

7)  S.  II.  Grotiu».  iktcli  Ol,  Kap.  5  «.  S}  V«tt«l,  Bodi  DI,  Eftp.  ^  •  ISS«.;  Matlsai, 
«  mi  Hemer,  8.  m  tg. 


Digitized  by  Google 


lieber  völkerrechtswidrige  Kricgsmittel.  769 

positive  Loge  oder  durch  Nichteinhalten  eines  bestimmt  gegebenen  Wortes; 
absicbtlicbes  Trachten  nach  dem  Leben  des  feindlichen  Staatsoberhauptes; 
dJe  ErOffinang  des  Krieges  ohne  Torangegangone  Erklärung ;  die  Bestechung 
feindllclwr  Feldherren.  Mag  anch  die  Gewohnheit  in  dem  einen  oder  dem 
andon  dieser  Punkte  schwanken,  so  trifft  docly^i^^gen,  welche  hinterlistig 
oder  ober  die  Gebflhr  gevalttbfltig  verfahren ,  harter  Tadel,  und  es  geht 
^cberlkh  die  Richtnng  nicht  auf  eine  Minderung  oder  Abschwächung  dieser 
Ffllle,  sondern  im  Gegenthefle  auf  ihre  Befestigung  und  Hodihattnng.  Diesa 
Alles  aber  hat  seinen  gnten  Grand,  nnd  man  hat  mit  den  Folgen  eines 
Principe«,  nicht  aber  mit  einzelnen  nnd  inconseqnenten  Menschlicbkeits- 
Bflcksichten  mitten  in  einem  Zei^tOrnngswerke  zn  thon.  Es  sind  nflmllch 
alle  jene  Erleichterongen  der  Kriegsftbel  nor  folgerichtige  Ableitungen  ans 
dem  TOlkerrechtUch  feststehenden  Begriffe  nnd  Zwecke  des  Krieges. 

Der  Krieg  ist  die  Anwendung  von  Gewaltmitteln  zur  Yertheidignng  eines 
bedrohten  oder  bereits  yerletsten  Becl^tes.  Es  soll  der  unrechtlich  handelnde 
Staat  durch  die  Anwendung  von  Waffengewalt  genOthigt  werden,  von  einer 
Fortsetaung  seines  ?erlettenden  Benehmens  ahtnstehen,  wo  möglich  auch, 
dem  Begriffe  nach  sogar  nothwendigerweise,  zur  Sicherleistung  wegen  kOnftigen 
friedliehen  Benehmens  nnd  zu  vollstftndigem  Schadenersätze.  Alle  Mittd, 
welche  geeignet  sind,  den  Widerstand  des  Feindes  niederzuschlagen  und 
seine  Waffenmacht  zn  schwScfaen,  und  erlaubt,  mOgen  sie  auch  noch  so  Mr- 
stOrend  und  schädlich  Ar  ihn  sein.  Aber  das  Begehen  eines  Unrechtes  von 
seiner  Seite  berechtigt  keineswegs  selbst  Unrecht  zu  thun,  also  namentlich 
aber  die  zur  Besiegu&g  des  Gegners  nOthigen  Gewaltmittel  hinauszugehen 
und  einen  Schaden  anzurichten,  welcher  die  militflrische  Widerstandifthig- 
kelt  des  Feindes  nicht  verminderte,  somit  eine  zwecklose  Besehidignng,  und 
2war  im  Zweifel  ganz  Unschuldiger,  wftre.  Auch  kann  eine  vQUige  Yemich- 
tnng  der  staatlichen  Existenz  des  Gegners  nicht  als  eine  ertoubte  Folge  eines 
an  sich  rechtmässigen  Krieges  betrachtet  werden.  Es  mögen  ihm  zn  unserer 
künftigen  Sicherheit  oder  zur  Entschädigung  Gebietstheile  und  Becfate  abge- 
nommen und  beim  Frieden  rechtlich  von  ihm  erworben  werden;  allein  die 
blosse  Xhataache  eines  einmaligett  Rechtsstreites  genflgt  nicht  zu  einer  blei» 
benden  Eroberung  des  ganzen  Staates  oder  zu  einer  ZerstQckelung  seines 
Gebietes.  Diese  mag  nur  etwa  dann  stattfinden,  wenn  die  Effthrung  be- 
weist, dass  die  Sicheriieit  anderer  Staaten  ganz  unvereinbar  ist  mit  dem 
Bestände  des  Jetzt  besiegten  Feindes. 

Ist  dem  nun  aber  also,  so  wird  es  sich  auch  vertfaeidigen  lassen,  wenn 
die  oben  bereits-  genannten,  in  den  letzten  Kriegen  entweder  wirklich  vor- 
gekommenen oder  do<di  wenigstens  in  Aussicht  gestellten  Maassregeln  zur 
Klasse  der  nicht  gestatteten  gezählt  werden,  und  demnach  ihre  künftige 

Unterlassung  im  Kamen  des  europäischen  Völkerrechtes  verlangt  wird. 
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Was  zuerst  die  VliwiikIuii«  l>;irl)ari<!''lipr  Kriogs Völker  betrifft, 
so  handelt  es  sich  zunächst  von  den  zum  französi«:chen  Heere  aus  Afrika 
beigezogenen  sog.  Turcos,  einer  aus  Eingt  borenen  des  französischen  Alge- 
riens, Kabylen  und  Negern  zusammengesetzten  Truppe. 

In  wie  ferne  die  Bildung  solcher  einheimischer  Kriegshaufen  und  ihre 
Verwendung  im  Lande  selbst,  somit  zu  den  dort  zu  ftihrenden  Kriegen,  für 
Frankreich  nothwendig  oder  wenigstens  zweckmässig  ist ,  mag  dahin  gestellt 
bleiben.  Es  kann  sein ,  dass  barbarische  Feinde  am  besten  bekämpft  wer- 
den durch  ähnliche  Barbaren;  das  Klima  kann  die  möglichste  Erleichterung 
europäischer  Truppen  bei  gewissen  Diensten  erfordern;  die  eigene  Anwer- 
bung und  Bezaldung  vermindert  die  verfügbareu  Kräfte  der  feindlich  gesinnten 
Stämme;  in  dem  selbst  uoch  wilden  Lande  ist  die  Anwesenheit  von  "Wilden 
von  geringer  SchudUchkeit;  möglicherweise  ist  sogar  die  Gewöhnung  an 
europäische  Kriegszucht  und  an  manche  gesittigte  Gewohnheit  eine  Art  von 
Civilisationsmittel  für  die  Eingeborenen.  Allein  diess  Alles  ist  rein  örtlich 
und  rechtfertigt  einen  Gebrauch  der  afrikanischen  Barbaren  in  einem  euro- 
päischen Kriege  und  in  einem  euroi)üischen  Lande  noch  nicht.  Das  Völker- 
recht beruht  wesentlich  auf  der  Ge^ittigung  und  entspricht  der  Stufe  der- 
selben; es  ist  daher  auch  zu  allen  Zeiten  verschieden  gewesen  je  nach  dem 
Bildungsstande  der  betheiligten  Nationen. 

Nattirlich  wird  gegen  die  Verwendung  von  barbarischen  Trupi)en  nicht 
desshalb  Einsprache  gtthan,  weil  ihre  Kampfweise  eine  fremdartige  ist, 
Sie  mag  wild  und  den  Gewohnlieiten  europäischer  Heere  unangemessen  sein; 
allein  dass  sie  an  und  für  sich  unerlaubt  sei,  etwa  eine  Analogie  habe  mit 
den  vom  Völkerrechte  untersagten  oben  angeführten  Kriegsmitteln,  wird 
nicht  behauptet.  Der  f\'ind  hat  kein  Recht  darauf,  nur  in  derjenigen  Art 
angegriffen  zu  werden,  auf  welche  er  gefasst  war,  und  er  kann  nicht  ver- 
langen, dass  man  nur  solche  Truppen  gegen  ihn  führe,  an  deren  Kampf- 
sitten er  gewöhnt  ist.  Seine  Sache  ist  es,  die  eigenen  Soldaten  einzuüben 
gegen  neue  Gegner.  Es  kann  auch  von  einer  kriegführenden  Macht 
nicht  erwartet  werden,  dass  sie  Hülfsmittel  unbenutzt  lasse,  blos  weil  sie 
dem  Gegner  besonders  unangenehm  sind.  Endlich  wäre  es  lächerlich,  aus 
der  nicht  grossen  Zahl  der  nach  Italien  gezogenen  Algierer  die  Ueberflüssig- 
keit  ihrer  Benützung  und  die  Möglichkeit  der  ausschliesslichen  Verwendung 
bloss  europäischer  Regimenter  beweisen  zu  wollen.  Auch  die  Ersparung 
einer  kleinen  Anzahl  von  Franzosen  ist  ein  Vortheil,  dessen  Anwendung  in 
dem  Belieben  des  Kriegsherrn  liegt.  In  so  ferne  möchte  es  also  scheinen, 
als  sei  die  Verwendung  auch  ganz  barbarischer  Hülfsvölker  lediglich  in  das 
Ermessen  Desjenigen  gestellt,  welcher  sie  zu  verwenden,  &\so  seinem  Be- 
fehle gehorsam  zu  machen  und  in  Verbindung  mit  seinen  übrigen  Streit- 
kräften 2u  bringen  gedenkt.  —  Allein  es  liegen  sonstige  schwere  Bedenken 
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vor.  Es  liegt  nÄmlich  in  der  Natur  der  Sache,  dass  solche  uncivilisiite 
Truppen  von  zweierlei  schwerem  Unfoge  nicht  abgehnlttn  werdfiD  kOonen. 
Einmal  ist  ihre  Bchaodliing  von  Verwundeten  and  Gefangenen  grausam, 
nnd  es  steht  nicht  zu  erwarten ,  da?";  auch  noch  so  strenge  Vorschriften 
sie  davon  abhalten  können.  Durch  solche  Handlungen  wird  mm  aber  kein 
Einflnss  auf  die  militärische  Entsfhridnng  ansgettbt,  sondern  nur  eine  An» 
sahl  von  unnöthigen  Uebehi  hcrbrigf  fnlirt.  Auch  darf  nicht  vergessen  wer- 
den, dass  ein  dcrartigps  wildes  Verfahren  unvermeidlich  zu  Retorsionen 
fülirt ,  dadurch  aber  der  Krieg  immer  unnienschlicher  wird.  Sodann  aber 
sind  solche  Barbaren  eine  entsetzliche  Plagi?  fUr  die  Bevölkerung  der  LAn- 
der,  uid  xwar  fast  gleichm&ssi^  fiu  Fi  (  und  ond  fhr  Feind.  Tödtungen, 
Schändungen,  Plünderungen  der  Einwohner  können  nicht  Terhfttet  werden; 
in  der  Nfthe  solcher  Wilder  hört  jede  Sicherheit  der  Personen  nnd  des 
Eigenthnmes  anf,  das  Heiligste  wird  nicht  geachtet.  Wenn  nnn  selbst  die 
Krieger  gesittigter  Nationen  nur  allzu  grosses  Uebel  Aber  die  von  ihnen 
ftherzogenen  Landstriehe  verbreiten,  so  ist  es  gewiss  der  Uensctalichkeit 
nnd  der  Bildung  eines  eoroplischen  Staates  nnwflrdig ,  dieses  ünglflck  dnrch 
Wilde  noch  bis  smn  Unerträglichen  m  steigern. 

Allerdings  lassen  sich  ans  der  Kriegsgeschichte  Beispiele  von  der  Ter- 
wendnng  ähnlicher  Soldtmppen  oder  Bondesgenossen  anführen,  so  x.  B.  die 
Oewinnnng  von  indianischen  Wilden  in  nordamerikanischen  Kriegen,  die 
Benfltsnng  von  Tscherkessen  gegen  die  anfstftndischen  Polen  n.  s.  w.  Allein 
es  ist  dieses  avch  m  Jeder  Zeit  als  völkerrechtswidrig  betrachtet  worden. 
Wer  kennt  t.  B.  nicht  die  erschattemde  Brkttmng  Lord  Chatham*s  im  eqg- 
lischen  Parliamente  gegen  die  Yerwendnng  der  «indianiBchen  Blnttade?» 
Wie  lant  irar  die  Missbillignng  des  Gebraoches  jener  wilden  Bergvdlkev, 
ab  deren  gransame  Behandlung  der  Einwohner  eroberter  Stidte  bekannt 
wurde! 

Die  QriUue  mag  nicht  ganz  leicht  m  dehen  sein,  namentlich  ftr  jene 
Staaten,  deren  Gesittignng  sich  in  den  entfernten  Oegeoden  des  eigenen  Landes 
allmlhUg  in  Barbarei  verliert  Ob  und  wie  weit  es  i.  B.  Bnssland  nach 
enropftisehem  Völkerrechte  zusteht,  seine  Nomadenhorden  in  einem  mitten 
in  Europa  zu  führenden  Krieg  hereinzuziehen,  ist  schwer  za  sagen.  Allein 
darflher  sollte  doch  kein  Zweifel  sehi,  dass  es  der  Gesittigong  Fhmkrelchs 
nicht  würdig  ist,  zur  Ausfecbtung  von  Zerwfirfiüssen  mit  enropAischen  Ifächten 
seine  afrikanischen  Wilden  herbeizufUhren  und  sich  dadurch  selbst  anf  eine 
tief  unter  seiner  eigenen  Bildung  stehende  Stufe  ösr  Gesittigong  zu  stdlen. 
Die  Aufreehterhaltung  seiner  Macht  erfbrdert  dieses  Mittel  sicher  nicht; 
und  es  würden  die  übrigen  europftiscfaen  Staaten  in  ihrem  Bechte  sehi, 
sie  ntanlicb  nur  anf  dem  gemeinschalüichen  Standpunkte  der  Gesittignng 
handeln,  wenn  sie  die  Wiederholung. einer  Yerwendung  von  Turcos  nnd 
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Hhw|fffh«m  algierischen  Truppen  als  ein  der  erlaubten  Kriegsfübrnng 
widersprecbendes  Verhalten  erklärten.  Die  Erörtenmg  und  Feststellaog 
der  Frage  wire  eine  dankeaswerthe  Anfssbe  Ar  den  erateo  stattfindeodoii 
Googress. 

Eine  auffallende  and  «ofal  nicht  Wenige  gegen  die  Feinde  Oestemicbs 
in  dem  letzten  Feldzoge  erbitternde  Erscbeinnng  waren  die  Yersnche,  gan» 
-  Truppentbefle  des  Osterreichin^ea  Heeres  zu  Eidbrach  Qn.d  Fabnen- 
flncbt  ED  verfilhres.  Nicht  blo»  italienische  Legionen  Warden  m  dem 
Zwecke  errichtet,  —  dieses  Hesse  sich  etwa  bei  dem  Zwecke  des  gannn 
KaibpfeB  noch  vertheidigen;  —  sondern  es  worden  namentlich  anch  sehr 
ernstliche  Tersocbe  gemacht,  die  nngariachen  Regimenter,  vielleicht  anch 
die  Polen,  zum  Uebertritte  in  Masse  m  bewegen. 

Dass  dieses  Terfohren  ein  nsritterliches  nnd  hinterlistiges  war,  wird 
wohl  kaam  Jemand  ernstlich  in  Abrede  ziehen.  Aach  sollt»  darflber  kein 
^Zweifel  sein,  dass  sich  selbst  ans  dem  Btandponkle  der  gemeinen  Klngheit 
Yieles  dagegen  einwenden  liess.  Nicht  nur  gewann  sicherlich  die  sittliche 
Haltung  des  eigenen  Heeres '  der  Sardinier  an  dem  Beispiele  beginstigten 
and  belohnten  Trenbraches  nkht  viel;  sondern  es  masste  nothwendig  anch 
froher  oder  später  die  grosse  Yerlegenhelt  entst^en,  was  mit  so  viden 
Heimathloeen  n  beginnen  seL  Denn  dass  emstlich  aof  einen  bleibenden 
Abfidl  Ungarns,  and  daher  an  die  Möglichkeit  einer  Rttcksendnng  der  Ueber- 
getretenen  in  ihr  Yatcrbnd  gehofft  wnrde,  ist  in  der  That  nicht  wahrschein- 
lich. Doch  sind  diese  Erwägungen  allerdings  nicht  die  entscheidenden,  wenn 
es  sidi  davon  handelt,  ob  eine  solche  Yertockong  feindlicher  Toppen  mm 
Uebergange  als  ytnbicrechtswidrig  beieicbnet  werden  kann.  Hier  kommt  es 
lediglich  anf  den  Bechtsponkt  an. 

Yielleidit  wird  man  die  ganze  ühtersnchong  der  Fkage  dadorcfa  karzer 
Hand  abschneiden  wollen,  dass  man  aidi  aof  eine  feststehende  Gewohnheit 
in  diesem  Pankte  bemft.  Man  wird  sagen,  dass  za  allen  Zeiten  üeberlAafer 
vorgekommen  seien,  Ihre  Annahme  nnd  Einreihnng  aber,  sei  es  in  die  eige- 
nen Trupitcn  sei  es  in  eigens  dazu  gebildete  Abtfaeihingen,  niemals  als  nner- 
laubt  gegolten  habe.  Diess  ist  allerdnigs  ridittg,  so  wenig  die  Sache  aodi 
an  sich  jemals  löblich  und  jemals  logisch  vereinbar  war  mit  den  Fordenu^en 
an  die  eigenen  Soldaten;  allein  es  handelt  es  sich  hier  von  einem  anderrai 
Falle.  Man  hat  nicht  etwa  blos  einzelne  üeberläufer,  welche  ans  snbjectiven 
Gründen  ihre  Fahne  verliessen,  aufgenommen  und  verwendet;  sondern  es  ist 
der  staatliche  Zustand  des  Gegners  in  seiner  Berechtigung  gelängnet  und 
eine  Abtrennung  ganzer  Landestheile,  wohl  bemerkt  solcher,  um  welche  der 
Krieg  nicht  geführt  wurde ,  als  Lockspeise  in  Aussicht  gestellt  und  angehahnt 
worden.  Noch  während  Ucs  Krieges,  also  elie  irgend  eine  Veränderung 
im  Länderbestaude  des  Feindes  rechtlich  aubgesprochen ,  ja  selbst  ehe  auch 
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nnr  dn  Attflmg  yoa  lolehar  Zenplittenmg  gemMlit  war,  wofdoi  «hon  die 
Fahnen  dnes  BelbttstAndigea  ünganis  «ntfaltet  n&d  den  flbrigen  geseUUeben 
imd  anerkannten  Feldseiclien  beigeseilt  Hit  andern  Worten:  es  mde  das 
eben  so  wenig  eroberte  als  aneh  nur  im  Zustande  der  EmpOmng  befindlicbe 
Kroaland  als  sdbststtadiger  Staat  anerkannt  Väe  Frage  ist  nnn:  ob  ein 
solches  Oebahven  vertbeidigbar  nnd  die  daran  sieb  knüpfende  Anffordening 
iron  Seiten  gesetdicher  Regierungen  an  die  Toppen  einer  solchen  Predni, 
ihrem  bisberigcD  Kriegsherrn  vngetren  zo  werden,  oad  die  Abtrennung  ihres 
Taterlandea  aas  sdnem  bisherigen  staatsrechtlichen  Verbände  anraerkennai, 
deh  rechtUcb  vertheidigen  ttsst? 

Diess  mnss  denn  aber  entaeUedea  bestritten  werden.  E«  steht  dem 
Feinde  nicht  za,  die  Edsteaa  des  diessdtigen  Staates  ond  sdne  Integrittt 
nach  Belieben  sa  lingnen  nnd  dntdne  TheUe  dea  OeUetes  berdta  als  nicht 
mehr  daza  gehörig  zu  behandeln.  Eine  solche  Loereissong  aod  Tenninde- 
rang  des  fdndlichen  Gebietsstaades  mag  dnrch  dnen  Frieden  nach  glflcklich 
geführtem  Kriege  stattfinden,  bis  dahin  aber  ist  derselbe  recbtlicb  dorchans  ' 
nur  im  Besitze  des  bisherigen  Oberhauptes.  "Wenn  die  verbflndeten  Ifftdlte 
das  Recht  hatten ,  schon  ivährend  des  Krieges  Ungarn  als  einen  von  Oester- 
reich losgerissenen  Staat  zu  betrachten,  eigene  ungarische  Truppen  anzner- 
kenneu  und  sich  mit  ihnen  zu  verbinden:  so  hatten  sie  auch  das  Recht,  die 
Oesterreich  treu  gebliebenen  ungarischen  Truppen  ab  in  unberechtigtem 
Kriegsdienste  stehciui  zu  bthaiidtlii.  Da  sie  nun  daran  natürlich  nicht  dach- 
ten ,  so  vt'iiuhren  sie  offenbar  unlogisch  und  unberechtigt  durch  Aufnahme 
der  ungarischen  Fahnu  neben  der  französischen  und  sardinischen. 

Es  kann  auch  die  Sache  nicht  so  gewendet  werden,  als  sei  überhaupt 
ein  krieglultrender  Staat  1 1  liuu  hligt ,  die  niilitäri>-chrn  Mittel  des  Feindes  , 
nach  Thuulichkeit  zu  schwachen.  Allerdings  ist  diess  eint'  Aufgabe  der 
Kriegführung,  ohne  deren  glflekliche  Lösung  der  Zweck  des  Klugt^  gar 
nicht  erreicht  werden  kann.  Nicht  jedes  Mittel  zu  Erreichung  dieses  Zweckes 
ist  jedoch  völkerrechtlicli  erlaubt.  Der  Kriog  ist  ein  gewaltsamer  Zustand 
zwischen  souveränen  Staaten,  welche  in  Ermangelung  eines  Richters  einen 
Streit  ttber  Rechte  oder  Interessen  mit  den  Waffen  in  der  Hand  zu  schlichten 
suchen,  ein  grossartigns  Gott'-urtheil  im  Sinne  des  Mittelalters;  allein  es 
ist  kein  Zustand  vulligt'i  üeclillusigkeit ,  und  noch  weniger  befreit  der  Krieg 
von  der  Einhaltnng  sittlicher  Gebote.  Das  europäische  Kriegsrecht  besteht 
nicht  darin,  dem  Feinde  so  viel  Schaden  zuzufügen,  als  nur  immer  möglich; 
sondern  darin,  die  durch  die  Anschauungen  gesittigter  Völker  gebilligten 
Gewaltmaassregeln  anwenden  zu  dürfen.  Dass  nun  diese  Anschauungen  nicht 
alle  und  jede  dem  Feinde  schädliche  Handlung  gestnttfiv  i'-t  o)»pn  hinreichend 
an  zahlreichen  Fällen  nachgewiesen  worden.  Als  uuzwcitelhaftes  Motiv 
gerade  der  bedeutendsten  dieser  Gebote  macht  sich  non  aber  die  Ueber- 
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Zeugung  geltend,  daas  es  des  Staates  anfrflrdig  sei,  dnrdi  Log,  Trog  oad' 
Ifortbroch  einen  Yortheil  Aber  den  Feind  ta  erlangen.  Bine  EapitalatiQii 
niQss  heilig  gehalten,  and  es  darf  die  dnrdi  eine 'solche  zur  Rnefckehr  mm 
eigenen  Heere  berechtigte  Besatzung  nicht  in  Eriegsgefangensdiaft  gescUeppi 
werden.  Es  ist  nicht  erlaubt,  den  Feind  durch  Parlamentairseichen  an  tln- 
BChcn,  nnd  anf  diese  Weise  onversehens  m  ttber&Ilen.  Es  wär«  ein  Ver- 
brechen gegen  das  Völkerrecht,  einen  'VN'affeustiUstand  zu  missbrauchen  zur 
Uebemtnipelung  des  anf  gegebenes  Wort  bauenden .  Feindes.  Uit  Einem 
Worte:  die  europäisehe  Gesittigung  geht  zwar  noch  nicht  so  weit,  den  Krieg 
im  Ganzen  und  grundsätzlich  zu  verwerfen;  allein  sie  will  wenigstens,  dass 
er  ehrenhaft,  d.  h.  nicht  mit  hinterlistigen  Mitteln  geführt  werde.  Sie  ent- 
ledigt die  Regierungen  nicht  von  der  Befolgung  der  Gesetze  des  Anstandes, 
welche  sie  in  Friedenszeiten  zu  beobachten  haben.  Kura  sie  will,  dass  der 
Krieg  ein  Zweikampf,  nicht  aber  ein  Hinterhalt  zu  Heuchelmord  sei.  Ist 
es  nun  mit  dieser,  wenn  auch  niclit  ganz  vollkommenen  und  folgerichtigen, 
aber  doch  im  Ganzen  ehrenhaften  Gesittigung  vereinbar,  wenn  eine  Regie- 
rung so  tief  herahsttigt,  dass  sie  selbst  zu  Meineid  auffordert?  Mit  welcher 
Stirne  will  sie  ihren  eigenen  Kriegern  von  Ehre  reden  und  an  deren  Treuo 
sich  wenden,  w<  nn  sie  in  dem  nämlichen  Augenblicke  selbst  andere  zu  Ehr- 
losigkeit und  Untreue  zu  verführen  suebt? 

Auch  bedeiikf  nian  wolil,  dash  ein  solches  Verfahren  nothwendig  zu  den 
widrigisteu  und  den  Streit  auf  das  Tiefste  vergiftenden  Handinngen  führen 
muss.  '  Wäre  der  Plan ,  die  Ungarn  zu  verführen  und  sie  sodann  alsbald  dem 
österreiclii^ehen  Heere  gegenüber  zu  ^teilen,  gelungen,  so  wären  ohne  allen 
Zweifel  diese  ücberläufcr  von  den  Oesterreichern  nicht  als  rechtmässige 
Feinde ,  sondern  als  Verbrecher  beliandelt  worden ,  nnd  zwar  mit  vollem 
Fechte.  Die  Folge  wäre  dann  krieg>?rechtlicbe  Uinriclitung  der  Gefangenen 
gewesen,  jt  dcn  Falles  bei  Ofliziei-en  odtr  bi  kannten  Rädelsfflhrem.  Ebenso 
unzweifelhaft  hätten  sich  aber  die  Verbündeten  der  in  ihre  Reibe  /ngfiasseneu 
angenommen  und  Repressali- u  zuerst  angedroht,  in  sehr  wahi>cheiulichem 
Nichtbiachüinfsfalle  sie  auch  vollstreckt.  Welche  scliaudervolle  nnd,  weil 
für  den  i>cliiu  ^sliehen  Erfolg  doch  unerhebliche,  uniiöthig  grausame  Krieg- 
führung dieas  aber  zur  Folge  haben  mnsste,  hedarf  keiner  Ausftihrung.  Was 
aber  zu  solchen  Zuständen  mit  Nothwendigkeit  führt,  Icann  nur  als  völker- 
rechtswidrig betrachtet  werden. 

Die  fraglichen  Vorlaile  selbst  beweisen  freilich,  dass  eine  unantaMbare 
völkerreciii liehe  Gewohnheit  in  dieser  Roj^iehung  nicht  besteht;  allein  sind 
die  vorstellenden  Erwägungen  richtig,  so  ist  auch  der  Beweis  geliefert,  da*is 
eine  allgemeine  Ft  ststillnng  solcher  Gewohnheit  eine  Forderung  der  Ehre 
.süwuhl  ah  des  gegeu&eitigeu  wahren  ^'orth'  ile?  wäre.  Sie  wird  aber  allnn'ihlig 
zur  Kräitigung  kommen,  wenn  sich  die  Offent^cbe  Stimme  entschiudea  dafür 
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erklärt,  und  wenn  auch  die  Regierungen  selbst  unumwunden  sich  bei  jedem 
neuen  Versuche  eiuej*  Uebertretung  gegen  denselben  als  gegen  ein  inler- 
nationalis  Uiin  cht  aussprechen. 

Frankreich  abor,  welches  so  gerne  sich  damit  brüstet,  au  der  Spitze  der 
enropilischcn  Gcsittigung  zu  stehen ,  mag  wohl  zusehen ,  welche  Stellung  es 
in  den  Augen  der  Alitlebendcn  und  in  dem  ürthcilc  der  Geschichte  einnehmen 
mnss,  wenn  es  Handlungsweisen  begünstigt,  wohl  gar  selbst  vornimmt,  welche 
die  Uebel  des  Krieges  immer  höher  steigern ,  und  eine  Wiederaussöhnung  in 
Streit  gekommener  Staaten  schwieriger  nnd  schwieriger  machen.  Freilich 
ist  ein  grussn  Unterschied  zwischen  selbstbewnndenden  Phrasen  und  einer 
sittlichen  Scll).stbehcrrschung. 

Yon  noch  grösserrr  Bedeutung  freilich  wäre  endlich  tasH^  entschiedene 
FeststeUnng  des  Grundsatzes,  dass  die  Anzettlang  von  EmpOrang 
ond  Umwftlxuiig  im  Gebiete  des  Feindes  ein  völkerrechtlich  oner- 
lanbtes  Kriegsmittel  sei. 

Um  jedoch  hier  nicht  in  Ycrwcchselaogen  and  dadurch  in  fibertriebene 
ond  somit  nicht  darchzuf&hrende  Fordemngen  m  verfallen,  ist  es  nöthig  zu 
unterscheiden.  —  Eine  onerlaobte  BenQtznng  des  Kriegsglttckes  kann  wohl 
nicht  behauptet  werden,  wenn  ein  siegreich  vordringender  Staat  ein  von  ihm 
erobertes  feindliches  Gebiet  zur  ICrüftigong  seiner  eigenen  Macht  bentttzt 
und  ans  demselben  Mittel  zur  Weiterführung  des  Krieges  und  zur  Erleich- 
terung seiner  eigenen  Krftfte  zieht,  zn  dem  Ende  denn  auch  die  Behörden 
der  feindlichen  Begiemng  entfernt  und  eine  eigene,  Verwaltung  einsetzt. 
Niemand  hat  z.  B.  in  den  von  Kapoleon  angeordneten  Verwaltungen  öster- 
reichischer oder  preussischer  Provinzen^  und  spftter  Jn  der  Einsetzang  von 
Behörden  der  Verbündeten  in  den  von  ihnen  besetzten  französischen  Depar> 
tements  eine  völkerrechtswidrige  Handlung  gesehen.  Gewöhnlich  wird  zwar 
wohl  schon  ans  lUugheitsgrttnden  diese  Benützung  einer  Eroberung  nicht 
bis  zu  einer  Aushebung  von  Truppen  nnd  einer  Verwendung  derselben  gegen 
die  bisherige  Regierung  ausgedehnt  werden;  allein  strenge  genommen  möchte 
sich  vom  Rechtsstandpnnkte  ans  selbst  hieigegen  nichts  einwenden  lassen. 
Sodann  ist  es  nicht  sowohl  völkerrechtswidrig,  als  geOhrlich  und  voreilig,  wenn 
eine  eroberte  Provinz  fQr  definitiv  dem  Feinde  entrissen  und  mit  den  eigenen 
Besitzongen  vereinigt  erklftrt  wird.  GeOhrlich'  nftmlidi  ist  ein  solcher  Schritt, 
weil  er  möglicherweise  Widerstand  bei  den  Einwohnern  hervorrufen  und 
dadurch  die  eigene  Lage  verschlimmem  anstatt  verbessern  kann;  und  vor- 
schnell ist  er,  tbeils  weil  das  Kriegsglflck  sich  wieder  wenden,  dadurch  aber 
^  mit  solcher  Zuversicht  fOr  bereits  erworben  erklärte  Gut  unter  Hohn 
tuMl  Spott  wieder  verloren  gehen  kann,  theils  weil  die  völkerrechtliche  An- 
erkennung von  Seiten  anderer  Staaten  erst  nach  der  iötmüchen  Abtretung 
im  Friedensschlüsse  erfolgt,  ein  firflherer  Anspmc|i  aber  möglicherweise  zn 
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den  Staaten  strht :  so  ist  bei  jedem  Kriege  fiiir  ganz  niibf  rrcheubare  Aus- 
dehnung der  Uebel  uii«i  der  Folgen  in  möglicher  Aussicht,  Man  darf  keck 
behaupten,  dass  in  solchem  Falle  Europa  in  eine  neue  sehr  unerft-enliche 
Phase  der  internationalen  Verhältnisse  eingetreten  ist,  und  zwar  zu  einer 
Zeit,  als  man  sich  m%  der  Hoffiiiuig  «iner  Beschränkung  and  Seltenheit  der 
KrirgsObel  trug. 

Zu  einer  bindenden  Vereinbarung  unter  den  Regierungen  in  Betreflf  dieser 
Frage  des  intematioiuib  ii  Ko-lites  ist  freilich  kaum  Aussicht  vorbanden:  und 
so  bleibt  denn  auch  hier  zunädist  nur  theoretische  Auf<^tellung  des  Satzes 
und  Bemühung  um  die  zwar  langsame  aber  schliesslich  doch  entscheidende 
Gewinnung  des  aUgemeinen  Reohtshevusstseins. 
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